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MAX  SCHIPPEL  DIE  ALTE  UND  DIE  NEUE  HANDELS- 
VERTRAGSPERIODE 

1  l-l  llotfnung,  heute  an  dieser  Stelle  bereits  die  leriigen  Handels- 
verträge besprechen  zu  können,  hat  sich  nicht  crfiillt.  Aus  triftigen 
•  irunden  hat  die  deutsdie  Regierung  es  abgelehnt,  die  älteren  Ab- 
kotnmen  (mit  Italien.  Belgien,  Rumänien,  der  Schwnz,  Russland, 
S  rhicn  )  zu  veröffentlichen,  ehe  ül)er  die  Verständigtuig  mit  Ostcr- 
reich-L'ngarn  endg^ültig  entschieden  ist.  linuierhiii  scheint  es,  gerade  im  Auijeii- 
blick,  lohnend,  einige  hervorstechende  Merkmale  der  handelspolitisclicn  Ent- 
wtckelung  der  letzten  Jahre,  einige  charakteristtsdie  Oegcnsatze  zwischen  den 
hastigen  tmd  den  früheren  Entwickelungstendemcen  hervonnihd^.  Manche 
Bestandteile  der  kommenden  Verträge  werden  dadurch  verständlicher  werden. 

XXX 
KIXER  der  kennzeichnendsten  ünlerschicdc  zwischen  der  Gegensvart  und  dem 
Ende  der  achtziger  oder  dem  Anfang  der  neunziger  Jahre  ist  die 
wesentlich  verminderte  und  verblasste  Bedeutung  der  Brotkorn- 
zölU-  hei  den  handelspolitischen  Auseinandersetzungen,  deren  fester  Nieder- 
schlag die  neuen  zwölfjährigen  Konventiunnltririfo  sein  wenlen.  Heute  -.ireiteti 
sich  die  Regierungen,  was  den  Agrar schütz  anlangt,  in  erster  Linie  um 
Vieh-  und  Fleischzölle  und  noch  viel  mehr  um  die  Willkür  oder  die  er- 
tragsmäsige  R^elung  der  VHehsperren,  femer  um  Wein  zolle,  Holz  zöllc, 
um  G  e  r  s  t  e  n  -  und  Hopfen  einfuhr,  um  die  Behandlung  der  G  ä  r  t  n  e  r  e  i- 
crzeugnisse. 

ZUM  Teil  liegt  dies  daran,  dass  auf  dem  Gebiete  der  eij^entliclien  Kornzöllc 
verschiedene  Staaten  nunmehr  schon  lange  die  S  ä  1 1  i  g  u  n  g  s  g  r  e  n  z  e  er- 
reidit  und  widerspruchslos  festgehalten  haben,  die  ihnen  bei  ihrer  intematio- 
nationalen  Stellung  und  ihrem  innerpolitischen  Lr1>      ^1  ter  ParteigeStaltitng 

realisierbar  schien.  Ganz  anders  in  der  entsprechenden  V'orpcriode.  So  be- 
fand sich  damals  Frankreichs  Getreidezollpolitik  noch  in  vollster  jugend- 
licher Gärung.    1887  hatte  man  den  VVeizcnzoll  —  den  für  Frankreich  niass- 
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j»cbcndcn  Brot  kornzoll  —  von  3  auf  5  Francs  pro  Doppelzentner  gesteigert. 
Mit  dem  Gesetze  vom  27.  Februar  1894  schritt  man  zum  7  Francs-  (5,60  Mark-) 
Zoll  weiter.  Danüt  war  dann  erklärlicherweise  ein  gewisser  Stillstand  ge- 
kommen; man  richtete  von  agrarisdier  und  agrarfreundlicber  Seite  8(»aterlita 
seine  Bemühungen  vorwiegend  darauf,  den  Zoll  noch  preiswirksamer  zu 
machen,  als  das  in  einem  Lande  mit  zeitweiser  t  berschussproduktioii  von  Gc- 
trcidc,  ohne  neue  staatliche  Eingriffe,  der  Fall  si-in  kann').  Ein  ähnliches 
Bild  bietet  Italien.  Auch  Italien  befand  sich  damals  nuch  im  vollen  Werden 
seines  Ackerbauschutzes.  Der  Generalzolltarif  vom  14.  Juli  18^  hatte  den 
5  Francs-Weizenzoll  gebracht;  seit  dem  Dezember  1894  gUt  der  7H  Francs* 
(6  Mark-)  'Zoll,  der  gleichfalls  auf  lange  Zeit  die  Obergrenze  gezogen  hat. 
.\hnliches  liesse  sich  noch  von  anderen  Staaten  ausführen. 
DAS  schärfste  Gegenstück  liierzu,  /u  allen  seinen  Nachbarn,  stellt  allerdings 
das  damalige  Deutschland  dar,  dessen  R^erungs-  und  Pariamentsmehr- 
heit  zwar  1887  die  allgemeine  Strömung  mitmachten  und  dabei  sogar  führend 
imd  anfeuernd  auftraten,  dann  aber  an  der  Wende  des  Jahrzehnts  —  die  Re- 
crieninj^-  mehr  die  Initiative  ergreifend,  das  Parlanuiu  mehr  vor  die  fertige, 
uiiabanderliclie  Tatsache  gestellt  —  die  Zeit  zur  Abb  rocke  lang  des  Korn- 
zolls fiir  gekommen  hielten,  tmd  die  sich  sogar  durch  internationale  Verträge 
auf  mdir  als  ein  Jahrzehnt  auf  diese  Entscheidung  festlegten.  Dass  hier,  nach 
vorangegangener  Zollherabsetzung  für  eines  der  Hauptnalirungsmittel  des 
Volkes  und  eine  der  Ilaupteinfuhrcn,  die  neuerliche  W  i  c  d  e  r  h  e  r  a  u  f - 
Setzung  des  Grolles  zu  ganz  anderen  inneren  Krisen  und  internationalen 
Schwierigkeiten  führen  musste,  als  sie  die  vorerwähnten  Länder  mit  ihrer 
konstanteren,  weniger  im  Zickzack  laufenden,  obwohl  nutniiter  noch  vtd  aus- 
geprägteren .^grarschutzpolitik  jemals  erfahren  haben  —  das  wird  keinen 
Kenner  des  politischen  Lebens  wundernehmen.  Uber  die  Empörung  des  dop- 
pelt enttäuschten  Konsumenten  ist  man  bei  uns  nur  mit  noch  empörenderen 
parlamentarischen  Gewaltstreichen  hinweggekommen.  IMe  Beadiungen  zum 
Auslände  sind  selbstverständlich  beim  Wiedereinlenken  in  das  alte  Gdeis 
einer  abnorm  starken  Spannung  ausgesetzt  gewesen.  Doch  das  sind  spezifisch 
detttschc  Schmerzen. 

ANDERNTEILS,  wenn  selbst  speziell  für  die  deutschen  Beziehungen  zum 
Auslande  der  Brotkomzoll  schon  seit  längerer  Zeit  nicht  mehr  von  so  durch- 
sdilagender  V^cht^^it  wie  früher  war,  so  kommen  dabei  auch  grossewtrt- 
schaftliche  Umwandlungen  in  den  Ländern  der  ehemali- 
gen G  0  t  r  c  i  d  c  z  u  f  u  h  r  Deut.schlands  zum  sichtbaren  Ausdruck. 
GERADP^  für  Österreich-Ungarn,  das  beim  Abschluss  der  letzten 
Verträge  tonangebend  für  den  deutschen  Konventionaltarif  war,  ist  die  Be- 
deutung unserer  BrotkomzöUe  immer  mehr  zusammengeschrumpft  Vielleicht 
darf  man  sogar  behaupten,  dass  bereits  1890-1891  der  deutsche  Zoll  nicht  de« 
Wert  hatte,  den  man  ihm,  besonders  in  Budapest,  beimass.  oder  dass  die  Wien- 
Budapester  Unterhändler  keine  Ausdehnung  der  deutschen  Ermässigimgcn 
auf  die  llauptkonkurrenten  (Russland,  Amerika)  erwarteten  —  was  allerdings 
geeignet  gewesen  wäre,  eine  ausserordentliche  Steigerung  der  Saterreichisdi- 

>)  Die  viel^ehorte  HehatiptuDK,  das«  wr);cn  der  lollfreien  Kolonialeiofulueo  der  iraiuönache  KonuoU 
tttadbnpt  nirht  preisvirksam  werde,  i«t  vollkommeo  irriy,  «ic  tdwa  der  (ICcbliglto  BHdt  aaf  die  6e> 
««■nf  d«f  WtisnpmM  in  EagUad  und  Fnnkiekk  lehrt. 
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ungarischen  Getreideexporte  nach  Deutschland  hervorzurufen.*)  Auf  jeden 
Fall  ist  das  Interesse  der  Gesamtmonarchie,  und  vollends  erst  dier  Österreichi- 

:?chen  Hälfte,  an  der  Offenhaltung  der  Auslandsmarkte  für  Getreide  mit  der 

Zeit  fa>«t  unter  tien  XuUpuiikt  gesunken. 

DIE  Sondcrziffcm  des  Aussenliandels,  für  die  österreichische  Hälfte  sowohl 
wie  für  Ungarn,  aus  den  Statistiken  der  Gesamtmonarchie,  des  österreichisch- 
ungarischen  Zwischenverkehrs  und  des  Auslandsverkehrs  der  imgarisdien 

Statistik  herauszuschälen,  ist  leider  eine  \niLabe.  die  nicht  mit  vollständiger 
Sicherheit  zu  lösen  ist.  l)i>eh  sind  die  uniHchtiLren  Ijcrechinuigen.  die  Professtir 
von  Philippovich  anstellt^),  geradezu  verblütYend.  Danach  bleibt  die 
österreichische  Hälfte,  in  der  Produktion  von  Brotgetreide  weit 
hinter  dem  eigenen  Bedarf  zurück.  Noch  mehr:  das  durch  Einfuhr  zu  dedcende 
Defizit  ist  sug;tr  grosser,  als  unser  eigenes,  als  das  Brotkommanko  des 

Deutschen  Reicht'-' 

»Die  für  Deutsclüand  vurgcnuuuucnen  Schätzungen  über  den  Bedarf  an  Weizen  und 
Roggen  pro  Kopf  der  Bevölkening  schwanken  zwischen  itio  und  aoo  Kttogramm. 

Selbst  wciui  wir  für  Osterreich  nur  einen  Kon>iini  von  150  Kilogramm  pro  Kopf 
annehmen,  %\urdcn  wir  nach  den  ZitTcrn  der  Erntotattstik  —  nach  den  notwendigen 
Abzügen  —  kaum  die  Hälfto  des  eigenen  Bedarfs  produzieren.  Die  Einfuhr  aus 
Ungarn  wird  auf  zirka  15  Millioocn  Kilogramm  jährlich  peschätzt,  das  sind  zirka 
57  Kilogramm  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung.  Unter  Hin/urechnung  der  Ergeb- 
nisse der  heimischen  Ernte  kommen  wir  noch  nicln  :wi  die  Durchschnittsziffer  von 
150  Kiloprramm.  Die  Differenz  mag  durch  Fehler  der  F.rntcstatistik  erklärt  werden; 
vielleicht  ist  auch  wirklich  unser  Brotbichrf  ein  bescheidenerer,  weil  grosse  Teile 
der  Bevölkerung  noch  von  geringwertigeren  Nahrungsstoffen,  Kartoffeln»  Buch- 
weizen. Mais  und  dergleichen.  leben  Wie  dem  auch  sei,  wir  dürfen  annehmen,  das« 
wir  nicht  mehr.  al.s  drei  Fünftel  unseres  eigenen  Bedarfs 
an  Brotgetreide  produzieren.  Dies  Verhältnis  muss  sich  natfiriich  bei  wadisendem 
Wohlstand  und  wachsender  Bevölkerung  immer  mehr  zu  unseren  Ungunsten  ver- 
schieben :  und  wie  es  schon  heute  auf  die  Getreidehandelsbilanz  der  Gesamt- 
monarchie einwirkt,  so  wird  es  in  Zukunft  nocli  nulir  für  diese  entscheidend  wer- 
den. Der  geringe  Uberschuss  an  Weizen,  der  heute  noch  exportiert  wird,  wird  in 
wenigen  Jahren,  durch  das  Wachstum  der  österreichischen  Bevölkerung  allein,  im 
Iidande  benötigt  werden.  .  .  .  Wenn  wir  von  dem  Ertrag  der  österreichischen 
Ernte  an  Brotgetreide  in  Abzug  bringen,  was  von  den  Landwirten  selbst  verzehrt 

»)  Die  Frai:''  f^'»  ' '•>!frrpii h-rng.itn  damals  mit  einem  j;rwi»Rcn  Reiht  die  diSerentieile  BegOnstijr<uij; 
triaef  ( .rtrei<l«vi'i 4uhr  nach  DcuU<  h!an<l  in  Aussicht  nrhmen  «larfte,  ist  bekanntlich  ooch  umgeklärt. 
V  »T.n  mich  mcinp  l'-rinncruni;  ni'lit  l.iiiv,  ht,  vo  wiinU-  in  HiKl.nict  die  Annahme  dos  H.nniicKvcttr.ik;s  von 
der  KegM*ning  Kan»  unumwunden  diinli  den  Hinweis  auf  die  hevorstchende  SondcrverjjUnsli^jtmK  in 
DcottdllBd  befOrwortct.  IVr  Konunissionshcricht  des  östcrrei«  hischcn  .\hi;i'orilnetpnhauSPS  war  vnr- 
ticMiMr:  «r  erkannt«  twir  die  Wichtigkeit  der  Frage  für  die  Interes«enten  der  Getreideausfuhr  an,  lies« 
jedoa  «Mnleckicdea,  »ob  die  wn  vom  ]>eii1achea  Reiche  xngeataitdeoe  Enolnigung  in  nähcicr  oder 
fernerer  Fo^  aoch  4«  Biabkr  Mt  RaMtand  m  gute  kaanien  weide,  weicbei  letztere  Reich  bekaBotlich 
in  keiDcrlei  xoIlpoHtbcliem  VeftneirertilltntMe  to  Dentschtand  eteht  —  eise  Vorfra{;e,  fttr  deren  defiai- 
live  P«'.ijit*otturi,'  vcrLl-tslit-hc  KJeniente  he:itc  .illfrdinv.";  liaum  norh  vorhanden  sind."  I'ci  vnn  Itazant, 
der  dem  t.stfrrcii  h.iichen  Handel^rainistrriuin  an^rhurtr.  lii'Kt  niKn  :  >»Vi)n  differentielleti  Hoj;lin<ti^;tmKen 
dr^  «»«terrenhiM  h-nni^aristhen  Gctr»-idooxpoites  nai  h  Dr  :[^<  hiand  w  ar  wohl  viel  die  Kede  und  musste 
dieses  Trogbild  lange  nach  der  t ienehmij^mi;  dei  Vertra;;e  noih  zur  BeichoniK^ng  djs  maL;ercn  Krgeb- 
mttses  der  VeTtragcverhandlungm  herhalten,  die  au^drOcklickc  Stipulation  einer  solchen  BegOastigung 
wntde  dentacbenetts  nie  ng^ebea.«  Wahncbeiolich  liefen  die  Diag^  a«:  Deatschlasd  machte  kein  Hehl 
<ii—  —  nad  hat  eplter  anttprediead  gdaadalt  — ,  daas  ca  die  Vertragaaail«  aicbt  «af  R«ac- 
laad  anwenden  werde,  fall«  Knaalaad  «fafMl  ^  Mdslbegflnttigu^aatdlnBg  vetlaagab  «iaM  t»^ 
«ertrag  )ed<Kb  verweigere.  Diese  Weigerang  adncn  den  WiMi-Budapester  HandeltpoltttkeiTi  nach  alter 
Elfüirting  to  gut  wie  sicher,  Deutschland  muhste  ja  in  der  Tat  duüh  rini-n  Zollkrieg  da;  Wldcrstrcbea 
Ruriaiids  «pSter  erst  brechen.  Daher  anfänglich  die  Hoffnungen,  danu  die  l.ntUafchung  OjterreKb 
l'n^rart>^,  iiht.e  dass  man  sich  l>eiderseitig  etwas  vorzuwerfen  hatte. 

■)  Vergl.  Eagea  eoo  Philippeeich:  Di*  M$rrticki$ck-mngarUck€  HamdtlspoUtik  und  ttit  InUr- 
mm  lkltmkk$  im  «m  ZattOurtt*  J9r  FoIIm«Mk»i|^  19M.  pi«.  4«i  ^ 
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wild.  <laiin  kommen  wir  zn  <k-m  F.rgt*hni<.  duss  l^^ngarn  heute  scium  mehr  Brot- 
getreide Coder  Mehl)  auf  dau  österreichischen  Markt  verkauft,  als  die  ü.ster- 
rdchisdicn  Landwirte.«*) 

Die  österreichische  Rcichshälftc  brauchte  sich  also»  wenn  sie  nicht  mit  l'ni^am 
zu  einer  einheitlichen  Handelspdlitik  zusaminciij^ekettet  wäre,  um  dii'  deutschen 
Brolkornzölle  uherhaupt  nielit  zu  kümmern.  Doch  auch  »1er  Ciesamt- 
staat  braucht  um  dieses  agrarischen  Exportes  willen  keine  Händel  mehr  zu 
suchen.  Es  war  einmal»  dass  Weisen  als  einer  der  widitig^ten  Ausfuhr- 
artikel angesehen  werden  konnte;  selbst  1881  bis  1890  betrug  die  Einfuhr  durch- 
schnittlich jährlich  nur  949.313  Dojjpelzenf ner,  pi^ej^eiuiber  einer  Ausfuhr  von 
2  536  287  Doppelzentnern.  Daj^eqfen  verzeichnen  wir  Jahr  auf  Jahr  zwischen 
1891  und  J900  in  1000  Doppelzentnern: 

die  Einfuhr  mit    95      150    207    278     188     132    1274  2025  730  368» 
die  Ausfuhr  niit  1548     750     761     640     678     561     361     29     7  81. 

Die  Ausfuhr  erlosch  also  langsam:  die  lünfuhr  zeigt  zwar  heftige  Schwank- 
uneben,  im  allgemeinen  jedoch  ein  beträchtliches  Wachstum,  so  dass  ihr  Über- 
gewicht seit  dem  Ende  der  neunziger  Jalire  besiegelt  scheint.    Beim  Roggen 
ist  die  Doppelmonarchie  schon  sehr  lange  ein  Einfuhrland.   Selbst  die  M  e  h  1  - 
ausfuhr  —  die  1881  bis  1890  durchschnittlich  mit  15^100  Doppelzentnern 
gegenüber  gestanden  hatte  einer  Einfuhr  von  96420  Doppclzentnern  —  war 
kurz  vor  und  nach  der  Mitte  der  neunziger  J.-.hrc  ganz  verschwindend  gering 
geworden,  und  selbst  nach  abermaliger  'Zunahme  blieb  sie  tief  unter  den  alten 
Mengen.    1891  bis  1900  faelief  sich  nämlich  in  1000  Dq[>pelzentnem : 
die  Einfuhr  auf       i      i      2      4      8      82734   10    4  3, 
die  Ausfuhr  auf      994   455    418    262    114    110    105    35    38    503  58g. 
Das  Mehl  aiif  W'eizen  umgerechnet,  ergibt  sieh  nach  Fhilippovich  für  das  ( ie- 
sanUreich  ein  rbcr.schuss  {-{-)  respektive  ein  Dchzit  ( — )  der  Ciesamtausfuhr : 

1891  -f-  2694000  Doppelzentner, 

1892  -j-  1 186000  „ 
i8(>3  4-  I  075  000  „ 
1894  -j-    961  000  „ 

-j-    622000  „ 
1896  -I-    557000  „ 
1897—  895000 
1898^  1995000  „ 

1899  —    690000  „ 

1900  -f  347000 

«l  Dil-  iVrmanonzkomnjis^ion  fOr  dir  I Lindi-lswcrt«'  >\fr  /wisitK*nverk<hr!->t.it4st!k  kummt  zu  ti^nz  .Ihn- 
ltch4Mi  I  r«t^li'llunern.  Sie  urteilt  i'<-i  »I  i--  .1  ilii  i<j<-io  f.i>t  nn<  Ii  «Ir-ntisrhiT:  »"^toi rr-irli  i  m  [i  fi  r t  i  c  r  f  o  .iw- 
Ungarn  im  Jahr'-  icjoo  W^iirn  5  ;ij4 Mrtorzrntni'r.  an  KoRKCn  +11  1/75  DopjK-'./fnlafr,  an  .Mehi 
(auf  GeUtfidc  umn>'r.  rh-ict)  70g;}  813  Doppi'Uentner,  sutuunmen  jsSo<)is7  Doppelzentner,  whhnud  die 
öatan«icbi<cht' Produktion  im  Vorjabrr  in  WHwq  mit  ii.t  Millionen  Do{»peUetttncr,  KoK^en  mit 
13^  MUKoneo  Doppelzentner,  niunuDeii  mit  35  Millioiipn  Ooppebenbier  hmiBttt  winde.  Von  <lom  in 
östmcidi  ▼nrbrancbten  tJuiDtnm  wurden  «oatch  xitka  3{S*io  an«  UoKa»  gedeckt«  Sei  einem  Vcri^eirli 
mit  Dratschland  falle  auf,  >das«  Deutschland  nnr  id.yi  Millionen  Doppeheatner  |BrotKrlrciil<«|  in  bo- 
-•t'-h<'n  ^onMi^l  m.ii.  wrihroii'!  '  )<.ti-rn'i<  ti  bi-i  riniT  ni' ht  h  ■  n  ■Mov-scn  I{i'viilke(Un((t<itf''r  ''"'^  I'  i^irii 
.ill<-in  \  1)11  ilicsi-n  Artikeln  Millii»r.<-ii  r)opp(  l /ratin  i  tu /ii-li' uni^str  .  .  ,    Usier  enjjcrrs   V.i!fi i,in4. 

wclrlifv  ninl)  viit  oiiiii^i-n  j  il;.-. clirii-n  \.iri  .lUi-n  ( •••trcMi-siirtcii  ülx'i  ili-n  eigenen  Bedarf  piodurierti-. 
m-hort  jrlzt  r.ii  ht  niii  .;u  d.-n  Inijiortsta.itcn  illx-rli.iupl,  sondi'rn  stellt  ."»n  einer  der  ersten  Stellen.  Zur 
IllnstTienint»  (Urses  Z«st;iridcs  -.cill  nur  darauf  hingewiesen  werden,  dass  aelbtt  die  normale  jShrlichf 
Weisen-  lud  Mehleinfubr  Englands,  bclcannüich  des  Kröcstao  Importstaatcs,  nv  mnd  45  Millionen  Meter- 
zentaer  betragt«  —  bei  4t  MBiicnen  Kinwohnem,  gegen  daterreichs  tb  Millionen  I  (Vviie^L  von  Fhiiippo- 
vich,  loc.  rit.  fmn.  469). 
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Nur  Gerste  und  Malz  nehmen  noch  einen  ziemlich  hohen  Rang  im  öster- 

icichisch-ungarischen  agrarischen  Export  ein.  Hier  wird  sogar  der  Durch- 
schnitt der  Jahre  1881  hi.s  T890  (hei  Cerste  etwas  über  3  Millionen  Doppel- 
zentner, bei  Malz  1  Million  Doppelzentner)  in  dem  folgenden  Jahrzehnt  fast 
ausnaluQslos,  bei  ücrstc  immer,  übertroffen;  die  Ausfuhr  steigt  bei  Gerste  auf 
4J2  Millionen  Doppelzentner  im  Jahre  1899  und  3  Millionen  Doppelzentner  im 
Jahre  1900,  bei  Malz  auf  t,8  Millionen  Doppelzentner  sowohl  im  Jahre  1899 

wi».-  1900. 

KL'RZUAt.  auch  für  den  Gesamtstaat  —  wenn  nun  einmal  heim  vielhefeh- 
tleicn  Ausgleich  bleiben  soll  —  ist  an  die  Stelle  des  Interesses:  der  Brutkorn- 
au sfuhr  die  Tore  der  importbedürftigen  Nachbarstaaten 
offen  ztt  halten,  nunmehr  das  viel  dringendere  Interesse  getreten:  auf  dem 
h  e  i  m  i  >c  h  c  n  Markt  nicht  die  eigene  Produktion  und  den  eigenen  Absatz 
durch  die  fremde  Kolonial-  und  I  hmgerkonkurrenz  verdrängen  und  nieder- 
«Iriicken  zu  lassen.  Mit  anderen  Worten:  Der  Kampf  gegen  die  deutschen 
Gctreidezölle  ist  hier  längst  ersetzt  durch  den  Kampf  ffir  die  Erhöhung 
der  eigenen  KomzöUe.  Und  unsere  Leser  wissen,  wie  dies  alles  geendet 
hat  und  nach  der  ganzen  wirtschaftlichen  und  politischen  Struktur  des  unseligen 
Sammelst, TD'fs  enden  mtjsste:  Die  Re^^ierung  schlägt  in  ihrem  Rntwnrfe  vom 
Januar  1903  eine  Verdoppelung  der  österreichisch-ungarischen  Brotkorn- 
zoile  vor,  und  wenn  die  beiderseitigen  Parlaments  Struwwelpeter  noch  etwas 
anderes  könnten,  als  obstruieren,  so  würden  sie  sicherliieh  diese  Zolle  noch 
höher  schrauben.  So  muss  man  dcim,  auf  Grund  des  Regierung^absolutismus, 
!n  Zukunft  mit  folgenden  Zöllen  Österreich-Ungarns  rechnen  (i  Krone  := 
85  Pfennig)  : 

B  i    h  r  r  i  g  f  r  Z  o  ]  1  1  n  Z  u  k  u  n  f  t 

,      ,    ,     ,   \'    .  I.  .-.V  autonom  nach  Artikel  III 

(and,  durch  Vertrage  nicht  ermass.gl^J)  (Minimaltarif) 

W  eizen  ......  3,57  Kronen                          7.50  Kronen  6^  Kronen 

Roggen   3,57  ».  7.«»       ».  S3o  ,. 

Gerste   1,70  400        „  2.80  „ 

Hafer   1.79  Ü.00        ..  4.80  „ 

Mffis    M9  „                           4,00       „  2jto 

VON  der,  seinerzeit  ausschlaggebenden,  Seite  drohte  also  den  deutschen  Brot- 

konizöllcii  schon  lange  kein  besonderer  Widerstand  mehr.  Für  diesen  kam 
beim  Anbruch  der  neuen  Vertrag^speriode  höchstens  R  u  s  s  1  n  n  d  in  TUtracht. 
Aber  auch  mit  Knsslaud  ist  man  dieses  Mal,  im  Gegensatz  zur  ablaufenden 
Caprivischen  Vertragsara,  ohne  Zollkrieg  zu  einem  Einvernehmen  gelangt. 
Das  starke  wirtschaftliche  Friedens-  und  Anlehnungsbedürfnis,  die  Finanz- 
miserc  Russlands  mag  dabei  den  deutsclKu  Ikstrebungeu  zu  Hilfe  gekommen 
sein.   Vielleicht  war  es  diesmal  Russiand,  das  durch  die  erweckte  Hoffnung 

I  1;  im  <  •roniv<"rk<'hi    mit   ■^i  iliirii  <lurchbfOcheB.     -    I 'n-   Hf!;i\iniiu:ii:    <!<■•:  /ollMiifoiitwurfo. 

bemrrkt  XU  '1<t  I' rKUrlznac  von  M  i  n  i  tn  a  I  z  ti  1  ]  «»n  nwrr  >n<'i  <lt'r  ;jn>s!;i'n  Hnlcuturn;  der  /olle  fttr 
Üe  llsnipt;;''trr:ilrartrn  nnd  in  Brnh  ksii  litijjunj;  der  dipyf.'illi);  vorgebrachtPn  Wünsche  weiter  Bt* 
vBikeraagnchichtea  hat  sich  die  Repening  entschloMrn,  auch  fttr  die  etwa  sich  cfgebradeo  Vertngs- 
mhaadlnBRra  ««nahnnweiae  «ine  Vaterpenie  im  Artikd  III  de<  Zoiltarif{;e>etzefl  ni  fixieren,  die  eise 
Diiiercax  von  i  Krone  so  [Irller  per  loo  Kilogramm  fDr  Ne^otiationen  xur  VerfO(;un|;  sti  lh.  Ks  sind 
die*  nicht  etwa  bereit«  autonom  rar  Vcrfttpung;  stehende  ^linimahollc,  sondern  ledi^licli  Arj'.'itze  fttr  die 
urterstc  Gr<  r)/r,  imt»  r  ilir  aiu  h  hei  Wrtr.ii;  -  wi  h.in  lliintjen  nii  tit  ;;rt;an\;e!i  «  erden  soll.  '  Für  die  Ver- 
tiige  mit  Lrailnsiguii);  der  autouutnen  GeirviU<'zull><aue  kämen  zunüUikt  Mohl  KuN>laDd  uad  Uic  Balkan» 
stwett  in  Frag«. 
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auf  flifTerenticllc  Bcgünstit^untjcn  iiachgichit^er  {bestimmt  wurde  —  das  würde 
in  der  jetzigen  Situation  heisscn  :  durch  die  erwartete  NM  c  h  t  a  n  \v  e  n  d  u  n 
der  neuvereinbarten  Vertragssätze  gegenüber  Amerika,  seitens  Deutsch- 
'lands,  und  vielleicht  sogfar  seitens  aller  Hauptteilnehmer  an  der  mittdeuro- 

päischeii  Tarif vcTtragspolitik. 

DARÜBER  wird  man  bald  klarer  sehen  können. 

XXX 
JE  mehr  mit  der  Zeit  die  Getreidezölle  für  die  internationalen  Auseinander- 
Setzungen  in  den  Hintergrund  gerückt  sind,  desto  emster  und  vielseitiger  ist 
bei  den  animalischen  Produkten  der  Kampf  um  den  heimischen  und 

internationalen  Markt  geworden. 

SELBST  die  L  a  p  r  i  v  i  s  c  h  c  V  e  r  i  r  a  g  s  p  e  r  i  o  d  c  hat  hier  für  den 
deutschen  Konsumenten  nicht  nur  nichts  gebessert,  sie  ist  sogar. 
—  was  ihre  Urheber  ursprünglich  allerdings  nicht  wollten  und  zunächst  nicht 
einmal  voraussehen  konnten  —  in  eine  masslos  einseitige  Uberspannung 

dieses  Zweiges  (lc<  V'^Tar-^chutzes  ausgelaufen. 

LEIDER  urteilen  hier  viele  Parteigenossen  meines  Erachtens  viel  zu  opti- 
mistisch. Unsere  Zustimmung  zu  den  alten  Handelsverträgen,  unser  Kampi 
für  die  möglichste  Erhaltung  des  1892  Erreichten  hat  dazu  verfuhrt,  allzu- 
wenig auf  die  bitteren  agrarischen  Rückschläge  zu  achten,  die,  gerade  nach  der 
Festlegung  de-^  niedrigert'ii  P.rotkornzolles,  mit  verdoppelter  Wucht  auf  den 
deutschen  K(;nsunu  i)ten  von  Fleisch  niul  Fleischu  aren  und  tierisciien  Pro- 
dukten aller  Art  hageldicht  niederfielen.  Schon  der  Freiherr  von  Mar- 
schall, der  als  Staatssekretär  des  Auswärtigen  Amtes  die  Reichskanzler- 
schaft Caprivis  überlebte  und  der  die  eigentliclir  Arbeit-  und  Triebkraft  l>cim 
Abschluss  der  damaligen  Verträge  bildete,  getu-l  sich  sehr  hnli]  darin,  seine  ehe- 
maligen konservativen  l'Yaktionsfreunde  damit  zu  bescIiwiclM igen,  flass  der 
Agrarschutz  für  die  animalischen  Produkte  durch  Tariibindungeu  kaum  wesent- 
lich beschränkt  sei,  und  dass  die  forterhaltene  vollkommene  Freiheit 
auf  veterinärpolizeilichem  Gebiete  —  von  dem  einz^n, 
lückenhaften  Vichscuchenühcreinkommen  mit  Österreich-Ungarn  abgesehen  — 
jederzeit  gestatte,  den  autonomen  oder  vertragsmässigcn  'Zoll  durcli  die  voll- 
ständige Prohibition,  durch  die  sanitäre  <  irenz  sperre  gegen 
Lebendvieh,  nach  Belieben  zu  überbieten  und  illusorisch  zu  machen. 
Das  haben  wir  gleich  im  Anfang  der  neunziger  Jahre  in  den  Reichstagskom- 
niissionen  zunächst  als  \crtraulichc  Reruhigtmg  der  rasch  bedenklich  gewor- 
denen Melirhcitspartc'ien  zu  hören  bekommen;  bei  der  P>cratung  der  Abkontnien 
mit  Rumänien,  nnt  Serbien,  vor  allen«  nnt  Russland.  Dann  haben  wir  sehr 
bald  die  entsprechenden  Taten  folgen  sehen.  Je  missvergnügter  die  Agrarier 
über  die  Ablü'öckelung  des  KomzoUes  wurden,  die  sie  nicht  mehr  rucl^ngig 
machen  konnten,  desto  rücksichtsloser  und  übertreibender  biUlctc  die  Regie 
rung  den  Agrarschui/  aiif  dem  Gebiete  aus.  auf  dem  sie  ihre  H.^nde  noch  frei 
fühlte:  durch  .systematische,  zuletzt  fast  lückenlose  Grenzsperren  gegen 
den  Import  von  lebendem  Vieh,  durch  rigorose  Fleischbeschaubestim- 
mungen  gegen  die  Konkurrenz  des  fremden  Fleisches  und  der  ausländischen 
Fleischwaren,  durch  vollständiges  gesetzliches  Einfuhrverbot  gegen  be- 
stimmte Flei-scbfabrikate  ( Büchscnnciscb,  Wurst,  Pökelfleisch  in  Stücken  unter 
iS  Pfund).    Awi  diesem  agrarischen  .Vuswege  sind  wir  <lenn  glücklich  daliin 
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gelai^,  dass  über  Fleiachverteueniiii^  und  Fleisdinot  in  Deutschland  niemals 

vorher  so  viel  und  so  laut  gekh^  worden  ist,  wie  seit  der  Mitte  der  neiuizig;er 
lahrc.  trotz  der  H?ndclsvcrträgc  —  und  dass  wir  selbst  in  der  Periode  vor 
den  Verträgen  durchschnittlich  keine  so  hohen  Preise  für  Fleisdi  und  Fleisch- 
waren und  nodi  viele  andere  animalische  Produkte  kannlen,  wie  etwa  seit 
dnem  Jahrzdint  Die  Füchse  sind  nur  zu  einem  anderen  Loche  hinaus»  aber 
nicht  etwa  unschädlich  gemadit.  Der  Sitz  des  Übels  hat  sich  mit  der  Zeit 
lediglich  nach  einem  anderen  aqfrarischcn  Produktionsi^cbiet  verschoben,  zur 
Enttäuschung  sowohl  für  das  importierende  Ausland,  wie  für  den  g^össten 
Teil  der  einheimischen  Konsumenten  —  denn  schon  jeder  nicht  ganz  schlecht 
gestellte  Arbeiter  gibt  jährlich  weit  mehr  für  tierische  Nährmittd  (für 
Fleisch,  Wurst,  Fett.  Milch,  Käse)  aus,  als  für  pflanzliche  Produkte,  in  erster 
Linie  für  Brot  und  Mehl.*) 

MAN  hat  auf  diese  Weise  allerdings  eine  stattliche  \"ermchrung  und  Auf- 
besserung der  heimischen  Viehproduktion  erzielt ;  unsere  Viehzähliuigen  cr- 
wdsen  das  schlagend.  Man  hat  fcnier  eine  ansehnliche  Menge  von  länd- 
Heben  Wählern  —  die  Vidiproduktion  vollzieht  sich  stark  in  Kleinwirtschaf- 
ten — .  beschwichtig^,  wenn  auch  noch  lange  nicht  zufriedengestellt,  da  der 
zöllnerische  Appetit  f)cim  Kssen  wächst.  Aber  auf  die  Dauer  dürfte  sich  eine 
solche  Einseitigkeit  des  Schutzes,  eine  solche  Überspannung  fast  bis  zur 
vollen  Prohibition,  an  den  Geschützten  selber  rächen  .  .  . 

DOCH  hier  steht  nur  die  Rückwirkung  auf  die  neuen  Vertragsfestsetzungen 
zur  Ermterung.  Hat  es  diesmal  R u s s  1  a n d  vorgezogen,  lieber  in  höhere 
Viehzöile  zu  willigen,  dafür  aber  der  Willkür  der  Grenzsperren  Ziel  und 

Mass  7.U  setzen  durch  ein  bestimmt  umschriebenes  V  i  e  h  s  e  u  c  h  e  n  ü  b  e  r - 
einkommen,  besser,  als  das  alte  deutsch-österreichische ?  Die  {jrössten 
Schwierigkeiten  zwischen  Deutschland  und  Österreich-Ungarn  sind, 
wie  niemandem  ein  Geheimnis  ist,  gleichfalls  auf  dem  Veterinärgetnete  ent- 
standen. Für  viele  österreichische  Landwirte  ist  der  deutsche,  besonders  der 
süddeutsche  Vieh-  und  Fleischniarkt  wichtiger,  als  der  einheimische,  den  sie 
schon  von  Ungarn  besetzt  finden.  Die  zisleilhanische  Regierung  urteilt  in 
ihrer  Begründung  des  Zolltarifentwurfs: 

*)  IMe  Rmchsstatlstik  vencicilBM  sum  Beispiel  pro  Doppelzentner  fol(;cnilc  Berliner  Sohl.ichtviehpniN  — 
ent  in  der  fQnfj&hrigen  I'uio4«  18S7  fwo  die  leUtcn  .'V^arsolleihöhungen  ettol^tcn)  bis  1H91  (an  danuf 
folgenden  1.  I'ehmar  ti«t«n  die  MMn  VortrSge  in  Kraft),  dain  abenoals  fOr  die  fOnf  lettten  jalure  ttk^ 
bis  1903  (io  Mark); 


Siftveiiw 
(Lebend' 
gewicht) 

Rinder 

(ScUacht- 
gewicht) 

K.llbcr 
(Schlacht- 
gewicht) 

I  lammel 

(Schlacht-  Jahr 
(gewicht) 

Schweine 

(I.eben>i 
gcwii  lit) 

Kindrr 

CSthliuht- 

ijewicht) 

K.lllior 
(S.  hl.T  ht- 
s;e  wicht) 

1  lammi-i 
(S<  Ivl.-n  hl 
gewicht  1 

1009 

«889 

1891 

MOfi 

"5.7 

97.5» 
104,1 

»30,3 

r(".7 

'"3-3 
119» 
110,6 

t/»,o  »Aqtf 
•15,3  1900 
ifiM  iqoi 
«15,7  I9U3 
106,7  1903 

95.5 

1 13.0 

<W-7 

1  ig.i 
'171 

1  Jl^.O 

'  !-.'^ 

' 'J'" 
1  ^0.; 
IJ.).'. 

1  iti.<< 
1 3o,H 

iMc  VerteilunK  der  .Asif^ijahi-n  eines  Arbe{t«lHUi.sh.iltr>s  auf  vti;(  ial.niiche  und  animalisilii«  Xalirmittel  i«t 
Batürlidi,  je  nach  der  Höhe  des  f-^iokommeiia,  nach  der  Ivindcruhi,  nach  ertlichen  (iewobaheiteii,  nach 
beroflicbrn  Ansprächen  and  Dach  viden  andena  nitwirkendeo  Fakteten  sehr  vmchi«den.  Branna  v»r- 
dieaatlidie  Nflnberger  liaiuhaltlUgahBdget«  ergeben  den  Anteil  des  hiola  aa  den  Aus^alx-n  mit  <>>24% 
iener  alleiii  acboo  fflr  Rbd>  mid  Sdiweinefleisoh  io,i4»/o.  da;ru  f(ii  Wuist  ^^so/^^  Hutti'r  und  l-ptt  ncv'h 
gar  nicht  gcrcrhnet  Im  oinjflncn  stuft  si.  h  da,  ,,.lit  m,innii,'f.iltij,'  al).  Hoch  wird  man  oh.ip  IJeden».t-i 
tagen  dflifen,  dasii  fOr  die  Mehrheil  der  koo.sumicrandcn  Ucvolkerung  die  Fl eisch frage  (im  weitesten 
^nne  dn  Woitet)  beate  adicm  viel  widitiger  Ist.  ala  die  Brotfrage. 
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>Die  relativ  günstige  Lage  unserer  Viehzucht  ist  ernstlich  bedroht.  Sie  beruht  zum 
grossen  Teile  auf  dem  Viehexport,  der  neben  dem  Wachsen  des  inländischen 
Konsums  I)ishcT  die  Verjrr(>sserung  des  Viehbestandes  und  das  Festhalten  an  den 
Preisen  l)czichunK>\vtiM'  auch  eine  Besserung  derselben  ermöglichte.  .  .  Die  Lage 
imserer  Viehzucht  ist  vor  allem  bedingt  durch  unsere  geographische  Situation.  Die 
hiermit  in'nip  verbundenen  Veierinärfragcn  hahcn  ganz  Europa  in  der  Richtung  von 
Nordwesten  gegen  Südosten  und  in  der  Richtung  von  Westen  gegen  Osten  mit 
einer  Reihe  von  Wällen  versehen,  die  dem  Viehverkehre  grosse  Schwierigkeiten 
bereiten.  Die  Monarchie  hat  infolge  ihrer  binncnländäschcn  Konfiguration  mit- 
diesen  Hindernissen  sowohl  gegen  Norden  als  gegen  Westen  zu  kämpfen,  wiewohl 
unsere  Veterinärsnstände  seit  vielen  Jahren  sowohl  vom  Standpunkte  der  Wissen- 
schaft, als  von  jenem  des  praktischen  Vollzuges  anerkannterraasscn,  und  zwar  auch 
vom  Auslande  anerkanntermassen,  zu  gerechtfertigten  Klagen  keinen  Anlass  bieten. 
Nichtsdestoweniger  leidet  unsere  Viehzucht,  die  mit  unvermuteten  Zufälligkeiten 
tmd  mit  fast  täglich  wechselnden  Beschränkungen  da  und  dort  zu  rechnen  hat. 
Airunter  empfindlich,  ebenso  unsere  Zoll-  und  Handelspolitik,  die,  notgedrung^en 
dem  Principe  von  Stoss  imd  Gepensloss  folgend,  sehr  zu  ihrem  eigenen  Nachteile 
gegeniiber  den  östlichen  Nachbarn  die  ihr  vom  Westen  aufgezwungene  Rigorosität 
2tt  handhaben  hat.« 

DIESELBEN  Intcrcssenkonflikte  wiederholen  sich  in  der  Tat  zwischen  Öster- 
reich-Ungarn einerseits  und  den  Balkanländcm  tmd  Russland  andererseits.  Sie 

führen  forner  in  Znsamintn<tös<^cn  in  dem  östcrrcichisch-schvveizeri<:cli-ita- 
lienisch-franzüsisciicn  (Jrcnzwinkcl.  Die  neuen  schweizerischen  Agr.ir- 
zollerhöhungeii.  zum  Teil  voti  ganz  durchschlagender  Krait,  verfolgen  unter 
anderem  gerade  das  Ziel,  die  einseitige  Pflege  der  Produktion  von  Milch-  und 
Ras:>envieh,  angesichts  der  steigenden  Schwierigkeiten  der  Käse-  und  Zucht- 
viehansfuhr,  nuit^^lichst  zu  verlassen  und  durch  AuMlchnung  der  Mästerei  den 
lieitnischen  Schlaclitviehmarkt  in  wachsendem  Masse  selber  zu  versorj^^en. 
Frankreich  hat  iui  Vorjahre  vor  allem  seinen  Viehschutz  und  seine  Meisch- 
zölle  verschärft,  allerdings  offenbar  mit  der  Absicht,  tarifarische  Gegenleistungen 
von  Ländern  wie  Italien  nnd  der  Schweiz  einzutauschen  —  manches  deutet  dar- 
.'inf  hin.  clas'~  l'rankreich  nicht  mehr  stark  an  seiner  autonnmen,  t.irifvertrngs- 
leindliclien  'X<ilip<ditik  fc^tlialten  wird,  unrl  vielleicht  sind  die  neuen  niittcleurn- 
l>äischen  Tarifvertrage  ein  Ansporn  mehr,  Frankreichs  Anschluss  au  das  Tarit- 
vertragssystem  zu  bewirken.  Jedenfalls  ist  auch  hier  der  Getreidezolt  fiberall 
mehr  in  den  Hintei^rund  der  handelspolitischen  Aktionen  getreten, 
X     *  X  X 

DAS  Tarif  Vertragssystem  von  1892  hat  nur  sehr  geringe  werbende  Kraft  be- 
wiesen ;  es  hatte  mit  den  ersten  Verträgen  im  wesentlichen  sein  gaiues  Können 
erschöpft.  Diesmal  liegen  von  vornherein  fast  alle  damaligen  dentschen  Tarif- 
A  ertrage  in  ihrer  Neuregelung  fertig  vor.  Es  bleibt  nunmehr  noch  ein  volles 
Jahr  bis  zu  ihrem  Inkrafttreten  Zeit,  tun  neue  Teilnehmer  zu  gewin- 
nen und  anzugliedern.')  Auch  für  die  handelspolitische  Auseinandersetzung 
mit  den  Vereinigten  Staaten,  und  gegebenen  Falles  mit  England, 
ist  heute  der  Boden  viel  besser  vorbereitet,  als  früher.  Das  ist  wenigstens  eine 
tröstliche  Seite  an  dem  europäischen  Kri^  aller  gegen  alle,  den  die  deutsche 
Sozialdemokratie  vergeblich  zu  vetiiindem  gesticht  ,hat. 

•)  Die  dratnJm  Tarifvrctri^  van  Denmber  1891  (ait  Osteneich-Ung<ini,  lulien,  (irr  Schweb,  RclKien) 
trat«m  altbald  «m  1.  Februar  if^x  in  Kraft  i8()3  kam  dei  VtrtxAg  mit  Serbien  tu  stände,  1893  der  mit 
Ktitn.lnir'n,  rmilidi  ifu^,  nMh  <lom  /iii!kri<  i;.  ih  r  mit  Rowlaad.   Mit  Spuiiea  eniclten  wiTt  trotx  de* 

/oUkricgcs,  nur  rinen  Meistbc^ünstigu&gsvrrtrag. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 


Digitized  by  Google 


EDUARD  DkVID  •  DES  RBCHSKUOLER  UND  DIE  SOZULDEMOKRATIE 


tl 


EDUARD  DAVID  •  DER  RDCHSKANZLER  UND  D£ 
SOZIALDEMOKRATIE 

K AF  Bülow  hat  wieder  einmal  den  Degen  mit  der  Sozialdemokratie 
j^^^HP^l gekreuzt.  Er  ist  ein  gewandter,  parlamentarischer  Fechter,  der  die 
|AL4b||S|  kleinen  Blossen  des  Gegners  wohl  auszunutzen  weiss.  Auch  über 
Hj^^^ra  Witz  verfügt  er,  eigenen  und  entlehnten,  und  er  versteht  zu  poin- 
IDBHHKltieren.  So  hat  er  die  Lacher  auf  seiner  Seite.  Aber  er  erzielt  mehr, 
als  parlamentari seile  Heiterkeit.  Kein  Zweifel,  dass  seine  rhetorische  Leis- 
tung die  Stimmung  unserer  Gcj,'ncr  festigt  und  hebt.  Von  den  Konservativen 
bis  zu  den  Freisinnigen  fiihlt  mau  sich  solidarisch  und  mit  neuer  Zuversicht 
erfüllt,  wenn  der  Reichskanzler  die  wuchtigen  Angriffe  auf  die  herrsdiende 
Gesellschaft  mit  so  geschickten  Paraden  und  Ausfällen  zurückweist.  Die 
Sozialdemokratie  erscheint  dabei  vollkommen  isoliert  im  Hause.  Kein  Wort, 
kein  .Xri^^umcnt  cntschUiplt  den  Lippen  des  Kanzlers,  das  an  die  Meinungs- 
verschiedenheiten innerhalb  des  bürgerlichen  Lagers  erinnern,  das  die  dort  vor- 
handenen tiefgehenden  Gegensätze  ins  Bewusstsein  rufen  konnte.  Die  Parole 
Sammlung  gegen  die  Sozialdemokratie !  ist  die  nicht  offen  ausgesprochene,  aber 
Stet.s  mitschwelx-nde  Grundnote  seiner  Polemik,  und  mehr  als  eine  fein  berecli- 
netc  Wendung  zeigt,  wie  innig  verwandte  Künste  Diplomatie  und  Demagogie 
sind. 

MAG  nun  der  gleicbbereite,  enthusiastische  Betfall  der  grossen  Mdirheit  den 
glucklichen  Redner  zu  weit  in  die  Stimmung  des  Triumphators  hineintreiben, 
oder  mag  es  taktische  Absicht  sein,  den  zu  besiegenden  Gegner  von  vomhercm 
schon  als  Besiegten  zu  behandeln,  der  oberste  Ik-amte  des  Reiches  glaubt  zu- 
weilen der  Sozialdemokratie  z  on  oben  herunter  konunen  zu  können.  Eine  der- 
artige Behandlung  entspricht  aber  weder  der  Stellung  und  Bedeutung  der 
DreimilUonenpartei  im  Lande,  noch  findet  sie  in  durchdringender  oder  über- 
schauender Sachkenntnis  auf  selten  des  Reichskanzlers  innere  Rechtfertigung. 
Das  war  es,  was  der  zweite  Etatsredner  der  Partei,  der  Abgeordnete  von  V  o  1 1- 
ni  a  r ,  auszusprechen  für  nötig  fand.  Er  schloss  den  entsprechenden  Passus 
seiner  Rede  mit  den  Worten: 

»Ich  meine,  wenn  der  verantwortliche  Leiter  eines  grossen  Rddies  mit  (incr  der 
stärksten  Triebkräfte  der  Nation  und  einer  Bewegung  von  so  universellem  Qiarakter, 
wie  es  die  Sozialdemokratie  ist,  sich  zu  beschäftigen  hat.  so  müsstc  er  doch  suchen, 
weniger  an  Ausserl ichkeiten  und  Kleinlichkeiten  haften  zu  bleiben,  sondern  mdu* 
nach  dem  Kern  durchzudringen.  \Sehr  gut!  links.]  Denn,  wie  verschieden  man 
auch  sonst  den  Gang  der  Dinge  beurteilen  mag,  darüber  sollte  man  doch  einig  sein : 
wer  in  einer  Zeit,  wie  die  unsrigc.  wo  tiefe  Umgestaltungen  im  Körper  der  Gcscll- 
schait  sich  vollziehen  und  gewaltige  Erneuerungen  sich  vorbereiten,  das  Wesen  des 
SoziaKsnnis  nidit  zu  erkennen  und  ihm  gere^  zu  wenlen  vermag,  der  mag  du 
pflichtgetreuer  Beamter,  ein  formgewandter  Dtplcmat  sein,  —  Staatsnunn  ist  er 
keiner.     {Sehr  richtig!  link>,.]« 

WAS  hatte  Graf  Bülow  darauf  zu  erwidern?  Über  seinen  Ton,  meinte  er 
zunächst  dürfe  die  Sozialdemokratie  sich  nicht  beschwert  fühlen,  solange  sie 
sdbat  aÜes  rödcaichtslos  angreife,  was  der  heutigen  Gesellschaft  heil^  sei: 

^'ate^Iand.  Krone,  Altar,  Gesellschaftsordnung.  Ausserdem  ergehe  sich  die 
Sozialdemokratie  in  so  gemeinen  persönlichen   Beschimpfungen  ihrer 
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Gegner,  dass  sie  keinen  Anspruch  darauf  erfieben  dürfe,  als  Pflänschen  Rülw- 
mkhnichtan  zu  gelten.  "Zur  Illustration  dieser  Kampfesweise  verlas  der  Reichs- 
kanzler die  folgende  Auslassung  der  Leipziger  Folksseitung: 
»Die  konservativen  Wegelagerer,  die  Zentrumsgauner,  die  nationatliberalen  Jestnteti 
und,  als  oberster  der  Philister,  Eugen  Richter  fielen  wie  eine  Horde  Krippenreiter 
fiiier  die  ahnungslose  Minderheit  her;  der  Hauptmann  der  Bande,  der  parlamenta- 
risdie  Strolch  von  Kardorff  machte  den  Regisseur,  der  Reichsgerichtsrat  Spahn 
illustrierte  die  deutsche  Klassenjustiz  in  Permanenz  durch  einen  niederträchtigen 
Staatsstreich,  und  der  beschäftigungslose  Advokat  und  Streber  Bassermann  gab 
zum  erstenmal  in  seinem  Leben  einen  juristischen  Kommentar.  Es  ist  heute  über- 
flüssig, an  die  sch;iin!u-cn  Bubenstücke,  an  die  infame  Affenbosheit  dieses  p.irlanientn 
Tischen  Gesindels  zu  crmnem,  das  damals  wie  eine  Sauherde  über  Geschaft:>ordnung 
und  Verfassung  hineinbrach  und  nicdertrampelte,  was  ihr  im  WIge  war.« 

EIN  derartiger  Ton  ist  nun  freilich  ebensowenig  geeignet,  den  Gegnern  Ach- 
tung vor  der  Sozialdemokratie  einzuflössen,  wie  er  geeignet  ist.  unsere  Selbst- 
achtung zu  erhülien.  Kr  widerspricht  auch  schnurstracks  der  prinzipiellen 
Auffassung  unserer  llfwej^ung^  als  eines  Kanrjjtes  System,  dessen 

Ursachen  und  I-ulgeerscheinungen  nicht  in  einzelnen  Personen,  sondern  ni 
objektiven  Verhaltnissen  wurzeln.  Diese  Auffassung  sollte  unsere  Propaganda 
mehr,  als  die  anderer  Parteien,  freihalten  von  der  persönlichen  Beschimpfung 
politischer  Gegner.  Der  Abgeordnete  B  c  b  e  1  sprach  darum  allen,  die  ein  ge- 
sundes Gefühl  für  <lie  Khre  der  sozialdenutkratischen  Sache  ha!)en.  aus  «icr 
Seele,  als  er  dem  Bedauern  über  die  zitierte  Au-sia^sung  Ausdruck  gab  und  jede 
Verantwortung  der  Fraktion  dafür  ablehnte. 

IM  übrigen  aber  fällt  es  uns  gar  nicht  ein,  in  Abrede  zu  stellen,  dass  wir  A  n- 
greifer  sind,  dass  wir  das  herrschende  System  nni\  .seine  Idole  der  aller- 
scharfsten  Kritik  unterziehen  und  dalxi  auch  ein  starkes  Wort  lücht  scheuen. 
Wir  hnden  es  auch  ganz  selbstverständlich,  dass  unsere  Gegner  sich  wehren 
und,  wie  und  wo  sie  können,  ebenso  scharfe  Kritik  an  der  Sozialdemokratie 
üben.  Das  meinte  natürlich  Vollmar  auch  gar  nicht,  als  er  den  Ton  des  Reichs- 
kanzlers der  Situation  unangemessen  fand,  sondern  er  meinte  die  ül)elange- 
brachte  Brüskierung  einer  grossen  Bevölkerungsmasse,  deren  ernste,  ij^ewaltige 
Sache  der  oberste  Keichsbeamtc  durch  spöttische  Scherze  über  kleine  Fehler 
und  Nebensachlichkeiten  glaubt  abtim  zu  können.  Das  kann  nur  jemand,  dem 
das  tiefere  Verständnis  für  die  sozialistische  Bewegw^  fehlt  Was  Graf 
Bülnw  vnrbr.nchtc,  um*  diesen  Vorwurf  abzuwehren,  bekräftigt  ihn  nur.  Er 

führte  dazu  aus: 

tUer  Herr  Abgeordnete  von  Vollmar  hat.  weiter  gemeint,  ich  hatte  kein  Verständnis 
für  die  Sozialdemokratie.  Ich  verfolge  im  Gegenteil  mit  Aufmerksamkeit  die  Vor- 
gänge in  der  sozialdemokratiM  lut;  Partei  und  mit  ganz  besonderer  Aufmerksamkeit 
die  Haltung  eines  so  gewiegten  Politikers  und  Parlamentariers,  wie  es  der  Herr 
Abgeordnete  von  Vollmar  ist,  und  seiner  näheren  Freunde.  Vor  zwei  Jahren,  meine 
TTcrrrn,  wurdtn  ia  in  nianrlicn  Kreisen  Erwartungen  an  den  Rcrisinntsinus  geknüpft. 
Wie*  der  edle  Posa  in  Schillers  Don  Carlos  vor  den  bösen  Konig  Philipp,  so  trat 
damals  der  Revisuntismus  vor  den  Fuhrer  der  sozialdemokratischen  Partei:  »Geben 
Sie  Gedankenfreiheit.  Sire!«  [Grosse  Heiterkeit.]  r)cr  dachte  aber:  »Sonderbarer 
Schwärmer!«  [Erneute  grosse  Heiterkeit.]  Er  gab  keine  Gedankenfreiheit,  er  liess 
durch  seinen  Freund.  Herrn  Kautsky,  erklären,  in  der  sozialdemokratischen  Partei 
sei  sogar  das  Anrueifeln  der  peradc  lu-rrschendcn  Meinung  gefährlich  tmd  nicht 
erlaubt.  (Zuruf  bei  den  Soziaitkniukratcn. |  —  Ich  werde  Ihnen,  Herr  Bebel,  wenn 
Sic  gestatten,  den  Artikel  übersenden,  ich  habe  ihn  nicht  mehr  wörtlich  im  Gedächt- 
nis. Jedenfalls  war  damals  die  Haltung  des  Herrn  Abgeordneten  Bebel  eine  solche. 
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dsss  selbst  ein  angesehenes  französisches  MviaI<Jcin>>kr:ui^chcs  Blatt,  die  Humanitc 
oäm  Anrore,  von  dem  »dogmatisme  intolerant«,  dem  unduldsamen  Dogmatismus  der 
deutschen  Sozialdemokraäe  sprach.  Da  dttdcte  steh  der  i?«vift<mtniMtf  [Hetterkeit]. 
da  uIrtIic^s  CT  die  Führung  den  utopistischen  Politikern,  da  wich  er  zurück  vor 
denjenigen,  die  das  mit  seltenem  Scharfsinn  und  seltener  Denkkraft,  mit  ungcwöbn- 
liciien  Kenntntssen  tmd  mit  noch  ungewöhnlicherer  Dialektik  konstruierte,  aber 
darch  die  geschichthchc  Entwickehmg  der  Dinge  in  seinem  Fundament  erschütterte 
System  von  Marx  für  ein  Dogma  halten,  so  starr  und  so  unanfechtbar,  wie  nur 
irgend  ein  asiatisches  Dogma.  Und  als  der  Revisionismus  sich  zurückzog,  sich  »o 
duckte,  da  schaltete  er  sich  eben  aus  aus  der  Zahl  derjenipcn  Faktoren,  die  Rea! 
pohtik  treiben.  [Sehr  richtig!  links.]  Gewiss,  die  Behandlung,  die  ihm  damals 
zu  tdl  wurde,  konnte  Mitgefühl  erregen,  wenn,  wie  Herr  von  Vollmar  treffend  sagte, 
die  Politik  nicht  bis  zu  einem  gewissen  Grade  das  Mitleid  au-^schlösse.  f  Heiterkeit.! 
Aber  auch  die  Art  imü  Weise,  wie  damals  der  Revisionismus  reagierte,  oder  viei- 
nehr,  wie  er  nicht  reaiperte,  auch  die  konnte  ein  gewisses  Mitgefühl  hervorrufen. 
Deshalb  hat  es  keinen  Wert,  wenn  die  Herren  von  jener  Richtung  sich  mit  einer- 
—  ich  gebrauche  wiederum  einen  Ausdruck,  dessen  sich  Herr  von  Vollmar  soeben 
bediente  —  mit  einer  relativen  Mässigung  aussprechen,  solange  sie  nicht  im  Stande 
sind,  sich  von  demjenigen  Herrn  zu  emanzipieren,  den  ich  nicht  beim  Namen  nennen 
will,  den  al>cr  vor  zwei  Jahren  mit  feinem  Witz  der  Herr  Abgeordnete  von  Vollmar 
verglich  mit  dem  Lordprotektor  Cromwell.  Solange  sie  sich  nicht  auf  eigene  Fütse 
stellen,  so  lange  haben  ihre  relativ  gemässigteren  Anschauungen  auch  nur  cinet^ 
akademischen  Wert,  —  und  dass  in  der  sozialdemokratischen  Partei  das  Akadcmisdie 
«cht  allzu  hoch  bewertet  wird,  das  wissen  wir  seit  dem  Dresdener  Parteitag. 
(Heiterkeit.]« 

DIESE  Antwort  trifft  vollkommen  daneben.  (Iraf  Bülow  hat  V'oUniars  Vor- 
wurf gar  nicht  verstanden,  sonst  hätte  er  so  gar  nicht  erwidern  können. 
Die  »Vorgänge  in  der  sodaldetnolaratisdien  Partei«  zu  verfolgen,  ist  ja  ge- 
wiss eine  sehr  tifitzliche  und  unenibdirlidie  Arbeit  für  einen  Politiker,  der 
ernsthaft  mit  uns  kämpfen  will,  aber  das  tiefere  Verständnis  für  das  wissen- 
schaftliche Wesen  des  Sozialismus  und  für  das  welthistorische  Wesen  der 
Sozialdemokratie  gewinnt  man  daraus  noch  nicht.  Dass  sich  der  Reichskanzler 
weder  um  das  eine,  noch  um  das  andere  emsthaft  bemüht  hat,  zeigen  seine 
nahezu-  naiven  Auslassungen  über  den  Revisiomsmus.  »Vor  zwei  Jahren«  hat 
er  erwartet,  der  Rexnsionismus  werde  sich  »emanzipieren«  und  »RcaliMilit ik 
treiben«.  Aus  dem  Diplomatischen  ins  Deutsche  übersetzt:  \'or  Dresden  ha; 
Grat  Bulow  erwartet,  die  revisionistische  Bewegung  werde  die  Partei  in  zwei 
Teile  spalten,  mit  deren  einem  die  Reichsregierung  dann  auf  gutem  Fus^e 
leben  könne. 

VERFÜGTE  Graf  Bälow  über  ein  etwas  weiter  ausholendes  und  tiefer 
dringendes  Wissen  von  den  Vorgängen  in  der  Sozialdemokratie,  sa  hätte  er 
erkannt,  dass  unter  dem  Begriff  Rd  isionismus  zwei  Dinge  zusaninicnt^ewi^rn n 
werden,  die  zwar  in  innerer  Beziehung  zu  einander  stehen,  aber  keineswegs 
identisch  sind:  eine  wissenschaftlich-theoretisdie  Strömnni^,  die  gewisse  Sätze 
und  Prognosen  der  marxistisdien  Theorie  einer  Kritik  unterzogen  hat,  und 
eine  praktisch-politische  Strömung,  die  der  positiven  Gegenwartsarbeit,  der 
Reformarbeit  auf  politischem,  wirtschaftlichem  und  sozialem  Gebiet  eine  viel 
höhere,  prinzipielle  Wertung  für  die  Emanzipationsbewegung  des  Proletariat> 
zuspricht,  als  dies  die  sich  soMolrevoliuHonär  nennende  Richtung  tut. 
DIE  ersterwähnte  theoretisch-kritische  Strömung,  die  jüngeren 
Datums  ist,  als  die  praktisch-opportunistische,  und  für  die  der  Name  Rcvtsiri- 
nismus  eigentlich  geprä^  wurde,  hat  ihre  kritische  Aufgabe  nach  Dresden 
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unluHrrt  uiul  mit  gleichem  Erfolg  weiter  geführt,  wie  vorher.  Es  ist  ihr  gar 
nicht  eingefallen,  sich  zn  ducken  oder  sich  zurückzuziehen.  Sic  würde  es  als 
eine  Pflichtvcrgcspcniieit  qtijiMuüu  r  dt-r  {\irtt'i  anq;cschcn  lialn'n,  hätte  sie  auch 
nur  eine  Stunde  die  Aubchauuag  autkunuucn  lassen,  dass  die  kriiische  Läute- 
rung und  Fortbildung  der  theoretischen  Grund-  und  Leitsätze  der  sozialistisdien 
Bewegung  eingestellt  sei.  Nach  den  krampfhaft  wiederholten  Behauptun^jen 
Mjör.rM/iVt  /j-orthodoxor  Tlicorctikcr  ist  der  Erfolg  dieser  kritischen  Arbeit  zwar 
q^leich  null,  .\llcin,  man  muss  keine  Beziehungen  zu  den  breiteren  Schichten 
der  Partei  haben,  man  nuiss  geHis.sentlich  die  Augen  und  Uhren  zumachen  vor 
dem  raschen  Dahinschwinden  gewisser  Sätze  und  Prognosen  aus  dem  i>ropa- 
gandistischcn  Leben  der  Partei,  um  sich  und  anderen  einreden  zu  können,  die 
revisionistische  Arbeit  sei  vergebens  gewesen. 

L\t>EXS(  )\\'KXIG,  wie  dem  theoretischen,  kann  man  dem  praktisch -  poli- 
tischen Rcitsionismns  den  \'or\vuri  machen,  er  habe  sich  geduckt  oder 
surück gezogen.  In  gesetzgebenden  oder  kommunalen  Körperschaften,  in  Ge- 
werkschaften und  Genossenschaften  haben  die  Parteigenossen,  die  die  positive 
Kef'innarhcit  höher  werten,  als  blosse  T'^ückarbeit  am  G^enwartsstaat.  die  darin 
das  Wenien  dir  neuen  GesellsjL'haft,  das  JUneititcachseti  in  den  Ziihnnftsstaat 
sehen,  mit  unvcrmintlerter  Energie  weitergearbeitet.  Nirgends  haben  sie  rein 
negierender  Kritik  oder  radikaler  intransigenz  das  Feld  gerauml. 
WENN  aber  die  Zuversicht,  auf  dem  Wege  friedlicher  Reform  tiefgreifende 

I  ni^t'stallungen  der  wirtschaftlichen  und  politischen  Zustände  im  Interesse 
der  lireiten  Xulksinasse  erreiclien  zi:  können,  nicht  allgemeiner  und  stärker 
geworden  i>t.  wenn  die  entgegengesctzlc  Auffassung,  dass  die  heutige  (icsell- 
schaft  einer  uncntrituibaren  Katastrophe  zutreibt  und  nur  auf  diesem  Wege 
ticfergreifende  Umgestaltungen  realisierbar  sind,  die  Mehrheit  der  Partei* 
genossen  beherrscht,  woran  Hegt  das?  —  Diese  Frage  hätte  sich  der 
Reichskanzler  einmal  vorlegen  sollen. 

Dlf-l  reforniistisclie  .Xiiffassung  vom  Gang  der  F.ntwiokelinii;  ist  Jahrzehnte  alt. 
Die  ungesehensten  i- uhrer  der  i'artei  haben  ihr  zeitv. eilig  gehuldigt  und  von 
der  Reichstribtine  herab,  selbst  unter  dem  Sozialistengesetz,  Ausdruck  gegeben. 
Von  den  früher  beigebrachten  Zitaten^)  will  ich  hier  nur  die  Worte  aus  der 
Reichstagsrede  Bebeis  vom  31.  März  1881  wiederholen: 

»Wir  liabeii  stet»  t-rklart.  w  i  r  w  o  I  I  t  i'  11  d  e  n  Weg  der  s  r>  r  d  u  a  n  n  t  e  n 
R  €  i  o  r  tn  ,  wir  werden  tlcn  Versuch  machen,  auf  de  ni  W  e  g  e  der  ( 1  e  >  e  t  z  - 
gebung     und     der     organischen     E  n  t  w  i  c  k  c  1  u  n       1  I  1  ni  a  h  I  i  c  h 

II  n  s  e  r  i  Zii  le  /n  c  r  r  e  i  e  h  0  i»  .  und  Sie  können  uns  niclit  bestnitrn.  dass  wir 
im  Laufe  der  Jahre  eine  ganze  Zahl  von  uns  ausgehender  Anträge  eingebracht  haben 
—  die  allerdings  bi<!her  stets  das  Schicksal  hatten,  von  einer  Majorität  des  Hauses 
als  unannehmbar  betrachtet  zu  werden  — .  die  all  e  tl  a  r  a  u  f  Iii  n  z  i  e  !  e  n  . 
die  Lö.sung  u  ichiiger  sozialer  Fragen  auf  f  r  i  e  d  I  i  c  h  e  in  Wege  zu  versuchen.« 

Und  als  weiterer  Beleg  für  das  Vorhandensein  der  gleichen  Auffassung  bei 
Liebknecht  sei  hier  noch  eine  Stelle  aus  dessen  Reichstagsrede  vom 
17.  M?irz  1879  hinzugefügt,  wo  er  erldärte,  dass  die  Sozialdemokratie 
»eine  Reformpartei  im  strengsten  Sinne  des  Wortes  ist 
und  nicht  eine  Partei,  die  gewaltsame  Revolution  machen 
will,   was   überhaupt   ein  Unsinn  istc 

M  Verisl.  Bjctnp  .\ulRktse  DU  Bntbermng  der  politischen  Macht  in  den  SoUalutischen  Monalskeßen, 
IqiH,  1.  Hil,  pat;.  4  iL.  114  ff.,  i<>v^* 
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DIE  Bismarpksche  Gewaltpolitik  hat  dafür  gesoi^,  dass  dieser  Glaube  an  'die 
reformistische  Methode  der  Un^estaltung  zeitweise  völlig  dahinschwand.  Als 

V  o  II  m  a  r  zu  Beginn  des  neuen  Kurses  ihn  wieder  betonte,  stiess  er  auf  hef- 
tigen Widerstand.  Das  Vertrauen  auf  irgend  welchen  ernsthaften  Willen  zu 
tiefergreifenden  sozialen  und  politischen  Reformen  von  oben  herunter  war 
gründlich  zerstöit.  Und  die  leitenden  Männer  des  neuen  Kurses  haben  dann 
in  immer  i'tdgendem  Masse  dafür  Sorge  getragen,  dass-  diejenigen  recht 
behieiteTi.  die  nichts  und  weniger,  als  nichts,  von  ihnen  erwarten.  Der 
verfa.'vsungsmässige  Trager  der  Krone  schwang  sich  alsbald  auf  das 
Piedestal  des  Königtums  von  Gottes  Gnaden  zurück;  die  Staatsbürger  wurden 
in  die  Rolle  der  Untertanen  zurückverwiesen ;  sie  wurden  von  neuem  in  Edelste 
und  Unfreie  eingeteilt ;  der  einzige  moderne  Zug  in  dem  Bild  war  die  Verleihung 
der  intimsten  Ilofj^cscllschaftsfähi^kcit  an  den  neuen  Adel  von  Ciiiatlcn  des 
goldenen  Kalbes,  an  die  Ballin,  \'anderbilt  und  (ienossen.  \  on  der  talsäch- 
Itchen  Anerkennung  der  Volksvertretung  als  eines  gleichwertigen,  souveränen 
FaktiMS  der  Reichsregierung  war  keine  Rede;  die  Etablierai^  eines  persSnlidi* 
absolutistischen  Regiments  in  der  Führung  der  Reichsgeschäftc  nach  innen  und 
aussen  trat  immer  schärfer  als  leitende  Idee  des  ganzen  System'^  lieraus. 
PKF.USSEX  regiert  das  Reich,  r.nd  in  Preussen  herrscht  der  Absolutisnuts.  j.je- 
stützt  auf  eine  feudal-klerikal-kapitalistische  Privilegiertenkaste,  die  die  \  er- 
waltung  und  Gesetzgebung  in  Händen  hat  und  ihren  Sonderinteressen 
unterwirft  Die  gewaltige  Mehrheit  des  Volkes,  die  gesamte  werktätige 
Volksmasse,  ohne  deren  tagtägliche  Arbeitsleistung  die  prinz-  Herrlich- 
keit der  prcussisch-dcutschen  Kultur  elend  ins  Nichts  versink  n  würde, 
bleibt  ausgeschlossen  von  der  gesetzgebenden  Körperschaft.  Sie  isi  nur  Objekt 
der  Gesetzgebung,  Besteuerungs-  und  Bevormundungsobjekt.  Hat  der  neue 
Kurs  den  leisesten  Ansatz  gemadit,  dieser  entwürdigenden  Rechtslosigkeit  des 
preussischen  Volkes  ein  F-^.nde  /u  machen?  —  Xein  I  Im  ("Jegenteil.  man  will 
diesen  "Zustand  noch  festigen,  indem  man  die  \'oIksschidc  systematisch  zu  emer 
Dresburanstali  für  beschränkten  Untertanenverstand  macht,  in  dem  (  daul)en,  dass 
die  Maasendummheit  der  Fels  sei,  auf  dem  alles,  was  uns  heilig,  sicher  ruhe. 
WAS  aber  speziell  das  Arbeiterrecht  und  die  Arbeiter  wohl  fahrt 
angeht,  so  wird  die  Sozialpolitik  in  homöopathischen  Dosen  verabreicht  un<l 
dazwischen,  damit  die  Geschichte  nicht  lantjweili«;-  wird  und  man  stets  weiss, 
woran  man  ist:  Umsturzvorlage  —  Zuchthausvorlage  —  Verlxn  des  Streik- 
(lostenstehens  —  Kontraktbruchgesetz  und  dergleichen..  Dazu  ungeheuerliche 
Sprüche  einer  Justiz,  die  den  Glauben  an  die  Gleichheit  vor  dem  Gesetz  im 
Herzen  des  Arbeiters  auslöschen  müssen. 

AIJ-ES  aber,  was  vielleicht  an  kleinen  Fortscliritten  durcli  l^)hnkam])f,  durch 
wirtschaftliche  und  politische  Organisation  errungen  ist,  macht  der  neue  Kurs 
wett  dnrdi  den  immer  weiteren  Ausbau  des  indirekten  Besteuerungs  system<« 
und  durch  eine  Wirtsdiaft^litik,  deren  Leitstern  die  Begehrlichkeit  der  gross* 
nffrarischen  Interessentenklique  ist,  die  das  preussische  MiTn-terium  in  seiner 
Hand  hat.  Die  wirtschaftspolitischc  Diktatur  des  J  u  n  k  e  r  t  u  m  <;  hat 
ihren  Höhepunkt  erreicht  unter  der  Ministerpräsidentschaft  des  Grafen  Bülow. 
Eine  verschärfte  Politik  zu  gunsten  der  Reichen  und 
Mächtigen  auf  Kosten  der  Armen  und  Gedruckten  —  das 
ist  der  spezielle  Bülowkurs  1 
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MÖGLICH,  dass  dem  Grafen  Bfilow  diese  Entwickdong  »einet  speziellen 

Kurses  scfir  unsympathisch  ist.  Möglich,  dass  es  dem  obersten  Reichsbeamten 

personlich  hart  angekommen  ist,  sich  vor  denen,  die  starker  sind,  als  er. 
derart  zu  ducken  und  zurückzuziehen,  dass  sich  der  moderne  Mensch  m  ihm 
aus  der  Zahl  derjenigen  Faktoren,  die  Realpolitik  treiben,  völlig  ausschaltete. 
MjBglich,  dass  ihm  der  neulidie  Witz  des  SimpUcissimms:  »Sie  müssen  sdb> 
ständiger  werden,  Jean,  Reichskanzler  können  wir  nicht  alle  sein«  weher  tat, 
als  <lio  anderen  gegen  ihn  abgeschnellten  Pfeile  dcb  Witzes.  Aber  für  die 
Sozialdemokratie  kann  ilcr  innere  Mensch  im  (irafen  Bülow  nicht  in  Betracht 
kommen.  Die  Taten,  die  er  als  Reichskanzler  imd  preussischer  Ministerpräsi- 
dent mit  setner  Verantwortmig  deckt,  diese  allein  sind  es.  nach  denen  wir 
ihn  einzuschätzen  haben.  Angesichts  dieser  Taten  sollte  es  detn  Reichs- 
Icanzler  wahrhaftig  nicht  allzu  wunderbar  erscheinen,  dass  der  fllaube  an  die 
reformistische  Möglichkeit  der  politisch-sozialen  Umgestaltung  unter  dem 
Eülowkurs  keine  Siegesfestc  feiert.  Wundern  könnte  er  sich  höchstens  da- 
rüber, dass  es  überhaupt  so  etwas  wie  Revistonisrntu  in  der  Sozialdemokratie 

qibt. 

/  I-"RrCILICH  ist  das  kein  Rex-isionismiis.  der  sich  mit  dein  Gedanken  trägt,  sich 

>tu  emanzipieren .  das  hcisst  loszusagen  von  der  Partei  und  ihrer  grossen 
gemeinsamen  Aufgabe,  die  Durchsetzung  der  vollen  wirtschaftlichen  und 
politischen  Gleidibereditigung  der  werktätigen  Votksmasse  zu  erzwingen. 
Der  Revisionismus  steht  im  Dienst  dieser  Au^be,  indem  er  dafür 
Sorgr  trägt,  dass  die  geistige  Rüstkammer  der  sozialistischen  Be- 
wegung auf  der  Höhe  der  fortschreitenden  wissenschaftlichen  Erkenntnis 
bleibt,  und  indem  er  des  weitem  dafür  Sorge  trägt,  dass  über  den  Zukunfts- 
hofFnungen  die  Wertung  des  schon  jetzt  Erreichbaren  nicht  zu  kurz  kommt, 
dass  die  Sozialdemokratie  trotzdem  und  trotzalledem  sich  die  tagtägliche  positive 
Arbeit  an  der  Sozialisierung  und  Demokratisierung  der  gegenwärtigen  Gesell» 
.•^chaft  tncht  verleiden  lässt. 

DIE  Sozialdemokratie  ist  der  bewusste  Ausdruck  des  durch  die  Jahrtausende 
heraufgekommenen  Entwickdungszids:  materielle  und  geistige 
Wohlfahrt  aller  Menschen!  Dieses  Zid  ist  dank  den  gewaltigen 
technischen  und  wissenschaftlichen  Fortschritten  der  Neuzeit  aus  der  Sphäre 
frommer  Wünsche  in  den  Bereich  sichtbarer  Möglichkeit  gerückt.  Darum 
hat  es  in  unserer  Zeit  die  Tiefen  des  Volkes  ergrificr  und  Millionen  ehemals 
sklavisch  gebeugter  Stirnen  emporgerichtet  Die  menschliche  Person* 
1  i  c  h  k  e i  t  ist  in  ihnen  erwacht;  sie  fordern  ihr  Kulturrecht,  eine  Ordnung  der 
Dinge,  die  die  volle  Menschwerdung  aller  Volksglieder  ermöglicht. 
DIE  Politik  des  Grafen  Bülow,  oder  vielmehr  die  Politik  der  Herren,  denen  er 
<iienen  zu  müssen  glaubt,  verfolgt  schnurstracks  die  entgegengesetzte  Rit  htung, 
IHtfum  macht  de  die  neformistisdie  Auffassung  von  dner  frMMffidien  Ent- 
wickelungsmöglidikdt  immer  schwerer,  rdsst  sie  die  Kluft  im  Innern  des  Vdks- 
körpers  immer  weiter  auf,  macht  sie  den  TIass  zwischcrr  den  kämpfenden  Heer- 
lagern immer  unversöhnlicher.  Graf  Bülow  aber  .sieht  das  nicht.  Er  glaubt, 
mit  witziger  Redekunst  im  Kampf  mit  den  Vertretern  der  sozialdemokra- 
tischen Volksmasse  obsiegen  zu  können,  und  wtmdert  sidi  bass,  dass  in  der 
Socialdemokratie  die  arelativ  gemässigteren  Anschauungen«  nidit  v(Mlierrschen. 
Bin  hochgradig  utopisttadt  veranlagter  RedpMHker,  dieser  Rdrhikamlcrl 
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GRAF  Bülow  ist  ein  mit  der  ganzen  Salonbildung  unseres  Jahrhunderts  aus- 
gestatteter Mann.  Literatur  und  Kimst,  selbst  die  Philosophie  ist  ihm  nicht 
fremd.  AIkt  von  der  grösstcii  Idee  seiner  ^eit,  der  Idee  des  Sozialismus,  ist 
er  unberührt  gebheben.  Nicht  als  ob  sie  nicht  an  sein  Ohr  gedrungen  sei ;  ge- 
wiss hat  er  oft  und  viel  davon  gehört  und  gelesen.  Aber  er'  hat  sie  nicht  er  - 
f  a  s  s  t ;  sie  ist  in  seinem  rein  gedanklichen  Oberbewusstsdn  hängen  ge- 
hliehcn:  ihre  Grösse,  ihre  welthistorische  Bedeutung  war  ihm  kein  inneres 
i:lrkbni<.  Er  weiss  nicht,  dass  diese  in  der  Tiefe  der  \  olksmassc  iebendijj  ge- 
wordene Idee  die  geschichtsbildende  Kraft  ist,  der  ihn  das  Schicksal  als  ver- 
.  antwortlichen  Leiter  des  Deutschen  Reiches  gegenübergestellt  hat  An  seinem 
Verhältnis  zu  dieser  Idee  aber  wird  der  künftige  Geschichtsschreiber  sein 
L'rteil  üf)er  ilin  fällen.  Und  das  wird  dann  allerdiiit^s  das  V'ollniarschc  .sein: 
er  mat:  ein  ptlichtgetreiier  Ikaniter,  ein  formgewandter  Diplomat  gewesen  sein, 
.'.bcr  ein  Staatsmann  war  er  nicht. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 

GABRIEL  DEVILLE  •  REmUTIONMR  UND  RE- 
FORMISTISCHER  SOZIALISMUS  IN  FRANKRÖCH 

AN  kann  die  gegenwärtige  Situatioo  des  Sozialismus  in  Frank- 
reich einfach   folgendermassen  zusammenfassen:   In  der  Praxis 
sind  alle  Sozialisten  heute  ministeriell,  in  der  Theorie  setzen  die 
einen  ihre  Worte  in  Einklang  mit  ihren  Taten,  während  die  an- 
deren es  vorziehen,  anders  an  reden,  als  au  handeln.  Die  letztere 
Praxis  wird,  wie  mir  scheint,  von  den  revahtHonären  Theoretikern  neuerdings 
i!^  Richtschnur  des  Verhaltens  aufgestellt.    In  einer  Besprechung  der  Inter- 
vention Jaures'  in  der  Kammersitzung  vom  4.  Noveml>er  1904  sagt  Kautsky: 
»Er  [JauresJ  hat  dadurch  das  Kabinett  Cumbes  gerettet,  aber  den  Sozialismus  kom- 
pronätlicrt  Und  das  ist  es,  was  ich  ihm  und  dem  Vorwärts,  der  seine  Argumentation 
annahm,  vorwerfe.    Nicht  seine  A  b  s  t  i  m  m  ti  n  1?     -  rttich  die  revolutionären  Sozia- 
listen stimmten  für  das  Ministerium,  und  ich  liaiie  es  auch  getan  — ,  sondern  die 
Begründung  seiner  Abstinunung.    Mödlich,  dass  das  Ministerium  nur  durch 
diese  Begründung  zu  retten  war.  I^n  aber  wäre  sein  Fall  das  kleinere  Übel  für 
uns  gewesen  .  . 

Nadi  Kantsky,  der  nicht  das  Votum,  sondern  die  Worte  tadelt,  hätte«  also 
Jaures  im  Sinne  einer  Stürzung  des  Ministeriom  sprechen,  zugleidi  aber 

im  Sinne  seiner  Erhaltung  stimmen  müssen. 

DASS  alle  französischen  Sozialisten,  wie  sie  auch  sonst  gesinnt  sein  mögen, 
heute  ministeriell  sind,  das  kann  für  niemand  dem  geringsten  Zweifel  unter- 
liegen: die  revMumaren  Sozialisten  haben  stets  ffir  die  Tagesordnungen,  die 
dem  MBnisterium  Combes  implidte  oder  explicite  ihr  Vertrauen  ausdrucken,  ge- 
stimmt, sobald  das  Ministerium  in  Gefahr  war,  das  heisst,  sie  haben  es  gehalten, 
und  sie  legten  Wert  darauf,  es  zu  halten.  Die  revolutionären  Sozialisten  im 
allgemeinen  und  Kautsky  —  dessen  einer  so  überaus  revolutionären  Auffassung 
des  Klassenkampfes  eutsprechende  Artikel,  vomdunlich  der  sod>en  attierte,  das 
Vefgnfigen  der  teaktloiiafen  Kapitalistea  des  Jomnal  des  DSbais  bilden  ^ 
im  bcsondereii,  komen,  wenn  sie  bei  tigend  einer  wichtigeD  CSckgenheit  einer 

*)  T«|^  ätm  Vmwtilt  mm  13.  WofMiboc  1904. 
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Kammersitzung  beiwohnen,  das  Schauspiel  erleben,  dass  Abg-eordnete  ihrer 
Richtung'  einen  viel  demonstrativeren  Ministcrialisnius  zum  Ausdruck  bringen, 
als  es  der  des  Schreibers  dieser  Zeilen  ist,  der  doch  wahrhaftig  kaum  etwas  zu 
wünschen  übrig  lässt. 

MAN  i^laube  nicht,  dass  ich  übertreibe.   Hören  wir,   wie  sich  kürzlich  der 

revolutionäre  Abgeordnete  Sembat  aush'css: 

»Wir  vom  sozialistisch-revolutionären  Flügel  haben  uns  belleissigt,  immer  und  immer 
wieder  zu  betonen,  dass  wir  nicht  von  ^^ei  wegen  Ministerielle  sind  und  dass  wir 

imsere  Stimmen  mir  ilann  der  RcRicriinK  geben,  wenn  sie  es  verdient.  Aber  es  i'^t 
in  der  Tat  unleugbar,  dass  wir,  besonders  seit  dem  rusbisch-japanischen  Kriege,  das 
Ministeriom  systematisch  unterstützen.  Wenn  wir  wirklich  so  unparteiisch  wären, 
wie  wir  uns  einbilden,  würden  wir  dann  nicht  l)ei  Angriffen  auf  das  NTinistcrinni, 
bevor  wir  uns  auf  seine  Seite  stellen,  zunächst  einmal  abwarten,  ob  es  im  Rechte 
ist?  Nun,  in  solchen  Fällen  kann  man  uns  in  der  vordersten  Reihe  sehen,  und  ttnaer 
Geschrei  übertönt  sogar  die  Stimmen  der  verhärtetsten  Ministeriellen  vom  parlamen- 
tarischen sozialistisdien  Flügel.«') 

WIR  werden  sehen,  dass  der  Mioisterialismus  der  RevolMiumäre  viel  regulärer 
gewesen  ist,  als  es  Semhat  zugibt,  und  dass  weniger  die  Tatsadie,  dass  das 
Ministerium  ihre  Stimmen  verdiente,  als  vielmehr  die,  dass  es  sie  bei  dieser 

oder  jener  Gelegenheit  brauchte,  die  Vertrauensvoten  der  rcvolutionürrn 
Abgeordneten  bestimmt  hat.  Der  beste  Beweis  dafür  ist  die  Abstimmung  vom 
3a  März  1904,  damals,  als  der  angegriffene  Marineminister  Pelleton  sich  ver- 
teid^t^  indem  er  ausdrücklidi  feststellte,  dass  er  m  e  h  r  für  die  Bewaffnung, 
für  Schiffskonstruktionen,  Stützpunkte,  Torpedos,  Unterseeboote  u.  s.  w.  aus- 
gegeben hätte,  als  seine  Vorgänger,  Ausgaben,  die  doch  von  den  Revolutionären 
prinzipiell  abgelehnt  werden.  Ich  habe  weder  die  Absicht,  noch  die  Zeit,  alle 
die  Vertrauens-  und  Billigungsresolutioncn,  denen  die  Revolutionären  zu- 
gestimmt haben,  hier  aufzuführen.  Aber  ich  mochte  doch  das  Datum  einiger 
dieser  Abstimmungen  festnageln,  indem  ich  dabei  Sorge  tragen  werde,  um  eben 
das  ;\lter  und  die  Kontinuität  dieser  Methode  nachzuweisen,  das.s  keine  Session 
oder  kern  Sessionsabsehnitt  der  ganzen  Zeit  ausfällt,  seit  das  Ministerium  Com- 
bes  am  Ruder  ist.   Diese  Daten  sind:  4.  Juli  1902,  17.  Oktober  1902,  15.  Januar 

1903,  a6.  Mai  1919,  32.  Oktober  1903.  5.  Februar  1904,  17.  März  1904,  12.  Juli 

1904.  22.  und  28.  Oktober  1904,  4.  November  1904.  Man  sieht,  die  Serie  ist 
vollständig.  Warum  also  will  man  denen,  die  man  die  reformistischen  Sozialist'^n 
nennt  und  die  diese  Benennung  auch  sehr  gern  akzeptieren,  einen  Mitüstcria- 
lismus  vorwerfen,  den  man  selbst  ausübt? 

INFOLGE  der  historischen  Entwickelmig  Frankreichs  gibt  es  bei  uns  ge- 

wissermasscn  eine  revolutionäre  Routine;  unter  gänzlich  veränder- 
ten Zeitumständen  ist  doch  der  Glaube  an  die  Wirksamkeit  der  ehemals  antje- 
wandten Methode  bestehen  tjehlieben :  er  ist  zu  einem  X'onirteii  geworden. 
Dieses  Vorurteil  hat,  man  kann  wohl  sagen,  auf  allen  Aiüiängern  der  fort- 
geschrittenen Parteien  gelastet,  und  es  lastet  noch  auf  vielen  unter  ihnen.  Die 
Leute  dagegen,  die  vernünftig  überlegen  und  bei  denen  keine  falsche  Eigen- 
liebe oder  kein  sonstiges  Interes'^e  «lic  Erkenntuis  des  Irrtums  verhindert,  sind 
früher  oder  spater  zu  der  Überzeugung  gekotnineii.  dass  das  revf>lmion;tre  A'nr- 
gehen  aks  i'undamcntaircgel  nicht  mehr  den  Wert  in  Frankreich  hat,  den  nuui 
ihm  auf  Grund  der  Traditio^  zugebilligt  hatte.  Unter  der  Herrsdiaft  des  all- 
gemeinen Stimmrechts  kann  sich  eine  Minorität  nicht  mehr  in  der  Illusion 

>>  Verg).  die  PeHit  RipubUque  vom  3.  November  1904. 
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wippen,  das»  sie  das  Volk  hinter  sidi  habe,  und  es  ist  nicht  gut  für  die  von 

einer  Minderheit  verfochtenen  Ideen,  sie  dem  Volke  aufzwingen  zu  wollen. 
Durch  derartige  unbesonnene  Versuche  leistet  man  nur  der  Reaktion  Vorschub. 
Die  souveräne  Autorität  kann  weder  einem  einzelnen  Menschen,  noch  einer 
Minorität  gdiören,  ¥ne  hoch  aoch  die  Meinung  sein  mag,  die  sie  von  sich  selbst 
hat  und  von  ihrer  Flliigkeit,  die  anderen  zu  leiten.  Die  Majorität  eines  Lan- 
des ist  es,  der  die  Souveränität  zukommt.  Die  Emanzipation  der  Arbeiterklasse 
—  so  lautet  <ti  •  berühmte  Formel  der  Internationalen  —  kann  nur  das  Werk 
der  Arheitcrklasse  selbst  sein,  und  nicht  das  irgend  einer  Minderheit,  die  den 
Ehrgeiz  hat,  die  anderen  mehr  oder  weniger  gewaltsam  nach  ihrem  Bilde  um- 
zumodeln. Auf  der  anderen  Seite  hat  man  schliesslich  doch  anerkennen  müssen, 
dass  der  Revotutionarismus  allmählich  auf  einem  toten  Punkt  angelangt  ist. 
im  Ccji^cnsatz  zu  dem,  wns  normalerweise  das  Wesen  jeder  Taktik  tu  sein  hat, 
wird  der  Rcvolutionarismus  nur  ausgestellt,  aber,  was  ich  übrigens  sehr  bc- 
grüssc,  nicht  -angewandt  Seit  dem  Sturz  der  Kommune,  das  heisst  seit  mehr 
als  einem  Drittel  Jahriiundert,  ist  nidit  ein  einziger  Versuch  gemacht  worden, 
die  revolutionäre  Taktik  anzuwenden.  Dennoch  wird  sie  im  Reiche  der  Phrase 
ängstlch  gehütet  und  hochgehalten. 

VIELE  von  den  Jüngeren,  die  sie  anwenden  ■ —  mit  dem  Munde  natürlich  — ■, 
werden  sich  dieses  Widerspruchs  bcwusst  und  suchen,  ihn  unter  melir  oder  we- 
niger nndirlidien  Entschuldigungen  zu  verstecken.  Unter  denen,  die  anderen 
Leuten,  mir  im  qtezicUen,  vorwerfen,  sie  seien  nicht  revolutionär  genug,  ver- 
steht der  eine  unter  Rez'olution  die  Revolntionierung  der  Geister.  Einem  an- 
deren bedeutet  das  Wort  revolutiotuir  nur  den  ( icgensatz  zu  halben  Massrcgcln. 
Ein  dritter  ist  revolutionär  wie  jenes  bekannte  Tier,  das  so  ruchlos  ist,  sich  zu 
verteidigen,  wenn  man  es  angreift,  das  heisst,  er  besdiränkt  die  Zuflucht  zur 
Gewalt  auf  den  Fall,  wo  diese  zuerst  gq;en  ihn  angewandt  wird.  Ein  anderer 
ist  revolutionär  wie  der  Gendarm,  der  gegen  jene  Gewalt  anwendet,  die  der  Ge- 
setzlichkeit nicht  gehorchen,  und  er  meint  damit,  dass  die  sozialistische  Gesetz- 
gebung die  Widerspenstigen  mit  allen  Mitteln  unter  ihr  Gebot  beugen  soll. 
Erklären  wir  uns  all  die  mehr  oder  minder  verwirrten  Deutungen,  die  von  diesen 
RemiUUumaren  vorgebracht  werden,  wenn  man  sie  einmal  in  einer  Wahlver- 
sammlung zwingt,  öffentlich  zu  erklären,  was  sie  eigentlich  unter  dem  Wort 
revolutionär  verstehen.  Sie  haben  dann  nur  das  eine  Bemühen,  diesem  Wort  seine 
wahre  Bedeutung  zu  nehmen ;  derselbe  Begriff,  den  sie  andererseits  zum  Stempel 
der  Reinheit  der  Lehre  machen,  gewinnt  dann  in  ihrem  Munde  einoa  ebenso 
banalen,  wie  ungenauen  Sinn,  und  das  unterscheidende  charakteristische  Kenn- 
zeichen, dessen  Ntchthochhaltung  ein  Verbrechen  ist,  wird  schliesslich  zu  einer 
Allerweltsphrase,  die,  auf  alle  anwendbar,  keinen  mehr  von  dem  andern  unter- 
scheiden kann.  Nur  klein  ist  die  Zahl  derer,  die  oticn  zugeben,  dass  der  Revo- 
hitkmarismus  die  fi^uflucht  zur  Gewalt,  zum  bewafFneten  Aufstand  ist  Aber 
vielleicht  ersetzen  sie  die  Quantität  durch  die  Qualität.  So  zum  Beispiel  Paul 
Lafarguc,  der  der  Erwartung  Ausdruck  gibt,  dass  die  nächste  revolutionäre  Er- 
hebung nicht,  wie  die  von  1848  und  1871,  scheitern  w«rdc^),  und  damit  jede 
missvcrständlidie  AuiYassung  ausschiiesst ;  ebenso  der  gegenwärtige  Vorsitzeiidc 
des  Generalrats  des  Seinedepartements,  Landrin*).  Wie  die  Revolutionare  aber 

')  Veri;!.  J<>o  I'ttü  SoH  vom  id.  iM-l  iaar  M)Oz, 
*)  VctkI.  d«*»  Ptltf  SoH  Tom  tx.  SlSr<  19«. 
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auch  immer  den  Revolutionansmus  (lofiiiicren  und  interpretieren:  darül)er 
herrscht  unter  ihnen  volle  l^hereinstimniung,  dass  er  nicht  über  die  mündliche 
Propaganda  hinausgehen  darf,  dank  welcher  er  dazu  dient,  die  Taktik  zu  dis- 
kreditieren, die  alle,  wie  wir  am  Anfong  sahen,  anwenden,  die  sogenannten 
Revi^it$Honäre  ebenso,  wie  die  Reformisten.  So  dass  also,  wihrend  der  Mi- 
mstcnalismns  von  allen  praktiziert  und  von  einigen  mit  dem  Munde  verdammt 
wird,  der  von  so  vielen  theoretisch  verherrlichte  Revolutionarismus  von  nieman- 
dem praktisch  ausgeübt  wird. 

KÜRZ  und  gut:  Die  unentwegten  Revolutionäre,  wie  sie  sich  zu  nennen  lieben, 
sind  die,  die  das  tun,  was  sie  verwerfen,  und  das  preisen, 

was  sie  nicht  tun.  Ein  unentzvcgter  Revolutionär  !)e\\ eist  seine  Mann- 
haftigkeit durch  die  Strenge  seiner  Prinzipien ;  er  Ijehauptet  in  allem  und  gegen- 
über allem,  ein  Mann  von  (minds.itzen  zu  sein.  Wir  werden  sehen,  dass  die 
Strenge  der  Prinzipien  von  derselben  Qualität  ist,  wie  der  Revolutionarismus 
selbst 

WENN  es  heute  ein  unantastbares  Priwnp  gibt,  so  ist  es  das  vom  Klassenkampf, 

der  »Basis  nicht  nur  jeder  sozialistischen  Theorie,  sondern  auch  jeder  sozia- 
listischen Taktik«'^).  Der  Klassenkampf  ist  also  das  Prinzi[)  der  Prinzipien. 
Nun,  in  einer  vom  Socialiste  herausgegebenen  Broschüre,  die  unter  dem  Titel 
Les  deux  methodes  eine  Diskussion  zwischen  Jaiu'es  und  Guesde  wiedergibt, 
hdsst  es  an  einer  Stelle  der  Rede  des  letzteren:  »das,  was  er  [Jaur^]  ein  Prin- 
zip nennt,  nnd  was  ich  eine  Tatsache  nenne:  der  Klassenkampfe.  Damals  war 
also  nach  Guesde  —  und  er  hatte  meines  Krachtcns  darin  recht  —  der  Klassen- 
kampf kein  Prinzip,  sondern  eine  Tatsache.  Mit  dieser  Tatsache,  die  wir  kon- 
statieren, müssen  wir  rechnen,  aber  sie  ist  nicht  die  einzige  Tatsache,  der  wir 
uns  anzupassen  haben.  2-\-st=4t  das  ist  audi  eine  Tatsadie;  trotzdem  glauben 
wir  uns  nicht  verpflichtet,  aus  2  und  2,  jedesmal,  wenn  wir  sie  zusammen  an- 
treffen. 4  werden  zu  lassen:  wir  können  auch  andere  Operationen  mit  den  beiden 
Zahlen  vornehmen.  Rbenso  haben  beim  Klassenkatnpf,  der  eine  Tatsache  und 
kein  Prinzip  ist,  angesichts  dessen,  dass  der  Sozialismus  die  Aufhebung  der 
Klassen  bedeutet,  die  Umstände  zu  entsdieiden,  ob  er  angewandt  oder  bei  seite 
gelassen  werden  solL 

IM  seiner  Niunmer  vom  15.  Januar  1899  brachte  der  Socialiste  aus  eigenem 
.\ntrieb  einen  Auszug  aus  einem  Artikel,  den  ich  anderswo  veröffentlicht  hatte, 
und  den  er  mit  folgenden  Worten  einleitete: 

>Geno8se  Gabriel  Deville  hat  soeben  in  der  letzten  Nummer  des  Devenw  Social  eine 
interessante  Studie  veröfTcntlicht,  deren  Schluss  wir  hier  wiedergeben.« 

N'tm.  in  jenem  Artikel  finden  sich  Stellen,  wie  folgende: 

»Neben  dem  Klassenkampf  kommen  noch  andere  ebenso  wichtige  Fragen  in  Betracht, 
wie  beispielsweise  die  der  dauernden  Anwendung  der  gesetzHdien  Ganuitieen  .  .  . 

fDer  Kla?<:cnk:impf )  ist  weder  die  einzige  Tatsache,  der  wir  uns  an;riipa'^^eTi  hal>en, 
noch  dasjenige  Kampfesmittcl,  da.>  uns  unter  allen  Umständen  aufgenötigt  wird.« 

Das  revolutionäre  Blatt  hat  damals  mit  keinem  Wort  gegen  diese  Auffasstuig 
protestiert;  'es  brachte  im  G^enteil  in  .der  folgenden  Nummer  noch  dn  Zitat 
»unseres  Freundes  Gabriel  Devillec.   Wie  man  weiss,  ist  die  Partd  der  revo^ 

lutionären  Orthodoxie,  der  Parti  socialiste  de  France  hervorgegangen  aus  der 
prinzipiellen  Einigung  der  Blanquisten  und  der  Guesdisten.   Nun,  es  ist  lange 

■)  T«q^  de«  Soetattale  voa  3.09.  Oktober  iqo«. 
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Zeit  unter  den  enteren  Mode  gewesen,  sich  über  den  Klassenkampf  lustig  zu 
machen;  ich  kann  als  Beweis  dafür  alte  Artikel,  namentlich  von  zweien  ihrer 

Hauptführcr,  Endes  und  Chauviere,  anführen.  Das  revolutionäre  Mitglied  des 
I'arti  snciiilistc  {ranqais  Herve  Hess  sich  auf  dem  Parteitag  in  Tours  /1902/ 

folgendcrmassen  aus: 

»Zanächst  der  Ausdruck  Klassenkampf ,  <1ct  mir  gar  nidUs  sagt.  Auf  die  Gefahr  hin, 
amnal  in  meinem  Leben  als  Gemässigter  zu  gelten,  omss  ich  es  aussprechen,  dass 
nsdi  meiner  Ansicht  dieses  Won  Klascnkampf  ungenau  ist,  keiner  vorhandenen 
WitkUchkeit  cntsprichL  Diejenigen,  die  es  gewöhnlich  anwenden,  stellen  sich  die 
Gesellschaft  vor  als  zusammen gestt/:t  auf  der  einen  Seite  aus  der  proletarischen 
Klasse,  aal  der  anderen  aus  den  verschiedenen  bürgerlichen  Parteien,  die  man  alle 
in  einen  Topf  wirft.  Nun  wohl,  ich  kann  mich  nicht  entschiiessen,  dies  zu  tun.  Ich 
Ix-  in  fler  Bourgeoisklasse  blinde  Reaktionare.  starrköpfige  Verteidiger  des  Be- 
stehenden, aber  ich  sehe  auch  eine  demokratische  Fraktion,  die  als  Maxinialprogranun 
beinahe  unser  Minimalprogramm  hat.  Das  ist  die  Brüdce,  über  die  hinwefr  ein  Teil 
('.er  RfuirReoisie.  die  Partei  der  Radi!  nlcn,  an  deren  Spitze  ein  Mann  wie  Pclletaii 
sieht,  im  hegr'ifi  ist,  sich  dem  Sozialismus  zu  nahern.  Ich  für  mein  Teil  kann  nicht 
zugeben,  dass  man  gar  keinen  Unterschied  zwischen  M^Hne  und  Pelletan  macht  Ich 
bitte  S5c  daher,  das  Wort  Klassrnkampf  weniger  häufig  an/u\vind'm.  es  wenig^itcns 
genauer  zu  präzisieren  und  zu  erklären,  dass  Sic  nicht  alle  bürgerlichen  Parteien  in 
einen  Topf  werfen.«^) 

Hettte  erleben  wir  das  Schauspiel,  dass  Leute  uns  vorwerfen,  ein  Prinsip 

nicht  gcnütTf  nd  hochzuhalten,  das  sit  siclbst  oft  gcntig'  negiert  haben.  Dazu 
kommt,  dass  diese  prinzipiellen  Klasscnkämpfer  Gegner  (ics  (Jcneralstreiks 
sind  und  diesen  auf  dem  Amsterdamer  Kongress  verurteilt  haben.  Ich  glaube. 
da$s  sie  recht  daran  tun,  die  Taktik  des  Generalstreiks  zu  verwerfen,  über  datm 
steht  es  ihnen  schlecht  an,  sich  als  intransigcnte  Apostel  des  Prituips  des  Klas- 
senkampfes aufzuspielen,  dessen  au^esprochenste  Anwendung  unzweifelhaft 
der  (Generalstreik  ist. 

f^BRR HAUPT:  Man  beruft  sich  stets  auf  irgend  ein  Prinsip,  wenn  man  auf 
jemand  losschlagen  will,  der  in  einer  Frage  anderer  Meinung  ist !  Haben  En- 
gels und  Kautsky  nicht  i8g4  in  der  Neuen  Zeit  Guesde,  Lafargue  und  die  ganze 
gncsdisttsche  Partei  wegen  ihres  Agrarprogfamms  des  Kompromisses  mit  der 
Gedankenwelt  der  bürgerlichen  Gesellschaft  beschuldigt?  Dafür  musste  Kautsky 
seinen  Vorschlag  auf  dem  internationalen  Kongrcss  von  1900  als  millerandistisch 
qualifizieren  lassen.')  Also,  die  Keinltcit  der  Prinzipien  bleibt  nicht  einmal  bei 
den  Reinsten  der  Reinen  unbefleckt.  In  der  Kanimersitzung  vom  3.  November 
1903  bekimpfte  ein  revoluiionärer  Abgeordneter  bei  Gdegenheit  der  Vorlage, 
betreffend  die  Aufhebung  der  Stellenvermittelungsbureaus,  den  Artikel  II,  der 
den  seitherigen  Profit  der  betreff  enden  Pächter  ablösen  wollte,  s  Dieser  Ar- 
tikclc,  erklärte  er,  »ist  die  .Sanktionierung  einer  Methode,  die  wir  nicn.als  akzep- 
tieren werden.c  Das  ist  klar  und  deutlich  gesprochen.  Man  kommt  zur  Ab- 
sttnmuntr,  und  was  tut  dieser  selbe  revakUumSre  Abgeordnete  mitsamt  seinen 
Fraktionskol legen?  Sic  enthalten  sich  revolutionär  der  Abstimnnil^f  über  eine 
Methode,  die  sie  »niemals  ak::eptieren.r  wollten:  nicht  einer  hat  gegen  den  be- 
treffenden Artikel  oder  gegen  die  ganze  Vorlage  gestimmt.  Wie  kann  man  dann 
es  wagen,  anderen  eine  Politik  der  Konzessionen  vorzuwerfen,  die  man  selbst 
macht?  Der  Untcrsdiied  ist  doch  nur  der,  dass  die  einen  die  notwendigen  Kon- 

*>  VergL  das  Protokoll  des  FuteiUgs  in  Tours,  pag.  uq. 

0  V «1^.  btwJm  du  SAwibcu  der  «BnifcaidtdM  Delegation  im  MW  Som  tob  a8.  September  1400. 
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zcssioiitMi  offen  tiiid  dirlicl)  eingehen,  wälircnil  die  anderen  geräuschvoll  in  dein 

einen  Sinne  sprechen,  im  anderen  aber  handeln. 

ABER  weiter;  Diese  Methode  (die  der  Entschädigung  bei  der  Expropriation)» 
die  man  pathetisch  für  unannehmbar  erklärt,  ist  von  Sozialisten,  vrie  Karl  Marx 
selber,  akzeptiert  worden.  I'ngels  hat  ausdrücklich  darauf  hingewiesen.^)  Es 
liegt  übrigens  anf  der  Hand,  dass,  wenn  die  .Sozialisierung  der  kapitalistischen 
l'roduktionsniitlel  nicht  auf  i-inen  .Schlag  vollzogen  werden  kann,  das  Prinzip 
einer  solchen  Ablösung  uns  aufgenötigt  wird.  .Nun,  niemand  wagt  zu  behaup- 
ten, dass  die  Sosialisierunf  einmal  ei»  bloc  dekretiert  werden  könne.  Es  wird 
Pro<luktionsmittel  geben,  die  reif  zur  Sozialisiernng  sind,  und  s^)lche,  die  es  nicht 
sind.  Das  hat  auch  die  guesdistische  Partei  seinerzeit  in  ihrem  Agrarpro- 
gramm  anerkannt;  das  hat  der  .Xnisterdanier  Kongress  zugegeben,  indem  er  in 
der  Resolution  über  die  Trusts  erklärte; 

»dass  die  Bestrebungen  der  socialistisdien  Parteien  auf  Socialtsiemng  der  Prodttk» 

tionsmittel  und  deren  .*\n\vendiiiiij  auf  allKemcinai  Nutzen,  und  nicht  auf  Profit, 
gerichtet  sein  müssen.  Die  \Vci.sc,  ui  der  diese  Sozialisation  zu  stände  kommt,  sowie 
die  Reihenfolge  dieser  Socialisation  wird  von  der  Macht,  über  die  wir  verfügen,  be- 
stimmt«") 

EINER  der  Vorwürfe,  die  man  am  häutigsten  gegen  die  französischen  refor- 
mistischen Sozialisten  erhoben  hat,  ist  ihre  Alliaiu  mit  den  Radikalen.  Aber 
die  Guesdisten  waren  ein  solches  Bündnis  schon  häufig  eingegangen  —  und  so- 
gar für  den  ersten  Wahlgang,  so  bei  den  allgemeinen  Gcmdndewahlen  in 
Lille  — .  bevor  sie  es  anderen  zum  Vorwurf  machen  konnten.  Ein  Betspiel  au* 
meiner  eigenen  Praxis:  Nachdem  ich  im  Jahre  1889  aus  der  gucsdistischen  Partei 
ausgetreten  war,  bot  mir  Lafargue  im  Jahre  1893  tmter  der  Bedingung,  dass  ich 
in  die  revoUttionäre  Partei  zurüddtehre»  eine  paiiamentarische  Kandidatur 
für  deren  Erfolg  er  mir  die  Gewinnung  der  »Unterstützung  der  Radikafen«  cum 
ersten  Wahlgang  zusagte.  Ich  nahm  seine  Bedingung  nidit  an  und  kandidierte 
nicht.  Jetzt,  wo  ich  ausserhalb  der  revolutionären  Partei  stehe,  bin  ich  schuldig, 
wenn  ich  eine  Unterstützung  und  eine  Allianz  annehme,  die  mein  .\nsehen  nicht 
im  geringsten  befleckt  hätten,  wenn  ich  in  jene  Partei  zurückgekehrt  wäre. 
Noch  nach  dem  internationalen  Koiq;res8  von  Paris  /1900/,  nämlich  am  27.  Ja- 
nuar 190],  wurde  in  Lille  für  die  Gemeindeersatzwahlen  vor  dem  ersten  Wdil- 
gang  ein  Wahlbündnis  zu  gimsten  einer  Liste  geschlossen,  auf  der  zwei  Gues- 
disten und  ein  Radikaler  standen.  Und  bei  den  Kanmicrwahlen  von  1902  wurde» 
diesmal  nadi  dem  ersten  Wahlgang,  die  Hilfe  des  Radikalen  Pelletan  zu  gun- 
sten  des  Revolutionars  Delory  angerufen.  Der  revoUUUmSre  Abgeordnete  Sem- 
T>at  ist  jetzt  mit  Unterstützung  der  Radikalen  zum  Mitglied  der  Budgetkon^ 
mission  und  zum  Berichterstatter  für  den  Post-  nnd  Telegraphenetat  gewählt 
worden.  Infolge  eines  meines  Erachtens  sehr  glucklich  abgeschlossenen  Kom- 
promisses zwischen  den  sozialistischen  und  den  radikalen  Gemeinderäten  von 
Paris  ist  femer  der  Vorsitz  des  Pariser  Gemeinderats  und  der  des  Generalrats 
des  Seinedepartements  abwechselnd  einem  Radikalen  und  einem  Sbrialisten 
zuerteilt.  Kraft  dieses  .Abkommens,  das  schon  für  die  erste  -Abstimmung  gilt, 
'i^t  gegenwärtig  der  Rn  olutiouär  Landrin  Vorsitzender  des  Gencralrats.  Gross 
ist  die  Zahl  der  Revolutionäre,  die,  Abgeordnete  oder  nicht,  Seite  an  .Seite  mit 

•■»  Vrr}^l  I- r  i  (•  1! ,  i  <  h  1  r.  };rU    fji\-  H.iuernfraüc  in  Frankieich  und  Deutschland  la  Uer  Nttun  JStit, 

.H<H'  it«.,-.  I    ItJ..  I^ia-  3i>r. 

*)  y«'rj;l.  ila;  Ucut^che  i'mtokoil  Je^  .\m>-itfrdamei  Ikongrenc».  pag.  55. 
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den  Radikalen  in  der  FrridenlKrltga  sich  jener  antiUertkalen  Propaganda  wid- 
men, über  die  man  nicht  genug  spetten  kann,  wenn  sie  von  anderen  betrieben 

wird.  Der  revolutionäre  Abgeordnete  Meslier  sitzt  mitten  unter  Radikalen  in 
<lcr  (Irosslopff  der  Freimaurer  und  wirkt  in  Gemeinschaft  mit  ihnen.  Also:  wenn 
man  sich  nur  rez'olutionär  nennt,  so  darf  man  ungestraft  alles  das  tim,  was  bei 
denjenigen  scharf  gemissbflligt  wird,  die  nicht  offisell  als  RtvcMon&rt  ab- 
gestempelt  sind. 

EIN  Hauptmerkmal  fSr  die  Feinheit  der  m>oltUioiiären  Gesinnung  eines  Ab- 
jj^-offlncten  ist  es,  wenn  er  bei  der  Gcsamtabstinmning  gegen  das  Budget  stimmt. 
Dieses  o<icr  jenes  Kapitel  kann  angenommen  werden;  die  Hauptsache  ist,  dass 
es  turädcgewiesen  wird,  wenn  es  mit  anderen  gemeinsam  kommt.  Die  Kredite 
fnr  gewisse  Kategorieen  von  Pensionen^  zum  Beikel  der  alten  Ldirer,  finden 
Gnade  vor  der  revolutionären  Budgetophobie  unter  der  Bedingung,  dass  sie 
sich  jedfsnial  in  der  Form  von  Nachtragskrediten  vorstellen.  Reim  regulären 
£tat  dagegen  verhindern  die  von  den  Revolutionären  als  schlecht  bctraditeten 
Ati^;aben  sie,  die  in  ihren  Augen  guten  anzunehmen,  selbst  wenn  diese  von 
einem  der  ihrigen  voi^eschlagen,  verteidigt  und  durchgesetzt  waren  —  wie  ich 
bereits  sagt^  ist  der  Revolutionär  Sembat  seit  vier  Jahren  einer  der  Budgetbericht- 
crstatter  —  sie  alle  werden  en  bloc  zurückgewiesen.  In  der  weniger  regulären 
Fomi  der  Xachtragskredite  lassen  die  für  gut  befundenen  sie  über  die  schlechten 
hinwegsehen.  Das  war  der  Fall  am  3.  Juli  1903.  Es  handelte  sich  damals  um 
die  Penskmen  der  Beamten  des  öffentlichen  Unterrichts,  der  richterlichen  und' 
der  Zoilbeantten.  Am  8.  November  1904  bewilligten  alle  RevelMHonäre  in  der 
Kammer  einen  ausserordentlichen  Kredit  »als  Xnrhtrag  zu  den  durch  das 
l  uianzgesetz  vom  30.  Dezember  1903  ausgeworfenen  Kreditenc.  An  dem  letzt- 
gcnanateu  1  age  hatten  sie  gegen  das  ganze  Budget,  auch  gegen  jene  Ursprung- 
Kchen  Forderungen,  gestimmt;  dieses  Jahr  stimmen  sie  für  die  ihnen  besonders 
präsentierten  Nachträge  zu  eben  jenen  von  ihnen  abgelehnten  Forderungen. 
Darf  man  angesichts  dieser  Witkrspriicbe,  deren  Beispiele  ich,  wenn  es  der 
Raum  erlaubte,  vervielfältigen  könnte,  nicht  den  .Schluss  ziehen,  dass  die  Ab- 
stimmung gegen  das  Budget  nur  ein  Paradeakt  ist?  In  der  Kammersitzmig 
vom  35.  März  1904  verhandelte  man  die  Kredite  für  die  Reise  des  Präsidenten 
der  Republik  nach  Rom.  Der  rewdutumäre  Abgeordnete  Sembat  führte  aus: 

»Wir  erwarten  von  dirscr  Reise  die  glücklichsten  FoI<Tcn  sowohl  nach  aussen,  als 
ndi  nach  innen  bin.  Wir  erachten  diese  Manifestation  als  von  höchster  Bedeutung, 
und  wir  besrnsscn  deshalb  dieses  neue  Frenndsehaftspfand  zwischen  der  französischen 
Rcpablik  und  dem  italienischen  Vcdke.« 

Das  ist  klar  gesprochen.  Man  kommt  zur  Abstimmung:  Und  Sembat  und  stitie 
revolutionären  Freunde  enthalten  sich  der  Stimmabgabe.  So  dass,  wenn  es 
viele  Abgeordnete  gegeben  hätte,  die  die  revolutionäre  Taktik  in  ihrer  ganzen 
Reiniieit  befolgt  hätten,  die  Reise  »von  höchster  Bedeutungc  nicht  hätte  statt- 
finden können.  Es  ist,  wie  man  sidit,  ein  Gluck,  selbst  vom  Standpimkt  der 
Revolutionären  aus,  dass  es  Abgeordnete  gibt,  die  genügend  reformistisch  ver- 
seucht sind,  um  die  praktiscJicn  Arbeiten  zu  verrichten,  die  dem  Zartgefühl  der 
Keinen  widerstehen.  Da  haben  wir  also  den  Kevolutionansmus :  Worte,  Worte, 
nicbts  als  Worte  I  Ohne  diejenigen,  deren  Verhalten  er  so  bitter  krit^ert, 
würde  er  scfaliesslidi  das  G^entesl  von  dem  erzielen,  was  er  zu  wollen  vor- 
gibt, sogar  von  dem,  was  er  wfinscbt. 
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ICH  j^laubc,  mehr  als  genügend  dargetan  zu  hal)on,  dass  die  sogenannten  Rcto- 
luUonarc  sich  in  der  Praxis  in  nichts  von  ^en  Reformisten  untersclieidcn ;  sie 
unterscheiden  sich  von  ihnen  nur  durch  die  Sprache  und  durch  den  Mangd  an 
Logik  zwischen  ihren  Worten  und  ihren  Taten.  Das  ist  übrigens  von  ihnen 
selbst  zngegeben  worden.  So  sagt  der  revolutiottäre  Schriftsteller  Lagardclle : 
»Die  Tätigkeit  der  beiden  Fraktionen  ist  in  erster  Linie  eine  parlamentarische,  und 
die  Haltung  ihrer  beiderseitigen  Abgeordneten  weicht  nicht  viel  von  einander  ab.«**) 
Vorher  hatte  er  schon  geschrieben: 

>Hs  herrscht  viilüge  (Murcin^timmung  in  der  Ivikcnntnis.  flass  die  sozialistische  Krise 
der  Trennung  von  Theorie  und  Praxis  zuzu.sclircilH;n  ist.»'^) 

ABER  haben  unsere  Rew^ümäre  vielleicht  den  Umstand  für  sich,  dass  sie  mit 
ihren  puristischen  An^en  den  Wfinschen  der  proletarisdben  Masse  entsprechen, 
der  Arbeitermasse,  die  sie  vertreten?  Das  Gegenteil  ist  richtig.  Am  22.  Januar 
1904  interpellierte  <iie  Rfchtc  der  Kammer  dc!i  Ministorpräsidenten  über  die 
Ausweisung  des  Abbe  Üelsor.  Herr  (^ombcs  akzeptierte  die  ciniaciie  und  klare 
Tagesordnung,  die  mit  395  gegen  243  Stimmen  angenommen  worden  war ;  unter 
den  letzteren  figurierten  audi  die  Stimmen  der  10  Rwolutionäret  Allard,  Con- 
stans,  Dejeante,  Delory,  Meslier,  Piger,  Sembat,  Thivrier,  Vaillant.  Walter. 
Die  vier  anderen:  Bouveri,  Qiauviere,  Coutant,  Dufotir,  enthielten  sich  der  Ah- 
stinnnung.  Die  durch  das  Resultat  der  Abstinnnung  geärgerte  nationalistisclic 
Partei  glaubte  dadurch  eine  Brandniarkungsliste  hcrauszugel>eu,  dass  sie  die 
Namen  der  295  Abgeordneten  der  Mehrheit  veröffentlichte.  Die  F<4ge  war, 
dass  den  revolHtionlircn  Abgeordneten  von  zahlreichen  treuen  Wählern  vorge- 
worfen wurde,  dass  ihr  Xanie  nicht  auf  dieser  Liste  stände,  l'iid  der  revolutio- 
näre Abgeordnete  Dejeante  klapte  dann  im  Socialistr  darüber,  dass  eine  Anzahl 
guter  Genossen  zu  viel  Synipaihieen  für  eine  Politik  des  L^ntgegcnkommen^ 
hätten  und  eine  allzu  heftige  Opposition  nicht  wänschten.  Wo  bleibt  da  der 
Kontakt  mit  der  Volksseele?  Die  Billigung  der  Masse  findet  bei  luis  vielmehr 
die  Haltuni^  der  Reformisten.  Vn<\  weil  (He  Rcvolutinuarc  das  sehr  wohl  selber 
fühlen,  deshalb  sind  sie  in  der  i'raxis  ministeriell,  und  deshalb  interpretieren 
.sie  in  ihren  Wahlversanunlungcii  d;i.s  Wort  revolutionär  auf  .Mi  wundersame 
Weise.  Was  man  bei  ihnen  tadeln  muss,  das  ist  ihr  Mangel  an  Freimütigkeit. 
Denn  die  erste  Pflicht  der  .sozialistischen  Abgeordneten  ist  die.  sich  mit  den 
<iefühlen  des  \  fdkes  zu  beschäftigen,  für  sie  ist  die  Aufgabe,  die  Fühlung  mit 
der  Masse  zu  behalten,  nur  ein  Teil  der  allgemeinen  N'crpHichtung,  stets  die 
genaueste  Kenntnis  der  W  irklichkeit  zu  haben.  Das  Streben  nadi  dieser  Er- 
kenntnis ist  die  Grundlage  des  Marxismus.  Der  Sinn  Ifir  die  realen  Faktoren, 
das  ist  es,  was  der  Sozialismus  stets  Marx  zu  verdanken  haben  wird  —  wie 
man  auch  über  die  einzelnen  realen  Tatsachen,  die  er  feststellte,  denken  mag  — , 
und  dieser  .Sinn  fehlt  in  hohem  Masse  jenen,  die  den  Marxismus  mit  ihrem 
engen  Fassungsvermögen  zu  begreifen  versuchen. 

FÜR  diejenigen,  die  die  Ideen  des  Volkes  im  Volke  suchen  und  nicht  in  ihrem 
eigenen  Köpfen,  unterlegt  es  keinem  Zweifel,  dass  die  Volksmasse,  die  Arbeiter- 

masse,  die  sozialistische  Masse  in  ihrer  grossen  Mehrheit  die  Politik  des  Mi- 
nisteriums und  der  es  unterstützenden  .Abgeordneten  billigten.  Gewiss,  es  mag 
eine  intransigente  Minderheit  geben,  die  nur  von  revolutioniircu  Dekianialionen 

VtiR!.  Hubert  l.agarJc'Uc:  i  kroni^m  politiqiie  et  sociale  iiu  Moitvcincnt  Soctaliste,  Hj'H,  II.  IJ«1., 
pag.  119. 

fl)  Vergl.  Hubert  I.agardellr:  Lesociatisme  ouvrier  im  MoHvement  SoaaUsir,  1904.  II.  Bd.,  pag.  >. 
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befriedigt  wird,  das  ist  unbestreid»r ;  sie  hat  immer  existiert.  Aber  das  ist 
eben  eine  Minderheit,  die  sich  gegenwärtig'  überdies  ntKh  in  einem  neuen  Lichti* 
zdgL  Auch  der  Anarchismus  hat  sich  umgewandelt;  nachdem  er  lange 
Zeit  die  Gewerkschaften  bekämpft  hatte,  sucht  er  sich  jetit  ihrer  zu  bedienen,  er 
ist  der  Vertreter  des  rew^um&ren  Gewerksckaftswesens  geworden.  Um  eine 
genaae  Idee  davon  zu  geben,  was  er  eigentlich  ist,  chnc  mich  dem  Vorwurf 
auszusetzen,  ihn  entstellt  zu  haben,  werde  ich  trotz  ihrer  Länge  die  ganze 
charakteristische  Stelle  aus  einem  Artikel  anführen,  den  einer  seiner  Haupt- 
theoretiker, Pouget,  kürzlich  im  Mouvetnent  SociaUste  veröffentlicht  hat: 

9Die  gewerfcsdutftlidien  Aktionsmethoden  shtd  nicht  der  Attsdmdc  des  gemein- 
samen Willens  einer  durch  die  Fortschritlc  de  allgcincini  n  Wahlrechts  Ix-frcilin 
idajorität.  Dem  könnte  in  der  Mehrheit  der  Fälle  auch  gar  nicht  so  sein,  denn  nur 
sdir  sehen  umfaast  die  Gewerksehaf^  nahezu  die  Gesamtheit  der  in  Frage  kommen- 
den Arbeiter;  viel  zu  häufig  repräsentiert  sie  nur  eine  MinJcrluh.  Wenn  also  das 
demokratische  System  in  den  Arbeiterorganisationen  zur  Anwendung  käme,  würde 
das  Widerstreben  der  unverantwortlichen  mid  nicht  organisierten  Majorität  jede 
Aktion  lähmen.  Aber  die  Minderheit  kann  nicht  auf  ihre  Forderungen  und  Ziele 
verzichten  aus  Rücksicht  auf  die  Trägheit  und  den  Stumpfsinn  einer  Masse,  die  sich 
in  der  öfconomisdien  Sldaverd  wohl  fühlt  Pölich  ist  es  für  sie  eine  onerbitUiche 
Pflicht,  zu  handeln  ohne  Rücksidit  auf  die  rückständige  Masse  —  bei  Strafe  der 
Nötigung,  ihr  Rückgrat  ebenso  tief  beugen  zu  müssen,  wie  jene  Unaufgeklärtai. 
ObenEes  würde  es  dieser  amorphen  Hasse  sehr  fibd  anstehen,  »eh  zu  beklagen. 
Sie  gcniesst  als  erste  die  Vorteile  der  Tätigkeit  der  ^Tinorität ;  sie  i'^t  es,  der  dio 
Prficfate  der  Siege  über  das  Unternehmertum  in  den  Scho!>s  fallen.  Die  ICämpfer 
dagegen  sind  häufig  die  Sehlachtopfer;  die  Unternehmer  jagen  sie  fort,  setzen  sie 
auf  die  schwarze  Liste  und  hungern  sie  aus.  Sie  nnlsscn  noch  froli  si-in.  wenn  die 
Behörden,  die  treuen  Schergen  des  Kapitals,  nicht  Jagd  auf  sie  machen  und  sie  ein- 
kerkern. Die  gewerkschaftliche  Tätigkeit,  wie  schwach  auch  die  kämpfende  Minder- 
heit sein  mag,  hat  also  nienuils  lin  individuelles  oder  partikularistischcs  Ziel  vor 
Augen:  sie  ist  stets  eine  Manifestiei ung  der  Solidarität,  und  die  Gesamtheit  der 
Arbeiter,  die  an  dieser  Tätigkeit  interessiert  ist,  auch  wenn  sie  sich  nicht  selb.st  daran 
beteiligt,  ist  Ivnifen,  die  errungenen  Vorteile  mit  zu  geniesscn.  l^nd  nicüiand  hat  einen 
Grund,  gegen  eine  solche  MethcxU-  /u  profrstieren,  nicht  einmal  du-  L'nauf geklärten, 
die  von  den  Kämpfenden  kaum  als  itw.i-^  anderes,  dt  nn  als  niLUschhche  Nullen,  be- 
trachtet werden,  die  keinen  anderen  Wert  halxn,  als  cIkii  den  von  Nullen,  flu-  man 
hjntcr  eme  ganze  Zahl  schreibt.  Warum  sollten  sie  protestieren  ?  Die  (kwerks<.  h.ift  ist 
kdne  geschlossene  Gesellschaft,  und  weit  davon,  entfe^mt,  auf  die  Hilfe  der  anden  n  zu 
verzichten,  geben  sich  die  Kämpfenden  die  grösstc  Mühe,  jene  noch  Fernstehenden 
heranzuziehen.  So  zeigt  sich  uns  der  gewaltige  Untersdhed  zwischen  dem  Gewerk- 
sduiitswcsen  und  der  Demokratie:  Diese  gibt  durch  den  Mechanismus  des  all- 
gemeinen Stimmredits  die  Herrschaft  den  Unaufgeklärten,  deit  Kü<;kstäudigen  (oder 
vielmehr  deren  Vertretern)  tmd  unterdrückt  die  Minderheit,  die  in  sich  die  Zukunft 
trägt.  Die  gewerkschaftliche  Kampf  weise  erzeugt  ein  ganz  entgegengesetztes  Resul- 
tat: sie  nimmt  keine  Rücksicht  auf  die  Masse,  die  nicht  wollen  will,  und  nur  die 
An^eklärten  sind  berufen,  zti  entsdieiden  und  in  handeln.«**) 

MAN  lese  diese  Stelle  aufmerksam,  und  man  wird  finden,  dass  sie  das 
dlrcicte  Gegenstfidc  zu  der  Formel  EmanM^iiaioH  der  Arbeiter  durch  die 
Arbeiterklasse  selbst!  ist.  Was  Pouget  will,  ist,  die  Masse  —  in  ihrem  Inter- 
esse natürlich  —  gängeln:  rnan  erwartet  nicht,  dass  sie  sich  selbst  befreit, 
man  »nimmt  keine  Rücksicht«  auf  sie;  eine  Minderheit  setzt  sidi  die  Aufgabe, 
ihr  ein  Glück  nach  ihrer  (der  Minderheit)  Faqon  aufzudrängen.  Die  Theorie 
vom  revotutionären  Gewerksehaftswesen  ist  dieselbe,  wie  die  vom  aufgegärten 

*>)  Vefi;L  Eaile  Poaget:  Ltt  Oibata  et  Us  rtMhiHom  im  congns  {de  BoHrges]  im  Momemtvl 
SpdIalMf,  1904,  IL  Bd..  pag.  44  •. 
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Absolutismus.  Die  Kämpfer  betrachten  sich  als  der  Masse  überlegen,  und 
unbewusst  kommen  sie  so  dahin,  eine  Aristokratie  zu  konstituieren  mit  allen 
Fehlern,  die  dem  aristcrfcratischen  System  anhaften.  Natürlich  wfinsdien  sie 
—  das  ist  dne  Vorbedingung  ihres  Erfolges  —  eine  Ztmihme  der  Zahl  der- 
jenigen, die  so  denken,  wie  sie;  aber  sie  legen  keinen  Wert  darauf,  dass  die- 
jeni.e;cn  Ar^K-itcr  den  jjewcrkschaftlichcn  Organisationen  bettreten  und  darin 
verbleiben,  die  nicht  ihre  Ideen  teilen.  Sie  tun  also  nichts  für  die  wirkliche 
Entwickelung  der  Gewerkschaften,  sie  tun  im  Gegenteil  alles,  tun  von  derselben 
eine  Mehrheit  fernzuhalten,  die  ihre  Tätigkeit  lähmen  wöxde.  Mit  einem 
Wort:  sie  schrecken  mehr  von  den  Gewerkschaften  zurfick,  als  sie  ihnen  zu- 
führen. 

DIE  meisten  Gewerkschaften  umfassen  ja  auch  nur  eine  kleine  Minderheit  der 
betreffemlen  Arbeiterkategorie;  und  sie  wollen,  wie  es  Genosse  Niel  auf  dem 
Gewerkschaftskongress  von  Bourges  zugestand,  »aus  mannigfachen  Gründen 

die  21ahl  ihrer  Mitglieder  nicht  wissen  lassen«^).   Mit  einigen,  sdbr  wichtigen 

Ausnahmen  umfassen  die  fie werkschaften  heute  bedauerlicherweise  nur  eine 
sehr  kleine  Minderheit  der  Arbeiterschaft.  Ist  es  nicht  natürlich,  dass  diese 
Minderheit  allerhand  Einflüssen  ausgesetzt  ist? 

IN  einem  Rundschreiben  der  Arbeitshdrse  von  Reims  konnte  man  gelegentlich 

eines  Protestes  der  Arbcitsborse  von  Lyon  lesen: 

>Es  klingt  in  der  Tat  aus  diesem  Protest  heraus,  es  klingt  ebenso  aus  einem  Artikel 
des  Sch.atznieistcrs  der  Föderation  der  Arheitsbörscn,  der  in  der  Oktofcernummer  der 
Action  Dircctc  veröffentlicht  wurde,  heraus,  dass  die  Vcrtretong  der  Börsen  im 
Zentralkomitee  nicht  mit  allen  wünschenswerten  Garantieen  umgeben  ist;  dass  ein 
tatsächliches  Wettrennen  nach  den  Mandaten  unter  den  verschiedenen  Fraktionen 
entstanden  ist,  die  die  Gcwerkschaftsbcwegfung  zu  regieren  wün.schcn,  und  dass  es 
Zeit  wird,  dass  man  diesen  Praktiken  ein  Ende  bereite.  Man  kann  dazu  noch  be- 
merken, dass  bei  dem  jetzigen  System  der  Mandatvergebung  die  Delegierten,  hätxiig 
vollkommen  unl>ekannt  mit  den  Arbcitvlx)r.sen,  die  sie  vertreten,  ihre  eigenen  Wünsche, 
ihren  eigenen  Willen  den  Wünschen  und  dem  Willen  ihrer  Auftraggeber  unter- 
sdndien.  Die  Wahlen  zum  Obersten  Arbeitsrat  haben  dafür  charakteristische  Be- 
lege geliefert.«") 

Man  weiss,  dass  auf  ihrem  letzten  Kongress  /September  1904/,  auf  dem  jede 
( iewerkschaft  eine  Stimme  hat,  die  Confcdcraiion  generale  du  travail.  (be  sich 
aus  den  gewerblichen  Verbänden  und  den  vereinigten  Arbeitsbörsen  zusammen« 
setzt,  das  Prinzip  der  Proportionalvertrettu^  verworfen  hat;  so  dass  also, 
entsprechend  der  Theorie  des  Genossen  Pouget,  die  Minorität  es  ist,  die  die 
Arbeitcrl>ewcgiuig  leitet.  Eine  Masse  winziger  Organisatiönchen.  von  denen 
jedes  einzelne  ebensoviel  wiegt,  wie  der  g^össte  Verbancl,  das  ist  der  Zu- 
stand, den  der  Kongress  geschaffen  liat.  Und  da  die  moralische  Einschüchte- 
nmg,  die  von  den  ganz  Radikalen  gegenüber  den  anderen,  die  Ftirdit  haben, 
nicht  ebenso  fortgeschritten  zu  erscheinen,  ausgtfibt  wird,  um  80  starker  zu 
wirken  pflegt,  je  minderwertiger  die  Zusammensetzung  ist,  so  unterstreichen 
die  Kominissioneti  oder  die  Koniitccvorstände  die  Kongressbeschlüssc  meistens 
noch  ausdrücklich.  Es  ist  also  ein  Irrtiun,  zu  glauben,  dass  wir  hier  eincti 
getreuen  Ausdruck  der  Denkweise  der  Arbeitermasse  vor  uns  haben.  Diese  hat, 
nach  dem  Gestämlnis  der  Leiter  der  revolutumären  Gewerksehafien,  writer 
nidits  zu  tun,  als  dem  Willen  dner  Minderheit  zu  folgen.  Hier  übrigens 

VcirL  6tt  HimanÜt  ^i  m  17  Scptrml.pi  urM 
VergL  die  PleHU  RipubliqHt  vom      Oktober  1903. 
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auch  die  Ursache  der  Niederlage  der  letzten  Gencralstreikversucbc  in  PwtS, 
wo  man  dieser  Minderheit  cljcn  einfach  nicht  gefolgt  hatte. 
UM  einen  Einiluss  vorzuspiegeln,  den  sie  keineswegs  besitzen,  schrecken  die 
Leiter  der  direkten  Aktion  vor  allerhand  Vorspiegelungen  keinesw^  zuiudc 

Sie  brüsten  sich  mit  Erfolgen,  die  ausschliesslich  der  glücklichen  Taktik  der 

«■ozinli  st i sehen  f'arlamcntsfraktion  zu  danken  sind,  der  selben  parlamentarischen 
Tätigkeit,  die  in  ihren  Augen  absolut  nichts  wert  ist,  und  dies  auch  dann, 
wenn  sie  die  selben  Dinge  vorher  als  Verbrechen  gebrandmarkt  haben  —  die 
Geschichte  des  oben  erwähnten  Gesetzes,  betreffend  Aufhebung  der  privaten 

Stellenvermittelungsbureaus,  bietet  hierfür  dokumentarische  Beweise  — ,  und  was 

rlrrglciclicn  Tricks  rriclir  sind.  IVot/.tlcm  will  ich  nicht  behaupten,  dass  es  nicht 
atich  i  lirliche  (jcister  unter  den  Anhängern  der  direkten  Aktion  galn^ ;  die  iDir- 
lichkeit  ist  nur  eine  persönliche  Eigenschat t,  die  eine  schlechte  Taktik  nicht 

gut  roadien  kann.    Ich  glaube  vielmdir  an  die  Ehrlichkeit  von  vielen; 

ich  glaube  daran  um  so  eher,  als  nach  meiner  liffieinui^  sie  gerade  infolge  ihrer 

Ehrlichkeit  die  Reihen  der  revolutionären  Sozialisten  verlassen  haben  und  An- 
archisten geworden  sind.  Ich  werfe  ausdrücklich  den  revolutionären  Sozialisten 
vor,  tiass  sie  durch  ihre  Widersprüche  dieses  Resultat  licrbei führen. 
ICH  habe  es  ihnen  schon  vor  laqger  Zeit  in  einem  Artikel  vorgeworfen,  und 
zwar  dacmals  mit  Zustimmung  von  Kautsky,  der  in  einem  Brief  an  mich  jenen 
Artikel  billigte  nnd  ihn  in  der  Xcuen  Zeit  abdruckte.  Dort  sagte  ich,  nachdem 
ich  die  revolutionäre  Phraseologie  getadelt  hatte: 

»Diejenigen,  deren  Tciuiycrament  diese  Phraseologie  ciUspriclit,  sind  stets  geneigt, 
in  der  Tat  oder  in  der  Idee  xu  .Anarchisten  zu  werden.  Es  dauert  nicht  lange,  so 
fangen  sie  an,  unter  der  Flagge  der  sozialistischen  Propaganda  sich  den  leichten 
Deklamationen  der  revolutionären  Rhetorik  zu  überlassen.  Sie  bilden  sich  ein,* dass 
die  gesamte  Theorie  des  Sozialismus  in  Kraftausdrücken  bestehe,  die  durdiaus  nichts 
mit  ihr  zu  tun  haben,  die  ihnen  aber  allein  in  der  Erinnerung  geblieben  .<ünd.  Unver- 
rnddlich  werden  sie  dazu  geführt,  diese  Kraftausdrücke  noch  zu  verstärken,  und  von 
da  bis  zu  den  Aufreizungen,  die  jeder  Sozialist  verwirft,  ist  nur  ein  Schritt.  Diesen 
Schritt  machen  die  Betreffenden  um  so  schneller,  als  sie  finden,  dass  die  Revolution 
doch  sdir  langsam  herbeikommt,  von  der  sie  anfangs  wähnten,  dass  sie  sehr  leicht 
zu  bewerkstelligen  sei,  weil  sidi  ihre  Worte  und  Wünsche  unausgesetzt  mit  ihr  be- 
schäftigten..") 

Von  der  Revolution  sprechen,  ohne  sie  zu  machen,  ohne  sie  zu  versuchen,  das 
ist  es,  was  Anarchisten  erzeugt  Man  kann  in  der  Tat  leidit  feststellen,  dass 
der  Anarchismus  sich  heute  vid  mdir  mit  der  Revolution,  dem  Antiparlaraea- 
tarismus  deckt,  als  mit  der  individualistischen  Theorie,  wie  dies  in  seinen  An- 
fängen der  Fall  war. 

WIR  haben  also  iu  der  soziahstischcn  und  der  Arbeiterbewegung  zwei  Ten- 
denzen: die  rctfdutiondre  Tendenz,  vertreten  durch  die  Anarchisten,  die  sich 
revolutionäre  Gewerksekofter  nennen,  und  die  refomustisehe  Tendenz  der  So- 
zialisten, die  man  seit  4H  Jahren  die  Ministeriellen  nennt.  Zwisdien  beiden 
stehen  die  revolutionären  Sosiolisten,  die  da  handeln,  wie  die  zweiten,  und 
reden,  wie  die  ersten. 

KANN  es  nun  unter  denen,  die,  tatsächlich,  abgesehen  von  untergeordneten 
Fallen,  ein  und  dieselbe  Taktik  verfingen,  au  eiiwr  Einigiuig,  zu  einer  ein- 
heitlichen Organisation  kommen?  Das  ist  die  Frage,  um  die  es  sich  in  diesem 
Augenblicke  dreht.  Ich  weiss  nicht,  welches  die  I^sung  sein  wird,  aber  dessen 
VctkI.  meinen  Artikel  Zur  frat«  d«r  Taktik  in  ilcr  A'eiuu  Zeit,  iScjo-iS^i,  I.  Dd.,  pa)(.  481. 


Dlgltized  by  Google 


28   GABRIEL  DEVILLE  •  REVOLUTIONÄRER  UND  REFORMISTISCHER  SOZIALISMUS  ETC. 


hin  ich  «-icher,  dass,  wie  sie  auch  ausfallen  möge,  die  beiden  Rcchtunt^eii  fort- 
iahrcn  werden,  sich  frei  auszuleben.  Wenn  die  Verständigung  nicht  zu  stände 
komm^  versieht  sich  das  von  selbst;  aber  sdbst  wenn  sie  verwirldidit  würde, 
dann  würde  entweder  die  vereinigte  Partei  eine  Versdiiedenheit  der  taktischen 
Anschauungen  oder  unter  Umständen  sogar  der  Handlungen  zulassen,  sobald 
nur  das  Endziel  ein  gemeinsames  ist,  und  dann  könnte  diese  Partei  leSen. 
Oder  sie  würde  es  riskieren,  eine  gezwungene  Gleichförmigkeit  herzustellen, 
iadem  sie  allen  eine  einzige  «md  dadurch  eben  tyranniadie  Reg^  anfzwängc. 
dann  konnte  die  Einigkeit  schon  hergestellt  sein,  —  sie  würde  alsobald  wieder 
zerbrechen. 

AUF  der  Seite  der  erklärten  Reformisten  hat  man  nicht  den  jakobinischen 
Puristenwahn;  die  Revolutionäre  aber  vergelten  nicht  gleiches  mit  gleichem. 
Solange  sie  noch  entschlossen  sein  werden,  allen  ihre  Art,  die  Dinge  anzusehen, 
aafsnzwingen,  ist  es  verlorene  Zeit,  von  einer  einheitlichen  Organisation  zu 
sprechen  und  sich  mit  ihr  zu  beschäftigen,  man  würde  mit  allem  Fleiss  nur 
neue  Spahiinp^en  vorbereiten.  Eine  Allianz  zwischen  zwei  sich  nahestehenden 
(Jrganihiitionen  mit  zwei  Tendenzen  würde  dann  besser  sein,  als  eine  Einheit, 
die  notwendigerweise  von  Anbeginn  an  eine  nahe  Spaltung  in  sich  trüge. 
DIE  grosse  Arbeitennasse,  mit  ihrem  bewunderungswürdig  gesunden  Sinn,  hat 
heute  bcgrifTen,  dass  die  bestmögliche  Politik  in  diesem  Aug^enblick  darin  be- 
steht, den  Ministerpräsidenten  Combes  zu  unterstützen ;  und  eben  weil  die 
Revolutionäre  das  wissen,  sind  sie  mit  der  Tat  ministeriell,  während  sie  zugleich 
mit  den  Worten  —  und  zwar  in  viel  höherem  Grade  auf  ihren  Kongressen,  als 
in  ihren  Wahlaufrufen  —  vorgeben,  es  nicht  zu  sein.  Wenn  manchmal  ein 
Teil  dieser  Masse  schlecht  unterrichtet  ist,  so  kommt  das  von  dem  revolu- 
tioiiiiri'u  \\  iderspruch  zwischen  Worten  und  Taten,  von  der  systematischen  Vor- 
ächtlichtnachuii^^  der  gesetzgeberischen  Aktion,  deren  sich  die  Ret'olutionäre 
in  der  Tat  seit  mehr  als  33  Jahren  ausschliesslich  bedienen,  es  kommt  von  dem 
albernen  Wiederkauen  der  Behauptung,  dass  die  Erlangung  der  ReftMrmen,  die 
sie  anzu.streben  vorgeben,  zu  gar  keinem  nützlichen  Resultat  inneriialb  der 
kapitalistischen  Gesellschaft  führen  werde,  ja  diese  nur  befestigen  helfe.  Sie 
tun,  als  ob  sie  vergässen,  dass  r  e  f  o  r  m  i  e  r  e  n  ,  verbessern,  vom  .snzialeti  Stand- 
punkt aus  gesehen,  nicht  konservieren,  sondern  v  e  r  ä  n  d  e  r  n  bedeutet.  Nur  für 
diejenigen,  die  den  sozialen  Organismus  willkürlich  in  Verglddi  setzen  mit 
dem  menschlichen  Organsmus,  kann  verbessern  gleichbedeutend  mit  erhalten 
<r]u.  .Auf  jeden  Fall  sollte  man  so  klug  sein,  nicht  geräuschvoll  nach  Re- 
inrnuii  zu  rnfeii.  wetui  man,  mit  Recht  oder  Unrecht,  der  Meinung  ist,  dass 
diese  Refonnen  in  letzter  Linie  unnötig  oder  gar  schädlich  sind. 
WENN  doch  alle  die,  die  es  lieben,  das  Volk  von  ihrem  Sdireibtisdi  aus 
sprechen  zu  lassen,  und  die  ihre  Ideen  Ideen  des  VMtes  taufen,  in  so  enger 
Fühlung  mit  dem  Volke  ständen,  wie  wir  dies  tun !  Sie  würden  dann  sehr 
bald  sehen,  sofern  sie  nur  im  geringsten  das  Streben  nadi  Genauigkeit,  die 
Erketmtujs  der  Wirklichkeit  und  die  Achtung  vor  dem,  was  wir  soeben  mit 
einem  neuen  Wort  als  Detnokratismus  haben  bezdchnen  hören,  besässen,  sie 
würden  dann  sehr  bald  sehen,  sage  ich,  dass  die  gegenwärtig  von  den  mtfor- 
mistischen  Sosialisten  befolgte  Taktik,  weit  entfernt,  als  unfruchtbarer  Parla- 
mentarismus und  abgetane  Sache  betrachtet  zu  werden,  gerade  den  Wünschen 
der  Arbeitermajorität  entspricht  und  ihre  Billigung  hat.    Die  Fortsetzung 
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dieser  Politik  bedingt  nicht  im  geringsten  cne  Abschwächung  der  socialtttischen 
Propaganda  Diosr  Propaganda  hat  niemals  eine  Abschwächung  erfahren, 
sie  ist  fortgesetzt  worden,  sie  wird  forgcsctzt  werden,  und  sie  wird  um  so 
fruchtbarer  sein,  je  mehr  ihre  VcrkunUigcr  sich  bcfleissigcn,  nicht  anders  zu 
denken,  wenn  sie  sprechen,  und  anders,  wenn  sie  handdn. 
DASS  CS  iK-sser  wäre,  wenn  die  Reformpolitik  noch  wirksamer  wäre,  als  sie 
es  ist,  das  jjelK-  ich  ohne  weitere^  zu.  Aber  wenn  man  nicht  sich  selbst  und 
andere  lauschen  will,  kann  man  einer  Politik  nicht  vorwerfen,  dass  sie  nicht 
genug  leistet,  ehe  man  nicht  nachgewiesen  hat,  dass  die  gegebenen  Verhaii- 
ntsse  eine  grossere  Leistung  gestatten.  Solange  dieser  Nadiwds  nicht  er- 
faradit  ist,  kann  es  sich  dabei  nur  um  Anschuldigungen  handeln,  die  das  Ver- 
gnügen der  Reaktionäre  bilden,  die  mit  Eifer  die  Reinheit  der  Lehre  jener  An- 
schuldiger preisen,  ni  der  stillen  Hoffnung,  dass  die  selbe  eines  Tages  zu  einer 
Niederlage  jenes  Ministeriums  führen  werde,  un  dessen  Sturz  ihnen  vor  allem 
gelegen  ist. 

DIE  Mensdien  machen  ihre  Geschichte,  hat  Marx  geschrieben,  aber  sie  machen 

sie  nicht  unter  freiwillig  gemachten  Bedingungen,  sie  machen  sie  unter  ge- 
gct>enen.  ihnen  auferlet^ten  Pedingungen.  Dass  die  parlamentarische  Majorität 
noch  nicht  weiter  vorgeschritten  ist,  das  bedauere  ich  so  sehr,  wie  nur  iri^en  l 
einer.  Nachdem  ich  dies  Bedauern  aber  ausgesprochen  habe,  bin  ich  gezwun^cii. 
mich  dem  anzupassen,  was  ist,  wenn  ich  fitwrhaupt  etwas  leisten  will.  Zu 
viel  wollen,  läuft  praktisch  auf  dasselbe  hinaus,  wie  nichts  wollen.  Ma;^  man 
sich  vornehmen,  jene  Majorität  umzuwandeln  —  das  ist  mehr,  als  unser  Recht, 
das  ist  unsere  Pflicht  — ,  aber  solange  diese  Majorität  so  bleibt,  wie  sie  jet^t 
ist,  kann  man  kvjralerweise  die  reformistische  Pditik  nicht  dafür  verantwort- 
h'ch  machen,  dass  sie  nicht  mehr  leistet,  als  ihr  die  Umstände  erlauben. 
ICH  sdiliesse.  Bei  einem  Gegenstand,  wo  die  Redensarten  an  der  Tagesord- 
nung sind,  wo  viele  sich  bemühen,  anders  zu  erscheinen,  als  sie  sind,  und  wo 
sie  nur  zu  häufig  den  Erfolg  haben,  diejenigen  irrezuführen,  die  sich  nicht  die 
Mühe  machen,  ihre  Behauptungen  richtigzustellen,  habe  ich  Tatsachen  und  die 
Mittel,  sie  zu  kontnrilieren,  gebracht:  an  der  Hand  von  Dokumenten  habe  ich 
versucht,  zu  zeigen,  was  in  Wirklichkeit  die  Unterschiede  der  französischen 
sozialistischen  Fraktionen  sind.    Der  Leser  mag  seine  Sdilüsse  selber  ziehen. 

XXXXXVXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX 

EDUARD  BERNSTEIN  ■  IST  DER  POLITISCHE  STREIK 
IN  DEUTSCHLAND  MÖGUCH? 

IE  auaserordentlidi  pessimistischen  Ausserungeh  über  die  Möglich- 
keit eines  politischen  Streiks  in  Deutschland,  wie  sie  in  verschie- 
denen Reden  und  Aufsätzen  von  Parteigenossen  und  insbesondere 
in  dem  Artikel  des  Genossen  Leimpeters  in  dieser  'Zeitschrift')  nie- 
dergelegt sind,  veranlassen  mich,  noch  einmal  zu  diesem  Thema  hier 
das  Wort  zu  nehmen. 

VORAN  ein  Wort  über  die  Opportunität  der  Erörterung  des  Gegenstandes. 
Wiederholt  ist  in  Aufsätzen  tmd  Versammlungisreden  der  Gedanke  ausge- 
0  Jotw  Lei»pctf  r*:  Zum  Gtmtnibireik  ia  im  Sosfaltatfschen  MoHobHufUn,  i904,II.I}<iK.pa-,;.RH. «' 
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sprochen  worden,  sich  hcutf  schon  eingehender  über  den  politischen  Streik 
zu  äussern,  sei  nicht  nur  wertlos,  sondern  direkt  schädlich,  weil  man  dadurch 
geradezu  vor  den  (Jegncrn  seine  Karten  aufdecke.  Konmien  Situationen,  wo 
die  sozialistische  Arbettersdiaft  zu  anderen  Mitteln  und  Medioden  der  Aktioiit 
als  die  jetzigen,  sich  genötigt  sehe,  so  werde  sie  diese  sdion  zu  finden  wissen. 
Ks  soi  :d)er  schlechte  Kri^skunst,  dem  Feinde  vorher  anzukündigen,  was 
man  tun  wcrdr. 

WER  ^ü  argiuutntiert,  verkeimt  vollstäiidii^,  worum  es  sich  bei  der  Diskussion 
handelt.  Nicht  einen  Feldzugsplan  ^mU  es  zu  entwickeln,  sondern  sich 
darüber  klar  zu  werden,  ob  ein  Feldzug  überhaupt  nöglidi  und  ratsam 
ist.  Das  aber  ist  eine  l-'rage,  die  nicht  nur  eine  Anzahl  Führer  und  Offiziere, 
sondern  niclit  zum  mindesten  tjeradc  die  Masse  der  Partei pjenossen,  die  Gr- 
tneimn,  angeht.  Ihr  Verhalten  ist  es,  auf  das  es  im  entscheidenden  Moment 
V3r  allem  ankommt.  Und  dies  Verhalten  lässt  sich  nicht  nach  Bdieben  kom- 
inandiercn.  Eines  der  stärksten  Argumente  der  Gegner  der  Idee  des  poli- 
tischen Streiks  besteht  in  dem  Hinweis  darauf,  dass  der  Deutsche  —  der 
dc;itschc  Arbeiter  nicht  ausgenommen  —  für  einen  solchen  Kampf  ausserordent- 
lich schlecht  veranlagt  sei,  dass  sein  Temperament,  seine  aus  der  jahrhunderte- 
langen Geschichte  Deutschlands  erethten  Gewohnheilen  sich  bei  einem  poli- 
tischen Streik  grosseren  Stils  sehr  unvorteilhaft  geltend  machen  würden.  An- 
genommen. (K-m  st  i  so  und  nach  allem,  was  wir  aus  dem  Verhalten  der 
sächsisch«  !i  Arbciu  r  beim  Wahlrechtsraub  von  1896  wissen,  wird  man  diesem 
Einwand  einen  Kern  von  Berechtigung  nicht  versagen  können  — ,  wie  will 
man  darauf  rechnen,  dass  sich  all  das  an  einem  schönen  Tage  plötzlich  mit 
einem  Schlage  ändern  werde,  nachdem  man  vorher  jahraus,  jahrdn  jede  Er- 
örterung einer  anderen,  als  der  traditiondl  überkommenen  Kampfeswdse  ab- 
gewiesen, (1(11  l)lossen  Gedanken  an  einen  politischen  Streik  von  den 
Arbeitern  ferngehalten  hat?  >überlassen  wir  den  Generalstreik  dem  hohen 
Rat  der  Gotterl  Bescheren  diese  ihn  uns,  so  werden  wir  hoffentUch  auch  ohne 
Partdtagsbeschluss  gerüstet  und  der  SituatUm  gewachsen  sdn.«  So  schliesst 
der  Genosse  Leimpeters  seinen  Artikel,  nachdem  er  vorlier  eingdiend  die  ab- 
solute Unmöglichkeit  des  Erfolgs  eines  politischen  Streiks  darzutun  gesucht 
hat.  Fast  genau  dasscUx:  ist  in  Versammlungen  von  (Genossen  geschehen,  die 
sich  zum  radikalen  Flügel  der  Partei  rechncuA  Es  schliesst  das  aber  einen 
poUtisdien  Wunderglauben  in  rieh,  zu  dem  ien  midi  nidit  aufschwingen  kann. 
ENTWEDER  —  oder.  Sind  die  Aussichten  eines  politischen  Streiks  in 
Deutschland  wirklich  so  ungünstig,  dass  man  am  l)estcn  tut.  ihn  ausserhalb 
aller  politischen  Berechnung  zu  lassen  —  e^ut,  dann  muss  man  mindestens  den 
Mut  haben,  die  Konsequenzen  dieser  Erkeimtnis  zu  ziehen,  und  jede  Politik, 
jedes  politische  Auftreten  in  der  Presse  und  auf  der  Tribüne  verwerfen,  die 
dner  katastrophenmiissig^en  Entwickelung  entsprechen.  Es  wiirc  doch  unver- 
antwortlich gehandelt,  bloss  um  einer  überkommenen  Doktrin  willen  durch 
eine  den  Tatsachen  nicht  entsprechende  Phraseologie  J'>eignisse  heraufzu- 
beschwören, von  denen  man  im  voraus  weiss,  dass  man  ihnen  nicht  gewachsen 
ist.  Hält  man  es  aber  für  wahrschdnlich  oder  —  wie  dies  vidfadi  in  Partei- 
kreisen der  Fall  —  für  die  unausbleibliche  Folge  unserer  praktischen  Tätigkeit, 
dass  die  Partei  eines  Ta_?jes  sich  vor  die  Wahl  gestellt  sehen  wird,  entwetler  die 
X'erstümmelung  des  aligemeinen  Wahlrechts  gottergeben  über  sich  ergehen  zh 
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lassen  oder  ihr  mehr  als  papierne  Beschlüsse  entgegenzuhalten,  nun,  so  ist  es 

wiederum  unverantwortlich,  alles  auf  die  Zufälligkeiten  des  Augen!)licks  an- 
kf:»mmcn  zu  lassen,  den  man  doch  nicht  selbst  wählt  und  wo  im  «jepehencn  Fall 
das  kleinste  V  ersäumnis  von  entscheidendem  Gewicht  sein,  eine  Niederlage  zur 
Folge  haben  kann,  die  Jahrzehnte  der  Entwickelonir,  eine  Unstunne  von 
Kämpfen  nnd  Opfern  kosten  würde.  Der  bei  solchem  Anlass  an  leistende 
Widerstand  kann  nur  durch  Massenaufgebot,  Masseneingreifen  zu  stände  kom- 
men. Die  Massen  werden  ihn  aber  schwerlich  in  der  erforderlichen  Kraft  und 
Grösse  leisten,  wenn  er  sie  geistig  unvorbireitet  trifft 


ES  ist  also  keineswegs  überflüssig,  die  Frage  des  politischen  Streiks  heute 
sdion  m  erörtern.  Es  ist  viehndir  eine  Aufgabe  von  fundamentaler  Widitig- 

keit  für  die  Partei.  Sic  mu?s  sich  darüber  klar  werden,  über  welche  Reserve- 
mittel des  politischen  Widerstands  sie  verfügt,  wenn  sie  ihre  Taktik  —  das 
Wort  im  weitesten  Sinne  genommen  —  vemunftgemäss  einricliten  will. 
DASS  der  Barrikadenkampf  als  politische  Waffe  der  Volksparteien  durch  die 
Veränderungen  in  der.  Wiüffente^tk  und  die  veränderte  Struktur  der  Städte 
vollständig  angeschaltet  ist,  wird  allseitig  zugegeben.  Dem  Trefflichen,  was 
darüber  von  Friedrich  Enp^els  {Jf^sagt  worden  ist.  möchte  ich  noch  eine  Be- 
merkung hinzufügen,  weil  sie  auch  für  die  Frage  anderer  Aktionen  von  Be- 
deutung ist  Ein  Faktor,  der  oft  den  Ausgang  v<m  Barrikaden-  respektive 
Strassenkämpfen  entschied,  war,  daas  Volk  und  Truppen  sich  bis  auf  volle 
Hörweite  nahe  rndcten,  und  so  auch  Appelle  des  Volks  an  die  Truppen  von 
diesen  vernommen  nnd  durch  t)berlaufen  (xler  WafFensenken  beantwortet 
werden  konnten.  In  den  engen,  gewundenen  Strassen  war  das  Kommando  der 
Offiziere  über  die  Truppen  ungemein  schwer  aufrechtzuerhalten.  Die  breiten, 
langgestreckten,  geraden  Strassen  der  Gegenwart  ermöglichen  es,  die  Barri- 
kaden ans  Entfernungen  zu  bestreichen,  wo  jede  persönliche  Beriihrung  von 
Truppen  und  Volk  anspeschlosscn  ist.  inid  die  Truppen,  wie  sie  (gebraucht  wer- 
den, vollständig  zu  übersehen  und  in  geschlossenen  Cadres  zu  halten  sind.  Da.>» 
verringert  die  Wahrscheinlichkeit  von  Übertritten  zum  Volk  auf  ein  sehr  ge- 
ringes Ifass.  An  eine  Aufnahme  des  Kampfes  mit  der  bewaffneten  Macht 
ist  nicht  zu  denken. 

DAMIT  sehen  sich  die  Arbeiter  für  extreme  Situationen  nnt  Xotwendii^keif 
auf  die  gleiche  Waffe  angewiesen,  die  sie  im  wirtschaftlichen  Kampf  mit 
ihren  Unternehmern  anwenden:  Versagen  der  Arbeitsleistung,  allgemeiner 
Ausstand.  Können  sie  rie  nidtt  führen,  so  bliebe  ihnen  nur  noch  das  aller- 
extreraste  Mittel,  die  Zuflucht,  die  der  Dichter  als  die  Rückkehr  zum  öltet* 
Urständ  der  Naiur  bezeichnet:  Racheakte  an  Personen  und  Sachen.  Damit 
können  sie  aber  zwar  ihren  Feinden  mehr  cnlcr  minder  grossen  Schaden  zu- 
fügen, eine  sonst  verlorene  Sache  jedocli  niclit  retten. 
WIE  stdit  es  nun  mit  dem  Massenausstand? 

AUS  der  Geschichte  der  gewerblichen  Streiks  wissen  wir,  dass  heute  ganzi 
Industrieen  wochen-,  ja  monatelang^  still  stehen  können,  ohne  dass  sich  di 
bürfjerlichc  Gesellschaft   in  irgendwie  erheblicher  Weise  dadurch  bctrotfei 
fühlt.    Da  unsere  Produktion  namcnilich  in  den 'Fcrtigindustrieen  Vorauspro 
dukdon  ss^  würde  sich  Mangel  an  Industrieprodukten  in  emstiiafter  Weise 
nicht  fiihlbar  madien,  und  am  allerwenigsten  in  jenen  Klassen,  die  über  reich 
möblierte  Wohnungen  und  wohlausgerüstete  Garderobenschränke  verfügen.  lU 
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sind  nur  ganz  bestimmte  Kategoriccn  von  Arbeitern,  die  dfuch  blosses  Ver* 
snovn  ihrer  Arbeit  das  Räderwerk  des.  sozialen  Getriebes  so  in  Unordnung 
briii>jen  können,  dass  die  herrschenden  Gewalten  dadurch  vor  ernsthafte  Un- 
bequemlichkeiten gestellt  werden.  Bei  den  anderen  hat  der  Ausstand  als  poli- 
tisches Mittel  nur  dann  Zweck,  wenn  und  insofern  er  die  Einleitung  zu  direkter 
wirkendem  Vorgehen  ist. 

WELCHER  Arbeiter  Ausstand  sich  am  stärksten  fühlbar  machen  würde, 
ist  bekannt.  Es  sind  die  Arbeiten  derjenigen  Dienste,  die  man  mit  den  Zirku- 
lationsorganen des  menschlichen  Körpers  verglichen  hat:  des  Verkehrswesens 
einschliessltch  des  Nachriditendienstes»  des  Beleuditungswesens,  der  Nah- 
rungsmittdbetriebe. 

PF.I  letzteren  ist  <he  Sache  schon  zwcifelhnft,  weil  hier  der  Ausstand  auch 
ArtK'iler  in  direr  Eigenschaft  als  Konstunenten  und  obendrein  bald  harter 
trefifen  würde,  als  die  besitzenden  Klasacn  —  sofern  man  nicht  in  der  Lage 
ist,  eine  Art  Kordon  für  die  Lebensmittelzufuhr  zu  ziehen.  Was  aber  wieder 
nicht  möglich  ist,  solange  es  bei  der  blossen  ArhcitseinstcUung  bleibt. 
DIE  Ang'estelhen  uu  Verkehrsdienst  sind  aber  in  Deutscldand  und  vf)r  allem 
Hl  Preusscn  die  unter  dem  ( iesichtspunkt  der  ( lew  crkhchattsbcwegtmc: 
schicchtcstorganisicrtcn  Elemente.  Sie  stehen  mit  der  Arbeiterbewegung  am 
wenigsten  in  Fühlung,  in  ihren  Reihen  spielt  der  pensionierte  .Unteroffizier 
und  mit  ihm  der  militärische  Subordinationsgeist  die  grösste  Rolle,  sie  sind 
durch  Betriebsunterstützungskassen  in  stärkster  .Abhängigkeit  —  sie  werden 
daher  auch  am  schwersten  dazu  zu  bewegen  sein,  zu  pohtischen  Zwecken  in 
einen  Ausstand  zu  treten. 

DA3  ist  den  Ciegnem  der  Idee  des  politischen  Ausstands  ohne  weiteres  zuzu- 
geben. Es  wäre  ein  frevelhaftes  Spiel  sondergleichen,  hier  die  Augen  vor  dem 

Licht  der  Tatsachen  zu  vcrschliessen.  Ins  Rhue  hinein  vom  politischen 
Massenstreik  sprechen  und  ihn  gar  in  den  \  ordergrund  der  zu  betreibenden 
Aktionen  stellen,  ohne  sich  genau  Rechcmschaft  darüber  abzulegen,  unter 
welchen  Umständen  allein  er  gewonnen  werden  kann  und  welches  die  geistige 
Verfasstuig  derjenigen  Arbeitergru^pen  t^,  auf  die  es  dabei  in  erster  Linie 
ankommt,  hcisst  dem  Heerführer  gleich  handeln,  der  seine  Truppen  zum 
Feldzug  in  ein  Land  führt,  dessen  Topographie  er  ganz  und  gar  nicht  kennt. 
NUN  hat  allerdings  Turati  unter  denjenigen  Diensten  und  Produktions- 
zweigen, die  bei  einem  politischen  Streik  zu  schonen  seien,  weil  es  sich  dabei 
tun  Gegenstände  des  allgemeinen  Bedarfs  handle,  aodi  Beleuchtung  und 
Brotvcrsorgnng,  Post  und  Telegraphenverbindungen  aufgeführt.*)  Es  kommt 
aber  doch  sehr  auf  die  Umstände  an.  unter  denen  ein  politischer  Streik  statt- 
findet, inwieweit  solche  Rücksichten  genommen  werden  können,  ohne  den  Zweck 
des  Streiks  zu  vereiteln. 

WELCHEM  Zweck  kann  der  politische  Streik  dienen? 
ZWEI  Grundgedanken  kommen  da  wesentlich  in  Betradit 

Der  eine  ist  die  von  Anarchisten  und  ihren  Geistesverwandten  genährte  Vor 
Stellung,  wonach  der  politische  Streik  (Generalstreik)  die  Einleitung  der  sozialen 
Revolution  im  Sinne  des  Umsturzes  der  hetitigen  Gesellsdiaft  sein,  die  Diktatur 
des  Proletariats  oder  die  Besltzei^[reifung  der  Produktions-,  Ziilndation»-  etc. 

*i  VeT|;L  FilippoTurmti:  L$kn»  nmt  Folgtn  des  Generalstreiks  in  llaltut  b  dts  SosialisHtchen 
MMmttktfitm,  1904,  D.  Bd.,  pic  M?* 
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Mittel  durch  das  Proletariat  bringen  werde.  Warum  diese  Voratdlunf 
dorcbaus  utopisch  ist,  braucht  hier  nicht  des  längereu  ausgeführt  zu  werden. 
Sic  luitcrschätzt  durchaus  die  Widerstandsfähigkeit  der  heuti'^'cn  Gesellschaft, 
insbesondere  die  Widerstands  k  r  a  1 1  der  sie  vertretenden  organisierten  Macht 
und  der  sich  ihr  eveBtaell  zur  Vorfiigung  stellenden  bürgerlichen  Elemente*) ; 
sie  verkennt  das  Wesen  der  burgerKchen  Wirtschaft  und  die  starkm  Wursdn. 
die  sie  in  den  Sitten  und  Empfindungen  der  Bevölkerung  hat.  Ein  etwa  durch 
<  jiinst  der  Unistände  hcrbcigcfiUirtcr  zeitweiliger  Sieg  würde  bei  der  get:chencn 
Strtücttir  der  Gesellschaft  voraussichtlich  nicht  den  Sozialismus,  sondern  die 
Ausbildung  eines  neuen  korporativen  Eigentums  herbeiführen,  das  dem  Sozia- 
lismus die  grossten  Schwierigsten  in  den  W^  stdlen  würde.  Der  pol^acfae 
Streik  gt^;en  die  bürgerliche  Gesellschaft  als  solche  ist  unter  allen  Gesichts- 
pimkten  zu  verwerfen. 

Bleibt  der  politische  Streik  als  Mittel  verstärkten  Drucks  auf  Regierung  und 
öffentliche  Meinung  —  sei  es,  da&s  es  sich  um  die  Abwehr  bestimmter  Reak- 
tionsmassnahmen  oder  die  Durchsetzung  bestimmter  Forderungen  handelt  Es 
hegt  auf  der  Hand,  dass  hier  je  nach  der  Natur  der  in  Betracht  kommenden 

i^'p.Vctorcn  rine  grosse  Reihe  von  Variationen  mösflich  sind,  (jeschichtliche 
ijcrlielcrungen,  die  Organisationshöhe  der  Regierungsgewall  und  ihrer  Or- 
gane, die  Natur,  Spaltungen  und  Dispositionen  der  bürgerlichen  Parteien,  ihr 
Interesse  an  den  in  Frage  kommenden.  Massnahmen  und  die  Tragweite  dieser 
—  dies  und  mehr  sind  Momente,  wdche  so  viele  Verschiedenheiten  der  Kon- 
stellation zulassen,  dass  der  Ausgang,  den  ein  politischer  Streik  hier  genomraeo 
hat,  schlechthin  noch  ganz  und  gar  nicht  massgebend  sein  kann  für  die  Aus- 
sichten anderwärts.  Und  das  bezieht  sich  nicht  nur  auf  die  Unlerschiede  von 
Land  zu  Land,  sondern  auch  auf  die  Unterschiede  in  einem  und  demselben  Land 
zu  verschiedenen  Zeiten. 

BEI  sehr  bedeutend  ge>vachsenem  eigenem  Anhang  ward  die  t)clgischc  Sozial- 
demokratie, nachdem  sie  1893  ^^nen  politischen  Streik  erfolgreich  geführt  hatte. 
1902  in  einem  zweiten  Streik  geschlagen.  Die  Situation  hatte  sich  eben  mittler- 
weile crheUich  geändert  1893  hatte  es  sich  darum  gehanddt,  eine  Wahlrefonn 
zu  beschleun^en,  an  der  das  ganze  liberale  Bürgertum  ebenso  interessiert  war, 
wie  die  Sozialdemokratie,  und  der  die  an  der  Herrschaft  befindliche  klerikale 
Rcgienmg  nur  einen  schwachen  Widerstand  entgegensetzte,  ohne  die  Not- 
wendigkeit einer  Reform  zu  bestreiten.  Es  galt  im  Grunde  nur,  den  Batun  zu 
scfanttefai,  um  das  Herabfallen  der  reifgewordenen  Frucht  herbeizufuhren.  1903 
aber  betrieb  die  Sozialdemokratie  eine  Wahlreform,  an  der  der  Liberalismus 
nur  sdir  lau  interessiert  war.  während  die  klerikale  Regierung  überhaupt  nichts 
von  ihr  wissen  wollte.  Man  sieht,  der  Gleichlaiit  der  Parole  Wahlrcform  war 
von  keinem  Einüuss  auf  den  Verlauf  der  Bewegung.  Das  eine  Mal  übt  das 
Wort  feist  auf  alle  Welt  eine  elektrisierende  Wirktmg  aus,  das  andere  Mal 
lässt  es  die  nichtsozialistisdie  Miasse  der  Bevölkerung  kalt  Warmn?  1893 
galt  es,  «men  Wahlzensus  wq^ranmen,  der  mdtr  als  drei  Viertel  der  bd- 

^  Gcga  doi'TOD  dca  Cbaitiit«  im  Afcil  sl^S  gqibBtea  Ifandi  anf  4m  RvtHMat  Ummb  «idt  «bar 
30000»  BOtgu  al«  SplhlkoamMor  «iMAvStea.  Wer  die  Geschichte  da«  Fariiar  Jonikanpfcs  von  184S 
■taüart,  wird  anf  die  Talnrhe  wtonm,  da«  vor  den  Bvrikadcn,  da«  hctsst  too  den  Honrgeoi«  der 
Nadaaal^ardr,  faxt  noch  mehr  Mut  cntf.iltct  »iirJc,  als  Viirior  ilrn  Harriknilrn.  Der  BCr^jcr  in  (;ewüho- 
lütea  ZeHlilaflen  and  der  U^tfpt  in  Momrnteo.  wo  die  l.'xistenz  si*ioer  Kliusc  auf  dem  Spiel  «teht,  sind 
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gischen  Nation  poltUsdi  entmündigte,  1902  sollte  ein  Pluralwahlrecht  be- 
seitigt werden,  an  dem  sogar  ein  nennenswerter  Prozentsatz  der  Arbeiterschaft 
Anteil  hatte.  Kein  Wunder,  dass  die  Gemüter  nur  massig  entflammt  waren. 
AHNLICH  ging  es  in  Holland  bei  den  grossen  Bewegimgcn  des  Jahres  1903 
zu.  Der  im  Fd>niar  jenes  Jahres  fast  spontan  ins  Leben  getretene  Generat« 
streik  der  Eisenbahner  verlief  erfolgreich,  der  etliche  Wochen  darauf  ins  Werk 
.tjcsctztc  Generalstreik  der  Sozialisten  und  (nwtrkschafter  gej^en  den  F.nt- 
wurf  eines  tiesctzes.  das  eine  Wiederholung  jenes  ersten  Streiks  unmöghch 
machen  sollte,  brach  ohne  jeglichen  Erfolg  zusammen. 
IN  Osterreich  hat  man  gleichfalls  die  Erfahrung  gemacht,  dass  Massendemon- 
strationen, die  dem  politischen  Streik  gleichwirtig  waren,  das  eine  Mal  eine 
bedeutende  politische  Wirkung  erzielten,  bei  einer  anderen  Gelegenlieit  aber 
völlig  wirkungslos  hliclK-n. 

KURZ,  mau  könnte  vom  i>olitischen  Streik  beniahc  mit  demselben  Recht,  wie 
Ton  der  Revolution,  sagen,  dass  er  sich  nicht  machen  lässt    Aber  d>enso 

kann  man,  wie  von  der  Revolution,  so  auch  von  ihm  sagen,  dass  es  im  Völkcr- 

Jeben  Momente  gibt,  wo  der  V'erzicht  auf  ihn  die  Preisgabe  des  Rechts  und  den 
Verrat  der  Pflicht  der  Selbstbehauptung  bedeutet.  Tritt  ein  solcher  Moment 
ein,  dann  sind  aber  auch  die  Aussichten  eines  politischen  Streiks  keine  un- 
günstigen. 

WORAN  ihn  jedoch  erkennen? 

HIN  unfehlbares  Rezept  dafür  gibt  es  nicht,  wohl  aber  Merkmale,  die  mit  ziem- 
licher Sicherheit  den  Weg  zeigen.  Hat  ein  politischer  Gegensatz  sich  so  zu- 
gespitzt und  die  öffentliche  Meinung  der  sonst  Iiulifferenten  so  stark  erfasst, 
dass  Vorenthaltm^  eines  Rechtes  oder  Verfaängung  ein«*  hemmeaden  Mass- 
regel von  ihr  als  moralische  Veigehen  empfunden  werden,  und  ist  diese 
Strömimg  des  öffentlichen  Empfindens  so  stark,  dass  in  den  Reihen  der  Macht- 
haber Unsicherheit  einreisst  —  und  das  verrät  sich  bald  an  der  Inkonsequenz 
oder  je  nachdem  sinnlosen  Brutalität  ihres  Verhaltens  — ,  dann  steigen  in  ent- 
sprechendem  Masse  die  Aussichten  derjenigen  Erhebungen,  zu  denen  der  poli- 
tische Streik  zählt.  Betrachtet  man  die  Geschichte  der  pc^tischen  Streiks 
näher,  so  wird  man  finden,  dass  jedesmal,  wo  ein  solcher  Streik  nur  einiger- 
massen  erfolgreich  war,  ein  auf  die  grosse  öfTentliche  Meinung  wirkender 
moralischer  Faktor  (Entrüstung  oder  Mitleid)  eine  grosse  Rolle  gespielt 
hat. 

NUN  kommen  aber  moralische  Ekr^fungen  auch  nicht  von  ungeföhr.  Die 
Menschen  erregen  sich  in  der  Politik  nur  über  solche  Dinge  stark,  die  in  der 

einen  mler  anderen  Weise  in  ihre  Interessensphäre  eingreifen  —  wobei  das 
Interesse,  wie  die  Religionskanipfc  zeigen,  auch  ein  ideologisches  sein  kann. 
Wo  aber  die  moralische  Aufwallung  mit  dem  Interesse  kollidiert,  da  wird  sie 
nie  zu  einer  kräftigen  Aktion  fuhren. 

DIES  ist  einer  der  Gründe,  weshalb  in  Deutschland,  und  speziell  in  Preussen, 
ilie  Aussichten  eines  politischen  Streiks  für  «lie  Sozialdemokratie  so  geringe 
sind.  Das  grosse  kleinbürgerliche  ujid  millelbürgerliche  Publikum  ist  auch  bei  uns 
aiclit  gefühllos,  obgleich  es  freilich  viel  matter  empfindet,  als  dasselbe  Publikum 
in  romanischen  und  angelsächsischen  Landern,  und  sich  sein  moralisches 
Gefühl  schwell  in  ^loralisiererct  verflüchtigt;  aber  in  fast  allen  Fragen,  welche 
heute  die  Sozialdemokratie  zum  politischen  Streik  treiben  Iränntei^  stellt  sich 
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sdn  Interaae,  das  bei  den  einen  grob  materiell  wirtschaftlich,  bei  den  andern 
mit  ideologischen  Interessen  verquickt  ist,  der  Kooperation  mit  der  Soaial- 

demokratie  in  den  Weg.  Unsere  eigenartige  politische  Entwicklung  hat  es 
dahin  gebracht,  dass  diejenigen  Parteien,  die  neben  der  Sozialdemokratie  noch 
für  demokratische  Volksbewegungen  in  Betracht  kämen,  in  der  Sozialdemo- 
kratie ihren  gefifarlldisten  Feind  erblicken.  So  paradox  es  dem 
Femstehenden  scheinen  mttss,  so  ist  es  fnr  den  Kenner  der  Dinge 
doch  eine  Binsenwahrheit:  gerade  weil  die  Sozialdemokratie  in  Deutschland 
als  Partei  numerisch  so  viel  stärker  ist,  als  in  den  meisten  anderen  Ländern, 
sind  die  Aussichten  des  politischen  Streiks  für  sie  um  so  viel  geringer.  Es 
fdilt  bei  nns  jene  Atmosphäre,  wie  sie  zu  einer  Volkserhebung  erforderlich  ist, 
welche  nicht  bloss  einen  ansschliessKch  sozialdemokratischen  Parteicharakter 
trägt 

DAS  ist  das  grosse  Problem  des  politischen  Streiks  bei  uns  Will  man  ein 
Beispiel  dafür,  so  haben  es  die  Vorgänge  beim  Kampf  um  den  neuen  Zoll- 
tarif von  1902-1903  geliefert.  Dem  Objekt  nach  war  dieser  Kampf  gewiss 
kein  eacklusiv  sozialdemokratischer,  weite  Kreise  des  Bürgertums  waren  an 
ihm  ebenso  interessiert,  wie  die  Sozialdemokratie.  Aber  kaum  nahm  er 
einen  über  das  gewöhnliche  Parlamentsspiel  hinausgehenden  Ch:irakter, 
cme  etwas  revolutionäre  Färbung  an,  so  erlahmte  die  Kampflust  der  bürger- 
lichen Elemente  und  schlug  in  den  Richterschen  Verrat  um.  Trotz  aller  Ver- 
wüstung, die  das  SysUm  Pldiidieh  schon  im  R^emngslager  angerichtet  hat, 
haben  wir  in  Preussen-Dcutschland  doch  immer  noch  die  stärkste  Zentral- 
regierung der  Welt.  Und  wie  sehr  auch  die  verschiedenen  bürgerlichen  Par- 
teien mit  ihr  jeweilig  im  Hader  leben  mög^en,  so  erblicken  sie  doch  allesamt 
in  der  Sozialdemokratie  den  grösseren  Feind. 

ES  ist  das  zum  Teil  eine  Folge  des  Umstandest  dass  wir  Ininen  wahren  Par- 
lamentarismus haben.  Hätten  wir  ihn,  so  mussten  Fraktionen  der  bürger- 
lichen Parteien  sich  mit  der  Sozialdemokratie  zu  stellen  suchen.  Möglich,  dass 
das  für  uns  manche  Unbequemlichkeiten  mit  sich  bringen,  uns  manche  Wahl- 
stimme entziehen  würde,  die  laute  der  Sozialdemokratie  bloss  deshalb  zufälTt, 
weil  diese  faktisch  die  einzige  Oppositionspartei  ist  Indes,  im  letzten  Grunde 
würden  auch  für  die  Sozialdemokratie  die  Vorteile  die  Naditeile  überwiegen. 
EIN  anderer  Umstand,  der  für  uns  die  politische  Atmosphäre  für  grosse  Volks- 
erhebunp^en  so  ungünstig  gestaltet,  besteht  in  der  weiten  Verbreitung  falscher 
Anschauungen  über  die  Absichten  der  Sozialdemokratie  hinsichtlich  der 
Ausübung  der  ihnen  etwa  zufallenden  politischen  Macht.  Bei  der  heutigen 
Starke  der  Sozialdemokratie  muss  mit  der  Eventualität  gerechnet  werden,  dass 
eine  erfolgreiche  Volksbewegung  ihr  den  entscheidenden  Einfluss  auf  die  poli- 
tische Gewalt  ausspielte.  Welchen  Gebrauch  würde  sie  alsd<inn  von  ihm  machen? 
Wie  würden  ihre  Massnahmen  das  Wirtschaftsleben  treffen?  Welche  Sicher- 
heit würden  für  Handel  und  Wandel  bestdien?  Das  sind  Fragen,  die  mehr 
Leute  besdiiftigen,  als  man  meint,  und  hinsiditlich  deren  die  abenteuerlichsten 
.Anschauungen  verbreitet  sind.  Es  ist  ja  in  neuerer  Zeit  von  autoritativer 
Seite  viel  geschehen,  den  übertriebenen  Befürchtungen,  die  in  dieser  Hinsicht 
obwalten,  entgegenzuwirken,  aber  gehoben  sind  sie  noch  lange  nicht. 
SO  stehen  unr  vor  der  eigentümlichen  Tatsadie,  dass,  während  wir  in  Deutsdi- 
*!and  ersiditlich  einer  Situation  zusteuern,  welche  die  Sozialdemokratie  vor  die 
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Feuerprobe  stellen  wird,  in  weiten  Parteikreisen  die  Ansicht  immer  stärker 

Roden  fasst,  class  wir  diese  Probe  nicht  rmfnclimcti  dürfen.  Man  gibt  sich  da 
cincin  merkwürdigen  Fatalismus  hin.  So  bald  werde  dem  Wahlrecht  nicht  an 
den  Kragen  gegangen  werden,  also  könnten  wir  es  abwarten. 
NUN  ist  unzweifelhaft  der  Sturm  wider  das  Reichstagswahlrecht,  der  nach 
den  Juniwahlen  von  1903  einsetzte,  in  der  letzten  Zeit  wieder  etwas  abgeflaut. 
Die  paar  Misserfolge  der  Sozialdemokratie  bei  den  Nachwalilen  haben,  wie  es 
scheint,  auf  die  Ciemüter  verschiedener  Leute  iH'sänftigend  gewirkt.  .Aber 
wenn  die  Gegner  sich  mit  solchen  kleinen  Unterbrechungen  des  Aufsteigen.^ 
der  aozialdetm^cratischen  Hochflut  trösten,  so  ist  das  kein  Faktor,  auf  den 
die  Sozialdemokratie  ihre  Rechntmgen  basieren  darf.  Sie  muss  mit  der  wach- 
senden C^unahme  ihrer  Stimmen  rechnen.  Und  dn  larf  sio  sicher  sein,  dass 
neue  Walikrfolge  neues  Anrennen  wider  das  W'ahhcclit  zur  I olge  haben. 
SO  bleibt  die  Frage  aktuell ;  Wie  wird  sich  die  Sozialdemokratie,  wie  soll  sich 
die  deutsche  Arbeiterklasse  im  Falle  des  Versuchs  einer  Verkürzung  des  Reichs- 
tagswahlrechts verhalten?  Kann,  darf  sie  es  bei  platonischen  Versammlungs- 
l)rotesten  bewenden  lassen? 

1)11-1  Frage  stellen  hcisst  sie  sich  beantworten.  In  voller  Erkenntnis  der 
Schwierigkeiten,  auf  welche  ein  politischer  Streik  in  Deutschland,  und  spe- 
ziell, in  Preussen,  stossen  würde,  stehe  ich  nicht  an,  zu  erklären:  es  geht  nicht 
anders,  es  muss  sein,  der  Widerstand  muss  versucht  werden.  Und  wenn 
er  auch  schwer  ist,  so  ist  er  darum  doch  nicht  hoiTnungslos.  Eine  Bewegung, 
so  stark,  wie  die  Welt  m'c  noch  nie  zuvor  gesehi  n  hat,  die  hat  noch  manche 
Trümpfe  in  der  Mantl,  welche  sie  gegebenenfalls  .lusspielen  kann.  Nur  ein 
Moment  sei  hier  betont.  Es  ist  ganz  selbstverständlich,  dass  ein  politisclier 
Streik  die  Massen  auf  die  Strassen  bringen  würde.  Ein  politisclier  Streik, 
bei  dem  die  Massen  zu  Hause  blieben,  wäre  ein  Unding,  ist  von  vornherein 
geschlagen.  Aber  die  Massen  auf  der  Strasse  hcisst  noch  nicht  Strassenkampf. 
(legen  Barrikadenkämpfer  schiessen,  ist  eine  sehr  einlache  Sache.  Nicht  so 
einfach  aber  ist  es,  auf  wehrlose  Massen  des  eigenen  X'olkes  schiessen.  Alan 
kann  sie  durch  Dreinhauen  auseinanderzutreiben  suchen,  aber  wenn  der 
Massenstrom  immer  wieder  von  neuem  andrängt,  unaufhörlich,  unaufhaltsam, 
dann  erhält  die  Sache  doch  ein  andere.^  Gesicht.  \'or  dem  Ernst  der  Situation 
wird  dann  auf  der  anderen  Seite  das  Verstämlnis  für  die  Bedenklichkeit  des 
Schrittes  auftaudien  und  dürfte  eine  Verwirrung  cinrcissen  la&sen,  die  sonst  auf 
der  Volksseite  unfehlbar  herrschen  würde,  wenn  sie  in  dem  Gefühl  genährt 
worden  ist:  es  hilft  ja  doch  nichts,  wir  können  nicht. 

NEIN,  wir  werden  k  (>  11  n  e  n  .  weil  wir  müssen  werden.  Ohne  jede-^ 
Opfer  wird  es  freilich  nicht  abgehen,  etwas  Schrammen  mag  die  Sache  wohl 
kosten.  Aber  dieselben  Arbeiter,  die  heule  so  grosse  Opfer  für  die  Bewegung 
bringen,  die  so  oft  ihr  Leben,  ihre  Gesundheit,  ihre  Glieder  für  die  Erforder- 
nisse der  Industrie  aufs  Spiel  setzen,  die  werden  wohl  noch  etwas  übrig  haben, 
wenn  es  sich  um  ihr  politisches  Erstgeburtsrecht  handelt.  Hält  man  Äas  jedoch 
für  einen  Traum,  ist  man  wirklich  von  Grund  aus  überzeugt,  dass  —  vom 
Kampf  um  die  Erriugung  vorenthaltener  Rechte  ganz  abgesehen  —  sogar  der 
Kampf  wider  die  Verstümmelung  bestehender  Rechte  bei  uns  tmmSgtich  ist. 
dass  er  nicht  die  gerii^sten  Aussichten  hat,  dann  — •  —  —  —  — 
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DAS  allgemeine  Wahlrecht  ist  nicht  der  einzige  Hort  der  Arbeiterklasse,  nicht 
der  einzige  Hebel  der  Arbeiterbewegung.  Aber  es  ist  der  wirksamste  Faktor 
eines  stetigen,  ofgauiiscben  Fortschritts  auf  dem  Wege  ihrer  Emanzipation. 
Kann  sie  es  der  Arbeiterklasse  nicht  auf  anderem  Wege  sichern,  dann  hat  die 
So7i:tl(Unu)kratie  um  so  mehr  zu  betonen,  energisch  und  beharrlich  hervoT- 
zuhcbtMi.  (lass  sie  für  die  grosse  soziale  Umwälzung,  die  sie  erstrebt,  nur  einen 
Weg  als  gangbar  erkannt  hat :  den  der  schrittweise  durchzuführen- 
den organischen  Reform. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 

ADOLPH  VON  ELM  •  DER  BOYKOH  ALS  WAFFE  IM 
WIRTSCHAFTUCHEN  KAMPF 

UR  in  vereinzelten  Fällen  ist  bisher  von  den  organisierten  Arbeitern 
Deutschlands  der  Boykott  im  wirtsdiaftlidien  Kampf  zur  Anwen» 
dujig  {gekommen.   Die  Wirkung  hat  in  kdnem  Fall  die  Arbeiter  be- 
friedigt.   Der  Boykott  über  die  Schuhwaren  der  Firma  Tack  Sr  Co. 
hat  diese  nicht  veranlasst,  den  Arbeitern  irgendwelche  Konzessionen 
zu  machen.    Einen  etwas  besseren  Erfolg  hatte  seinerzeit  der  Boykott  über 
Mohr  Margarine,  doch  entsprach  das  Resultat  keineswegs  den  Erwartungen 
der  Arbeiter.  Auch  der  grosse  Berliner  Bierboykott  im  Jahre  1894  wurde  durch 
einen  Kompromiss  beendet,  der  die  kämpfenden  Arbeiter  keineswq;s  völlig  be- 
friedigte.   Das  gleiche  Resultat  hatte  der  von  den  organisierten  Arbeitern  Ham- 
burgs im  Jahre  1904  über  die  Bierbrauereien  von  Hamburg  und  Umgegend  ver- 
hängte Boykott.  Er  wurde  durch  eine  Vereinbarung  zwischen  der  Kommission 
des  Hamburger  Gewerkschaftskartells  und  der  Verhandltingskommission  des 
V crsicUernngsverhandes  der  Brauereien  i'on  Hamburg  und  Umgegend  beendet, 
mit  der  die  ausständijjfen  Brauereiarbeiter  so  wenig  zufrieden  waren,  dass  sie 
in  einer  nahezu  einstimmig  von  ihnen  angenommenen  Resolution  ihre  schärfste 
Missbilligung  der  KarteUkonunission  wqjen  ihrer  Zustimmung  zu  den  Eini- 
gtmgsbedingungen  glaubten  attsq»Kchen  zu  mössen.  Trotz  dieses  Beschlusses 
kann  bei  ruhiger  Beurteilung  der  Situation  behauptet  werden,  dass,  was  er- 
reicht werden  konnte,  erreicht  worden  ist.  und  dass  durch  eine  weitere  Fort- 
setzung des  Boykotts  lediglich  die  ausständigen  Arbeiter  selbst  aufs  schwerste 
gesdiädigt  worden  wären.   Die  Zi;^;eständniase  der  Brauereien  bestanden  in 
der  Herabsetzung  der  Arbdtazeit  von  10  auf  9Ü  Stunden  und  in  einer  Er- 
höhung des  Lohnes  tun  i  Mark  pro  Woche.   Auch  bequemten  sich  die  Arbeit- 
geber dazu,  die  Forderunq-  der  bedingungslosen  Anerkennung  ihres  Arbeits- 
nachweises fallen  zu  lassen  und  nach  einem  von  dem  Einigungsamt  de.s 
Gewerbegeridits  aufgearbeiteten  R^lement  einen  paritittsdien  Arbeitsnach* 
«rda  nrit  den  Arbeitern  zu  bilden. 

DIE  Hauptschwierigkeit  für  die  Einigung  bestand  in  der  Frage,  welche  Zahl 
von  den  ausständigen  Arbeitern  innerhalb  einer  bestimmten  Frist  wieder  ein- 
zustellen sei.  Die  Arbeit  eingestellt  hatten  am  9.  Mai  1904  1372  Arbeiter; 
in  Arbeit  geblieben  waren  136  Brauer,  Angehörige  eines  der  Gewerkschaft 
der  Brauer  bei  allen  Lohn-  und  Arbeitsdifferenzen  entlegen  arbeitenden  Ver- 

J* 
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eins.  In  Stellung  verblieben  ferner  eine  grosse  Zahl  von  Bierkut:>chern  und 
Mitfahrern,  die  bei  sofortiger  Arbeitsniederlegung  der  von  ihnen  gestellten 
hohen  Kautionen  ohne  Zweifel  verlustig  gegangen  waren.  Den  Brauereien 
gelang  es.  in  wenigen  Tagen  die  nötige  Zahl  Streikbrecher  anzuwerben,  um 
ihre  Betriebe  aufrecht  erhalten  zu  können.  Der  eigentliche  Streik 
der  Arbeiter  war  im  Verlauf  von  kaum  acht  Tagen  ver- 
loren. Bereits  am  Tage  nadi  Beginn  des  Streiks  beantragten  die  an  dem 
Streik  beteiligten  Gewerkschaften  bei  der  Kommission  des  Hambui^r^  Ge- 
werkschaftskartells die  Verhängung  des  Boykotts;  von  ihm  erwarteten  sie, 
dass  er  die  ihnen  zur  Zeit  noch  mangelnde  Macht  im  wirtschaftlichen  Kampfe 
ersetzen  sollte.  Das  war  nicht  der  Fall;  nach  langem  Verhandeln,  nachdem 
der  Boykott  schon  einmal  aufgehoben,  dann  bald  wieder  verhängt  worden 
war,  weil  die  Brauereien  den  von  ihren  Vertretern  nnhidHch  g^ebenen  Zu- 
sicherungen der  Einstellung  von  Arbeitern  nicht  nachgekommen,  verpflich- 
teten diese  sich  endlich  schriftlich,  am  12.  September  1904,  von  den  noch  am 
Orte  befindlichen  Streikenden  —  der  grössere  Teil  lediger  Leute  war  in- 
zwischen abgereist  —  354  Leute,  davon  240  innerhalb  8  Tagen  nadi  Auf- 
hebung des  Boykotts,  die  restlidien  X14  Mann  bis  aum  i.  Deaember  wieder 
einzustellen  und  dieselben,  falls  nicht  durch  eigenes  Verschulden  ein  Anlass 
dazu  gegeben  werde,  nicht  vor  dem  i.  Oktober  1905  wieder  zu  entlassen. 
ES  ist  erklärlich,  dass  die  streikenden  Arbeiter  von  diesem  Vergleich  wenig 
erbaut  waren,  namentltdi  dedialb  nidit,  weil  die  Brauereien  es  strikte  ab- 
geldmt  hatten;  Entiassui^ien  von  Streikbrechern  zu  gunsten  der  wieder- 
einzustellenden Streikenden  vorzunehmen.  Die  Frage  ist  nur  die,  ob 
unter  den  gegebenen  Verhältnissen  mehr  zu  gunsten  der  Ausständigen  er- 
reicht werden  konnte. 

DASS  der  Boykott  den  Brauereien  unangen^m  war,  beweist  die  Tatsache, 
dass  sie  sich  überhaupt  zu  Zugestandnissen  herbeiliessen;  denn  dass  diese 

lediglich  um  des  lieben  Friedens  willen  gemacht  wurden,  wird  den  Brauerei- 
flircktorcn  kein  Mensch  glauben.  Im  iihrigcn  zeigen  auch  die  in  letzter  Zeit 
veröffentlichten  Geschäftserj^i  hnissc  mehrerer  Brauereien,  dass  der  Boykott 
eine  wesentliche  Verminderung  des  Reingewinns  zur  Folge  hatte  und  sich  die 
Herren  Aktionare  mit  einer  geringeren  Dividende  besdieiden  mussten.  Wie 
stark  die  Wirkung  des  Boykotts  g^ewesen,  Hesse  steh  absolut  sicher  nur  nach- 
weisen, wenn  in  den  Geschäftsberichten  auch  der  vorminderte  Absatz  an  Bier 
angegeben  worden  wäre.  Doch  haben  dies  die  Herren  klüglich  unterlassen. 
Es  ist  sicher,  dass  je  nach  der  Kundsdiaft  der  einzelnen  Brauereien  die  Ver- 
mindenmg  dea  Umsatzes  eine  mehr  oder  weniger  starice  gewesen  ist  und 
dass  einige  Brauereien  ganz  erheblich  geschädigt  wurden,  so  dass  schliesslich 
die  Gefahr  nahe  lafj,  dass  der  fcstgcschlossene  Riii'^'^  der  Brauereien  durch 
einige  zur  Kapitulation  gezwungene  Brauereien  gesprtngt  worden  wäre.  Dieser 
Umstand  mag  wesentlich  mit  dazu  beigetragen  haben,  dass  die  Untcrndmier 
sich  zu  Zugestindnissen  herbeiliessen. 

IM  allgemeinen  darf  wohl  behauptet  werden,  dass  von 
<1  c  n  Ausständigen  die  Wirkung  des  Boykotts  erheblich 
über  schätzt  worden  ist.  Die  Arbeiter  verfallen  sehr  leicht  in  den 
Fehler,  ihre  wirtschaftliche  Machtposition  bei  einem  Boykott  nach  der  Zald 
der  bei  der  Reich&tagswahl  für  die  sozialdemokratische  Partei  abgegebenen 
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Stimmenzahl  einzuschätzen.  Wenn  dies  zutreffend  wäre,  hätte  der  Boykott 
dne  gmdesu  vernichtende  y/Mmng  aof  die  Bnncreien  anadbea  ntfisaen. 
FÜR  das  Absatzgebiet  der  betreffenden  Brauereien  kommen  hanptsidilidi  in 
Betracht  die  drei  Hamburger  Wahlkreise  und  der  VIII.,  zum  Teil  auch  noch 
der  VI.  schleswig-holsteinische  Walilkreis.  In  den  drei  Hambiu"ger  Wahl- 
kreisen waren  von  der  Gesamtzahl  dier  bei  der  Reichstagswabl  1903  ah- 
i^egebenen  Stimmen  (161320)  socialdemokratiaclw  100  ttJ;  im  VIII.  adilea- 
wig-holrteinisclien  Wahlicreis  von  36828  Stimnwn  35565;  im  VI.  Kreis  Ton 
36  542  Stimmen  19 144.  Im  ganzen  wurde  in  diesen  Kreisen  mithin  von 
234690  Stimmen  die  grosse  Zahl  von  144  881  für  die  Sozialdemokratie  abge- 
geben; das  sind  62  ^  aller  abgegebenen  Stimmen.  Zieht  man  ferner  in  Be- 
tracht, dam  ein  Teil  der  Gqiner  den  Kerkonsum  ans  den  boykottierten 
Brauereien  ubeihanpt  nicht  mitanreclmen  ist,  da  in  den  Restaurants  nnd  Caf^ 
in  welchen  die  Angehörigen  der  besitzenden  Klasse  Tericcfaren,  fast  aus- 
schliesslich auswärtige  Biere  zum  Ausschank  gelangen,  SO  ivire  zweifellos,  wenn 
alle  sozialdemokratischen  Wähler  dem  Boykottbeschluss  des  Gewerkschafts- 
kartelb nachgekommen  wären,  die  Zauberwirkung  eingetreten»  die  einige  sich 
versprochen  hatten:  die  Brauereien  hatten  in  kuraer  Zeit  Frieden  schHemen 
müssen. 

BEI  geheimer  Wahl  einen  sozialdemokratischen  Stimmzettel  abgeben  und  einen 
Boykottbeschluss  der  organisierten  Arbeiter  tatsächlich  durchführen  sind  je- 
doch zwei  ganz  verschiedene  Dinge.  Zu  letzterem  gehört  zweifellos  ein  stär- 
kerer Wille»  sowie  die  Erkenntnis  der  Berechtigung  mx!  Notwendigst  des 
\\  irtschaftlichen  Kampfes  der  Arbeiter  im  Interesse  der  Gesamtheit  und  end- 
lich —  wenn  diese  beiden  Voraussetzungen  gegeben  sind  —  eine  wirtschaftlich 
unabhängige  Stellung.  Der  Kampf  wurde  mit  grosser  Erbitterung  von  beiden 
Seiten  geführt;  die  Arbeiter  kontrollierten  die  Wirtschaften,  auf  welche  sie 
einen  Einflnss  hatten,  die  Arbeitgeberorganisationen  nshmen  sidi  ihrer  be- 
drängten Kollegen  an  und  proklamierten  in  den  kapitalistischen  Blättern  für 
jeden  Bürgerlichen  es  als  eine  Ehrenpflicht,  nur  boykottiertes  Bier  zu  trinken. 
Wie  dies  fast  immer  bei  wirtschaftlichen  Kämpfen  und  besonders  in  Hamburg 
geschieht,  wurde  auf  kapitalistischer  Seite  mit  den  unlautersten  Mitteln  ge- 
kämpft. Bei  Ausbruch  der  Differenzen  hatten  die  Untemduner,  nachdem  sie 
<lie  Arbeiter  monatelang  durch  rein  akademische  Verhandlungen  genarrt  hatten, 
»chliesslich,  als  sie  den  Moment  zum  Abbruch  der  Verhandlungen  für  sich 
für  günstig  hielten,  den  Arbeitern  ein  Ultimatum  gestellt;  die  Arbeiter  ant- 
worteten darauf  mit  sofortiger  Einstellung  der  Arbeit.  NatürUch  wurde  sofort 
von  Seiten  der  kapitalistischen  ScMschreiber  nrit  den  flUichen  Schlagworten 
gegen  die  Arbeiter,  «rie  PiücU  auf  die  Btutt  setgen,  Urröristischer  Zwmg, 
und  dergleichen  operiert.  Was  wiisste  die  grosse  Masse  des  Publikums  von 
den  geradezu  lächerlichen  und  kleinlichen  Schachzügen,  mit  welchen  die  Arbeit- 
geber die  Verhandlungen  monatelang  hingeschleppt  hatten !  Die  Arbeiter  hatten 
sidi  durch  die  pidtxlidie  Einstellung  der  Arbeit  scheinbar  ins  Unrecht  gesetat; 
für  alle  lauen  Freunde  der  Arbeiter  genügte  dies»  gegen  sie  ^rtei  au  ergreifen. 
DANN  wurden  die  Wirte  aufgehetzt,  indem  man  täglich  in  den  bürgerlichen 
Blättern  verkündete,  das  Gewerkschaftskartell  mache  bei  dem  Boykott  ein 
Bombengeschäft.  Um  den  Bierbezug  von  auswärtigen  Brauereien  zu  organi- 
sieren, hatte  der  ffir  die  Zeit  des  Boykotts  von  seinem  Amt  surudKgctfttene 
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Kassierer  des  Gewerkschaftskariells  einen  Bicrverlag  errichtet.  Der  hohen 
Frachtkosten  wegen  konnte  natürlich  das  von  auswärts  bezogene  Bier  nicht 
zu  i^eichem  Preise,  wie  das  dnhdmische,  verkauft  werden;  infolgedessen  das 

Geschrei  von  der  wucherischen  Ausbeutung  der  Wirte  und  Händler  durch  das 
GcAverkschaftskartell.  Die  Abrechnung  des  Kassierers  zeigt,  dass,  statt  eines 
Gewinnes,  bei  dem  Bierverlag  ein  N'erhist  von  8620,88  Mark  entstanden  ist. 
WEITER  wurde  ständig  dem  Publikum  in  den  kapitalistischen  Zeitungen  ein- 
geredet, das  von  auswärts  bezogene  Bier  sei  gesnndhettsscbädlich,  die  Choiera- 
gefahr  wurde  an  die  Wand  gemalt  und  die  Polizei  aufgefordert,  dem  gcms 
Hambtirfi  gefährdenden  Treiben  ein  Ende  zu  machen.  Wenn  dem  Bier- 
philister zu  seinem  MorgenkatTec  fortgesetzt  solch  geistige  Speise  serviert 
wird,  dann  braucht  man  sich  gerade  nicht  darüber  zu  wundern,  dass  aut  bür- 
gerlicher Seite  für  den  Bierboykott  keine  Sympathieen  vorhanden  waren,  und 
dass  die  Arltoitcr  l)ci  diesem  Kampfe  sich  lediglich  auf  sich  selbst  stützen 
konnten.  Unter  Berücksichtigung  dieses  ümstandes  verändert  sich  das  Macht- 
Verhältnis  aber  ganz  erheblich  zu  Ungunsten  der  Arbeiter. 

FREILICH,  wenn  auf  alle  Arbeiter  in  einem  solchen  Kampfe  V'erlass  wäre, 
dann  wäre  dies  nicht  der  Fall.  In  der  Stadt  Hamburg  wurden  bei  der  letzten 
Gewerbczahlung  am  2.  Dezember  1895  ermittelt:  83376  selbständige  Erwerbs'> 
tätige  und  deren  Beamte,  13  041  im  häuslichen  Dienst  tätige  Personen  und 
20714  im  öttentlichen  Dienst  Angestellte,  also  insgesamt  117  131  Personen. 
Auf  diese  Schichten  dürfte  bei  einem  Boykott  wenig  zu  rechnen  sein.  Da- 
gegen betrug  die  Zahl  der  Arbeiter  139  535.  In  der  Stadt  Altona  zählte  man 
damals  30265  Personen  der  ersten  Kategorie,  dagegen  30574  Arbeiter.  Von 
dieser  Arbeiterzahl  sind  jedoch,  soweit  der  Bierkonsum  in  Betracht  kommt, 
wesentliche  Abstriche  zu  machen.  Im  Staate  Hamburg,  in  welchem  an  Er- 
werbstätigen in  der  Landwirtschaft,  Industrie,  Handel  und  \  erkehr  im  ganzen 
230135  Personen,  wovon  144  415  Arbeiter,  gezählt  wurden,  waren  von  den 
letzteren  Minderjährige  22718,  weibliche  Personen  230A,  Beschäftigungs* 
lose  18  288,  zusammen  64  067.  Wenn  auch  diese  Zahl  von  Personen  für  den 
Bierkonsimi  nicht  völlig  ausscheidet,  so  sind  sie  doch  ihrer  geringen  F.innahme- 
quellen  wegen  nicht  als  Voltkonsumenten  mitzurechnen.  Nehmen  wir  für  die 
Stadt  Hamburg  für  diese  Kategorie  rund  60000  Personen  an  tmd  bringen  wir 
diesdbe  von  der  Gesamtzahl  der  Ariieiter  in  Abzug,  so  bleiben  uns  rund 
80000  Personen,  denen  zirka  120000  bürgerliche  Elemente  tmd  von  ihnen  ab- 
hängige Personen  gegenüberstehen.  Die  von  uns  anfänglich  nach  dem  Stim- 
menverhältnis der  sozialdemokratischen  Partei  ermittelten  62  ^  wären  somit 
schon  auf  40  %  der  Erwerbstätigen,  wdche  ihrer  Klassenzngehörii^t  zufolge 
dirdrt  bei  einem  Bierboykott  ineressiert  sind,  zusammengeschmolzen. 
LEIDER  muss  jedoch  konstatiert  werden,  dass  diese  40  %  der  Erwerbs- 
tätigen noch  lange  nicht  alle  die  Notwendigkeit  einheitlichen  Handelns  der 
Arbeiter  als  Klasse  begriffen  haben.  Wäre  dies  der  Fall,  so  würden  dieselben 
ihrer  gewerkschaftlichen  Organisation  als  Mitglied  angeboren.  Die  grosse 
Zahl  der  Streikbrecher,  weldie  sofort  bei  Ausbruch  des  Brauereistreiks  sich 
den  Kapitalisten  zur  Verfügung  stellten,  beweist,  dass  die  nichtorganisicrten 
Arbeiter  zu  einem  grossen  Teil  noch  nicht  einmal  so  weit  von  wahrer  Klassen- 
solidarität durchdrungen  sind,  dass  sie  es  als  ihre  Pflicht  betrachten,  bei 
einem  Kampf  um  die  Erhöhung  der  Lebenshaltung  der  Arbeiter  in  einem  Ge- 
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werbe  ihren  kämpienden  Klassengenossen  nicht  in  den  Riicken  zu  fallen.  Noch 
viel  weniger  werden  dieselben  einen  B^riff  von  dem  Wert  eines  Boykotts  als 
Waffe  im  wirtschaftlichen  Kampf  haben. 

ALS  abtolttt  xaverlässig  —  allerdings  auch  noch  unter  Abfecfanung:  der- 
jenigen, welche  die  Beschlüsse  der  Gewerkschaftsleitungen  wenig  oder  gar 
i.icht  respektieren  —  können  für  die  Gewinnung  eines  Boykotts  also  nur  die 
gewerkschaftlich  organisierten  Arbeiter  in  Betracht  kommen.  Dem  Gewerk- 
schaftskartell angeschlossen  waren  im  Jahre  1903  zirka  35000  organisierte 
Arbeiter;  erbten  wir  diese  Zahl  für  die  nicht  angeschloBsenen  Gewerksdiaf- 
Ten  11m  5000.  so  erhalten  wir  die  Zahl  von  40000  Personen,  von  denen  anzu- 
nehmen ist,  dass  sie  nach  dein  Bcschhiss  eines  Bierboykotts  sich  in  der  Tat  rich- 
ten werden.  Die  Stärke  der  Boykottierenden  ist  durch  Anerkennung  dieser 
Tatsache  um  40000  Personen  vermindert,  die  der  Nichtboykottierenden  aber 
um  die  gleiche  Zahl  vermehrt  worden.  Den  40 000  Boykottiennden  ständen 
>^^oniit  160000  Nichtboykottiercndc  gcijcnühcr. 

<  iESTCTZT  auf  unsere  eigene  Kraft  könnten  wir  mithin  den  Bierkonsuni 
durch  einen  Boykott  nur  um  20  schwächen.  Ob  ein  günstigeres  Verhältnis 
bei  dem  Boykott,  soweit  die  gesamte  Bierproduktion  in  Betracht  kommt,  vor- 
handen gewesen  ist,  wissen  wir  nicht.  Der  Absata  an  auswärtigem  Bier  durch 
den  Bierverlag,  verglichen  mit  der  Gesamtproduktion  an  Bier,  spricht  nicht 
flafür.  Xach  dem  Statistischen  Jahrbuch  für  das  Deutsche  Reich  'v\'urdcn  in 
Hamburg  mi  Jahre  1902  666000  Hektoliter  untergärigen  Bieres  —  die  Pro- 
dtdetion  von  x  15  000  Hdctolitem  obergärigen  Bieres  kommt  für  unsere  Be- 
rechnung nicht  in  Betracht  —  produziert,  pro  Monat  also  55500  Hektoliter. 
T-'ür  die  Dauer  des  Boykotts  von  über  drei  Monaten  würde  die  Produktion  also 
166500  Hektoliter  betrag^cn.  Durch  den  Biervcrlag  wurden  umgesetzt  zirka 
8000  Hektoliter,  also  noch  keine  5  %  der  Gesamtproduktion.  Es  würde  natür- 
lich falsch  sein,  anzunehmen,  dass  die  I^oduktion  während  des  Boykotts  nur 
um  5  %  geschwächt  worden  wäre.  Ein  grosser  Tdl  der  Arbeiter  hat  wittirend 
der  Dauer  des  Boykotts  sogenannte  echte  Biere  (Pilsener,  Münch encr)  ge- 
tnmkcn,  ein  anderer  Teil  hat  sich  des  Biergenusses  ganz  enthalten,  ein  Teil 
der  Wirte  hat  sich  boykottfreies  Bier  selbst  besorgt.  Dies  geschah  auch  durch 
den  Konsum-,  Bau-  und  Sparverein  ProdukHpn  für  seine  18000  Mitglieder. 
Aber  —  alles  in  allem  genommen  *^  neige  ich  der  Ansidit  su,  dass  durch  den 
Boykott,  günstig  gerechnet,  die  Produktion  einheimischen  Bieres  um  höchstens 
-5  %  geschwächt  worden  3st.  Dass  diese  Annahme  wahrscheinlich  noch  eine 
optimistische  ist,  ergibt  sich  aus  folgender  Berechnung:  Pro  Kopf  der  Bevölke- 
rung wird  in  Hamburg  an  Bier  hergestellt  xoo  Liter;  nehmen  wir  an,  dass 
Ein-  und  Ausfuhr  an  Bier  sich  angleichen,  und  rechnen  wir  für  die  40  000  Ge- 
werkschaftsmitglieder und  ihre  Angehörigen  einen  Personoikreis  von  120000, 
vi  würde  für  denselben  pro  Jahr  ein  Rierkonsum  von  120000  Hektolitern  in 
Betracht  konmien;  für  drei  Monate  30000  Hektoliter.  Die  gesamte  Bierproduk- 
tion  für  drei  Monate  beträgt,  wie  schon  erwähnt,  166  500  Hektoliter.  Die  Ver- 
minderung der  Produktion  durch  den  B<^koCt  der  Gewerksdiaffesmitglieder  und 
ihrer  Angehörigen  hätte  mithin  18  %  betragen.  Eine  Venmndenrng  des  Ab- 
satzes um  25  %  oder  auch  nur  imi  18  %  macht  sich  nun  für  die  Brauereien 
zweifellos  auch  schon  unangenehm  fülilbar,  genügt  jedoch  nicht,  dieselben 
i-ur  Kapitulation  zu  zwingen;  daher  auch  die  lange  Dauer  des  Kampfes. 
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ZU  Nutz  und  Frommen  der  Arbeiter  für  spätere  Fälle  halte  ich  solch'  nüch- 
terne Erwägungen  geradesit  fOr  eine  Pflicht  Die  Arbeiter  der  grossen  Stidte 
bilden  wohl  die  Mehrheit  der  Bevölkerung,  aber  diese  Mdiriieit  ist  einesteils 

infolge  wirtschaftlicher  Abhängigkeit,  anderenteils  wegen  mangelnder  Er- 
kenntnis von  wahrer  Klassensolidarität  noch  so  wenig  durchdrungen,  dass  an 
eine  fortgesetzte  konsequente  Betätigung  der  selben  in  solchen  Fällen  mcht 
2tt  denken  ist  Deshalb  ist  es  anch  irrig,  anzunehmen,  dass  man  durch  dnen 
Boykott  einen  von  vornherein  verlorenen  Streik  gewinnen  kann. 
Nur  als  H  i  1  f  s  w  a  f  f  c  ,  zur  Rückenstärkung  der  Streikenden,  kann  der  Boy- 
kott als  Waffe  in  Betracht  kommen;  das  Hauptgewicht  werden  diejenigen 
Arbeiter,  welche  bei  der  Herstellung  von  Lebens-  und  Genussmitteln  beschäf- 
tigt siuA  immer  anf  die  Madit  ihrer  eigenen  Organiaatioa  l^en  müssen. 
Rechnen  dieselben  jedoch  damit,  dass  die  übrigen  organisierten  Arbeiter  ihnen 
eventuell  durch  einen  Boykott  zu  Hilfe  kommen,  so  empfiehlt  es  sich  jeden- 
falls, die  Gesamtvertretung  der  Arbeiter  vor  Proklamierung  eines  Streiks  zu 
Kate  zu  ziehen,  dieselbe  auch  an  den  Verhandlungen  mit  den  Arbeitgebern 
teündmien  an  lassen.  Soll  ein  Boykott  wirken,  muss  dersdbe  von  der  Sym- 
pathie des  groflsten  Teiles  der  Bevölkerung  getragen  sein;  nur  dann,  wenn 
man  dieser  Sympathie  einigermassen  sicher  zu  sein  glaubt,  soll  man  einen 
Boykott  verhängen.  Wenn  auch  eine  allgemeine  Volksabstimmung  über  einen 
Boykott  ein  Unding  ist,  so  muss  doch  mindestens  verlangt  werden,  dass  die 
Vertretung  der  organisierten  Arbeiterschaft  gdidrt  werde,  bevor  ein  Streik 
begonnen  wird,  den  man  glaubt  ohne  einen  Boykott  nicht  zum  siegreichen 
Ende  führen  zu  kminen. 

DIE  Masse  betet  den  Erfolg  an;  an  die  Wirkung  des  Boykotts  wird  dieselbe 
erst  dann  glauben,  wenn  vär  im  stände  sind,  mit  dieser  Watfe  wirksam  in  einen 
Kampf  eingreifen  zu  können.  Deshalb  kann  nicht  vorsichtig  genug  mit  dem 
Gebrauch  dieser  Waffe  verfahren  werden. 

MIT  der  Sympathie  der  Mehrheit  der  Bevölkerung  allein  ist  es  audi  nicht 
getan.  Mit  den  streikenden  Schlachtergescllen  in  Hamburg  haben  zweifellos 
die  organisierten  Arbeiter  volle  Sympathie  gehabt  ;*  ihnen  im  Handumdrehen 
durch  einen  Boykott  zu  Hilfe  zu  kommen,  war  deshalb  immöglich,  weil  die 
Grossschlächter  allen  Schlachtermeistem,  welche  die  Forderungen  der  Ge- 
sellen bewilligen  wollten,  die  Fleischzufuhr  sperrten  und  Fleisch  aus  anderen 
Bezugsquellen  so  plötzlich  in  genügender  Menge  nicht  zu  beschafifen  war.  Von 
der  Masse  der  Bevölkerung  erwarten,  dass  dieselbe  aus  Sympathie  für  die 
Schlächtergesellen  dem  Fleischgenuss  entsage,  hiesse  an  deren  Idealismus  zu 
hohe  Anforderungen  stdlen.  Bei  dem  Bierboylrott  die  Dinge  beim  Be- 
'^'mn  fast  ebenso.  Das  einheimische  Bier  war  boykottiert,  die  auswärtigen 
Brauereien  weigerten  sich,  auf  eigenes  Risiko  hin  Bier  nach  Hamburg 
zu  liefern.  Mitten  im  Kampfe  musste  der  Bezug  von  Bier  erst  mühsam  orga- 
nisiert werden.  Tatsache  ist  aber,  dass  mancher  glaubt,  ohne  sein  gewolmtes 
Quantum  Bier  gamicht  existieren  zu  können;  die  Hitse  des  Sommers  tut  dann 
noch  ein  übriges,  gewohnheitsmässige  Biertrinker  von  der  Betätigung  soli- 
darischer Grundsätze  abzuhalten.  Ein  Boykott  ohne  Organisation  zur  Herbei- 
schaffung eines  Ersatzes  für  das  boykottierte  Genussmittel  wird  deshalb  immer 
nur  geringe  Bedeutung  haben;  diese  Organisation  muss  vorhanden  sein,  che 
der  Boykott  erklärt  wird,  nur  dann  ist  auf  eine  sofortige  und  naddialtige  Wir» 
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kung  desselben  zu  rechnen.  Die  Führung  eines  Boykotts  darf  deshalb  auch 
nicht  einzelnen  Gewerkschaftsbeamten  im  Nebenamt  aufgenötigt  werden.  Eben- 
so, wie  ZOT  Leitung  grosserer  Streiks  die  volle  Arbeitdcraft  der  leitenden  Per« 
sonen  erfordeifidi  ist,  müssen  auch  bei  einem  grosseren  Boykott  die  Kosten 

für  eine  verantwortungsvolle  Leitung  derselben  von  vornherein  in  Rechnung 
gestellt  werden.  Das  Hauptgewicht  ist  selbstverständlich  darauf  zu  legen,  die 
Massen  für  die  Sache  der  Arbeiter  zu  interessieren;  dies  allein  erfordert  einen 
kolossalen  Aufwand  von  Arbeitskraft 

AUS  all  den  angeführten  Gründen  ist  es  notwendig,  bei  Verhängung  von 
Boykotts  nicht  das  Gefühl,  sondern  die  Vernunft  entscheiden  zu  lassen.  Nur 
kühle  Erwägungen,  die  richtige  Abschätzung  unseres  Einflusses  auf  die  be- 
absichtigte Herabminderung  des  Konsiuns  des  zu  boykottierenden  Genuss-  oder 
Nahnmgsmittels  respektive  Badarfortikels  kann  uns  einen  Erfolg  garantieren. 
Der  Boykott  ist  kein  Zaubermittel,  durch  welches  bestdliende  Machtverhältnisse 
in  ihr  Gegenteil  verkehrt  werden  können.  Nach  Rechtsgrtmdsätzen  allein 
werden  die  Kämpfe  zwischen  Kapital  und  Arbeit  heute  noch  nicht  entschieden; 
hinter  unserem  guten  Recht  muss  auch  die  Macht  stehen,  demselben  Geltung  zu 
verschaffen.  Diese  xu  schaffen  —  das  xeigt  uns  wiederum  der  Verlauf  des 
Hambufger  Bierboykotts  —  wird  nodi  eine  Rieaenarheit  erfordenn.  Nur  durch 
eine  nie  erlahmende  Agitatkms-  und  Organisationsarbeit  wird  dies  Ziel  erreicht 
werden,  wird  auch  der  Boykott  zu  einer  wirksamen  Waffe  in  der  Hand  des 
um  .seine  Existenz  ringenden  Proletariats  werden. 
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ROBERT  SCHMIDT  •  INTERESSENVERTRETUNG  DER 
ARBEITER 

</^^_J)WEI  Interessenkreise  lasst  die  wirtschaftlidie  Entwidcelung  immer 

y^^^ deutlicher  hervortreten:  auf  der  einen  Seite  den  des  Kapitals,  auf 
l^MM/jlAjk^^^  anderen  den  der  Arbeit.  Die  kapitalistischen  Interessen  glie- 
^^^ia^dern  sich  wiederum  in  einzelne  Gruppen,  die  Sonderinteressen  gel- 
nflHVStend  machen  und  zu  votrelen  suchen.  IMe  Imeressen  des  mobilen 
K^tals  stimmen  nicht  fibeiein  mit  den  Interessen  des  immobilen,  und  da- 
xwischen regt  sich  der  Mittelstand,  regen  sich  die  kleinen  Kapitalisten,  die  durch 
die  wirtschaftliche  Entwickelung  immer  mehr  entkräftet  werden.  Die  neuere 
Gesetzgebung  hat  sich  diesen  drei  kapitalistischen  Interessengruppen  anpassen 
müssen;  die  Regiertmg  hat  bald  vor  der  einen,  bald  vor  der  anderen  eine 
hdHidie  Verbei^i^  getan,  die  Gesetzgebm^  ist  diesen  Interessengrappen 
<lienstbar  gemacht  worden.  Im  besonderen  sind  für  sie  Korporationen  ge> 
schaffen,  die  mehr  oder  weniger  der  Propaganda  und  Förderung  dieser  Inter- 
essenvertretung dienen.  Die  Interessen  des  Handelskapitals  sind  seit  langem 
den  Handelskammern  überwiesen,  die  in  Preussen  in  dem  letzten  Jahrzehnt  fort- 
gesetzt an  Bedeutung  gewonnen  haben;  in  Söddeutschland  treten  an  ihre  Stelle 
Gewerbekammem  tmd  Gewerbevereine.  Für  die  l4mdwirtschaft  bestehen 
Landwirtschaftskammern,  die  mit  weitgehenden  Befugnissen  ausgestattet  sind, 
um  wirtschaftliche  Interessen  des  Agrariertums  zu  vertreten.  Sie  gestalten 
sich  immer  mehr  zu  einem  Resonanzboden  für  agrarische  Agitation  und  Or- 
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ganisation.  Für  den  Handwerkerstand  hat  die  Regierung  durch  die  Novelle 
zur  Gewerbeordnung  vom  Juli  1897  die  reditlidieii  Befidgnisse  der  In- 
nungen  bedeutend  erweitert,  und  zwar  in  einer  Ausddinun&  wie  sie  den  Be- 
fugnissen keiner  der  bisher  genannten  Korporationen  eigen  ist    Die  Novelle 

stärkte  die  schon  vorhandenen  Sonderrechte  der  Innungen  und  führte  ein 
Prinzip  durch,  das  nur  noch  in  der  Anwalts-  und  Ärztekammer  ein  Analogon 
findet  Das  Gesetz  schuf  unter  bestimmten  Vm^usaetzmqnen  einen  Zwang  für 
sämtliche  in  einem  Beruf  tätigen  Handwerksmeister,  der  Innung  anzugehören 

und  sich  den  Beschlüssen  und  Anordnungen  der  selben  unterzuordnen,  gleichviel 
ob  der  Betreffende  dieser  Korjwratioii  beitreten  will  und  mit  den  ncschlüsscn 
einverstanden  ist.  Daneben  gelangte  man  zu  einer  neuen  Schöpfung  für  den 
Handwerkerstand,  die  Handwerkskammer,  die  in  gleicher  Bedeutung  mit  den 
Handels-  und  Landwirtschaftskammem  rangiert. 

ALLE  diese  Organisationen  sind  Spidarten  der  verschiedenen  kapitalistischen 
Interessengruppen,  ohne  irgend  eine  nennenswerte  Mitwirkung  der  Arbeiter. 
V^on  den  Landwirtschafts-  und  Handelskammern  sind  die  Arbeiter  überhaupt 
ausgesdilossen.  Bei  den  Innungen  und  Handwerkdcammem  bilden  sie  nur  ein 
Beiwerk.  Von  einer  Interessenvertretung  der  Arbeiter  kann  nicht  die  Rede 
sein.  Erwähnt  man  noch  die  Anwalts-  und  Ärztekammern,  die  für  zwei  sehr 
umfangreiche  liberale  Berufe  sich  immer  mehr  zu  einer  wirtschaftlichen  Inter- 
essenvertretung auswachscn.  so  haben  wir  insgesamt  die  Tatsache  zu  ver- 
zeichnen, dass  fortgesetzt  die  Bedeutung  staatlich  anerkannter,  mit  besonderen 
rechtlichen  Befugnissen  ausgestatteter  Interessenvertretungen  zugenommen 
hat,  dass  aber  eine,  und  zwar  die  grösste  Interessengruppe  im  Staat,  die  Arbeiter- 
schaft, einer  korporativen  Vertretung  luit  besonderen  rechtlichen  Befugnissen 
entbehrt.  Ks  könnte  vielleicht  eingewendet  werden,  dass  die  Arbeiter  einer  jenen 
Korporationen  ähnlichen  Interessenvertretung  nicht  bedürfen,  da  sie  schliesslidi 
eine  sdche  bereits  in  den  Gewerkschaften  haben.  Das  trifft  bis  zu  einem  gewissen 
Grade  zu.  Es  darf  aber  nicht  unberücksichtigt  bleil?en,  dass  die  vorgenannten 
Korporationen  Befugnisse  überwiesen  erhielten,  die  einer  freien  Organisation 
nicht  innewohnen;  zudem  verzicliten  die  I  nternehmer  ja  auch  durchaus  nicht 
auf  eine  freie  Organisation  in  Berufsverbänden. 

DAS  Gewerberecht  ist  heute  ein  so  vielgestaltiges,  und  die  Forderung  nach 

sozialer  Fürsorge  eine  so  dringende,  dass  auf  diesem  Gebiet  nicht  nur  das 
Wohlwollen  oder  das  Missbehagen  der  Unternehmer  die  Entscheidung  gelwn 
sollte.  Die  Arbeiter  haben  ein  grosses  Interesse  daran,  mit  Rinfluss  auszuüben 
auf  die  Durchführung  der  gesetzlichen  Bestimmungen,  die  zu  direm  Schutze 
vorgesehen  sind.  Es  ist  ein  für  die  Dauer  unhaltbarer  Zustand,  die  Ober- 
wachung  solcher  Vorschriften  rein  dem  Gutdünken  behördlicher  Organe,  die 
in  vielen  Fällen  nicht  einmal  die  nötige  technisrlie  oder  praktische  Vorbildung 
besitzen,  zu  überlassen.  Unsere  ganze  Gewerbeaufsicht  ist  viel  zu  sehr  zer- 
spUttert,  es  fehlt  das  einheitliche  Gepräge.  Vor  allen  Dingen  wäre  es  notwendig, 
dass  die  Beaufsichtigung  gewerblicher  Betriebe  von  der  Landespolizeibehorde 
losgelöst  und  eine  eigene  für  das  Gewerbewesen  besonders  vorbereitete 
und  ausgebildete  Behörde  gescbaffen  würde,  wie  es  der  sozialdemokratische  (re- 
setzentwurf,  betreffend  die  I'>richtung  von  einem  Reichsarbeitsamt,  Arbeits- 
ämtern und  Arbcitskauunern  in  den  Arbeitsämtern,  vorsieht. 
AN  die  Spitze  eines  solchen  Arbeitsamtes  gehörte  der  Fabrikinspektor,  der  die 
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Leitung  der  {janzcn  Kontrolle  übernimmt ;  dem  Amt  muss  auch  die  strafrecht- 
liche Vollmacht  der  Landespolizei  übertragen  werden.  Diese  Behörde  hat  in 
ständiger  Fühlung  mit  den  Arbeitern  zu  bldben,  sie  darf  ihre  Studien  nicht  be- 
schränken auf  gelegentliche  Beobachtungen  bei  Revisionen,  sie  rattst  enge  Be- 
ziehungen zu  den  Arbeitern  aufrecht  erhalten,  um  alle  die  Mängel  und  Be- 
schwerden von  denen  zu  hören,  die  sie  allein  empfinden  und  zu  ertragen  haben. 
ZU  diesem  Behuf  sind  dem  Arbeitsamt  Hilf&kontroUeure  beizugeben,  die,  von 
den  Arfadtskanmiern  gewählt,  im  besonderen  bei  der  Beaufsichtigung  der  Un- 
fallverhutungsvorschriften,  der  baiq>oliseUidien  nnd  bergpoliceiHchen  Vor- 
schriften, der  Dampfkesselrevision,  sowie  überhaupt  der  gesamten  Fabrik- 
inspektion mitwirken.  Die  Befugnisse,  die  die  Gewerbeordnung  den  Landes- 
poll zeibehörden  überträgt,  sowie  die  bergpolizeilichen  Anordnungen  soll- 
ten dem  Arbeitsamt  fibertragen  werden.  Der  Erlass  von  Arbeiterschutz* 
vondtfifte»,  sowie  beispielsweise  auch  die  Genchmigimg  gewisser  Ausnahmen 
hinsichtfich  der  Sonntagsruhe,  der  Nachtarbeit,  der  Beschäftigung  jugendlicher 
Arbeiter  sollte  man  nicht  den  von  der  Regierung  ernannten  Beamten  überlassen, 
sondern  unter  Mitwirkung  der  Arbeiter  und  Unternehmer  durch  gemeinsame 
Beratnng  mid  Beschlussfassung  herbeifuhren.  Eine  dem  ähnliche  Bestimmung 
enthält  bereits  das  Gewerbeunf all  Versicherungsgesetz  in  §  113  ffir  den  Erlass 
von  Unfallverhüttmgsvorschriften.  Das  Arbeitsamt  dfirfte  mithin  nur  all- 
gemeine Verordnungen  erlassen  und  gewisse  Ausnahmen  gestatten  unter  Zu- 
stimmung eines  Beirats,  der  aus  Unternehmern  und  Arbeitern  besteht  und  unter 
Leitung  des  ersten  Beamten  des  Arbeitsamtes  tagt. 

DAMIT  kann  nun  die  Tätigkeit  einer  Arbeitervertretung  nicht  ersdidpft  sein, 

es  gibt  eine  Reihe  von  Aufgaben,  die  nur  die  Arbeiter  angehen  und'ohne  Mit- 
bciciliguiig  der  Unternehmer  zu  entscheiden  sind.  Diese  Vertretuncf  nniss  in 
tlcr  Arbeiterkammer  gefunden  werden.  Allerdings,  in  dem  sozialdemokT  tischen 
Irogramm  wird  die  Forderung  der  Arbeiterkammern  nicht  erhoben;  es  wird 
dort  eine  Vertretung  verlangt,  die  auf  paritätischer  Grundlage  beruht,  das  hcisst 
aus  gleichen  Teilen  von  Vertretern  der  Arbeiter  tmd  Unternehmer  gebildet  wird 
und  c'ie  Bezeichnung  Arbeitskammer  führt. 

EINE  Verletzung  sozialdemokratischer  Grundsätze  wird  natürlich  niemand  in 
der  Abweichung  von  unserer  Pr<^;rammfordentng  finden ;  denn  schliesslich  kann 
die  Frage  unter  allen  Umständen  nur  vom  reinen  Zweckmässigkeitsstandpunkt 
entschieden  werden.  Bemerkt  sei,  dass  unser  grosser  Theoretiker  Engels 
seinerzeit  eine  scharfe  Kritik  an  dieser  Forderung  übte  und  die  paritätische 
Grundlage  verwarf. 

IN  bürgerlichen  Kreisen  sind  die  Meinungen  über  diesen  Punkt  bisher  sehr  ge- 
teilt Auf  der  Generalversammlung  der  GeseUsehaft  für  soskAe  Reform  p'^' 
dterte  Dr.  Harms  für  selbständige  Arbeitskammern  auf  paritätischer  Gnmd- 
läge,  während  Herr  von  Schulz,  der  V'orsitzcndc  des  Berliner  (icwcrbe- 
gerichts,  einen  Ausbau  der  (iewerbegerichte  zu  den  Funktionen  der  Arbeits- 
kammern empfahl.  Diese  Auffassung  scheint  auch  bei  dem  Staatssekretär 
Grafen  Posadowsky  Anklang  gefunden  zu  haben,  der  in  der  Rdchs- 
tagssesston  1903- 1904  bei  Gelegenheit  einer  Interpellation  des  Zentrums  sich 
für  die  Verwirklichung  dieser  Idee  aussprach.  Der  \"orschla^  erscheint  aber 
für  die  Arbeiter  wenig  akzeptabel,  weil  die  Aufgaben  einer  Arbeitsk^umuer 
sicherlich  sehr  eng  begrenzt  werden  würden,  damit  sie  nicht  die  Tätigkeit  des 
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Gewerbegericht  hemmten.  Man  würde  sich  wahrscheinlich  damit  begnügen, 
die  dem  Ausschuss  des  Gewerb^richts  achoa  heute  verticbeiie  Belugnis,  gut- 
aditlich  sich  über  sozialpolitische  Forderungen  und  Gesetse  cu  äussern,  mehr 
zu  betonen  und  damit  für  dieselbe  Sache  einen  anderen  Namen  setzen.  Einen 
der  Errichtung  von  Arbeiterkammern  symphatischcn  Standpunkt  nimmt  der 
1  abrikinspektor  Dr.  Fuchs  ein,  der  im  Archiv  für  Sozialwissenschaft  und 
SoMtalpolitik  die  Errichtung  von  Arbeiterkamraern  befürwortet  Er  will  den 
Arfaeiterieammem  ebenso,  wie  den  Interessenvertretungen  von  Handd  und  In- 
dustrie, Handwerk  und  Landwirtschaft,  das  Recht  geben,  aus  eigener  Initiative 
Wünsche  an  Arbeitgeber,  Gemeinde,  Staat  und  Korporationen  zu  richten. 
Die  Hirsch -  Du  nckerschcn  Gewerkvereine  haben  sich  auf  ihrer  letzten 
Generalversammlung  mit  grosser  Majorität  für  die  Errichtung  v(mi  Arbdter- 
kammem  ausgesprochen,  während  die  christlichen  Gewerkschaften  wohl 
den  Standpunkt  der  Zentrumssozialp<ditiker  vertreten  und  die  paritätische 
(irundlage  verlanpfen. 

DIE  freien  Gewerkschaften  haben  zu  dieser  Frage  auf  ihren  Kongressen  bis- 
her noch  nicht  Stellung  genommen.  Je  mehr  aber  die  Forderung  an  Bedeutung  ge- 
winnt und  schliesslich  auch  in  irgend  einer  Form  der  Verwirklichung  naher 
ruckt,  wird  auch  von  dieser  Seite  in  die  Erörterung  der  Frage  eingetreten  wer- 
den müssen.  Die  Gencralkorntnission  hat  sich  vor  kurzem  nach  längerer  ein- 
gehender Debatte  für  die  Forderung  der  .Arlteitcrkamniem  entschieden. 
GEGEN  die  Errichtung  von  Arbeitskammern  auf  paritätisdier  Grundlage  mag 
noch  folgendes  ieingewandt  werden:  Der  von  der  sozialdemokratisdien  Partei 
vorgeschlagene  Gesetzentwurf  überweist  den  Arbeitskannnerii  folgende  Aufgaben : 
»Die  Arbeitskammer  unterstützt  das  ArlH-itsamt  in  seiner  amtlichen  T.Htigkeit,  ins- 
besondere b€i  seinen  statistischen  Erhellungen.  Die  Arbeitskammer  kann  Unler- 
sucluingen  anstellen  iibcr  die  Gehälter,  die  Löhne,  die  .XrlK-itsait  und  Arbeitsdauer, 
die  I.iliciisniitti'l-  iiiu]  Mietpreise,  die  Wirkimj?  von  Verordnungen  und  Gesetzen, 
insbesondere  von  liandclsverlrugen,  Zöllen,  Steuern  und  Abgaben  in  ihrem  Bezirk. 
Sie  hat  das  Recht.  Beschwerden  und  Missstände  im  gewerblichen  Leben  ihres  Be- 
zirks zur  Kenntnis  des  Rcichsarbeitsamts,  der  Landeszentralbehörden  und  der  gesetz- 
gebenden Körperschaften  zu  bringen  und  Anträge  an  dieselben  zu  stellen,  sowie 
Gutachten  über  Mas^reRcln  tmd  Gesetzentwürfe  abzugeben,  die  das  wirtacfaaftlidie 
Leben  ihres  Bezirks  berühren. 

Auf  Ersuchen  des  Reichskanzlers,  des  Bundesrats,  des  Reichsarbeitsamts,  des  Ar- 
beitsamts oder  der  LandeszrtUraüjciiörde  ist  die  Arbeitskammer  verpflichtet,  Gut- 
achten über  wirtschaftliche  und  soziale  Fragen  abzugeben.  Sie  kann  aus  ihrer  Mitte 
Ausschüsse  bilden,  welche  das  ihrer  Beratung  unterbreitete  Material  vorberaten. 
Sobald  es  sich  hierbei  um  Fragen  handelt,  welche  die  Interessen  beider  Teile  be- 
rühren, müssen  die  Ausschüsse  zu  gleichen  Teilen  aus  Vertretern  der  Betriebs- 
leiter und  der  von  ihnen  gegen  Entgelt  beschäftigten  Personen  msammengesetst  sein. 
Den  Vorsitz  in  diesen  Ausschüssen  führt  ein  Mitglied  des  Arbeitsamts.« 

Es  unterliegt  keinem  Zweifel,  dass  alle  diese  Aufgaben  mehr  im  Interesse  der 
Arbeiter  liegen,  als  in  dem  der  Unternehmer.  Es  werden  sich  mithin  bei  der 
\  erwirklichung  in  der  Regel  beide  Ansichten  schrott  gegenüberstehen,  und  der 
Vorsitzende  wird  in  soldiem  Fall  den  Entscheid  geben  müssen.  Wenn  der  Vor- 
sitzende ein  sozialpolitisch  verständiger  Mann  ist.  kann  die  Arbeit skantmer  eine 
fruchtbare  Tätigkeit  entfalten:  im  anderen  Falle  ist  sie  zur  Untätigkeit  ver- 
dammt und  kann  sehr  leicht  Gutachten  in  einseitiger,  den  .Arbeitern  nachteiliger 
Weise  abgeben,  die  dann  mit  dem  schönen  Namen  Gutachten  einer  Arbeits- 
kammer geziert  werden. 
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DIE  in  den  Aufgaben  der  Arbeitskammer  niedergelegten  Fragen  berühren  in 
enter  Linie  die  Arbeiter,  und  es  ist  nicht  einzusehen,  weshalb  die  Ari>eiter 
nicht  auch  die  Entscheidung  daräber  haben  aollen,  wie  und  in  weklier  Fmm 

Ermittelungen  vor  sich  gehen  und  Gutachten  gestaltet  sein  sotten.  Die  nötigen 
Fähigkeiten  werden  wir  ihnen  doch  wohl  rutraucn  können. 
DAMIT  stalte  aber  die  Aufgabe  einer  Arbeiterkammer  gar  nicht  erschöpft 
sein.  Es  käme  in  Betracht  ob  man  nicht  der  Arbeiterkammer  die  Wahl  mm 
Hilhlomtrolletiren  bd  Überwachni^  der  berg-  und  banpdiseilschen  Vorschrif- 
ten der  Fabrikinspektion  und  der  Revision  der  Kesselanlagen  SbeT' 
tragen  sollte.  Es  ist  auch  nicht  ersichtlich,  warum  nicht  in  Anlehnung  an 
§  94c  der  Gewerbeordnung  den  Arbeitcrkamtnern  ähnliche  Befugnisse  gegeben 
werden  sollten,  wie  den  Innungen  und  Handwericskammem,  das  heiast  die  £in- 
si^tnahme  in  die  Innehaltung  der  gesetzlichen  Vorschriften  in  den  Betrieben, 
sowie  in  den  Wohn-  und  Schlafräumen  der  Lehrlinge  und  in  wetterer  Aus* 
dchnung  auch  der  Arbeiter  und  Dienstboten.  Das  sind  Forderunpen,  die  zu  er- 
f&llen  die  Unternehmer  sich  von  jeher  gesträubt  haben.  Wir  haben  sicherlich 
keinen  Anlass,  uns  auf  das  alte  patriarchalische  Verhältnis  zu  berufen,  dass  der 
Unfemduner  zu  bestimmen  hat,  wie  und  in  wddier  Form  sidi  der  Arbeits- 
vertrag und  die  Arbeitsverhältnisse  zu  gestalten  haben.  Die  Gewerbeordnung 
hat  selbst  mit  diesen  Dingen  schon  aufgeräumt  und  gewisse  Vorschriften  in 
Bezug  auf  Arbeitsvertrag  und  Arbeitsregelung  vorgesehen.  Von  den  sani- 
tären Zuständen  der  Wohn-  und  Schlafräume  durch  Beauftragte  der  Arbeits- 
kammer Kenntnis  zu  nehmen,  muss  als  ein  durchaus  bereditigtes  und  billiges 
\^ erlangen  der  Arbeiter  anerkannt  werden.  Es  mag  dabei  besonders  hervor- 
gehoben werden,  dass  natürlich  diesen  Beauftragten  weder  die  Befugnis  einer 
Strafverfügung,  noch  einer  Strafandrohung  erteilt  werden  soll,  vielmehr  soll 
der  Beauftragte  Unregelmässigkeiten  nur  zur  Kenntnis  der  Behörde  bringen, 
cvoitudl  sollen  auch  derartige  Ermittelungen  im  Jahresberidit  der  Arbeiter- 
kammem  niedergelegt  werden.  Es  wird  hier  nicht  mehr  verlangt,  als  was 
heute  schon  den  Innungen  und  Handwerkskammern  als  rechtliche  Befugnis  zu- 
steht. Allerdings,  ohne  dass  diese  Korporation  von  dieser  Befugnis  Gebrauch 
machte.  Die  jetzt  in  Vorbereitung  befindlichen  Erhebungen  über  die  Tätigkeit 
der  Innungen  und  der  Handwerkskammern  werden  diese  Auffassung  sicherlich 
bestätigen.  Die  Unternehmer  haben  gar  kein  Interesse  an  der  Ermittelung 
solcher  Dinge,  die  ihnen  hier  die  Gewerbeordnung^  zucrteilt ;  um  die  Gcwähnmg 
solcher  Rechte  hatten  die  Handwerksmeister  nie  die  Forderung  einer  Hand- 
werkskammer gesteilt. 

AUCH  in  Sachen  des  Lehrlingswesens  hat  die  Arbeiterkammer  ein  grösseres 
Interes.se  an  der  Herbeiführung  geordneter  Verhältnisse;   Auf  diesem  Gebiet 

hat  die  Handwerkskammer  vollkommen  versagt.  An  einer  tüchtigen  Aus- 
bildung und  Überwachung  der  Lehrlingsausbildung  hat  der  rückständige  und 
nur  auf  seinen  Vorteil  bedachte  kleine  Handwerksmeister  gar  kein  Interesse; 
wohl  aber  haben  die  Arbeiter  ein  Redi^  zu  verlangen,  dass  die  Befugnis  zum 
Anleiten  und  Ausbilden  der  Lehrlinge  nicht  an  Leute  erteilt  wird,  die  überhaupt 
ein  Handwerk  nicht  ausüben,  sondern  irgend  einen  Spcziahirtikel  anfertigen, 
der  zur  Ausbildung  eines  Lehrlings  nicht  die  genügende  Emtührung  in  den  • 
Beruf  bietet.  Damit  im  ^Zusammenhang  steht  sehr  oft  die  massenhafte  Aus- 
Inldnng  von  Ldu-lingen,  bei  der  es  an  einer  genügenden  Aufsicht  mangelt  Dass 
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aas  dem  jungen  Ldirling  ein  tüchtiger  Gesdle  wird,  liegt  mdir  im  Intentse 
der  Arbeiter,  als  in  dem  der  Unternehmer,  von  denen  mancher  doch  die  Ldir- 

lingsaitsbildunp  auch  als  Lehrlingsausbeutung  betreibt. 

NACHDEM  die  Gewerbeordnung  der  Handwerkskammer  die  Wahl  eines  Se- 
kretars zur  Erledigung  ihrer  Geschäfte  gestattet  hat,  wäre  es  unerfindlich,  warum 
nicht  auch  die  ArtwtterlEammer  einen  solehM  Beamten,  den  übrigens  auch  die 
Landwirtschafts-  imd  Handelskammer  hat,  anstellen  sollte.  Dieser  Sekretär 
könnte  zu  gleicher  Zeit  die  Stellung  eines  Arbeitersekretärs  übernehmen  und 
damit  die  I'unktionen,  die  heute  unsere  Arbeitersekretariate  ausüben.  Da  die 
sozialdemokratische  Partei  in  ihrem  Programm  Uncntgeltlichkeit  der  Rechts- 
pflege verlangt,  würden  wir  nach  dieser  Richtung  hin  damit  wenigstens  einen 
kleinen  Schritt  vorwärts  tun  und  die  Unen^ltlidikeit  des  Reditsbeistandes 
und  der  Rechtsbclehrunjf  eingeführt  habttl.  Die  Schweiz  gewährt  seit  langem 
für  derartige  Einrichtungen  Subventionen,  und  auch  in  Deutschland  hat  sich 
eine  Regierung,  die  von  Koburg-Gotha,  herbeigelassen,  an  die  Sekretariate  in 
Gotfia  und  Kd>urg  Unterstützungen  zu  zahlen.  Warum  sollen  wir  nicht  all- 
l^emein  diese  Fordenmg  erheben?  Sicherlich  wird  die  Tätigkeit  der  Arbeiter* 
«ekretäre  sozialpolitisch  eine  viel  wertvollere  sein,  als  die  eines  Sekretärs  der 
Handwerkskammer. 

NATÜRLICH  konnte  iur  eine  solche  .Ausdehnung  ikr  Aufgaben  der  .Arbeiter- 
kammern nur  die  Organisation  auf  der  Grundlage  der  reinen  Arbeitervertre- 
tung gedacht  werden,  da  im  anderen  Falle  den  Arbeitern  das  Vertrauen  au  der 
Institution  verloren  ginge.  Es  müsste  überhaupt  der  innige  Zusammenhang 
7\vi':c1n  ti  Gewerkschaft  und  Arbeitervcrfretung  beibeliahen  werden.  Sollte  die 
Befürchtung'  auftauchen,  dass  bei  so  weitgehenden  Befugnissen  der  Arbeiter- 
kammern den  Gewerkschaften  der  Boden  für  eine  wirksame  und  anregende 
Tätigkeit  entzogen  werden  könnte,  so  ist  ihr  entgegenzuhalten,  dass  der  Zu- 
sammenhang jener  Korporationen  mit  den  Gewerkschaften  diesen  nur  neue  und 
wichtige  Aufgaben  zuerteilt.  Man  könnte  auch  auf  die  Unternehmerorgani- 
sationen  hinweisen,  die  trotz  der  Handels-,  (iewerbe-  und  Landwirtschafts- 
kanmiern  nicht  zurück,  sondern  vorwärts  gegangen  sind. 
'  DIE  Forderung  der  paritätischen  Grundlage  der  Arbeiterkammem  mi^  seiner- 
zeit, als  die  Untemehmerorganisationen  noch  nicht  die  Bedeutung  und  Macht- 
entfaltung hatten,  wie  heute,  berechtigt  gewesen  sein.  Heute  erscheint  der  Ver- 
zicht auf  die  h'ordcrung  nach  Errichtung  von  Arbtiterkammern  als  ein  V  erzieht 
auf  eine  Rechtsgleichheit.  Die  Arbeiter  müssen  Gelegenheit  haben,  unbeein- 
flusst  von  der  Gegenwart  ihres  Arbeitgebers^  ohne  Rücksicht  auf  ihre  Ab- 
hänc^gkeitsstellung,  ihr  Urteil  in  den  für  sie  so  widttigen  Fragen  fällen  zu 
Ivönnen.  Es  wird  zur  Regelung  mancher  Fragen  eine  paritätische  Grundlage 
notwendig  sein,  so  bei  der  Verwaltung  des  Arbeitsnachweises,  bei  dem  Erlass 
von  Arbeiterschutzvorschritten,  bei  der  Zusammensetzung  von  Einigungs- 
ämtem,  obwohl  das  Einigungsamt  ruhig  den  Gewerb^erichten  überlassen  wer- 
den könnte.  Aber  auf  jede  selbständige  Regelung  der  Arbeiterangelegenheiten 
zu  verzichten,  wie  es  die  sozialdemokratische  Fraktion  in  ihrem  Entwurf  bisher 
will,  das  heisst  die  Enthaltsamkeit  zu  weit  treiben. 
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X  der  (  Jeschichte  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  leuchtet  der 
Xame  cltr  Abolitionisten  mit  tinvcrgänglicluin  Glänze.  In  leiden- 
schaftlicher Empörung  über  den  l'oribcstand  der  schmachvollen,  die 
Kulturmenschheit  beschimpfenden  schwarzen  Sklaverei  vereinigten 
grossherzige  Männer  und  Frauen  in  Amerika  ihre  Anstrengungen, 
tun  das  Institut  der  Negcrsklavcrei  aus  dem  Leben  des  amerikanischen  Volkes 
auszumerzen.  Sie  sahen,  indem  sie  sich  zur  \'cr\\  irklichung  eines  grossen  • 
humanen  Zieles  zusammenfanden,  völlig  \im  ihrer  sonstigen  Parteifarl>e  ab 
und  wirkten  in  schöner  Harmonie  zum  Sturze  des  verhassten  Herrschafts- 
systems zusammen.  Sie  nannten  sich  stotz  Abolittonisten. 
SEIT  den  siebziger  Jahren  des  XIX.  Jahrhunderts  eilt  nun  der  Xame  der 
Abolitionisten  wieder  über  die  Weltkugel  dahin.  In  Europa  UJid  Amerika 
erklingt  die  Kreuzzugspredigt  der  neuen  Abolitionisten,  um  abermals  ein 
Sklavenbrandmal  aus  dem  Antlitz  der  modernen  KuUurmenschheit  zu  be- 
seitigen. Humane  Männer  und  Frauen  beider  Welten  erheben  sich  gegen  dne 
Einrichtung,  die  eine  Klasse  von  unglücklichen  Frauen  und  Mädchen  zu  Staat« 
lieh  anerkannion  und  staatlich  ül>er\vachtiL"n  Liißtsklaviiuien  der  zahhmgs- 
fahigcn  Mannerweh  stempelt,  losephinc  Butler,  eine  tief  religi()se,  mit 
dem  Opfermut  einer  Märtyrerin  ausgerüstete  Frau,  tritt  in  England  unter 
dem  tierischen  Wntgdieul  und  unter  den  brutalen  Stein-  und  Kotwörfen  inter- 
e«siener  Zuhälter-  und  Bordellwirtsbanden  g^n  die  reglementierte  Prostitu- 
tion Englands  auf. 

!X  den  sechziger  Jahren  des  verflossenen  Jahrhunderts  setzte  in  England  die 
Gesetzgebung  zur  Vorbeugung  anstreckender  Krankheiten  ein,  che  einer  Reihe 
von  Häfen  und  Garnisonplätzen  die  Skandale  der  Reglementierung  der  Pro- 
stituti<Mi  brachte.  Alles,  was  an  elementarer  Kraft  in  der  heroischen  Persön- 
lichkeit Josephine  Butlers  lag,  brauste  gegen  diese  Gesetzgebung  auf.  Von 
ihr  ging  eine  so  orkangewaltige  Flutwelle  aus,  dass  das  ganze  englische  Volk 
in  wenigen  jaliren  in  seinen  Grundiiefen  aufgewühlt  wurde.  In  der  Mensch- 
heitsgeschichte hat  sich  selten  eine  so  urplötzlich  kommende  und  so  schnell  sie- 
gende Umsturzbewegung  gefstn  em  menschliches  Vorurteil  at^espielt  Im 
Jahre  1869  werden  erst  die  Gesetze  zur  Vorbeugung  ansteckender  Krankheiten 
vervollständi;:;;!.  im  gleichen  Jahre  erschallt  der  Schlachtruf  der  Josephine 
Bmler  gegen  diese  Gesetze.  1875  bedeckt  sich  England  mit  einem  ganzen  Xetz 
von  abolitionistischen  Komitees.  In  etwa  fünf  Jahren  wird  ein  wahrer  Berg 
von  18086  aboHtionistisdien  Petitionen  mit  2657348  Unterschriften  zusammen- 
getragen. Im  Jahre  1879  sieht  sich  die  englisch  R^erung  bereits  zu  dem 
wichtigen  Zugeständnis  der  Erncnnting  einer  parlamentarischen  Untcrsuchungs 
kommission  gedrangt.  1883  werden  bereits  die  verhasstcn  Gesetze  vorläufig 
eingestellt  und  1886  völlig  aufgehoben. 

WELCHE  schdplerkräftigen,  in  Millionen  von  englisdien  Hersen  und  Köpfen 
arbeitenden  Gedanken  trugen  die  englisdie  abolitiomstische  Beweguiq;  auf  so 
schnellen  Schwingen  zu  ihrem  Ziele?  Nun,  die  tatenweckenden  Ideen,  die  in 
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England  schon  im  gewöhnlichen  Leben  eine  Grossmacht  sind:  die  Gedanken 

von  der  Heiligkeit  der  persönlichen  Freiheit»  von  der  Menschenwürde,  die  hocl» 
über  der  staatlichen  Gesetzgebung^  thront,  von  dem  Recht  des  Menschen,  jederzeit 
frei  über  sich  selbst  zu  bestimmen.  Noch  in  den  heutigen  Statuten  der  Inter- 
nationalen abolUionistischcn  Föderation  rauscht  uns  der  eigenartige  englische 
individualistische  Geist  entgegen.  Wir  lesen  in  diesen  Statuten  die  folgenden 
Sätze: 

>Die  Föderation  l>can.sprucht,  speziell  auf  dem  Gebiete  der  die  Sittlichkeit  behan- 
delnden Gesetzgebung,  das  Selbst l)cstimmungsrccht  des  Individuums,  welches  die 
Basis  der  pcr.scmhchcn  Verantwortlichkeit  ist.  .  .  In  Anbetracht  dessen,  dass  die 
einfache  Tatsache  der  Prostitution  eine  Gewissenssache  ist  und  kein  gesetzliches 
Vergehen  m  sich  schliesst,  erklirrt  die  Föderation,  dass  die  Einmischung  des  Staates 
auf  sittlichem  Gdiiete  sich  auf  folgende  Punkte  zu  besdiränken  hat .  .  .« 

In  dem  berühmten  Buche  der  Josephine  Butler  Zur  Geschichte  emes  KrtuS' 

ruf^cs  wird  einmal  in  einem  Briefe  die  abolitionistische  Bewegung  als  eine 
Phase  in  dem  welterschütternden  Ringkampfe  zwischen  den  beiden  Prinzi- 
pien Zwang  und  Freiheit  bezeichnet  Durch  die  Verteidigung  der  individuellen 
Rechte  und  Freiheiten  wachse  die  Bewegung  über  sich  selbst  empor  und  werde 

von  einem  weit  höheren  Gesichtspunkte  betrachtet.  Da  heisst  es: 
»Die  Kraft  vinos  Prinzips  zciirt  sich  darin,  dass  es  sich  allmählich  allen  ernst  imd 
ehrlich  Daikcnden  aufdrangt  und  unter  seine  logischen  und  unvermeidlichen  Kon- 
sequenzen zwingt.  Ich  sage  es  ohne  Zögern:  Das  wesentlichste  Moment  in  der 
Lütticher  Versammlung  war,  dass  alle  Teilnehmer  sich  eins  fiihlttn  in  Bezug  auf 
den  heiligen  Charakter  der  persönlichen  Freiheit  und  individuellen  Rechte.« 

DEM  inbrünstig  angehetenen  Gott  der  persönlichen  Freiheit  weihte  vor  allem 
der  grosse,  in  der  Gesdiicfate  der  abolitionistischen  Bewegung  so  entscheidende 

Genfer  Kongress  vom  Jahre  1877  seine  Beschlüsse.  Unter  den  Fragen  und 
Antworten,  die  die  Sektion  für  Volkswirtschaft  des  abolitionistischen  Genfer 

Kongresses  aufstellte,  lesen  wir; 

.6.  Ist  es  wünschenswert,  dass  die  Regierung  oder  das  Gesetz  zu  graisten  der  ^rwen 
in  die  Einrichtung  der  grossen  Industrie  eingreife  (zum  Baspicl  m  Be/ug  auf  die 
Dauer  der  Arbeit.  Bestimmung  der  Löhne  ete.)?    Antwort  (gegen  xwci  Summen 

Minorität)  :  Nein.« 

Die  Sektion  für  GeseUgebung  stellte  fest: 

»Der  Staat  hat  nicht  das  Recht,  die  Prostituüon  zu  regeln,  denn  er  darf  sich  nie- 
mals Tnit  dem  l'nrecht  vertragen,  noch  verfassungsmässige  Garantien  gegen  zwei tel- 
hafte  Interessen  aufopfern.  .  .  .Aus  allem  diesem  geht  hervor,  dass  der  Staat  darauf 
▼erzichten  muss.  den  hygienischen  Zweck  zu  verfolgen,  um  s-.  mehr,  a  s  es  sidi 
nicht  um  eine  Gefahr  handelt,  welche  die  öffenüiche  Gesundheit  im  allgcmcinai 
bedroht,  wie  zum  Beispiel  cmc  Epidemie,  sondern  um  eme  Gefahr,  welcher  sicii  das 
Individuum  mit  Wissen  und  Willen  aussetzt« 

DIE  individualistische  Bewegung  hat  dann  und  wann  einen  wahren  Götzen- 
dienst mit  dem  abstrakten  P.e^rrifTe  Freiheit  getrieben.  Sie  tat  einen  ticten 
Fussfall  vor  diesem  Bej^ritf  und  konnte  und  wollte  nicht  fassen,  weshalb  nicht 
der  moderne  i-ohnarbeitcr  ohne  weiteres  vor  der  Frnhtii  in  den  Staub  sank. 
Dieser  Hess  sich  durch  das  Wort  Freiheit  keineswegs  niederdrücken,  sondern 
richtete  die  Augen  hoch  empor  und  sah  sich  seine  Freiheit,  seine  Möglichkeit, 
sich  in  der  heutigen  Gesellschaft  auszuleben,  sehr  scharf  an. 
INDIVIDUALISTISCHE  Glaubenssätze  über  die  Freiheit,  über  die  Selbst- 
bestimmung der  Persönlichkeit  werden  auch  heute  noch  vielfach  Im  abolitio- 
nistischen Lager  nachgebetet   Wie  heftig  deklamierte  man  znm  Beispiel  in 
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Drcödcn  noch  auf  dem  letzten  al)oliiionistischcn  Kongresse  im  Naiucn  der  Frei- 
heit {Jt^gen  den  ärztlichen  Behandlungszwang !  Die  internationale  Seuchen- 
geseugebung  kennt  die  Zwaiigsuutersuchung  und  Zwangäbcliandlung  der  Rei- 
senden, die  aus  Teneuchten  Gq;enden  kommen.  Eine  Reihe  enropiischer 
Kulturstaaten  hat  den  ImpfiEwang  eingeführt.  Die  dänische  Gesetzgebung  legte 
den  ärztlichen  Behandluni^szwang  für  alle  Venerischcji  fest.  Der  moderne 
Schularzt  untersucht  und  behandelt  unter  Umständen  die  seiner  Aufsicht  untcr- 
btcilten  Schulkinder  zwangsweise.  Im  Interesse  einer  ])lanmaäsigen  Bekämp- 
fung der  Volksseodien  befürworten  hervorragende  Hygicniker  eine  alljährlich 
erfolgende  Zwangsuntersuchui^  der  Lohnarbeiterschaft  Und  trotz  der  Fort- 
schritte, die  der  Gedanke  der  ärztlichen  Zwangsuntersuchung  in  der  Gesetz- 
jjcbung  und  in  den  Programm  der  Hygieniker  gemacht  hat,  mussten  wir  auf 
dem  letzten  Kongrcss  der  Abolitionisten  uodi  folgenden  individualistischen 
Hjrmnus  auf  ^e  Autonomie  der  PerMnlichkeifc  vemdlunen: 
•Die  Föderation  wird  nicht  müde  werden,  za  proldaniiefen :  Wer  immer  das  Opfer 
sein  möge,  die  Zwangsuntersuchung  ist  ein  Missbrauch  der 
Macht.  Darin  liegt  nicht,  wie  mitunter  geurteilt  wird,  eine  ülKTlricbcne  Verherr- 
lichung der  Schamhaftigkdt,  noch  irgend  eine  Art  von  Faiuaisnui^.  Es  ist  die  ein- 
fache Bejahung  der  AutoniDmte  der  menschlichen  Persönlichkeit  und  der  Rück- 
sidit,  welche  ihr  zukommt.  Wir  anerkennen  die  Anstrengungen  zur  Belehrung  und 
Überredung,  die  jemanden  dazu  bringen,  sich  freiwillig  einer  zu  seiner  Heilung 
notwaidig  gewordenen  Untersuchung  zu  umerziehen.  Aber  wir  werden  nicht  auf- 
hören, jedes  zwangsweise  Aufdringen  dieser  Unteraichun^  als  Anf^riff  auf  die 
Freiheit  und  als  Oberschrcitung  eines  unverjährbaren  Gesetzes  anzuklagen.  Dieses 
Prinzip  ist  unser  habeas  corpus,  der  erste  Artikel  unserer  magna  Charta  der  Rechte 
der  Fersfiniichkeit« 

DIB  Redite  der  Persönlichkeit  1  Diese  schöne  Wendung  bringt  sicherlich  nkht 
einen  Soctaldemokraten  in  ein  gelindes  enthusiastisches  Rasen,  obwohl  er  sicher 
nicht  achselzuckend  an  diesen  Rechten  vorübergehen  wird.  Nur  ein  grosser 
Kntrüstungäschrei  über  den  zur  blos.sen  Ware  entmenschten  Arbeiter  geht  durch 
die  ganze  aocaaMemokratisdie  literatur.  Es  liegt  aber  so  etwas  wie  Hohn  und 
Spott  auf  die  jinunerlicfae  unpersönliche  Existenz  des  proletarisdien  Klassen- 
mcnschen  darin,  wenn  wir  heute  schon  dem  Arbeiter  so  viel  und  so  laut  von 
dem  Recht  seiner  Persönlichkeit  vorpredigen.  Das  Lied  von  den  Rechten  der 
PersönUchkcit,  von  der  Selbstbestimmung  des  Menschen,  ist  ein  hohes  Lied, 
das  mit  den  heutigen  Gesangesweisen  nicht  recht  zusammenstimmen  will,  und 
in  das  bereits  Znlninftsmusik,  sozialistische  Zuteunftsmusik  hineinrauscht.  Ein 
erhabenes,  neue  Wege  und  neue  Ziele  \voi>en<les  Zukunftsideal  kündet  das  grosse 
Wort  von  den  Rechten  der  menschlichen  Persönlichkeit,  fndcm  der  Sozial- 
demokrat die  Rechte  der  Persönlichkeit  proklamiert,  enthüllt  er  ein  ganzes 
soziales,  wirtschaftliches  und  politisches  Programm.  Da,  wo  der  Hynmus  auf 
das  Selbstbeßtinuntmgsrecht  der  englischen  Abolitionisten  schon  beendet  ist, 
nimmt  der  Sozialdemokrat  ilin  er>t  auf  und  gestaltet  ihn  ZU  einem  erschüttern- 
den, dio  Menschen  aus  ihrer  Rulle  reissenden  Revolutionsgesang.  Gerade  die 
Dürftigkeit  des  positiven  Prograntms  der  englischen  Abolitionisten  —  die 
deutschen  Abolitionisten,  das  muss  billig  anerkannt  werden,  beschreiten  bereits 
soziale  Bdinen  —  erfüllt  und  muss  den  deutschen  Sozialdemokraten  mit  einer 
gewissen  lierzensfrostigkcit  {gegenüber  der  abolitionistischen  Bewegung  er- 
füllen. In  den  Statuten  der  Internationalen  obolilionistisrhcn  Föderation  ent- 
halten nur  folgende  magere  Satze  su  etwas  wie  ein  Prograumi  der  Föderation: 
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Bestrafung  der  Unzucht,  begangen  oder  versucht  mit  Minderjährigen  oder 
Personen  des  einen  oder  anderen  Geschlechts,  die  als  Minderjährige  zu  be- 
trachten sind,  Bestrafung  der  Unzucht,  volhogen  oder  versucht  durch  Gewalt 
oder  List,  Bestrafung  der  Verletzung  des  öffentlichen  Anstandes,  Bestrafung 
der  öfFcntHchcn  Anreizung  zur  Ausschweifung^  tnid  der  Kuppelei.  Dieses  abo- 
litionistischc  Programm  beschränkt  sich  eigentlich  auf  das  ficbict  der  Sittlich- 
keit oder  richtiger  nur  auf  eine  Reihe  von  Sittlichkeitsverbrechen  und 
Sittlichkeitsvergefaen  des  Stra^iesetzbuches.  Die  flbrigen  Seiten  des  Prosti- 
ttttiottsproblenis  sinken  in  den  Statuten  za  Mossen  akademischen  Disknssions- 
fragen  herab.    Wir  lesen  da: 

»Ausser  den  Fragen,  die  mit  ihrem  besonderen  Zweck  in  Verbindung  stehen,  studiert 
die  Föderation  m  wissensdtsftlicher  Wdw  die  Prostitation.  Sie  strebt  eine  be- 
ständige, eingehende  Untersuchung  der  sittlichen,  ökonoini.schcn  und  anderen  Ur- 
sachen dieses  sozialen  Übels,  sowie  seiner  Wirkungen  an  und  sucht  sie  zu  be- 
seitigen. Die  Fragen  dieser  Art,  welche  hei  den  Kongressen  zur  Verhandlufig 
Tcominen.  werden,  so  weit  als  möglich,  ein  Jahr  zum  voraus  angezeigt.  Selbstver- 
ständlich handelt  es  sich  hier  jedoch  ausschliesslich  um  gemeinsam  gemachte 
Studien,  ohne  dass  auf  diesem  Gebiete  ein  Besehluss  gefasst 
werden  darf,  welcher  die  Föderation  als  solche  verbindlich  machen  würde.« 

Eine  derartige  statutarische  Bestimmung  raubt  der  Föderation  jede  sozial 
schöpferische  Manneskraft. 

DAS  Gefühl  der  Unbefriedigung  über  die  sociale  Unfruchtbarkeit  der  bisherigen 
abolitionistischen  Prinziiuai  steigt  bereits  in  den  begeisterten  Anhängern  und 

.Anhängerinnen  der  abolitionistischen  Bewegung  auf.  Die  Engländerin  B.  Lep- 
pington  öflfnet  in  ihrem  streitbaren  Referat  gegen  den  N coregulationismus  die 
Bahn  für  eine  positive  soziale  Arbeit  der  Abolitionisten.  Sie  schreibt: 
»Was  uns  Abolitionisten  betrifft,  so  denke  ich,  dass  wir  unserer  Arbeit  und  unseren 
Zielen  eine  breitere  Basis  der  Au^lt-gting  eiijräumcn  müssen.  Das  Objekt,  das  uns 
zusammenhält,  ist  seiner  Natur  nach  vernichtend,  nicht  aufbauend.  Es  mag  sein, 
dass  die  Ära  unserer  vollkommenen  Übereinstimmung  dort  endet;  auf  der  positiven 
Seite  der  Frage  sind  viele  Meinungsverschiedenheiten  unter  uns  in  einzelnen  Punkten 
im  kleinen  und  auch  in  einigen  Prinzipien  .  .  .  Wie  dem  auch  sein  mag,  wir 
mfissen  einsdien,  dass  die  Abschaffung  der  Reglementierung  nicht 
genügt.« 

UND  gerade  die  Sozialdemokratie  sieht  mit  gescliärftcn  Augen  auf  die  klaffende 
Lücke  im  bisherigen  sozialen  Programm  der  Internationalen  obolüwntstischeH 
Foderaiion.  Ihr  erscheint  der  blosse  Fortfall  der  staatlichen  Reglementiermig 
der  Prostitution  als  eine  ganz  ärmliche  und  nichtige  Sache,  und  sie  ruft  soziale 
Taten  heischend  der  Föderation  zu:  Ihr  hebt  die  Prostituierte  als  Nummer  in 
der  langen  Kontrollliste  der  grossstädtischen  Dirnen  auf,  aber  ihr  lasst  sie  in 
ihrer  ganzen  sozialen  Jammerexistenz  in  der  bürgerlichen  Gesellschaft  fort- 
bestehen. Was  tut  ihr  da  Grosses?  Werden  denn  Schande  und  Elend  fiber- 
haupt  von  der  Prostituierten  genommen,  wenn  sie  nicht  mehr  als  staatlich 
anerkannte  Dirne  umherläuft?  Ruft  sie  fort  von  der  Gasse  und  verwandelt  sie 
in  eine  schaffende,  kämpfende  Arbeiterin! 

MAN  darf  sagen :  Es  war  vielfacli  die  vertiefte  Auffassung  von  der  Lösung  des 
Prostitutionsproblems,  die  viele  SoziaMemokratcn  von  der  Teilnahme  an  der 

abolitionistischen  Bewegung  abhielt    Die  Prostitution  ist  ttt  den  Augen  der 

Sozialdemokratie  nicht  ein  lediglich  individuell-sittlidies  Problem,  das  jdäe 
Person  für  sich  in  freier  Selbstbestimmung  praktisch  zu  losen  hat,  sondern  em 
Komplex  sozialer  Probleou^  daren  Lösung  in  einer  Reihe  von  wirtschaftlichen 
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and  sozialen  Uingeataltaii|;ea  der  menschlichen  Lebensbedingunfea  eingebettet 
ist.   Greifen  wir  hier  nur  einmal  die  Boxialethische  mid  sozialhygtenisdie  Seite 

<lcr  Prostitutionsfrage  heraus. 

DIE  Sozialdemokratie  setzt  sich  das  grosse  sozialethische  Ziel  der  Begründung 
einer  freien,  auf  gleichen  Rechten  und  Pflichten  der  Individuen  beruhenden 
Gesellschaft  Sie  bdcämpft  deshalb  jede  Art  der  Ausbentimg  mid  Unter- 
drüdmng,  richte  sie  sich  nun  gegen  eine  Klasse,  eine  Partei,  ein  Geschlecht,  eine 
Rasse.  Nach  der  sozialdemokratischen,  auf  einem  Ricsenmaterial  von  Er- 
fahrungstatsachen gestutzten  Auffassung  ist  die  Prostituierte  ein  von  der  Not 
zur  Feilbietung  ihres  Leibes  gedrängtes  weibliches  Wesen.  Ihr  Notzustand 
wird  <firelct  ztmi  sdimählidien  Kauf  von  Genfissen  ausgebeutet,  <fie  sonst  nur 
durch  die  gegenseitige  aelbs^ergessene  Hingabe  von  Mann  und  Frau  zu  er- 
werben sind.  Dem  Staate  genügt  nun  nicht  allein  die  private  Entwürdigui^ 
<ler  I-Vau  durch  den  X'erkauf  ihres  Leithes,  nein,  er  bemüht  sich  sogar  noch, 
diesem  Verkauf  ein  amtliches  Siegel  aufzuprägen  und  die  Privatschande  der 
ausgebeuteten  Frau  in  eine  öffentliche  Schande  zu  verwandeln.  Das  arme  Mäd- 
chen wird  vom  Staate  angehalten,  ihm  schwarz  auf  weiss  ZU  bescheinigen,  dass 
sie  eine  I-x>hndirne  sei  und  das  Proi^titutionsgewerhe  treiben  wolle.  Schon  ihr 
scharfer  Gegensatz  zu  jeder  Form  der  Ausbeutung  und  ihr  taten  freudiges  Be- 
kenntnis zum  Grundsatz  der  Gleichberechtigung  der  Frau  macht  die  Sozial- 
demokratie in  soziaiethischer  Hinsicht  zur  unversöhnlichen  Fcin<Un  der  Regle- 
mentierung der  Prostitution.  Die  Sozialdemokratie  sieht  den  YViUen,  das  Selbst- 
bestinuntmgsrecht  der  Prostituierten  in  einem  Zustande  festester  und  härtester 
Gebundenheit.  Brauchen  wir  denn  noch  weitläufig  über  das  .SelbstbcstimmungfS- 
recbt  der  gewöhnlichen,  durdi  sexuelle  und  alkoholische  Exzesse  verkommenen 
und  mitunter  total  entarteten  Prostituierten  zu  reden?  In  der  Prostituierten 
muss  erst  ein  neues  Selbst,  das  sich  behaupten  und  bestimmen  kann,  geschaffen 
werden.  Und  die  Schöpfung  dieses  Selbst  steht  in  engster  Abhängigkeit  von 
ökonomischen  und  sozialen  Einrichtungen,  die  der  Prostituierten  erst  eine  andere 
soziale  Existenz  und  die  Entwickelung  der  noch  in  ihr  steckenden  moralischen 
Anlagen  ermöglichen.  Die  ProsHtutloD  ist  zum  Tdl  andi  dn  sozialethisdies  Pro- 
blem ^  und  seine  Lösung  ebenfalls.  Gerade  weil  die  Sozialdemokratie  treu  an  dem 
ethischen  Zukunftsideal  des  freien,  nicht  durch  äussere  Umstände,  durch  öko- 
nomische und  soziale  Klassenverhältntsse  unterdrückten  Menschen  festhält, 
sucht  sie  durch  Gestaltung  der  äusseren  Veriiältnisse  und  durch  sozialpada- 
gogische  innermensdiUche  Umwälzungen  jeden  Menschen  zu  befähigen,  ein 
freier,  sich  selbst  bestimmender  Mensch  zu  werden. 

DIE  Sozialdemokratie  ist  durchaus  nicht  blind  gegenüber  den  bedenldtchen, 
bitterernsten  sozialbygicnischcn  Schäden  des  heutigen  Prostitutionswesens.  Sic 
sieht  die  schreckliche  Gefahr  der  wachsenden  venerischen  Verseuchung  der  Ge- 
sellschaft durch  dieses  Prostttutionswesen.  Wie  gebietet  sie  nun  dieser  drohen- 
den Verseuchung  Einhalt?  Sie  sudit  sozialbygieni sehe  Einrich- 
tungen zur  unentgdtlichen  Behandlung  der  Venerischen  beiderlei  Geschlechts 
zu  schaffen,  humane  soziale  Einrichtungen,  die  in  jedem  Venerischen  einen 
natürlichen  Anreiz  zu  einer  gründlichen  Heilbehandlung  wecken.  Die  einzige 
Riditschnur  bei  der  Begründung  derartiger  Einrichtungen  ist  der  Sozialdemo- 
kratie nur  £e  Gesundheit  der  Geseüsdiaft,  da»  hdsst  die  Gesundheit  der'gröast- 
«gf^ichca  Zahl  von  Individnen  des  socialen  Verbandes.  Die  Sbsialdenidcratie 
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emföH  sich  gegen  die  heutige  aogenannte  samtätspoUMeäiche  KontraUe  der  sich 

prostituierenden  Frauen  und  Mädchen.  wkW  diese  Kontrolle  selbst  nach  dem 
Urteil  von  rcglenicntaristiscli  e^t'sinntm  M.mncrn.  wie  Gehcimrat.  Neisser,  eher 
die  Verbreitung  der  Geschkchu>kranklK-itca  begünstigt,  als  eindämmt.  Sie  ist 
als  sozialhygienische  Massnahme  eben  völlig  verldift.  Sie  trdbt  die  venerischen 
Prostituierten  nicht  einer  Heilbehandltuig  zu,  sondern  dirdct  von  dieser  fort. 
Alle  wirksamen  sozialhygienisciien  Massnahmen  gegen  die  venerischen  Leiden 
dürfen  keinen  A  ii  s  n  a  h  in  e  c  h  a  r  a  k  t  e  r  «;eefen  ein  Geschlecht  an 
sich  tragen,  sie  müssen  alle  venerischen  Krankheiten  zu  erfassen  suchen  und 
nicht  die  Leiden  eines  verschwindend  kleinen  Bruchteils  der  Gesellschaft  Prin- 
zipiell darf  sich  die  Sozialdemokratie  nidit  gegen  ^ne  allgemeine  Zwangsunter« 
suchung  und  Zwangsbehandlung  kehren,  wenn  durch  diese  Zwangseinrichtungen 
das  Selbst  der  erdrückenden  Masse  der  Individuen  eines  Gesellschaftsverbandes 
wirksam  geschützt  wird. 

DIE  abolitionistische  Bewegung  Deutschlands  —  das  bewiesen  die  sozial  ge- 
stimmten Reden  der  deutschen  Vertreterinnen  des  Abolitionismus  auf  dem  Dres- 
dener Kongresse  /1904/  —  ist  nun  auf  dem  besten  Wege,  dem  bisher  inhalts- 
leeren abolitionistischen  Programm  ein«.-  neue  soziale  Füllunjj  zu  i^ehen;  und 
diese  PüUung  wird  sie  zumeist  der  sozial  schöpferischen  Tätigkeit  des  Sozia- 
lisnujs  entnehmen  müssen. 
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INE  fortwährende  Verlängerung  und  Ausdehnung  des  Mutterlandes 
ohne  Unterbrechung  der  Kinheit  des  Territoriums  unterscheidet 
die  Kolotiialiwlitik  Russlands  von  der  aller  anderen  Ktjloiualmachte. 
Mehr  ntxh,  als  Frankreich,  das  m  Algerien  dicht  in  der  eigenen 
Nähe  liegende  Kolonieen  erwerben  konnte,  fand  Russland  in  Asten 
ein  Kolonisationsgebiet,  das  es  von  allen  Seiten  b^renzte.  Und  dieses  Zid.  fest 
im  Auge  behaltend,  arbeitete  es  seit  Jalirhunderten  unausgesetzt  in  der  einen 
Richtung:  an  der  (iründung  eines  bis  ins  Riesenhafte  sich  ausdehnenden  rus- 
sischen Kaiserreichs.  Schon  besitzt  das  Zarenreich  in  Asien  Domänen^ 
grösser,  als  das  ganze  Europa,  oder  mdir  als  16  550  000  Quadratlcilometer,  wäh- 
rend Europa  deren  nur  9906000  zählt.  Davon  kommen  etwa  V&  Million  auf 
Kaukasien,  9,5  Millionen  auf  Sibirien,  3,0  auf  den  weiten  Osten  und  3,5  auf 
Zentralasien  nebst  den  VasaUenstaateu  in  China  und  Bochara  mit  04  Millionen 
yuaiiratkilonieler. 

LANGER,  als  320  Jahre,  dauert  berdts  die  Expansion  der  Russen  und  ihres 
R^erungssystems.   Während  England  in  den  überseeischen  Besitztümern  sich 

ansiedelte,  indem  es  Kauffahrer  und  Handelsleute  an  die  Küsten  entsandte, 
drang  Russland  mit  Hilfe  seiner  St)ldaten.  Bauern  und  Kosaken  in  das  Innere 
eines  Festlandes  zur  landwirlächattliciien  Kolonisation.  Immer  begann  raau  um 
der  Gründung  von  lifilitäricolonieen,  und  dann  schenkte  man  den  Bauern,  wddie 
die  Kosaken  ernähren  sollten,  ein  Stück  Landes,  während  die  Kosaken  ihrerseits 
den  Bauern  bei  der  Arbeit  helfen  sollten^).  Von  seiner  Ostgrenzc  weit  östlich 
Iiis  an  den  Stillen  Ozean  und  von  seiner  Südgrenze  bis  an  das  Arabische  Meer 
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war  Russland  umgeben  von  schwachbevölkerten  Ländern,  wo  es  einen  Zu- 
fluchtsort firulon  konnte  für  seinen  Ikvölkerungsüberschoss  und  WO  es  seiner 

Ancxionssucln  die  Zügel  schies.sen  lassen  durfte. 

IM  Jahre  1580,  unter  der  Herrschaft  Iwans  des  Schrecklichen,  zog  der  Kosaken- 
hauptmann Jennak  Timosejer  äber  das  Uralgebirge  tmd  legte  den  Grund  au 
Russlands  Ausdehnung  in  Asien;  Tobolsk  wurde  gegründet  und  blieb  längere 
Zeit  (las  Adniinistrationszentrum  Sibiriens,  iu\<\  70  Jahre  später  wurde  das  erz- 
reiche Transhaikalicn  gcnoinmcn.  Imiiur  weiter  {^Hiiq:  es  nach  Osten,  und  nur 
im  Jahre  1644  siiess  RusslanU  aut  einen  bedeuii;iidtn  Widerstand  von  seilen  der 
mandscfattrisdien  Dynastie.  Wenn  man  Kamtschatka  mitrechnet,  so  betrag  unter 
«ler  Regierung  Peters  des  Grossen  allein  der  Zuwachs  des  russischen  Reiches 
über  470000  (Juadratkilonieter ;  es  hatte  K-reils  einen  Umfang  von  15.5  Mil- 
lionen (juadratkilometer.  Aber  besonders  in  der  zweiten  Haltte  des  XIX.  Jahr- 
hunderts wurde  die  koloniale  Arbeit  mit  Fleiss  betrieben:  Kussland  gewann 
<Ne  Herrschaft  in  den  eis-  und  schneebedeckten  Ländern  Nordasiens  ebenso, 
wie  südlich  des  Kaukasus  in  Turkestan  und  den  heissen  transkaspischen  Gegen - 
tlen.  Unbeirrt  schritt  der  Koloss  weiter  in  der  Richtung  der  Türkei  und  Per- 
siens.  C  hinas  und  Afghanistans.  Innerhalb  40  Jahre  schob  Russland  seine  Süd- 
grenze um  1200  Kilometer  weiter  vor:  Pcrsien  kam  tatsachlich  unter  russische 
Suprematie,  und  nach  einem  diplomatischen  Kampf  mit  England  wusste  Russ- 
land seinen  Einfhiss  bei  dem  Emir  von  Afghanistan  zu  gründen.  Im  weiten 
Osten  wurde  die  Mandschurei  (grös.seT-.  als  Österreich-Ungarn)  unter  russische« 
Einfluss  gebracht.  .'\uch  gewannen  <lie  Russen  festen  I*"uss  in  Korea  und  er- 
listeten den  eisfreien  Hafen  von  Port  Arthur  /1H98  ;  dadurch  aber  geriet  Kuss- 
land in  Kollision  mit  einem  unerwarteten  Gegner,  nämlidi  mit  Japan.  Auf 
Sieine  Sdilauheit  und  lilacht  sich  stützend,  war  es  schon  auf  dem  besten  Wege, 
das  Reich  der  Miite  zu  annektieren,  als  andere  Mächte  sich  in  die  Sache 
mischten. 

DIE  Mandschurei  ist,  wie  die  Mongolei,  Tibet  usw..  zwar  keine  Kolonie 
Chinas,  sondern  nur  eine  der  Dependenzen,  welche  zusammen  Vs  von  der  Boden- 
fläche des  Reiches  einndunen,  kaum  aber  von  seiner  Einwohnerzahl  um- 
fassen ;  sie  werden  verwaltet  von  chinesischen  Beamten,  die  in  enger  Beriihrung 

bleiben  mit  den  einheimischen  Gewaltbaborn.  wahrend  die  innere  Verwaltimg 
den  Eingeborenen  überlassen  wird.  England  von  der  einen,  Kussland  und  Japan 
von  der  anderen  Seite  fielen  diese  Dependenzen  an.  Russland  wird  schliesslich 
wohl  den  Si^  davontragen. 

WAS  Russland  wünscht  und  was  es  braucht,  das  ist  ein  gehöriges  Küstengebiet 

in  Mittel-,  wie  in  Ostasien,  «lamit  es  nu't  zwei  Augen  ausspähen  könne,  nm 
indischen  und  am  Grossen  Ozean;  <lenn  Rusvsland  muss  an  das  Meer,  wenn 
es  leben  und  gedeihen  soll.  Dieses  ungeheuere  Innere  ist  nichts  ohne  die  Küste. 
VON  dem  Verwaltungssystem  der  russischen  Kolonialpolitik* lässt  sich 
nur  wenig  sagen.  Die  Willkür  des  Zaren  ist  das  einzige  Gesetz,  und  die  Gou- 
■xerneurc  imd  die  anderen  Beamten  der  einzelnen  Teile  des  Reiches  sind  seiner 
unumschränkten  Herrschermacht  unterworfen.  Die  meisten  V'erwaltungsmas.s- 
regeln  bleiben  geheim.  Man  hat,  und  nicht  mit  Unrecht,  die  russische  Regie- 
rung einmal  einen  DetpoHsmus,  gemildert  durch  Meuehelmard,  genannt.  Sie 
ist  launisch,  wie  eben  die  wechselnden  Meinungen  eines  Alleinherrschers.  Finn- 
land besass  einige  alte  konstitutionelle  Rechte;  ungeachtet  aller  Eide  und  aller 
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Versprechungen  wurden  die  selben  eingezogen ;  in  Bochara  und  Chiwa  hingegen 
wurde  den  Fürsten,  den  rohen  Chans,  die  X'erwaJtung  unter  der  Suzeränitat 
kiusslands  gelassen.  Wenn  nicht  nach  Verschmelzung,  fiir  welche  die  Ver- 
schiedenheit Religionen  ein  Htnderms  bildet-),  so  strebt  die  nsaitdut  Re- 
gierung doch  möglichst  viel  nach  einer  gi^ensetttgen  Annäherung  seiner  Pro- 
vinzen. Diese  sind  in  Gouvernements  eingeteilt:  Katikasicn  zahlt  deren  5, 
Sibirien  gleichfalN  5  \ind  die  Statthalterschaft  im  weiten  Osten  g.  Weiter  hat 
man  noch  Zciitralasien  und  die  Vasallenstaaten.  Weil  die  neugewonnenen  Lan- 
der grussc  Ähnlichkeit  hatten  mit  den  primitiven,  zum  Teil  noch  mttftelalterlidien 
Zuständen  in  Russland»  war  Anpassung,  auch  wohl  Assimilation  mit  den  Ein- 
geborenen leicht  zu  erreichen.  Das  einfache,  wenngteicli  veraltete  Rcgierungs- 
sys^em  schlägt  besser  ein  hei  diesen  primitiven  Rassen :  die  Regierung  befördert 
diese  Verschmelzung  durch  ihre  Toleranz  den  Mohamcdanern  in  .Asien  gegen- 
über —  wie  intolerant  und  grausani  sie  in  Europa  auch  gegen  die  Christen- 
sekten  und  gegen  die  Juden  verfahren  mag  — ,  und  während  d^  Engländer  in 
Indien  nur  kampiert,  sdilägt  der  Russe  in  .^sien  feste  Wurzeln.  Das  Streben 
Her  russischei)  Kei;ierting,  schon  durch  den  Zaren  Nikolaus  I.  ausgesprochen, 
war  die  vollkommene  \'ereinigung  aller  Provinzen  mit  dem  Kaiserreiche,  ob- 
gleich die  russische  Gesetzgebung  stets  erst  nach  der  vollständigen  Zusajnmen- 
schmelzung  mit  dem  Herrscherreiche  durdigefnhrt  wurde.  In  Turkestan  wurde 
der  Grundbesitz  der  l'intjeborenen  in  i'bcreinstimmung  mit  ihren  Sitten  und 
Gewolmheiten  bcliaiidelt.  Xur  die  ixien  Terr.iins  uikI  Urwälder  wurden  Reichs- 
domanen  ;  die  W  iesen  blieben  im  llesitz  der  .\"(»in;iilen.  Von  der  Bevölkerung 
der  Städte  wird  eine  Grundsteuer  erhoben,  die  s:ch  auf  10  ^  des  Ertrages  bc- 
läuft;  die  Nomaden  bezahlen  eine  Kopfsteuer  {Kibitka)  pro  Hütte;  ein  Teil 
der  Steuer  wird  in  natura  <>ier  durch  Arbeit  geliefert.  Bis  heute  brachten  diese 
r*rovinzen  dem  kaiserlichen  Bu<lgel  keinen  (iewinn,  >.ondern  nur  Wrlustc  ein. 
MEHR,  als  ül)erall  sonst,  trug  in  Kussland  die  Staatsgewalt  tinmittelbar 
Ivei  zur  kolonialen  l*-xpansion  :  Kautieute  bahnten  den  Weg,  Soldaten  beschiitz- 
ten  ihn,  den  Bauern  wurden  Terrains  geschenkt,  und  beträchtliche  Summen 
wurden  verwendet  für  öflfentliche  Werke,  welche  den  Wohlstand  beförderten 
und  die  Sicherheit  der  Kolonisten  verbürgten.  Eisenbahnen  tmd  Emigranten 
drangen  vor  nach  den  Hafen  am  Persischen  Meerbusen  und  am  (leiben  Meere; 
\'erbrccher  und  Verbannte  wurden  in  die  noch  ödeliegenden  Gegenden  ge- 
schickt, und  die  befest^ten  militärischen  Lager  wandelten  sich  allmählich  in 
Städte  tun.  Der  Einwanderung  von  Ausländern  suchen  <fie  Russen  sich  mög- 
lichst viel  zu  erwehren;  diese  dürfen  sieh  in  Sibirien  nicht  ankaufen,  die  Schiflf- 
fahrt  ist  ihnen  untersagt,  in  ilireni  Namen  darf  kein  Bergbau  betrieben  werden; 
Sibirien  den  Russen!  ist  ottenbar  die  Losung  der  Regierung. 
UND  Russen  gibt  es  genug;  denn  die  Zunahme  der  Bev^erui^  des  Zaren- 
reiches ist  eine  merkwürdig  schnelle:  Seit  Peter  dem  Grossen,  mithin  ioneifaalb 
170  Jahre,  wuchs  die  Bevölkerung  des  eigentlichen  Rtisslands  (ohne  Polen  und 
Finnland)  von  13  auf  93  Millionen,  und  heute  beträgt  die  Zunahme  der  Bevölke- 
rung 1,5  fo  oder  880000  Einwohner  jährlich.  Von  1800  bis  1850  stieg  die  Be- 
voUwrungszahl  um  33,4  Millionen  oder  60  %,  von  1850  bis  1900  um  nicht  we- 
niger als  so  Millionen  oder  61  %.  Und  während  die  Dichtigkeit  der  Berölke- 
iimg  in  Sibirien  nicht  mehr  bdrägt,  als  0,5  Bewohner  pro  Quadratkilometer, 

*)  Tu  Runitcb  Atim  bildra  die  Mohaaumdaa^r  43%  der  Bevaikenng. 


Dlgitized  by  Google 


HENRI  VAN  KOL  •  DIE  RUSSISCHE  KOLONIALPOUTIK 


57 


ist  die  selbe  in  Russland  38mal  so  gjoss  und  seigt  in  Kiew  und  PodoHcn  zu  70 
und  72  Einwohnern  auf  einer  Bodenfläche  gleicher  Gösse.  Die  Auswande- 
rung ist  sonach  gross.  Besoodm  nach  der  Aufhebung  der  Leibeigeiudiaft 
veriiessen  viele  Bauern  das  Mutterland  trotz  des  Widerstandes  der  Grossgrund- 

besitzcr.    Die  Verarmung   des  Bauemstandes,   die  schweren  Steuern  und  die 
wachsende  Arbeitslosigkeit  zwangen  viele  Russen,  ihre  Zuflucht  zur  Koloni- 
sation zu  nehmen,  und  die  Gelegenheit  dazu  bot  sich  vor  der  Tür.    Seit  1S95 
nahm  die  Regierung  die  Regelung  der  Auswanderung  in  eigene  Hand  durch 
Gewährung  von  Vorschfissen  an  die  ackerbauenden  Familien  und  grösseren 
Erleichterungen  bei  der  Übersiedelung.    Die  transsibirische  Eisenbahn  wurde 
gebaut  /i89i  bis  1900/    und  durchmass  die  einförmigen,    aber  fruchtbaren 
L-btnen,  wo  der  Mushik  seinen  Boden,  seiue  Pflanzenwelt,  seine  Wälder,  ja 
sogar  sein  Himmelsgewölbe  und  seine  Winde  wiederfand:  kein  anderes,  nur  ein 
besseres  Vaterland.  Eine  Zweigbahn  nach  Wladiwostol^  der  Bekerrscherim  des 
Ostens,  führte  durch  die  Mandschurei,  und  so  wurde  diese  fast  ganz  unter  rus- 
sische Verwaltung  gebracht;  die  transkaspische  Bahn  vereinigte  Russland  mil 
Zentralasien  und  rief  daselbst  eine  BauniwoUenkultur  ins  Leben.    Von  1892  bis 
1900  siedelten  in  dieser  Weise  mehr  als  eine  Million  Russen  nadi  den  Ebenen 
SitHriens  um.  Die  Industrie  nahm  unter  dem  Schutse  der  Regierung  dort  einen 
mächtigen  Aufsdiwung,  die  Zahl  der  Fabriken  stieg  innerhalb  48  Jahrev  von 
1840  bis  1890,  von  10  auf  38  Tausend,  die  der  Fabrikarbeiter  von  460  auf 
1740  Tausend  und  deren  Produktionswert  von  0,2  auf  2,7  Millionen  Rubel.  Gegen 
die  Übervölkerung  freilich  konnte  dies  keine  hinreichende  Hüte  bnngen.  Ebenso- 
wenig können  das  die  reichen  Minen  Sibiriens,  die,  zum  Teil  zum  Nutzen  des 
Staates  und  mittels  Zwangsarbeiter  kultiviert,  vielen  Emigranten  Ariieit  und 
Brot  schaffen,  das  sie  in  der  Heimat  immer  schwieriger  finden  ktinncn. 
KINICN  mächtigen  Aufschwung  von  Russlands  Handel.  Schiffahrt  und 
Industrie  haben  die  asiatischen  Kolonieen  noch  nicht  veranlassen  können; 
der  einheimischen  Landwirtschaft  machen  sie  manchmal  sogar  eine  schwere, 
wenn  auch  nicht  tötliche,  Konkurrenz.   Im  Jahre  1903  belief  sich  die  Einfuhr 
von  Handelswaren  auf  1250  Millionen  Mark  und  die  j\usfuhr  auf  2035  Millionen 
oder  resepktive  auf  12  und  20  Mark  pro  Einwohner :  Russland  nimmt  denn  auch 
für  die  Einfuhr  nur  den  8.,  für  die  Ausfuhr  den  7.  Rang  unter  den  Handels- 
mäditen  ein;  für  die  Sdüf fahrt  dienso  den  7.,  trotz  seiner  zahlreidien  Bevölke- 
rung und  seines  riesigen  Gebietes.   Das  um  ismal  kleinere  Finnland  hat  eine 
Handelsflotte    von  334000  Tonnen,    und  das  eigentUche  Russland   eine  von 
652  000  Tonnen.     Die  Staatseinnahmen  des  russischen  Kaiserreichs  beliefen 
sich,  soweit  den  Angaben  der  in  allem  geheimtuenden  Burcaukratie  zu  trauen 
ist,  im  Jahre  1903  auf  4,3  Milliarden,  die  Ausgaben  auf  4,7  Milliarden,  was  ein 
Defizit  von  400  Millionen  Mark  ergab;  die  Staatsschulden  betrugen  in  selbigen 
Jahre  gegen  144  Milliarden,  sind  jedoch  in  den  letzteren  Monaten  durch  den 
Krieg  gegen  Japan  wieder  l)cdeu(end  gestiegen. 

DIE  grossen  Eroberer  Asiens  sind  England  und  Russland;  letzteres  verschlang 
mdir  Länder,  Albion  unterwarf  mehr  Einwohner;  von  je  1000  Einwohnern 
leben  368  unter  britischer  Fahne,  37,7  %  der  Bodenflache  gehört  Russland. 
Fünf  Achtel  von  ganz  Asien  waren  schon  von  Europäern  mit  Beschlag  belegt, 
als  ein  neuer  Mitbewerber  auftrat :  Japan.  Während  ein  Riescnduell  zwischen 
England  und  Russland  zu  befürchten  war,  mit  Hindostan  als  Einsatz,  warf 
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Japan  dem  Koloss  den  Uand&chuii  hin,  und  seitdem  fallt  es  wie  ein  Hagelregen 
von  heftigen  Schlägen  auf  iim  nieder.  Aber  Rtualaiid  verfügt  über  eine  mdie- 
schranlcte  Masse  gefögiger  Soldaten;  und  mius  die  moskowitische  SchildIcrSte 

auch  langsam  vorwärtskommeily  bis  die  empfangenen  Wunden  geheilt  sind,  so 
sc  heint  CS  doch,  als  ob  sie  immer  weiter  kriechen  wird,  bis  sie  mit  ihren  Füsse«- 

die  beiden  Weltmeere  erreicht  hat.  » 

NUR  wenige  in  Europa  haben  einen  richtigen  BqjiS  von  der  Grausanikeit, 
mit  der  Russland  die  zu  unterwerfenden  asiatischen  Stämme  bdiandelt  hat,  y/q^ 
es  ganze  Stämme  ans  ihren  Gehöften  und  BesitztiinK  rn  vertrieb  oder  sogar  ans- 

rntfcte  und  wie  e«;  überall  seine  Versprechungen  brach,  wie  sein  Siegeszug  nach 
dem  weilen  Osten  eine  Spur  von  verheerten  Städten  und  Feldern  zurückliess, 
schrecklicher,  als  je  die  eines  Dshingis  Chan  oder  Tamerlan.  Es  waren  nur 
wenige,  die  es  wiedererzählten;  und  Europa  gewahrt  fast  nichts  von  der  grossen 
•  stummen  ('.ruft,  dort  im  Herzen  Asiens,  gegraben  im  Namen  der  abendla:i- 
di sehen  Bildung. 

KUS-SLAND  fand  nirgends  seinesgleichen  beim  Erfolg  seiner  ruhelos  durch- 
geführten Expansionspolitik.  Jedoch  das  Ende  ist  auch  hier  vorauszusehen. 
Sobald  endlich  im  Zarenreiche  das  politische  Erwachen  stattfindet  —  und  der 
Krieg  mit  Japaii  wird  es  beschletmigen  — ,  hat  die  Todesstunde  (fieser  Art  von 
Eroberungspolitik  geschlagen. 

XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX 

JEAN  ALLEMANE  LOUISE  MICHEL 

KIT  der  letzten  Krise  vor  dreiviertel  Jahren,  der  sie  ja  beinalie  er- 
legen wäre  —  viele  Blätter  sagten  sie  bereits  tot  —  ist  die  allgemeine 
Aufmericsamkdt  wieder  einmal  auf  die  rote  Jimgfro»  gelenkt  worden. 
So  wurde  sie  von  den  französischen  Revolutionären  genannt,  die 
ganzes  langes  Leben  dem  Kampf  für  die  Enterbten  hin- 
gegelK'n  hat. 

LOUISE  Michel  ist  in  der  Tat  bereits  unter  dem  Kaiserreich  luid  dann  auch 
weiter  jeder  bestehenden  Regierung  entgegengetreten  und  hat  dadnrdi  natur- 
lich sehr  bald  ihre  bescheidene  Stellung  als  Volksschullehrerin  untergraben. 
Ihre  Briefe,  die  sie  an  die  hervorragenden  Demokraten  gerichtet,  wurden  von 
den  oppositionellen  Zeitungen  zusammen  mit  einigen  ebenso  revolutionären,  wie 
originellen  Gedicliten  veröffentlicht;  dadurch  wurde  sie  zum  Zielpunkt  der  Ge- 
waltstreiche der  Polizei,  wie  der  Tendenzprozesse  der  kaiserlichen  Staats- 
anwaltschaft. Indes,  Louise  Michel  Hess  sich  dadurch  nicht  beirren.  Mit 
uner.schüttcrlichem  Gleichmut  setzte  sie  ihren  Kampf  für  die  Bedrängten  gegen 
die  Mächtigen  des  Tages  fort.  Ks  folgten  die  öffentlichen  Versammlungen  unter 
dem  Ministerium  Emile  Ollivier.  Überall  ertönt  ihre  etwas  schleppende,  an 
sidi  vielleicht  farblose  Stimme.  Aber  das^  was  sie  sagt,  ist  so  kfihn,  ist  so 
hinreissend,  dass  de  sogar  ihre  Freunde,  selber  lauter  feurige  Revolutionire» 
ein  wenig  beunruhigt 

DANN  bricht  der  Krieg  aus.  Nach  den  ersten  Niederlagen  stürzt  das  Kaiser- 
reich zusammen.  Die  nominelle  Republik  tritt  an  dessen  Stelle.  Jetzt  kann  die 
rote  Jungfrau  nidit  mehr  Napcrfeon  III.  und  seinen  Hof  angreifen;  mit  der- 
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selben  ruhigen  Festigkeit  wendet  sie  sich  gegen  die  neuen  Männer  —  Wort' 
krämer  nennt  sie  sie  — ,  die  nun  die  Macht  in  Händen  haben  und  keine  andere 
Sorge  kennen,  als  die,  die  \'orrcchte  des  Besitzes  vor  der  drohend  herannahen- 
den Empörung  des  Volkes  zu  schützen.  Bald  sehen  sich  die  Jules  Simon, 
Jules  Favre,  Ernest  Picard  derart  in  die  Enge  getrieben,  daas  ihr  Klassen^jds- 
mns  unvcrhulk  an  Tage  tritt,  wie  auch  ihre  Abneigung  gi^en  das  arbeitende 
Volk,  dem  sie  zwar  ihre  Stellung  verdanken,  das  sie  aber  min  durch  seine  Un- 
i)c<iuemen  Gegenforderungen  zu  heller  Wut  reizt. 

LOUISE  Michel  ist  immer  mitten  unter  den  Feurigsten:  Während  der  Be- 
lagerui^  von  Pteris  sieht  man  sie  von  den  Vorposten«  wo  sie  Verwundete  pflegt, 

zu  den  Klubs  eilen,  um  dort  den  Mut  zu  entflammen,  die  Schwäche  oder  Ver- 
rätcrei  der  Mittjlicdcr  der  Xulionalcn  Vcrtcidipin^^  tw  brandmarken.  Sie 
ist  unermüdlich  und  scliont  weder  ihre  ( icsundheit,  noch  ihr  Leben.  Ihr  ganzes 
\'orgehen  trägt  den  Stempel  höchster  Kühnheit.  Sie  kann  nicht  begreifen,  dass 
es  in  einer  belagerten  Stadt  noch  Leute  gibt,  die  im  Überfluss  Idien,  wo  Tausende 
Hunger  leiden  tuid  die  Lebensmittel,  ^vie  die  Munition  an  die  Soldaten,  gleich- 
massig  verteilt  werden  sollten.  Höheren  Ortes  hätte  man  sie  gerne  verhaftet 
und  verhindert,  die  Empörung  iti  den  Reihen  des  V'olkes  anzufachen.  Aber  die 
wehrhaften  Bürger  stehen  in  Watten,  und  es  dürfte  nicht  gefahrlos  sein,  eine 
Fraa  anaugreifen,  und  dazu  eine  Frau,  wie  diese  Louise  Hichd.  Man  sdiont 
sie  ungern  und  nur  aus  Furcht,  dass  Tausende  von  Männern  sich  erhdien 
könnten,  um  sie  zu  verteidigen. 

PARIS  hatte  sein  Geschick  in  die  Hände  von  Leuten  gelegt,  die  keine  l>esondore 
Befähigung  zum  Heldentum  hatten ;  es  muss  seine  Forts  ölTnen.  Auf  'diesen 
Aufpenblick  hat  die  Reaktion  nur  gewartet,  um  aufo  neue  ihr  Haupt  au  erheben 
und  die  Hauptstadt  su  schmähen.  Die  Empörung  sdiwillt  an,  und  bald  ver- 
nimmt man,  dank  den  freiheitsmörderischen  Verfügungen  der  Nationalversamm- 
lung und  den  gegen  Paris  gerichteten  Drohungen,  das  dumpfe  Grollen  des 
revolutionären  Vulkans.  Man  hört  die  Entrüstung  durchglühte  Stimme  von  * 
Louise  Michel,  ihren  Fluch  gegen  die  Verräter,  die  Feinde  des  Volkes  1 
DIE  Kommune  ist  dal 

BEGEISTERT  glaubt  unsere  Heldin,  dass  die  Revolution  diesmal  die  Bevor- 
rechteten niederzwingen  werde,  dass  das  letzte  Stündlein  des  Elends  ange- 
brochen sei.  Bald  sieht  mau  sie  auf  dem  Schladitfeld  die  Toten  und  Verwun- 
deten auflesen,  bald  trifft  man  sie  als  Kämpferin  oder  Rednerin ;  sie  versdin- 
facht  sich  und  gibt  ihren  ganzen  Menschen  hinein.  Die  letzten  Stunden  finden 
sie  aof  der  Place  Mottcey,  das  Gewehr  in  der  Hand  mit  etwa  sechzig  Bür- 
gerinnen, die  ebenso  wahnsinnig  heldenhaft  sind,  wie  sie,  und  die  ihrem  Vor- 
bilde folgen,  für  die  Idee  sterben  wollen.  Stundenlang  dauert  der  Kampf, 
unerbittlich,  erbarmungslos.  Die  Mtmition  geht  aus,  jeder  Widerstand  ist  nun- 
mehr veigeblich.  Die  überidiendett  Frauen  müssen  die  Barrikaden  verlassen, 
dienstunfähig  gemacht  durch  die  Granaten. 

LOUISE  Michel  ist  unter  denjenigen,  welche  der  Tod  eigensirmig  verschont. 
Sie  wird  in  das  Haus  von  Freunden  geschleppt.  Da  veniimmt  sie  durch  die 
Zeitung,  dass  man  ihre  Mutter  verhaftet  hat,  und  dass  man  sie  so  lange  gefangen 
halten  wolle,  als  Tochter  sich  noch  auf  freiem  Fuss  befinde.  Ohne  Zögern 
verlässt  sie  ihren  Zufluchtsort  und  liefert  sich  den  Siegern  von  Paris  aus»  In 
den  Chamtiers,  dem  Gefängnis  von  Versailles,  wo  der  feige  Henker  Marcerou 
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herrscht,  stellt  sich  Iv^ntisc  Michel  diesem  F.Unden  entgegen  und  zwingt  ihn, 
ihre  Mitgefangenen,  Frauen  Madchen,  mit  der  gebührenden  Achtung  zu  be- 
handeln. V'or  das  Kriegsgericht  gestellt,  begnügt  sie  sich  nicht  damit,  zu  er- 
klären, das«  sie  för  die  Kommune  gdcämpft  habe;  sie  verlai^ft,  nadidem  sie  die 
Richter  als  Mörder  bezeichnet  hat,  das  Los  der  Ennordeten  zu  teilen.  Aber  die 
Richter  scheuen  sich,  ein  Urteil  zu  fällen,  das  das  öffentliche  Gewissen  gegen 
ihre  Missetaten  aufrütteln  könnte,  und  sie  verhani^'ni  über  Louise  Michel  die 
Strafe  der  Deportaiiun,  man  sendet  sie  nach  Ncukaledonieti. 
KAUM  ist  Louise  Michel  auf  der  Halbinsel  Ducos,  wohin  sie  verbannt  worden, 
angelangt,  so  findet  sie  Mittel  und  W^e,  ihren  Leidensgenossinnen  ihr  Los  zu 
erleichtern,  sie  gibt  Unterricht  und  flösst  den  Traurigen  neuen  Mut  ein.  Sechs 
Jahre  verfliessen  auf  diese  Weise.  Dann  wird  sie  auf  Veranlassung  von  Du- 
faure  begnadigt,  obschon  sie  sich  jede  Intervention  zu  ihren  Gunsten  verbeten 
hatte.  Bis  sie  nach  Frankreich  aturfickkdiren  kann,  leitet  sie  in  Notun^a  eine 
Schule,  wo  die  IQnder  nicht  nur  dne  konfessionslose  Ausbildung  echalten,  son- 
dern auch  in  den  Ideen  der  Solidarität  und  Menschenliebe,  die  das  Hera  dieser 
grosszügigen  Frau  ausfüllen,  untenvicscn  werden. 

IURE  Rückkehr  nach  Paris  wurde  durch  eine  grossartige  Demonstration  ge- 
feiert Aber  trotz  ^eses  durdi  seine  Spontaneität  nnvefsessUchen  Empfanges, 
kehrte  sie  nach  England  aurfick,  wo  sie  von  Neukaledonien  auerst  gelandet  war. 

IN  der  Folge  bemächtigte  sich  <!ie  anarchistische  Gruppe  der  Louise  Michel, 
was  um  so  leichter  möglich  war,  als  ihre  Propaganda  ja  stets  vorwiegend  Ge- 
fühlssache war.  1884  nahni  Louise  Michel  an  einer  Versammlung  auf  der  Hs- 
planade  des  Invalides  teil.  Bäckerläden  wurden  gestürmt,  an  verschie(fenen 
Punkten  von  Faris  kam  es  zu  Konflikten  mit  der  P<dizei,  die  Anarchisten  glaub- 
ten an  die  'Möglichkeit,  eine  Revolution  hervorrufen  zu  köimen.  SSit  erlitten 
eine  grosse  Enttäuschung.  Es  fanden  zahlreiche  Verhaftungen  statt ;  auch  der 
Schreiber  dieser  Zeilen  war,  obgleich  er  an  der  Manifestation  gar  nicht  teil- 
genommen, unter  den  Verdächtigten.  Das  ganze  unbesonnene  Unternehmen 
endigte  auf  dem  Boulevard  Saint-Germain  mit  der  Veihaftung  der  Ffihrer. 
Louise  Michel  wurde  wegen  Plünderung  und  Verschwörung  gegen  die  Steher- 
heil  des  Siiiatcs  zu  fiinf  Jahren  Gefängnis  verurteilt  Eine  Amnestie  ver- 
kürzte ihre  (iefangenschaft. 

NACHDEM  sie  das  Gefängnis  verlassen,  kehrte  sie  nach  London  zurück.  \'on 
Zeit  zu  Zeit  häh  sie  Reden  in  Verasnunlungen,  weldie  von  Anarchisten  ein- 
berufen werden.  Die  letzte  Toum^  hat  sie  beinahe  das  Leben  gekostet. 
TROTZ  ihres  hohen  Alters  —  sie  ist  nun  bald  74  Jahre  alt  —  weicht  -ie  vor 
keiner  Anstrengung  zurück,  folgt  sie  jedem  Kiif  ihrer  l'Veunde.  Der  Kampf 
für  che  ünicrdrückten  ist  ihr  Herzenssache.  Daher  verschlagt  es  nicht  viel, 
dass  sie  sich  zu  den  Anardiisten  hielt.  Mit  dem  Anarchismus  als  politischer 
Richtung  hat  sie  wenig  zu  schaffen.  Sie  gdiort  der  Sache  der  leidenden 
Menschheit  schlechthin. 

ZVVFIM.M.  schon  wurde  sie  durch  Kratiklieit  vcrhindcrl,  ihrer  Aufgabe,  zu 
agitieren,  nachzukommen.  Aber  unverbesserlich,  wie  immer,  ist  sie  schon 
wieder  bereit  sich  auf  den  Weg  zu  machen.  Hoffen  wir,  dass  die  tapfere  und 
opferfreudige  Verkünderin  der  Menschlichkeit  noch  oft  dem  Tode  ein  Schnipp- 
chen schlagen  wird! 
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IE  Finanzen  des  Deutschen  Reiches  befinden  sich  im  Zustande  arger 
Zerrüttung.  Für  das  abgeschlossene  Etatsjahr  1903  war  eine  Zu- 
schtissanleihe  von  72  Millionen  Mark  in  Ansatz  gebracht  wordea; 
durch  Mehreinnahmen  bei  den  Überweisungsstcuern  und  einen  Mdir- 
ertr^[srest  aus  dem  Jahre  1900  ist  sie  sdiliesslich  auf  41  MiUiooen 
Mark  herabgemindert  worden.  Durch  diese  Herabminderung  wird  aber  natär- 
lich  gar  nichts  an  der  Tatsache  geändert,  dass  solche  Zuschussanleihen  ver- 
fassungswidrig sind :  ihr  Betrag  hätte  aus  ordentlichen  Kinnahmen,  das 
heisst  Matrikularbeiträgen,  bestritten  werden  müssen.  Die  Rcichsregierung 
batte  auch  for  das  laufende  Etatsjahr  1904  eine  ZusckussaHlHhe  im  Betrage 
von  Milionen  Mark  ins  Auge  gi^asst;  der  Reichstag  folgte  ihr  aber  nicht 
.luf  diesem  Wege,  sondern  veranschlagte  die  Einnahmen  um  32  Millionen 
holjcr  und  steigerte  die  Matrikularbeiträge  um  17  Millionen,  von  24  auf  41 
Millionen  Mark,  von  denen  allerdings  16%  Millionen  den  Einzclstaaten  gemäss 
der  lex  Stengd  einstweilen  gestundet  wurden.  »Alles  in  allem  genommen  wird 
sich  immerhin  mit  einiger  Wahrscheinlichkeit  annehmen  lassen,  dass  das  lau- 
fende Rechnungsjahr  im  ganzen  ohne  Fehlbetrag  abschliessen  wirdc,  so  sagte 
der  Reichsschatzsekretär  am  3.  Dezember.  Aber  das  Extraordinarium !  Di«- 
ursprüngliche  Anleihesunune  von  152  Millionen  Mark  wird  durch  neue  Nach- 
tragsforderungen  für  den  Herero-  und  Witboikrieg  in  Südw4»tafrika  um  min- 
destens 76,7  Millionen  Mark  erhöht;  vielleicht  ist  es  aber  sogar  damit  noch 
nicht  abgetan.  Und  nun  erst  der  jetzt  vorgelegte  Etat  für  1905;  die  geforderte 
Schuldenvermehrung  belauft  sich  auf  nicht  weniger  als  363'i  Millionen  Mark, 
wovon  wiederum  51  Millionen  Mark  Zuschussanleihe.  Gegen  einen  (gemäss 
der  lex  Stengd  reduzierten)  vorjährigen  Etat  von  2039692000  Mark  heischt 
der  fir  1905  2341  560000  Marie,  also  fast  203  Millionen  Mark  mehr,  davon 
75  Millionen  im  ordentlichen  Etat  als  dauernde  Mehrausgaben,  126^  Millionen 
im  ausserordentlichen  Etat.  Die  RoichsschuUl  müsste,  wenn  der  Voranschlag 
unverändert  angenommen  würde,  auf  3613400000  Mark  ansteigen,  der  Zinsen- 
dienst allein  ii3%  Millionen  beanqimdien.  Das  ist  in  der  Tat  ein  nieder- 
schmetterndes E^bnis;  tuid  der  Schatasekretär  meinte,  auf  die  Zukunft  einen 
ahnungsvollen  Blick  werfend:  »Ich  kann  nicht  bergen,  dass  sich  eine  recht 
trübe  Perspektive  eröffnet  ....  Ich  stehe  nicht  an,  hier  offen  711  erklären, 
dass  es  mit  der  Bewirtschaftimg  unseres  Haushaltes  in  der  bisherigen  Weise 
unmöglich  weiter  gehen  kann.«  Eines  der  Mittel  zur  Besteuerung  sieht  er.  mit 
Recht,  in  der  Sparsamkeit  bei  den  Ausgaben;  100  Millionen  Mäurk  im  Reichs- 
budget  jährlich  auch  unter  den  heutigen  Zuständen  einzusparen  und  damit 
wenigstens  die  Verzinsung  der  bisherigen  Reiclisschuld  zu  decken,  w  äre  für  die  mit 
brauchbaren  Rotstiften  bewaffnete  Opposition  ein  leichtes.  Aber  jede  Er- 
sparnis kollidiert  mit  den  Interessen  etwelcher  .starken  Gruppen  der  Hcrr- 
sdiendea;  daher  dürfen  wir  auf  diese  Exldamationen  des  Schabsdcretärs  leider 
gar  keinen  Wert  legen.  Er  wies  denn  auch  sofort  auf  die  Notwendif^eit  der 
Verbesserung  der  Reicbseinnahmen  hin,  zugleich  vor  einer  Oberschätzung  der 
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.ttis  dcM  neuen  Zöllen  7:11  orwnrtendcn  Mchreinahmen  warnrnd.  Diese  War- 
minjsf  niatr  ganz  angebracht  sein  ;  ich  glaube  aber  Grund  zu  der  Annahme  zu 
liabcn,  dass  man  in  den  Kreisen  des  iiundcsrats  die  pessimistische  Auffassung 
des  Schatzsekretärs  nicht  allentiialben  teilt,  sondern  in  der  Tat  anf  ein  sdir  er- 
hebliches Plus  rechnet.  Positive  Vorschläge  für  die  Verbesserung  der  Reichs- 
einnahmen machte  Freiherr  von  Stengel  nicht,  sondern  er  beschränkte  sich  auf  die 
nichtssagende  Bemerkung,  er  werde  >uncntwegt  festhalten«,  dass  die  s  c  h  (1  - 
n  c  n  d  e  K  u  c  k  s  i  c  h  t  n  a  h  m  c  a  u  1  die  wirtschaftlich  Schwachen 
nicht  ausser  acht  gelassen  werde.  Inuneiliin  widersprach  er  aber  auch  in 
seinen  beiden  Reden  nicht  den  mdirfach  in  der  Debatte  wiederkehrenden  An- 
spielungen auf  die  Einführung  von  direkten  Reichssteuern. 
DER  Abgeordnete  Dr.  Spahn  verwies  in  seiner  Etatsrede  am  5.  Dezember  auf 
«He  Möglichkeit  einer  Ausgestaltung  erhöhter  Matrikularbeiträge  in  der  Kich- 
tunif,  dass  die  Verteilung  nicht  nach  der  Kopfzahl  der  Einwohner,  sondern  nadi 
der  Leistungsfähigkeit  der  Einzelstaaten  voigenonunen  werde.  Sein  Praktioa»» 
kdlege  Dr  !T(  im  t^in'^'  -päd  r  rhon  weiter  und  machte  kunterbunte  Vorschläge, 
wie  Umsatzsteuer  und  dergkschen.  Der  Fraktionsredner  der  Konservativen, 
Freiherr  von  Richthofen,  beschrankte  sich  auf  eine  Aufmunterung  an  die  Re- 
gierung, neue  Steuervorl^fen  vorzuberriten,  ohne  sich  im  fibrigen  irgendwie 
festzulegen;  ebenso  meinte  Dr.  SatUer  namens  der  NationaUiberalen«  dass  es 
ausschliesslich  Sache  der  Ri^j^ierung  sei,  neue  Steuern  vorzuschlagen.  Dr.  Mül- 
ler Sagnn  von  den  Freisinnigen  begnügte  sich  mit  einem  Hinweis  darauf,  dass 
man  durch  Herabsetzung  der  Steuern  auf  den  Massenkonsum,  nach  dem  Vor- 
bilde der  reformierten  Zuckerstcucr,  den  Konsum  steigern  und  dadurch  dem 
Reiche  grosse  Mehreinnahmen  schaffen  I^nne ;  eine  erspriessliche  Finanzreform 
lasse  sich  zurzeit  nicht  instradieren,  aber  gegen  eine  Reidisvermogenssteuer 
hätte  seine  Partei  prinzipiell  nichts  einzuwenden.  Hier  sei  angemerkt,  dass 
das  führende  Blatt  des  rheinischen  Zentrums,  die  Cöinisckc  Volksscitung,  nach- 
drücklich auf  die  Schaffung  einer  quotisierbarcn  Reichsvennögenssteuer  auf 
grosse  Vermögen  hingewiesen  hatte,  ohne  dass  sie  —  wenigstens  öffentiich  — 
curück^^c pfiffen  worden  wäre.  So  energisch,  wie  Bebel  als  Fraktionsredner  der 
Sozialdemokratie  für  flie  von  uns  programmatisch  geforderten  Rcichseinkom- 
nien.s-.  Keichsverniögcns-  und  Erbschaftssteuer  eintrat,  ebenso  energisch  focht 
und  fuchtelte  der  alte  Kämpe  des  Industrieicudalismus,  von  Kardorff,  dagegen: 
»Nach  meiner  Oberzeugimg  können  noch  Dezennien  vergehen,  die  Sie  eine 
Majorität  für  eine  solche  Steuer  im  Reichstage  linden  können.c  Auch  der  frei- 
sinnige Migcordncte  Schräder  glaubt  nicht  an  eine  nahe  bevorstehende  Ein- 
führung von  direkten  Keichssteuern,  die  er  im  übrigen  für  unvermeidlich  an- 
sieht. 

ÜBERBLICKT  man  diese  Darlegungen,  so  wird  man  zugestdien  müssen,  dass 
unter  dem  Zwange  der  Umstände  der  Gedanke  an  die  Einführung  direkter 

Reichssteuern  an  Kraft  erheblich  gewonnen  hat.  Man  vergleiche  nur  die  De- 
batten aus  den  achtziger  Jahren  mit  den  heutigen,  die  zornigen  Diatriben 
Bismarcks  gegen  den  Versuch  der  Einführung  direkter  Keichssteuern  und  seine 
oft  geiusserte  Ansicht,  dass  direkte  Steuern  ermässigt  oder  erlassen  werden 
müssen,  wenn  aus  den  indirekten  mehr  aufkommt,  mit  den  Worten  des  Schatz- 
sekretärs Freiherrn  von  Stengel !  Auch  in  seiner  zweiten  Rede,  am  9.  De- 
zember, brachte  dieser  eigentlich  nur  Steuer  t  c;c  h  n  i  s  c  h  e  Bedenken  gegen  die 
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RdchadnlEommensteuer  vor.  Nun  ist  es  natürlich  nicht  die  Sadie  der  Oppo* 
sition,  der  Re^icrunt,'  nciK  Sicucrquellcn  zu  eröffnen;  für  uns  Sozialdemokraten 
kann  ein  Vcrhan(icln  darül>cr  libcrhatipt  erst  dann  l)Cipnncn,  wenn  wir  sicher 
sind,  dass  eine  Keforni  von  grundlcy^. mU  r  Art  ist  und  nicht  lc'di,i;Itth  auf  eine 
Vermehrung  der  Volkslasten  hinaublauu:  die  Euüuhrung  direkter  Reichs- 
steuem,  die  nur  als  progressive  Steuern  zu  denken  sind»  muss  Hand  in  Hand 
gehen  mit  einer  entsprechenden,  auf  gänzliche  AbscbaSui^  abzielenden,  Er- 
mässigung der  Belastung  notweiMUger  Ldmamitld.^) 

VON  allen  vorgeschlagenen  und  von  den  in  unserem  Programme  geforderten 
direkten  Keichssteuern  scheint  mir  die  Reichserbschaftsstcuer  aus 
verschiedenen  Gründen  noch  die  besten  Aussichten  zu  haben.  Dieselbe  Ansicht 
vertrat  Georg  von  lfa}rr  in  Stengds  WörUrbuch  des  VerwaUttngsreekis;  er 
plädiert  für  eine  ausgiebigere  Gestaltung  der  Erbschaftssteuern  als  Gegenstück 
tjegen  tlie  beständige  Erhöhung  der  Zölle  inid  Verhriuiclissieuer,  ^denn  die  Erb- 
schaftssteuern bieten  die  Möglichkeit,  den  Steuerveriust  durch  Unterverbrauch 
besteuerter  Artikel  beim  Tode  des  Geizigen  Loder  AUzureichen  !J  summarisch 
anszttgleidien«.  Einmal  steht  ein  (emstiiafter?)  Versuch  zur  Einführung  einer 
Reicherbediaftsstetter  sogar  schon  in  der  Finanzgeschichte  des  Deutschen 
Reiches  verzeichnet:  im  Jahre  1877  gab  Preussen  durch  einen  ^\ntrag  dem 
Bundesrate  zu  en^ägen,  ob  man  nicht  bei  Gelegenheit  der  Schaffung  von  ver- 
schiedenen anderen  Stempelsteuern  auch  die  in  den  Einzelstaaten  bestehenden 
Erbsdiaftsstenem  durch  eine  Rdchssteuer  ersetzen  solle;  die  grossen  Versdiie- 
denheiten  in  der  Erbschaftsbesteuerung  würden  ohnehin  als  ein  erheblidier 
1'belstand  empfunden,  und  zwar  um  so  mehr,  je  weiter  die  Übereinstimmung 
in  der  Rechtspflege  und  im  bürgerlichen  Rechte  durch  die  gemeinschaftliche 
Gesetzgebung  gefördert  werde  und  je  enger  und  vielseitiger  sich  die  Verkehrs- 
beztdiixngen  zwisdien  den  Angehörigen  der  versdiiedenen  Bundesstaaten  ge- 
stalteten. Der  Bundesrat  berief  damals  zur  Beratung  dieses  Antrags  eine 
Sachverständigenkommission  zusammen,  die  sich  gegen  die  Reichserbschafts- 
stcuer aussprach  —  damit  war  und  blieb  die  Angelegenheit  bis  zum  heutigen 
■  läge  erledigt.  Nur  aus  den  Reihen  der  sozialdemokratischen  Abgeordneten 
wurden  wieder  und  vrieder  gelegentliche  Anregungen  gegeben,  wobei  mehrfach 
auf  die  relativ  leichte  Durchführbarkeit  gerade  dieser  Steuer  hingewiesen 
wurde.  Auch  Miquel  sagte  in  der  Reichtagsdebatte  vom  11.  Dezember  1887 
über  eine  Rickcrtsche  Resolution,  die  eine  Reich »-einkomniensteuer  empfahl, 
dass  es,  um  überhaupt  zur  direkten  Reichssteuer  zu  kommen,  vielleicht  richtiger 
wäre,  eine  Steuerreform  zu  wählen,  die  nicht  in  direkten  Kontakt  mit  gleich- 
artigen, bestehenden  Steuern  in  Einzelstaaten  komme;  er  dachte  dabei  an  eine 
Erbschaftssteuer.  Die  Erbschaftssteuern  sind  in  der  Tat  in  den  deutschen 
Einzelstaaten  —  mit  wenigen  Ausnahmen  —  nur  unvollkommen  ausgebildc 
worden;  die  relativ  geringen  Beträge,  die  die  Eiuzelstaaten  bisher  aus  ihnen 
gezogen  haben,  ermöglichen  im  Notfall  eine  Art  von  AbSndung  für  die 
schwächeren  unter  ihnen,  wenn  diese  Steuer  ihnen  zu  gunstcn  des  Reiches  ganz 
oder  zum  grössten  Teile  entzogen  wird;  die  technische  Handhabung  einer  Erli- 
schaftssteuer  bietet  erfabrungsgemäss  keine  grossen  Schwierigkeiten,  es  bedarf 

Vcf^  die  Datle^iitiK  Sin{;crs  im  Fraktionxbericlit  für  t<|0O  tu  <Icr  Atistitnmun-;  über  die  Flotlcn- 
Mfwumielie  aoi  Jnai  iq/ao  aod  des  DediunesaDtrai;  der  Soüialdemokraten  ia  dec  SessioD  iS^j-iKü*' 
(Dndnacbea  des  Reicluta(f,  Nr.  sts)* 
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dam  Ittiner  erheblichen  organisatorischen  Vorarbeit;  der  Gedanke  einer  Be- 
steuerung der  Erbschaittn  ist,  auch  in  den  Kreisen  der  Ik'sitzenden,  ininicrhin 
noch  weniger  tinbclic-bt.  als  der  einer  neuer  Kinkommens-  und  Vemiögens- 
bestcucrung ;  und  endlich  ist  der  finaiiziclie  Eifekt  einer  rationell  ausgebildeten 
£r1>8chafl8bestetiening  in  franden  Ländern  gar  zu  sehr  in  die  Augen  springend« 
als  dass  sich  nicht  auch  in  Deutschland  bei  fortschreitender  Zerrüttung  des 
Reichsfinnnzwcsens  die  Neicrung  der  verbündeten  Regierung  dieser  Form  der 
EinnahmcboscliafFung  zuwenden  sollte.  Der  latente  Bankerott  des  Reiches  rührt 
von  den  militaristischen  Verschwendungsexzessen  her;  hier  gilt  aber,  was  Jastrow 
schon  1894  ausführte:  »Eine  Militärverfassung,  wie  die  des  heutigen  Deutsdien 
Reiches,  wddie  die  Diens^flicht  nidit,  wie  das  alteVasallenheer,  atif  den  Grund- 
besitz, sondern  im  wesentlichen  auf  die  nichtbesitzenden  Klassen  wälzt,  wird 
geradezu  unhaltbar,  wenn  diese  an  sich  schon  schwer  zu  tragende  Last  durch 
dasselbe  Experiment  auf  finanziellem  Gebiete  noch  gar  verdoppelt  werden  solle 
oder  richtiger  gesagt :  worden  ist 

ALS  die  vormarxistischen  Iransösisdien  Sozialsten  aus  der  Schule  Saint-Simons 

die  Diskussion  über  die  Erbschaftssteuern  in  dem  ersten  Drittel  des  vergangenen 
Jahrhunderts  in  Fluss  brachten-),  leitete  sie  der  Gedanke,  —  nachdem  sie  er- 
kannt hatten,  dass  die  radikale  Abschaffung  des  Erbrechts  zur  damaligen  Zeit 
undurdifnhrhar  sei  —  wenigstens  einen  erheblichen  Teil  des  Erbgutes  des 
Volkes  der  Gesamtheit  durch  das  Mittel  einer  hohen  Besteuerung  der  Erb- 
schaften zu  gute  kommen  zu  lassen;  sie  wollten  durch  diese  Steucrart  das  Zu- 
fällige  in  der  Güterverteilung  wenigstens  in  etwas  einschränken.  In  der  an  den 
vierten  Kongress  der  IntemaiwnaUn  zu  Basel  /1869/  gerichteten,  offenbar  von 
'  Marx  vcrfassten  Denkschrift  wurde  ebenfalls  die  utopistische  Forderung  der 
Aufhebung  des  Erbrechts,  acAangt  Privateigentum  fiberhaupt  bestehe,  für  wider- 
sinnig erklärt,  dagegen  die  Erhöhung  der  Erbschaftssteuern  und  Beschränkung 
der  Testierfreiheit  als  ÜTierg^ngsmassregcl  ausdrücklich  empfohlen.  Den  heute 
in  Kraft  stehenden  Erbschaftssteuern  der  verschiedenen  Staaten  liegt  natürlich 
eine  solche  ratio  nicht  zu  Grunde;  sie  dienen  ausschliesslich  fiskalischen 
Zwecken,  ob  sie  nun,  nadi  dem  Vorbilde  der  franzosisdien  Gesetzgebung  der 
Revolutionszeit,  als  Gebühren  oder  als  eigentliche  Steuern  erhoben  werden.  Man 
begründet  sie  mit  dem  Zuwachs  an  Leistungsfähigkeit,  den  die  Bereichcnmg 
durch  das  Erbgut  für  den  l>hen  darstellt,  und  fasst  sie  als  ein  begrifflich  not- 
wendiges Korrelat  zu  den  Ertrags-  und  Einkommensteuern.  »Besteuert  man 
den  selbsterwirtschafteten  Erwerb,  so  wird  man  vernünftigerweise  den  zufälli- 
gen nicht  freilassen  dürfenc  (G.  Schanz).  Ferner  soll  sie  mancherorts  die 
Funktionen  der  lU  steucrung  des  fundierten  Einkommens  erfüllen  und  endlich 
als  allgemeines  Kontrollmittel  für  andere  direkte  Steuern  dienen.  Freilich  muss 
man  dann,  um  zu  der  Konstruktion  einer  Abstufung  der  Erbschaftssteuer  nach 
Verwandtschaft^raden  zu  gelangen,  wie  sie  bisher  allgemein  übfidi  ist,  doch 
wieder  auf  die  herrschende  Auffassung  und  Begründung  des  Erbrechts  sdbst 
zurückgreifen.  In  Deutschland  haben  wir  im  Bürgerlichen  Gesetzbuch,  ent- 
gegen vernünftigeren  Vorschlägen,  das  Intestaterbrcclit  so  ausgebildet  erhalten, 
dass  praktisch  die  Erbfolge  m  infinitum  besteht  Daraus  ergibt  sich  die  Zweck- 
mässigkeit und  Rechtfertigung  der  höheren  Besteuerung,  je  weitäuiiger  der  Erbe 
dem  Erblasser  verwandt  «ar.    Dieae  AbatufuQg  muaa  aber  noch  dordi  eine 

*)  Vc^bL  Enfantia«  Abhasdlnagaa  ia  GMt  «oa  i^jmSsu 
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Progression  des  jeweiligen  Steuersatzes  nach  der  Grösse  des  Erbgutes  erg&nxt 
werden :  und  der  lediglich  fiskalische  Zweck  einer  Reichserbschaftssteuer  ver- 
bietet die  I'reilassuti«^  der  Erbschaften  in  der  Deszendenz  und  Aszendeaz. 
Grundsätzlich  soll  jeder  Vermögensverkebr  von  Todes  wegen  dine  Rucksicht 
auf  den  Grad  der  Verwandtschaft  zwischen  Erblasser  und  Erben  besteuert 
werden.  Dass  man  dabei  zweckmässig  die  ganz  kleinen  Anfälle  ganz  frei  lasst 
oder  nur  mit  einer  Rekog^.itionsgebühr  belegt,  braucht  kaum  erwähnt  zu  werden. 
Im  übrigen  darf  man  bei  einer  rationellen  Ausgestaltung  der  Erbschaftssteuer 
den  Vorwurf  der  V ermögcnskonüskation  um  so  weniger  scheuen,  als  sie  in  der 
Tat  an  einem  bestimmten  Punkte  anheben  soll.  Sogar  der  gemässigte  Schanz 
in  einer  von  ihm  aufgestellten  Steuerskala  bei  Erbsdiaften  von  Aber 
400000  Mark  und  beim  Erbgang  in  eine  Seitenlinie  des  la  und  xi.  Grades  zu 
Steuersätzen  von  65 

L>ASS  die  herrschenden  Mädite  eine  aus  dem  Zwange  der  Finanznot  heraus- 
geborene Reichserbsdiaftsstener  heute  nicht  als  einen  Ausflnss  eines  supponier« 
ten  staatlichen  Erbrechts  auf  öffentlich-rechtlicher  Grundlage,  sondern  als  eine 
Steuer  im  {gewöhnlichen  Worlsinne  würden  angesehen  wissen  wollen,  bedarf 
selbstverständlich  keiner  P.enicrkung.  Minister  Harcourt  hat  zwar  bei  der 
englischen  Erbschaftssteuerreform  im  Jahre  1894  behauptet,  der  Staat  nehme 
hei  jedem  VermSgensverlrahr  von  Todes  wegen  seinen  Anteil  vor  jedem  an- 
deren Erben  vorweg,  und  erst  nach  ihm  könnten  andere  Personen  ihr  Erbrecht 
ausüben ;  er  sah  also  in  der  Tat  die  Erbschaftssteuer  als  eine  Abart  staatlichen 
Erbrechts  an  —  aber  es  ist  unzweifelhaft,  dass  die  Gegner  dieser  IVLeinung 
annoch  in  der  Mehrheit  sind.  In  Deutschland,  wo  zurzeit  der  Ertrag  der  Erb- 
schaftssteuern aufs  Jahr  und  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  etwa  40  Pfenn^f 
(g^T™  nahezu  7  Mark  in  England)  beträgt,  würde  eine  solche  Begründung 
auch  nicht  des  komischen  Beigeschmacks  entbehren.  Aber  die  Frage  bleibt  für 
ims  ?<izialisttn  doch  auch  bestehen,  ob  wir  nicht  in  den  Erbschaftssteuern  ein 
Mittel  haben,  der  Akkumulation  des  Kapitals  in  relativ  immer  wenigeren  Hän- 
den entgegetuttwirioen  und  die  Vergesellschafttmg  der  Produktionsmittel  dar 
durch  wenigstens  anzubahnen.  Das  Bedenken,  das  Menger  gegen  derartige 
Versuche  ausgesprochen  hat  —  er  meint,  sie  vermehrten  nur  die  Machtmittel 
des  Klassenstaates  — ,  ist  nicht  durchschlagend,  weil  sie  bei  ungebrochener 
Kraft  dieses  Klassenstaates  eben  gar  nicht  angestellt  werden  können.  Die  tech- 
nische Seite  des  aufgeworfenen  Problems  ist  neuerdings  von  Rignano  bdiandelt 
worden,  dessen  Darl^ungen  A.  Landry  in  einer  populären  Broschüre*)  pro- 
pagandistisch verwertet.  Er  fordert  eine  fundamentale  Umformung  des  Erbrechts. 
Eine  solche  Umformung  müsse,  so  meint  er,  im  wesentlichen  abzielen  auf  eine 
beschleunigte  Vergcsellsdiaftung  aller  Arbeitsmittel,  auf  eine  Verminderung 
der  Versdiiedenheiten  in  dn*  privaten  Aldnonnlation  der  Kapitalien,  auf  Erhal» 
tung  des  Triebes  zur  Afbeit,  zum  Sparen  tmd  zur  Neubildung  von  Kapitalien» 
auf  eine  Aasgleichmig  der  heute  gar  zu  verschiedenen  Vorbedingungen  ztun 
Kampf  ums  Dasein  und  endlich  auf  die  Erhaltung  solcher  gesellschaftlichen 
Lebensbedingungen,  die  die  Wirksamkeit  des  Darwinschen  Gesetzes  der  Aus- 
lese und  der  ForQ>flanztuig  der  Tüchtigsten  garantieren.  Rignano  glaidiC  eiu 
Eitachaftsstemersystem  gefonden  zu  haben,  das  alle  diese  vertchiedeiiea  Be- 
dingH^gea  erfüllt  Er  legt  ihm  die  Idee  der  Progrestioa  in  der  Zeit 

•)  Adotpbe  Laadry:  Lm  gunUvm  dt  fUrttag*  fPui»  t^os/- 
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yn  gründe  uml  erläutert  sie  an  folgendem  Beispiele:  ein  Individuuni  A  hintcr- 
lasst  eine  Erbschait,  deren  Wert  a  genannt  sein  mag.  Oer  Staat  tritt  als  Mit- 
erbe auf  und  nimmt,  bdqrfdsweise,  ein  Drittel  als  seinen  Anteil  vorweg;  die 
beiden  anderen  Dritteile  gehen  an  B  als  den  Erben  von  A  fiber.  Wir  nehmen  nun 
an»  dass  B  durch  seine  Arbeit,  seine  Sparsamkeit  oder  durch  Aufhäufung  der 
Zinsen  des  erhaltenen  Erbgutes  oder  durch  alle  diese  Mittel  da>  Krßc  -/,o  um 
einen  Betrag  b  vermehrt.  Bei  seinem  Tode  teilt  tler  Staat  seine  Gesamthintcr- 
lassenschaft  "/)fl-\-b,  deren  Elemente  beliebig  miteinander  verschmolzen  sein 
werden,  in  zwei  Teile  vom  respdctiven  Werte  von  */«  '  und  von  b.  Vom  Teil 
b  nimmt  er  wieder  ein  Drittel  vorweg;  vom  Teil  '/,o  aber,  dem  Wert  def 
Erbschaft,  die  B  einst  von  A  crhaltoii  hat.  reserviert  er  sich  einen  höheren 
Prozentsatz,  beispielsweise  zwei  Dritteile  des  Wertes.  Der  Erbe  von  B,  den 
wir  C  nennen,  erhält  also  nur  VsCVi**)"^"*/*^»  während  der  Staat 
"/„i'/sO)-j-^/Jb  für  stdi  nimmt.  C  mag  nun  auch,  ähnlich  wie  vor  ihm  B,  den 
Wert  der  Erbschaft  im  Laufe  seines  Lebens  vermehren,  und  zwar  um  den  Betrag 
f.  Bei  seinem  Tode  bildet  der  Staat  aus  dem  Werte  der  Hinterlassenschaft 
\{i{-/^a) -\--/.h-{-c  drei  Teile,  im  resiiektiven  Werte  von  '^'((^/^a)  und 
^/Jb  und  c.  Von  diesem  letzten  Teile  f  nimnu  er  eui  Drittel  für  sich,  von  -/^b, 
nach  oben  dargestelltem  Schema  zwei.  Drittel;  von  dem  Teile  VaC^'s'')* 
den  Wert  des  auf  C  von  A  über  B  gekommenen  Erbes  ausdrückt,  wird  sich  der 
Staat  wiederum  einen  höheren  Prozentsatz  rescrviereTi.  !)i-ispielsweisc  V,, 
«las  Gan/^c.  Auf  diese  Weise  erhall  I)  als  l'>he  von  t  nur  VsC  '/s'')  "4  "/ 
während  der  Staat  V»(Va'*)"t'V3(V3^)~t~'"''^  einsackeil.  Naturlich  kann  man 
die  Pl-ogression  auch  beliebig  anders  gestalten,  das  Schema  33  ,66,  100%  ist 
hier  nur  als  Beispiel  gegeben. 

RIGNANO  und  Lancky  sind  sich  natürlich  der  Schwierigkeiten  einer  derartigen 
Besteuerung  bewusst,  wenngleich  sie  sie  meiner  Ansicht  nach  unterschätzen. 
Sie  setzen  eine  radikale  Änderung  des  gesamten  Güteraustausches  voraus; 
in  der  Tat  würde  unter  den  heutigen  Verbältnissen  ihr  Vorsdüag  ja  schon  an 
der  Unmdglidikeit  einer  genauen  Vermögenskontrolle  scheitern.  SSnd  aber 
die  Machtverhältnisse  in  der  Gesellschaft  erst  einmal  so  sehr  geändert,  dass  eine 
tiefgehende  Umgestaltung  des  Besitz-  und  Erbrechts  durchführbar  ist,  dann 
kann  man  wohl  andere  Mittel  zur  Vergesellschaftung  der  Produktionsmittel 
finden.  InuneriiiB  zeigt  der  Gedanke  einer  Progression  in  der  Zeit,  dass  die 
Erbsdiaftsbesteuerung  de  facio  vielen  Möglichkeiten  die  W^  öffnet 
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CONRAD  SCHMIDT  •  ZOLA  ÜBER  DIE  ROLLE  DES 
GELDES  IN  DER  LITERATUR 

OK  rund  zwei  Jalirzehnten  veröffentlichte  Emile  Zola  unter  dem 
Titel  L'argent  dans  La  Uttcraturc  eine  kleine,  ein  Halbhundert  Seiten 
starke  Schrift  Veranlasst  war  sie  durch  die  in  den  Pariser  Schrift- 
stcllerklubs  und  Blättern  damals  besonders  laut  propagierte  Forderung, 

ler  Staat  solle  etwas  tun  für  die  Unterstützung  der  jungen,  auf- 
^trel»en<len  Talente  in  der  Literatur.  Der  Clegenstand  der  "Zolaschen  Polemik 
hatte  damals  ausserhalb  Frankreichs  und  hat  heute  überhaupt  nicht  Aktualität, 
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Danas  mag  es  aldi  mm  Teil  erldäreo,  ^ss  diese  Ansfilmiiigen  so  geringe  Be> 
aclittiiig  gefunden  haben.  Und  doch  gehören  sie  au  den  interessantesten  Doicuo 
menten,  in  denen  sich  das  Wesen,  das  Temperament  und  die  Denkart  des 
grossen  Epikers  der  bürgerlichen  Gesellschaft  ausgesprochen.  Eis  überrascht, 
mit  welcher  klaren  £insicht  der  an  Taines  Milieulchre  geschulte  Romancier 
gans  in  der  Richtung  des  kitiormht»  MmerioUsmus,  die  Unrnrikungen  in  der 
Literatnr  au  den  ökonomisch-Bocialen  Umwälaungen,  die  die  materidle  Portion 
der  Literaten  von  Grund  aus  ändern  mussten,  in  Beziehung  setzt.  Schlagend 
ist  der  Nachweis,  dass  die  in  der  neuen  auf  dem  Prinzip  der  freien  Konkurrenz 
basierten  Gesellschaft  vollzogene  Umwandltmg  der  Dichter  in  geistige  Waren- 
produzenten, die  von  dem  Absatz  ihrer  Eneugnlsse  an  das  lamicnde  Puhlilnim 
dne  gewaltige  Forderung  der  Sdiaffensmoglichkeiten  daratdlt  gegen- 
über  den  Zuständen  des  ancicn  regime,  in  denen  die  Poeten  wesentlich  auf 
Protektion  und  Unterstützung^  des  Hofes  und  der  reichen  Standesherren  ange- 
wiesen waren.  Die  Abhängigkeit  von  einem  stetig  sich  erweiternden  Markte 
»rt  Freiheit  im  Vezgieidie  zur  Abhängigkeit  von  einem  Protdctorat  Markt 
lisst  eine  unveriB^eicfalich  grossere  Zahl  zum  Wettlcampf  zu  und  schafft  so  die 
Bedingungen  der  freiesten  Beweglichkeit  und  Mannigfaltigkeit  des  geistigen 
Produzierens.  Die  Betrachtung  läuft  aus  in  einen  schrankenlosen  Hymnus  auf 
die  freie  Konkurrenz,  in  dem  ausserordentlich  charakteristisch  das  spezifisch 
buigcrlidie  Bewusstsein  des  (damaligen)  Zola  und  zugleich  der  seif  made  man- 
Stolz  des  «US  diesem  Wettkampf  siegreidi  hervofg^angenen  Mannes  sieh  aus- 
spricht. Versunken  in  die  Bewunderung  des  grossen  relativen  Fortschritts,  zu 
welchem  das  Erwerbsprinzip  der  freien  Konkurrenz  innerhalb  der  materiellen, 
wie  der  literarischen  Produktion  einen  Anstoss  geben  kann  und  sicher  auch 
gegeben  hat,  schliesst  er  vor  den  Mängeln,  den  negativen,  in  dem  Prinzip  mit 
enthaltenen  Tendenzen,  die  freilich  in  der  Uterarisdien  Sphäre  unendlich  weniger 
bedeutsam,  als  in  der  Sphäre  der  eigentlichen  Gütererzeugung  und  Verteilung, 
hervortreten,  eigensinnig  die  Augen.  In  der  Art,  wie  Zola  unbedingt  die  Kon- 
kurrenz auf  dem  Gebiete  des  literarischen  Schafifens  verherrlicht,  klingt  etwas 
von  jenem  bufgerlichen  Optimismus  an,  der  in  Bastiats  ökonomischer  Har- 
moniddire  seinen  umfassendsten  Ausdruck  gefunden.  Dass  <ZoU  die  auf  die 
trivialen  Instinkte  ungebildeter  Schichten  —  unter  arm  und  reich  —  speku- 
!:crcnde  Schundliteratur,  die,  wenn  das  literarische  Produkt  zur  Absatz 
suchenden  Ware  wird,  gewaltig  um  sich  wuchern  muss,  nicht  so  sehr  tragiscii 
nimmt,  lässt  sich  wohl  verstehen.  Der  wirklichen  Literatur  kann  durch  den  Un- 
fug, der  unter  literarischer  Maske  von  wenig  skrupulösen  Geschäftsleuten  be- 
trieben wird,  nur  ein  verhältnismässig  geringer  Schaden  erwachsen.  Nichts 
fadenscheiniger,  als  etwa  die  Rechnung,  dass  der  schleclite  Geschmack,  wenn  es 
keine  schlechte  Literatur  gäbe,  darum  zur  guten  greifen  würde.  Voraussichtlich 
würde  die  freie  Zeit  dann  durch  andere,  nocli  weniger  Bildungsmöglichkeiten 
und  Phantasieanregung  bietende  Unterhaltungen  totgeschlagen  werden.  Wie 
hoch  steht  selbst  der  ganz  vulgäre  Zeitungsklatsch  noch  über  dem  in  kleinsten 

Kleinigkeiten  eingeengten  Privatklatsch  ! 

.\BEK  wenn  er  auch  nicht  leugnen  kann,  dass  in  der  marktgängigen  Literatur 
äussere  und  grosse  äussere  Erfolge  (Geld  und  Ruhm)  massenhaft  ganz  unab- 
hängig von  dem  innerea  Wert  der  Leistung  eingeheimst  werden,  hält  er  mit 
wunderbarer  (Zahi^it  an  dem  Glauben  fes^  dass  dem  Systeme  der  freien  Kon- 
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kurrenz  eine  gewisse  poedscbe  Gerechtii^t  innewohne,  kraft  deren  der  Er- 
folg, der  vielen  Unwürdigen  in  den  Schoss  fällt,  doch  auch  von  jedem  wirklichen 
und  ernsthaft  strebenden  Talent  erobert  werden  könne.  Schliesslich  führe  das 
System  trotz  allem  zur  Auslese  und  zur  Bevorzugung  der  geistig  Tüchtigsten. 
Im  Vollgefühl  der  eigenen  glücklichen  Robustheit,  die  allerdings  sehr  starke 
Widerstände  überwand,  will  er  sogar  die  Henunungen,  die  schwere  Armut 
dem  geistigen  Konkurrierenden  en^i^fensetzt.  als  Hemmungen  nicht  gelten 
lassen.  Wer  nur  das  Zcu^  zu  gfrossem  in  sich  hat,  der  »kann  am  Tage  Steiiic 
klopfen  und  am  Abend  schreiben«.  Das  erinnert  schon  ein  wenig  an  die  satic 
Weisheit,  die  dem  begabten  Arbeiter,  wenn  er  nur  genugsam  fleissig  ist  und 
spart,  das  Avancement  zum  KafNtalisten  verspricht 

SO  einfach,  wie  Zola  es  auf  Grund  dieser  Überzeugung  tut,  wird  sich  die  Frage 
staatlicher  Subventionen  für  die  l.iteratur  kaum  entscheiden  lassen.  Zola  er- 
-scheint  eine  öffentliche  Unterstützung  von  vornherein  —  ungefähr  wie  einem 
prinzipiellen  Freihändler  der  Schutzzoll  —  als  ein  dilettantisches,  immer  über- 
flüssiges» oft  schädliches  Hineinpfuschen  in  das  Spiel  der  freien  Konkurrenz. 
Sehr  vieles  lässt  Steh  ganz  gewiss  in  diesem  Sinne  anführen.  Man  denke  nur, 
die  deutsche  Regierung  mit  ihrem  ^iVgcjaZ/rrgeschmack  geriete  auf  einen 
solchen  Einfall,  welch  schreckliche  Rückständigkeiten  würden  aufgepäppelt 
werden!  Nicht  sowohl  durch  das  Vertrauen,  dass  die  Konkurrenz  denen,  die 
des  Dichterberufs  würdig  sind,  auch  den  Erwerb  der  dazu  nötigen  materiellen 
Mittel  sichere,  vielmehr  durch  das  Misstrauen  gegen  die  Staatsgewalt  und  ihre 

reaktionären  Tendenzen,  die  nur  zu  leicht  auf  die  Subventionierten  abfärben 
könnten,  wird  in  erster  Reihe  ein  ablehnender  Standpunkt  zu  begründen  sein  — 
aber  auch  nur  als  ein.  relativer,  der  mannigfache  Einschränkungen  zulässt 
Ibsen  hat  gewiss  durch  das  Stipendium,  das  auf  R^erungsantrag  das  Nor- 
weger Bauemparlament  ihm  bewilligte,  nicht  Schaden  genommen  an  seiner 
Seele.  Und  was  wiept  die  Förderung  andi  nur  eines  einzigen  solchen  Grossen 
in  unserer  geistigen  Kultur!  Wer  wollte  da  im  Kamen  von  Prinzipien  Ein- 
spruch erheben? 

AUS  der  Fülle  des  Charakteristischen  und  Interessanten  in  Zolas  Kampfsdirift 
sei  hier  nur  einiges  aus  dem  Eingang,  bezeichnend  für  Zolas  soziale  und  kultur- 
geschichtliche Auffassung,  und  dann  der  schwungvoll  feurige  Schlussappell  an 
die  literarische  Jugend  Frankreichs  wiedergegeben: 

CHON  langec,  sagt  Zula.  »denke  ich,  wie  interessant  es  sein  müsste, 
die  materielle  und  gesellschaftliche  Lage  der  Schriftsteller  in  den  letz- 
ten Jahrhunderten  zu  untersuchen.  Welches  war  ihr  Rang,  welches 
hre  soziale  Stellung?  Wie  verliielten  sie  sich  zum  Adel,  wie  zu  den 
bürgerlichen  Klassen?  Wie  lebten  sie,  von  wessen  Geld  und  auf 
welchem  Fusse?  Um  solche  Fragen  gründlich  zu  beantworten,  wäre  eine 
betrachtlidie  Vorarbeit,  eine  eingdiende  Quellenforschung  notwendig.  Man 
müsste  möf^Iiclist  viel  Dokumente  über  die  Schriftsteller  zusammentragen,  ein- 
dringen in  ihr  intimes  Leben,  feststellen  ihr  N'ermögen,  ihre  jährlichen  Aus- 
gaben und  sie  bis  in  alle  ihre  Tagcsgeschaftc  hinein  verfolgen;  vor  allem  aber 
müsste  man  auch  die  Verhältnisse  des  zeitgenössischen  Buchhandels  studieren, 
wissen,  was  ein  Buch  seinem  Autor  bradite,  abwägen,  ob  die  literarische  Arbeit 
ihren  Mann  nähren  konnte.  Nur  durch  solches  Studium  würde 
man  die  realen  Ursachen,    die  den  literarischen  Geist 
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jener  verschwundenen  Gesellschaft  bes',timmten,  fest- 
stellen können,  denn  vom  Boden  hängt  die  Pflanze  ab. 
Der  Luxusschriftsteller  des  klasaisdien  Jahrhmiderts  ist  vor  alleni  unter  öko- 
nomischen Gesichtspunkten  zu  fassen  .  .  .< 

>DAS  Bucht,  so  resümiert  Zola  nach  einigen  Beispielen  aus  dem  sogenannten 
kliusischen  Zeitalter  der  französischen  Literatur,  »konnte  einen  Autor  nicht 
nähren,  der  daher  ein  kostspieliges  Spielzeug  wird,  das  sich  nur  der  König  und 
die  grossen  adeligen  Herren  anschaffen  können.   Ein  Kontrakt  ist  geschlossen 
zwischen  flem  Protektor  und  dem  Schützling;  der  Protektor  wird  den  Schütz- 
ling kleiden,  nähren  und  l)ehansen  oder  auch  nur  mit  einer  Pension  ausstatten. 
Dieser  wird  als  Entgelt  sein  Lob  singen,  wird  ihm  seine  Werke  widmen,  um 
den  Namen  und  die  Wohltaten  des  hohen  Beschützers  der  Nachwelt  zu  fiber- 
liefern.   Das  entspricht  auch  der  Rolle,  die  das  frühere  Königtum  dem  Adct 
zuerteilte:  er  hatte  mit  seinen  Privilegien  zugleich  die  Pflicht,  alle  rlie,  die  ihm 
dienten,  zu  beschützen,  und  die  schöne  Literatur  gehörte,  etwa  wie  der  Boden 
und  das  Volk  selbst,  zu  seiner  Herrschaft.    Das  Kastenwesen,  gestützt  auf  eine 
jahrhundertlange  Autorität,  regierte  unumsdiränkt.  Wenn  der  König  oder  die 
hohen  Herren  sich  zu  Vertraulichkeiten  einem  Autor  gegenüber  herabliessen, 
war  das  nur  eine  flüchtige  Laune.    Das  Genie  zählte  sozusagen  unter  die 
Prunkstücke  des  Königtums.    Und,  wie  wir  gesehen  haben,  die  einem  Autor 
ausgeworfene  Pension  war  nicht  nur  eine  materielle  Hilfe,  die  ihm  die  Müsse 
zur  literarischen  Täti|^eit  geben  sollte;  sie  war  ausserdem  audi  eine  Ehre, 
weldie  selbst  die  reichgeborenen  Schriftsteller  suchten.   Es  nahm  sich  gut  aus, 
wenn  man  einem  mächtigen  Herrn  zugehörte;  das  erhöhte  das  Ansehen  in  der 
Gesellschaft.    Das  ganze  geistige  Leben  war  damals  auf  den  engen  Kreis  der 
vornehmen  Klassen,  der  Salons  und  Akademieen  beschränkt.    Das  ist  die 
Quelle  dieses  Literaturgeschmacks,  wie  vrir  ihn  zu  bestimmen 
suchten,  jenes  rethorischen  und  gemächlichen,  die  Konventionen  höchst  respdct> 
voll  achtenden.  Hebenswürdigen  und  distinguierten  Geistes,  der,  in  den  Salons 
der  Damen  aufwachsend,  genährt  in  akademischen  Diskussionen,  sich  an  Reg'eln 
und  Lberlieferungcn  klammernd,  einen  instinktiven  Hass  gegen  die  Wissen- 
schaft empfindet,  als  gegen  eine  Feindin,  die  eines  Tages  die  Konventionen  zer- 
bredien  und  uberall  zu  neuen  Gesichtspunkten  f&hren  wird  .... 
SO  liegen  die  Dinge.    Ich  wiederhole,  unsere  Epoche  ist  gross,  und  es  ist  un- 
reif, im  Angesicht  des  kommenden  Jahrhunderts  zu  lamentieren.   In  ihrem  Fort- 
schritt lässt  die  Menschheit  Ruinen  hinter  sich ;  warum  immer  die  Augen  wenden 
und  um  das  verlassene,  erschöpfte,  trCunmerbesäte  Land  weinen?  Sicher,  die 
veigangenen  Jahrhundorte  habe»!  ihre  literarisdie  Grosse  gdiabt,  aber  es  ist  ein 
übel  Ding,  unter  dem  Vorwande,  dass  es  keine  andere  gäbe,  uns  im  Anschauen 
dieser  Grösse  festhalten  zu  wollen.    Eine  Literatur  ist  das  Produkt  einer  Ge- 
sellschaft.  Heute  beginnt  unsere  demokratische  Gesellschaft  zu  der  ihr  eigenen 
grossen  und  wafassenden  künstlerischen  Ausdmdcsfimn  zu  gelangen.  Man 
nuiss  diese  annehmen,  ohne  Rficidialt,  man  muas  anerkennen  die  Macht,  das 
Recht  und  die  Würde  des  Geldes  in  der  Literatur,  man  muss  sich  anvertrauen 
dem  neuen  Geiste,  der  das  Gebiet  der  Poesie  durch  die  Wissenschaft  erweitert, 
die  über  das  Sprachliche  und  Rhetorische,  über  Philosophieen  und  Religionen 
hinaus  zur  Schönheit  des  Wahren  vorzudringen  sucht  .  .  .€ 
NACH  der  beredten  Verherrlichtmg  der  neuen  burgeritcfaen  Gesellschaft  die 

5* 


Digitized  by  Google 


I 


70  CONRAD  SCHMIDT  •  ZOLA  OBER  DIE  ROLLE  DES  OELDES  IN  DER  LITERATUR 

mit  der  pdnmiären  zugleich  ^e  geistige  Emanzipation  der  Schriftsteller  von 

jenem  aristokratischen  Gönnertum  gebracht  hat,  wendet  er  sich  gegen  jen^  die» 
ohnmächtig,  in  der  freien  Konkurrenz  zu  siegen,  die  staatlidie  Unterstatzungen, 

angebHch  zum  Nutzen  der  Literatur,  verlangen : 

»UNSERE  Anfanger  haben  Bedürfnisse,  was  übrigens  ebenso  erklärlich,  wie 
verzeihUdi  ist,  denn  der  Jugend  ist  der  Trieb  zimi  Geniessen  eingepflanzt  Ith 
kenne  eine  Menge  zwanzigjähriger  Burschen,  die,  wenn  der  Theaterdirektor 
ihnen  zwei  Stücke  oder  der  Redakteur  ihnen  drei  Artikel  abgelehnt  hat,  über 
den  \'erfall  der  Literatur  Wehklagen  erheben  und  mit  grossem  Lärm  nach  Pro- 
tektion rufen.  Was  unsere  literarische  Jugend  trätunt,  das  ist  ein  Verleger, 
der  ganz  spezidl  beauftragt  ist,  alle  Bücher,  die  der  Anfanger  ihm  zum  Veriag 
gdien  wird,  zu  drucken  und  zu  vertreiben;  ein  Theater,  welches,  gestützt  auf 
eine  starke  Subvention,  alle  Stücke,  die  der  Anfänger  dem  Direktor  einreicht, 
spielen  wird.  Und  darüber  entspinnt  sich  dann  eine  grosse  Polemik,  man  weist 
darauf  hin,  dass  die  Regierung  sehr  viel  mehr  Geld  zur  Pflege  der  Musik  ver- 
ausgabt, als  für  die  literatur.  Man  weist  hin  auf  Maler,  die  mit  Orden  und 
Staatsaufträgen  überhäuft,  wie  verzogene  Kinder  unter  der  Vormundschaft 
der  Regierung  leben.  Prüfen  wir  also  die  Wünsche  der  Jimgen. 
DIE  Idee  einer  allgemeinen  Ermufif^ung  ist  lächerlich.  Man  wird  natürlich 
immer  wählen  müssen;  ein  Komitee  oder  irgend  ein  Delegierter  würde  den  Auf- 
trag erhalten,  die  Manuskripte  zu  prüfen;  und  damit  ist  man  urieder  bei  der 
Willkür  angdang^  die  jungen  Leute,  die  man  zurfideweis^  worden  wieder  mit 
ihren  Anklagen  beginnen,  der  Staat  tue  nichts  für  sie,  er  erdrücke  sie  absicht- 
lich. Übrigens,  sie  werden  nicht  unrecht  haben :  Die  Unterstützungen  werden 
so  oder  so  den  Mittelmässigen  zu  gute  kommen,  nie  den  freien  und  originellen 
Talenten.  IMes  System  der  Ermutigung  ist  nie  auf  Bücher  ai^ewandt;  es  gibt 
keinen  Verleger,  der  vom  Staate  zwei-  oder  dreimalhunderttausend  Francs  er- 
hielte gegen  die  Verpflichtung,  im  Jahre  zehn  oder  fünfzehn  Bände  junger 
Autoren  zu  publizieren.  Aber  im  Theater  ist  seit  lange  schon  ein  solcher  Ver- 
such gemacht;  die  Bühne  des  Odcon  zum  Beispiel  steht  den  dramatischen  An- 
fängern offen.  Wohlan!  Ich  möchte,  dass  man  eine  Liste  der  wirklich  talent- 
vollen Schriftsteller,  die  ihr  erstes  Stück  im  Oil^oiitheater  unterbrachten,  auf- 
stellte. Ich  bin  gewiss,  dass  es  verhältnismässig  recht  wenige  sind,  während 
die  Zahl  der  mittelmässigen  und  schon  vergessenen  Autoren,  die  auf  dieser 
Bühne  debütierten,  enorm  sein  würde.  Es  beweist  das  wieder  den  Grundsatz: 
Die  Protektion  in  der  Literatur  dient  nur  der  MittelmässigkeiL 
OFT  haben  mir  junge  Autoren,  vor  allen  Dramatiker,  geschridben :  Sie  glauben 
also  nicht,  dass  es  unbekannte  Talente  gäbe?  Natürlich,  solange  ein  Talent 
noch  nichts  geleistet  hat,  kann  man  es  nicht  kennen;  a1>er  was  ich  glaulte,  und 
was  in  Wahrheit  geschieht,  das  ist,  dass  jedes  stärkere  Talent  dazu  kommt, 
etwas  zu  leisten  und  sich  durchzusetzen.  Das  ist  die  Hauptsache,  und  nichts 
anderes.  Man  kann  ein  Talent  nicht  befruchten ;  es  befruchtet  sich  und  gebiert 
ohne  Staatsunterstützung.  Man  nehme  zum  Beispiel  die  Maler.  Jedes  Jahr 
sieht  man  in  dem  Saion,  diesem  Ausstellungsbazar  des  Kun'^thetriebs,  (lemälde 
von  Schülern,  Skizzen  \on  Stipendiaten  von  absoluter  Unbedeutendbeit,  die  hier 
nur  aus  Grundsätzen  der  Ermutigung  geduldet  werden;  das  hat  keinen  Nutzen, 
das  zählt  nicht  und  wird  nie  zählen,  das  hat  nur  den  einen  und  sehr  sdiädlichen 
Effekt,  nutzlos  doi  Raum  zu  füllen.  Also^  warum  sollte  man  in  der  Literatur 
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auf  Grund  einer  Subvention  eine  solche  Ausstellung  von  Nichtigkeiteii  herbei- 
führen wollen?  Der  Staat  ist  den  jungen  Schriftstellern  nichts  schuldig;  es  ge- 
nügt nicht,  ein  paar  Seiten  geschrieben  zu  haben,  um  sich  dann«  wenn  keiner 
sie  druckt  oder  auffährt,  als  Märtyrer  aufzuspielen.  Ein  Schuster,  der 
sdn  erstes  Piar  Stiefel  gemacht  hai^  Utgt  der  Regienuig  nicht  in  den  Ohren, 
SIC  solle  ihm  die  Käufer  schaffen.  Der  Arbeiter  selbst  muss  sein  Werk  beim 
Publikum  unterbringen,  und  wenn  er  das  nicht  kann,  dann  ist  er  eben  nichts, 
dann  bleibt  er,  durch  seinen  eigenen  Mangel  und  nach  Recht  und  Billiglceit 
unbekannt. 

li^N  flMiss  es  mit  aller  Klaiheit  ans^redien:  Die  Sdiwachen  in  der  Literatur 
verdienen  kein  Interesse.  Warum,  wenn  sie  schwach  sind,  haben  sie  den  Ehr- 
geiz, stark  sein  zu  wollen  Niemals  ist  der  Schrei  IVeh  den  Besiegten!  mehr 
am  Platz  gewesen,  wie  hier.  Niemand  zwingt  einen  jungen,  netten  Mann,  zu 
schreiben ;  wenn  er  die  Feder  ergreift,  dann  übernimmt  er  auch  die  Bedingungen 
und  Konsequenzen  des  Kampfes,  und  um  so  sdilimmer  ffir  ihn,  wenn  er  bdm* 
ersten  Stoss  zusammenstürzt  und  die  Masse  der  Mitkämpfenden  über  ihn  w^- 
sclircitet.  Das  Wehklagen  in  einem  solchen  Fall  ist  kindisch  und  hilft  nichts. 
Die  Schwachen  unterliegen  trotz  der  Protektion ;  die  Starken  kommen  trotz 
aller  Hindemisse  zum  'Ziel ;  das  ist  die  Moral  des  Kampfes  ... 
SO  ai^cschen,  ist  die  Frage  einfach  genug.  Man  nmss  die  Sachen  gdien  lassen, 
denn  memandem  kann  man  Talent  geben,  und  das  Talent  trägt  in  sich  die  Kraft, 
deren  es  zu  seiner  Entwickelung  bedarf.  Man  nehme  nur  die  Tatsachen.  Be- 
obachtet eine  (inippe  junger  Literaten,  zwanzig,  dreissig,  fünfzig,  und  verfolgt 
sie  auf  ihrer  Bahn.  Am  Anfang  marschieren  alle  sozusagen  in  gleichem 
Schritt,  mit  gleichem  Glanben  und  f^ddiem  Ehrgeiz.  Dam  plStzlich  marhen 
sich  Distanzen  bemerkbar,  die  einen  scheinen  zu  laufen,  während  die  anderen 
hinkend  zurückbleiben.  Aber  noch  ist  nichts  entschieden.  Endlich  aber  stellt 
sich  das  Resultat  unwiderruflich  heraus:  Die  Mittelmässigcn,  unterstützt,  be- 
günstigt, beklatscht,  sind  trotzdem  die  Mittelmässigcn  geblieben,  trotz  ihrer 
ersten  Erfolge;  die  Schwachen  sind  ganz  versdiwonden;  tind  die  Staricen,  sie 
haben  sdm,  sie  haben  fünfzehn  Jahrc^  von  Neid  und  Hass  belagert  gelcän^^ft, 
aber  nun  triumphieren  sie,  sie  steigen  zu  glanzvoller  Höhe  empor.  Das  ist  die 
alte,  sich  immer  wiederholende  Geschichte.  Und  es  wäre  sehr  töricht,  wenn 
man  den  Starken  die  schweren  Jahre  der  Anfängerschaft,  diese  ersten  Schlachten 
ersparen  wollte.  Um  so  besser,  wenn  sie  leiden,  wenn  sie  verzweifebif  wenn 
sie  sich  empören.  In  dem  Stumpfsinn  der  Menge  und  in  dem  Wutgeheul  ihrer 
Rivalen  härtet  und  vollendet  sich  ihr  Genie.  Für  mich  existiert  die  Frage  der 
Jungen  nicht.  Es  ist  das  ein  Ciemeinplatz,  hinter  dem  sich  die  falschen  Hoff- 
nungen der  Schwachen  verbergen.  Ausserdem,  zu  keiner  Zeit  war  die  Tür  der 
Herausgeber  und  Theaterdirelctoren  weiter  geoffaie^  als  heute;  man  spielt  alles, 
man  druckt  alles;  und  es  schadet  denen  nichts,  die  warten  müssen,  denn  »e 
reifen.  Das  Schlimmste  für  einen  Anfänger  ist,  zu  rasch  berühmt  zu  werden. 
•Man  darf  nicht  vergessen,  dass  hinter  jedem  soliden  Ruhm  zwanzig  Jahre  des 
Kampfes  und  der  Arbeit  stehen.  Wenn  ein  junger  Mann,  der  ein  halbes 
Dutzend  Sonette  geschrieben,  einen  berühmten  Autor  bendde^  vergisst  er, 
dass  dieser  seinen  Ruhm  mit  dem  lieben  erkauft  hat 

SEIT  einiger  Zeit  gehört  es  zimi  guten  Ton,  sich  für  die  Jungen  zu  interessieren. 
Liebenswürdige  Redner  verbreiten  sich  darüber,  Journalisten  verlangen  vom 
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Staat,  er  solle  an  die  Anfänger  denken,  und  schliesslich  wird  man  von  einer 
idealen  Verlagsanstait  träumen.  Aber  das  ist  alles  Torheit  ....  Ich,  der  ich 
gern  die  harte  Wahrheit  sage,  der  ich  im  Freimitt  mehi  Interesie  suche,  ich 
rufe  den  Jungen  zu:  Arbeitet,  das  ist  alles!  Rechnet  auf  niemanden,  als  auf 
euch  selbst,  sagt  euch,  dass,  wenn  ihr  Talent  habt,  euer  Talent  die  festesten 
Türen  öffnen  wird  und  euch  so  hoch,  als  ihr  es  verdient,  hinaufführen  wird. 
Und  vor  allem,  weist  die  Wohltaten  der  Regierung  zurück,  verlangt  niemals 
die  Protektion  des  Staates;  ihr  würdet  eure  Hdännlichkeit  dabei  einbussen. 
Das  grosse  Gesetz  des  Lebens  ist  der  Kampf.  Man  schuldet  euch  nichts,  denn 
eure  Niederlage  ist  gerecht  Dann  achtet  das  Geld  und  verfallt  nicht  auf  die 
Kinderei,  als  Poeten  dag^egen  zu  donnern;  das  Geld  gibt  uns  Mut  und  Unab- 
hängigkeit, uns  Schriftstellern,  die  wir  frei  sein  müssen,  um  alles  sagen  zu 
dürfen;  die  Freiheit,  die  das  Geld  uns  gibt,  macht  uns  zu  den  intellektuellen 
Führern  des  Jahrhunderts,  zu  der  einzig  mögUdien  Aristokratie.  Erkennt  euer 
Zeitalter  an  als  eines  der  grössten  in  der  Geschichte  der  Menschheit,  glaubt 
fest  an  die  Zukunft  und  kümmert  euch  nicht  viel  um  die  schlimmen  Begleit- 
erscheinungen, das  überhandnehmen  des  Journalismus,  den  Handelsgeist  in  der 
vulgären  Literatur.  Endlich  wehklagt  nicht  über  das  Verschwinden  jenes  lite- 
rarischen Geistes,  der  in  einer  früheren  Gesellschaft  entstanden  tmd  mit  ihr 
gestMfoen  ist.  Ein  neuer  Geist  steigt  auf  aus  der  neuen  Gesellschaft,  ein 
Geist,  der  sich  tagtäglich  in  der  Erforschung  und  Gestaltung  tlcs  Wahren  von 
neuem  kräftigt.  Lasst  die  naturalistische  Bewcgiuig  sich  auslel)en,  die  (icnies 
sich  entwickeln  und  ihr  Werk  tun.  Ihr  alle,  Kinder  dieser  Tage,  kämpft  nicht 
g^en  die  gesdlschaftUche  Entwickdung,  denn  die  Genies  des  XX.  Jahiliunderts 
sind  unter  euch.« 
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Xanstun  In  DER  Frohmut  der  Börsm 
»•w  Volk     erfahr     Anfang  Dezcml>er 

eine  iK-ftige,  jedoch  vorüber- 
gehende Störung  durch  einen  scharfen 
Kttrssturz  In  New  York.  Etwa  seit  Juli 
war  die  amerikanische  Finanzwelt  die 
schweren  Sorgen  los  geworden,  die  mit 
der  Krediteinschrinkung  der  Banken, 
mit  der  Zurückhaltung  des  spekulieren- 
den Publikums  und  schliesslich  mit  dem 
tatsichltcben  Rückgang  der  Produktion 
und  der  Transportmengen  ent -standen. 
Im  Oktober  kehrte  allmählich  die  unent- 
behrliche Masse  der  Mitläufer  zurudc. 
Die  Präsidentenwahl  vnlhog^  sicli  IxTcits 
in  schönstem  Haussewetter.  Nach  dem 
republikanisdien  Siege  trieb  die  spekula- 
tive Bewe^ng  ihrem  Gipfelpunkte  7ii ; 
die  New  Yorker  Effektenbörse  erlebte 


wieder  Tagesumsätze.  wie  sie  seit  dem 
Fruhjalir  1901  nicht  wiedergekehrt  waren. 
Sofort  setzte  auch  die  Kmissionstätigkeit 
mit  voller  Wucht  ein.  Die  l'ossiscke 
Zeitung  berechnet,  dass  in  den  vier 
Wochen  vom  8.  November  (  dem  Tag  der 
Präsidentenwahl)  ab  die  Neuemissionen 
die  GesamtzifFer  der  ganzen  ersten 
Jahreshälfte  von  ig04  überstiegen.  Gegen 
die  unhaltbaren  Übertreibungen  unter- 
nahm jedoch  eine,  offenbar  gut  organi- 
sierte Baissepartei  unter  Fiihrung  des 
Bostoner  Grossspekulaiiten  Thomas 
Lawson  einen  verbläffenden  Vorstoss. 
Am  5.  Dezember  wiegte  sich  noch  alles 
in  behaglichster  Sicherheit.  Am  6.  De- 
zember erlebte  man  eine  starke  Abbrödce- 
lung  der  Kurse,  am  7.  Do^emher  einen 
förmlichen  Kurssturz,  der  sich  am  fol- 
genden Tage  noch  verstärkte.  Die  Be- 
sitzer vor  allem  von  Kupfcrgruljen-  und 
Eii^enbalmaktien  suchten  ihren  zusehends 
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bich  entwertenden  Besitz  in  blinder  Angst 
abzustossen.  die  Katastrophe  wurde,  wie 
Rcwöhnlich.  dadurch  geradezu  heraufbe- 
schworen und  verschlimmert ;  sugar  an 
dem  landesüblichen  Handgemenge  soll  es 
an  der  New  Yorker  Stock  Exchange 
nicht  gefehlt  haben.  An  demselben  Don- 
nerstag begannen  jedoch  auch  die  Wogen 
Lcreits  wieder  zuruckzuebhen.  Die  Vor- 
gange hielten  sich  somit  im  Rahmen 
einer  etwas  drastischen  Korrektur  von 
früheren  Überspanntheiten. 
X  X 
Itaptar  EINE  Seite  dieser  Kämpfe 

verdient  dennoch  festgehal- 
ten zu  werden,  weil  sie  im 
Zusammenhang  steht  mit  einer  sehr  lehr- 
reichen Produktions  cntwickelung. 
Die  tollste  fVeistreiberei  hatten  namlidi 
in  Amerika  die  Kupfer  werte  erfahren, 
und  gerade  gegen  diese  richtete  sich  der 
erste  und  zunächst  erfolgreichste  Angriff 
der  Lawsonscheu  Baissepartei.  Anaconda 
Coppcr  notierte  Anfang  des  Jahres  76, 
am  s*  Dezember  115,  Amolgomated 
Coppcr  47-'s  und  9o%  —  am  7.  Dezemlicr 
verlor  Anaconda  volle  21%,  AmalgamaUd 
Copper  atn  6.  Dezember  z¥s%,  am  7.  De- 
zember 8%%,  am  8.  Dezember  aberrnah 
10%.  Anlass  zu  der  anfänglichen  Wert- 
steigemng,  die  durdi  den  Kurssturz 
durchaus  nicht  ausgeglichen  wird,  bot 
der  micrnationale  Kupfermarkt, 
der  seit  vielen  Jahren  durch  die  erstaun- 
liche Expansion  der  Kupfer  verbrauchen- 
den Industrieen,  in  erster  Linie  der 
Elektrotechnik,  fast  immer  ausser- 
ordentlich angespannt  ist.  Noch  im  Jahre 
1880  schätzte  man  die  gesamte  Weltaus- 
beute an  Kupfer  auf  154000  t;  für  das 
Jahr  1904  berechnet  man  sie  auf 
595000  t,  also  fast  auf  das  Vierfache, 
und  dennoch  besteht  ein  wahrer  Kupfer- 
hunger, der  sich  in  einem  fast  dauernden 
Preishochstand  und  in  zeitweiligen  förm- 
lichen Notstandspreisen  ausspricht.  Der 
Produktionsstätten  des  Kupfers  gibt  es 
nicht  allzu  viele,  obwohl  der  günstige 
Preisstand  in  allen  Ländern  und  Erd- 
teilen (in  den  Vereinigten  Staaten,  in 
Canada,  in  Mexiko,  in  Südamerika,  in 
Australasien,  in  Japan)  immer  mehr  zur 
Erschliessung  neuer  Fundstätten  ange- 
spornt hat  und  naturgemass  weiter  an- 
>.pomt.  Von  der  Anhäufung  grosser 
Handelsvorräte  war  selten  die  Rede.  Um 
so  mehr  war  der  Weg  für  gelegentliche 
Spekulative  Ringbildungen  geebnet,  wie 
sie  besonders  18SS  die  öffentliche  Auf- 


nicrksamkeii  weckten.  Damals  stieg  der 
Kupferpreis  (pro  engtische  Tonne)  plötz- 
lich auf  107  Lstr.,  w.Hhrend  der  durch- 
schnittliche Jahrerspreis  1885  noch  wenig 
über  44  Lstr.  hinausgegangen  war.  An- 
fang 1808  stand  der  Preis  auf  50  Lstr.. 
um  bis  zur  Mitte  des  Jahres  auf  79V(i 
Lstr.  emporzusteigen.  Im  Jahre  1900 
finden  wir  zeitweilig  von  neuem  diesen 
Preishochstand.  i(x>i,  der  allgemeinen 
Wirtschaftsdt'prcssion  ungefähr  ptunllel, 
kam  der  Umschlag,  Ende  1901  war  der 
Preis  sogar  vorübergehend  bis  auf  45 
Lstr.  herabgesunken.  Dass  er  dann,  trotz 
des  wirtschaftlichen  Wiederauflebens  in 
Europa  und  trotz  des  abnormen  Bedarfs 
für  Kriegszwecke  (Munition,  Schiffsaus- 
rüstung), längere  Zeit  relativ  massig 
blieb,  verdanken  wir  einerseits  der  anhal- 
tenden Produktionssteigerung, 
die  seit  langen  Jahren  niemals  eine  Unter- 
bredinng  erfuhr,  und  andererseits  dem  in 
letzter  Zeit  gewaltig  verringerten  B  c 
darf  Amerikas  —  die  Depression 
MTurde  jenseits  des  Ozeans  bekanntlich 
erst  vorherrschend,  als  Europa  sicli  be- 
reits wieder  erholte.  Der  Minderbedarf 
Amerikas,  des  Hauptproduktionsgebietes 
der  Welt,  wurde  naturgmiäss  für  Knropa 
zur  Mehrzufuhr  und  damit  zur  relativen 
Preismäss^^mg.  Ungefähr  Mitte  1903 
hatte  der  Verbrauch  der  Vereinigten 
Staaten  —  bei  dem  die  Elektrotechnik 
gleichfalls  eine  hervorragende  Rolle 
spielt  —  seinen  Zenith  erreicht,  etwa  mit 
22000  t  in  einem  Monat.  Der  Stillstand 
der  amerikanischen  Industrie  brachte  im 
letzten  Juli  und  August  diesen  Konsum 
auf  etwa  14500  bis  15000  t  (im  Monat) 
herunter;  die  freigesetzten  Mengen  blie- 
ben, mehr  als  sonst,  für  das  .\uhland 
verfugbar.  In  der  Tat  verzeichnet  die 
Statistik  in  den  ersten  zehn  Monaten  des 
Jahres  1904  eine  fast  doppelt  so  grosse 
Kupferversendung  nach  Europa,  wie  im 
gleichen  SEdtnum  190J.  Trotzdom  nah- 
men die  verbrauchenden  Industrieen 
—  neben  den  althergebrachten  Verwen- 
dungsweisen hauptsächlich  die  Elektro- 
technik, der  Schiffs-  und  Lokomotiven- 
bau,  die  Munitionsfabriken  —  diese  Zu- 
fuhnnengcn  glatt  auf.  von  Vurratsbildung 
war  kaum  die  Rede;  man  rechnet  die  für 
dtn  Handel  in  Europa  verfügbaren  Vor- 
räte auf  nicht  mehr,  als  etwa  14  500  t,  das 
ist  nur  die  Hälfte  des  gegenwärtigen  Mo- 
natsbedarfs Europas.  Sowie  die  Ver- 
einigten Staaten  ihren  Betlarf  wieder  zu 
vermehren,  das  heisst  wachsende  Kupfer- 
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mengen  wieder  zum  Eigenverbrauch  fest- 
zuhalten begannen,  fii^r  fttfdt  die  Sorge 

nm  hinreichende  Kupfer versorguiiK'  von 
neuem  an.  Der  niedrigste  Londoner 
Kupferpreis  in  diesem  Jahre  war  etwas 
über  55%  Lstr.,  seitdem  sind  bereits  66% 
Lstr.  erreicht  worden.  Gerade  in  den 
Vereinigten  Staaten  hat  das  zur  tollsten 
Hausse  in  Kupferbergwcrksanteilen  ge- 
fuhrt, gegen  die  Herr  Lawson  und  seine 
Verbfindeten  nunmehr  so  erfblgreidi 
r)perierten.  Dennoch  wird  der  Kupfer- 
markt auch  weiter  mit  einem  verhältnis- 
missig  hohen  Niveau  des  Preises  rechnen 
müssen.  Der  Expansion  des  industriel- 
len Wehkonsums  entspricht  die  Ausdeh- 
nung der  Wehausbeute  nodl  immer  nicht, 
trotz  der  Vervierfachung  seit  dem  Jahre 
i88o.  Welch  ein  Schildburgerstreich 
wäre  es  gewesen,  wenn  man  bei  der 
deutschen  Tarif  reform  diesen  Industrie- 
rohstoff  noch  mit  einem  Zoll  belegt  hätte, 
wo  der  Frethandelspreis  seit  langem  eine 
steigende  Tendenz  zeigt  t 
X  X 
■MMrala  GENAU  die  gegen  t  ci l i rc  Tcn- 
dens  ist  nunmehr  für  die 
Baumwolle  zu  vollstem 
Durchbruch  gelangt.  Nachdem  die  Emte- 
schätzungen  mehrfach  gewechselt,  im 
grossen  und  ganzen  jedoch  giinstig  ge- 
lautet hatten,  ist  man,  etwa  seit  Anfang 
Dezember,  in  den  weitesten  Kreisen  von 
einer  Rekordernte  uberzeugt.  Damit  ver* 
loren  die  längst  wesentlich  zusammen- 
geschrumpften Haussehoflfnungen  ihren 
letzten  Halt.  Als  am  3.  Dezember  die 
Washingtoner  .-imtlichc  Emteschät7ung 
für  1904- 1905  auf  12 162  000  Ballen 
lautete,  (ige^-igoi  10  01 1374  Ballen, 
1902-1903  10727759  Ballen.  1900-1901 
10383422  Ballen,  im  bisherigen  Rekord- 
jahr 1898-1899  immerhin  nur  11 274840 
Ballen),  sank  die  New  Yorker  Notierung 
sofort  unter  den  niedrigsten  Stand  des 
vorigen  Jahres,  ja  beinahe  bis  auf  das 
niedrigste  Niveau  des  Jahres  1902.  Liver- 
pool notierte  für  American  Middling 
l>eim  Höchststand  des  Jahres  1904 
8,96  d.  am  3.  Dezember  bereits  nur  4,77  d, 
am  17.  Dezember  4.23  d.  Die  wichtigsten 
Textilzweigc  sind  damit  von  einem  mehr- 
j  ährigen  Alpdrücken  befreit. 
X  *  X 
Wom  DAGEGEN  erfuhr  die  Wolle, 

deren  Zufuhr    seit  Jahren 
unter  der  Regenlosigkeit  der 
australischen    Weidegebiete     litt,  fast 
gleichzeitig    eine    neue    Hausse.  Die 


australische  Schafhaltung  kann  na- 
turgemSss  ntnr  langsam  die  afte  Kopf- 
zahl wiedergewinnen  —  ganz  abgesehen 
davon,  dass  die  zunehmende  Farmeran- 
siedlung,  femer  die  wachsende  Zucht  von 

Fleischschafen  für  oxportidustriellc 
Zwecke  die  WoUausbcute  einzuschränken 
streben.  Zur  Minderzufuhr  aus  Austra- 
lien ist  jedoch  ein  beträchtliches  Schur- 
defizit in  den  L  a  p  1  a  t  a  Staaten  getreten, 
neben  den  noch  lange  nicht  erloschenen 
Wirkungen  des  südafrikanischen 
Krieges.  Die  Woiizufuhren  nach  Europa 
und  Amerika  betrugen  infolgedessen  (in 
Ballen)  : 

in  den     aus  vom  vom 

Jahren  Australien  Kap  Laplata  zusarniTK-:-. 
IQOI  174S000      317000     531000  »4i^UOO 

1903  i'i^,'j(Kx>  2VJ0OO  jijooo  j  445  000 
J<>03  1  4SI  i*X)       ::^ooO     55H000  ;;:43iifiü 

»904  13710»)      3U1  000     476000  ;.i4Nix»> 

Da  der  Krieg  auch  auf  diesem  Gebiete 
einen  ausserordentlichen  Bedarf  für 
Kleider  und  Unterkleider,  für  Decken 
und  Kotzen  erzeugt  hat,  so  ist  die  Ver- 
teuerung des  Rohstoffes  kein  Wunder. 
X  X 
EratMtatlstlk  KURZ  vor  Mitte  Dezember 
veröffentlichte  die  Statis- 
tische Korrcsponden:  die 
Hauptergebnisse  der  diesjährigen  Ernte-. 
Statistik  für  Preussen.  Die  Ziffern 
umgrenzen  im  allgemeinen  das  gcnaiu"-, 
was  man  in  unbestinuntcrcn  Umrissen 
schon  vorher  wusste,  in  einigen  Einzel- 
heiten jedoch  sind  sie  überraschend.  So 
war  der  Ernteertrag  der  beiden  Haupt- 
getreidearten Weizen  nnd  Roggen 
der  grÖsste,  der  seit  Beginn  der 
jetzigen  Erhebungsart,  1893,  ermittelt  wor- 
den ist,  während  bei  der  Gerste  und 
dem  Hafer  das  Erträgnis  der  Ernte 
hinter  dem  allerdings  sehr  grossen  der 
unmittelbar  voraufgegangenen  Jahre  ZU- 
rückblicb  und  die  Kartoffel  ernte  so- 
gar die  geringste  war,  die  seit  1893 
Stattgefunden  hat  Auch  die  Menge  des 
gewonnenen  Heus  Hess  viel  zu  wün- 
schen übrig.  Der  Weizen  ergab  in  allen 
Provinzen  Mehrerträgc^  der  Roggen  nur 
in  Ostpreussen,  Wcstpreussen.  Pommern, 
Posen  und  Schlesien,  die  Gerste  nur  in 
Westprcussen  und  Schleswig-Holstdn, 
der  Hafer  in  denselben  Provinzen  und 
in  Ostpreussen.  Ganz  enorm  war  der 
Rückgang  der  Heu  ernte  in  Posen  und 
Schlesien.  Posen  hat  nur  784000  t  ge- 
emtet  gegen  1515000  im  Vorjahre, 
Schlesien  1  371  000  gegen  2  iq/S  000.  Auch 
in  Ostpreussen   ist   die   Heuernte  um 
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^taooo  t,  in  Westpreussen  um  627000» 
m  Brandenburg  um  597000  und  in  Pom- 
mern um  631  ODO  t  geringer  gewesen,  als 
im  Jahre  1903.  Die  westlichen  Provinzen 
liattcn  zwar  auch  ninen  Ansfotl,  der  aber 
wesentlich  geringer  war.  Die  Kartof- 
felernte hatte  den  grössten  Rückgang 
m  Brandenbarg  von  4fit  auf  3,05  Mill.  t, 
dann  folgen  Schlesien  mit  3.12  pepeii  4^ 
im  Vorjahre,  Posen  mit  2,63  gegen  3,60 
tmd  Sachsen  mit  2^3  gegen  3,16,  während 
in  Pommern  der  Ausfall  nur  0.29  Mill.  t 
betrug  und  Ostpreus&en  sowie  West- 
preussen sogar  einen  überschnss  van 
lind  0.31  Mill.  t  hatten,  wie  auch  die  west- 
lichen Provinzen,  ausser  Rheinland,  mehr 
lütftoffeln  ernteten,  als  im  VorjaJir. 
X  X 
Mdm  Chronik  AM  21.  November  war  die 
Hibernia  vorläge  im 
Abgeordnetenhause  einge- 
bracht worden) ;  die  EXebattc  am  29.  und 
30.  November  ergab  Überweisung  an  die 
Budgetkommission,  die  mit  erdrückender 
Mehrheit  (gegen  2  Stimmen)  am  6.  De- 
zember der  Regierimg  zustimmtei  Am 
5.  Dezember  entschied  das  Kammergericlii 
für  Gültigkeit  der  Eintragung  der  Kapi- 
tal serhöliung.  X  Ende  November  ver- 
einbarte die  Hamburg-Amerika- 
Linit  mit  dem  Morgantrust  für  dieses 
Jahr  die  Ausserkraftsetzung  der  gegen- 
seiticen  Gewinnbeteiligung.  X  Der 
Hetchsbankausweis,  der  in  der  letz- 
ten Noveraberwoche  eine  steuerfreie 
Notenreserve  von  nicht  weniger,  als 
386,26  Mill.  M..  ergeben  hatte,  zeigte 
nach  dem  Monatswcchsel  den  üblichen 
Rückgang  (auf  209,48  Mill.  M.),  der  je- 
doch bereits  am  nächstwöchentltchen 
Answeistag  wieder  in  die  gegenteilige 
Bewegung  umgeschlagen  war  (9.  Dezem- 
ber: etwas  über  230  Mill.  M.)  X  Am  3. 
De7eml)cr  genehmigten  rüc  Conpral Ver- 
sammlungen die  Interessengemeinschaft 
zwischen  den  grossen  ehemischen 
Werken:  der  Badischen  Anilinfah^ik, 
den  Elberfclder  Farbenfabriken,  derBcr- 
Ihicr  AkHengttelUchaft  für  AnUinfabri- 
katioH.  y  Die  Kommerz  -  und  D  it- 
Jcontobank  übernahm,  wie  Mitte  des 
Monat»  bekannt  wurde,  die  Bertmer 
Bomk, 

X  X 
UtanAw        IN     den     Brentano- Lötz- 
schen   Münchener  Volks- 
ioirtschaftlicken  Studien 
/Stntigwty  Cotta/  fand  sich  schon  früher 
«ine  ausgetdcfaoete  Arbeit  über  das  in- 


dische Währuogswesen  von  K.  EUstädtur. 
Dr.  M.  Bothe  hat  es  ntmmchr  im  67. 

Stück  der  Sammlung  unternonimcn,  /'.> 
indische  Währungreform  seit  1893  dar- 
zustellen. Das  Thema  bietet  währungs- 
und  wirtschafts  geschichtlich  ;^ro- 
sses  Interesse:  Der  tatsächliche  Gcidum- 
laaf  ist  in  Indien  ein  geringer,  dagegen 
die  Schatzbildung  eine  enorme.  Die  Be- 
ziehungen Indiens  zum  (Waren-  und 
Leihkapitals-)  Weltmarkt,  in  Verbindung 
mit  den  Regierirngsmassnahmc-n  betreffs 
der  Council  Bills  und  der  Kabelübcnvei- 
sungen  und  mit  der  Handhabung  der  Be> 
stände  bei  den  Präsidentschaftsbanken, 
schaffen  ganz  eigenartige  Edelmetall- 
Strömungen  und  Gddbedürfnissv:  im  In- 
nern wie  nach  aussen  hin.  In  einer  sol- 
chen Umgebung  der  entwerteten  und  i:n 
Werte  schwankenden  Silberrupie  eine 
festere,  praktisch  haltbare  Anorlicdcriini? 
an  das  Gold,  das  internaiioiii.le  VVah- 
rungsmetall,  zu  verschaffen  und  zu  er- 
halten, war  sicherlich  ki  ine  gering»  Auf- 
gabe, die  frühere  Wahrungstheoretiker 
flu  ganz  unlösbar  erklärt  hidien  würden. 
Nach  mehrfachen,  weniger  erfolgreichen 
Anläufen  hat  das  die  englisch-indische 
Verwaltung  in  der  Tat  erreidlt:  trotz 
schwachen  Goldbestandes  und  einer  ganz 
minimalen  wirklichen  (Joldzirkulation  ist 
der  Goldsovereignn  die  bestimmende 
Währungsmünze  und  die  Rupie,  die  den 
Verkehr  beherrschende  silberne  Landes- 
münze, zum  15.  Teil  des  Sovcreigns,  zum 
Kreditgeld  mit  fester  Goldparität  gewor- 
den. Auch  währungs  politisch  blei- 
ben die  indischen  Erfahrungen  durcli- 
schlagend:  der  hinkenden  Groldwährung 
werden  alle  noch  gebliebenen  Silber- 
sta.iten  zustreben  —  gegenwärtig  steht  in 
Mexiko  eine  ähnliche  Reform  auf  der 
Tagesordntmg.  Das  umsichtige  und  sach- 
kundige Werk  Dr.  Bothes  kommt  also 
durchaus  zeitgemäss;  auch  die  Vorschläge 
zur  Befestigung  des  indischen  Systems 
—  vor  allem  die  Wicdcrrmfnahme  des 
Planes  zur  Gründung  einer  starken  Zen- 
tralbank sind  beachtenswert.  Ffir  un- 
sere Leier  am  anziehendsten  dürften  die 
Schlaglichter  sein,  die  von  dem  Zcntrmn 
des  Wähnmgswesens  aus  nach  allen 
Seiten  auf  die  ganze  Struktur  des  in- 
disciien  Wirtschaftsleln-ns  fallen.  X  Keine 
prinzipielle  Bekämpfung  der  französi- 
schen Kolonialp<-)litik,  wohl  aber  eine 
scharfe  Beleuchtung  der  eingerissenen 
Missstände  und  der  offiziellen  Schön- 
färbereien und  eine  lebhafte  Mahnung 
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zu  Reformeil  bietet  Gaston  Leriche, 
der  i8  Jahre  in  den  Kotonieen  znbradtte. 

in  .\os  colonics,  tcllcs  qu'cllcs  sont  /Pa- 
ris, Stock/.  In  demselben  Verlag  er- 
schien: Jean  Darricarrire:  Au 
f>ays  dl'  la  ficrrc  —  fin  sehr  trübes  Rild 
der  Madagaskarexpedition  von  1895,  aus 
der  Feder  eines  Armeearztes,  der  die 
Schrecknisse  dieses  Fichcrkricgcs  selber 
mit  durchmachte  X  Professor  Dr.  Lud- 
wig Pohle  ist  durch  sein  Referat  auf 
dem  Frankfurter  Woliniingskonpfrcss, 
meines  Erachtens  m  unberechtigter  Weise, 
in  den  Ruf  eines  wirtschaftlichen  Ruck- 
^chrittlcrs  geraten.  Das  soll  uns  nicht 
liindcrn.  seine  Hntwickelung  des  deut- 
schen ^Wirtschaftslebens  im  XIX.  Jethr- 
hundert  (/tus  Xatur  und  Gcistcswelt, 
57.  Bändchen)  /Leipzig,  Teubner/  als 
eine  der  besten  Leistungen  der  Populari- 
sierung wirtschaftlicher  Fras^cn  anzuer- 
kennen. Die  Umgestaltungen  der  ganzen 
Volkswirtschaft  —  durch  den  Übergang 
vom  Agrar-  zum  Industriestaat  — .  der 
l^ndwirtschaft,  des  Handwerks  und  der 
Hausindustrie,  der  Grossindustrie  —  bis 
zur  KartclHening  —  und  des  Verkehrs- 
wesens sind  ebenso  sachkundig,  wie  ge- 
meinverständlich und  fesselnd  darge- 
stellt. MAX  SOWmi 

Politik 

Reichstag        VIEL  Neues  hat  die  erste 
Lesung  über  den  Retchs- 

haltsctat  für  1905  nicht  ge- 
bracht. Der  Schaizsekretär  Freiherr  von 
Stengel  gab  in  seiner  Einleittmgsrede  ein 
recht  pessimistisch  gilialtenes  Rild  tiln-r 
<lie  Finanzlage  des  Reiches  und  forderte 
damit  die  soxialdemokratischen  Redner 
heraus,  darauf  zu  verweisen,  dass  die 
Sozialdemokratie  diese  ungünstige  Ge- 
staltung der  Finanzen  schon  längst  vor- 
hergesagt.  dass  man  aber  bisher  auf  sie 
nicht  gehört  habe.  Nun  darf  man  frei- 
lich £e  Reden  der  Schatzsekretäre  nicht 
allzu  ernst  nehmen.  Ihre  AufTassungcn 
über  die  Finanzlage  wechseln  ganz  nach 
den  augenblicklichen  Absichten,  die  sie 
verfolgen.  Der  jetzige  Schatzsekrctär 
malt  so  schwarz,  um  neue  Steuern  be- 
willigt ZU  erhalten.  Wir  müssen  neue 
Einnahmequellen  eröffnen!  Das  ist  sein 
Ruf.  Um  den  Reichstag  hierfür  geneigt 
zu  machen,  muss  er  wohl  oder  übel  den 
Nachweis  erbringen,  dass  das  Deutsche 
Rcidi  sich  in  einer  finanziellen  Notlage 
befinde,  dass  die  Einnahmen  nicht  mehr 
hinreicfaen,  um  die  Ausgaben  zu  decken, 


dass  wir  ohne  neue  Steuern  einer  gefähr- 
lidien  Anlethewirtschaft  zutreiben.  Trot« 

dieser  Scliilderung  der  augenblicklichen 
Finanzlage  ist  aber  der  Schatzsekretar 
offenbar  durchaus  fiberzeugt,  dass  aus 
dem  deutschen  YiAk  noch  reiche  Ein- 
nahmen herauszuholen  sind,  dass  wir 
noch  längst  nicht  an  der  oberen  Grenze 
unserer  Leistungsfähigkeit  angelangt 
sind.  Solange  aber  eine  Finanzwirtsdiaft 
ihre  Ebmalnnen  steigern  kann,  ohne  an 
eine  Einschränkung  der  .Ausgaben  den- 
ken zu  müssen,  so  lange  fuhren  alle  Jere- 
miaden  über  eine  schlechte  Finanzlage 
nicht  7.nr  Sparsamkeit.  Und  in  dieser 
Richtung  soll  auch  gar  niclit  eingegriffen 
werden.  Das  zeigte  sofort  die  zweite 
Rede,  in  der  der  Kriegsmini. ster  seine 
Militärvorlage  präsentierte.  Im  weiteren 
Verlauf  der  Debatte  erfuhr  man  denn 
auch,  dass  die  .steigenden  Ausgaben  für 
Heer.  Marine  und  Kolonialzwecke  ganz 
und  gar  im  Widerspruche  mit  der  ein- 
leitenden Rede  des  Schatzsekretärs 
stehen.  In  der  Debatte  kamen  auch  nir- 
gends allzu  ernste  Sorgen  wegen  der 
Finanzlage  des  Reiches  zum  Ausdruck. 
Der  Reichstag  wendete  vidmehr  seine 
.Aufmerksamkeit  .sehr  schnell  dem  üb- 
lichen Redetumier  zu,  das  bei  der  ersten 
Lesung  des  Etats  zwischen  dem  Reidis- 
kanzlfi  (Irafen  Rülow  und  den  sozialdemo- 
kratischen Rednern  ausgefochten  wird. 
Der  Reichskanzler  liebt  es.  mit  den  Mit- 
teln seiner  Reredsnmkeit.  die  sogar  mehr 
als  geniigen,  die  gegenwärtige  Reichs- 
tagsmajorität hinzureissen.  sich  mit  den 
Führern  der  S( )/ialdcmnkratic  im  Rede- 
kampf zu  messen.  Graf  Bulow  hat  eine 
geschickte  Manier,  Schwächen  des  Geg- 
ners ins  Komische  zu  ziehen,  so  dass 
ihm  der  Heiterkeitserfolg  im  Reiclistage 
nicht  ausbleibt  Aber  diese  parlamenta- 
rischen Erfolge  des  Reicliskanzlers  Nim! 
doch  eigentlich  recht  hillig.  Wenn  man 
die  Entgegnimgen  des  Grafen  Bölow  auf 
die  Reden  Reltels  und  Voiimars  genau 
durchliest  mid  l>esondcrs  d  i  c  Stellen 
ins  Auge  fasst,  bei  denen  der  Heiler- 
keitsrrfolg  iwv  den  Herrn  Reichskanzler 
am  gru.>sien  war,  so  nuiss  sich  auch  der 
erbittertste  Sozialistcnfresscr  eingestehen, 
dass  diese  parlamentarischen  Erfolge  im 
nämlichen  .Augenblick  verflogen  sind,  in 
dem  sie  ihre  berechnete  Wirkung  auf  die 
Lachmuskeln  der  Hörer  und  Leser  er- 
füllt haben.  Die  Vorliebe  des  Grafen 
Bülow  für  so  kurzlebige  Erfolge  gefällt 
selbst  den  bürgerlichen  Parteien  auf  die 
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Dauer  nicht.  Denn  kein  Geringerer,  als 
dqr  Vtzcpräsideitt  Puiwlie,  he&dmtfrte 
sidl  in  seiner  F.tatsrcdc  über  die  geringe 
Aufaicrküanikea,  die  der  Reichskanzler 
den  Reden  der  nichtsozialdemokratischen 
Abgeordneten  schenke.  Alle  Anfragen 
von  dieser  Seite  blieben  unl>eachtet  und 
tnibeantwortot.  Ist's  schliesslich  ein 
Wunder?  F.ino  Reichstagsmajoritiit.  an 
deren  Spitze  ein  m  Ehrfurcht  ersterben- 
der Präsident  steht,  ist  so  zufrieden, 
nach  den  Winken  von  oben  einschwenken 
zw  dürfen,  dass  die  Regierung  wirklich 
nicht  nötig  hat.  den  Wünschen  und  An- 
fragen dieser  Majorität  besondere  Be- 
achtung zu  schenken.  Für  sie  heissl  die 
Parole:  Parieren!  Dass  dies  oberster 
Grundsatz,  suprema  lex,  für  jedweden 
Reichsbürger,  mag  er  Minister,  Abgeord- 
neter, General  oder  Untertan  sein,  das 
hat  ja  der  Kriegsmioister  von  Einem 
noch  besonders  dem  Reichstag  ztt  Ge- 
müte  geführt,  indem  er  die  Pflicht  des 
stummen  Gehorsams  proklamierte  —  zu- 
nächst  und  ausgesprochen  für  die  hohen 
Generale,  imausgesprochcn  al>er  sicher- 
lich anch  für  das  tieferstehende  Zivil. 
Selbst  gut  bürgerliche  Pressorgane  re- 
monstrieren i;c!?en  dieses  System  der 
Heranzüchtung  eines  förmlichai  Byzan- 
tiiumus.  Mit  Unrecht.  Sie  mögen  sich 
beim  Reichstag  und  ihrem  Präsidenteti 
bedanken,  wenn  solche  Grundsatze  heut- 
zutage nicht  nur  geübt,  sondern  laut  und 
ungeniert  vor  der  deutschen  Volksvertre- 
tung proklamiert  werden  dürfen. 

X    X 

Kfalgsblgsr  BEI  der  Bespn-clning  der 
freisinnigen  Interpellation 
Über  den  Königsberger  Ge- 
heimbundsprozess  meinte  der  Justiz- 
minister Dr.  Schönstedt,  die  bürgerliche 
Pitsse  habe  durch  ihre  Kritik  an  diesem 
Proze&s  den  Triumph  der  Sozialdemo- 
kratie erhöht-  Es  ist  zwar  sehr  anzuer- 
kennen, dass  der  Justizminister  einen 
Triumphder Sozialdemokratie  in  der.'\ifäre 
eingesteht,  er  irrt  aber,  wenn  er  meint,  dass 
dieser  durch  die  bürgerliche  Presse  er- 
höht worden  sei.  Wenn  der  ursprüngliche 
Triumph  noch  gesteigert  wurde,  so  ist 
dies  ausschliesslich  durch  die  Antwort 
des  Justizministers  selbst  auf  die  frei- 
stnntge  Interpolation  geschehen;  sie  hat 
die  Justisblamage  im  Königsberger  Pro- 
zess,  wie  sich  die  bürgerliche  Presse  aus- 
druckte, vollends  besiegelt  In  aller 
Harmlosigkeit  gab  der  Minister  die  un- 
erhörten Missgriffe  zu,  die  sich  die  Justiz 


in  diesem  Falle  geleistet  hatte.  Dass  die 
Justizbehörde  i»  Königsberg  mit  den 

tuigenauen  und  unzureichenden  Über- 
setzungen des  russischen  Generalkonsuls 
gearbeitet  habe,  dass  die  Staatsanwalt- 
schaft und  die  Richter  den  in  Frage  kom- 
menden Text  des  russischen  Strafgesetz- 
buches nicht  kannten,  das  zeugt  ja  von 
leichten  l' ersehen,  aber  wo  in  aller  Welt 
kann  man  von  einer  Justizbehörde  ver- 
langen, dass  sie  erst  gewissenhaft  prüfen 
müsse,  ob  ein  Verdächtigter  auch  wirk 
lieh  sich  gegen  einen  Paragraphen  de.s 
Strafgeselzes  vergangen  habe !  Mit  wel- 
cher Gemütlichkeit  Justizsachen  in 
Prcussen  überhaupt  behandelt  werden, 
dafür  zeugt  eine  Episode,  deren  Kennt- 
nis wir  auch  Herrn  Schönstedt  ver- 
danken. Während  die  Angeschuldigten 
schon  in  Untersuchungshaft  sassen,  png 
dem  Justizministerium  die  Anklageschrift 
der  Königsberger  Staatsanwaltschaft  m. 
auf  Grund  deren  es  dem  Justizministe- 
rium leicht  möglich  gewesen  wäre,  nodi 
vor  Eröffnung  des  Hauptverfahrens  rek- 
tifizierend einzugreifen.  Die  Anklage- 
sclirift  wurde  auch  dem  zuständigen  Re- 
ferenten zugewiesen.  Aber  —  ntm  höre 
und  bewundere  man  die  Gewissenhaftig- 
keit der  preussisdien  Justiz!  —  der  Re- 
ferent konnte  die  Anklageschrift  nicht 
mehr  genau  durchsehen,  weil  er  seinen 
Soninierurlaub  antreten  musste.  Das  ist 
eine  für  den  Herrn  Minister  offenbar 
so  gewichtige  F"ntschuldigimg,  dass  er 
gar  kein  Verständnis  dafür  hat,  dass 
c^  noch  Menschen  gibt,  die  der  An- 
sicht sind,  wichtige  Dinge,  bei  denen  es 
sich  um  Freiheil  und  Ehre  von  preussi- 
sdien Staatsbürgern  handelt,  müssten 
unter  allen  Umständen  und  mit  griisster 
Beschleunigung  erledigt  werden.  Wenn 
nach  solchen  Maximen  schon  die  oberste 
Justizbehörde  arln-itet.  wie  mag  da  erst 
die  Geschäftsbehandlung  der  Prozesse  in 
den  unteren  Instanzen  sein!  Nimmt  man 
noch  hinzu,  dass  der  Minister  zu  der 
noch  schwebenden  Rechtsfrage  zu  Un- 
gunsten der  Angeklagten  Stdltuig  nahm, 
so  kann  man  verstehen,  wie  erfolgreich 
für  die  Sozialdemokraten  die  Stellung- 
nahme des  Justizministers  ztm  Königs- 
berger Prozess  war.  Der  Minister  meinte, 
wir  wollten  ihn  mit  Schimpf  und  Schande 
davonjagen.  Fallt  uns  gar  nicht  ein: 
die  Propaganda,  die  er  für  uns  macht, 
kann  von  der  Sotialdemakratie  gar  tucfat 
hoch  genug  etngeadiitit  werden. 
X  X 
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KnM  Ckrontk  AM  2t.  November  erfolgte 
in  Detmold  die  Vereidi- 
gung des  1  i  p  p  e  sehen 
Truppenkontingents  auf  den  Grafregen- 
ten. X  Der  Reichstag  nahm  am  29. 
November  seine  Sitzungen  wieder  auf. 
X  Das  preussische  Herrenhaus 
feierte  am  30.  November  sein  sojährigcs 
nestchcn.  X  In  (tcr  Rcichstags- 
nachwahl  im  Kreise  Schwerin- Wis- 
mar am  3.  Dezember  siegte  der  national- 
liberale  Kandidat  Büring  über  den  Sorial- 
dc-rtiokraten.  moHMoeALwai 

Sozialpolitik 

Arbelterverhält-MIT  den  Verhaltnissen  der 
■mt  Utirenfabrtkarbel- 

t  f  r  beschäftigt  sich  Dr. 
Heinrich  Feuerstein  in  einer  peinlich 
sorgfältigen  sozialökonomischen  Unter- 
suchung Lohn  und  Haushalt  der  Uhren- 
jabrxkarbeiter  des  badisclu:n  Schwars- 
uiUds  /Karlsruhe,  Brannsche  Hofbuch- 
(Iruckcrci/.  Dr.  Fi-nerstein  stellte  fest, 
dass  unter  Zugrundelegung  einer  an  das 
Existenzminimum  grcnzendenl 
Konsungrösse  die  Löhne  durchweg  zu 
niedrig  waren  und  hc\  2.1  BudRctaufstel- 
lern  sich  im  Durchschnitt  sogar  40% 
unter  der  zu  verlangenden  Höhe  hielten. 
Es  besteht  nach  Feuerstein  eine  eigen- 
tümliche Lohnverkettung  zwischen  dem 
Familienvorstande  und  seinen  in  der 
gleichen  Fabrik  beschäftigten  Angehöri- 
gen. Der  Fabrikant  sieht  die  gesamte  er- 
werbsfähige Familie  als  ein  einheitliches 
Attsbeutungsobjekt  an.  Dr.  Feuerstein 
1>e\vcist  dieses  tatsächlich  bestdiende  Ver- 
hältnis zahlenmässig  an  der  Hand  der  Ar- 
beiterbudgets. Durch  den  ungeschrie- 
benen Familienvertr.-ig  legt  der  Arbeit- 
geber bei  der  Lohnabrechnung  für  die 
Familie  als  solche  ein  Lohnmaximum  zu 
Cnmde  und  nimmt  dann  an  den  Einzel- 
luhnen  entsprechende  Abstriche  vor.  »wo- 
bei er  der  Frau  gegenfiber  die  Mitarbeit 
des  Mannes,  dem  Manne  gegeniiht-r  den 
Mitverdienst  der  Frau  und  der  Kinder  in 
Abcug  bringt«.  Die  Arbeiterin  —  dies«- 
Feststellung  Dr.  Feuersteins  i>.t  sozial- 
politisch sehr  werlvoll  —  erhalt  für  dic- 
.selbe  Arl)citsleistung  durchgängig  gerade 
die  Hälfte  des  Männerlohnes.  Der  .Ar- 
beitstag eines  starken  Drittels  der 
Schwarzwälder  Uhren fabrikarbeiter  er- 
reicht erst  an  der  physischen  Un- 
möglichkeit seine  Grente.  Dr. 
Feuerstein  befehdet  das  in  der  Uhren- 
fabrikation  herrschende  absolutistische 


System  und  legt  mutig  eine  Lanze  für  ein 
konstitutionelles  Fabriksystem  ein.  In 
der  Feuersteinschen  Arbeit  findet  sich  eine 
ganze  Reihe  feiner  theoretischer  Bemer- 
kungen über  das  Lohnproblem,  über  die 
Methodik  der  statistischen  Lohner  fas- 
sung  und  über  die  Aufstellung  von  Ar- 
beiterbudgets. 

X  X 
DiaRstinIdeheB-  DIE  sozialen  Verhältnisse 
grossstädtiscfaerDienstmid- 

chcn  erheischen  dringend 
eine  grundstürzende  Reform;  denn  nach 
der  treflFlichen  Schrift  von  Martha  Mar- 
quardt Drr  Beruf  der  zveiblichcn  Haus- 
angestellten und  seine  Forderungen  waren 
von  den  16S9  Mädchen,  die  in  Berlin  vom 
März  1000  bis  März  1901  unter  sitten- 
polizciliche  Kontrolle  gestellt  wurden, 
1026,  das  hei.sst  60%  derselben,  aus  dem 
Dien?tbotenl>erufe  direkt  oder  indirekt 
hervorgegangen.  Von  den  in  den  preussi- 
schen  Hcilanstaltoi  bdianddten  115» 
weiblichen  veneri.schen  Personen  waren 
5489  Prostituierte  und  2504  Dienstboten. 
In  der  Statistik  der  geschlechtskranken 
weiblichen  I'crsonen  folgen  die  Dienst- 
mädchen direkt  auf  die  Prostituierteru  Ein 
Drittel  aller  unehelichen  Kinder  im 
Deutschen  Reich  entfallen  im  Jahre  1900 
auf  Dienstboten.  Es  bildete  sich  1899-1900 
auf  paritätischer  Grundlage  der  Verein 
Berliner  Diensthtrrschaftcti  und  Dienst- 
angestelUen.  Dieser  Verein  ging  im  März 
1904  in  ein^n  l' ereilt  für  die  Interessen 
der  HausongestcUten  auf.  »Den  letzten 
Schritt«,  so  schreibt  die  klar  den  Inter- 
essonkoiirtikt  zwischen  Herrschaften  und 
Dien^tboteu  erfassende  Frau  Marquardt, 
»muss  die  junge  Oi^rmisation  noch  tun, 
indem  sie  sich  für  rein  gewerk- 
schaftlich erklärt.  .  .  .« 
X  X 
PrOStltattoa  DIE  Missstände  de-  deut- 
schen Prostitutionswesen-s 
enthüllt  die  Denkschrift 
über  das  Bonlcllwcsen  in  Deutschland, 
die  im  Auftrage  des  Bundes  deutscher 
I  rauettvertine  von  Katharina  Scheven - 
Dresden  verfasst  worden  ist.  Die 
Enquete  der  Frauenvereine  über  das 
deutsche  Bordellunwesen  bringt  Mittei- 
lungen über  die  Prostitutionsverhältnisse 
von  162  deutschen  Städten.  Es  bestehen 
Bordelle  in  Augsburg.  Bayreuth.  Bam- 
berg, Annaberg,  Bremerhaven,  Freiburg 
i.  B.,  Fürth.  Hagenau.  Meefane.  Meissen. 
Mcmel.  Metz,  Reichenbach.  Diese  Siati- 
tik  ist  lückenhaft.    Wir  vermissen  zum 
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Beispiel  in  <fieser  Statistik  Magdebtif^ 

«rter  den  Bordcllstädtcn.  Die  Lokali- 
sation der  Prostitution  in  sogenannten 
Bord^lthtusen  ist  dnrdigefiUirt:  in  Al- 
tena. BramischweiR,  Cottbus,  Crefeld, 
Dessau,  Düsseldcn-f,  Bremen,  Matiu,  Lü- 
beck, Geestemünde.  Halle  a.  S..  Rastatt, 
W't-is-enfcis,  Weimar  etc.  Unter  den 
liordellmädchcn  befinden  sich  —  das  sit- 
tenlose Frankrddl  duldet  einen  derartigen 
Skatulal  nicht  —  zahlreiche  Min- 
derjährige. >In  Sachsen,  wo  nocli 
kdn  Fürsorgeerziehungsgesetz  besteht, 
werden  fast  überall  die  Mädchen  von  l6 
Jahren  an  zwangsweise  der  Kontrolle  un- 
terstellt, und  in  Leipzig  erlaubt  die  Poli- 
zei b^anntlich  den  Eintritt  Minderjäh- 
riger in  die  Bordelle.  Eine  Ausnahme 
machen  die  Städte  Döbeln,  .Mccrane  und 
Plauen.  In  Bayern  werden  ebenfalls  keine 
Minderjährigen  eingeschriebett.  In  Bar 
den  scheint  es  der  Diskretion  der  Pdüxä 
anheimgegeben  zu  sein,  wie  sie  sich  zu 
dieser  Frage  stellen  will.  Mannhetm 
j-chreiht  Minderjährige  von  i8  Jahren  ein, 
frei  bürg  und  Baden-Baden  überhaupt 
ntdit« 

DAS  Prostitutionswesen  Dt  lilands  er- 
örtern regelmässig  der  AboUttonist  (Re- 
daktiMi:  Katharina  Scheven),  die  Zeit' 
sehrift  für  Bekämpfung  der  Geschlcchts- 
krankkriten  (Redaktion:  Dr.  Blaschko) 
tmd  die  MitUUvngen  der  Deutsehen  Ge- 
sellschaft rur  nekii!nf>funR  der  Gc- 
schlechtskrankhetten  (Redaktion :  Dr. 
Blaschko).  Die  rührigen  abolition istischen 
Frauenkreisc  Deutschlands  veröfTcntüch- 
tcn  unter  anderni  folgende  Flugschriftcni : 
Die  Übel  der  Reglementierung  der  Pru- 
SlitUtion  von  Katharina  Scheven ;  Die 
gesundheitlichen  Gefahren  der  Prostitu- 
tion von  A.  Pappritz;  Warum  erachtet 
die  Föderation  die  Prostitution  nicht  als 
strafbares  l'ersiehen?  Sehr  verdienstlich 
ist  die  von  abolitionistischen  Kreisen  aus- 
gehende HerausRalx:  der  epochemachen- 
den Schrift  der  Frau  J  o  s  e  p  h  i  n  e  But- 
ler Zur  Geschichte  eines  grossen  Kreuz- 
igt /Dresden,  Böhmert/.  interessante 
Einblicke  in  das  Leben  und  Treiben  der 
Berliner  Prostitution  bringt  Hans  Ost- 
wald im  I.  Bändchen  der  Grossstadt- 
dokumente /Berlin,  H.  Seemann  Nachfl./ : 
Dunkle  Winkel  in  Berlin. 
DER  Rettung  der  Prostituierten  la- 
gen bis  vor  kurzer  Zeit  die  dnrdiwegvcm 
der  Inneren  Mission  Rc^chafFenen  Ret- 
tungshäuser ob.  Nach  der  vom  Zentral- 
hcrauagcgebetien  Statistik  der 


Inneren  Mission  der  dentsehen  evangeli- 
schen Kirche  /rgoo/  haben  >2j  127  Per- 
sonen die  Wohltat  eines  christlichen  Hau- 
ses erfahren«.    Das  erste  Rettungsasyl 

wurde  1821  aus  den  Überschüssen  der 
Meretrixengelder  der  Hamburger  Bor- 
delle geschaffen.  Seit  einigen  Jahren  be- 
treibt die  Heilsarmee  das  Rettunpswerk 
an  Prostituierten  im  grossen  Umfange. 
Nach  ihrer  Flugschrift  FAn  Beitrag  zur 
Lösung  der  sozialen  Frage  besass  die 
Heilsarmee  115  Rettungshäuscr  für  gefal- 
lene Mädchen.  »Durch  diese  Rettungs- 
häuser gingen  bis  heute  22  500  Mädchen 
und  Frauen.  Von  dieser  Zahl  erwiesen 
sich  nach  einer  Probe  von  3  Jahren  silica 
70%  als  zufriedenstellend.« 
X  X 
VenmwdartHft  DIE  Notwendigkeit  der 
Berufsvormundscliaft  pre- 
digt sehr  eindringlich  die 
sozialpolitisch  so  bedeutsame  Arbeit  Dr. 
O.  Spanns  Die  Stiefvaterfamilie  unehe- 
lichen Ursprungs  /Berlin,  Reimer/.  An 
der  Hand  der  Daten  der  Militärstanun- 
rolle  Frankfurt  a.  M.  wies  Dr.  Spann 
nach,  dass  die  unehelichen  Stiefkinder  in 
Bezug  auf  ihre  korix-rlichen  Verhältnisse 
( Militärtauglichkeit J  und  in  Bezug  auf 
ihre  beruflichen  Verhältnisse  den  ehe- 
lichen gleulun  Standes  im  wcsmtlichen 
gleidbkommen,  dass  aber  jene  Unehelichen, 
welche  nur  unter  Obhut  ihrer  Mutter  her- 
anw.iclwn,  geradezu  crschrerkende  Ver- 
hältnisse in  Bezug  auf  ihre  körperliche 
Tüchtigkeit  (Tauglichkeit)  und  ihre  be- 
rnfürlic  .'Xii^hildung  zeigen.  An  die  Un- 
tersuchungen Dr.  Spanns  knüpfte  Dr.  Chr. 
Klumker,  Direktor  der  Zentrale  für  pri- 
vate  Fürsorge,  ein  Nachwort,  in  dem  er 
die  wichtige  sozialpadagogischc  Forde- 
rung aufstellte:  die  Generalvormundschaft 
darf  nicht  im  4.  oder  6.  Leluii-,' ;dire  des 
Kindes  entien,  wie  dies  gegenwciiiip  meist 
gefordert  wird,  sondern  rauss  bis  zur 
Volljährigkeit  währen.  In  Leipzig  hatte 
nacli  dem  städtischen  Verwaltungsbericht 
über  das  Armenwesen  der  Stadt  Leipzig 
im  Jahre  1902  der  Stadtrat  Hentschel  die 
Generalvormundschaft  über 
3441  Kinder  des  Zichkinderamtes.  Dem 
(jeneralvorround  glückte  vielfach  die  Her- 
anziehung der  unehelichen  Väter  zum  Un- 
terhalt der  Kinder.  Im  Jahre  1901  zahlten 
die  Väter  für  1821  von  2960  Kindern.  Im 
Jahre  1902  trugen  allein  durch  Vermitte- 
lunp  des  ZirlikintUranites  56*)  Väter  zum 
Unterhalt  der  Kinder  bei,  und  für  88 
Bänder  wurde  der  Unteriialt  aus  den 
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Zinsen  der  vom  Vater  gezahlten  Abfin- 
dungssumme bestritten. 
X  X 
POnorBSerzle-  DIE  Mängel   der  preussi- 
^•■i  sehen  Fürsorgeerziehung 

sind   wiederholt    in  den 
Kreisen  der  Sozialpolitiker  und  Verwal- 
tungsl)eamten  zur  Sprache  gebracht  wor- 
den.   Die  Kriminalität    der  jugendlichen 
Personen  steigrt  und  steigt.    1899  wurden 
in  Prelis  seil  27  820,   igoi  dagegen  schon 
30007  jugendliche  Personen  straf recht- 
Ttch  verurteilt.    Es    wurden    1902  auf 
Grund      des      preussischcn  Fürsorge- 
crzichungsgesetzes  6196  Zöglinge  der  Für- 
sorgeerziehung in  IVeussoi  öberwiesen. 
Es  waren  unter  den  Zögtingen  1885  oder 
30,4  %    bevormundet.    196  oder 
%  in  Pflegsdiaft.    Die  von  der  Straf- 
anstaltsverwaltung in  Berlin  herausgegc- 
l)cne  Statistik  iihrr  Hie  rUrsorgecrzichutig 
Mhtdtrjährigct  und    über    die  Zwangs- 
crsichung  Jugcndlidicr  sagt  wurtÜch.  die 
grosse  Zahl     der    unter  \'ormuiulschaft 
Mder  Pflegschaft  Stehenden  weise  darauf 
hin.  »dass  die  Vormundschaft  den  Kindern 
nicht  den  nötigen  Schutz  gewahrt  hat«. 
Gerichtliche  Urteile  —  zum  Beispiel  das 
Kammergerichtsurteil  vom  8.  Juli  1901  — 
haben   die  Wirksamkeit   des  Fürsorge- 
gesetzes  noch    eingeschränkt.    In  einem 
vortrefflichen  Aufsatze  in  dem  Werkschen 
Ausbildungskurse  in  der  Fürsorgearbeit 
lff04  /Frankfurt  a.         Zctitralc  für  pri- 
vate Fürsorge/  behandelt  Referendar  W. 
Polligkett,   Vorstandsmitglied   der  Zen- 
trale, die  Stellung    der  niimltTwcrtigcn 
Kinder  in  der  modernen  Gesetzgebung. 
Er  kommt  in  seiner  Abhandlung  zu  dem 
Schhiss:  »In  Preiisscn  hat  sich  das  Kam- 
mcrgericht  auf  den  Standpunkt  gestellt, 
dass  Fürsorgeerziehung  erst  dann  ange- 
ordnet werden  dürfe,  wenn  hesondcrc  er- 
ziehltclie  Massnahmen  nötig    seien  und 
alle  anderen  Mittel  zur  Erziehung  ver- 
sagten.   So  engherzig  diese  Auffassung 
jemandem  erscheinen  mag,  so  ist  sie.  rein 
juristisch  genommen,  unanfechtbar.  Soll 
hier  eine  Reform  den  tatsächlichen  Be- 
dürfni.ssen  abhelfen,  so  rauss  sie  im  Wege 
einer  Gesetzesänderung  erfo^en.« 
X  X 
KtadsntlMt    DIE  gewerbliche  Beschäf- 
tigung der  Kinder  hat  in 
Breslau    die  Kinder- 
schutzkommission  der  Lehrer  durch  Er- 
mittelungen vom  18.  Dezember  190,^  und 
vom  3.  März  1904  festzustellen  gesucht. 
Die  Zäthi  der  besdiäftigten  Kinder  betrug 


nach  der  Ernutlelung  vom  18.  Dezember 
1903  4205.  Zur  genauen  Beleuchtung  des 
nachteiligen  Einflusses  ungeeigneter  und 
übermässiger  Kinderarbeit  wurden  die 
Verhältnisse  von  4191  Kindern  heran- 
gezogen. Unter  den  4 191  Kindern,  welche 
in  der  Ermittelung  als  beschäftigt  aufge- 
nonim«  n  worden  waren,  war  l)ei  1609 
Kindern,  das  sind  zirka  38%,  ein 
nachteiliger  Einflnss  erkenn- 
bar. Der  nachteilige  Einfluss  war  erkenn- 
bar: i.  in  körperlicher  Beziehung  bei  593 
Kindern,  2.  hinsichtlich  des  Schufbesuchs 

a)  durch  Zuspätkommen  bei  71  Kindeni. 

b)  durch  Versäumnis  des  Unterrichts  bei 
56  Kindern.  3.  hinsichtlich  der  Anferti- 
gung der  Hausaufgaben  bei  492  Kindern. 
4.  hinsichtlich  der  Leistungen  in  der 
Schule  bei  760  Kindeni.  5.  in  sittlicher 
Beziehung  hei  41  Kindern.  Gegen  das 
Kinderschutzgesetz  konnte  die  Kmder- 
schutzkommission  der  Lehrer  die  gröbsten 
Verflösse  konstatieren.  Fs  haben  zum 
Bci.spiel  »mindestens  700  Kinder  in 
Widersjirncli  zu  der  geset/Iiclien  Bestim- 
mung die  Lösung  der  Arbeif^kartc  unter- 
lassen oder  sogar  die  Tätigkeit  ausgeübt, 
obgleich  sie  noch  nicht  12  Jahre  alt 
waren.«  Die  Ermittelungen  der  Breslauer 
Kinderschutzkommission  der  Lehrer  sind 
unter  den>  Titel  Bericht  über  die  Fest- 
stellungen, betreifend  die  gewerblich  be- 
sehäftigten  Breslmter  Votkssekutkindtr, 
\on  Karl  Fischer  /Breslau,  Priebatsch/ 
erschienen. 

X  X 
Sehtafglng«»  ('RER  das  Schlafgänger- 
wsssn  wcscn  in  den  Rheinlandeu 

trägt  der  soeben  erschienene 
Jahre.shcrichf  des  Rhcinisehcn  l'eirins 
cur  Förderung  des  Arbeiterwolmungs- 
wesens  für  1903-1904  zahlreiche  Tatsachen 
zusaiiunen.  In  Essen  hatten  nach  einer 
Erlul)ung  Dr.  Wiedteldts  2599  Haushal- 
tungen oder  7.1%  sämtlicher  Wohnungen 
7851  Schlafgänger,  im  Durchschnitt  3 
Schlafgängcr  auf  den  Haushalt,  während 
ausserdem  noch  1577  Hattshalttuigen 
(3%)  2941  .\ftermicter  hielten,  worunter 
wahrscheinlich  auch  noch  Schlafleutc 
stecken.  In  Cöln  waren  im  Jahre  1890 
3671  Schlafgänger  oder  1.30%  der  Bevöl- 
kerung vorhanden.  1900  dagegen  7854 
Schlafgänger  oder  2,2%  der  Picvolkerung. 
Es  vermehrten  sich  also  die  Schlafgänger 
um  114.2%.  In  Elberfeld  kommen 
auf  100  Einwohner  im  Durchschnitt  2 
Schlafgänger  und  0.9  Einmieter.  Mei- 
derich wies  auf  ^e  gesamte  Bevölke- 
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rung  3^%  Schlafginger  aul  In  jcwei 
Jahren.  ig02  und  1903,  vermehrten  sich 
<iic  Schlafgängcr  um  33,7%.  Es  gewähr- 
ten 1389  Kost-  und  Quartiergeber  in 
Düsseldorf  4148  Personen  beiderlei 
Geschlechts  Unterkunft.  Es  kamen 
durchschnitth'ch  3  Personen  auf  1  Quar- 
tier beziehungsweise  2  auf  je  100  der  Hc- 
völkenmg.  Obvrhausen  gar  hatte 
auf  io  !oo  Einwohner  schon  7  ?  Ki^;-  iir.fl 
Quartiert^anger.  Bei  einer  Revi.sioii 
Kostgangerquartiere  Oberhauseiis  im 
Jahri-  1903  wurden  allein  22.3%  der  Quar- 
tiere bean&tandet  und  i  p^j  %  der  Quar- 
tiergeber wegen  Übertretung  der  PoIixH- 
verordnunp  b  e  4  t  r  a  f  t.  In  den  Indus- 
triezentren des  Rlieiniands  nimmt  das 
Schlafgängerwcsen  in  einem  bedenklichen 
Umfang  zu  und  zeitigt  dort  dir  schwer- 
sten Miüsstände  in  hygienischer  und  sitt- 
Itdier  Hinsicht. 

X  X 
Krukanvertl*  ZWEI  Dezeiniien  Kranken- 
Versicherung  sind  nun  über 
Deutschland  dahingegangen. 
E«'  war  sicher  kein  sozialpolitischer 
Schwarmgeist,  der  an  der  Wiege  der 
deutschen  Krankenversicherung  stand. 
Diese  Versicherung  war  ursprünglich  nnr 
als  eine  Ergänzung  (Icr  Armenptk'gc  ge- 
dacht. Am  I.  Januar  1885  waren  im 
Detitsdien  Reiche  3  727  231  Personen  ver- 
sichert, am  1.  Januar  1901  dagegen 
9087  711.  In  diesen  Ziffern  sind  nicht  die 
versicherten  Mitglieder  der  Kttai»|>sehafts- 
kasscn  cnthnlt^Ti.  Die  Krankenkassen- 
Verwaltungen  der  ersten  Zeit  hoben  ihren 
Blick  katmi  Ober  die  irmtidien  Mindest- 
leistungen des  Krmktnvcrsicherungs- 
gesetzes  hinweg.  i'-r>i  nach  und  nach 
richteten  sie  ihre  Augen  auf  höhere,  im 
Rabmen  der  Versicherung  liegende  so- 
zialhygnctiischc  Ziele.  Die  Krankenkas.sen 
«iniger  Grossstädte  schufen  die  Familien- 
versicherung, sie  förderten  die  moderne 
Heilstättenpflegc  für  Schwinfl^nrhtige. 
sie  errichteten  Sanatorien  und  Gt  luMings- 
heime.  Sie  schlössen  sich  begeistert  den 
grossen  Volksbewegungen  für  die  Be- 
kämpfung der  Tuberkulose,  der  Ge- 
schlechtskrankheiten und  des  Alkoholis- 
mus an.  Sic  riefen  hygienische  Vor- 
Icsungskursc-  für  ihre  Mitglieder  ins 
Leben.  Im  Dienste  der  Krankbeitsver- 
hütung  spurten  sie  den  Ursachen  der  Ge- 
werbekrankheiten nach  und  wirkten  in 
Berlin,  namentlich  aber  in  Strassburg 
i.  Eh  an  der  Wohanttgareform  emsig  mit. 
Wenn  wir  heute  dne  Heralmünderang 


der  Volkssterblichkcit  konstatieren  kön- 
nen, so  müssen  wir  für  diese  erfreuliche 
Tatsache  zum  Teil  den  Einfluss  der  deut- 
schen Krankenversicherung  in  Rechnung 
stellen.  Mit  Recht  schrieb  die  Sächsische 
Arbriierseihtng  vor  kurzem:  >Heute 
kann  es  sich  für  die  Arbeiterschaft  nicht 
mehr  für  oder  gegen  die  Krankenver- 
sicherung handeln,  sondern  ledifl^ich  um 
ihre  grundliche  Verbessernng.« 

X  X 
lavalMMVVfw  t>ER  Einfluss  der  Ver- 
•••fcWUii  sicherten  in  den  Landcsver- 
sicherungsanstalten  ist  sel- 
ten in  der  Arbeiterpresse  zum  Gegenstand 
einer  Er()rtertinp  Rcmacht  worden.  Am 
15.  November  1904  benct  nun  der  Aus- 
schuss  der  Berliner  Stadtverord- 
nctcnversammlung  eine  Magistratsvor- 
lagc,  die  ein  neues  beamtetes  Vorslands- 
miti^ied  in  den  Vorstand  der  Landesver- 
sicherungsan^talt  Rellin  einsetzen  wollte. 
Die  An.stalf  Berlin  wurde  sich  sodann 
vier  beamteter  Vorstandsmitglieder  er- 
freuen, während  die  über  400000  Ber- 
liner Versicherten  nur  durch  2  Vor- 
standsmitgliedeer  vertreten  sind.  Die 
Versicherungsanstalten  Bayerns  haben 
bis  heute  durchweg  nur  ein  beamtetes 
Mitglied  im  Vorstände.  Der  Schwer- 
punkt der  Verwaltung  liegt  in  Bayern 
also  in  den  Vertretern  der  Arbeiter  und 
Arbeitgeber.  Die  preus  tischen  Landes- 
vcrsicherungsanstalten  sind  in  der  Zu- 
sammensetztmg  ihrer  Vorstände  durchw^ 
Beamtenkörperschaften,  die 
bayerisdien  dagegen  Selbstverwal- 
tangskörper  Schaf  ten.  Den  Ver- 
sicherten erwächst  nun  die  Aufgabe,  die 
Vcrfas-sungen  der  Landesversicherungs- 
anstalten «1  demokratisieren.  Die  Ver- 
treter der  Arln-iier  und  .Arbeitgeber  im 
Ausschuss  der  Landcsvcrsicherungsanstal- 
ten  haben  tiaeh  $  70  dos  Invalidcnvcr- 
sichertinpsp;eset;'es  die  Zahl  der  dem  Vor- 
stand angcluireiuien  Vertreter  der  Ar- 
beitgeber und  der  Versicherten  zd  be- 
stimmen. Die  Regelung  der  Befugnisse 
des  Vorstandes,  namentlich  des  Vorsitzen- 
den, liegt  cl)enfalls  in  der  Hand  des  Aus- 
schusses. Der  Ausschuss  kann  seine 
Rechte  gegenüber  dem  Vorstand  erwei- 
tem und  sehr  wichtige  Vorstands- 
geschäfte dem  Gesamtvorsund  imd  nicht 
dem  beamteten  Vorsitzenden  übertragen. 
D.AS  Heilverfahren  der  Landcsvcrsichc- 
rtmgsanstalten  ist  ja  in  den  letzten  Jahren 
erblich  erweitert  worden.  J^ilge  An- 
stalten gehen  allerdings  im  Schritt  der 
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Krähwiiikder  Landwehr  vorwärts.  Die 

I-andesversicheningsanstalt  Schles- 
wig-Holstein erstreckte  1903  das 
Heilverfahren  auf  nur  16  Personen  mehr, 
als  im  Vorjahr,  im  Jahre  1902  auf  913 
Personen,  im  Jahre  1904  auf  929  Per- 
sonen. Die  Landesversicheningsanstalt 
Elsass-Lothringcn  tat  in  diesem 
Jahre  einen  bedeutend  tieferen  Griff  in 
ihre  Kasse  zu  gunsten  der  erkrankten 
Versicherten.  Sie  verausgabte  im  Jahre 
1903  169023,26  M.,  im  Jahre  1902  gab  sie 
nur  ii7  047,<:>8  M.  aus.  Im  Jahre  1903 
kam  das  Heilverfahren  718  Personen, 
1902  dagegen  nur  493  Personen  zu  gute; 

X  X 
AUtobolfrage  DER  Kampf  g^gen  den 
Atkoholismus  ist  nun  eben- 
falls von  der  Sozialdemo- 
kratie tatkräftig  begonnen  worden.  Der 
sozialdemokratische  Parteitag  zu  Bremen 
hielt  diesen  K.impf  im  Interesse  des 
Fortschreitens  der  sozialdemokratischen 
Bewegung  »für  unbedingt  erforderlich«. 
Die  nihrige  I  *t)r:t'jr^d)iichhandlung  trat 
sofort  mit  einer  wirksamen  Propaganda- 
sdirift  gegen  den  Alkoholismus  hervor: 
j'llkoholfriifr  und  Arbeiterklasse  von  Dr. 
med.  Fröhlich- Wien  (5.  Heft  der  Ar- 
btitergesundktitsbihliothek).  Die  deutsche 
Sozialdemokratie  ist  somit  in  die  Fuss- 
stapfen der  österreichischen  und  belgi- 
schen Sozialdemokratie  getreten.  Van- 
derveldc  r.hinuc  schon  vor  Jahren  mit 
dem  Volksvoruricil  auf,  dass  der  Atkoho- 
lismus eine  rotwendige  Begleiterscheinung 
des  sozialen  Klcnds  sei.  F.r  wies  für  Bel- 
gien nach,  dass  mit  dem  Steigen  der 
Lehne  um  das  Dreifache  der  Schnaps- 
konsum um  das  Fünffache  stieg,  während 
sich  die  Bevölkerung  nur  verdoppelte. 
Eine  Erhöhung  der  Löhne  hat  sich  bis- 
her vielfach  in  eine  unverhältnismässig 
gesteigerte  Vermehrung  des  Alkoholver- 
brauchs  uiiij;esetz^.  In  England  geht 
die  National  Temperence  League  sehr 
erfblgreich  vor.  Sie  veröffentlichte 
jüngst  folgende  Flugschriften:  Nr.  10: 
Drink  und  trade  unionism,  eine  Rede  Dr. 
Fröhlich);  Nr,  11:  Drink  and  young  la- 
bour,  eine  Rede  Dr.  V.  .'\dlcrs ;  Nr.  12: 
Drink  and  socialism,  eine  Rede  E.  Van- 
derveldes. 

X  X 
Karze  Chronik  AM  29.  November  erfolgte 
die  Eröffnung  des  hadisdien 
Tuberkulösem  Upp- 
ums in  Karlsruhe  X  Am  30.  November 
kamen  die  Resolutionen   diss  Zentrums, 


der  Konservativen  und  Natioaalliberalen, 

die  sich  mit  der  Regelung  dCS  A  u  s  v  e  r  - 
kaufswesens  befassen,  im  Reichs- 
tag zur  Verhandliing. 
X  X 
Utaratar  Di  L  deutschen  Herbergen 
von  Hans  Ostwald 
{Sozialer  Fortschritt,  22. 
Heft)  /Leipzig,  F.  Dietrich/  Auszüge  aus 
dem  Werke  des  Autors  Die  Be- 
kämpfung der  Landstreicherei.  X  In  2.. 
vermehrter  Auflage  erschien  im  Verlag 
der  Buchhandlung  Voruiärls  der  Führer 
durch  das  InvalidenversicherungsgeietM. 
X  In  einem  schwungvollen  Wederuf 
l''on  der  Grundrcntcnhcimholung  /Darm- 
stadt,  E.  Roether/  bekämpft  Professor 
Staudinger  das  Bodenbesitzmonopol. 
IN  Nr.  21  der  l'nlkKcirt.u-'r.attHchen 
Blatter  wirft  Reichstagsabgeordneter  Dr. 
Pott  hoff  den  Einbemfem  des  Frank- 
fuiter  Wohniuigskongrcsses  vor:  »Sic 
wusstcn  nicht,  was  sie  wollten.«  X  Pro- 
fessor Lujo  Brentano  wünscht  in 
der  Münchener  Wochenschrift  Freistatt 
von  den  Erfahrungen  des  Wohnungskon- 
gresses den  Anstoss  zu  einer  kräftigeren 
Neuorganisation  aller  wahrhaft  national 
und  sozial  Denkenden  in  allen  Fragen  des 
öffentlichen  Lebens.        rain  muipfnicvaa 

Soxiato  Kommunalpolitik 

Prsuttischer  DER  prcussischc  Städtetag 
Stldtatag  tagte  am  6.  und  7.  Dezember 
zu  Berlin.  Seinen  Verhand- 
lungen sah  man  diesmal  mit  grosser 
Spannung  entgegen ;  war  doch  cm  dop- 
pelter Protest  gegen  die  von  der  staat- 
lichen Bureaukratie  untemomnunen  An 
griffe  auf  die  kommunale  Selbstverwal- 
tung zu  erwarten:  der  dne  gegen  die 
Eingriffe  ir»  die  Verfügungsrechte  der 
Gemeinden  über  die  von  ihnen  gebauten 
Schttlanstalten,  der  andere  gegen  die  Aus- 
dehnung der  Rechte  der  Poli/cihiliördcn. 
die  der  neue  preussische  Wohnungs- 
gesetzentwurf  brachte.  Man  kann  nicht 
gerade  lichauplcn,  da>-s  die  .\nordnung 
der  Vorträge  eine  glückliche  gewesen  ist : 
die  Erkruikung  eines  Referenten  tat 
denn  noch  das  ihre,  die  beabsichtigte 
Steigerung  in  den  Verhandlungen  abzu- 
brechen. Sicher  wäre  der  Städtetag  wir- 
kungsvoller gewesen,  wenn  er  den  e:-  .!-  '1 
Beratiingsgegen^tand  Das  Fluchtluiwn- 
Rcselz  und  die  mit  ihm  m  Verbindung 
stehenden  Bestimmungen  det  fzrtei^ 
nvngsgesetzes  von  der  Tagesordnung  ab- 
gesetzt und  sich  auf  die  beiden  anderen 
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Themata  beschränkt  hätte.  So  ^vichtig 
und  dringend  eine  Umgcstaliun;»  des 
Fluchtlinien-  und  de»  Enleicn»ufig-'^g-'>ct- 
zes  ist,  so  hätten  doch  die  wesentlich  tech- 
nischen FraRen,  deren  Bedeutung  für  die 
Bekämpfung  der  elenden  Wo'.uuinghzu- 
stimde  von  uns  ganz  gewiss  nicht  un:cr- 
schati-t  wird,  gcRcniibcr  den  hcidcn  ix)ii- 
tischen  Gegenstanden  besser  yuriick- 
gcstandcn.  Die  interessanten  Vortrüge 
der  RcftTcnfcn  fanden  nicht  die  Würdi- 
gung, die  sie  verdienten.  Ms  \va:-  daher 
du  beste,  dass  der  Städtetag  sich  nach 
kurzer  Debatte  dahin  einigte,  die  Reform- 
bedürftigkeil  des  Fluchllinienscsttzcs  iu 
kcnstatieren.  ohne  sich  in  die  Oi.<ikusston 
der  zahlreichen  Einzelheiten  zu  \erlieren. 
Nach  dem  Fluchtliniengesetz  kamen  dann 
Die  Rechte  der  Städte  in  ihren  Schulen 
zur  Verhandlung.  Selbst  bei  mildester 
Benrteilung  lässt  sich  nicht  behaupten, 
dass  die  Referate  oder  die  Verhandlungen 
atlf  der  Höhe  gestanden  hätten,  die  der 
Bedeutung  des  Gegenstandes  angemessen 
war.  Es  handelte  .sich  doch  nicht  allein 
um  das  von  der  Regierung  für  sich  in 
Anspruch  genommend  Verfügungsredit 
über  die  städtischen  Schulen  aucli  ausser- 
halb der  Schulstunden,  sondern  um  die 
viel  grSssere  Frage  der  konrniunalen  Ver- 
wahung  des  Schniwcscns.  und  zwar  nicht 
allein  der  äusseren,  sondern  ebensosehr 
der  inneren  Vjerwalttmg.  Es  kam  doch 
nicht  daran f  an,  festzustellen,  ob  der  Er- 
lass  des  Kultusministers  vom  17.  Novem- 
ber tgo3  fiber  die  Verwendtmg  der  Ele- 
mentarsohulrinme  durch  die  Gemeinden 
zu  anderen  Zwecken,  als  zu  denen  des 
Elementarunterrichts»  sich  innerhalb  der 
Grenzen  veralteter  Instruktionen  aus  dem 
Anlang  des  vorigen  Jahrhunderts  ge- 
halten hat  o<lcr  niclit.  Freilich  konnte 
aber  nur  neben}>ei  der  Nacinveis  geführt 
werden,  dass  sich  der  Minister  in  VVider- 
Simich  zu  den  Grundlagen  seines  Erlasses 
gesetzt  hahe.  da>s  ihm  nicht  einmal  auf 
Ginnd  der  veralteten  Instruktionen  das 
Recht  zu  solchen  EingrifTen  zustehe.  Der 
Kernpunkt  war  dies  aber  nicht.  Der  Re- 
ferent zitierte  das  Wort  Gneists  von  der 
Umkehrung  der  Gesetze  durch  die  Ver- 
waltung. Man  habe  heute  das  Gefühl, 
als  ob  dem  Staate  und  der  Schulbehörde 
fast  das  Gefühl  verloren  gegangen  sei, 
dass  in  dem  städtischen  Schulwesen  auch 
«in  Stück  Selbstverwaltung  stecke.  Er 
stellte  dann  die  Frage:  »Wird  der  Staat 
dieses  Empfinden  bei  dem  neuen  Schul- 
gesetz wiederfinden?«  Er  beantwortete 


sie  voll  Resignation:  »Der  Schnlkompro» 

miss  lässt  dafür  wenig  HoflTnung.  Auf 
die  konfessionelle  Schule  will  ich  nicht 
eingehen,  detm  dbs  ist  Politik.«  Von 
einer  Umkehrung  der  Gesetze  durch  die 
VerwaUung  kann  aber  keine  Rede  sein, 
da  es  ül>crhaupt  kein  Schulgesetz  gibt. 
Dieser  Mangel,  dieser  rechtlose  Zustand 
ermöglicht  es  der  staatlichen  Bureau- 
kratie,  das  ganze  Gebiet  des  Schulwesens 
für  sich  in  Anspruch  zu  nehmen,  es  nach 
ihrem  Ermessen,  nach  ilirer  Laune  zu 
reglementieren.  Wollte  also  der  Städte- 
tag die  Rechte  der  Gemeinden  schützen, 
so  inusstc  er  ein  Schulgesetz  verlangen 
und  aussprechen,  das.s  den  Gemeinden  die 
Verwaltung  des  Schulwesens,  die  äussere 
wie  die  innere,  auf  Grund  und  nach  den 
Bestimmungen  des-  Schulgesetzes  in 
eigener  Zuständigkeit  zukommen  müssen 
der  staatlichen  Bureaukratie  aber  nur  die 
Kontrolle  der  kommunalen  Schulverwal- 
ttmgstitigkeit  in  derselben  Weise,  wie  die 
Aufsicht  über  die  kommunale  Verwalttmg 
überhaupt  zustehen  dürfe.  Da.s  wäre  frei- 
lich Politik  gewesen  —  aber  wollte  man 
denn  die  Politik  von  den  Verhandlungen 
des  Städtetages  auv^rluiden?  Offenbar 
—  und  so  brachte  man  es  tatsächlich 
fertig,  die  grosse. Frage  auf  das  Niveau 
einer  juristischen  Interpretationsstreit 
keit  herabzudrücken.  Diese  Tatsache 
kommt  recht  deutlidi  in  der  saft-  und 
kraftlosen  Resolution  zum  Ausdruck,  die 
der  Stadtetag  gegen  eine  Stimme,  wohl 
die  des  Burgermeisters  von  Wdssenfels, 
eines  ausgemachten  So/ialistcntötcrs,  an- 
nahm. Glaubte  man  wirklich,  mit  ihr  den 
staatlichen  Aufsichtsbehörden  imponieren 
ZI!  können  ? 

DAS  Referat  über  den  preussischen 
Wohnungsgesetzentwurf  erstattete  Ober- 
bürgermeister Zweigert,  der  dariti  die  von 
ihm  schon  früher  an  anderer  Stelle  ge- 
übte Kritik  wiederholte..  Sein  Referat 
gestaltete  ^irh  /n  einem  '^oliarfcn  Angriff 
auf  die  staaliiche  Bureaukratie.  deren 
AufMcht  über  die  Bebauungspläne,  wie 
das  Berliner  Beispiel  zeige,  völlig  wert- 
los sein  würde.  Die  Regierung  könne 
sich  ja  doch  nur  auf  ihre  Organe  stützen, 
und  diese  Organe  seien  —  Schutzleute« 
Nachtwächter,  Polizeiwachtmeister.  Von 
diesen  würde  es  also  abhängen,  ob  das 
Bedürfnis  für  Slrassenbauten  tmd  Be- 
bauungspläne vorliege  I  Bitter,  aber  im 
wesentlichen  zuirelTeml.  Und  ebenso 
richtig  der  weitere  allgemeine  Satz:  »Die 
PoUid  ist  nicht  geeignet,  organisdie  kocn» 
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munale  Einrichtungen  zn  fördern.«  Auch 
was  der  Referent  gegen  die  Steuererleidi- 

terungen  ausführte,  (iiirch  die  der  Klein- 
wohnungsbau begünstigt  werden  soll,  ist 
unseres  Erachtens  durchaus  zutreffend. 
Scharf  tadehe  er  es,  dass  der  Entwurf 
vor  dem  Lande  und  dem  Gutsbezirke 
Halt  mache,  obwohl  die  Verhältnisse  dort 
ebenso  schlecht  sind,  wie  in  den  Städten. 
Die  kurze  Debatte,  die  keine  Erwähnung 
verdient,  endigte  mit  der  Annahme  der 
von  dem  Referenten  vorgcsrhlnpcnen  Re- 
solution, nacli  welcluT  das  Eingreifen  der 
Gesetzgebung  zur  Besdttgmig  der  anf 
dem  Gebiete  des  Wohnungswesens  herr- 
schenden Ucbcl stände  für  notwendig  er- 
klärt und  zugleich  anerkannt  wird,  dass 
die  in  den  Artikeln  4  und  5  des  GeseU- 
entwurfs  über  den  Erlass  von  Wohnungs- 
ordnungen und  über  die  Einfulinini;  einer 
kommunalen  Wohnungsbcaufsicluigung  ge- 
gebenen Vorschriften  als  eine  geeignete 
Grundlage  für  die  gesetzliche  Regelung 
gelten  können.  Den  vorgeschlagenen  Ab- 
änderungen des  Pluditlinien-  und  des 
Kommunalabgahcntresetzes  k('>nne  da- 
gegen nicht  zugcstnnint  werden,  da  die 
Beschränkung  der  Selbstverwaltung  die 
gr"'^'<tcn  Ik'detiken  erwecke  und  eine  ge- 
dcililiclic  Stadtecrwcilerung  gefährde. 

X 

WUrttembarol-  SEIT  Beginn  der  neuen 
sehe  Gemein-  Session  beschäftigt  sich  der 

deordnunfl  württembergische  Lamltag 
mit  der  Durchberatung  des  Entwurfes 
einer  neuen  Gemeindeordnung,  nachdem 

sich  eine  Kommission  dessellxjn  bereits 
monatelang  an  demselben  abgemüht  hatte. 
In  der  Kommission  waren  zahlreiche 
kleine  Änderungen  des  Regierungsent- 
wurfs vorgenommen  worden,  an  den 
grundlegenden  Bestimmungen  hatte  die- 
selbe nber  mit  sehr  wenigen  Ausnahmen 
festgehalten.  Die  eine  dieser  Änderungen 
bezog  sich  auf  die  Organisation  der  Gc- 
meindcbehürdai  in  den  kleineren  Ge- 
meinden. Hier  hatte  der  Entwurf  der 
Regierung  einen  anerkennenswerten  Fort- 
schritt gebracht.  Nach  bisher  geltendem 
Rechte  gibt  es  zwei  Körperschaften  bei 
der  Gcmeindeverwahung :  den  Genieinde- 
rat,  der  dtc  eigentliche  Vcrwaltungs- 
körperschaft  darstellt,  und  den  Bfirger- 
aosschuss,  der  als  Kontrollorgan  fungiert, 
zugleich  aber  bei  den  wichtigsten  Anan- 
ziellen  Akten,  der  Aufstdiung  des  Etats 
und  der  Prüfung  der  Rechnung  niil- 
wirkt.  Beide  Körperschaften  werden  von 
der  Bürgerschaft  direkt  gewählt  Diese 


Anordnung  zweier  Organe  gleichen  Ur- 
sprungs bedeutet  offenbar,  namentlich 

aber  für  die  kleineren  Gemeinden,  eine 
völlig  überHüssigc  Kompliziertheit  der 
Verwaltungsmasdiinerie,  die  den  Ge- 
schäftsgang unnötig  .schwerfällig  machen 
und  zu  Konflikten  führen  muss.  Es  war 
also  wohl  begründet,  wenn  die  Regierung 
statt  der  beiden  Organe  eins,  einen  ver- 
grössertcn  Gemeinderat,  vorschlug  und 
das  Zweikollegial-  durch  das  Einkolle- 
gialsystem ersetzen  wollte.  Leider  fiel 
dieser  Forlscliritt  den  politischen  Be- 
dürfnissen der  einflussreichen  Volkspartei 
sum  Opfer.  Schon  in  den  Vorberatungen 
und  dann  in  der  Generaldebatte  über  den 
Entwurf  gelang  es  ihr,  ihren  Standpunkt 
durchzudrücken  und  durch  eine  dema- 
gogische Agitation,  die  die  Aufhebung  des 
Bürgcraussehusses  als  den  Raub  eines 
grossen  Volksrechtes  hinstellte,  zweifel- 
hafte Gemüter  bd  den  anderen  I^rteien 
zu  sich  herüberzuziehen.  Nachdem  sich 
das  Plenum  für  die  Beibehaltung  der 
überflüssigen  Korperschaft  ausgesprochen 
hatte,  wurden  dann  von  der  Kommission 
unter  Beihilfe  der  Regierung  die  erfor- 
derlichen Bcstimnmngen  in  den  Elntwurf 
hineingearbeitet.  Ein  Versuch  der  sozial- 
demokrali .sehen  Fraktion  in  der  zweiten 
Lesung,  das  Einkollegialsystem  wieder 
herzustellen,  musste  infolgedessen  erioig' 
los  bleiben. 

EBENSO  ängstlich  bemüht,  das  Be- 
stehende zu  konservieren,  war  die  Volks- 
partet in  der  Frage  des  Wahlrechts. 

\Vürttcml)erg  gehört  zu  der  r»ni[>];ie  der 
Bundesstaaten,  die  die  Bürgergemeinde 
beibehalten,  also  die  Tatsadien  der  mo- 
dernen wirtschaftlichen  Entwiekelung  bis- 
her unberücksichtigt  gelassen  haben.  Dass 
der  Regierungsentwurf  keine  Neurege- 
limg  des  Wahlrechtes  im  Entwürfe  vor- 
nahm, war  deshall)  nicht  zu  verwundern, 
weil  ilie  Ersetzung  der  Bürgergemeinde 
durch  die  Einwohnergemeinde  in  erster 
Linie  der  Sozialdemokratie  zu  gute  kom- 
men muss.  Dass  aber  die  Vtjlkspartei, 
die  sich  ilirer  demokratischen  Grundsätze 
allzeit  rühmt,  mit  der  ganzen  Rück- 
ständigkcit  der  rhili<1cr  für  ilie  Beibehal- 
tung der  veralteten  Burgcrgemcinde  und 
damit  für  den  Ausschluss  grosser  Bevöl- 
ker  niK'^teile  vom  Wahlrecht  eintreten 
würde,  hätte  man  selbst  nach  der  neuesten 
Entwidcelung  dieser  Partei  nicht  vor- 
au^'^ehen  können.  Es  war  ein  taktisch  ge- 
schickter Zug  der  sozialdemokratischen 
Fraktion,  diese  Fragen  des  Wahlrechts 
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und  der  Bürgergemdnde,  die  in  der  ersten 

Lesung  und  in  der  Kommission  nicht  pfe- 
nügcndc  Würdigung  gefunden  hatten, 
noch  einmal  bei  der  zweiten  Lesung  an- 
zuschneiden und  durch  bis  in--  cin/rlnr 
ausgearbeitete  AntraKC  die  bürgerlichen 
Parteien  zur  Stellungnahme  zu  zwingen. 
Da  war  es  denn  höchst  bezeichnend,  zu 
sehen,  wie  bei  der  Beratung  der  Anträge 
alle  bürgerlichen  Parteien,  an  der  Spitze 
die  Volkspartei,  jede  Ausdehnung  des 
komnranBlen  Wahlrechts  verwarfen,  wie 

sie  aber  trotzdem  hei  einem  kurz  darauf 
fbisenden  Paragraphen  das  Bedürfnis 
empfanden,  noch  einmal  —  und  zwar 
diesmal  in  wesentlich  entgegenkommen- 
der Weise  —  Stellung  zu  nehmen.  Tak- 
tisch klag,  wie  immer,  hatte  das  Zentrum 
die  Notwendipkrit  erkannt,  auf  die 
schroffe  Ablehnung  zu  verzichten.  Es 
brachte  nicht  nur  eine  Resolution,  die  die 
Rcformlx-dürftigkcii  des  Gemeindeange- 
hörigkeitsgesetzes  anerkannte,  sondern 
auch  einen  Antrag  ein,  der  allen  Einwoh- 
nern der  Gemeinde  nach  dreijähriger 
Aufenthaltsdauer  das  aktive  Wahlrecht 
geben  wollte,  brach  also  mit  der  alten 
Burgergemeinde  und  stellte  sich  auf  den 
Boden  der  von  der  Sozialdemokratie  ge- 
forderten Einwohnergemeinde.  So  das 
reaktionäre  Zentrum!  Und  was  tat  die 
dtmokroHsche  Volkspartei?  Sie  eridSrte 
aidl  nur  bereit,  die  Bürgerrechtgebühr 
von  lo  auf  2  M.  herabzusetzen,  hielt  aber 
im  fibrigen  an  allen  die  Arbeiterschaft 
imd  die  ührigcn  Ixrweglicheren  Elemente 
des  Volkes  schwer  schädigenden  Bestim- 
mtmgen  des  Gesetzes  von  1885  fest  Bei 
•  der  Abstimmung  sah  man  sie  in  trauter 

Gemeinschaft  mit  dem  Bauernbund,  den 
Privilegierten,  den  Rückschrittlern  der 
deutschen  Partei  jeden  Fortschritt  nieder- 
stimmen. 

EIN.  freilich  nur  wenig  erfreulicheres 
Resultat  ergaben  die  Debatten  über  die 
Paragraphen  des  Entwurfes,  die  sich  mit 

der  Wahl  und  Amtsdauer  des  Ortsvnr- 
stehers  beschäftigten.  Württemberg  teilt 
bisher  mit  Medclenburg  den  Ruhm,  lebens- 

larglirhc  Ortsvorsteher  7U  besitzen.  Alle 
gesetzgeberischen  Versuche,  diese  missr 
brättchliche  Institution  abzuschaffen,  wa- 
ren bisher  an  den  grossen  reaktionären 
Widerst.änden  gescheitert.  Nun  brachte 
der  Regiernngscntwurf  wiederum  die  Auf- 
hebung der  I.ebcnslänglichkcit,  dehnte 
sie  aber  nicht  auf  die  im  /\mte  befind- 
lichen Schiiltheissen  aus.  Die  Regierung 
konnte   sich   für   diese   Regelung  auf 


frühere  Kammerbescfalüsse  berufen  und 

fand  mit  dieser  Berufung  bei  den  Par- 
teien das  erforderliche  Verständnis. 
Überraschend  war  nur,  dass  in  der  2. 
Iicsung  von  der  Volkspartei  gar  kein 
energischer  Vorstoss  gemacht  wurde, 
aueh  die  im  Amte  befindlichen  Schul- 
theissen  einer  Neuwahl  zu  unterwerfen, 
obschon  gerade  sie  in  früheren  Jahren 
mit  grossein  Pathos  die  Rückwirkung  ge- 
fordert hatte.  Auch  wenn  ein  Erfolg 
ausgeschlossen  gewesen  wäre,  so  hätte 
eine  demokratische  Partei  doch  tiie  Pflicht 
gehabt,  mit  allen  ihren  Kräften  für  die 
allgemeine  Wiricsamkdt  der  Wahl  und 
gegen  die  Anerkennung  erworbener 
Rechte  der  Ortsvorsteher  auf  die  Fort- 
zahlung ihres  Gehalts  emzutreten.  Aber 
die  Zeiten,  in  denen  die  Volkspartei  noch 
das  Bedürfnis  empfand,  sich  radikal- 
demokratisch zu  gebärden,  sind  längst 
vorbei.  Ihre  Führer  sind  Staatsmänner 
geworden,  die  nur  von  Zeit  zu  Zeit  den 
Demokraten  spielen,  und  sehen  das  Ziel 
ihrer  Politik  in  der  Vereinigtmg  mit  der 
deutschen  Partei,  die  seit  Jahren  voll- 
ständig abgewirtschaftet  hat  und  sich  in 
ihren  bisher  sichersten  Wahlkreisen  de» 
Ansturmes  der  Baoembündler  nicht  zn 
erwehren  weiss.  Die  Aufhebung  der 
Lebenslänglichkeit  des  Ortsvorsteheramts 
bedeutet  ohne  Zweifel  dnen  Fortschritt, 
(le>  sen  unmittelbare  Bedeutung  aber  durch 
eine  Beschränkung  auf  die  zukünftig  zu 
wählenden  Ortsvorstdwr  ungdieuer  ab- 
geschwächt wird.  Ein  '  weiterer  Fort- 
schritt —  allerdings  nur  ein  recht  kleiner 
—  muss  darin  gefunden  werden,  dass  das 
bisher  fast  ur!he<cbränktc  BestätigungfS- 
recht  der  Regierung  weiter  eingeengt 
wurde  —  trotz  des  Widerspruches  des 
Ministers  des  Innern. 
ZU  allgemein  interessanten  Debatten  kam 
es  wieder  bei  der  Beratung  über  die  Ver- 
fassung der  grösseren  Städte.  Für  sie 
hatte  der  Regierungsentwurf  eine  Art 
\r,n  ^^agist^atsverfassutlg  vorgesehen,  die 
zwar  nach  prcussischem  Bilde  geformt 
war,  aber  doch  wesentlich  liberalere 
Züge  aufwies,  als  dieses.  Die  Mitglieder 
des  Stadtrats  sollten  danach  von  der 
Stadtverordnetenversammlung,  die  aus 
direkten  Wahlen  nach  dem  System  der 
Verhältniswahl  hervorgeht,  aus  ihrer 
Mitte  gewählt  werden.  Der  Stadtrat 
sollte  die  aufführende  Ki"irpcr<chaft  sein, 
die  Ziel  und  Richtung  ihrer  Tätigkeit 
von  der  Stadtverordnetenversammlung 
erhält    Wie  der  Minister  des  Innern 
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ausführte,  war  der  Stadtrat  als  Vcrwalt- 
tungsausschuss  gedacht ;  die  Regierung 
hatte  aber  leider  nicht  den  Mut,  dasEtn- 
koUegialsystem  rein  durchzufülircn  und 
mit  der  Verwaltungsausschu>;scigenschaft 
des  Stadtrates  Emst  zu  machen.  So 
wurde  die  Stellung  der  beiden  Kollegien 
zu  einander  eine  durchatis  unklare,  die 
notwendiperweisc  ^chutTt-  Konflikte  mit 
sicli  bringen  musste.  Hier  setzten  deim 
auch  die  Gegner  dieser  Regelung,  wie- 
derum an  der  Spitzet  dlic  Volkspartei, 
nicht  ungeschickt  ein.  Die  Haltung  dieser 
Partei  war  in  erster  Linie  von  dem  Be- 
streben diktiert,  die  herrschende  Position 
auf  dem  Stuttgarter  Raüiause,  die  sie 
einer  eigentümlichen  Gestaltung  des 
Stärkeverhältnisses  der  grossen  Parteien, 
der  sozialdemokratischen  und  der  deut- 
schen Partei,  verdankt,  möglichst  unge- 
schwächt zu  erhalten.  Dai)ei  lag  ihr  zu- 
gleich daran,  die  Stellung  des  Ober- 
bürgermeisters —  das  Amt  wird  zurzeit 
von  einem  der  Volkspartei  nahestehenden 
Herrn  bekleidet  —  gegenfiber  der  des 
Sladtverordnetenvnrstchers  zu  verstärken. 
Sie  lehnte  deshalb  die  Rcgierungüvorlage 
und  das  Etnkollegial^tem,  das  die  So- 
zialdemokraten vorschhiRen.  ah  und  ver- 
langte die  Beibehaltung  der  bisherigen 
Verfassung,  nur  mit  den  Aiulorungcn, 
die  der  Landtag  bisher  bei  der  Be- 
ratung der  Verfassung  für  die  kleinen 
Gemeinden  vorgenonnnen  hatte,  also:  Ge- 
meinderat und  Bürgerausschuss,  der  eine 
Verwaltungsorgan,  der  andere  Kontroll- 
organ mit  dem  Rechte  der  Initiative. 
Beide  Körperschaften  sollten  auf  gleiche 
Weise  direkt  mittels  Proportionalwahl 
gewählt  werden.  Da  die  Regierung  mit 
aller  Entschiedenheit  erklärt  hatte,  dass 
sie  die  Proportionalwahl  in  dem  Fall  der 
imveränderten  Beibehaltung  der  beiden 
Kollegien  nicht  konzedieren  könne,  so 
hätte  die  Volkspartei  ihre  Ziele  vollstän- 
dig erreicht.  Es  würde  bei  der  Listen- 
wahl bleiben  und  dieser  Partei  damit,  wie 
bisher,  die  Möglichkeit  gegeben  sein,  in 
Stuttgart  das  Zünglein  an  der  Wage  zu 
sein.  Bisher  sind  ihre  Bestrebungen  nicht 
ohne  Erfolg  geblieben.  Ihr  Antrag  in  der 
3.  Lesung,  den  Abschnitt  des  Entwurfes, 
der  sich  mit  der  Verfassung  der  grossen 
Städte  beschäftigt,  an  die  Kninmission 
zurückzuverweisen  und  nach  den  Bestim- 
mungen über  die  Verfossung  der  kleinen 
Gemeinden  umzaarbeiten,  fand  Stimmen- 
gleichheit und  wtirde  durch  Stichentscheid 
des  Vorsitzenden  angenommen.   Da  bei 


der  Abstimmung  zahlreiche  Mitglieder 
gefehlt  haben,  dürfte  die  Sache  damit 
noch  nicht  endgültig  erledigt  sdn. 
X  X 
Armenterwai«  WIE  gering  das  sozialpolt- 
tungundStrelk- tische  Verständnis  in  den 
brechertum  Kreisen  der  Sudtverwal- 
timgen  ist.  dafür  liefert  der  folgende  Vor- 
fall einen  spreclienden  Beweis.  Die 
städtische  Armen  Verwaltung  in  Aachen 
hat  arbeitslose  Weber,  die  Armenunter» 
Stützung  erhielten,  angewiesen,  bei  einer 
Finna,  die  mit  ihren  -\rlx"itern  wegen 
LohnfraKen  in  Streit  wai*.  Arbeit  zu 
suchen.  Trotz  Widerspruchs  der  Ar- 
beiter und  der  Organisation  der  christ- 
lichen Textilarbeiter  hat  die  Abteilung  II 
der  Armenverwaltung,  die  die  oberste 
Instanz  für  die  sämtlichen  städtischen 
Armenpfleger  darstellt,  erklärt,  an  ih«r 
Entscheidung  festhalten  zu  müssen.  Sie 
stützte  sich  dabei  auf  Entscheidungen  des 
Rundesamts  für  das  Ileimatwejcn,  das 
entschieden  habe,  bei  Gewährung  von 
Unterstutzungen  sei  ledighch  die  gegen- 
wärtige Xot  zu  bekämpfen,  die  (jcstaltung 
der  Zukunft  der  Unterstützten  komme 
nicht  in  Frage.  Nun,  mag  das  Btmdesamt 
eine  derartige  Begründung  für  eine  seiner 
Entscheidungen  gegeben  haben,  damit 
wird  die  sozialpolitisch  durchaus  verwerf- 
liche Haltung  der  Aachener  Stadtverwal- 
tung nicht  besser.  Was  bedentet  denn 
ihr  Vorgehen  anders,  als  dass  sie  die  in 
berechtigtem  Lohnkampfe  stehenden  Ar- 
bdter  im  Kampfe  um  bessere  Arbeits- 
bedingungen, durch  die  gerade  einer 
späteren  V^erarnumg  am  besten  und 
sichersten  vorgebeugt  wird,  aufs  schwerste 
sch.'idigt.  In  bureaukratisclur  I'e^elirankt - 
heit  sündigt  sie  also  gegen  ihre  eigenen 
Aufgaben.  Denn  diese  bestehen  ja  nicht 
nur  darin,  an  Verarmte  Armennnter- 
stützung  zu  zahlen,  sondern  auch  durch 
eine  zweckmässige  Armenpflege  zukunf* 
liKe  \'erarmung  unmöglich  zu  machen. 
Um  einer  Gruppe  von  arbeitslosen 
Webern  keine  Unterstützung  zahlen  Ztt 
müssen,  trägt  die  Aachener  .^rmenvcr- 
waltung  kein  Bedenken,  eine  andere 
Gruppe  dauernd  arbeitslos  zu  machen  und 
zugleich  die  Löhne  und  sonstigen  Ar- 
beitsbedingungen herabsetzen  zu  helfen. 
Hat  sich  die  Arnienverwaltung  femer 
nicht  klar  gemacht,  wie  sehr  ihr  Verhal- 
ten in  der  Arbeiterschaft  Hass  und  Er- 
bitterung gegen  die  städtische  Arnienver- 
waltung grossziehen  muss?  Und  wie  will 
sie  diesen  gleichen,  von  ihr  schwer  ge- 
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schädigten  und  erbitterten  Arbeitern 
wieder  als  Unterstutserin  entgegentreten? 

X  X 
Kmi«  Gluwdk  DER  Berliner  Stadtver- 
ordnetenausschuss  zur  Vor- 
beratting    der  Magistrats^ 

vorläge  ü!)cr  den  Bau  von  5  städtischen 
Strasäcnbahnlinien  bat  dieselbe  angenom- 
men und  damit  den  entscheidenden 
Schritt  7um  Ausbau  des  städtischen 
Strasscnhahnnetzes  getan.  X  Am  27.  No- 
veml)er  fand  in  München  eine  Ar- 
beitsiosenzabhinp  auf  der  GnindlaRe  des 
Haus  Zu  //«i/isystems  statt.  Wir  werden 
fiber  die  ErRcbnisse  derselben  später  be- 
richten. X  Der  Rat  der  Stadt  Leipzig 
hat  das  im  Jahre  1898  beschlossene  Re- 
gulativ ül>cr  Teilvermietungen  in  Kraft 
gesetzt.  X  Die  Stadtgemeinde  Essen 
kaufte  in  der  Nähe  der  Stadt  für  iM» 
Mill.  M.  Grundstücke,  um  einen  Stadt- 
wald  anzulegen.  X  Die  Wohnungs- 
enqtiete  der  Stadt  Förth  ist  nunmehr 
beendet.  Man  hofft,  die  Bearbeitung  des 
Materials  in  4  Monaten  fertigstellen  zu 
können.  X  Die  hessische  Regierung 
hat  l)ci  der  Kammer  einen  Entwurf,  be- 
treffend die  Neuregelung  des  Gcmeinde- 
stenerwesens*  eingebracht.  hu«o  undcmnn 

Sozialistische  Bewegung 

Cemetadlawali- DIE  Stadtverordneten-  und 
!•»  Gemcinderatswahlen  der 

letzten  Wochen  haljen  der 
Sozialdemokratie  in  einer  grossen  Aazahl 
von  Orten  gute  Erfolge  gebracht:  In 
B  e  r  1  i  n  wurde  für  den  ausgeschiedenen 
Genossen  Dr.  Freudenljcrg  der  Gn;  < 
Wengeis  mit  1418  gegen  120  freisinnige 
Stimmen  gewählt.  In  Magdeburg- 
Neu  s  t  a  rl  t  und  Sude  n  1)  u  r  g  wurden 
die  beiden  sozialdemokratischen  Kandi- 
daten wiedeis^wShtt.  In  dem  Bergarbei- 
terdorfc  Rüdinghausen  bei  Dort- 
mund erlangten  unsere  Parteigenossen 
die  Mehrheit  im  Genuinderat.  Die  Par- 
teigenoKscii  in  S  <>  1  i  11  p  e  n  eroberten  4 
neue  Mandate,  so  dass  sie  jetzt  8  von  den 
10  ATandatcn  der  3.  Klasse  in  der  dortigen 
Stadtverordnetenversammlung  besitzen. 
In  Stettin  gewannen  unsere  Partei- 
genossen 4  neue  Mandate,  sie  zählen  nun- 
mehr 17  Mitglieder  im  Kollegium.  In 
Frankfurt  a.  M.,  wo  die  demokra- 
tisclu'  Partei  '^ich  durch  den  12000  M.- 
Zensus  die  Mehrheit  in  der  Kommunal- 
verwaltung  gesichert  hat,  sind  trotzdem 
bei  den  letzten  Wnhlrn  zwei  neue  Sit/e 
erobert  worden,  so  dass  die  sozialdemo- 


kratische Vertretung  im  Frankfurter 
Stadtbaus  nunmehr  3  Mann  stark  ist. 
Eine  ehrenvolle  Niederlage  erlitten  un- 
sere Genossen  in  Dresden;  dort  brach- 
ten es  die  Antisemiten  auf  11  joo  Stim- 
men, während  auf  unsere  Kandidaten 
10300  Stimmen  entfielen.  Unser  Stim- 
menzuwachs seit  den  letzten  Wahlen  be- 
tragt 4300  Stimmen.  'In  Sachsen- 
Alten  bürg  hat  unsere  Partei  cIkti- 
falls  sehr  befriedigende  Erfolge  erzielt. 
In  der  Stadt  Altenburg  selbst  wurden 
vor  7wci  lahren  die  er»;ten  5  Sn^ialdemo- 
kraten  gcwaliit ;  das  Resultat  der  letzten 
Wahlen  war  die  Eroberung  von  weiteren 
4  Mandaten.  In  den  Städten  Schmüllen, 
Eisenach  und  Ronneburg  befinden  sich 
sämtliche  Sitze  der 3. .'\bteilung  in  Unseren 
Händen.  Ausserdem  sitzen  in  einer  er- 
heblichen -Anzahl  von  Landgemeinden 
sozialdemokratische  Vertreter.  Bei  dt^n 
Gemeindewahlen  in  M  a  t  n  z  und  Darm- 
stadt sind  zwischen  unseren  Partei- 
genossen und  den  bürgerlichen  Parteien 
Wahlkonipromisse  abgeschlossen  worden; 
in  Mainz  wurde  die  gemeinsame  Liste  der 
Nationalliberalen.  Freisinnigen,  Demo- 
kraten und  Sozialdemokraten  gewählt, 
während  in  Darmstadt  unsere  Genossen 
trot/dcni  unterlegen  sind.  Diese  Taktik 
wird,  w  ie  das  üßeubacher  Abendblatt  an- 
ki;r<ligt,  nuf  der  nächsten  hessischen 
Lajideskonferenz  zur  Sprache  gebracht 
werden.  Auch  bei  den  Gemcinderats- 
wahlen in  der  Pfalz  sind  bekanntlich 
Kompromisse  zwischen  unserer  Partei  und 
börgerlichen  Parteien  abgeschlossen  wor- 
(le'i.  In  Liidwig'^hafcn  wurden  11  Sozial- 
demokraten gewählt;  an  erster  Stelle  der 
Gewählten  steht  Genosse  Ehrhart  mit 
2732  Stimmin.  In  eine  Reihe  anderer  pfäl- 
zischer Gemeinden  wurden  ebenfalls  So- 
zialdemokraten in  den  Gemdnderat  ge^ 
wählt 

X  X 
Sehwtit         DER    P  a  r  t  e  i  t  a  er  der 

schweizerischen  Sozialdemo- 
kratie tagte  in  Zürich 
unter  Anwesenheit  von  2.?o  Delegierten, 
welche  20000  organisierte  Parteigenossen 
vertreten.  Der  Geschäftsbericht  wurde 
nach  kurzer  Debatte  genehmigt.  TIut  die 
Tätigkeit  der  sozialdemokratischen  Frak- 
tion des  Nationalrats  berichtete  Greulidt. 
Di<  Fraktion  habe  sich  immer  bemüht, 
bei  jeder  Gelegenheit  den  Standpunkt 
der  Partei  zu  vertreten.  Sie  habe  gegen 
die  politische  Polizei  Stellung  genommen]: 
ferner  habe  sie  gefordert,  dass  bei  Vcr- 
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gcbiiiig  (kr  Arbeiten  des  Bundes  die  Fir- 
men berücksichtigt  werden,  welche  Tarif- 
verträge mit  ihren  Arbeitern  abgeschlos- 
sen haben.  Bd  den  Debatten  über  die 
Simplonverträge  haben  die  Fraktionsred- 
ner der  Unzufriedenheit  des  Volkes  Aus- 
druck verliehen.  In  der  Frage  der  Revi- 
sion des  Fabrikgesetzes  habe  die  Fraktion 
die  Initiative  ergriffen.  F-inige  Diskus- 
sionsredner, unter  anderm  Pfarrer  Ptlü- 
ger,  vermissten  bei  der  Fraktion  die  nötige 
Schärfe;  man  solle  in  Bern  weniger  diplo- 
matisch vorgehen.  Genosse  I^ng  refe- 
rierte über  den  Programm  entwurf. 
Er  gab  in  kurzen  l^nirisscn  die  gcschicht- 
liehe  Entwickciung  der  schweizerischen 
Sonaktemokratifl  wieder  und  entwarf 
dann  in  grossen  Zügen  ein  Bild  der  kapi- 
talistischen Entwickelung  der  Schweiz. 
Hierauf  beleuchtete  er  die  einzelnen  Ab- 
schnitte des  theoretischen  Teils  des  Pro- 
gramms. Nach  kurzer  Beratung  und 
nach  A!i!t<hnung  einiger  Abänderungsan- 
tragc  wurde  das  neue  Flarteii»rognunm 
dnstimmtflr  angenommen.  Albredit-Bid 
besprach  hierauf  die  neue  Militärvorlage. 
Hierbei  wurde  jede  Verlängerung  der 
Dienstzeit  abgelehnt.  Die  Forderung,  die 
Wahl  der  Offiziere  durch  die  Soldaten 
vorzunehmen,  wurde  erneuert.  Mit  107 
gegen  45  Stimmen  wurde  beschlossen,  das 
strikte  Verbot  von  Militäraufgeboten  bei 
Streiks  zu  fordern.  Die  sozialdemokra- 
tische Fraktion  im  Nationalrat  erhidtden 
Auftrag,  die  administrativen  Auswdsun- 
gen  und  den  Bdtritt  der  Schwdz  zum 
Geheimvt  rirag,  l)ctrefTend  die  Anarchis- 
ten, zur  Sprache  zu  bringen.  Weiter  soll 
die  Fiktion  auf  die  Y«i^u^tlidittng  der 
Wasserkräfte  hinwirken. 
X  X 
Hauen  DAS  Ergebnis  der  italie- 

nischen Kamnicrwahlen  ist 
für  unsere  Partei  das  fol- 
gende: Im  ersten  Wahlgange  wurden  27, 
im  zwdten  4  Mandate  erobert.  Hierzu 
kommt  der  sicilianische  Abgeordnete 
Autcri-Berretta,  der  sich  erst  nach  seiner 
Wahl  als  Sozialist  bekannte;  macht  zu- 
sammen 32  Sitze,  wie  vorher.  Wenn  also 
Giolitti  die  Kammerauflösung  vollzog, 
um  die  Sozialdemokratie  bei  den  Wahlen 
au  vernichten  oder  doch  bis  zur  Beden- 
ttingslosigkeit  zu  schwächen,  so  hat  er 
dies  Ziel  nicht  erreicht  Trotz  der  un- 
günstigen Stimmung,  die  infolge  der 
schädigenden  Wirkungen  des  General- 
streiks in  weiten  Kreisen  gegen  die  Sozia- 
listen herrscht^  hat  diese  Se  Zahl  ihrer 


früheren  Mandate  behauptet,  und  ihre 
Stimmenzahl  hat  sie,  gegenüber  der  frühe- 
ren Wahl,  beinahe  verdoppelt;  sie  stieg 
von  164  946  im  Jahre  1900  auf  301  535.  In 
dnzelnen  Wahlkrdsen  standen  sidi  Kan- 
didaten der  autoiiMiiun  Gruppen  {Refor- 
misten) und  solche  des  rn/o/witonär-sozia- 
listischen  Flügels  gegenüber,  so  vor  allem 
in  Mailand,  wo  gegen  Majno  und 
lurati  Gegenkandidaten  aufgestellt  wa- 
ren. Die  in  Mailand  auf  die  sonalistischen 
Kandidaten  abgegebenen  Stimmen  ver- 
teilen sich  nach  dem  Tempo  wie  folgt: 
Die  Reformisten  erhielten  8423.  die  Revo- 
lutionäre 1792  Stimmen.  Wer  ist  also,  so 
fragt  der  Tempo  angesichts  dieses  Resul- 
tats, die  sozialistische  Partei  in  Mailand? 
BEI  der  Beurteilung  des  Wahlrcsultats 
ist  in  Betracht  zu  ziehen,  dass  die  sozial- 
demokratische Partei  diesmal  den  W^ahl- 
kampf  ganz  selbständig  zu  führen  hatte. 
Das  Biindni»  zwischen  den  sogenannten 
Volksparteien  (Repiil>iik,imT,  Radikale 
Sozialisten)  war  bei  Beginn  des  Wahl- 
kampfes aufgelöst  worden.  Inwiewdtdie 
Spaltungen  zu  den  einzelnen  Misserfolgen 
mit  beigetragen  haben,  lässt  sich  nicht 
genau  erkennen;  gunstig  kann  der  Bnt- 
derzwist  wohl  kaum  gewirkt  haben.  .\uch 
hatte  die  Parteileitung  ein  anderes  Wahl- 
progrunm  veröffentlicht,  als  di«  Frak» 
tion;  in  dieser  hatten  bisher  die  Refor- 
misten die  Mehrheit,  während  jene  in 
den  Händen  der  Revolutionäre  liegL 
Schliesslich  ist  noch  in  Rechnung  zu 
stellen  die  Wahfbetdiigung  der  Kleri- 
kalen, die  diesmal  orT.ü  sich  an  dem 
Wahlkampf  beteihgten  und  überall  gegen 
die  Sodaldemokratie  agitierten  und 
stimmten,  (Vcrgl.  auch  den  .^rtik(•l  Das 
Ergebnis  der  italienischen  Wahlen  von 
Lconida  Bissolati  in  den  SogialisHsehen 
Monatsheften,  1904,  TT.  Bd..  pag.  954  ff.) 
DIE  sozialistische  Fraktion  hatte  sich  in 
ihrer  konstituierenden  Sitzung  mit  der 
Frage  zu  befassen,  ob  Turati  als  zur  so- 
zialistischen Fraktion  gehörig  anzuer- 
kennen  ad.  Dugoni  sprach  den  Wunsch 
aus,  dass  man  auch  in  Mailand  die  Spal- 
timg  beenden  möge.  Cabrini  und  Rondani 
erklärten  hierzu,  dass  in  Mailand  die  bü" 
tiative  hierzu  bereits  ergriffen  sei. 
DIE  Ergänzungswahlen  znm  Mailän- 
der (i  e  III  c  i  n  <I  e  r  a  t,  die  kurz  nach  den 
politischen  Waiilen  stattfanden,  endeten 
mit  dnem  Siege  der  Iderikal-modericrten 
Reaktion.  Neben  24  Klerikal-Moderier- 
ten  wurden  nur  4  Demokraten  und  2  So- 
zialisten gewählt  Obgleich  die  sonalis- 
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tisch-radikale  Majorität  des  Mailänder 
Stadtparlaments  immer  noch  56  von  80 
Sitzen  inne  hatte,  demissionierte  die  selbe, 
so  dass  NeuwaLhlen  stattfinden  müssen. 

X  .  X 

HoUMd  EIXE  interparlamentarische 

Kommission  hat  der  Nie- 
üttdwke  tosioldemokra- 

tischt  Studicnkhth  atif  seiner  am  20.  No- 
vember in  Amsterdam  abgehaltenen  3. 
Generalversammlung  gegründet.  Die  Bil- 
dung einer  solchen  Kominission  wunJo 
schon  auf  den  internationalen  Kongressen 
von  London  und  Paris  beschlossen.  In 
Amsterdam  wurde  der  Beschluss  wiederum 
gefasst  und  Holland  beauftragt,  für 
das  erste  Jahr  das  Sekretariat  dieser 
Commission  interpttrUmenUwre  McialisU 
(C.  1.  S.)  zu  bilden.  Jedes  Mitglied  die- 
ser Kommission  soll  sich  ülwr  die  poli- 
tiscben  und  wirtschaftlichen  Verbältnisse 
eines  bestimmten  Landes  informieren  tmd 
.luf  dem  laufenden  erhalten. 
DER  Studienklub  hat,  wie  auf  der  Gene- 
ralversammlung mitgeteilt  wird,  zur  Zeit 
II  Mitglieder,  darunter  sind  5  Organi- 
sationen. Im  verflossenen  Jahre  hat  der 
Klub  ausser  acht  Vorlagen,  die  bei  der 
vorigen  Genrralversammhinp  n^Kh  nicht 
erledigt  waren,  31  neue  bearb<;itct;  von 
diesen  insgesamt  39  Vorlagen  sind  24 
vollständig  erledigt.  Gedruckt  herausge- 
geben wurde  das  Ergebnis  der  Unter- 
suchungen über  die  Arbeitsdaiicr  in  Hd- 
land. 

X  X 
VeVBlnlgieStaa-  DIE  Präsident- 

tMifinAmwlka  Schaftswahlen,  die 

am  &  November  in  allen 

Staaten  der  Union  vorgenommen 
wurden,  zeigen  einen  Aufschwung 
der  Sozialdemokratie,  der  die  kühns- 
ten Erwartungen  weit  übertrifft. 
Sind  doch  im  Jahre  1900  nur 
131 921  (beide  Fraktionen)  sozialistische 
Stimmen  abgegeben  worden,  und  bei  den 
Wahlen  vom  Jahre  1902  waren  diese  auf 
331 001  gestiegen ;  hierzu  kamen  aller- 
dingi  noch  53  780  auf  den  Kandidaten  der 
Socialist  Labor  Party  (Deleoniten),  die 
übrigens  bei  den  letzten  Wahlen  auf 
wenige  Tausend  zusammengeschmoken 
sind.  Nach  den  Berichten  der  Ldcal- 
sekretäre  der  Socialist  Party  (S.  P.)  ist 
die  Zahl  der  auf  D  e  b  s ,  den  Kandidaten 
der  Sozialdemokratie,  abgegebenen  Stim- 
men auf  zirka  600  000  zu  veranschlagen. 
£s  sind  das  noch  nicht  die  amtlichen 
Zahlen;  aber  selbst  wenn  hier  noch  einige 


Tausend  abgingen,  so  ist  doch  eine  rdch- 
liehe  Ver<toppelung  der  Stimmen  sicher. 

Von  den  einzelnen  Staaten  steht  Illinois 
mit  Chicago  an  der  Spitze  des  sozialis- 
tischen Fortschritts.  Von  10000  Stim- 
men im  Jahre  1900  stieg  hier  die  Stim- 
menzahl auf  75  000  in  diesem  Jahre.  Kali- 
fornien gab  im  Jahre  1900  nur  7500,  in 
diesem  Jahre  aber  35  000  Stimmen  ab. 
Indiana  sprang  von  2300  auf  rund  30000, 
Jowa  von  1700  auf  24  000.  In  New  York 
erhielt  Debs  bei  der  vorigen  Wahl  12  869 
Stimmen,  diesmal  über  40000  u.  s.  f. 
Die  Aufgabe  dccr  Sozialdemokratie'  wird 
auch  in  Zuktuift  die  sein,  die  amerika- 
nische Arbeiterklasse  von  den  bürger- 
lichen Parteien,  in  deren  Gefolgschaft , 
sich  der  grösste  Teil  derselben  noch  im- 
mer befindet,  losznreissen.  In  dem  Pres- 
tige luul  dem  Vertrauen,  das  unsere 
amerikanischen  Genossen  sich  emmgen 
haben,  liegt  der  bedeutsame  Erfolg  der 
Wahlen.  Gewinnt  die  .Arbeiterschaft 
mehr  und  mehr  Vertrauen  zur  sozial- 
demokratischen Partei,  so  hat  sie  aufge- 
hTirt,  I)L-i  den  liürgerlichcn  Parteien  und 
der  Regierung  als  eine  quantite  ncgligcable 
betrachtet  zu  werden;  man  wird  in  Zu- 
kunft  mit  ihr  zu  rechnen  haben. 
X  X 
Rntilud  AN  der  von  der  finnländi- 
schen  FarUi  dts  aküven 
Widerstandes  einberufenen 
Verständigungskon  ferenz 
4er  Oppositionsparteien  im 
russischen  Reidi  nahmen  unter  anderm 
auch  vier  Parteien  von  ausgesprochen 
sozialistischem  Charakter  teil:  die  rus- 
sische Partei  der  SoxiatrevoluHonSre,  die 
P.  P.  S.,  die  georgische  Partei  der  revo- 
lutionären föderalistischen  Sozialisten  und 
die  Lettische  sosuMemokraHsehe  .Arbei- 
terpartei. Die  ersten  drei  unterschrieben 
die  Deklaration,  welche  die  allen  Oppo- 
sitionsparteien gemeinsamen  Mindestfor- 
derungen festlcg:t,  der  lettische  Genosse 
nahm  die  Beschlüsse  ad  referendunt.  Da- 
gegen hat  die  Russische  sozialdemok.  a- 
tische  Arbeiterpartei  nebst  zwei  ihrem 
Einflttss  unterstehenden  Ideineren  Orga- 
nisationen die  Konferenz  nicht  beschickt. 
Auch  der  Allgemeine  jüdische  A'ociter- 
bund  konnte  sich  leider  zu  einer  Be- 
schickung nicht  entschliessen,  obgleich  er 
einer  gemeinsamen  Aktion  zum  Sturze 
des  Absolutismus  grundsätzlich  nicht  ab- 
geneigt ist  Einige  kleinere  sozialistische 
Parteien,  denen  es  anscheinend  nicht  ati 
gutem  Willen   fdilte,   blieben  einfach 
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W^en  Zeit-  und  Geldmangels  utivertre- 
ten,  was  sich  bei  den  in  Bctra<'>u  kom- 
menden riesigen  Entfernungen  leicht  le- 
greifen lässt. 

X  X 
Pnm6  die    Auflage    des  Vor- 

7värls  ist,  vie  die  Redak- 
tion bekannt  gibt,  jet^t  auf 
87000  gestiegen;  nicht  litgerechnct  ist 
hierbei  der  oftmals  nach  Tausenden  zäh- 
lende Strasscnvcrkauf.  Genosse  Bernstein 
machte  unterm  25.  Novet  ;l;cr  im  l'or- 
wörts  bekannt,  dass  er  ,si,-!i  \cran!asst 
si-hc,  das  \\  eitcrcr.schi  incn  des  ^W-iii  .n 
Monlagblaltrs  i  iiizustellcn.  Ein  neues 
badisches  Partcilihtt,  dii;  Arb.-t'r, ::cilHng, 
ist  in  Lörrach  als  Wochent  latt  erschienen. 
Die  Gleichheit  hat  nunmehr  einen 
festen  Stand  von  12000  Abonnenten  er* 
reicht.  Der  Stettiner  Volksbote  er- 
scheint seit  dem  1.  Oczcmber  in  erweiter 
teni  Umfange.  Ein  neues  Parteiorgan 
ist  unter  dem  Titel  Der  Vorbote  in  Sankt 
Gallen  erschienen.  Dieses  Hlatt  soll  he- 
sundvrä  als  Agitationämitlel  für  die  Grün- 
dung einer  täglichen  sozialdemokratischen 
Zeitung  fi';r  die  Ostschweiz  dienen. 
DIE  ÜokumcHtc  des  Sozialismus  erfah- 
ren einige  wesentliche  Änderungen  und 
Erweiterungen.  Die  Bibliographie  wird 
ausgebaut  und  t  iach  Gegen  standen  geord- 
net. Eine  neue  Kulirik  Zur  Theorie  des 
Sozialismus  und  der  Soziahcisseitschafteti 
wird  wichtige  theoretische  Werke  in  be- 
sonderen Al>han(llungcn  kritisch  würdi- 
gen. In  Rom  erscheint  vom  i.  Januar 
ab  eine  neue  Halbmonatsschrift  //  Di- 
veitiie  Sociale,  geleitet  von  Enrico  Leone, 
Redakteur  am  ^i'anti.  Der  von  Ferri 
geleitete  SoeiaUsmo  stellt  sein  Erscheinen 
ein.  Die  Jeuncsse  Socialiste,  das  Organ 
der  Jungen  sozialistischen  Garden  von 
Belgien,  besteht  jetzt  drei  Jahre  und  er- 
weitert seinen  Umfang  von  nun  ab  auf  16 
Seiten  Text  (bi.sher  8).  Das  Organ  der 
englischen  S.  D.  F.,  die  Justice,  hat  mit 
Scliluss  des  Jahres  seinen  21.  Jahrgang 
beendet  und  erscheint  nun  in  neuer  und 
erheblich  vergrösstrter  Fofm:  anstatt  8 
Seiten  wird  CS  fortan  32  Seiten  um- 
fassen. 

X  X 
Kurz«  Chronik  DER  Kreis  Teltow  stellte 
den  Genossen  Eberhardt 
als  P  a  r  t  c  i  h  e  a  in  t  e  n 
mit  einem  Jahresgehalt  von  2400  M.  an. 
Eine  Parteiversammlung  in  München  be- 
vrliloi«;  die  .Anstellung  eines  besoldeten 
Parteisekretärs.    X    Die  sozialdemokra- 


tischen Vereine  H  a  m  bürg  s  überwiesen 
den  Überschuss  der  diesjährigen  Mai- 
feier, in  der  Höhe  von  über  32  000  M..  dem 

Baufonds  des  dortigen  Gewerkschafts- 
hauses. X  Am  5.  Dezember  starb  in  Ber- 
lin der  Genosse'Dr.  Kurt  Freuden- 
berg an  der  Lungentuberkulose  im  Al- 
ter von  erst  37  Jahren.  Genosse  Freu- 
denberg war  nicht  nur  in  seinem  Berufe 
als  Frauenarzt  tätig,  sondern  wirkte  auch 
als  Stadtverordneter,  Ver^-arnndungsrefe- 
rent  und  eifriger  Mitarln  itcr  des  Vor- 
'.K'ärls.  of)wohl  er  den  Tode^keim  im 
Hirzen  trug,  in  hingebender  Weise  lur 
die  Interessen  unserer  Partei.  Als  sein 
Leiden  immer  mehr  um  sich  griff,  legte 
er  das  Stadtverordnetenmandat  nieder, 
gab  seine  Praxis  auf  und  siedelte  nach 
Kairo  über,  wo  er  Heilung  zu  finden 
hoffte.  Es  war  zu  spät  Im  Oktober 
ktlirte  er  nach  Berlin  zurück,  um  hier 
zur  Ruhe  bestattet  zu  werden.  X  Der 
Arbetterbund  Basel  hat  für  die  rus- 
sischen Emigranten  ein  Unter- 
i>tützung»komitee  eingesetzt«  welches  zu- 
reisenden  Russen,  die  sich  genügend  aus- 
weisen kininvn.  nitsprechendc  Unter- 
stützungen zuwendet,  übrigens  lial  sich 
auch  im  ober sch lesischen  Industriegebiet 
ein  solches  Unterst ützungskonn'tee  ge- 
büdet.  X  Bei  den  letzten  Wahlen  zum 
Grossen  Rat  in  Genf  (Schweiz)  wur- 
den 14  imsercr  Genossen  gewählt:  die 
bisherige  Vertreterzuhl  betrug  7.  In 
Biel  erol>erten  unsere  Genossen  3 
Sitze  im  Magistrat  und  ao  Sitze  im  Ge- 
meinderat ;  in  ersterem  war  bisher  nur  dn, 
im  letzteren  waren  15  So/iaUlemokraten 
vertreten.  X  Schöne  Erfolge  erzielte  un- 
sere Partei  bei  den  Kommunalwahlen  in 
Kristiania.  Unter  den  3514"  Ab- 
stimmenden befanden  sich  nicht  weiügcr. 
als  15000  Frauen.  Die  Sozialdemokraten 
erhielten  '»517  Stiiiinicn.  Die  Stinimen- 
zahl  unserer  Parteigenossen  hat  sich  also 
seit  den  letzten  Wahlen  reicldicli  ver- 
doppelt, und  da  das  Proporiionalsystem 
nias.sgel>end  ist,  so  werden  im  .Stadtpar- 
lament, anstatt  14,  in  Zukunft  zirkt  30 
Sozialdemokraten  zu  sitzen  haben.  X  In 
Przemysl  in  Galizien  starb  Genosse  W  i  - 
t  o  1  <1  Reger,  ein  hervorragender  Agi- 
tator der  polnischen  Sozialdemokratie,  27 
Jahre  alt  an  der  Schwindsucht.  Zu  sei- 
nen grossten  X'erdiensten  gehört  '  Wi 
erfolgreicher  Kampf  gegen  die  imli- 
tärische  Willkürherrschaft  des  Generals 
Galgotzy  in  der  befestigten  Stadt  Prze- 
mysl. X  In  Czenstochau  wurde  der 
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Oberoolizeimeister  von  Ncrrlich»  der  atif 
die  Ttttnehmer  einer  von  der  P.  P.  S. 

veran-taUctcn  Arl>citcrdcmon.stration  hatte 
schiessen  lassen,  Tags  darauf  durch  einen 
Dolchstich  schwer  verletzt.  Wie  es  heisst, 
wird  er  mit  geliihmtem  Rückcnmnrk  U- 
bcn  bleiben.  X  In  W  a  r  s  c  h  a  u  erschien 
Nr.  57  des  Robotnik,  wie  immer  in  einer 
der  P.  P.  S.  gehörigen  Gelieimdnickcrci 
hergestellt  und  insgeheim  ausgegeben. 

X  X 

Utamtu      UNSERES  Josef  D  i  e  t  z- 
g  e  n  s     treffliche  Broscliürc 
Die    Zukunft    der  Sosial- 
demokratic  ist  dankenswerterweise  im 
Verlag  der  Buchhandlung  Voncärts  neu 
erschienen.     X     Die  Sclirift  von  Kocl 
Dolens  Le  sociaiisme  federai  /Paris, 
Stock/  bezeichnet    als    die  Basis  einer 
ffiderativ  -  k' ilU  ktivistisclicn  Gesetl'^chaft 
die  Jvommune,  die  Arbcitgcnosscnschaf- 
ten  und  den  Staat.  Sie  wendet  sich  gegen 
den  sogenannten  StaatssozniUsmus ,  den 
Parti kuiarisni US  md    den  Anarchismus. 
X  Die  History  of  sociaiism  in  the  Uni- 
ted States    von  Morris    H  i  1 1  q  u  i  t 
/New  York,  Funk  &  VVagnalls/  gibt  eine 
vollständige  Sdlilderung    der  sozialis- 
ti'^chen  Bewegung  Amerikas  von  dem  Be- 
ginn des  XIX.  Jaliriiunderts  bis  in  diese 
Tage;  auch  der  utopische  und  der  christ* 
liehe  Sozialismus  finden  neben  dem  mo- 
dernen Sozialismus  die  gebührende  Be- 
achtung,   ebenso    andere  Reformbewe- 
Sungen,  wie  die  Bodenreform,  die  popu- 
listische, die  nationalistische,  sowie  die 
atjarclii-ti-ilu-  Bcwegirnff.  X  Itn  .Verlage 
der  budapester  Volksstimmc  ist  auch  für 
1905  ein  Kalsnder  erschienen.  Ans 
dem  Inhalt  sei  hervorgehoben  das  Pro- 
gramm (von  1903)     und    das  Organi- 
sationsstantt  der  ungarischen  Partei.  Hier 
ar'^chlie'^^end  feigen  das  Wahlrecht  zur 
Oemcinde.  Kreis  und  Rcich>tag,  Von  dcu 
Abbilduni^cn     ist     hervorzuheben  das 
Stri-il:!it;^,'r  itn    Walde,     in  der  tms  die 
Streikenden     Kutscher     von  Budapest 
«ttsaerhalb  der  Stadt  im  Walde  lagernd 
^zeigt  werden.  huqo  PoerzaoN 

Gewerkschaftsbewegung 

BtlaazdasJah- DAS  Jahr  1904  hat  der 
tat  f**4        deutschen  Gewerkschafts- 

bewegung  einen  mächtigen 
Aufschwimg  gebracht;  so  viel  kanu  jetzt 
schon  gesagt  werden,  obwohl  zahlen- 
mässigc  Nachweise  noch  nicht  vorliegen. 
An  Mitgliedern  haben  die  Gewerkschaften 
ganz  erheblich  zugenonunen.   So  dürfte 


der  MetaUarbdtervcrband  200  000  Mit- 
glieder erreicht  hal>en:    hatte  doch  die 

Aufl.ige  seines  Blattes  bereits  mit  der 
Nr.  ^  die  200000  schon  überschritten, 
die  Nr.  51  erschien  in  einer  Auflage  von 
205000  Exemplaren,  und  die  MitsHcder- 
zahlen  sind  nur  um  einige  Tausend  ge- 
ringer. Die  Maurer  haben  mehr  als 
140000  Mitglieder,  die  Holzarbeiter  mehr 
als  lüüüüo.  Das  sind  Mitgliederzunah- 
men  von  ao^fc  bis  3070  >m  Jahre  1904.  In 
den  anderen,  auch  den  kleineren  Organisa- 
tionen sind  die  Mitglicder/iunalunen  ent- 
sprechende. So  hal>en  beispielsweise  die 
Bildhauer,  die  jahrelang  nicht  vorwärts 
gekommen  sind,  jetzt  über  1000  Mitglie- 
der zugenommen.  Nur  die  Textilarbeiter 
sciieincn  zurückgegangen  zu  sein  infolge 
der  Beitragserhöhtmg. 
MIT  den  .Milglieder/ahlen  sind  die 
Fonds  tmd  damit  die  Widerstandsfähig- 
keiten gewachsen,  die  Erfolge  sind 
grössere  geworen.  .\uch  darül>er  wer- 
den sichere  Nachweise  erst  später  mög- 
lich sein.  Doch  so  viel  kann  man  jetzt 
scliiiii  -^agcii.  dass  das  Jahr  1904  die 
deut.sche  .\rbeiterschaft  wirtschaftlich  ein 
gut  Stück  vorwärts  gebracht  hat,  trotz 
der  gewaltigen  Anstrengimgen  der  Scharf- 
macher auf  Niederdruckung  der  Arijciter 
und  obwohl  die  Konjunktur  gar  nicht  so 
glänzend  war.  Dieseni  grossen  Erfolg 
konstatierte  jüngst  Bömelbm'g  von  den 
Maurern,  welche  noch  nie  ein  so  erfolg- 
reiches Jahr  gehabt  hätten,  als  das  Jahr 
igo4.  Sein  Urteil  durfte  für  fast  alle  Be- 
rufe zutretTen.  L'nd  die  g>ne  Organisa- 
tion der  deutsclicn  .Vrbeiter  ist  eine  sichere 
Bürgschaft  auch  für  den  Erfolg  der  Zu- 
kunft. 

X  X 
UMMmpf«  DIE  Kämpfe  in  der  Ber- 
liner G  c  1  b  m  e  t  a  1  1  i  n  - 
d  u  s  t  r  i  e  und  in  der 
H  ol  z  Industrie  nehmen  n«K-h  itmncr 
das  Hauptinteresse  der  gewerkschaftliclicn 
Kreise  in  Anspruch.  Die  Situation  ist 
noch  die  gleiche,  wie  im  Vormonat.  Es 
ist  der  feste  Wille  der  Arbeiterorgani- 
sationen, diese  Kämpfe  bis  zum  Erfolg 
zu  führen,  und  sollten  noch  Monate  da- 
rüber ins  Land  gehen.  Die  gewerkschaft- 
lich organisierte  Arbeiterschaft  kann 
diesen  Entsdlluss  nur  mit  Freuden  bc- 
grussen,  angesichts  der  entscheidenden 
Bedeutung  der  Berliner  Kampfe.  Der 
TTulzarbeiterverband  hat  rnr  besseren 
Durchführung  .seiner  Massnahmen  m  Ber- 
lin für  das  I.  Quartal  1905  einen  Extra- 
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bcitrap  von  10  Pf.  pro  Woche  aiispc- 
schrieben,  obwohl  seine  Fonds  bisher 
nur  wenig  angegriffen  sind,  und  der  Me- 
tallarlioitcrverhand  hat  in  Berlin  seinen 
lieilrag  virdcippclt. 

DIE  Lohnbewegungen  haben  im  übrigen 
etwas  nachgelassen,  doch  sind  sie  noch 
/.ahlreicher,  als  in  früliercn  Jahren  um 
diese  Zeit.  Im  Rrhrrevier  gärt  es  wie- 
der. Ein  lokaler  Konflikt,  der  verhäng- 
nisvolle Fcdgen  heraufbeschwor,  konnte 
nur  mit  Mühe  beigelegt  werden. 
X  X 
BdiSrdm  und  DIE  grossen  Wirtschaft- 
ifUlOz  lidien  Krimp fc  des  letzten 

Jahres  IkiIkii  in  reichlichem 
Masse  7X\  einer  Verscharfimg  der  Kritik 
des  Verhaltens  der  Justiz  tnid  Polizei 
gegenüber  den  gewerkschaftlich  organi- 
sierten Arbeitern  Veranlassung  gegeben. 
Besonders  sind  es  vier  Justizaktionen, 
welche  die  ungünstige  Rechtsstellung  der 
Arbeiterschaft  deutlich  erkennen  liessen. 
In  Rostock  sowohl,  wie  in  Bremerhaven 
und  Königsberg,  wo  die  Bauarbetterschaft 
während  des  ganzen  Sommers  unter  einer 
von  den  Unternehmern  frivol  angezettel- 
ten Aussperrung  hart  zu  leiden  hatte, 
ist  CS  einigemal,  nicht  zuletzt  infolge  der 
einseitigen  Parteinahme  der  Polizei  für 
die  Unternehmer,  gelegentlich  mehrerer 
Arbcitswilligentransportc  :'ti  Ruhestörun- 
gen gekommen.  Viel  Si.liadeu  an  Ge- 
sundheit, Gut  oder  Leben  wurde  dabei 
nicht  angerichtet.  Nichtsdestoweniger 
wurden  die  Arbeiter  wegen  Landfriedens- 
bruchs und  Aufruhr  (!)  angeklagt,  mit 
dem  Ergebnis,  dass  in  Güstrow  vor  dem 
Schwurgericht  17  Rostocker  Arbeiter  «u 
113  Monaten  Gefängnis  und  15  Monaten 
Zuchthaus,  in  Geestemünde  17  Arbeiter  zu 
83  Molden  Gefängnis  verurteilt  wurden. 
Solche  Urteile  veranlassen  die  Arbeiter- 
schaft, von  Klassenjustiz  zu  reden. 
BESONDERS  empfindlich  für  die  Ar- 
beiter sind  die  polizeilichen  Verfolgungen 
wegen  des  S  t  r  e  1  k  p  o  s  t  e  n  s  t  e  h  c  n  s. 
Wie  wnftmgreich  dieselben  sind,  zeigt 
ein  Pirmasens  er  Fall.  Dort  sind  bei 
einem  t4  Tage  währenden  Werkstätten- 
streik iSmal  14  Tage,  imal  3  Wochen, 
imal  3  Tage  und  4mal  i  Tag,  insgesamt 
also  260  Tage  Gefängnis  verhängt  worden 
wegen  Streikpostenstchcns.  Kin  Straf- 
befehl, lautend  über  14  Tage  Gefängnis, 
erging  an  einen  Streikenden,  weil  er  mit 
dem  Zeigefinger  auf  einen  .'\rbeits\villigcn 
gedeutet  und  somit  diesen  durch  Ehrver- 
letzuQg  zur  Teilnahme  an  einem  Streik 


zu  bestimmen  versucht  h.ilK".  Am  kras- 
sesten ist  die  Verfolgung  der  Streikposten 
in  Breslau  tmd  Be  r  I  i  n.  Ganze  Strassen« 
rüge  werden  da  gegen  streikende  Arbeiter 
unter  den  gesuchtesten  Begründungen 
abgesperrt  Und  das  alles,  obwohl  das 
Streikposten  stehen  nach  Reichsgcrichts- 
entscheidungen  gesetzlich  erlaubt  ist.  Die 
Situation  ist  in  Berlin  so,  dass  Wiesen- 
thal,  einer  der  Leiter  des  Metallarbei- 
terverbandes, bereits  zu  dem  Vorschlag 
kommen  konnte,  als  Protest  gegen  das 
Vorgehen  der  Berliner  Polizei  gegen  die 
Streikposten  einen  Berliner  Gene- 
ralstreik sämtlicher  organisierter 
Arbeiter  zu  inszenieren.  Von  einem 
Schutze  streikender  Arbeiter  gegen  Unter- 
luhnicr  oder  Arbeitswillige  hört  man  so 
K'ut  wie  niclits.  Der  Vollständigkeit  hal- 
1er  sei  tndes  berichtet,  dass  dn  Berliner 
Schutzmann  von  einem  Berliner  Gericht 
zum  Schadenersatz  an  einen  streikenden 
Arbeiter  verurteilt  wurde,  weil  er  diesen 
widerrecbtlicherweise  sistiert  hatte. 
X  X 
TwNbmraBWS  ZWISCHEN  dem  Deut- 
schen Xylographenverband, 
einer  unabhängigen  Arbei- 
terorganisation, die  60  bis  70%  der  Rc- 
rufsangehungen  umfasst.  und  dem  Bunde 
der  xylographischcn  Anstalten  Deutsch- 
lands ist  es  Anfang  XovemlKT  in  Düssel- 
dorf zum  AbschlubS  einer  Tarifgeniem- 
schaft  gekommen.  Die  tägliche  Arbeits- 
zeit beträgt  danach  8  Stunden.  Über- 
stunden sind  nur  in  dringenden  Fällen 
zulässig,  dafür  wird  ein  Aufschlag  von 
10%,  für  Nacht-  und  Sonntagsarbeit 
35%  gezahlt.  Die  Atelterarbett  ist  vor- 
zuziehen, die  Hausarbeit  soll  beseitigt 
werden.  Die  .^rbeitsvcrnüttclung  erfolgt 
durch  den  Gehilfenarbeitsnachweis.  Die 
organisierten  Gehilfen  arbeiten  nur  bei 
den  im  Bunde  organisierten  Unterneh- 
mern, diese  beschäftigen  nur  organisierte 
Gehilfen.  Der  Minimallohn  beträgt  für 
Ausgelcrnte  21  M.,  nach  einem  Jahre  24 
M.  Die  Forderung  der  Gehilfen  auf  Ein- 
fühnmg  der  Gehaltsarbett  wird  als  er- 
strebenswert angesehen.  DiflFerenzen  wer- 
den aiis>chliess!ich  durcli  Si  hied-gi-richt 
geregelt,  über  dessen  Zusammensetzung  Be- 
stimmun gen  getroifcK  sind  Das  die  wich- 
tigsten  Bestimmungen  der  Tarifgemein- 
schaft, die  jetzt,  am  i.  Januar,  in  Kraft 
tritt  und  a  Jahre  Gehung  haben  soll. 
DER  Vorstand  des  deutschen  Schuh- 
macher Verbandes  hat  zwecks  Herbei- 
führung allgemein  gültiger  Tarifverträge 
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im  deotschen  Schuhmachergcwcrb«  einen 
Tarifvertragscntwuri  aasgearbeitet  und  in 
den  Zahlstellen  des  Vei^ndes  znr  Dis« 

kus^inn  gfstrllt.  um  ihn  spater  den  Ar- 
beitgebern zu  unterbreiten.    Je  nach  der 
Grossenklasse  der  Orte  si^t  dieser  Ent- 
wurf drei  Klassen  der  Lohn-  und  ArJx-its- 
zeitfestsetzung  vor,    und    zwar  Arbeits- 
zeiten von  10  respektive  9%  respdctive  9 
Stunden.  Minimallöhnc  von  24,  21  und 
18  M.  für  Arbeiter.  15,  13  und  11  M.  für 
Arbeiterinnen.    Auch  sind  Ncmnen  för 
Akkordentlohnung,  Kündigungsfrist  etc. 
getroffen.    Der  Schuhmarkt,  das  Unter- 
nchrncrorgan,  verhält  sich  nach  wie  vor 
den  Tarifverträgen  gegenüber  ablehnend. 
EINE  eigenartige  Tarifvereinbantng  ist 
im  Baugewerbe  in  Essen  zu  stände 
gekommen.    Um  für  dies  Jahr  Kämpfe, 
wie  sie   in    den  letzten  Jahren  h&ifig 
waren,  zu  verhüten,  hat  Herr  Oberbür- 
germeister Zwcigcrt    die  Initiative  er- 
griffen   zum  Abschluss    TOn  Tarifver- 
trägen für  das  Jahr  IQ05  zwischen  den 
Unternehmer-  und  Arbeiterorganisationen. 
Die  Maurer  erzielten  dabei  eine  Loliner- 
höhung  von  50  auf  52  Pf.,  die  Hilfsarbei- 
ter von  38  auf  42  Pf.  pro  Stunde. 
X  X 
UBterttatzungs-DIE      Einführung  der 
******  Arbeitslosenanter- 
stützung    bcgepiiet  in 
den    Bauberufen    groiisen  Hindernissen. 
Trotzdem    vrill    der  Z  i  m m  c r  e  r  v  e  r- 
band.  der  seit  l8<>f)    regehnä-sig  ül>er 
den  Stand  der  Arbeitslosigkeit  unter  den 
Zimmerern  statistische  Erhebungen  durch- 
geführt hat,  an  Hand  der    hierbei  ge- 
machten Erfahrungen  einen  Versuch  mit 
dieser  Unterstütziuig  machen.    Der  Vor- 
stand dieser  Organisation  hat  denn  ein 
Unterstützungsr^cment  zur  Didcussion 
gestellt,  das  bei  einem  Mehrln-itrage  von 
15  respektive  20  Pf.  pro  Woche  eine  täg- 
liche Unterstützung  von  75  Pf.  respektive 
I  M.  pro  Tag,  7ahll)ar  an  alle  länger  als 
ein  Jahr   organisierten  Mitglieder  nach 
sechstägiger    ununterbrochener  Arbeits- 
losigkeit auf  die  Dauer  von  6  Wochen  im 
Jahre  vorsieht.    Durch  Annahme  dieser 
Vorschläge,  die»  nach  der  Stimmung  in 
Mitgliederkreisen  zu  schliessen,  ziemlich 
sicher  ist,  würde  ein  schwieriges  Problem 
seiner  Lösung  naher  geführt  werden. 
IM  Metallarbeiterverband  soll 
an  Stelle  der  Arbettslosemmterstütztmg 
die       F  r  w  e  r  h  >  1  o  s  0  n  u  n  t  e  r  s  t  li  t  - 
z  u  n  g  eingeführt  werden,  mit  einer  Be- 
sogsfeit  von  ao  anstatt  10  Wochen,  Wei- 


ter ist  die  Vereinigung  der  Reise-  mit  der 
Umzugsunterstützung  geplant 
X  X 
Untanelmer*  AUCH  die  Organisation 
der  Unternehmer  macht 
Fortschritte.  So  hat  sidi 
jetzt  wieder  für  das  grosse  westdeutsche 
Industriegebiet  ein  Arbeitgeberverband 
mit  dem  Sitz  in  Düsseldorf  gebildet, 
der  die  Eisen-  und  Stahlindustrie  von 
Rheinland,  Westfalen  und  Nassau  um- 
fasst.  Über  seine  Tendenz  gibt  der  Ver- 
band hinliogUdi  Aufklärung  dadurch, 
dass  er  sich  der  Bueckschen  HaupMette 
deutscher  .  t )  ht  it^ebcn  crbände  ange- 
schlossen hat.  Ein  weiterer  Arbeitgeber- 
verband für  das  Metallgewerbe  soll  für 
Hannover  und  Umgegcad  gegründet 
werden. 

X  X 
VarcInlflteStaa-DIE    amerikanischen  Gt- 
ttavoBAmerika  werkschaften,  soweit  sie  m 
der   ^Imericom  Pederation 

of  Labor  vereinigt  sind,  hatten  nach  einer 
Zusammenstellung  des  Department  of 
Labor  Bulletin  des  Staates  New  York  im 
Jahre  1903  eine  Mitgliederzunahme  um 
615  731  Mitgliedern.  Die  durchschnitt- 
liche monatliche  Mitgliederziffer  betrug 
1 466  000,  im  März  1904  war  dieselbe  auf 
1 826 114  angewachsen.  Tatsächlich  durf- 
ten die  Mitgliederzahlcn  weit  höhere  sein, 
wie  teilweise  nachgewiesen  werden 
konnte. 

X  X 
Kurze  Chronik  DIE  Organisationen  der 
graphischen  Berufe  in 
Berlin  haben  ein  Kartell 
gebildet.  X  Das  Hagener  Volks- 
haus ist  bereits  eröffnet  worden.  X  Die 
Magdeburger  Gewerkschaften  pla- 
nen die  Gründung  einer  Sterbekasse.  X 
August  Brust  hat  nunmehr  auch  den  Vor- 
sitz des  GesamtverbaHäcs  der  Christ- 
liehen  Gewerkschaften  nieder- 
gelegt. X  Der  ungarische  Minister- 
präsident hat  sich  genötigt  gesehen,  seine 
ungerechtfertigte  Maasnahine  gegen  den 
unRariscIuri  Holzarbeiterverband  rück- 
gangig zu  machen.  X  Die  ungarische 
Gewerkschaftspresse  hat  jetxt 
eine  Auflage  von  60  000  Exemplaren  gegen 
12000  vor  3  Jahren. 

X  X 
Ltterator        DIE  Zahl  der  gewerkschaft- 
lichen Monographieen  ist 
wieder  um  eine  vermehrt 
worden  durch  Herausgabe  der  Geschichte 
d*t  deutschen  Sehnhmacherbewegttngyon 
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Dionys  Zinner  /Gotha.  Wilhelm 
Bock/.  Der  Verfasser  liefert  in  seiner 
vorzüglichen  Arbeit  ein  gut  Stüde  Ge- 

wcrkscliafls-,  wie  auch  sozialdcinokrati^clie 
Parteigescljjchte;  es  werden  dem  Leser 
in  13  Kapiteln  die  wirtschaftlichen  Um- 
wälzungen  iii  dir  Schuhmacherei,  die 
Entwickclung  <Ic>  Gewerbes  bi;;  zur  Ge- 
werkschaftsorganisation geschildert.  Für 
gcwerkscIiaftMohc  Interessenten  ist  diese 
Geschichte  der  deiu sehen  Schuhmacher- 
bewegung sehr  zu  empfehlen.  X  Von  ge- 
werkschaftlidien  Statistiken  liegen  wie- 
dertimizwet  vor:  Die  Lohn-  und  Arhcifs- 
Vfrh&ttlitse  /.  ^  J'omicr  und  Giesscrci- 
hilfsarbeiter  Deutschlands,  bearbeitet  und 
herausgegeben  vom  Vorstand  des  Metall- 
arbeitiTv «.  rlirinde>  nach  den  -tatis'.isolu  n 
Erhebungen  im  Oktober  und  November 
190J  /Stuttgart.  Schlicke  ft  Cie./.  und 
/'fV  La^r  der  Bäckereiarhciter  Dcutsch- 
londs,  nach  statistischen  Erhebungen  des 
Vorstandes  des  Bäckerverbandes  im  Ja- 
nuar 1004  /Hamburg,  O.  Alhiiann/.  Zwei 
Arbeiten,  auf  welche  die  deutschen  Ge- 
werkschaftni  stolz  sein  können.  Die  erste 
der  beiden  Statistiken  ist  bereits  an  an- 
derer Stelle  lx's])r<>chen  worden  (vergi. 
SosiaHslischc  Munalshcftc.  ujo.\.  II.  Bd., 
pog.  556).  Die  Sutistik  des  Backerver- 
bandes berichtet  über  die  Verhältnisse 
von  7753  GtlniiVn.  1^0  Hilfsarbeitern 
und  1501  Lehrlingen  aus  3133  Betrieben 
und  346  Orten.  Sie  wird  demnächst  in 
dicker  Zeitschrift  eingehender  Ivehandeh 
werden.  X  Sehr  wichtig  zur  Kenntnis 
der  gewerkschaftlichen  Bewegung  sind 
die  T  .1  s  c  h  e  n  k  a  1  e  n  der,  welche  von 
einer  Rciiie  von  Gewerkschaften  hcraus- 
gegi  ht  II  werden,  da  diese  sich  immer  mehr 
zu  Jaiirbitehern  der  betreffenden  Organi- 
sationen aufwachsen.  Bisher  liegen  solche 
Kalender  vor  von  den  Organisationen  der 
Holzarbeiter,  Maler.  Maurer,  Metallar- 
beiter und  Seeleute.  X  Von  sonstigen  ge- 
werkschaftlichen Puldikationen  erwähnen 
wir  noch:  An  die  deutschen  Metallarbei- 
ter! Hirsch-Dunckerscher  Gewerkverein 
oder  Deutscher  Metallarbeiterx'erbandT 
/Stuttgart,  Verlag  des  Verbands/ ; 
Unsere  Grensstreitigkeitcn  und  die  ge- 
'^verksiltaft  Helle  Taktik,  herausgegeben 
im  Auftrage  de>  GenieindearlK"iterver- 
bandes  von  R  r.  Poersch;  Sommer- 
ferien  oder  Erholunjisurhtub  für  städti- 
sche Arbeiter^  /Berlin.  Verlag  des  Ver- 
bandes/. Des  weitern  Protokolle 
respektive  Jahresberichte  der 
Bergarbeiter,  Buchbinder,  Buchdrucker 


von  EIsass-Lothringen,  Buchdruckerci- 
hilfsarbeitcr,  Brauereiarbeiter,  Fabrikar- 
beiter, Fleischer,  Gastwirtsgehilfen,  Han- 

dels-  und  Tran-])ortarbeiter.  Handlungs- 
gehilfen, Handschuhmacher,  Holzarbei- 
ter, Konditoren.  Kürschner.  Porzellanar- 
beiter, Portefeuillcr.  Schneider.  Schuh- 
macher und  Textilarbeiter,  sowie  der 
österreichischen  Metallarbeiter.  Alle  diese 
Publik.iti  «tun  «^itu!  durch  die  betreffen- 
den Ürganl^allonen  7.u  beziehen.  An 
Jahresberichten  von  .\rbeitersdcretariaten 
und  Kartellen  sind  zu  nennen  die  von 
Bant-Wilhelmshaven,  Cöln.  Cottbus, 
nu><eld<)rf.  Üorlnmnd,  Gotha.  Harlmrg, 
Heilbrunn,  Jena,  Kiel,  Kronach,  Strass- 
burg,  Wolgast  und  Zwickau.  X  Femer 
nennen  wir:  Titti^^keil  und  /iiil:eiekclung 
der  deutschen  [Hirsch-Dunckcrschenl 
Cewerkvereine  und  ihres  Verbandes  wm 
IQOI  bis  i[}0.}  /Berlin.  J'erbe.nd  der  deut- 
selten Geuerk^ereiiie/.  und  endlich  an 
aus l.andi sehen  Publikationen  den  Bericht 
<les  Bundeskomitees  de^  Seli:^\-i-rrischen 
Ge7cerkschaftsbundes  an  die  Sektionai  für 
190J-1903  und  die  Schrift  Die  Gewerk- 
schaftsbcivcgung  in  der  Schweis  von 
Aug.  Merk  /Bern.  Verlag  EnsyktO' 
pädie/,  n(Nsro0NHA«oT 

Qcno»ggn<chaf*sbewegun<y 

Connewitz  CBER  em  bedauerliches 
Vorkommnis  in  der  deut- 
schen Ge  no  V  -  e  n  >  ch  a'f  t  sbe- 
wegung  haben  wir  diesmal  zu  berichten. 
Die  am  21.  Novetniier  abgehaltenen  Gene- 
ralversammlung des  Konsumvereins  Leip- 
zig-Connewitz beschloss  die  Liquidation 
dieses  Vereins,  nachdem  festgestellt  war, 
da  SS  ati  Stelle  des  in  einer  früher  vor- 
geU pten  Bilanz  angegebenen  Reingewinns 
von  I15JJI  M.,  der,  wie  alljährlich,  die 
\  trteilung  einer  s^rozentigcn  Rückver- 
gütung erlaubt  hätte,  nur  ein  solcher  von 
^^315  vorhanden  war.  Zugleich  wurde 
beschlossen,  den  Geschäftsführer  Buck  zu 
entlassen  und  ihn.  sowie  die  übrige  Ver- 
waltung ]iaf;har  zu  machen. 
DIE  erste  falsche  Bilanz  war  dadurch 
entstanden,  dass  der  Geschäftsführer  die 
Bestände  der  Fleisclierei  zu  hoch  ange- 
gel)cn  hatte  und  dass  die  antlercn  Vcr- 
waltungsmitglicder  in  zu  grosser  Vcr<> 
traucnsscligkeit  nicht  auf  eine  eingehende 
N'achpnif.nig  der  ihnen  gemachten  An- 
galtcn  bestanden  hatten.  Die  Umstiiufe, 
die  Bock  zu  dieser  Bilanzverschleierung 
getrieben  hatten,    lassen  allerdings  die 
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Tat  des  bcdaiicniswcrtcn  Mannes  in 
einem  weit  milderen  Lichte  erscheinen, 
wenn  auch  andererseits  natürlich  er- 
schwerend wirkt,  dass  der  von  dem  Ver- 
trauen der  Arbeiter  auf  einen  solchen 
Posten  Berufene  sich  mehr,  als  jeder  an« 
dcrc.  der  damit  auf  seine  Schulttrn  ge- 
legten grossen  Verantwortung  bewusst 
sein  sollte.  Es  war  die  seit  zirka  5  Jah- 
ren betriebene,  übrigens  mustergültig 
eingerichtete  Fleischerei,  jenes 
Schmerzenskind  der  Konsumvereine,  die 
auch  dieser  Genossenschaft  zum  Unheil 
wni^.  Während  atif  der  einen  Seite  bei 
der  Arbeiterkundschaft  des  Vereins,  der 
auch  an  die  Mitglieder  der  anderen  Leip- 
ziger Kon^mvereine  Fleisch  verkaufte 
und  dafür  eine  hohe  Rückvergütung  gab, 
kein  genügender  Absatz  für  die  besseren, 
teuereren  Stfldce  vorhanden  war,  gcstal« 
tcte  sich  auf  der  anderen  der  Einkauf 
immer  schwieriger,  nachdem  die  Leip- 
ziger Fleischerimtang  durch  Boykottan- 
drohung  es  zuwege  gebracht  hatte,  dass 
der  Verein  auf  dem  Schlachtviehhof  oder 
sonst  bei  den  Grosshändlern  kein  Vieh 
mehr  zu  kaufen  bekam.  Dazu  nach 
aussen  hin  die  Notwendigkeit,  mit  dem 
grossen  Bruder,  dem  Leipzig-Plagwitzer 
Verein,  der  Jahr  für  Jahr  seine  10%  ver- 
teilte, ei ni gertnassen  gleichen  Schritt  zu 
hahcn  —  man  begreift,  wie  die  Dinge  so 
kommen  konnten,  wie  sie  gekommen  sind. 
VIELLEICHT  hätte  eine  V  e  r  s  c  h  m  e  1- 
zung  mit  dem  Leipzig  Plagwitzcr  Ver- 
ein, die  leider  von  beiden  Seiten  nicht 
mit.  genügendem  Nachdruck  verfolgt 
wurde,  das  Unheil  abwenden  können. 
Nun  wird  diese  Verschmelzung  voraus- 
sichtlich doch  noch  stattfinden.  Eine  am 
Ii  Dcirniher  abgehaltene  Gcneralver- 
«ammluHK  des  Plagwilzcr  Verein«  be- 
schloss  die  11>ernahme  des  ganzen  Con- 
newitzer Betriebes  mit  Ausnahme  zweier 
Filialen,  der  Schlächterei  und  der  Grund- 
Stücke.  Dieser  Antrag  wurde  zwar  VOR 
dem  anwesenden  Vertreter  der  Conne- 
witzer Liquidationskommission  für  un- 
annehmbar erklärt,  so  dass  eine  Einigung 
bis  jetzt  noch  nicht  erzielt  ist.  Eine 
solche  liegt  aber  so  sehr  im  Interesse 
niobt  nur  der  beiden  Vereine,  sondern 
der  ganzen  deutsdien  Genossenschafts- 
bewegimg, dass  vor  ihr  hoffentKch  alle 
kleinlichen  Bedenken  auf  beiden  Seifen 
schwinden  werden.  Die  Connewitzer  Mit- 
gtieder  würden  im  Falle  einer  solchenüber« 
nähme  wahrscheinlich  nichts  verlieren 
attsser  ihrer  diesjährigen  Rückvergütung. 


Die  Ausschlachtung  des  Falles  Coimc- 
U'ttc  in  der  ganzen  konsumvereinsfeind- 
lichen Welt  ist  also  durchaus  unaiige» 
bracht.  Von  einem  Krach,  einem  Ziisam- 
mcnbruch,  einem  Konkurs  u.  s.  w.  kann 
bei  einem  Nettoübersrlniss  von  über  8000 
M.  füglich  nicht  die  Rede  sein. 
UM  so  untjcgreifl icher  war  all  dem 
gegenüber  die  Haltung  des  Leipziger  Par- 
teiorgans, der  Leipziger  V olksseitung. 
Statt  der  bürgerlichen  Pressmeute  und 
iiircn  falschen  Darstellungen  entgegen- 
zutreten, statt  Beruhigung  und  Vertrauen 
in  die  Arbeiterkreise  zu  tragen,  hat  sie 
gerade  das  Gegenteil  davon  cr;ceiigt.  In 
einem  Artikel  über  diese  Angelegenheit 
stellte  sie  zunächst — und  zwar  mit  Recht 
—  die  Niclitverantwortlichkeit  der  Partei 
im  allgemeinen  und  der  Leipziger  im  spe- 
ziellen ffir  die  Vorfälle  fest,  bezeichnete 
aber  daf)ei  —  sehr  zw  Unrecht  —  die  die 
Genossenschaften  ablehnende  Berliner 
Parteitagsresolution  von  1892  als  mass- 
gebend für  die  Stelhtni;  der  Partei  zu 
dieser  Frage.  Die  in  der  Parteigeschichte 
sonst  so  gut  I)ewandertc  Redaktion  der 
Leipsiger  Volkszeitung  schien  demnach 
nicht  zu  wi.ssen,  dass  sieben  Jahre  später, 
in  1 1  i  inover,  eine  den  Konsumvereinen 
weit  freundlichere  Resolution  Bebel  an- 
genommen wurde,  durch  die  natürlich 
jener  frühere  R<-iliIuss  aufgehoben 
wurde.  Dann  schrieb  sie  weiter:  »Wenn 
die  Partei  aus  diesen  Vorgängen  eine  Lehre 
ziehen  will,  so  kann  es  nur  diese  sein, 
dass  sie  noch  grössere  Zurückhaltung 
gegen  das  Genossenschaftswesen  fibt  und 
sich,  wenn  sich  die  Dinge  so  weiter  ent- 
wickeln, öffentlich  gegen  diese 
Unternehmungen  erklärt  und 
die  .\rbciter  vorallzu  grosser 
Vertrauensseligkeit  warnte 
Eine  ernsthafte  Diskussion  über  den  hier 
vertretenen  merkwürdigcti  Standpunkt 
erübrigt  sich  wohl.  Während  heute,  von 
einzelnen  sonderbaren  Käuzen  abgesehen, 
in  der  Partei  nur  noch  eine  Meinung 
herrscht  ül>er  die  Notwcntii^keit  und 
Nützliclikeit  des  konsumgcnosscnsoliaft- 
licben  Zusammenschlusses  der  Arbeiter 
für  die  Gegenwart,  während  die  Ansichten 
lK')cIistcns  auscinandrrf^i  lu  ii  in  Hc/ug  auf 
die  Tragweite  dieser  Organisationen  für 
die  Umwandlung  der  heutigen  in  eine 
sn7ialistisch  produzierende  Gesellschaft, 
pHegt  die  Leipziger  Volkszeitung  noch 
immer  mit  rührender  Treue  die  alte  Tra- 
dition der  Feindschaft  der  Sozialdetnokra- 
tie  gegen    den  >konsumgcnossenschatt- 
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liehen  Tri'idcl«,  wie  sie  an  an- 
derer Stelle  sich  geschmackvoll  aus- 
drückt. Und  das  in  einer  Stadt,  wo 
80%  ch-r  Leser  des  Blattes  Konsumver- 
einsmitgiiedcr  sein  dürften,  in  einer 
Stadt,  die  an  der  Spitze  der  blühenden 
dculschen  ArbeiterRcnossenscliaftshcuc- 
gi^ng  steht !  Vielleicht  orientiert  sich  das 
Blatt  gelegentlich  einmal  bei  seinen  Le- 
sern ndor  auch  au«;  seinem  eigenen  No- 
tizm-  und  luscratcnicil  über  die  Bedeu- 
tung der  Konsamvereine  für  die  Ar> 
heiter. 

X  X 
LBndllchet  Ce-Mit  steiRcndem  Interesse  hat 
no««en8chafU.^jg  Genossenschaftswelt  die 
wesen  in  SIca^En^JcIfclj^g      ^  |,„d. 

dlnavlen  ,    ?  i-  1  /- 

'A- 1  rt  c  n  .'1  f  1 1 1  r  n  m  Genossen- 
schaf tsbewegung  Skandinaviens,  speziell 
Dänemarks,  beobachtet  Ging  dodi  aus 
den  verschiedenen  Berichten  hervor,  dass 
das  Genossenschaftswesen  in  diesem 
Lande  nicht  nur  zu  einer  die  inneren 
sozialen  und  wirtseliafllichen  Zustände 
umgestaltenden,  sondern  auch  zu  einer 
die  äussere  handelspolitische  Stellung 
Dänemarks  im  günstigsten  Sinne  beein- 
flussenden Macht  geworden  war.  Zu  bc- 
Rrussen  ist  daher  eine  Schrift  aus  der 
Feder  des  durch  seine  Arbeiten  auf  diesem 
Gebiete  schon  bekannten  Schriftstellers 
Dr.  Heinrich  P  u  d  0  r  ,  die  uns  an 
der  Hand  eines  reiciien  statistischen  und 
sonstigen  Tatsachenmaterials  einen  etwas 
tieferen  F.inhiick  in  den  Ganp  und  die 
Tendenzen  dieser  Entwickelung  gewährt. 
Es  ist  das  im  Verlage  von  Felix  Dietrich 
in  Leipzig  erscheinende  Work  Pas  land- 
wirtschaftliche Genossciischafts-wcscn  im 
Auslainil-,  des'ien  I.  Band,  betitelt  D9S 
lav,divirtschajt!i:hc  dcticsscnsrlinf tr.i'csen 
tn  den  skandimiiiSchcn  Landern,  vor  uns 
liegt.  Leider  lässt  das  Buch  eine  gründ- 
lichere Durcharh)eitung  und  Sichtung  des 
fast  überreichen  Materials  gänzlich 
vermissen,  so  d.iss  liäufig  sogar  sich 
widersprechende  Zahlenangaben  stehen 
gebliclwn  sind.  Umstände,  die  naturtidi 
die  Lektiire  7U  einer  weit  schwierigeren 
machen  und  dem  Leser  Arbeit  aufnöti- 
gen, die  eigentlich  dem  Ver&sser  zu- 
kommt. Immerhin  lohnt  dann  der  Erfolg 
die  aufgewandte  Mühe. 
UM  nun  einige  Hauptzahlen  und  -daten 
711  gehen.  So  -^ei  initmteiU.  d-i'^s  die 
erste  dänische  Molkereigenossen- 
schaft im  Jahre  1882  in  Olgod  in  West- 
juflnnd  von  einem  Jungen  Landwirt  na- 
mens Stilling  Andersen  gegründet  wurde. 


Heute  bestehen  in  Dänemark  1057  solcher 
Genossenschaften  mit  zirka  150000  Mit- 
gliedern und  einer  Produktion  im  Werte 
von  über  200  Mill.  M.  Die  von  diesen  Ge- 
nossenscliaftsniolkereien  hergestellte  But- 
ter besitzt  einen  Weltruf;  der  grösste 
Teil  derselben  geht  nach  dem  .Auslände, 
speziell  England.  Das  dem  so  werden 
konnte,  war  nur  möglich  nicht  nur  durch 
fortwährende  technische  Verbesserungen 
in  der  Butterherstellung  selbst,  sondern 
auch  durch  eine  ständige  Beeinflussung 
der  Urproduktion,  die  von  diesen  Genos- 
senschaften in  Verbindung  mit  den  so- 
genannten Kontrolk'cr einen  geübt  wird. 
Zur  vollkommenen  Ausschaltung  des 
Zwisdienhandels  haben  sidi  die  dinisdien 
Molkereigenossenschaften  zu  mehreren 
grossen  Exportgesellschaften  vereinigt. 
In  ahnlichem  Sinne  wirken  die  Höhner- 
zucht- und  Eierverkaufsgcnossenschafteo, 
Die  letzteren  gaben  durch  Abstempelun- 
gen der  Eier  mit  der  Nummer  des  Ver- 
eins und  des  Mitglieds  die  grcissten  Ga- 
ranticen  für  gute  frische  Ware  und  haben 
da  inrch  schon  erhebliche  Steigerungen 
der  Preise  für  ihre  Mitglieder,  deren 
Zahl  Ende  1903  33000  betrug,  erwirkt. 
Die  39  dänischen  Schweineschlächterei- 
genossenschaften,  denen  66574  Mitglie- 
der angehören,  schlachteten  im  Jahre 
1903  928850  Schweine  im  Werte  von 
etwa  61  Mill.  M.  Sie  tragen  fast  alle 
den  Charakter  des  Grossbetriebs:  eine 
derselben,  die  7\\  OdeU'^c,  kann  \v(')chent- 
lich  2000  Schweine  töten  und  verarbeiten. 
Auch  ihr  Hauptabsatzgdriet,  ebenso  wie 
das  der  Eierverkaufsvereinigungen,  ist 
das  Ausland.  Der  genossenschaftliche 
Export  stellt  heute  schon  zirka  zwei 
Drittel  des  Gesamtexports  Dänemarks 
dar.  Zu  keiner  annähernd  so  grossen  Be- 
deutung hat  sich  die  Genossenschaftsbe- 
wegung bis  jetzt  in  Schweden  und 
Norwegen  entwickelt,  wo  sie  noch 
in  den  Kinderschuhen  steckt.  Doch  ist 
sie  auch  hier  in  gesiuider  Weiterent- 
wickelung  begrififen.  Dagegen  scheint  in 
F  i  n  n  1  a  n  d  der  erst  seit  einigen  Jahren 
dort  ausgesäte  Genossenschaftsgedanke 
einen  ausserordentlich  günstigen  Boden 
zu  finden.  Der  \erelrndele.  gedrückte 
finnische  Bauer  greift  dasGenossenschafts- 
evanftelinro  mit  überraschendem  Eifer 
und  Verständnis  nnf.  Gro^sse  Verdienste 
um  die  Ausbreitung  desselben  hat  sich 
die  aus  Gelehrten,  Studenten,  Beamten, 
Landwirten  zusammengesetzte  Gesell- 
schaft Pdlervo,  die  im  Jahre  1899  ins 
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Leben  gemfen  wurde,  erworben.  Heute 
gibt  es  in  Finnland  insgesamt  303  land' 
wirtschaftliche  Genossenschaften,  wozu 
noch  3613  ländliche  Vereine  kommen.  Sie 
umspannen  fast  alle  Gebiete  der  landwirt- 
schaftlichen Produktion  und  Verarbeitung 
und  scheinen  eine  langsame,  aber  sichere 
Erhebung  des  armen»  die  änsserate  Not 
leidenden  Volkes  vorzubereiten. 
X  X 
KniM  dMHk  DER  Ton  uns  seinerzeit  an- 
gekiin<Iigrtc  gcnos5;en- 
s  c  h  a  f  1 1  i  c  h  c  Unter- 
richtskurs  in  München  (vergl.  SomiO' 
listische  Monatshefte,  1904,  II.  Bd.,  pag. 
855)  hat  inzwischen  vom  7.  bis  zum  14. 
November  unter  Teilnahme  von  16  Ge- 
nossenschaftsbeamten stattgefunden  und, 
wie  berichtet  wird,  einen  sehr  befriedi- 
genden Verlauf  genommen.  Es  wäre 
empfehlenswert,  dass  bei  einer  Wieder- 
holung die  Dauer  des  Kursus,  die  uns 
für  eine  auch  nur  t  iiiigcrmasscn  gründ- 
liche Ausbildung  viel  zu  kurz  erscheint, 
wesentlich  verlängert  würde.  X  In 
den  diesjährigen  volkstümlichen 
Hochschulkursen  in  Nürnberg 
wird  von  Professor  C.  Neuburg  von  der 
Universität  Erlangen  aucli  ein  sechsabend- 
licher Kursus  über  das  Genossenschafts- 
wesen ahgdiaken.  X  Der  Leipzig» 
Plagwitzer  Konsumverein  hat  im 
G^diäftsjahr  1903- 1904  seine  Mitglieder- 
rahl  von  33  826  auf  36  654,  seinen  Umsatz, 
von  II  321  067  M.  auf  12085346  M.  und 
seinen  Reingewinn  von  i  189077  M.  auf 
1238030  M.  erhöht.  Er  betrcil)!  jot/t  31 
Verkaufsstellen,  2  Warenhäuser,  eine 
eigene  Mühle,  Bäckerei  und  Ttschterd. 
X  Den  lippe-detmoldschen 
Beamten  ist  seitens  der  Regie- 
rang die  Teilnahme  an  Konsumver- 
einen untersagt  worden.  X  Dagegen  hat 
der  Magistrat  von  Dresden  die  Mit- 
gliedschaft der  Frauen  von  Kommunal- 
arlKitrrn,  die  von  einer  im t ergeordneten 
VerwaliunKsstcUe  aus  verboten  worden 
war«  als  zulässig  erklärt.  X  Die  sdt  länge- 
rem geplante  KopenhagenerHaus- 
wirtschaftsgcnos.senschaft 
ist  nun  verwirklicht,  und  zwar  in  Fonn 
eines  suttlichen,  für  den  Aufenthalt  von 
35  Familien  bestimmten  Gebäudes,  in 
dem  eine  2^tralstcl!c  alle  Haushaltungs- 
arbciten.  wie  Essensbereitung,  Feuerung, 
Bedientmg.  Wäsche  etc.,  übernimmt.  Die 
Aufenthaltskosten  für  eine  sköpfige  Fa- 
milie sind  auf  3360  bis  4480  M.  berechnet. 
X  X 


Lltsiatur  EIN  neues  Buch  von  Pro- 
fessor Franz  Staudin- 
ge r  ist  erschienen :  Sprüche 
der  freiheit,  wider  Nictssche  und  andere 
Herrentnoral  /Darmstadt,  R  Roether/, 
Ein  glühender  I-obgesang  auf  die  Freiheit 
ist  es,  nicht  jene  Freiheit,  die  im  Nicder- 
trampeln  der  Redite  des  anderen  sich  aus- 
lebt, sondern  jene,  die  >cincs  jeden  Frei- 
heit mit  der  anderen  ihrer  vereinigt  tmd 
sichert«.  Diese  Freiheit  aus  den  Krallen 
des  »goldenen  Drachen«,  in  denen  sie  heute 
noch  schmachtel.  nachdem  doch  längst 
Gesetze  und  Verfassung  die  Menschen  ztt 
(gleichen  und  Freien  gemacht  haben,  zu 
losen,  ist  nach  Staudingers  Ansicht  Auf- 
gabe der  Genossenschaft  und  der  Boden- 
reform. Niemand,  mag  er  auch  des  Ver- 
fassers engere  nationalökonomische  An- 
schauungen nicht  teilen,  wird  das  Büch- 
lein aus  der  Hand  legen,  ohne  von  der 
Fülle  tiefer  und  schöner  Gedanken,  die  es 
cinschlic-'-t.  LrgrirTc:i  tmd  bereichert  zu 
sein.  X  Der  ungleiche  Kollege  dieses 
Mannes,  der  Konsumvereinstöter  Profes- 
sor S  u  c  h  s  1  a  n  (1  in  Halle,  greift  in 
einer  Neuauflage  seiner  vollkonmien  wert- 
losen Notwahr heitert  über  Konsumvereine 
auch  die  Socialistischcn  Monatslu-ftc  an, 
die  sich  bei  Besprechung  seiner  geheimen 
Versammlung  (vergl.  1904.  II.  Bd.,  pag. 
934)  auf  einen  —  Spitzelbcricht  gestützt 
hätten.  Die  Besprechung  wäre  übrigens 
nicht  geheim,  sondern  nur  vertraulich  ge- 
wesen. An  den  von  uns  mitgeteilten 
Tatsachen  wagt  Herr  Suchsland  da- 
gegen mit  keinem  Worte  zu  nittdn.  Das 
ist  uns  die  Hauptsache.  Die  moralische 
Entrüstimg  des  so  eigentümltdie  mora- 
liche  Grundsatze  propagierenden  Herrn 
Oberlehrers  lässt  uns  kalt.  X  Drei  auf 
den  RevisioMisverbandstagen  des  Jahres 
1904  von  Heinrich  Kaufmann  ge- 
haltene Vorträge  sind  im  Verlag  des 
Zentrahcrbandcs  deutscher  Konsumver- 
eine erschienen.  Sie  beschäftigen  sich 
mit  der  Hohe  der  zu  empfehlenden  Rück- 
vergütung, den  Rechten  der  Gcneralver- 
sammltmg  und  der  genossenschaftlichen 
.'\gualion  und  Presse  und  enthalten 
manches  aufklärende  Wort,  mandien  be- 
herzigenswerten Wink.  aERTRUD  OAVIQ 

Sozialpidagogtsche  Bewegung 

PopuUre  Lite-  WER  wiederholt  Gelegcn- 
ntur  heit  gehabt  hat.  den  Bera- 

tungen der  Biblintheks- 
kommissioncn  von  Arbeitervereinen  tmd 
Gewerkschaften  über  die  Neuansduiffang 
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von  Büchern  beizuwohnen,  wird  erstaunt 
gewesen  sdn  über  die  Ratlosigkeit,  die  in 
diesem  Punkte  fast  allgemein  zu  finden 
ist,  und  über  die  geringe  Kenntnis  wirk- 
lich guter  und  doch  billiger  Werke  der 
populären  Literatur,    an  der    doch  in 
Deutsdiland  erfreulicherweise  kein  Man- 
gel ist.  Besonders  kleinere  Vereine  und 
Gewerkschaften,  die  jährlich  nur  geringe 
Summen  für  die  Ergänzung  ihrer  Biblio- 
thdcen  aufwenden  können,  gehen  infolge- 
dessen oft   mit  einer  Planlo^^i^keit  bei 
ihren  Neuanschaffungen  zu  Werke,  die 
sowohl  von  materiellen,  wie  von  idedten 
Gesichtspunkten  aus  geradezu  bedauerns- 
wert ist.    Da  werden  für  die  wenigen 
Mark,  die  für  die  Bibliotheken  pro  Jalir 
zur  Verfügung  gestellt  sind,  meist  einige 
wenige  grosse  und  sehr  teure  wissen- 
schaftliche Werke  angeschafft  —  gross 
tenteils  Werke,  die  von  Koryphäen  ver- 
fasst  irad  an  sich  meist  auch  vortreflPlieh 
sind,  die  aber  für  den  Arbeiter  als  Lek- 
türe nicht  in  Betracht  kommen  künnen, 
wdl  sie  in  den  allermeisten  Fällen  in 
einer    schwerverständlichen,    mit  fach- 
technischen ."Ausdrücken    überreich  ge- 
spickten Sprache  reden  und  Vorkennt- 
nisse voraussetzen,  die  dem  Arbeiter  in- 
folge unserer  traurigen  V'olksschulverhall- 
nisse  fehlen  und  die  er  sich  eben  erst 
aneignen  will.    Die  Werke  werden  aber 
—  selbstverständlich  in  bester  Absicht  — 
angeschaflFt;  dieser  oder  jene  strebsame 
und    bildungsdurstige    Arbeiter  macht 
auch  den  verzweifelten  Versuch,  sich 
dtvch   dieselben   hindurchzuarbeiten,  aus 
oben  angegebenen  Gründen  geUngt  ihm 
das  aber  nicht,  das  Werk  wandert  wieder 
in  die  Bibliothek  zurück  und  steht  nun 
dort  Jahre  hindurch  unberührt  und  ver- 
staubt.   In  den  Katalogen  wird  es  als 
Pracht-  und   Prunkstück     geführt  und 
Neulingen  des  Vereins  als  solches  unter 
Znflttstenuig  des  horrenden  Preises  ge- 
zeigt. 

SO  hatten  wir  zum  Bcispiil  in  kleineren 
Vereinen  und  Gewcrkscliatten,  die  etwa 
30  bis  50  M.  jahrlich  für  ihre  Bibliothek 
autwenden  können,  GelegtnluMt.  zu  hören, 
dass  man  beschlossen  hal>e,  für  die  aus- 
gesetzte Summe  anztischafien  etwa:  Dar- 
wins sämtliche  Werke  oder  Marx'  Kat>i- 
tal  oder  Helhvalds  Kulturgeschichte  ddcr 
Ratzels  Völkerkunde.  Man  verstehe  uns 
hier  nicht  falsch  1  Solche  Werke,  wie  die 
eben  genannten,  sind  natürlich  gut  und 
sehr  nützlich  zu  lesen,  und  wir  haben 
nidit  das  germgste  g^en  ihre  Anschaf- 


fung für  Arbeiterbibliotheken  einzuwen- 
den, im  Gegenteil,  wir  werden  sie  überall 
und  stets  gern  empfehlen,  alx?r  da,  wo  es 
am  Platze  ist:  grösseren  Bibliotheken 
mit  grösseren  Mitteln.  Wir  wenden  uns 
nicht  gegen  dic-o  Werke  an  sich,  sondern 
wir  wenden  uns  nur  dagegen,  dass  klei- 
ne Bibliotheken,  die  mit  sehr  be- 
s  c  h  r  ;i  n  k  t  e  n  Mitteln  zu  rechnen 
haben,  solche  teuren  Werke  kaufen. 
Schon  von  rein  ökonomischem  Stand« 
punkte  aus  betrachtet,  erscheint  solches 
Tun  verwerflich,  weil  hierbei  Geldaus- 
gtben  gemacht  werden,  deren  Nutzen  — 
denn  die  teuren  fachwissenschaftlichen 
Werke  werden  nur  ganz  selten  gelesen  — 
in  gar  keinem  Verhältnis  steht  zu  den 
aufgewendeten  Mitteln,  die  aber  in  rich- 
tiger Weise  (durch  Anschaffung  von 
Volksbüchern,  von  kleineren  populären 
Werken,  von  Volksausgaben  u.  s.  w.) 
verwandt,  reichlidieren  Nutzen  tragen 
würden.  Lediglich'  schon  de-lialb.  weil 
derartige  Büclicr  bedeutend  billiger  sind  — 
w  ir  erinnern  nur  an  die  fabelhaft  billigen 
Volksausgaben  von  Werken  der  schönen 
Literatur  —  und  es  so  trotz  der  verhält- 
nismässig geringen  Mittel  auch  dem 
kleinen  Vereine  möglich  wird,  sich  eine 
wesaitlich  reichhaltigere  Bibliothek,  als 
es  ihm  sonst  möglich  wäre,  anzuschaffen, 
und  weil  sie  —  und  damit  betonen  wir 
zugleich  den  volkspädagogischen  Wert 
der  Volksbücher  mehr  lehrhafter  Rich- 
tung —  im  allgemeinen  sich  bemühen, 
durch  eine  volkstfimlichere  und  einfachere 
.\usdruckswcise  dem  Verständin s  und 
durch  weise,  alles  Unwesentliche  vermei- 
dende Auswahl  dem  Bedfirftiis  des  Ar- 
beiters entgegenzukommen. 
UM  nun  den  Bibliothekskommissionen 
der  Arbeitervereine  und  Gewerkschaften, 
sowie  auch  den  einzelnen  Arbeitern  selbst 
die  ilnun  nach  dieser  Richtung  hin  man- 
gelnde Kenntnis  zu  vermitteln  und  sie 
bei  ihren  BuchanschnfTungen  zu  beraten, 
wollen  wir  von  der  nächsten  Nummer  an 
periodisch  über  die  Neuerscheinungen 
der  wirklich  populären,  4ps  heisst  guten, 
billigen  und  volkstümlichen  Literatur  Be- 
richt erstatteiu 

X  X 
öfep.f/irf,ciii.DYE    Berliner  ÖWentKche 

5;f;:f?;;.W'7'/^'W''''/''-^-  ""«^  i.cschauc. 

Berlin  die  im  Jalirgang  1903  die- 

ser Zeitschrift  (pag.  959  ff.)  eine  ein- 
gehende Würdigung  erfahren,  hat  ein  er- 
folgreiches 5.  Betriebsjahr  hinter  sich. 
Eine  zweite  vermehrte  und  verbesserte 
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Auflage  des  Katalogs,  die  vor  kurzem  cr- 
schicneii,  verzeichnet  in  schönem  Druck 
und  pnktisdier  Gliedemnir  auf  779 
Seiten  die  zirka  18000  Bänclc  umfa?;scn- 
den  Bücherbestände.  Die  Gesamtzahl  der 
Betodier  der  Bücher«  nnd  der  Lesdialle 
betrug  132  708  Personen  (im  Vorjahr 
126343;  an  der  verhältnismässig 
schwachen  Steigerung  der  BesuchszifTer 
sind  die  aussergcwöhnlich  heisscn  Som- 
mermonate schuld).  Seit  der  Eröffnung 
des  Instituts  vor  5  Jahren  ist  dieses  von 
553582  Personen  besucht  respektive  be- 
nutzt worden.  In  demselben  Zeiträume 
sind  in  und  ausser  dem  Hause  327751 
Bände  entlehnt  worden.  Der  Leserkreis 
der  AnsleihtMbliotiiele  dehnt  sldi,  stetig 
vsachäcnd  titifl  zur  Zeit  etwa  rjooo  Be- 
nutzer umfassend,  durch  alle  Stadtteile 
bis  m  die  Vororte  hinein  ans.  Dem  Bemf 
nach  grehörten  ihm  an :  4474  gewerbliche 
Arbeiter,  2209  Kaufleute  und  weibliche 
HnddsangestelUe,  150  Arzte  und  Juris- 
ten, 471  Staats-  und  Privatbeamte,  282 
L«hrer  und  I^-hrcrinnen,  154  Studenten, 
39a  Seminaristen  und  Schüler  und  714 
Personen  ohne  Beruf.  Nach  Hause  ver- 
liehen wurden  im  Berichtsjahre  65  399 
Binder  etwas  mehr  als  zwei  Drittel  davon 
der  sdiönen,  das  übrige  Drittel  der  be- 
irrenden Literatur  angehörend.  Die 
wissenschaftlichen  Büclier  machten  im 
Vocjahr  15%,  im  Berichtsjahr  31%  aller 
Eaddtnongen  ans.  Die  1346  Bände  ent- 
haltende Nachschlagcbibliothck  fand 
überaus  regen  Zuspruch.  Die  Zahl  der 
aasliegenden  Zeitungen  und  Zeitsdiriftea 
jeder  Art  nnd  Ri^tmg  ist  aaf  $26  gc- 
stiegen. 

X  X 
AUS  dem  Jahresbericht  der 
l^n^^Si  Berliner  Neuen  freiem 
Vülksbühme  ist  an  crädien, 
dass  die  Gc^mtveranstaltimgcn  81  gegen 
63  im  Vorjahre  betrugen.  Davon  ent- 
fielen auf  Vereittsvorstdinngen  44  ffegen 
34  im  Vorjahre. 

Als  ordentliche  Vereinsveranstaltungen 
wurden  unter  anderm  gegeben  Nachtasyl 
von  Gorkij,  Der  Strom  von  Halb^  i2oi- 
merMhetm  Ton  Ibsen.  PanKiu  von  Htrsdi- 
feld,  Shakespeares  Lear,  Webers  Kindes- 
mörderim  und  Lessings  Minna  von  Barn- 
ffetm,  PSerner  wurden  Teranstaltet? 
Vortragsabend,  ein  Wolzogen-Abcnd,  ein 
moderner  Autorenabend,  ein  Adolf  Men- 
ad-,  en  liliencron-,  ein  Frttz  Reuler* 
Abend.  r.wei  Richard  Wagner-~ 
und  ein  kiaasisches  Volkslnxuert. 


Die  Mi'.fjliedcTzahl  stieg  seit  dem  vorigen 
Bericht  m  dieser  Zeitschrift  (1904,  L  Bd,, 
pag.  93)  auf  S70O,  so  dass  die  zuletzt  er- 
richtete 7.  Abteilung  fast  gefüllt  ist. 
Dtu-ch  bestehende  Pachtverträge  ist  die 
Eriiclilttng  weiterer  neuer  Abtedingen 
nicht  mehr  möglich.  Den  Vorstand  bil- 
den zur  Zeit  die  Herren :  Dr.  J.  Ettlinger, 
Dr.  B.  Wille  und  H.  Neft.  Dem  künst- 
lerischen Ausschuss  und  Beirat  gehören 
an  die  Herren:  F.  Hollaender,  F.  König. 
P.  Legband.  F.  Mauthner,  H.  Ostwald. 
M.  Reinhardt,  P.  Remer,  H.  Wribker  und 
G.  Zider. 

X  X 
Kune  Cbronik  DIE  A4.  Hauptversammlung 
der  Gesettschaf  t  für 

J  '  c  r  b  r  r  i  l  u  n  fi  f  o  n 
V olksbildung  fand  am  i.  und  2. 
OIctober  in  Strassburg  statt  Nadi  Erstat- 
tung des  Jahresberichts  wurden  Vorträge 
gehalten  von  Dr.  Pohlmcyer  über  dsis 
öflFentliche  Vortragswesen  im  allgemeinen, 
von  Fr.  Fürstcnberp  übcrc  Projektions- 
vorträge und  Projektionsapparate,  Licht- 
bilder u,  s.  w.,  von  Frau  Stein  über  den 
volksbildnerischcn  Wert  guter  Rezita- 
tionsabende, von  Dr.  Klein  über  Volks- 
unterhaltungsabendc,  von  Dr.  Marckwald 
über  literarisches  Schaffen  und  litera- 
risclie  Bildung  im  Elsass  und  von  Dr. 
Kaiisch  über  Bildungsbestrebungen  im 
Elsass.  X  Die  vor  zwei  Jahren  im 
Kreis  Offenbadt  versuchsweise  in  10  Ge- 
meinden eingerichtete  Kreiswander- 
b  i  b  1  i  o  t  h  e  k  wurde  vor  kurzem  um 
1000  weitere  Binde  vermehrt,  an  dass 
30  Gemeinden  mit  je  100  Bänden  bedacht 
werden  können.  Die  Mittel  dazu  stellten 
die  Regierung  tmd  der  Kreistag  zur  Ver- 
fügung. Verwaltet  wird  die  Bibliothek 
von  den  Lehrern  der  beteiligten  Gemein- 
den. X  Die  Literarische  Ver- 
einigung des  Berliner  Lehr  er- 
ver eins  veranstaltete  in  der  Zeit  vom 
I.  bis  zum  4.  Dezember  in  3  verschiedcnni 
Schulaulen  3  unentgeltliche  Ausstellungen, 
in  ddien  empfehlenswerte  Jugendsdnif- 
tcn  und  künstlerischer  Wandschmuck  ge- 
zeigt wurden.  X  Die  vereinigten  Prü- 
fongsanssdifisse  für  Jugen dschrif- 
t  c  n  haben  auch  Ende  1904  wieder  eine 
Liste  empfehlenswerter  Jugendschriften 
herausgegeben!:  sie  ist  gratis  zu  bezidien 
dttrch  Herrn  W.  Senger.  Wagner  St  53, 
Hamburg.  X  Der  Lehrplan  der  Ar- 
beiterbildungsschule Berlin 
für  das  laufende  Quartal  umfasst:  Theo- 
retische Nationalökonomie  (Grunwald), 
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Welt-  und  Kulturgeschichte,  IV.  Teil 
(Steiner),  Entwickclungsgeschichte  der 
Lebewesen  (Baege),  Reichsverfassung 
(Katzenstein),  Redeübungen  für  Anfän- 
ger und  Fortgeschrittenere  (Steiner).  X 
Das  soeben  erschienene  Programm  der 
Frgien  HochschuleB^rlin  für 
das  latifHide  Quartal  kündigt  neben  3 
Einzelvorträgen  ( HLncktll,  Viclhaber, 
Vogeler)  15  Vortragsreihen  der  Dozenten 
Wille,  Hirschfeld,  Baege,  Fricdländer, 
Driesmans.  Kirsclibach.  Damaschke. 
Maurenbrecher,  Berwig.  Apel,  Steiner, 
Kaiipsteiii,  KoepfitOf  Hohenemser  und 
Moest  an.  mm  hhmann  mim 

Frauenb«wgu  n  g 

8«lnil««MB  EIXE  Petition  um  Zu- 
ziehung der  Frauen,  ins- 
besondere der  Lehrerinnen, 
zu  den  Schuldeputationen  hat  der  Bund 
deutscher  Frauenvereine  an  das  preussi- 
sehe  Kultusminisleniun  gerichtet.  Es  ist 
traurig  und  sehr  bezeichnend,  dass  um  ein 
so  selbstverständliches  Recht  noch  gebeten 
werden  nniss,  und  dies  noch  dazu  —  in 
Ansehung  des  Schicksals  ähnlicher  For- 
derungen —  mit  recht  wenig  Aussicht  auf 
Erfolg.  Ein  gleichfalls  ins  Gebiet  der 
Erziehung  einschlagender  Antrag,  den 
hauswirtsduilttidien  Unterricht  in  dei^ 
Mädchenvolksschulen  durch  Einstellung 
einer  hierfür  zu  verwcndcrfden  Summe  in 
den  nächstjährigen  Eut  zu  fördern,  wurde 
durch  den  preussischcn  Landtag  erst  an 
eine  Konunission  verwiesen.  Die  Einsicht 
in  Forderungen,  die  auch  dem  schlich- 
testen Denken  als  notwendig  und  ganz 
selbstverständlich  ersdieinen,  muss  für 
die  Gehirne  der  Regierungslcutc  und 
prettssiachen  Volksvertreter  recht  müh- 
sam sein. 

X  X 
>ya/Ao/«>rot<r  IM  November  tagte  in 
rrmmm^tm  ^raxAdmi  a.  M.  die  Gene- 
ralversammlung des  Katho- 
lischen Frauenbundes.  Bezeichnend  ist, 
dass  trotz  der  gegenteiligen  Ansicht  der 
Frauen  die  Männeransicht  durchdrang, 
nach  der  in  den  Satzungen  des  Frauen- 
bundes die  chari  ta  t  i  v  c  der  s  o  z  i  a  - 
1  e  n  Betätigung  voraufgehen  soll  und  dass 
der  Bischof  von  Limburg  erklärte,  den 
Frauenbund  nur  dann  unterstützen  zu 
wollen,  wenn  derselbe  auf  streng  kon- 
fessioneller  Grundlage  8t«e  und 
sich  vo'  allem  nicht  mit  den 
christlichen  Gewerkschaften 
einlasse,  anderenfalb  werde  er  seine 


Geistlichen  anweisen,  dem  jungen  Ver- 
band direkt  entgegen  zu  arbeilen.  In 
Nassau  sei  man  eben  dabei,  die  Sintuhan- 
schule  abzuschütteln;  die  Frauen  sollten 
vor  allem  daran  arbeiten,  dass  die  kon- 
fessionelle Schule  eingeführt  wird.  Ein 
Nachmittagsreferat  von  Frau  Gnauck- 
Kühne  über  die  Arbeiterinnenfrage  stand, 
obwohl  es  den  äusseren  Gegensatz  zu 
meiden  wusste,  in  innerem  Widerspruch 
mit  dieser  Auffassung.  . 

X  X 
Mutterpmcht  IN  Sommerfeld  in  der 
und  MamobN  Niederlausitz  wurde  eine 
verwitwete  .\rbeiterin,  die 
treu  und  gut  für  ihre  drei  uncrwachsc- 
nen  Kinder  gesorgt  und  daneben  noch 
Zeit  gefunden  hatte,  ihre  Kraft  in  den 
Dienst  der  Arbeiterinnensache  zu  stellen, 
durch  den  Waisenrat  vor  die  Wahl  ge- 
stellt, aus  dem  Textilarbetterverband  aus- 
zutreten oder  aber  auf  die  elterliche  Ge- 
walt über  ihre  Kinder  zu  verzichten. 
Das  darauf  angerufene  Vormundsdiafts- 
geficht  schloss  sidt  der  Auffassung  des 
Waisenrates  an  und  liCKrimflctc  sein  l'r- 
teil  damit,  dass  die  Kinder  ver- 
wahrlosen würden,  wenn  die 
Mutter  einer  sozialdemokra- 
tischen Gewerkschaft  ange- 
höre. Kein  Rcchtstitel  rechtfertigt  diese 
Ungeheuerlichkeit.  Trotzdem  ist  es  be- 
greiflich, dass  bei  der  Frau,  in  der  Angst, 
ihre  Kinder  zu  verlieren,  die  Mutter  fiber 
die  Gewerkschaftlerin  siegte.  Sie  trat 
aus  dem  Verband  ans  und  darf  nun  weiter 
für  ihre  Kinder  sorgen.  Wa.<i  aber  soll 
man  denen  sagen,  die  in  solcher  Weise 
die  Gewissen  zwingen  und  Konflikte  von 
soldier  Tragik  auslösen? 
X  X 
nnM  Chranlk  EINE  statistische  Aufstel- 
lung, die  Dr.  Jos.  Kövösy. 
der  Direktor  des  statisti- 
sdien  Amtes  in  Budapest  aus  37jährigen 
über  8cvS  350  Fällen  erstreckten  Beobach- 
tungen gewinnt,  bestätigt  die  anderwärts 
gemaehte  Erfahrung,  dass  im  Kindes- 
alter der  weibliche  Intellekt  den 
männlichen  übertrifft.  Dies  geht  aus  den 
Fleiss-  und  FortscIfiUaHOten,  wie  aus 
der  Zahl  der  Versetzungen  und  dergleichen 
herv  or.  X  In  München  ist  ein  H  a  u  s  - 
pflege  verein  auf  interkonfessionel- 
ler Grundlage  gegründet  worden.  Es  be- 
steht die  Absicht,  die  Einrichtung.  Wie- 
das bereits  in  Frankfurt  a.  M.  mit  gutem 
Erfolge  geschehen  ist.  aus  einem  Wohl- 
tätiglceitsinstitut  in  eine  Hauspflegekasse, 
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das  ist  eine  autonome  Versicherung  un- 
bt-mittclttT  Familien,  umzuwandeln.  X 
^Tadamc  Curie,  die  berühmte  Mitent- 
«Icckcriii  des  Radium,  ist  zum  Chef  der 
physikalischen  Arbeiten  an  der  Pariser 
wissenschaftlichen  Fakultät  ernannt  wor- 
den. X  Fortschritte  macht  China.  Es 
wurde  dort  eine  Lehrerinnenbildungsan- 
stalt ins  Leben  gerufen,  die  bereits  von 
80  Frauen  besucht  wird.  Ebenso  hat  man 
dort  die  beiden  Tochter  eines  ehemaligen 
chinesischen  Gesandten  in  Frankreich  in 
das  Auswärtige  Amt  zur  internationalen 
Korrespondenz  berufen.  X  Der  6.  Pbrtd- 
tag  der  t  s  c  h  e  c  h  o  >  1  a  w  i  s  c  Ii  c  11  So- 
zialdemokratie in  Osterreich  stellte  fest, 
dass  in  der  Arbdterinnenbewcgtuiir  keine 
Erfolge  zu  verzeichnen  seien,  da  ihr  ein<^t 
weilen  die  naturliche  Grundlage  der  ge- 
werkschaftlichen Organisation  noch  fehle. 
Es  soll  nach  dieser  Richtunp  pcarl^eitct 
werden,  X  In  Dänemark  sind  von 
53000  erwachsenen  Arbeiterinnen  7000, 
also  über  organisiert. 
X  X 
UiMtlar  AUF  Grund  einer  reichen 
Erfahntng  und  getragen  von 
einer  herzenswarmen  und 
doch  durchaus  kritischen  lunsicht  in  alle 
Zusammenhänge  und  Bedingtheiten  der 
zur  Diskussion  stehenden  Frage,  plädiert 
C  1  c  ni  c  n  t  i  n  c  \-  o  n  W  a  1 1  m  e  n  i  c  h  . 
die  bewährte  Leiterin  des  Schwestern- 
hauses vom  RotenKreng  in  München  für 
die  Krankenpflege  von  Männern  durch 
Frauen  /München,  J.  F.  Lehmann/.  Sic 
verkennt  keineswegs  die  Schwierigkeiten 
und  Gefahren  solcher  Pflege,  glaubt  aber 
ihnen  durch  straffe  Gliederung  auch  der 
freien  Verbinde,  einen  starken  ethischen 
F"inschlag.  sowie  durch  staatliche  Rechts- 
und Schuugarantien  bcgegiien  zu  können. 
Nidtt  gefallen  will  uns  die  starke  Beto- 
nung der  grösseren  Wohlfeilheit  des  weib- 
lichen Barnten-  und  Pflegepersonals,  Se 
tbleiche  Schreibschwester,  die  zur  Kran- 
kcni^kge  unmöglich  mehr  taugt,  weil  sie 
viel  zu  krinklich  ist  und  immer  Kopfweh 
hat«  statt  des  gutbezahlten  männlichen 
Beamten:  das  ist  kein  begrüssenswerter 
Standpmdct.  Audi  die  durchscheinende 
Über<;chätzung  der  religiösen  Gesichts- 
jmnkte  ist  nicht  zu  teilen,  wenn  schon  zu 
verstehen.  X  Casimirvon  Kelle s- 
K  r  a  u  z  sucht  in  seinem  Buch  f.'originr 
des  interdictions  sexuelles  /Paris,  Giard 
&  Briere/  vermittelst  einer  geistreiclun 
Hypothese,  die  von  der  Auffassung  des 
Geschlechtstriebes  als  einer  der  Blutgier 


verwandten  Feinrkeligkeit  ausgeht»  das 
Matriarchat  mit  darauf  folgender  Exoga- 
mie  zu  erklaren.  Er  meint  damit  die 
Glaubenssätze  der  Selektion  und  die  da- 
rauf fusscude  Morgan-Engelssche  Theorie 
zu  widerlegen,  meines  Erachtens  ohne 
dass  ihm  diese  Widerlegung  geglückt 
wäre.  X  Im  Buntscheck  /Cöln,  Schaf- 
stein/ (vergl.  Sozialistische  Monatshefte, 
1904,  IL  Bd.,  pag.  loaa)  macht  Paula 
D  e  h  m  e  1  den  Versuch,  in  sinniger, 
wennschon  nicht  ganz  für  Kinder  passen- 
der Weise  die  Frage  der  geschlechtlichen 
Aufklärung  praktisch  zu  lösen. 
DIE  Gleichheit  erfährt  von  jetzt  ab^eine 
wesentliche  Erweiterung  und  Bereiche- 
rtmg.  Der  wissenschaftliciie  und  agita- 
che  Teil  soll  durch  hauswirtschaft- 
liche  Rubriken  ergänzt  werden.  Wir  be- 
gleiten das  Unternehmen  mit  den  besten 
Wünschen.  wmiBana  rOaiH 

WISSENSCHAFT 

ao«Ial%ri8atiadMHaw 

Katholisches    DIE  Betrachtung  eines  so 
StaatrwQrtar-  umfassenden    und  macht- 
vollen  G^ttdes,    wie  die 

katholische  Kirche,  und  ihrer  Beziehungen 
zu  der  gesellschaftlichen  und  sozialen  Ent- 
wickdung der  Völker  ist  immer  von  be- 
st^nderem  geschichtlichem  Interesse.  Noch 
mehr  gilt  das  in  einer  Zeit,  wo  in  Frank- 
reich die  Demokratie  einen  Entschei- 
di'tigskampf  um  die  Befreiung  des  staat- 
lichen und  gesamten  öffentlichen  Lebens 
von  der  Herrschaft  der  Kirche  aufgenom- 
men hat.  wälirend  bei  uns  die  Kirche  von 
Erfolg  zu  Erfolg  schreitet  und  eine  Madit 
im  polhischcn  Getriebe  darstellt,  wie  man 
sie  vor  nicht  langer  Zeit  nicht  mehr  für 
möglich  gehalten  hitte.  Die  Wurzel  die- 
ser Macht  ist  in  der  Hauptsache  die  un- 
zerbrechliche und  unbeugsame  Disziplin, 
die  in  Ldien  und  Lehre  die  Kirche  von 
ihren  Dienern  und  ihren  Gliedern  fordert, 
und,  auf  ihr  beruhend  und  sie  wiederum 
gewährleistend,  die  mangelnde  Differen- 
zierung des  katholischen  Volkes  auf  geisti- 
gem und  politischem  Gebiete.  Wie  der 
Grundsatz  dei*  individuellen  Freiheit  über 
seine  ersten  schüchternen  Anwendtmgen 
hinaustreibt  und  schliesslich  auf  geistigem 
Gebiet  zu  der  Forderung  völliger  Unge- 
bundenheit  führt,  so  führt  mit  gleicher 
Folgerichtigkeit  der  Gedanke  der  Autori- 
tät, auf  (las  geistige  Leben  angewandt, 
zur  Zentralisation  und  schliesslich  zum 
nnumschränkten  Despotismus  der  Ahs- 
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erwählten.  Diese  einheitliche  Zusammen- 
fassung aller  Krift«  veraiag  eise  inssere 

Machtentfaltung  7\\  gewähren,  die  jeder 
anderen,  auf  gleichen  Grundlagen  auige- 
bautcn,  aber  minder  konsequenten  Orga- 
nisation ül>crlcgcn  ist.  Die  wirtscliaft- 
Hdie  und  auch  geistige  Rückständigkeit 
des  katholischen  Volksteiles  gegenüber 
den  anderen,  die  durch  die  Berufs-  und 
die  Moralstatistik  in  gleicher  Weise  er- 
wiesen und  auch  von  führenden  katho- 
lischen Gelehrten,  wie  Ehrhard  und  von 
Hertling,  zugegeben  wird,  ist  somit  eine 
Quelle  der  Macht  für  die  politische  Or- 
ganisation dien  dieses  Volkstetls  unter  der 
Leitung  trefFlich  geschulter  und  mit  un- 
antastbarer Autorität  au'^gcrüsteter  Füh- 
rer. Und  die  Autoritätsidee,  die  g^en- 
fiber  den  unaulbaltsamen  Fortschritten 
des  Gedankens  und  der  Forschung 
schlicsshch  in  einem  kümmerlichen  Kultus 
der  Tradition  stecken  bleibt,  ist  durch  die 
innere  Festigkeit  der  Struktur  und  die 
Schulung  im  streng  logischen,  wenn  auch 
auf  willkürlichen  Voraussetzungen  ruhen- 
dem, Gedankenaufbau  jeder  Sorte  von 
Halbheit  und  Eklektik  stets  weit  ülKir- 
legcn.  So  hat  das  Studium  katholischer 
Literatur,  insonderheit  der  moraltheolo- 
fischen  und  sozialphilosophisdien  Schrif- 
ten, ausser  ihrer  politisrhcii  und  histo- 
rischen Bedeutung,  einen  gewissen  Reiz 
audi  für  den  Gegner.  Freilich  vernujg 
auch  das  granitne  Gemäuer  der  katholi- 
schen Lehre  und  Organisation  sich  dem 
langsam  einsickernden  Einflnss  umgestal- 
tender und  selbst  moderner  Gedanken- 
gange nicht  zu  entziehen.  Und  dem  starren 
Rechts-  und  Machtanspruch  der  Hierar- 
chie l>rcchen  die  brutalen  Tatsachen  über- 
legener Gewalten  und  Neubildungen  so 
viel  abb  dass  auch  hier  so  manches  brök- 
kelt,  so  manches  pro  hie  et  nunc  zuge- 
standen werden  muss  tmd  schliesslich  auch 
hier  der  eklektische  Mischtypus,  der  in 
so  fataler  Weise  aus  revolutionären  wie 
reaktionären  erzwungenen  Anpassungen 
aa  das  Bestehende  hervotgeht,  sidi  nicht 
verleugnen  lässL 

DAS  im  Auftrage  der  GSrres-Gesettsehaft 

von  Dr.  Julius  Rächern  herausgegebene 
fünfbändige  Staatslexikon  /Freiburg  i.  B., 
Herder/,  das  jetzt  in  2^  nenbearbdteter 
Auflage  vorliept,  gibt  uns  einen  solchen 
Katholizismus.  Überall  werden  die  Grund- 
sitee  der  kirchlichen  Forderungen  der 
Beurteilung  der  rechtlichen  und  politi- 
schen Fracen  zu  Grunde  gelegt  —  und 
Merall  wini  mit  Rücksicht  «nf  alle  die 


geglückten  Revolutionen,  Reformationen 
und  Säkularisationen  von  den  Konseqoeti- 

zen  so  manches  Stück  abgehrochen.  Der 
Grimdzug  aber  bleibt  naturlich  der  streng 
kadMjliadie  unter  Ablehnunir  aller  re- 
formtheologischen   und  staatskirchlichen 
Gedankengänge,  deren  Halbheit  und  in- 
nere Schwäche  schon  im  XVIII.  Jahrhun- 
dert in  Hoiithcini     fvergl.    den  Artikel 
Febronianismus),     da«    Vorläufer  des 
mannhaften     Würzburger  Widerrufers 
Schall,  sich  deutlich  ausprägt   So  finden 
wir  in  dem  Artikel  Ersiehung  die  Ver- 
werfung der  Staatszwangsschulc  und  die 
Forderung  der  Unterrichtsfreiheit  für  die 
kirchlichen  Schulen  als  Mittel  des  Wett- 
bewerbs:  als  taktisches  Mittel,  solange  die 
allgemeine    Kirchenzwangssdiale  noch 
nidit  zu  erreidien  ist  »Erzieherin 
ist  in  höchster  Instanz  die  Kirche.  Wie 
die  niederen,    so  können  also  auch  die 
höheren  Schulen  von  der  Leitung  md 
.Aufsicht  der  Kirche    nicht  emanzipiert 
werden  .  .  .    Der    Staat    ist    nicht  Er- 
zieher.€    Und  vorher  :  >So  kann  also  auch 
der  Lehrer  m  der  Schule  nicht  eine  ^on 
der  Kirche  unabliangigc  Stellung  m  .An- 
spruch nehmen,  weil  er  sonst  aus  der 
christlichen  Ordnung  heraustret«!  würde. 
Er  muss  sich  vielmehr  ebenso,  wie  die 
Eltern,  als  Organ  der  Kirche  in 
der  Erziehung  betrachten   und  deshalb 
audi  der  Leitunirund  Oberauf- 
sicht der  Kirche  in  seiner  erzieh- 
lichen und  unterrichtenden  T.tigkeit  sich 
unterwerfen.«  Man  sieht  wohin  der  Weg 
führt,  den  die  preussischen  Naticmallibo- 
ralen  nun  offiziell  betreten  haben,  und 
was  auf  die  Anerkennung  der  bestehenden 
Siinultauschulc  seitens  des  badischen  Zen- 
trums zu  geben  ist.    Es  steckt  darin  der 
stillschw^gende    Vorbehalt,    der  der 
Jesuitenmoral  ihren  unwahrhaftigen  und 
darum  unsittlichen  Charakter  verleiht  — 
derweilen  der  oft  geleugnete  und  ebenso 
oft  als  echt  erwiesene  Satz,    dass  der 
Zweck  die  Mittel  heiligt,  zwar  in  seiner 
praktischen  Anwendung  hödist  bedenk- 
lich, aber  im  Grimde  nicht  tmsiltlich  und 
jeder  kasuistisdien  Moraltheorie  in  letz- 
ter Linie  zugehörig  ist. 
EINE  Hauptstärke  der  Macht  un.sties 
Zentrums  ist  seine  grössere  Vffrtrautheit 
mit    den    wirtschaftlichen    und  sozialen 
Problemen,  die  ihm  eine  Überlegenheit 
über  die  Praxis  der  übrigen  bürgerlichen 
Parteien   und   eine  vergrösserte  Widcr- 
standsfähigkat  gegen  den  Ansturm  des 
Soualismua  verleite.  So  wird  m  dm  Ar> 
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tikeln  sozialpolitischen  Inhalts  ein  braach- 
bares, wenn  auch  nicht  reichliches  Male- 
rial  übersicbtlich  geordnet  dargeboten  — 
immer  freilidi  vom  Standpunkt  einer  eng- 
herzigen ;ind  kleinlichen  Bürgcrlishkeit, 
die  zum  Beispiel  die  Notwendigkeit  der 
Ariwtterversidienmg  in  der  Hauptsache 
aus  der  mangelhaften  Für-;orge  der  Kin- 
der für  ihre  gealterten  Eltern  herleitet 
und  durch  die  kümmerlichen  Leistungen 
KÜes^T  Versicherung  den  gerechtt-n  Lohn 
garantiert  sieht.  V[>cr  die  Sozialdcmo- 
kraln  in  einem  im  ganzen  sachlichen 

Artikel  gehandelt,  während  der  Artikel 
Sosialismus  wesentlich  einseitiger  ist  und 
die  mehr  oder  minder  grosse  Abweichung 
vom  marxistischen  System  als  Kriterium 
der  mehr  oder  weniger  ausgeprägten 
Wissenschaftlichkeit  gelten  lässt.  Dass 
ein  Werk  dieser  Art  von  dem  pöbelhaften 
Ton  der  landesüblichen  Kaplansprease  und 
verwandter  Geisteserzeugnisse  sich  in 
seiner  Ausdrucksweise  rühmlich  abbebt, 
tiegreift  sich  leicht  Als  rdehhaltige  Ma- 
ierial<ammlung  und  pcdicgenc  Darstellung 
der  klerikalen  Gedankenwelt  wird  es  auch 
vom  Gegner  mit  Nutzen  und  oft  mit  Ge> 
nnss  gehraucfat  werden. 

X  X 
Schwalnil-  WER  geneigt  ist,  über  die 
«Ohes  Staats-  Verhältnisse  grosser  Länder 
wörtartmch  leichthin  zusammenfassende 
Urteile  abzugeben,  der  möge  einmal  in 
dem  UandzLÖrtcrbiuh  der  schweizerischen 
yolksxL'ir tschaft,  Sozialpolitik  und  Ver- 
waltung /Bern,  Verlag  Enzyklopädie/  Sc 
Dinge,  wie  sie  sich  in  einem  kleinen  Ge- 
meinwesen gestaltet  haben,  studieren. 
Freilidi  kann  die  Schweis  iricht  als  ty- 
pisch für  andere  Länder  gelten.  Auf 
einer  Fläche,  die  etwas  grösser  ist,  als  die 
Provinz  Brandenburg,  und  etwas  mehr 
Einwohner  zählt,  als  Gross-Berlin,  lebt 
«in  eigenartig  entwickeltes  Volk,  in  vier 
Nationalitäten,  zwei  Konfessionen  und  die 
\  crcrliiedenartigstcn  beruflichen  imd  so- 
zialen Bildungen  gegliedert,  hier  mit 
seinen  Einrichtungen  an  der  Spitze  der 
modernen  Menschheit  stehend,  dort  kaum 
abgelöst  von  den  altbäuerlichen  Einrich- 
tnngen  der  mittelalterlichen  Waldstädte: 
im  Kanton  Schwyz,  in  dem  die  tatsäch- 
liche politische  Gewalt  heute  noch,  and 
vidleicht  mehr,  als  jemals,  beim  Kloster 
EüuiedelH  ruht,  souveräne  Stände,  wie 
Uri  mit  »ooa  tfie  Hatbkantone  Oberwai- 
den oder  Appenzell-Inncrrhoden  mit 
13000  Einwohnern  —    daneben  Zürich, 


Basdstadt  und  Genf,  in  denen  nahezu 

alle  Ideale  unserer  bürgerlichen  Demo- 
kratie verwirklicht  oder  der  Verwirk- 
lichtmg  nahe  gebracht,  mitunter  schon 
übertroffen  sind.  Das  Geheimnis  dieser 
eigenartigen,  trotz  aller  Kämpfe  unter 
gegenseitiger  Duldung  sieh  vollüebenden 
Entwickelung  der  einzelnen  Glieder  heisst 
Demokratie,  die  sich  auch  hier  als 
die  konservativste,  das  heisst  stetigste  Re- 
gnerungsform bewährt,  um  so  mehr,  als 
sie  sich  mit  seltener  Kontinuität  hat  aus- 
gestalten oder  erhalten  können  und  eigent- 
lich nur  durch  die  fran7()sische  Revolu- 
tion und  ihre  Nachwirkungen  wesentliche 
äussere  Etnflfisse  erfahren  hat  Ist  für 
die  Urkantono  nnd  einen  Teil  der  Ost- 
scliwciz  noch  lieute  im  wesentlichen  die 
von  feudalen  Beimischungen  befreite 
Bauemdemokratie  mit  ihrem  starken  Be- 
stand an  Gemeindebesitz  —  der  auch  im 
Kanton  Bern  noch  auf  nahezu  100  Mill. 
fr.  geschätzt  wird  —  charakteristisch,  so 
haben  in  anderen  Landesteilen  steh  starke 
Industriecn  entfaltet,  die  ilas  Gesell- 
schaftsbild  völlig  umgestaltet  haben.  Da- 
zu die  Gliederung  in  Deutsehe  (über 
2300000)  und  die  drei  welschen  Natio- 
nen (Franzosen,  Italiener  tmd  Rhäto- 
romanen,  mit  zusanmien  rund  t  Million), 
in  Reformierte  und  Katholiken  (im  Ver- 
hältnis von  3  zu  2),  die  starke  reichs- 
deutsche  und  italienische  Einwandenmg, 
die  Einwirkungen  des  Fremdenverkehrs 
und  der  politischen  Flüchtlinge:  ein  btm- 
tes  Bild,  das  trotz  alledem  von  einem 
starken  Zuge  des  Gemeinsamen  beherrscht 
wird,  fliessend  aus  dem  Bewusstsein  ge- 
schiditltcher  Zusammengdiorii^t  und 
demokratischer  Rechte. 

DIE  Einzelheiten  dieses  in  kleinem  Um- 
fange so  überaus  reichen  und  verwickel- 
ten Landes  werden-  in  diem  von  Pro- 
fessor N.  Reichesberg  herausgege- 
benen, auf  3  starke  Bände  berechneten 
Handwörterbuch  —  bis  jetzt  sind  erschie- 
nen der  I.  Band  und  vom  II.  die  erste 
Hälfte  —  mit  grosser,  für  den  Ferner - 
stehenden  mitunter  selbst  zu  eindringlicher 
Genauigkeit  geschildert.  So  geht  es  über 
das  Wünschenswerte  hinaus,  wenn  in  dem 
Artikel  Gefängniswesen  jede  einzelne 
Strafanstalt,  bis  zu  den  guu  Meinen  her- 
ab, beschrieben  wird,  wenn  man  sich  in 
dem  Artikel  Geistige  GfMnke  durch  80 
Seiten,  meist  finanztechnischen  Inhalts, 
hin(hir(-harl>eiten  muss,  um  ein  Bild  von 
der  bedeutsamen  Einrichtung  des  schwei- 
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zcrischen  Alkoholmonopols  zu  gewinnen. 
Es  ist  eben  manches,  was  dem  urchigen 
Schwyser  als  bedeutsame  Landes-  oder 
KutOnseigentümlichkeit  erscheint,  nichts, 
als  engster  Provinzialismus,  in  dem  oft 
ein  gut  Stück  Krähwinkelei  steckt.  Um 
so  wertroller  wird  die  Genattigkdt  dort, 
wo  die  Schweiz  als  R.ihnbrccherin  des 
sozialen  und  politischen  Fortschritts  auf- 
tritt, so  bd  den  Artikdn  ArMiersehntM, 
Arbeitersekrctariat,  Arbeitsunterriehl  und 
Fericnkolonieen.  Interessant  ist  auch  die 
Darstellung  der  schweizerischen  Arbeiter- 
bewegung, die  seltsamerweise  mit  dem 
Jahre  1847  abbricht,  und  die  durch  die 
Artikel  Arbcitcrhund  (eine  der  Schweiz 
eigentümliche  Einricluving,  die  Gewerk- 
schaften, katholistlie  Vereine,  Kranken- 
kassen etc.  umlasst),  Anarchismus,  Grüt- 
Hverein  und  andere  ergänzt  wird.  Auf- 
fällig ist,  dass  der  Anarchismus  hier  unter 
Ausnahmerecht  gestellt  wird.  Während 
alle  anderen  Bewegungen,  zum  Beispiel 
die  diristlichsoziale  und  sozialdemokra- 
tische. \  on  Allhangern,  vorwiegend  sogar 
von  angestellten  Sachwaltern  behandelt 
werden,  wird  jener  von  Grettitch.  einem 
seiner  ältesten  und  wirksamsten  GcRncr. 
dargestellt,  in  sehr  ruhiger  Sachlichkeit, 
aber  dodi  immer  vom  gegnerischen 
Standpunkt  aus:  eine  Variation  des 
Kröcherschen  Wortes  Objekt,  nicht  Sub- 
jekt Übrigens  gibt  dies«!  Darstelltmg 
der  einzelnen  Einrichtungen  durch  ihre 
beamteten  Vertreter  dem  Werke  den 
Charakter  eindringender  Sachkenntnis, 
allgleich  aber  auch  einen  konservativen 
Zog  der  Zufriedenheit,  hinter  dem  die  not- 
wendige Kritik  oft  mehr,  als  wünschens- 
wert, zurücktritt.  Was  rlcni  <levitscben 
Sozialdemokraten  in  der  Scliwci-^  zuerst 
auffällt,  die  lang.same,  schier  unmerk- 
liche Bewegtmg  dieser  kleinbürgerlichen 
tmd  nur  insgeheim  von  grosskapitalis- 
tischen Einflüssen  geleiteten  Demokratie, 
tritt  auch  in  dieser  umfassenden  Dar- 
stellung deutlich  zutage.  Es  ist  eben 
ein  gewaltiger  Unterschied  zwischen  der 
Demokratie  als  Ziel  einer  revolutionären 
StrSmang  und  Kampfesmittel  des  Prole- 
tariat s  und  der  wohlgeordneten  Demo- 
kratie eines  überwiegend  bürgerlichen  Ge- 
meinwesens mit  biuerlidi-bedächtiger  Be- 
völkerung. So  zeigt  auch  die  .Aufzählung 
der  Volksabstimmungen  im  Artikel  Bun- 
desverfatsuHg,  wie  sehr  sich  die  Masse 
langsamer  bewegt,  als  vorwärts  drängende 
Minderheiten  verlangen.  Die  meisten  Ab- 


stimmimgen  ergaben  die  Ablehnung 
volksfreundlicher  Gesetzes  Vorschläge. 
DIESE  kurzen  Betrachtungen  geben  ein 
kleines  Bild  des  reidien  tmd  anregen- 
den Inhalts  des  Werkes,  das  einen  erheb- 
lichen Teil  unserer  bekanntesten  Schwei- 
zer Genossen  zu  Mitarbeitern  zählt.  Als 
Informationsquelle  unersetzlich,  wird  es. 
mit  genügender  Kritik  gebraucht,  auch 
als  sehr  wertvtdles  politisdies  Bildungs- 
mittel dienen.  aMonlRAtnNSTim 

KUNST 
Bildende  Kunst 

■oBstsril«w-B£I  Cassirer  in  Berlin  sah 
.wqfMM»  im     Oktober  den 

Themsesyklus  von  Claude 
Monet  ans  den  aüerietzten  Jahren.  Zwei 

Motive.  (I.i-  Parlamcntsgebäude  und  eine 
Brücke,  wurden  inuner  wiederholt  in 
wedisebider,  aber  stets  auf  Se  Entmate- 
rialisierung des  Sichtbaren  hin  ausge- 
wählter Beleuchtung.  Immer  weniger 
gibt  es  auch  bei  Monet  eine  Dunkelheit, 
die  Folie  des  Lichts,  und  den  Ausdruck 
für  .stumpfe  Farben  als  Verstarker  dessen, 
was  leuchtet.  Auch  wo  eine  weniger 
dichte  Atmosphäre  mehr  Einzelheiten 
sehen  lässt,  wird  der  bezeichnende  Umriss 
und  die  Deutlidikdt  der  Form  selbst  bei 
nahen  Gegenständen  vermieden.  Dartun 
gibt  es  kein  Zurückweichen  der  Dinge  in 
die  Ferne,  da  für  alle  fast  das  gleiche  Un- 
gefähr eintritt.  Auch  die  Farbenperspek- 
ttve  wird  im  allgemeinen  verschmäht,  da 
auch  Monet  bei  etwas  sehr  .ähnlichem, 
wie  den  reinen  Regenbogenfarben  der 
Neoimpressionisten,  angdcommen  ist.  die 
überall  auf  der  Fläche  gleich  stark  er- 
scheinen und  hin  und  wieder  etwas  un- 
durchsichtig mehr  als  farbige  Fläche,  denn 
als  luftig  koloristische  Erscheinung  wir- 
ken. Und  dennoch  scheint  mir  in  zwei 
Bildern  fast  erreicht,  was  der  Künstler 
wollte.  Im  einen  ein  Zittern  rosiger 
Feuersäulen  in  einem  fliederfarbenen 
Meer  —  eine  tranrnhafte  Herbstsonnen- 
stimmung. Ausserdem  ein  graurosiges 
Nebelwallen,  in  dem  wenig  stärker  ge- 
färbt die  Silhouette  eben  jenes  Parla- 
mentsturmes diesmal  weit  zurücktretend 
schwimmt,  weil  hier  im  Vordergrund  mit 
wärmeren  imd  mit  k.ilt  weissen  Farben- 
hauchen ein  Schweben  von  Möwen  und 
dn  Sdiaulcdn  des  Wassers  diskret  addi- 
nend  ausgedrüdct  ist 
X  X 
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Manet  van  L\f  cnien  Salon  folgte  im 
Oogb  Dezember  eine  van  Gogh- 

AassteHnng,  der  sich  dn 

Bild  von  Manet  Lc  Unf^c  gesellte.  Was 
tkn  Belgier  nicht  nur  von  Manet,  sondern 
von  der  Mehrzahl  der  Impressionisten 
unterscheidet,  ist  sein  Gefühl  für  das 
"Gegenständliche,  speziell  das  Menschliche 
seiner  Vorwürfe.  Auch  er  war  ein  lei- 
denschaftlicher Sucher  nach  neuen  Mit- 
teln, um  die  Farbe  und  besonders  das 
I-euchtende  der  Erscheinung  auszu- 
drücken. Aber  es  war  ihm  stets  Farbe 
und  licht,  die  von  Körpern  ausgingen, 
—  und  er  sah  ein.  dass  man,  um  Hellig- 
keit zu  haben,  auch  Schatten  und  Dunkles 
nicht  aus  der  Welt  wegleugnen  dörfe. 
Dir  letzten  Nummern  der  Zeitschrift 
Kunst  und  Künstler  t«-achten  Teile  seiner 
Korrespondenz,  in  iter  es  Bemerkungen 
tribt,  wie  diese:  »Die  Bilder,  die  überall 
gleich  hell  sind,  werden  mir  immer  ver- 
hasster.«  Und  danach  handelte  er  auch. 
Um  kräftig  zu  sein,  pnckte  er  dicke  Far- 
benmas&cn  auf  seine  Leinwand,  aber  sein 
iNnad  blieb  Meister  über  sie  und  führte 
sie  in  grilligen,  bandartigen  Parallelrich- 
tungen, aber  stets  der  Form  folgend,  so 
dass  plastische  Deutlidikcit  und  räum- 
liche Tiefe  erzielt  wurde.  Das  alles 
scheidet  van  Gogh  von  den  Neoimpressio- 
nisten.  Und  sein  Blick  reicht  beim  Men- 
schen bis  in  Charakter  und  Empfindung 
hinein  —  damit  geht  er  über  Manet  hin- 
ans.  Manet  macht  es  nichts  .uis,  eine 
Dame  in  bauschiger,  weitärmeliger  Toi- 
lette vor  em  Waschfass  zu  stellen,  weil 
er  zu  dem  Blau  des  Anzuges  und  Grün 
der  Bäume  das  Weiss  der  Tücher  auf 
der  Leine  haben  will.  Daher  kommt  die 
*tcife  und  nichtssagende  Bewcgimg  — 
die  Dame  weiss  mit  dem  Zeug  in  ihrer 
Hand  nichts  anzufangen.  Manet  hat  nie 
eine  bewegte  Gestalt  und  nie  eine  Figur 
gemalt,  über  deren  Charaktereigenschaf- 
ten man  sich  Gedanken  machen  könnte. 
Dafür  ist  er  der  KünsUer  des  gcschmadc- 
vollen  Metiers  und  des  Gleichgewichts 
der  Tone.  Auch  diese  gehnKhcncn  Blau, 
Grün  und  Weiss  bat  ihm  wohl  noch  nie 
ein  Maler  nachgemacht  SidierUcli  nidit 
die  Berliner,  welche  seinen  Namen  im 
Munde  führen. 

X  X 
tXMfcaar  wd  DEUTSCHE  Künstler  hat 
iDdSN  Schulte  nicht  ohneAbsicht- 

Hdikeit  der  durch  Cassirer 

gepflegten  Kunst  entgegengejitcllt.  Wir 
sahen  wieder  die  tieftonig  luftigen  Jugend- 


werke von  Triibncr,  diie  so  oft  an  V'clas- 
quez  denken  lassen,  tmd  daneben  die  kühl- 
«nd  hellfarbigen  Malereien  seiner  letzten 
Jahre,  in  denen  er,  gerade  wie  Manet,  das 
intim  Charakteristische,  dem  er  früher 
gdittldigt  hatte,  die  Fein!ieiten  der  Miene 
und  Gestalt  für  die  Wucht  des  grossen 
Zusammenhanges  der  Erscheinung  opferte. 
Zugleich  waren  einige  frühe  und  meh- 
rere der  letzten  Bilder  Leibis  ausgestellt, 
welche  gleichfalls  die  Wandlung  von  der 
warmen  zur  kühlen  Farbe  darstellen,  doch 
ohne  Aufgeben  des  verinnerlichten  De- 
tailstudiums, welches  von  jeher  die  Grösse 
dieses  Malers  ausmachte.  Sperl,  sein 
Freund  und  Nachfolger,  Karl  Schuch  (t), 
ein  Schüler  Trübners,  imd  die  Landschaf- 
ter Karl  Haider  und  Edmund  Stoppos 
vertreten  in  ihrer  vom  Impressionismus 
abgewandten  Ansehanungswdse  im  Nach- 
druck, mit  dem  das  G^eiUtändliche  be- 
handelt ist  und  in  der  Hinneigung  zu  einer 
Betonung  des  zeichnerischen  Elements 
Tendenzen,  welche  man  wohl  nicht  mit 
Unreclit  als  der  deutschen  Art  eigentüm- 
lidie  ansteht 

X  X 
Klingars  />ra-  MAX  Klingers  neuestes 
Skulpturwerk  war  bei 
Keller  &  Reiner  ausgestellt. 
Im  Gegensatz  zu  dem,  was  man  unter 
einer  Gruppe  versteht,  dem  Verschmelzen 
der  Bewegung  verschiedener  Körper  zu 
einem  Ganzen,  sind  hier  drei  Gestalten 
einander  nur  genähert  und  als  .absicht- 
liche Gegensäue  gegenübergestellt.  Der 
Bildhauer  will  die  arbeitenden  Muskeln 
am  pckrüinmten  männlichen  Leib  und  die 
untätigen  Muskeln  der  ausgestreckten 
weibltdien  Glieder  mit  einem  gleichzeiti- 
gen Paralleü^mns  der  Linien  verbinden, 
um  den  voilkommensten  Gegensatz  von 
plastischen  Motiven  zu  erhalten.  Femer 
ist  neben  die  völlig  wagerechte  Linie  der 
liegenden  Frau  dte  völlig  senkrechte 
Rückenansicht  der  sitzenden  gestellt. 
Der  Trennung  der  beiden  Körper,  welche 
die  Hauptanncht  zeigt,  ist  die  trauliche 
Annäherung  der  bci<len  Frauenköpfe 
gegenübergestellt.  Klingers  Absicht  ist 
im  Plastisdien  nicht  auf  ein  Gesdiehen. 
also  auch  auf  keine  eigentliche  Bewegung 
gerichtet,  sondern  nur  auf  ein  immer 
tieferes  Verstehen  der  mens^lichen  Form 
an  sich  und  ihrer  organischen  Zusammen- 
hänge. Darum  befriedigen  ihn  Stellungen, 
die  trotz  ihrer  Kompliziertheit  nicht  in 
zeitlicher  Folge  zu  anderen  Stellut^en 
gedacht    sind.    Dieser   Bedeutung  des 
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Werks  scheint  die  Bezeichnung  Drama 
zu  widersprechen,  die  man  sich  nur  im 
Sinne  von  Entwickelung  und  Handlung 
zu  verstehen  gewöhnt  hat  Dieser  Plas- 
tik gegenüber  kum  das  Wort  aber  nur 
.so  viel  als  verinnerlichte  Leidenschaft 
heissen.  Sie  ist  nadi  dem  Brauch  der 
Antike  als  ein  körperliches  Motiv  anif- 
gcfasst:  die  Kraftanspanniinp  aller  Glie- 
der zum  Abbredicn  eines  Baumastes,  den 
die  Phantasie  zu  ergänzen  hat  —  er 
durfte  nicht  als  Verlängerung  aus  d*'rn 
Block  herausspringen.  Man  darf  sich 
erinnern,  dass  auch  Böcklin  den  Begriff 
Drama  durch  eine  einzelne,  fast  archaisch 
starr  aufgerichtete  Frauengestalt  verkör- 
perte, die  er  auf  ein  Stufenpostament 
stellte,  um  an  eine  Statue  zu  erinnern. 

KmIwUu  es  kann  in  Bezug  auf 
kiinstlerische  Dinge  opti- 
mistisch stimmen,  wenn 
man  den  Fortschritt  der  Karikaturen- 
zeichnung betrachtet,  den  Deutschland 
seit  fünfzig  Jahren  zu  verzeichnen  hat 
Vom  ästhetischen  Standpunkt  aus  wertlos, 
vom  kulturgeschichtlichen  äusserst  inter- 
essant ist  darum  die  Veröffentlichung, 
die  Eduard  Fuchs  unter  dem  Titel 
Ein  vormartKehes  Tansidyll:  Lola  Man- 
tcs  in  der  Karikatur  /Berlin,  E.  Frens- 
dorff/  hat  erscheinen  lassen.  Erstaunlich 
ist  der  Grad  von  kindischem  Dilettantis- 
nm?  nnd  die  völlige  Witzlosigkeit  der 
Zeichnungen,  mit  denen  überall  in 
Dentsdiland  tmd  anderswo  die  Entrfis- 
tung  ül)cr  die  spanische  Tänzerin  und 
ihren  königlichen  Anbeter  sich  Luft 
machte.  August  Wilhelm  Kaulbachs 
Blatt  —  er  soll  deren  viele  gezeichnet 
haben  —  macht  keine  Ausnahme.  Einige 
Bilder  von  Wilhelm  Scholz  vom  Kladde- 
radatsch und  von  Theodor  Hosemann  er- 
reichen ein  erträglicheres  Niveau,  und 
nur  ein  Blatt  von  Cham  (Charivari) 
reicht  in  das  Gebiet  des  Künstlerischen. 
Sonst  erheben  sich  die  sehr  groben  ge- 
genständlichen .-Xnspidungen  niemals 
durch  die  Sprache  des  StilU  zu  eigent- 
lidier  Ironie,  wie  sie  heute  Thomas 
Theodor  Heine  durch  die  nadelspitze 
Bosheit  seines  Konturs  aller  dummen 
Fhilisterhaftigkeit  ins  Gesicht  schleudert, 
um  sich  dann  im  Zorn  zu  ganz  anderen, 
energischeren  Linien  und  Flcckwirkungen 
ZU  erheben.  Das  künstlerische  Gefühl 
für  eine  Verteilung  des  Schwarz  und 
Weiss,  selbst  wo  keine  farbigen  Beigaben 
vorhanden  sind,  macht  auch  bei  Thöny 


tmd  Reznicek  die  Karikattir  zu  etnem 
Vergnügen  für  die  Augen,  ganz  tmab- 
hängng  von  dem  Witz  des  Inhalts.  Da> 
aber  ist  etwas,  wovon  die  Generation  um 
1850  keine  Ahnung  hatte. 
X  X 
Kurz«  CbroDtk  EIN  neues  Atelier  für 
Innendekoration,in 
dem  auch  Bühnenausstattimg  und  Schau- 
fensterdckoration  gepflegt  werden  soll, 
wurde  von  Friedmann  &  Weber  in  Ber- 
lin ( Königgn'ätzer  St.  9)  cröfTnet.  Die 
erste  Ausstellung  galt  den  Entwürfen  für 
Bühnenbilder  und  Kostüme  von  Edward 
Gordon  Craig.  anna  mnm 

Dichtkunst 

Dramen  HEBBEL  hat  oft  versudbt, 

den  Kern  des  Tragisdien  im 
Weltenweben  anzutasten. 
Aber  nii^ends  leuchtete  ihm  eine  s* 
helle  Wahrheit  auf,  wie  in  dem  sechs- 
zeiligen  Gnom,  dariniien  dem  Tragiker 
geraten  wtrd^  dien  Menschen  in  jener  er- 
habenen Stunde  zu  packen, 
>Wo  ihn  die  Erde  entlässt,  weil  er  den 

Sternen  verfallt 
Wo  das  Gesetz,  das  ihn  selbst  erhält,  nach 

gewaltigem  Kampfe, 
Endlicli  dem  höheren  weicht,  weldies  die 

Welten  regiert.« 

Dies  Hinüberschmelzen  aus  dem  ir- 
(fisehen  SchladKupanzer  ins  Siderisehe 

ist  der  dramatische  Vorgang  des  echten 
Trauerspiels.  Und  wain  der  vom  Dichter 
geborene  Mensch  im  siedenden  Auf  und 
Nieder  des  Geschickes  nicht  restlos  ver- 
nichtet wird,  sondern  immer  in  jenen 
zweifelhaften  Zi;standc  verharrt,  Ä  er 
»dem  Schmetterling  gleicht,  wie  er  der 
Puppe  entschwebt«,  ward  die  vollendete 
Tragödie  geformt  Die  Modernsten 
möchten  mit  nervösem  Verlangen  das 
Zeitmass  des  tragischen  Unterganges  tmd 
Erlöstwerdens  noch  einschränken,  an 
Stelle  der  weiträumigen  Stunde  zuckende 
Sekunden  mit  verdichtetem  Ewigkeitsleid 
mitlclH-n.  Weil  nun  grad  der  modernste 
Kunstfreund  von  solcher  Neigung  zmn 
blitzenden  Geschrien  ergriffen  ist,  wird 
der  gegenwärtig  schaffende  Tragiker 
genötigt,  seine  Schöpfungen  aufzuführen 
als  BMiten,  die  aus  lauter  Sekundenteil- 
chen zusammengefügt  sind.  Um  das  Bild 
gedanklich  zu  fassen :  Tragisches  will 
uns  Lebenden  am  clicsten  ins  Blut,  wenn 
in  ihm  unser  Ach  und  Weh  auf  die  Heb- 
belsche,  zeitlich  beengte  Manier  am 
reinsten  sidi  darstellt 
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WENN  man  unter  solchem  Gesichts- 
ponkte,  der  aus  der  ernstesten  Betrach- 
tmg  md  nidit  als  Resultat  eines  ober» 

IläcJilichcn.  dramatotechnischen  Rechen- 
«xempcls  sich  ergibt,  einige  Werke  der 
letstea  Ernte  betrachtet,  so  wird  ein 
recht  wehmütiges  Gefühl  des  Schmerzes 
iiber  den  Tiefstand  unseres  Dramas  er- 
zeugt. 

KETTENGLIEDER  von  Hermann 
Heijermans  /Berlin,  Fleischel/.  Als 
einen  holländischen  Hauptmann  hat  man 
oh  Heijennans  beseiclmet,  und  dieser 
Rof  erieiditerte  ihm  den  Wegr  aaf 
<leutsche  Bühnen  sehr.  Dir  Hoffnung  auf 
Segen  verriet  wirkUch  ein  merkwürdiges 
Geschick,  das  Theater  mit  einer  dump* 
fen,  gequälten  Stimmung  zu  überdecken, 
für  die  kleine  Alltagsnot  Schauer  und 
Mitleid  zu  werben.  Nur  trübte  schon 
hier  eine  gewisse  Unkeuschhcit  den 
nächst  liegenden,  billigen  Bühnenwir- 
kungen gegenüber  das  Wohlgefallen.  Die 
Kettenglieder,  die  des  Poeten  Erstling 
bedeuten  sollen,  führten  einen  Mann 
«in,  der  nicht  ehrgeizig  auf  grosse  Kmist 
ist,  der  eine  dem  Kolportagehaften  ver- 
wandte Geschichte  zu  einem  derben,  in 
der  Dynamik  behend  angelegten  Theater- 
stödc  verarbeitet.  Ein  Literat  mit  scheu- 
erer Seele  wfirde  es  nicht  fiber  sich  ge- 
winnen, seinen  Helden  so  unverblümt 
grob  für  toll  zu  erklären,  wie  es  Heijer- 
mans ohne  Gewissensbisse  tut.  Leidit- 
••innige  Studenten,  spröde  Haushälte- 
rinnen. Pantoffelhelden  und  gefäUige 
Irrenärzte  spielen  in  dem  Stüde.  Und  sie 
Vlinzeln  fortwährend  ins  Parterre,  wie 
weit  sie  spannen,  wie  weit  ihr  Handein 
und  Wandeln  kurzweilig  ist.  Alles  muss 
witzig  auf  jeden  Fall  sein,  snpar  der 
Titel.  Man  soll  ein  lustiges  Spiel  atn 
häuslichen  Htri  vernehmen  und  stdit 
tatsächlich  einem  traurigen  Ereignis 
gegenüber.  Einen  schmählichen  Bruch 
hat  der  Qiaraktcr  des  Helden  am 
Schlüsse.  Er  zeigt  sich  andauernd  als 
einen  wackeren  Witlensmmschen,  der 
V.  nhl  im  Stande  ist,  allerhand  Intrig^e 
und  Hinterlist  aus  der  Welt  zu  schaffen. 
Dan  ihn  ein  Ideiner  SdiwS^eanlall 
windelweich  macht  und  er  sich  nicht  mehr 
emporraffen  kann,  darf  ihm  nicht  vcr- 
geben  werden.  Vielleicht  sah  Heijermans 
grade  den  Witz  in  diesem  Ende.  Dann 
hätte  er  ihn  mehr  schärfen  und  spitzen 
sollen.  Jetzt  ist  der  krasse  Abiall  unbe- 
h:iglich  und  entfremdend. 
JJAGLANü     von  Bjürnstjerne 


B  j  ö  r  n  s  o  n  /München,  Langen/.  Der 
Kampf  der  Alten  mit  den  Jungen  wird 
in  Bjömsons  letztem  Sehansfriele  darge- 
stellt. Heijermans*  Kettenglieder ,  die  dem 
gleichen  Probleme  zu  Leihe  gehen,  fan- 
den bei  der  Kritik  manche  Anerkennung, 
weil  er  ein  guter  Bühnenblender  ist. 
Bjornson,  der  Greis,  hat  nicht  mehr  so 
viel  technische  Rfiltrigkeit.  Doch  ein 
Dichter,  ein  fleissiger  und  kluger,  ist  er 
in  seinem  Dagland  geblieben.  Da  findet 
er  feine  Töne  für  Schollen  Ii  ehe  und 
Weitensehnsucht,  da  kleidet  er  seine 
Heimatlandschaft  in  Sehleier  der  Wdi- 
mut.  der  Naturgrösse  und  Lichtheit. 
Seine  nordischen  Menschen  sind  in  die 
ganze  Welt  zerstoben  und  haben  sich 
wiedergefunden  im  engen,  bergigen 
Vaterlande.  Nun  haben  sie  Verlangen 
nadi  Ruhe,  nach  Aussöhnung  alten 
ZiristCS»  Erweckung  eingerosteter  Liebe. 
Dabei  ringen  sie  emsig,  etwas  Promc- 
theisches  in  sich  mit  der  grauen  Gleich- 
giltigkfit  und  Gewohnheit  in  Einkhmg  zu 
bringen.  Sie  zagen  viel.  Sie  reden  sich  zu, 
klammern  .sich  aneinander  und  müsaen 
doch  wieder  die  Friedensumamiung  »it- 
behren,  bis  sie  auf  der  eisigen  Höhe  ge- 
läutert Werden,  und  ihre  Not  aufhört. 
Symbole  winden  sich  durch  das  Schau- 
spiel von  tiefem  Bedeuten.  Sie  werden 
manchmal  zu  gründlich  ausgefasert.  Aber 
ein  grosses  Symbol,  das  grade  der  nor- 
disdien  Poesie  besonders  gdiört,  taucht 
wieder  auf.  In  sinnbildlichen  Zusammen- 
hang wird  ein  Lebenswerk  gebracht  mit 
der  ganzen  landschaftlichen  Umgebung 
der  Schaffenden.  In  Ibsens  Volksfeind 
ist  es  eine  Wasserleitung,  bei  Bjornson 
diesmal  ein  Wasserfall.  Durch  solches 
Vernieten  des  Toten  mit  dem  Lebenden 
werden  in  dem  Drama  ergreifende 
Wirkungen  erzielt.  .An  Heijermans'  Stfidc 
wird  das  Publikum  sich  ergötzen,  weil  es 
dem  Konventionellen,  Selbstverständ- 
lichen nie  ausweicht.  Die  Aufführtng  dcs 
Bjömsonschen  Dagland  versagte. 
DIE  Morgenröte  von  JTosef  Ruede- 
rer  /Berlin.  Brxidi/.  Ein  Schrift- 
steller, der  sich  imt  den  Narrheiten  seiner 
basrerischen  Landslente  wie  ein  lachender 
Philosoph  abfindet,  ist  Rnrderer.  Er  hat 
unterhaltende  und  in  einem  frischen  Stil 
hingeworfene  Erzählungen  geschrieben. 
Als  I^raniatiker  wusstc  er  den  Dialog 
mit  treffender  Schlagfcrtigkeit  zu  poin- 
tieren. Und  diese  Gabe  ist  ihm  auch  in 
der  Morgenröte  geblieben.  Das  Stück  ist 
cm  hübsches  Komödienspiel    mii  einem 
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dritten  Akt,  der  bei  guter  Darstellung  das 
Unterste  zu  oberst  kehrt.  Was  im  Laufe 
der  gesamten  Handlung  geschieht,  ist 
drollig,  ab  und  zu  ans  Ern^^tc  greifend, 
von  einer  harmlosen  und  sehr  gemässig- 
ten Komik  begleitet  Aber  eine  Revolu- 
tionskomödie, di*;  ein  wirkliches  Bild 
\om  München  er  Revolution  chen  um  1S4S 
geben  könnte,  ist  diese  MwgtnrhU  nicht. 
Dem  Verfasser  soll  es  dankend  angerech- 
net werden,  dass  er  sich  seine  Aufgabe 
ZU  konxentrieren  suchte,  dass  er  trach- 
tete, aus  dem  Leben  einiger  Menschen 
die  ganze  Bewegung  blinken  zu  lassen. 
Wenn  er's  nur  vermocht  hätte  I  Eine 
Familienrevolution  soll  die  grosse,  poli- 
tische ersetzen,  die  ja  durch  die  Mit- 
wirkung der  Lola  Montcz  sehr  einer 
Operettenszene  ähnlich  verlief.  JDie 
sdimiditigen  und  von  den  Beteitisrten 
doch  so  eifrig  genommenen  Liebekien. 
Zänkereien,  Flunkereien,  Prahlereien,  Feig- 
heiten und  Heldenreden  der  Mikichener 
Bierbürger  fliegen  am  Zuschauer  ergötzlich 
vorüber.  Erbärmlidie  Minister,  Schufte  von 
Korpsstudenten  und  hasenfÖssige  Offi- 
ziere führen  einen  lustigen  Tanz  aus. 
Die  eigensinnige  Lola  Montez.  die  mit 
ihrer  lockenden  Nichtsnutzigkeit  einen 
lieben,  gesunden  Rcngcl  fast  um  den 
Verstand  bringt,  darf  eine  pikante  Hosen- 
rolle Spielen  und  sich  durch  den  Kondi- 
torpocten  von  Dirnen  Gnaden  Verse  vor- 
beten lassen.^  Aber  der  Geist  der  Zeit? 
Ruederer  lässt  die  Lola  ein  wenig  schil- 
lern tmd  in  Erregung  rumoren,  einige 
Korpsbrüder  renommieren  und  toben, 
einige  Schranzen  winseln,  die  Marder- 
bräuwirtin  und  ihren  Kreis  um  ein  mann- 
bares Mädel  mit  sehr  empfindlidten 
Tr.inendrÜNen  >chachern  ;  und  er  glaubt, 
die  historische  Komödie  sei  fertig.  Wetm 
er  nicht  seine  Dichtung  eine  KomSdie 
aus  dem  Jahre  i!^4^  getauft  und  gele- 
gentlich seine  Menschen  ein  paar  Brocken 
von  der  allgemeinen  Stimmung  hätte 
erzählen  lassen,  sein  Stück  wäre  ein  ganz 
braves  Lustspiel  zu  heissen,  das  gut 
beglaubigten  Kniffen  und  Wiricungen 
nicht  elmi  furchtsam  aus  dem  Wqpe 
geht. 

X  X 
Kur«  Glwoiiik  DAS  Januarheft  der  Neutn 
Rundschau  bringt  den  ans 

dem  Jahre  ifty»  stammenden 
Entwurf  eines  Dramas  El^a  von  Ger- 
hart  Hauptmann;  etne  Weiter- 
bildtmg  des  Vorhandenen  wird  vom 
Dichter  nicht  beabsichtigt.  X  376  Briefe 
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Theodor  Fontanes  an  seine  Fa- 
milie sind  erschienen;  sie  gehen  vom  Jahre 
1852  bis  zu  Fontanes  Todestag,  ao.  Sep- 
tember 1890.  X  Der  Berliner  Schrift- 
Steiler  Siegfried  Jacobsohn,  der 
wegen  seiner  unausgegorenen  Dreistig- 
keiten und  seines  Dilettantismus  in  man- 
chen Kreisen  als  Theaterkritiker  in  An- 
sehen stand,  hat,  d!a  ihm  einige  gar  zu 
auffällige  Plagiate  nachgewiesen  wurdai. 
seine  Stellung  bei  der  Welt  am  Montag 
niederlegen  müssen.  tukx  koomookf 

BQcher 

SIMMS  W^r-ALS  vor  einiger  Zeit  der 
Oujtmt^Vtr^  Schriftsteller  Ernst  Krau-e 
starbt  folgten  ihm  in  allen 
Zeitungen  die  üblichen  Nachrufe,  die  uns 

libcr  das  T,el>eii  imd  Wirken  des  beschei- 
denen Mannes,  der  unter  dem  Xamcti 
Canis  S ferne  in  die  weitesten  Kreise 
hineingegriffen  hatte,  aufklärten.  Er 
selber  hatte  noch  die  5.  Auflage  seines 
Hauptwerkes  Werden  mmJ  /  'erziehen 
herausgegeben  und  sicli  darin  henudit,  den 
Ergebnissen  der  neuesten  Forschung  ge- 
recht zu  werden.  Heute  nun  liegt  schon 
der  I,  Band  einer  6.  Auflage  vor  uns. 
die  von  Wilhelm  Bölschc  bear- 
beitet wurde  /Berhn,  Bomtraeger/.  Es 
war  sicherlich  ein  guter  Gedanke  des 
Verlegers,  gerade  Bolsche  mit  dieser 
Aibcit  zu  betrauen,  da  es  eben  nicht  nur 
der  Fachkenntnisse  bedurfte,  um  Carus 
Sterne  revidieren  zu  können,  sondern  vor 
allem  auch  der  Gabe,  die  Resultate  der 
naturwissenschaftlichen  Forschung,  ihr 
Verhältnis  zu'  frühem^  speziell  theolo- 
gischen Weltanschauungen,  einfach  um! 
klar  zu  entwickeln,  so  dass  der  Gebil- 
dete von  seinem  persönlichen  Stand- 
punkt allgemeiner  Kenntnisse  aus  ztr 
einer  Einheitlichkeit  der  Ansicliten 
geführt  werden  kann,  die  ihn  zu  einer 
modernen  Weltanschauung  crzidien. 
Bölsches  Bearbeitung,  die  pietätvoll  dan 
Original  überall  schont,  wo  ein  Eingrriff 
nicht  unbedingt  notwendig  ist,  gibt  dem 
älteren  Werke  wieder  neue  Lebendmtft. 
so  dass  es  mit  seinen  schönen  Illustra- 
tionen das  bleiben  wird,  was  es  schon 
durch  mindestens  eine  Generation  hin- 
durch war :  ein  köstliches  Hausbuch,  das 
uns  hilft,  die  Fäden  von  unsem  vier 
Wänden  nach  dem  grossen  Wdtgtnien 
hinaus:cuspjnnen. 

X  X 
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BOlMbt:*^«M-IN  uncftiiadliehein  Fletss 
****  sendet  Bölschc  seine  Gaben 

in  die  Welt,  und  wo  immer 
er  dn  Thema  angepackt,  wo  hnmer  er 
von  der  Einzelerscheinung  uns  zu  der 
Unbegrenztheit  weiter  Welten  führt,  ver- 
steht er  uns  zu  fesseln.  Er  steht  so  sicher 
aol  dem  Boden  seiner  Weltanschauung, 
die  für  ihn  eine  innerste  Notwendigkeit 
bedeutet,  dass  wohl  gerade  daraus  sein 
grosser  Erfolg  herznlettcir  ist,  sowie 
andi  die  Tetsache,  dass  er  keine  Nadi- 
ahnacr  gefunden,  wie  sonst  jeder  Er- 
folg sie  naturgemäss  zeitigt.  Bölsche 
gitrt  selber,  vielleicht  tinbewttsst,  einen 
Schlüssel  zu  dem  Zauber,  der  von  seinen 
Schriften  ausgeht,  in  dem  Aufsatz  Ob 
Natmforseihmg  wti  Dichhutg  sieh  seha- 
dcnf  seines  vor  uns  liegenden  neuen 
Buches  Weltblick,  Gedanken  zur  Natur 
mmd  Kunst  /Dresden.  Reissner/.  Er 
sagt  da:  >So  oft  wir  vom  Menschen  re- 
den, erscheint  er  uns  zerspalten  in  so  und 
so  viele  Fächer  ....  Und  ein  Fach  ist 
Nattirforschung.  Und  ein  Fach  ist  Dich- 
ten. Es  gibt  keine  Übergänge  .  .  .  Und 
doch  gibt  es  im  Menschengeiste  nicht  so 
oft  ein  KhrcdGendes  Rubrum,  eine  neue 
Sehe  mit  neuer  Schrift.  Als  Sonne  über 
•einem  Felde  strahlt  gerade  die  Einheit, 
diese  geheimnisvolle  urtümliche  Einheit, 
aus  der  aBe  seine  Kraft  strömt:  wo  diese 
Einheit  zittert,  da  zittert  die  Gesu.idhcit 
dieses  Geistes,  wo  die  Einheit  aber  am 
höchsten  ist,  da  wohnt  der  Genius.c  Und 
weiterhin  :  »Nehmen  wir  an.  ich  gehe  bei 
der  Beschreibung  einer  Blume  nicht  den 
falschen  Weg  dkss  Stilisierens  nach  mei- 
ntn  Wünschen,  sondern  ich  liefere  viel- 
mehr eine  Beschreibung  oder  Abbildung, 
die  in  der  Tat  so  sehr  dem  Original  ent- 
spricht, dass  in  ihr  sozusagen  dieses  Ori- 
ginal noch  einmal  neu  im  Medium  un- 
serer Sprache  oder  Zeichmu^  geschaiTen 
ist.  Dieser  Akt  ist  ganz  zweifel- 
los der  höchste  denkbare  Akt  der 
strengsten,  exaktesten  Botanik.  Aber  zu- 
gleich doch  auch  etwas  darin,  was  der 
K d  n  st  1  e r  reklamieren  kann.  Es  ist 
ein  Akt  des  Schaffens  darin.  .-Mlcr- 
dtngs  in  diesem  Falle  nur  des  noch  ein- 
«mI  SehaWens,  immerhin  auch  das  schon 
in  ein  neues  Medium  (menschliche 
Sprache  und  Zeichnung)  hinein  .  .  .« 
AUS  dem  gewohnten  Rahmen  Bfilsdie- 
scher  Arbeiten  heraus  fällt  der  überaus 
bemerkenswerte  letzte  Aufsatz  des  Ban- 
des: Gedanken  über  die  Schule  (vorher 
veröffentltclit    in    den  Sosialistitehen 
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Die  Leser  kennen  ihn.  Es  ist  ja  nicht  an- 
zunehmen, dass  ein  Vorstoss,  wie  der 
Artikel  Bölsches,  heute  sdion  etwas  gegen 
die  chinesische  Mauer  unseres  Schul- 
wesens auszurichten  vermag;  konkrete 
Vorschläge  aber,  wie  sie  gerade  dieser 
Aufsatz  gibt,  finden  immerhin  einen 
Widerhall  in  dem  weiten  Publikum,  das 
sich  aus  Bölsches  Lesern  rekrutiert,  es 
sind  das  zudem  gerade  die  Kreise,  in  de- 
nen man  mit  gebundenen  Händen  und 
zahneknirschend  sein  Jungvolk  der  Schule 
ausliefert,  und  es  wäre  doch  eine  schöne 
Sache,  wenn  durdi  solche  Anregungen 
eine  ReweßunR  in  Fluss  gebracht  würde, 
die  es  unseren  Kindern,  unserer  Zu- 
kunft, ermfigüdite.  mit  gesunder  KnSt 
und  empfangsfreudigen  Sinnen  die  grosse, 
herrliche  Welt  so  zu  gcniessen,  wie  ein 
Bölsche  sie  erlasst  im  NXnviuk 

Revuen 

jrtSSLä"^  DIE  Einleitung  dieser 
Mtmat  neuen,  bei  Alexander  Koch 

in  Darmstadt  erscheinen- 
den Monatsschrift  setzt  die  Absichten 
auseinander,  die  sie  verfolgt:  sie  will  ein 
Zentralorgan  werden  aller  Bcstrebungeti 
für  Neubelebung  des  Unterrichts  und  der 
Erziehung  mit  Hilfe  der  Ktmst.  Man  hofft 
damit  die  kindlichen  Sinne  frisch  zu  hal- 
ten und  sie  zu  einem  besseren  Anschauen 
zu  bringen.  Da  hierin  bereits  sehr  viel 
gearbeitet  und  experimentiert  ist,  kommt 
das  Blatt  sehr  erwünscht  zur  Vermitte- 
lung  der  bisherigen  Erfahrungen,  denn 
da  die  Methode  wesentlich  neu  ist,  kann 
man  woiil  eine  ganze  Reihe  von  Miss- 
griffen  erwarten,  als  notwendige  Be- 
gleiterscheinung aller  neuen  Prinzipien. 
DIE  Gründung  eines  Blattes,  in  dem  alte 
wesentlichen  Erfahrungen  der  Erzieher 
ausgetauscht  werden,  hat  sicher  grossen 
Wert  —  nur  müssen  eben  diese  Erfahrun- 
gen absolut  ehrlich  mitgeteilt  werden  nhnt- 
alle  Konstruktion  ohne  Scliema;  hierin 
scheihen  mir  zum  Teil  die  Aufsätze  der 
drei  ersten  Hefte  es  fehlen  zu  lassen. 
DIE  neue  Einsicht  in  die  Notwendigkeit 
einer  besseren  frderen  Ernährung  des 
Kunstsinns  im  Kinde  führt  im  Schlepptau 
ein  ganzes  fertiges  Schema  über  das 
Wesen  des  IQndes,  das  sich  ein  Teil  der 
Propagandisten  zurecht  gezimmert  hat. 
und  das  ganz  deutlich  nicht  stimmt.  Das 
Kind  liat  einen  unechten,  unfrischen  Nim- 
bus um  sich  bekommen,  auf  welchen  hin 
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alle  Direktiven  zugeschnitten  sind.  Es 
sind  in  dem  Blatte  eine  Reihe  von  Ama- 
teurphotographiecn  von  derart  künsde- 
risch  aufwai  liM  n<lcn  Kindern;  eine  von 
ihnen,  Arkadun  betitelt,  zeigt  eine  Lanf- 
schaukel  mit  Kindern;  die  Mäilclun  s:iid 
in  frührenaissancelichen  Engelkleidern, 
und  ein  nackter  Junge,  natürlich  mit  einer 
Schwininihose,  liegt  dabei  und  bläst  die 
.  Flöte!  Dass  das  eine  durchaus  unkind- 
liche Posierun?  ist,  ist  klar;  es  macht  den 
Eindnick.  als  lienutze  man  hier  die  Kinder 
zu  seinem  eigenen  ästhetischen  Genuas, 
der  nur  eine  neue,  stilisierte  Sfisslidikeit 
an  Stelle  der  alten  spiessbfifgerlichen 
GartcHlaubeni.\isie  setzt. 
GANZ  vorzüglich  sind  in  dem  Blatte 
die  wieder  gegebenen  kunstgewerblichen 
Sachen,  die  ganz  simplen  Spielzeuge,  die 
Handarlxritsmuster,  Baukästen  und  was 
dergleichen  mehr  ist.  Wir  können  ims 
freuen,  dass  wir  jetzt  ein  Kunstgewerbe 
haben,  das  mit  einfachen  und  Idauren 
Formen,  so  amüsante  Sachen  machen 
kann.  Es  werden  jetzt  Farben  und 
Formen  frisch  gesehen;  man  ar- 
beitet grellfarbig  und  sillhouetten- 
haft  und  macht  damit  auch  wie- 
der die  einfache  Technik  mobil.  Der 
ausserordentlich  künstlerische  Reiz,  der 
in  der  simplen  Bauemkunst  liegt,  sei  es 
in  ihren  Holz-  oder  Töpferwaren,  wird 
frisch  empfunden,  und  man  ahmt  sie 
aus  rein  künstlerischem  Interesse  nach. 
Diesem  kunstgewerblichetn  Umschwung 
werden  nun  alwr  pädagogische  Motive 
angehängt;  fast  scheint's,  als  wenn  ein 
gebildeter  Mensch  sich  etwas  kindisch 
vorkomme,  wenn  er  ohne  deutlichen 
Grund  plötzlich  im  Volksgewand  einher- 
geht 1  £r  sucht  nach  Gründen,  und 
schnell  hat  er  die  ahnungslosen  Kinder 
erwischt  und  erzählt  ihnen  nun  des  brei- 
teren: seht  nur,  das  mache  ich  alles,  um 
euch  Spass  zu  machen !  Nm  fiberftüt  er 
ihre  Kindcrstuln-n.  ihre  Lieblingsplätz- 
chcn,  und  stattet  sie  künstlerisch  aus.  — 
In  einem  der  Blätter  ist  eine  sulche 
Spieleckc,  Entwurf  von  Otto  H.  liugcl. 
Hier  sollen  die  Kinder  nun  sitzen  und  ihre 
Phantasie  bauen  lassen.  Sie  werden  es 
gerade!  Gott  sei  Dank  ist  in  einer  Kin- 
derseele ein  guter  Posten  Opposition,  der 
sie  von  jener  Ecke  sicher  fern  hält.  Das 
gibt  solchen  besonderen  Fleckchen  ja  erst 
ihren  Reiz,  dass  sie  keiner  kennt;  atich 
wenn  die  Mutter  vclion  längst  weiss,  wo 
das  Kind  steckt,    sollte  sie  doch  immer 
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daran  vorbeigehen  und  tun,  als  wenn  .sie 
nichts  wüsste.  Man  glaubt  jetzt  immer, 
man  müsste  überall  herein  in  ein  solches 
Kindersetdchen  und  überall  lenken  und 
steuern,  und  verdirbt  damit  vielleicht  so 
manches.  Selbst  wenn  es  für  den  Erzieher 
traurig  sein  mag,  dass  das  Kind  oft  sein 
Feinstes  für  sich  behält  oder  damit  zu 
andere«  Kindern  geht  —  da  muss  er 
schon  weise  sein  und  seine  Hand  davon 
ablassen.   Steht  man  die  Oberfladie  -won 

so  einem  Setlrlhii  zittern  und  sich  regen 
von  all  den  heimlichen  Bewqfungen  drin- 
nen, und  will  eines  der  Fischdien  heraus* 
holen,  dann  sieht  das  drausscn  ganz  reiz- 
los und  fremd  aus!  Drum  setz'  es  doch 
lieber  wieder  hinein  zu  den  anderen;  da 
sehe  man  dem  allen  nur  zu  un<l  freue 
sich,  wenn  es  etwas  Schönes  zu  sehen 
gibt.  Wie  mir  dieses  in  der  allgemeinen 
Pädagogik  frvichtbar  für  die  Entwicke- 
lung  der  Kinder  scheint,  so  halte  ich  es 
auch  für  die  künstlerische  Entwickelung 
günstiger  und  natürlicher,  wenn  man  dem 
Kind  keine  eigens  fabrizierte  Extraknnst 
vor  die  Nase  hält,  sondern  es  selb.st  wäh- 
len lässt,  selbst  wenn  die  Wahl  allem  An- 
schein nach  töricht  ausfällt.  Wie  vorzug- 
lirh  i>-t  die  F.infulirung  in  die  Blätter  mit 
(kn  Robbiaschen  Wickelkindcm  —  an 
reiner  Kunst  allerdings  neben  OrÜdcs 
Rübezahl  auch  das  einzige  wirklich  Gute: 
was  sonst  ist,  das  Dornröschen  oder  das 
Kind  mit  dem  Reh,  ist  sehr  minderwertig. 
So  lass  man  doch  die  Kinder  tapfer  in 
der  Kunstgesclnchte  hcrumgucken,  sie 
werden  sich  schon  überreichlich  Nahrung 
dort  suchen!  Es  ist  doch  oft  genug  be- 
tont, dass  die  Kunst  einfacher  Kultur- 
stufen der  kindlichen  Sinnesart  am  meis- 
ten entspricht,  und  zu  jenen  Zeilen  haben 
doch  Künstler  geld>t,  neben  die  die  Kin- 
derkunstmaler  sich  gar  nidit  stellen 
können. 

ZUM  Sdiluss  möchte  idi  nodi  sagen. 

dass  man  gut  täte,  sich  die  Modellier-  und 
Tuscharl>citcn  der  Kinder  anzusehen.  Sie 
sind  zum  Teil,  wie  die  von  der  kleinen 
Falke  und  einigen  ans  der  Reitmann- 
schcn  Modelliers^hule.  ganz  uijerraschend 
lebendig  und  gut.  Wie  das  künstlerische 
Sehen  bei  den  Kindern  sich  entwickelt, 
im  Detail  zu  beobachten,  ist  sidierlich 
psychologisch  und  auch  pädagogisoh  gleich 
fruchtbar.  Mir  erschiene  es  ein  Gewinn, 
wenn  das  Blatt  sich  anf  dieses  Gebiet, 
einschliesslich  tier  Beobachtungen  der  Er- 
zieher, konzentrieren  wiirdc.  lisbeth  stern 
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RICHARD  CALWER -RUSSLANO 

Ii  mehr  die  Aussicht  auf  eine  durchgreifende  und  baldige  Keform- 
püiitik  in  Russland  schwand,  desto  vereweifdter  wurde  die  Stim- 
mtmg  des  gedruckten  Volkes.  Weldie  Ansddinitng  die  ErUttenmg 

i;cc;en  das  herrschende  Regiment  angenommen  hat,  zeigt  nichts  deui- 
i i  lx  r,  als  die  Tatsache,  dass  die  Machthaber  sich  nicht  einmal  mehr 
auf  das  in  Petersburg  konsigniertc  Militär  verlassen  können,  ist  doch  das 
jüngste  Attentat  auf  den  Zaren  nicht  anders  zu  erklären,  als  durch  eine  Ver- 
schwörung unter  dem  Militär. 

BEI  dem  Fest  der  Wasserweihe  am  19.  Januar  schoss  eines  der  Geschütze,  die 

den  üblichen  Saint  absQgdien  hatten,  anstatt  einer  Fulverladunj»^  eine  Kar- 
tätscheuladung ab.  Die  Riditnng  dieses  Schusses  ging  direkt  nacli  dem  Pavillon, 
in  dem  sich  der  Zar  be&nd.  Von  den  Ki^efai  fuhren  zwei  in  die  Ifolzstttfen 
des  P&viUons,  noch  nidit  ffinf  Schritt  vom  Zaren  entfernt.  Eine  andere  Ki^l 

durchschlug  ein  Fenster  des  Winterpalais  und  traf  die  Decke  des  Saales,  in 
welchem  sich  viele  Generale,  sowie  das  diplomatische  Korps  befanden.  Eine 
weitere  Kugel  verwundete  einen  Sdiutzmann.  Dass  dieser  Kartätschensalut 
auf  den  Zaren  von  dem  amtlichen  Russland  in  seiner  Bedeutung  abzuschwächen 
gesucht  wurde,  ist  b^eiflich,  aber  Glauben  hat  die  amtliche  russische  Darstel- 
lung  kaum  gefunden,  die  den  unheimlichen  Schuss  darauf  zurückführte,  dass 
hei  einer  am  Tage  vorher  abp^chaltenen  (jbunp  der  er'iton  reitenden  (iarde- 
battcnc  eine  Kartätsche  im  Geschützrohr  stecken  geblieben  und  diese  dann  beim 
Saintschiesaeo  losgegangen  sei.  Dieser  Ericlärung  widersprach  schon  der  Um- 
stand, dass  im  Gegensatz  zu  der  ausdrücklichen  Weisung  die  Mündung  mehrerer 
(^schütze  tatsächlich  gegen  das  Palais  gerichtet  war. 

DER  Kartätschensahit  vom  19.  Januar  war  das  .Signal  zu  einer  Erhebung  der 
l'etersburger  Arbeiterschaft.  ,Ara  Freitag,  den  20.  Januar,  trat  in  Petersburg 
<ler  Generalstreik  ein,  der  nicht  nur  die  Industriearbeiter,  sondern  auch  die 
Arbeiter  in  den  Arsenalen  tunfasste.  In  174  Fabriken  mit  95  000  Arbeitern  ruhte 
die  Arbeit.  Die  Streikenden  fassten  den  Entschluss,  am  Sonntag  vor  das  kaiser- 
liche Palais  zu  marschieren  tmd  dem  Zaren  selbst  und  niemand  anders  eine 
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F'etition  zu  überreichen,  in  der  alle  ihre  Beschwerden  und  Wünsche  zusararaen- 
gefasst  waren.   Hier  der  Wortlaut  der  Petition: 

>Wir  Arbeiter,  Bewohner  Petersburgi^  kommen  zu  Dir.  Wir  sind  elende,  beschimpfu- 
Sklaven  und  erstickt  von  Despotismus  und  Willkür.  Als  die  Grcvrc  rlcr  Geduld 
erreicht  war.  stellten  wir  die  Arbeit  cm  und  baten  unsere  Herren,  uns  nur  das  zu 
geben,  ohne  das  das  Leben  eine  Qual  ist.  Aber  alles  wurde  abgelehnt.  AUcs  ist  nach 
Mdnung  der  Fabrikanlea  ungesetzlich.  Wir  hier,  viele  Tausende,  sowie  das  ganze 
ntssisdie  Votk  haben  kmtie  Menschenrechte.  Durch  Deine  Beamten  sind  wir 
Sklaven  geworden.  Jeder,  welcher  wagrtc,  von  dem  Schutze  der  Interessen 
Arbeiterstandes  zu  sprechen,  wurde  ins  Gefängnis  geworfen.  Der  gesamte  Arbciter- 
oimI  Braernstand  wurde  der  Willkür  überiMtm.  Das  Beamtentum  best^  aus 
Räubern  und  Dieben  an  Slaatsgeldem.  Das  Beamtentum  brachte  das  Land  in  gänz- 
liche Zersplitterung;,  bürdete  ihm  einen  sciütupflichcn  Krieg  auf  und  fuhrt  Russlaml 
immer  mehr  an  den  Rand  des  Unterganges.  Das  Volk  ist  jeglicher  Möglichkeit 
l>eraubt,  seine  Wünsche  und  Forderungen  auszudrücken  und  an  der  Festsetzung  der 
Bcsteuerimg  tcilzimehmcn.  Alles  dies  widerspricht  menschlicliem  und  göttlichem 
Recht.  Wir  wollen  lieljer  sterben,  als  unter  solchen  Gesetzen  weiter  leben.  Mögen 
unter  sotcben  Verhältnissen  die  KapitalistCDi  undl  Beamten  leben.  Kaiser,  hilf 
Deinem  Volke!  Vernichte  die  Sdieidewand  zwischen  Dir  und  dem  Volke.  Möge  das 
Volk  vereint  mit  Dir  regieren.  Aus,  uns  spricht  nicht  Dreistigkeit,  Stendern  der 
Wunsch,  aus  einer  uns  allen  unerträgliclien  Lage  herauszukommen.  Eine  Volksver- 
tretung ist  unentbehrlich ;  es  ist  notwendig,  dass  das  Volk  selbst  mitregiert ;  beftdil. 
dass  die  Vertreter  aller  Stände  uiu\  Klassen,  auch  der  Arbeiter,  berufen  werden. 
Dies  ist  unsere  Hauptbittc;  wir  haben  aber  noch  andere.  [Die  Petition  zählt  dann 
diese  Wünsche  auf,  die  sicii  hauptsächlich  auf  die  verswdflungsvolle  Lage  der 
Arbeiter  beziehen,  und  schUesst:]  Befiehl  die  Erfüllung  unserer  Bitten,  und  Du 
machst  Russland  glücklich;  wenn  nicht,  so  sterben  wir  hier.  Wir  haben  nur  zwei 
Wege:  Freiheit  und  Gluck  oder  das  Grab;  wir  bringen  gern  unser  Leben  Russland 
7 um  Opfer  dar.« 

DER  Führer  der  Streikenden,  der  Gefängnisgeistliche  Gapoii,  garantierte  in 
einem  Schreiben  an  den  Zaren  für  die  ruhige  Haltung  der  Streikenden:  »Idi. 

der  Vertreter  der  Arbeiter,  und  meine  tapferen  Arbeitsgenossen  garantieren  die 
I'^nvcrletzlichkeit  Deiner  Person.«  Ohne  Hintcrcrcdanken,  ohne  jede  Absicht, 
eine  Gewalttat  zu  verüben,  wollten  die  streikenden  Arbeiter  dem  Zaren  nahen, 
weil  sie  wusslcn  und  der  Überzeugung  lebten,  dass  aul  eine  andere  Weise  ihre 
Klagen  und  Beschwerden  nie  und  nimmer  an  das  Ohr  des  Zaren  gelangen 
würden:  lAlle  sanften  Mittel  sollen  versucht  werden;  der  Zar  weiss  es  nicht, 
was  wir  erdulden.  .Xuch  dieses  letzte  wollen  wir  versuchen,  erst  tmsere  Klage 
bringen  vor  sein  Ohr.« 

DER  22.  Januar  hat  das  russische  Volk  belehrt,  dass  den  russischen  Machthaber:! 
jedes  menschliche  Enqifinden  abhanden  gekommen  ist,  dass  durch  sie  imd  mit 
ihnen  nie  und  nimmer  auf  eine  Besserung  zu  hoffen  ist.  In  ihrer  feigen  Angst, 
und  weil  sie  wusstcn,  dass  das  Pctersburf^cr  Militär  schwerlich  auf  seine  eichenen 
Eltern  und  Brüder  schiessen  würde,  verstellten  sie  die  'Zugänge  zum  kaiser- 
lichen Palais  mit  Militär,  das  noch  rasch  aus  Provinzgarnisonen  herbeigeholt 
war,  und  lauerten  auf  den  Anmarsch  der  bittenden  Arbeiter. 
VON  vcrschiedenm  Seiten  her  .  n-^n  n  die  Arlieitermassen,  Choräle  singend  und 
flas  Bild  des  Kaisers  auf  ihren  i-ahnen  tr;iL,aMu!.  dem  Palais  zu.  Als  der  ILiupt- 
zug,  an  dessen  Spitze  der  Priester  Gapon  mit  hoch  erliubeucm  Kreuze  schritt, 
dem  Militir  nahe  kam,  tonte  den  Anztdienden,  einer  marschierenden  Masse 
von  etwa  15»  bis  18000  Mann,  der  Befehl  entgegen,  sidi  zur&ckztizidien.  Als 
dieser  Befehl  nicht  sofort  befolgt  wurde,  schon  weil  bd  einer  soldien  Menge 
Menschen  die  sofortige  Ausführung  des  Befehls  unmöglich  war,  sdiossen  die 
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Soldaten,  denen  die  Parole  erteilt  war,  niemand  zu  schonen  tind  jede  Zusammen- 
rottung- niede'"2uschiesscn,  alsbald  scharf  in  die  Menschenmenge  hinein.  An 
300  Tote  und  ebenso  viele  Verwundete  waren  das  Ergebnis  dieser  ersten 
Füsilade.  Nicht  genug  damit,  schoss  die  Soldateska  auch  gegen  die  fliehende 
Ue^fe  nud  nalmi  die  diizelnen  attfs  Korn,  wie  der  Jigcr  den  Hasen.  0!« 
Menadicnjagd  wurde  ztmi  neuesten  Sport.  In  gleich  scheusslicher  Weise 
worde  gegen  die  anziehenden  Arbeiterscharen  in  den  anderen  Gegenden  vor- 
gegangen. Der  Streckenrapport  konnte  am  Abend  des  22.  Januar  melden,  dass 
apoo  Personen  erschossen  und  mehr  als  4000  verwundet  seien.  Unter  den 
Toten  und  Verwundeten  befanden  sidi  auch  Tide  Frauen  und  Kinder. 

X  X  n 

RS  bedarf  keiner  kritischen  Worte,  um  die  Tragweite  dieses  Blutbades  für  die 
Gestaltung  der  inneren  russischen  Verhältnisse  zu  ermessen.  Die  ganze  zivili- 
sierte Welt  ist  von  Abodieu  erfölh  gegen  die  ms^sdien  Machtiiaber  und  ver- 
su  ht  nicht  nur,  sondern  fatligt  das  elementare  Radiegefölil»  dass  die  russischen 
Revolutionäre  durchzucken  mus»  und  Steh  in  die  Worte:  Auge  um  Auge,  Zehn 
um  Zahn!  fassen  lässt. 

EIN  einziges  Ereignis  entscheidet  oft  ülier  die  Berechtigung  der  politischen 
Taktik.  Es  ist  nicht  au  bestreiten,  dass  ausserhalb  Russlands  die  öffentliche 

Meinung  bisher  das  Vorgehen  der  Terroristen  überwiegend  abfällig  beurteilte. 
Wenn  man  den  russischen  Attentätern  auch  meist  mildernde  Umstände  zu- 
billigte, pflegte  man  doch  stets  die  Zwecklosigkeit  ihres  Vorgehens  zu  betonen. 
Durch  Vorgänge  des  22.  Januar  ist  aber  ein  totaler  Umschwung  in  der 
öffentlichen  Mdnui^  erfolgt:  nuui  erkennt  anstandslos  an,  dass  das  bis  ziu* 
Verzweiflung  getriebene  russische  Vdk  sich  in  der  Notwdir  befindet,  die 
jede  Taktik  rechtfertiget. 

DER  \yeg  der  organischen  Reform,  den  wir  für  Deutschland  und  die  Kultur- 
staaten &berfaaupt  als  den  besten  erkannt  haben,  der  vorwärts  zum 
Ziele  fnhr^  ist  für  Russland  ungangbar.  In  einen  konstitutionellen,  auf 
sicheren  Rechtsgrundlagen  beruhenden  Gemeinwesen  ist  eine  Revolution  ebenso 
5  i  n  n  1  o  s  ,  wie  sie  in  einer  Despotie  unumgänglich  ist :  soll  sie  hier 
doch  nicht,  wie  dort,  die  Entwickelung  ersetzen,  die  einzelnen  Etappen  der 
selben  überspringen  machen,  sondern  die  künstlichen,  durch  Gewalt  er- 
riditeten  Hindernisse  beseitigen,  die  der  Entwickelung  sidi  ent- 
gegenstellen, erst  die  Möglichkeit  schaffen  zum  schrittweisen  Fort- 
schreiten. Hier  ist  die  Revolution  die  ultima  ratio.  Und  die  ganze  T.ast  der  Ver- 
antwortung für  ihre  Schrecken  trifft  die  enüncnschten  Gewalthaber,  die  sie  zur 
Notwendigkeit  gemacht 

RUSSLAND  .steht  nun  in  Flanunen.   Es  scheint,  als  ob  das  Furchtbare,  das 

sich  am  Sonntag  in  den  .Strassen  Petersburgs  abgespielt  hat,  nun  auch  das 
Volk  selber  erweckt,  das  so  lange,  so  unendlich  lange  die  ScheussUchkeiten  des 
Despotismus  in  dumpf  träumender  Ruhe  erduldet  hat.  Noch  versucht  das 
Zarentum,  durch  die  letzten  Mittel  der  blutigen  Gewalt  die  Revolution  nieder* 

zuhalten,  die  an  allen  Ecken  und  Enden  des  gewaltigen  Reiches  emporlodert. 

öb  die  nächsten  Tage  die  Entschciflung  bringen,  ob  das  Schreckensregiment 
noch  einmal  das  Volk  niederhält,  ob  eine  Umwälzung  bevorsteht  —  es  wäre 
raüssig,  im  Wirbel  des  Geschehens  zu  prophezeien,  zu  hoffen,  zu  furchten. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 
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MAX  SCHIPPEL  •  BERGARBEITERSTRBKS  UND  PO- 
LITIK 

1  KGARBEITERSTREIKS  haben  sich  schon  häufig  ru  grossen  po- 
litischen Ereignissen  ftiisgeivachsen.  Nidit  sdten  sind  es  schliess- 
lich die  Spitzen  der  Staatsgewalt  und  der  Parlamente,  deren  Ein- 

i^rcifen  untt-r  tlcm  Drucke  der  erregten  öffentlichen  Meinung  und 
Ucr  als  unerträglich  eaipiundenen  Zustände  unvermeidlich  wird  ua4 
die  letiten  Entsdieidiii^ren  brii^ 

•X  "  •  X  X 

so  war  es  1889  in  Deutschland,  als  vom  Gelsenkirchenschcn  aus  ei» 
Revier  nach  dem  anderen  blitzschnell  vom  Ausstand  ergriffen  wurde.  Mitte 
Mai  kam  es  zu  den  Audienzen  im  kaiserlichen  Schlosse  und  zu  den  V'er- 
miitelungsvcrhandlungcn  im  Reichstag,  zwischen  Hmimiachcr,  Schmidt- 
Elberfeld  und  Bamnbach  etnerseits  und  den  Kaiserdelegierten  Bnnl^  Schrö- 
der und  Siegd  anf  der  anderen  Seite. . 

AUCH  Fürst  Bismarck,  obwohl  er  schon  viel  von  seiner  alten,  nie  ver- 
sagenden Tatkraft  und  geistigen  Elastizität  eingcbüsst  halle,  war  sich  des 
Ernstes  der  Lage  vollkommen  bewusst.  Dass  er  den  Scharfmachcru  im  Westen 
reidilidie  SympattileeD  entgegenbrach^  war  nadt  alleni,  was  seit  zdin  und 
mehr  Jahren  auf  ihn  eingewirkt  hatt^  selbstverständlidb.  Aber  als  der  Ober- 
präsident von  Westfalen,  von  Hagemeister,  in  der  gewöhnlichsten  und  kurz- 
sichtigsten Polizeiauffassung  befangen,  als  Abwehrmittel  die  Verhängung  des 
Belagerungszustandes  über  das  Streikgebiet  in  Vorschlag  gebracht  hatte,  da 
war  Bismarck  im  Knmrat  der  schärfste  Widersacher  einer  sotdien  Vermreifi- 
lungsmassregel  —  die  übrigens  kein  einziger  der  damaligen  Minister  billigte. 
Vielleicht  mit  dem  Hintergedanken,  dass  die  Ausstandsbewegung  von  selber 
ihrem  Erlöschen  fiUi^cgenRelu-,  vind  dass  daher  die  Staatsgewalt  sich  durci» 
uberflüssiges  Eingrcitcn  nur  zwecklos  kompromittiere  —  ähnlich,  wie  er  die 
angeregte  Wiedereinführung  der  Bestrafung  des  Kontraktbruches  aUefante, 
weil  alsdann  gerade  die  Unternehmer  zahllosen  gehässigen  Prozessen  ausgesetzt 
sein  würden.  Aber  die  unten  erwähnten  Vorschläge  zur  rechtzeitigen  Ab- 
stellung berechtigter  Arbeiterbeschwerden  sollen  durchaus  seinen  Beifall  ge- 
funden haben,  ebenso  die  cmpfolilenc  Organisation  einer  anerkannten,  selb- 
ständigen Vertretung  zum  Zwecke  der  Gdtendmachung  der  Arbdteriuter- 
essen  und  -wünsche. 

IM  Mittelpunkt  der  öfTcntlichen  Aufmerksamkeit  stand  jedoch  noch  lange, 
sowohl  bei  den  Nächstbeteiliq^ten,  wie  in  weiteren  Kreisen,  die  Ansprache  des 
Kaisers  an  die  Dircklorcndepulation  und  ihren  Wortfiilirer,  den  national - 
liberalen  Abgeordneten  Dr.  Kammacher; 

•Die  Verhandlungen,  die  Sie,  Herr  Dr.  Hanmadier,  als  Vorsitzender  des  Ver9ku 
für  die  bergbaulicken  Interessen,  wie  ich  gern  höre,  mit  der  Arbeiterdeputation  ge- 
föhrt  haben,  sind  mir  durch  den  Herrn  Minister  des  Innern  zugegangen,  und  ich 
sprecht'  iiit  im  .AiK  rktiiming  für  i!as  Entgegenkommen  ans,  welches  Sic  den  Ar- 
beitern gezeigt  haben,  wodurdi  eine  Grundlage  zur  Verständigung  gewonnen  worden 
ist.  Ich  werde  mich  freuen,  wenn  auf  ^eser  Basia  sich  AiheitgSer  und  Aibdter 
verrinigcn  weiden  . . . 
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Ich  mBdite  bet  dieser  Gelegcnhdt  allen  Beteiligten  dringend  empfehlen,  dass  di« 
Reri^werksgcstllschaftcn  und  ihre  Organe  in  Zukunft  m  ö  g  I  i  c  h  s  t  n  a  h  e  sich 
in  Fühlung  mit  den  Arbeitern  erhalten,  damit  ihnoi  steche  Be- 
.wcKungCB  fitdit  cnitgclien,  dsnu  ffusz  unerwartet  kann  der  SCT<rik  stdt  uumfigliäi 
entwickelt  haben  .  .  .  Ich  möchte  Sie  bitten,  dafür  Sorge  zu  tragen,  dass  den 
Arbeitern  Gelegenheit  gegeben  werde,  ihre  Wünsche  zu  formulieren, 
und  sich  vor  allcB  Dingen  immer  vor  Augoi  zn  halten,  dass  «fiejcnig«  Gesellschaften, 
xkelchc  einen  grossen  Teil  meiner  Untertanen  beschäftigen  und  bei  sich  arbeiten 
lassen,  auch  tUe  Pflicht  dem  Staat  und  den  l)cteiligtcn  Gemeinden  gegenüber  haben, 
für  das  Wohl  ihrer  Arbeiter  nach  besten  Kräften  zu  sorg^  und  vor  allen  Dingen 
6tm  vorzubeugen,  dass  die  Bevölkerung  einer  ganzen  Provinz 
wiedentm  tn  solche  Schwierigkeiten  verwickelt  werde. 

Es  ist  ja  menschlich  natürlich,  dass  jedermann  versucht,  sich  einen  mög- 
lichst günstigen  Lebensanterhalt  zu  erwerben.  Die  Arbeiter  lesen  die  Zeitungen 
wmI  wissen,  wie  das  Verhältnis  des  Lohnes  zu  dem  Gewinne  der  Gesellschaften 
steht.  Dass  sie  mehr  oder  weniger  daran  teilhaben  wollen,  ist  erklärlich.  Deshalb 
möchte  ich  bitten,  dass  die  Herren  mit  dem  grössten  Emst  die  Sadilage  jedesmal 
prüfen  und  womöglich  ffir  fernere  Zeiten  dergleicbeii  Dingen  vor- 
7  n  b  e  u  g  e  n  suchen.« 

DASS  der  Rücktritt  Bismarcks  vom  Handelsministerium,  die  Berufung  des 
Freiherrn  von  Berlepsch  aus  dem  OI>erpräsidiuin  der  Rheinprovinz  nach 
Beritn,  die  bq^ianende  Fortbildniig  der  Axheitenchutzgesetzgdmng  wesentlich 
politische  Folgewirkungen  der  eindmcksvoUen  Vorgange  in  den  detttsdwn 
Gmbenrevieren  waren,  ist  bekannt. 

XXX 

..\HNLICH  beim  letzten  grossen  Streik  der  Anthrazitkohlcngräbcr 
inAmerika. 

VOM  12.  Mai  bis  zum  23.  Oktober  1902  stellten  etwa  145  ODO  Arbeiter  ihie 
Tätigkeit  in  dem  pennsylvanischen  Revier  ein.  Sie  vcrlanj^en  eine  Aufbesse- 
rung gewisser  Arboitsbedingxingen  und '  Anerkennung  ihrer  Gewerkschaft  — 
ihres  Syndikats,  wurden  unsere  Unternehmer  sagen  müssen  — ;  sie  waren  je<ioch 
von  vornherein  zn  schiedsgerichtlichen  Verhandlungen  berdt.  INe  Groben* 
und  Trustherren  lehnten  das  schroff  ab;  sie  versuchten,  so  gut  oder  so  schlecht 
CS  ging,  ihren  Minenbetrieb  mit  Streikbrechern  und  bedenklichen  Arbeitswilligen 
aller  Art  aufrecht  zu  erhalten.  Man  lebte  zuletzt  wie  im  Bürgerkrieg.  Der 
Gouverneur  hatte  Anfang  Oktober  die  gesamte  Miliz  zur  Aufrechterhaltung 
des  Friedens  einberufen;  die  Presse  wimmelte  von  erschreckenden  sensatio- 
ndien Beriditen  über  blutige  Zusaaunenstösse  und  Ansadirdtinigen.*)  Vor 
allem  der  unersättliche  Kohlenwucher  der  Grubenmonopolisten  machte  immer 
breitere  Bevölkerungsschichten  aufsässig;  für  den  herannahenden  Winter  sah 
man  eine  förmlidie  Katastrophe  heraufziehen,  sowohl  für  zahirddie  In- 
<lustriccU|  wie  fnr  Zdm«  und  Htmderttaasende  von  Handialtm^fen. 
ES  war  mmmehr,  kaum  in  Einklang  mit  amerikanischen  Verwaltungsühcr- 
lieferungen,  der  Präsident  Roosevclt,  der  einer  schiedsamtlichen 
Aussprache  und  Vereinbarung  mit  gewohnter  Elntschlossenheit  Bahn  bradi. 

•t  wXwtUüUtt  wvidcB  flbertriebene  Bcridt*  Aber  die  RnhaitfiinBC«  nyMutOtM,  «od  glaahwifdice 

Xtagta  b«ra1tbteB  nch,  ne  anf  das  wabre  Matt  nrflckxafshran  und       ffBr  dat  WoUveriialm  Umr 

WohnK"Ticindcn  ra  »erbörpcn.  HauptsSchlirh  handoltr  es  sich  dabei  um  Hcrirke,  wo  die 
Unter  aehmcr  keiDcn  Versuch  oiaihten,  den  Grubcnheliieb  forlzusctzer.  I^bcnsn  ist  es 
nthtik;,  und  ^ere<-hterwci»e  muis  djv  konstjtiett  werden.  das<  die  Kührri  ilrr  (»rRanisation  [Ge- 
werkschaft], di«  den  Streik  benaa  aad  daichf Ohrte,  vor  allem  ihr  Pilsident,  jede  Gcwalttitig- 
keil  verniteiltea  «od  Oie  ftnMn[tr  m  HStMenteU  «ad  PupMWibrit  oaMhotMi.«  So  di*Eta4Ml»> 
^»■■leiiM  eelbv. 
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Bei  den  einleitenden  Konferenzen  im  Weissen  Hause  zu  Washinp^ton  stimniteu 
abermals  die  Arbeiterführer  sofort  der  Anregung  zu.  Die  Grubenbesitzer  blie- 
ben zunächst  noch  widerstrebend,  doch  erwies  sich  ihre  Stellungnahme  rascB 
als  unhaKbar.  Der  Schiedaansichuss,  mit  CarroU  D.  Weif  ht,  dem  Ar- 
beitakoaunissioner,  ab  Schriftführer,  enidte  ein  Abkämmen  auf  folgemler 
Grundlage,  gültig  bis  zum  Jahre  1906: 
Lohnerhöhung  um  10  Jo, 
8-  re^ektive  9stündiger  Arbeitstag, 

eine  qpatcre  Lohnerbfilianf ,  äber  den  fenannten  Minimabau  hinaus,  uro  weiter 
je  I  %  f&r  je  10  %  Kohlenpreissteigerung, 

Kontroihvicger  {check-weighirs)^  wenn  die  Arbeiter  sie  wollen,  und  awar  als 
Augestelite  der  Arbeiter, 

bddiendt^  Gleidibcliandlttng  von  Unionsmitgliedem  und  Niditfewerk- 
sdiaftem« 

Einsetzung  einer  standigen  Kommissioi^  um  Streitigkeiten  über  Emhaltunf  des 

Abkommens  zu  erledigen. 

In  einigen  Schlussdarleguagen  für  den  Präsidenten  empfahlen  alsdann  die  Be- 
auftragten noch:  eine  gesetzliche  Erhöhung  der  Altersgrenze  für  die  Arbeit 
jugendlicher  Personen  in  Bergwerken,  die  Abschaffung  der  gefähr- 
lichen, wegen  ihrer  blinden  Parteilichkeit  verhassten  Unternehmer- 
polizei mit  ihren  aufreizenden  Praktiken'),  endlich  die  Errichtung  einer 
Instanz,  die  bei  Gefährdung  des  Zwischenverkehrs  zwisdien  den  Einzel- 
Staaten  oder  des  Handels  zwischen  der  Union  tmd  dem  Auslande,  infolge  von 
Streiks,  das  Recht  der  Zeugenvernehmung  und  Untersuchung  habe,  unter 
Verpflichtung  der  Vorgeladenen  zur  Aussage;  daneben  könnten  ent- 
sprechende Instanzen  der  Einzelstaaten,  mit  staatlich  begrenztem  Wirkuuj^s- 
kreis,  bestehen  bleiben  oder  neugeschaffen  werden.  Ähnliche  Rechte  ständen 
der  Bundesregierung  bereits  zu  Gdxite^  soweit  das  Funktionieren  der  grossen 
Verkehrsanstalten  für  Post-,  Militär-  imd  Handelszwccke  auf  dem  Spiele  stehe. 
Man  könne  weiter  dem  Präsidenten  entsprechende  Befugnisse  anvertrauen,  »in 
jedem  Falle,  wo  in  einem  Staate  oder  Territorium  oder  in  mehreren  Staaten 
und  Territorien  zwischen  Untcraciimern  und  Arbeitern  oder  zwischen  Untcr- 
oehmer-  und  Arbeiterverbänden  über  Lohne,  Arbeitszeiten  und  Arb^tsverhilt' 
nisse  Streitigkeiten  entstehen,  durch  welche  die  freie  und  regelmässige  Bewe- 
gung des  Handeis  und  Verkehrs  zwischen  den  Staaten  und  mit  fremden  Lan- 
dern nach  seiner  [des  Präsidenten]  Meinung  untcrhrochcn  und  unmittelbar  ge- 
troffen wird,  oder  unterbrochen  und  getroffen  zu  werden  drohte") 
X  X  X 

')  i-Dii-  Komrr.r^sior.  ,  liens^  es  sehr  hr.-i-i.  Iii'i-!nl  in  ilcm  l'ciirhl.  >  i't  'l'-!  Mciivm^;,  .i  i  ^  ilif  ^l,•ti^•, 
f>idminn';bcaintP  auf  Anreijnnß  und  für  Ke<  liuun^  ilcr  L'nterneliiacr  lu  verwendea,  aiisU^lt  die  gaiue  Vcr- 
antwoituD);  fOr  Aufrechtcrhaltung  der  Ordnung  und  für  Schate  des  Ei);entanu  den  Couuty-  und  Staats» 
angettellten  ra  QbcrUsMn,  «oo  s«hr  zweifelhafter  Weislteil  Maft  «od  vielMcht  eher  Konflikt«  swwdMB 
tokhoB  Beamten  nad  ArbeittloaeB  etseogt,  als  sie  hintaaliUc  Rolw  «ad  Ofdam^  mU  freilidi  aa  jedea 
JMi  getnhrt  werdea,  aber  fernhit  dnich  oiidBaaaadiaig  eaaaate  «ad  vttulvoitlkte  BeaaM^  nf 
efhaflick«  KoctoB,  fa  aicfe  Badaff  dnrdi  die  Sieatll<mB  InttiBsea  wntlilH  —  aber  «kbt  dwd  Wlditer, 
die  (l'jrih  GcsclUrhaftrn  oder  Privatunternehmer  anK<'«''ir?)cr!  sind.  Die  einfache  Tatsache,  daM  »olcb^ 
Polizisten  nai  h  jeder  Kn  litunR  die  AnKCstelltcn  einer  dci  Firtcien  vind,  !.(:hädi^;t  t^ewuhnlich  die  Sache, 
der  vic  iliCQCp.  sollen:  nimlich  die  Anfrechterhaltunf;  der  Ruhe  und  die  Si' licrhcit  dw  KiReotunis.-. 
Weiter  wird  auf  den  zweifelhaften  Charakter  and  auf  das  aufreizende  Ocbaien  \ielcr  dieser  privaten 
Ordaonxnnacber  hiagewieten. 

*)  VercL  Rtpurt  oftk*  Antkraät»  Goal  Strikc  Commitäam,  abgediuckt  im  BtiUtU»  ttf'Uie  D^mrtmMi 
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BERGARBEITERSTREIKS  haben  also  auch  anderwärts  die  Gesetz- 
gebung' und  die  Exekutive  zu  kräftigerem  Eingreifen  gedrängt. 
KÖNNEN  wir  in  Deutschland  uns  vielleicht  rühmen,  dass  wir  mit  unserer 
uttteagbaren  bureaidEntiidkeii  Vidgesdiift||^ceit  wdt  1889  irgendwie  md  irfend- 
wo  etwas  WeaentHdies  erreicht  haben,  das  anderen  Staaten  mit  anderen  Ver- 
fassungen und  abweichenden  öffentlichen  Gewohnheiten  versag^  blieb?  Oder 
beweist  die  jetzige  Wiederkehr  ganz  derselben  alten  Missstände,  die  vor  andert- 
halb Jahrzehnten  fast  allgemein  als  unerträgUch,  als  geradezu  schmachvoll 
empfunden  wurden,  nicht  anf  das  addagendste,  dass  die  elementarsten  Voraus- 
setzungen jeder  weitblickenden  Sozialpolitik  auf  unserem  Gebiete  —  das  im 
Allgenblick  vielleicht  die  allerv^nchtigste  Produktionssphäre  darstellt  —  nach 
wie  vor  gänzlich  unerfüllt  geblieben  sind? 

GEWISS,  betriebsam,  wie  gewöhnlich,  erwies  sich  luiscrc  Bureaukratic  nach 
dem  grossen  Bergarbeiterstreile  von  1889  gldchfalls.  Man  veriiorte,  man 
prüfte.  Anfang  1890  erschien  die  Dtnksehnft  über  die  Arheitcn>crhiU$nUM 
m  den  Steinkohlenbecirkcn ,  im  grossen  und  ganzen  unter  offener  Anerkennung 
der  Arbeiterbeschwerden  —  soweit  ein  Geheirarat  überhaupt  etwas  ohne  Wenn 
und  Aber  anzuerkennen  vermag.  Das  Gewerbegerichtsgcäctz,  die  Bcrlepschschc 
Reform  der  Gewerbeordnung  waren  zwei  Schritte  nach  vorwärts,  einem 
an  sich  richtigen  Weg.  Aber  schon  hier  mischte  sich  viel  Enttäuschung  in 
die  laue  Freude  über  die  erfolgte  politi.sche  Wendung  zum  Besseren.  Noch 
viel  mehr  galt  das  von  der  prcussischen  Bergarbeiternovelle.  Sie  kam  bereits 
zu  einer  Zeit  zur  Verabschiedung,  wo  die  Reaktion  gegen  die  bescheidenen  An- 
läufe von  1890  wieder  mit  voller  Kraft  eingesetzt  hatte.  Nicht  nur  viele  Hoff- 
nungen, sondern  sogar  bestimmte  Versprechungen  und  ^usiclierungen  blieben 
nunmehr  unerfüllt.  Die  Exekutive,  der  mancher  Spielraum  zu  weiteren  selb- 
ständigen Massnahmen  gegeben  war,  ist  dann  gleichfalls  in  den  alten  Schlcn- 
driam  zurückgefallen,  der  die  Dinge  laufen  lässt,  bis  wieder  einmal  eine  focm- 
licbe  Eacplosion  der  Unzufriedenheit  aus  der  Ruhe  des  Gerechten  aufscheucht 
DIESE  Explosion  ist  in  der  Tat  jetzt  erfolgt,  trotz  der  Beschwichtigungsver- 
suche der  Gewerkschaftsführer  aller  Schattierungen.  Diesmal  ging  der  erste 
^ unken  von  der  Stinnes-Zechc  Bruchstrasse  aus;  aber  das  Lauffeuer  verbreitete 
sich,  über  das  ganze  Rtibrrevier,  dier  noch  vid  raadicr  als  im  Jahre  1889. 
Und,  wie  gesagt,  was  die  niederdrnckendste  Erfethrung  dabei  ist:  die  Besdiwer- 
den  der  von  neuem  Streikenden  decken  sich  in  wesentlichem  heute  noch  mit 
tienen  aus  dem  Jahre  1889,  obwohl  sie  damals  sogar  ofTizicU  als  berechtigt  an- 
erkannt wurden.  Nur  eines  hat  sich  seitdem  geändert:  die  prcussisdie  Bureau- 
kratic hat  in  den  anderthalb  Jahrzdinten  selbst  das  Wenige  wieder  vergessen, 
das  sie  damals  aus  bitteren  Geschehnissen  gelernt  hatte.  S«e  weiss  heute  über- 
haupt von  nichts !  Sie  ist  masslos  erstaunt,  wie  noch  immer  die  alten  Klagen 
umgehen  können,  die  für  sie  unterdes  unter  einem,  in  fünfzehn  Jahren  unausge- 
setzter Geschäftigkeit  neugebildeten  Aktenberg  längst  begraben  lagen !  Dabei 
heisst  der  gegenwärtige  preussisdie  Handdsminister  zum  tiberfltiss  auch  nodi 
Möller,  und  Herr  Möller  war  der  intime  Freund  und  Fraktionsgenosse  Dr. 
Kammachers  in  der  Zeit  des  vorigen  Streiks.  Ihm  wurde  eigens  als  einem 
Kenner  des  industriellen  Westens  sein  Amt  gegeben;  er  brachte  also,  dem 
Sprichwort  zuwider,  ein  gewisses  Verständnis  für  die  Sache  gleich  mit.  Aber 
auch  Herr  Möller  weiss,  wie  er  im  Rddistag  bdcannte,  von  nichts:  nidits  von 
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den  Schicksalen  des  dereinst  verdnbarten,  anfsehenerregenden  Berliner  Pro- 

tokoüs.  auf  das  sich  oben  die  kaiserliche  Rede  bezieht  und  das  Im  Ridirrevicr 
noch  lange  heiss  umkämpft  war;  nichts  von  der  eigenartigen  Ausübung  des 
WagennuJlcns,  nichts  vom  Missbrauch  der  Abkehrscheine,  nichts  von  der  tal- 
sachlidien  Aufhebung  der  gesetzlichen  Kündigungsfrist;  nichts  von  alleni, 
was  an 'der  Wende  der  aditsigcr  und  neunziger  Jahre  jedermann  so  ziemtidi 
auswendig  kannte  .  .  . 

lA,  wenn  das  grirendi-  Kuhrrevicr  unterdes  gegen  andere  Landesteile  und 
Produktionbstrichc  an  wirtschaftlicher  und  sozialer  Bedeutung  zurückgetreten 
wäre!  Indes,  kaum  ein  Gebiet  ist  mehr  und  incfar  derart  in  den  Mittel- 
punkt des  ganzen  industriellen  Lebens  Preussens  und  Deutschlands  gerüdct, 
wie  jenes  schwarze  Land  der  Zechen  und  der  Hütten.  Noch  1881  bis  1890 
•T.etrug  die  mittlere  Iklegscliaft  für  die  Stcinkohlenfördcrung  im  rheinisch- 
westfälischen  Kühlenlager,  im  Kuhrkohlenbecken,  loi  238  Köpfe.  Schon  1899 
stand  sie  mehr  als  doppelt  so  hoch  (206616  Kopfe).  Heute  können  wir  mit 
260-  bis  270000  direkt  an  der  Kohlengewinnung  beteiligten  Arbeitern  rechnen 
—  mit  weit  über  i  Million  Menschen,  wenn  wir  die  Angehörigen  hinzuzählen. 
UNGEFÄHRLICHER  ist  dieser  Wetter\vinkel  gleichfalls  in  der  Zwischenzeit 
nicht  geworden.  Denn  erst  nach  1890  brach  die  Überflutung  des  alten  Bc- 
voUcerungsstoclMS  mit  den  unruhigeren  und  schwerer  einzugliedernden  Ele- 
menten aus  dem  preussischen  Osten  alle  früheren  Dämme.  1890  dürften  rund 
9300  Bergleute  mit  polnischer  Muttersprache  raif  den  Gruben  des  Oberberg- 
amtsbezirkes Dortmund  beschäftigt  gewesen  sein*),  1893  waren  es  bereits 
17919,  1897  34361.  Die  in  den  östlichen  Provinzcu  Geborenen  machten  von 
der  Gesamtbelegschaft  aus: 

im  Dezember  1893    ....  22  %, 

am  I.  Juli  1898  25,4%» 

am  I.  Januar  1900  .  4  .  .  33,9  %. 
Zum  mindesten  hätten  die  Hemer  Unruhen  vom  Juni  1899,  wo  die  Gendarmen 
scharf  schössen  und  Infanterie  und  Kürassiere  einschritten,  jeder  Regierung, 
selbst  der  preussischen,  nahelegen  soUeil,  weiterer  Ansammlung  von  Zündstoff 
für  die  Zukunft  nach  Kräften  vorzubeugen.  Aber  als  das  Militär  wieder  ab- 
ziehen konnte,  fiel  diese  Art  des  Rcgiercns  seclensruhig  wieder  in  ihren  alten 
Schlendergang  zurfick. 

ZWEIFELLOS  hat  nun  gerade  das  Massenvordringen  kulturell  tieferstchender 

.^rbeiterschichten  die  Abstände  zwischen  den  Betriebs  1  e  i  t  e  r  n  und  ihren 
l'ntcr ^ebenen  noch  mehr  und  noch  viel  schlimmer  erweitert,  als  dies  sonst 
Nchon  bei  der  Entfaltiuig  solcher  Grossbetriebc  eintritt.  Wenn  man  so  ruhige 
und  erfahrene  Beobachter  wie  Hue  und  Stötzel  das  heutige  Hochmut- 
gebaren,  Sdiimpfen  und  Schlagen  der  Beamten  schildern  hört,  so  kann  man 
;m  <ter  zunehmenden  Brutali sierung  der  ganzen  Uo^^gsweise  kaum  zweifeln. 
1890  hiess  es  noch  in  der  Denkschrift: 

>Bci,den  zahlreichen  Vcrraehmungen  der  Arbeiter  i.st  eine  Stinmic  wegen  zu 
scharfen  Antreiben^  zur  Arbeit  durch  die  Steiger,  eine  Stimme  wegen  Grobheit 
imd  Unnahbarkeit  des  technischen  Direktors,  etwa  da  halbes  Dutzend  Stimmen 
w^cn  Grobhdt  der  jüngeren  Stdgcr,  unter  Anerkennung  des  angemessenen 
Verhaltens  der  oberen  Werksbeamten  laut  geworden,  wihrend  in  einer  nicht  nn- 

«I  VogL  dir  tH-kanstr  alMcutRhe  OealnckriA  Oto  <n  rMWMk-tMi0BlildkM  SkMMtmbnM» 
•MBacftra  190t/. 
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beträchtlichen  Anzahl  von  Fällen  ausdrüddich  die  angemessene  Behandlung  durch 
die  Gmbenbeamiea  and  das  iwstdicnde  gute  VerhiUnis  ai  denaelbea  hervor* 
gehobco  isL« 

Viellddit  war  das  damals  adum  etwas  schöngefärbt;  jeden&lls  ist  heute  wenig 

mehr  davon  zu  spüren.  Die  Sklavcnhalterxnanteren,  die  man  sich  im  Verkehr 
mit  hilflosen  polnischen  Heloten  rasch  angeeignet  hat,  übertrug  man  längst  auf 
den  Verkehr  mit  der  alteingesessenen  Arbeiterschaft,  die  dafür  naturgemäsi 
weniger  unempfindlich  ist  Aber  je  empörender  imd  vergiftender  solche  belei- 
digemie  Erfahnmgen  au  wirhen  pflegen,  deato  mehr  hatte  abermals  die  Politik 
daran  denken  sollen,  hier  gewisse  Sdiranken  gegen  eine  fortschreitende  2er- 
setzimg  menschenwürdiger  Beziehungen  zwischen  Vorgesetzten  und  Arbeitern 
aufzurichten.  Statt  dessen  Hess  man  es  bei  der  vollen  Rechtlosigkeit 
der  Arbeiter»  die  stets  der  beste  NShrbodoi  f&r  alle  Übergriffe  von 
oben  war. 

UND  damit  kommen  wir  zu  dem  tiefsten  Sitze  aller  der,  jetzt  von  neuem  ent- 
hüllten übel,  die  im  einzelnen  aufzuführen  unsere  Absicht  nicht  sein  kann.'*) 
Je  mehr  jedes  patriarchalische  Verhältnis,  jede  engere  persönliche  Fühlung- 
nahme zwischen  Kapital  tmd  Arbeit  abstarb  imd  verschwand,  desto  m^  war 
seitens  der  dffentlidien  Gewalten  dafür  zu  sorgen,  dass  gesetzliche 
Zwangsvorschriften  das  Mindestmass  der  wirtschaftlichen  Arbeiter- 
interessen sicherten,  und  vor  allem,  dass  neu  auftauchenden  Inter- 
essen und  Klagen  eine  wirksame  Vertretung  und  Gelte  nd- 
m  a  c  h  u  n  g  geschaffen  wurde,  einmal  gegenüber  dem  Untemdunertum, 
femer  gegenüber  der  staatlichen  Verwaltung  und  Geaetzgebong.  Nur  auf 
diesem  Wege  kann  man  so  verhängnisvollen  Überraschungen  und  so  verheeren - 
<ien  wirtschaftlichen  Störungen,  wie  sie  die  Jahre  1889  und  1905  brachten, 
in  der  einzigen  Weise  zuvorkommen,  die  eines  zivilisierten  Gemeinwesens 
wfinfig  ist 

ODER  ist  es  nicht  der  Gipfel  des  Widersinns,  wctui  nach  der  notgedrungenen 

Arbeitsniederlegung  seitens  einer  Vicrtelmillion  Afenschcn,  nach  allen  mög- 
lichen Versuchen,  mit  den  Unternehmern  zu  konferieren,  der  Vertrauensmann 
der  Arbeiter  im  Reichstage  erklären  muss: 

»Wenn  wir  zur  Verhandlnnv  [mit  den  Unternehmern)  kommen,  so 
kommt  es  auch,  nach  meiner  tlbcrzeugfung.  zum  r  i  c  d  c  n  s  schluss,  und  die  Unter- 
nehmer werden  dann  selbst  4  .  .  sagen :  es  war  wirkUch  nicht  so  schlimm,  wie  wir 
CS  uns  vofcestdlt  habend) 

UND  genau  so  widersinnig  standen  die  Dinge  im  Jahre  1889.  Aber  immer 
nur,  damals  wie  heute,  durch  die  Schuld  des  Unternehmertums,  das  jeder 
Aussprache  auswich,  weil  ihm  jede  Arbeitervertretung  ein  Greuel  blieb.  Oder 
kann  man  uns  irgendwelche  Arbettervertretung  netmen,  die  von  diesen  Unter- 
nehmern jemals  anerkannt  worden  wäre? 

1889-1890  war  in  Regierungskreisen  eine  sehr  starke  StrcMnung  für  die  obl  i  - 
to  r  i  s  c  h  e  Einführung  von  Arbeiter  a  u  s  5  c  h  ü  s  s  e  n  der  einzelnen  Grul>en 
vorhanden.  Wegen  des  Widerstandes  der  Unternehmer  Hess  man  den  Gedanken 
fUlca;  und  dadurch,  dass  die  Zechenbesitser  die  (nicht  allzu  zahlreichen)  fakul- 
tativen Ausadifisse  nur  zu  Rste  ziehen,  soweit  es  i  h  re  eigenen  Plane  fördert, 

*)  Vergl.  dir  Rr.irh>--taK«verhaiidlunfj«i  Ober  ilip  l<eiclnbori;(;<"<i^Urcsolutioti,  vor  alle^tn  die  RMo  vi)n  Subsi- ; 
ftjiin  die  jflngi'teD  InterpclUtionsvcib.uidlaogen  und  die  Keüeo  voo  Kae,  Molkenbahr,  Uomelbiug,  StäUel 

and  anderen. 

*)  liae  im  KeicbsUf  am  30.  Jonuai  i<)05. 
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ist  dieses  gante  Vertrettuigssystem,  das  für  beschränktere  Zwecke  ganz  nütz- 
lich sein  kann,  geradezu  allgemein  in  Verruf  geraten.  Aiisserdem  können 
tiefergehende  Regelungen  der  Arbeitsbedingungen,  in  erster  Linie  der  Löhne, 
nur  einheitlich  für  ganze  Bezirke  und  Gewerbe,  nicht  selbständig  und 
zerqilittert  für  die  ehuetaien  Betriebe  erfolgeii  —  bei  der  Peatstdlui^  des 
Kohlenpreises  weiss  das  ja  niemand  besser  zu  würdigen,  als  das  Gruben- 
Icqiita],  das  die  Arbeiter  für  die  von  ihnen  zu  verkaufende  Ware,  die  Arbeits- 
kraft, stets  auf  die  Hinzcl Verhandlung  verweist,  bei  der  allerdings  die  Ab- 
hängigkeit der  Gegenseite  am  leichtesten  auszunutzen  ist  Nach  der  Denk- 
schrift von  1890  bereitete  es  »einer  Verstiuidigun^  swischen  den  Bergwerics- 
besitzem  und  den  Bergleuten  grosse  Schwierigkeiten«,  dass  keine  einheitlidien 
Forderungen  vorlagen:  >die  eine  Belegschaft  forderte  dies,  die  andere  jenes«. 
Sehr  richtig!  Aber  gelangt  dann  im  Laufe  der  Jahre  die  gewerkschaftliche 
Bewegung  —  sowohl  die  ultramontane  und  Iwrticlirittikhe,  wie  die  soeial- 
demokmtisdie  —  zu  aberetnstimmendai  Beschlüssen,  so  erkennt  man  keinerlei 
Legitimation  zu  solchen  Beschlüssen  und  Fordentngen  an  und  erspart  sich  anf 
solche  Weise  abermals  jej^liche  Verhandlung.  Es  ist  eben  überhaupt  keine 
selbständige  Arbeitervertretung  denkbar,  welche  von  solchen  Scharfmadiern 
jemali  freiwillig  anerkannt  mden  könnte.  Statt  der  Ansi^radie  nnd  der 
Veiiiandlung  wollten  diese  Scharfmacher  von  jdier  entweder  den  Frieden 
des  Kirchhofs  oder  den  Kampf  bis  aufs  Messer. 

.•\BER  glücklicherweise  sind  es  immer  weitere  Kreise,  die  nicht  länger  fjewillt 
sind,  sich  den  Gefahren  eines  solchen  starren  Absolutismus  auszusetzen:  der 
Despotie  des  Grösdcapitals,  gemildert  durch  den  periodischen  Ausbruch  eines 

DER  deutsche  Kaiser  war  1889  bereit,  die  viclgeschnüihten  .Streikführer 
als  Vertreter  ihrer  Kameraden  zu  behandeln.   Er  meinte  zu  Hammacber  und  • 
den  Direktoren: 

>Idi  mochte  von  meinem  Standpunkt  noch  eines  betonen.    Wenn  die  Herren  der 
Ansicht  sind,  dass  die  von  mir  gehörten  Deputierten  nicht  dit-  massgebenden  Vor 
treter  der  Kreise,  die  dort  streiken,  wären,  so  macht  dasnichts  aus.  Wenn 
sie  auch  nur  einen  Teil  der  Arbeiter  hinter  sich  haben  und  die  Meinung  wieder- 
geben, die  in  ihren  Kreisen  besteht,  so  wird  dbch  immer  der  moralisdie  Versudi  der 

Verständigung  von  holicm  Werte  sein.« 

Der  E  r  1  a  s  s  vom  4.  Februar  1890  nahm  dann  die  Schaffung  umfassenderer 
Arbeitervertretungen  in  Aussicht: 

igesetzHche  Bestimmungen  über  die  Formen,  in  denen  die  Arbeiter  durch  Ver- 
treter» welche  ihr  Vertrauen  besitzen,  an  der  Regelung  gemeinsamer  An- 
gelegenheiten beteiligt  imd  zur  Wahmehnrang  ihrer  Interessen  bei  Verhandlung 

mit  den  A  r  b  e  i  t  r  e  h  c  r  ti  und  mit  den  Organen  meiner  Regierung  be- 
fähigt werden.  Durch  eine  solche  Einrichtung  ist  den  Arbeitern  der  freie  und  fried- 
liebe Ausdruck  ihrer  Wönsdie  und  Beschwerden  zu  ermöglichen  tmd  den  Staats- 
behörden Gelegenheit  zu  gehen,  sich  über  die  Verhältnisse  der  Arbeiter  forl- 
laufend  zu  UQterricht;cn  und  mit  den  letzteren  Fühlung  zu  be- 
haltenc 

SELBST  in  der  Umgebung  des  Fürsten  Bismarck  dachte  man  damals 
k.ium  anders.  Im  Auftrage  Bismarcks  war  Herr  Gamp  nach  den  Streik- 
gebieten gereist,  und  in  der,  im  Herbst  1889  überreichten  Denkschrift  er-, 
kannte  der  damalige  vortragende  Rat  des  Handelsministeriums  gleichfaUs  rück- 
hahh»  an»  dass  den  Zeehenbesitzera  jede  »enfere  Fuhhug  nnt  ihren  Ariiei-. 
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tern«  gefehlt  habe;  das  meiste  Unheil  hätte  verhütet  werden  kuanen.  »wenn 

die  einzefaien  Zechenverwaltungen,  statt  die  im  April  ihnen  von  ihren  Arbeitern 
übergebenen  Fordeningen  einfach  ad  acta  zu  legen,  sofort  mit  Vertrauens- 
männern derselben  über  diese  Forderungen  in  Verhandlung  getreten  waren.c 
Sdoes  Dafnrhaltens  werde  den  Arbdtern  eine  staatUcb  oi^ani^erte  Vertre- 
tung ihrer  Interessen  auf  die  Dauer  nicht  versagt  werden  können,  nachdem 
alle  übrigen  Erwerbszweige,  sei  es  durch  den  Staat  oder  wenigstens  mit  Zu- 
stimmung desselben,  eine  solche  erhalten  hätten.  Dem  >fast  einmütigen  Wider- 
sprach der  Industriellen«  könne  bei  dem  heutigen  Stande  der  Arbeiterbewegung 
eine  diurehseiilagiende  Bedeutui^  nicht  beigemessen  werden.  Die  Vertreter 
der  Arbeiter  —  immer  für  grössere  lokale  Bezirke,  etwa  die  Kc|:r>crungsbezirke 
—  »müssten,  rnn  das  Vertrauen  derselben  zu  gemessen,  aus  der  freien  Wahl 
der  von  den  Arbeitern  frei  gewählten  Wahlmänner  hervorgehen«.  ZunäcIlLit 
tyraache  n:an  noch  nicht  an  festgelegte  regelmässige  .Sitzungen  und  Organi- 
satioiicn  zo  denken;  man  könne  es  mvor  mit  periodisdien  Konferenaen  ver« 
suchen.   Gerade  im  Bergbau  dränge  die  Reform : 

»Es  empfiehlt  sich  meines  Erachtens  mit  der  Regelung  der  Sache  für  den  Berg- 
bau durch  Einführung  dieser  Konferenzen  zuerst  vorzugehen.  Die  Konferenzen 
würden  unter  der  Leitung  des  Berghauptmamis  stehen  und  auf  denselben  alle  die 
bergbaulichen  Arbeiter  berührenden,  dem  ganzen  Bezirk  gemeinsamen  Aagelcgen- 
hetlcn  zur  Beratung  gelangen,  die  nicht  lediglich  privatrechtUcher  Natur  mim.  Als 
solche  Gegenstände  würden  in  Frage  kommen: 
I.  allgemeine  Maasregeln  für  GesuntSieit  und  Sicherheit, 
a.  Scfaiditdaner, 

3.  Art  der  Lohnzahlung  und  Datier  der  Lohnongsperiodcn, 

4.  Grundsätze  für  das  Nullen, 

5.  Ausbildung  der  Bergmannsarbeiter, 

6.  Beschäftigung  jugendlicher  Arbeiter. 

Ein  besonderer  Wert  wird  diesen  Konferenzen  seitens  der  Grubenbesitzer  [M  auch 
aus  dem  Grunde  beigelegt,  um  ihnen  und  den  beteiligten  Arbeitern  einen  grösseren 
Einiluss  auf  die  Kntschiiessnngen  der  Bergbehörden  zu  sichern,  die  jetzt  vielfach 
eine  Berückstchugung  der  leucn  Bedürfnisse  vermissen  Hessen.« 

NACH  Poschntger  stimmte  Bismarck  der  tAbhaltnng  bergwtrtschafth'cher 
Konferenzen«  zu^),  aber  über  den  Fortgang  der  Angelegenheit  in  den  Ministe- 
rien,  denen  das  Aktenstück  zuginj;;;^,  erfahren  wir  rüchts.  Sic  schlief  wohl 
wieder  ein,  wie  immer,  wenn  der  Bureaukratie  das  Feuer  nicht  mehr  auf  diu 
Nägel  brennt. 

UND  so  bSren  wir  denn  heute  von  neuem  bei  einem  Streik,  der  emc  MilKon 
Menschen  unmittelbar  und  weitere  Millionen  mittdl>ar  betrifft:  der  Regierung 

kam  alles  überraschend,  und  das  Unternehmertum  darf  sich  gleichfalls  al- 
nichtsahncndc  Unschuld  hinstellen.  Das  Unternehmertum  kann  noch  immer, 
heute  wie  damals,  jede  Arbeiter  Vertretung  als  nicht  legitimiert  ignorieren 
und  jede  Veibandhn^  mit  Arbeitern  schroff  awfidcweisen.  Und  zu  um  so 
mdandiolischeren  Betrachtungen  regen  die  Worte  Hues  an . 
»Hätten  wir  die  gesetzliche  Anerkennung  der  Berufsvcrcinc,  .^o  wäre  es 
nicht  zum  Streik  gekommen  ...  Wenn  wir  zur  Verhandlung  kommen, 
so  kommt  es  attdi,  nach  mdner  Überzeugung,  zum  Friedens sdUnss.« 

Wenn»  ja  wenn  •  •  •  • 

*)  T«i|^.  Heinrich  tob  Poichiagcr:  Mnt  Mnson*  mk  VOtmiM,  UL  Bd.  /Ilrrlis  i^iqil,  pag.  232. 
Uber  die  Kebenabsichtec  der  duuligen  Vofftddige  vergl.  meio«  Skizze  Herr  Camp,  die  Rtgkrunf, 
ÄrÖ€U*mackmis  maä  ArMtcrvtrtrttumf  ia  das  SoxMtttiscIu»  Monatsheften,  iqo:,  I.  Dd.,  pa«.  iq^  ft 
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WERDEN  R^erung  und  Parlament  auch  jetzt  noch  nicht  den  Mut  haben» 
«ndlich  ztt  erfüllen,  was  schon  beim  vorigen  Streik  als  notwendig  ericannt 

wurde? 

KS  ist  nicht  blos&  die  Arbeiterklasse,  es  ist  schliesslich  die  gesamte  deutsche 
Indnstrie.  die  ffir  den  D&nkd,  die  Verstocktheit  and  die  Gddgier  der  Kohlen- 
monopolisten an  bnssen  hat 

xxxxxx>oo<xx>oooooooooooooo<xxx><xxxxxxxxxxxxxxx  ' 
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fgl^^^^L'M  crstemnal,  seit  es  in  Deutschland  tmt  Sogialdemdcratic  gibt, 
fip^^P^hahKn  sich  die  Sozialdemokraten  Preusscns  zu  einem  speziellen 
f^'^^^ufB  Parteitag  für  ihr  Land  zusammengefunden.  Er  tagte  vom  28.  bis 
^^^Vi^iii-  Dezember  1904  in  Berlin,  und  man  darf  mit  vollem  Recht  von 
MffHHphm  s^n:  er  war  dn  Erfolg. 

WARUM  just  die  Sozialdemokraten  des  grössten  deutschen  Bundesstaats  so 
hmgc  warteten,  bis  sie  den  Weff  betraten,  den  (lic  (icnossen  in  den  mittleren 
tmd  Kleinstaaten  schon  längst  gegangen  sind,  ist  bekannt.  Gerade  weil 
Preussen  naheau  zwei  Drittel  der  deutschen  Bundesbevölkerung  umfasst  und 
der  fuhrende  Staat  des  Deutschen  Reiches  ist,  schien  es  unnötig,  wenn  nicht 
.•sogar  schädlich,  neben  den  allt^cnicinen  Parteitagen  der  deutschen  Sozial- 
demokratie noch  Spezifische  I^indcsparteitage  für  Preussen  abzuhalten.  Eine 
Ansicht,  die  aber  nur  deshalb  aufkommen  imd  sich  erhalten  konnte,  weil  in 
Preussen  durch  das  Dretklassenwahlgesetz  die  Sozialdemokratie  aus  der 
I.4uidesvertretung  ausgeschlossen,  ihr  dne  Mitwirinmg  an  der  Gcsetzgebui^ 
fies  Landes,  eine  Trilnahme  an  der  Kontrolle  sdner  Regierung  umnögtidi  ge- 
macht ist. 

SOLANGi'i  die  Sozialdemokratie  i'reussens  sich  in  diese  Sachlage  schickte, 
komite  sie  ohne  einen  besonderen  Landoparteitag  audGonunen.  Sie  war  eben 
so  lange  für  Preussen  dne  blosse  Propagandagesdisdiaft,  die  sich  mit  Krds- 

und  Provinzialkonfercnzen  begnügen  durfte,  da  ihre  prinzipiellen  Fragen  auf 
<!en  all^meinen  Kongressen  der  deutschen  Gesamtpartei  ausreichende  He- 
handltmg  fanden.  Aber  sie  war  auch  so  lange  für  Preussen  keine  politische 
Partei.  Erst  das  wirldidie  Eingreifen  in  die  Politik  macht  aus  der  poti- 
tisdien  Verdnigung  eine  politische  Partei.  Solches  Eingrdfen  hat  in 
Preussen  damit  eingesetzt,  dass  die  Sozialdemokratie  anfing,  sich  reger  an 
den  Walilen  in  die  Gemeindevertretungen  zu  l>eteiligen.  und  dabei  immer 
grössere  Kr  folge  erzielte.  Auch  ohne  jeden  anderen  .\ntncb  hätte  die  Tätig 
kdt  in  den  Kommunalvertretungen  auf  die  Daner  genügt,  die  Genossen  in 
Preussen  von  der  Notwendigst  der  Erringung  eines  stärkeren  Einflusses 
auf  die  Lan<1espcsrt7C^cbiing  zu  überzeugen,  denn  überall  stösst  die  Arbeit  in 
der  Gemeinde  auf  Schranken,  die  ihr  vim  der  f i^'setzgebuug  und  Kegicrung 
des  Staaten  gesetzt  sind.  Aber  uui  nicht  geringerer  Kraft  drangt  von  der 
Reichstagstätigkdt  her  die  Praxis  zur  Erkimpfimg  von  politischem  Einflnss 
in  Preussen.  Denn  auch  da  steht  oft  bei  den  wichtigsten  Fragen  das  Schild 
Landcssachc  einer  t-rspriesslichcn  Geltendmachung  des  GewicfatS  der  SOSial- 
tlemokrati scheu  Stinunen  hemmend  im  Wege. 

KÜRZ,  wir  konnten  uns  einbilden,  aus  prinzipieller  Gegnerschaft  g^en  einen 
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möglichen  pretissischcn  Partikularisraus  auf  einen  besonderen  Parteitag  für 
Preussen  zu  verzichten,  tatsächlich  war  dafür  der  sdir  reale  Grand  ent- 
scheideod,  dass  wir  laqfe  Zeit  in  Preussen  'nidit  nur  keine  Mögltdikeit  hatten, 
in  die  Landespolitik  cinsugreifen,  sondern  audi  das  Bedürfnis  dazu  nicht 
sonderlich  stark  fülilten.  Mit  dem  Wachstum  dieses  Bedürfnisses  und  des 
damit  verbundenen  Strebens,  den  Wall  de^  preussischen  Dreiklasscnwalil- 
systems  zu  durchbrechen,  wurde  der  sozialdemokratische  Landesparteitag  für 
Frensaen  Paftiknlarimus  Inn,  Partikubrismns  her  —  eine  unabwend» 
bare  Notwendigkeit. 

WER  das  nicht  im  voraus  kommen  gesehen,  es  nicht  immer  stärker  gefühlt  hat, 
den  hat  jetzt  der  Prcnsscntag  in  zwingendster  Weise  davon  überzeugt.  War 
vor  den  letzten  Tagen  des  Jahres  1904  darüber  noch  irgend  ein  Zweifel  mög- 
lidh,  ob  ein  spezifisch  pfeusnsdier  Pattditag  für  uns  einen  Zweck  habe^  so  ist 
er  es  heute  nicht  mehr.  Es  war  wie  eine  Offenliarung.  Nieraals  hat  eine 
Zusammenkunft  ihre  Existenzberechtigung  glänzender  bewiesen.  \als  tScsc. 
Wollte  man  den  Preussentag  personifizieren,  so  könnte  man  von  ihm  sagen : 
er  kam,  ward  gesehen  und  siegte.  Er  hat  sich  mit  einem  Schlage  eine  unein- 
nebmlMtre  Position  gesidiert 

SEINE  Veriiandlungen  waren  vom  ersten  Moment  an  merkwürdig  aktuell. 
Das  ohne  jede  Zuhilfenahme  rhetorischen  Schmucks  vorgetragene  Referat 
Hugo  Heimanns  über  den  preussischen  VVohnungsgesetz- 
entwurf  hielt  durch  die  grosse  Sachkunde,  die  aus  ihm  sprach,  die  treflt- 
lidie  Anordnm^  des  Stoffes  und  die  fiberans  klare  Beleuchtung  all  der  wich- 
tigen Einzelheiten  des  Problems  der  Wohnm^apolitilp  du  Iitteressc  der  Hörer 
von  Anbeginn  bis  zu  Ende  gefangen  und  machte  einen  tiefen  Eindruck.  Über- 
zeugender Iconnte  der  Nachweis  von  der  Notwendigkeit  der  Stärkung  des  Ein- 
fluttet  der  Arbeiter  in  Staat  und  Gcmdnde  Ifir  eine  dnrdigreifende  Wohnungs- 
refonn  nicht  erbracht  werden,  als  es  von  Genossen  Hamann  in  schUchtem 
und  doch  so  inhaltsreichem  Vortrage  geschah.  Diesem  erschöpfenden  Re* 
ferat  konnte  die  Debatte  gedanklich  nichts  Wesentliches  hinzufügen.  Aber  sie 
tiat  ihm  durch  Erbringung  weiteren  wichtigen  Tatsachenmaterials  erhöhte  Be- 
weiskraft Terlidien.  Dann  kam  das  glänzende  Referat  Leo  Arons'  über 
den  preussischen  Schulkompromiss,  das  in  meisterhafter  Steige- 
rung mit  markigen  Strichen  das  Elend  der  Schulreaktion  in  Preussen  und  die 
kraftlose  Haltxmg  der  liberalen  Parteien  ihr  gegenüber  kennzeichnete.  Auch 
dieser,  die  geschichtliche  wie  die  pragmatische  Seite  des  Gegenstandes  mit 
gleicher  Sicherheit  beherrschende  Vortrag  fand  in  der  ihm  folgenden,  sehr 
lebhaften  Debatte  wertvolle  Ergänzungen  in  Bezug  auf  Kennzeidumng  der 
betreffenden  Zustände.  Ausserdeni  al)er  wurde  flie  vom  Partei  vorstand  vor- 
gelegte und  von  Arons  begründete  Resolution  zur  Schulfrage  in  verschiedenen. 
Punkten  (gemeinsamer  Unterricht  an  Knaben  und  Mädchen,  Ausschliessung 
aller  politischen  Verhetaung  ans  der  Schule,  Verwerfung  des  Missbrauchs  der 
Volksschule  für  die  sogenannte  Germamsitntng  etc.)  erweitert.  Eihe  Erwei- 
terung erfuhr  auch  die  von  Stadthagen  bccjründele  Rtsolulion  gegen  den 
im  preussischen  Landtag  eingebrachten  Gesetzentwurf,  der  die  Besch  äfti  - 
gung  kontraktbrüchiger  Landarbeiter  unter  Strafe  stellen 
und  so  den  Kontraktbrucfa  durdi  offizielle  Aditui^  ahnden  will.  Dieses  e^adtz- 
geberfsdie  Ifadiwcfk  wurde  von  Stadttiagen  in  packender  Weise  in  Bezug  auf 
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seine  formalrnchtlichrn  und  sozialpolitischen  Ungeheuerlichkeiten  mit  eben- 
soviel Sarkasmus  wie  juristischem  Scharfsinn  gfründlich  zerzaust.  Und  was 
der  Referent  an  Beweisen  für  die  in  weiten  Distrikten  Preussens  bestehende 
ReditkNrigfceit  der  Landarbeiter  vocgefBhrt  hatte,  das  ward  in  der  ansdilie- 
ssenden  Debatte  von  einigen  Landproletariern  selbst  in  ergreifender  ScMlde- 
ninp  aufs  findrucksvollste  bekräftigt.  Diese  Debatte,  an  der  auch  viele  aus 
stadtischen  Kreisen  entsandte  V'ertrett.T  ihre  hei  der  Agitation  auf  dem  Lande 
gesammelten  Erfahrungen  kundgaben,  hätte  allein  die  Einberufung  eines  be^ 
sonderen  Buteitages  fir  Prenasen  tegitimiert  Was  sie  an  Radcstindig^Beitca 
in  ßezug  auf  die  hagt  der  Landarbeiter  im  führenden  Staate  Dentsdilands 
enthüllte,  flas  ist  in  gleich  erschütternder  Beleuchtung  noch  nie  an  den  Tag 
gebracht  worden.  Es  herrschte  bei  manchen  der  Reden  eine  fast  atemlose 
Stille,  die  nur  durdi  Ausnife  der  Entrüstung  tmterbrodien  wnrde. 
DIESE  drei  Referate,  deren  Diskusston  imd  die  im  AnscMoss  an  sie  be- 
.schlossenen  Resolutionen  wiesen  samt  und  sonders  auf  den  preussischen  Land- 
tag als  den  Schutzhafen  aller  Reaktion,  den  ewigen  Bremser  aller  notwen- 
digen Reformen,  hin.  Ausgesprochen  oder  unausgesprochen  hatten  alle  Reden 
überetnstimmend  die  Moral:  die  Drdldassenkammer  versperrt  dem  notwen- 
digsten Fortschritt  den  Weg.  Wohl  wurde  auch  anf  die  Reichsgesetzgebung 
verwiesen,  die  Schaffung  entsprechender  Reichsgesetze  verlangt.  .Mier  wir 
wissen  alle,  dass  die  Aussichten  auf  rcichsgesetzliche  Regelung  der  berührten 
und  vieler  anderer  Fragen  unter  den  heutigen  Verhältnissen  gleich  null  ist 
und  dass.  selbst  wenn  sie  erfcrigte,  sie  so  ausfallen  wurden  dass  die  AusfShrung 
den  Bundesstaaten  Überlassen,  in  Preussen  also  schliesslich  doch  von  dem 

Willen  der  Dreiklassenkammer  und  ihrer  Leute  abhängen  würde. 
SO  wäre  der  Parteitag  unvollständig  gewesen,  hätten  seine  Debatten  fast  nur 
theoretischen  Wert  gehabt,  wenn  er  sich  nicht  aucli  mit  der  Frage  des  preu- 
ssischen Landtagswahlrechts  beschäftigt  hätte.   In  sie  mündeten 
alle  Beschwerden  und  alle  Fordenmgen. 

DAS  Referat  übv-r  sie  erstattete  He' ort;  Ledcbour.  Nach  einem  mit 
kaustischen  Bemerkungen  aller  ,'\rl  gewürzten  Rückblick  auf  die  Entstehung 
de.s  preussischen  Königreichs  und  der  Hausmacht  der  HohcnzoUem,  kennzeich- 
nete er  den  reaktionären  Charakter  des  bestehenden  Dreiklassenwahlqrstems  und 
zeigte  an  der  Hand  von  Äusserungen  hcrvoragender  Vertreter  der  im  Landtag 
ausschlaggebenden  Parteien,  wie  wenig  diese  gewillt  sind,  jenes  Wahlsysteni 
irgendwie  im  Sinne  demokratischer  Reform  abzuändern.  Er  entwickelte  dann 
die  Forderungen  der  Sozialdemokratie  auf  Einführung  des  allgemeinen,  glei- 
chen, direkten  und  geheimen  Wahlrechts  aller  Erwachsenen  nach  Proportional- 
wahlen, begründete  eingehend  die  Forderung  <Ics  Frauenstimmrechts  und 
schfoss  nach  einem  .Ausfall  auf  den  Schreiber  dieses  und  F>ekämpfung  eines 
von  mir  beantragten  Zusatzes  zu  der  vom  Parteivorstand  vorgelegten  Reso- 
lution, mit  Empfehlung  der  Annahme  dieser  Resolution.  Auch  dieses  Referat 
erntete  lebhaften  Betfall.  Aus  der  sich  daran  anschli^senden  Debatte  ist 
vor  allem  hervorzuheben,  dass.  soweit  die  Redner  die  Frage  der  Beteiligung 
an  den  Landtagswalilen  berührten,  sie  sich  überwiegend  dafür  aussprachen,  an 
dieser  Beteiligung  festzuhalten.  Ganz  besonders  energisch  sprach  sich 
in  diesem  Simie  der  Redner  der  Berlimsr  Delegation,  Genotte  Ulm,  ans. 
Im  übrigen  drehte  sich  die  Debatte  um  den  vorerwähnten  Susatsaatrag. 
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ZUM  besseren  Verständnis  des  Folgenden  sei  liier  zunäclist  der  Schluss  der 
V'orstandsresolution  und  der  Wortlaut  des  Zusatzautrags  wiedergegeben. 
Die  Vowtaodsrwolmkm  führt  ztsnädut  in  lapidaren  Sätzen  aus,  dass  und 
warum  der  Landtag  in  Preussen  keinen  Anspruch  darauf  hat,  als  eine  Ver- 
tretung des  preussischen  Volkes  zu  gelten,  dass  Abgeordnetenhaus  wie  Herren- 
haus nackte  Klassenvertretungen  sind,  und  fälirt  dann  fort: 

»Der  erste  und  notwendigste  Sdiritt  zur  Niederzwingung  der  Reaktion  jii  IVeussen 
ist  deshalb  die  Umgestaltung  des  prt-u!;  i^hen  Parlaments  zu  einer  wahrhaften 
Volksvertretung.  Wir  fordern  somit  die  völlige  Beseitigung  des  Herrenfaaiucs  und 
für  das  Abgeordnetenhaus  die  Erteilung  des  allgemeinen,  gteiehen  und  direlefea 
Wahlrechts  mit  geheimer  Stimmabgabe  an  alle  Staatsangehörigen  Männer  und 
Frauen,  die  das  zwanzigste  Lebensjahr  überschritten  haben,  nach  Massgabe  des 
Proportioiialwahli9steni9.  Wtr  fordern  alle  Parteigenosaen  auf,  dnicii  «BaMiarige 
Agitation  in  Wort  und  Schrift  dafür  v.n  wirken,  dass  dieses  Zid  erretcht  wird.« 

Der  Zusatzantrag  verlangte,  an  diese  Resolution  folgende  Sätze  anzufügen : 

•insbesondere  fordert  der  Parteitag  die  sozialdemokratische  Parteipresse  in  Preussen 
auf,  jedesmal,  wenn  im  preussischen  Landtag  Anträge  zur  Verhandlung  gestellt 

werden,  die  irgendwelche  Abänderung  des  bestehenden  Landtagswahlsystcms  fordern 
oder  in  sich  schliessen,  an  hervorragender  Stelle  wiederholt  ProtcsLariikcl  zu  ver- 
ußentlichen,  die  in  schärfster  Weise  den  rcakHoniren  Widersinn  und  die  empören- 
den Ungerechtigkeiten  des  Dreiklassenw-ahlsystems  biossiegen  und  die  arbeitenden 
Volksklassen  zu  erneutem  energischen  Protest  gegen  dieses  MachweHk  einer  brutalen 
Reaktion  und  zum  unablässigen  Kampf  für  das  allgemeine^  gleiche,  direkte  und 
geheime  Wahlrecht  aufrufen. 

Desglddwn  fordert  der  Partetti«  die  Genossen  in  Preussen  auf,  bei  sotdien  ^ntisaea 

in  allen  Grossstädten  und  Industriezentren  Massendemonstrationen  grösstcn  Stils 
Regen  die  Klassen  wähl  und  für  das  demokratische  Wahlrecht  zu  veranstalten. t 

Im  ursprünghchen  Entwurf  des  Zusatzantrags  hatten  hinter  den  Worten 
MassendemonshrationeH  grdsaUn  Stüs  noch  die  Worte  gestanden  rsn- 

schliesslich  von  S  t  r  ass  e  n  d  emon  s  t  r  a  t  i  o  n  e  n ,  waren  aber  auf 

Wunsch  von  Mitunterzeichnem  des  Antrags  schliesslich  fortgelassen  worden. 
Der  Referent  zog  sie  jedoch  in  die  Debatte  —  die  Art,  wie  er  es  tat,  sei  hier 
nicht  näher  quaiiiiziert  — ,  und  so  drehte  auch  die  Diskussion  zu  einem  guten 
Teil  sich  um  die  in  ihnen  ausgedrückten  Gedanken.  Ja,  man  wird  ohne  Wider* 
Spruch  behaupten  dürfen,  dass  der  zweite  Absatz  nun  überhaupt  so  behandelt 
wurde,  als  ob  er  jene  Worte  noch  enthielt.  l)c/iehungsweise,  als  ob  unter 
Massendemonstrationen  grösstcn  Stils  Strasscndcujonstrationcn  gemeint  waren. 
Sonst  wäre  es  ein  Widersinn  gewesen,  ihn  abzulehnen,  nachdem  der  Kongrcss 
den  ersten  Absatz  mit  grosser  Mdiriidt  angenommen  hatte.  Dass,  wenn  die 
Abändertmg  des  Wahlsystems  auf  der  Tagesordnung  steht,  nur  in  der  Presse 
und  nicht  auch  in  Versammlungen  ein  kräftiger  Protest  ertönen  soll,  konnte 
niemand  wollen  und  hat  auch  niemand  gewollt. 

ABER  die  Strassendcnionstration !  Sie  hatte  es  den  meisten  angetan.  Zu  ihr 
anzuregen,  das  schien  der  grossen  Midtrheit  der  Del^;ierten  ein  toUkfihnes 
Unternehmen,  auf  das  man  sich  nidit  im  Handumdrehen  einlassen  därfe.  Und 
um  gar  keinen  Zweifel  daran  zu  lassen,  dass  mau  mindestens  vorläufig  die 
Sache  nicht  für  ratsam  hält,  lehnte  man  das  zweite  Stück  des  "Zusatzes  ab. 
ICH  verarge  es  niemand,  der  so  stimmte,  gebe  vielmehr  ohne  weiteres  zu, 
dass  <fie  Sache  ernst  genug  ist,  längere,  reifliche  Überlegung  zu  heischen.  Für 
sie  stimmen  heisst  eine  grosse  Verantwortung  auf  sich  nehmen.  Dessen  war 
ich  mir  sdir  wohl  bewusst,  als  ich  den  Antrag  formulierte.  Und  doch  kann 


Digitized  by  Google 


EDUARD  BEBNSTON  •  HACH  DEM  PREUSSeilTAO 


ich  mit  Bezug  hierauf  des  Dichters  Worte  Ich  habe  mich  nicht  freventlich  ver- 
messen tür  mich  in  Anspruch  nehmen.  Mein  Antrag  war  das  Produkt 
einer  seit  Jahren  in  mir  heraiqperetflen  Überzeugung.  Dass  er  nicht  gleich  an- 
genommen werden  würde,  konnte  ich  mir  im  forans  aagen.  Das  war  aber 
kein  Gnmd,  ihn  nicht  einzubringen.  Tin  Gegenteil,  er  hätte  schon  längst  zur 
Debatte  gestellt  werden  müssen.  Denn  es  ist  hohe  Zeit,  sich  darüber  klar 
zu  werden,  welche  Mittel  und  Möglichkeiten  es  für  die  Arbeiter  in  Treusscn 
i^bt.  Rechte  tu  erkämpfen,  die  sie  Ifir  unbedingt  erforderlich  halten,  und 
Rechte  zu  verteidigen,  die  man  ihnen  entreissen  will  Denn  bekanntlich  han> 
dclt  CS  sich  heute  auch  um  die  letztere  Frage.  Ich  kann  sogar  sagen,  das», 
für  so  wichtig  ich  die  Erkämpfung  eines  demokratischen  Wahlrechtes  für 
Preussen  um  seiner  selbst  willen  halte,  mir  der  Kampf  gegen  das  prcussische 
Dreiklassenwahlsystem  in  erster  Reihe  ein.  Kampf  ffir  die  Verteidigung  des 
Reichstagswahlrechts  ist. 

WELCHE  Mittel  aber  haben  wir,  das  eine  zu  erkänq>fen,  das  andere  zu  ver- 
teidigen? 

DER  Freusseotag  hat  uns  darauf  ohne  Antwort  gelassen.  Es  ist  gegen  die 
Idee  der  Strassendemonstration  vielerlei  ins  Feld  gefuhrt  worden,  aber  es  ist 
nichts  vorgeschlagen  worden,  was  auf  die  Frage,  wie  sie  hier  gestellt  ist,  läß- 
liche Antwort  gäbe. 

EINER  ziemlich  häufig  anzutrcttendcn  Ansicht  hat  auf  dem  Parteitag  der 
Genosse  Adkr^Kiel  Ausdruck  gegeben.  Gewiss,  lautet  sie,  wir  können  die 
DemokratisiMung  des  Wahlrechts  in  Preussen  nicht  erzwingen.  Aber  wozu 
auch  um  des  elenden  preussischen  Landtags  willen  uns  die  Köpfe  einschlagen? 
Das  wäre  bestenfalls  halbe  Revolution.  .Arbeiten  wir  vielmehr  unausgesetzt 
weiter,  und  wenn  die  Zeit  da  ist,  dann  machen  wir  ganze  Revolution. 
FOR  dkse  Art  Argumentienmg  hat  man  in  England  (fas  Kid  von  dem  Bfannc» 
der  sidi  nicht  waschen  wollte,  weil  ihm  alle  Waschschusseln,  die  man  ihm 
zeigte,  zu  klein  waren  und  nur  der  Ozean  seinem  Ideal  von  einem  Wasch- 
becken entsprach.  Wer  nicht  über  die  Katze  zu  springen  lernt,  wird  es  wohl 
schwerlich  je  dazu  bringen,  über  das  Pferd  hinwegzusetzen.  Und  wo  ist  die 
<3ewähr,  dass  man  uns  so  ruhig  weiter  arbeiten  lassen  wird,  bis  die  Zeit  der 
grossen  Wäsche  gekommen  ist?  Bis  jener  Moment  eintritt,  kann  noch  unend- 
lich viel  passieren  —  nicht  nur  politisch,  sondern  auch  wirtschaftlich.  Durch 
eine  Reihe  wirtschaftspolitischer  Massnahmen  der  verschiedensten  -\rt  könno'i 
die  VertreUer  des  AJtcn  der  Kntwickelung  der  Arbeiterklasse  Heranuusse 
aller  Art  in  den  W^  legen  und  ZwisehenUassen  züchten,  die  das  Werk  der 
ganzen  Revolution  sehr  crscliweren  können.  Was  ist  denn  überhaupt  der  Zweck 
der  Teilnahme  der  Arbeiterklasse  an  der  Gesetzgebung?  Ist  es  nicht  gerade 
<lcr,  .solche  Züchtungen  zu  verhindern?  Lasse  man  sich  dadurch,  dass  den 
Utopisten  des  Rückschritts  manches  misslungen  ist,  nur  nicht  zu  der  Ansicht 
verleiten,  dass  die  (Hiportunisten  der  Bremspotitik  absolut  impotent  seien;  Das 
Rad  der  Geschichte  lässt  sich  nicht  zurückdrehen,  aber  ihm  Steine  in  den  W^ 
zu  werfen,  das  ist  weniger  hofFnung'^lo';.  Die  künstliche  Erhaltung  der  alten 
Handwerkerhcrrhchkeit  ist  nicht  möglich,  aber  die  künstliche  Hochhaltung 
der  Boden-  und  Kapitalrente  imd  die  Züchtung  ganzer  Armeekorps  von  In- 
teressenten dieser  Einkommensform  stösst  auf  keine  unüberwindlichen  Sdiwie- 
rigkeiten. 
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GKRADE  im  Aiigfenblick  spielt  sich  ein  Schauspiel  vnr  unseren  Augen  ab. 
das  dafür  kl.issisch  genannt  werden  kann.  Ich  meine  den  Bcrgarbcitcrkainnf 
in  Westfalen.  In  den  westfähschen  Kohlengruben  ist  ein  enornacs  Kapital 
von  Hunderten  von  Millionen  investiert,  an  denen  neben  einer  Handvoll  Gross- 
aktionäre eine  Unzahl  von  Aktionären  aller  Grade  partizipieren.  Sic  alle 
haben  ein  Tnferes'^e  daran,  die  Divi(lcn<lcn,  das  hcisst  die  Kapital-  und  Boden- 
rente der  Kohlengruben  hochzuhalten,  und  sie  verfolgen  dies  Interesse  durch 
die  Organisation  des  Kohlensjrndikates  ebenso  rücksichtslos  wie  zweckmässig, 
indem  sie  bald  die  Arbeiter,  bald  das  Publikum  bluten  lassen,  je  nachdem  aber 
die  einen  gi^en  die  anderen  ausspielen.  Gegen  das  Syndikat,  das  ein  Monopol 
hat,  ist  das  grosse  Publikum  heute  ohnmächtig,  und  der  Staat  des  Drei- 
klassenwahlsystems —  das  hat  die  ruhmreiche  //»&<?rMiaaktion  gezeigt  — 
de^tetchen.  Mit  all  ihrer  Agitation  ist  die  Sozialdemokratie,  ist  die  klassen- 
bewusste  Arbeiterschaft  nicht  im  stände,  es  zu  verhindern,  dass  sich  hier 
immer  neue  Interessenten  mit  Gefolge  ins  Wirlsdiaftsleben  einschieben  und 
es  in  verschiedener  Hinsicht  in  falsche  Richtungen  drängen.  Und  diese  Ohn- 
macht sich  dadurch  akzentuiert,  das  die  i  600  000  sozialdemokratische  Wähler 
Ptvussens  im  Landtag  unvertreten  sind. 

WIE  eine  Parodie  auf  das  Drama  im  Kohlenrevier  lesen  sich  die  Verhand- 
lungen des  preussischcn  Landtags  über  den  Riesenkonflikt  im  westfälischen 
Kohlenherghau.  Die  Abgeordneten  von  Bezirken,  in  denen  die  Bevölkerung 
in  überwiegender  Zahl  auf  Seiten  der  ausständischen  Arbeiter  steht,  die  Hirsch, 
Schmieding  etc.  durften  es  wagen,  schroff  gegen  das  Interesse  dieser  Arbeiter 
zu  sprechen.  Das  Klassenwahlsystem  schützte  sie  davor  —  ja  verbot 
ihnen  sogar,  die  Träger  tles  Willensausdrucks  der  politisch  mündigen  Bevölke- 
rung ihrer  W  ahlkreise  zu  sein.  Man  denke  sich  dieses  Drciklassenwahlsystem 
hinweg,  man  frage  sich,  wie  das  preussische  Abgeordnetenhaus  aussehen  würde, 
wenn  seine  Mitglieder  vom  demokratichen  Wahlrecht  erwählt  tmd  kontrolfiert 
würden,' und  man  wird  sich  ohne  weiteres  sagen  müssen,  dass  der  ganze  Zug  der 
Debatten  und  Beschlüsse  dieses  Hauses  ein  anderer  sein,  dass  er  mit  Notwen- 
digkeit der  Sache  des  sozialen  Fortschritts  dienen  raüsste.  Dann  würde  es 
bei  der  Höhe  der  wirtschaftlichen  Entwickelung  Preussens  mit  Recht  Preusscn 
voran!  heissen  können. 
.  DER  Kampf  im  westfälischen  Kohlenrevier  bat  die  deutsche  Arbeiterschaft 
in  ihrer  grossen  Masse  tief  erregt.  Sie  hat  es  an  Bezeugimgen  ihrer  Sym- 
pathie nicht  fehlen  lassen,  sich  bereit  gezeigft,  die  grössten  Opfer  zu  bringen, 
ohne  lange  zu  fragen,  wie  gross  die  Aussichten  auf  Sieg  seien.  Sie  folgte  der 
Erwägung,  dass  in  gewissen  Situationen  es  weniger  auf  den  unmittelbaren 
Ausgang  eines  Kampfes  ankommt,  als  darauf,  dass  überhaupt  gekämpft,  über- 
haupt aus  der  Routine  der  alltäglichen  kleinen  Mittel  herausgetreten  wird,  eine 
kraftvollere  Aktion  den  Gesaratwillen  —  oder  vielmehr  Unwillen  —  fühlbar 
SO  erkemoien  gibt,  da  sie  aus  Erfahrung  wdss^  dass  solche  Willensäosserat^,  so- 
fern sie  nur  Kraft  aeigte,  nie  ohne  positive  Resultate  geblieben  ist. 
UND  was  im  Gewerkschaftskampf  richtig  ist.  sollte  im  politischen  Kampf 
absolut  falsch  sein?  Hier  sollte  es  nicht  ebenfalls  von  Bedeutung  sein,  das.^ 
bei  entsprechendem  Anlass  einmal  aus  der  Routine  der  alltäglichen  Demon- 
stratioasformen  herausgetreten  und  eine  \^Uensätisserung  ins  Werk  gesetzt 
wird,  die  schon  kraft  ihrer  Form  die  G^er  awingt,  von  ihr  Notia  zu  nehmen? 
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Jahr  für  Jahr  fordern  wir  die  Arbeiter  auf,  den  i.  Mai  durch  Arbeitsruhe 
zu  feiern,  das  hcisst,  um  einer  Demonstration  willen,  die,  weil  sie  keinem  un- 
mittelbaren Kamplöbjdct  ^U,  kraft  eines  psychologischen  Gesetzes  no^iednoigen 
ihre  W  irkung  auf  die  Gemüter  aUniählich  cinbüssen,  sich  abstumpfen  muss, 
Opfer  aller  Art  zu  bringen.  Vor  den  Opfern  aber,  die  eine  Demonstration  für 
die  Beseitigung  einer  zum  Himmel  schreienden  Entrechtung  der  Arbeiterklasse 
in  Preussen  erfordern  wrürde,  da  schreckt  man  zurück,  auch  wenn  diese  Opfer 
nur  in  Form  von  polizeilichen  Strafmandaten  und  dergleichen  zu  gewärtigen 
sind.  Denn  was  der  in  Frage  stehende  Antrag  selbst  in  seiner  ursprünglichen 
Gestalt  verlanqic.  kann  so  durchgeführt  werden,  dass  in  der  Tat  nicht  mehr 
auf  dem  Spiele  stünde. 

JA,  sagt  man,  das  wäre  gmz  gut,  aber  die  Verhältnisse  sind  bei  uns  nodti  nidit 
entwickelt  genug,  nodi  nicht  reif  dafür. 

MERKWÜRDIG.  Als  ich  vor  jetzt  sieben  Jahren  der  von  einigen  Sozialisten 
innerhalb  und  ausserhalb  Deutschlands  propagierten  Anschattung  entgegentrat, 
dass  wir  quasi  schon  vor  dem  Zusammenbruch  der  kapitalistischen  Wirtschait 
und  dem  Eintreten  d^r  Herrschaft  des  Proletariats  stünden  und  in  der  Be- 
gründung meiner  g^ienteiligen  Anschauung  unter  anderem  darauf  hinwies, 
dass  wir  immer  nur  erst  einen  Bruchteil,  eine  Elite  der  deutschen  Arbeiter- 
schaft hinler  uns  halten,  die  zur  Bewiiltigung  der  Riesenaufs^ahcn,  vor  welche 
die  so  schnell  gedachte  obernahme  der  Herrschaft  die  Sozialdemokratie  stellen 
wurde,  nicht  ausreiche,  da  ist  mir  das  Anssprechen  dieser  Ansicht  bitter  ver- 
argt, als  halber  Hocli  verrat  angerechnet  worden.  Ich  will  die  angenehmen 
Vorhalte,  die  mir  damals  und  seitdem  an  den  Kopf  geflogen  sind,  nicht  wieder- 
holen, die  Zeit  ist  darüber  hinweggegangen.  Aber  feststellen  darf  ich  hier, 
dass,  was  ich  damals  hinsichtlich  der  Unreife  der  grossen  Masse  der  Arbeiter- 
schaft für  die  Übernahme  der  politischen  Madit  mit  ihren  kotossalen  Verwal- 
tungsaufgaben geschrieben*  habe,  in  Bezug  auf  Answeifelung  —  um  dies  so 
l>eliebte  Wort  zu  gebrauchen  —  auch  nicht  entfernt  an  das  heranreicht,  was 
mir  —  nachdem  in  der  Zwischenzeit  zwei  Reichslagswahlen  einen  ungeheuren 
Zuwachs  der  Sozialdemokratie  konstatiert,  die  Parteinütgliedschaften  sich  durch- 
schnittlich mehr  als  verdoppelt  haben  —  in  diesen  Tagen  und  Wochen 
von  sehr  radikalen  Parteimi^^edern  hinsichtlich  der  Unzulänglichkeit  unseres 
Einflusses  auf  die  grosse  Masse  der  Arbeiter,  sowie  deren  noch  ungenügende 
politische  Reife  entgegengehalten  wurde.  Wenn  ich  noch  nichl  Revisionist  wäre, 
SO  hätte  ^ese  Debatte  mich  dazu  machen  müssen. 

FREILICH  bin  idi  der  Ansicht,  dass  man  heute  ebenso  nach  der  Seite  des 

Zweifels  hin  übertreibt,  wie  vordem  nach  der  Seite  der  Behauptung.  Wohl 
wären  wir  auch  heute  noch  nicht  im  stände,  mit  dem  Kapitalismus  voHie;  tabula 
rasa  zu  machen,  es  gibt  noch  viele  Industriccn,  wo  er  noch  nicht  überllüssig 
ist  Aber  so  viel  Kraft  hat  meines  Erachtens  die  Sozialdemdcratie  und  die 
mit  ihr  in  Fühlung  stehende  Arbettorsdiaft  doch»  sofern  sie  nur  will» 
die  Fortcrhaltunc^  des  orbärmlichen  Dreiklassenwahlsystems  in  Preussen  den 
herrschenden  (jcwalten  sehr  unbequem  zu  machen. 

ABER  wollen  muss  sie.  Ich  unterstreiche  das  Wort,  weil  ich  den  Ein- 
druck habe,  dass  von  einem  Teil  der  Partei  in  Preussen  der  Kampf  gegen  das 
unwürdige  Dreiklassenwahlsystem  immer  noch  erst  mit  halbem  Herzen  ge- 
führt wird.   Man  verlässt  sich  zu  sehr  auf  das  Reichstagswahlrecht,  ohne  za 
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berücksichtigen,  dass  dieses  ganz  und  gar  nicht  sicher  ist,  solange  jenes 

System  existiert. 

WOLLEN  muss  die  Sozialdemokratie,  und  wenn  sie  den  Willen  hat,  wird 
sie  audi  die  nötige  Kraft  haben.  Es  sind  nicht  nur  die  Arbeiter,  die  anter 

dem  preussischen  Wahlsystem  vergewaltigt  und  entrechtet  werden.  Es  sind 
noch  andere  Klassen  in  der  Gesellschaft,  noch  andere  Elemente  im  Staat, 
denen  dieses  elende  System  den  l'uss  in  den  Nacken  setzt,  sie  am  Kundgeben 
ihrer  Meinungen  und  Bedürfnisse  verhindert  Dagegen  ist  die  Zahl  der  an 
dem  preussischen  Wahlsystem  emsthaft  Interessierten  heute  sdur  klein. 
DARUM  würden  umsichtige  und  mit  Auswahl  des  rechten  Moments  ins  Werk 
g^csctzte  Massendemonstrationen  gegen  das  Dreiklasscnwahlsystcm  eine  be- 
deutende Wirkung  erzielen  können.  Natürlich  müssten  es  streng  fried- 
liche, ausdrücklich  als  solche  proklamierte  Demonstrationen  sein.  Je  fried- 
licher, um  so  grösser  ihre  Wirksamkeit,  wenn  sich  mit  der  Friedlichkeit  im 
Auftreten  die  Energie  des  Bdiarrens  in  der  Willenskundgebung^  vorBindet. 
MAN  predigt  heute  von  gewisser  S^eite  der  Partei  die  Weisheit  der  soge- 
nannten Kraftspraclu.  Nun,  eine  kräftige  Sprache  ist  gewiss  etwas  sdir 
Sdiooes,  aber  was  man  uns  als  Muster  der  Kraftsprache  angepriesen  hat,  das 
war  ni^t  die  Sprache  der  Kräftigen,  sondern  i^ich  Tielmehr  dem  Keifen  der 
Kraftlosen.  Die  an  ihm  Gefallen  finden,  sind  selten  die  besten  Kämpfer. 
Wer  sich  viel  in  der  Arbeiterschaft  bewegt,  der  wird  auf  die  Tatsache  stossen, 
dass  der  sozialdemokratisch  geschulte  Arbeiter  sich  selir  viel  gewählter  aus- 
zudrücken pflegt,  als  der  niditsosialdemokrattsche  Arbeiter.  Genau  so  wie  die 
bedeutendsten  literarischen  und  agitatorischen  Vorki^pfer  der  Sosialdemo- 
kratie  wolil  {gelegentlich  grob  geworden  sind,  aber  sich  nur  äusserst  selten 
zum  Gebrauch  von  Schimpfworten  haben  hinrcisscn  lassen.  Es  ist  ein  roher 
und  meist  nur  affektierter  Proletarisnius,  der  im  Gebrauch  der  Schimpfworte 
die  Kraft  und  VoUcstfimliclikeit  der  Sprache  erblickt.  Das  Kdfen  erhebt  nidit 
und  entflammt  nicht,  es  schlägt  nicht  einmal  den,  gegen  den  es  sich  richtet, 
denn  nichts  stumpft  schneller  ab,  als  der  sogenannte  Kfüftausdruck,  Es  stÖSSt 
aber  viele  ab  und  schafft  unnötige  Verbittcnmg. 

WAS  tms  fehlt,  ist  etwas  ganz  anderes.  £s  ist  der  systematische  Gebrauch 
der  Waffe  des  ungewaltsamen  Widerstandes.   Idi  brauche  dieses 

Wort  und  nicht  das  Wort  passiver  Widerstand,  weil  das  letztere  die  Vorstellung 
der  Untätigkeit,  der  halben  Preisgabe  des  Kampfes  erweckt,  es  sich  aber 
hier  nicht  um  Verzicht  auf  Kampf,  sondern  gerade  um  Begrenzung  der  Passi- 
vität handelt 

MAN  hat  mir  entgegengdialten,  dass  auch  eine  Niedliche  Demonstration  su 

gewaltsamen  Kämpfen  führen  könne.  Die  MsMe  werde  in  Erregung  versetzt, 
und  dann  komme  es  zum  Schiessen,  che  man  es  sich  versehe.  Die  Konservative 
Korrcspondcns  versucht  sogar  die  furchtbaren  Ereignisse  in  Petersburg 
ads  tSchtUbeispiel  für  die  verhängnisvollen  Folgen,  die  die'  Ausführung  des 
von  Bernstein  ausgeplauderten  und  in  weiten  deutschen  soxialdemokratischen 
Kreisen  gehegten  Gedankens  einer  Massendemonstration  haben  kannc,  hinzu- 
stellen. Dass  die  reaktionäre  Presse  den  Anlass  benutzt,  um  gegen  die  Sozial- 
demokratie scharf  zu  machen,  ist  begreiflich.  Unbegreiflich  wäre  es,  wollte 
man  aidi  daAuch  irrefflhren  lassen.  Was  das  barbarische  System,  genannt 
ZarenHm,  mit  Notwendigkeit  henrormf^  das  ist  in  einem  europaischen  Staate 
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mit  cntwickclton  Recht snnschauungen  und  mit  einer  kulturell  so  hoch  stehenden 
Arbeiterbewegung  unmöglich.  Bedürfte  es  noch  eines  Beweises,  so  hat  ihn  die 
Gegenüberstellung  der  beiden  Generalstreiks  in  Petersburg  und  im  Ruhrgebict 
auch  dem  Vorurteilsvollsten  gegeben.  Das  Imposante  und  Charakteristische 
des  Bergarbeiterstreiks  —  das  mfissen  selbst  die  Wortführer  der  reaktionären 
Parteien  widerwillig  anerkennen  —  besteht  gerade  in  der  absoluten  Ruhe  imd 
Ürdnung.  in  der  sich  die  ganze  Demonstration  vollzieht,  in  der  strengen  Ge- 
waltlosigkcit  des  gewaltigen  Kampfes.  Die  Konscrußiivc  Korrespondens 
braudit  sich  also  nicht  darum  zu  sollen,  dass  eine  Demonstration  deutscher 
Arbeiter  in  Gewalttätigkeiten  ausarten  könnte.  Oder  traut  sie  es  etwa  der 
deutschen  Regierung  zu,  dass  sie,  gleich  der  russischen,  wehrlose  Arbeiter  ohne. 
Anlass  niederschiessen  lässt? 

GEVVALTLOSBR  Kampf  —  es  mag  manchem  als  etwas  in  sich  Widerspruchs- 
volles erscheinen,  das  <Üe8em  Widerspruch  erliegen  müsse.   Aber  tatsächlich 

ist  der  gewaltlose  Kampf  wiederholt  in  der  Geschichte  schon  mit  grossem  Er- 
folg geübt  worden.  Gewaltsamer  Widerstand  kann  durch  grössere  Gewalt 
niedergeschlagen  werden.  Am  gewaltlosen  Widerstand,  sofern  er  nur  von 
grösseren  Massen  ausgeübt  wird,  prallen  die  Waffen  der  GewaMiaber  madit- 
los  ab.  In  hohem  Grade  hat  das  fibrigens  die  Geschichte  des  Sozialistengesetzes 
bewiesen,  wo  die  Sozialdemokratie  ja  auch  in  ihrer  Art  gewaltlosen  Wider- 
stand praktizierte,  gewaltlosen  Kampf  führte.  Dieser  Kampf  verträgt  aber 
noch  eine  systematischere  Anwendimg.  Ein  Volk  kann  viel,  wenn  es  will.  Nur 
wollen  muss  es»  und  wissen,  wie  diesen  Willen  wirksam  kundzugeben. 
HÄLT  man  aber  all  das  für  unmöglich,  ist  man  überzeugt,  dass  wir  auf  lange 
hinaus  hinsichtlich  Preussens  darauf  angewiesen  sind,  theoretische  Debatten 
zu  pflegen  und  fromme  Wünsche  zu  äussern  —  nun,  dann  kann  ich  nur 
schliesscn,  wie  im  vorigen  Hefte:  dann  hat  es  erst  recht  keinen  Sinn,  uns  so 
zu  geberden,  als  wollten  wir  morgen  schon  über  das  ganze  Pferd  springen. 
Dann  haben  wir  um  so  mehr  Grund,  energisch  unseren  Willen  zu  betonen, 
das,  was  wir  erstreben,  auf  dem  Wege  der  schrittweise  sich  vollziehenden, 
organischen  Kci'orm  zur  Verwirklichung  zu  bringen. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 
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IX  ENSCHEN  und  Volksscbichten,  dieUnbUt 
^▼lober  dcb  ogeben  laiMD,  obM  rie  n 
empfinden  nod  gesea  ne  aiiiakliBpfea,  babw 
geringen  Wert  fftr  die  Knitnr  und  die  Webr- 
knft  des  Laade&;  sie  bou);cii  Joa  Nackea 
geduldig  uich  unter  fremde«  Jodt« 

OENERAL  VON  BUIK 

INMUTIG  hat  der  Bremer  Parteitag  es  abgelehnt,  dra  Antrag 
Liebknecht  in  Bdiandlung  zu  ziehen,  welcher  dm  S<rfdaten  im  Falle 
PN^^^^'I  von  M  'sshandlung  von  dem  im  §  53  und  54  des  allgemeinen  Straf- 
ll^V'  ■V»'  ■•  volles  zustehenden  Notwehrrechte  unbedingt  Gebrauch 
fUiunu^KiwM  hicss.  Von  fachmännischer  Seite  —  man  sehe  unter  anderm 
den  Kommentar  zum  Militärstrafgesetz  voo  Klemens  von  Kopmann,  Note  3  zu 
§  3     wurde  dieses  Notwdirredit  allerdings  nie  bestritten,  ist  dodi  durch  §  2 
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des  Militärstrafgesetscft  ausdrücklich  die  Gültigkeit  des  ganzen  ersten  Teiles 
(los  Reichsstrafgesetzes  (Verbrechen  und  Vergehen)  festijclcgt.  Dass  der 
Tartcitag  vollkommen  korrekt  handelte,  als  er  den  Antrag  Liebknecht  derzeit 
ablehnte,  wurde  gerade  durch  den  auisehenerregenden  Dessauer  Fall  be- 
stätigt, bei  welehem  der  Vertreter  der  Anklage  dem  Soldaten  jedies  Not- 
wehrrecht l>cstritt.  Das  betreffende  Kriegsgericht  hat  zwar  in  seinem  Urtdl 
das  Notwehrrecht  theoretisch  zugegeben,  die  verklausulierte  Auslegxmg'  aber, 
die  es  ihm  gab,  sind  ebenso,  wie  die  spitzfindigen  Ausführungen  des  Geheimen 
Kriegsrates  Dr.  Komen  im  Tag  vom  14-  Dezember  1904  nur  geeignet,  das 
militärische  Notwehrrecht  illusorischer,  denn  je,  zu  machen.  So  will  Dr.  Romsn 
die  Notwehr  »nur  gegen  die  Gefahr  einer  Verletzung«  gerichtet  als  berechtigt 
anerkennen  und  auf  die  »gebotene«  Verteidigung  eingeschränkt  wissen.  Dass 
diese  Auffassung  in  jeder  Hinsicht  falsch  ist,  braucht  nicht  erst  betont  zu 
werden.  Auch  Dr.  Romen  dürfte  seinen  Vorgesetzten,  der  etwa  mit  dem 
Gewehrkolben  auf  ihn  einschlagen  woihe,  mit  einem  bei  der  Hand  befindlichen 
Revolver  gänzlich  unschädlich  machen. 

\VENX  der  Parteitag  von  der  Abgabe  einer  Direktive  a1)^:ib,  so  geschah  es 
vor  allem  deshalb,  weil  die  §§  97  und  98  des  Militärstrafgesetzbuches  »Tätlich- 
keiten von  Untergebenen,  begangen  an  Vorgesetzten«  ausdrücklich  unter  Straf- 
sanktion stellen,  so  dass  die  vom  allgemeinen  Strafgesetz  nur  indirdct  herüber« 

geleiteten  Notwehrrechtbestimmungen  dadurch  illusorisch  erscheinen.  Die  be- 
treffenden Paragraphen  des  Militärstrafgesetzes  lauten: 

§  97 :  Wer  sich  an  einem  Vorgesetzten  tätlich  vergreift  oder  einen  tätlichen 
Angriff  gegen  denselben  unternimmt,  wird  mit  Freiheitsstrafe  nicht  untor  drei  Jahren, 
in  minder  schweren  Fällen  mit  Freiheitsstrafo  nicht  unter  einem  Jalirc  l)evtnft. 
Wird  die  Handlung  unter  dem  Gewehr  oder  sonst  im  Dienste  odtr  vor  versaninieltcr 
-Mannschaft  oder  mit  einer  Waffe  oder  mit  einem  anderen  gefährlichen  Werkzeuge 
ausgeführt,  so  tritt  Freiheitsstrafe  niclit  unter  fünf  Jahren,  in  minder  schweren  Fällen 
Freiheitsstrafe  nicht  unter  zwei  Jahren  ein.  Statt  auf  Gefängnis  oder  Festungshaft, 
ist  auf  Zuclitliaus  von  gleicher  Dauer  zn  erl.eniien.  wenn  die  latiichkeit  eine  schwere 
ICörpervcrlctzung  oder  den  Tod  des  Vorgesetzten  vcrursaclu  hat.  Ist  die  Tätlichkeil 
im  Felde  begangen,  <o  tritt  Todesstrafe,  in  minder  schweren  Fällen  oder  wenn  die 
Tätlicbkeit  ausser  dem  Dienste  !)ejTangcn  ist.  Freiheitsstrafe  nicht  unter  zehn  Tahrcn 
oder  Icl.icnslanglichc  Freiheitsstrafe  ein.  Neben  Gefängnis  oder  Festungshaft  ist  auf 
Dienstentlassung  zu  erkennen. 

§  98:  Ist  ein  Untergebener  dadurch,  dass  der  Vorgesetzte  ihn  vorschriftswidrig  be- 
handelt oder  die  Grenzen  seiner  DienstifowaU  überschritten  hat,  gereizt  und  auf  der 
Stelle  zu  einer  der  in  den  §5  &)  bis  07  bezeichneten  sLrafl)arcn  Handlungen  hin- 
gerissen worden,  so  ist,  wenn  die  Handlung  mit  dem  Tode  oder  mit  lebenslänglicher 
Freiheitsstrafe  bedroht  ist,  auf  Freiheitsstrafe  nicht  unter  drei  Jahren  zn  erkennen: 
ist  zeitige  Freiheitsstrafe  angedroht,  so  kann  die  Strafe  Iiis  zur  Hälfte  des  Mindest« 
betrages  der  angedrohten  Freiheitsstrafe,  und  wenn  diese  Hälfte  mehr  als  ein  Jahr 
beträgt,  bis  auf  die  Daner  eines  Jahres  ermässigt,  gegen  Offiziere  auch  von  der 
Dienstentlassung  abgesehen  werden.  Stellt  -Ii  die  Tlandhinpsweise  des  ^'( nieset zten 
als  eine  Misshandlung  oder  sonst  als  Iierahwurdigendc  Behandlung  des  Untergeljcnen 
dar,  so  kann  die  Strafe,  wo  die  Hälfte  des  Mindestbetrages  der  ang^rohten  StKafe 
mehr  als  sechs  Monate  beträgt,  auf  die  Dauer  von  sechs  Monaten  ermässigt  wer- 
den; die  Strafe  darf  nicht  den  dritten  Teil  des  Höchstbetrages  der  angedrohten 
Strafe  übersteigen.€ 

Die  Worte  t'düich  sind  im  Text  wohl  nicht  ohne  (irund  gesperrt  ge- 

%  *  druckt.  Ohne  Zweifel  wollte  der  Gesetzgeber  unter  Vergreifen,  im  Sinne  des 
Sprachgebrauchs,  jede  physische  Berührung  des  Vorgesetzten,  auch  in  der 
Abwdir  verstanden  haben,  was  ja  auch  verstärkt  zum  Ausdruck  gebradit  wird 
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durch  die  ausdrückliche  Gegenüber-  respektive  Gleichstellung:  »Wer  sich  an 
einem  Vorgesetzten  tätlich  vergreift  oder  einen  tätlichen  Angriff  gegen  den- 
selben untemimmU.  Dass  die  Grenzen  zwischen  Notwehr,  Gegenwehr, 
Abwehr  und  direkter  Tädichkett  absolut  nicht  auseinanderzuhalten 
sind,  ist  Uar.  Bei  der  Abwehr  tätlicher  Angriffe,  sofern  solche  fortgesetzt 
werden,  muss  es  in  praxi  zur  regelrechten  Rauferei  kommen.  Eine  passive 
Abwehr  gibt  es  nicht,  wenn  ticr  Anq^egrififene  unbeschädigt  bleiben  will,  das 
heisst,  wenn  das  Notwehrrecht  auch  nur  den  geringsten  Sinn  haben  soll.  Bc- 
zdchnend  ist  ntm,  dass,  falls  Offiziere  sich  an  ihren  Vorgesetzten  tätÜdi  ver- 
greifen, von  der  Dienstentlassung  abgesehen  und  die  Strafe  bis  auf  sechs 
rNionate  Festungshaft  ermässigt  werden  kann,  ein  I'^all,  der  bei  nachträglicher 
Begnadigung  wohl  immer  eintreten  dürfte,  weim  beispielsweise  ein  Offizier 
von  einem  betrunkenen  oder  jähzornigen  Vorgesetzten  geohrfeigt  würde.  Die 
Disziplin  scheint  also  durdi  Tätlichkeiten  von  Untergebenen,  begangen  an  Vor- 
gesetzten, auch  ohne  vorausgegangenen  körperlichen  Angriff  nicht  unter  allen 
Umständen  als  gefährdet  erachtet  zu  werden,  sonst  würde  man  gerade  den  Offi- 
zier, von  dem  man  doch  grössere  Beherrschung  erwarten  kann,  nicht  in  seiner 
Stellung  belassen.  Der  zitierte  Paragraph  sagt  aber  deutlich,  was  der  Soldat 
bei  tätlicher  Abwehr,  selbst  im  Falle  der  gröbsten  körperlichen  Misshandlung, 
zu  erwarten  hat. 

OBGLEICH  uns  nur  die  Abwehrberechtigimg  gegenüber  Misshandlungen  inter- 
essiert, so  mögen  noch  kurz  die  auf  die  Misshandler  gesetzlich  anwendbaren 
Paragraphen  Erwähnung  finden.  Es  sind  dies  die  §§  121,^  122  des  Militär- 
strafgesetzes. 

»§  121:  Wer  einen  Untergebenen  beleidigt  oder  oincr  vorschriftswidrigen  Behand- 
lung desselben  sich  schuldig  macht,  wird  mit  Freiht-itsstrafe  bis  zu  zwei  Jaliren  be- 
straft.   Ist  die  Beleidigung  eine  verleumderisdie,  so  tritt  Gefingnis  bis  au  fonf 

Jahren  ein.    (Mindeststrafe:  gelinder  Arrest  von  einem  Tag.) 

§  122:  Wer  vorsätzlich  «inen  Untergebenen  stösst  oder  schlagt  oder  auf  andere 
Weise  körperlich  misshandelt  oder  an  der  Gesundheit  beschädigt,  wird  mit  Gefängnis 
oder  Festungshaft  bis  zu  drei  Jahren  bestrafe;  in  minder  schweren  Fällen  kann  die 
Strafe  bis  auf  eine  Woche  Arrest  ermässigt  werden.  Auch  kann,  im  wiederholten 
Rückfalle  muss  neben  Gefängnis  oder  Festungshaft  auf  Dienstentlassung  oder  De- 
gradation erkannt  werden.  (Mindeststrafe:  Festungshaft  von  43  Tagen,  in  minder 
schweren  Fillen  gelinder  Arrest  von  einer  Woche,  Dienstentlasstmg 
bei  wiederholtem  Rückfall,  also  erst  bei  der  dritten  Misshandlung  obligat.) 
§  123:  Ist  durch  die  Handlung  eine  schwere  Körperverletzung  des  Untergebenen 
verursacht  worden,  so  tritt  Zudithaus  bis  zu  fünf  Jahren,  in  minder  schweren  Fällen 
Gefängnis  oder  Festungshaft  von  sechs  Monaten  bis  zu  fünf  Jahren  ein.  War  die 
schwere  körperliche  Verletzung  beabsichtigt  und  eingetreten,  so  ist  auf  Zuchthaus 
von  zwei  bis  zu  zehn  Jahren  zu  erkennen.  Ist  durch  die  Körperverletzung  ({J  122) 
der  Tod  des  Untergebenen  verursacht  worden,  so  tritt  Zuchthaus  nicht  unter  drei 
Jahren,  in  minder  schweren  Fallen  Gefängnis  oder  Festungshaft  nicht  unter 
einem  Jahre  ein.. 

Man  ersieht,  wie  ungleich  es  mit  den  Strafen  für  Vorgesetzte  oder  Untergebene 
bestellt  ist.  Geht  doch  der  Strafsatz  bei  Misshandlungen  bis  zu  gelinden 
Arrest  von  einem  Tag,  bei  schwerer  körperlicher  Verletzung  bis  zu  Festungs- 
haft von  sechs  Monaten,  bei  eingetretenem  Tod  von  zwölf  Monaten  herab,  wobei 

wir  noch  die  Praxis  der  Militärgerichte  nicht  unerwähnt  lassen  wollen,  welche  im 
Falle  der  ersten  Aburteilung  weq^en  \vie<lerlu>ter  Mis.shandlungen  —  sei  es  auch 
in  fünfzig  oder  mehr  Fallen  —  keinen  Ruckfall  erblicken  wollen,  sondern  erst  die 
wiedelholte  Abstrafung  des  Misshandlers  fordern. 
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DAIOT  hätten  wir  die  in  Frage  kommenden  g^esct /.liehen  Bestimmungen  er- 
wähnt; es  erübrigt  nunmehr,  die  der  militärischen  Judikatur  innewohnenden 
sittlichen  Anschauungen  zu  konstatieren,  was  am  besten  durch  Zitierung  einiger 
Misshandlungsfälle  und  der  diesbezüglich  gesprochenen  Urteile  geschieht.  Be- 
merkt sd,  dass  von  den  zitierten  15  Ffillen  mir  die  ersten  $  vor ,  alte  anderen 
nach  der  Rede  des  Kriegsministers  von  Einem  in  der  Reidistagssitzung  vom 
II.  Dezember  1903  erfolgten,  in  welcher  er  sagte: 

»Ich  bin  überzeugt,  dass  wir  diese  Misshandlungen  aus  der  Armee  herausbekommen 
weiden  «ad  müssen.« 

Absichtlich  sind  nur  solche  Urteile  aufgenommen,  bei  denen  auf  Dienstent- 
lassung oder  Degradation  nicht  erkannt  wurde,  um  zu  zeigen,  dass  nach  mih- 
tärischer  Anschauung  die  Bestraften  ihrer  Charge  weiter  für  würdig  befunden 
wm^n. 

I.  Am  I.  August  igoi  stand  der  Unteroffizier  T  o  u  r  b  i  e  r  vor  dem  Kriegsgericht 
der  II.  Division  in  Breslau  wegen  63  Fälle  der  schwersten  Misshandlung.  Der 
Unteroffizier  hatte  einem  Manne  atiein  m{n<intens  700  Ohrfeigen  gegeben,  ihn  mit 

dtni  Seitengewehr  und  der  Klopfpcitsclic  Rcscliiagcn,  einem  Rekruten  alle  Knöpfe 
vom  Rock  und  das  Rockfutter  abgeschnitten,  ihm  dann  befohlen,  nachts  marsdl- 
mässig  mit  allen  wieder  znsammen genähten  Sachen  anzutreten.  Als  der  Soldat  sieh 
schh'essh'ch  beschwerte,  versuchte  der  Unteroffizier  mitlik  Geldgeschenke  ihn  von 
der  Beschwerde  abzubringen.  Das  Kriegsgericht  sprach  6  Monate  Gefäiig^nis  ohne 
Degradation  aus,  indem  es  den  Ausführungen  des  Verteidigers  ^gemäss,  »dass  der 
Unteroffizier  im  Interesse  des  Dienstes  sich  schneidig  gezeigt  habe  und  daher  nicht 
degradiert  werde»  dürfe«,  von  der  Degradation  absah,  >da  der  Angeklagte  keine 
ehrlose  (iesinnung  an  den  Tag  gelegt  habe«. 

3.  Am  s^.  August  1901  stand  vor  dem  Kriegsgericht,  Hannover  —  selbstverständlich 
unter  Ausschluss  der  Offentltchkeit  —  der  Leutnant  Reinieke  vom  Infanterie- 
regiment Nr.  164.  angeklagt  wegen  Mi=:shand!inig  und  gefährlicher  Körperverletzung. 
Der  Betreffende  liatte  einen  beim  Schwunmcn  erschöpften  Musketier  immer  wieder 
ins  Wasser  (in  die  c^ene  Weser)  schwimmen  geschickt,  den  Mann  gezwungen,  den 
infolge  Erschöpfung  von  sich  gcge])€nen  Auswurf  mit  den  Händen  aufzunehmen  und 
in  die  Tasche  zu  stecken,  den  Musketier  mit  den  Stiefeln  auf  die  Finger  getreten 
und  in  die  Seite  gestossen,  als  er  nach  13  Minuten  nicht  mehr  schwimmen  konnte 
and  sidi  an  dem  Flosse  und  der  Leine  wieder  emporziehen  wollte.  Strafe:  2  Mo- 
nate I  Woche  Geißngnis. 

3.  Im  Scptt  mhcr  1902  stand  vor  dem  Ol>crkricgsgcricht  in  Dresden  der  ITnter- 
offizier  Hoffniann  wegen  Misshandlung  des  körperlich  und  geistig  schlecht  veran- 
bgten  Soldaten  Voske  des  Infenterieregiments  Nr.  104.  Der  Bedauernswerte 
musste  nach  beendetem  Dienste  zum  Gewehrstrecken  antreten,  mit  Tuchrock,  Finger- 
handschuhen und  Ohrklappen  sich  an  die  heisse  Luftheizung  anstellen,  musste  die 
Pfeife  eines  andern  rauchen  etc.  etc.,  bis  er  völlig  erschöpft  war.  Der  Vertreter 
der  Anklage  betonte,  dass  der  Misshandelte  ein  williger  Soldat  gewesen  sei  und  dass 
hier  eine  >planmissige,  zielbewusste  Soldatenschinderei»  vor- 
liege, die  man  als  >s  i  1 1 1  i  c  h  e  V  c  r  r  o  h  u  n  g  u  n  d  Verwilderung»  bezeichnen 
müsse.  Er  hob  weiter  hervor,  wie  schädlich  ein  derartiges  Treiben  eines  Vor- 
gesetzten auf  den  guten  Geist  und  die  Disziplin  der  Truppe  wirken  müsse,  und  bean» 
tragte  gegen  den  Unteroffizier  i  Jahr  dofitngnis  imd  Degradation.  Urtieil:  4  Mo 
nate ;  von  einer  Degradation  wurde  abgesehen. 

4.  Vor  dem  Oberkriegsgericht  zu  Frankfurt  am  Main  hatte  sich  der  Unteroffizier 
Bauer  wegen  fortgesetzter  Misshandlung  zu  verantwortvn.  Der  Unteroffizier 
hatte  einem  Rekruten  Fusstritte  versetzt,  ihn  geprügelt  und  ihm  einen  Stoss  vor  den 
I^ib  gegeben.  Das  Kriegsgericht  nahm  aber  an,  dass  der  Angeklagte  »durch  dies 
energische  Eingreifen  erzieherisch  wirken  wollte«.  Das  Ober- 
kriegsgeridit  erhöhte  die  vom  Kriegsgericht  erkannte  Gefängnisstrafe  von  2  Monaten 
auf  6  Monate,  sah  aber  von  der  Verhängiing  einer  Ehrenstrafe  ebenfalls  ab,  >weil 
sich  der  Angeklagte  vorwurfsfrei  geführt  und  die  »groben  Verstösse«  des  Rekruten, 
der  ausdrOddich  als  ein  schwerfälliger  und  beschränkter  Mensch 
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bezeichnet  worden  war,  *ihtn  erliebliche  Veranlassungen  zu  seinen 
Tätlichkeiten  ge|r«ben  hätten«. 

5.  Am  3.  November  1003  stand  der  Sergeant  Xcbelung  de^  FüsilierreRitneDts 
Nr.  36  wegen  20  Soldatcnniihshandluiigcn  vor  dem  Kriegsgericht  Halle.  Er  liattc 
einen  Rekruten,  der  unrichtig  gekämmtes  Haar  hatte,  mittels  Schläge  mit  einem 
Besenstiel  und  der  Feuerhacke  misshandclt.  War  er  übler  Laune,  so  schnitt  er  den 
Leuten  setner  Korporalschaft  die  Knöpfe  ah.  plagte  die  Leute  mit  schleunigem  Wieder- 
annälu-n  der  scünn.  räumte  die  Spinde  der  Rekruten  ans,  warf  nllei  durcheinander, 
trampelte  darauf  herum  und  betahl  den  Rekruten  die  sofortige  Ordnung  der  Sachen. 
Mit  Mänteln  bekleidet  und  präsentiertem  Gewehr  mussten  die  nnattgehetzten  Rekruten 
Kniel)engcn  machen:  in  der  Singstunde  stellte  er  -ich  auf  die  Schultern  des  Kauern- 
den, Hess  die  Rekruten  mit  dem  Gewehr  zwiM-hcn  den  Zahnen  in  der  Stul)e  auf 
Handln  und  Füssen  herumkriechen.  Diese  Übtwgen  soll  er  500-  bis  /oomal  hinter 
einander  haben  machen  lassen  und  die  Rekruten,  wenn  sie  nicht  weiter  konnten,  mit 
Prügeln  weiter  getrieben  haben.  Während  er  im  Winter  l)ei  strenger  Kälte  die 
Mannschaft  ohne  Kopfbedeckung  im  llnfe  ül>en  licss.  stand  er  mit  angezogenem 
Mantel  im  Zimmer.  Einem  Rekruten,  der  eine  falsche  Antwort  gegeben  hatte,  steckte 
er  den  Kopf  ins  Wasser  des  Waschbeckens.  Der  vorgesetzte  Kompagniekommandant 
und  der  Leutnant  der  Kompagnie  hattai  »nicht>  von  den  erwähnten  Vorfällen  be- 
merkt«. Urteil :  4  Monate  Gefängnis  olinc  Degradation.  Als  mildernd  wurde  be- 
merkt, >dass  der  Angeklagte  in  China  sich  gut  gefuhrt  imd  stetszurZnf.rieden- 
h  e  i  t  seiner  Vorgesetzten  gehandelt  habe«. 

6.  V'or  dem  Kriesi>j:ericl)t  in  Frankfurt  stand  am  7.  Sei)lenil)er  1904  der  Unter- 
offizier Borgsmulle  r  des  13.  Husarenregiments,  wciiiui  v;!aubte.  dass  der  Husar 
Schellen  berger  ihn  bemi  Vorbeigehen  nicht  gcgrüsst  habe,  und  ihm  deshalb  zweimal 
ins  Gesicht  schlug.  Ein  als  Zeuge  vernommener  Husarenunteroffizter  gab  zu,  dass 
der  Hn<ar  in  durchaus  vorschriftsm.tsMRtr  Haltung  vor  dem  Unteroffizier  stand. 
Unterofhzier  ^orgsniuiler  schrie  laut  auf  der  Strasse,  er  hätte  das  Recht,  einen 
Mann,  der  ihn  nidit  grusse,  sofort  niederzustechen,  zog  auch  seinen  Säbel,  uberlegte 
es  sieh  aber,  davon  (Jehraurh  zu  machen.  Urteil:  "  Tage  gelinder  .•\rrest.  da  nur 
eine  gelinde  Misshandiung  in  \'erbindiing  mit  vorschriftswidriger  Behandlung  eines 
Untergebenen  vorgelegen  habe  und  weil  der  .Angeklagte  »schwer  gereizt«  wäre. 

7.  Am  23.  Juli  1904  stand  vor  dem  Oberkriegsgericht  in  Pillau  dOr  Leutnapt 
Mannigl  des  Fussartillerieregimcnts  von  Hindersin  bei  Ausschluss  der  öffent- 
Hdlkeit.  angeklagt  wegen  sieben  Falle  von  Misshandlung.  Das  am  7.  Mai  zu  Pillau 
abgehaltene  Kriegsgericht  hatte  iim  zu  3  Monaten  Festungshaft  verurteilt,  wobei  es 
6  Misshandlungsfälle  für  erwiesen  und  eine  \orsehriftswi(hige  Behandlung,  die  eine 
Herabwürdigimg  des  Soldaten  in  sich  vcliln-s.  konstiuicrt  h;.tte.  Die  vorschrifts- 
widrige Behandlung  bestand  darin,  dass  ein  Kanonier  einen  2  bis  3  Pfund  schweren 
Schraubenschlüssel  bei  strenger  Kälte  im  Munde  12  bis  15  Meter  tragen  musste. 
Als  strafmildernd  wurde  erachtet,  da<s  der  Leutnant  ein  noch  junger  Soldat  sei 
und  ihm  >eine  bo.s willige  -Absicht  in  keiner  Weise  unterstellt  werden  könne«.  Urteil: 
4  Wochen  Stubenarrest. 

8.  Vor  dem  Oberkriegsgericht  der  Marinestation  Wilhehnshaven  hatte  sich  der 
.  Torpedobootsmaat  W  a  1 1  h  e  r  wegen  Misshandiung  Untergebener  rn  297  Fällen 

zu  veranlwnrn  11,  1"  11  ^l;lt^.'^e  Luk;i^  erhielt  Unter  anderm  50  Ohrfeigen  und  Tritte 
mit  den  schweren  Secmannsstiefeln.  Die  Mannschaft,  welche  Fragen  falsch  beant- 
wortet hatte,  musste  vortreten  und  wurde  rechts  und  links  geohrfetgt.  Das  Kriegs- 
gericht der  2.  Marineinspektion  hatte  ihn  zu  t,  Monaten  Gefängnis  verurteilt.  Da- 
gegen legte  er  nwh  Berufung  an  das  Oberkriegsgericht  ein.  dii-  erstaunlicherweisc 
den  Frfolg  zeitigte,  dass  der  Angeklagfte  wegen  seiner  297  Misshandlungsfälle  nur 
zu  6  Wochen  Miitelarresi  verurteilt  wurde.  In  der  Begründung  des  Urteils  wurde 
ausgeführt,  die  Mis.-l'.andlui.gen  seien  als  »minder  schwere  Fälle«  anzusehen,  einen 
»dauernden  Schaden«  an  seiner  Gesundheit  hal>e  keiner  der  Geschlagenen  erlitten. 

9.  Als  Auälluss  unerhörter  roher  Gesinnung  bezeichnete  selbst  der  Anklagevertreter 
des  Kriegsgerichts  der  7.  Division  am  16.  Juni  1904  die  barbarische  Tat  des  Sergeanten 
König  de-  ^vi.  Infanterieregiments,  welcher  sich  in  Gemeinschaft  der  Unteroffiziere 
Gratz  und  Kläger  wegen  empörender  Misshandlung  emes  Untergebenen  zu  verant- 
worten hatte.  Der  Sergeant  hatt  ilciu  Mu.^ketier  Holländer,  um  ihm  das  Tabak» 
kauen  dtzvtgewiUinen,  befohlen,  den  Kautabak  ausznspucken  und  wieder  zu  kauen. 
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Der  Scrpcant  licss  a\!f  Kosten  des  sich  vor  F.k-A  f  i>t  t'rhrcchaulen  Soldaten  noch 
Tabak  holen,  zwang  den  Musketier  vor  versamnicUcr  Mannschaft,  beide  Rollen  in 
4eD  Mund  zu  stecken  und  fortwährend  im  Munde  hin  und  her  zu  schieljcn.  In 
seiner  Not  spuckte  der  Ärmste  den  Tabak  aus,  worauf  der  Sergeant  mit  Hilfe  der 
Unteroffiziere  den  Musketier  zwang,  den  Tabak  neuerdings  nt  katien.  Damit  der 
Soldat  sich  nicht  erbreche,  l)an(l  ihm  der  Sergeant  ^ciiu-  R,irtl)inde  auf  den  Mund. 
Unmittelbar  darauf  musste  sich  der  Musketier  übergeben,  er  wurde  bewusstlos  und 
bradi  znsamnett.  Seme  drei  Peiniger  Hessen  ihn  rfidesidrtslos  liegen,  so  dass  Kame- 
raden au*;  der  Reihe  traten,  den  Unglücklichen  entkleideten  und  zu  Bette  brachten. 
Der  Musketier  wurde  derart  krank,  dass  er  tagelang  vor  wiederkehrendem  Ekel  nicht 
essen  konnte.  Die  Angeklagten  redeten  sich  dahin  aus,  dass  sie  nur  >crzieheriscli 
wirken  wollten«.  Urteil :  für  den  Sergeanten  König  2  Monate  Gefängnis,  für  die 
Unteroffiziere  14  Tage  Mittelarrcst.  Obgleich  es  in  der  Urteilsbegründung  hiess, 
dass  die  Tat  eine  sehr  barbarische  gewesen  sei,  wurde  nicht  auf  Degradation  erkannt, 
la  Am  24.  Januar  1904  stand  vor  dem  Breslauer  Kriegsgericht  der  11.  Division  der 
Unteroffizier  Hei  hing  des  Infanterieregiments  Nr.  5  t  unter  der  Anklage,  den 
Rekruten  Ziminsche,  welcher  als  schwerfälliger,  schwachsinniger 
Mann  geschildert  wird,  mehrfach  misshandelt  zu  haben.  Er  wurde  vom  Unter- 
offizier mit  der  Klopfpdtsdie  geschlagen,  erhielt  Ohrfeigen  und  wurde  mit  dem 
Fusse  p^e-tossen,  so  dass  er  mit  dem  Kopfe  an  das  Spind  fiel.  Mitanc^eklntrt  wai* 
der  Musketier  Bojdol,  dem  der  Unteroffizier  befahl,  dem  Rekruten  »naciizuhelien*. 
Auf  das  hin  versetzte  er  ihm  einen  Sclilatj  mit  dem  Gcwehrkolt>en.  Der  Verhattd- 
longsführer,  Kriegsgerichtsrat  Tschirschke,  bezeichnete  die  Misshanditmgen  des 
Unteroffiziers  als  einen  »Temperamentfehler«,  bemerkte  aber  zu  dem  Misshandelten. 
>es  sei  den  Kameraden  nicht  zu  verdenken,  wenn  sie  ihn  verhauen,  denn  wenn  man 
beim  Militär  gut  behandelt  werden  will,  muss  man  vorerst  seine  Pflicht  tun. 
Es  sei  nicht  gerade  sehr  kameradschaftlich,  Strafantrag 
Rcgen  den  Mitangeklagten  zu  stelle  n«.  Da>  Kriegsgericht  erkannte 
gegen  den  Unteroffizier  auf  2  Wochen  gelinden  .Arrest,  gegen  den  Musketier  auf 
3  Mark  Geldstrafe  und  i  Tag  Gefängnis. 

II.    Wegen  Misshandhmg  von  Soldaten  in  56  Fällen  hatte  das  Kriegsgericht  der 

11.  Division  in  Breslau  am  17.  November  1904  den  Unteroffizier  David  vom  Grena- 
dierregiment Nr.  II  in  Breslau  zu  3  Monaten  Gefängnis  nach  dem  Antrage  des  Ver- 
treters der  Anklage  und  bei  Annahme  von  minder  schweren  Fällen  verurteilt.  Von  der 
Degradation  wurde  Abstand  genommen,  weil  »der  Unteroffizier  keine  ehrlose  Ge- 
sinnung gezeigt  habe».  Vor  dem  Breslauer  OberkricgsRcricIU  als  T^crufuiisisgericht 
wurde  bestätigt,  dass  der  Angeklagte  den  Soldaten  Faustschläge  auf  das  Kinn,  ins 

•  Genick.  Hiebe  auf  die  Finger  mit  der  Seitengewehrscheide.  Ohrfeigen,  Fusstritte 
gegeben  habe.  Samtliche  am  15.  November  neu  eingetretene  Rekruten  seiner  Kor- 
poralschaft wurden  von  ihm  missliandclt,  wenn  die  Hände  nicht  richtig  angelegt 
waren,  der  Mantel  nicht  ordentlich  sass,  die  Kopfhaltung  falsch  war.  Die  vom  Kriegs- 
gericht erkannte  dreimonatliche  Gefängnisstrafe  wurde  vom  Oberkriegsgericht  be- 
stätigt. Von  der  Untersuchungshaft  wurden  2  Wochen  als  verbüsst  angesehen.  Auch 
in  diesem  Falle  war  der  im  unmittelbar  vorhergehenden  Falle  erwähnte  Kriegs- 
gerichtsrat Tschirschke  Anklagevertreter,  und  auch  hier  bezeichnete  er  das  Vorgehen 
des  Angeklagten  als  »Teinperamentsfehler«. 

12.  Wegen  Rckrutenmisshandlungen  hatte  sich  der  Unteroffizier  Schütz  vom 
£iscubahnregiment  vor  dem  Kriegsgericht  in  Berlin  zu  verantworten.  Er  versetzte 
einem  Rekruten  einen  Fauslschlag  mit  solcher  Wucht,  dass  der  Misshandelte  be- 
sinnungslos niederstürzte  und  mehrere  Tage  das  Lazarett  hüten  musste.  Die  Miss- 
handlnng  begleitete  er  mit  den  niederträchtigsten  Schiuipfwortcn.  Als  ausreichende 
Sühne  erachtete  das  Kriegsgericht  1V2  Monate  Gefängnis. 

13.  Vor  dem  Oberkriegsgericht  des  8.  Armeekorps  in  Koblenz  erschien  am 
10.  November  1904  der  Unteroffizier  Alban d  der  4.  Komprignie  des  Tnfanteric- 

rcgiinents  Xr.  20  in  Trier,  welcher  wegen  einer  vuiu  Krieg>ij;cr:^lite  ilcr  16.  DivisäOQ 
über  ihn  verhängten  Gefängnisstrafe  von  4  Monaten  14  Tagen  berufen  hatte.  Unter- 
offizier Alband  stiess  den  Rdcmten  Eidiberg  zur  Erde,  sdtlug  ihn.  trat  mit  den 
Füssen  auf  ihn,  stiess  den  Tambour  mit  dem  Schemel  zu  Boden  gegen  die  Bett- 
stelle, verschie<kne  andere  Musketiere  verletzte  er  durch  Faustschluge,  Fusstrittc, 
durch  Schläge  mit  dem  Besenstiel  und  dadurch,  dass  er  sie  gegen  die  eiserne  Bett- 
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stelle  ?chletidcrtc.  Das  KricfT'^frpriclu  hatte  gegen  Aihnnd  niclit  auf  Degradation  er- 
kannt, weil  >die  einzelnen  Vorgänge  nicht  so  zahlreich  und  nicht  so  roh  waren,  wie 
bei  einem  mitangeklagtcn  Unteroffizier«.  Auch  nahm  das  Kriegsgericht  an,  dass 
Alband  >ini  Affekt  gehandelt  habe«.    Das  Oberkriegsgericht  verwarf  die  Berufung. 

14.  Wegen  brutaler  Kanieradschaftsmisshandlung  standen  vor  der  Zivilstrafkammer 
in  Mainz  am  17.  Ni)V(.inlH;r  1904  vier  Arbeiter,  namens  Hock,  Moor,  Wolf  und 
Gerbip.  Dic^tllx  n  hatten  während  ihrer  Dienstzeit  im"  Infanterieregiment  Nr.  118 
einen  Kameraden,  Emil  Reininger,  der  freiwillig  als  l7jährigcr  Mensch  ins  Heer 
eingetreten  war,  in  der  brutalsten  Weise  tiiglich  misshandelt.  Reininger  wurde  ein 
halbes  Jahr  nach  Absolvierung  seiner  Dienstzeit  geistesgestört  und  brachte  x  Jahr 
und  4  Monate  in  der  Klinik  zu  Glessen  zu.  Das  ärztlidie  Gntachten  konnte  (fie 
r,(  istt  skrankheit  nicht  auf  die  rohen  Misshandlungen,  die  der  arme  Mensch  zu  er- 
dulden hatte,  direkt  zurückführen.  Daher  wurden  nur  die  Misshajidlungcn  als  solche 
Gegenstand  der  Verhandlung.  In  der  Beweisaufnahme  wurde  konstatiert,  dass  die 
Angeklagten  den  Misshandelten  täglich  mit  dem  Klopfpcitsclicnstiel  und  dem  Besen- 
stiel prügelten  und  ilm,  als  er  eine  Halsentzündung  hatte,  auf  einen  Schemel  legten 
und  ihm  belssen  Kaffee  einadifitteten.  Den  Flnr  musstc  er  mit  dem  Helme  anf  dem 
Kopfe  reinigen,  nachts  Hess  man  ihn  aufstehen,  um  ihm  dann  Fusstritte  ztt  versetzen. 
Da  der  Fall  vor  der  Zivilstrafkammer  zur  Aburteilung  gelangte,  kann  hier  die  mili- 
t.iri^chc  Rechtsprechung  nicht  herangezogen  werden.  Wie  muss  es  mit  der  Beaufsich- 
tigung der  Mannschaft  seitens  der  Offiziere  und  Unteroffiziere  aussehen,  wenn  der- 
artige Kameradsdiaftsmisshandlungen  jahrelang  ungestört  vor  sich  gehen  konnten  ? 

15.  Ein  gleicher  Fall  von  Kameradschaftsmisshandlungen,  der  jedoch  auf  direktes 
.Anstiften  des  vorgesetzten  Unteroffiziers  zurückzuführen  ist,  kam  am  17.  November 
1904  vor  dem  Kriegsgericht  in  Düsseldorf  zur  Verhandlung.  Der  Unteroffizier  A 1 1  - 

hoff  vom  Füsilierrejfinient  Nr.  39  hatte  nu-hrcre  Mannschaften  des  älteren  Jahr- 
gangs aufgefordert,  zwei  jungen  Rekruten  wegen  Überschreitung  des  Urlaubs  einen 
gehörigen  E>enkzettel  zu  verabfolgen.   Das  geschah  denn  auch  mit  dem  £rf(4g,  dbss 

einer  der  Misshandelten  für  die  Dauer  seines  Lebens  siech  bleiben  wird.  Der  Unter- 
offizier wurde  mit  einer  (iefängnis>trafc  von  2  Monaten  bedacht. 

DIE  Anschauungen  der  Militärgerichte  über  Misshandlungen  und  deren  Siraf- 
würdigkeit  sind  durch  diese  Urteile  zur  Genüge  illustriert.  Aber  auch  die  von 
Herrn  von  Einem  in  der  oben  zitierten  Reichstagssitzung  mitgeteilten  statisti- 
schen Ziffern  sind  wahrlich  niclit  ohne  Interesse,  da  die  tatsächlichen  X'crhält- 
nisse  dadurch  keines\ve?;s  geschildert  wurden.  Nach  Herrn  von  lunems  .An- 
gaben sollen  vom  i.  Juli  1902  bis  Ende  Juni  1903  50  Offiziere,  sowie  577  Unter- 
offiaiere  und  Gefreite  in  Preussen  wegen  an  1239  Untergebenen  begangenen 
Misshandlungen  bestraft  worden  sein,  was  für  die  Offiziere  0.26  %.  für  die 
Unteroffiziere  0,83  ^'/c  ergäbe,  während  der  Pro;^cntsat7.  der  inisshamleUen 
Mannschaft  0,82  betragen  sollte.  .Xus  diesen  \'crhältniszahlcn  hätte  man  also 
den  Schluss  ziehen  können,  dass  zirka  2  Misshandlungen  pro  Vorgesetzten  ent- 
fallen und  dass  überhaupt  nidit  mehr  als  1239  Fälle  von  Misshandlungen  vor- 
gekommen sein  sollen.  Diese  Art  der  Ermittelung  genügt,  um  zu  erweisen, 
welch  grober  Fehler  in  jener  subjektiven  Statistik  lag.  die  nur  die  niiss- 
handclnden  Peiniger  unifasst.  Was  würde  man  zu  einer  kriminellen  Statistik 
sagen,  die  nicht  die  Anzahl  der  Mord-  und  Diebstahlsdelikte,  sondern  die  Zahl 
der  Mörder  oder  Diebe  registriert?  2!ieht  man  nun  die  tatsächlich  zur  Ab- 
urteilung gelangten  Misshandlungsfälle  in  Betracht,  die  sicherlich  kaum  mdir 
wie  5  %  aller  tatsächlich  erfolgten  Misshandlungeii  betragen  dürften,  und 
rechnet  man  mit  der  keineswegs  übertriebenen  Zitier  von  50  Misshandlungen 
pro  Miashandler,  bis  es  endlich  einmal  zur  Anzeige  kommt,  so  ist  das  Bild, 
selbst  wenn  man  die  subjdctiven  ZiflFem  des  Kriegsmintsters  als  xvSbl&g  an- 
nehmen wollte»  ein  ganz  anderes.    Es  kämen  dann  50  Misshandlungen  auf 
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607  Büssbandler,  gleich  31 350  Misshandlungen,  statt  der  vom  Kriegsminister 
angegebenen  Zahl  1239.  Dies  würde  also  einen  25fach  höheren  Prozentsatz 
bedeuten,  nämlich  8  %  oder  dass  an  8  Mann  unter  100,  wenn  auch  oft 
an  du  und  demselben  Mann,  Misshandlungeu  begangen  worden  sind.  Es  ist 
nur  lebhaft  zu  bedauern,  dass  die  Richtigstellunge  dieser  kriq^smihisteriellen 
Angaben  nicht  sofort  besorgt  worden  ist 

"WIEDERHOLT  wurde  nun  in  Erlii'^sen  und  in  den  \\'rhandlun^en  vor  den 
Kri^gerichten,  auch  von  militärischer  Seite,  gesagt,  dass  der  Soldat  eine 
dnenröhfige  Bdiandlung,  geschweige  Misshandlnng,  sich  nicht  gefallen  lassen 
dürfe.  Anlässlich  der  am  14.  September  2902  zn  Rendsba^  stattgefundenen 
Kriegsgerichtsverhandlung,  in  welcher  der  Unteroffizier  Frantzld  yttgen  mehr 
als  1500  Misshandlungen  verurteilt  wurde,  sagte  der  Verhandlungsführer,  dass 
»es  haarsträubend  sei,  dass  sich  die  Soldaten  solche  Misshandlungen  gefallen 
liessenc.  Was  sollen  sie  aber  solchen  Infamieen  gegenöber  tun?  Die  seit  den 
öffentlichen  Verhandlungen  bdcannt  gewordenen  Urteile,  ja  die  direkte  Stig- 
matisierung  der  Beschwerden,  die  ein  Kriegsgerichtsrat,  wie  wir  oben  salicii. 
ohne  Widerspruch  des  Militärg-erichts  machen  konnte,  sind  wahrlich  nicht  an- 
getan, den  Soldaten  vom  Beschwerderecht  Gebrauch  machen  zu  lassen,  welches 
an  and  ffir  sich  durch  die  Fussangeln  des  §  152  bedenldtch  genug  aussieht  Aus 
der  oben  mitgeteilten  militärischen  Judikatur  ergibt  sich  vielmehr,  dass  in 
allen  den  genannten  Fallen  die  Verurteilten  in  ihren  Stelhingen  belassen  wurden 
und  dass  mau  in  diesen  Misshandlungen  keine  ehrlosen  und  feigen  Handlungen 
erblickte. 

DASS  die.  Mannschaft  durch  solche  Roheiten  während  ihrer  Militärzeit  weit 

verwilderter  in  das  bäigerlidie  Leben  zurücktritt  nnd  dort  Unheil  anrichtet, 

braucht  nicht  erst  betont  zu  werden.  Ani  arg-sten  und  katim  fassbar  sind  jeden- 
falls die  Kameradschaftsniisshandlungcn,  die  nicht  nur  aus  Roheit,  sondern 
aus  Liebedienerei  und  Angst  erfolgen.  Würde  der  Mann  erzogen  werden,  seine 
Wfirde  sowohl  dem  Vorgesetzten  als  dem  mtUtarischen  Kameraden  ebenso  wie 
dem  Zivilisten  gegenüber  wahren  zu  müssen,  dann  wäre  es  eben  anders  be- 
stellt. Hier  kann  die  sozialdemokratische  Orefanisation  schon  heute  trotz  der 
mangelhaften  gesetzlichen  Bestimmungen  wirksam  eingreifen,  indem  sie  den 
Parteigenossen  zur  Pflicht  macht,  ungebildete  Kameraden  von  Misshandlungeu 
abenhalten. 

DIE  Misshandhmgen  im  Heere  haben,  wie  die  dnzelnen  FSlle  wohl  zur  Ge- 
nüge erwiesen  haben,  nichts  mit  Verfehlungen  einzelner  zu  tun,  wie  sie  inner- 
halb eines  grossen  Körpers  vorkommen  können  und  in  Zeiten  kriegerischer 
Veriiiltnisse  bd  einer  verrohten  Sbldatestca  erklärlidi  werden.  Heute  handelt 
es  sich  um  ^pstematisclie  Graus^hikeiten,  die,  wie  jeder  Kenner  angeben  wird, 
nur  dort  begangen  werden  können,  wo  vor  allem  der  UntcrabteÜungskomman- 
dant  und  die  anderen  Chargen  sich  um  die  ihnen  unterstellte  Mannschaft  nicht 
in  dem  erforderlichen  Masse  kümmern.  Es  wäre  ganz  ausgeschlossen,  dass 
ssrstematische  Misshandlungen  vOTkommen  könnten,  wenn  jedermann  im  Heere 
wusste,  dass  Misshandlung  Wehrloser  als  entehrend  angesehen  wird  tmd  dass 
jedem  Misshandlung;sfalle  die  entehrende  Strafe  so  auf  dem  Fussc  iol]c:cn 
würde,  wie  es  bei  Feigheitsdelikten  der  Fall  ist.  Wäre  der  Hrlass  des  Prinzen 
Georg  von  Sachsen  seinerzeit  tatsächlich  zur  Ausführung  gekommen, 
nach  welchem  alle  Vorgesetzte  einer  Abteilung,  bei  weldier  Mis^bandlungen 
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vorgekommen  sind,  gleichviel  oh  sie  daran  schuldi,^  sind  odi'r  nicht,  -n  der 
Beförderung  übergangen  werden,  so  wären  die  Mi.sshandUjngen  schon  langst 
eine  ebenso  unbekannte  Sache  im  Heere,  wie  es  hcuie  beispielsweise  die  Meu* 
terei  ist   Wenn  von  ernster  Seite  darauf  auhnerksam  gvmstcht  wurde,  dass 
die  von  milchbirtigen  Burschen  heute  begangenen  Grausamkeiten  geradezu  als 
Erscheinungen  von  Sadismus  aufgefasst  ».verden  müssen,  so  ist  dies  wahrlich 
keine  Übertreibung.    Das  Wort  Bismarcks  Den  prcussisclicn  Leutnant  können 
sie  uns  nickt  nachmachen  mag  seinerzeit  berechtigt  gewesen  sein  oder  nicht, 
keinesfalls  dürften  uns  aber  die  anderen  Nationen  um  ein  Heer  beneiden,  in 
welchem  Vorgesetzte  trotz  feiger  Misshandlung  wehrloser  UntergebeiMsr  im 
Amt  belassen  werden.    Soll  der  .Ausspruch  der  George  Sand  L'ciat  militaire  est 
une  senntudc  brutale,  qui  rcpugne  ä  noire  civilisation,  nicht  seine  Berechtigung 
erhalten,  so  muss  radikale  Änderung  baldigst  Platz  greifen. 
UND  all'  jene  Scheusslicfakeiten  erfuhren  wir  erst  seit  der  mfihsanr  abgerun- 
genen Öffentlichkeit  des  Verfahrens.    Aber  auch  dies  scheint  bereits  unan- 
genehm empfunden  zu  werden.     Ist  doch  der  .\ussch!uss  der  rxTcnllichkeit 
nunmehr  bei  Offzieren  fast  innncr,  l)ci  Unierotl'izicrcn  bereits  wiederholt  der 
Fall.    Darüber  wird  beim  Militäretat  wohl  ein  kräftig  VVortlcin  gesproclien 
werden,  speziell  über  die  Verabsdiiedung  der  Richter  im  Bilse-Prozess.  War 
schon  die  Kabinettsordre  vom  28.  Dezember  1899  geeignet,  das  öfTentliche  Ver- 
fahren auf  ein  Minimum  zu  beschränken,  so  hat  der  kaiserliche  Geheimcrlass 
vom  I.  Dezember  1903  den  Ausschluss  der  Öffentlichkeit  bei  Verhandlungen 
gqS^en  Ofßzicre  vollends  zur  Kegel  werden  lassen.   Nicht  ohne  Grund  wurde 
bei  Beratung  des  Entwurfes  des  Militärstrafverfahrens  vom  Jahre  1898  im 
Reidistage  darauf  aufmerksam  gemacht,  dass  der  vorgeschlagene  und  später 
angenommene  Text  der  Bestimmung:  »Unter  welchen  \'orau?setztm!::^cn  und 
in  welchen  Formen  der  Aussciiluss  der  Öffentlichkeit  aus  Gründen  der  Diszi- 
plin zu  erfolgen  hat,  bestimmt  der  Kaiserc,  eine  grosse  Gefahr  involviere.  Da 
deutete  der  Kriegsminister  den  Passus  so,  als  ob  die  Öffentlichkeit  dadurch 
gerade  gefördert  würde,  weil  nicht  mehr  das  blosse  Bdteben  der  einzdnen 
Gerichte  entscheiden  werde.    Und  gegenüber  der  Besorgnis,  dass  der  Kaiser 
nun  in  jedem  Prozesse  eingreifen  und  die  Direktive  auf  Kosten  der  Unab- 
hängigkeit der  Richter  geben  könne,  versicherte  Kriegsminister  von  Gossler, 
dass  etwa  durch  den  im  Entwürfe  vorgeschli^nen  zweiten  Absatz  die  Öffent- 
lichkeit wieder  in  grösserem  Umfange  eingeschränkt  werde,  sei  weder  beab- 
sichtigt, noch  zu  befürchten;  denn  es  wäre  doch  unwürdig,  an  dem  Worte 
des  Kaisers  zu  zweifeln,  welcher  die  Öffentlichkeit  zugegeben  hat  und  nunmehr 
auf  einem  Schleichwege  die  Zurücknahme  seines  Wortes  wieder  erreichen  will. 
WIE  lautet  der  Geheimerlass  vom  i.  Dezember  1903? 

»Ich  habe  mit  Bcfnrmden  aus  den  in  der  Presse  enthaltenen  Berichten  über  liic  in 
Met2  stattgehuhic  krieg.sgcnchtlichc  Ilauptverhandlung  gegen  den  Leutnant  Biläe  im 
Trainbataillon  Xr.  16  ersehen,  dass  das  Kriegsgericht  unter  Ausseracfatlassung  meiner 
Ordre  vom  28.  Dczcnihcr  1809.  deren  Voraussetzungen  vollkoninien  iccgobt-n  waren, 
1111(1  ciittrcgen  dorn  wicdcrhullen  Antrage  des  \'crtrcters  der  Anklage  von  dem  Aus- 
schluss der  üffentlichkeit  in  einem  Umfange  Abstand  genommen  hat,  der  nicht  ver- 
fehlen konnte,  die  allgemeine  Aufmerksamkeit  in  noch  erhöhtem  Masse  auf  die  ohne- 
hin schon  bedauerlichen  Vorkommnisse  in  Forbach  zu  lenken  und  das  Ansehen 
meiner  Arnue  uiu!  in-be^nndcro  des  Offizierkorps  in  weiten  Kreisen  des  hi-  und 
Auslandes  zu  beemträchtigeii.  ich  spreche  den  Mitgliedern  des  Kriegsgerichts  mein 
ernstes  Missfallen  aus,  <Uss  sie  meiner  in  der  Verordnung  vom  aS.  Dezember  1899 
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zum  Ausdruck  gebrachten  Willcnsincinung^  direkt  zuwider  prliandelt  und  es  nicht 
verstanden  haben,  die  Interessen  ihres  Standes  besser  zu  wahren.  Ich  beauftrage 
Sie,  den  Mitgliedern  des  Kricfsigeridits  dies  anter  entsprechender  ErlivternnK  per- 
sönlich zu  eröffnen.« 

Diese  Ordre  erfolgte  am  i.  Dezember  1903,  und  am  10.  Dezember  1903  sagte 
der  Reichskanzler  Graf  Rülow  im  Reichstage: 

»Ich  stimme  dem  Herrn  Abgeordneten  Schaedler  darin  zu,  dass  die  riicklialtlose 
Aufdeckung  solcher  Vorgänge  nützlich  ist,  nicht  ntir  weil  in  der  ötTtntlichkcit  ein 
heilsames  Korrektiv  liegt,  sondern  weil  es  ein  gutes  Zeichen  für  eine  Institution 
ist,  wenn  nichts  verkleidiet  und  vertuscht  wird.  Und  das  ist  in  diesen  Fall  geschehen. 
Auch  hierüber  wird  im  Reichstage  noch  gesprochen  werden. 

NIRGENDS  mehr,  als  bei  den  Misshandlungen  der  Maiuischaft  dürfen  wir 
jene  <Mciititdiknt  fordeni,  die  durdi  das  neue  gcridtfidie  Verfahren  gewähr- 
leistet ist  imd  deren  fallweiseii  Ausschltiss  der-  Reichstag  seinerzeit  nur  im 

Hinblick  auf  Landesverrat  etc.  zugestimmt  hat.  Wenn  Majestätsverletzung, 
Eigentumsdelikte,  Hochverrat  fast  nie  im  Heere  vorkommen,  dann  kann  es 
wohl  auch  hinsichtlich  der  Misshandlungen  gefordert  werden.  Dort  funktio- 
niert eben  das  Gesetz  seit  jeher  nnerbittlich,  weil  die  militärischen  Anschau- 
ungen über  Ehrbegriff  mit  dem  Delikt  zusammenfallen.  Warum  hört  man 
denn  nie,  dass  ein  ehemaliger  Ofltizier  in  seinem  Zivilberuf  sich  an  Unter- 
gegebenen  tätlich  vergreift?  Wohl  nur  deshalb,  weil  er  weiss,  dass  der  Unter- 
gebene tüchtig  replizieren  würde  und  straflos  ausgeht.  Und  gerade  der  Soldat, 
der  mit  allen  möglichen  kriq[erischen  Emblemen  mit  Löwen,  Adlern  und  an- 
deren Trophäen  geziert,  eiriherschreitet,  er  sollte  —  sofern  er  in' der  Bevölke- 
rung geachtet  werden  soll  —  nicht  einem  chinesischen  Kuli  gleich  hinter  den 
Kasernenmauern  sich  prügeln  lassen  müssen. 

DIE  Disziplin  wird  durch  gesetzliche  Festlegung  von  Notwehrbestimmungen 
und  der  entsprechenden  Änderung  der  zitierten  §§  97  und  98  ebenso  wenig 
leiden,  wie  durch  die  Öffentlichkeit  der  militärischen  Verhandlungen,  Nur 
ungehöriges  Handeln  stört  die  Disziplin,  nicht  aber  die  öfTentliche  Feststellung 
und  Bestrafung  von  Misshandlungen.  Mit  einem  Schlage  werden  die  Begriffe 
über  die  Behandlung  der  Untergebenen  sich  in  der  Amaee  ändern,  weiss  der 
liQsshandler  einmal,  dass  ihm  Gleiches  mit  Gleichem  vergolten  werden  darf. 
Dann,  Herr  von  Einem  —  aber  nur  dann  —  »werden  wir  die  Misshandltmgen 
am  der  Armee  herausbekommen«. 
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FRIEDRICH  HERTZ  •  DIE  SCHWÄRZE  GEFAHR  IN 
AMERIKA 

N  letzter  Zeit  haben  sich  wieder  einmal  die  Schrcckensschilderungen 
von  amerikanischen  Lynchgerichten  gemehrt,  und  die  üblichen  Kom- 
mentare  über  die  schiwarse  Gefahr  blieben  nicht  aus.  Politischen 
Nutzen  daraus  zu  schlagen  konnten  nur  die  Feinde  der  Demokratie 
versuchen.  Entweder  wurden  hämische  Vergleiche  zwischen  amerika- 
nischer Zügellosigkeit  und  deutscher  Gesittung  gezogen  imd  die  Segnungen 
tmseres  Rechtstaates  in  Erinnerung  gebracht,  oder  man  rollte  die  ganze  Rassen- 
Itaiee  auf  und  wies  darauf  hm,  dass  ja  selbst  die  politisch  so  weit  gekommenen 
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Amerikaner  Rassengegensätze  nicht  überwinden  könnten  und  sie  mit  einer  Me- 
thode zu  lösen  versuchten,  die  man  leider  unseren  Juden,  Slawen  etc.  gegenüber 
noch  nicht  anwenden  dürfe.  Seitdem  übrigens  Deutschland  eine  grossem 
schwarze  Kdonialbevotkerungf  sich  ermqgen  hat,  ist  das  grosse  Rassenexperi- 
ment  in  Nordamerika  auch  von  unmittelbar  praktischer  Bedeutung  für  uns» 
denn  auf  jenem  Boden  wird  die  Frage  zuerst  beantwortet  werden,  ob  Weiss 
imd  Schwarz  Brüder  oder  durcli  nie  zu  überwindende  Klüfte  getrennt  seien. 
Eine  halhwqpi  hinreißende  Darstelltmg  dm  ganxen  Frobtems  in  deutscher 
Spradie  fehlt  biAer;  hier  kann  natürlich  nur  der  entscheidende  Kern  heraus- 
gefasst  und  kritisch  gesäubert  werden. 

AUCH  ein  grosser  Teil  der  amerikanischen  Literatur  ist  übrigens  rein  agita- 
torischen Charakters;  die  wissenschaftlicheren  Arbeiten  beziehen  sich  meist 
auf  Einzeifragen  und  Lokalverhältnisse.  Ein  Versuch  auf  breiter  Gnmdlage 
ist  das  Werk  Hoffoians*),  unter  den  n^jerfeindlichen  Werken  unbestritten 
das  beste.  Der  Verfasser  ist  Deutscher  von  Geburt  und  sucht,  wohl  im  Zu- 
sammenhaniif  mit  bekannten  Strömungen  seines  \'atcrlandes,  der  amerikanischen 
Frage  einen  breiten  rassentbeoretischen  Hintergrund  zu  geben.  Er  spricht 
«eine  Übeneugtmg  aus,  dass  »Rassenzüge  und  -tendenzen  die  Grundlage  aller 
sozialen  Schwierigkeiten  Ulden«.  Die  Rasse  sd  ein  Hauptfaktor 
der  Geschichte,  'üc  amerikanischen  Zustände  bewiesen,  dass  die  modernen  Ver- 
suche höherer  Rassen,  die  niedrigeren  zu  sich  emporzuheben,  als  aussichtslos 
tmd  gefährlich  aufs  emstlichste  zu  verdammen  seien.  Die  Hauptmethode  Hoff- 
mans  ist  die  statistisch^  die  er  mit  formalem  Gesdiick  handhabt  Doch  auch 
ihm  haftet  der  ausnahmslos  jedem  Rassentheoretiker  eigene  Mangel  socialen 
Wrständnisses  an,  indem  die  MiUeuwirkimg  auf  ein  Unbeträchtliches  herab- 
zudrücken versucht  wird,  damit  die  Erklärung  aus  angeborenem  Charakter 
glaubwürdiger  erscheint.  Ein  höchst  wertvolles  Werk  vom  gegnerischen  Stand- 
punkt ist  das  v(Nr  kurzem  erschienene  Kate  Brousseans*).  Es  gibt  eine  auf 
grosste  Quellenkenntnisse  und  eigene  Erhdnmgen  gestützte  Darstellung  der 
ganzen  Negerfrage  mit  besonderer  Betonung  des  wichtigen  Erziehunf^sproblcm^. 
Eine  59  Seiten  starke  Bibliographie  der  Negerfrage  und  dokumentarische  Be- 
lege ergänzen  die  eigene  Darstellung  des  Vcrlassers. 

VERSUCHEN  wir  nun,  an  Hand  dieser  Hauptzeugen  und  mit  Benutzung  audi 
anderer  Quellen,  das  Problem  nach  dnigen  Hauptgesichtspunkten  zu  ordnen: 

I.  Ist  die  Negerrasse  in  Dcf^cneration  hcfindlicli? 
HOFFMAN  verwendet  einen  grossen  Teil  seines  Werkes  darauf,  zu  zeigen, 
dass  der  Neger  seit  seiner  Emanzipation  in  schnell  fortschreitendem  körper- 
lichen Verfall  begriffen  sei,  vfden  Krankheiten  mehr  unterlieget  als  dSe 
Weissen  und  eine  weit  höhere  Sterblichkeit  aufweise,  als  diese.  Als  Ursache 
dieses  Verlaufes,  bemüht  er  sich,  die  Immoralität  der  Neger  hinzustellen, 
während  aus  seinen  eigenen  Angaben  für  jeden  nicht  mit  Blindheit 
Geschlagenen  die  Milieuwirkung  förmlich  herausleuchtet  Die  Neger  bilden 
eben  fiberall  die  tiefste  soziale  Schicht,  sie  drangen  sich  in  den  Slwns  der 
Grossstädte,  bleiben  oft  ohne  die  notwendigsten  Bildungsmittel  und  werden 
überdies  durch  sociale  AdUung  auf  einem  tiefen  moralischen  tmd  materiellea 

I)  Frodciic  I..  Iloffman-  Race  traits  and  Undtndes  of  Ou  mmUfiCam  HtgTO  (JhtbUeaiton*  ^U* 

American  Economic  AssoeiaUoti,  XL  Bud)  /Loodoa  iSq6/. 

*)  Kate  Bxoai««a«:  L'Altieathn  dt$  lUgna  Mut  fillaf»>0Wr  /Paris  1404/. 


iJiyiii^ed  by  Google 


nOEDRlCH  HERTZ  •  DIE  SCHWARZE  GEFAHR  IN  AMERIKA 


MI 


Niveau  fostRclialtcn.  Die  von  Hoffiiian  zur  Unterstützung  angeführten  Au- 
toren erklären  fast  einstimmig  die  unerhört  schlechten  Wo^verhältnisse,  die 
Unwissenheit  der  Neger  in  Besag  auf  Hygiene  —  ja  selbst  betreffend  das  Vor- 
handensein von  toctiidier  Hilfe  —  iiiul  sonstige  Faktoren  soeialen  Etaids 
als  Gründe  der  hohen  Sterblichkeit.  Hoffman  zitiert  zum  Beispiel  einen 
Bericht  aus  Georgetown  (Britisch  Guyana),  dass  die  farbigen  Kinder  »stark  an 
Hunger  zu  leiden  haben,  da  sie  selten  mehr  als  eine  Maiilzeit  täglich  erhaltene, 
die  Folge  sei  exzessive  Kindersterblichkeit  Dies  genügt  ihm,  um  alle  Farbigen 
der  schändlichsten  Vernachlässigung  ihrer  Kinder  anzuklagen. 
2.  Der  sittliche  Charakter  der  Neger. 

HIERIN  soll  nach  Hoffman  und  seiner  Richtung  der  Kern  des  Übels  liegen. 
Mit  schönem  Pathos  wird  über  die  Immoralitai  der  Neger  geklagt,  ihre  zügel- 
lose SInnlichkett  bk>6H[esteIlt  und  zum  Vergleich  der  Hochstand  ürischir 
SUiUchkeit  beigebracht  Die  Statistik  zeigt  wirklich,  dass  die  Kriminalität 
der  Neger  gnisser  ist,  als  die  flcr  Weissen,  aber  in  Städten,  wo  die  Negerhcvc)!- 
kennig  fehlt,  i-t  die  Kriniinalil.il  deswegen  nicht  geringer,  osn'lcrn  gleichhöch, 
wenn  nicht  hulier.  Das  zeigt,  dass  die  Neger  nur  infoige  ihrer  sozialen  Lage 
zum  Verbrechen  neigen ;  in  negerfreien  Städten,  ist  die  kriminelle  Klasse  eben 
weiss,  das  Gesamtbild  bleibt  dasselbe.  Dazu  kommt  aber  noch  eines:  Eis  ist 
allgemein  bekannt,  dass  die  Neger,  besonders  im  Süden,  wegen  Kleinigkeiten 
vor  Gericht  gebracht  und  verurteilt  werden,  die  einem  Weissen  keine  Verfol- 
gung zuziehen.  Man  erinnert  sidi,  dass  erst  vor  kurzem  festgestellt  wurde, 
dass  in  einzdnen  Staaten  die  Pflanzer  auf  diese  Art  mit  billiger  Zwangsarbeit 
versorgt  wurden.*)  Hoffman  betrachtet  die  Zügellosi'.::kcit  der  Negerrasse  als 
so  unerträglich,  dass  er  selbst  die  scheusslichen  Lynchniordc*)  damit  beschö- 
nigt und  sie  als  Abwehmiittel  gegen  die  Angriffe  auf  weisse  Frauen  hin- 
stdlt  Wir  erinnern  uns  aber,  dass  zur  Zeit  des  Bürgerkrieges  die  Frauen 
und  Kinder  der  weissen  Sldavenbesitzer  in  der  Obhut  der  Negersklaven  blieben, 
während  ihre  Herren  für  die  Aufrechterhaltung  der  Knechtschaft  kämpften. 
Unwidersprochen  heben  nun  die  Negerfreunde  die  gewichtige  Tatsache  her- 
vor, dass  während  dieser  Zeit  nicht  ein  einziger  Fall  von  Gewalttaten  gegen 
die  Frauen  berichtet  wurde.  Die  4Vä  Millionen  Neger  hatten  es  in  der  Hand« 
den  Krieg  sdinell  zu  beenden,  indem  sie  einfach  die  Arbeit  verweigert  hätten. 
Aber  selbst  (fiese  Treueprobe  haben  die  zügellosen  Schwarzen  glänzend  be- 
standen. Ein  vorzüglicher  Darsteller  der  Verhältnisse  auf  der  ganz  schwarzen 
Insel  jamaica  sagt  mit  Bezug  auf  die  Gegenwart  : 

•So  frei  ist  der  Neger  von  zügellosen  und  gewalttätigen  Neig\nigen  und  .so  gross  sein 
Respekt  für  höhere  Geburt  und  Stellung,  dass  jede  weisse  Person  Ix^ider  Gr^chlLcllter, 
jong  oder  alt,  allein  von  einem  Ende  der  Insel  zum  andern  gehen  mag  und  nur  freund- 
lidicr  Höflichkeit  begegnen  wird.«^) 

Freilidi  sind  die  Nqper  Jamaicas  in  bdiaglichem  Frieden  lebende  Bauern, 
während  der  Neger  der  Vereinigten  Staaten  zu  den  untersten  soeialen  .Schichten 
ein  grosses  Kontingent  stellt.  Gerade  diese  Vergleichung  verschiedener 
Milieus  zeigt,  dass  nicht  die  Rasse  Gnmd  des  angeblichen  Übels  sein  kann. 
SOWEIT  die  Anschuldigung  überhaupt  einen  Boden  hat,  ist  er  in  «mtalea 

*)  V«rgl.  Branaaeati,  loc  cit.  pa^.  n  i. 

*)  Nich  der  Chicago  Trtbttne  wunlen  von  Januar  iSqi  Iiis  Novcmticr  H)Oi  nllcin  iS6j  l'eisnnen  'f^fl^n.ht, 
davon  ijjo  Neger.  Viele  davon  wordea  auf  gaoz  vagen  Verdacht  hin  in  grausamster  Weite  getodtct. 
•>  ▼«1^  W.  P.  Llviagttoae:  Btae*  Amaka,  a  tki^  im  moMUm  /London  »890/.  pag.  186. 


Digitized  by  Google 


H2 


FRItORlCH  HERTZ  •  DIE  SCHWARZE  GEFAHR  IN  AMERIKA 


und  historischen  Momenten  leicht  zu  tinden.  Vor  allem,  muss  bedacht  werden, 
dass  die  Sklaven  die  Ehe  nidit  kannten,  sondern  in  Promiskuität  lebten.  Vide 

Herren  befassten  sich  geradezu  mit  der  Skiavenzucht,  wobei  die  letzten  Reste 
von  Sexualsittlichkcit  den  zum  Tier  hcrabgcwürdip^cn  Sklaven  abhanden 
kamen.  Dazu  waren  noch  die  Sklavinnen  jeder  Lust  der  Herren  Nollig  preis- 
gegeben. Mit  der  Ehe  fehlte  auch  die  Familie,  die  I  raueu  waren  ja  Arbeits- 
tiere und  konnten  dem  Haudialt  kdne  Zeit  zuwenden.  Gerade  die  geschleeht- 
liehe  Sittlichkeit  ist  dem  Wirken  von  Schule  und  öiTentlichem  Leben  fast  ganz 
cntzog'en  und  kann  nur  auf  dem  Boden  eines  kultivierten  Familienlebens  sich 
entfalten.  Was  Wunder,  dass  die  Kinder  einer  Generation,  der  Fraucnchre 
und  Selbstbeherrschung  durch  Schuld  ihrer  Beherrscher  ganz  unzugängliche 
B^jiffe  waren,  noch  nicht  ebenso  vcrldnerte  Triebe  entwickelt  haben,  wie 
die  begünstigten  Rassen,  t'ber  die  geradezu  schamlo.«;  wirkende  Heuchelei» 
mit  der  die  Rassentheoretiker  die  eigene  arische  Keuschheit  anpreisen,  wollen 
wir  kein  Wort  verlieren. 

WARE  Zugellosigkeit  ein  Rassenzug,  so  müsste  sich  dies  wdil  auch  in  der 
Hingabe  an  den  Rausch  ausdrücken.   Hoffman  selbst  weist  darauf  hin,  dass 

das  Gq^teil  stattfindet.  Im  Bürgerkrieg  wurden  wegen  chronischen  Alko- 
holismus vom  Militärdienst  abgewiesen  in  Bezug  auf  je  looo  der  betreffenden 
Kategorie:  Irländcr  (Maximum):  3,779,  Neger  (Minimum):  0,310.  Von 
Todesfällen  an  alkoholischen  Exzessen  trafen  bei  weissen  Soldaten  i  auf  220» 
bei  farbigen  i  auf  4Soa  Auch  die  Statistik  der  Spitalskranken,  der  Arrc- 
tienmgen  wegen  Trunkenheit  u.  s.  w.  bekräftigt  dies.  Hoffman,  der  selbst  zu- 
gibt, dass  dies  »pcrhaps  the  most  hopeful  sidc  of  the  negro  charactcr«  ist. 
meint  freilich,  der  geringe  .\lkoholismus  bei  den  Negern  sei  —  eine  Folge  der 
geringeren  Entwickelung  der  Gehimheniisphären.  Bei  den  Ariern  wäre  es 
natürlich  sittlicher  Hochstand,  Der  wirkliche  Grund  liegt  wohl  darin,  dass 
den  Sklaven  der  Alkohol  nicht  erreichbar  war;  seitdem  die  Neger  in  den 
Slums  der  GrossLadte  mit  der  Schnapskultur  bekannt  gemacht  wurden,  werden 
sie  auch  hierin  Fortschritte  gemacht  haben. 

EIN  ebenfalls  in  diesen  Susaramdiang  gehöriger  Vorwurf  ist  der,  dass  der 
Neger  ein  Element  gefährlichster  politischer  Kormption  bilde.    Man  vergisst 

dabei  tnir,  dass  die  nnstreititc  wirklich  dagewesenen  Übelstände  der  ersten 
Jahre  nach  der  Finatizipation  vor  allem  auf  tlas  Konto  weisser  Geschäfts- 
politiker zu  setzen  waren,  die  sich  des  Negervotums  bemächtigten.  Eine  aktive 
Rolle  hat  der  Neger  auch  damals  nicht  gespielt  Seitdem  ist  bdcanntlich  durch 
Ii  stifte  Umgehung  der  Verfassungsbestimmungen  der  Neger  in  den  Südstaaten 
wirklich  seines  Wahlrechts  ganz  beraubt  worden.*)  .Selbst  in  überwiegend 
schwarzen  Gegenden,  sogar  wo  der  Neger  zum  Weissen  im  Verhältnis  von 
50  zu  1  steht,  hegt  doch  die  ganze  V  erwallung  in  Händen  der  Weissen.  HolTman, 
der  dies  anführt,  bemerkt  dazu,  dass  dies  wieder  eine  wesenflidie  Hemmung 
der  politischen  Erziehung  der  Neger  bewirkt  Tatsächlich  ist  dieser  Zustand, 

•)  Die  Ihir..io'svrrf.i>-^-:n^  verbietet  die  /uTiii  ksetj'inifj  von  R.is'irn  r<icr  Konfessionen,  (Iberl.lsst  aber 
contUge  W'ahlrc.  httlii'itimmiinmTi  tlcn  Ein/clstaalcn.  Man  li.it  also  \  cr<.i  fiic<Icne  liildungiiicnsu^arlCD 
»nfgertrllt.  <^o  inn<.s  i-utn  Itri^piel  der  Wähler  eine  Stelle  aus  der  Vcrf.nsnni;surkundc  lesen  und  crkhVetl 
kfinneo.  .Mit  welcher  WillkOr  dabei  vorseRanKen  wird,  hcwcist  der  Fall,  dass  ein  schwarzer  Kollcgc- 
profcütor  einst  wegen  nicht  genfigender  Inteipretation  abgewiesen  wnrde.  Die  Weiuen  aber  werden 
4«voa  doRb  Umw^  beinit  —  to  dnrck  di«  Groswattrklaituk  wonach  diejeoiK«a  keine  QulüUubeB 
oaicbnwdeeB  bnmdia!,  dem  VoiiüireB  vor  dem  ICricg  da«  WaMredit  beaeieea  habea.  Das  eind  «atSr- 
Ucfa  BW  die  Weinen. 
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der  nur  durch  dem  Geiste  der  Konstitution  widersprechende  Mittel,  teils  heuch- 
lerische List,  teils  offene  Gewalt,  erhalten  bleibt,  ein  Hauptelement  politischer 
Korruption.  Den  Herrschenden  lehrt  er  die  ungestraUe  Verhöhnung  des  Ge- 
setzes, <fie  Unterworfenea  erfüllt  er  mit  Nichtadittiiif  und  Hass  gegen  da» 
tti^erechte  Joch.  Die  Tatsache  der  dauernden  Herrschaft  einer  Minderheit 
über  die  Mehrheit  verletzt  tötlich  die  Prinzipien  der  Demokratie,  die  Achtung 
vor  dem  selbstgegcbenen  Gesetz  und  die  Möglichkeit  für  die  Minderheit,  auf 
eine  in  gesetzlicher  Weise  zu  vollbringende  Änderung  zu  hoffen.  So  ist  es 
nicht  das  Stinunredit  der  Neger,  sondern  nnd  es  gerade  die  Mittel  zu  seiner 
Ansserioraftsefarong,  die  zu  Ungesetzlichkeit,  Korruptioa  und  Heuchelei  führen. 
3.Der  Neger  in  der  Wirtschaft.  ' 

DIE  heftig^sten  Angriffe  werden  gegen  das  Verhalten  des  Negers  im  Wirt- 
schaftsleben gerichtet.  Seine  Faulheit,  sein  Leichtsinn  in  Lebensweise  und 
Erwerb  sollen  beweisen,  dass  er  zur  freien,  auf  Sdbstverantwortäcfakeit  ge- 
griadeten  Aftdt  nicht  taugt  nnd  besser  wieder  in  dn  mfreiet  Arbeitsverhilt- 
nia  gd>racht  werden  sollte.  Auch  hier  muss  noch  die  Nachwirkung  der  Sldavdi- 
zeit  in  Betracht  gezogen  werden.  Der  Sklave,  der  durch  keine  Arbeitsleistung 
stin  Los  verbessern  oder  auch  nur  sein  Alter  sicherstellen  konnte'),  den  keine 
yartwirtrt'  auf  Famifie  und  Kinder  nr  Sparsamkeit  reizte,  war  olFenlnr  psy- 
diologiacli  weniger  leiatungafihig,  als  der  weisse  frde  Arbeiter.  Unvemüttdt, 
ohne  wirtschaftliche  Erziehung  wurde  er  in  Frdheit  gesetzt.  Die  Reaktion 
g<^|en  die  verhasste  Zwangsarbeit  machte  sich  zunächst  in  einer  Abneigung 
gegen  jede  Art  anhaltender  Anstrengung  geltend.  Doch  in  wenigen  Jahren 
idioii  erwadite  das  wirtschaftliche  Beaaerungsstreben.  Eine  Sparbank  für  die 
Befreiten  wurde  von  Staats  Httgoi  gegründet,  die  alsbald  70000  Einleger  mit 
55  Millionen  Dollars  Depositen  zählte.  Im  Jahre  1874  ging  sie  durch  Schuld 
der  weissen  Direktoren  zu  gründe.  Der  Zusammenbruch  muss  ein  natio- 
nales Unglück  genannt  werden,  der  unglückliche  Neger  wurde  durch  den  Ver- 
lalt aeiner  mfihsdigen  ExBpamisic  pldtzlich  wieder  in  den  Ldditainn  der  Ver> 
zwdflang  zurückgmrfcn.  Bia  heute  soll  die\Nachwifkuiig  dieses  Erdgnissea 
nodi  merkbar  sein. 

TROTZ  alledem  ist  der  Neger  nicht  stehen  geblieben.  Hoffman  selbst  gibt 
viele  Daten,  die  das  konstante  Wachsen  des  Negervermögens  zeigen,  das  häufig 
an  Schndligkdt  die  Zunahme  des  Reichtums  der  Weissen  übertrifft.  Im  Jahre 
1899  hat  Präsident  Coundll  vom  Agpadtmid  and  Mtckamed  College  in  Ala- 
bama anf  Gnmd  des  ix.  Zensus  folgende  Angaben  zusammengestdlt: 

»Die  Wdssen  wie  die  Neffer  zählen  je  8  Unterstützungsbedürftige  auf  1000  Seden, 
während  64  rdche  Wdsse  auf  i  reichen  Neger  und  100  Weisse  «if  i  Neger  in  got- 
bezahlten  Stellungen  kommen.  Im  Dordischintt  des  ganzen  Landes  fiSkn  25  Neger 
auf  75  Wdsse,  die  ein  eigenes  Heim  besitzen;  das  Verhältnis  sollte  1:6  sein  (statt 

1:3)  879^  der  Negern  gehörigen  Häuser  sind  frd  von  Hypotheken;  bei  den 

Wdssen  rind  es  nur  71%  Von  Farmen,  die  Negern  gebficen,  sind  89%  schulden- 

frd,  von  den  Besitzungen  der  Weissen  nur  71%  41%  der  Neger  arbeiten  für  Lohn 

fegen  36%  der  Weissen  Der  Wert  der  Negerkirchen  ist  37  Millionen  Dollars,  die 

130000  Negerfarmen  werden  auf  400  Millionen  Dollars,  die  i  lyiooo  Negerhäuser 
auf  325  Millionen  und  das  bewegliche  Vermögen  auf  160  Millionen  gfcschätzt.  Sdt 
dem  Krieg  hat  der  Neger  10  Millionen  für  seine  eigene  Bildung  bdgetragcn.« 

n  inda  SfciiiiBiaitiiilHii  bcfolgttB  den  CnuidMtB,  die  Sklaven  durch  Azbeit  wlhrand  Jagend  and  Maine»' 
iMtt'wawmtMa,  dani^  keb  hobw  Aller  cneiehtea  vaA  ao  nicbt  rar  Lut  fidlen  koBatea. 

10 


üiyiiized  by  Google 


m 


FRIEDRICH  HERTZ  •  DIE  SCHWÄRZE  GEFAHR  IM  AMERIKA 


HOFFMAX  bringt  selbst  eine  Anzahl  j^ewichtig-er  Stimmen  vor,  die  dem 
Neger  als  Arbeiter  ein  vorzügliches  Zeugnis  ausstellen.  Wenn  er  Unter« 
nefamerldagen  darüber,  dass  der  Neger  anspruchsvoller  werde,  höher  bezahlte 
Arbeit  voniehe  tuid  dergleichen,  das  überwiegende  Gewicht  beilegt,  so  hat 

dies  mit  Objektivität  so  wenig  zu  tun,  wie  mit  Rasse.  Interessant  ist  fitie 
Enquete  des  Tradesman  von  1891,  an  der  sich  196  Unternehmer  beteiligten,  die 
7395  farbige  Arbeiter  beschäftigen;  978  davon  waren  qualifiziert.  27  Unter- 
nehmer ndt  1379  Negern  konnten  keinen  Unterschied  zwischen  der  Arbeitt- 
Idstuni^  von  N^;em  und  Wdsaen  finden.  35  mit  1441  Farbigen  bevorzugten 
Weisse,  49  mit  3214  Farbigen  Neger  als  Arbeiter.  Auf  die  Frage  Nimmt  der 
Arbeitswerl  des  Negers  zu?  antworteten  67  Untcniehmer  mit  2413  Farbigen 
nachdrücklich  mit  Ja,  43  mit  2279  mit  Nein,  15  mit  13Ö9  Hessen  die  Frage 
offen. 

DIE  Stellung,  die  sich  der  Neger  im  Wirtschaftsleben  erobert  hat,  erscheint 
\m\  IiciUnitciulcr.  je  mehr  wir  dio  Hindernisse  in  Betracht  ziehen.  Die 
soziale  Achtung  lastet  schwer  auf  seinen  Schultern.  Nicht  nur  die  feinen 
Leute  wollen  mit  dem  Farbigen  nicht  an  einem  Tisch  sitzen  oder  in  einem 
Tramwagen  fahren,  selbst  der  Afbeiter  will  nidit  mit  ihm  an  deradben  Kar 
schine  stehen.  Die  übergrosse  MdiraaU  der  Gewerkschaften  nimmt  Neger 
prinzipiell  nicht  auf  und  verwehrt  ihnen  so  den  Zutritt  zu  qualifizierten  Arbeits- 
stellen. Selbst  einzelne  Farbige  werden  m  der  Werkstatt  nicht  geduldet.") 
Der  gewöhnliche  Vorwand,  dass  der  Neger  ein  Lohndrücker  sei,  ist  offenbar 
tdricht,  denn  durdi  den  Aussdiluss  von  Organisation  und  vielen  Gewerben 
wird  er  dod/  erst  ge/v  ungen,  um  nicht  zu  veriiungem,  seine  Arbeitskraft 
billiger  anzubieten,  als  der  Weisse. 

4.  Ist  der  Neger  höherer  geistiger  Fnt  Wickelung  fähig? 
NATÜRLICH  wird  diese  Frage  von  den  Rassentheologen  energisch  verneint 
Schon  1834  sagte  der  geistrddie  Senator  John  C.  Calhoon  v(m  Sfidcarolina: 

»Wenn  ich  einen  Neger  finden  könnte,  der  die  gricchi<;che  Syntax  versteht,  so  würde 
ich  glauben,  dass  der  Neger  ein  menschliches  Wesen  ist,  das  wie  ein  Mensch  behandelt 
werden  muss.« 

Als  dieser  Ausspruch  getan  wurde,  war  es  im  Süden  noch  unter  den  schwersten 
Straten  (Auspeitschung,  CJefängnis  und  Geldbussen)  verboten,  einem  Farbigen 
auch  nur  Lesen  und  Schreiben  beizubringen  !•)  Heute  könnte  jener  Menschen- 
freund Tausende  von  Negern  Huden,  die  in  die  Geheininisse  der  griechischen  Syn- 
tax, ja,  in  viel  schwierigere  Gebiete  des  Geistes,  mit  grösstem  £rfolge  eingedrun- 
gen sind.  Schon  1871.  wenige  Jahre  nach  der  Befreiung,  beridlteten  die  Inspek- 
toren, die  von  Georgia  zur  Übenvachung  der  Prüfunfen  an  der  Univeraitit 
Atalanta  ernannt  waren:  . 

»Die  strengen  Prüfungen  in  Algebra,  Geometrie,  Latein  und  Griechisch  beweisen  ohne 
Möglichkeit  eines  Zweifels,  dass  dank  einem  sorgsamen  Lehrgang  und  emster  Arbeit 
zahlreiche  Mitgheder  der  afrikanischen  Rasse  einen  hohen  Grad  von  Geisteskultnr 
crreichoi  kSuien.  Sie  haben  gezeigt,  dass  de  verwiekdten  Problemen  der  Ifathe- 
madk  auf  den  Gnmri  kommen  und  die  KonstmktioD  sdiwieriger  Stellen  der  allen 

Klassiker  völlig  verstehen  können.« 

Seitdem  haben  die  hervorragendsten  Bildungsstätten  der  neuen  Welt,  ja  selbst 
manche  enropSischen  Universitäten,  Negern  durdi  Diplome  das  Zeugnis  geiat»* 

*)  Eine  «<>hi  beMichaendc  Geschichte  siehe  bei  Brousseao,  loc.  cit.,  pag.  '206. 
•)  Diu  eisniMa  G«s«ta««beitiauBaaKai  tiehe  bei  BroBMnu,  loc.  dt,  pai;;  ^ff. 
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ger  Vollreife  atisgestdlt   Man  kann  eine  Reihe  von  Namen  aufaählen,  die 

in  Wissenschaft,  Kunst  und  Politik  Bedeutendes  geleistet  hahcn  Vor 
allem  hat  auch  hier  die  Not  des  Volkes  edlen  Enthusiasmus  in  neuen  Pro- 
phetenseelea erweckt  tmd  vollwichtige  Typen  höchster  Menschlichkeit  ent- 
Btehen  lassen.  So  rang  sich  Frederick  Donglass  vom  Sklaven  empor,  für  alle 
Bildungsbetnühungen  zuerst  brutalen  MisshandJung^n  ausgesetzt,  qiiter  un- 
ermüdlicher Vorkämpfer  der  Befreiung  und  Hebung  seines  Stammes,  erfolg- 
reich in  hohen  Staatsstellungen  wirkend,  als  Redner,  Organisator,  Scliritfsteller 
voll  Giatu  und  Aufopferung.^*)  Als  er  starb,  gehörte  zu  den  bemerkens- 
wertesten Trauerkondgebungen»  dast  sich  die  Legislative  von  Nordcarolina, 
eines  früheren  Sklavenstaates,  vertagte,  die  noch  kurze  Zeit  vorher  ähnliche 
Vertaf!fiing^santräge  für  Washingfton  und  Lee  abgelehnt  hatte.  Von  Lebenden 
ist  Booker  T.  Washington  an  erster  Stelle  zu  nennen,  dessen  auch  deutsch  er- 
schienene Selbstbiographie*^)  ein  wunderbares  Bild  desi  ausserordentlichen 
Mannes  gibt 

NATÜRLICH  versudien  die  Rassentheoretiker  sich  der  Beweiskraft  dieser 
Falle  durch  ihre  charakteristisdie  Dreistigkeit  zu  überwinden.  So  wenden 
sie  ein,  die  beiden  Genannten  seien  nicht  echte  Neger,  sondern  Mulatten.**) 
Merkwürdig,  sonst  bildet  es  das  Hauptdogma  der  Sekte,  dass  der  Mulatte  daa 
axgste  Vcrinreclien  gegen  die  Natnr  sei,  daas  die  Ifiidiung  mweigerlich  kocpei^ 
Ucfaen,  geistigen  und  aittlidien  VerfaU  bemriDe.  Hier  aber  soll  plotilid)  das 
G^;enteil  gelten.  Übrigens  fehlen  auch  Beispiele  reinrassiger  Neger  von  her- 
vorragendster Intelh'genz  und  Sittlichkeit  nicht.  Dann  wieder  sollen  dies  Aus- 
nahmen sein,  die  ja  bekannthch  die  Regel  besfätigen,  die  grosse  schwarze  Masse 
soll  der  Dnnkdheit  geweiht  sein.  Man  stfitzt  dieses  grossartq^  Verdammungs- 
urteil  mit  den  paar  statistischen  Zahlen,  die  die  Verbreitimg  des  Analpha- 
betismus unter  den  Negern  zeigen.  Mögen  sie  doch  auch  den  Mut  haben,  die 
Schul fürsorge  einzugestehen,  die  man  den  schwarzen  Kindern  in  unserem 
Zeitalter  der  Humanität  widmet  Von  2,9  Millionen  schulreifen  Kindern 
waren  1898-1899  nur  1,5  Millionen  in  Schulr^stem  eingetragen,  und  nur 
969,011  waren  wirklich  regelmässige  Schulbesucher!  Also  kaum  ein  Drittel 
der  Kinder  kommt  heute  dazu,  die  kärgliche  Schulgelegenheit,  die  oft  5  Mo- 
nate im  Jahr  nicht  übersteigt,  auszunutzen !  Brousseau  schildert  eingehend 
den  Mangel  an  Schulen  und  Lehrern  und  obendrein  die  Feindseii^eit  der 
Weissen,  die  noch  vor  kurzem  jeden  Versndi,  den  Neger  geistig  zu  heben,  mit 
offener  Gewalt  verhinderten,  jetzt  aber  noch  häufig  mit  tficUsdier  Intrigua 
zu  vereiteln  streben.  Andererseits  arbeiten  die  vornehmsten  Enthusiasten 
beider  Farben  brüderlich  an  dem  ungeheuren  Werk  zusammen.  Neben  der  all- 
gemeinen Elementarbildung  ist  die  gewerbliche  Fachbildung  das  dringendste 
Erfonktots  der  lang  vemicWiHiglen  Rasse.  In  Han^lon,  Toskegee  und 
anderwärts  wird  die  Jugend  dem  neuen  sozialen  und  ethischen  Milieu  erzogen 
und  mit  aufrichtigem  Glauben  an  den  Segen  der  Arbeit  erfüllt.  Allen  voran 
ist  es  Booker  T.  Washington,  der  unermüdlich  den  Wert  ernster  und  beschei- 
dener Berufsarbeit  auf  Feld  und  in  der  Werkstatt  für  die  sittliche  Hebung 

»i  VaigL  F.  M.  HolUsd:  A^«brM  DMfiam  pXtm  YaA  1891/.  faMr  im  mmtrtum  F,  Ihmgkug 

•0  B.  T.  WaihinKton:  Vom  Stlaven  empor!   ^rlin  iqojf. 

■)  BekaonUich  war  feraer  Duma«  ein  Mulatte.   Auch  Puschkin  hatte  Ne^^erblut  in  sich. 
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teincs  Stamaies  predigt  und  mit  Naclidrnrk  die  Verlodcang  pditisdieii  Ehr» 

geizes  abwehrt. 

ALLES,  was  unparteiische  Betrachtung  festzustellen  vermag,  weist  auf  einen 
stetigen  Fortschritt  und  eine  noch  keineswegs  erschöpfte  Entwickelungsfäbig- 
Icdt  der  Rasse  Md.  Der  bekannte  Erzfaiachof  Ireland  sprach  skh  knrxlidi 
dahin  aus,  dass  der  von  den  Negern  Amerikas  gemadite  Fortsdiritt  während 

der  seit  Erlass  der  Emanzipationsproklamation  verstrichenen  vierzig  Jahre  bei- 
spiellos in  der  Weltgeschichte  sei:  kein  Volk  von  irgend  einer  Farbe  oder 
Rasse  habe  so  Grosses  geleistet,  und  er  sei  fest  überzeugt,  dass  in  den  nächsten 
vierzig  Jahren  dieser  Fortschritt  vervierfacht  werde. 

EINE  sehr  interessante  Parallele  zu  den  Vereinigten  Staaten  bildet  Jamaica, 
die  schwar::e  Insel,  wo  die  Neger  nicht,  wie  in  Nordamerika,  unter  Proletari- 
sierung und  Rassenhass  zu  leiden  haben,  sondern  durchwegs  Kleinbauern  sind. 
Hoifman  muss  selbst  den  bekannten  Ausspruch  des  vielgereisten  Fronde  5ber 
ihren  Zustand  anerkennen: 

»Die  Welt  enthält  keine  andere  Baticrnschaft,  dfe  SO  gut  Steb^  SO  gut  versorgt.  SO 
glücklich,  so  sanftmütig  und  zufrieden  ist.« 

Ein  neuerer  Beobachter,  Livingstone,  bestätigt  das  völlig: 

»Dies  also  ist  die  Rasse,  wie  sie  heute  existiert;  Im  gsnsen  ein  oiTenes,  ehrliches» 
anglisiertes  Volk  mit  keiner  Ahsonderlichkeit,  aiispcnommcn  eine  harmlose  Unwissen- 
heit und  Aberglaube.  Wenn  man  einen  Vergleich  mit  dem  zieht,  was  es  am  Beginn 
der  Periode  war.  so  muss  man  staunen  über  den  wimdcrbarcn  Fortschritt  Und  wo 
steter  Fortschritt  in  der  Vergangenheit,  da  ist  unendliche  Hoffnung  für  die  Zukunft^ 

Sein  Endurteil  über  den  N^er  lautet: 

>Das  Material  beweist  hinreichend,  dass  er  kein  Endpunkt  unter  den  Entwickelungen 
der  höheren  Arten  ist,  sondern  im  Grunde  gleich  mit  dem  weissen 
Mann.  Er  besitzt  alle  Fähi|^eitcn,  die  dieser  entwickelt  hat,  in  der  Anlage  so  wie 
jener  die  Spuren  aufweist,  die  ihn  auf  die  Stufe  der  VHIdheit  herdiriehcn  ki5nncnd« 

Was  die  letate  Bemerkung  betrifft,  so  hat  ja  der  Rassenkampf  in  der  grossen 
Republik  traurige  in  Fülle  geliefert. 

DIE  geistige  Assimilation  wird  begleitet  von  einer  physischen.  Livingstone 
berichtet  eingehend,  dass  in  Jamaica  die  geistige  Hebung  den  Gesichtsausdruck 
vereddt  und  dem  kaukasischen  gttw  nahe  gdwadtt  hat.  Die  schiefen  Profüe^ 
die  wulstigen  Lippen  tmd  PlattnaMn  verschwinden,  immer  mehr  tritt  ein  aus- 
gesprochen adlemasiger  kaukasicher  Typus  hervor : 

»Es  ist  die  schottische  und  englische  Form  des  Gesichts  und  des  Gehabens,  die  ent- 
wickelt wird,  gerade  so,  wie  es  in  Haiti  zweifellos  die  französische  ist.  Ein  scharfer 
Beobachter  wird  fast  im  stände  sein,  zu  bestimmen,  oh  Leute  von  Preshyterianern  oder 
Methodisten  erzogen  wurden,  so  anpassungsfähig  ist  dieses  jagendliche  Volk  in  Bezug 
auf  Rrimng  und  Giarakter  seiner  Umgebung.  Audi  die  Haut  ist  von  feinerer  und 
weicherer  Bildung,  und  unter  der  Jugend  siÄt  man  oft  TjTpen,  die,  WCnU  wdsB,  fuT 
aussergewöhnlich  hübsch  gehalten  würden. t 

Dieselbe  Erscheinung  ist  auch  in  Nordamerika  zu  beubachten.  Eine  gute  Ge- 
legenheit bietet  eine  Sammlung  von  Porträts  von  Negerjoumalisten.^)  Ab- 
gesehen von  der  Farbe  sollte  man  oft  nicht  g^laubcn,  etwas  anderes,  als  echte 
arische  Europäer^vor  sich  zu  haben.  Sogar  das  Berufsgssicht  des  Journalisten 

ist  merkbar. 

DIE  kulturelle  Annäherung  dtu-ch  innere  Arbeit  ist  der  einzige  sichere  Weg 
aur  L&sung  der  Negerfrage.    Wir  haben  gesehen,  dass  sie  eine  wesentUcfa 

n)  Vtq^  J.  GkrUnd  Peoa:  71k#  afro-ameriean  preis  and  Us  läitors  /^pringfield  1S91/. 
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ans  sozialen  und  hittorischen  Momenten  entspringende  ÜbergangseradieiiMiqg 

ist.  Unfähigkeit  zum  sozialen  Begreifen  und  Rasscnglauben  Stehen  stets  im 
engsten  Wechselverhältnis.    Treffend  sagt  Münsterberg: 

•Der  Plantagenbesttzer  ladet  seinen  weissen  Arbeiter  d>ensowenig  zu  Tisch  ein,  wie 
den  schwarzen,  und  wenn  der  südliche  Weisse  heute  jedem,  der  säne  Vorurteile  be» 
kämpfen  will,  sofort  höhnisch  flas  Schlagwort  entgegenwirft:  würdest  du  deine 
Schwester  einem  Sdiwafzen  znr  Frau  geben?,  so  vergisst  er,  dass  der  Gefragte  seine 

Schwester  vermutlich  auch  neun  Zehnteln  der  Weissen  nicht  zur  Frau  geben  würde.«") 

EINE  eingehendere  Betrachtung^*)  zeigt,  dass  dem  Rasscnglauben  überall 
missverstandene  soziale  Elemente  zu  gründe  liegen,  deren  Aufhellung  im  Inter- 
esse des  Friedens  unter  den  Völkern,  des  sozialen  Fortschrittes  zu  Hause  und 
der  ethischen  Entwidcehm;  des  Individurnns  eine  dringende  Aufgabe  bildet 
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an  erweist  einer  neuen  Theorie  keinen  guten  Dienst,  wenn  man 
ihre  Tragweite  übertreibt  und  ihr  grössere  Leistungsfähigkeit 
zuschreibt,  als  ihr  tatsächlich  zukommt.  Damit  erleichtert  man 
ihren  Gegnern^  sie  tu  diskreditieren,  indem  sie  den  Anschein  er- 
wecken  können,  sie  hätten  die  selbe  widerlegt,  während  rie  doch 
nur  ihre  unkorrekte  Auffassung  widerlegt  haben. 

SO  erging  es  zum  Beipiel  dem  Darwinismus.  Der  Nachweis  von  der 
Umwandelbarkeit  respektive  Vervollkommnung  der  Arten  auf  dem  Wege  natBr- 
Udler  Zuchtwahl  ist  sein  grosses  imd  unsterbliches  Verdienst  Misn  hat  aber 
vidfach  ausposaunt,  mit  ihm  wären  auch  die  Rätsel  der  Teleologie  gdost,  ^ 
zweckmässige  Struktur  der  Organismen  erkläre  sich  restlos  aus  dem  Über- 
leben der  Individuen,  welche  —  zufällig!  —  Qualitäten  erworben  haben,  die 
Unier  Erhaltung  zuträglicher  sind.  Das  mit  dner  Fülle  von  Material  an  wider- 
Iqfen,  war  der  faibdc^ubigen  Tendenz  wie  der  wissenachaftUdien  Skepsis 
nicht  schwer.  Die  heutige  Biologie  hat  jene  Übertreibung  aii|g^d>en»  wodurch 
die  Reputation  der  Descendcnzlehre  nur  gewonnen  hat. 

DEM  historischen  Materialismus  ging  es  ähnlich.  Manchen  £pi' 
gonen  von  Marx  genügte  es  nicht,  dass  die  emtnente  Leadtdoraft  £esmr  Theorie, 
die  ideoktgisdien  Ndid  dorchdrii^end  nnd  anflSsend,  die  vtfborgenen  Trieb- 
federn der  geschichtlichen  Erscheinungen  und  Prozesse  aufgehellt  und  damit 
auch  das  klare  Verständnis  der  heutigen  Klassenkämpfe  erschlossen  hat; 
sie  sollte  auch  die  metaphysischen  Probleme  gelöst  und  das  Verhältnis  von 
Geist  tmd  Materie  überhaupt  ergründet,  ja  sogar  das  Fundament  IQr  dne 
neue  Erkenntnistheorie  gelegt  haben,  dne  proUtarischt,  wie  kfiralich  ein  Ge- 
nosse aus  Holland  schrieb,  der  den  sozialen  Klassendualismus,  der  sich 
allerdings  auch  in  der  Wissenschaft  spiegelt,  soweit  sie  mit  demselben  zu- 
sammenhängt, auf  alle  menschlichen  Dinge  —  am  Ende  wohl  auch  auf 
die  Natur  und  den  MakroInMmM  —  sich  erstrecken  an  lassen  scheint;  wobd 


II)  TcfgL  Hugo  Maaiterbsrg:  Dk  Atmtirikaiur  /Berlin  1904/,  L  B<L,  pag.  aSa 

A«f  braitmr  Gmadlac«  tebe  ich  «be  ral^  in  ndaan  JAdicrsM  Rütmdkmrkm  /Win  1901/ 
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man  an  den  katholischen  Heng?t  erinnert  wird,  der  keine  protestantischen 
Stuten  decken  durfte.  Obgleich  in  der  sozialistischen  Literatur  und  Presse 
von  klardenkenden  Genossen  schon  mehrfach  dargelegt  wurde,  dass  der  marxi- 
stisch« Materialisnuit  lediglich  eme  historische  und  sosiologische  Theorie  sein* 
die  Entwickdimgsgesetze  der  menschUchen  Gesellschaft  aafklären  wiU,  aber 
Anthropologie  und  Kosmologie  ihre  eigenen  Wege  gehen  lässt,  ebenso  wie  zum 
Beispiel  Physik  und  Mechanik,  Physiologie  und  Medizin,  wird  immer  und 
immer  wieder  von  parteigenössi sehen  Publizisten  —  und  zwar  nicht  bloss 
mmanm  gemiium  —  diese  Theorie  durch  jene  irrige  Auffassung  kompromittiert; 
worauf  es  hauptsächlich  zurückzuführen  ist,  dass  dem  historischen  Ifaterialift- 
mus  in  unseren  eij^encn  Reihen  manche  Gegnerschaft  erstanden  ist. 
ES  ergeht  dem  historischen  Materialismus  ähtilirh,  wie  früher  lange  Zeit  der 
^kulativcn  Philosophie,  in  der  man  auch  den  iiauptschlüssel  zu  allen  Rätseln 
des  Seins  und  'Vierdens  zu  besitzen  glaubte,  wahrend  doch  das  weite  Reich  des 
Empirischen  nur  auf  dem  Wege  exakter  Forschung,  mittels  Beobachtung  und 
Experiment,  immer  mehr  ergründet  werden  kann. 

VERWANDT  mit  jenem  Irrtum  ist  ein  anderer,  der  in  unserer  Literatur  und 
Presse  schon  seit  lange  herumspukt,  aber  kaum  jemals  mit  solcher  Bestimmt- 
heit, man  kann  wohl  sagen:  in  so  herausfordernder  Weise^  ausgesprodien  ward, 
kürzlich  in  einem  Jubiläumsartikel  über  Lodce.^)  Da  wird  klipp  und  klar 
der  Philosophie  jede  Eigenbewegung  abgesprochen,  ihre  Bedeutung  als  selb- 
ständige Wissenschaft  geleugnet  und  kühn  behauptet:  »Die  Philosophie 
ist  eine  ideologische  Begleiterscheinung  der  Klassen- 
kämpfe, eine  der  ideologischen  Formen,  in  denen  die  Menschen  sich  dieAür 
Kampfe  bejwttsst  werden  und  sie  ausfechten.  Es  hat  keine  Philosophie 
gegeben,  solange  es  keine  Klassengegensätze  gab,  und 
sobald  die  Klassengegensätze  beseitigt  sein  werden, 
wird  es  keine  Philosophie  im  historischen  Sinne  des 
Worts  mehr  geben.  Erst  aus  der  Geschidite  der  Klassenkampfe  fillt  das 
scheidende  und  sondernde  Licht  in  die  scheinbar  unübersehbare  Wirrnis  der 
philosophischen  Systeme  .  .  .«  Danach  wird  denn  Lockes  Erkenntnislehre,  sein 
Sensualismus,  beurteilt  und  dieser  Philosoph  als  »der  klassische  Typ  des  eng- 
lischen Bouigeois  um  die  Wende  des  XVII.  zum  XVIII.  Jahrhunderte  bezddi- 
net  Als  pikante  Zugabe  wird  nebenher  das  übliche  »Geflenne  .  .  .  über  deA 
Märtyrertod  des  S  o  k  r  a  t  e  s«  verspottet  und  <fie  Hinrichtung  des  glorreichen 
Tberwinders  der  athenischen  Korruptionszungendrescherei  und  Spitzbuben- 
philosophie  (der  Sophistik)  und  Vaters  der  ehrlichen  Denkmetliode  ver- 
teidigt, gerechtfertigt,  verherrlicht 

ITEM:  Alle  Philosophie  ist  nichts  als  der  geistige  Niederschlag  des  jeweiligen 

Klassenkampfs  und  trägt  seine  Livree.  Ein  vom  Klassenkampf  unabhängiges 
Denken  über  die  Probleme  des  Seins,  Werdens  und  Vergehens,  über  das  Ver- 
hältnis von  Geist  und  Körper,  über  die  vielen  psychologisdien  Probleme,  über 
das  Fundamentalproblem  der  Erkenntnis  gibt  es  nicht  Der  Klassenkampf 
prägt  allem  philosophischen  Forschen  seinen  Stempel  auf  und  zwingt  es  in  dat 
Joch  der  Interessen.  Der  Klassenkampf  spielt  in  dieser  schnurrip;en  Meinung 
eine  Rolle,  wie  in  der  Mythologie  der  Parsen  der  die  ganze  Welt  beherrschende 
Kampf  zwischen  Ormuzd  und  Ahriman.  Man  muss  sich  wundern,  dass  nicht 
0  JWkM  £«dto  im  dv  JVriMK  ZtU,  11)04-1905,  I.  Bd.,  pag.  la«  £ 
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auch  die  mathematischen  Lehrsätze  des  Euklid  als  ideologische  Begleiterschei- 
nung des  Klassenkampfes  erklärt  werden.  Indes,  das  kommt  vielleicht  noch, 
ES  tat  sicherlich  mcht  zu  bestrriten»  dass  die  Klasseng^ensitze  tmd  KlMaen- 
lömpfe  auch  in  der  Philosophie  sich  geltend  gemacht  haben.  Aber  Philosophie 
und  Philosophie  ist  zweierlei.  Auf  die  praktische  Philosophie,  die  Ethik, 
welche  die  Normen  des  Wollens  und  Handelns  aufstellt,  haben  ganz  gewiss 
die  Klassenverhältnisse  mehr  oder  weniger  Einfluss^  geübt,  sofern  manche  Phi- 
loaophen  ^  aber  dardiaiis  mdit  allel  dstbei  nicht  interessdos  verfahren 
sind,  die  ethischen  Gesetze  nicht  aus  rein  anthropologischen  Prämissen  ab- 
geleitet haben,  sondern  bewusst  oder  unbewusst  si6h  von  Klassentendenzen  be- 
einflussen Hessen.  Wir  wollen  sogar  einräumen,  dass  einzelne  dieser  Philo- 
sophen auch  ihr  metaphysisches  System  so  zugestutzt  haben  mögen,  dass  es 
ihrer  lendensiosen  EtÜk  in  den  Kram  gepasst  hat.  Im  allgemeinen  aber  sind 
£e  Untersuchungen  über  das  Wesen  und  die  Gesetze  des  Denkens,  sowie  über 
die  sonstigen  Probleme  der  theoretischen  Philosophie  —  soweit  nicht  der  kirch- 
liche Fanatismus  sie  einzuengen  vermochte  —  vom  Klassenkampf  so  unab- 
hängig, wie  der  Pythagoräische  Lehrsatz  oder  das  Newtonsche  Fallgesetz. 
Es  ist  zum  Bei^d  znzngdben,  dass  der  Schopenhanersche  Pessimismus  die 
kapitalistischen  Zeit  Verhältnisse  widerspiegelt ;  was  in  aller  Welt  hat  aber  seine 
Metaphysik,  wonach  der  Weltwille  das  Absolute  sei,  mit  Klassenkampf  zu  tun? 
Wie  will  man  die  spinozistische  Substanz-  und  Erkenntnislehre  aus  dem  Klassen- 
kampf ableiten,  als  dessen  ideologische  Begleiterscheinung,  es  sei  denn  mit 
aophistisdier  WortsdiarnnsdiUgerei ! 

MARX,  der  beicanntlich  einmal  gesagt  hat:  »Moi,  je  ne  suis  pas  marxistec» 
würde  diese  famose  Klassenkampfsteckenpferdreiterei,  die  in  alles  und  jedes 
den  Klassenkampf  hineinzerrt,  gründlich  von  seinen  Rockschössen  abschütteln. 
Dam  Marz  bat  aidit  allehai  von  Phiknophie  etwa»  verstanden,  er  war  nicht 
allein  dn  eminent  philoaqphisdier  Slopf»  er  hat  auch  seine  Tlieorie  nidit  als 
mystisches  Weltgesetz  gddirt,  als  welches  sie  in  den  Hirnen  mancher  Epigonen 
zu  figurieren  scheint  —  worauf  auch  ihr  Lieblingsausdruck  historische  Dia- 
lektik deutet  —  sondern  auf  Grund  der  philosophischen  wie  erfahrungsmässigen 
Erkenntnis,  dass  der  auf  den  Besitz  materidler  Gfiter  angewiesene  Selbsler« 
halttmgstriefa^  als  der  stärste  tmter  allen  Affdcten,  in  der  Geschichte  wie  im 
Leben  die  erste  Violine  spielt,  dem  sich  hei  den  meisten  Menschen  alle  übrigen 
Triebe  unterordnen  und  anpassen.  Keineswegs  aber  hat  er  die  Selbständigkeit 
der  vielen  anderen  menschlichen  Triebe  und  Funktionen,  soweit  sie  mit  dem 
Sdbsteriialtungstrieb  nicht  in  Konflikt  geraten,  irgendwie  geleugnet  Das 
ist  ausdrücklich  von  Engels  in  zwei  Briefen  aus  den  Jahren  1890  und  1894 
bezeugt,  die  im  Sozialistischen  Akademiker  von  1895  veröffentlicht  sind;  da 
heisst  es  in  dem  einen :  »Es  ist  .  .  .  leider  nur  zu  häufig,  dass  man  glaubt, 
eine  neue  Theorie  vollkommen  verstanden  zu  haben  und  ohne  weiteres  hand- 
haben zu  kSnnen,  sobald  man  die  Haupts&tze  sich  angeeignet  hat,  und  das 
auch  nicht  immer  riditig.  Und  diesen  Vorwurf  kann  ich  manchem  der  neueren 
Marxisten  nicht  erklären,  und  es  ist  dann  auch  wunderbares  Zeug  gddstet 
worden.«') 

*)  Vagi,  den  Brief  Friedrich  Engels'  aa  J.  Bloch  vom  :i.  ücptcmber  1890»  wieder  abgedruckt  in  den 
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MAX  BAGINSKI  GERHART  HAUPTMANN  UNTER  DEN 
SCHLESISCHEN  WEBERN 

MNN  ich  in  der  illustrierten  Ausgabe  von  HanneU  das  letzte 
Vollbild    betradite,    den  Todesengel   mit  iiiidttididfins^idiem 

\ntlit2,  über  den  hinwegschreitend  Hannele  in  das  Reich  der 
Scliüiificit  eingeht,  habe  ich  die  Empfindung:  das  ist  Gerhart 
Hauptmann,  so  ist  seine  innere  reiche  W^elt  beschaffen.  Unter 
dem  Ernst  der  Lebensschwere  und  Todesgewisshcit  reifste  Süsse,  gekeltert  aus 
den  zarten  Verborgenhdten,  Feiitheiten  der  Iflenadienaeele.  In  dem  Bilde 
liegt  Vergänglichkeit,  Endlichkeit»  doch  auch  Anfblick,  Neuformung,  Neuland. 
Von  Gcrhart  Hauptmann  könnte  gesagt  werden,  er  habe  in  seiner  Kunst  dem 
Wort  Menschenliebe,  das  in  diesen  'Zeitlauften  mit  verdächtigen  Augen, 
wie  ein  schlechter  Schilling,  angesehen  wird^  eine  neue  Prägung  gegeben, 
deren  Echtheit  und  symbolische  Tiefe  das  Hers  ergreift  Aus  seinen  Bfichem 
ist  mehr  Leben,  als  Literatur,  zu  schöpfen.  Eine  Wesensähnlichkeit  mit 
Tolstoj  würde  hervortreten,  staube  ich,  wenn  Hauptmann  eine  Kämpfer» 
natur  wäre. 

ICH  bin  dem  Dichter  unter  den  Webern  des  Eulengebirges  begegnA,  in  den 
Bextricen  krassester  Mensdunnot  Im  Februar  1893  in  Langenbielau,  dem 
grossen  schlesischen  Weberdorf,  wo  idi  als  Redakteur  des  PrtMariers  aus 

dem  Eulengebirge  tätig  war.  Eines  Abends,  nach  Rückkehr  von  einer  Reise, 
erzählte  mir  August  Kühn,  jetzt  Reichstagsabgcordnolcr  für  den  Kreis  Rei- 
chenbach-Neurode,  ein  hochgewachsener,  schwarz  gekleideter  Herr  habe  sich 
ihm  am  Nadunittag  vorgestellt,  atich  naiA  nur  gefragt.  Der  Name  des 
Fremden  war  Gerhart  Hauptmann.  Es  habe  den  Anschein,  als  wolle  er  die 
.Verhältnisse  der  Webergegend  kennen  lernen.  Der  Besucher  hatte  im  Preu- 
ssischen  Hof  Wohninig  genommen,  noch  am  selben  Abend  traf  ich  ihn  dort  in 
der  Gaststube.  Mit  gespannter  freudiger  Erwartung.  Denn  der  Name  Gcr- 
ÜMirf  Hiw^fiiMHMi  sdiien  an  jener  Zeit  dne  Lostmg  au  entiiahen,  einen  Kriqjs- 
ruf  nicht  nur  gegen  die  damaligen,  wenig  imposanten  Literaturthrönchen, 
sondern  auch  gegen  soziale  Bcdrückimg,  Vorurteile  und  Moralverkrüppelung. 
Hauptmanns  dramatisches  Erstlingswerk  Vor  Sonnenaufgang  war  erschienen, 
von  der  Freien  Bühne  in  Berlin  aufgeführt  worden  und  hatte  wie  Sprengstoff 
gewiridi.  Eine  Oberschwennmcng  von  feindlichen,  bösartigen  IQratiken  er> 
goss  sich  darüber.  Die  literarischen  Zünftler  imd  Machenschaftler  konnten 
ja  nicht  wissen,  dass  solches  Zeug  eine  Zukunft,  im  Buchhandel,  auf  der  Bühne 
Erfolg  haben  würde?  Dieser  später  wohl  sehr  bedauerte  Mangel  an  Voraus- 
sicht, verführte  sie  dazu,  gegen  die  neue  Richtung  mit  den  widerwärtigsten 
Aigumenten  zu  kämpfen.  Wer  jetzt  in  Bertiner  Blättern  Resenskmen  Haapt- 
mannscher  Stücke  liest,  vermisst  darin  weder  Bewunderung  vor  der  Gestal- 
tungskraft des  Dichters,  noch  hochachtungsvollsten  Respekt  vor  dem  Men- 
schen. Damals  schrieb  eine  führende  Zeitung,  von  einem  Individuum,  das,  wie 
Hauptmann,  eine  ausgesprochene  Verbrecherphysiognomie  habe,  könne  man 
kaum  andere,  als  schmutzig!^  anstössige  Sadien  erwarten.  Solche  titerarisdien 
Wqpdagerden  liessen  doppdte  Freude  darüber  empfinden,  dasa  mit  HaapV 
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mann  einige  trefTIfch  bewaffnete  Streiter  waren.  Darunter  der  bejahrte 
Fontane  mit  seiner  Ruiie  und  feinen  Sachlichkeit 

DER  Etndmckf  den  idi  beim  ersten  Znsainnientr^ien  mit  Haufytmann  enp* 
Sag,  war  etwa  dieser:  Kein  Mann  des  leichten  geiellscfaaftitdien  Verkdirs. 

Diskret,  fut  adieu,  schweigsam.  Versunkener,  schwerer  Träumer,  dabei  doch 
nicht  irre  zu  führender  Beobachter  des  Menschlichen  und  Allzumenscfalidien. 

Nicht  Goethe,  eher  Hölderlin. 

DIE  Gaststube  im  Preussischen  Hof  wies  an  diesem  Abend  viele  leere  BSnlce 
und  Tische  auf.  Der  Wirt  hatte  rddUidi  Zeit»  fiber  die  Massion  des  fremden 

Herrn  im  Weberdistrikt  nachzugrübeln.  Wie  ich  am  nächsten  Morgen  wahr- 
nahm, hatte  er  sich  dafür  entschieden,  Hauptmann  müsse  irgend  ein  Regie- 
rungsbeamter sein,  entsandt,  den  Notstand  der  Weber  zu  untersuchen.  Nur 
war  es  auf fallen<t  dass  der  Mann  sidi  dann  mit  doi  i?olM  einliess»  die  dodi, 
so  stand  im  Kreisblatt  zu  lesen,  aus  Gründen  ihrer  Verhetsuiqfqwlitik  die 
Not  stets  unerhört  übertriel)en  schilderten. 

OB  das  Weberelcnd  diesen  Winter  so  gross  sei,  dass  eine  offizielle  Unter- 
suchung für  notwendig  befunden  werden  müsse,  darüber  war  seit  Wochen  viel 
geredet  und  gesdirieben  worden.  Audi  die  Staatsanwaltschaft  nahm  in  ihrer 
Weise  aktiv  Stellung.  Sie  beantwortete  die  Kritik,  welche  unser  Blatt,  der 
Proletarier,  an  den  Zuständen,  an  den  Profiterschindungsmethodcn  der  Fa- 
brikanten übte,  mit  einer  Reihe  von  Anklagen  wegen  Pressvergehen,  deren 
Gfundtext  in  der  Regel  lautete,  es  sei  an  sich  schon  ein  gewagtes  Unter- 
fangen, eine  Bev61kertmg  aufsurdaen,  in  diesem  Falle  sd  das  aber  nbdi  ver* 
werflicher,  sträflicher,  weil  die  Notlage  der  Weber  die  Gefahren,  die  soldie 
Schreibart  in  sich  berge,  verdoppele.  Die  Webemot  war  damit  offiziell, 
aktenkundig  festgestellt,  doch  gerade  deswegen  sollte  sie  nicht  attackiert 
werden.  Genügt  es  nicht,  wenn  so  etwas  in  den  Akten  steht? 
MIT  Hauptmann  wurden  gemdnsame  Strdfafige  in  die  Hauswebenfeddungen 
verabredet  In  Langenbielau  ist  schon  die  besser  besahlte,  geregeltere  Fabrik* 
Weberei  überwiegend.  Das  Elend  ist  nicht  so  grenzenlos  und  hoffnungslos,  so 
von  allen  Wegen  abgeschnitten,  wie  in  den  Hausweberhütten.  In  diesen  war 
die  Not  entsetzlich.  Die  nächsten  Tage  enthüllten  «dem  Auge  des  Didifcers 
GranenvoIIes.  Die  Gestalten  der  Banmann,  Ansorge,  Hilse  wurden  Idjendig. 
Die  stille  Anklage  auf  den  Lippen,  schoben  sie  sich  vor  das  Auge,  grei&u. 
und  man  hätte  doch  so  herzlich  gern  geglaiibt,  es  bloss  mit  Phantomen  zu 
tun  zu  haben.  Sie  lebten,  aber  wie,  das  war  das  unsere  ganze  Kultur  Be- 
schämende. In  den  im  Sdraee  stfcfcifiiden  Hätten^  deren  sdmeefrder  oberer 
Teil  Ahnlidikdt  mit  w^epllegten,  verfallenden  Grabhügeln  hatte,  grinsten 
auch  jetzt  noch,  im  Zeichen  staatlicher  Fürsorge,  aus  allen  Winkeln  die  Ver- 
zweiflung, der  Hunger  des  historischen  Notstands jahres  1844.  Hier,  in  kleinen 
Tälern,  auch  Anhöhen,  verstreu^  brdtete  sich  dn  Stück  Produktion  aus,  au 
vrddiem  jeder  tedunsdie^  industridle  Pörtsdiritt  vorQbetgedlt  war,  wie  an 
eiiwm  verflnditen,  spukhaften  Ort  Und  trotxdem,  (fie  hier  mdur  starben,  ab 
lebten,  sollten  mit  der  modernen  Grossindustrie  konkurrieren! 
DER  Dichter  trat  in  diese  Behausungen  weder  als  ein  kühler  Beobachter,  noch 
sAs  ein  Samariter  dn.  Der  Mensch  kam  zum  Menschen.  Kein  Herabsteigen 
zum  armen  Lasams.  Auf  diesem  Vftge,  so  sdiien  es  mir,  schritt  Hauptmann 
aidierer  einher,  als  auf  den  Wegen  des  konventionellen  Verkdirs. 
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STF.INSEIFERSDORF,  hinter  Peterswaldau  gelegen.  Über  eine  kahle 
Schnceflache  versprengte  schadhafte  Hütten  aus  Lehm,  Reisig,  Brettern. 
Nichts  Lebendiges  zu  sehen.  Kein  Hund,  keine  Katze,  kein  Sperling.  Selten, 
^8  aus  dnem  Rauchloch  «if  den  adiiefen  Dicbern  dfinner  Ranch  aufsteigt. 
Geheizte  Wohnräume  gdioren  in  «fiesem  Landstrich  zu  den  sdiwer  zu  er- 
ringenden Kostbarkeiten,  tind  was  für  eine  Mahlzeit  sollte  man  wohl  aus 
nichts  zubereiten  können.  In  diese  rechts  von  der  Fahrstrasse  abliegende 
Hütte  wollen  wir  eintreten.  Ein  geschaufelter  oder  ausgetretener  Schnee- 
pfad ffihrt  nicht  tu  ihr,  die  Fasse  nrassen  sidi  durch  den  Sdinee  sdbst  den 
bahnen.  Atmen  da  drinnen  überhaupt  Menschen?  Das  vom  Wetter 
zerzauste,  geduckte  Hüttchen  scheint  keinem  Windstoss  mehr  standhalten  zu 
können.  Die  paar  verfaulten  schiefen  Holzstufen,  die  zum  Eingang  führen, 
drohen  unter  den  Tritten  vollends  zusammenzubrechen.  Auf  unser  Klopfen 
antwortet  von  innen  kein  Laut  Noch  einmal  fddopit,  stärker,  als  voüier. 
Jetzt  schlürft  etwas  langsam  dem  Eingang  zu.  Ein  grober  Holzriegel,  in 
dieser  Form  nur  noch  an  altmodischen  Scheunen-  und  Stalltüren  zu  finden, 
wird  zurückgeschoben.  Es  zeigt  sich  ein  menschliches  Antlitz,  dessen  Aus- 
druck der  eines  wunden,  furchtsamen  Tieres  ist  Wie  ein  aufgesdieuchter 
Missetäter  starrt  der  Öffnende  die  Eindringlinge  dumpf  an.  Kein  Hoffinmgs- 
sdiimmer  belebt  des  Gesicht  Der  Mann  hat  es  wohl  schon  läng^  aufg^eben, 
von  seinen  Mitmenschen  eine  Linderung  seiner  Not  zu  erwarten.  Sein  Ver- 
halten zeigt  nicht  das  geringste  Zutrauen  zu  dem  Jahrhundert  der  Humani- 
tät Die  Gestalt  ist  in  Lumpen  gehüllt  Und  was  für  Lumpen !  Nicht  Stromer- 
lumpen,  die  im  Chansseegraben  im  AugenUick  gewediselt  werden.  Es  «sind 
ewige  Lumpen,  sie  scheinen  verwachsen  mit  der  vrin  ihnen  bedeckten  Haut. 
Ekelerregende,  einzige  Hülle,  die  nicht  fortgcworfen  werden  darf.  Der 
ungefähr  fünfzig  Jahre  alte  Mann  .spricht  nicht.  Er  führt  uns  den  schmutzig- 
grauen kalten  Hausgang  entlang,  tappt  nach  einer  Tür  und  st5sst  sie  auf. 
Man  aidit  einen  Webstuhl,  auf  dessen  Sitzbrett  eine  zusammengedrückte 
Frauengestalt,  einen  kalten  Herd,  vier  schmutzige  Wiinde,  von  denen  Wasser 
tropft,  an  einer  entlang  einen  Bettkasten  mit  ein  paar  weiteren  Lumpen,  die 
das  fehlende  Bettzeug  ersetzen  sollen.  Sonst  erspäht  das  Auge  nichts  in 
dem  Raum.  Der  Mann  murmelt  etwas  zu  der  auf  dem  Brett  des  Marterstuhls 
sitzenden  Frau.  Sie  richtet  sich  auf.  Beide  haben  rote,  entzündete  Augen, 
aus  denen  mit  der  gleichen  Monotonie,  wie  von  den  Wänden,  unaufhörlich 
Wasser  läuft.  Die  beiden  sind  über  das  laute  Klagen  hinaus.  Hauptmann 
beginnt  zu  sprechen,  zögernd,  beklommen  von  so  viel  Jammer.  Er  lockt 
wenige  rauhe  Atisserungen  hervor.  Es  ist  sdion  lange  her,  dass  die  letzte 
fertige  Webe  abgeliefert  wurde,  nichts  Essbares,  nichts  Brennbares  im  Haus. 
Kein  Brot,  kein  Mahl,  keine  Kartoffeln,  weder  Holz  noch  Kohle.  Dabei 
sehen  uns  Frau  und  Mann  scheu  an  mit  den  schmerzenden  Augen,  wie  Übel- 
täter, die  strengen  Tadel  oder  Strafe  zu  erwarten  haben.  Hauptmann  gibt 
der  Frau  Geld;  der  Gedanke,  von  dieser  Stätte  fortzugdien,  ohne  wenigstens 
für  die  nächsten  Tage  die  Mittel  zur  Besdiaffung  von  Brot  zu  hinteriassen, 
ist  Qual,  ganz  unerträglich. 

AN  einer  Wegverbreiterung  li^  der  Dorfkrug.  Der  Kutscher  hat  da  Station 
gemacht  Die  Gaststube  weist  wenig  Beh^chkdt  auf,  die  "Vl^rtslettte  sehen 
herabgdcommen  tmd  missmutig  aus.  Kein  Geschäft  Die  Wirte  in  den  grossen 
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Fabrikdörfern  haben  es  bester.  Sie  können  Herrenstuben  anlegen,  es  kommen 
Buchhalter,  Lehrer,  Aufseher  zu  ihnen.  Hier  in  Steinseifersdorf  sei  man  auf 
die  Weber  angewiesen;  davon  sich  ordentlich  satt  zu  essen,  sei  unmöglich,  im 
Winter  erst  gamichu  Die  ^A/Srtin  bemerk^  im  benachbarten  Kaschbach 
ad  das  Elend  noch  grSster.  Dahin  woUen  wir  heute  nidit  mdir.  Auf  der 
ROdtfahrt  kommt  die  Rede  immer  wieder  auf  das  Schicksal  dieser  vom  mo- 
dernen Industrialismus  zur  Verdammnis  verurteilten  Weber  zurück.  Ich 
frage  Hauptmann,  welche  Wirkung  er  sich  von  einem  Theaterstück  verspreche, 
das  dieses  Schicksal  zu  dramatischer  Icünstlerischer  Darstdlung  bringt  Er 
antwortet,  sdne  Neigui^ien  aSgen  ihn  mdir  Sonmemachtsträumen^  sonnigen 
Ausblicken  entgegen,  aber  ein  harter  innerer  Druck  treibe  ihn  dazu  an,  diese 
Not  zum  Gegenstand  seiner  Kunst  zu  machen.  Die  erhoffte  Wirkung?  Die 
Menschen  sind  nicht  gefühllos.  Auch  der  BehagUche,  Reiche  muss  sich  im 
Innersten  betroffen  fühlen,  wenn  er  solche  Bilder  entsetzlichen  Menschen* 
Jammers  vor  sdnen  Augen  aufsteigen  sieht  Alles  Menschliche  stehe  im  Zu- 
sammenhang. Meinen  Einwand,  dass  das  Besitzrecht  den  darin  Wohnenden 
Scheuklappen  vor  die  Augen  zu  legen  pflegt,  will  Hauptmann  nicht  als  all- 
gemein berechtigt  gelten  lassen.  Es  ergibt  sich:  er  will  das  werktätige  Mit- 
gefühl in  den  Gutgestellten  erwecken.  Mitleid,  freilidi  dn  tatkräftiges  Mit- 
leid, das  den  Armen  eine  wirkliche  Erleichterung  ihres  Loses  verschafft 
Er  fügt  hinzu,  ihn  selbst  habe  zu  Zeiten  die  Not  der  Massen  so  gepeinigt, 
dass  es  ihm  nicht  möglich  war,  seine  Mahlzeiten  ruhig  einzunehmen,  die  oft 
auch,  besonders  während  der  Züricher  Studentenzeit,  karg  genug  gewesen 
sden.  In  soldien  Augenblicken  sei  schon  dne  Tasse  Kaffee  als  beschämender 
Luxus  erschienen.  Ich  kotmte  mich  dieser  Betrachtimgsweise  nicht  an- 
schliesscn.  Den  Einfluss,  den  eine  künstlerische  Darstellung  des  Weberelends 
auf  die  Besitzenden  ausüben  konnte,  schlug  ich  sehr  gering  an.  Satter  Tugend 
ist  schwer  beizukommen.  Hingegen  stellte  ich  mir  vor,  sie  müsse  eine  grosse 
anfruttdnde  Wirkung  auf  die  Massen  der  Lddenden  selbst  haben. 
HAUPTMANN  hatte  zu  jener  Zeit  wie  ich  glaube,  die  Weber  im  grossen 
tmd  ganzen  schon  fertig.  Seine  Fahrten  und  Fusswanderungen  in  der  Weber- 
gegend galten  nicht  dem  Baumaterial  zu  dem  Werke,  sie  galten  den  Details 
der  Ortlichkdten,  Landschaften,  W^.  Auch  der  Grundriss  zum  Kollegen 
Cromptim  war  damals  sdion  gueichnet  Der  Dichter  sprach  davon,  einen 
ld»ensfrohen  genialen  Mensdien  auf  die  Bühne  zu  stellen,  den  Enge  und  Er- 
bärmlichkeit der  UntgdMUig  zur  Karikatur  machen  und  SdüfiEbruch  leiden 
lassen. 

LANC^BIELAU  wurde  nadi  solAer  Fahrt  durch  das  Golgatha  der  Armut 
ab  Erleiditerung  empfunden.    Die  Webereien  mit  ihrem  unaufliSriichen 

Maschinenlärm,  der  das  Gehör  abstimipft  und  die  Nerven  quält,  sind  kein  er- 
hebender Anblick,  aber  sie  vereinigen,  bringen  den  Arbeitern  Gefühl  und  Ver- 
ständnis für  Solidarität,  brüderUches  Handeln  nahe.  Hier  umweht  einen, 
trots  dugesunkener  Brus^  langer  Anstrengung  im  Arbdtssal,  ungenügender 
Ernährung,  der  Hauch  des  streitbaren  proletarischen  Geistes,  der  über  diese 
Zeitmisere  hinausweist  in  ein  Land  der  Erfüllung. 

FÜR  den  Abend  hatte  Kühn  eine  Zusammenkunft  älterer  Weber  arrangiert. 
Hauptmann  Uess  für  jeden  Teilnehmer  ein  Gedeck  auflegen.  Beim  Essen 
entspann  nch  eine  lebhafte  Ftaixlerei.   Da  war  em  Weber»  MaAiu  mit 
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Namen,  Knochen  und  Pergamenthaut,  sehr  arm,  reich  an  Kindersqien.  Er 
hatte  vor  kurzem  eine  Wette  gewonnen.  Der  Gastwirt,  in'  dessen  Lokal  wir 
unsere  Versammlungen  abhielten,  hatte  in  einem  Gespräch  bezweifelt,  das^ 
Mathias  drei  Pftmd  Schweinefleisch  auf  dnaal  aufessen  könne.  Dieser  vtr- 
pflichtete  sich,  die  Leistung  zu  vollbringen,  wenn  der  Wirt  das  Fleisch  be- 
zahlte und  ein  paar  Liter  Bier  dazu  spendete.  Einer  Weberfrau  in  der  Nach- 
barschaft wurde  die  Zubereitung  überlassen ;  zur  bestimmten  Stunde  stellte 
sich  Matiiias  mit  den  von  beiden  Seiten  gestellten  unparteiischen  Zeugen  in 
ihrer  Bdiausung  ein.  Das  Preisessen  b^;ann.  Bald  zeigte  sich  jedoch  dn 
schwer  zu  nehmendes  Hindernis.  Den  Tisch  umstanden  fünf  der  Weberfratt 
gehörende  Kinder,  Madchen  und  Jungen.  Mit  staunenden  Blicken  betrachteten 
sie  den  grossen,  so  gut  duftenden  Braten.  Ein  ungewohnter  Anblick.  Die 
Auglein  füllten  sich  mit  Verlangen,  die  Zungen  waren  bereit,  mitzuschmausen. 
Der  Preisesser  wand  sich  unbehaglich  unter  den  Kindelblicken;  er  kam  sdi 
vor  wie  ein  dtmipfherziger  Schwelger,  der  nur  an  den  eigenen  Baucfa  denkt. 
Das  Essen  will  nicht  recht  munden.  Mathias  vergisst  die  Abmachung,  schnei- 
det für  die  Kindchen  Stückchen  Fleisch  ab  und  will  es  ihnen  auf  einen  Teller 
hinreichen.  Nun  erheben  jedoch  die  Unparteiischen  energischen  Einspruch. 
Das  darf  nicht  sein.  Willst  du  nidbt  die  Wette  verlieren,  so  musst  du  den 
Braten  bis  auf  das  letzte  Restchen  allein  aufessen.  Mathias  fügt  sich,  schlägt 
vor  den  Kindern  beschämt  die  Augen  nieder.  Er  vergisst  sich  dennoch  ein 
paarmal.  Unwillkürlich  streckt  sein  Arm  den  Kindern  die  Gabel  mit  einem 
Fleischbissen  hin.  Neuer  Lärm.  Die  Unparteiischen  verfügen,  die  Gabel  sei 
augenblicklich  zurüdauatehen.  Der  Zwaogsesser  erreidit  nur  so  viel,  daas 
die  Kleinen  nicht  als  überlästig  in  die  Kalte  hinausgewiesen  werden.  Eine 
andere  Möglichkeit,  sie  zu  entfernen,  gibt  es  kaum,  Wohnräume  sind  keine 
mdir  vorhanden,  allenfalls  könnten  die  Kinder  in  eine  kalte  dunkle  Rumpel- 
kammer gesperrt  werden,  dodi  das  wäre  zu  hart  und  wdrde  auch  dem  Mathias 
das  Essen  vollends  verleiden. 

DER  letzte  Knochen  ist  abgenagt ;  der  Magen  fühlt  sich  nicht  sonderlich  be- 
schwert, aber  der  Gewinner  fühlt  sich  dem  Glauben  geneigt,  er  habe  sich  einer 
schweren  Sunde  wider  die  einfachsten  Anforderungen  des  Menschlichen 
schuldig  gemacht.  Ein  anderer  Gast  an  der  Tafel,  beinahe  ein  Greis,  der,  ein 
früherer  Weber,  jetzt  leichtere  Tagelöhnerartieit  verrichtet,  sieht  im  Vergleich 
mit  den  schmalen  Wcbcrgcstaltcn  breitschultrig  aus.  Ihm  schmeckt  vor  allem  das 
Bier,  (las  ihn  schnell  in  mitteilsame  Stimmung  versetzt.  Aus  seiner  Krzählung 
hören  die  anderen,  wie  er  als  jüngster  preussischcr  Soldat  nach  dem  auf- 
ständischen Baden  geschidet  wui^.  Es  gab  da  rdchlidi  Schnaps  zu  trinken. 
In  halber  Bewusstlosigkeit  schlug  man  wütend  um  sich,  kaum  im  stände^  so 
unterscheiden,  was  Freund  oder  Feind  war  Am  nächsten  Morgen  —  der 
Rausch  war  noch  nicht  völlig  verflogen  —  bekam  der  Soldat  erst  einen  Begriff 
davon,  was  er  für  die  Erhaltung  des  Bestehenden  getan  hatte.  An  seinem 
Gewdir  fehlt  der  Kolben,  abgesplittert  beim  blinden  Zuhauen  auf  die  Köpfe 
der  Rebellen. 

DIE  Erzählung  rief  keine  heiteren  Bemerkungen  hervor.  Das  darin  enthaltene 
Brutale  setzte  die  meisten  in  Verlegenheit.  Auch  der  Erzähler  schien  seinen 
Irrtum,  dass  sein  Bericht  amüsant  sei,  dnzusdien;  er  verstummte  bald.  Du 
Gespräch  wandte  sich  mehr  dem  Weberaufstand  in.  Manche  EinxeOidten  <ler 
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noch  lebende,  in  I^ngenbielau  oder  in  der  Umgebung  wohnende  Leute  mit 
Namen  genannt,  welche  die  Ereignisse  im  Jahre  1844  mitgemacht  hatten.  Man 
sprach  zwanglos,  sehr  wenig  war  von  jener  drückenden  Stimmung  zu  merken, 
(Sc  im  VtxkAr  xwitcben  Mitgliedern  der  oberen  tunA  unteren  GeseHschafta- 
schicht  zn  entstehen  pflegt 

AM  Vormittag  des  nächsten  Tages  ging  die  Fahrt  nach  Kaschbach.  Der 
Ort  sieht  noch  verlorener  aus,  als  das  gestern  besuchte  Dorf.  In  einem 
Häuschen  führt  uns  ein  Weber,  der  den  geschwollenen  Arm  in  einer  Binde 
tragt,  in  eine  Ecke  der  Stabe.  Auf  einem  Lager  ans  Stroh  und  Lumpen 
liegt  sdne  kranke  Frau,  neben  ihr  ein  Kindchen,  über  und  über  mit  Ausschlag 
bedeckt.  Kein  Hemd  betleckt  das  fiebernde  Körperchen,  es  liegt  nackt  zwi- 
schen den  am  Boden  liegenden  Lagerfetzen.  Der  schüchterne  Vater,  selbst 
von  Schmerzen  gepeinigt,  steht  dabei,  die  Ratlosigkeit  in  Person.  Wäre 
dodi  wenigstens  Nahrung  im  Hanse!  Der  Armenarst?  Er  mQsste  in  jedem 
Hanse,  das  er  betritt,  Essen,  Wärme,  Licht,  Trockenheit  verschreiben,  wenn 
er  seine  Wissenschaft  nicht  zum  Narren  halten  will.  Das  kann  er  nicht,  und 
darum  lässt  er  sich  so  selten  wie  möglich  sehen«  Humanität,  bis  jetzt  ist 
dein  Name  noch  Ohnmacht. 

ETWAS  Gdd  dalassen  nnd  wieder  hinaus  in  «fie  Luft  Die  nächste  Bdiau* 
snng  ist  beinahe  ein  ^«undlicher  AtifenÜialtaort  au  nennen,  verglichen  mit 

der  vorigen.  Zwei  ältere  Leutchen,  nicht  ganz  so  zermartert,  auch  nicht 
zerlumpt.  Der  Mann  webt,  er  hat  hin  und  wieder  noch  etwas  zu  tun.  Seine 
frenndliche  Frau  ist  nicht  weit  davon  entfernt,  das  GKIcic  dieses  Heims  zu 
preisen.  Mßr  haben  es  besser,  als  dte  mdstm  Nadibam,  ersahlt  sie  nicht 
ohne  einen  Anflug  von  Behäbigkeit.  Sie  zeigt  auf  ein  erst  angeschnittenea 
Brot,  Es  ist  ein  Feuerchen  im  Ofen,  ein  Tisch  ist  vorhanden  und  ein  rich- 
tiges Bett.  An  den  Holzwänden  kleben  grellbunte  Bilderchen,  Neuruppiner 
Qualitit  Abgezielt  wifd  damit  auf  Vcrstifkni^  der  Tugend,  der  Geddd,  dea 
Ausharrens  bis  zum  Ende.  Man  sidit  die  HdndBdir  des  verlorenen  Sohnes, 
die  Vcrstossung  der  Hagar  aus  dem  Hause  .\brahams.  Die  Frau  langt  nun 
gar  noch  eine  Kaffeemühle  vom  Herd  und  beginnt  eine  kleine  Quantität 
Getreidekaffee  zu  mahlen.  Wir  werden  zum  Mittrinken  eingeladen  und 
nehmen  gern  an.  Es  wird  fiber  Lolcales  und  Allgemeines  gesprochen.  Der 
Mann  ist  gesprächig,  in  der  Bestimmtiieit  seiner  Äusserungen  aber  sehr  vor- 
sichtig, zurückhaltend.  Besonders  wenn  die  Rede  sich  dem  religiösen  oder 
politischen  Gebiet  nähert.  Seine  Bemerkungen  sind  .so  gehalten,  dass  sie 
nicht  leicht  irgendwo  anstossen  können.  Hauptmann  äusserte  später,  er  habe 
diese  vorsiditige  Bedachtsamkeit  als  charakteristischen  Zug  der  Weber  oft 
beobachtet,  sie  sei  wohl  allgemein  aus  der  grossen  Armut  zu  erklären,  mit  der 
oft  eine  devotfe  Haltung  allem  Fremden  gegenüber  verknüpft  ist. 
INZWISCHEN  schenkte  die  Frau  den  Kaffee  ein.  Hauptmann  fand  Platz 
auf  einem  Fussbänkchen.  Im  Laufe  des  Gesprächs  strich  die  alte  Frau  mit 
der  Hand  sanfl  fiber  sein  Haar:  Ja,  ja  junger  Herr,  de  Not,  die  Not,  aber  wir 
dahier  sind  noch  gut  dran.  Beim  Abschied  vnn  «e  uns  eine  Hfltte,  mit 
der  Bemerkung,  sie  glaube,  deren  Bewohner  seien  am  Verhungern.  Es  war 
nicht  übertrieben.  Als  wir  eintraten,  stand  eine  Frau  in  dem  öden,  schmutzigen 
Grau  der  Stube  inmitten  einer  weinenden  Kindersdiar.   Zwei,  drei  schon  er* 
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wachsene  Mädchen,  mager,  bleich,  wie  auf  dem  Prolcrasicsbetk  der  Not  in 

die  Länge  gezogen,  wischten  sich  verstohlen  die  Spuren  soeben  verg^ossener 
Tränen  von  den  Leidensgesichtern.  Hier  regierte  der  Hunger  unumschränkt. 
Die  Fraji,  im  letzten  Stadium  der  Schwangerschaft,  litt  am  meisten  unter  dem 
Mäg^lichen  Wdnen  der  kldneren  Kindel^  daieii  sie  nidits  zu  essen  gdien 
konnte.  Der  Mann  war  seit  zwei  Tagen  fort,  auf  Bettelei  aus.  Kr  wurde 
ja  etwas  mitbringen,  es  sei  nur  so  schwer,  in  dieser  Gegend  was  zu  bekommen. 
Man  müsse  weite  Wege  machen  für  ein  Stück  Brot.  Gestern  waren  noch  ein 
paar  Karloffdn  anfnibringen,  hente  gar  nidits.  Sie  wisse  nidit  mdu*, 
was  sie  den  Kindern  gdien  oder  sagen  solle.  Den  Pfarrer  habe  sie  bitten 
lassen,  ihr  aus  dieser  äussersten  Not  zu  helfen.  Nur  ein  paar  Mäuler  voll 
Essen.  Er  habe  selbst  nichts,  lautete  die  Antwort.  Den  erwachsenen  Mäd- 
chen zittern  die  fest  auf  einander  gepressten  Lippen.  Jeder  Atemzug  in  dieser 
Familie  ist  Verzwdflung.  Jetzt  sind  die  Kleinen  mit  den  Uaugefrorenen 
Gesichtern  und  Frostbeulen  beim  Anblick  der  Fremden  verstummt,  im  nächsten 
Augenblick  werden  sie  wieder  Essen  fordern  und  mit  dieser  so  natürlichen 
Forderung  das  Herz  der  Mutter  zcrreissen.  So  viel  Fatalismus  kann  man 
von  diesen  Kindern  eben  nicht  verlangen,  dass  sie  die  wirtschaftUcke  Not- 
wendigkeit, wdche  ihre  Eltern  zum  Verzweiflnngskampf  mit  dem  Hunger 
verdammt,  philosophisch  kaltblütig  zergliedern  können.  Hier  tut  für  den 
Augenblick  ein  fioldstück  Wunder.  Die  Frau  wagt  es  nicht  zu  glauben,  dass 
sie  wirklich  eins  in  der  Hand  halt.  Was  hier  fast  als  Rettung  vom  sicheren 
Tode  empfunden  wird,  mag  zur  selben  Stunde  tausendfach  für  die  Zwecke 
der  Eitelkdt,  der  Pralilsucbt,  der  Heidenbdcdirung  zur  Nichstenliebe  auf- 
gebracht werden.  Die  Herzlosigkeit  und  meilenweite  Entferntheit  aller  Wohl- 
tätigkeit vom  stummen  Elend  konnte  einem  bei  diesem  Anblick  zum  Be- 
wusstsein  kommen.  Grösstes  aller  sozialen  Verbrechen,  das  die  Stillung  des 
Hungers  von  Kindern  sklavisch  vom  Gelde  abhängig  sein  lässti 
EINES  Mofgens  gingen  Hauptmann  und  idi  zu  Fuss  nach  Retdienbadi,  wo 
ich  ihm  einen  alten  sozialistischen  Weber  vorstellte,  der  die  anfangs  von  Bis- 
marck protegierte  Webereigenossenschaft  mit  erlebt  hatte.  Von  dieser  L^nter- 
nehmung,  von  der  Regierung  unzulänglich  subventioniert,  wusste  der  Alte 
interessant  zu  erzählen.  Er  meinte,  sie  hätte  sich  halten  können,  wenn  ihr 
nicht  eine  Versdiwonmg  der  Fabrikanten  mit  leidilichen  Kapitalien  bewusst 
entgegengearbeitet  hätte.  Die  Fcdge  davon  sei  fiir  die  Genossenschaft  eine 
Sperrung  des  Marktes  gewesen.  Einmal  mussten  alle  nach  l^ipzig  zur  Messe 
gebrachten  Webewaren  wieder  zurücktransportiert  werden,  ein  stiller,  aber 
wirksamer  Boykott  hatte  den  Verkauf  unmogUdi  gemadit  Mit  vid  mehr 
Lebendigkd^  als  von  diesem  Untemdimen,  sprach  der  alte  Weber  von  den 
Tagen  der  Lassalleschen  Agitation.  Da  war  Leben  in  die  starren  Massen  ge- 
kommen. Ein  Unichwung  schien  nahe  bevorzustehen.  Die  am  Gespräch 
beteiligte  Frau  hatte  auch  auf  diesen  Umschwung  gehofft;  aber  jetzt,  be- 
merkte sie  etwas  resigniert,  wären  wir  Alten  sdion  froh,  wenn  wir  wfissten, 
dass  unsere  Jungen  es  erleben  werden. 

TN  dieser  Behausung  traf  Hauptmann  eine  Witwe  mit  einer  etwa  dreizehn- 
jährigen Tochter.  Das  Mädchen  fiel  ihm  auf,  es  hatte  schönes,  weiches,  gold- 
gelbes Haar,  tiefe  Augen,  einen  zarten  blassen  Teint.  Ich  erfuhr  später 
durch  den  erwähnten  alten  Weberfreund,  dass  Hauptmann  dem  IQnde  hin 
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und  wieder  dn  Geschenk  sandte,  und  als  ich  später  Hannele  las,  wollte  es 
mir  nicht  aus  dem  Sinn,  dass  der  Dichter  an  dieses  Reichenbacher  Kind  ge- 
dacht haben  müsse,  als  er  seine  Dichtxmg  schuf. 

DAS  war  mein  letzter  gemeinschaftficher  Ausflug  nut  Hau|>tinann  in  die 

Weberregionen.  Ein  paar  Monate  später  besuchte  ich  ihn  in  Schreiberhau, 
in  seinem  Hause  dicht  am  Rande  des  Gebirgswaldes.  Noch  später,  als  ich  im 
Schweidnitzer  Gefang^nis  meine  Presssünden  abzusitzen  begann,  erfreute  mich 
die  Nachricht,  Hauptmann  habe  für  mich  eine  grosse  Kiste  mit  Büchern  ge- 
aehtckt  So  haben  mir  Gottfried  Kdler,  Konrad  Ferdinand  Meyer  imd  andere 
Autoren  manche  trübe  Stunde  in  der  Zelle  heller  gemacht.  Unter  den  Büchern 
befand  sich  auch  Griechenland  von  Schweiger-Lerchenfeld.  Ein  reich  illu- 
trierter  Band  mit  vergoldeten  Arabesken  auf  der  EUnbanddecke.  Dem  Ge- 
fängnisinspektor imponierte  dieses  Buch  nicht  wenig,  er  hielt  es  für  sehr 
kxMtqrielig»  und  da  er  glaubt^  Anguat  Kfihn  sei  der  Eigentümer,  sagte  er 
eines  Tages  zu  mir,  das  i^ptieren  mfisse  sidi  für  Kfihn  doch  sehr  gut  be- 
zahlen. Auf  meine  Frage,  was  ihn  zu  dieser  Ansicht  veranlasse,  wies  er  attf 
das  Buch  und  bemerkte  giftig,  die  Schneiderei  bringe  sicher  nicht  so  viel  ein, 
dass  man  sich  solche  teueren  Bücher  kaufen  könne.  Das  komme  alles  von 
dem  Herumreisen  mid  Redenhalten.  Der  Herr  Inspdctor  und  Kühn  waren 
nämlich  nicht  die  besten  Freunde.  Sie  hatten  sich  sdioa  nicht  gut  vertragen, 
als  Kühn  unter  des  Inspektors  Regime  Zellenbewohner  gewesen  war,  und  nun 
kam  noch  der  Verdacht  hinzu.  Kühn  sei  dreist  tmd  verschmitzt  genug,  mir 
bei  seinoi  Monafsbcsudicn  beimlidi  allerld  Verbotenes  xuzustecken.  E$  war 
eine  nchte  EntÜittdiung  fnr  den  Beamten^  als  3im  Aufkfirui^  darfiber 
wurde,  dass  Kühn  nicht  der  Besitzer  des  splendiden  Buches  sei.  Die  Bücher 
wurden  mir  ohne  Weiterungen  verabfoljji,  nur  Hauptmanns  eigenes  Werk, 
seine  ^Veber,  die  zu  jener  Zeit  erschienen,  konnte  ich  trotz  aller  Mühe  und 
List  nidit  ausgeliefert  bdomunen.  Kuhn  bradite  mir  die  W^er,  aber  dem 
Inspektor  war  die  Weistmg  erteilt  worden,  sie  als  Konterbande  zu  behandeln. 
Jedesmal,  wenn  ich  ins  Inspektionszimmer  kam,  um  ein  ausgelesenes  Buch 
mit  einem  anderen  zu  vertauschen,  sah  ich  die  Weber  daliegen.  Die  Ver- 
suchung, das  Buch  in  einem  gimstigen  Augenblick  unter  der  Jacke  verschwin- 
den zu  lassen,  war  gross,  doch  leider  hatte  die  Weisung  des  Staatsanwalts 
dem  Inspektor  die  Meinung  eingeflösst,  es  müsse  sich  um  ein  aussergewolui- 
lich  gefährliches  Werk  handeln,  er  bewachte  es  mit  Argtisaugen.  Gexhart 
Hauptmann  blieb  für  die  Schweidnitzer  Gefängnisverwaltuog  der  gefährUdie» 
verbotene  Autor. 
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Balohsbuk     DIE  deutsche  Reichsbank 
hat   am   7.  Januar  ihren 

aussergewöhnlich  hohen 
Diskontsatz  (seit  11.  Oktober  1904: 
5%,  vorher  seit  8.  Juni  1903:  4%)  wieder 


um  \%  herabsetzen  können.  Paris 
und  London  waren  die  ganze  Zeit  über 
bei  ihrem  offiziellen  Satz  von  3%  jpe- 
blieboi,  so  dass  die  ansetanUcbe  Verstär- 
Vamg  des  Metallbestandes  der  Berliner 
Bankzentrale  (im  letzten  Vierteljahr  1904 
um  rund  134  Mill.  M.)  kein  Wunder  ist 
Nach  dem  Beridit  des  Retdisbankpräst- 
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denten  hatte  alsdann  die  Reichsbank  am 
7.  Januar  mit  751  Mill.  M.  den  höch- 
sten je  gekannten  Goldvorrat  er> 
reicht,  hinter  dem  selbst  das  bisher 
günstigste  Jahr  1895  noch  um  27  Mill. 
II.  zurückblieb.  1904  sowohl  wie  1903 
war  in  dieser  jfanturperiode  die  Steuer- 
grenze  der  Noten  noch  immer  über- 
schritten, trotz  des  reichlichen  Rück- 
flasses,  der  jedesmal  nach  Jahresanfang 
dnsetzt  Diesmal  verfügte  man  bereits 
fiber  steuerfreie  31  Millionen.  Der  Pri- 
vatdiskont war  unterdes  auf  2%  %  ge- 
fiallen,  so  dass  kein  Grund,  an  dem  bis- 
herigen hohen  Banksata  festtohalten, 
mehr  vorlag. 

X  X 
EMmataB  DIE  fühlbarste  Anspan- 
nung durch  die  nachdrüdc- 
lichc  deutscht'  r,')ldheran- 
zichung  erlitt  England,  während  Paris 
dch  noch  immer  anf  die  amerücanisdieB 
Zahlungen  an  die  Panamakanalaktionäre 

(im  ganzen  200  Mill.  fr.)  stützen  konnte. 
Andererseits  wirkte  für  England  erleidi» 
temd  die  starke  Zunahme  der 
Gold  Produktion  xmd  die  entsprechende 
Znnahme  der  Goldzufuhr.  In  dem  be- 
kannten JahresbttUionzirkular  von  Mo- 
catta  ft  Goldsnüd  wird  die  englische  So- 
und Ausfnbr  voQ  Gold  angegdwi  (in 
Lstr.): 

Ar  dw  Jakr    Einfahr  Attsfahr 
1900  sftfooooo  18800000 

19M  soToeoflo  13300000 

190*  «0500000  15000000 

1903  9800OOOO        97 '"'O  ODO 

33500000  33700000 
Gegen  das  Vorjahr  1903  ergibt  sich  also 
zwar  eine  Mehrausfuhr  von  5,7  Mill. 
iMr^  aber  ebenso  eine  Mehrcinfuhr  von 
5^  MilL  Lstr.  Von  einer  cnistlidMn 
StSrung  durch  fremde  Goldcntnabmcn 
war  somit  kaum  die  Rede. 
DIE  Produktionsziffern  liegen  bisher 
nur  für  Südafrika  vor.  Danach  hat 
dieses  Sorgenkind  der  englischen  Politik 
und  des  «arischen  Kapitals  die  Gold- 
ausbeute gegen  das  Vorjahr  beträchtlich 
gesteigert.  Nach  den  letzten  Nachrichten 
beträgt  die  Gesamtausbeute  der  Witwater- 
randminen  pro  1904:  3658241  Unzen 
im  Werte  von  is  539  219  Lstr..  die  der 
Aussendistrikto  ui  380  Unzen  im  Werte 
von  515590  Lstr.,  mithin  zusammen 
3779621  Unzen  im  Werte  von  16054809 
Lstr.  für  die  prsamtcn  Transvaalminen. 
Im  Jahre  1903  Ix-lief  sich  die  Totalaus- 
beute  auf  2963759  Unzen  im  Werte  von 
12589348  Lstr.,  so  dass  im  Jahre  1904 
815863  Unten  im  Werte  von  3465561 


Lstr.  mehr  gefordert  worden»  als  im  Vor- 
jahre. 

DER  Silbtir  markt  wax  im  JaÜPe 
T904  weniger  heftigen  Schwankungen 
unterworfen,  als  1903.  1903  pendelte  der 
Londoner  Preis  pro  Unze  zwisdten 
ai"/**  und  aSVi  d,  1904  zwktchen  247** 
nnd  dfiT/u  d.  Aber  im  abgelaufenen  Jahr 
war  abermals  ein  Ereignis  zu  verzeich- 
nen, das  für  die  Silbernachfrage  nicht 
ohne  Folgen  sein  kann:  in  Mexico  ist 
die,  Mitte  November  an^dcfindi^  Wäh- 
rungsreform Gesetz  geworden,  so  daas 
anch  hier  die  freie  SilberprSgung 
ausser  für  Handelsdollars  zu  Export - 
zwedcen  —  aufgehört  hat.  Mit  dem 
alten,  uneingeschränkten  Bedarf  fSir 
Münzzwecke  bleibt  im  wesentlichen  nur 
noch  China  fibrig. 

X  < 
Schiffahrt       DIE  Schiffahrt  sowohl  wie 
der  Sdiiffsbau  haben  im 

allgemeinen  das  neue  Jahr 
mit  sehr  geringen  Hoffnungen  begonnen. 
Daa  ahe  Jahr  blld»  ein  schlechtes,  und 
wenn  es  nicht  g^anz  so  srhlccht  ausfiel, 
wie  am  Beginn  meist  befurchtet  wurde, 
so  spielen  ausserordentliche,  vorüber- 
gehende Erdnüsse  dabei  eine  nosse 
Rolle.  Die  Sehiifoankiofe  sdtens  Rass- 
lands, imd  ähnlich  seitens  Japans.  nü>gen 
nur  die  Dividende  einzelner  Aktien- 
ftadlschaften  anfgdiesaert  haben.  Da- 
gegen hat  der  gesamte  Frachtenmarkt 
dadurch  eine  Erleichterung  erfahren,  dass 
so  zahlreiche  Schiffe  —  durdi  Kohlen- 
transporte  und  andere  Leistungen  für 
die  Kriegführenden  —  dem  regulären 
Transportgeschäft  entzogen  wurden.  Die 
günstige  Ernte  in  Indien,  bei  dem  starken 
Getreidedefizit  Europas,  hat  zugleich 
günstige  Rückfrachten  gewährt.  eI>enso 
wie  die  Kornübcrschüssc  Argentiniens 
ganze  SchifTsflotten  in  Bewegung  setzen. 
Dafür  haben  die  Vereinigten  Staaten, 
dieser  Grundpfeiler  des  SchilTsfracht- 
geschäftes^  iast  gar  kein  Getreide  zu  ex- 
portieren, und  die  Fahrten  nach  dem 
Schwarzen  Meer,  den  Donau-  und  russi- 
schen Ostseehäfen  liegen  darnieder. 
Wenn  die  Werften  immerhin  leidlich  be- 
schäftigt waren,  so  witltte  'dabei  der  An- 
rciz  niedriger  PnKlnktionskostcn  für 
verschiedene  SchifTsbaumaterialien  mit, 
also  wiederum  ein  aussergewöhnlicher 
Faktor,  mit  dessen  Fortbestand  gerade 
bei  guten  Zeiten  nicht  zu  rechnen  ist  — 
die  schottischen  Eisenpreise  zum  Beispiel 
sind  gleich  nach  Jahresanfang  hinanf- 
gesetzt  worden.  Dieses  Urteil  finden  wir 
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in  John  Wfrites  Amunail  Shipping  Review. 
also  vorwiegend  im  Hinblick  auf  eng- 
lische Zustände.  Nicht  viel  anders  lautet 
jedoch  auch  der  Boridit  der  Bremer 
Handelskammer:  »Die  LaRC  der 
bremischen  Fracht  d  a  m  p  f  e  r  rccderei 
hat  sich  seit  unserer  letzten  Bericht- 
erstattung im  allgemeinen  kaum  gcbes- 
scrL  In  der  transatlantischen  Fahrt  sind 
die  Frachten  in  den  meisten  Verkehrs» 
richtungen  gedrückt  geblieben  und  wor- 
den auch  lu,  wo  erfrealfdierweise  ein 
starkes  Ladungsangebot  vorlag,  wie  zum 
Beispiel  in  den  La  Plata-Häfen  iniotgc 
der  günstigen  argentittiadwn  Enite,  durch 
die  lebhafte  Konkurrenz  der  frachtsuchen- 
den Tonnage  niedergehalten.  Die  durch 
mehrere  gute  Ernten  gestärkte  Kaufkraft 
Argentiniens  bewirkte  auch  ein  reich- 
liches Ladungsangebot  im  Verkehr  dort- 
hin, ohne  dass  aber  auch  in  dieser  Rich- 
tung bei  der  starken  Konkurrenz  die 
Frachtraten  sich  heben  konnten.  Befrie- 
digend war  der  ausgehende  Verkehr  nacli 
Brasilien ;  auf  den  Verkehr  votj  dort 
haben  die  nur  mittclmässige  KafFeeernte 
und  die  beschränkte  Tabaksausfuhr  nach 
Deutschland  nachteilig  eingewirkt,  doch 
konnten  die  Raten  sich  durchweg  auf 
ihrer  vorjährigen  Höhe  halten.  Das  Ge- 
schäft von  den  Vereinigten  Staaten  er- 
wies -^ich  infolge  der  ungünstigen  Lage 
des  Gctrcidemarktcs  als  nicht  rentabd.* 
Nicht  viel  anders  wird  die  Fahrt  nadi 
Indien  und  Australien  beurteilt.  »Die 
Frachtraten  der  in  wilder  Fahrt  beschäf- 
tigten Dampfer  sanken  zum  Teil  nodt 
unter  den  Stand  des  Vorjahres  .  .  .  Der 
S  e  g  c  1  Schiffahrt  hat  auch  das  vergan- 
gene Jahr  keine  lohnende  Beschäftigung 
gebracht;  im  Gegenteil  sind  die  Fracht- 
raten sowohl  für  die  Ausreisen  wie  für 
die  Heimreisen  im  Laufe  des  Jalires  mit 
wenigen  Ausnahmen  noch  weiter  zurück- 
gegangen, so  dass  manche  Reeder  sidi 
veranlasst  sahen,  ihre  Schiffe,  namentlich 
tlic  von  kleinerer  Tonnage,  aufzulegen.« 
Ganz  ahnlidi  die  Hamburger  Han- 
delskammer —  allerdings  mit  dem 
H  inweis,  dass  speziell  der  Hamliurgcr 
Reederei  >der  Krieg  in  Ostasien  teils 
durch  Verkauf  von  Schiffen,  teils  durch 
günstige  Frachtabschlüsse  Nutzen  ge- 
bracht hat;  doch  war  die  Inanspruch- 
nahme von  Schiffen  hierfür,  wie  auch 
•  für  die  Transporte  nach  Deutschsüdwest- 
afrika, nicht  bedeutend  genug,  um  einen 
Einfluss  auf  den  allgemeinen  Frachten« 
sata  ausüben  zu  kgunen«.  Dass  für  Ham- 
burg und  die  östlicheren  Hafen  die 


Stocka  ngder  Znfiihr  auf  den  Flös- 
sen —  während  reichlich  dreier  Mo- 
nate versagte  die  Elbe  fast  vollständig 
für  Hamburg  —  noch  weitere  mannig- 
fache Sdiwierii^ten  brachte^  isl  be- 
kannt. 

X  X 
OrfMagea  DIE  deutsche  Gesamtwirt- 
Schaft  im  Jahre  1904  —  so- 
fern ül>erliaupl  von  einem 
einheitlichen  Bilde  gesprochen  werden 
kann  —  brandien  wir,  naeh  den  früheren 
T Übersichten,  nicht  nochmals  zu  charaktc 
risieren.  Soweit  bisher  die  üblichen 
Jaiiresberiehte  der  Handdskanunem  und 
Intcressenorganisationen,  sowie  der  Presse 
vorliegen,  bestätigen  sie  das  oft  Wieder- 
holte: im  grossen  und  ganzen  hielt'der 
Aufschwung,  der  schon  im  Jahre  1903 
konstatiert  werden  konnte,  weiter  an, 
ohne  doch  zu  einer  vollen,  allseiligen  und 
ununterbrochenen  Prosperität  zu  führen. 
Das  Ende  des  Jahres  1904  wird  sogar 
vielfach  als  Periode  der  W  i  e  d  e  r  a  b  - 
Schwächung  bezeichnet  —  so  von 
der  Bertiner  Handelskammar. 
die  jedcx^h  aus  dem  befriedigenden  Ver- 
lauf des  Weihnachtsgesdiäfts  die  Hoff- 
nung Schöpft,  dxss  >die  Ab.schwächtmg 
eine  nur  vorübergebende  Erscheinong 
gewesen  ist«.  / 
DHS  l)ekanntf  Griindungsstatistik  des 
Deutschen  Ökonomisten  stimmt  mit  dem 
allgemeinen'  Bild  ungefähr  überetn.  Es 
wurden  im  Jahre  1904  104  Aktiengesell- 
schaften gegründet  mit  einem  Kapital 
von  140,65  Mill.  M.  Das  würde,  wenn 
nian  IQ03  die  160  Mill.  M.  fiir  die  Um- 
wandlung der  Firma  Krupp  abzieht,  fast 
genau  dem  Jahre  1903  entsprechen  (300,04 
Mill.  M.  Aktienkapital,  allerdings  für 
84  Gesellschaftat).  Leider  ergibt  die 
nachstehend  abgedruckte  Statistik,  dass 
infolge  des  Vordringens  neuer  Vergcsell- 
schafbrngsförmen  des  Kapitals  (vor 
allem  der  Gesellschaft  mit  iR'schr.inkter 
Haftung)  die  Gründungsziffem  für  Ak- 
tiengesellschaften mehr  und  mehr  Äe 
alte  symptomatische  T^edeutung  verloren 
haben.  Der  Deutsche  Olcmomist  vcr- 
zdchnet: 

Zahl  der  Aktien-  Zahl  <l«-i  <Vkti«n> 

r.iJu    ?*K'„      l"»?'*^!    Jahr  S.«^„ 

Gesell-     tnceet.  (.»esell-  mtec.« 

sduflen    Mill.  M.  schatie:i    Mill.  M. 


n/03     «4  ,^oi',04       ilM)5    i'ii  -'So,»>'H 

i<>oi    ijiS  .■i8,;5       iSvij  77-''' 

1898  3s«j  4''3A«      «Sqo  ij>  .'Vo^* 
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Also  im  vorigen  Jahrzehnt  dne  starke 

Zunahme  seit  1895  bis  1R99,  dann  ein 
Rückgang  bis-  1902,  dagegen  seit  zwei 
Jahren  «me  abennaltffe  Hebung.  Soweit 

i-^t  der  Parallclismiis  nn1>cstreitb3r.  Doch 
wurden  offcnl>at  ,  oline  die  rivalisierenden 
Gesdlschaftsf  rm.  II,  die  Jahre  1903  und 
(904  (unter  Abzug  der  Knippziffem) 
kaum  unter  dem  schlechten  Jahre  1901 
stehen. 

X  X 
llaamaaltlliw  BEIM  Borgen  scheinen  die 

Russin  pr<).ss<Tos  Glück,  da- 
gegen die  Japaner  eher  Un- 
glück zu  haben^  Die  Japaner  erhielten, 
che  Port  Arthur  in  ihre  Hände  fiel,  ihre 
letzten  12  Mill.  Lstr,  (240  Mill.  M.)  nur 
zu  sehr  drückenden  Bedingungen  (6  % 
Zinsen.  Kurs  00 V>)  in  London  und  New 
York;  heute  wurden  sie  vielleicht  weniger 
nusgewuchert  werden.  Umgekehrt  können 
die  Russen  sich  gratulieren,  dass  die  Ver- 
einbarung über  die  500  Mill.  M.- 
Anleihc  in  Deutschland  Ix-roits  vor  den 
Neujahrs-Hiobsposten  zum  Absclüuss  ge- 
langt war:  die  Auflegunir  für  ^  grosse 
Publikum  erfolgte  am  12.  Januar  ru  o.S%. 
bei  4M;prozentiKer  Verzinsung.  Der  Coup 
gelang ;  wie  man  beli:iuptct,  sogar  glän- 
zend. Indes  blieb  es  kein  Geheimnis,  dass 
Kusiland  und  die  ihm  verbündete  Hoch- 
finanz ungeheure  Anstrengungen  machen, 
um,  wie  dnst  den  Kurs  der  Kubelnotcn, 
den  Wert  der  nissisdien  Anleihen  zu 
halten.  Die  vermittelnden  Banken  haben 
diesmal  jVi  %  Provision  erhalten;  32 
MilL  M.  sollen  zu  dem  Zwedce  der  Kurs- 
konservierung verwendet  werden !  In 
der  Presse  sind  die  Spuren  der  bezahlten 
Mdnungsmache  hingst  deutlich  zu  er- 
kennen. Doch  wie  bald  kann,  trotz  aller 
Muhen,  der  Stein  dennodi  abwärts 
rollen!  Russland  hat  seit  dem  Aus- 
bruch des  Krieges  seine  Schuldenlast  um 
nicht  weniger,  als  3  Milliarden  M.  ge> 
steigert  (800  Mill.  fr.  .Anleihe  in  Frank- 
reich, 150  Mill.  Rubel  Rentenbillets  im 
Innern,  dazu  wohl  gegen  270  Mill.  Rubel 
neues  Papiergeld,  alles  vor  der  jetzigen 
deutschen  Anleihe).  Eine  neue  g^rosse 
Anleihe  in  Paris  für  Flottenbauten  wird 
angekündigt  Ein  solcher  Schulden- 
koloss  auf  so  tönernen  Füssen  ist  kaum 
je  dagewesen.  Aber  gerade,  um  die 
alten  Rusaenwcrte,  die  sich  zu  Milliarden 
in  französischen  mid  weiter  in  deutschen 
HSnden  befinden,  nicht  zusammenbrechen 
zu  lassen,  hilft  das  Ausland  immer  wie- 
der von  ncncin. 

X  X 


DER  Petnblechver* 

band  löste  sich  am  2.  Ja. 

nuar  auf;  bald  darauf  er- 
folgten jedoch  die  ersten  Schritte  zu 
einer  Neiihildung,  in  Fühlung  mit  dem 
Stahl  Werksverband.  X  Am  6.  Januar  be- 
schloss  der  Stahlwerksverband 
Jie  Beibehaltung'  der  bisherigen  Preise. 
X  Die  Diskontogesellschaft  und  Bleich- 
rödcr  gTÜndeten  die  rumänische 
P  e  t  r  o  1  c  u  m  raf ^incrie  Vtgck.  X  Am 
13.  Januar  hob  das  Kohlensyndi  kat 
die  bisherige  Fördcreinidiränkung  auf.  um 
dieWirkungen  des  Streilds  abzuschwächen. 
X  X 
Ltlintar         .ALS    Actualltcs  sociales 

/Brü.ssel,  Misch  &  Thron/ 

gibt  das  Brü.sseler  Institut 
de  Sociologie,  unter  I<eitung  des  Pro- 
fessors Em.  Waxweiler,  auch  eine  Reihe 
I)opulär\vi.ssenschaftlicher  Behandlungen 
von  Tagesfragen  heraus.  Überaus  in- 
struktiv, zugleidi  mit  einem  dankens- 
werten bibliographischen  Anhang  ver- 
sehen, ist:  Daniel  Crick:  Le  procds 
du  lihrt'ichange  en  Anghterre.  femer 
!.<•  charhon  dans  Ic  Nord  de  la  Brlgiquc. 
wobei  G.  de  Lecner  die  technischen. 
L.  VVodon  die  rechtlichen  Streitfragen, 
und  endlich  £.  Waxweiler  selber  die 
sozialen  Folgen  und  die  wünschens- 
werten Massnahmen  bei  rascher  Auf- 
scbliessung  eines  neuen  grossen  Kohlen- 
reviers mit  notwendig  starker  Bevölke- 
rungszuwandining  erörtert.  Die  in  2. 
Auflage  erschienenen  Principes  d'orien- 
latioH  sociale  bieten  einen  Überblick  der 
Solvayschen  .»Vn schauungen  über  Pro-, 
dukitvismus  und  Comptabilismus.  X  Da 
in  den  nächsten  Jahren  der  Veredlungs- 
verkehr zweifellos  eine  grosse  Rolle  in 
den  zollpolitischcn  Erörterungen  zu 
.spielen  Ijcrufen  ist,  so  kommt  die  vorzüg- 
lich orientierende  Arbeit  von  Dr.  S. 
Tschierschky:  Die  Neuordnung  des 
zoll  freien  l'crcdlungsz'erkehrs  /Göttin 
gen,  Vandenhoeck  &  Ruprecht/  sehr  zeit- 
gemisSk  X  Weiter  ist  an  Eingängen  zu 
verzeichnen :  Dr.  Walther  Kundt: 
Die  Zukunft  unseres  Ü  berseehandeb 
/Berlin,  Siemenroth/,  Sigmund 
Schott:  Kapitalanlage,  Anleitung  zur 
Vermögensverwaltung,  2.  Auflage  /Frei- 
burg t.       P.  Waebd/.       mm  wnvkl 

PolHIk 

Pwt  AfIbW  AM  2Q.  Dezember  tele- 
graphierte General  Stössel 
an  den  Zaren,  dass  Port 

Arthnr  nur  noch  wenige  Tage  m  halten 
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sei.  Gleich  danach,  am  i.  Januar,  wandte 
sich  Stö&sei  an  den  General  Noffi  mit  dem 
Ersuchen,  Bevollmächtißtc  zu  ernennen, 
um  die  Kapitulationsbedingimgen  zu  be- 
sprechen. Am  Abend  des  3.  Januar  wurde 
(las  Abkommen  wegen  der  Obergabc  der 
Fe!>tung  unterzeichnet,  nachdem  nodi 
vorher  die  Russen  fast  alle  Schiffe  im 
Hafen  und  in  cKr  Hafeneinfahrt  in  di«* 
Luft  gesprengt  hatten.  Die  Kapitu- 
lationsbedingungten  waren  für  die  russi- 
schen Offiziere  sehr  KÜnstig;.  da  ihnen 
die  Rückkehr  in  die  Heimat  gestattet 
wurde,  nachdem  sie  sich  schriftlich  auf 
ihr  Ehrenwort  verpflichtet  hatten,  bis 
zur  Beendigung  des  Krieges  nicht  die 
Waffen  zu  ergreifen.  Die  Garnison  der 
Festung,  die  bei  Beginn  der  Belagerung 
3S00O  Mann  gezählt  hatte,  war  bis  auf 
ficioo  kampffähige  Männer  7U!=3mmen- 
Rt schmolzen.  IIOOO  Mann  wurden  ge- 
tötet, 16000  wurden  verwundet  oder  er- 
krankten, Sooo  Mann  waren  ständig  in 
den  Forts,  davon  waren  aooo  kampf- 
unfähig. Während  der  Relagcrung  wur- 
den ^5%  der  Besauung  verwundet 
Diese  7üM  ericUbt  sich  daraus,  dass  die 
Verwundeten  immer  wieder  auf  ihren 
Posten  zurückkehrten,  einige  Ins  zu  7 
Malen.  Mit  der  Eroberung  von  Port 
Arthur  halnn  die  Japaner  in  der  Man- 
dschurei endgültig  festen  Fuss  gefasst. 
Die  Liaotunghalbinsel  ist  ihr  unbestreit- 
barer Besiu.  Damit  ist  indes  der  Krieg 
noch  keineswegs  zu  Ende,  und  die  Frie- 
dens- und  Vermittelungsgenichte,  die 
sich  an  den  Fall  von  Port  Arthur  knüpf- 
ten, sind  sehr  schnell  wieder  verstummt. 

X  X 
Comb«»  dsmls- SCHNELLER,  als  erwar- 
te*  werden  konnte,  ist  das 
Ministerium  Combes  nach 
zirka  iVijjähriger  erfolgreicher  Tätigkeit 
zurückgetreten.  Die  Majorität,  über  die 
das  Ministerium  in  der  Kammer  ver- 
fugte, ging  auffaltend  zttrfick.  seitdem  be- 
kannt wurde,  (lass  der  Froii^.iaurcrorden 
unter  dem  Heer  und  unter  den  iicamten 
einen  SpioaageAenst  eingerichtet  hatte, 
um  alle  klerikalen  Offiziere  und  Beamten 
zu  verdächtigen  und  zu  denunzieren. 
Durch  den  Rndctritt  dts  Kri^niinisters 
Andre  hoffte  man  einer  Krise  vorzubeu- 
gen, aber  umsonst  Zwar  war  das  Kriegs- 
ministerium  durch  die  SpionagealTäre  am 
meisten  kompromittiert,  aber  die  Auf- 
deckung zahlreicher  Einzdfille  verwerf- 
lichster Spitzelei  erschütterte  mehr  und 
mehr  die  Autorität  des  gesamten  Ministc- 
rinn».  Die  WaM  dnes  Gegners  des 


Ministeriums  zum  Kammerpräsidenten 
verschärfte  die  Situation,  bei  entscheiden- 
den Abstimmungen  ging  die  Majorität  für 
das  Ministerium  immer  mehr  zurück^  so 
dass  Combes  es  für  das  geratenste  nndL 
zurückzutreten.  Er  überreichte  am  iR 
Januar  dem  Präsidenten  Loubet  ein  De- 
missionsschreiben, in  dem  er  «rirlSrte,  er 
ziehe  sich  zurück,  obgleich  er  zwar  eine 
allerdings  nicht  grosse  Majorität  in  der 
Kammer  hätte.  Er  wolle  aber  nicht  in- 
folge eines  belidngen  der  allgemeinen 
Politik  fernen  Zwischenfalles  in  die  Min- 
derheit gelangen.  Der  Nachfolg^-r  Com 
bes'  wtu-de  der  bisherige  Finanzmioister 
Rouvter.  In  dem  neuen  Kdiinett  bleiben 
von  den  hisherifen  Ministem  Ddcassi 
und  Berteaux. 

X  X 
KnnaCblMlk  DERö  s  te  rr  c  i  c  h  i  sehe 
Ministerpräsident  von  Kocr- 
ber  reichte  nach  der  schwe- 
ren Niederlage,  die  er  am  9.  Dezember 
im  Budgetausschusse  erlitten  hatte,  seine 
Demission  ein.  Sein  Nachfolger  wurde 
Freiherr  von  Gautsch,  der  tHslierige  Prä- 
sident des  obersten  Redmungshofes.  X 
In  der  Budgetkommission  des  deutschen 
Reichstags  wurde  von  den  Ver- 
tretern alter  Parteien  die  ohne  Genehmi- 
gung des  Reichstags  gemachten  .XusKabcn 
zur  Niederwerfung  des  Aufstandes  in 
Südwestafriln  so  scharf  als  gegen  die 
Verfa!»ung  verstossend  )>emängelt.  dass 
sich  der  Reichskanzler  veranlasst  sah.  für 
<Iie  ohne  Genehmigung  des  Reichstags  ge 
machten  Aufwendungen  die  Indemnität 
nachzusuchen.  X  In  der  Reichs- 
tagsstichwahl für  den  Kreis 
Calbe-Aschersleben,  die  am  24.  Januar 
stattfand  siegte  der  sozialdemokratisdie 
Kandidat  Albrecht  über  den  national 
liberalen  Gegner.  X  Am  26.  Januar 
machte  der  Staatssekretär  Graf  Posa- 
dowsky  dem  Reichstag  die  Mitteilung, 
dass  der  deutsch-österreichische  Han- 
delsvertrag \on  den  Bevollmäch- 
tigten der  beiden  Mächte  unterschrieben 
sei,  so  dass  die  7  bisher  abgesditosaenen 
Handelsverträge  dem  Reichstog  am 
I.  Februar  zugehen.  ihoha«o  calwik 

8oz»alpolitik 

ArMt«rv«fhllt-DIE  grossen  EmdrQcke. 
■ISM  die    Professor  Werner 

Sombart  auf  seiner 
Forschtmgsrdse  durdi  Amerika  von  den 
amerikanischen  Ärbcitcrverhältnissen  er- 
hielt, teilte  er  jüngst  dem  yercm  ßer- 
Imtr  KtmfUuU  tmi  indmtrielk»  mit 
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Die  amerikanischen  Arbeiter  traten  ihm 
«yfort  als  besser  ernährt  and  besser  ge- 
kleidet unter  die  Augen.  In  der  Tat  sind 
die  Löhne  Amerikas  durchschnittlich 
hoher,  als  bei  uns.  Der  Arbeiter  kann  im 
Verhältnis  zu  seinem  Lohn  seine  Nah- 
rung, Wohnung  und  Kleidung  billiger  be- 
streiten, als  in  Drnischland.  DiePreise  für 
Luxusbc-dürfnissc,  zum  Beispiel  die  Aus- 
gaben für  Theatcrbillcts,  greifen  aller- 
dings viel  tiefer  in  den  Gcldbcuttl  des 
Arbeiters  ein,  als  bd  uns.  Seinen  höhe- 
ren Lohn  hat  jedoch  der  amerikanisdie 
Arbeiter  durch  eine  intensivere  Arbeil  zu 
erkaufen,  wie  in  unserem  Vatcrlande. 
Die  gesteigerte  Arbeit  prägt  sich  deut- 
lich in  frühen  Altersrunzeln  der  ameri- 
kanischen Arbeiter  aus.  Der  alternde 
Arbeiter  findet  noch  schwer  einen  Platz 
in  der  amerikanischen  Industrie.  Car> 
negics  Stahlwerke  stellen  nur  noch  Ar- 
beiter unter  35  Jahren  an  und  Stessen  die 
alternden  Arbeiter  möglichst  ab.  Es 
existieren  keine  oder  nur  wenige  Wohl- 
fahrtseinrichtungen, keine  Sozialgesetz- 
gebung; 168000  Kinder  unter  14  Jahren 
arbeiten  in  amerikanischen  Bergwerieen. 
In  den  Bergwerken  der  Union  vemn- 
glücken  3%  jährlidi,  iii  England  l*/«*. 
Die  materiell  höhere  Stellung  wird  aus- 
gleichen durch  andere  driidcende  Um- 
stände, durch  grösseres  Risiko  in  anderen 
Beziehungen.  Das  Scharfmachcrtum 
feiert,  gerade  wie  bei  uns,  seine  Orgien. 
Militaranfgebote  bei  Streiks  stehen  anf 
der  Tagesordnung.  Die  Geschichte  der 
amerikanischen  Gewerkschaften  ist  reicli 
an  Ausschreitungen  des  Untemehmer- 
egoismus.  Wir  müssen  leider  hier  die  in- 
teressanten Ausführungen  Somharts  über 
«len  Sozialismus  und  die  Gewerkschaften 
Amerikas  übeigchen.  Seine  Rede  schloss 
Sombart  nach  der  Frankfurier  Zeitung 
mit  den  Worten :  »Die  Zustünde  dort  sind 
nicht  qualitativ  von  den  unsrigen  ver- 
schieden, es  ist  keine  absolut  neue  Weii\ 
es  ist  die  Welt  des  reins.ten,  durch  keine 
Tradition  und  keine  Institutionen  ge- 
hemmten Kapttalismu9.€ 
X  % 
Kinderarbeit  EINGEHENDE  Erhebun- 
gen halKMi  nacli  Zeitungs- 
berichten über  die  Lohn- 
bcschäftigung  von  Kindern  ihi  Haushalt, 
sowie  in  der  Landwirtschaft  auf 
Anordnung  des  preussischcn  Unterrichts- 
rainisters  stattgefunden.  Es  soll  die 
Zahl  der  lohnarbeitenden  Schüler  i.  un- 
ter 10  Jahren,  2.  von  10  bis  12  Jahren  und 
3.  über  12  Jahre  -festgestellt  vrerden. 


Die  Danor  der  Besdiäftigung  im  Jahre, 
die  Atisddmnng  der  täglichen  Arbeits- 
zeit und  die  FericiihL  schäftigung  der 
Schulkinder  sollen  ermittelt  werdu.  Als 
Aufhahroetag  gilt  der  15.  November  1904. 
JÜNGST  hat  die  Schrift  des  Lehrers 
Stegmund  Kraus  Kinderarbeit  und 
Rcsetslicher  Kinderschutz  in  Osterrekk 
/Wien,  Deuticke/  auf  die  geradezu  er- 
schreckend häufigen  Schulvcrsäumnisse 
hingewiesen,  die  eine  Folge  der  anstren- 
genden landmrtscfaaftlicben  Arbeit  der 
IGnder  sind.  Ans  cmem  steierischen  Ge- 
tirgsdorf  berichtet  nach  Kraus  ein  Leh- 
rer: »Auf  177  schulpflichtige  Kinder  ent- 
fielen in  dnem  Schuljahr  91330  ver- 
säumte Halbtage,  darunter  87.^1  nicht 
entschuldigte.  Im  Durclischnitt  entfallen 
daher  jährlich  auf  ein  Kind  120  Ver- 
säumnisse und  60  versätunte  Schultagc.« 
Es  sind  Wanderungen  durch  wahre 
Höllenquartiere,  die  wir  an  der  Hand  von 
Kraus  durch  die  Ziegeleien,  Torfsteche- 
reten,  die  hausindustridlen  Weriestitten 
u.  s.  w.  Österreichs  unternehmen.  Nur 
zu  häufig  ist  das  Resultat  der  Kinder- 
arbeit die  frühzeitige  sittliche  Verwahr- 
losung der  Kinder.  Wir  müssen  daher  in 
die  Worte  des  Lehrers  Kraus  einstinunen: 
'Nachdem  die  Gefihldung  der  Jugend 
durch  Heranziehung  zur  Arbeit  erwiesen 
ist,  mnss  im  Ititeresse  der  Gesundheit 
das  Verbot  der  Kinderarbeit 
gefordert  werden.« 

X  X 
Arbeltstoalg.  TN  England  zählte  man 
ke(t  itn    November    1904  in 

35   stidtischen  Distrikte» 

.190822  Arbeitslose.  In  London  soll 
allein  um  diese  Zeit  die  Armee  der  Ar- 
beitslosen auf  200000  angeschwollen  sein. 
Nach  den  Angaben  der  englischen  Ge- 
werkschaften waren  7%  der  gelernten 
Arbeiter  arbeitslos.  Über  156000  Arbei- 
ter mussten  eine  Lohnherabsetzung  über 
sich  ergehen  lassen.  In  Frankreich 
wird  die  Arbeitslosigkeit  für  1904  auf 
10%  geschätzt.  Man  niuss  mit  einer  stän- 
digen Reservearmee  von  400000  Arbd- 
teni  in  Frankreich  rechnen.  Die  franzö- 
siche  Kammer  beschloss  auf  Antrag 
Vaillants  die  Einrichtung  einer  ständigen 
Enquete  über  die  Arbeitslosi^^t  dtirch 
eine  Arbeitskommission.  In  Deutsch- 
land veranstaltete  das  statisti<ho  Amt 
der  Stadl  München  eine  Arbeitslosen- 
zihlung.  Am  37.  November  1904  wurden 
7692  Zählkarten  Arbeitsloser  eingeliefert. 
Von  diesen  waren  arbeitslos  im  Sinne 
der  Erhebung  6190,  Unter  den  Arbeits- 
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tosen  befanden  sich  etwa  2000  Bauarbei- 
ter. An  der  Spitze  der  arbeitslosen  Ar- 
beiterinnen stehen  die  Kellnerinnen  (ein 
Dritte]  aller  weiblichen  Arbeitslosen), 
dann  folgien  die  hätwlichcn  Dieiutboten. 
Mangd  an  Arbdt  war  <Iie  Vnadie  4er 
Arbeitsloaii^t  bei  */»  dar  gexShIten 
Personen. 

X  X 
WinieilitallM  DIE  Lage  der  wandernden 

Arbeiter  erörterte  der  Pas- 
tor von  Boddachwingh  in 

seiner  (-!gcn.arti}»cn,  so  ganz  aus  dem 
Rahmen  der  parlamentarischen  Korrekt- 
heit fallenden  Rede  vom  17.  Juni  1904  im 
pttuasiadten  Abgeordnetenhaose.  Im 
Jahre  iSBa,  so  hob  er  hervor,  befanden 
ndl  wenigstens  240  000  Arl>eitslnsc  auf 
den  Landstrassen  Preussens.  Für  die 
wandernden  Arbeitdoflen  forderte  er  die 
Einrichtung  von  W  ander  arbeits- 
stättcn  in  Verbindung  mit  Arbeits- 
nachweisen. Die  Berliner  Asyle  für  Ob- 
dachlose he/.cichnete  er  als  Hochschulen 
der  VagabundaRe  und  des  Verbrechens. 
Den  wesentlichen  Inhalt  seiner  Rede  im 
preuasiacliea  Abg<eordnetaibaaae  ver- 
öffcntfietite  Boddseltwin^  sodann  in 
einer  Flugschrift  IVer  hilft  mitf  /Berlin, 
Scherl/.  Bodelschwingh  will  dem  einen 
Berliner  A$yl,  der  sogenannten  Palme, 
den  Charakter  eines  Obdachlosenasyls 
lassen.  Jeder  soll  dort  gegen  Leistung 
bestimmter  Arbeiten  (Stdndclopfen) 
Nachtlager  und  Verpflegung  erhalten.  In 
dem  zweiten  Berliner  Asyl,  in  der  ^yit•- 
Mnburg,  soll  nur  der  mit  ordentlichen 
Arbeit^picren  (Quittungsitarte;  Arbdts- 
besdieinigung  des  fetzten  Arbdtgebers 

etc.)  ausgerüstete  Arht'itslose  Aufnahme 
finden.  Die  IVUseitbur^  soll  in  eine  Ko- 
lonie mit  grossen  Arbeitsstitten  verwan- 
delt werden,  (legen  die  Arbeitsscheuen, 
gegen  die  Vagabunden,  diu  die  angebotene 
Arbeit  abweisen,  schlägt  von  Bodel- 
schwingh strenge  Massnahmen  vor.  Er 
schreckt  vor  Prügelstrafen  gegen  Vaga- 
bunden nicht  zurück,  das  beweist  ein 
Passus  seiner  Rede  vom  17.  Juni  1904: 
»Unser  gutes  Gesetz  der  ErziehnngBfar- 
sorpc«,  fiihrto  er  unter  anderm  aos» 
»schwebt  so  lange  in  der  Luft,  als  der 
Vater  Staat  nicht  auch  seine  Jangens 
kräftig  haut.  Der  jugendliche  Vagabund 
sagt  einfach:  ich  brauche  nicht  so  viel 
zu  arbeiten,  wenn  ich  ins  Gefängnis  ge- 
steckt werde,  kriege  dort  auch  keine 
Haue.«  Bodelschwingh  sieht  wohl,  dass, 
wenn  sich  auch  die  ganze  Welt  mit  Ar- 
beitericolonieen  bcdedcen  würde,  dennoch 


ein  Rest  sogenannter  Vagabunden  znrücfc- 

bleihen  würde.  Diese  entweder  gcboretiett- 
Oller  gewordenen  Vagabunden,  die  allb 
mehr  oder  weniger  geistig  oder  mora-- 
lisch  dcfdct  sind  und  die  der  Erziehung 
eines  weitblickenden,  psychiatrisch  ge- 
bildeten Pädagogen  überliefert  werden 
sollten,  will  Bodelschwins^  unter  Um- 
ständen durch  die  vielgefiriesene  Frfigel- 
heilmethode  kurieren.  Natürlich  über* 
schätzt  Bodelschwingh  masslos  die  Zug- 
kraft der  Berliner  Asyle.  Die  Zahl  der 
Vagabunden,  die  Berlin  wegen  des  dünnen 
Kaffees,  der  Mehlsuppe  und  des  harten 
Nachtlagers  seiner  Asyle  aufsuchen, 
dürfte  sehr  sering  sein.  Schliessen  sidt 
heute  die  Türen  dtr  Berliner  Asyle,  so 
würde  Berlin  wnhl  kaum  von  einem 
Vagabunden  befreit  sein.  Die  Löung  der 
Wamderamienfirage  liegt  m  der  Blehtm^ 
einer  öflFentlichrcchtüchcn  OrRanisatioo 
von  Arbciislosenunterstützungscinrichtun- 
gen,  und  die  der  Vagabtmdenfrage  in  der 
Richtung  der  Begründung  von  Er- 
ziehungsanstalten für  moralisch  und 
geistig  minderwertige  Elcroente. 

X  X 
^WtrtM-  NACH  einer  Statistik  über 
••■••bla         die  Tätigkeit  der  Gewerbe- 

geridite  im  ReichsorbäU' 
blatt  bestanden  1903  405  Gewerbe- 
gerichte und  413  Innungsgerichte.  Bei 
den  Gewerbegerichten  wurden  94891 
Klagen  anhängig  gemadit  Von  den 
Klagen  wurden  42  1,15  durch  Vergleich. 
<>33J  durch  Versäumnisurteil,  15  289  durch 
Endurtcil.  2629  durch  Verzicht,  167B 
durch  Anerkenntnis  erledigt  In  44014 
Fällen  drehte  sidi  der  Rechtsstreit  tun 
Summen  bis  20  M.,  in  30696  Fällen  um 

XI  bis  50  M.j  in  II  050  Fällen  um  50  bis 
too  M.,  in  5587  FSlIen  über  xoo  M.  Die 
Funktionen  eines  Einigungsamtes  erfüll- 
ten die  Gewerbegerichte  nur  in  174 
Fällen. 

X  X 
KanfMaans*      NACH  den  Ermittelungen 
tehta  der  Archivverwaltung  des 

Verbandes  deutscher  Gr- 
vterbegeriehfe,  so  berichtet  die  Zeitschrift 
Das  Gr:i't'rbi\i^cricht ,  waren  bis  zum 
Schluss  des  Dezember  72  Kaufmanns- 
gerichte errichtet.  Neben  dem  Redit  der 
Gewerhegchüfcn  wird  von  nun  an  das 
itcwerbi-gcricht  das  Recht  <lcr  Hand- 
lungsgehilfen in  seine  Erörterungen  ein- 
beziehen. Als  dn  sehr  brauchbares  und 
gediegenes  Hilfsmittel  für  ihre  Tätig- 
keit kann  den  Beisitzern  der  Kaufmanns- 
gcricbte  dringend   der  Kommentar  des 
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Magislntsnts    von    Schulz  tum 

Kaufmanns^richtsigcsetz  empfohlen  wer- 
den :  Das  Reichsgcsets,  betreifend  Kauf- 
maHHJgerichte,  nebst  swei  Anhängen 
/Jena,  Gustav  Fischer/.  Dem  Kauimaniis- 
gericht^esetz  hat  das  Cewerbegeridits- 
gesetz  als  Vorbild  gedient,  und  es  findet 
in  vielen  kaufmännischen  Streitfällen 
Anwendungr.  Schulz 
hat  daher  Auszüge  aus  dem  Gewcrbe- 
gerichtsgesetz  seinem  Kommentar  einver- 
leibt Es  finden  sich  in  seinem  KomoMn- 
tar  Auszüge  aus  der  Zivilprozessordnung, 
aus  dem  Handelsgesetz,  aus  der  Gewer- 
beordnung; aus  dem  Bürgerlicfaea  Ge- 
setzbuch. 

X  X 

KmkSRVsrsf-  NACH  dem  V'crw.iltiing*- 
chtraag  bericht  für  iyo3  des  allge- 
meinen Knappschaftsvwr- 
eins  zu  RfKhum  wurden  3  2  5  7  6  W  u  r  m- 
erkrankungen  der  Belegschaften 
von  223  Zechen  bduuidelt.  Die  Zahl  der 
behanddten  Personen  belief  sich  auf 
2^990.  Rückfatte  wurden  hei  der  Wurm- 
t^krankung  9584  (41,6%)  konstatiert. 
Die  mittlere  Zahl  der  Belegschaften  der 
Zedien  war  Es  wurden  somit 

ft7%  der  Personeil  behandelt.  Der  Pro- 
zentsatz der  Bdiandlungsfälle  betrug 
*3t7%-  Von  222  Zechen  waren  88  ganz, 
79  teilweise  und  55  nicht  berieselt,  »Wie 
schwierig<,  so  betont  der  Bericht,  »ist  es, 
den  wirkliciuTi  I'rozcntsatz  von  Wurm- 
bebafteten  auf  Schachtanlagen  mit 
grossen  Belegschaften  festzusetzen.«  Aus 

dem  Entwurf  des  Berichts  wurde  der 
Satz,  wie  im  Reichstag  konstatiert  wurde, 
gestrichen,  »dass  etwa  ein  Drittel, 
vielleicht  noch  mehr,  der  Wurm- 
träger durcii  Abtreibemittel  vom  Wurme 
nidit  zu  befreien  sindc. 

X  X 
UafallvsrsIclM-  DIE  Notwendigkeit  einer 
grimdlichen  Überwachung 
der  Betriebe  durch  tech- 
nische Aufsichtsbeamten  leuchtet  immer 
nocli  nicht  einigten  grossen  Berufsgenos- 
senschaften ein.  So  verausgabte  ziun  Bei- 
spiel die  schlesische  Eisen-  und  Stahl- 
bcrufsgenossenschaft  nwr  .^o  M.  für 
Kosten  der  Überwachung  der  Betriebe. 
Die  Strassen-  und  Kleinbahnberufsgenos- 
scnschaft  in  Berlin  wandte  im  Jahre  1903 
10000  M.  für  Überwachung  der  Betriel>e 
durch  technisdie  Beamte  auf.  Das 
Reichsversicherungsamt  lässt  neben  den 
im  Hauptamte  fiuigicrenden  technischen 
Auf-ichtsbeamten  auch  technisch  vorgi-- 
bildeie  Beamte  als  technische  Aufsichts- 


beamte im  Nebenamte  zu.  Diese  müssen 
jedfx-h  als  angestellte  Beamte  der  Be- 
rufsgenussenschaften  gekennzeichnet  sein. 
Aufsichtsbeamte  im  Ehrenamte  sind  nicht 
zulässig. 

X  X 
InvalidSBvar»  DIE  wichtige  Frage  der 
«icbsnmg  obligatorischen  InvaUden- 
versicherung  der  selbstän- 
digen Handwerker  beschäftigte  den 
deutschen  Reichstag  nach  den  Wdh- 
iiachtsferien.  Die  letzten  drei  deutschen 
ilandwerkertagc  entschieden  sich  für 
diese  Versicherung.  Auf  dem  Münchener 
Handwerkertage  1903  wurde  unter  an- 
derm  festgestellt,  dass  sich  die  Zahl  der 
seÜMtindigen  Handwerker  im  Deutschen 
Reiche  etwa  auf  1400000  InMaufe  und 
üass  zwei  Drittel  aller  &clb&tändigca 
Handwerker  kein  höheres  Eirieomme». 
als  2000  M.  jährlich  habe.  1904  erklärte 
sich  der  Handwerker-  und  Gcwcrbe- 
kammertag  zu  Lübeck  ebenfalls  für  die 
obligatorische  Invalidenversicherwig  des 
Handwerkerstandes^ 

DIE  Landesversicherungsanstalt  Olden- 
burg erhöhte  ihre  eigenen  .\ufwcndtmgen 
für  das  Heilverfahren  in  den  Jahren  1902 
und  1903  von  43850  M.  auf  '15508,55  M. 
Auf  100000  M.  ihrer  Einnahmen  aus  Bei- 
trägen kamen  10690.34  M.  Ausgaben  för 
«las  Heilverfahren.  Im  Reichsdurchschnitt 
stellten  sich  diese  .Xu.sgalxJi  der  I-andes- 
vcrsichenmgs.instalten  nur  auf  6628,2^ 
M.  im  Jahre  1903.  Xacli  der  Statistik  der 
Invaliditätsursachen  der  .'\nstall  von  1891 
l)is  1903  war  die  Ursache  der  Invalidität 
bei  Männern  in  I7»i%  der  Fälle 
Lnngcnidden  (mit  AnsschHiss  der 
Schwindsucht),  in  16.9%  Entkräftung, 
Blutannut,  Altcr&schwäoiie,  in  14.29b 
LangeRtnberirakMe,  <S,8%  Gelenkrheuma- 
tismus, bei  den  Frauen  in  224%  der 
Fälle  Entkraftung,  Blutarmut  etc,  13,99^ 
Lungenlciden,  Lungentuberku- 
lose etc. 

X  X 
Arbeltertelll^  IM  4.  Bericht  des  Arbeitcr- 
t*rta**  sdcretariats  Hamburg 

bietet  das  Material  fibcr 

die  Handhabung  des  Unfallversicherungs- 
gesetzes durch  die  Berufsgenossenschaf- 
ten (Langsamkeit  des  Ermittelungsver 
fahrens  etc.)  das  prös^tc  sozialpolitische 
Interesse.  Es  wird  dort  der  Los- 
lösung der  Behörden,  die  die  Arbeiter 
i^chutzgesetzgebung  im  weiten  Sinne  des 
Wortes  handhaben,  von  der  Poh'zei  das 
Wort  geredet.  Diese  Behörden  sollten 
sich  verselbständigen  und  praictiscbe  Ar- 
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lK!iter  als  Funktionäre  in  sich  aufnehmen. 
Der  Bericht  trägt  die  Hauptbestimmungen 
des  Kinderschutzgesetzes  vor  und  er- 
lititat  sie« 

X  .  X 

IWin         BEGÜNSTIGEN   die  so- 

zialen  Schutz-  und  Wobl- 
fahrtseinrichtupgen  dasEin- 
porkommen  des  acbwadieii,  tiüfidenver> 

tigni  Elements,  verschulden  sie  den  Ver- 
fall der  Rasse?  Eine  streng  wisscn- 
adnfdtebe  Nachprüfung  dieser  Fragen 
unternimmt  Dr.  med.  A.  G  r  o  t  j  a  h  n 
III  seiner  tüchtigen  Schrift  Soziale  Hy- 
giene und  Entarlungsfirobtem  /Jena.  Gus- 
tav Fiacber/.  Id  dem  klassischen  Lande 
der  sinkenden  Geburtenzahl,  in  Frank- 
reich, ist  das  ZurückRchcn  Jt  r  Geburten 
auf  die  bcwusste  Kinderbeschränkung 
tmd  mdit  auf  die  physische  Gebärunfähig- 
keit  der  Frati  /uriickzuführen.  Cl>er  die 
l)ehauptcte  wachsanle  Unfähigkeit  der 
Frau  zum  Säugen  ihrer  Kinder  sind 
nach  Grotjahn  entscheidende  Tatsactten 
noch  nicht  gewonnen,  da  man  nicht  fest- 
stellen kann,  wieviele  I-Vauen  au«;  jibysi- 
scbem  Unvermögen  nicht  saugen  können 
oder  aus  sozialen  und  wirtschaftlichen 
riründen  nicht  saugim  wollen.  Städtisclies 
Wohnen  braucht,  wie  England  beweist, 
dardiaus  noch  nicht  notwendig  mit  einem 
Verfall  der  Rasse  verknüpft  zu  sciti  Die 
Veränderungen  in  der  Volkscriialirung 
beeinflussen  wesentlich  die  körperliche 
Beschaffenheit  der  Rasse,  über  die  ge- 
sundheitlichen Verhältnisse  der  Londoner 
Arbeiterkinder  im  Vergleich  zu  dm 
Kindern  Berlins  und  seiner  Vororte 
macht  Dr.  Grotjahn,  der  an  sechs  Tagen 
hintereinander  die  angelsächsische  Bc- 
völkeriaig  des  Londoner  Ostends  bcob- 
aditete.  die  Bemerkung,  dass  die 
R  h  a  c  h  i  t  i  s  unter  den  zerlumpten 
Rangen  des  LondoiKT  Arlx-iterviertels  in> 
Gegensatz  zu  den  viel  sorgfältiger  ge- 
kleideten Proletaricrkindern  Berlins  und 
seiner  Umgebung  mit  verschwindenden 
Ausnahmen  »vollkommen  fehl  l«. 
Die  qualitative  Verschlechterung  des 
Menschenmaterials  findet  nach  Dr.  Grot- 
jahn ihren  prägnanten  Ausdruck  darin, 
»dass  fast  die  Hälfte  aller  männlichen 
Individuen  nicht  mehr  wehrfähig,  ein  er- 
heblicher Bruchteil  der  Frauen  nicbt 
mehr  zum  Stiilungsgeschäft  tauglich  und 
ntindestens  der  dritte  Teil  aller  schul- 
pflichtigen Kiniler  Icränklich  istc.  Die 
AufklSning  über  die  Vererblichkeit  be* 
'lininUtr  krankhafter  Körpcrbcschaffen- 
heiten  und  die  aus  jener  Aufklärung  re- 


sultierende, vorsitzliche  Geburtenpräven- 
tion »zur  rechten  Zeit  und  an  der  rechten 
Stelle  angewandt,  kann  sehr  wertvoll  für 
die  Profoyiaxe  der  Entartung  adn«. 

X  X 
VMMikrtMla-  DAS  Gespenst  der  so- 
••••••■■■•B       genannten  Arbeiterwohl- 

fakrtscinrichtungen  geht 
tnn.  Die  Todfeindin  der  deutschen  Ar- 
beiterschaft, die  Dnitsckc  Arheilgeber- 
zt'xtung,  schrieb  jüngst:  »Im  allgemeinen 
liegen  die  Verhältnisse  so,  dass  die  Er- 
richtung von  WohlfahrtseinrichtUBgen 
geradezu  durch  das  Interesse  der  Arbeit- 
geber selbst  bedingt  wird.«  Wenn  Ar- 
bdtgdicr  durch  Linsengerichte  den  Ar- 
beitern das  Recht  der  Selbstbestimmung 
abkaufen  wollen,  so  nennen  sie  Husj^  diese 
Xjnscngcrichte  ArbeiterwolxlfahrtsetHrich- 
hmgen.  Ein  abscheulicher  Missbrauch 
wird  fürvvahr  mit  <lcm  Worte  Arbcitcr- 
:i.'oltlfalirisi'iHricliluii}ii'n  getrieben.  Es  ist 
daher  freudig  zu  begrüssen.  dass  jüngst 
Stadtrat  l>r.  F  I  e  s  c  h  in  seinem  Schrift- 
chen H'ohtfahrtscinrichtungen  für  Arbei- 
ter und  deren  Familien  /Jena,  Gustav 
Fischer/  den  schwankenden,  vieldeutigen 
Begriff  ätr  Arbeiterwohtfalnrtsemrieh- 
Inngen  fest  zu  tiinprt nzcn  <ucht.  Fr  de- 
finiert die  Arl>eUcrwohlfahrtseinrichtun- 
gen  als  »Veranstaltungen,  die 
getroffen  werden,  «kunit  die  I-age  einer 
grösseren  oder  klemercn  Gruppe  der  auf 
das  Einkommen  aus  dem  Ar- 
beitsverträge angewiesenen  Arbei- 
ter in  höherem  Mas>e  gefördert  werde, 
als  bis  zu  welchem  der  Veranstalter  ge- 
setzlich verpflichtet  ist  oder  i  m 
eigenen  Interesse  Antass  hat,  sie 
zu  fördern«.  Dr.  Flesch  bestreitet  nicht, 
dass  sich  nicht  eine  scharfe  Grenze 
zwischen  sozialpolitisch  bedeutsamen  Ar- 
liiiUrwohlfabrfseinrichtungen  und  volks- 
wirtschaftlicli  erfreulichen  Betricbsein- 
richtungen  ziehen  lässt.  Anknüpfend  an 
den  von  Rudolf  von  Ihcring  in  die  Rechts- 
wissenscluifltn  eingeführten  Begriff  der 
Reflcxxvirkung  sagt  er :  »Eine  Massrcgcl 
kann  getroffen  sein  ausschliesslich  im 
Interesse  des  Unternehmens 
-  aber  mit  Rückwirkung  auf  die  Arbei- 
ter ;  oder  ziu*  Besserung  der  La  g  e 
der  Arbeiter  —  aber  mit  günstigem 
Reflex  auf  den  Geschäftsgang  selbst.» 
Bei  ikn  wirklichen  Arbeiterwohlfahrl.s- 
einrichttingen  mu.ss  nach  Flesch  die 
Förderung  des  Wohls  der  Arbeiter 
Selbstzweck  d#r  Veranstaik- 
t  u  n  g  sein.  Vaxx  wichtiges  Merkmal  tat- 
sächliclier  Arbeiterwohlfahrtscinrichtun- 
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gen  pflegt  hätifip  die  Rcteilipning  der  Ar- 
beiter an  der  Verwaltung  dieser  Einrich- 
tungen zu  sein.  Gegen  eine  Ubcrschät- 
rung  der  Arbciterwohlfahrtseinrichtungcfi 
als  grundlegenden  Heilmitteln  zur  Lösung 
der  sozialen  Frage  macht  Stadtrat  Flesch 
FronL  Arbdterwohlfahrtseinrichttuigen, 
<tte  recfitlich  nicht  erzwungen  werden 
können,  sind  freiwillige  V'ersuchc  zur 
Behebung  der  eigenartigen,  der  sozialen 
Lage  der  Lohnarbeiter  anhaftenden  Miss- 
vtändc.  Sie  stelKti  sich  als  soziale 
IC  X  p  e  r  i  ni  e  n  t  c  zu  diesem  Zweck  dar. 
:ds  erprobte  Einrichtungen,  als  Vor- 
läufer öffentlichrechtlicher 
Einrichtungen.  Die  Hygiene  be- 
ruht im  ganzen  Umfange  schon  auf  dem 
Experiment  Für  viele  Soztalpolitiker 
hat  das  Experiment  noch  keine  Bedeu- 
ichafllicJut  Forscher  selbsttätig  in  dan 
Verfahren,  durch  das  der  sozialwissen- 
schaftliche Forscher  selbsttätig  in  öfis 
gewöhnliche  Spiel  der  wirtschaftlichen 
Kräfte  eingreift,  um  das  Wohlergehen 
der  Arbeiter,  als  das  von  ihm  gewollte 
EigdMais  «einer  Bemühungen  zu  ior- 
dem.  Das  Experiment  in  die- 
sem Sinne  ist  aber  eben  die 
Ar  bei  terwohlfahrtseinrich- 
ttingw. 

X  X 
Kam  ChroBUc  Am  12.  Dezember  behan- 
delte der  Reichstag  die  Re- 
solutionen der  Sozialdemo- 
kratie und  des  Zentrums  iiber  die  Aus- 
dehnung des  Bergarbeiter  sdiutzes. 
X  Am  15.  Dezember  beschloss  eine  Kon- 
fcirenz  von  Vertrdtem  des  Reichsamt«; 
des  Innern,  des  reichsstatistischen  Amts 
und  des  Reichstags  die  Verarbeitung  der 
eingegangenen  t^ooo  Fragdiogen  über 

die  Lage  der  P  r  i  V  a  t  b  e  a  ni  t  e  n.  X 
Am  4.  Januar  wurde  der  sozialdcmokra- 
tisdie  Antrag  auf  Einführung  von  A  r  - 
bciterkammern  von  der  Hambitr- 
ger  Bürgerschaft  abgelehnL  X  Anfang 
Januar  wurde  ein  Bund  für  MuttersckuU 
in  Berlin  begründet.  X  Am  14.  Januar 
starb  der  grosse  wissenschaftliche  For- 
se-her  und  warniher/itie  Menschenfreund 
Professor  Abbe,  der.  Erwciterer  und 
Ansbauer  des  Zdsswerks  in  Jena. 
X  X 
Literatur  DAS  umfangreiclic  und  ge- 
diegene Buch  Dr.  J.  L  a  n  d- 
nianns  Die  Arbcitcrsckutsgesctr^rbung 
der  ückwcis  /Bast^.  Helbing  &  Lichtcn- 
liahn/  verbreitet  sich  über  die  Geschichte 
und  den  Inhalt  der  eidgenössischen  und 
kantonalen  Arbeiterschutzgesetzgebung. 


Das  epochemachende  Krcipjiis    in  der 
schweizerischen       Arbid  terschutu^dz- 
gebung  ist  die  Annahme  des  Fabri^eaet- 
zes  mit  einem  Elfstundentag  am  21. 
tdber  1877.    »Wer  je  noch  etwas  auf 
Glarner  Ck'biet  baut«,  sagte  ein  Gross- 
fabrikant zu  dem  bekannten  Fabrikinvdc- 
tor  Schuler  nadi  Annahme  des  Fabrik- 
gesctzes,    »gehört  ins  Irrenhaus.«  Ein 
Jahr  .später  baute  der  Fabrikant.  Für 
uns  Deutsche  hat    die  sozialfortscfaritt- 
liclic  Gesetzgebung  der  Kantone  —  zum 
Beispiel  das  Arbeiterschutzgesetz  für  das 
weibliche  Gasthanspersonal  —  ein  beson- 
deres  Interesse.     Die  Arbeitslosenfür- 
sorgc  einiger  Kantone,  so  die  von  Basel, 
verdient  unsere  Aufmerksamkeit.  X  Nach 
der  kleinen    Schrift    Dr.  L.  Cobas 
Unsere  BHnden    /Leipzig.  F.  Dietrich/ 
verminderten  sich  die  Blinden  in  Deutsch- 
land von  1801  bis  1900  um  etwa  33%, 
und  sie  erschlossen  stdi  in  grossem  Masse 
zahlreiche   Berufe.     X     Max   TT  o  f  f  - 
mann  sucht  in  seiner  in  d«.T  Broschüren- 
serie  Sozialer  Fortschritt  erschienen  Bro- 
schüre Ländliche  Wohlfahrtspflege  /im 
gleichen  Verlag/  sozialreformerische,  ge- 
nKinniitzißc   und   volkserzieherische  Be- 
strebungen auf  dem  Lande  zu  fördern.  X 
IMe  Schrift  Dr.    Karl  Pribrams 
Der  l.ohnschutz  des  f^accrblichcn  Arbci 
ters  nach  österreichischem  Recht  /Wien, 
Deuticke/  führt  aus,  daas  der  Lohnschotz 
in  Osterreich    im  Gegensatz     ztt  dem 
Deutschen  Reiche,  dessen  Lohnzahltmgs- 
recht  seit  1878  manche  bemerkenswerte 
Umgestaltung  erfuhr,   im  allgemeineD 
beim  Tmdcverbot    der  Gcwerbenovelle 
stehe-n   blieb.    Wurzcltiefc  soziale  Miss- 
Stände     tastet    die  Lofanschutzgescu-. 
gebung  überhaupt  nicht  an.  Sie  beseitigt 
die  Missständc  l>ei  der  Ijohnvcreinbanmg 
und  Lohnbezahlung,  sie  befreit  den  Ar- 
beiter von    jedem  Eingriff    de»  Arbeit- 
gebers in  Lohnfordertmjjf  und  ausgezahl- 
ten Lohn.    Der  .'\nhang  zu  der  Schrift 
Ribrams  mth.ilt  ein  reiches  Tatsachen- 
material über  die  Ausbeutung  der  Heimr 
arbeiter  durch  das  Trttcksystem.  X  über 
<lie  umfangreiche  Jalircsarbe-it  auf  dem 
Gebiete  der  Hygiene  und  Demographie 
unterrichten  tms   trefflich    die  Jahres- 
berichte über  die  Fortschritte  und  Leis- 
tungen auf  dem  Gebiete    der  sozialen 
Hygiene  und  Demographie,  herausgegeben 
von  Dr.  med,  A.  Grotjahn  und  Dr.  phil. 
Kriegcl  /Jena,    Gustav    Fischer/.  Die 
Hauptereignisse  des  Jahres  1903  —  über 
das  der  vor  kurzem  erschienene  lU.  Band 
berichtet  — ,   die   fördernd   auf  die 
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Wissenschaft  und  Praxis  der  Hygiene 
einwirkten,  fasst  Dr.  Grotjalm  in  pe- 
drängter  Übersicht  in  der  Chronik  der 
sozialen  Hygiene  zusammcti.  Die  gesetz- 
geberischen Fortschritte  bis  herunter  auf 
die  Verordnungen  und  Erlasse  der  Ein- 
zelstaatcn  verfolgt  Dr.  Kriegcl.  Die  Ge- 
setzgebung des  Auslandes  ist  gebührend 
bcrfickstchtigt  Die  BesdilQsse  der 
hygienischen  Kongresse  spiegeln  sich  im 
wesentlichen  wieder  in  der  Rubrik  Von 
ätn  Kongressen.  Über  die  tüchtigen, 
bemerkenswerten  Arbeiten  auf  den  Ge- 
bieten der  Hygiene  der  Arbeit,  der  Er- 
nährung und  Kleidung  etc.  folgen  kurze 
Referate  aus  den  Federn  bekannter  Sach- 
kenner: Grotjahn,  Iwan  Bloch,  Kriegel, 
Prinziiip.  Siidektim,  O.  Neumann,  R. 
Spiethoff.  Die  Neuerscheinungen  der 
«seialen,  hygiariiehen  und  dcraographi- 
sehen  Tjtcrattir  sind  nach  Kapiteln  über- 
sichtlich geor<tnet.  pauw  KAn^FFMCrcR 

Soziale  Kommunalpolitik 

HanlMhM  Ge>  DIE  hessische  Regierung 
oietadaBinla-  hat  dem  Landtage  den 
S««geMU  Entwurf  eines  Gemeinde- 
tmdagengesetzes  unterbreitet,  durch  den 

die  auf  dem  Gebiete  des  Staates  im 
Jalirc  1899  beendete  Steuerreform  nun- 
mehr audt  anf  dem  Gdriete  der  Ge-v 
meindebcsteucnnig  vollendet  werden  soll. 
Durch  die  staatliciiu  Steuergesetzgebung, 
die  sich  pns  nadi  dem  Vorbilde 
Prcussens  vollsog.  wurden  die  alten 
Steuern,  nämlich  Gnmd-,  Gewerbe-  und 
Kapitalrenten  Steuer,  durch  die  neue  Ver 
mogenssteuer  ersetzt,  bei  der,  als  einer 
PC  inen  Vermögensstener,  selbstverständ- 
lich der  Schuldahzug  gestattet  ist."  Für 
die  Gcmcindebe&tcuerung  dagegen  be- 
wahne  da.s  Gcmeindcumlagcngesets  von 
1901  den  für  die  staatliche  Rcsteuenrng 
beseitigten  Zustand.  Es  wurden  also  die 
Realsteuern  neben  der  Einkommen- 
stoicr  und  der  Kapitalrentensteuer  lort- 
erhoben.  Man  hatte  einerseits  nicht  den 
Mut,  das  System  der  staatlichen  lU- 
Steuerung  auch  auf  die  Kommunen  zu 
übertragen,  hatte  andererseits  aber  aticii 
Bedenken,  lüe  (Übertragung  vorzuneh- 
men, da  nun  die  reine  Besteuerung  nach 
der  Leistungsfähigkeit  durch  die  Be- 
steuerung nach  dem  Grundsatz  von  Lci»;- 
tung  und  Ck-genlcistung  in  den  (icuicin- 
den  ergänzt  wissen  wollte.  Die  Kapital- 
rentensteuer war  von  den  beiden  Kam- 
mern der  Abgeordneten  entgegen  dem 
Kntwurfe  der  Regierung,  die  diescn>c  mit 
Rucksicht    auf  die  Neugestaltung  der 


Einkonmicnsteuer  gestrichen  hattt^  In 
das  Gesetz  eingefügt  worden.  Der  neue 
Regierungsentwurf  bringt  nun  wiederum 
die  Realsteueni,  die  Grundsteuer,  die 
Ciebäutlesteuer  und  die  Gewerbesteuer, 
ausserdem  die  Einkommensteuer  und  die 
Kapital rentenstcuer.  Dem  Namen  nacli 
ist  also  durch  ihn  nichts  geändert  wor- 
den, dagegen  ist  das  Wesen  ^cr  genaim- 
ten  .Steuern  von  Grand  aus  magestallefc 
worden. 

MAN  kann  dtmt  weiteres  zugdien,  dass 

der  Grundsatz  voii  Leistung  und  Gegen- 
leistung m  der  staatlichen  Besteuerung, 
von  Spezialfällen  abgesehen,  nicht  zur 
Anwendung  kommen  kann,  da  die  Leis- 
tungen des  Staates  für  den  einzelnen  sich 
nicht  so  genau  abgrenzen  lassen,  <la.ss 
sich  darauf  eine  steuerliche  Gegenrech- 
auftmoen  Hesse;  Anders  bei  der 
Gemeinde!  Hier  lassen  sich  die  allge- 
meinen Leistungen,  die  der  Gesamtheit 
zu  gute  kommen,  ziemlich  getiau  von 
denen  abscheiden,  die  vornehmlich  oder 
ausschlicxslich  l)estimmtcn  Bcsitzklasscn 
Vorteile  l>ringen.  Diese  Besttzklassen 
sind  einmal  dö-  Grund-  und  Uausbesitz 
imd  zweitens  die  Gewerbetrett>enden. 
Durch  die  Anlage  von  Strassen.  Kanali- 
sation, Brückenbauten,  Flusskorrektiooen 
XL  8.  w.  wird  der  Wert  des  Grand-  und 
HaustKsitzcs  gewaltig  gesteigert.  Die 
Aufwendungen  der  Gemeinde,  die  alle 
(icmeindcbürger  belasten,  verwandeln 
sieh  für  den  Grundbesitzer  in  Itöhere 
Grundrente,  für  die  Hausbesitzer  in  ge- 
steigerte Mieteinnahmen.  Die  grosse 
Klasse  der  Mieter  dagegen  hat  das  Ver- 
gnügen, nidit  nur  die  Aufwendungen  der 
Gemeinde,  sondern  auch  die  erhöhten 
Rente-  und  Mictcinkommcn  aufzubringen. 
Die  Anlage  von  Industrie-  und  Handels- 
häfen, von  Industriegelciscn.  Industrie- 
bahnen und  anderen  Vcrkehrseinridi- 
tungen  gereicht  vornehmlich  dem  Indus- 
trie- und  Handelskapital  zum  Vorteil, 
dem  sie  mit  der  Herabsetzung  der  Ge- 
schäftsunkosten Rrösserc  Konkurrenz- 
fähigkeit und  grösseren  Reingewinn 
bringt  Von  diesen  Tatsadien  ans  lisst 
sich  die  Besteuerung  nadi  dem  Grund^ 
salz  von  Leisttmg  und  Gcgenleistimg 
durchaus  redttfcrtigcn,  und  es  wirft  .sicli 
nur  die  Frage  auf:  wie  lässt  sich  der  Satz 
in  der  Steuergesetzgebung  praktisch  zur 
Anwendung  bnngoi?  In  allen  den  Pil- 
len, wo  die  Abgrenzung  des  durch  ppt 
bcstimmtd  Lei.^tung  der  Gemeinde  be- 
>,'!:  listigen  Gebietes  s<»  vorgenoranMrn 
werden  kann,    dass  die  Verteilung  der 
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Unkosten  auf  die  Besfinstigtcn  entapreeh- 

end  den  ihnen  zugewachsenen  Vorteilen 
möglich  ist,  sind  Interessenten-  {Better - 
ment-)  Beiträge  der  zweckmassigstc 
Weg,  den  genannten  Grundsatz  anzuwen- 
«fett:  Diesen  richtigen  Gedanken  des 
preussischen  Kommunalabgabengesetzes 
hat  sich  aber  der  hessische  Entwurf  nicht 
ztt  eigen  gemacht  Er  verzichtet  darauf, 
iletj  Ceineindcn  das  Recht  oder,  wie  wir 
weitergebend  verlangen  müssen,  die 
Pflicht  zur  Erhebimg  derartiger  Beiträge 
zu  erteilen  und  vorzuschreiben,  und 
wählt  den  anderen  Weg.  den  Grundsatz 
von  Leistung  und  Gegenleistung  im  all- 
gnwinui  durch  eine  besondere  Bestelle- 

TVng  fies  vnlBUr-  Uncl  I  Hl  IWUCSI  \IX&  Unu 

»Ics  Gfwertxs  tu  verwirklichen. 
DIE  RealstetH-rn  der  bisherigen  Steuer- 
gesetzgebung waren  Ertragsstenem  ge- 
wesen, das  hdsst  für  die  Erhebung  der 
Steuern  waren  die  Slcuerkapiialicn  grund- 
legend, die  nach  dkm  mittleren  abge- 
schätzten Reinertrage  gebildet  wurden. 
Der  Haaptnachteil  dieser  B«steuerungs- 
weise  besteht  in  der  Starrheit  der  Stciitr- 
fcataster,  die  nach  kurzer  Zeit  in  sclireien- 
den  Widerspruch  zu  den  wirklichen 
Reinerträjren  der  besteuerten  Objekte 
kommen  müssen.  Bei  diesen  Ertrags- 
stenem war  selbstverständlich  ein  Schuld- 
ab/tip  üicht  gestattet.  Eine  Objekt- 
bestfucrunß.  die  sich  auf  den  Wert  des 
Objektes  otlcT  den  diesen  Wert  ver- 
tretenden durchschnittlichen  Ertrag  auf- 
baut, kann  zunächst  keine  Hucksicht 
ilaranf  nehmen,  wie  die  verschiedenen 
Besitzer  an  diesem  Werte  auf  Grund 
ihrer  Rechtsanspruch«  partizipieren.  Sie 
wird  sich  an  (k-n  nnniinellen  Kipcntümcr 
liaJten  und  die  Zahlung  der  Steuer  von 
ihm  verlangen.  Gerade  bei  den  Real- 
«■Icuem  aber  ist  die  Frage  der  Steuer- 
iilH-rwälznng  und  -abwälzung  von  der 
j^ri>ssten  Bedeutung.  Ist  der  Eigentumer, 
iler  die  Steuer  zunächst  auslegt,  auch 
letzten  Endes  der  2!ahlcr,  <xler  wälzt  er 
die  Steuern  .mf  die  Mieter  ab?  Von  der 
Entscheidung  dieser  Frage  hängt  der 
sozialpolitische  Wert  der  Realsteuem  ab. 
IX'ibii  wird  zwischen  städtischem  und 
iändlichem  Grund-  und  Hausbesitz  zu 
mrterscheiden  sein.  Weiter  ist  von  Be- 
•  kutung  die  andere  Fragt-:  ist  es  ge- 
recht, den  verschuldeten  Eigentümer  zur 
Vorlegung  der  Realsteuem  zu  verpflich- 
ten, ohne  sich  im  geringsten  danun  zu 
kummem,  ob  er  einen  Teil  der  selben 
einen  (il.nubigem  7uw,-i!/en  kann?  Tat- 
suchlich  hat  doch  nicht  allein  der  Eigen- 


tümer, sondern  auch  der  HypOthdcar^ 
gläubiger  Vorteil  durch  die  Leistungen 
der  Gemeinde,  welche  die  Grundrente 
steigern.  Allerdings,  der  unverdiente 
Wertzuwachs,  mag  er  nun  eine  Folge 
spezieller  Leistungen  der  Gemeinde  oder 
der  allgemeinen  Entwickclung  sein,  fällt 
zunächst  dem  Eigentümer  zu,  soweit  er 
nicht  schon  durch  die  Hypothdkenver- 
schuldung  von  dem  Grundl)esitzcr  im 
voraus  für  sich  beschlagnahmt  ist.  Der 
Vorteil  des  Hypothekengläubigers  besteht 
aber  in  der  grösseren  Sicherheit,  die  er 
für  seine  Forderungen  erhält,  und  in  der 
grösseren  I^ichtigkeit,  mit  der  er  die- 
selben weiter  vcikaulen  kani^  «Bune  im 
Falle  der  -iijrirHlaHwH  VersebuUlHig  hi 
der  Verwandlung  der  nominellen  (grund- 
buchiichen)  Sicherheit  für  eme  Hypothek 
in  eine  faktische.  Es  ist  also  durchau* 
berechtigt,  einen  Teil  der  Objektbesteue- 
rung den  Hypollitkarglaubigcrn  als  (jc- 
genleistung  für  die  von  der  Gemeinde 
dem  Grundbesitz  gebotenen  Vorteile  auf- 
zuerlegen, wie  das  zum  Beispiel  in  Neu- 
>eeland  geschieht  Hier  tuitcrliegen 
Hypotheken  gleichfalls  der  Grtuidstener; 
der  Hypothdcenglänbigcr  gilt  in  der 
Höhe  des  Wertes  der  Hypothek  als  Eigen- 
tumer, hat  al)cr  seit  1902  25%  weniger,, 
als  der  Eigentümer,  zu  zahlen. 
niCR  Entwurf  macht  keinen  Versuch, 
sich  mit  diesen  wichtigai  Punkten  abzu- 
fmden.  1  r  hält  an  dem  Schuldenabzttg 
fest  und  rechtfertigt  ihn  mit  dem  Hin- 
weis, dass  verschuldete  Haus-  und  Grund- 
l>e<itzer  oder  Gewerbetreibende  die  Ein- 
richuingen  der  Gemeinde  in  gleicher 
Weise  in  Anspruch  nehmen  tmd  aus 
ihnen  Vorteil  ziehen,  wie  die  nichtver- 
schuldeten. Werde  der  Schuldenabzug 
gestattet  so  werde  eine  .sehr  starke  Ver- 
schiebung der  Stcuerbelastutig.  häufig 
gerade  auf  die  Schultern  der  weniger 
leistungsfähigen  Gememdeeinwohner  zu 
gunsten  grösserer  mit  fremdem  Kapital 
arbeitender  Gewerbebetriebe  eintwlett. 
Au>-u  rdnn  rnusstc  der  .Steuersatz  SO  hoCh 
gehalten  werden,  dass  für  den  verschul- 
deten Steuerpflichtigen  die  durch  den 
Schuldenabzug  eintretende  Entlastung 
wenigstens  teilweise  wieder  aufgehoben, 
für  den  unverschuldeten  Steuerpflichtigen 
aber  die  Steuerlast  zu  einer  in  vielen  Fäl- 
len unerträglichen  gestaltet  werde.  Diese 
Ansfähmngen  mö^en  dwthaus  richtig 
sein,  wenn  man  die  von  uns  oben  ge- 
kennzeichneten Probleme  1)eisdte  lässt.Mit 
einer  HypotlK-kenbesteuerung  fallen  aber 
alle  Einwände  gegen  den  Schuldabzug. 
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WIE  wir  schon  bemericten,  hat  der  Ent- 
wurf ntur  den  Namen  der  ntocn  Steuern 
betbefaalten,  du  Weten  der  «dbcn  aber 

total  verämiert.  Die  neuen  Stenern  sind 
keine  Ertragssteucrn«  sondern  Brtttto- 
vciiiiOgCTSMlfMetii.  Die  Besteuerung  er- 
folgt nämlich  beim  Grund-  ttnd  Haus- 
bcätz  nicht,  wie  bisher,  nach  dein  durch- 
sduätUidien  Reinertrage  des  Katasters, 
sondern  nach  dem  gemeinen  Wert,  wie 
er  für  die  staatliche  Vermögenssteuer 
nach  den  für  diese  geltenden  Bestim- 
mungen ieatgesteUt  wird  oder  fesUu- 
stellen  wire.  tKe  Einwände,  wie  Schwie- 
rigkeit der  Scliätzung  etc.,  die  man  gegen 
die  Besteuerung  nach  dem  gemeinen 
Werte  geltend  gemadit  lurt»  treffen  also 
auf  diese  beiden  neuen  hessischen  Steuern 
ohne  weiteres  zu.  Auch  die  Gewerbe- 
steuer ist  radikal  verändert  worden.  Nach 
dem  Entwurf  soll  der  Gewerbebesteue- 
rung das  im  Gewerbe  arbeitende  Anlage- 
nnd  Betriebskapital  zu  Gnmde  gelegt 
werden»  weil  es^  wie  die  Motive  bebanp- 
ten,  wenigstens  im  altgemeinen  den  rieh» 
tigen  Mxssstab  für  den  Umfang  des  Ge- 
werbebetriebes, und  damit  im  allgemeinen 
auch  für  die  Lasten,  gäbe,  die  dieser  der 
Betricbsgemeindc  auferlege.  Schon  eine 
oberflächliche  Prüfung  der  Verhältnisse 
erweist  aber  diese  Behauptung  als  durch- 
aus imzutreffcnd.  Man  braucht  mir  die 
Lasten,  die  ein  grosses  Bankhaus,  um\  die, 
<lie  oin  kleiner  Steinbruch  der  Gemeinde 
auferlegen,  mit  einander  zu  vergleichen, 
übrigens  muss  das  der  Entwurf  selbst 
zugclK-n,  insofern  er  den  Gemeinden  das 
R(xht  gibt,  besondere  Zuschläge  dann  zu 
erheben,  wenn  Steuerleistangen  und  Attf- 
Wendungen  der  Gemeinden  in  auffälligem 
Missverhältnis  stehen,  und  den  der 
Stadteordnuiig  unterstehenden  Städten 
das  allgemeine  Recht  gibt,  im  Wege  des 
OrtSStatuts  auch  andere  Massstäbc,  als 
das  BctrfebskaiMtal,  wie  zum  Beispiel  den 
Ertrag  eines  bestimmten  Zeitraums,  die 
Zahl  der  beschäftigten  Hilfskräfte,  die 
Verbindung  von  Ertrag,  Hilfskräftni 
und  Betriebskapital,  zur  Anwendung  zu 
bringen.  Es  ist  dies  einer  der  wenigen 
Pttnkte,  in  denen  das  Gesetz  den  Gemein- 
den eine  Ix'scliränkte  Steuerautonomic 
zugesteht. 

-\UCn  die  Kapitalrenten.steuer  ist  in 
ihrem  Wesen  verändert  worden.  Bisher 
war  der  Abzug  von  Schuldzinsen  ge- 
stattet und  wurde  daher  nur  die  wtrk- 
lidie  Rente  des  Kapitals  getro£Fen.  Nach 
dem  Entwurf  wird  die  bisherige  Renten- 
be^teuerung  in  eine  Kapitalbesteuerung, 


also  die  Einkommenbesteuerung  in  eine 
Vemögensbesteuerung  verwandelt  und 
ausserdem  nicht,  wie  bisher,  das  Netto- 

einkomnieji,  sonticni  das  Rruttokapital- 
venuö^;en  der  Besteuerung  unterworfen, 
aMKOHcii,  nm  Schiebungen  von  Sdndden 
von  der  einen  auf  die  andere  Vermögens- 
art zu  verhindern.  Da  nun  die  Kapital- 
rentenbesteuerung s<!euerlich  nur  dadtvch 
gerechtfertigt  ist,  dass  sie  den  auf  Kapi- 
talvermögen fundierten  Einkcmunensteil 
gerade  dieser  Fundierung  wegen  beson- 
ders besteuert,  also  den  Grundsatz  der 
Leistungsfähigkeit  befolgt,  so  kann  bei 
der  Besteuerung  des  Bruttokapitalver- 
mögens offenbar  von  einer  Besteuerung 
nach  gesteigerter  Letstungsfiliii^t 
keilie  Rede  sein.  Hier  liegt  ein  schwerer 
Widerspruch  gegen  den  Grundgedanken 
des  Gesetzes  vor, 

CBHRBLICKEN  wir  die  Regelung  des 
kommunalen  Steuerwesens,  wie  sie  der 
hessische  R^erungsentwurf  bringt,  so 
muss  hervorgehoben  werden, 'dass  er  an 
den  wichtigen  Problemen  der  Stener- 
.d'wälzimK  bei  den  auf  dem  Grundsatz 
von  Ldsttmg  und  Gegenleistung  basier- 
ten Steuern  leichten  Herzens  vorbeigeht, 
und  dass  er  insbesondere  das  so  wich- 
tige Problem  der  Ik -Steuerung  der  stadti- 
schen Grundrente  in  keiner  Weise  streift. 
In  sozialpolitischer  Hinsicht  muss  ihm 
ausserdem  noch  zum  Vorwurf  gemacht 
werden,  dass  er  die  Interessen  der  Kapi- 
talrentner in  auffälliger  Weise  zu  scliüt- 
zen  sucht.  Will  er  doch  den  Gemeinden 
das  Recht  sehen,  die  Kapitalvermi>gens- 
steucr  in  einem  geringeren  Prozcntsai/. 
zu  belasten,  als  in  der  Regel  nadi  den 
V'orschriftcn  des  Gesetzes  erfolgen  s«.>l!. 
Wie  bei  der  Gestaltung  der  Gewerbe- 
steuer, wird  auch  hier  den  Gemeinden 
eine  Steiierautonomie  gegeben,  die  sie 
tisch  dem  Sinne  der  Urheber  des  Ent- 
wurfes zu  gtuisten  der  Kafutalrcntncr 
ausüben  sollen. 

X  X 
saugllngMttrb-  IM  Januar  1901  hatte  die 
UAUtsit  sozialdemokratische  Frak- 

tion in  der  Berliner  Stadt- 
verordnetenversammlung den  .Antrag  ge- 
stellt, den  Magistrat  zu  ersuchen,  mit 
ihr  in  gemischter  Deputation  über  Mass- 
regcln  zur  Herabminderung  der  Säug- 
lingssterblichkeit in  Berlin  zu  beraten. 
Der  Antrag  wurde  .  .11  kiJer  mitt- 
lerweile verstorbenen  Dr.  Freudenberg  in 
vortrefflicher  Weise  begründet.  Er  ent- 
wickelte ein  ausführliches  Progranun,  das 
dann  bei  den  späteren  Beratungen  ge- 
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wissertna.vsc  II  als  Grundlage  gedient  hat. 
Er  empfahl  die  Errichtung  von  Hdmen 
und  UnterVmiftsstitten  für  die  schwange- 

r«i  Fr.itnn.  <!cnc-n  der  Fortschritt  der 
Schwangerschaft  die  ErwcrbsmögUdikeit 
genommen  hat  Um  den  Muttern  die 
Möglichkeit  zu  geben,  ihn*  Kinder  selbst 
zu  stillen,  sollen  Wöchnerinnenheime,  in 
denen  Mütter  und  Kinder  gleichzeitig 
Atifn.ihme  finden,  und  dann  für  die  spä- 
tere Zeit  des  Säuglingsalters  Krippen  er- 
richtet werden,  in  denen  die  Kinder  wäh- 
rend dier  Arbeitszeit  der  Mutier  unter- 
gebradit  werden.  Den  Muttern  sehliess- 
lich,  die  nicht  stillen  können,  al>er  Zeit 
für  die  Pflege  haben,  soll  trinkiertig  her- 
gestellte SSi^Iingsnahnmg  xnr  Ver- 
fCi>ri'nK  KPstcllt  werden.  Hand  in  HancI 
damit  soll  die  Aufklärung  und  Unter- 
riefatniK  über  die  medizinischen  Grund- 
siitze  einer  zweckrnäysigcn  Säuglings- 
ernährung  jreheu.  Obschon  der  Magis- 
tratsvertreter,  Stadtrat  Strassmann,  die 
Ablehnung  des  scztaldenu^atischen  An- 
trages empfahl,  fand  der  selbe  doch  bei 
d<T  St.idtverordnetenversammlunR'  die 
grQ{>se  Mehrheit.  Drei  Jahre  brauchte 
indes  der  Magistrat  dazu,  bis  er  sich 
entschlicsson  konnte,  cJcm  Ersuchen  der 
Stadtvcrordnctcnvcr^mmiung  naclizu- 
kommen.  Die  gemischte  Deputation  trat 
m\  Februar  IQ04  zusammen,  und  im  Juni 
kamen  die  Verhandlungen  endlich  zu 
einem  Abschluss.  Die  gcfasstcn  Beschlüsse 
der  Deputation  liefen  im  wesentlichen 
darauf  hinaus,  unbemittelten  Eltern  £e 
liir^orRv  ftir  ihre  im  S;aiKliiiKsalter 
sichenden  Kinder  durch  Belehrung,  durdi 
Gewahnn«  ärztlichen  Rates  tmd  dnrdi 
Lieferung  guter  Säuglingsnahrung  seitens 
der  Gemeinde  /\i  erleichtern.  An  dem 
Programm  der  gemischten  Deputation 
hat  dann  das  MagistratskoUegium  sciner- 
vtits  eine  Reibe  von  Änderungen  tmd 
Abstrichen  vorgenommen.  Dem  Vor- 
schlage der  Deputation,  die  Frauen  über 
die  Vorzüge  des  Stillens  gegenüber  der 
kiinstlichcTi  l-!m,'ihrung  zu  belehren, 
siinunte  der  Magistrat  zu.  Ebenso  dem 
weiteren  BesChlnss,  die  Geburten  in 
«ifFentüchen  F.ntbindtmgsarLsfalttn  an  die 
.Standesämter  luid  die  Vormundschafts- 
Rerichtc  binnen  24  Stunden  zu  melden. 
l>adurch  soll  «Trdcht  werden,  dass  die 
letzteren  che  Vormünder  für  die  unehe- 
lichen Kinder  schneller  bestellen  können 
und  leichter  die  Alimentenprozesse  zu 
führen  im  stände  sind.  Atidi  den  Vor- 
-rhl-äp^i  n  di-r  Deputation,  öffentliche  Für- 
sorgestcUcn  einzurichten,  die  den  Müttern 


nnentgdtlichen  Rat  und  gute  Säuglings- 
nahruQg  gewähren,  ist  ^  der  Magistrat 
beigetreten.  &  antei  breitete  tut  Aus- 
führung dieses  Vorschlages  der  Stadl- 
verordnetenversammlung  die  folgende 
Vorlage.  Die  Armcndireiction  soll  näh- 
rende Frauen  bei  der  Bemessunjf  von 
Unterstützungen  oder  Pflc^egeld  beson- 
ders berücksichtigen.  Die  Schmidt- 
Gallisch-Stiftung  .soll  4  poliklinische  Für- 
sorgestcllen  einrichten,  in  denen  die 
Mütter  oder  Pflegemütter  sich  8  Tage 
lang  unentgeltlich  spezialärztlicben  Rat 
über  die  Wartung  imd  Ernährung  der 
Säuglinge  eiidiolcn  können.  Der  Leiter 
dieser  An.stalten  soll  Milch  und  andere 
Nährpräparate  acht  Tage  lang  unentgelt- 
lich abgeben  dürfen,  darüber  hinaus  nur 
dann,  wenn  die  Mutter  oder  Pflegemutter 
durch  den  Bezirk svorstcher,  Armenkom- 
missions-  oder  Waisenratsvorsitzenden 
zugewiesen  wird.  Im  übrigen  soll  nach 
.•\blauf  der  acht  Tage  Milch  u.  s.  w.  nur 
gegen  den  tarifmäsaigen  Präs  verabfolgt 
werden.  Kur  für  die  Armennnterstfitzung 
geniessenden  Mütter  und  die  Kostgeld- 
mutter  soll  eine  Ausnahme  gemacht  wer- 
den. Jeder  Furaorgestdle  werden  be- 
stimmte Stadtbezirke  zugewiesen.  Dem 
Kindcra-syl  wird  zur  Deckung  der  Kosten 
ein  Kredit  bis  zu  40000  M.  bewilligt. 
Dagegen  lehnte  es  der  Magistrat  ab,  die 
Fürsorge  auf  die  Schwangeren  und 
Wöchnerinnen  anszndehncn,  insbesondere 
die  Errichtung  von  Schwangeren-  und 
W5chnerinnenheimen  durch  die  Gcmdnde 
in  .\ngrifT  zu  nehmen.  In  der  DcUattc- 
über  die  Magislratsvorlage  rechtfertigte 
der  Magistratsvertreter  die  abldmendc 
Hallung  damit,  da-s  die-  Srhlussforde- 
rungen  der  Deputation  weit  uIkt  die  ar- 
menrechtlichen Verpflichtungen  der  Stadt 
hinaiLsgingen.  ihre  Erfüllung  «lahcr  der 
privaten  Woiilfahrtspflege  überlassen 
bleiben  müsse.  Ausserdem  befürchtete 
der  Magistrat  Überschwemmung  von 
ausserhalb,  eitle  BefQrditung,  die  aber 
dadurch  hinfallig  wird,  dass  Ortsangc^ 
hörigkeit  der  zu  Unterstützenden  als 
selbstverständliche  Voranssetzmg  galL 
Tü  tK-r  Debatte  der  Stadtvcrordnetenvcr- 
>anunlung  wiesen  uisbcsondere  die  sozial- 
demokratischen, aber  auch  bürgerliche 
Stadtverordnete  darauf  hin,  dass  die 
Privatwohltätigkeit  niemals  ausreichen 
könne,  derart  umfassende  Aufgaben  zu 
lösen,  tmd  alle  Redner  beietchnetca  die 
Magistratsvorschläge,  so  dankbar  die 
selben  auch  711  iK'grfisscn  seien,  als  unzu- 
reichend.   Die  Vorlage  wurde  scbliess- 
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lieh  an  doea  Ausscfauas  überwiesen,  dem 
es  lioffientfich  gelingen  wird,  das  Wert- 
volle aus  den  Beschlüssen  der  früheren 
Deputation  zu  retten  und  in  die  Magis- 
tratsvorlage  wieder  einzufiigen. 
HANDELT  es  !^ich  bei  diesen  VorpänRcn 
um  die  Bekämpfung  der  allgenteinen 
SäuglingssterUickkeit,  so  beschränkt  sich 
ein  hier  zu  erwähnender  Antrag  der 
Düsseldorfer  Stadtverwaltung  darauf,  die 
Sterblichkeit  unter  den  Ziehkindern  zu 
bdrämpleii.  Die  Verwaltung  hat  näm- 
lidi  vorgeschlafen,  cineii  besonderen 
Kinderarzt  anzustellen,  der  unter  Bei- 
hilfe von  dazu  befähigten  Frauen  über 
das  leibüche  WoU  der  von  der  Stadt  in 
Pflege  gegebenen  Ziehkinder  wachen 
soll.  Es  handelt  sich  um  etwa  500  solcher 
IQiider. 

X  X 
ÜHmOMMrik  DER  erste  Bürgermeister 

Münchens  hat  eine  aus- 
führliche Denkschrift  über 
die  Sdialfoog  emcs  Ausstelhmgsplatzes 

auf  der  Theresienhöhc  ausgearbeitet.  X 
Die  pfälzischen  Städte  beabsichti- 
gen» gemeinsam  vorzagdien,  um  die  Auf- 
hebung der  Bestimmungen  des  Flcisch- 
beschaugesctres  zu  erreichen,  die  den 
städtisdwn  Flcisdibeadianem  nicht  ge- 
statten, von  auswärts  eingeführtes  min- 
derwertiges Fleisch  znrfidkztiweisen.  X 
Der  Magistrat  zu  Halle  hat  eine  Peti- 
tion der  GastwirtsYercine  um  Einführung 
der  Bedürfhisfrage  bd  der  Kbnzessiome- 
rung  neuer  Gastwirtschaften  ablehnend 
beschieden.  Eine  bei  sämtlichen  tleutschen 
GffOSSStidten  mit  mehr  als  100000  Ein- 
wohnern gemachte  Umfrage  hat  ergeben, 
dass  die  Prüfung  der  Bedürfnisfrage  in 
Berlin,  Hamburg,  München,  Breslau, 
Frankfurt  a.  M.,  Königsberg,  Nürnberg, 
Stettin,  Charlottenburg  nicht  vorgenom- 
men wird.  Von  den  übrigen  14  Städten, 
in  denen  die  Erteiitmg  der  Konzession 
von  dem  Bedürfnis  j&hängig  gemacht 
wird,  hnben  Magdeburg  und  Stuttgart  die 
Prüfung  als  erfolglos  bczeicluiet.  Eine 
Vernunderung  der  Trunksucht  sei  nicht 
eingetreten.  X  Die  U  1  ni  e  r  bürgerlichen 
Kollegien  bewilligten  für  Notstands- 
arbeiten 20  000  M.  X  Der  Hanauer 
Magistrat  hat  das  Ersncben  des  Stadt- 
verordnetenkollegittms  abgdehnt,  eme 
Vorlage  zwecks  Einführung  einer  Wert- 
zuwachs- und  einer  Bauplatzsteuer  aus- 
zuarbeiten.  X  Die  M&ncbcner  Ar- 
bcitslosenzähliing  ergab  6igo  Arbeitslose. 
Nahezu  2000  Personen  oder  40%  der 
roäim  liehen  Arbcitslooen  treffen  auf  das 


Baugewerbe.  Bei  den  wdbHdbea  Ar- 
beitslosen sfedien  St  Kdlnerinnen  mit 

352  von  1030  an  erster  Stelle.  X  Di<- 
C  ö  1  n  e  r  Stadtverordneten  Versammlung 
bewilligte  ffir  zwei  im  Jantiar  tnd  Joni 
1905  vor7unchmende  Arbdtslosenzäh- 
lungcn  3000  M.  huoo  umdemann 

Soziallatlach«  Bewegung 

gWtiHag  ffr  VOM  a8.  bis  zum  31.  I>e- 
zemlx;  wurde  der  i.  Par- 
teitag der  aoaialdcniokrati- 
sdien  Partei  Prenssena  in  Berlin  abge- 
halten. Auf  der  Tagesordnung  standen 
4  Punkte:  1.  der  Wohnungsgesetzentwurf 
(Referent  Hugo  Heimann);  9.  der  in 
.Aussicht  stehende  Schulgesctzentwurf  re- 
spektive der  Schulkorapromiss  im  Land- 
tage (Referent  Dr.  Le<j  .\n>ns)  ;  3.  der 
ücMtzentwurf.  betreffend  dai  Kontrakt- 
bnidi  ländlicher  Arbeiter  (Referent 
Arthur  Stadthagen)  ;  4.  das  Landtags- 
wahlrecht (Referent  Georg  Ledcbonr). 
über  die  Beratungen  and  Besddüsse  des 
Parteitags  (vcrgl.  auch  den  Artikel 
Eduard  Bernsteins  Nach  dem  Prenssentag 
in  diesem  Heft,  pag.  122  ff.)  unterrichtet 
das  im  Verlag  der  Kora'ärtibuchhandlung 
erschienene  ausführliche  Protokoll,  das 
tum  Preise  von  30  Pf.  erhältlich  ist.  Der 
erste  preussische  Parteitag  mit  seinen 
gründlichen  Erörterungen  hat  nicht  nur 
der  Sozialdemokratie  Prcusscns  eine 
Fülle  von  überaus  wertvollen  Anregungen 
gegdieni;  er  kann  in  dem  Emst  and  der 
absoluten  Sachlichkeit  seiner  Verhand- 
lungen —  von  einzelnen  Di&harmoniccn 
abgesehen  —  auch  vorbildlich  für  unsere 
Parteita^re  wirken,  auf  denen  in  <len 
letzten  Jahren  zuweilen  das  Persönliche 
und  Nebensächliche  einen  gar  zu  breiten 
Ratmi  einnahm. 

X  X 
Cematadavah-  RET  der  erneuten  Stadtvcr- 
ordnetenwahl   in  Crim- 
mitsehau,    die  durch 

Ungültigkeitserklärung  der  von  unseren 
Parteigenos.sen  erkämpften  Mandate  not- 
wendig gewtjrden  war,  siegten  die  Sozial- 
demokraten abermals,  und  zwar  mit  677 
gegen  659  Stimmen.  Nach  dem  Abschluss 
der  Gemeiiideratswahlen  im  Kreise 
Offenbacb  ergibt  sich  folgendes  Ge- 
samtresultat: Gewählt  wurde  in  30  Ge- 
nuitiden ;  in  u  Ortschaftai  siegten  die 
Vereinigten  Ordnungsparteien  (Liberale 
nnd  Uttramontane) ;  in  ebensovielen  Gc- 
nu'inden  '-legten  die  sozialdemokratischen 
Kandidaten,  wahrend  m  den  verbleiben- 
den 6  Gemeinden  teils  burgeriidic^  teUs 


ijiyiii^ed  by  Google 


172 


RUNDSCHAU  *  ÖPPCNTUCHeS  LEBEN  •  SOZIAUSnSCHE  BEWEOUNO 


fiozialdetnokratische  Kandidaten  gewählt 
worden.    Imgesamt  wurden  59  Sodal- 

dcmokratcn  und  55  BürgerlidlC  gewählt 
Die  Gerne indewahlcn  in  Stuttgart 
endigten  mit  einem  Siege  der  vereinigten 
bürgerlichen  Parteien,  die  auf  ihren 
Listen  7000  gegen  5500  sozialistische  Stim- 
men vereinigten.  Der  ncugewähUe  Stadt- 
rat in  Lndwiffshafen  wählte  mit  24 
gegen  2  Stimmen  den  Genossen  Binder 
zum  ersten  Adjunkten,  das  hcis'^t  ?iim 
Gehilfen  und  Stellvertreter  des  Bürger- 
meisters. In  der  Stadtverordnetenver- 
s.ammhtnp  in  Stettin  wurde  der  Ge- 
nosse Voglhcrr  zum  zweiten  Schriftführer 
gewäUt. 

X  X 
Ottenetch      DAS  Jubiläum  ihres  lojäh- 
rigen  Bestehens  feierte  die 

Wiener  Arbfitcrscitung  am 
Neujahrstage.  Die  Pressnovcllc  des 
Jahres  1894  hatte  den   Vertrieb  einer 

Zeitung  von  der  Erlaubnis  der  Regierung 
befreit,  und  es  cnLstand  die  Arbeiter- 
aeihtttg.  Der  W'rsuch.  eine  solche  zu  grün- 
den, war  schon  im  Jahre  18^)7  gleichzeitig 
mit  der  Gründung  eines  lassalleanischen 
Arbeitervereins  gemacht  worden  ;  dieses 
Blatt  unterlag  aber  bald  den  Verfolgungen 
der  Reaktion.  Die  direkte  Vorgängerin 
der  Arbcitrrzciiung  war  die  Gleichheit, 
die  nach  so  und  so  vielen  Zcitungsgrün- 
di;ngen  wenigstens  längere  Zeit  hindurch 
sich  halten  konnte.  Die  Arbeiterzeitung 
führt  einen  unaufhörlichen  energischen 
Kampf  gegen  die  Reaktion  in  Osterretcli 
und  hat  dabei  schon  manchen  schönen  Er- 
folg zu  verzeichnen  gehabt;  sie  durfte 
sich  ihres  Ehrentages  wohl  freuen. 

X  X 
Itatlea  DIE  Ersatzwahlen,  die  am 

8.  und  15.  Januar  vorzu- 
nehmen waren,  sind  leider 
nicht  zu  gunsten  der  Sozialisten  ausgefal- 
len. Von  den  ootwaidit  gewordenen  8  Er- 
satzwahlen waren  3.  in  denen  bei  der 
Hauptwahl  ein  Sozialist  gewählt  worden 
war.  Kme  dieser  Ersatzwahlen  hatte 
stattzufinden,  weil  Genosse  Bisaolati 
doppelt  gewählt  worden  war,  die  beiden 
anderen  Wahlen  waten  anfangs  als  sozia- 
listische Siege  proklamiert  worden,  wäh- 
rend die  Wahlpräfungskommission  er- 
klärte, dass  eine  Stichwahl  notwendig  sei. 
Nur  in  Budrio,  einem  der  Wahlkreise 
Bisaolatis,  siegte  der  sozialistische  Kandi- 
dat, und  zwar  der  ehemalige  Abgeordnete 
von  Genna,  Pietro  Chiesa,  während  die 
Genossen  Andrea  Coata  und 


in  Bologna  II  und  in  Reggio  Etnilia 
untertagen. 

X  X 
Spanien         DIE  sozialdemokratische 
Pkrtei  Spaniens  kamt  auf 

eine  erfolgreiche  Tätigkeit 
im  Jahre  1904  zurückblicken.  Die  sozia- 
listischen Ideen  wurden,  so  heisst  es  im 
Socialista,  bis  in  die  kleinsten  Ortschaften 
verpflanzt,  wo  man  den  Sozialismus  bis 
dahin  kavm  fcaonte.  Die  AnbSncer,  die 
infcdge  zweier  grosser  Propagimaudsen 
allein  in  Andalusien  und  CastITien  der 
Partei  zugeführt  wurden,  belaufen  sich 
auf  über  40000,  darunter  35000  I^d- 
arbeiter.  Gegen  die  imerhSrten  Über- 
griflFe  seitens  der  Behörden  und  Arbeit- 
geber ist  eine  energische  Agitation  be- 
trieben worden,  ebenso  gegen  die  Brot- 
verteucrung.  Die  sozialistische  Jugend 
lasst  sich,  so  heisst  es  weiter,  die  Ver- 
brdtunflr  der  soinalistisclien  Lehren  mit 
wahrem  Feuereifer  angelegen  sein;  sie 
zählt  bereits  70  Gruppen  mit  mehr  als 
3000  Mitgliedmi. 

X  X 
Presse  IN  der  Parteipresse  sind 

wiederum  eine  Reihe  Um- 
wandlungen und  Vergroase- 
rungen  vorgenommen  worden.  Der 
Zeitschriftenverlag  und  die  Buchdruckerei 
von  J.  H.  W.  Dietz  Nnchfolger  in  Stutt- 
gart ist  in  den  Besitz  des  Genossen  Paul 
Singer  übergegangen.  Die  Nene  Welt 
wird  fortan  reicher  illustriert  encheinen. 
Die  wissenschaftlichen  Artikel  werden 
vielfach  .\bbi!dungai  bringen,  die  den 
Text  lebhafter,  anregender  und  verständ- 
licher nuM^cn  Bollen.  Sdtliesslich  soll 
eine  in  zwangloser  Folge  sich  wieder- 
holende Rubrik  dem  Unterhaltungs- 
bedörfhis  der  Jugend  besonders  Rechntuig 
tragen.  Der  Kommunalen  Praxis  wird 
seit  dem  i.  Januar  eine  besondere  vier- 
seitige Auflage  beigegeben,  redigiert  vom 
Genossen  Pollendcr,  in  welcher  die  säch- 
sischen Gcmeindeangelegenhdten  aus- 
führlich Iiehandelt  werden.  Der  Gesamt- 
umfang  der  Kommunalen  Praxis  beträgt 
jetzt  mindestens  16  Seiten  pro  Nummer. 
Unter  dem  Titel  Saaru>acht  erscheint 
jetzt  in  Johann  a.  S.  ein  neues  Partei- 
blatt, das  in  der  Druckerei  der  Frank- 
furter Volksstimme  hergestellt  wird.  Die 
Düsseldorfer  Volksseitung  ist  mit  dem 
I.  Januar  samt  dem  dortigen  Verband^* 
geschäft  und  der  Druckerei  in  das  Eigen- 
ttun  des  Parteivorstandes  übergegangen. 
X  X 
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Kurze  ChMBlk  AM  l.  Januar  verlRss  Ge- 
nosse Francis?,  ek  M<v 
r  a  w  <^  k  i  ,  der  langjäJirigc 
Redakteur  der  Gacrta  Kobotnicsa,  nach 
dreijähriger  Haft  das  Gefängnis  zu 
Beuthcn.  ^\n  dem  selben  Tage  fand  zu 
seiner  Begrüssung  eine  sehr  zahlreich 
i>c5uchte  Versammlung  im  Ck- werkschaft s- 
hause  zu  Kattowitz  statt.  Polnische  imd 
deutsche  Genossen  Terdnigten  sich,  tun 
dem  Veteranen  der  Arbeiterbewegung 
cmai  würdigen  Empfang  zu  bereiten. 
Z^Ireiche  Glückwunschtelegramme  wa- 
ren eingelaufen.  X  In  Lemberg  wurde  in 
Anwentlung  des  Krakauer  Kongress- 
beschlusses ein  jüdisches  Agi- 
tatioskomttcc  gewählt.  X  Ein 
sozialistischer  Staatsanwalt.  Paul  Le 
Ca  r  ))  e  II  t  i  e  r  ,  ist  kürzlich  in  Orleans 
verstorben;  er  vermachte  den  Genossen 
Jaurfe,  Briand  und  Viviant  betrachtliche 
Suinmen  mit  dem  Auftrag,  davon  den 
bcHten  Gebrauch  für  die  sozialistische 
Sache  su  madicnf;  desgleichen  bestimmte 
er  grössere  Summen  zu  gewerkscbaft- 
lichcn  und  Unterrichtszwecken.  X  Frank- 
reichs rote  Jungfrau,  Louise  Michel, 
die  schon  im  März  vorigen  Jahres  fälsch- 
fidlerweise  einmal  tot  gesagt  war,  ist 
nun  am  lo.  Januar  gestorben.  X  Die 
noch  von  den  Zeiten  der  Norodnaja  Wolja 
her  im  Kerker  schmachtende  russisdie 
Revolutionärin  Wjera  Figncr  wurde 
nach  einem  Menschenalter  grauenvoller 
leiden  in  Freiheit  gesetzt.  Ihre  Gesund- 
heit ist  schwer  zerrüttet;  trotzdem  wurde 
ihr  Zwangsdomizil  unter  Polizeiaufsicht 
in  einem  entlegenen  Provinzort  vorge- 
schrieben. X  Die  Redaktionen  der  RtwO' 
Imcjonnafa  Rossija  und  der  Tribuite  ruti* 
er&Gfnen  eine  Subskription  zur  Errichtung 
dnes  Gedenksteines  für  den  Revolutionär 
PoIi#anow,  der  zn  Loricnt  in  der 
Bretagne  begubcu  liegt,     wmo  PoirateoM 

Qewerkschaftsbewgmii^ 

MekMIelM  DIE  gesamte  Gewerk- 
schaftspresse ist  sich  in 
ihren  Jahresriickblicken 
einig  darüber,  dass  uns  das  Jahr  1904 
grosse  Erfolge  gebradit  hat  Von  einigen 
Gewerkschaften  sind  über  ihre  Fort- 
schritte auch  Zahlen  angegeben  worden. 
So  hatte  der  Hohcarbdlenrerhand  bereits 
am  Schlüsse  des  III.  Quartals  1903  101  108 
Mitglieder  (gegen  83  151  am  Schlüsse  des 
Jahres  1903).  die  MHallmheiterzcitwi^ 
hat  eine  Aufbgc  von  207  500  Exemplaren 
errdcht,  die  Bergarbeitcrzeituag  von 
gc»O00L    Der  Handda-  und  Transport- 


arbeiterverband hat  mehr  als  40000  Mit- 
gtieder  (39411).  der  Buchbinderverband 
vermehrte  seine  Mitglicderzahl  um  V«,  der 
i-'abnkarbeiterverband  von  45  S35  auf 
53928.  die  Steinsetzer  haben  die  Mit- 
gliederzahl von  6000  überschritten 
(-1-  1000) ;  auch  der  Porzellanarbdter- 
verband,  der  in  den  letzten  Jahren  nicht 
recht  vorwärts  kam,  hat  »ich  im  abge- 
laufenen Jahre  gut  entwickdt 
DEN  l)csten  Gradmesser  für  die  gewerk- 
schaftlichen Erfolge  des  letzten  Jahres 
bietet  uns  die  Sdiarfmacherpresse,  die  in 
ihren  Riickblickon  auf  das  Jahr  1904 
wetug  Zufriedenheit  mit  den  Ergebnissen 
des  sdben  äussert. 

X  X 
TMiliralielk  NACH  mehr  als  iswdchent- 

In  Berihi  lichem  Kainpfi-  ist  es  Mitte 

Januar  zu  dnem  Friedens- 
schlttss  im  Berliner  Tischlergewerbe  ge- 

kommai.  der  einen  bedeutenden  Erfolg 
der  organisierten  Arbeiterschaft  darstellt. 
Denn  die  Lohnddierung  bei  Herstellung 
neuer  Muster,  um  die  der  Streit  diesmal 
entlirannl  war,  i.st  nunmehr  vertraglich 
festgelegt  worden,  trotz  des  öfteren  Wil- 
lensausdruckes der  Untemdimer,  dies6 
Forderung,  die  den  Ruin  des  Berliner 
TischlerReuer  l)es  bedeute,  unter  keinen 
Umständen  zu  bewilligen.  Der  vorer- 
wähnte Vertrag,  der  f&r  zwd  Jahre  gilt, 
cnthiilt  auch  sonst  eine  ganze  Reihe  von 
Bestimmungen,  die  von  den  Arbeitern 
seit  Jahren  vergeblich  erstrebt  worden 
sind  ;  wir  nennen  nur  die  Einsetzung  dner 
Schlichiungskommission ,  die  staffel- 
mässige  Festsetzung  des  wöchentlidien 
Abschlages  bd  Akkordarbdt  imd  die  &• 
richtung  eines  paritätischen  Arbeitsnädi- 
weises.  Die  grösstc  Bwleutung  des  Tarifs 
liegt  aber  darin,  dass  er  ein  gutes  Werk- 
zeug darstellt,  tun  ermthafte  Konfl9cte  in 
der  Berliner  Holzindustrie  fir  die  näcbstc 
Zeit  zu  vermeiden. 

DAMIT  ist  ein  Kampf  zum  Absdüoss 
gekommen,  der  weit  über  die  Grenzen 
Berlins  und  über  den  Interesscntcnkrds 
der  Holzindustrie  hinaus  Beachtung  ge- 
funden hat.  Vor  rund  4  Jahren  wurde  der 
Arbeitgebersehuttverbanä  der  deutschen 
Tischlermeister  und  Holzindustriellen 
gegründet,  dessen  Ziele  rdn  scharf- 
macherische waren.  Mit  allen  ihr  zu  Ge- 
bote stehenden  Mitteln  hat  diese  Organi- 
sation stets  auf  eine  Zertrümmerung  der 
Acheiterorganisationen  hingearbeitet.  Be- 
sonders in  Berlin,  wo  in  den  letzten  4 
Jahren  ein  Konflikt  den  anderen  jagte. 
Einmal  handdte  es  «Idi  ton  Einführung 
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einet  KontroIIbacfaes,   dMin  wieder  um 

Eif^fuhrung  eines  Inniinßs<irbcitsnach- 
weises,  oft  genug  dienten  untergeordnete 
partielle  Konflikte  den  organisierten  Un- 
tcmchmem  zum  Vorwand  eines  pro<;^pn 
Kampfes  mit  den  Arbeitern.  So  war  auch 
der  letzte  schwere  Konflikt  nicht  eine 
Folge  der  Forderung  der  Arbeiter  auf 
LtAnsicherong ;  die  Ontemehmer  crbHck- 
ten  darin  vielmehr  einen  billigen  Vorwand 
zu  einem  entscheidenden  Schlage  gegen 
Arbriterorganisatioaeab  Die  Aiteiter 
haben  diese  fortgesetzten  Provokationen 
der  Untemebroer  stets  richtig  einge- 
schätzt; tat  wnssten,  dass  es  sich  bei 
allen  diesen,  von  den  Unternehmern  sehr 
oft  künstlich  hervorgerufenen  oder  auf- 
gebauschten Konflikten  am  letzten  Ende 
für  aie  um  Sein  oder  Nichtsein  handele. 
Mit  Bnsetxtmg  aller  ihrer  Kräfte  parier- 
ten sie  stets  alle  Aasfälle  'Icr  Scharf- 
macher. Sie  zeigten  dabei  eine  Energie 
and  OpfenrüliglBeil;  die  oft  zur  Bewunde- 
nag  her.'m< forderte.  Wenn  der  Kampf 
nunmehr  durch  einen  Tarifvertrag  zum 
Abschluss  gekommen  ist,  durch  den  in 
der  Hauptsache  alle  Forderungen  der  Ar- 
beiter bewilligt  werden,  so  heisst  das 
nichts  weniger,  als  dass  das  Scharf- 
machertum  bei  der  Yon  ihm  provozierten 
Madtt^robe  mitarl<Ben  itt.  Ein  bedeuten- 
der Ertolg  der  Gewericsdnftoi. 


DIE  Hauptstcllc  deutscher 
Arbeitgebi'ri'i  t  bitndt-  und 
die  Freie  Verctnif^Hnf;  von 
Arbeügtberm  wid  zuirtschaf iiichen  Ver- 
bÖHdfn,  die  beiden  grossen  Untcrnehraer- 
koalitionen,  haben  einen  Kartcllvcr- 
trag  abgeschlosacn.  In  dem  Vertrage 
wird  die  gerodttsame  Forderung  der  in 
den  beiderseitigen  Satzungen  fc>tc;iltgtcn 
(Schar{machcr-)Zieie  ausgesproclieu  und 
znr  Durchführong  dieser  Zwecke  der 
AustauseJi  der  gcsamm<lten  Materialien 
und  Nachrichten,  >owic  gemeinsame 
Hilfe  für  die  von  unberechtigten  Streiks 
oder  Boykotts  betroffenen  Arbeitgeber 
beschlossen. 

X  X 

OirMIcbe  Ge-  NACH  den  Mitteilungen 
^mi^iBAanam  des  christlichen  Gcsamt- 
VOlMUldes  haben  die  christ- 
lichen Gcwerloacliaften  im  Jahre  1904  mn 
mehr  als  21  OOO  (23%)  Mitglieder  /iipe- 
nonimcn.  Es  sind  an  dieser  Znn;ihme 
beteiligt  die  fiauhandwerkcr  mit  8726. 
die  Bcfgarbeiter  mit  4169,   die  Metali- 


arbeiter mit  3463,  die  lUlh-  tmd  Trans- 
portarbeiter mit  3249,  die  Holzarbeiter 
mit  2034,  die  Heimarbeiterinnen  mit  1038, 
die  Textilarbeiter  mit  884  Mitgliedern. 
Einzelne  Bezirks-  und  I.'ika!gnippcn 
haben  sich  aufgelöst  und  ihren  Anschluss 
Ml  die  Zentralverllillde  vollzogen.  Die 
Zahl  der  Ortsgruppen  der  Zentralver- 
bande hat  sich  um  300  vermehrt. 
DER  Konflikt  zwischen  August  Brust 
und  dem  cbristUchen  Bergarbeiterverein, 
der  stdi  berdts  an  einem  Skandal  ana- 
gewachsen  hatte,  ist  vorläufig  beigelegt 
worden.  Brust  verzichtet  auf  seine 
Wiederwahl  als  Vorsitzender  des  Gewerk- 
vereins. Meiht  a?K'r  als  Mitarbeiter  dieser 
Organisation  tätig.  Die  Gcneralversanun- 
Ittng  des  Gewericvereins,  die  zwecks  Lö- 
stmg  der  Krisis  auf  Mitte  Februar  ein- 
berufen war,  ist  dadurch  überflüssig  ge- 
worden. 


AN  den  Weihnachtstagen 
fand  in  Budapest  der  3. 
nngarisdie  G  e  w  e  r  k  - 
schal  tskongress  statt.  Der  selbe 
legte  Zeugnis  ab  von  der  wachsenden  Be- 
deutung der  Gewerkschaftsbewegung  in 
Uaffum.  Es  wurde  für  grösseren  Zu- 
sanuncnsdihiss  der  Gewerfcsdiafken  tmd 
für  allgemeine  Einfuhrung  der  Arbeits- 
k>sen-  und  Reiseunterstützung  in  den 
Gewerksdiaften  votiert  In  einer  Reso- 
lution forderte  der  Kongress  Zuweisimg 
der  Arbeitsvermittclung  an  die  Gewerk- 
schaften. 


KBENFALLS  an  denWeih- 
nachtsfeiertagen  fand  die 
Jahrcsversammlnng  der 

Zentralkommission  der  unabhängigen  Ge- 
werkschaften Belgiens  im  Volkshausc  in 
Brüssel  statt.  Eingehend  diskutiert  wurde 
dort  die  Frage  der  Gründimg  eines  all- 
gemeinen Widerstandsfonds.  Ein  darauf 
gerichteter  Antrag  wurde  jedoch  abge- 
lehnt, indessen  sprach  man  sich  für  Ge- 
währung rentenfreier  Darlehen  an  im 
Kampfe  stehende  Organisationen  aus.  An 
zweiter  Stelle  diskutierte  man  über  die 
innere  Organisation  der  Gewerlcsdiaften. 
Man  sprach  sich  für  Einführung  von  Un- 
terstützungen gegen  Arbeitslosigkeit. 
Krankheit  tmd  Invalidität  aus,  betonte 
r.  dass  der  Kampf  um  bcs^rri-  Ar- 
iivit>bedingungcn  neben  der  i>itiiichen 
Hebung  der  Arbeiterschaft  im  Vorder- 
grund des  Gcwerkschaftstnteresses  stehen 
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ittSMe.  Von  den  votierten  Resolutionen 
ist  njKh  erwitmenswert  die  Resolution, 

die,  in  der  Ilatiptsachc  zustimmend,  zu 
dem  in  Gent  erprobten  System  der  kom- 
numalen  Arbdtslosenversicbemog  Std- 
lung  nahm.  Schliesslich  wurde  das  Sta- 
tut der  Zentralkommission  revidiert. 
X  X 
HoBMd  DER  Diaman  tarbei- 

t  e  r  b  u  n  d  in  Amsterdam 
{A.  N.  D.  B.)  veröffcnt- 
lidit  seinen  237  Seiten  umfassenden 
Jahresberidit  Der  selbe  enthält  auch 
die  Protokolle  der  Jahresversammlung, 
scwie  Tabellen  und  21iffern  imd  eine 
grajAtsche  Daratellunir  der  Arbeitslosig- 
keit in  der  Diamantindustric.  Die  Ziffern 
geben  Aufschluss  über  Alter,  Beiträge, 
Arbeitslosigkeit  und  Krankenunterstüt- 
zung im  Laufe  verschiedener  Jahre.  Die 
Mitteilungen  dieser  seit  zehn  Jahren  be- 
stehenden Organisation,  deren  Ver- 
waltung erst  seit  sedis  Jahren  auf  das 
Sammeln  statistisclien  Matertals  einge- 
richtet ist,  sind  nicht  nur  ihres  innern 
Wertes  wegen  in  mancher  Hinsicht  von 
Bedcatttng,  sondern  auch  de^uüb,  wdl 
sie  ein  Material  herbeischaffen,  welches 
sonst  in  der  niederländischen  Arbeiter- 
bewegui«  fast  nicht  vorhanden  ist.  Wir 
entnehmen  aus  dem  Bericht,  dass  gi% 
der  81 18  Mitglieder  im  Jahre  1903  im 
Alter  von  20  bis  45  Jahren  waren.  Es 
waren  hiervon  etwa  10%  noch  zwischen 
4»  Wid  45  Jahren,  so  dass  stark  81%  der 
Diamantarbeiter  zwischen  20  und  40 
Jahren  stehen.  Bereits  unmittelbar  nach 
der  Periode  von  35  bis  30  Jahren  zdgt 
der  Prozentsatz  eine  sinkende  Tendenz 
und  nimmt  über  40  Jahre  vollends  schnell 
ab,  um  mit  einem  scharfen  Rückgänge  bei- 
naheplötzlich aufzuhören^  Zwischen  50  und 
60  Jahren  sind  nur  1,32%,  zwischen  60 
und  70  Jahren  1,5%.  Dies  ist  zum 
grössten  Teil  der  starken  Anstrengung 
der  Angen  zuzuschreiben,  wodurch  in 
den  meisten  Fallen  eine  recht  frühzeitige 
Invalidität  eintritt.  Die  Organisation  hat 
jedoch  Innerhalb  10  Jahren  Arbdts- 
dauer  von  72  auf  54  Stunden  per  Woche 
verringert  und  gleichzeitig  die  Löhne 
ausserordentlich  in  die  Höhe  getrieben. 
Vielleicht  werden  daher  die  Ziffern  künf- 
tighin ein  günstigeres  Bild  zeigen.  Von 
aussergewöhnlichem  Umfang  war  die  Ar- 
beitslosigkeit mit  Ausnahm«  der  zweiten 
Hälfte  des  Jahres,  welche  sidi  durch  eine 
kaum  dagewesene  Lebhaftigiceit  kenn- 
zeichnete. In  kurzen  Zügen  war  der  Zu- 
stand, wie  folgt: 


Jihr 

Anzahl  der 

|>| 

N    U  U 

t:  "  — 

darrbKfaaHttUebe 
.\nzaU  Wochen 
vollsttndiger  Ar- 
bcitslosiffeit  BfO 
arbeiUlon«  ID^ 
glied 

{.Mitglieder 

'S  e 
jd  « 

5i 

f<£ 

tSq« 
iqoo 

>«>P3 

7835 

4888 
3»55 

»5<»«3 
853*0 
145S6 

65.73 
41,(16 

dofch- 

schaitt- 

lieh 

«9» 

4»  %34 

65.53 

«.3 

Das'^  die 
Dauer 
belle: 


Arbeitslosigkeit  von  langer 
war,  zeigt  die  nachstehende  Ta- 


Anzahl  dei 
^^  o<  hen 
Arbeits- 
Insijjkeit 

1S99 

1900 

1  his  4 

f)  bis  13 
14  bis  30 
Ober  30 

toiK,— iu.'yj*;, 

5'5='".''5"o 
346=  5.-OJ0 
128=  r,<KjPJ„ 

11  (.5 -17,-«/, 

576=17,470/, 

'»5=  7.— «/o 
»»»=  3.7*% 

Was  die  Arbeiter  für  ihre  Organisation 
tösten,  zeigen  die  nachfolgenden  Bei- 
tragsziffern, denen  wir  die  für  Kranken- 
unterstützung verwendeten  Summen 
danebenstdlen  (in  fl.): 


jähr 


1898 

IQOO 

1902 
»A3 


in  summa 


ik■itra{{^Clil  nahmen 


109560,10 
167  470,75 

--5  '''>3.25 

^71  14fi,'/> 


i  30./  74J,S7 


>7i8f>,50 
35328,50 

11009,33 
"44a.75 

"»953.- 


158184,80 


ZUM  richtigen  Verständnis  der  Sach- 
lage sei  bemerkt,  dass  die  Beitrage  pro- 
gressiv sind  und  zwischen  0,25  und  l  fl. 
schwanken;  nach  der  Aussperrung  <fiesea 
Jahres,  die  vier  Monate  lang  angehalten 
hat,  wurden  die  Beiträge  erhöht;  sie 
stellen  sich  jetzt  auf  0,40  bis  1,50  fl.,  wäh- 
rend die  Krankenunfeerstutzung  i  fl.  pro 
Arbeitstag  beträgt  und  für  eine  Maxinäal- 
pcriode  von  26  Wochen  per  Jahr  gewährt 
wird.  Aus  dem  Bericht  ersehen  wir  fer- 
ner, dass  der  A.  N.  D.  B.  eine  Bibliothek 
besitzt,  welche  den  Mitgliedern  frei  zur 
Verfügung  steht;  sie  enthält  zirka  3000 
Bände  und  wird  noch  fortwährend  ver- 
grossert.  Die  Anzahl  der  Ansleihtmgen 
im  Jahre  1903  belicf  sich  nuf  23014.  Es 
braudit  also  nicht  wunderzunehmen, 
das»  der  A,  N,  D.  B,  die  treibende  Xnft 
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in  der  sonst  noch  wenig  entwickelten 
nicdeilandisclicn  Gewerkschaftsbewegung 
darstellt.  Hoffen  wir,  dass  wir  von  den 
anderen  Verbänden  bald  ebenso  Erfreu- 
liches berichten  können. 

X  X 

NACH  den  Krmitldungcn 
des  Arbcit^anlts  des  Han- 
delsministeriums bestanden 
im  Jahre  igCI4  10087  Faclivcrein«  mit 
1637953  Mitgliedern  (um  807  Fachver- 
eine und  156468  Mitglieder  mehr,  als  im 
Vorjahre).  Handels-  und  Industriefadi- 
vcreine  gab  es  7326,  davon  2948  ArWt- 
gebcr-.  4227  Arbeiter-  und  gemischte 
Fachvereine,  die  236819  beziehungs- 
weise 715  876  l)ezichungsweise  71  8»9  Mit- 
glieder zählen.  Am  stärksten  sind  die 
Arbeiter  im  Seinedepartement  organi- 
siert; ihre  Zahl  beträgt  339168.  Von  den 
72004  weiblichen  Mitgliedern  sind  fünf 
Sechstel  in  den  .Arbeiterorganisationen. 
Die  Mitglicderzahl  der  landwirtschaft- 
lichen Fachvereine  ist  von  598834  auf 
6495*5  gestiegen.  Die  Zahl  der  Arbeits- 
börsen stieg  seil  dem  Vorjahre  \on  1)4 
auf  HI,  die  diesen  angehörenden  Ar- 
beiter von  228036  auf  335  201.  loo  Ar- 
heitslH>r>en  sind  der  Pari -er  Fixlcration 
angeschlossen.  Die  Arbciisboracn  liefer- 
ten 80  000  Arbeitsnachweise  und  erhalten 
vfrn  den  Departements  45  «J" 
den  Gemeinden  245000  fr.  Subvention. 

X  X 

Firtfm^  DIE    englischen  Gewerk 

Schäften  haben  sich  im 
Jahre  1903.  wohl  unter  dem 
Einfluss  einer  wirtschaftlichen  Depres- 
sion, nicht  günstig  entwickelt.  Nach  der 
von  der  Labour  Gagette  veröffentlichten 
t*!)er.>icht  l>cstanden  Anfrmvr  1904  I166 
Gewcrkverciiie  mit  i  <)»-)-  cxx)  Mitgliedern, 
gegen  1190  rcsptklive  I  <>'5  (xx)  im  Vor- 
jahre. Die  Zahl  der  in  den  Gewerkschaf- 
ten organisierten  Frauen  und  Mädchen 
sank  im  Berichtsjahre  von  122  210  auf 
119^16.  Günstig  haben  sich  indes  auch  im 
Berichtsjahre  die  Kassenverhättnisse  der 
Gewerkschaften  entwickelt,  wie  aus  der 
Vermögen sübersidit  der  100  bedeutend- 
sten Organisationen  hervorgeht.  Die  ' 
Fonds  dieser  Gewerkschaften  stiegen  von 
4372178  Lstr.  auf  4  550  775  I-str.  (80  s 
pro  Kopf  der  Mitglieder),  bei  einer  Ge- 
samteinnalime  von  2073612  Lstr.  und 
einer  Gesamtausgabe  von  i  895  015  Lstr. 
Gewerkschaft,skartclle  bestanden  204 
(182)  mit  839  HO  (818050)  Mitgliedern. 
X  X 


Kona  Clmnllt  IM  Zinuncrcrverband  ha- 
ben sich  126  Zahtstetlen  für 

die  F.infiihning  der  .\  r - 
beitsiosenunterstützung  er- 
klärt. 30  dagegen.  57  kamen  noch  zu 
keinem  Resultat.  ,V'7  hal>en  zu  der  wich- 
tigen Frage  noch  keine  Stellung  ge- 
nommen. X  Der  nächste  deutsche  Ge- 
wcrkschaftskongress,  der  in- 
der  Woche  nach  dem  21.  Mai  in  Cöln 
stattfind«  t.  wird  einem  Beschluss  des 
Cölner  Stadtverordnetenkollegiums  zu- 
folge im  Gürzenich,  dem  städtischen 
Ballhall  sc  und  einem  der  schönsten  Lxi- 
kale  Deutschlands,  tagen.  X  Einer  Mit- 
teilung der  Sächsischen  Arbeiterseitung 
zufolge  soll  im  Herbst  des  Jahres  in  Ber- 
lin eine  Ausstellung  von  Heim- 
arbcitproduktcn  Stattfinden.  Ar- 
rangiert wird  dieselbe  von  verschiedenen 
Sozialpolitikem  und  von  den  interessier- 
ten (]ewerk>eliafu  n.  X  Der  Möbel- 
poliererverband  beschloss  in 
seiner  Delegiertenversammlung  am  29. 
Dezember  den  tTbertritt  zum  Pcutsthrn 
Iloharbeitcn'crband.  X  Der  antJsenuti- 
sche  Deutsch  nationale  Hand  - 
l  u  tt  fi  s  fi  c  Ii  i  l  f  r  ti  c  rb  a  n  d  trat  das 
neue  Jahr  mit  5Ö000  Mitgliedern  an,  6000 
mehr,  als  im  Vorjahr. 


Qenoaaenachaftsbewegung 

AutbiiduagdarDIE  ständig  gesteigerten 
BeiWtin  Ansprüche,    die   heute  an 

die  Beamten  und  Leiter 
unserer  Genossenschaften  gestellt  wer- 
den müssen,  sowohl  infolge  der  wachsen- 
den Grösse  und  Bedeutung  dieser  Orga- 
nisationen selbst,  als  auch  infolge  der 
Schwierigkeit«!,  die  den  selben  aus  der 
zunehmenden  Leistungsfähigkeit  des  pri- 
vaten Handels  vor  allem  in  den  Gross- 
städten und  der  immer  komplizierter 
werdenden  Gestaltung  unserea  Wirt- 
schaft <inee!ianismus  erwachsen,  lassen 
eine  grundliche  und  systematische  Vor- 
bildung dieser  Beamten  immer  mehr  als 
eine  Notwendigkeit  erscheinen.  Mit  dem 
Sclfmademantum  geht  es,  besonders  in 
den  grosseren  Städten,  doch  nicht  mehr. 
Und  das  Besetzen  dieser  Stellen  mit  auf 
dem  gewöhnlidicn  Wege  kaufmännisch 
geschulten  Kräften  hat  auch  seinen 
Haken,  da  diese  Leute,  wenn  sonst  der 
Bewegung  fernstehend,  vielleicht  guia 
gute  kaufmännische,  aber  nur  sehr  wenig 
genossenschaftliche  Grundsätze  mit- 
bringen würden,  sieh  wohl  auch  in  j^.inz- 
lich  unberechtigter  Cberhebung  gegen- 
fibo*  dem  sonstigen  Laientm»  in  der  Ver> 
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waltung  nicht  in  ein  kollegiatiscbes,  demo- 
kratisches Zu<iammenarbeitcn  schicken 
wärden.  Hier  tut  also  eine  speziell  ge- 
ncsscnschaftlich-kaufmännischc  Ausbil- 
dung not.  Ein  schüchterner  Versuch  in 
dieser  Richtung  ist  ja,  wie  an  dieser 
Stelle  bereits  mitgeteilt,  vom  bayerischen 
Agitationsausschuss  mit  einem  kürzlich 
abgehaltenen  Stägigen  Knrsas  für  Koa- 
sumvcrcinslcitiT  K't^'"i'i(^"bt  worden.  Dass 
bei  einer  so  knapp  Ixjniesscncn  Ausbil- 
dungsdauer bei  allem  guten  Willen  nicht 
viel  herauskommen  kann,  liegt  auf  der 
Hand.  Eine  etwas  grimdlichere  Durch- 
bildung hatte  der  Rctchszrrhand  der 
deutschen  hndzi-irtschaftlicheu  Genossen- 
schaften vorgesehen,  der  verfltwsenen 
Herbst  in  Darmstadt  riiun  5wöchent- 
Itchen  Kursus  für  Genossenscliafts- 
beamte.  Revisoren  etc.  abgehalten  hat 
(vergl.  Sozialistische  Monatshefte,  1904, 
Ii.  Bd..  pag.  070). 

EINEN   beachtenswerten  Vorachla^  in 

dieser  Richtung  finden  wir  nttn  in  emcm 
Artikel  in  den  Mitteilungen  des  Sosialen 
.\fuseums.    Es  wird  daselbst  die  Errich- 
tung von  Genossen  schaftssemi- 
naren  angeregt,  die  entweder  an  die 
bestehenden  Hochschulen  «nler  noch  bes- 
ser an  die  Handelshochschulen  anztiglie- 
dem  wären,  in  deren  Studienplan  ja  die 
für    die    Genossenschafter  wichtigsten 
handclswissenschafilichcn  Disziplinen  be- 
reits enthalten  sind.    Die  selben  waren 
dann  nur  noch  durch  die  speziellen  ge- 
nossenschaftlichen Vorträge  zu  ergänzen. 
Der  Verfasser   führt  auch  gleich  einen 
Studicnplan    für   Genossenschafter  mit 
praktisdien  und  theoretischen  Übungen 
auf.  für  dessen  Bcwällipnnp;  er  ein  zwci- 
bis  vicrseniestriges  Studium  fiir  notwen- 
dig hält.    Selbstverständlich    würde  es 
sich  bei  einer  solchen  Studiendauer,  wie 
in  dem  Artikel  auch  selbst  zugegeben 
wird,  nur  um  die  AushildiniR  der  heran- 
wachsenden   Genossenschafläleiter  han- 
<fe!n  können  —  für  die  grosse  Mehrheit 
der  jet/t  amtierenden  könnten  wohl  nur 
die  oben  genannten  Kurse,  vielleicht  noch 
■etwas  bener  ausgebaut,  in  Betracht  kom- 
men.   Es  inu-s  anerkannt  werden,  dass 
wir  auf  dein  liier  vorgeschlagenen  Wege 
allerdings  weit  schneller    und  sicherer 
aom  Ziele  gelangen  würden,  als  wenn  wir 
abwarten  wollten,  bis  etwa  der  Zentral- 
verbaut!  drutsciici  K onsuimcrcinc  in  der 
Lage  wäre,  aus  eigenen  Mitteln  eine  der- 
artige Institution  mit  der  gleichen  Leis- 
tungsfähigkeit ins  Leben  zu  rufen. 
JN     der  Konsumgenosscn^chaftlichen 


Rundschau  empfidiU  dann  noch  Ver- 

band^revi<or  Jährig- Augsburg  die  An- 
stellung von  Wanderlehrern  durch 
den  Zentralverhand.  Audi  diese  Insti- 
tution, die  wir  ja  seit  laiunil  schon  bei 
den  landwirtschaftlichen  GfnOMMiichal» 
ten  finden,  vrurde  zweiMlos  niltdieh  sein. 
X  .  X 

CtOMWlU  DIE  Liquidatoren  des 
Leipzig-Connewitzer  Kon- 
sumvereins machen  öffent- 
lich l)ckannt  dass  nunmehr  endgültige 
Abmachungen  mit  dem  Leipzig-Plagwit- 
zcr  Verein  über  die  Übernahme  der  ab- 
zutretenden Verkaufsstellen  getroffen 
sind.  Sie  teilen  ferner  mit,  dass  die 
Bädcerei  diese  Verkanfsstdlen  bis  zur 
Beendigung  der  Liquidation  weiterhin 
mit  Brot  versorgen  werde.  Auch  der 
Fldsdiereibetrieb  soll  vorlätifig  seinen 
ungestörten  Fortgang  nehmen.  Für  seine 
spätere  Weiterführung  auf  einer  anderen 
genossenschaftlichen  Basis  ,sind  bereit-, 
die  einleitenden  Schritte  getan.  EncUicb 
werden  die  Mitglieder  noch  ermahnt, 
nicgliili-^t  schnell  in  ihrem  eigenen  Inter- 
esse ihren  Eintritt  in  den  Konsiunver- 
ein  Leipdg-Plagwitx  zu  bewericstelllgen. 
Das  ist  eine  sehr  erfreuliche  Nachricht, 
die  zwar  noch  keine  ciulguitige  Losung 
aller  vorhandenen  Schwierigkeiten  be- 
deutet, aber  doch  die  Hoffnung,  dass 
sich  noch  alles  zum  Besten  wenden  möge, 
erheblich  verstärkt. 

X  X 
Eaglaad  NACH  einer  in  der  amt- 

lichen Labour  Gaseite  ver- 

r)fTentlichten  Statistik  hat 
sich  die  genossenschaftliche  Produktion 
Englands  in  dem  Jahrzehnt  1893  bis  1903 
mehr  als  verdreifacht.  Den  Hauptanteil 
an  dieser  Steigerung  haben  die  Konsimi- 
vereine  und  ihre  Gros^einkaufsgescll- 
schaften,  die  den  Umfang  ihrer  Eigen- 
produktion vervier-  respektive  verfünf- 
facht haben,  während  die  eigentlichen 
Produkt ivgenosscnschaflcn  ihn  nur  auf 
das  atiderihalbfache  der  damaligen  Höhe 
gebracht  haben. 

I-'l'R  d.'is  J:dir  loo;,  ergibt  «ich  nnn  fol- 
gern' I 
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Mehr,  als  die  Hälfte  des  Gcsimtwcrts 
dieser  Produktion,  nämlich  rund  ibi  Mill. 
M.,  entfällt  auf  Lebensmittel  (Brot,  Mehl, 
Schokolade,  Konserven  etc.).  Danach 
rangieren  die  Schuhwaren  mit  dem  Be- 
trage von  zirka  29  Mill.  M.  l^itcr  den 
beschäftigten  Arbeitern  befinden  sich 
58^  Minaer»  a6y8%  Pnoen.  und  15% 
jugfcndliche  Arbeiter  imter  18  Jahren. 
Zieht  man  diese  Zusammensetzung  in 
Betracht,  W>  ist  die  durchschnittliche 
Lohnhühc  von  1036  M.  eine  sehr  anstän- 
dige. Bemerkenswert  ist,  dass  die  Kon- 
sumvereine durchschnittlich  höhere  Löhne 
bezahlen,  als  die  Produktivgenossen- 
sdiaften,  oamlidi  1105  M.  gegen  1021  M. 
Insgesamt  ^K-fassten  sich  IQ03  1202  Gc- 
na5.senschaften  mit  eigener  Produktion, 
von  denen  769  in  England,  ao9  in  Schott- 
land und  224  in  Irland  ihren  Sitz  hatten. 
Die  letztgenannten  waren  zum  grössten 
Tdl  lamtwirtsduiftlicber  Art 
X  X 
KMim  Cbraalk  DEM  Zentralverband 
deutscherKonsumvereine  er- 
brachte das  Jahr  1904  etnen 
Zttwadisvon  75  Verband'svvreinen ;  ertim- 
fasst  jetzt  deren  758,  das  lieisst  zirka  die 
Hälfte  aller  deutschen  Konsumgenossen- 
schaften. X  Der  Umsatz  der  G.  E.  G. 
hat  im  abgelaufenen  Jahre  ungefähr  die 
Höhe  von  33  Mill.  M.  gegen  26%  Mill. 
M.  im  Vorjahre  erreicht  X  Der  Vor- 
stand des  Bäckerverbandes  teilt  mit,  dass 
die  mit  den  Backercibetrielx;  besitzenden 
Konsumvereinen  geführten  Verhandlun- 
gen zwecks  Einführung  der  Bestimmun- 
gen des  anf  dem  Genossenschaftstage 
1904  beschlossenen  Kollektivver- 
trages in  40  Fallen  zur  Annahme  des 
Tarifes,  in  2  Fällen  zu  einer  Aboditags- 
zahlung  in  dieser  Richtung  und  nur  in 
4  Fällen  nicht  zu  einer  Verständigung 
geführt  haben.  Einige  Gcnossenschafts- 
bäckereten  haben  noch  laufende  Ver- 
träge, die  zunächst  in  Kraft  bleiben.  X 
Der  allgemeine  Konsumverein  für 
Hagen  i.  W.  hat  die  Einrichtung  einer 
Sterbekasse  beschlossen.  Demnach 
hat  in  Zukunft  jedes  Mitglied,  das  seinen 
Anteil  voll  eint^zahlt  hat  und  für  300  M. 
Waren  dem  Verein  entnoonnen  hat,  An- 
recht auf  ein  Sterbegeld.  X  Eine  kürzlich 
uligehalte^e  Konferenifi:  der  Sudt>eküon 
des  englischen  Genossenschaftsbundes 
spradi  sich  für  die  Errichtung  einer 
Versicherungszentrale,  gebil- 
det von  den  1x^iden  Grosseinkaufsgesell- 
schaften, unter  Anlehnung  an  eine  bereits 
bestehende  genosscnschaflliclie  Versiche- 


rungsgescII-H-haft  aus  x  Die  Gründung 
eines  Verbandes  der  Vorstands- 
mitglieder deutscher  Konsumver- 
eine Steht  in  Aussicht.  Die  Dresdener 
Einkaufsvereinigung  hat  einen  Statuten- 
entwurf ausgearbeitet,  den  sie  in  der 
Konsumgenossensckaftlichen  Rundschau 
den  •  verschiedenen  Untenrerbands- 
tagen  und  Einkaufvereinigungen  zur 
Durchberatung  empfiehlt.  Die  Gründung 
des  Verbandes  soll  dann  auf  dem  dies- 
jährigen Genossenschaft --tage  in  Stutt- 
gart en'oiK<-ii.  Dem  Entwurf  zufolge  ist 
der  Zweck  des  Verbandes  die  Wahrung 
der  Beruf&interessen  seiner  Mitglieder 
durch  Aufteilung  von  Anstellungsgrtmd- 
sätzcn  und  Geschäfisan Weisungen,  Ein- 
setzung von  Schiedsgerichten  und  Ge- 
währung von  Rechtssdiutz.  oamuo  wem 

Frauenbewegung 

Ehrsnamtiiche  DIE  Zahl  der  Frauen,  die 
BMChaftlflung  zu  kommunalen  und  ver- 
einlichen Ehrenämtern  be- 
rufen werden,  mehrt  sich  in  erfreulicher 
Weise.  So  hat  der  Magistrat  in  Span- 
dau, wo  Frauen  seit  2  Jahren  in  der 
städtischen  Armen-  und  Waiscnpflcge 
stehen,  den  Beztrkswaiscnräten  12  Frauen 
als  Waisenpflegerinnen  beigeordnet.  Auch 
sollen  sie  zur  Bcaufsichtigimg  der  Halte- 
kinder verwandt  werden,  die  bisher  nur 
unter  Aufsicht  des  Stadtarztes  und  der 
Polizei  standen.  Diese  Massregel  be- 
deutet zweifellos  eine  Verbesserung.  Die 
Erfahrung  hat  aber  längst  bewiesen,  dass 
die  ehrenamtliche  Beaufsichtigung  der 
Kostkinder  für  sich  allein  ntdit  genügt. 
Man  wird  hier  also  einen  Schritt  weiter 
gehen  und,  wie  dies  Iktciis  in  einer  An- 
sahl  von  Städten  (Leipzig,  Halle.  Frank- 
furt a.  M.  etc.)  der  Fall  ist.  die  ehren- 
amtliciie  Aufsicht  durch  beamtete  Pflege- 
rinnen ergänzen  müssen.  Auch  in  Düs- 
seldorf haben  sich  124  weibliche  Vor- 
münder so  gut  bewährt,  dass  Waisenrat 
und  Vorniund^cliaftsriclucr  den  Wunsch 
äusserten,  es  möchten  recht  viele  Frauen 
cur  Vormundschaft  bereit  sein. 
AN  den  Wahlen  zur  Ortskrankcnknssc 
in  Danzig  beteiligten  sich  die  weiblichen 
Mitglieder  der  selben  in  so  grosser 
Zahl,  dass  es  ihnen  mühelos  gelang, 
6  Frauen  in  den  aus  12  Mitgliedern  be- 
stehenden Vorstand  zu  bringen,  wobei 
sie  überdies  aus  Billigkeitsrücksichten 
auf  zwei  weitere  in  ihrer  Hand  hegende 
Mandate  zu  gun>ten  bewährter  männ- 
licher Itlitglieder  verzichteten. 
X  X 
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ö»tMi«i«li      DIE  österreichisdie  Frauefll- 
bewegung  ist  m  allseitigem 

erfreulichem  Fortschreiten 
begriffen.  Der  i.  österreichische  Bc- 
amtinnentair.  der  am  9(L  mid  27.  Novem- 
ber 1904  in  Wien  stattfand,  bcscWoss  die 
Bildung  von  Ortsgruppen,  aber  gcinoin- 
schaftliches,  einheitliches  Vorgehen  als 
Rcichsorganisation.  Man  erörterte  Ge- 
halts- und  Urlaubsfragcn.  sowie  allge- 
meine Arbeitsbedingungen.  In  wackerer 
Weise  nahm  man  sich  auch  der  Rechte 
d«r  abwesenden  Piolizeini^ipulantinnen 
an,  dleansFut^ht vorder  Willkür  ilires 
Vorstandes  dem  Tag  ferngeblieben 
waren.  Ziemlidi  sahm  fiel  dagegen  <Üe 
Protestvcrsammlung  gegen  die  schlechte 
Besoldung  der  Lehrerinnen  und  das 
neuerdings  in  Niederösterreich  einge> 
führte  Eheverbot  für  Lehrerinnen  ans. 
DIE  gewerkschaftliche  Arbeite- 
rinnenorganisation hat  im  letzten  Jahre 
überraschende  Fortachritte  gemacht.  Es 
geborten  Afbriterinnen  den  Bemfs- 
gewerkachaften  an: 

Amwws  weiblich 

i8qi)  5556  47 
igoi      «78  —   178  4S 

igo*      5808  -f-   s>o  43 

»903     95»9  +303»  *» 

Ausserdem  sind  noch  2544  in  den  allge- 
meinen Gewerkschaften  und  Bildungs- 
vereinen organisiert,  so  dass  im  ganzen 
in  Osterreidi  12063  Flranen  modernen 
Arbcitcrorpanisatiomen  angehören.  Über 
1000  Organisierte  sind  nur  anzutreffen 
bei  den  Textilarbeiterinnen  (2147)  und 
den  Tal)akarbciterinnen  (2083).  Von 
den  zahlrciclien  Schneiderinnen  sind  nur 
347  organisiert,  daran  tragen,  just  wie  in 
Deutschland,  die  durch  die  Heimarbeit 
gesdiaffenen  Schwierigkeiten  die  Haupt- 
schuld. Die  erfreuliche  Zunahme,  die 
das  Jahr  1903  an  organisierten  Arbeite- 
rinnen' bradite,  ist  um  so  begrfissens-  und 
anerkennenswerter,  als  in  Österreich,  dem 
Land  der  Frauenarbeit  par  exccUence, 
die  allgemeine  Lage  der  arbeitenden  Be- 
völkerung eine  recht  gedrückte  ist  und 
es  hohen  moralischen  Mut  und  grosse 
Widerstandsfähigkeit  bekundet,  unter 
solchen  Umständen  für  Organisation  und 
allgemeine  Angelegenheiten  noch  etwas 
übrig  zu  haben.  Geradezu  erschütternde 
Bilder  vom  Arbeiterelend  entrollen  die 
von  der  Wiener  ArbeiterimunMiiimg 
veröffentlichten  Arbeiterbudgets  von 
Hauswebern,  nach  denen  oft  ganze  Fa- 
milien mit  Jahrcseinkoamea  an  wirt- 


schaften liabcn,  die  im  Minimum  ajS  und 
im  Maximum  310  K.  betragen.  In 

Weherorte  wurde  denn  auch  seit  10  Jah- 
ren kein  Weberssohn  zum  Militär  ge- 
nommen, in  einem  anderen  von  13$  Sw- 
luiig^flicfatigen  7  als  taagUdi  befanden. 
X  X 
Sozialdemokr»-  AN  dem  sozialdemokra- 
'»•«•tischen  Preussentag  haben 
sich  die  Genossinnen  in 
reger  Weise  beteiligt.  Besonders  ein- 
gehend wurde  von  ihnen  die  Frage  der 
Wohnnngsreform  und  im  Zusammen- 
hang damit  der  Einfluss  der  Wohnungs- 
verhältnisse auf  die  hohe  Säuglings- 
sterblichkeit im  Proletariat,  die  Not- 
wendigkeit der  Anstellung  weiblicher 
Wohnungsinspektoren  etc.  behandelt  In 
sadtverstindifer  Weise  beteiligten  sie 
sich  auch  an  den  Debatten  über  die 
Schulfrage,  die  Einheitsschule,  die  Ge- 
meinschaftserziehung der  beiden  Ge- 
schlechter und  die  misstM-äudilicfae  Ver- 
wendungr  der  Schule  zu  Zwedccn  poli- 
tischer Verhetzung.  Ebenso  wurde  be- 
leuchtet, in  wie  einschneidender  Weise 
das  bevorstehende  Gesetz,  betreffend  den 
Kontraktbruch  ländlicher  Arbeiter,  in 
das  Leben  der  an  und  für  sich  schon 
ziemlich  willenlosen  lindlichen  Arbeite- 
rinnen und  Dienstboten  eingreift  und  wie 
notwendig  es  ist,  mit  aller  Energie  gegen 
diese  erneute  und  verstärkte  Rechtlos- 
machung,  wie  gegen  eine  Reihe  einge- 
wurzelter Missstinde,  insbesondere  des 
Gesinde  Wesens  und  der  Arl)eitsvermitte- 
lung,  Front  zu  machen.  Die  von  den 
Genossinnen  eingebrachte  Resolution* 
welche  die  volle  politische  Gleichberech- 
tigung des  weiblichen  Geschlechts  in  Be- 
zug auf  das  Wahl-  «ad  Verdnarcdit 
fordert,  wurde  etnstimnu'ff  angenommen. 
Der  Beschluss  wird  in  Preussen  leider 
auf  abadibare  Zeit  ein  plitooiscber 
bleiben. 

X 

LotfwMtalMli'AM  10.  Januar  ist  Louise 
Michel  gestorben;  sie  hat 
dtesmal  die  Schlussworte 
des  Artikels  von  Jean  .Miemane  im 
vorigen  Heft  dieser  Zeitschrift  (pag.  60) 
leider  nicht  wahr  gemacht.  Nun  ist  sie 
wirklich  tot,  die  Märtyrerin  der  revolu- 
tionären Idee,  die  zt^sleidi  ein  Vofbild 
edelster  weiblicher  Hilfsbereitschaft  und 
selbstlosester  Hingabe  gewesen  ist  Ihr 
ganzes  Ldicn  war  eine  unermüdliche 
Wanderung  nach  dem  fernen  Ziel  der 
Freiheit  und  des  Glückes  alles  dessen, 
was  Mensdienudits  trägt,  tm  imaUis- 
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siger  Kampf  gegen  Ungcreditigkcit  und 
Gewalt  In  den  letzten  Jahren  war  sie 
stiller  geworden.  Sie  verstand  wohl  die 
langsame  Opportunität  des  Heute  nicht. 
Ihr  Andenken  wird  leben,  solange  eis 
eine  Freiheit  gibt  und  ein  Ideal,  wert,  da- 
für zu  kämpfen. 

X  X 
Kiirxe  Chronik  WIE  schon  ai  der  Rubrik 
SoMialpolUik  gemeldet,  hat 
sich  ein  Bund  für 
Mutterschutz  gebildet,  der  Mutter- 
asyle schaffen  und  sich  der  Unehelichen 
Kinder  und  ihrer  Mütter  in  sanitärer, 
reditlicher  und  wirtschaftlicher  Be- 
ziehung annehmen  will.  Dem  Unter- 
nehmen ist  reiches  Gedeihen  zu  wün- 
sdien.  X  Unter  35 147  Wahlberechtigten. 
•  die  bei  Gelegenheit  der  Gemeinde- 
wa h  1  e  n  in>  Christiania  ihre  Stimmen 
abgaben,  befanden  sich  etwa  IS  OOOFrauen. 
Die  Anteilnahme  der  Frauen  war  reger, 
als  je  zuvor,  und  es  kam  vor,  dass  Frauen 
mit  Kindern  auf  dem  Arm  zur  Urne 
traten.  X  Auch  an  den  amerikani- 
schen Präsf  diientsfchaftswah- 
I  e  n  hab^n  sich  in  den  das  Fraucnstimm- 
recht  besitzenden  Staaten  die  Flräiuen  in 
hervorragender  Weise  beteiligt  In 
Denver  (Colorado)  stimmten  von  32000 
weiblichen  Wahlb<;rechtigten  30000  ab. 
In  Wyoming  rührte  ein  Drittel  aller  ab- 
gegebenen Sttnunen  yon  Frauen  her. 
X  .  X 
UMv  EINEN  wertvollen  Bei- 
trag zur  Frage  der  gewerb- 
Uchen  Frauenarbeit  Kelert 
die  Untersuchung  über  Frauen  in  der 
Bttchfaerstellung  und  verwandten  Gewer- 
ben: Women  w  thc  printing  tnäes,  her- 
ausgegeben von  T.  R  a  m  s  a  y  Mac 
Donald  /London,  King  &  Son/.  Neben 
einer  eingehenden  Würdigung  des 
Wesens  und  der  Unterschiedenheit  der 
Prauenarbeft  von  der  der  Männer  in 
Lithographie.  Buchdruck,  Buchbinderei, 
Kartonnage  etc.  bringt  die  Studie  eine 
sorgliche  Prüfung  der  Gründe,  die  so- 
wohl die  Arbeitsteilung,  wie  auch  dSe 
selbst  bei  gleicher  Leistung  wesentlich 
geringere  Entlohnung  der  Frau  bewirken* 
Es  sind  die  gleichen,  wie  bei  uns :  mangel- 
hafte Vorbildung,  Beruf  als  Durchgangs- 
stadium zur  Ehe,  daher  grössere  Gleidi- 
gültigkeit  und  Abneigung  gegen  Oigani- 
sation,  feindseliges  Verhalten  der  Män- 
ner etc.  Ein  reiches  statistisches  Mate- 
rial erläutert  und  ergänzt  die  textlichen 
Ausführungen.  X  Der  KaHfmämiiteke 
Verband  für  weibUehe  Angesttßtg  hat 


von  Franz  Schneider,  einem 
Saulus,  der  zu  einem  Paulus  wurde,  die 
Frauenfrage  im  Handelsgewerhe  behan- 
deln lassen.  Die  Schrift  ist  eine  Zu- 
sammenfassung der  bekannten  Grunde, 
die  für  die  Eignung  der  Frau  für  das 
Handelsgewerbe  und  (fie  Notwcndii^t 
ihrer  Re>ch;ifti,t;ung  in  dem  sdben 
sprechen  und  eine  zustimmende  Wieder- 
holung all  der  Vorschläge,  die  in  der 
Richtung  der  Erziehung,  der  Vorbildung 
und  Ürpanisation  gemacht  wurden,  um 
die  weihliclic  ;\ngestellte  aus  einer 
lästigen  Lohndrücker^  und  Konkurrentin 
in  eine  legale  und  angemessen  bezahlte 
Mitbewerberin  zu  verwandeln.  X  Das 
420  Seiten  umfassende  Buch  Mutttrschaft 
und  Mütter  von  Adele  Crepas 
/Leipzig.  Wiganr!/  ist  eine  recht  ge- 
schickte imd  fleissige  Auslese  des  reichen 
Über  Mütter  und  Mütterlichkeit  in  der 
Kulturgeschichte  aller  Zeiten  und  Völ- 
ker aufgehäuften  Materials.  Die  Stellung 
des  Weibes  als  Mutter,  Mutterglück, 
Mutterliebe  und  Leid,  wie  sie  in  Sage, 
Geschichte  und  Poesie  zum  Ausdruck 
gelangen,  werden  in  beredter  und  her- 
zenswarmer Weise  dargestellt.  Die  mit 
unterlaufende  etwas  stark  betonte  Fröm- 
migkeit —  >Und  eine  Mutler  könnte  ihr 
Kind  ohne  die  siegende  Macht  des  Glau- 
bens erziehen  ?€  —  stört  nicht,  denn  sie 
konnnt  \f>n  Herzen.  Manch  gutes  und 
belurzißcnswcrtes  Wort  wird-  in  dem 
tretTliclien  Kapitel  über  den  Einfluss  der 
Mutter  gesagt.  Hier  erweist  sich  die 
Verfasserin  als  eine  feinffihHgc  Pädago- 
gin, der  ein  Minimum  von  Er/ichtmg  ein 
Mar'r""™  an  Weisheit  bedeutet,  der  ein 
rtdites,  sclidnes  Vertrauensverhältnis 
die  einzig  zul.issigo  Basis  der  Erziehung 
ist  und  die  das  Kind  nicht  zu  einem  ge- 
horsamen Sklaven,  sondern  zu  einer 
selbständig  denkenden,  fühlenden  Pcr- 
s<jnliclikeit  erziehen  will.     HENmErrc  fOrth 

>Ä^lSSENSC}iAFT 

Sozial  Wissenschaften 

SUtlstlk  GIBT  die  BerufssUtistik 
dn  wirkliches  treues  Bild 
von  dem  Aufbau  der  heuti- 
gen Gesellschaft?  Nach  Dr.  Walter 
C  I  a  a  s  s  e  n  breitet  sie  ein  tiefes  Dtmkel 
über  einen  sehr  wichtigen  Teil  des  so- 
zialen Lebens.  Ctaassen  setzt  daher  sein 
kritisches  Messer  an  die  deutsche  Be- 
ruiszähiung.  Er  widmet  dieser  Zählung 
dne  Studie  Die  toaiaU  Berufsgliederung 
4e$  deutschen  VcUtee  wach  NohmngS' 
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gellen  und  Familien  (Staats-  und  sozial- 
tmsetuchaftliche  Forschungen,  XX.  Bd., 
t.  Heft)  /Leipcig.  Dnndcer  ft  HiunUot/. 

Die  Statistik  rÖMt  die  erwerbstätigen 
Personen  aus  dem  Familienvcrbandc,  dem 
sie  social  eingegliedert  sind,  herau» 
Söhne  von  Fabrikanten,  selbständigen 
Landwirten.  Handwerksmeistern,  die  nur 
für  eine  kurze  Gehilfen-  oder 
Gesell eozeit  Lohnempfänger  sind 
und  mit  ihren  Panrilten  dnrai  firdcirans, 
Lebenswei-c,  Lebensansprüche  völlig  ver- 
wachsen sind,  erscheinen  in  der  Statistik 
als  dauern  de  Angehörige  des  Lobnar- 
beiterstandes.  In  einem  bestimmten  Sta- 
dium ihrer  beruflichen  Entwickelung  sind 
fast  alle  Angehörigen  der  höheren  sozialen 
Klassen  Lohnempfänger,  Unselbständige. 
In  der  Tat  wurzeln  aber  diese  Lohn- 
empfänger völlig  in  der  sozialen  Klasse 
ihrer  Herkunft,  ihrer  Familie. 
DIE  Berafsstatistik  bemüht  sich,  die  wirt- 
schaftliche Tragfähigkeit  der  Selbständi- 
gen festzustellen.  Jeder  Erwerbstätige 
gilt  als  Ernährer.  Es  werden  die  Selb- 
ständigen der  einzelnen  Berufe  gezählt, 
und  an  der  Zahl  der  erwerbslosen  Fami- 
lienangehörigen, die  sie  ernähren,  wird 
der  Grad  ihrer  wirtschaftlichen  Trag- 
fähigkeit gemessen.  Das  gleiche  Verfah- 
ren wird  bei  der  Erfassung  der  Trag- 
fähigkeit der  Unselbständigen  angewandt. 
Es  werden  zum  Beispiel  die  Familien- 
angehörigen der  unselbständigen  Tisch- 
ler gezählt,  und  die  Zahl  der  Familien- 
angehörigen wird  mit  der  Gesamtzahl  der 
unselbständigen  Tischler  verglichen.  Es 
heisst  dann,  ein  unselbständiger  Tischler 
ernährt  2,2  oder  2,3  etc.  Personen,  Die 
•wirtschaftliche  Tragfähigkeit  des  tmselb- 
ständigen  Tischlers  ist  damit  festgestellt. 
Die  Söhne  der  höheren  Klassen,  insofern 
sie  bei  der  Zählung  un.sclbätändig  sind, 
werden  als  unselbständig  gezählt  tmd 
gelten  dann  als  Ernährer  der  Familien 
Unselbständiger.  Die  gänzliche  Ignorie» 
mag  des  B^iffs  Familie  fShrt  nadi 
Claasscn  zu  einer  Einordnung  vorüber- 
gehend Unselbständiger  in  die  Klasse  der 
dauernd  Unselbständigen  und  zu  ihrer 
Rubri/ierung  als  Ernährer  der  Familien- 
angehörigen Unselbständiger.  Das  wirk- 
liche Bild  der  sozialen  Gliederung  dct 
Volkes  wird  dadtu-ch  verschoben. 
IN  der  Statistik  wird  die  grosse  Gruppe 
der  erwerbstätigen  Frauen,  die  in  den  Be- 
trieben ihrer  Ehemänner  arbeiten,  aber 
keinen  Lohn  beiidien,  viellsch  nicht  mit- 
gezählt. Diese  Gruppe  erwerbstätiger 
Frauen  ist  besonders  zahlreich  in  der 


Landwirtschaft  vertreten.  Die  öster- 
reichische Statistik,  die  richtig  die  Bc- 
sehäftignng  nicht  den  Lohnerwerb  der 
Frauen  tu  erfassen  sucht,  führt  in  der 
Landwirtschaft  nahezu  gleiche  Prozent- 
Sätze  erwerbstätiger  Männer  und  Frauen 
auf,  nämlich  641^^  erwerbstätiger  Mäimer 
und  62.3%  erweilwtätiger  Frauen.  Der 
Reichsstatistik,  die  ebenfalls  die  im 
Ndienerwerb  Erwerbstätigen  feststellen 
will,  entgleiten  grosse  Gruppen  von  Er- 
werbstätigen. Dr.  Ciaassen  opponiert 
dann  gegen  die  in  der  Statistik  noch  herr- 
schende Vorstellung:  Hauswirtsdiaft  sei 
keine  Arbeit. 

IM  Fortlauf  seiner  kritischen  Studie  sucht 
Qaasscn  die  Bevölkerung  nach  Familien 
auf  Grund  der  amtlichen  BerufssUtistik 
zu  gliedern,  und  er  kommt  zu  folgendem 
Resultat:  46,56%  der  Bevölkerung  be- 
tragen die  FamiUen  der  Selbständigen, 
8.37%  die  Familien  der  Angestellten, 
45,19%  die  Familien  der  Arbeiter,  Wir 
kunnen  hier  nicht  näher  auf  die 
Rechnungsmethoden  Dr.  Oaassens  und 
auf  die  Resultate,  zu  denen  er  durch  diese 
Methode  gelangte,  eingehen.  Für  uns 
handelte  es  sich  nur  um  eine  Weiterver- 
breitung von  wertvollen  Anregungen,  die 
Ciaassen  in  seiner  Arbeit  gegeben  hat. 
Ciaassen  maclit  sehr  wichtige  Vor'^chläge 
zur  Erweiterung  der  Berufszählungs- 
fragen, auf  die  wir  hier  leider  wegen 
Raununangds  nicht  eingehen  können. 

X  ^ 
EntwiekehiBg»*  ES  sind  schon  wiederholt 
taadeana  Befürchtungen  laut  gewor- 
den, dass  die  unqualifizieTte 
Arbeit  alle  Gebiete  der  industriellen  Ar 
beit  Überschweromen  werde.  In  den 
Jugendjahren  des  industriellen  Kapita- 
lismus fluteten  riesige  Maasen  ungeschul- 
ter kindhcher  und  weibhcher  Arbeits- 
kräfte in  die  entstehenden  Fabrikstädte 
hinein.  Andrew  Ure  charakterisierte  die 
Fabrik  seiner  Zeit  als  cmen  aus  verschie- 
denen mechanischen  und  verstandes- 
begabten Organen  zusammengesetzten 
ungeheuren  Automaten,  Diese  Defilrition 
der  Fabrik,  vollkommen  zutreffend  für 
ihre  Zeit,  ist  jetzt  veraltet,  sie  bestimmt 
nur  den  noch  unvollkommenen,  von  der 
i:in->chaltung  vernunftbegabter  Organe 
abhängigen  Automaten.  Die  Marxsche 
Fabrik,  gegründet  auf  der  Ureschen  De- 
finition eines  Automaten,  dessen  Funktio- 
nen an  die  Arbeit  vernunftbegabter  Wesen 
gelonfipft  sind,  ist  nach  Hanns 
Deutsch  die  unvollkommene  Fabrik. 
Die   vollkommene  automatische  Fabrik 
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erfordert  nur  das  Einleiten  und  Abbrechen 
des  Produktionsprozesses  durch  den 
Menadicn,  »Zur  InganfsetnuiR  und  Still« 
MtzunfiT  ganzer  Maschinen-  oder  Appa- 
raten Systeme«,  so  betont  Hanns  Deiitsdi  in 
seiner  Schrift  Qualiüzicrtc  Arbeit  imi 
Kapitalismus  /Wien,  Romtr/,  »sind  ma- 
schinelle Kenntntsse  allsemeiner  Natur 
nötig.  also  hochqualifizierte 
Arbeit.«  Jede  Beseitigung  der  Störung 
des  automatischen  Prozesses  setzt  femer 
umfassende  technologische  Kenntnisse 
tind  Erfahrungen  voraus.  »Für  tninder- 
qualifizierte  Arbeit,  für  Arbeit  von  Grei- 
sen, Weibern  und  Kindern  ist  in  seinem 
Rahmen  keine  Verwendung.«  Die  Druck- 
maschine 7.U  Marx'  Zeit  l>edurfte  eines 
Maschinenaufsehers  und  eines  Maschinen- 
jungen, »der  Masdiinenaufseher  ist  ge- 
blieben, der  Maschinenjunge  ward  seit- 
her überflüssig€.  Marx  sah  bereits,  dass 
die  Dienste  der  blossen  Handlanger  zum 
Teil  ersetzt  seien.  Der  vervollkommnete 
automatische  Prozess  führt  zu  einer 
Steigerung  der  Produktivkraft  der  Arbeit 
Die  Ausdehnung  der  vervollkommneten 
automatischen  Fabrik  muss  naturgcmäss 
eine  gründliche  Änderung  in  der  Stellung 
des  Arbeiters  in  der  Gesellschaft  in  die 
Wege  leiten.  Der  Kapitalist  kann  seinen 
Profit  nicht  mehr  durch  Entwertung  der 
Arbeitskräfte,  durch  Einstellung  minder- 
wertiger, ungeschttlter  AriwHer  in  die 
Hohe  -schrauben.  Er  muss  überdies  den 
Produktionsmechanismus  ständig  erwei- 
tern. Der  Produktionsmechanismus  gibt 
aber  nur  seine  eigenen  Werte  an  seine 
Erzeugnisse,  an  seine  Produkte  ab.  In 
dem  vervollkommneten  automatischen 
Fnbriksystem  liegt  eine  die  soziale  Stel- 
lung des  Arbeiters  hebende  Tendenz. 
Dieser  Schluss  scheint  sich  uns  notwen- 
dig aus  den  Darl^ngen  Deutsch'  zu  er- 
Sdicn.  Deutsch  tritt  diesem  Schlüsse  mit 
der  Bemerkung  entgegen,  grosse  Schwie- 
rigkeiten wurden  sidl  in  der  heutigen 
Wirtschaftsform  der  Etuföhrang  automa- 
tischer Produktionspro/e'^se  entgegen- 
werfen. Er  führt  dem  Sinne  nach  aus: 
Der  vervollkommnete  automatische  Pro- 
zess ist  mit  einer  Erhöhung  der  Quali- 
fikation der  Arbeit,  einer  Steigerung  der 
Produktivkrafi  verknüpft.  Unter  der 
Herrschaft  der  Manufaktur  und  der  un- 
vollkommenen Fabrik  konnten  ftidi  voll- 
komninere  Formen  des  Arbeitsprozesses 
durchsetzen,  ohne  dass  sich  die  Produk- 
tivkraft der  Arbeiter  steigerte,  weil  die 
Manufaktur  und  die  unvollkommene  Fa- 
brik auch  Profile  durch  eine  Entwertung 


der  notwendigen  Arbeitskräfte  —  zum 
Beispiel  durch  die  Einführung  minder- 
wertiger Arbeitskräfte  —  enMdien 
lassen.  »Diese  Möglichkeit  fehlt  hier,  es 
ist  sogar  noch  nicht  allgemein  gültig, 
du»  die  Fabrik  die  frfiheren  Betriebs- 
formen besiegen  muss,  wenn  sie  wirklich 
produktiver  ist.  Erstens  hat  die  Fabrik, 
so  wie  wir  es  vom  unvollkommenen 
Automaten  sahen,  die  Tendenz,  da»  fixe 
Kapital  zu  erhöhen,  zweitens  aber  muss 
die  gesteigerte  Produktivität  auch  den 
Verlust  zu  überwinden  im  stände 
sein,  der  durch  die  Notwendigkeit  höher» 
wertiger  Arlwitskräftc  dem  Kapital  zu- 
gefugt wird.  Daraus  folgt,  dass  unter 
unserer  Wirtschaftsform  der  Einiührtmg 
völlig  automatischer  Produktionsprozesse 
weit  grössere  Schwierigkeiten  gegenüber- 
stehen, als  der  jeder  anderen  Form  dietea 
Prozesses«* 

DIE  Arbeit  von  Hanns  Deutsch  hat  ent- 
schieden das  Verdienst,  die  sehr  wichtigen 
Fragen  in  die  wissenschaftliche  Diskus- 
sion hineingeworfen  zu  haben:  erweitert 
sich  die  .Sphriro  der  qualifizierten  Arbeit 
im  Produktionsprozcss  und  ändert  sich 
die  soziale  SteUany  ^  Arbeiters? 
X  X 
Seillla  Btirik  DURCH  die  eindrucksvoll 
geschriebene  Arbeit  des 
Licentiaten  G.  T  r  a  u  b 
Ethik  und  KapiMisntus  /Heilbronn, 
Salzer/  weht  der  frische  Luftzug  unseres 
sozialen  ZeiiaUer.s.  Den  väterlich  bevor- 
mundenden, sich  in  sogenannten  IVohl- 
taten  auslelwnden  Geist  des  Patriarcha- 
lismus  weist  G.  Traub  weit  von  sich. 
»Zwischen  Ständen,  Berufen,  Klassen 
gibt  es  keine  Wohltaten,  sondern  Redite. 
.  ...  Es  gilt  nun  die  neuerwachsenen 
Kräfte  mit  den  Wirtschaftsformen  zu 
verbinden  und  das  volkswirtacliaftlich 
konstitutionelle  Regiment  grundsitzlidi 
an  Stelle  des  absohitistischen  und  und 
patriarchalischen  zu  sctzai.«  Die  Zeichen 
der  Zeit  richtig  deutend,  schreibt  einmal 
Traul>:  »Alle  Entwickelung  drängt  zu 
kollektivistischen  Gebilden.«  Die  Vor- 
stellung von  dem  Wechsel  der  sittlichen 
Gedanken  akzeptiert  Traub  vollständig. 
Aber  mögen  die  sittlichen  Ideen  auch  ge- 
wechselt haben,  zu  jeder  Zeit  sind  Postu- 
late  für  das  moralische  Handeln  aufge- 
stellt worden  und  haben  als  Normen  for 
die  moralische  Bewertung  der  nu-nsch- 
lichen  Handlungen  gedient.  Die  materia- 
listische Gesdiichtsauffassung  kann  die 
Veränderungen  in  der  sittlichen  Ideen- 
welt erklären,  in  das  Wesen,  den  Charak- 
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tcr  (ics  Sittlichen  dringt  sie  nach  Traub 
nicht.  >Warum  die  verscbtedeneQ  Schich- 
ten der  Bevölkerwif  raid  die  amdmader- 
heRend«!  ZcitpericKlcn  sich  immer  sitt- 
licher Vorstellungen  bedienen  —  einerlei 
ta  welchem  Zweck  — .  warum  sie  sich 
nicht  an  ihren  tatsächlichen  Machtver- 
hähnissen  genügen  lassen,  sondern  die 
:^elben  in  diese  scheinbar  überflüssigen 
Formen  von  Recht  und  Gerechtiskeit 
kleiden,  warnm  sie  sich  mit  den  Begriffen 
von  gut  und  böse  überhaupt  noch  ab- 
geben, wenn  sie  in  denselben  nur  Licht- 
und  Schattenreflexe  dkomwnischcr  Pro- 
dukt ionsbedingungen  erkannt  haben: 
das  alles  wird  desto  rät.velhafter,  je  mehr 
man  diese  Erklärungsmethode  innerhalb 
ihrer  Grenzen  benutzt.«  Die  Eigenscliaft 
des  Menschen,  sittliche  Normen  aufzu- 
stellen und  menschliche  Handlungen  nach 
ihnen  zu  bewerten,  ist  ebensowenig  ab- 
leitbar, wie  der  wirtschaftliche  &hal- 
tungstrieb  und  der  Drang  nach  Kunst- 
betätigung. Diese  Eigenschaften  sind 
eben  gegeben;  sie  sind  ttrsprünglich.  Der 
primitive  darbende  Mensch,  anstatt  für 
seine  drangenden  Bedurfnisse  wirtschaft- 
lich zu  sorgen,  bemalte  die  Höhlenwinde 
und  opferte  sich  schweigend  für  seine 
Sippe.  Bestimmte  Triebe  im  Menschen 
sind  ebensowenig  zu  erklären,  wie  die 
Naturkräite.  In  der  Arbeit  Traubs  er- 
weckt manche  seiner  Ansichten  unseren 
schärfsten  Widerspruch,  aber  sie  regen 
uns  immer  zu  einem  vertieften  Nachden- 
ken über  ethische  Probleme  an.  Traub 
wird  stark  von  Stammler  beeinflusst,  und 
von  Stammler  können  wir  Sozialisten 
noch  viel  lernen. 

X  X 
Ibnflt  CliMli  DAS  Recht  auf  den  votten 

Arbeitsertrag  in  geschicht- 
licher Darstellung  von 
Professor  Anton  Menger  /Stnttgart, 
Cotta/  ist  in  3.  verbesserter  Auflag^e  er- 
schienen. Gegenüber  einer  vermeint- 
lichen Überschätzung  von  Marx  und  Rod- 
bertus  wollte  Menger  die  Verdienste  der 
englischen  und  französischen  Vorgänger 
der  beiden  grossen  Sozialisten  wieder  zu 
Ehren  bringen.  Thompaon  ist  nach  der 
Ansicht  Mengers  der  eigentlidte  Vater 
d<  r  Meen  von  VtMXX,  namentlich  seiner 
Iheone  vom  Mehrwert  Ein  fundamen- 
taler Uiitersehied  besteht  ntm  swisdicn 
dem  Sozialismus  von  Thompson  und  dem 
von  Marx.  Die  sozialistische  Gesell- 
schaftsordnung ist  bei  Thofnpson  eine 
sein  sollende  ideale  Gesellschaftsordnung 
—  Thompsixi  stellt  bestimmte  rechtliche 


Grundsatze  auf,  nacli  dnien  die  MensdMn 
die  Rechtsordnung  umgestalten  sollen 
die   sozialistische  G«disdiaft8ordmnig 

ist  bei  Marx  eine  einfache  Wiederspiege- 
lung einer  objektiven,  sich  in  der  greif- 
baren Gestaltung  der  Produktionsverhält- 
nisse aussprechenden  Ordnung.  Bei 
Thompson  liegt  die  treibende  Kraft  des 
Sozialismus  in  den  bewusst  wollenden, 
bestimmte  rechtliche  Grundsätze  verwirk- 
lichenden Menschen,  bei  Marx  in  den 
äusseren  Dingen,  in  dem  wirklichen 
Sein,  in  den  sich  kollektivistisch  lunfor- 
menden  Produktionsmitteln.  Ober  diesen 
scharfen  Gegensatz  zwischen  den  An- 
schauungen von  Thompson  und  Marx  ist 
Menger  einfach  hinweggegangen. 
X  X 
Lttaialm  DER  Lassatte  von  Her- 
mann O  n  c  k  e  n  /Stutt- 
gart, Frommann/  ist  eine 
geistvolle,  zutreffende  Charakterstndie  des 
grossen  Agitators  und  eine  lebendige, 
wahrheitaimeiule  Darstellung  des  Las- 
salleanischen  Systems.  In  die  Eigenart 
der  T-issalleschen  Gedankenarbeit  dringt 
folgender  Ausspruch  Hermann  Onckens 
«her  den  Bastiat-Schttite  LassaÖea  tief 
ein:  >Und  dann  liegt,  wie  immer,  der 
eigentliche  Wert  aller  theoretischen  Ar- 
beit LAssaltes  darin,  dass  sie  kraft  der 
dialektischen  Energie  ihres  Vortrags  die 
Menschen  zur  Annahme  neuer  Erkennt- 
nisse.- zwingt,  dass  sie  politische,  fort- 
wirkende Tat  ist.«  X  In  den  wesentlich- 
sten Punkten  stimmt  Eduard  Bern- 
steins Auffassung  der  Persönlichkeit 
Lassalles  mit  der  Onckens  überein.  Wer 
die  Vorrede  Bernsteins  zu  seiner  Gesamt- 
ausgabe der  Reden  und  Schriften  Laa- 
Salles  mit  seiner  jetzigen  Arbeit  F«tK- 
natui  Lassalte  und  seine  Bedeutung  für 
die  Arbeiterklasse  /Berlin,  Buchhand- 
lung Vomärts/  vergleicht,  sieht  sofort, 
wie  >ich  die  sozialpolitischen  An- 
schauungen Bernsteins  seit  der  Abfassung 
dieser  Vorrede  vertieft  haben.  Den  nach 
klarer  Erkenntnis  der  Grundlagen  des 
Sozialismus  ringenden  sozialdemokra- 
tischen Arbeitern  kann  die  Bcmstcinsche 
Arbeit  zum  Studitun  warm  empfehlen 
werden.  mul  KAMPFmevaa 

KUNST 

BBdwwfa  Kunet 

QnphOl  DAS  wcit>liche  Bildnis  in 

der  graphischen  Kunst  ist 
der  Gegenstand  der  gegen- 
wärtigen Ausstellung  im  Berliner  Kupfer- 
stichkabinett.   Man    verfolgt    die  Ent- 
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Wickelung  durch  fünf  Jahrhundertc.  Mit 
dem  Umrissstidi  eines  unbenannten  Flo- 
rentiners aus  der  Mitte  des  XV.  Jahr- 
hunderts be^nnend.  finden  sich  in  der 
frühen  Zeit  nur  spärliche  Beispiele. 
fehlen  gänzlich  die  bekannteren  Kupfer- 
stecher der  deutschen  Renaissance  und 
von  den  Holzschnittzetchncm  ist  nur 
Lucas  Crariach  durch  i-wii  illnstriortc 
Bücher  vertreten,  in  denen  fürstliche 
Personen,  darunter  auch  Frauen,  porträ- 
tiert sind.  Wenige  Einzclblätter  kommen 
m  Deutschland  im  XV.  und  XVI.  Jahr- 
hundert vor.  Häufiger  wird  das  Frauen- 
bildnis in  Holland  und  Belgien  im  XVL 
und  XVn.  Jahrhundert,  besonders,  als  die 
Gemälde  der  Rubens  und  van  Dyck  den 
grossen  dekorativen  Typus  desPorträtsge- 
sdiaf fen  hatten^  Der  Kupferstich  wurde  zu 
einer  rcproiluzicrciidcii  Tt-chnik  undnnissto 
darum  zur  Wiedergabe  weil  ausgedehnter 
Dnnkelheitsabstufimgen  ausgebildet  wer- 
den. Zuplciih  iK-panncn  die  bcjjleitenden 
Details,  d\c  Kleider  und  Vorhangstoffe, 
sowie  der  Schmuck  wichtig  zu  werden. 
Die  Gottzius,  Wicrix,  Suyderhoef  und 
Pontius  spielten  ihre  Rolle.  Der  franzö- 
sische Kupferstich  bevorzugte  vielfach  die 
Köpfe  in  Lebensgrösse,  wendete  aber  auch 
der  ganzen  Figur  mit  umgebendem 
Raum  eine  höchst  virtuose  Technik  zu, 
weldie  das  Vorbild  für  deutsche  Stecher 
wie  Georg  Friedrich  Schmidt  /1712  bis 
1775/  wurde,  der  freilich  mehr  der 
Plastik  und  Klarheit  der  Erscheinung, 
als  dem  Malerischen  gerecht  wurde.  Dass 
er  über  den  technischen  Schwierigkeiten 
den  indhriduellen  Ausdruck  leicht  ver- 
säumte, ist  ein  (^beistand,  den  seine 
Blätter  mit  vielen  französischen  dieser 
Zeit  teilen.  Leichter  malerisch  wirkende 
Mittel,  die  zugleich  die  rein  künstlerischen 
Absichten  des  Portrats  unmittelbarer  zur 
Geltimg  kommen  Hessen,  musste  man 
suchen.  Sie  fanden  sich  in  der  Radierung 
und  in  der  Schabmanier.  Nicht  häufig 
für  das  Fraueni)ildnis  hat  Rembrandt  die 
Radiernadel  geführt.  Wo  es  geschah 
(Bild  der  Mutter  tmd  Saskias)  war  es 
im  ausgesprochenen  Gegensatz  zu  dem 
gleichzeitigen  repräsentativen  Porträt  in 
einem  Sinne,  der  für  das  moderne  gra- 
phische Bildnis  vorbildlich  war.  Die 
Äusserlichkeiten  \vcr<lcn  l)eiseitc  gelassen 
and  das  Leben  \m  Ausdruck  dCB  Kopfes 
konzentriert  Die  Schabraanier  erfand 
—  auch  zur  Zeit  Rembrandts  —  ein  Deut- 
scher I.udwip  von  Siepen,  wenn  er  auch 
den  malerischen  Stil  dieser  Technik  in 
«einen  ci|«cn  Blätten  nur  nnvollkoin- 
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men  zum  Ausdruck  brachte.    Thr  Vorzug 
ist  die  Möglichkeit,    den    weichen  Zu- 
sammen schtuss  aller  Schattenabstufimgett 
aus  der  Entstehungsweise  heraus  zu  ent- 
wickeln.     Ihre    Glanzzeit    erlebte  die 
Schabkunst    durch    die  Engländer  im 
späteren  XVHL  bis  in  den  Anfang  des 
XIX.  Jahrhunderts  hinein,    wo  Watson. 
John  Raphael  Smith  und  Dickinson  alle 
Grazien    der    Gemälde    Reynolds  ins 
Schwarz  und  Weiss  fifaertrugen.  Gleich- 
zeitig aber  h.itte  sich  in  Frankreich  der 
farbige  Kupferdruck  entwickelt,  nachdem 
die  ersten  Versuche  wieder  von  einem 
Deutschen  —  er  führte  allerdin^fs  den 
NameJi  Lcblond  und  arbeitete  während 
des  grösseren  Teils    seines    Lebens  im 
Ausland   —   gemacht    worden  waren. 
Wieder  wurde  die  Technik    von  den 
Franzosen  zu  einem  Grade  der  Virtuosi- 
tät gebracht,  der  die  Resultate  zuweilen 
als  etwas  anderes,  denn  als  gedruckte 
Blätter  erscheinen  lässt.    Das  Porträt  der 
Marie  Anloinette  von  Janiiiet  konnte  man 
für  eine  höchst  flüssige  Deckfarbenmalcrei 
halten,  so  vielfach  sind  durch  Oberdruck 
die  Farben  von  den  ver.schiedencn  Plat- 
ten auf  dem  Papier  gemischt  und  wcioli 
verbunden.    Die  Engländer  übernahmen 
die         des  Farbendrucks,    aber  nidit 
sein  Prinzip,  indem  sie  sich  nur  einer 
einzigen  Platte  bedienten,  auf  der  die  ver- 
.schiedenen  —  meist  wenigen  —  Farben 
trU-ich/fititr  ;i!ifpetrag«n  und  dann  abge- 
druckt wurden.     Hattptsächlich  berühmt 
war  der  englische  Punktierstich,  der  durch 
ein  besonderes  Instrument  statt  mit  fort- 
laufenden Linien    durch  Folgen  feiner 
Punkte  die  ^lodellierungen  bewirkte.  In 
Bezug  auf  Formgebung    und  Charakte- 
ristik ist  diese  Technik  meist  flau  und 
temperamentlf)s.     Der  Holzschnitt,  der 
als  Frauenbildnis  wenig  vertreten  war, 
lebte  im  XIX.  Jahrhundert  wieder  auf 
und  wurde  schon  durch  Gubitz  /1786  bis 
1870/    (Porträt    der  Oberhofmeisterin 
Gräfin  Voss)  als  Farbendruck  behandelt. 
Neuerdings  hat  er  in  Amerika  immer 
mehr  den  Charakter  des  Tonschnitts  an- 
genommen.     Das    vorige  Jahrhundert 
brachte  dann  die  Lithographie,  aber  diese 
vielfadi,  besonders  in  Deatsdiland,  als 
eine  sehr  verflachende  Menschen darstel- 
lung.    Man  nannte  das    damals  idcali' 
sicren.     Franz  Krüger    in  Berlin  und 
später  Joseph  Krichuber  in  Wien  pflegten 
ihrerseits  einen  sehr  frischen  Realismus. 
Otto  Greiner  und  Hans  Olde  vertreten 
in  der  Ausstellung  die  modernste  Ver- 
wendung  des  Steindrudit  ffir  das  Fm^ 
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trat,  der  erste  in  Form  von  Kreidezdch- 
nung.  der  zweite  in  Pinselmanier.  Sonst 
ist  auch  heute  der  Kupferdruck  im  Por- 
trät vorherrschend,  soweit  dies  überhaupt 
Gegenstand  der  Graphik  Ist  Stanffer- 
Bem  hat  CS  als  Stich,  Peter  Halm  als 
Radierung  behandelt.  Die  weichsten 
Wirkungen  mit  ganz  diskreten  Tönen  hat 
Ferdinand  Gaillard- Paris  /1843  bis  1887/ 
dem  Kupferstich  in  dem  Bildnis  einer 
Nonne  abgewonnen.  Wie  mir  scheint,  ist 
niemals  in  der  graphischen  Kunst  der 
Untcndued  ganz  heller  Korperober- 
flädieil  (ein  helles  Gesicht,  von  Leinen- 
luuibe  und  Kragen  umgeben,  vor  weissem 
Hintergrund)  so  vollkommen  aasge- 
drückt, noch  sind  mit  dem  Stichel  der 
Metallplatte  so  weiche,  lichte  Sciiatten- 
tone  entlockt  worden,  die  nur  gehoben 
werden  durch  die  dunklen  weichumran- 
deten Augen  und  das  mit  schneidigen 
feinen  Parallcllinien  ohne  libertriebene 
Tontiefe  angedeutete  Schwarz  des 
Kleides. 

X  X 
Knns  dmalk  EINE  Sammlung  neuer 
Bilder  von  E  d  v  a  r  d 
M  u  n  c  h  zeigte  der  Salon 
Ca&sirer.  Nicht  den  früheren  Seelen- 
sdülderer  Mtmch.  noch  audi  die  dekofa- 
tiyen  Versuche,  die  den  Norweger  neuer- 
dings beschäftigten,  sondern  Porträts 
und  Figurenstudien,  die  mit  einem  sum- 
marischen Verfahren  das  allgemeinste 
dner  Erscheinung  sehr  schlagiud  kin- 

■tdlcn.  AUMA  nCHN 

PicMkuwat' 

l.flhokas  DER  brodelnde  Student 
Goethe  in  Leipzig  hatte 
noch  den  Kopf  voll  von  den 
VenttsUedeni,  die  zum  Ausgang  des 
XVn.  Jahrminderts  gelisi>elt  und  auch 
wohl  gegrunzt  wurden.  Seine  Lüder j ahne 
in  Auerbachs  KeiUr  saufen  und  singen, 
wie's  im  nnd  nadi  dem  dreissigjährigen 
Kriege  die  Manier  w,.r.  Ein  ganzes, 
langes  Epos  vom  rauhbeinigsten  Sumpf- 
leben der  Studenten  besitzen  wir  im 
Renommisten,  der  noch  heute,  wenn  auch 
mit  einigem  Grauen,  recht  lesbar  ist. 
Hermann  Lingg  und  Ricarda  Ruch 
haben  ab  und  zu  das  Dynamische  der 
Zeit  in  Idirrendb  Verse  verdichtet.  Dem 
später  kommenden  Schlaffen.  Geschnör- 
kelten  tänzeln  im  leichten  Essay  Franz 
Bld  nadi  imd  als  admäbelnder,  senti- 
mentaler Poet  der  Mähre  Richard 
SchankaJ.  Von  all  denen  ein  Tropfen 
findet  sich  in  IV«  hnühmlbltn  SehäHtr» 


Dofnis  säUfst  verfärtigUn,  sSrnb^kem 
Press-,  Satiff-  und  Venusliedem  benebst 

angeliänckten  auff richtigen  und  reucmüh- 
tigsten  Bussthränen  /Mtinchen,  Piper/, 
die  Arno  Holz  gedichtet  hat  Ge- 
dichtet? Es  ist  das  eine  Frage,  die  man 
sehr  schwierig  beantworten  kann.  Der 
dickleibige  Oktavband  birgt  zum  guten 
Teil  eiskalt,  antiquarische  .Arbeit.  Gerad, 
wo  es  im  Prassen  und  Prahlen  am  frech- 
sten und  frivolsten  zugeht,  wo  der  hun- 
dert Liebsten  sehr  fldschUchc  Reize  am 
deutlichsten  lobpreist  werden,  hat  Dalhis 
sein  lüsternes  Hirn  am  wenigsten  ülx'r- 
hitzt.  Es  ist  bitterböä,  dass  Arno  Holz 
nach  allem,  was  er  so  gnuidclnrlicik  ge- 
sucht hat.  nun  an  die  unfruchtbarste 
aller  deutschen  Lyrik  sich  verlor,  an  die 
kostümierte^  auf  Bramarbasstelzen  oder 
morsch  gewordenen  Krücken  hintrottende. 
Ein  Monolog  ist  das  Buch,  den  ein  ver- 
lotterter Theologe  auf  seinem  Lebensweg 
stammelt  Erst  ist  keine  Schürze  vor 
ihm  sidier  mit  allem,  was  darunter  itf. 
Hernach,  wenn's  ihm  recht  kurzatmig  zu 
Mute  wird,  benutzt  er  das  bisschen  Rest 
von  Greisenlnft,  um  ein  renigtr  Bet- 
bruder zu  werden.  Erst  Hure,  dann  Bet- 
schwester, ruft  Hauff  in  seiner  Contro- 
vcrspredigt  zum  Mann  im  Monde.  Das 
girrende  Dämchen  ist  zum  Saufsack  und 
Erzlüffler  geworden.  Hohle  Reime  und 
sehr  abgenutzte  Eigenschaftswörter  wer- 
den gerechtfertigt  als  Nachschrift  des 
von  Opitz  tmd  der  nm  und  nach  ihm  Ge- 
gebenen. Die  allerpcrs<inlichste,  lyrische 
Form  für  ein  archäologisches  Experiment 
aber  zu  gebran^ien,  geht  grausam  gegen 
das  Gemüt.  Was  nützt  der  Verstand? 
Was  nützt  die  Akrobatentuchtigkeit  im 
Handhaben  stumpfer  und  klingender 
Reime?  Die  Seele  bleibt  dürr,  dürrer 
noch,  als  heim  Virtuosenstück  vom 
Schulmeister  Traumulus,  das  Arno  Holz 
zusammen  mit  dem  Advokaten  Jerschke 
—  dichtete?  

X  X 
Romaae  EIN  Volk,  das  nach  Be- 
lieben durdi  die  Luft  gon- 
deln kann,  weil  ihm  sdion 
der  Bau  eines  lenkbaren  Luftschiffes  ge- 
lang, wohnt  in  Utopie,  dessen  Haupt- 
stadt Ulaleipu  genannt  wird.  In  Utopia 
heisst  man  die  Juristen  Tambourmajors. 
Der  Kaiser  von  Utopia  streikt  und  will 
Oberbürgermeister  von  Schiida  werden. 
Das  fuhrt  er  durch.  Aber  da  er  gern 
hinler  das  Leben  kommen  möchte,  setzt 
er  über  Schiida  einen  Amtsvertreter  und 
macht  sich  auf  allerhand  Lnlireiacn.  Sein 
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Reich  geht  jedoch  hierbei  verdammt  in 
dl«  Brudie.  Von  einer  Art  Pest,  dordi 

dii-  die  Menschen  in  Sternschnuppen  und 
schimmerndes  Nichts  sich  auflösen,  wird 
das  Land  befallen.  Die  Gelehrten  denken 
mit  göttlich  verschärften  Sinnen  über 
das  Unheil,  sind  jedoch  machtlos.  Nur 
der  Kaiser  übersteht  die  Seuche  mit  nicht 
vielen  glücklichen  Untertanen.  Der 
Kaiser  ist  ein  schöner  Mann  in  mittleren 
Jahren,  al)er  als  Symfx)l  der  Ewigkeit 
hängt  ihm  bei  öffentlichen  Auftritten  ein 
wallender  Sdineebart  ums  Kinn.  In  Uto- 
pia  und  dem  eine  Zeitlang  durcli  geheime 
Personalunion  ihm  verbruderten  Schiida 
gibt's  tausend  architektonische  Wunder 
und  dekorative  Gruseligkcitcn,  Häuser, 
die  ganz  dreieckig  gebaut  wurden,  ameri- 
kanisch luxuriöse  Bibliotheken  auf  ver- 
einsamten Ixuchttärmen.  Dann  treiben 
sich  in  den  beiden  Fabelparadiesen  her- 
um Bürgermeister,  die  im  Privatleben 
Pantoffelhelden  sind,  Genies  der  Erfin- 
dung und  des  Schachers,  sehr  komische 
^^iIlistl•r.  die  immer  einen  Baldachin  aus 
Pfauenfedern  ausdehnen,  unter  denen  ihr 
Herrscher  hinschreitet.  Noch  mancher- 
lei Unglaubliches  ist  in  l^topia  eiiigehür- 
gcrt.  Der  diesen  Phantasickrimskrams 
auftischt,  ist  Paul  Scheerbart 
(Dfr  Kaiter  von  Utopia,  ein  l'^olksrotHOm 
/Gross  Lichterfelde,  Eisselt/).  Hätte  der 
Buchhändler  ihm  noch  mehr  Raum  ge- 
lassen, um  viele,  viele  Seiten  hätte 
Sdieerbart  so  weiter  sich  tummeln  kön- 
nen. Nachdem  Scheerbart  lange  .ils 
eigener  Poet  sich  nicht  hatte  durchsetzen 
konncMi.  hätschelt  ihn  jetzt  ein  kleiner 
Kreis  unbedingter  Anbeter.  Der  gerechte 
Mann  jedoch  muss  ihm  ins  Gewissen 
reden,  dass  er  Uich  im  ungezügeltsten 
Märchenlügen  nie  mdir  so  unbesorgt 
nüchtern  und  breit  erzählt:  so  eine  hart- 
kernige  Unmöglichkeit  mundet,  aber  ein 
Märchen,  das  durch  geblähte  Umständ- 
lichkeit »dl  fortschleppt,  bietet  keine 
Freude. 

AUS  den  Sternen  ins  arme  Leben  steigen 
all  die  folgenden  Schriftsteller,  die  das 
unerschöpfliche  Thema  von  der  Erziehung 
aum  Weltmenschen  angriffen.  Aber  das. 
was  sie  unter  LcIkti  verstehen,  ist  eine 
Aufzählung  der  kärglichen  Begebenheiten, 
St  der  Alft^  hinaufbringt  Die  Spiele 
des  Gemütes  sagen  ihnen  wenig.  — 
Oskar  A.  H.  Schmitz  {Lothar 
/Stttttgart.  Jvmcker/)  erzihlt  die  Knaben- 
geschichtc  eines,  der  zum  bleichsüchtigen 
Ästheten  wahrschemlich  geboren  ward. 
Die  Wurzein  soldies  Fladkerdaseias  wd' 


Im  enüildsst  werden.  Das  Vaterhaus  det 
Knaben   ist   wohlhabend   und  satibcr. 

Merkwürdige  Dienstboten  halten  es  in 
Ordnung.  Des  Knaben  Blut  ist  von  einer 
}fidisdien  Mischung  dnrdisetct  Die 
Schule  hasst  er  als  ein  bösartiges  Hin- 
du nis  im  Träumen  und  friedvollen 
Dämmern,  .\lles  rein  Leibliche  reizt  ihn 
zum  Ekel.  Zu  viel  Pädagogik  und  Über- 
legung wurde  auf  das  ßuch  verwandt. 
Hermann  Bang  weiss  solche  Stoffe  mit 
zagen,  zarten  Fingern  zu  schmelzen. 
Schmitz  schrieb  mit  Kultur  und  Klug- 
heit, al)er  fast  ohne  jegliche  Wärme  des 
Herzens.  Und  solche  Schöpfungen  sind- 
als  Dichtwerke  selten  wertvoll. 
FREILICH,  auch  das  Siedeti  allein 
schafft  nicht  die  Dichtung.  Sonst  wäre 
auch  Hermann  Jaques  ein  Bcgna* 
deter.  Er  hat  sich  im  Kreuz  des  Juden 
/Dresden,  Reissner/  viel  Brennendes  von 
der  Lel>er  z\.\  roden.  Isr.-iel  Zangwill  und 
Jacob  Wassermann  von  den  Neuesten, 
Franzos,  Kompert  und  der  Fürst  Wrede 
haben  ■<chon  all  die  blutigen  Holzsplitter 
geschichtet,  die  zum  Kreus  des  Juden  zu- 
sammenwuchsen. Jaques  (ein  Pseudo- 
nym?) ist  weder  Dichter,  noch  ein  guter 
Plauderer  im  Feuilletonstil.  Die  faust- 
dicke Tendenz  zum  Anfang  des  Rontans 
wird  jedoch  langsam  menschlich  erregen- 
der. Der  Sohn  eines  jüdischen  Schweine- 
züchters wird  märkischer  Feudalherr, 
adlig.  Freund  des  Hofes  und  eine  Hoff- 
nung der  Krone.  Als  er  ein  blondes 
Sclilossfräulein  gerad'  erringen  darf, 
reissl  ihn  ein  nachlassig  bewachter  Brief 
ans  den  Traumhimmeln  in  die  vcrant- 
vorttmgsvollc  Bahn  der  nach  Lebensecht- 

best  Rnigenden. 

X  X 
Kurs«  Ckfoilk  TRAUME    der  Mitsom- 
memaeht     /Jena,  Diede- 

richs/  nennt  Julius 
Hart  sein  jüngstes  Buch.  Nachdem  er 
in  Johannisnächten  mit  weit  aufgerissenen 

.Augen  der  Welt  Herrlichkeit  in  sieb  ge- 
sogen hat.  reisst  seine  ul^rschaumende 
Phantasie  alle  Grenzen  der  geklärten 
I-jn^iclu  nieder.  Er  gefällt  sich  im  Wür- 
fel s|)iel  mit  den  Philosophemen  aus  Ost 
und  West,  aus  denen  er  das  leuchtende 
Ewige  gewiimen  will,  und  hebt  sich  im 
jaucnzenden  Stolz  auf,  als  er  glaubt,  im 
Wandel  das  Ende  aller  Gcheitnniss<'  em- 
pfunden zu  haben.  Beim  Traiuntaumcl 
des  Erschaueras  kommen  ihm  (üe  Worte 
Xafur.  Geist,  Seele,  Vernunft.  F.nrrgü\ 
Sein  und  alles  im  Weltenlauf  Durch- 
gräbelte-  als  Gestammel  über  die  Lippen. 


uiyui^Cü  üy  Google 


RUHDSCHAU  •  KUKST  •  DtCHTKUNST 


187 


Voll  schummeriger  Ahnungen  sieht  er 
die  Kunst  als  höchstes  Seligkeitsziel.  AU 
dies  tastende  Ringen  ist  ihm  der  Weg 
2u  »einer  besseren  Ästhetik  des  Trebens«. 
Von  Gesichten  wird  Hart  angestrahlt,  die 
sehr  Begabten  allein  sich  enthüllen.  Nur 
fürchte  ich,  «eine  Trätime  sind  vg  ko- 
boldisch. Sie  äffen  ihn  mandimal  selber. 
Und  im  verschwiegensten  Inneren  ist  der 
Träumer  mehr  in  Bängnis,  als  beglückt. 
X  Der  Verlag-  von  Eugen  Diederichs  hat 
von  Friwlrirh  von  der  Lcycn  aus  Her- 
ders philosophischen  und  historischen 
Schriften  md  aus  dem  eigensinnigen 
Apborismenvorrat  Friedrich  Schlegels 
sehr  schöne  Breviere  herstellen 
lassen.  Was  iler  Herausgeber  in  den 
HinleitiniKcn  Orientierendes  sagt,  ist 
trotz  seiner  Knappheit  sehr  bddirend.  X' 
Der  Katalog  des  gleichen  Verlages 
verdient  durch  Ausstattung  und  kluge 
Anordnung  lobende  Aufmerksandoeit 

X  y 

Utaialui        VON  Zeit  zu  Zeit  werden 
ästhetische    Bücher  ge- 
schrieben   von  Verfassern, 
die  retn  analytische  Monog^'aphieen  über 
den  absoluten   Kunstwert  hochverehrter 
Poeten  schaffen  wollten.    Solche  Arbeit 
ist  O.  E.  Lessings  Werte  Grillparger 
und  das  neue  Drama  /München.  Piper 
&  Co./.   Lessing,  ein  Deutschamerikaner, 
will  Grillffaner  nicht  gerade  als  einen 
auch  nach  dem  Tode  noch  Vernachläs- 
sigten retten,  er  nimmt  ihn  jedoch  nach- 
drücklichst in  Schutz  gegen  Kritiker  wie 
Bartels,     dem     der     Österreicher  ein 
halber  Dorn  im  Auge  war.  Als  Schüler 
Saners  ist  Lessing  mit  seinem  Dichter  be- 
sonders gut  vertraut.    Eine  ausführliche 
Rezension  verbietet  sich  an  dieser  Stelle. 
Nur  einige  Bcnerlcnngen.  Der  VcrfuMsr 
schneidet  von  neuem  die  Erwägung  an. 
ob  Hd)bel    in  der  Agnes  Bernauer  und 
Grillparzer  in  der  Jüdin  von  Toledo  rein 
dichterisch  befugt  waren,  die  tragische 
Gerechtigkeit  der  kalten  Staatsraison  zu 
opfern.     Sein  Für     und  Wider  scheint 
durchaus  nicht  stichhaltig,  und  man  wird 
wobl  auch  trotz  seiner  Vertddigimg  Stat 
hcidm    DichterentRlci^ungc-n    weiter  ta- 
deln müssen.  In  einem  prinzipiellen  Ab- 
schnitt besdiaftigt  sich  Lessing  mit  dem 
Drama    der    Gegenwart    und  Zukunft. 
Hauptmann  soll  von  .\nftuig    an  alles 
nicht  besessen  haben,  >wa8  zum  bedeup 
tcndcn  Dramatiker  nötig  war:  Origina- 
lität, Temperament,     höhere  Intelligenz 
und  ptaikMophisdien  Tiefl^ck«.  Arno 


Holz  wird  sclir  gepriesen,  weil  er  den 
neuen  dramatischen  Stil  in  Tat  und  Ge- 
danken fand,  dem  Suchen  Hanns  von 
Gumppcnbergs  wird  eine  befruchtende 
Kraft  beigemessen.  Mit  dem  vor  vier 
Jahren  erschienenen  Buch  dos  verstor- 
benen Julius  Behrendt  Schüler-Wagner 
mochte  ich  Leasings  Schrift  vergleichen. 
Sie  enthält  manches  Geistreiche,  als  Gan- 
zes aber  ist  sie  ungerecht  und  nicht  för- 
deriML  MX  HocHDoar 

BOchor 

Schmitt:  Oer  DER  Idealstaat    von  Dr. 
idtoMami     Eugen    Heinrich  Schmitt 
/Berlin,   Räde/   kann  zu- 
nächst als  eine  nützliche,  vielen  willkom- 
mene .•\rl>eit  bezeichnet  werden,  insofern 
es  die    lange  Reihe    der  Staat sutopieen, 
von  Piatos  Politeia  beginnend    bis  zu 
Henry  Georges  Erlösungsidee  in  über- 
sichtlicher Kurze  darstellt.   Der  Verfas- 
ser lässt  sicli  dabei  leiten  von  der  Grund- 
auffassung, dass  der  Fortschritt  in  der 
Ausgestaltung  des  Gesamtheitslebens  in 
den  Tiefen  der  Tntcllektnalwelt  wurzelt; 
»dass  der  F-iutius;-,  den  gegcl>enc  mate- 
ridle  Lebensverhältnisse  auf  tlie  kultu- 
rellen   Willcnsregungen    ausüben,  in 
seinem  besonnteren  Oiarakter  bedingt  ist 
vtm  der  Bedeutung,  die  der  Mensch  sich 
selbst,  seinen  Mitmenschen  und  den  Din- 
gen in  dieser  ganz  allgemeinen  Beziehung 
zuschreibt,  das  heisst  al^o  von  der  je- 
weiligen Weltanschauung  ab- 
hängt«.    \'on  diesem  Standpunkt  aus  übt 
er  Kritik  an  der  Marx-Engeisschcn  Ge- 
schichtstheorie, die  in  den  Wandlungen 
innerhalb  der  ökonorm'schen   Basis  die 
treibenden    Kräfte   der  geschichtliche 
Entwidcelung  sieht.    Ich  gebe  ihm  da> 
bei  insoweit  reelit,  ;i!s  Marx-Engels  dem 
vor  jeder  ökonomischen  Errvmgen^cluft 
einhergehenden  psychologischen  Moment 
<kT  Unzufriedenheit  mit  dem  Alten  und 
der  daraus  entspringenden  intellektuellen 
Konstruktion  des  Besseren  durch  voran- 
scfareitende,  ihr  Milieu  überragende  Per- 
sönlichkeiten vernachlässigten    und  da- 
durch   zu    einer    materialistischen  Ge- 
schichtsauffassung verleiteten,    die  dem 
Hebel   der  ökonomischen  Verhältnisse 
eine  autonome  Bewegtmgskraft  bei- 
mass,  während  er  doch  nur  das  notwen- 
dige Übertragimgsinstrument  persönlich 
erzeugter   InteUektualpotenzen   auf   die  , 
Masse  darstellt.  Bass  aber  ohne  diesen 
ökonomisdien  Hebel  keine  höhere  Welt- 
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an  schauung,  kein  neues  Staats-  imd 
Lebensideal  Massenkraft  gewinnen  kann, 
das  scheint  Schmitt  zu  verkennen.  Sonst 

würde  er  das  Nützliche  in  der  Wirksam- 
keit d«r  Sozialdemokratie  nicht  bloss  in 
<Jer  materialistischen  Wegräumung  der 
alten  ühcrlel)tf'n  Idcoldpie.  sondern  auch 
in  der  Wcgruumung  überlebter  |M)litisch- 
ökonomisdier  Verhältnisse  sehen,  die 
schon  rdn  äusSerlich,  nicht  minder  aber 
auch  innerlich  Millionen  von  Menschen 
daran  hindern,  zu  der  »Klärung  und 
Veredlung  der  Grundanschauungen  des 
Welt-  und  Seihst  erkennen»«  zu  kommen, 
ohne  die  sich  Schtnitt  die  Verwirklichung 
eines  höheren  Kuiturideals  nicht  denken 
kann.  Gewiss  darf  sich  die  Sozialdemo- 
kratie —  soweit  stimmen  wir  ihm  bei  — 
nicht  mit  der  blossen  Negation  und  Weg- 
räumung  begnügen ;  gewiss  hat  sie  schon 
heute  die  Aufgabe  einer  positiven  Ver- 
edlung der  Weltanschauung,  einer  Er- 
ziclninir  der  Menschen  zu  sozial  h(ihcren 
Personlichkeilen  zu  betreiben,  ohne  die 
eine  «temokratisch-sozialistische  Gesell- 
schaftsordnung nicht  existieren  könnte. 
Aber  von  dieser  Wcllanschauungser- 
ziehung  allein  den  Fortschritt  er- 
hoffen, ist  und  bleibt  eine  sozial^ädago- 
gische  Utopie. 

X  X 
Boda:  töer  .DIE  Menschheit  hat  sich 
äSMXtMTW»     verlaufen.    Sic  ist  in  den 

Wald  der  technischen  Fort- 
schritte geraten.  Eigentlich  wollte  sie  in 
ein  Land  gelangen,  wo  man  glücklicher, 
froher,  freundlicher  werden  konnte.« 
SCHADE,  dass  Wilhelm  Bode  sich  so 
wenig  tief  mit  dem  ökonomischen  Pro- 
blem des  Luxus  befasst  hat,  dass  er  so 
oberflächliche  Sätze  niederschreiben  kann, 
wie  die  vorstehenden.  So  kann  der  gute 
Geist  und  frische  Humor,  der  durch  sein 
im  Scheffersclun  Verlag  in  Leipzig  er- 
schienenes Buch  weht,  nicht  zur  vollen 
Geltung  kommen.  Der  technische  Fort- 
^-chritt  i>t  kein  Holzweg,  swulcrn  die 
emzig  mögliche  Strasse  in  das  Land 
einer  schöneren  Menschheitszukunft. 
Nicht  dem  technischen  Fortschritt  an 
sich,  sondern  dem  kapitalistischen  Eigen- 
tums- und  Produktionssystem  ist  es  zu- 
zuschreiben, dass  die  Fürsten  dc<  ficldt-s 
mit  Verwandten  und  Trabanten  ilire  Hof- 
haltung immer  kostspieliger,  raffinierter 
und  protziger  gestalten.  •Dieser  masslos 
gesteigerte  Drang  nach  Luxus  ist  för  die 
kapitalistische  Produktionsordnung  eine 
ebenso  unentbehrliche  Triebkraft  zur 
Produktionsentwickelung,  wie  er  ein  not- 


wendiger Faktor  des  Konstuns  ist,  ohne 
den  das  System  in  sich  selbst  zusammen- 
brechen musste.    Es  sei  denn,  die  kapi- 
talistischen   Unternehmer  cntSL-hlössen 
sich  zu  einer  gerechten  Vertcüung  de« 
Produktionsertrags,    zu  einem  Verzicht 
auf  die  Vorteile  der  tcchnis(  1i«-n  Fnt- 
wickelung  zu  gunsten  der  Arbeitermasse. 
Dazu  wird  sie  vermutlich  auch  die  Lek- 
türe des  Bodeschen  Buches  nicht  bringen. 
Dessenungeachtet  kann  man  sie  ihnen 
einpfehlen,  —  Bode  moralisiert  nicht;  er 
beweist  mit  Vernunft,  Belesenheit  und 
Witz  das  Trfigerisdie  einer  Lebensten- 
denz, die  das  höchste  Glück  in  raffiniert 
verfeinerter     äusserer  Lcbcnsgestaltung 
sucht  oder  eine  solche  wenigstens  für 
die    unentbehrliche    Voraussetzung  zu 
vollem  Lebensglück  hält.    Vor  anderen 
Meistern     der    Lcbenskunft     ist  ihm 
Goethe  ein  Wegführer,   dessen  Satz 
Höchstes  Gut  der  Erdenkittder  ist  dock 
(/iV  Pnsöiilicltkcit    ihm    den  leitenden 
Gesichtspunkt  abgibt  für  die  Entschei- 
dung der  Frage,  was  Luxus  im  verwerf- 
lichen Sinne  des  Wortes  sei.    Luxus  ist, 
was   unsere    Persönlichkeit   nicht  stärkt 
und  befreit,  sondern  sie  physisch  oder 
geistig  schwächt,  sie  in  entwürdigende 
Abhängigkeit  von  anderen  bringt.  Luxu- 
riöse  LcIhii^i;!- Willi  nun     versklavt  ;  ein- 
fache Lebensgewölmung  befreit.  »Wenn 
der  Luxus  uns  Stunden  raubt,  so  raubt 
er  uns  Sttickc  unseres  Lebens«  ruft  Bode 
seinen  Kollegen  von  der  Feder  zu,  die 
sich  Gesundheit    und  Lebensfreude  zu 
schänden  arbeiten,  um  die  loooo  M.  Ein- 
kommen zu  erreichen,  ohne  die  sie  nicht 
standcsgcmäss  glauben  leben  zu  können. 
Richteten  sie  ihr  Leben  auf  das  Drittel 
Einkommen  ein,  könnten  sie  freier,  ge- 
stmder,  gliicklirlicr  -.ein.    »Wer  von  einem 
Tage  nicht  mindestens  ein  Drittel  für 
sich  hat,  ist  ein  Sktave<  sagt  Nietzsche, 
mid  Tolstoi  nennt  beständige  .Arbeit  eine 
»gemeingefährliche  Unterdrückung  höhe- 
ren Innenlebens«.    Wenn  dazu  noch  der 
Zwang   zur   Wahrheitsbeugung.  Gcsin- 
nungshcuchclci  oder  Persönlichkeitsvcr- 
leugnung  kommt,   dann   ist   ein  sokhes 
Dasein,  trotz  alles  Luxus,  niclit  des  Da- 
seins wert  —  Die  Luxnsentfaltung  des 
kapitalistischen     /ri^/j     Ufr     wirkt  an- 
steckend.   Namentlich  läuft  die  geistige 
Berufsarbeiterschaft  Gefahr,    dem  gege- 
benen Beispiel  zu  folgen,  es  als  neuest«; 
Lebensoffenbarung  zu  feiern.  Vielleiclit 
verhilft  das  Bodeschc  Buch  da  manchem 
zu  einem  richtigen  Massstab  hikhster 
Ldwnsknnst.  eouaro  oavio 
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MAX  SCHIPPa  •  HANDELSPOUTISCHE  KOMETEN- 
JAHRE 

BER  die  agrarischen  und  Indttstriellen  Zdlsätze,  die  nnter  'den  Ver« 

tragsstaaten  neu  vereinbart  wurden,  über  die  mancherlei  enttäusch-^ 
teil  und  befriedigten,  in-  und  ausländischen  Sonderinteressen  ist 
der  Leser  durch  die  Tagespresse  und  die  erschöpfenden  Parlaments» 
verliaadlungcn  genügend  tuiteniditet  Eine  Wiederholung  aller 
Aeser  Einzelheiten  käme  auch  allzu  spät,  um  nodi  iiigendwelchen  Wert  be- 
anspruchen zu  dürfen. 

WEITER  ist  es  im  Augenblick  ziemlich  überflüssig,  nochmals  die  inneren 
wirtschaftlichen  G^gg^i^tze  und  Konflikte  darzulegen,  welche  den  Gang  jeder 
Haaddipofitik  beMiimnen  und' hednifatssen:  Konflikte  zwischen  Produzenten-' 
nid  Könaunientewinteresse,  zwisdien  Industrie  und  Lanidwirtschaft,  zwischen' 

Rohmaterial  liefernden  und  verarbeitenden  Produktionszweigen,  zwischen 
Entwickelung  des  heimischen  Marktes  und  Expansion  der  Ausfuhr. 
DAGEGEN  scheinen  ein  paar  andere  allgemeinere  Betrachtungen  am  Platze, 
teils  tun  an  der  Hand  ^er  jetzigen  tatsächlichen  Erfahrungen  die 
Richtigkeit  mancher  weitverbreiteten,  mehr  theoretischen  Vorstellungen  über 
die  Leistungsfähigkeit  der  internationalen  do  u  t  des- 
Politik  überhaupt  naclizuprüfen,  teils  um  einige  wahrscheinliche  mler  doch 
mögliche  Zukunfts entwickelungen  ins  Auge  zu  fassen.  Denn  bei 
den  diesmaligen  Abkommen  ist  ganz  wesentlidi,  was  hinter  ihnen  liegen 
wird,  während  die  alten,  si^enannten  Caprivischen  Verträge  überhaupt  nicht 
über  sich  hinaus  wiesen:  mit  ihrem  Abschluss  —  <ler,  nebenbei  bemerkt,  über 
drei  Jahre  Zeit  in  Anspruch  nahm  und  einen  Zollkrieg  mit  Russland  kostete*) 

>)  Die  einleitenden  Schritte  geKCnflber  ( Jstcrrcich-Ungais  getduüien  im  Winter  iSgo-iSvi^  in  ZuKommeo- 
fcang  mit  den  beginnenden  Aoseinander^ctznngen  Aber  die  Erneu enrng  des  Dreibundes.  Der  Zollkri^ 
mit  Rnnlaad  «vrde  mit  den  misiadMa  ZoUsuehUgfB  wb  j.  Aa(ut  1843  eröfinet.  er  mUom  mit  dam 
Jwilwfc  iiiiiwlwii  HudelmrtnK  trd  ta  Felmw  iS^f.  Zviedhea  dieMn  vad  daa  V«rttt(ai  Sit 
AllaiMidhUacini,  Italien,  Belgien  «ind  der  Scbweii  vom  December  \9qi  Uhm  dlut  di«  Tarlilge  mit 
Sertden  ▼(»  et.  Angnüt  iSqs,  mit  Romaniea  vom  ai.  OIctober  1843.  Mea  tMti  Sdbat  veno  maa,  vn» 
danul«  Deutschland,  nur  7.  » llermleeiKvaKCD  enbietet,  iit  ■■nrfciiwl  aodi  ein  w«iter «ad adiwlerig«f 
Weg  bis  XU  einem  Tarifvertrag. 
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—  war  man  sofort  auf  dem  toten  Punkt  angelangt,  über  den  man  niemals 
wieder  hinauszukommen  vermochte.  Diesmal  eröffnet  sich  zweifellos  noch 
jenseits  der  Grenzen  des  Jjisherigen  mitteleuropäischen  TarifvertragsgetMetes 
ein  weiteres  Betätigungsfeld  für  eine  geschickte  und  zielbewusste  Handds- 
dplomatie.  Und  obwohl,  wie  gewöhnflich,  nicht  alle  Blütenträume  reifen 
werden,  so  dürfte  diese  Folgezeit  kaum  ohne  jedweden  Erfolg  bleiben.  Den 
unleugbaren  Rückschritten  der  Vertragspolitik  werden  sich  später  manche  Fort- 
schritte an  die  S'eite  stellen  lassen. 

XXX 

WIDERLEGT  durch  die  Erfahrungen  der  letzten  ^'ortragsperiodc  ist 

zunächst  die  oft  gehörte  Meinung,  dass  Z  o  1  1  h  c  r  a  b  s  c  t  z  u  n  g  e  n  eines 
Staates,  wie  Deutschland,  das  Signal  zu  einer  international  allgemeineren 
Abkehr  vom  Protektionismus  geben  mussten. 

DAVON  war  so  gut  wie  nichts  zu  spüren,  und  eigentlich  hätte  der  Gedanlee 
schon  von  vornherein  widersinnig  erscheinen  sollen.  Denn  er  läuft  schliess- 
lich darauf  hinaus,  als  wirkende,  durchschlagende  Triebkraft  so  gut  wie  aller 
handelspolitischen  EntwickeUmgen  im  Auslande  ausschliesslich  ein  Interesse 
Toranscusetzen:  das  Interesse  am  Export  nach  dem  einen  Deutschland,  dem 
Mittelpunkt  des  Weltalls  und  der  Weltwirtschaft,  dem  letzten  Urgrund  so- 
wohl alles  Fortschreitens,  wie  jeder  Reaktion.  Dass  solche  Naivetäten  stets 
mit  den  bittersten  Enttäuschungen  enden,  ist  selbstverständUch.  Es  gibt  nun 
einmal  ailerwärts  zwischen  Himmel  und  Erde  noch  ganz  andere,  unendlich 
bedeutsamere  ökonomische  Triebkräfte  tmd  Interessen,  und  diese  sind  in 
ihrem  Zusammenwirken  derart  massgebend  für  die  Handelspolitik  eines  jeden 
Volkes,  dass  daneben  die  Rückwirkuni;  der  Zollverändcrungcn  eines  Aus- 
landsstaates vollständig  in  den  Hintergrund  tritt.  Wir  müssen  uns  eben,  wohl 
oder  übel,  daran  gewöhnen,  auch  die  Handelspolitik  der  einzelnen  Volker  als 
selbständige  individuelle  Gebilde  hinzunehmen  und  anzuerkennen,  die  ihren 
eigenen  gewiesenoi  Weg  gehen  und  Richtung  und  Ziel  vorwiegend  aus  sich 
selber  schöpfen:  aus  ihrem  ganzen  Lebensmilieu  und  ihren  besonderen 
Entwickelungsbedürfnissen,  dagegen  sehr  wenig  aus  fremden  Anweisungen 
oder  Vorbildern.  Deswegen  bdialten  internationale  vertragsmässige  Unter- 
handlungen und  Verstand^fui^n  nodi  immer  ihren  hdien  Wert;  de  Irännen 
viele  Kanten  und  Schärfen  eines  G^llregimes  abschleifen  und  abstumpfen,  aber 
sie  können  —  von  ganz  ausnahmsweisen  Beziehungen  und  Ereignissen  ab- 
gesehen —  die  grundlegenden  Richtlinien  der  Auslandspolttik  nicht  abändern. 
Das  gilt  heute  in  England  allgemein  als  Lehre  ans  einem  halben  Jahr- 
hundert der  Freihandelspraxis,  die  anfangs  doch  aodi  als  Anstoss  zur  un- 
widerstehlichen internationalen  Freihandelsausbreitung  gedacht  war.  Dieses 
Recht  auf  eine  abweichende  handelspolitische  Entvvickclung  räumt  jeder  aul- 
geklärte Engländer,  er  sei  liberal  oder  konservativ,  selbst  für  die  eigenen 
Kolonieen  ein,  die  leiblich  und  geistig  dem  Miatterlande  so  nahe  geblieben 
sind,  auch  wo  sie  politisch  fast  vollkommen  unaUiäi^g  wurden.  Um  so  weniger 
können  wir  dieses  Recht  Staaten  verweigern  wollen,  die  uns  zum  Teil  viel 
fremder  gegenüberstehen.  Unsere  deutschen  Erfahrungen  nach  1890  bekräf- 
tigen das  nur. 

HABEN  wir  es  doch  seinerzeit  im  Zollverein,  angesichts  der  Pechen 
ZoUreform,  selber  nicht  anders  gemacht,  wie  nach  1890  mancher  fremde  Staat  * 
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gegenüber  unseren  Agrarzollherabsetzangen.  Und  wer  hätte  uns  das  Terdenken 
wollen?  Die  damaligen  deutschen  IndustrieioUner,  politisch  im  wesentlichen 

vertreten  durch  die  süddeutschen  Regierunt^en.  sr\hen  in  der  Öffnung  der  eng- 
lischen Tore  für  das  deutsche  Korn  und  Holz  nur  eine  relative  Verteuerung 
der  Lebensmittel  in  Deutschland  und  darum  eine  Schwächung  der  deutschen 
Industrie  gegenfiber  der  englischen  Konkurrens.  Als  Erwiderung  auf  die  A  tt  f  • 

hebung  der  englischen  Konizölle  verlangten  sie  deshalb  eine  Erhöhung 
der  deutschen  Industriczülle.  Deutschland,  schrieb  Friedrich  List,  werde 
>nic  seine  Schutzpoütik  an  England  ablassen  für  die  ärmliche  Konzession,  et- 
was Getreide  und  Holz  nach  England  zu  exportieren«: 

»Nadldein  Deutschland  seit  zwanzig  Jahren  die  Bahn  der  Industrievervollkommnung 
betreten  und  diesem  Zwecke  uncrmessliche  Opfer  gebracht  hat,  würde  es  politische 
Blindheit  verraten.  Hesse  sich  jetzt  Deutschland  durch  die  Abolition  der  englischen 
Komgesetze  auf  irgend  eine  Weise  von  Verfolgung  seiner  grossen  Nationallaufbahn 
abhalten.  Ja,  wir  sind  der  festen  Überzengun^  Deutschland  müsste  in  einem  solchen 
Fan  seine  Sehutazdlle  in  dema^Mn  Verittlinis  eriiBlMti»  in  welchem  die  englischen 
Fabriken  durch  die  Abolition  der  Komgesetze  gegen  die  deutschen  in  Vorteil  go- 
stellt  würden.« 

In  der  Tat  brachte  gerade  die  zweite  Zollvereinsperiode  /1S42  bis  1853/  trotz 
der  gleichzeitigen  englischen  Frdhandelsrefonnen,  und  trotx  des  Widerstre- 
bens der  mehr  agrarischen  preussischen  Regierung  in  Deutschland  selber,  eine 
Starke  Emportrt  ihung  der  industriellen  Zollsätze  gegen  England.-)  Die  gleiche 
Tendenz  wiederholt  sich  damals  in  Frankreich  und  anderen  Ländern. 
ÄHNLICH  schritt  nach  1890  die  Schutzzollsteig^rung  fast  in  der  ganzen 
Welt  weiter,  während  wir  unsere  Zolle  ermassigten.  Während  der  Einleitung 
der  deutschen  Handelsvertragspolitik,  deren  Ziele  niemandem  ein  Geheimnis 
blieben,  trat  in  den  Vereinigten  Staaten  der  MacKinlcytarif  in  Kraft, 
um  1897  nochmals  durch  das  Dingleygesetz  überboten  zu  werden.  Die  in 
C  a  n  a  d  a  herrschende  liberale  Politik  ist  heute  genau  so  protektionistisch,  wie 
ihre  konservative  Vorgängerin,  und  durch  die  Zolldifferenzierung  ist  sie  für 
Deutschland  nur  noch  schädigender  geworden.  Die  südamerikanischen 
Staaten  haben  unterdes  fast  alle  die  Eigenart  ihres  Wirtschaftsschutzes  schär- 
fer ausgestaltet  Australien  hat  seit  der  Durchführung  der  Bundeseinheit 
die  letzten  Freihandelsüberreste  über  Bord  geworfen.  Japans  Zolltarif  ist, 
von  den  jetzigen  Kri^zSIen  ganz  zu  schweigen,  seit  der  Ifitte  der  neun- 
ziger Jahre,  seit  der  uneingeschränkten  Anerkennung  der  völkerrechtlichen 
Selbständigkeit  des  selbstbcwusst  emporstrebenden  Inscircichcs,  viel  protcktio- 
nistischer  geworden.  Südafrika  wandelt  seit  seiner  Konsolidierung  ganz 
in  den  Spuren  Canadas.  Mit  Spanien  gerieten  wir  schon  1894  in  Zollkrieg, 
ohne  achliesfUch  /seit  1899/  mehr,  als  die  Uosae  Mdstbcgunstignng,  zu  er- 
teidien.  Portugal  steht  etwa  mit  Spanien  auf  gleicher  Stufe. 
UND  haben  wir  vor  zehn  und  mehr  Jahren  wenigstens  von  den  wenigen 
eigentlichen  Vertragsstaaten  überwiegend  Zollherabsetzungen 
eingetauscht?  Viele  scheinen  das  heute  nodi  unbesdiens  in  gutem  Glauben 
binaandmen,  aber  jeder,  der  die  Verträge  dnmal  emsCUcfa  g^en  lui^  weiss, 
dass  die  Gegenleistmqien  des  Auslandes  nldit  sdten  tatsädiliche  Zoll  erhöh - 

•)  »Dies»  Erfahrung  iwiedcrholt  süh  noch  taehrfacb.  Sie  wflrde  anch  heute  rtets  wiederkehren,  wo  ein 
IndostriesUat  vexmcken  tollte,  dnrch  ZugestXadniste  an  die  Lebensmitteleinfuhr  andere,  mehr  agransch* 
Natkwen  not  TvBkftit  auf  ihre  Indoetrieentwickelnng,  das  heisst :  auf  ihre  ökonomische  und  polttiidie 
ZvkBuft  CB  bcw^gaa.«  (VaigL  OMia«  GmmMgt  ätr  ÜMidti^Mk  /BmUb  191»/,  pag.  133.) 
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u n g e n  und  noch  mehr  blosse  Bindungen  waren :  Zusicherungen,  bis  1903 
die  bisher  in  Kraft  beündlicfaeii  Zolle  nicht  weiter  ni  erhöhen.  Oster* 
reich-Ungarn  hatte  von  dem  300  bis  540  Millionen  Mark  betragenden 

jährlichen  Durchschnittswert  der  deutschen  Wareneinfuhr  nur  einer  Wert- 
summe von  63  Millionen  Mark  Zollcrmässiguiigen,  oft  minimalster  Art,  zuge- 
standen. Von  dem  80  bis  100  Millionen  Mark  betragenden  Gesamtwert  der 
.Warenausfuhr  Deutschlands  nach  Italien  waren  nur  ffir  etwa  33  Millionen 
die  Zollsätxe,  meist  um  dnen  geringen  Betrag,  redu2iert  worden^).  Fast  alle 
belgischen  Tarifkonzessionen  an  Deutschland  stellten  lediglich  Bindungen 
bestehender  Sätze  dar  —  wobei  allerdings  der  zu  Grunde  liegende  belgische 
Tarif  von  jeher  bereits  sehr  liberal  war.  Doch  das  sind  die  drei  einzigen 
Vertrage  jener  Zeit,  hei  denen  das  Audand,  genau  wie  Deutschland,  von  älteren 
Zolltarifen  ausging.  Bei  allen  folgenden  Verhandlungen  hatte  es  Deutschland 
mit  Staaten  zu  tun,  die  sich  unterdes  einen  neuen,  höheren  'Zolltarif  ge- 
geben hatten,  die  von  dessen  Sätzen  zwar  abhandeln  Hessen,  die  in  diesen 
relativen,  papierenen  Ermässigungen  jedoch  nichts,  als  eine  Fülle  tatsäch- 
licher Zollerhöhungen,  boten,  neben  einer  Reihe  von  blossen  Bin- 
dungen —  während,  um  das  zu  wiederholen,  Deutschlands  Ermässigungen  Stet» 
solche  realer.  Art  waren.  In  der  Schweiz  hatte  die  Schutzzollbewegung 
eben  erst  triumphiert,  und  dementsprechend  brachte  der  Vertrag  dem  deutschen 
Export  zahlreiche,  nicht  unbeträchliche  ZoUerschwcnmgen.  Noch  nachdrück- 
lidier  wiederiu^e  dch  diese  wenig  angenehme  Erfahrung  bei  Rumänien» 
das  bei  den  Konferenren  von  einem  neuen  Zolltarif  mit  vielen,  geradezu  pro- 
hibitiven  Sätzen  ausging.  Und  war  es  bei  Russin  nrl  anders?  Als  die 
deutsche  Aktion  gegenüber  den  anderen  Dreibundstaaten  anhob,  galt  in  Russ- 
land der  Tarif  von  1885.  Schleunigst  setzte,  im  Juni  1891,  die  russische  Re- 
gierung einen  neuen  Zolltarif  in  Kraft.  An  diesem  gemessen,  brachte  uns  aller- 
dings der  schliessliche  Vertragstarif  manche  Errungenschaften.  Aber  gemessen 
an  den  bei  Beginn  der  Caprivischen  V'ertragsära  wirklich  in  Wirksamkeit  ge- 
wesenen russischen  Zöllen,  verwandeln  sich  fast  alle  diese  Errungenschaften 
In  Zoll  Steigerungen  seitens  Russlands.  Da  man  hier  auf  die  ungtaub- 
lichslen  Illusionen  stSsst,  so  seien  für  einige  der  wichtigsten  deutschen  Pro- 
duktionen nebeneinandergestellt  die  russisdien,  bis  1891  geltenden  Einfuhrzoll^ 
sowie  die  schliesslichen  Vertragszolle: 

Zollsatz  Vertragssatz 
bis  1891  Rubel 
Rubel 

Roheisen  pro  Pud  0,15  o,jo 

Band-  und  Sottiereisen   „     „         1  0,40  0,50 

Eiserne  Schienen   „      „  0,50  0.50 

Eisen  in  Blättern  bis  Nr.  25   „      „  0,60  0,65 

„     „        „      über  Nr.  25   ...  .      „      „  ofio  0.80 

Band-  und  Sortier  stahl   „      „  040  <^o 

Stahlsdiienen  ...........  0,50  0.50 

Stahl  in  BUttem  bis  Nr.  25   „  0,60  0,65 

»    m       m      Über  Nr.  25   „  ofio  0,80 

Zinnfolie   H  0^ 

Blei   .  0^  0^5 

*)  Ober  die  Gegenlei stwi gen  der  erfltes  gnuttdleg enden  VeiWIg«  Vttgl.  ndne  Danrtellasg  in  der  Neuen 
ZtU,  1891-1893,  L  Bd.,  pag.  399  fi.  Der  Attfkd  spiegelt  woU  die  daaala  ttbHcke  Pwteimeinung  richtig 
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Zoll  Satz  Vertraj 
bis  1891  Rubel 
Rubel 

Gröbere  Kupferfabrikate  pro  Vml  4,00  4,3a 

Qualifiziertere  Kupferfabrikate    ....      „  „  4.00  1.1,00 

Eisen-  und  Stahlfabrikatc   „  0,90  140 

Eisen-  und  Stahlkesselarbeitea  ,  „  1,20  1,40 

Eisen«  oder  Stahldraht  über  Nr.  «s  bis  39     n  »#  i.io  1,50 

feiner,  al»  Nr.  uo  2.00 

Kupferdraht  bis  Nr.  25  ,  m  3fiO  4>oo 

„         Nr.  25  I)is  29                          „  M  3^00  5^ 

„          feiner,  als  Nr.  2g                          „  „  3,00  6,0C 

Drahtfabrikate  aus  Eisen  oder  Stahl  .   .      n  t*  2,75  3,20 

M                 Kupfer  ,  „  4.00  7.50 

Mascbinen,Aeparate,  hattptsäcfalich  Knpfer     »  ifio  443 

Lokomotiven  ,  »  1^40  ipa 

Uhrwerkteile                                             „  Pfund  0,12  0,50 

Gekänunte  Wolle,  nicht  gefärbt ....     „  Pud  3,00  4^50 

it          „     geßrbt  ,  „  4,50  6fio 

Gesponnene  Wolle,  nicht  gefärbt ....      „  „  7,50  8,50 

gefärbt  ,  „  9.00  ftSo 

Gewundene  Wolle»  niclit  gefärbt   „  7fSQ  ft^o 

„           „     gefärbt  ......     „  „  9,00  11^ 

ZwilUdi   Pfund  o,ao  040  • 

Tildltücher,  Servietten,  HandtüdWT   .   .      t.  w  O-^S  0,90 

Gestrickte  Fabrikate,  seidene                     »  m  1,30  5/» 

„                   hslbscidcoe    ...     ^  1»  '»^o  Ii90 

baumwollene  ...      „  „  Ob45  0^ 
Schnüre  und  Posamenten,  seidene  und 

balbseidene                                              „  „  1,30 

Baumwolltüll                                         „  „  0,55  1,20 

Spitzen,  nichtseidene                                 „  „  2,65  3,15 

Tisdikr-  tmd  Oreefaslcrubeit,  gewöhnlich     „  Pud  0,36  0,55 

m       n            »         wertvoller.     »  „  1,45  tjbn 

Saffian,  Glace  tLa.w.,  laddeitet  Leder  •  „  xo^So  layoo 

INNERHALB  der  dgentUchdi  Vertragaperlodc  iBonuiit  es  dann  zwar  zn  einer 
«eaentlichcn  Beruhigung,  aber  keinesfalls  zu  einem  vollen  Stillstand  der  pro* 
tektionistischen  Strömungen  —  wohlgemerkt:  in  den  Vertragsländern  selber. 
Zahlreiche  Zollpositionen  waren  naturgemäss  ungebunden  gebUeben  und  wurden 
denn  andi  von  Zeit  zu  Zeit  einer  Reviaioo,  inuner  nach  oben,  nnteneogen.  Der 
russiadie  Tarif  zum  Beispiel,  nachdem  dessen  ElniellieiteR  sdum  vorber  mdH 
rere  Verschiebungen  erfahren  hatten,  wurde  im  Februar  1899  einer  starken 
allgemeinen  Erhöhung  unterworfen  durch  die  Vorschrift,  dass  die  Zölle  fortan 
in  Gold  zu  zahlen  seien ;  >behufs  Umrechnung  auf  Gold  wurden  die  Sätze  des 
Tariüi  um  50  %  gesteigert;  dnrdi  dn  Gesetz  vom  ai.  Juli  1900  sind  alsdann 
zahlreiche  Positionen  noch  weiter,  zum  Teil  bis  um  50  %  eridbt  wocden»  und 
danmter  befinden  sich  manche,  an  denen  die  deutsche  Ausfuhr  lebhaft  be- 
teiligt ist.«*)  In  Italien  lief  die  seit  1893  vorgeschriebene  Entrichtung  der 
Zölle  in  Gold  der  Sache  nach  ebenfalls  auf  eine  Steigerung  der  ZoUbelastung 
Unans;  sdie  eingetretenen  Effa^ungen  betreffen  andi  enie  Reihe  widitifer 
deutscher  Ausfuhrwarefl.c 

ZUM  Schlüsse  nehme  man  noch  Frankreich  mit  sdner  Zollautonomie,  mit 
seinem  Melinetarif  von  189a  und  seinem  fortgesetzten  weiteren  Anziehen  der 

<)  Versl.  DU  Onmdlagt  tUr  kümflig*»  OtmUAtm  HamädSMrtnig$ptriuuidlmtm  m  Cosnd«  J«k9* 
MMfro  |Rr  NuHtaäUktiUM^  imä  AtaMiMli,  uim,  pag.  w 


uiyiii^CQ  üy  Google 


196 


MAX  SCmPraL  •  HMIOeLSPOtmSCHE  HOMETEHIAHRE 


Zollschraube  hinzu,  und  man  wird  zugestehen  müssen,  dass  die  Theorie  vora 
guten  Beispiel,  das  unwiderstehlich  zur  Nacheiferung  reizt,  sich  in  der  inter- 
nationalen Handelspolitik  nieiiials  besonden  bewährt  hat:  aus  dea  ein- 
fachen Gmode,  wdl  das  AusfiihihedGrfiiis  —  .noch  dazu  der  ledlgHdb  nach 
einer  bestimmten  Seite  gerichtete  Export  —  nur  ein  Faktor  ist  unter  sehr 
vielen,  aus  denen  die  Handelspolitik  jedes  nationalen  Gemeinwesens  als  be- 
sonderes individuelles  Ergebnis  hervorwächst. 

XXX 
ES  ist  deshalb  andi  schwer  zu  sagen,  wieviel  von  den  jetsigen  höheren 
Generaltarifen  des  Auslandes  auf  das  Konto  des  deutschen  (V^or- 

gehens  zu  setzen  ist,  und  andererseits,  wieviel  auf  das  Konto  neuemporgewach- 
sener eigener  Schutzinteressen,  neuer  Abwehr-  und  Kompensationsbedürfnisse 
g^nüber  dritten  Staaten. 

HIER  hat  gerade  die  Handels vertragapolitik,  troU  aller  fiberwifgender  Vor* 

züge,  zweifellos  den  einen  Nachteil,  dass  sie  in  allen  beteiligten  Staaten  alle 
Zolländerungen  auf  einen  Termin  zusammenhäuft.  Alle  zurückgehaltenen  zoll- 
politischcn  Wünsche,  auf  deren  Erfüllung  man,  wegen  der  gegenseitigen  Bin- 
dungen, zehn  oder  xwöf  Jahre  hindurch  verxichtete,  brechen  sidi  wie  mit  einem 
Schlage  Bahn.  Statt  des  häufigeren  Zollregens  kommt  es  in  grosseren  (Zdt- 
abständen  immer  zu  förmlichen  Zollwolkenbrüchen. 

SO  war  CS  anfangs  der  neunziger  Jahre,  als  das  handelspolitische  Kometen- 
jahr 1892,  mit  dem  Ende  des  von  Frankreich  eingeleiteten  internationalen  Kon- 
ventionaltarifqfstems,  heranrückte.  So  schuf  man  vor  dem  Ablauf  der  jetzigen 
Verträge,  mit  unvergleichlich  gesteigertem  Interessenq>flrsinn,  überall  neue 

Generaltarife,  um  für  die  abermaligen  Auseinandersetzungen  gerüstet  zu  sein. 
Es  ist  kein  Wunder,  dass  bei  dem  endlichen  Ergebnis  uicmaiulcni  recht  wohl 
in  der  Haut  ist,  und  dass  sich  so  ziemlich  jeder  fragt,  was  für  schwindelnde 
SSoIlktmstbauten  man  vor  1917,  dem  dritten  Kometenjahre,  aufriditen  werde, 
wenn  die  Entwicklung  geradlinig  so  weiter  laufen  8(rilte,  wie  bisher. 
UNSER  neuer  deutscher  Zolltarif  ist  nunmehr,  nach  einem  vnllsiiindigj 
neuen  Grundriss,  bis  zu  946  Nummern  ausgebaut,  während  man  bisher  —  alle 
Unterteilungen  mitgerechnet  —  mit  387  Tarifstellen  zufrieden  war.  In  der 
B^;ründung  hiess  es: 

■Der  geltende  Tarif  fasst  vielfach  Dinge  zusammen,  die  In-i  dem  heutigen  St.inde 
der  Gewerbe  und  im  Hinblick  auf  die  Verschiebungen  in  den  Preisen  der  Handels- 
güter nicht  mehr  zusammcngididren.  Hiemtis  ergibt  sich  die  missliche  Wiritung,  dass 

der  Zoll  bei  einer  Reihe  grösserer  Warenprtippcn,  welche  im  Tarif  nur  mit  Gattungs- 
begriffen —  zum  Beispiel  feine  Eisenwaren  —  bezeichnet  sind,  die  wertvolleren 
Gegenstände  verhältnismassig  zu  gering  und  die  wohlfeileren  zu  hoch  belastet.  Zur 
Venneidung  der  dadurch  entstehc^ndcn  Schädlichkeiten  ist  daher  die  Zerlegung 
solcher  Warengruppen  für  die  allgemeine  Regelung  unseres  Tarifwesens  als  Be- 
dürfnis anzuerkennen.  Nicht  minder  wiciuig  ist  sie  for  spatere  Vahandlungen 
über  Tarifverträge  mit  ausländischen  Staaten.« 

SELBSTVERSTÄNDLICH  blieb  Österreich-Ungarn  gleichfalls 
nicht  bei  seinem  aUen  Kuhfust.  Die  Gruppenpositionen  wurden  »ntu*  dort 
noch  belassen,  wo  sich  das  Bedürfnis  nach  weiteren  Zerlegungen  nicht  mehr 
geltend  gemacht  hat«.    Im  übrigen  wird  über  Motive  und  Ziele  des  neuen 

Zolltarifs  seitens  der  Regierungen  bemerkt: 

»Die  Notwendigkeit  der  Ausarbeitung  eines  neuen  Tarifes  ergab  sich  gldchmissig 
aas  Gründen  unserer  autonomen,  wie  vertngsmissigen  HandelqwlitilCi 
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Em  bedarf  wohl  keiner  weiteren  Auseinandersetzung,  um  darzulegen,  dass  einerscitt 
die  A  g  r  a  r  fragen,  andererseits  die  technischen  Fortschritte  und  Neuerungen 
auf  industriellem  Gebiete  es  dringend  erheischten,  die  durch  die  Gesetze  der  Jahre 
1882  und  1887  geschaffene  tarifarischc  Basis  in  einer  den  mittlerweile  >tt  Tage  ge- 
tretenen, vielfadi  geänderten  Verhältnissen  ent^rechenderen  Weise  umzugestalten. 
Ebenso  forderte  es  aber  auch  die  sich  immer  deutlicher  zeigende  Richtung  der  aus- 
ländischen Handelspolitik,  rechtzeitig  dafür  Vorsorge  zu  treffen,  dass  die 
Monarchie  sich  mit  einem  neuen  allgemeinen  Tarife  versehe,  der  sowohl  für  den 
Fd!  des.  Zastandekommcns  neuer  Verträge,  als  audt  f&r  den  gewist  nidtt  ge- 
wünschten Fall  des  Scheiterns  solcher  Verhandlungen  vor  allem  «Se  Frodoktioas» 
Interessen  vor  allzu  grossen  Erschütterungen  bewahre.«'') 

NICHT  anders  in  der  Schweiz«  aJs  das  Kometen  jähr  heranrückt  Die 
Botschaft  de.s  Bundesrats  an  die  Btmdesversainmlung  wies  darauf  hin:  man 

müsse  sich  die  Frage  vorlegen, 

>ob  der  Gcncraltarif,  auf  Grund  dessen  über  den  Abschluss  neuer  Verträge  unter- 
handelt werden  niüsste;  nicht  geändert  werden  sollte,  um  den  seit  seiner  Aufotdltng 
eingetretenen  Änderungen  der  Produktions-  und  Absatzverhältnisse  Rechnung  zu  tra- 
gen ...  In  erster  Linie  macht  sich  die  Tendenz  grosserer  Spezialisierung  behufs  mög- 
lichster Abstufung  der  Ansätze  nach  dem  Wert  und  den  übrigen  Verhältnissen  der 
YerBchiedenen  Artikel  bemerkbar...  Der  Tarif  zeichnet  sich  äusserlich,  der  bereits 
erwihnten  Tendenz...  gemäss,  durch  eine  bedeutend  grossere  Zahl  von 
Positionen  und  eine  völlig  neue  .\  n  o  r  d  n  u  n  g  aus.  Der  jetzige  General- 
tarif zählt  476  Positionen,  der  neue  1113.")  Bei  der  neuen  Gliederung  ist  eine  ratio- 
nellere Bemessung  der  Zollansätze  möglich,  als  bei  der  bisherigen,  die  tarn  Beispie! 
fast  «.amtliche  Cb.emikaücn  für  gewerblichen  Verbrauch,  trotz  ihrer  gp-ossen  Mannig- 
faltigkeit und  den  verschiedensten  Produktionsverhältnissen,  in  fünf  Positionen  zu- 
sammenfasst.  Auch  für  die  Unterhandlungen  zum  Abschlass  von  Handels- 
verträgen wird  eine  bessere  Gliederung  sehr  vorteilhaft  sein.« 

WEITER  haben  von  den  sieben  alten  Vertragsstaaten  Russland,  Rumä- 
nien, Serbien  ihre  Zolltarife,  vor  dem  Beginn  neuer  Verhandlungen,  voll- 
kommen tmgestaltet,  vorwiegend  in  industrieprotektionistischem  Sinne. 
DIE  Welt  braucht  deshalb  noch  nicht  aus  den  Fugen  zu  gehen.   Aber  es  lässt 

sich  denken,  unter  wieviel  c^rösscron  Schwierigkeiten  sich  die  gegenseitigen 
handelspolitischen  Neuanpassiuigen  diesmal  voltzogen  haben,  verglichen  mit 
dem  Beginn  der  ablaufenden  Vertragsperiode. 

XXX 
IM  Mittelpunkte  der  Caprivischen  Unterhandlungen  stand,  wie  man  weiss, 
die  Ermäss^fimg  der  deutschen  Getretdezolle. 

DIES  war  nunmehr  durch  die  gesetzliche  Festl^tmg  der  denUdien  Minimal- 
zölle ausgeschlos.sen.  Um  so  gespannter  durfte  man  sein,  was  die  Auslands- 
staaten für  ihre  Vieh-  und  Fleisch  einfuhr  nach  Deutschland  erreichen 
und  unter  Umständen  erzwingen  würden.  Auch  für  den  deutschen  Kon- 
snmenten  war  das  schliesslich  die  ui^leich  wichtigere  Frage,  denn  schon  bei 
jedem  besser  gestellten  Arbeiter  übersteigen  die  All^;aben  für  animalische 
Produkte  (Fleisch,  Wurst,  Fett,  Milch,  Käse)  ganz  wesentlich  den  Betrag  für 
pflanzliche  Nährmittel,  vor  allem  für  Brot  und  Mehl.')  .  .  .  • 

>)  Tergl.  die  Bepftndang  nm  Zolltarif  im  öiterreichiacteii  At^g»oniBet«ahatn«,  17.  ScssiOB  1903,  m  ttu 
der  Bcilag«,  fag,  to  mm  M* 

•)  In  G«MtK  von  la  Oktober  1^  tiad  et  achliesdicb  1164  Tiri&amaeni  gewaiJee  —  voa  den  5  Po- 
dttaws  Air  die  AiiafalirveTXolluBi;  (altes  Bte«,  Lumpen  and  Makniatnr,  relie  FeUe  nnd  Hinte,  Knochen) 
al^Meben. 

*)  Vcrgl.  meinen  Artikel  Die  alte  uiui  die  neue  Handelsvertragsperiodt  in  diesem  Ilaade  der  SoxMt- 
«tf|dk«n  Monaishsflt,  bcfondus  yiL-^.  q.  >,-hr  Irhneiche  DarlPKunRc^n  bei  Mas  llaj:  Wt$  4tr  AfMttr 
MI  ArMUrkatukattHngsrecknuugen  aus  Stadt  und  Land  iBeiUn  iSq?/. 
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FÜR  die  Vtehemliihr  entschddend  sind  bekanntlich  weniger  die  Z811e,  ab 

die  Sperren,  wie  sie  sich  unter  der  Autonomie  der  Seuchengeset zj^ebung 
fast  zum  dauernden  Normalzustand  an  allen  deutschen  Grenzen  herausbildeten. 
1891  Sellien  liier  Üsterreich-Ungarn  einen  unbestreitbaren  Erfolg  er- 
rungen zu  haben;  freilich  loste  ihn  die  deutsche  Verwaltun^praxts  sdir  bald 
wieder  in  blauen  Dunst  auf.  Schon  beim  Abschluss  des  Handelsvertrage»  von 
1881  hatte  Österreich-Ungarn  den  Abschluss  einer  Viehseuchen- 
konvention angeregt,  aber  Fürst  Bismarck  zog  es  vor,  freie  Hand  zu 
behalten.  Er  wusste  als  entschiedener  Agrarier  davon  energisch  Gebrauch 
zu  madien.  Als  die  Rinderpest  im  Nachbai^iebiet  erlosdien  war,  hidt  er 
dennoch  an  dem  Verbot  der  Einfuhr  von  lebendem  Rindvidi,  sowie  des  frisdien 
Fleisches  von  Rindvieh,  Schafen  und  Ziegen  fest  —  wegen  der  Lnngcnscnche. 
Dann  wurde  das  Einfuhrverbot  auf  lebende  Schafe  aiisg^edehnt.  Endlich 
berief  man  sich  auf  die  Ausbreitung  der  Maul-  und  Klauenseuche,  tun  erat 
für  gewisse  Strecken»  dann  f&r  die  ganze  Grenze  die  Sdiweineeinftihr  abzu- 
schneiden. 1891  glaubte  die  Wien-Budapester  Regierung  jedoch  eine  vertrags- 
mässige  Erleichterung  des  Viehverkehrs  gfesichcrt,  durch  das  Viehseuchen- 
übereinkommen vom  6.  Dezember,  in  dem  man  überdies  eine  ausschliesslich 
österreichisch-ungarische  Errungenschaft  sah  —  es  fällt  nicht  unter  das 
Meistbegünstigungsrecht,  kam  also  anderen  konkurrierenden  Vertragsstaaten» 
wie  Russland  oder  Rumänien,  nicht  zu  gute.  Die  deutsche  Regierung  plante 
zunächst  wohl  eine  liberale  Handhabung.  In  der  Vorlage  an  den  Reichstag 
erkannte  sie  an, 

•dass  diejenigen  Gründe,  wdche  früher  zur  Ablehnung  eines  gleichartigen  Vor- 
schlages Rcführt  hatten,  in  der  gleichen  Stärke  nicht  mehr  bestanden.  Österreich- 
Ungarn  haben  in  neuerer  Zeit  mittelst  einer  durchgreifenden  Änderung  ihrer  Veteh- 
nirBesetzgebung'  die  Besttnmnngen  über  die  Bddbnpfuiig  der  Vidiseudicn  den  im 

Deutschen  Reich  geltenden  Vorschriften  ähnlich  ge'^taltet ;  die  energische  Hand- 
habung der  neueren  Bestimmungen  hat  zweifellos  7,u  einer  wahrnehmbaren  Besserung 
der  Seuchenverhältnisse  beigetragen,  sie  bietet  g]<-ict;/eitig  eine  Gewähr  fSr  die 
Fortdauer  günstigerer  Ge^undheitsverhältnissc  in  den   Viehbeständen.«  *) 

Sehr  bald  bhes  der  Wind  wieder  anders.    Da  man  an  den  GetrcidczöUen  bis 

1903  nichts  mehr  zu  ändern  vermochte,  so  hielt  man  die  Landwirte  durch 

Vidisperren  bei  guter  Laune.  Audi  Osterreicli-'Ungam  hatte  somit  von  seinem 

Sonderübereinkommen  keinen  wirkUehen  Vorteil. 

AUF  diesem  Gebiet  rechnete  man  nunmehr,  bei  den  erneuten  Verhandlungen, 
auf  einen  scharfen  Vorstoss,  nicht  nur  seitens  des  Donaureiches,  sondern  auch 
seitens  Russlands  und  noch  anderer,  an  der  deutschen  Viefaeinfuhr  interessierter 
Staaten.  Was  ist  daraus  geworden? 

LEIDER  muss  man  jetzt  antworten:  nichts.  Nach  der  deutschen  Regierungs- 
denkschrift w^ren  ursprünglich  russischerseits  auf  dem  Gebiete  der 
Veterinärpolizei  weitgehende  Zugeständnisse  gefordert  worden, 
•  .  •  •  habuoadtn  wurde  die  Beseitigung  der  Teterittsrpolixeillchen  Veriiole  der  Bn- 
fuhr  von  lebendem  Vieh,  von  Fleisch  und  von  sonstigen  tierischen  Erzeugnissen  als 
eine  wesentliche  Voraussetzung  für  die  Erneuerung  des  Handeisvertrages  bezeichnet. 
Es  wurde  ferner  verlangt,  dass  auch  in  Zukunft  Beschränkungen  der  Einfuhr  von 
Tieren  und  tierischen  Produkten  nicht  oder  nur  in  ganz  begrenztem  Masse  eintreten, 
die  Zeugnisse  der  russischen  Veterinäre  über  die  Unverdächtigkeit  der  Tiere  and 
Produkte  dentadierseits  anerkannt  und  die  mit  soldien  Zeugnissen  b^{ldtetcn  Wam 

Vergl.  Ale  lUnkschrift  fibrr  das  Yii  Ti  1 111  TirniBborotnlowoii  fltlt  ösMnvicbpUogUB  in  dta  Pmcfcwclwo 
dM  Reidutag»,  ki4<)o-iS<i3.  Nr.  570,  pag.  20. 
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«Mtandslo«  in  DoaUchlwid  angelassen  wcnkn  sollleti.  Diese,  auf  eioe 
TÖllige  AttfbelMmg  der  dcutsdiett   Atitoooaiie  «af  dem  Gebiete  des  Grenz- 

senchenschutzes  abzielenden  Fordeningen  wurden  &mit  begründet,  dass  die 
bestellenden  Spermoassregeln  zum  gnrössten  Teil  theoretischer  Natur  und  mit  dem 
gegenwirtigtB  Stmde  russischen  Veterinärwesens,  namentlich  im  Hinblidc  auf 
ein  neuerdings  erlassenes  russisches  Veterinärgesetz,  nicht  vereinbar  seien. «•) 
Ähnliches  erfahren  wir  aus  der  gleichen  y uelle  über  Rumänien  luid  Ser- 
bien. Schon  bd  Beginn  der  Vertragsvediaiidltinfen  habe  Rnminieii  cnt* 
scheidendes  Gewicht  darauf  gd^,  neben  Tarifzugestandnissen  für  ICkis  und 
Petroleum  auch  Vergünstigungen  für  die  Fleischdurchfuhr  durch  Deutsch- 
land, sowie  für  die  Fleisch-  und  Vieheinfuhr  nach  Deutschland  zu  erhalten- 
Serbien  habe  > weitgehende  Anträge  auf  Erleichterungenc  gestellt  und  <lie 
deutsche  Zustinimung  zu  »einer  der  Hauptlragen  des  neuen  Vertragsc  genndit 
ALLE  diese  Versuche  hat  die  deutsche  Regierung  »irfickgewiesen.  Anschei- 
nend mit  Leichtigkeit  gegenüber  den  kleinen  Balkanstaaten.  Russland  schlug 
man  eine  »vergleichende  Untersuchung  über  die  Lage  des  Veterinärwesens 
und  den  Viehseuchenstand  innerhalb  der  beiden  Vertragsstaaten«  vor,  und 
nach  der  Denkschrift  mässte  man  anndunen,  dass  das  Ergduns  für  Rnae- 
land  niederschmetternd  genug  gewesen  sei,  um  fast  alle  hierher  gdiorigen  For- 
derungeti  glatt  fallen  zu  lassen.  Das  soll  noch  im  November  1903  geschehen 
sein,  also  vor  dem  Zahmwerden  durch  die  ostasiatischen  Erfahrungen.  In 
dieser  Darstellung  fehlen  unseres  Erachten«  manche  verbindende  Glieder. 
Indes  ändert  das  an  der  abschliessenden  Tatsadie  nidits,  dass  abermals  nur  mit 
Osterreich^Ungarn  ein  VicfaseudienflbereinlaMnmen  abgeschlossen  ist 
OB  ein  im  Konumenten-  oder  im  Agrariersinn  besseres  oder  schlechteres, 
als  1891  ?  Das  wird  im  wesentlichen  abermals  von  der  deutschen  Exekutive 
abhängen.  Wenn  die  deutsche  Sperre  bei  dnigen  minder  leicht  Oberifrag'^ 
b»en  Kranldidten«  wie  Milzbrand,  Ranschbrand,  WiU-  vnd  Rinderaeudie^  er« 
Schwert  ist,  so  sieht  das  zwar  wie  dn  Erfolg  Ostendch-Ungams  atis  — 
in  Wirklichkeit  haben  diese  Krankheiten  auch  bisher  niemals  Anlass  zu  Ein- 
fuhrverboten gegeben.  Femer  sind  die  Zonen  verkleinert  und  bestimmter 
umgrenzt  worden,  gegen  die  dch  eine  deatsche  SperrerM&nmg  zunädist 
Tiditen  darf;  dodi  kann  nSHgenfdUt  txx  dner»  über  ganz  Osterrdch-Ungaia 
sich  erstreckenden  Sperre  fortgeschritten  werden.  Zudem  ist  es  eine  Ver- 
schärfung im  Sinne  der  deutschen  Agrarier,  dass  nicht  erst  die  t'atsäch- 
liehe  Seucheneinschleppung,  sondern  bereits  die  nach  dem  Seuchenstand  in 
den  ausländischen  Bezirken  drohende  Gefahr  der  Einsdileppung  das  Recht 
zu  Einfuhrbeschränkungen  gewährt  (Präventiv-,  nicht  Uoss  RqMtessivsperre). 
Graf  Bülow  erklärte  deshalb  guten  Mutes  im  Reichstage,  er  könne  die  Hand- 
habung eines  solchen  t^bereinkommens  vertrauensvoll  dem  preussichen 
Landwirtschaftsminister  überlassen.  Und  Herr  von  Podbielski  spottete  im 
LandesgJconomiekollegium  Aber  das  Vertranen  auf  Uoss  ddcorative  VentUe; 
IM  grossen  und  ganzen  wird  demnach  wahrscheinlich  alles  bdm  alten  bleiben. 
Für  den  internationalen  Viehverkehr  ist  auch  diesmal  die  vcrtragamässige 
Regelung  noch  nicht  an  die  Stelle  der  alten  Autonomie  getreten. 
DER  einzige  schmale  positive  Gewinn  für  Osterreich-Ungam  ist,  dass  es  ge- 
wissen GrenzscMachthättsem  an  der  bayerisdien  und  aädisisdien  Grenze  ~ 

*)  VofL  dis  Deakidrift  ab«i  die  a«an  HaodeUvertrige  ia  den  Dracksftchn  des  ReichsUg»,  t90}-i9O5> 
n  Kr.  S4»  pif.  tu 
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wahrscheinlich  in  Pftssatt,  Rosenheim  und  Bodenbach  —  wöchentlich  154O 
Stück  Schweine  zur  sofortigen  Abschlachtung  zuführen  darf.  Dafür  ist  dann 
das  russische  Schwcinceinfuhrkontingent  £ür  den  obcrschlesischcn  Industrie- 
bezirk gleichfalls  erhöht  worden,  von  1360  auf  2500  Stück  in  der  Woche. 
Bei  der  raschen  Bevdtkemngssunahme  der  erwähnten  deutschen  Bezirke  wird 
dieser  geringe  Mehrzufluss  rasch  aufgesc^n  werden  und  ajlcfl  künftiger 
Mehrbedarf  wieder  ausschliesslich  auf  die  deutsche  Produktion  angewiesen  sein. 

X  X  X 

BEI  einer  Erweiterung  des  Tarif  Vertragsgebiets  kämen  demnächst  wohl 
Bulgarien»  die  skandinavischen  Länder,  ferner  Hotland  in 
Betracht.  Auch  Frankreichs  Anschluss  wäre  heute  nicht  mehr  so  undenk- 
bar, wie  am  Beginn  der  neunziger  Jahre,  wo  der  (M)ergang  zum  autonomen 
Doppeltarif  System  als  oberste  nationale  Pflicht  gepredigt  wurde  und  bis  in  die 
äusserste  Linke  hinein  Beifall  fand. 

DIE  wichtigste  Zukunftsfrage  ist  natürlich,  ob  eine  Neuregelung  der 

Handelsbezidiungen  zu  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  ge- 
lingt —  ob  etwa  gar  in  Form  eines  Tarifvertrages.  Und  weiter :  welche  Stellung 
im  Falle  der  Aussichtslosigkeit  eines  Tarifvertrags  den  Vereinigten  Staaten 
zugewiesen  werden  würde  —  seitens  Deutschlands,  oder  seitras  der  Mdinahl 
der  durch  Tarifverträge  enger  verbundenen  europäischen  Staaten,  vielleicht 
dnschliesslich  Frankreichs.  Da  über  diese  Frage  soehcn  eine  eigene  Agitations- 
literatur sich  zu  entwickeln  beginnt*^),  so  möchte  ich  bei  anderer  Gelegenheit 
auf  sie  zurückkommen. 

AUS  den  neuen  Verträgen  selber  und  der  begleitenden  Denkschrift  ist  nichts 
über  diese  Angelegenheit  zu  ersehen.   Oder  doch  nur  eines:  dass  bei  einer 

DifTercnzicrung  Amerikas  Ruasland  unter  allen  Umständen  zu  den  voll- 
meistbegünstigten  Ländern,  zu  den  »handelspolitisch  privilegfierten  Staaten« 
gehören  würde.    Im    deutsch-russischen    Handelsvertrag    hat   nämlich  die 
Meistb^ünstigungsklausel  folgende  Neufonnulierung  erhalten: 
Alter  Artikel  6:  N e uer  A  r  t  i  kc  1  6: 

»Die  russischen  Boden-  und  Gewerbser-  >Die  russischen  Boden-  und  Gewerbser- 
zeugnisse, welche  in  Deutschland  —  und  Zeugnisse,  welche  in  Deutsdiland  —  und 
die  deutschen  Boden-  und  Gewerbser-  du-  (liulsclun  Boden-  und  Gewerbser- 
zeugnissc,  welche  in  Russland  —  einge-  Zeugnisse,  welche  in  Russland  —  einge- 
führt werden,  sollen  dort,  sie  mögen  fuhrt  werden,  sollen  dort,  sie  mö^en 
zum  \\Tbrauch  oder  zur  Lagerung,  zur  zum  Verbrauch  oder  zur  Lageninp,  zur 
Wiederausfuhr  oder  zur  Durchfuhr  bc-  Wiederausfuhr  oder  zur  Durchfuhr  be- 
stimmt sein,  der  nämlichen  Behandlung  stimmt  ->eiii.  der  nämlichen  Behandlung, 
unterliegen  und  keinen  höheren  oder  an-  wie  die  Erzeugnisse  des  meistbegünstig- 
deren  Angaben  unterworfen  werden,  als  ten  Lindes,  unterliegen.  In  keinem  Falle 
die  Erzeugnisse  des  in  dieser  Beziehung  und  aus  keinem  Grunde  sollen  .Me  höhe- 
meistbegünstigten I..andes.  Insbesondere  ren  oder  anderen  Zöllen,  Gebüh- 
wird  jede  Begünstigung,  jede  Befreiung  ren.  Steuern  oder  Abgaben 
und  jede  F.rmässigung  der  in  dem  Gene-  nntcrworfen  sein,  noch  mit  Znschlä- 
raltarife  oder  in  den  Vcrtragslarifcn  ent-  gen  oder  einem  Einfuhrverbote  belegt 
hdtcnen  Eingangszölle,  welche  einer  der  werden,  von  denen  nicht  auch  die  gleicfa- 
vertn^schliesaenden  Teile  einer  dritten    artigen  Erzeugnisse  irgend  eines  anderen 

*■)  Eben  gehen  uns  die  VeröffenilichuHgtn  des  MüUUHropäisdi*»  Wtrtaekafiwetgius  /Berlin,  Raimer/ 
Mm.  L  Heft:  MaterkUün.  bttrefftnd  dtn  Mitt$kiropäisckeH  lllrisekaftsvtrein,  heranfgegetwii  voa 
rnStnar  Jnliui  Wolf.  U.  Heft:  jMf  MÜttbtgSlUligungsklaiisel,  eine  tntiviehlungsgfsekItkaM» 
mitdi»,  mitkr  htmmUnr  BtrtOMiMgtMg  dtr  4mladk«s  Vsrtrig»  mü  dtm  VtrtUiU»  Slaalm  dm 
Amnik»  mud  mU  ArgttUMtii,  voa  Dr,  L.  Glitt,  mit  tiamm  Ynrwort  von  fnbam  Jaliu  Wolf. 
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Macht  dauernd  oder  zeitweise  zugesteht,  Landes  betroffen  werden.  Insbesondere 
ohne  weiteres  und  bedinpingslos  auf  die  wird  jede  Begünstigung  und 
Boden-  und  Gewerbererzeugnuse  da  ao-  Erleichterung,  jede  Befreiung  und  jede 
deren  auigedeluit  werden.«  Ermässig^g   der   in    dem  Generaltarif 

oder  in  den  Vertragstarifen  enthaltenen 
Eingangszölle,  welche  einer  der  vertrag- 
schliessenden  Teile  einer  dritten  Macht 
dauernd  oder  zeitweise,  ohne 
Gegenleistung  oder  mit  Kom- 
pensation, zugesteht,  ohne  wei- 
teres und  bedingnngs«,  vorbe* 
halts-  oder  kompensations- 
1  o  s  auf  die  Boden-  und  GewerbsenBeog- 
nisM  des  anderen  attsgedehnt  werden.« 

DASS  an  ein  neues,  mehr  als  provisorisches,  Abkommen  mit  England 
zunächst  nicht  zu  denken  ist,  braucht  kaum  erst  gesagt  zu  werden.  England 
wird  sich  nicht  binden,  solange  die  Würfel  über  die  Richtung  seiner  eigenen 
Fiskalpolitik  noch  nicht  gefallen  sind.  Und  wenn  Neuwahlen  eine  liberale 
Regierung  bringen  sollten,  so  wird  abermals  wahrscheinlich  alles  in  der 
Schwebe  beibcn.  Einmal  ist  der  englische  Liberalismus  grundsätzlich  kein 
Freund  von  Handelsverträgen,  und  ferner  wird  er  sich  niemals  stark  genug 
fühlen,  in  einer  Zeit  der  Gärung  und  des  Überganges  die  Handelspolitik  des 
Rddies  durch  weittragende  Abkommen  mit  dem  Ausland  festzulegen.  Hier 
werden  alle  Beteiligten  zunächst  den  Lauf  der  Dinge  abwarten  müssen.  Unda 
fert,  ncc  rcgitur.  Man  kann  wohl  darauf  achten,  inmitten  der  Wellen  obenauf 
zu  bleiben,  aber  man  kann  nicht  von  aussen  her  solchen  Strömungen  ihren 
Gang  vorschreiben  wollen. 

UND  ob  wir,  was  Österreich-Ungarn  anlangt,  wirklich  schon  das  Ziel 
erreicht  haben?   Auch  hier  kann  Deutschland  nichts  anderes  tun,  als  abwarten. 

Deutsclilniid  ist  durch  seinen  Vertrag  gesichert  für  den  Fall  der  Aufrccht- 
erhaltung  der  haiulelspolitischcn  iMiihcit  zwischen  den  beiden  Reichshälften  an 
der  Donau.  Das  Ende  des  Ausgleichs  jedoch  würde  für  Deutschlands  Han- 
ddsinteressen  noch  viel  fofderlicher  sein.  Dennoch  wäre  es  Vermessenheit  und 
Torheit  zugleich,  wenn  wir  uns  jenseits  der  Grenzen  aktiv  als  auseinander- 
treibender Keil  betätigen  wollten.  Wir  können  in  Ruhe  die  Auseinander- 
setzungen zwischen  Wien  und  Budapest  sich  abspielen  lassen,  bis  zum  unver- 
meidlichen Ende. 
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|S  ist  nidit  möglich,  schon  jetzt  die  volle  Bedeutung  des  abge- 
brochenen  Generalstreiks  für  die  Arbeiter  speziell  imd  die  Volks^ 
gesamtheit  im  allgemeinen  absuwägen.  Wer  gleich  nach  denj 
Streikabschluss  mit  einem  fertigen  Urteil  über  die  Taktik  der  Füh- 
Irung  und  die  Erfolge  des  Kampfes  vor  die  Öffentlichkeit  treten 
konnte,  mag  als  fixer  Journalist  gelten;  ab«r  ich  denke:  nicht  die  Fixigkeit, 
aondem  die  Richtigkeit  ist  vorznzieben.    Was  dieser  Rieaenstrdk  für  die 
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Arbeiterbewegfung  erzielte,  darüber  steht  erst  einer  späteren,  objektiven  Ge- 
schichtsschreibung ein  entscheidendes  Urteil  zu.  Wir,  die  mithandelnd  den 
Kampf  «rlebten,  müssen  tms  Torent  beschddeii,  die  mmuttelbar  erfaaMeiieii, 
praktiadi  für  die  Gewericsdiafts-  und  für  die  poUtisdie  ArfadtertMogong 
verwertiMVca  Lduen  ans  diesem  grandiosen  Ausstand  zu  zidien.  Und  diese 
sind  mannigfaltig. 

WOHL  haben  die  Organisationsleiter  in  Presse,  Versammlung  imd  Parlament 
schon  vor  Monaten  und  Jahren  auf  die  GSrung  im  Beigarbdterlager  framend 
liingewiesen.  Aber  niemand  ahnte,  dass  der  am  16.  Januar  g^benen  General- 
streikparole 200000  Knappen  Folge  leisten  würden,  kein  Mensch  glaubte,  dass 
diese  Masse  sich  unter  unbeschreiblichen  Entbehrungen  wochenlang  unerschüt- 
terlich um  die  Leitung  scharen  würde.  Der  Streik  ist  unvorbereitet  ausge- 
brochen; als  schlagenden  Beweis  daf&r  führe  ich  an,  dass  erst  während  des 
Kampfes  die  Streikorganisation  zu  Stande  kam;' nicht  einmal  die  allemödgsten 
Materialien  (Kontrolllisten,  Kontrollkarten  etc.)  waren  angefertigt,  alles  wurde 
erst  während  des  Ausstandes  lurgestellt.  Damit  ist  die  Unternehmerbehaup- 
tung, der  Streik  sei  von  langer  Hand  vorbereitet,  gründlich  widerlegt.  Oder 
aber  die  Unteroehmer  wollen  damit  sagen,  dass  sie  ihn  vorbereitet  haben. 
WEDER  war  die  nationale  Organisation  vorbereitet  —  erst  nach  dem  Aus- 
bruch kam  (las  Bündnis  der  vier  \'crbände  zu  stände  — ,  noch  waren  internatio- 
nale Vorkehrungen  von  den  Arbeitern  getroffen.  Uie  internationale  Aktion  voll- 
zog sich  nachträglich,  übrigens  ohne  Schuld  der  dcutsdien  Bergarbeitervertre- 
tuqg,  die  seit  Jahren  auf  den  internationalen  Bergarbeiterkongressen  vergd»lieh 
für  die  Schaffung  eines  internationalen  Sekretariats  plädierte.  Am  16.  Januar 
wurde  der  Generalstreik  proklamiert,  am  26.  konferierten  Schröder  und  Exluard 
Bernstein  mit  den  englischen,  am  29.  mit  den  belgisch- französischen  Berg- 
arbeiter führem,  erst  am  4.  Februar  trat  in  Dover  das  internationale  Berg- 
arbeiterkomitee zusammen.  Die  Beschlüsse  der  englischen  und  franzosisdiett, 
der  am  29.  Januar  erklärte  Generalstreik  der  belgischen  Bergarbeiter  kamen 
post  festum;  wäre  das  alles  zur  prompten  Unterstützung  unserer  General- 
streikler vorbereitet  gewesen,  so  wäre  ihre  Position  ausserordentlich  gekräftigt 
wortei,  so  wären  nicht  endlose  Wagenzuge  mit  ausländischen  Kohlen  zu  tms 
gekommen.  Die  Moral  von  der  Geschichte  heisst:  gute  internationale  Organi- 
sation der  Bergleute  t  Die  Untemduner  haben  längst  ihre  intemationaie  Or< 
ganisation. 

IM  Dezember  kam  auf  Zeche  Bruchstrasse  bei  Langendreer  der  Anschlag, 
betreffend  die  Seil-  respektive  Sduchtseitvertimgerung,  zur  VerSffditiidnmg. 
Er  war  in  jeder  Hinsicht  ungesetzlich  und  musste  zurückgezogen  werden. 

Aber  die  Verwaltung  (Herr  Stinnes)  kündigte  für  den  1.  Februar  den  selben 
Anschlag  an;  obgleich  sich  von  etwa  1200  grossjährigen  .\rbeitcrn  iioo  gegen 
die  Änderung  der  Arbeitsordnung  erklarten,  beharrte  Herr  Stinnes  auf  seinem 
Schein.  Eine  Bel^chaftsversammluqg  am  6.  Januar  beschloss  unter  dem 
l^ndruck  der  Reden  der  Verbandsleiter  Sachse  und  Husemann,  das  Berg- 
gewerbcgcricht  als  Einigungsamt  anzurufen,  aber  schon  am  nächsten  Morgen 
legte  die  Bckg^schaft  die  Arbeit  nieder,  weil  ihr  keine  schriftliche  Zusage 
der  üblichen  Brandkohlen  (Deputat)  gemacht  wurde.  Das  war  der  äussere 
Anlaas  zum  Aud>rudi  der  Empörung,  di^  wie  sich  bald  zeigte,  die  mmehenere 
Masse  der  Ruhrbergleute  durchbebte. 
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NUN  erst,  am  Sonntag,  den  8l  Januar,  traten  die  Vorstände  der  vier  Berg- 

arbeiterverbände  im  Ruhrgebiet  zusammen,  die  sich  kurz  vorher  noch  heftig  be- 
fehdet hatten.  Also  auch  die  nationale  Organisation  marschierte  erst  nach 
Beginn  des  Kampfes  geschlossen  auf.  Alle  Kenner  der  Verhältnisse  wussten, 
dass  eine  Lokalisierung  des  S^xtSk»  auf  Rruekttnust  nidit  mofl^di  war,  schon 
wegen  der  mangelhaften  Organisation  der  Ifasse.  Waren  doch  am  Streik« 
beginn  nur  zusammen  40  ^  der  Belegsdiaften  in  den  vier  Verbänden  organi- 
siert; es  gab  grrosse  Bechen,  wo  nur  lo  bis  20  %  der  Arbeiter  einem  Verbände 
angehörten.  Die  kompakte  Masse  der  Unorganisierten  und  der  erst  wenig 
gewerksdiaftlich  Geschulten  überwältigte  die  gutgeschülten  Kemtruppen,  wenn 
erst  auf  einer  Zeche  der  Sitein  ins  Rollen  kam.  Das  «nissten  «Üe  Organi- 
sationsführer  recht  gut.  Darum  das  Bremsen  der  Verbandslcitcr,  deshalb 
der  Aufruf  der  vereinigften  Ürganisationsvorstiinde  vom  8.  Januar,  der  zum 
Abwarten  riet  und  das  Beschreiten  des  Verhandlmigsweges  verkündete. 
ABER  es  brach  doch  los.  Die  durch  empörende  Behandlung  der  Gntben- 
proletarier  erzeugte  Erbitterung  musste  sich  endlich  Luft  machen,  alles  Ab- 
raten der  organisierten  Vertrauensleute  war  nutzlos.  Es  konnte  nicht 
mehr  ertragen  werden.  Am  Montag,  den  9.  Januar,  traten  Teile  der  Beleg- 
schaften im  Dortmunder  Revier  {KaiserstuhL)  in  den  Ausstand,  am  10.  folgter» 
Zechen  im  Essener  (HerknUs)  und  Oberhausener  Revier  (NeumiUU)»  Ea 
gab  kein  Halten  mAr,  eine  Zeche  nach  der  anderen  trat  in  den  Streik.  Als 
am  12.  Januar  die  schleunigst  einberufene  Revierkonferenz  der  vereinigten 
Verbände  in  Essen  zusammentrat,  stand  sie  vor  der  Tatasche  eines  sich  schon 
Über  einen  erheblichen  Teil  des  östlichen,  mittleren  und  westlichen  Kohlen- 
bedtens  erstreckeudeu  Ausstandes.  Abwutend  verhidten  sich  noch  die  süd- 
fichsten  und  nordlichen  Belegschaften,  jedoch  audi  luer  kochte  und  brodelte 
es.  Die  Revierkonferenz  formulierte  ihre  Forderungen  an  den  Bergbatäichen 
Verein,  die  Unternehmerorganisation  im  Ruhrgebiet,  erbat  sich  bis  zum 
16k.  Januar  Antwort  und  forderte  die  noch  arbeitenden  Belegschaften  auf, 
einstweilen  nicht  za  streiken.  Lwfcssen  schlössen  sidi  immer  mehr  Zedien 
dem  Streik  an,  was  hinreichend  lür  die  mangelhafte  Organisation  zeugt. 
DA  schlug  die  schroff  ablehnende,  persönlich  verletzende  Antwort  des  Unter- 
nehmervereins ein  in  die  am  16.  Januar  wieder  nach  Essen  zusammenberufene 
Delegiertenkonferena  1  Ein  Sturm  der  &ap5rang  fegte  durdi  die  Anwesenden, 
und  als  der  christUche  Gewedcvereinslührer  Johann  Effert  ausrief:  »Die  Unter- 
nehmer wollen  den  Kampf,  gut,  mag  er  kommen  Ic,  da  brauste  ein  Jubd  durch 
den  Raum,  dass  die  Wände  bebten.  Der  Kampfesbmid  der  R"hrbergleute 
war  geschlossen:  das  war  die  Folge  der  brüsken  Unternehmerantwort. 
UND  dann  kamen  Tage  und  Wochen,  die  allen,  die  sie  aktiv  miterlebten,  un« 
vergesslich  bleiben.  Der  Generalstreikparole  folgten  über  200  000  Bergleute, 
unter  Tage  arbeiteten  überhaupt  so  gut  wie  gur  keine  eigentlichen  Bergleute 
mehr.  Der  Nerv  der  Förderung  war  durchschnitten,  kaum  dass  die  7-  bis  8000 
Beamten  mit  Hilfe  von  wenigen  Arbeitswilligen,  Jungen,  lialbnivaliden  und 
Tagesarbdtem,  den  Selbstverbrauch  schaffen,  die  Strecken  etc.  notdürftig  in 
stand  halten  konnten.  Von  20  000  Doppel waggons  Tagesversand  sank  er  auf 
3000,  dabei  arbeiteten  auf  Geheiss  der  Streikleitung  (der  aus  Vertretern  der 
vier  Verbände  zusammengesetzten  Si ebenerkomm issi 011)  die  Belegschaften  jener 
Gruben,  die  von  der  Stilliegung  bedroht  waren;  sonst  waren  kaum  2000  Wagen 
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gefördert  worden.  Mit  Rüdcsdit  aitf  die  anascMaggebendeii  Untertagsarbeiter 

muss  man  von  einem  Generalstreik  reden. 

ETWAS'  derartiges  hat  sich  zuvor  noch  nicht  ereignet.  Wenige  Monate,  bei 
der  Knappschaftsältestenwahl,  noch  im  erbitterten  Bruderstreit,  standen  jetzt 
christliche  und  iindiristlidie,  katholische  und  evangdiscbe,  soaialdemokratisch^ 
Zentnunis-  und  nationaHiberaHe,  deutsche^  polniachcv  tschechische  und  ita- 
lienische Bergleute  mit  glänzender  Bravour  eng  geschloJ^sen  im  Kampfe  gegen 
das  Kapial !  In  den  Streikburcaus  arbeiteten  Vertrauensleute  aller  Verbände 
eintrachtig  zusammen,  in  den  von  ungezählten  Tausenden  besuchten  Vcr- 
sanunlungen  wurden  die  Referenten  aller  VerbSnde  jubehid  begrüsst,  bekannte 
sozialdemokratiacfae  Bergarbeiterführer  empfing  ein  Beifa11sstiu-m  auch  in 
solchen  Versammlungen,  die  sich  überwiegend  aus  chrisiHclicn  Gewcrkver- 
einlern  zusammensetzten.  Diese  Begeisterung,  diese  erschütternde  Freude  über 
die  endlich  erzielte  Einigkeit,  dieses  Bemühen,  die  Brüderlichkeit  zu  erhalten  I 
Dass  ein  solcher  Streik  ausbrach,  spricht  mit  Donner- 
stimme für  seine  Berechtigung.  Den  herrlichen,  brüderlichen  Zu- 
sammenschluss  vorher  zersplitterter  Massen  betrachte  ich  als  den  grössten  Er- 
folg dieses  grandiosen  Ringens.  Die  Nebel  der  Zwietracht  wurden  zerrissen, 
das  natürliche  Zubammengehörigkcitsgefühl  der  Unterdruckten  gewaltsam  auf- 
gepeitsdit  Diese  Saat  wird  reiche  Ente  tn^;en  für  die  Arbdterwohlfahrt  Nur 
wer  die  Geschidite  der  Befgarbeiterbewegung  an  der  Ruhr  kennt,  wtam  die 
ungeheure  Tragweite  dieses  im  Kampfgewühl  geschlossenen  Bundes  zu  be- 
messen. 

DIE  Haltung  der  Massen'  war  einfach  ohne  BeispieL  Anfangs  in  wilder  Em- 
pörung, darum  die  Disziplin  missachtend,  fugten  sich  die  200000  hernach  willig 

den  altorganisierten  Ordnern.  Wie  erst,  wenn  diese  Massen  die  Schule  der 
Gewerkschaft  gründlich  genossen  hätten  !  Schon  jetzt  war  es  unheimlich  ruhli^ 
im  weiten  Streikgebiet,  müssig  pilgerten  die  von  Nah  und  Fern  hergesandten 
Schotzleute  und  Gendarmen  über  die  Strassen;  sie  waren  fast  menschenleer, 
und  doch  wohnten  Taosende  von  Streikenden  in  dem  Orte.  Mancher  Gesetzes^ 
"Wächter  hat  mir  seine  Bewunderung  über  diese  S'treikermasse  ausgesprochen: 
in  Versammlungen  von  2-  bis  7000  Bergleuten  sassen  landfremde  Journalisten 
und  studierende  Sozialpolitiker,  staunend  über  die  Masse,  die  in  drangvoll  fürch- 
terlidier  Enge  ruhig  ausharrte.  Unruhig  war  es  nur  dort,  wo  die  PoKzei- 
behdrden,  noch  viel  mehr  aber  exzessierende  Zechenpolizisten  (Pinkertons) 
und  mit  Revolvern  und  Totschlägern  bewaffnete  Arbeitswillige  schneidig  re- 
spektive provozierend  vorgingen.  Ich  gebe  aber  nur  der  Wahrheit  die  Ehre,  wenn 
ich  sage :  im  allgemeinen  hat  die  Polizeibehörde  sich  sehr 
taktvoll  benommen,  wodurch  sie  sich  bei  der  Masse  eine  Sympathie 
erworben,  die  früher  nicht  vorhanden  war.  Andererseits  verfehlten  auch  be- 
hördliche Vertreter  nicht,  den  Streikenden  für  ihr  ruhiges  Verhalten  Dank  aus- 
zusprechen. ZeifTt  dies  nicht  am  besten,  wie  die  Polizei  itn  Interesse  des  Land- 
friedens vorgehen  muss?  Hat  nicht  die  ordnende,  ruhehalicndc  Tätigkeit  der 
gewerkschaftlichen  Vertrauensleute  wahrend  unseres  Generalstreiks  dem 
freien  Vereins-  und  Versammlungsrecht,  der  gesetz- 
lichen Anerkennung  der  Berufsvereine  eine  glänzende  Begrün- 
dung gegeben?  Ohne  die  energische,  aufreibende  Arbeit  der  Organisierten 
wären  grosse  Ruhestörungen  kaum  vermieden  worden.    Denn,  wäre  Militär 
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gdcommen,  so  hätte  es  zwar  die  Streikenden  in  die  Grube  nicht  gebracht,  wohl 
aber  drohte  der  wildzerstörende  Aufruhr,  es  wäre  vielleicht  zu  Szenen  ge- 
kommen, wie  in  Petersburg.  Hätte  das  unserem  Lande  geiiützt?  Gewiss  nicht. 
Nkiit  umioiist  haben  deshalb  ai^sehene  Bürger,  GeisUidie  und  PdizdbehSr* 
den  der  Streikennasse  für  ihre  unhtimUcke  Ruhe  achtungerffiUte  Anerkennung 
ausgesprochen.  Das  Prinzip  der  Massenorganisation  hat  triumphiert,  für  ein 
besseres  Gewerkschaftsrecht  demtMDStrierte  unser  Generalstreik  in  beispielloser 
Weise,    ist  das  kein  Erfolg? 

XXX 

DER  plötalicfae  Abbruch  des  Streiks  ani  9.  Februar  hat  allerdings  zunächst 
grosse  Erregung  in  der  Masse  hervorgerufen,  was  leicht  begreiflich  ist.  Aber 
so  verwirrt,  wie  der  Ruhrgebietskorrespondent  einer  Anzalil  unserer  Partei- 
blätter die  Situation  schilderte,  war  sie  durchaus  nicht  Der  Korrespondent  ur- 
teilte nadi  einem  Ort  respektive  einem  bestimmten  ReviertdL  Gleich  am  Abewl 
des  Konferenztages  beschlossen  Riesenversammlungen  in  den  Revieren  Bochum, 
Herne,  Gelsenkirchen,  Recklingshauseti.  Dortmund,  auch  einii^e  Belegschaften 
in  den  oppositionellsten  Revieren  Essen  und  Oberhausen,  die  Wieder- 
anfahrt. Bis  zum  Sonntag,  also  nur  drei  Tage  nach  der  Revierkonferenz,  war 
ihr  Beschloss  so  gnt  wie  überall  anericannt,  am  vierten  Arbeitstage  hatten  sich 
die  Streikenden,  nach  dem  Werksberich^  vollzählig  zur  Arbeit  gemeldet.  Wie- 
viele einstweilen  zuntd^ewiesen  oder  gemassrcgelt  sind,  steht  zur  Zeit  noch 
nicht  fest. 

BETRACHTE  man  einmal  den  Verlauf  der  grossen  Bergarbeiterstreiks  in 
Eaglaad,  Amerika,  Frankreich,  Belgien  mid  Osterreich,  ob  da  jemals  alles  so- 
fort der  Leitung  folgte  wenn  sie  die  Streildwendigung  anordnete !  In  Amerika 

haben  1903  nach  dem  offiziellen  Streikschluss  einige  Gruben  noch  wochenlang 
weiter  gestreikt.  Die  belgisch-französischen  Bergarbeiterstreiks  zeichnen  sich 
überhaupt  durch  Unregelmässigkeiten  aus.  In  Osterreich  ging  trotz  Beschluss 
der  grosse  Streik  1900  auch  nicht  einheitlich  zu  Ende.  Wir  haben  bei  soidieo 
Mnsenstrciks  mit  ganz  anderen  Faktoren  zu  rechnen,  alle  bei  sonstigen  Streiks 
gemachten  Erfahrungen  müssen  hier  zu  Rate  gezogen  werden,  und  dann  klappt 
CS  immer  noch  nicht  überall.  Wenn  die  Siebenerkommission  Fehler  machte 
—  wo  riod  aidxm  andere  Personen,  die  keine  Fehler  gemacht  hätten?  Wir 
müssen  erst  noch  die  Streiktaktik  für  einen  solchen  Ge- 
neralstreik herausbilden,  alles,  was  wir  bisher  an  Streiks  hatten, 
kann  mit  dem  Generalstreik  der  Ruhrbergleute  nicht  verglichen  werden.  Ge- 
werkschaftlich unvorbereitet  brach  er  aus;  er  traf  keine  einheitliche  Organi- 
sation, sondern  vier  Verbände,  <Ue  erst  im  Kampfe  sdbst  die  gemeinsanie 
Aktion  lernen  mussten;  über  die  Hälfte  der  Masse  überiumpt  nicht  organisiert, 
in  den  Verbandskassen  nur  einige  Hunderttausend  Mark,  wo  Millionen  hätten 
sein  sollen.  Die  Streikleitung  rechnete  aus  allen  diesen 
Gründen  mit  einer  völligen  Niederlage,  ja  wir  waren  auf 
die  Zertrümmerung  der  Organisation  gefasst.  Das  Schick- 
sal des  Rechtsschutsvereins  für  die  Saarbergleute  drohte  auch  der  Ruhfberg- 
mannsorganisation.  Wir  wusstcn  von  riesigen  Kohlenvorräten  und  mangelnder 
Beschäftigung  der  Eisen-  und  Stahlwerke,  die  Konjunktur  war  einem  Streifc- 
erfolg  ungünstig:  man  sehe  nur  den  Bericht  des  Stahlwerksverbandes ! 
UND  mm  stehen  wir  am  Ende  «fieses  gewaltigen  Kampfes,  überrascht  von  dem 
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grossartigen  Verlauf,  mit  der  Aussicht  auf  gesetzliche  Reformen  —  um  die  wir 
fiinfzehn  Jahre  vergeblich  petitionierten!  — ,  der  vielfach  missachtete  Knappe 
hat  sich  eine  geachtete  Stellung  in  der  ^ffentlidieti  Meinung  errungen,  und 
was  die  Hai^tstthe  ist:  unsere  Organisation  ist  nicht  nur  in- 
takt geblieben,  sondern  der  M  itgli  ederzu  wabhs  ist  über 
alle  Erwartung  enorm.  Mögen  auch  zehntausend  unsichere  Kanto- 
nisten abfallen  —  wie  das  nach  jedem  Streik  vorkommt  — ,  es  bleibt  uns  dann 
immer  noch  eine  ungeheure  VcrrtSrfcnng  der  Mi^liedschaft.  Der  Wille  der 
Ksneradsdialt  zur  höheren  Beitn^aleistung  gibt  sich  spontan  kund,  wir  rösten 
f&r  den  eventuellen  neuen  Kampf.  Wenn  wir  unsere  Aussichten  beim  Streik- 
beginn in  Betracht  ziehen,  haböi  wir  alle  Ursache,  uns  über  den  Verlauf  der 
Bewegung  zu  freuen. 

BEDAUERLICH  ist,  dass  einigen  Parteiblätteni  Artikel  ans  dem  Rnhrgebiet 
angegangen  sind,  die,  unter  dem  Einfluss  der  an  einten  Stellen  heftigen  Oppo- 
sition g^en  den  S'treikabschluss  entstanden,  den  Eindruck  erwecken,  als  ob 
bei  uns  ein  wirres  Durcheinander  herrsche.  Aus  persönlichen  Gründen  muss 
ich  mir  versagen,  diese  Art  der  Berichterstattung  zu  kennzeichnen.  Hätte  der 
Beriditerstatter  nur  einen  oder  zwei  Tage  gewartet  mit  seiner  Urtdlsfindung, 
wäre  er,  statt  an  Einzelheiten  zu  klauben,  zur  Zenralstreikleitung  um  Auskunft 
gegangen,  die  irreführenden  Stimmungsbilder  wären  hoffentlich  unterblieben. 
Was  nach  jedem  Streik  vorkommt:  Missstimmung,  Enttäuschung^,  kam  eben 
auch  nach  dem  unsrigen  vor;  aber  dass  es  das  beste  war,  den  Streik  auf  seiner 
HShe  abzubrechen,  sehen  nun  anch  heftige  Oppositiondle  im  Verband  ein.  Nodi 
eine  Woche  länger,  und  der  Hunger  hitte  Zehntausende  in  die  Grube  getrieben. 
Der  Mangel  an  Geld  war  der  ausschlag^gebende  Grund  für  den  Streik- 
abbruch, nicht  das  Vertrauen  auf  Regierungsversprechungen,  denn  sonst  hätte 
schon  zwei  Wochen  frülier  abgebrochen  werden  müssen,  damals,  als  die  Rc- 
giemng  ihre  Vorlage  ankfindigte.  Die  Streikfnhrer,  ohne  Unterschied  der 
politischen  Gesinnung,  vertrauten  in  erster  Linie  der  Kraft  des  Streiks;  audi 
den  nichtso7.ialdemokratischen  Mitgliedern  der  Siebenerkommission  kann  man 
kein  blindes  Vertrauen  auf  Ministerworte  nachsagen.  In  der  Zentrumspresse 
wturde  dieses  Misstrauen  mit  Rucksicht  auf  die  Vorgänge  im  Jahre  1892  für 
genchtfertig|k  erklärt  Den  StreSkabschlttss  führte  der  Geldmangel  herbei 
und  die  sichere  Überzeugung,  jetzt  die  Unternehmer  nicht  zur  Verhandlung 
zwingen  zu  können.  Da  war  es  klug,  abzubrechen,  solange  die  Geschlossenheit 
noch  imponierend  war.  Als  1889  der  Streik  offiziell  für  beendet  erklärt  wurde, 
waren  schon  über  zwei  Fünftel  der  Streikenden  zur  Arbeit  gegangen.  Diese 
Versumpfung  eines  grandiosen  Kan^fes  hat  der  Beschluss  der  jetzigen  Sibeik- 
leitnng  verhütet  Dass  sie  wiridich  die  Massenstimmung  richtig  taxierte,  be- 
weisen die  schon  nach  wenigen  Tagen  der  Siebenerkommission  ausgestellten 
Vertrauensvoten,  selbst  aus  heftig  oppositionellen  Orten.  Die  Siebenerkom- 
mission  musste  die  Revierkonferenz  entscheiden  lassen;  eine  Abstimmung  der 
Bdegschaften  konnte  nicht  angewendet  werden,  weil  dadurch  die  Einheit  der 
Bewegung  zerrissen  worden  wäre;  die  eine  Belegschaft  beschloss,  anzufahren, 
die  andere  entschied  sich  für  Weiterstreiken,  da  wäre  ein  echtes  Tohuwabohu 
angerichtet  worden.  Ein  solcher  Generalstreik,  der  200000  Arbeiter,  weit  zer- 
streut wohnen^  -verteilt  anf  fiber  aoo  Schächte,  ergriff,  kann  taktisch  nicht 
nadi  dem  gewöhnlicben  Mass  beurteilt  werden.  Er  erzeugt  aus  sich  sdbst  eine 
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m^iewolmlidie  Taktik,  deren  Ausbildtiiigf  das  Werk  der  Zukunft  sein  muss. 

Komisch  muss  es  darum  wirken,  wenn  ein  Kritiker,  der  selbst  noch  nicht  ein- 
mal den  kleinsten  Streik  aktiv  mitmachte,  über  die  Generalstreiksfiihrcr  Kübel 
voll  Vorwürfe  und  weiser  Streikichren  giesst.  Auf  leerer  Strasse  ist  leicht 
grosses  Wort  führen. 

X  X  X 

UNGLAUBLICH,  aber  wahr :  Jener  Kritiker  findet  auch,  dass  die  g  e  w  e  r  k  - 
•  chaftUiche  Neutralität  in  diesem  Generalstreik  Fiasko  machte! 
Man  taXtbt  dieses  Allesbesserwissen  um  jeden  Prds  doch  mcht  für  möglich 

halten. 

WENN  jemals  ein  Streik  die  unbedingte  Notwendigkeit  der  Arbeitercinigkcit 
erwies,  dann  unser  Generalstreik.  Die  Voraussetzung  seiner  Durchführung 
war  ja  gerade  die  gcwerkschafUich-iietitrale  Haltung  der  nun  dnmal  den 
verschiedensten  Parteien  angehörenden  Strdkffibrer,  di»  mrterschtedsloae  Zn> 

sammenhalten  der  Bergleute  aller  politischen  und  religiösen  Richtungen.  Eine 
unter  dem  Einfluss  des  nationalliberalen  Abgeordneten  Franken-Schalke  stehende 
Separatgruppe  evangelischer  Arbeitervereine,  der  sogenannte  Arbeiterbutid,  ver- 
hreitete  mdürere  Sersplitterungsflugblätter,  um  die  evangelischen  Bergleute  vor 
der  sosialdemokntUek-iiUromotiimen  Sire&tketze  lu  warnen.  Wegen  dieses 
Akts  kam  es  im  Arbeiterbund  zum  Krach.  Die  Arbeiter  machten  Rebellion  gegen 
Franken  und  Genossen.  Der  Streik  wäre  zusammengebrochen,  wenn  die  evan- 
gelischen Bergleute  auf  den  Leim  gegangen  wären.  Als  der  Minister  Möller 
die  Berggesetznovdle  ankündigte,  forderte  ein  Bodiumer  ZentnamsUatt  zur 
Wiederaufnahme  der  Arbeit  auf.  Auch  das  verfing  nicht,  weil  die  Streikleitung 
von  vornherein  die  Parole  ausgegeben  hatte :  andere  Kundgebungen,  als  die  der 
Zentralstreikleitung,  sind  nicht  massgebend  für  die  Kameraden  !  Diese  Parole 
war  nQtig ;  denn  was  wäre  entstanden,  wenn  alle  möglichen  Ratgeber  und  Streflc- 
leitungen  Gdiör  gefunden  hätten,  wie  es  1889  und  1893  so  traurig  geschah? 
Wenn  einige  unserer  Parteiblätter  in  dem  Verhalten  der  Siebenerkommission 
eine  Schwäche  sehen,  nn=;oren  Parteigenossen  in  der  Streiklcittmg  Rechiiiiii(^s- 
trägerei  und  Bckenntiusjurcht  vorwerfen,  von  führendem  ultramontaitcn  Ein- 
fluss sich  berichten  lassen,  so  zeugt  das  von  einer  totalen  Unkenntnis  der  wirk- 
Hdien  Tatsachen. 

DER  uUnmonkme  Einfluss  in  der  ^ebenerkommission  war  durch  den  Ge- 

werkvereinssekretär  Effert  vertreten  —  das  einzige  Mitglied  der  Zonfrunispartei 
in  der  Kommi.ssion  !  Es  sassen  noch  darin  ein  evangelischer  Arbcitcrvcreinler, 
ein  Freisinniger,  zwei  Nationalpolen  und  zwei  Sozialdemokraten  (Sachse  und 
Hansmann).  Und  dieser  eme  Effert  soll  ans  alle  idtram<mtan  beeittflnsst 
haben  ?  Das  glaubt  Effert  selbst  nicht  Machen  sich  doch  die  Kritikaster  nicht 
lächerlich ! 

IN  der  Siebenerkommission  ist  es  niemals  zu  p  a  r  t  e  i  [)  o  1  i  t  i  s  c  h  c  n  Erörte- 
rungen gekommen,  alle  Mitglieder  erwogen  vom  arbeiterpohtischen,  gewerk- 
schaftlichen Standpunkt,  was  zu  tun  sei.  Und  es  stellte  sich  stets  eine  völlige 
Etnmfitigkett  heraus.  Ob  in  den  respektiven  Parteien  alle  Mitglieder  mit  ihren 
Parteigenossen  im  Streik  zufrieden  waren,  kann  billig  bezweifelt  werden.  Dass 
die  beiden  sozialdemokratischen  Kommissionsmitglicder  ihrer  parteipolitischen 
Überzeugtmg  nicht  zuwider  handelten,  dafür  bürgt  der  über  alle  Verdächti- 
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gungen  erhabene  Charakter  der  Genossen  Sachse  und  Hansmann.  Anarchisti- 
schen Anwandhingen  sind  sie  allerdings  inizugänglich. 

UNSER  Geiitralstreik  hat  die  Notwendigkeit  und  auch  die  Durchführbarkeit 
der  gewerkschaftlichen  Neutralität  glänzend  bewiesen.  Wenn  das  auch  anders- 
wo nicht  anerkannt  wird,  die  Bergarbeiterorganisation  wird  doch  gemSss  dea 
im  Generalstreik  erhaltenen  gewerkschaftlichen  Lehren  handeln.  Übrigens 
weiss  sich  die  Leitung  des  aUi-n  \'crbandes  hinsichtlich  ihrer  Streikhaltung  der 
Zustimmung  der  Gcncralküminisston  der  Geiverkschaftcn  sicher:  die  Kollegen 
Robert  Scluuidi  und  Silberschmidt  sind  dafür  Zeugen.  Auch  die  Zentralleitung 
der  sozialdemokratischen  Partei  hat  keine  Einwände  gegen  <Ue  Parteigenossen 
in  der  Streildeitung  erhoben.  Nur  einige  lokale  Parteivertrauensleutc  sind  auf- 
geregt. Zum  guten  Teil  spielt  da  persönliche  Animosität  mit.  .-Xuch  hier  wird 
die  ruhige  Betrachtung  einkehren.  Aus  den  mir  schon  vorliegenden  Gcwerk- 
schaftsorgauen :  dem  Korrespondensblatt  der  Generalkommission,  der  Bild- 
kauerseitung,  dem  Schuhmachtrfachhlait,  dem  HandschnSmacher,  dem  Grund- 
stein, entnehme  ich,  dass  die  geweilcsdiaftlichen  Praktiker  die  Strdkbeendigmig 
einen  Akt  der  Klugheit  nennen. 

X  X  "X 

GEWERKSCHAFTLICHE  Neutralität  ist  nicht  gleichbedeutend  mit  Nur- 
gewerkschttfterei.    Wer  der  simplen  tuurgewerkschafüichei^  Auffassung  der 

wirtschaftlichen  Kiaxpie  etwa  anhing  —  in  der  Verbandsleitung  sitzt  kein 
'Nurgewerkschafter  — ,  dem  ist,  wenn  er  überhaupt  belehrbar  ist,  gerade  durch 
UDsern  Generalstreik  der  Star  gestochen  worden.  Ausserhalb  der  Ge- 
weilcsciiafk  soll  und  muss  sich  jeder  Gewerkschafter  aiKh  partdpoÜtisdi  be- 
tätigen; je  eifriger,  desto  besser.  Der  Appell  der  Streikenden  an  die  Ge- 
setzgebung ist  ein  klassisches  Zeugnis  für  die  Notwendigkeit  audi  der  partei- 
politischen Aktion  der  .Arbeiterklasse.  Dieser  Appell  ist  naturlich  gehört 
worden,  auch  von  bisher  politisch  niditTcrcntcn  Volksschichten;  die  Bergleute 
insmderheit  blicken  jetzt  nach  den  Parlamenten,  sie  sdien  in  denjenigen 
Parteipolitikem,  die  sidi  gegen  ein  Arfaeitersdiutzgeseta  wenden,  Hdfer  der 
Kapitalisten.  Die  kommenden  Parlamentsverhandlungen  über  die  Berggesctz- 
novellc  und  die  Vereinsgesclzgcbung  werden  die  endgültige  parteipolitische 
Gruppierung  der  Bergarbciiermasse,  die  noch  zu  einem  erheblichen  Teile  mehr 
zufälligen  Stimmungen,  als  einer  festen  politischen  Überzeugung  folgt,  ge- 
\\;;'tig  beeinflussen.  Der  Generalstreik  war  auch  eine  eminente  politische 
scheinung,  ja  er  ist  durch  seine  Begleiterscheinungen  ein  politisches  Er- 
eignis allerersten  Ranges  für  ganz  Deutsch laiul  geworden. 
NICHT  nur  die  Bergleute,  auch  die  traditionell  politisch  indii't'erenten  Kreise 
des  Kleinbürgertums  sind  zum  Nachdenken  über  unsere  innerpoUtischen 
Zustände  aufgepeitscht  worden.  Gerade  jene  Volksschicht  lebte  am  meisten 
im  Glauben  an  die  alles  beherrschende  Macht  der  Regierung,  hat  alxrr  nun  ge- 
sehen, dass  die  Kapitalistenorganisation  sich  keinen  Flifferling  an  die  sanften 
Ermahnungen  der  Regierungsleute  kehrte.  Die  mitgeschädigte  Bürgerschaft 
crldte,  dass  die  Regierung  nicht  die  Kraft  fand,  dem  ungeheuer  schädigeniaen 
Streik  durch  ein  Machtwort  gegen  die  trotzigen  Kohlensyndikatsherren  ein 
Ende  zu  machen.  Die  Herren  Kirdorf,  Krabler,  Stinncs  und  Genossen  triimi- 
phierten  über  die  Regierung,  liessen  sich  nicht  zu  Verhandlungen  mit  den  Ar- 
beitervertretem  bereit  finden.    Mattlerweile  zog  der  Ausstand  immer  weiter 
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seine  zerstörenden  Kreise ;  Fabriken  kamen  zum  Stillliegen,  Handel  und  Wandel 
Stockt^  zahUoten  Lohnarbdtem  tind  MitteUtändlern  versiegten  die  Erwerbs- 
quellen, die  Gesdiäftsstubeii  blieben  leer,  Bankrotte  drohten.  Und  die  Zechen- 

Herren  beharrton  auf  ihrem  Htfrmistandpunkt,  die  Regierung  war  der  blamierte 
Eirropäer!  Was  das  für  eine  Stimmung  in  der  regierungstreuen  Bürgerschaft 
erzeugte  —  die  Arbeiterschaft  der  verschiedenen  gewerkschaftlichen  Richtungen 
Steht  öhndiin  der  Regierungsantorität  skeptisch  gegenüber  — t  das  muss  man 
erlebt  haben,  um  die  ausserordentlich  tiefe  pcditisdie  Wirkung  des  General- 
streiks auch  auf  die  nichtStreikenden  Einwohner  zu  ermessen.  Für  die  Bürger- 
schaft fast  ohne  Ausnahme  wurde  der  streikende  Bergmann  der  Gegenstand 
aussergcwühnlicher  Sympathiekundgcbungn;  man  mag  sagen,  was  man  will: 
diese  fast  einmütige  Sympathie  der  Büirgi«r8cha£t  war 
für  die  Streikenden  ein  hochwichtiger  Faktor»  der  ihre 
W'iderstandskraft  bedeutend  erhöhte.  Ich  rede  hier  von  dem  moralischen 
Faktor,  der  gerade  bei  einem  solchen  grossen  Streik  viel  ;u  leicht  unter- 
schätzt wird. 

ABER  die  Bürgerschaft  hat  uns  andi  hervorragend  materielle  Hilfe 
geleistet.   Allerdings,  was  die  eingelaufenen  Gelder  anlangt,  so  beweisen  si^ 

wo  der  Opfersinn  am  stärksten  war:  bei  den  freiorganisierten  und  sozial- 
demokratischen Arbeitern !  Von  den  bis  Schluss  voriger  Woche  quittierten 
Geldern  kamen  rund  loooo  Mark  für  den  polnischen  Gewerkverein  ein,  rund 
flooooo  Mark  bekam  der  christli^e  Gewerkverein,  aber  x  aooooo  Mark  gingen 
beim  alten  Verband  ein,  weit  überwiegend  von  freien  Gewerkschaften  und  der 
sozialdemckrati sehen  Partei;  über  alle  Eingänge  ist  öffentlich  quittiert  worden. 
Dass  der  christliche  Gewerkverein  nicht  mehr  Unterstützung  von  seinen 
Gönnern  erhielt,  unter  denen  sich  viele  sehr  reiche  Leute,  selbst  Millionäre,  be- 
finden, hat  mit  Recht  die  Kameraden  im  Gewerkverein  verstimmt  Hier  hätten 
die  reichen  Gönner  einmal  mit  Taten  ihre  Arbeiterfreundschaft  beweisen  sollen; 
aber  sie  haben  sich  beschämen  lassen  von  armen  Arbeitern,  die  von  ihrer 
Armut  abgaben  für  den  Generalstreik. 

INDES,  man  gdit  fehl,  wenn  man  die  HÜfsaktibn  der  Bürgerschaft  Im  Rtdir- 
gebiet  nach  den  eingegangenen  Geldern  taxiert.  Im  Ruhrgebiet  haben  die 
Bürger  an  vielen  Orten  die  Bergarbeiterfamilien  direkt  und  in  reichem  Masse 
mit  Naturalien  aller  An  unterstützt.  Dadurch  nur  ist  es  möglich  geworden, 
an  den  betretenden  Orten  die  Streikenden  durchzuhalten;  das  gesammelte 
Gdd  reichte  durchaus  nicht  zu.  Es  wäre  eine  dreiste  Ableugnung  von  Tat- 
sachen,  woOte  ich  der  hiesigen  hilfreichen  Bürgerschaft  das  Verdienst  ab- 
sprechen, an  ihrem  Teile  nicht  nur  moralisch,  sondern  auch  materiell  in 
gewichtiger  Weise  an  der  Unterstüt/ting  des  Streiks  mitgeholft^ti  zu  haben. 
DAS"  konstatiere  ich  mit  Freude.  Denn  es  war  zugleich  auch  eine  politisch 
unabsehbar  bedeutende  Kundgebtmg  fast  des  gesamten  Bürgertums  gegen  die 
Herrschaft  der  Plutokratie,  gegen  das  auf  alle  Rücksichten  auf  das  Gemein- 
wohl pfeifende  Verhalten  der  Kapitalistcnorganisr.tion  im  I\ulir!)cckcn.  Ganz 
besonders  der  Kleinbürgerstand,  der  hier  bisher  ehrfurchtsvoll  in  dem  Wcrks- 
herm  den  Wohltäter  des  Landes  sah,  hat  zum  guten  Teil  erkannt,  dass  eine 
Änderung  in  der  Wirtschaftsstruktur  eintreten  muss,  soll  nicht 
eine  Handvoll  Riesenkapitalisten  das  Volkswohl  dem  mammoni st i sehen  Götzen- 
dienst zum  Opfer  bringen.   So  kann  es  nicht  weitergehen  im  Staate]  In 
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BürgerversainmluDgeu  kam  dieser  Gedanke  immer  wieder  zum  Ausdruck  und 
entfesselte  stunnitche  Ztistinimtuigf.  So  kann  es  nicht  weitergehen !  Die 
Streikenden  stdhen  nicht  eine  einzige  Forderung  auf,  die  sozialdemokratisch 

genannt  zu  werden  verdient,  alle  hätten  bewilHgt  werden  können,  ohne  dass  die 
bürgerliche  Rechtsordnung  umgestürzt  worden  wäre.  Alles  lehnten  die  Unter- 
nehmer ab;  sie  liessen  lieber  MiUionenwerte  untergehen,  als  dass  sie  auch  nur 
um  eines  Fingers  Breite  entgegenkamen.  So  hat  dieser  Bei^garbeitetlcampf  die 
Unhaltbaikeit  der  privatkapitalistischen  Fkt>duktionsweise  unzählige  Nichtsositr 
listen  erkennen  lassen,  sie  mindestens  zum  Nachdenken  über  die  sozialdemo- 
kratischen Lehren  gezwungen.  Je  schwächer  sich  die  Regierung  zeigte,  je 
gemeinschädlichcr  die  Unternelimerorganisation  auftrat,  um  so  stärker  wirkte 
auf  das  Volk  der  Zwang  zum  Nachdenken  über  die  Mittel  zur  Herbeiführung 
gesunder  sozialer  Verhältnisse.  Zunächst  wird  jetzt  intensiver,  denn  je  zuvor, 
die  Frage  der  Gruben  Verstaatlichung  in  bürgerlichen  Kreisen  er- 
örtert, selten  hört  man  noch  Verstaatlichungsgegner.  Von  hier  geht  der  Wqf 
weiter,  bis  zur  vuUständigen  Anerkennung  des  sozialdemokratischen  Pro* 
gramms.  Der  Stein  ist  ins  Rollen  geraten,  dank  dem  grosskafntalistiscIieD 
Übermenschentum. 

UNSER  Generalstreik  ist  nicht  durch  sozialdemokratische  Hetze  entstanden 
—  wie  selbst  der  Abgeordnete  Stuckcr  zugab  — ,  unser  Generalstreik  ist  ge- 
werkschaftlich-neutral geführt  worden.  Und  trotzdem,  ja  gerade 
deswegen,  ist  sein  nachhaltigster  Effekt  ein  gewaltiger  Protest  gegen  ein  yer- 
nunftwidriges,  volkszerstörendes  Produktionssystem,  eine  ungeheure,  die  Volks- 
tiefen elementar  aufpeitschende  Demonstration  für  die  Abschaffung  der  kapi- 
talistischen Ausbeutung  des  Menschen  durch  den  Menschen. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 

EDUARD  BERNSTBN  •  ÜBER  BERNARD  SHAW 

S  war  in  den  achtziger  Jahren  in  der  Londoner  Shelley  Society, 
An  '  incm  Sitzungsal)en(l  dieser  Gesellschaft,  deren  Mitglieder 
fa-^i  lurchweg  der  bürgerlichen  Rcspektabilität  angehörten,  bat 
in  der  Debatte  ein  hochaufgeschossener,  rötlich-blonder  junger 
Mann  ums  Wort  »Idi  furchte«,  begann  er,  »ich  habe  wenig  An- 
spruch darauf,  an  den  Debatten  dieser  Gesdlschaft  teilzunehmen.    Ich  bin 

nämlich  Atheist,  Vegetarier  und  Sozialist  «     Aügetmine  Bewegung. 

Die  einen  lachen,  die  anderen  fühlen  sich  unangenehm  berührt.  Denn  der 
Dichter,  nach  dem  die  Gesellschaft  sich  nannte,  war  ja  auch  Atheist,  Vegetarier 
und  Sozialist  gewesen,  aber  mit  seinen  Gesinnungen  sich  zu  identifizieren,  war 
ihr  nidit  eii^fiUlen.  Und  so  lag  in  der  mit  merkwürdiger  Betonung  vor- 
getragenen "Bemerkung  ein  schneidender  Sarkasmus. 

DER  sie  geäussert,  war  zu  jener  "Zeit  ein  ziemlich  obskurer  Journalist.  Heute 
aber  ist  sein  Name  weit  über  die  Grenzen  seines  Vaterlandes  hinweg  bekannt, 
kennt  man  im  Ausland,  so  gut  wie  in  England  selbst,  Bemard  Shaw,  den 
fabianischen  Sozialisten  und  dramatischen  Satiriker. 

ES  ging  Shaw  damals  herzlich  schlecht.  In  Dublin  als  der  Sohn  eines  kleinen 
Beamten  geboren,  war  er  1876  im  Alter  von  zwanzig  Jalircn  nach  l-oininn 
gekommen,  um  als  Journalist  sein  Brot  zu  ünden.   Das  ist  aber  für  denjenigen^ 
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der  weder  einen  Namen,  noch  Konnexionen  hat,  in  der  Weltstadt  ausserordent- 
lich sdiwer.   Es  dauerte  fast  xwölf  Jahr^  bis  Shaw  es  zu  einer  leidlich  an* 

erkannten  Position  in  der  Londoner  Journalistik  brachte. 
SEIN  literarisches  Emporkommen  wurde  unter  anderem  durch  seine  poUtische 
Parteistellung  aufgehalten.  Shaw  gehörte  mit  zu  den  ersten,  die  sich  Anfang 
der  achtziger  Jahre  der  neuerwachenden  sozialistischen  Bewegung  Englands 
anschlössen.  Diese  setzte,  wie  man  weiss,  als  Bewegung  von  Intdlektuellen 
ein.  Während  die  Masse  derjenigen  englischen  Arbeiter,  die  sich  überhaupt  am 
öffentlichen  Leben  beteiligten,  im  Gefolge  der  beiden  grossen  historischen 
politischen  Parteien  Englands  —  die  Gewerkschafter  fast  ausnalimslos  im  Gq- 
folge  der  liberalen  Partei  —  marschierten,  waren  es  vorwiegend  Angehörige 
der  bürgerlichen  Klassen»  weldie  dort  den  ersten  Grund  zur  iwiien  aozia^ 
listischen  Bewegung  legten.  Von  den  Arbeitern,  die  sich  ihr  gleich  im  Anfang 
anschlössen,  ist  der  bekannteste  John  Burns. 

DIE  junge  sozialistische  Bewegung  spaltete  sich  früh.  Neben  Zerwürfnissen, 
die  auf  unleidliche  ogsönlichc  Eigenschaften  einiger  der  fettenden  Pen&i- 
lichkeiten  zurückgeführt  werden  müssen,  wirkten  auch  Zweifd  an  der  Riditig- 
keit  der  ursprünglich  adoptierten  Marxschen  Theorie  und  ti«  ft^'hende  taktische 
Meinungsverschiedenheiten  zersetzend.  Die  Gestaltung  des  politischen  Lebens 
in  England,  der  Charakter  seiner  Arbeiter,  viele  ökonomische  Erscheinungen 
schienen  die  Marxsche  Theorie,  so,  wie  diese  offiziell  gelehrt  wurde,  direkt 
Lügen  zu  strafen.  Eine  Gruppe  von  Sozialisten  näherte  stdi.  gefuhrt  von 
William  Morris,  den  Anarchisten;  eine  andere,  die  von  der  Unmöglichkeit 
überzeugt  war,  England  im  Sturm  zu  nehmen,  gründete  die  Gesellschaft  respek- 
tive den  Verein  der  sogenannten  Fabianer.  Zu  ihr  gehörte  George  Bemard 
Shaw,  neben  Sidtie2,JS£d>b  noch  heute  ihr  bedeutendster  Kopf. 
DAS  Motto  der  Fabianer  bezieht  sich  auf  die  Strategie  des  Fabius  Maximus 
Cunctator:  langsam,  besonnen  vorgehen,  um  im  passenden  Moment  kräftig 
zu  schlagen.  Ihre  Taktik  hiess:  Verzicht  auf  Gründung  einer  eigenen  poli- 
tischen Partei,  Durchdringung  der  bestehenden  Parteien  und  Vereine  mit  dem 
sozialistischen  Gedanken  und  Streben.  Wenn  nicht  sofort,  so  doch  verhÜtnis- 
nissig  bald  verdichtete  sie  sich  zu  dem  Plan:  Eroberung  der  liberalen  Partei 
von  innen  heraus^  Wer  die  Geschichte  der  grossen  englischen  Parteien 
und  ihrer  vielen  Häutungen  kennt,  dem  wirt!  der  Gedanke  nicht  gar  so  aben- 
teuerlich vorkommen,  wie  er  dem  kontinentalen  Sozialisten  auf  den  ersten 
Btidc  ersdieinen  mag.  Anfang  der  neunziger  Jahre,  als  die  liberale  Partei 
sich  das  als  Programm  von  Nnvcastle  bekannte  Reformprogramm  gab,  schien 
er  sogar  seiner  \'erwirklichung  ziemlich  rasch  entgegenzugehen.  Aber  schon 
1894  rief  ein,  in  der  Hauptsache  von  Shaw  verfasstes  Manifest  In  deine  Zelte, 
Israel/,  nach  Aufzählung  aller  Unterlassungssünden  der  1892  an  die  Regie- 
rung gdcommenen  liberalen  Partei,  die  englisdien  Gewerkschaften  auf,  der 
Partei  die  Gefolgschaft  zu  kündigen  und  eine  Extrasteuer  auszuschreiben  zur 
Aufbringung  der  Mittel  für  unabhängige  Arbeiterkandidaten.  Das  als  Fabian 
Tract  heute  noch  erhältliche  Manifest  blieb  damals  ohne  Erfolg.  Was  es 
wollte,  ist  —  nicht  ohne  Mitwirkung  der  Fabianer  —  heute  seiner  Erfüllung 
nahe.  Wie  an  der  Gribidung  der  sozialistischen  Un^häni^m  ArbeiierpartH 
Englands  /1893/,  haben  die  Fabianer  auch  an  der  Gr&ndhng  des  Arbcitcr- 
vertr€tungsbund€s,  dem  die  Masse  der  Gewerlucfaaften  angdiört,  ihren  Anteil. 
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DIES  Über  die  Politik  der  Fabianer.  Wie  man  auch  sonst  über  sie  denken 
mag^  ihr  dnrdiaiu  sorialistisciier  Charakter  ist  nidit  zu  bczwetfda. 
LITERARISCH  fanden  die  Fabianer  zuerst  in  der  von  der  damaligen  Frei- 
denkerin und  jetzigen  Theosophin  Annic  Bcsant  herausgegebenen  Monats- 
schrift Our  Corner  eine  Art  Organ,  später  gelangte  die  ursprünglich  von 
H.  M.  Hyndman  redigierte  Monatsschrift  To  Day  auf  einige  Zeit  in  ihren 
Besitz.  In  Our  Comtr  verSffentUchte  Shaw  die  Eraählmigeii  Lom  ümong  tke 
artists  vmä  The  irrational  kuot,  in  To  Day,  neben  verschiedenen  politischen 
Aufsätzen,  die  später  auch  in  Buchform  herausgekommenen  Romane  An  im- 
social  socialist  (ein  Stuck  Selbstbiographie)  und  Cashel  Byrons  profession. 
Sehr  launig  äusserte  sich  Shaw  Mute  der  neunziger  Jahre  einmal  über  den 
Erfolg  der  Bachausgabe  dieser  Romane.  Das  erste  Jahr  habe  ihm  7  Shilling 
6  Pence,  das  zweite  i  Pfund  12  Shilling  Schriftalellerhonorar  eingetragen. 
»Ein  Beweis  für  ^geschäftskundige  Verleger,  wie  rasend  meine  Popularität 
wächst. c  Indes  war  er  schon  damals  durchaus  nicht  mehr  ein  lionio  ignotus. 
UM  das  Jahr  1888  war  m  London  von  Radikalen  das  lialfpcnnyabendblatt 
Star  ins  Leben  gemfen  worden.  Sein  erster  Redakteur,  der  irische  Natio- 
nalist T.  P.  O'CblUior  —  ein  ausserordentlich  geschickter  Journalist  —  umgab 
sicli  mit  einem  ganzen  Stab  sozialistischer  Mitarbeiter,  darunter  Bernard  Shaw, 
der  unter  dem  Pseudonym  Corno  di  Basscto  Musikreferatc  schrieb.  Sie 
machten  Shaws  journalistische  Position.  Sie  verrieten  in  iluu  den  Mann,  der 
zn  arbeiten  weiss,  und  den  gdiorenen  Satiriker.  Shaw,  der  unerbittlidie  Geg- 
ner der  Fhilistermoral,  gehörte  nie  zur  Boheme.  Wie  Eleanor  Marx  einmal 
in  Bezug  auf  Parteitätigkeit  von  ihm  sagen  konnte:  >Wenn  es  Ernstes  gilt, 
kann  man  Shav^  immer  habenc,  so  war  der  Journalist  Shaw  lange  ein  reger 
Besucher  des  Britischen  Museums.  Seine  Musikreferate  im  Star  gaben  zu 
lachen  und  zu  lernen.  Kein  Wunder,  dass  die  Herausgeber  angesehener  Zeit- 
schriften auf  ihn  aufmerksam  wurden.  Vom  Star  kam  Shaw  als  Musikkritiker 
an  die  Sixpennywochenschrift  World  und  von  da  an  als  Thenterkritiker  an 
die  Saturduy  Review.  Wie  er  in  der  letzteren  Zeitung  die  englischen  Theater- 
dichter uqd  die  Londoner  Theaterdirektoren  ins  Gebet  nahm,  ist  an  Schärfe 
und  Witz  kaum  je  überboten  worden.  Es  muss  hinzugefugt  werden,  dam 
Shaws  Kritik  allerdings  nicht  selten  über  die  Stränge  schlug. 
WAS  vom  Journalisten  Shaw,  g^lt  auch  von  ihm  als  Redner.  Wie  alle  eng- 
lischen Sozialisten  jener  Zeit,  hat  Shaw  oft  in  London  an  den  Strasseneckcn 
der  Arbeiterviertel  dei]i  Sozialismus  gepredigt,  desgleichen  im  Hydepark  bei 
grossen  Demonstratioiten  von  der  rribune  herab  zur  Masse  gesprochen.  Aber 
seine  Domäne  ist  der  Vortrag  im  geschlossenen  Lokal,  vor  einem  schon  etwas 
geschulteren  Publikum.  Er  hat  die  Gabe,  sofort  die  schwache  Seite  einer  De- 
duktion zu  erfassen,  und  ist  Virtuose  in  drastischen  Vergleichen  und  ver- 
blüffenden Paradoxen.  Daher  darf  er  es  andi  wagen,  die  heiligsten  Dogmen 
imd  die  vergöttertsten  Autoritäten  anzutasten.  Für  die  meisten  Menschen 
trifft  ja  der  Satz  des  Dichters  zu  Von  allen  Geistern,  die  verneinen,  ist  mir 
der  Schalk  am  wenigsten  vcrhasst.  Man  weiss,  dass  Shaws  Blasphcjuieen 
nie  absolut  zu  nehmen  sind.  Freilich  weiss  man  aus  demselben  Grunde  auch 
nicht  sicher)  wie  viel  von  Shaws  positiven  Sätzen  positiv  genonmien  werden 
wollen.  Alle  Gewohnheitssatiriker  werden  leicht  die  Opfer  ihres  Hanges  ztur 
Karilcatur. 
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SHAWS  Witz  hat  manche  2üge  mit  dem  Witz  gemein,  den  STiaws  Lands- 
mann Oscar  Wilde  in  seinen  Lustspielenjculüvieflc,  Aber  wie  der  wissen- 
sdultlidi-kritische  zum  ettüsierend-tttopistisdieti  Sozialismus,  so  verhält  nch 
Shams  Muse  zu  der  Wildeschen.  Ein  fester,  auf  solide  wissensdiaftliche 
Arbeit  gegründeter  theoretischer  Kern  fährt  Shaw  nach  den  tollsten  Extra- 
vaganzen immer  wieder  zu  den  Kernfragen  der  Zeit  zurück,  wo  Wilde  ein 
Irrlicht  bleibt,  das  auf  einem  Sumpfe  —  ich  bitte,  das  Wort  wissenschaftlich 
und  ntdit  moraHseh  zu  ndimen  —  tanzt,  gelegentlich  hdl  aufleuchtet,  dann 
aber  sich  ganz  verliert.  Man  streidie  aus  Wildes  Lustspielen  die  Paradoxe^ 
und  es  bleiben  interesslose  Gcscllschaftskomödicn  übrig,  wie  sie  in  Frankreich 
zu  Dutzenden  geschrieben  werden.  In  Shaws  Stücken  sind  die  Paradoxe  Bei- 
gaben, die  völlig  wegfallen  könnten,  ohne  ihnen  den  satirischen  Charakter  zu 
nehmen,  und  die  obendrein  aus  dem  Geist  der  Personen,  denen  Shaw  sie  in 
den  Mund  legt,  selbst  herauswachsen.  Beide,  Sliaw  wie  Wilde,  predigen  den 
fpkn  LebcTn^femTrs.  den  sich  souverän  bestimmenden  Menschen.  Habe  dm 
Mut,  dichrvfm  ciiur  Pftirbt  Insznsagen.  die  deiner  Natur  widerspricht:  so  unge- 
fähr —  ich  habe  das  Buch  nicht  zur  Hand  —  definiert  Shaw  in  der  Schritt 
Die  Quintessens  des  Jbsenimus  den  Kemgedanken  der  Ibsensdien  Dramen, 
und  was  er  aus  dem  Dichter  herauslas,  kennzeichnet  hier  den  Mann.  Zugleich 
aber  kennzeichnet  ihn.  dnss  er  als  angesehener  Journah'st  sich  nicht  für  zu 
gut  hielt,  Mitglied  einer  obskuren  Londoner  Bezirksvertretung  zu  werden  und 
mit  Handwerksmeistern  und  Ladenbesitzern  jahraus,  jalirein  die  wenig  an- 
regenden Verwaltungsaufgaben  eines  V^iTuianns  zu  erfüllen,  wo  Wilde  seine 
Lebensphtlosophie  in  den  eleganten  ResthuranCT^on  Piccadilly  betätigte.  Wilde 
achrieb  tv+reT  die  Hebung  der  Proletarier,  tat  aber  nichts  für  die  Hebung 
der  Arbeiterklasse,  Shaw  hat  auch  heute  nicht  aufgehört,  f  ü  r  die  Arbeiter- 
klasse und,  wo  sich  passende  Gelegenheit  bietet,  m  i  t  den  Arbeitern  zu  kämpfen. 
SEIN  au^;e8prochener,  fest  begrändeter  Sozialismus  unterscheidet  den  Sati- 
riker Shaw  von  dem  Satiriker  Wilde,  er  scheidet  den  Dramatiker  Shaw  von 
dem  Dichter,  an  dem  Shaw  sich  gebildet,  Ibsen.  Shaw  ist  einer  der  eifrigsten 
Vorkämpfer  Ibsens  ifi  England  gewesen.  Das  .Schauspielerehcpaar  Charring- 
ton-Achurch,  das  zuerst  des  nordischen  Dichters  Nora  in  würdiger  Weise 
In  England  zur  Aufführung  brachte  und  unermüdlich  für  Befreiung  der  eng- 
lischen Bühne  vom  Alb  des  Konventionalismus  wirkt,  ist  mit  Shaw  eng  be- 
freundet, Frau  Charring^on-Achttrch  war  auch  die  erste  Darstellerin  dcrCandida. 
Aber  der  Apostel  Ibsens  ist  nicht  der  Nachahmer  Ibsens.  Shaw  hat  viel  von 
Ibsen  gelernt,  aber  er  wanddt  mdit  die  Wege  Ibsens.  Will  man  ihn  mit  Ibsen 
m  Vergleich  stellen,  so  konnte  man  sagen:  er  ist  der  lachende  Ibsen.  Ibsens 
Gesellschaftsstficke  tragen  einen  griesgrämigen  Charakter,  sie  sind  der  Aus- 
fluss  einer  engen,  aussichtslosen  Welt  —  man  merkt  ihnen  fast  ausnahmslos 
die  Kleinstadt  an,  in  der  der  Dichter  geboren,  und  fast  ausnahmslos  ist  der 
Gmndton,  der  sie  durchzieht,  Reue  in  irgend  einer  Form.  Ibten  hat  nie  ein 
rechtes  Lustspiel  geschrieben. 

SHAW  seinerseits  hat  nie  ein  Trauerspiel  geschrieben  und  wird  auch  meiner 
Ansicht  nach  nie  ein  solches  schreiben ;  das  liegt  wohl  völlig  ausserhalb 
seiner  Begabung.  Er  würde  als  Trauerspieldichter  nicht  ernst  genommen 
werden  und  wahrsdieinlich  sich  selbst  nicht  ernst  nehmen.  Ans  ihn 
spricht  da«  grosse  Leben  der  Weltstadt,  «las  unzihfige  Tragödien  iSirgt, 
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das  aber  beständig  wogt  und  flutet,  wie  das  Meer,  und  dessen  rast- 
loses Treiben  das  Leid  der  etaxdiMii  flbertSn^  wie  des  Meeres  Wogen 
nadi   dem   grossten   Sturm   bald   wieder   ihren   ewigen   Gai^  gdien. 

Ij'JAA*'  ^     Die  Grossstadt  stimmt  njrlif  nir  TragiHiA    weil  der  einzelne  in  ihr  sich 
^^^M/^      nicht  stark  genug-  heraushebt:  er  ist,  so  bedeutend  er  auch  sd.  klein  im 
1^.,,  Verhältnis  zur  ihn  umgebenden  Menge.    Ibsens  Menschen  erscheinen  gross, 

'/  '  "  audi  wo  sie  (s  in  WirUtehkeit  durcbaias  nicht  sind,  sie  vertiefen,  man  könnte 
auch  sagen:  verbohren  sidi  in  ihre  Empfindungen.  Shaws  Menschen,  soweit 
sie  nicht  als  Romantiker  verspottet  werden,  unfreiwillig  komische  Rollen 
spielen,  sind  mehr  Verstandes-,  als  Gefühlsmenschen  —  sie  empfinden  modern 
oberflächlich  und  hinterlassen  keinen  tiefen  Eindruck.  Nicht  die  Personen, 
die  Besidiangen  oder  VeifalUtnisae,  die  sie  vertreten,  geben  den  Stficken  Shaws 
ihre  Bedeutung.  Und  das  ist  nicht  Zufall,  nicht  ungewolltes  Ergebnis,  sondern 
beabsichtigtes  Resultat  von  Shaws  dramatischem  Schaffen.  Ihn  interessiert 
nicht  das  Individuelle,  sondern  das  Typische.  Er  ist  Milieudichter,  aber  in 
anderem  Sinne,  als  das  Wort  bei  uns  gebraucht  wird.  Sein  Milieu  ist  nicht 
das  die  einzelne  Person  oder  Gruppe  un^pebende  n&chste  Milieu,  sondern  das 
^  ^  MiUeu  der  Welt,  in  der  die  Person  lebt,  ich  möchte  s^fcn:  das  geschieh  t- 
.*  •  1  i  c  h-e  Milieu.  Aber  wie  die  Grossstadt,  so  verkleinert  auch  "die  Geschichte 
die  Persönlichkeiten.  Wenigstens  für  die  modern  denkenden,  von  der  roman- 
tischen Geschichtsauffassung  emanzipierten  Menschen.  Und  es  kann  keiaen 
schrofferen  GegTicr  der  "pnwianfiV  grhf".  g**««^ 

SOWEIT  sie  nicht  aus  Shaws  ganzer  sozialistischer  Denkweise  resultiert,  ist 
diese  erbitterte  Bekämpfung  der  Romantik  beim  Dramatiker  Shaw  die  Reaktion 
oder,  richtiger  gesagt,  die  Rebellion  ^jegcn  die  derzeitigen  Zustande  des 
englischen  Theaters,  das  in  allen  seinen  Zweigen  in  den  Ketten  der  Vornan tik^ 
will  sagen:  des  Melodramas,  liegt  Nirgends  wird  so  vid  Geffihl  versapft» 
nirgends  so  massloser  Heroenkultus  getrieben,  wie  auf  der  englischen  Bülme. 
Selbst  deutsche  \'or-^'.;\i!tIuilij«l*^Äiirdon  die  Riesendosen  von  Edelmut  ent- 
rüstet zurückweisen,  die  (km  engTischen  Publikum  von  der  Bühne  her  dar- 
geboten werden.  Und  gegen  dic^m.,ivultus  der  Unwahrheit^  des  falschen  Schön- 
tuns  hat  Shaw  den  Kampi  aulgeoommen  und  fährt  ihn  iiiit..rttcksichtBtossiL 
EnergikJVon  seinem  ersten  Stück  Widomers  houses  an,  wo  er  den  über  den 
Wohnungswucher  des  Häuserspekulanten  entrüsteten  jungen  Liebhaber  sich 
als  Bezieher  der  Bodenrente  des  Grtmdstücks  enthüllen  lässt,  auf  dem  die 
Wudierhäuser  stehen,  bis  zu  seinen  historischen  Lustspielen,  die  uns  Caesar 
und  HaptMoa  hn  —  geistigen  —  Hausxock  adgen,  nnd  seine  Werke  von  dem 
Bestreben  beherrsch^  der  Romantik  an  den  Leib  zu  gehen.  Was  er  dabei 
übertreibt,  muss  man  zum  guten  Teil  der  Kampfstimmung  auf  Rechnung  setzen, 
welche  die  Theatennisere  erzeugt,  die  er  vor  sich  sieht,  und  gegen  die  kleine 
Dosen  sidi  als  unwirksam  erweisen.  Hier  gibt  es  keinen  Kompromiss.  Me 
Theaterdiditer,  die  mit  der  herrschenden  Bühnenromantik  transagiert  habcoi 
sind  ihr  rettungslos  verfallen.  Die  Bretter,  die  die  Welt  bedettten,  sind  kOD- 
servativcr,  als  die  Welt  selbst,  deren  Spiegelbild  sie  geben  sollen. 
AUS  dem  gleichen  Motiv  ist  meines  Erachtens  aucli  Shaws  Kampf  gegen  den 
Shakieveardcultus  zu  beurteilen,  der  ihm  vidfsdi  als  Obechebung  ausgelegt 
worden  ist  und  in  dem  er  sich  mit  unserem  dentsdien  Dichter  Grabhö  be- 
gegnet; mit  dem  er  aodi  sonst  mancherlei  Ahnlichkdt  hat,  soweit  dn  Kind 
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der  letzten  Jahrzehnte  des  XIX.  Jahrhunderts  mit  einem  Kind  —  und  oben- 
drein einem  westfälischen  —  des  Anfangs  des  XIX.  Jahrhunderts  Ähnlich- 
keit haben  kuin. 

AN  ein  Kind  der  Mtoe  Grabbes,  das  tolle  Stück  Sehers,  Satire,  Ironie  und  He- 
uere Bedeutung,  erinnert  speziell  das  neueste  Stück  Shaws,  sein  Man  and  SUptf' 
man,  von  ihm  selbst  als  eine  Komödie  und  eine  Philosophie  bezeichnet. 
£S  ist  das  originellste  Stück,  das  mir  seit  langem  vor  die  Augen  gekommen. 
Sein  Sujet  ist  Don  Juan  im  XX.  Jahrfaundert  Von  einem  befreundeten 
Schriftsteller  war  Shaw,  wie  er  in  einem  an  diesen  gerichteten  Vorwort  aus- 
führt, gefragt  worden,  warum  denn  er  nicht  einmal  einen  Don  Juan  schreibe. 
Und  so  schrieb  er  denn  ein  Don  /«an-Stück.  Aber  keine  Variation  des  alten 
Do»  /uan-Themas,  wie  andere  es  vor  ihm  getan  haben.  Das  sei  vollständig 
antiquiert;  seit  die  Stellung  der  Frau  snm  Mann  eioe  andere  gewotden. 
>Goethes  Faust  und  Mozarts  Don  Juan€,  sdunsll^  er,  »waren  das  letzte  Wort 
des  XVIII.  Jahrhunderts  über  das  Thema,  und  um  die  Zeit,  wo  die  wohl- 
erzogenen Kritiker  des  XIX.  Jahrhunderts  ....  die  Dickens-Macauly-Dumas- 
Guizot-Bühne  und  die  S'tendhal-Meredith-Turgenjew-Bühne  hinter  sich  hatten 
und  sidi  philosophischen  Diditungen.  von  Leuten  wie  Ibsen  und  Tolstoj  gtgea- 
«ber  sahen,  hatte  Don  Juan  sein  Gesdilecht  gewechselt,  war  er  als  Donna 
Juana  aus  dem  Puppenheim  ausgebrochen  und  bekräftigte  er  sich  als  ein  Indi- 
viduum, statt  bloss  Figur  in  einem  morahschen  Aufzug  zu  spielen.«  Unter  diesen 
Umstinden  habe  es  keinen  Sinn,  Don  Juan  alsHdden  derLiberttnagevorsi^Bh- 
ren.  Zudem  sei  die  Macht  der  öffentlichen  Bourgeoismeinung,  die  in  den  Tagen 
des  ursprünglichen  Don  Juan  für  einen  spanischen  Edelmann  kaum  existierte, 
heute  überall  siegreich.  »Die  zivilisierte  Gesellschaft  ist  eine  einzige  gewaltige 
Bourgeoisie,  kein  Edelmann  wagt  heute,  bei  seinem  Grünkramhändler  Anstoss  * 
au  erregen.«  Die  Frauen  marckesaiu,  principesse,  cameriere,  cittadint  und  all 
die  anderen  8»ea  s^eicherweise  gefährlicher  geworden.  >Das  Geschlecht  ist 
aggressiv,  machtvoll :  wenn  Frauen  Unrecht  geschieht,  so  stellen  sie  sich  nicht  auf, 
pathetisch  Protegga  il  giusto  cielo  zu  singen,  sie  g^reifen  zu  furchtbaren  juristi- 
schen und  sozialen  Waffen  und  nehmen  Rache.  Politische  Parteien  und  öffent- 
liche Positionen  sind  durch  einen  einzigen  sexudlen  Seitensprung  ruiniert  wor- 
den. Ein  Mann  kann  es  eher  riskieren,  alle  Denkmäler  Londons,  so  hissUdi  sie 
sind,  zum  Abendbrot  bei  sich  zu  haben,  als  von  Donna  Elvira  von  die  Schranken 
des  nonkonformistischen  Gewissens  geladen  zu  werden.  Die  Exkommunikation 
ist  heute  eine  fast  ebenso  ernste  Saclie  geworden,  wie  im  X.  Jahrhundert.« 
Daher  sei  der  Mann  nidit  länger  der  Sieger  im  DudI  der  Gesehledtter,  sofern 
er  es  überhaupt  je  war,  was  bezweifelt  werden  könne.  Die  Zivilisation  habe 
ihm  aber  auch  die  andern  Sitten  oder  Unsitten  ausgetrieben,  die  den  ursprüng- 
lichen Don  Juan  auszeichneten.  Und  so  sei  er  selbst  ein  anderer  geworden. 
9Statt  sich  zu  stellen,  als  lese  er  Ovid,  liest  er  tatsächlich  Schopenhauer  tmd 
Nietzsche  studiert  er  Westermarck  und  bekQmmert  nch  mehr  um  die  Zukunft 
der  Rasse,  als  um  die  Freiheit  der  eigenen  Instinkte.c  Der  rcbeflische  Geist 
aber,  der  den  alten  Don  Juan  sich  gegen  Gott  und  Teufel  aufkhnen  Hess,  lässt 
ihn  sich  gegen  die  Gesellschaft  als  solche  auflehnen.  Kurz,  der  Don  Juan  des 
XX.  Jahrhunderts  ist  Sozialist,  sozialer  Revolutionär.  Und  Shaw  versetzt  ihn 
nadi  Eng^an^  in  dne  engtiaiehe  Atmosphäre  und  nennt  ihn  John  Tanner. 
Donna  Anna  aber  ist  ein  en^^sdies  Bourgeoitmädchen,  Ann  Whitefidd,  das 
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seinen  Kopf  darauf  gesetzt  hat,  John  Tanner  zum  Mann  zu  bekommen,  wäh- 
rend dieser  um  seiner  geistigen  iisid  potttiidien  Freihett  willen  der  Ehe  zu  ent« 
gdien  wünscht.  Dies  der  Kunpf  —  man  kann  nicht  sagen:  Konflikt  —  des 

Stficks,  in  dem  Anna  Siegerin  bleibt.  Entschieden  wird  die  Sache  eigentlich 
schon  im  ersten  Akt,  in  einer  Szene,  die  ich  für  die  beste  Lustspielszene  halte, 
die  Sliaw  je  geschrieben,  wie  iiberhaupt  der  erste  Akt  das  Muster  eines  guten 
Lustspiels  genannt  werden  kann.  Das  Mädchen,  das  seinen  Willen  durchzu- 
setzen weiss,  indem  es  ihn  seiner  Umgebung  imputiert,  ist  brillant  gezeichnet, 
und  ebenso  die  andern  modernen  Ausgaben  der  Don  /Ha>i-Comparserie.  Auch 
der  zweite  Akt  ist  noch  gut.  Anna  versteht  es  einzurichten,  dass  sie  Tanner 
auf  einer  Automobilfahrt  nach  Spanien  begleitet.  Damit  aber  hört  die  Rea- 
listik auf.  Der  dritte  Akt  bringt  uns  nach  Spanien  in  die  Sierra  Nevada,  wo 
eine  aus  Engländern  zusammengesetzte,  von  einem  ruinierten  Juden  geführte 
Räuberbande  haust,  welche  die  Reisenden  einfängt,  und  Phantastik  und  Satire 
beginnen  ein  tolles  Spiel.  Die  Hölle  tut  sich  auf,  und  der  wirkliche  Don  Juan, 
Donna  Anna,  der  Teufel  und  die  Statue  des  Gouverneurs  werden  nach  einander 
sichtbar  und  führen  allerhand  Gespräche  Aber  Himmel  und  Hdlle,  Gott  und 
Teufel,  den  Mensch  und  den  übcrtncnschen.  Im  vierten  Akt,  dessen  Spannung 
durch  \^orgänge  aufrechterhalten  wird,  die  sich  auf  eine  andere  junge  Dame, 
die  ins  Moderne  übersetzte  —  oder  vielmehr  umgesetzte  —  EJvira  beziehen, 
wird  Tanner  von  seinem  Schicksal  erreicht,  da^  heisst  Annas  Mann.  Er  fügt 
sich  mit  einer  witzsprudelnden  Rede  ins  Unatönderliche  und  erklärt,  dass  er 
alle  etwaigen  Hochzeitsgeschenke  imversäumt  verkaufen  und  den  Erlös  für  die 
Verteilung  des  von  ihm  verfassten  Handbuchs  des  Revotuttonors  verwenden 
werde. 

DIES  Htutdbuch  des  Revolutionärs  bildet  den  Anhang  des  Stücks,  richtiger: 
seine  Projdction,  denn  erst  in  9im  kommt  der  tiefere  Gedanke  des  Ganzen  zu 
seinem  Recht.  Das  Handbuch  des  Revolutionärs  gibt  Shaws  Theorie  vom 
t)bermcnschen.  Diese  merkwürdige  Publikation  zeigt  Shaw  in  seinen  Stärken 
und  Schwächen,  seine  starke  Kritik  der  bürgerlichen  Gesellschaft  in  all 
ihren  Manifestationen  und  sein  geringes  Vertrauen  in  die  politische  In<- 
tdligenz  der  Arbeiterklasse.  Hier  liegt  das  Tragfische  —  soweit  das 
Wort  berechtigt  ist  —  bei  Shaw :  er  hat  für  die  Gegenwart  keine  Hoff- 
nung auf  irgend  eine  Klasse  der  Gesellschaft,  und  so  durchzieht  gerade 
dies  Handbuch  des  Revolutionärs  ein  pessimistischer  Zug,  den  wir  in  den 
Stöcken  Shaws  nicht  finden.  Dort  verspottet  oder  verlacht  er  die  Schwächen 
der  Zd^enossen,  hier  bleibt  ihm  das  Lachen  im  Halse  stecken.  Er  kennt 
genug  Geschichte,  um  von  der  Theorie  vom  einzelnen  t3bermenschen 
oder  einer  Aristokratie  von  Übermenschen  nichts  zu  lialten.  »Wir  brauchen 
eine  Demokratie  von  Übermenschen,c  sagt  er,  ^und  die  Erzeugung  einer  solchen 
Demokratie  ist  der  einzige  Wechsel,  der  Hoffnung  genug  darbietet,  uro  unsere 
Nerven  für  die  Anstrengung  zu  stählen,  die  die  Revolution  erheischt« 
DIE  Erzeugung  dieser  Demokratie  von  Übermenschen  aber  werde  das  Werk 
der  Knt Wickelung  von  Ehe  und  Eigentum  sein,  wie  sie  sich  uns  erst  in  ihren 
Anfangen  anzeige.  Eine  neue  Art  Auslese  künde  sich  an,  die  immer  stärker 
sich  verallgemeinernde  bewnsste  Scheidung  von  Genuas  und  Zeugung,  die 
neuen  Bedingungen  des  Existenzkampfes,  «He  Rudnwitfcungen  der  Sozial- 
politik und  des  Gewerkschaftdtanpfes:  all  das  seien  Faktoren,  die  anf  eine 
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Verbesserung  der  kommenden  Generationen  hinwirken.  Die  Sache  dürfe  aber 
da  nicht  btetben,  sondern  die  Sorge  für  die  konunende  Generation,  für  die  Er« 
xeugung  einer  besseren  Rasse«  müsse  au  einer  öffentlichen,  bewusst  gen^seken 

Angelegenheit  werden.  >Der  einzige  fundamentale  und  mögliche  Sozialismus 
ist  die  Sozialisierung  der  Zuchtauslesc  des  Menschen,  das  heisst  der  mensch- 
lichen Entwickelung.  Wir  müssen  den  Uurraschreier  ausmerzen,  oder  seine 
Stinnne  wird  das  Gemeinwesen  an  Grunde  richten  .  .  .« 
IN  diese  ernsten  Betrachtungen  —  ein  Evangdium  der  Rassenhygiene  ohne 
Rasscnkultus  —  klingt  der  erste,  aus  einer  Reihe  kurzer  Essays  bestehende 
Teil  des  Handbuchs  aus.  Den  zweiten  bilden  Aphorismen,  die  den  Titel  Leit- 
faden für  den  Revolutionär  führen.  Einige  davon  sind  schon  in  deutsclier 
Sprache  publiaiert  worden  —  Idder  zum  Tdl  in  sinnentstdlender  Obersetzung. 
Einige  andere  mögen  den  Absdilusa  dieser  Skizze  bilden. 

VOIBRBCHEN  UND  StRAFE 

Die  Gefängnisfaaft  louin  so  wenig  wieder  nngesdidicn  gemadit  werden,,  wie  die 

Todesstrafe. 

Solange  wir  Gefängnisse  haben,  ist  es  ziemlich  glddlgfitt^  wer  drin  sitst. 
Der  ingstlicbste  Mensch  im  Gefängnis  ist  der  Direktor. 

DlENSTBOTFN 

Wenn  Dienstboten  wie  menschliche  Wesen  behandelt  werden,  lohnt  es  sich  nicht 
mehr,  wdche  tu  halten. 

Wenn  dem  vollendeten  Dienstl>oten  sein  Herr  sich  menschlich  Rcgcnübcrstcllt,  so 
fühlt  er,  dass  seine  Existenz  bedroht  ist,  und  sucht  schleunigst  seine  Stelle  zu 
wedudn. 

Herren  sind  Tyrannea,  und  Diener  sind  Tyrannen^  aber  die  Herren  sind  die  ab- 
hängigeren. 

Ladies  und  Gentlemen  dürfen  Freunde  im  Hundestall  haben,  aber  ntdit  in  der  Küche. 

Tugenden  und  Laster 

Die  Tugend  besteht  nicht  darin,  sich  des  Lasters  zu  enthalten,  sondern,  nicht  danach 

zu  verlangen. 

Entsagung  ist  keine  Tugend:  sie  ist  nur  die  Wirkung  der  Vor'-^clit  vor  Schurkerei. 
Gehorsam  heuchelt  Unterordnung,  wie  Furcht  vor  der  Polizei  Ehrlichkeit  heuchelt 
Ungdiorsam,  diese  schenste  und  mutigste  dler  Togenden,,  wird  sdten  von  Nach- 
UssiflM^  diesem  tragsten  und  gewdhidiehsten  aller  Laster,  tmtersdueden. 

Allerlei 

Der  Reformator,  dem  die  Welt  nicht  gut  genug  ist,  steht  Sdmlier  an  Schulter  mit 
4an,  der  ffir  die  Wdt  mdit  gut  genug  i^ 

Jeder  Mensch,  der  über  vierzig  Jahre  alt  ist,  ist  ein  Schurke. 

Die  Jugend,  der  alles  verziehen  wird,  verzeiht  sich  nichts;  dem  Alter,  das  sich 
alles  verzdht,  wird  nichts  verziehen. 

Wenn  wir  erst  singen  lernen  Britons  never  will  be  masterSt  werden  wir  der  Sklaverd 

dn  Ende  machen. 

Wer  das  Schlimme  versteht,  verzeiht  es;  wvjr  es  empfindet,  zer^t  irt  es. 
Hüte  dich  vor  dem  Menschen,  der  dir  deinen  Schlag  nicht  zurückgibt:  weder  ver- 
gibt er  dir,  noch  erhudit  er  dir,  dir  zu  vergdten. 

AtJPOPPERUNO 

Aufopferung  befähigt  uns,  andere  ohne  Erröten  aufzuopfern. 

Wenn  du  anfängst,  dich  für  (^e,  die  du  liebst,  aufzuopfern,  wirst  du  damit  enden, 
die,  für  die  da  dtdi  aufgeopfert,  zu  hassen. 

XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX 
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PHISCHEN GRUNDUGEN  DES  MARXISMUS 

S  ist  diesmal  nicht  ein  böser  Revisionist,  der  einen  kecken  SiH 
bruch  in  das  philosophische  Lehrgebäude  von  Karl  Marx  unter- 
nimmt, sondern  ein  begeisterter  Bamierträgcr  des  Marxismus 
selbst.  Und  dieser  beinahe  absichtslose,  von  keiner  umstürzlerischen 
Lddemchaft  beherrschte  Einbrach  hat  nach  unserer  Metnung^  viel- 
leicht eine  ebenso  nachhaltige  Minierarbeit  an  den  Fundamenten  des  Mands- 
nnis  vollbracht,  wie  die  revisionistischen  Schriften  Bernsteins.  Indem  der 
geistvolle  Marxist  Dr.  Max  Adler  die  Grundgedanken  der  kritischen 
Philosophie  Imanuel  Kants  mitten  im  marxistischen  System  selbatT  planmässig 
aufbant,  reisst  er  in  diesem  die  Grundmauern  und  Tragebalkai  gans  ungewollt 
auseinander.  Wir  schaffen  in  dem  vorliegenden  Aufsätze  in  erster  Linie  ein 
vollständiges,  von  uns  natürlich  bewusst  abgeschlossenes  Bild  von  dem  (Zer* 
störungswerkc  Dr.  Adlers. 

MAX  Adler  beschwört  in  seinem  in  die  Tiefe  gehenden  Aufsatz  Kausalität 
»nd  TeUoUtgie  im  Streite  um  die  fVissentchttft  in  den  Marxstudien^)  den 
genialen  kritischen  Geist  Kants  gegen  den  naturwissenschaftlichen  Materia- 
lismus herauf,  der  ja  bisher,  wie  wir  sehen  werden,  eine  Art  eiserner  Be- 
standteil des  ökonomischen  Materialismus  von  Marx  und  Engels  war. 
DAS  offene  Bekenntnis  Adlers  zum  Kantianismus  drängt  sich  machtvoll  aus 
allen  Abschnitten  seiner  Studie  hervor.  Überall  leuchten  die  Grundlinien  der 
Kantischen  Kritik  der  reinen  Vernunft  in  den  Adlerschen  Ausführungen  auf. 
Die  so  g-reifbare  Materie,  die  so  feston  Dinge  ausser  uns  l)estchcn  nicht  aus 
eigener  Kraft  und  Machtvollkommenheit,  sondern  werden  erst  unter  dem  Ein- 
fluss  der  menschlichen  Anschauungs-  und  Denkformen  erzeugt: 
•Das  Ding,  der  Gegenstand  ist  so  nicht  das,  was  uns  gegenüber  steht,  sondern  ds^ 
was  durch  die  Regelhaftigkeit  unseres  Denkens  aus  dem  Empfindungsmateriale  immer 
in  grleicher  Weise  verbunden  auf  einander  bezogen  wird  und  in  dieser  unausweichlicfaen 
Bestimmtheit  des  Denkens  dann  jene  Einheit  gewinnt,  welche  eben  das  THog  alS 
der  Träger  der  Eigenschaften  im  \'ulgären  Verstände  besitzt.«^) 

Wie  Gussformen  den  glühenden  Metallstrom  zu  bestimmten  Gestalten  um- 
scfaa£Fen,  so  verarbeitet  der  menschliche  Erfcenntnisapparat  den  Fluss  der 
auf  ihn  einstürmenden  Eindrücke  zu  Dingen,  Anschauungen  und  Gedanken. 

Dieser  Fluss  wird  durch  das  menschliche  Erkenntnisvermögen  —  man  ge- 
statte das  Gleichnis  —  zu  allen  möglichen  räum  füllenden  Gegenständen  ge- 
gossen. Das  scheinbar  von  selbst  Gegebene,  der  Baum  wird  erst  ein  Baum 
unter  der  regelnden  Tätigkeit  des  menschlichen  Erkennens  und  Denkens. 
DIE  von  einem  menschlichen  Einiehvesen  nach  den  Verstandesregeln  gebil- 
deten Vorstellungsverbindungen  erheben  den  Anspruch  auf  Allgcmeingültigkeit, 
weil  alles  individuelle  Denken  von  vornherein  eine  Beziehung  zu  einem  Denken 
hat,  das  nicht  individuell,  das  überindividueü  ist.  Indem  die  Menschen  sich 
auf  ihr  Bewusstsein  berufen,  berufen  sie  sidi  auf  die  Gesetslichkeit  des  Be- 
wttsstseina  überhaupt   Das  Ich  als  der  Ausdrodc  eines  Bewusstseins  ist  sn- 

*)  Marxtiiutun,  beraiugegeben  tob  Dr.  M  a  z  Adler  und  Dr.RndolfHilferdiog,  I.  Band  /  Wien  1904/. 
9  Vof  L  ibid..  p^;.  a«. 
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gleich  der  Aiudruck  eines  gattungsmässigen  Bewnsstseins,  eines  allen  denken- 
den Wesen  zukonunenden  Bewnsstsdns.   Die  dgeoaitige  Oigamsation  des 

menschtidheii  Bewusstseins,  nach  der  das  individuelle  Denken  zugleich  eine  Be- 
ziehung zu  einem  allen  denkenden  Wesen  eigentümlichen  Denken  hat,  ermög- 
licht erst  das  soziale  Leben.  Der  Einzebnensch  käme  ohne  diese  Organisa- 
tion des  BewvsstseiBs  nie  stmi  Nebenrnenachcn.  Im  Ehudbewnsstsdn  des 
Henscbai  liegt  schon  die  Anlage  des  Menschen  zum  socialen  Wesen. 
DAS  Bewusstsein  verarbeitet  die  ihm  aus  der  sozialen  Erscheinungswelt 
fliessenden  Eindrücke.  Es  knüpft  diese  kausal,  nach  Ursache  und  Wir- 
kung, an  einander.  Eine  derartige  kausale  Verknüpfung  aber  erschöpft  das 
eigenartige  Wesen  der  sozialen  Erscheinungen  nidit  Diese  Erscheinungen, 
bestimmte  gesellschaftliche  Handlungen,  werden  von  den  Menschen  selbst  zur 
Erfüllung  menschlicher  Zwecke  erzeugt,  ('borall  arbeiten  selbstgesetzte  mensch- 
liche Zwecke  in  der  sozialen  Geschichte.  Wir  lassen  uns  nicht  an  der  Auf- 
fassung genügen,  dass  zum  Beispiel  die  Wirkungen  der  menschlichen  Cber- 
aftdt  die  Folge  bestimmter  sozialer  Ursachen  sind.  Wir  wollen  die  Schäden 
der  Überarbeit  von  uns  abwehren,  und  wir  suchen  deshalb  bewnsst  auf  die 
Gestaltung  der  staatlichen  Gesetzgebung^  einzuwirken.  Wir  wählen  je  nach 
unserer  Einsicht  in  die  Welt  der  sozialen  Erscheinungen  bald  diese,  bald  jene 
Mittel  zur  Erreichung  des  Zwecks  einer  starken  Beeinflussung  der  Gesetz- 
gebung. Wir  suchen  gerade  nach  dem  rechten  Mittel  zu  diesem  Zweck.  Zweck 
und  Mittel  stecken  wir  uns  Menschen.  Uns  beruhigt  nicht  der  Gedanke,  dass 
streng  notwendig  nach  dem  Kausnlitätsg-csctz  auf  den  Zustand  von  heute  der 
Zustand  von  morgen  folgt,  uns  interessiert  gerade  dieser  Zustand  selbst; 
unsere  Wünsche  richten  sich  aui  das  Was  und  Wie  des  erstrebten  Auslandes. 
Die  Art  der  Veränderung  bewegt  uns  gerade,  nicht  die  Tatsache  der  blossen 
Veränderung,  der  Aufeinanderfolge  der  Zustände.  Das  Gebiet  der  sozialen 
Erscheinungen  ist  ein  Reich  der  Zwecke,  der  Telcologie.  Um  dieses  soziale 
Gebiet,  um  die  wissenschaftliche  Bearbeitung  desselben  hadern  mit  einander 
die  Kausalität  und  die  T  e  1  e  o  1  o  g  i  e. 

STAMMLER  hat  ehmuU  in  sehiem  bekannten  Werk  Wirtschaft  und  Recht 
sehr  klar  die  kausale  und  die  teleologische  Betrachtungsweise  der  sozialen  Er- 
scheinungen gegenül>er  gestellt.    Er  sag-t : 

»Eine  zukünftige,  menschliche  Handlung  kann  auf  zweierlei  Weise  vorgestellt 
werden:  entweder  wird  sie,  in  ihrem  kausalen  Werden  als  notwendig  crscheinetut 
wissenschaftlich  erkannt,  oder  es  ist  dieses  nicht  der  Fall,  sondern  sie  wird  als  cüie 
zu  bewirkende  gedacht.  Aber  das  erste  ist  in  äusserst  geringem  Masse  —  nach 
Anforderungen  exakter  Wissenschaft  bis  jetzt  eigentlich  noch  gar  nicht  —  geliefert; 
es  gibt  kein  einziges  sicheres  Naturgesetz,  wonach  die  kausale  Notwendigkeit  kom- 
mender mcnsdificner  Taten  nadi  Art  etwa  des  Gesetzes  der  Schwere  eingesdicn 
würde.  Aber  wie  weit  dieses  immer  einmal  ausgehessert  werden  möge  —  in  absoluter 
Totalität  kann  es  gar  nicht  alles  denmachstige  Tun  von  Menschen  erfüllen,  weil  die 
hier  vorausgesetzte  empirische  Erkenntnis  ihrem  eigenen  Charakter  nach  nicht  un- 
bedingt und  allumfassend  !>cin  kann.«^) 

IN  dem  Jlcrrschaftsbereich  des  Kausalitätsgesetzes  liegt  das  grosse  von  der 
Naturwissenschaft  bearbeitete  Materiell.  Aber  selbst  in  die  Naturwissen- 
schaften tragen  moderne  Philosophen,  wie  Richert,  die  Zweckvorstellung  hinein. 
Die  Teleologie  rüstet  sich  zu  einem  Eroberungszuge  dieser  Gebiete  der  Wissen- 
schaft In  der  Naturwissenschaft  erheben  die  Aussagen  über  die  Beziehungen 

>)  Vergl.  Uu.ialf  stammlar:  ffffficlMi^  mhIJImM  MMk  dtf  maUHMiHidUn  GMdMUunffmitimg 
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der  Vorgänge  der  Aussenwclt  den  Anspruch  auf  Wahrheit.  »Soweit  unser 
Denken  auf  Erkenntnisse,«  fuhrt  Windelband  aus,  »das  heisst  auf  Wahrbeit 
gerichtet  ist,  unterliegen  alle  unsere  Urteile  sofort  einer  Beurteilung» 
welche  entweder  die  Gültigkeit  oder  die  Ungültigkeit  der  im  Urteil  vollzogenen 
Vorstellungsverbindung  ausspricht.c  Und  Professor  Rickert  prägt  in  diesem 
Sinne  das  Wort :  >£rkennen  ist  Anerkennen  oder  Verwerfe n.« 
Von  einem  Sein  der  Dinge  wissen  wir  nur  im  Urteil  Dr.  Adler  entwickelt 
eingdiend  die  Ideengange  Rickerts  und  fasst  rie  zum  Scbluss  folgendermassen 
zusammen : 

•In  der  Scheidung  des  Richtigen  und  Falschen  ihrer  Urteile,  in  diesem^  Urteilsaktc 
selbst,  in  der  Herausarbeitung  einer  objektiven  Gesetzmässigkeit,  ja,  zuletzt,  doch 
nicht  zumindest,  in  dor  Beziehung  auf  eine  Welt  von  Objekten,  die  ihr  eigentlicher 
Gegenstand  ist,  bezieht  sich  alle  Wissenschaft  und  so  auch  das  Naturerkennen  auf 
einen  letzten  Wert,  den  Wahrheitswert,  der  in  einem  absoluten  Sollen  zum  Ausdruck 
kommt,  in  dem  Postulat  einer  allgemein  gültigen  Rqiel  der  Denkbetätigung  und  der 
einhdtlidicn  Ausgestaltung  ihrer  Rewltate.««) 

Nach  Rickert  empfinden  wir  die  Anerkennung  der  Wahrheit  als  ein  Sollen. 

Gegen  diese  An?  cht  Rickerts  macht  nun  Dr.  Max  Adler  energisch  Front. 

Die  Regelhafti{,'keit  des  Denkes  bedeutet  für  dieses  durchaus  nicht  ein  Sollen, 
und  die  Unterscheidtmg  von  wahr  und  falsch  ist  nicht  auf  ein  Sollen  zurück- 
zuführen. 

JEDES  als  wahr  geltende  Urteil  erweist  sich  als  mehr,  denn  als  dne  blosse 

Vorstellungsvcrbindimg,  ihm  haftet  der  Charakter  der  Notwendigkeit  dieser 
Verbindung  an,  und  es  repräsentiert  sich  daher  ajs  wahr.  Diese  Not- 
wendigkeit stellt  sich  als  die  des  logischen  Müssens  dar. 

»Es  ist  umnSglich,  dass  idi,  sobald  ich  die  Sonne  sich  fiber  den  Himmel  fortbewegen 

sehe  und  darüber  urteile,  nicht  aussagte,  dass  sie  sich  bewege,  aber  nicht,  weil  ich 
so  denken  soll,  sondern  weil  ich  den  Vorgang  durch  meine 
Denkm  i  1 1  e  1  i  k  ini  —  Himmel.  Ding  —  Sonne.  Zeit  —  Ortsveränderung)  nicht 
anders  denken  kann.  Die  Denknotwendigkeit,  welche  also  den  Urteilen  den 
formalen  Charakter  der  Wahrheit  verleiht,  ist  die  des  so  denken  Mussens.«') 

Warn  ein  Urteil  als  wahr  anerkannt  werden  will,  so  muss  es  seinem  Wesen 
nach  erst  formal  wahr  sein.  Ein  nicht  denknotwendiges,  nicht  logisch  als 
wahr  sich  darstellendes  Urteil,  erhält  das  Gepräge  der  WaJirheit  nicht  erst 
durch  die  Anerkennung,  es  muss  dieses  Gepräge  schon  vorher 
an  sich  tragen.  Das  Anerkennen  und  Bestreiten  eines  Urteils  fällt  aus 
dem  rein  logisdien  Gelnet  heraus,  das  Anerkennen  gdiört  der  Eüiik  an.  Wir  . 
können  einen  Tatbestand  gar  nicht  anders  denken,  und  es  ist  daher  sinn- 
los, diesen  Tatbestand  als  ein  Sollen  anzusprechen.  Der  Tatbestand  der 
formalen  Denknotwendigkeit  enthält  kein  Atom  eines  Sollens.  Das  Gefühl  der 
Evidenz  bei  der  Fällung  eines  Urteils  stellt  sich  erst  ein,  wenn  das  Urteil 
in  die  Welt  der  Tat  tritt,  wenn  es  praktisch  wird  und  damit  dem  Sittengeaetz 
unterstellt  ist.  Wahrheit  ist  in  erster  Linie  eine  besondere  geicgelte  Art  der 
Vorstelhuigvcrbindung.  Dem  Erkennen  ist  jede  wie  immer  geartete  Wert- 
beziehung fremd.  Im  Denken  waltet  nur  eine  Denknotwendigkeit. 
DIE  Wissenschaft  eröffnet  uns  den  Einblick  nur  in  eine  Seite  des  Daseins, 
in  das  Dasein  als  Objdct  Die  sozialen  Erscheintuigen  als  vorgestdlte  Gegen* 
Stande,  als  Objdete,  gliedern  ^di  den  Objekten  der  Naturwissenschaft  an.  Das 

Vergl.  Adler,  loc  dt,  pag.  171. 
^  VwgL  ibid.,  p»g.  338. 
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Gochelien  der  aodalen  Wdt  wird  ebenfalls  vemuttelst  des  Kausalitätsgesetses 
durch  das  Bewusstsein,  das  ErkenntnUvennögen  verbunden.    In  der  sozi^en 

Welt  wirkt  jedoch  alle  NaturgesetzHchkeit  nur  »innerhalb  eines  bestimmten 
Fnnktionszusammenhangs,  der  getragen  ist  von  der  Beziehung  der  Menschen 
als  praktische,  das  heisst  zwecksetzende  Menschen  auf  cinanderc. 
DTE  Wissenschaft  der  dem  Kaasalttät^iesetz  nnterstdienden  Objdcte  padd 
aber  nicht  die  Welt  in  ihrer  VollständigkLit.  Ihr  entflieht  das  gewaltige 
biet  des  menschlichen  Wollens,  »die  eigentliche  Gesetzgebung  des  Menschenc. 
Wer  eingesehen  hat,  wie  die  volle  Realität  unseres  Wesens  nur  im  Wollen 
liegt,  wird  die  Wissenschaft  gar  nicht  anders  mehr  betrachten,  »denn  als  Mittel 

ffir  moralische  Zwedce  als  einen  zn  realisiemiden  Werte.  Adler 

spricht  den  Gedanken  der  Vorherrschaft  der  Moral,  des  Primat»  der  prak- 
tischen Vernunft  nus.  Die  Entwickelung  der  sozialen  Welt  wird  einem  mora- 
lischen Ideal  zugeführt,  über  dem  Einganstor  der  Wissenschaft  lässt  Adler 
mit  Flammenschrift  das  Motto  IVissen,  um  su  leben!  leuchten. 

»Wissen,  um  cu  leben !  muss  das  echte  Motto  der  Wissenschaft  sein,  . . .  durch  wcldics 
sie  erst  geadelt  wird  zu  einem  wahrhaft  menschlichen  Unternehmen, 
das  als  solches  allerwege  ein  Instrument  des  Ideals  sein  muss.  Wissen,  um 
SU  leben!  —  in  diesem  Worte  bemächtigt  sich  der  Wissenschaft  der  sittlichsoziale 
Geist  des  Menschentums^  in  dessen  immer  kräftigerer  Erstarkung  der  volle  Atnn 
der  Wirkliddcdt  viel  mSditiger  lebt^  als  in  der  intdlektudlen  Entiridedung.*) 

AUS  den  geistvollen  AusfShnmgea  des  Kantjaners  Max  Adler  heben  stdi  mit 

"voller  Schärfe  drei  Gedanken  heraus: 

I.  die  Uberwindung  jeder  auf  dem  naturwissenschaftlichen  Materialismus  ge- 
gründeten Weltanschauung, 

a.  die  notwendige  Eiobezidiung  der  bewussten,  zwecksetzenden  Tätigkeit  des 
Menschen  bei  allen  icausalen  Erldärui^sversudien  der  sozialen  Ersdieinnngen, 

3.  das  Bahntvechen  für  die  Herrschaft  der  praktischen  Vtmunft,  der  Ethik. 
FÜR  die  ganze  Tendenz  der  Adlerschen  Arbeit  ist  es  äusserst  bezeichnend, 
dass  dieser  sich  heiss  bemüht,  die  Schöpfer  der  materialistischen  Geschichts- 
CMffatsung  vor  dem  Vorwurf  des  Materiäliamns  zu  retten.  'VfW  spredien  httf 
von  den  Schöpfern  der  materialistischen  Gesdiichtsauffossung»  denn  es  wäre 
wahthdtswidrig  und  ungerecht,  wenn  wir  das  grosse  Teil  der  Denkarbeit,  das 
Friedrich  Engels  an  der  Begründung  der  materialistischen  Geschichtsauffas- 
sung hatte,  kurzerhand  aussclieiden  würden.  Marx  hebt  selbst  in  seiner  be- 
rühmten Vorrede  Zur  Knlik  der  politischen  Ökonomie  ausdrOcklidi  die  Tat- 
sache hervor,  dass  sich  Engels  zu  der  gleichen  geschichtlichen  Auffassung 
hiiidiirclii^crungcn  hatte,  wie  er.  Und  gerade  der  Feder  von  Engels  entstammen 
zumeist  die  cini^^fhcnden  materialistisch-historischen  Ausführungen,  die  in  die 
sozialwisscnschaftliclie  Literatur  und  in  die  politische  Presse  der  Arbeiter- 
klasse übergegangen  sind  Unter  den  Augen  von  Marx  entstand  die  Streit- 
schrift von  Engels  gegen  Dühring.  Dr.  Adler  gesteht  selbst  ein,  dass  der  philo- 
sophische Standpunkt  \on  Friedrich  Engels  sehr  nahe  an  den  natunvissen- 
S^aftliclten  Materialismus  heranrückt ;  er  hätte  eigentlich  ohne  weiteres  zu- 
geben müssen,  dass  die  philosophischen  Anschauungen  von  Engels  ausge- 
q»rodien  materialtsttsdi  sind,  dialektisch-materialistisch.  Nadi  Engels  sind 
Denken  und  Bewusstsein  Produkte  des  menschlichen  Hirns.  Die  Erzeugnisse 
des  menschlichen  Hirns  k&men  als  Naturprodukte  dem  übrigen  Naturzusam- 
*)  VokL  iUA,  pag.  43».  Wir  bob«a  eia%«  Wort*  im  2tat  kam». 
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menbange  nicht  widerspredieii,  toodem  nur  aitqtrechen.  Die  wirldidie  Ein> 
bdt  der  Wdt  in  ihrer  Materialität  ist  nicht  durch  ein  paar  Taschenspieler- 
phrasen, sondern  durch  eine  lange  und  lang^erige  Ent\^'^ckelung  der  Philo- 
sophie erwiesen.  Engels  entwickelt  in  seinem  Ludwig  Feuerbach  den  materia- 
listischen Kern  der  Ideen  dieses  Philosophen  und  wundert  sich  darüber,  dass 
Fetierbadi  tatsächfidi  ein  gewisses  \norarteil  gegen  den  Namen  Materia- 
lismus hat: 

»Mit  unwiderstehlicher  Gewalt  dränprt  sich  ihm  schliesslich  die  Einsicht  auf,  dass 
die  Hegdsche  verweltliche  Existenz  der  absoluten  Idee,  die  Präexistens  der  logischen 
Kategorieen,  ehe  denn  ^  Wdt  war,  weiter  nichts  ist,  als  ein  phantastischer  Über- 
rest des  Glaubais  an  einen  ausserweltlichen  Schöpfer;  dass  die  stoffliche,  sinnltdi 
wahrnehmbare  Welt,  zn  der  wir  selbst  gidiören,  das  einzig  Wirklidie,  und  dass 
unser  Bewusstsein  und  Denken,  so  übersinnlich  es  sclieint,  das  Erzeugnis  eines 
stofflichen,  körperlichen  Organs,  des  Gehirns,  ist.  Die  Materie  ist  nicht  ein  Erzeugoia 
des  Geistes,  sondern  der  Geist  ist  selbst  nur  das  höchste  Produkt  der  Materie.  Dies 
ist  natürlich  reiner  Materialismus.  Hier  angekommen,  stutzt  Feiarbach.  Er  kann 
das  gewohnbeitsmässige,  philosophische  Vorurteil  nicht  überwinden,  das  Vorurteil 
nidit  gegen  die  Sachen  sondern  gegen  den  Namen  des  MateriaUsnms.«') 
Engels  stimmt  dem  Philosophen  Feuerbach  bei,  dass  der  naturwissenschaftliche 
Materialismus  die  Grundlage  des  Gebäudes  des  menschlichen  Wissens  sei : 
»Es  handelt  sich  also  darum,  die  Wissenschaft  von  der  Gesellschaft, 
das  hcisst  den  Inb^^iff  der  sogenannten  historischen  und  philosophischen  Witstn- 
schaftcn  mit  der  materialistischen  Grundlage  in  Einklang  tvt 
bringen  und  auf  ihr  zu  rekon atruieren.« 

Diese  Ausführungen  Engels'  schlagen  alle  Versudie,  die  Begründer  der  mate- 
rialistischen Geschichtsauffassung,  Marx  und  Engels,  aus  dem  Anhängericreis 

der  naturwissenschaftlichen  Materialisten  fortzurücken  und  sie  als  blosse  Rea- 
listen zu  stempeln,  sofort  tot.  Dr.  Adler  ist  wohl  selbst  die  geringe  Trag- 
fähigkeit einer  Beweisführung  zu  gunsten  der  nur  realistischen  Weltanschau- 
nng  von  Marx  imd  Engels  zum  Bewusstsein  gekommen,  denn  er  schliesst  an 
diese  sdir  spitzfindige  Argumentation  den  Sats  an: 

»Gewiss  werden  diese  Ausführungen  nicht  so  missverstanden  werden  können,  als  ob 
sie  behaupteten,  Marx  habe  mit  dem  Materialismus  gar  keine  oder  nur  schwache 
Fühlung  gehabt.  Im  Gegenteil  soll  gar  nicht  verkannt  werden,  dass  er  gar  kdner 
anderen  philosophischen  Richtung  näher  gcstiuiden  hat,  als  dieser.« 

DIE  Vorstellungen  von  Marx  und  Engels  über  die  Entstehung  der  Ideen  im 
Menschenkopfe  gldchen  auf  ein  Haar  den  Anschauungen  des  von  der  Er- 
kenntnistheorie völlig  unberührt  gebliebenen  naturwissenschaftlidien  Materia- 
lismus. Das  Ideelle  ist  nach  Marx  nichts  anderes,  als  das  im  Menschenkopf 
umgesetzte  imd  übersetzte  Materielle.  Er  verdammt  das  menschliche  Bewusst- 
sein zur  passiven  Rolle  eines  die  materiellen  Gegenstände  aufnehmenden  Spie- 
gels. Das  menschliche  Bewusstsein  ist  aber  mehr,  als  ein  blosser  Wasser- 
spiegd,  der  die  Sonne  und  Sterne,  kurz  die  ganze  Wdt,  nur  in  ihrer  Eigenart 
walirheitsgetreu  aufnimmt.  Das  menschliche  Bewusstsein  ist  wesentlich 
schöpferisch  an  der  Gestaltung  von  Sonne  und  Sterne  beteiligt,  die  nach  der 
Auffassung  der  naiven  Menschen  in  der  Aussenwclt  in  greifbarer  Wirklichkeit 
vorhanden  sind  und  vom  Bewmstsdn  nur  widergespiegelt  werden.  Dta  In- 
halt des  Bewttsstseins  sucht  Marx  inuner  dem  Sein  xu  entnehmen.  Das  Sehl 
ist  aber  berdts  durch  das  Bewusstsdn  gq^gen  und  nadi  den  Regdn  des  V<Hr- 

1)  Vergi.  Friedrieb  Engelt:  LifMiy  AMcrtMl  wMd  der  AmgoHg  dtf  Mmhckm  d«$ilukm PMh- 
Mopkü  /Stattcvt  1888/,  pig.  si. 


uiyui^Cü  üy  Google 


PAUL  KMiPPPMEyeR  *  ZUR  KRITIK  DER  PHILOSOPHISCHEN  ORUNDLAOEN  ETC. 


Stellens  und  Denkens  verarbeitet  worden.    Die  Kritik,  deren  Gegenstand  die 

Kultur  ist,  kann  nach  Marx  nicht  irgend  eine  Form  oder  ein  Resultat  des  Be- 

wttsstsdns  zur  Grundlage  haben,  ihr  kann  nidit  die  Idee,  sondern  die  Süssere 

Ersdieinnng  ntir  als  Aoagaagspaakt  dienen.    Der  Sozialiamos  ist  gleichsam 

nach  Marx  dne  äussere  erkennbare  materielle  Erscheinung.    Engels  sagt: 

>Der  moderne  Sozialismus  ist  seinem  Inhalte  nach  zunächst  das  Erzeugnis  der 
Anschauung,  einerseits  der  in  der  heutigen  Gesellschaft  herrschenden  Klassen- 
gegensätze von  Besitzenden  und  Besitzlosen,  Kapitalisten  vad  Lohnaibeitieni»  anderer- 
seits der  in  der  Produktion  herrschenden  Anarchie.« 

Die  Wurzeln  der  neuen  sozialistischen  Theorie  liegen  in  den  materiellen  öko- 
nomischen Tatsachen.  Der  Konflikt,  dem  der  Sozialismus  seine  Entstehung 
verdank^  kann  gleichsam  mit  Händen  gepackt  wenten,  er  ist  ein  Konflikt 
zwischen  den  Produktivkräften  und  der  Produktionsweise,  er  stdlt  sich  nicht 
dar  als  ein  in  den  Köpfen  der  Menschen  entstandener  Konflikt,  wie  etwa  der 
^der  Erbsünde  mit  der  göttlichen  Gerechtigkeit«,  sondern  er  ist  >in  den  Tat- 
sachen, objektiv,  ausser  uns,  unabhängig  vom  Wollen  imd  Laufen  selbst  der 
Mienschen«  vorhanden,  die  ihn  herbe^effihrt  haben.  Der  moderne  Sozialis- 
nms  ist  nichts  als  der  Gedankenreflex  dieses  tatsächlichen  Konflikts. 
DER  Miarxismus  hat  den  naturwissenschaftlichen  Materialismus  bisher  zu 
seiner  Grundlage  genommen.  Er  kann  dieses  Fundaments  völlig  entratcn. 
Viele  sozialwirtschaftiichen  Erscheinungen;  die  er  zur  Erklärung  bestimmter 
kidtttretter  Instttnttonen  heranxicht,  bleiben  als  soldie  bestehen,  andi  weim 
man  sich  der  Erkenntais|Mrocesse  klar  geworden  ist,  durch  die  sie  im  mensch- 
lichen Bewusstsein  zu  stände  gekommen  sind.  Aber  notwendig  erscheint  eine 
Umtaufung  der  materialisfischen  Geschicktsauffusstmg  in  eine  ökonomi4ch- 
sosiale  Geschichtsauffassung. 

ADLER  bat  das  Verdienst,  die  Bereditigung  der  kausalen  Auffassongsweifle 
in  der  Soaalwissenschaft  gegenüber  den  teleologischen  Sturmern  vom  Sdilage 
Richerts  nachgewiesen  zu  haben.    Gewiss,  die  Bestimmung  des  sozi^en  Ztt- 

Standes  der  Zukunft  aus  dem  sozialen  Zustand  der  Gegenwart  hat  seine  un- 
geheuren Schwierigkeiten.  In  der  sozialen  Welt  treten  zwecksetzende  Men- 
schen auf.  Wollen  wir  uns  über  die  Ztikunltsaktionen  dieser  Mensdien  aus- 
sprechen, so  müssen  wir  auf  ihre  wesentlichen  Ansdianungen,  ifie  sie  sich  von 

der  Welt,  von  ihrem  Verhalten  zu  ihren  Mitmenschen  gebildet  haben,  eingehen 
und  die  Machtentfaltung  und  Wirksamkeit  ihrer  "Zweckverbände  richtig  werten. 
Wir  werden  tausendmal  bei  der  Vorherbestimmuug  der  Handlungen  bewusster 
Menschen  in  die  Irre  gdien.  Es  ist  eine  falsche  Vorstdlung  der  Marxisten, 
dass  wir  Menschen  die  Notwendigkeit  des  Eintritts  der  zukünftigen  socia- 
listischen  Gesellschaftsordnimg  direkt  aus  der  technisch-ökonomischen  Ent- 
wickelung  der  Produktivkräfte  ablesen  können.  Bei  der  Betraditung  sozialer 
Umwälzungen  legt  Karl  Marx  den  entscheidenden  Wert  auf  die  technisch- 
ökonomische  Veränderung  der  Produktion,  auf  die  materiellen  natur- 
wissenschaftlich treu  zu  konstatierenden  Umwälzungen 
in  den  ökonomischen  Produktions  beding  ungen.  Gerade  die 
politischen,  rechtlichen  und  religiösen  Vurstclkingen,  die  sich  die  Menschen 
über  die  von  ihnen  bewirkten  sozialen  Umwälzungen  selbst  bildeten,  werden 
ganz  ungebührlich  in  den  Hintergrund  gedrängt  Und  doch  bestimmten  sie 
gerade  Yielfach  die  besondere  Art  der  menschlichen  Aktionen.    Und  diese 
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von  den  bewussten  Vorstellungen  der  Menschen  ausgehenden  Handlungen  sind 
doch  ohne  die  eingehende  Würdigung  dieser  V^orstcllunfjen  gar  nicht  zu  ver- 
stehen. Marx  wurde  zu  dieser  ganz  unbegründet  niedrigen  Einschätzung  der 
ideotogucken  Vorstellungen  dnrch  seine  Gnindansdiauungen  von  dem  ge- 
ringen Einflttss  —  oder  man  mochte  dirdct  si^n :  von  der  Einflusslosigkeit  ~ 
des  menschlichen  Bewusstseins  und  Willens  auf  die  sozialen  Umwälzungen 
verführt.  Marx  bezeichnet  in  der  berühmten  Vorrede  zum  Kapital  folgende 
Ideen,  die  einer  seiner  Kritiker  über  seine  sozialen  Grundanschauungen  ent- 
wickelt hat,  als  völlig  zutrefiFend: 

•Marx  betrachtet  die  gesellschaftliche  Bewegung  als  einen  naturgcschichtlichen  Pro- 
zessj  den  Gesetze  lenken,  die  nicht  nur  von  dem  Willen,  dem  Bewusstscin  und  der 
Absidit  der  Menschen  unabhängig  sind,  sondern  vietmehr  uiugciiehrt  deren  Willen, 

Bcwusstsein  bestimmen  .  .  .«^) 

Im  Kopfe  von  Marx  scheint  immer  bei  der  Entwickelung  seiner  eigenartigen 
ökonomisch-technischen  Umwälzungsideen  der  Gedanke  mitunterzulaufen,  der 
Konflikt  zwischen  den  gesellschaftlichen  Produktions- 
verhältnissen sei  gleichsam  in  der  Anschauung  gegeben, 
sei  naturwissenschaftlich  treu  direkt  zu  erfassen.  Der 
Vorstellung-  von  dem  Hinauswachsen  der  gcsellschaftliclien  Produktivkräfte 
über  eine  bestimmte  gesellschaftliche  Produktionsordnung  liegt  aber  ein  kompli- 
zierter Vorgang  der  Einschätzung  dieser  Kräfte  und  ein  Veigleidi  dieser 
Kräfte  mit  dem  Zweck  und  der  Leistung  einer  g^[ebenen  gesellschaftlichen 
Produktionsordnung  zu  Grunde.    Diese  \'orstelluns:  senkt  ihre  Wurzeln  tief 
in  den  eigentlichen  Grund  und  Boden  der  Teleologie  hinein.  Es  wird  bei  dieser 
■Marxschen  Umwälzungstheorie  vorausgesetzt,  dass  die  Produktionsordnung 
einer  bestimmten  Zeit  dem  Zweck  der  Förderung  der  Produktivkräfte  dient 
Ob  sie  diesen  Zweck  erfüllt,  ergibt  die  richtige  Beurteilung  der  vorhandenen 
Produktivkräfte.    Der   Vergleich   zwischen    den    Produktivkräften   und  der 
Produktionsordnung  stellt  die  Vorstellung  von  der  Nützlichkeit  oder  Schäd- 
lidikeit  einer  gegebenen  Produktionsordnung  in  Bezug  auf  die  Entwickelung 
oder  Hemmung  dar  Produktivkräfte  fest  Wir  haben  es  hier  mit  dem  Prozess 
einer  sehr  komplizierten  Urtetlsbildung  zu  tun.    Der  Mensch  hat  hier  bereits 
eine  Zweckbczichuntj  zwischen  den  Produktivkräften  und  den  Produktions- 
ordnungen geschaffen.    Das  Urteil  über  die  Nützlichkeit,  Schädlichkeit,  Über- 
flussigkeit  beruht  auf  d«r  GrundvorsteUung  von  einem  Zweck  der  Produktions- 
ordnung  überhaupt  Und  da  diese  Ordnung  den  sozialen  Zwtck  einer  Entwicke- 
lung der  Produktivkräfte  nicht  mehr  erfüllt,  wird  sie  als  überflüssig  betrachtet. 
NICHT  restlos  lassen  sich  ganze  Reihen  sozialer  Zusammenhänge  auf  he- 
wusste  Aktionen  gesellschaftlicher  Gruppen  zurückführen.    Die  Produktiv- 
kräfte schaffen  für  menschliche  Swedce»  aber  »e  werden  bisher  nur  unvoU- 
kommen  von  den  Gruppen,  die  heute  die  Verfügungsgewalt  über  sie  haben,  be- 
herrscht.  Aber  die  verheerende  Wut  der  unp^ozüg-elten  Pro<lnktivkräfte  erweckt 
zugleich  bewusste  Gegenmassregeln,  namentlich  von  selten  der  Klassen,  die  am 
eigenen  Leibe  das  blinde  Toben  dieser  Kräfte  erfahren.   Das  elementare  Han- 
deln der  Massen  wird  in  dnheitliche,  wohl  überdachte,  zweckmässige  Bahnen 
geleitet   Bei  aller  Anerkennung  des  Gedankens,  dass  sich  heute  zahlreidie 
Aktionen  noch  der  energischen  Steuerung  des  planmässigcn,  zwecksetzenden 
Bewusstseins  entziehen,  ist  doch  die  Schilderung  der  gesellschaftlichen  Ent- 
*J  Vcrgl.  Karl  Marx;  Das  Kapital,  I.  Ikt.,  4.  Ao/l.  /Hamborg  1690/,  pag.  XVL 


PAUL  XAMPFPMByeS  •  ZUR  KRITIK  DER  PHILOSOPHISCHEN  ORUHDLMIEN  ETC.  225 


wickelong  als  einer  dem  bewussten  Willen  völlig  ^tschlupfeiideD,  von  de- 

nientaren,  den  Menschen  fremden  Naturgesetzen  beberrachten  sovilen  Um- 
wälzung- eine  ganz  unhaltbare  Übertreibung, 

DIE  Adlersche  Studie  klingt  aus  in  die  begeisterte  Verkündigung  eines  sitt- 
lichen Ideals.  Die  Wissenschaft  mnss  sich  zu  einem  wahrhaft  mensdilichen 

Unternehmen  gestalten.  Sie  hat  sich  zu  erfüllen  mit  dem  «ttlich-sozialen 
Oeist  des  Menschentums.  Adler  schliesst  weit  die  Pforten  des  grossen  Reichs 
der  Ethik  auf.  Die  Gesetzmässigkeit  des  Wollens  kündigt  sich  im  Sitten- 
gesetz mit  seinem  Sollen  an.  Der  Mensch  schafft  der  Gesetzmässigkeit  des 
Wollens  äussere  Geltung,  und  er  wird  ein  Neuschöpfer  und  Wandler  der  irdi- 
schen Welt.  Die  Ethik  spielt  hier  eine  weltumwälaende  Rolle.  Sonst  tritt 
das  Sittliche  meist  in  den  marxistischen  Schriften,  so  zum  Beispiel  in  Engels' 
Anti-Dühring,  in  der  gedrückten,  dienenden  Stellung  der  Magd  auf.  Der 
Mensch,  das  Sittengesetz  erfüllend,  steht  mit  seinem  sittlichen  Urteil  nicht 
richtend  über  der  Produktionsordnung,  sondern  sein  ethisches  Urteil  wird  tou 
dieser  Ordnung  selbst  bestimmt  Die  ethischen  Werturteile  des  Menschen 
über  eine  Produktionsordnung  haben  nichts  Selbstherrliches,  Autonomes  an 
sich,  sondern  sie  hängen  in  ihrem  ganzen  Dasein  auf  das  engste  von  der  Lebens- 
fähigkeit oder  Lebensunfahigkeit  dieser  Produktionsordnung  ab.  Der  Ver- 
teilungsmodus einer  Produktionsordnung  erwedct  erat  die  ethisdie  Voratdlui^ 
von  der  Ungerechtigkeit  dieser  Ordnung,  wenn  die  Ordnung  selbst  im  Nieder- 
gang heprifTen  ist.  Die  Ethik  tritt  in  die  denkbar  engste  Verbindung  zu  dem 
Entw  ickeiungsstande  der  jeweiligen  Produktionsordnung.  Friedrich  Engels 
schreibt: 

•Die  erwadiende  Einsieht,  dass  die  bestdienden  gesdlsdialtiidiett  Bnriditnngen 

imvemünftig  und  ungerecht  sind,  ...  ist  nur  ein  Anzeichen  davon,  dass  in  den  Pro- 
duktionsmethoden  und  Austauschformen  in  aller  Stille  Veränderungen  vor  sich  ge- 
gangen sind,  zu  denen  die  auf  frühere  ökonomische  Bedingungen  zngesdimttcne  ge- 
sellschaftliche Ordnung  nicht  mehr  stimmt.«*) 

Wird  wohl  Dr.  Adler,  der  begeisterte  Apostel  der  Lehre  vom  Primat  der  prak- 
tischen Vernunft,  die  Ethik  aus  der  Aschenbrodelstellung,  die  sie  bisher  nodi 
in  den  marxistischen  Schriften  einnimmt,  herausrdasen  und  zur  herrschenden 
Königstochter  emporheben? 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 

LADISLAUS  GUMPLOWICZ-DAS  RUSSISCHE  KAISER- 
TUM UND  DIE  REVOLUTION 

EIT  drei  Jahrhunderten  ist  der  moskowitische  Erobercrsiaat  fast  un- 
aufhörlich nach  allen  Seiten  hin  gewachsen.  Der  Ausgangspunkt 
dieses  Wachstums  hat  seinen  vorherbesUmmten  Platz  auf  der  Land- 
karte :  er  lieg^  gerade  im  Herzen  des  kontinentalsten  Teils  von  Eunqia, 

annähernd  gleich  weit  entfernt  vom  Eismeer  und  vom  Schwarzen 
Meer,  der  Ostsee  nicht  viel  näher,  als  dem  Kaspischen  Binnenmeer.  Auf  dieser 
vretten  Ebene  mit  ihren  langen,  eisigen  Wintern,  die  jäh  in  kurze  sengend  heisse 

'jVetgL  Frladricli  EaceU:  Jftrr«  Engen  DAhrings  UmKähtmg  dtr  WUulueiiafi,  2.  Aofl.  /Zfirick 
m^l,  jag.  S53. 
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Sommer  miudilBgen,  auf  dieser  nach  aUen  Seiten  sdiutzIoB  offenen  Flädic, 

über  welche  Stürme  und  Eroberer  ohne  Widerstand  dahinfegten,  hatten  Natur 
und  Geschichte  ein  Geschlecht  von  Menschen  gezüchtet,  die  es  gelernt  hatten, 
der  Eiseskälte  und  dem  Sonnenbrand  gleichmütig  stillzuhalten,  vor  den  Er- 
oberem aus  Nord  und  Süd  sieh  schweigend  xa  ducken.  Geduldige  Bffen- 
schen,  deren  höchste  Tugend  die  Passivität  war.  Die  selbst  den  Hunger  be- 
siegten,  indem  sie  monatelang  fast  regungslos  und  wortlos  auf  der  Ofenbank 
lagen,  um  ihr  Restchen  Lebenskraft  beisammenzuhalten  bis  zur  neuen  Ernte. 
Und  wie  die  Ernte  des  Schnitters,  so  harrten  diese  geduldigen  Menschenniassen 
des  Eroberers.  Wer  wohl  die  ersten  Schnitter  waren?  Wir  wissen  es  nicht; 
der  Nebd  der  Ui^chichte  verhüllt  sie.  Die  ersten»  die  aus  dem  Nebd  hervor- 
treten, sind  die  Qiazaren,  schwarzäugige,  straffhaarige  Reiter  aus  den  Steppen 
des  Südostens.  In  den  Hafenstädten  am  Schwarzen  Meer,  wo  Griechentum 
und  Judentum  sich  kreuzten,  hatten  ihre  Fürsten  den  jüdischen  Glauben 
kennen  gelernt  und  »ch  zu  ihm  bekehrt.  Diesem  Bdspiel  der  Chazarenchane 
folgten,  so  scheint  es,  nicht  nur  ihre  eigenen  Krieger,  sondern  auch  viele 
aus  den  untervvorfenen  Stämmen.  Auf  diese  türkenähnlichen  Reiter  mit  den 
biblischen  Namen  folgten  heidnische  Seefahrer  aus  diem  Nordwesten,  die 
Waräger  aus  dem  schwedischen  Lande  Rhos,  welche  an  dem  von  streitbaren 
Esthen  bewohnten  Küstenstrich  vorbei  die  Flüsse  hinaufruderten,  um  die 
slawischen  Ackerbauer  der  Waldlichtungen  sich  Untertan  zu  machen;  vom 
Ilmensee  und  Peipussee  drangen  sie  südwärts  und  trieben  mit  ihren  zwei- 
schneidigen Schwertern  die  Chazaren  vor  sich  her.  So  zahlt  von  nun  an 
nicht  mehr  den  Chazaren  (Zins,  sondern  mir!  gebot  der  Waräger  Rurik  den 
erschreckten  Bauernschaften  der  Ebenen.  Aber  hatte  das  Judoitum  die 
Chazaren  für  sich  gewonnen,  so  wusste  das  Byzantinertum  die  Waräger  in 
seinen  Bannkreis  zu  ziehen.  Aus  der  Wikingcrtocbter  Helga  wurde  die  christ- 
liche Grossfürstin  Helene,  nordische  Rauheit  verschmolz  mit  griechischer 
Arglist  Von  nun  an  breiteten  die  Waräger  ihre  kleinen  zerspUtterten  Feudai- 
staaten  immer  weiter  über  die  Ebenen  aus,  zahllosen  Slawen-  und  Finnen-  . 
Stämmen  Zins  auferlegend,  selbst  slawisiert  und  verdnristlicht  und  die  Finnen 
verchristlichend  und  slawisierend  —  bis  ein  neues  zerstörendes  Unwetter  von 
Südosten  heranbrauste:  der  Mongolensturm. 

ALS  sich  dieser  Sturm  nach  ein  paar  Jahrhunderten  verzogen  hatte,  waren 
Mienschen  und  Dinge  gründlich  verändert  Fast  der  ganze  Westen  und  Süd- 
westen der  alten  Warägerlande,  ganz  Weissruthenien  und  ganz  Ukraina  hatte 
nach  argen  Verwüstungen  schliesslich  bei  den  Litauern  Schutz  gesucht  und 
gefunden,  mancher  Fürst  skandinavischen  Blutes  und  griechisch-christlichen 
Glaubens  wurde  zum  Vasallen  dieser  tapferen  heidnischen  Bärenjäger,  deren 
Sprache  das  reinste  Arisch  ist,  das  die  Wissenschaft  kennt,  und  die  in  ihren 
unzugänglichen  sumpfigen  Wäldern  noch  im  XIV.  Jahrhundert  den  Donner- 
gott Perkunas  und  die  Liebesgöttini  Milda  verehrten.  Und  als  dann  der 
litauische  Grossfürst  Jagello  sich  mit  der  Folcnkönigin  Jadwiga  vermählte  und 
um  ihretwegen  das  römische  Christentum  amtahm,  da  wurde  (fairch  Ae  Union 
mit  Polen  audi  Litauen  in  den  Kreis  römisch-abendländischer  Gesittui^  ge- 
zogen, und  mit  Litauen  auch  Weissruthenien  und  Ukraina  bis  über  den  Dnieper 
hinaus.  So  umfasstc  nun  das  polnisch-litauische  Doppelreich  die  klimatisch 
so  wolildiaraktcrisicrte  Cbcrgangszone  zwischen  dem  milden  Seeklima  Wcst- 
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europas  und  dein  schrotTcn  Landklima  Russlands,  symmetrisch  zu  beiden  Seiten 
jener  Einschnürungsstelle  zwischen  dem  Schwarzen  Meer  und  der  Ostsee,  wo 
sich  das  Festland  Europas  noch  einmal  verengt,  um  sich  dann  endgültig  zn 
asiatischer  Massigkeit  auszuweiten.  In  dieses  Übergangsgebiet  waren  froh- 
zeitig  von  Westen  und  Süden  her  mannigfaltige  Kulturkeime  eingedrungen  und 
gelangten  zu  hoher  Blüte  und  eigenartiger  Ausprägung.  Weiter  ostwärts 
aber  war  so  ziemlich  alle  europäische  Kultur  in  Grund  und  Boden  gestajupft 
worden,  bis  auf  rein  änsserlichen,  ^h  chrisdich  nennenden  Formelkram;  was 
etwa  in  den  Grenzstrichen  noch  stehen  geblieben  war,  wie  die  volkreiche 
Hansestadt  Nowgorod  (Neugarten),  das  zerstörten  in  blinder  Wut  die  christ- 
lichen ( jfo.ssfürsten  von  Moskau  selbst,  die  nur  um  den  Preis  ebenbürtige 
GcgiKT  der  Tartarenchane  geworden  waren,  dass  sie  ihre  eigene  Regierungs- 
kunst  durch  und  durdi  tartarisiert  hatten  und  an  brutaler  Barbarei  mit  ihren 
Lehrmeistern  wetteiferten.  So  stand  nun  jene  unheilvolle  Macht  fertig  da, 
welche  seither  bis  auf  den  heutigen  Tag  jeden  Fortschritt  in  Europa  mit  roher 
Faust  zu  unterdrücken  beflissen  war:  eine  knutenschwingende  Despotie  nach 
tartarischem  Vorbild,  gestützt  und  zu  schrankenloser  Willkür  aufgestachelt 
von  einem  an  byzantinischen  Ränken  geschulten  Priestertum  und  getragen  von 
einer  millionenköpfigen  Masse  arbeitsaaswT,  geduldiger,  unwissender  Bauern» 
deren  höchste  Weisheit  es  nach  wie  vnr  war.  sich  vor  Gewalttat  und  t^ber- 
niacht  gottergeben  zu  ducken.  Das  Gewicht  dieser  Masse  war  breit  und  schwer 
genug,  um  sich  über  kleinere,  wenn  auch  kulturell  höher  stehende  Länder  zer- 
malmend hinzuwalzen  und  an  Stelle  selbständiger  Getstesentwickelu^  die 
stupide  russische  Theokratie  auszubreiten. 

AR  FR  noch  verspürte  man  in  Westeuropa  nichts  von  der  heranwachsenden 
neuen  Grossmacht.  Zwischen  Westeuropa  und  Russland  lag  Polen,  damals  ein 
starker,  wdirhafter  Staat,  ein  ^Zentrum  intensiven  geistigen  Letois  und  eine 
Zufluchtsstätte  religiöser  Toleranz.  Erst  als  im  Laufe  des  XVIL  Jahrhunderts 

G^enreformation  und  Jesuitenherrschaft  Polen  entnervt  hatten,  da  hatte  das 
Zarentuni  freies  Spiel :  es  nistete  sich  in  dem  immer  ohnmächtiger  werdenden 
Polen  ein  und  hintertrieb  systematisch  alle  Reform  versuche,  bis  es  die  Teilung 
Polens  herbeiführte  und  damit  der  unmittelbare  Nadibar  Deutsdilands  und 
Österreichs  und  der  eigentliche  Oberherr  Europas  wurde. 
INDES,  genug  der  gesclnchtlichen  Erinnerungen!  Stellen  wir  lieber  die  Frage: 
Woher  kommt  dieser  unerhörte,  unaufhaltsame  Fxpansionsdrang.  der  die 
russischen  Wafi'en  zu  fünf  Meeren  trug,  der  so  viel  jahrhundertealte  Kultur- 
arbeit vernichtet  hat,  der  aus  so  weiten  GeUeten  den  abendländisdien  Kalender 
verdrängt  hat  zu  gunsten  des  um  dreizehn  Tage  nachhinkenden  morgen- 
Irindischen,  <lie  lateinische  Schrift  zu  gunstcn  der  bizarren  griechisch  ru-^slschen 
Zeichen,  der  den  Halbmond  immer  weiter  nach  Süden,  das  römische  imd  das 
evangelische  Kreuz  immer  weiter  nach  Westen  zurückdrängte  zu  gunsten  des 
realistischen  russischen  Marterholzes  mit  dem  schiefgestellten  dritten 
Querbalken? 

DIE  Antwort  lautet :  Das  Flächenwachstum  war  deshalb  ein  so  enormes,  weil 
CS  das  fast  völlig  fehlende  Tiefenwachstum  ersetzen  musste.  Ein  Staat,  dessen 
Bürger  von  Generation  zu  Generation  zivilisierter,  gebildeter  und  wirtschaftlich 
tüchtiger  werden,  kann  an  Macht  und  Volkszahl  gewaltig  zundunen,  ohne  seine 
Grenzen  zu  erweitem;  ein  Staa^  der  mit  seinm  Boden  und  seinen  Ein- 
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wohnem  Raubbau  treibt,  muss  immer  neuen  Raub  haben,  oder  er  bricht  zu- 
sammen. Ein  Ameisenhaufen  mag  jahrelang  an  einem  Orte  bleiben;  ein  Heu- 
schreckenschwarm  muss  wandern,  oder  er  stirbt. 

UND  Raubbau  trdbt  RuasUuid  mit  Land  und  Volk.  Den  fruchtbarsten  Boden 
Europas,  die  schwarMe  Erde,  hat  menschliche  Misswirtschaft  künstlich  ent- 
wertet. Elende  hölzerne  Pflüge,  kaum  mit  einem  Stückchen  dünnen  Blechs 
beschlagen,  haben  die  Oberfläche  des  Ackerlandes  längst  zu  Pulver  zerstäubt, 
während  wenige  21oli  tiefer  noch  unberührter  Humus  brachliegt  Alljährlich 
sterben  Hunderttausende  arbeitsamer  Menschen  den  Hungertod.  Aber  der 
Bauer  kann  sich  keinen  besseren  Pflug  kaufen,  diOUl  einer  schwindelhaften 
Industrieblütc  zuliebe  hat  man  die  Zölle  auf  Eisenwaren  wahnwitzig  in  die 
Höhe  geschraubt,  bevor  die  inländische  Industrie  Ersatz  schatfen  konnte.  Gute 
Pflüge  sind  also  teuer;  der  Baner  aber  hat  kein  Geld,  denn  ein  täppisch-brutales 
Steuersystem  schidpft  ihn  bis  aufs  Blut  und  Uefert  ihn  den  Wucherern  aus. 
Und  hätte  der  Bauer  auch  Gdd,  so  ist  zunächst  noch  die  Frage,  was  er  damit 
anzufangen  wüsste;  denn  man  hat  die  Schulen,  soweit  sie  vorhanden  waren, 
vorsätzlich  einem  unwissenden  und  trunksüchtigen  Pfaffentum  überantwortet, 
damit  das  Volk  durch  weltliche  Bildung^  nidit  rebellisch  werde. 
DIE  Regd  ist:  Ein  Land,  das  funfaig  Jahre  lang  unter  russischer  Verwal- 
tung  steht,  ist  ein  armes  Land  geworden.  Geknechtet,  geknebelt,  geplündert 
liegt  es  darnieder ;  sein  früherer  Reichtum  ist  in  die  Taschen  diebischer  Burcau- 
kraten  gewandert,  die  Quellen  neuen  Reichtums  sind  verstopft.  Folglich  muss 
Russland  sdne  Riesenmassen  passiven,  beliebig  lenkbaren  Menschemnaterials 
immer  wieder  zu  neuen  Eroberungen  verwenden.  Wie  nach  dem  seligen  Nassau 
W.  Senior  der  gesamte  Profit  des  Fabrikanten  von  der  Iclztcn  Stinufr  des 
Arbeitstages  abhängen  sollte,  so  hängt  der  Reichtum  luul  die  Grossniaclu- 
slellung  des  Zarentunis  jcweilen  von  der  zuletzt  eroberten  Provinz  ab,  während 
im  Innern  dironische  Hungersnöte  grassieren.  So  gleicht  der  zartsche  Er- 
obererstaat einem  um  sich  fressenden  Geschwür,  das  im  Zentnun  längst  alles 
Gewebe  zum  Absterbeji  j^cbrricht  hat,  während  es,  an  der  Peripherie  fort- 
schreitend, frische  Entzündungsherde  hervorruft. 

ABER  damit  ein  solches  Raubsystem  dauern  könne,  dazu  ist  eines  notwendig: 
die  Bewohner  der  unterjochten  und  ausgesaugten  Provinzen  müssen  von  der 
russischen  Theokratie  assimiliert  werden,  sie  müssen  sich  in  geduldige,  gläubige, 
lenksame  Mushiks  verwandeln.  Das  wurde  aber  um  so  schwieriger,  je  mehr 
das  Zarentum  von  seiner  Geburtsstatte,  der  zentralrussischen  Ebene  aus,  weiter 
tmd  weiter  nach  Europa  hinein  vordrang.  Die  armen  gedrückten  weiss- 
ruthenisdien  Bauern,  deren  Land  über  ein  Jahrhundert  lang  der  Schauplatz 
verwüstender  Grenzkriege  gewesen  war,  in  die  russische  Orthodoxie  lünein- 
zuprügeln,  war  im  ganzen  nicht  allzuschwer;  aus  den  Letten  tmd  den  Litauern 
orthodoxe  Russen  zu  machen,  ist  niclit  gelungen  und  wird  nicht  gelingen.  Den 
Ukrainern  (Ruthenen),  die  heute  im  russischen  Staatsgelnet  allein  über 
zwanzig  Millionen  Menschen  zählen,  wurde  der  öffentliche  Gebraudi  ihrer 
Sprache  in  Wort  und  Schrift  streng  verboten;  höchstens  ein  bisschen  Dialekt* 
poesie  wurde  ab  und  zu  in  Gnaden  erlaubt.  Als  in  der  Hauptstadt  Ukrainas, 
in  Kiew,  ein  Slawistenkongress,  der  Kongress  der  Erforscher  slawischer 
Sprachen,  stattfand,  hidten  die  gelehrten  Herren  in  der  Eröffnungssitzung  Be- 
grüssnngsreden  in  sämtlichen  slawischen  S»prachen,  nur  nicht  auf  ukrainisch; 
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flas  hatte  die  Polizei  verboten.  Sog'ar  der  Name  Ukraina  wurde  gesetzlich 
verpönt  und  durch  das  offizielle  Lügenwort  Klcinrussland  /ersetzt.  Trotz 
alledem  aber,  nach  zwei  Jahrhunderten  systematische^  Renegatenzüchtimg, 
sind  die  Ukrainer  noch  immer  Ukrainer  gddidm  uid  keine  Klehi^mtsen 
geworden.  Noch  starker  ist  der  Widerstand  bekanntlich  in  Finnland,  in 
.  Polen,  in  Georgien  und  in  Armenien.  Wie  sich  die  Finnländer,  durch  immer 
neue  gouvernementale  Schandtaten  vorwärtsgepeitscht,  binnen  wenigen  Jahren 
vom  friedlichen  passiven  Widerstand  zum  Terrorismus  entwickelt  haben,  ist 
anbekannt  Und  was  in  Geoi^en  und  in  Armenien  seit  Jahresfrist  vorgdli^ 
i.st  der  Anfang  vom  Ende  der  Rnssenherrachaft  s&dwarts  des  Kaukasus. 
TND  Polen? 

WER  verstehen  lernen  will,  warum  das  russische  Reich  in  seinen  jetzigen 
Grenzen  kein  demokratischer  oder  auch  nur  ehrlich  parlamentarischer  Staat 
werden  kann,  es  sei  denn,  es  verwandle  sich  zng^eidi  in  einen  Bundesstaat 
lockerster  Art,  der  blicke  nach  Rttssisdi  Polen.  Ein  Land,  wo  die  Menschen 
fast  viermal  so  dicht  beisammen  wohnen,  wie  durchschnittlich  sonst  im  euro- 
paischen Russland;  ein  Land,  wo  trotz  des  unausgesetzten  Kampfes  zwisclien 
der  verhassten  mttisdien  Staataschnle  und  dem  heimlichen  pohlischen  Privat- 
unterricht die  Zahl  der  Analpfaahelen  um  ein  Vielfadies  geringer  ist;  als  in 
Russland;  ein  Land,  wo  die  Grossindustrie  im  Verhältnis  zur  Bevölkerungs- 
zahl um  ein  Vielfaches  stärker  ist,  als  in  Russland;  ein  Land,  wo  die  Tra- 
dition des  Parlamentarismus  und  verfassungsmassig  verbürgter  persönlicher 
und  politischer  Freiheit  zahlreidier  Volksschichten  dtenso  alt  ist,  wie  in  Russ- 
land die  Tradition  der  Despotie:  kann  ein  soldies  Land  anders  tmter  russischer 
Botmässigkeit  erhalten  werden,  als  durch  die  nackte  Gewalt?  Achtung  vor  den 
Vertretern  der  russischen  Staatsgewalt  empfindet  in  Polen  kein  Mensch ;  nur 
die  Ftu'cht  vor  den  Bajonetten  und  Kanonen  war  es,  was  diesem  ebenso  bestech- 
lichen, wie  rüden  Gesindel  Irisher  einen  äusserUchen  und  unaufrichtigen  Ge- 
horsam gesichert  hatte.   Und  jetit  versagt  auch  diese  Furcht  

UND  während  die  Nachrichten  aus  Warschau  und  Lotlz,  aus  Radom  und 
Ostrowiec,  aus  Czenstochau  und  Sosnowice  laut  bekunden,  dass  das  Zarentuni 
im  Westen  an  der  Grenze  seines  Wachstums  angelangt  ist,  bekunden  die 
Nachrichten  aus  der  Mandschurei  das  gleiche  fSr  den  fernen  Osten.  Während 
im  Westen  das  Proletariat  eines  seit  hundert  Jahren  unterdrückten  Volkes 
sich  erhoben  hat,  um  gegen  den  nissischen  Imperialismus  und  für  den  Sozia- 
lismus zugleich  zu  kämpfen,  führt  im  Osten  eine  noch  unabhängige  Nation 
vorbeugend  seine  wuchtigen  Hiebe  gegen  das  Untier,  das  eben  den  Rachen 
aufsperren  wollte,  um  sie  zu  verschlingen.  Und  die  Hiebe  sitzen.  Auch  dort 
ist  das  Zarentum,  nachdem  es  so  viele  wehrlose  kleine  Hirten-  und  Bauern- 
vöIkchen  eingeschluckt  hat,  endlich  auf  einen  widerstaudsfäliigcn  Gegner  ge- 
stossen.  Auch  dort  kann  es  nicht  mehr  weiter.  Nach  beiden  Richtungen  hin 
haben  die  Bakterien  des  fressenden  Geschwürs  sich  allzu  weit  entfernt  von  dem 
Orte  verminderten  Widerstandes,  wo  sie  sidi  zuerst  eingenistet  hatten;  sie 
treffen  auf  gesundes,  widerstandsfähiges  Gewebe,  das  den  Giftkeimen  nicht 
erliegt,  sondern  sie  tötet.  Kann  sich  aber  das  fressende  Geschwür  nicht  mehr 
ausbreiten,  so  muss  es  vernarben  und  schwinden.  Das  Zarentum  hat  aufgehört, 
ztt  wachsen;  folglidi  muss  es  zerfallen  und  wird  zerfallen  in  den  konstitutto- 
nelleo  russischen  Nationalstaat  und  in  die  Freistaaten  der  bisher  von  Russland 
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unterjochten  Nationen.  Und  damit  erst  wird  freie  Bahn  gesdiaffen  sein  ffir 
eine  nomale  Entwickelui^       Sozialismus,  hier  wie  dort 

XXX 
ABER  der  Kapitaliänius?  Hat  er  sich  denn  nicht  schon  innerhalb  des  abso- 
lutistischen Stütes  entwickelt?  Und  hat  er  nicht  schon  innerhalb  des  Zaren- 
tums  ein  modernes  mssiscfaea  Proletariat  und  eine  moderne  Arbeiterbewegung 

geschaffen  ? 

JE  nun,  wenn  ein  Samenkorn  im  Keller  keimt,  so  wird's  auch  eine  Pflanze, 
aber  fragt  mich  nur  nicht,  was  für  eine.  Im  eigentlichen  Russland  fehlen 
fär  eine  normale  industridle  Entwickelung  zwei  Hauptbedingungen:  Be- 
wegungsfreiheit und  ei|i  aufnahmefiihiger  innerer  llhrkt  Das  Einkommen 
des  typischen  russischen  Kapitalisten  ist  denn  auch  grossentcils  kein  in- 
dustrieller Mehrwert,  sondern  stammt  aus  ursprünglicher  Akkumulation,  und 
zw^  einer  Akkumulation  der  waldurspriinglichsten  Sorte:  Regienings- 
8ubventi(men,  in  die  sich  die  letzte  Kuh  und  das  letzte  Ackergerat  gepfändeter 
und  dem  Verhungern  preist^^cgcbener  Bauern  umsetzt;  konzessicmierte  Wald- 
verwüstungen in  den  neueroberten  Provinzen ;  vor  allem  aber  enorme  Zahluntren 
aus  der  Staatskasse  für  liederlich,  betrügerisch  oder  auch  überhaupt  mchi 
ausgeführte  staadiche  Lieferungen.  Der  Imperialismus  braucht  'strategisdte 
Eisenbahnen,  braudit  Kriegssdiiffc,  Inraucht  Waffen,  braudit  Festungsbauten, 
braucht  Nahrung  und  Kleidung  für  Hunderttausende  von  Soldaten.  Bei  alle- 
dem kann  man  stehlen;  der  Kapitalist  gibt  einige  Zehntausende  von  Rubeln  auf 
Trinkgelder  für  die  Beamten  aus  —  und  hat  den  Freibrief  erlangt,  den  Staat 
uro  Millionen  Rubel  zu  betrügen.  Das  sdiafft  Ersatz  für  die  fehlende  Kauf- 
kraft der  ausgeplünderten  Bauern  und  der  elend  bezahlten .  Arbeiter.  Und 
das  Raubsystem  ist  so  allgemein,  dass  der  einzelne  Industrielle  schon  ein  Ideal- 
mensch oder  ein  dummer  Kerl  sein  muss,  wenn  er  nicht  mitstichlt.  Die  spe- 
zifisch russische  Abart  des  Imperialismus  lenkt  also  die  Bourgeoisie  ab  von 
ihrer  ökonomischen  Mission,  der  Mehrwertanhiuf ung  mit  Hilfe 
progressiver  Steigerung  der  Produktivität  der  Arbeit, 
iiulcm  sie  es  ihr  ermöfjlicht,  sich  fortgesetzt  rein  parasitisch  durch  unproduk- 
tiven Raub  7.U  bereichern.  Sic  schafft  eine  Afterbourgeoisic,  welche,  statt 
dem  Ab^lulisnius  gegenüber  revolutionär  aufzutreten  und  ihn  im  Kampfe  um 
Bürgerrechte  und  Menschenrechte  niederzuringen,  um  die  .Wette  mit  der 
Bureaukrati(  vor  dem  Staate  kriecht,  um  den  Staat  bestehlen  zu  können. 
Finc  solche  Bourijcoisie  konnte  sich  mit  dem  .Xhsolutisnnis  recht  vertragen. 
So  wuch.s  denn  auch  das  junge  rus.si.sche  Proletariat  in  der  Kerkerluft  des 
Absolutismus  auf.  Alles  vereinigte  sich,  um  in  dem  auf  dem  Lande  geborenen 
russischen  Industriearbeiter  den  glaubensfrommen,  zarentreuen  Mushik  leben- 
dig zu  erhalten:  das  von  feudal-ständischem  Geiste  durchtränkte  Gesetz,  da-i 
ihn  bis  ans  Txhensendc  als  Krcstjanin  (Bauer)  betrachtet  ittul  l)ol)an(leIt, 
der  Mangel  revolutionärer  Tradition  bei  den  .Städtern,  der  Mangel  jeglicher 
Vereins-  und  Versammlungsfreiheit,  endlich  und  vor  allem  die  Zensur,  die  der 
volkstümlichen,  nadi  Schreibweise,  Umfai^  und  Preis  den  Arbeitern  zugäng- 
lichen Literatur  gegenüber  mit  besonders  misstrai  i  !  <  r  Schärfe  gehandhabt 
wird.  Aber  auch  jene  radikalen  .'\kademiker,  aus  deren  Reihen  die  Führer  der 
russischen  Arbeaterbewegimg  hervorgegangen  sind,  haben  diese  künstlichen 
Schranken  freier  Geistesentfaltung  vielfach  nur  teilweise  übersprungen.  Ihnen 
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allen  ist  auf  der  Schulbank  eine  grSblich  gefälschte  Geschichtschreibung  ein- 
gqpaukt  worden;  und  sie  alle  mussten  durch  die  SchuU-  rk-r  russisch-ortho- 
doxen Theologie  und  ihrer  byzantinischen  Spitzfindigkeiten  und  Sophistereien 
hindurch.  Natürlich  liabcn  sie  dem  Zarenglauben  im  religiösen,  wie  iiu  po- 
litischen Sinne  läi^^  den  Rucken  gekehrt;  aber  der  allrussische  Imperialismus 
und  die  byzantinische  Sophisterei  sind  nur  zu  oft  haften  geblieben.  Nur  da- 
durch wird  CS  verständlich,  dass  fiie  im  Ausland  residierenden  Führer  der 
Rtissischett  sozialdemokratischen  Arbeiterpartei  in  der  Bekämpfung  der  Un- 
abhängigkeitstendenzen der  von  Russland  unterjochten  Nationen  eine  ihrer 
dringendsten  Aufgaben  eri)licken;  nur  so  ist  es  zu  erklären,  dass  seit  Beginn 
des  Krieges  die  selben  Führer  weder  den  inneren  Hader  unter  sich,  noch  den 
hnidermörderischen  Kampf  ercfT^^n  die  russischen  Socialrevolutionärc^)  und 
gegen  die  sozialistischen  Parteien  der  unterjochten  Nationen  auch  nur  zwei 
Wochen  lang  haben  ruhen  lassen,  dass  aber  die  Russische  sozuüdemokratisckc 
ArbAterpwrtei  von  ihrem  zweiten  Parteitag  /Herbst  1903/  bis  tief  in  den 
Herbst  1904  hinein  keine  einzige  Nummer  eines  Arbeiterblattes  hat  erscheinen 
lassen.  Dafür  erschienen  allmonatlich  vier  Nummern  der/j^ra.mipefüllt  mit  ebenso 
gelehrten,  wie  giftigen  polemischen  Artikeln,  die  nicht  einmal  jeder  Akadenüker 
versteht,  geschweige  denn  ein  Arbeiter;  in  diesen  Artikeln  wurde  den  Mitglie- 
dern all  jener  sozialistischen  Parteien  im  Zarenreiche,  welche  die  Anschau- 
ungen der  Idtn  nicht  bill^en,  haarscharf  nachp^cwiesen,  dass  sie  im  Grunde 
nur  oranz  g'cmcine  Bourg'cois  seien.  Ausserdem  cr.schicn  eine  stattliche  Serie 
von  Broschüren,  worin  die  seit  dem  zweiten  Parteitag  offiziell  so  bezeichnete 
Mehrheit  der  russUeheH  sogkMeiiu^tratisehen  Arbeiterpartei  (Richtung 
Lenin)  polemisch  vernichtet  wurde;  die  Mehrheit  liess  ihrerseits  dne  ansehn- 
liche Zahl  von  Broschüren  erscheinen,  deren  spezieller  Zweck  es  ist,  die  A/»Mrfer- 
heit  der  russischen  sozialdemokratischen  Arbeiterpartei  (Richtung  Plcchanow) 
kritisch  zu  bekamptcn-J.  Eine  weitere,  höchst  dringende  Aufgabe  erblickten  ' 
diese  ReiUpolitiker  in  der  masslosen  VeH^mung  und  Beschimpfung  der  rus- 
sischen Liberalen.  Und  während  Genosse  Plcchanow,  edlen  Eifers  voll, 
den  erhabenen  Zielen  der  Vernichtung  der  Pohlischen  sozialistischen  Partei, 
der  Zerschmetterung  der  litauischen,  georgischen  und  annenischen  Sozialisten, 
der  Demütigung  des  Allgemeinen  jüdischen  Arbeiterbundes,  der  Zermahnung 
der  russischen  Sosiab^evolutionäre  und  der  Unterwerfung  der  rebellischen 
Mehrheit  der  russischen  sozialdemokratischen  Arbeiterpartei  nachjagte  — 
^v;ihrend  dessen  nahmen  die  Ereignisse  in  Russland  selbst  ihren  Lauf  bis  zu  dem 
furchtbaren  22.  Januar  

DIE  Sozialrcvolutiomrc  waren  es,  tUc  walirend  iliescr  Zeit  die  Ehre  des 
russischen  Sozialismus  retteten.  Sie  hatten  schon  vor  Jahren  erkannt,  dass 
man  unter  den  russischen  Verhältnissen  nicht  warten  darf,  bis  dieser  oder 
jener  Bauer  in  die  Stadt  wandert,  t'.m  dauernd  oder  zeitweilig  in  der  Fabrik 
zu  arbeiten,  sondern  dass  man  neben  der  stadtischen  von  vornherein  auch  eine 
ländliche  Agitation  etitfaltcn  nuiss.    Unrl  sie  haben  erkannt,  dass  eine  sozia- 

)^Vljrtli•  h  Partei  derSozialiaten-Reiolutuin^ire:  iÜpmt  N:iiiil'  w  inl  im  I -i  hen  nii  ht  seltrn  mit 
sozialistische  Revolutionäre  a  ;l'  r^<v'''i'"ii.  /  iM  ;l<  '^  .lurh  wohl  mit  revoliilionäre  Suzialisten.  U-:  I  :  ,  • 
züsi&ihcn:  socialistes  revolutionnaires.  Die  <)r|i;ane  dieser  Partri  sind:  Ren'oluzjonnaja  Rossija  {Das 
revolultonärt  Jbtssland),  Wjestnik  Russkij  Renrotitzji  (liote  der  russisdun  R$90llUlon)  ud  die  sar 
JofonutiOB  niditnaiifdiei  Lwor  fitaufinKh  ersdieiaende  Ttibuns  Rmsst. 

9  NeoMlen  acteut  die  MOMuU  «ine  piaktiacheie  Taktik  «iucUasen  la  wollen;  ireiteret  bleibt  ab« 
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listische  Partei  den  Absolutismus  mit  ganz  anderen,  schärferen  WafToii  be- 
kämpfen darf  und  soll,  als  mit  jenen,  die  einem  konstitutionellen  Regime  gegen- 
über einzig  am  Platze  sind.  Und  sie  haben,  statt  in  schablonenhafter  Weise 
das  Zarenreich  mit  einein  der  westeuropäischen  Nationalstaaten  xn  verwechseln^ 
die  reaktionäre  Natur  aller  russisch-imperialistischen  Herrschaftsgclüste  er- 
kannt und  unumwunden  auf  diese  Gelüste  verzichtet,  indem  sie  jeder  der 
unterjochten  Nationen  das  Recht  auf  so  viel  politische  Selbständigkeit  zu- 
sprechen, als  sie  selbst  zu  fordern  für  gut  finden.  Diese  gut  internationale 
imd  gut  socialistische  Partei  ist  unter  den  denkbar  schwierigsten  Verhältnissen 
mit  ebensoviel  Klugheit,  wie  Kühnheit  bemüht,  die  Schwäche  des  fiSarentums 
aufzudecken  und  dadurch  die  blinde  Anhänglichkeit  der  russischen  Volks- 
massen  an  ihren  vermeintlich  allmächtigen  Fetisch  zu  erschüttern.  Noch 
in  später  Zukunft  werden  die  befreiten  Völker  Osteuropas  mit  Ehrfurcht  der 
Märtyrer  dieser  Partei  gedenken»  der  Balmaschew  und  Saaonow,  die  keine  dis« 
kutierwütigen  Pedanten  waren,  sondern  Männer  der  Tat. 
NEBENBEI  bemerkt:  Wenn  man  die  russischen  Liberalen  (Dichter,  Schrift- 
steller, Gelehrte,  Arzte,  Juristen,  dazu  eine  Elite  von  ihren  Standesgenossen 
gemiedener  fortsdirittlidier  Gutsbesitzer)  als  sctmSekUehes  Pack  venm* 
glimpftp  mit  wdchem  nisammen  au  kongresseln  keinen  Zwedc  habe^  so  bt  dies 
ein  ziemlich  kindischer  Sport.  Die  ntssisdien  Liberalen  leisten  das,  was  man 
von  bürgerlichen  und  adeligen  Liberalen  zu  erwarten  berechtigt  ist;  dagegen 
leistet  die  Russische  sozialdemokratische  Arbeiterpartei  mcht  das,  was  mau 
von  einer  revolutimiären  Arbeiterpartei  zu  erwarten  berechtigt  wäre.  Und 
wenn  man  gar  behauptet,  ein  Zusammenjagen  von  Sozialdemokraten  und 
Liberalen  im  bcutipfcn  Russland  hätte  ebensowenig  Sinn,  wie  etwa  ein  Zu- 
sammentagen der  deutschen  Sozialdemokratie  zur  Zeit  des  Sozialistengesetzes 
mit  den  Freisinnigen,  so  ist  dies  vollends  falsch.  Denn  das  Russland  von 
heute  ist  weder  mit  dem  Deutsdiland  von  heute  zu  vergleidien,  noch  mit  dem 
Deutschland  der  achtziger  Jahre  mit  seiner  Verfassung  und  seiner  Parlaments- 
tribüne, sondern  mit  dem  Deutschland  vor  1848  —  mit  jenem  Deutschland,  wo 
selbst  ein  Karl  Marx  mit  aller  luitschiedenheit  für  ein  Zusammengehen  der 
Kommunisten  mit  der  radikalen  Bourgeoisie  eintrat  und  jene  Sozialisten,  welche 
durch  einseitige  Befehdung  der  Liberalen  Wasser  auf  die  Mühle  des  Abso- 
lutismus leiteten,  die  ganze  Wucht  seines  Zornes  fühlen  liess. 

X  X  X 

IN  den  kulturell  meistens,  politisch  durchweg  höher  entwickelten  untcrjucluen 
Ländern,  von  Finnland  bis  Polen  und  von  Litauen  bis  Armenien,  liegen  die 
Dinge  wesentlich  anders.  So  vor  allem  in  Polen.  Der  Religionsunterschied 
stellt  hier  die  ganze  Bevölkerung,  die  Katholiken  nebst  den  ( iritchisch-Unierten 
und  den  Protestanten  ebensowohl,  wie  die  hier  so  zahlreichen  Juden,  ausserhalb 
des  Einflusses  der  zarischen  Theokratie;  die  kulturfeindliche  nationale  Ver- 
folgung erbittert  sämtliche  Volksklassen  gegen  die  Fremdherrschaft.  Die  Er- 
innerung an  brutal  zertretene  alte  Freiheiten,  vereint  mit  dem  Bewusstsein 
höherer  Kultur,  misclit  in  den  Hass  eine  starke  Dosis  Verachtung.  Alle  Welt 
hasst  hier  das  Zarentum;  die  feigen,  Loyalität  heuchelnden  Maj^naten  und  Gros>- 
bourgeois  in  ihrer  Art  vielleicht  kaum  minder,  als  die  tapferen,  ehrlich  rcvo- 
IntionäreR  Arbeiter.  Gewiss  sind  die  sozialistischen  Industriearbeiter,  unterstützt 
von  einem  Teil  der  Intelligenz  und  einem  Teil  der  Bauern»  heute  die  treibende 
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revolutionäre  Kraft  in  Russisch  Polen ;  aber  sie  konnten  es  werden  und  sind  es 
geworden,  weil  die  Luft  um  sie  her  mit  oppositionellen  Leidenschaften  ge- 
sättigt war.  Zudem  befindet  sich  das  Volk  von  Russisch  Polen  in  der  aut- 
rdsenden  Lage  eines  Gefangenen»  dessen  Zellenfenster  sich  nach  einer  vtXkr 
reichen  Strasse  zu  öffnet  Drei  Viertel  der  Grenze  Russisdi  Poltos  sind  zu- 
gleich russische  Reichs^enzc ;  und  jenseits  dieser  Grenze  ^vDhnen  andere 
Polen,  die  dem  russischen  Absolutismus  nicht  Untertan  sind.  Sie  stellen  die 
Verbindung  her  zwischen  ihren  Landsleuten  innerhalb  der  grossen  Gefängnis- 
mMier  und  der  freieren  Aussenwelt.  Seit  fast  dreissig  Jahren  existiert  in 
Russisch  Polen  eine  sozialistische  Agitation,  und  seit  fast  dreissig  Jahren  ist  es 
den  Verfolgern  kaum  jemals  geglückt,  die  unterirdische  Minierarbeit  der 
Befreiungskämpfer  auch  nur  für  ein  Vierteljahr  völlig  zu  unterbrechen.  Alle 
Sturaie  hat  die  Bewegung  überstandbi,  Mcmstr^rocesse  und  Galgen  und 
Sibirien  tind  Zwangsarbeit  und  das  leichtfertige,  t^ypisch'ierstSrende  Drein- 
pfuschen  ^nungsloser  westeuropäischer  Parteigrössen.  Und  bei  alledem  ist 
die  Bewegung  stetig  gewachsen  und  erstarkt.  Sie  umfasst  heute  die  Haupt- 
masse des  polnischen  und  polnisch- jüdischen  Industrieproletahats^)  und  hat 
Zefantausende  von  Anhängern  unter  dem  Landvolk.  Sie  hat  sich  vom  rus- 
sischen Imperialismus  längst  endgültig  emanzipiert;  aber  auch  die  andere» 
nicht  minder  grosse  Gefahr,  sich  in  der  Hitze  des  nationalen  Verteidigungs- 
kampfes abbringen  zu  lassen  von  der  internationalen  Solidarität  mit  den  sozia- 
listischen Kämpfern  aller  Völker,  hat  sie  längst  für  immer  überwunden  mit 
dem  gesunden  Instinkt  einer  Partei,  hinter  der  ein  zahhreiches,  zidbewusstes 
Proletariat  stdit  Die  Polnische  sosialistische  PartH  vrird  fertig  werden  mit 
inneren  und  .Husscrcn  Feinden;  sie  wird  auch  fertig  zu  werden  wissen  mit  cFen 
vom  Auslande  her  von  Unberufenen,  die  nicht  einmal  der  polnischen  Sprache 
mächtig  sind,  künstlich  nach  Polen  hineinprolegicrten  ürganisationsbrecher- 
diquen. 

DER  Ausbruch  des  Krieges  war  für  die  Polnische  sozialistische  Partei  ein 
Signal,  nicht  zum  Greinen  über  den  Bourgeoischarakter  der  bissen  japanischen 
Regierung,  sondern  zu  verschärftem  Kampfe  wider  das  Zarentum.  Mit  den 
Aufgaben  wuchsen  die  Kräfte.  Und  wenn  die  Wirkung  der  gewaltigen  De- 
monstrationen, der  ungeheuren  Kampfe,  die  in  den  letzten  Wochen  in  Russisdi 
Polen  tobten,  sich  in  ihrer  Totalität  noch  nicht  übersehen  lässt,  so  scheint  eines 
doch  fcitzustehen :  mag  die  Gegenrevolutinn  jetzt  ihre  wehrlosen  Opfer  dahin- 
schlachten,  es  währt  nicht  lange,  so  hat  die  Revolution  dort  wieder  das  Wort. 
Ahnliche  Vorräte  revolutionären  Zündstoffs,  wie  in  Polen,  waren  auch  in 
den  übrigen  unterjoditen  Ländern,  und  darum  haben  auch  dort  die  Funken, 
die  von  dem  Petersburger  Strohfeuer  herüberflogen,  ähnliche  Brände  entfacht. 
So  in  Finnland  (bewaffnete  Strassendemonstrationen  in  Helsingfors),  in  Esth- 
land  (Generalstreik  in  Xarwa  und  Rcval),  in  Lettland  (langdauernder  Gene- 
ralstreik in  Riga,  Uibau,  Mitau  und  Windau),  in  Litauen  und  Wefssruthenicn 

•)  Mit  Ausschluss  derjenigen  jüdistht-n  <  rcnossen,  die  ci  vorziehen,  dem  Allgemeinen  jüdischen  Arbeiter- 
bnnd  aiizu(;ehuren.  Das  sind  eben  soli  ho  jüdische  Genossen,  die  sich  weder  aU  Polen,  noch  als  pol- 
mtche  Joden  fahlen,  sondern  lediglich  als  Juden  und  als  rassische  SUatsbflrger.  Dagegen  kann  natflrlich 
ktia  Zwangsmittel  etwas  helfen.  Man  muss  i^cduldlg  atiwarten,  bis  diese  anderweitig  höchst  w  ackeren 
Genössen  ihre  historitdi  bedingt«  GiMttOMüdaaivitIt  to  wd»  ab«rwiadea,  um  sich  auf  iigeud  eise  Weise 
ala  sQgehörig  n  AiMcD  *a  dem  lande,  in  wdcbem  sie  lebao^  and  ala  amaminwigehdrig  Bit  dem  an  eia 
VUUaches  sahlreiclierea  polnischen  IVolet.-iriat  in  Stadt  und  Land,  mit  w^diCB  aie,  ob  aie  wollen  oder 
■lebt,  gemeinsam  werden  arbeiten  und  kämpfen  massen. 
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{Generalstreik  in  Wilna,  Kowno,  Grodno,  Hornel),  an  der  offiziell  Neurussland 
{belauften  ukrainischen  Sceküste  mit  ihrer  bunt  zusammengewürfelten  Bevöl- 
kerung (Odessa),  aut  der  Krim  (Kertsch),  in  Georgien  (Tiflis,  Batum,  Kutais), 
in  Armemen  (Baku).  Ähnliche  Nachrichten  kommen  ans  Silnrien,  dessen 
dünn  gesite,  aber  dxaeh  ein  rauhes  Ansiedlerleben  zur  Sfdbstandi|^t  er- 
zogene Bevölkerung  sich  auch  längst  schon  als  ein  Volk  für  sich,  und  zwar 
als  ein  von  der  russischen  Bureaukratie  gewaltsam  niedergehaltenes  \'olk  zu 
fühlen  beginnt  Das  eigentliche  Russland,  von  Petersburg  bis  Pemi  und  von 
Archangelsk  bis  Rostow  am  Don,  ist  vergleichsweise  wdtans  am  ruhigsten. 
In  Petersburg  und  Moskau  partielle  Streiks,  klein  für  so  volkreiche  Städte. 
Sonst  hier  und  da  ein  Setzerstreik  oder  ein  Pharma:^eutenstreik :  gewiss  ganz 
schöne  Dinge,  aber  klein  für  solcii  eine  grosse  Zeit.  IVeilich,  die  letzte 
Nachricht  aus  dem  Moskauer  Kreml  wiegt  reichlich  zwei  Dutzend  i'harma- 
zeutenstreiks  auf;  auch  hier  bahnt  sich  die  Revolution  ihren  Weg,  auch  hier 
findet  sie  Mittel,  die  Trägen  und  Dumpfen  endlich  doch  wachzurüttcln.  So- 
weit es  sich  aber  um  kollektive  Massenbewegungen  des  Proletariats  handelt, 
waren  diese  Bewegungen  diesmal  am  intensivsten  in  Polen,  in  Lettland  und 
in  Georgien. 

DER  nimmersatte  russische  Imperialismus  liegt  totUch  getroffen,  verröchelnd 

am  Boden,  und  mit  ihm  muss  auch  sein  siamesischer  Zwiltingsbruder,  der 

russische  Absolutismus,  sterben.  Noch  wird  es  manchen  blutigen  Kampf 
kosten:  aber  das  Endergebnis  ist  vorauszusehen.  Die  Mauern  des  grossen 
Völkergefängnisses  wanken ;  bald  werden  sie  zertrümmert  sein. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxvxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 
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HLLES,  was  man  jetzt  über  die  revolutionäre  Lage  in  Polen  und 
Litauen,  und  überhaupt  im  ganzen  russischen  Reiche  schreiben 
könnte,  kann  in  tatsächlicher  Hinsicht  von  den  Ereignissen  sehr 
t  ;iM  überholt  werden.  Ich  will  Iiier  auch  weder  eine  Beschreibung 
licr  Vorgänge  geben,  noch  Horoskope  stellen,  sondern  die  euro- 
paischen sozialistischen  Leser  über  die  Richtung  der  Bewegung,  über  ihre 
Zwecke  und  Losungsworte  und  auch  über  die  in  ihr  wirkenden  Kräfte  infor- 
mieren, was  ja  alles  eben  im  Flusse  der  Bewegung  das  bleibende  Element  dar- 
stellt. Denn  wenn  man  auch  im  gegcnbenen  Augenblick  voraussehen  kann, 
dass  schliesslich  diesmal  in  den  Strassen  von  Warschau  und  Lodz  der  Ver- 
kdir,  in  den  Fabriken  die  Arbeit  wieder  aufgenommen  wird,  so  kann  doch 
eines  als  sidier  gelten :  Polen  wird  sich  nicht  mehr  beruhigen, 
solange  die  durch  den  Krieg  hervorgerufene  und  immer  mehr  sich  verschär- 
fende Krise  des  Zarismus  nicht  in  irgend  welciur  Weise  entschieden  tnul  be- 
endigt sein  wird.  Dafür  kann  die  Polnische  so::iaiistisch<:  i'artci  bargen. 
BEI  uns  ist  ja  die  seit  mehr  als  einem  Jahrzdint  durch  zähe  Organisation  und 
Propaganda  vorbereitete  Bewegung  nicht  erst  jetzt  in  die  scharfe  Kampf- 
phasc  getreten;  der  lähmende  Einfluss.  den  der  Krieg  in  den  ersten  Monaten 
auf  die  b'rscheinungen  der  Massenbewegung  im  eigentlichen  Russland  zweifel- 
los ausübte,  machte  sich  für  l'olen  nalurgemäss  gar  uiclu  iuhlbar.  Seit  dem 
21.  Fdmiar  1904,  dem  Tage  der  Gegendemonstration  der  Warsdiauer  Arbeiter- 
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adiaft  gegen  die  plumpen  Versuche  det  russischen  Beamtentums,  i'n  Warscha-j 
eine  zarisch-patriotische  Kundcftbun^^  zw  veranstalten,  begfinnt  die  arbeitende 
Bevölkerung  Polens,  nicht  nur  in  den  Städten,  sondern,  wenigstens  teilweise, 
auch  in  den  Dörfern,  ihren  Gefühlen  dem  Zarismus  gegenüber  und  ihrem  Willen, 
das  Joch  abzusdiötteln,  unveriKriilen  Ausdruck  zu  geben.  Wir  haben  Demon- 
strationen*) in  Warschau  am  14.  und  am  29.  März,  im  April  werden  Polizei- 
spitzel infolge  eines  Beschlusses  der  Partei  vielfach  auf  offener  Strasse  ge- 
schlagen, und  viele  ßauerngemeinden  protestieren  laut  gegen  die  Forderungen 
der  Regteningsbeamten  von  Spenden  für  die  Kriegführtmg.  Dann  kommt  der 
I.  Mai,  und  seit  Juni  werden  die  Strassendemonstrationen  immer  häufiger.  Ende 
Juni  in  Kaiisch,  am  16.  Juni,  16.,  20.,  22..  25.  Juli  in  Warschau,  am  31.  auch  in 
Warschau  anlässlich  der  Hinrichtung  Plehwes  durch  die  Soctalrcvoluttonäre, 
am  3.  August  gegen  das  Militärgerichi,  dann  in  Grodno,  in  Lodz,  und  wieder 
am  25.,  28.,  30.  September,  16.,  23.,  28.  Oktober  in  Warschau,  Ende  Oktober 
in  Zawierde  und  Lodz.  Bis  Oktober  und  November  dauerte  die  Ptnodt  der 
Vorbereitung.  Wfihreod  dieser  Zeit  nahm  die  Partei  einerseits  wahr,  dass  die- 
jenigen Arbeitermassen,  mit  welchen  sie  im  Kontakt  war,  zur  Tat,  zu  aktiveren 
Formen  des  Widerstandes,  ja  sogar  des  Angriffes  gegen  die  zarische  Regierung 
förmlich  drängen  und  nicht  willens  sind,  sich  widerstandslos  für  den  ostasia* 
tischen  Krieg,  anstatt  für  ihre  eigene  Freiheit,  mobilisieren  zu  lassen;  anderer^ 
seits  erzielten  schUestich  die  seit  langem  begonnenen  Bemühungen  der  Partei, 
sich  mit  anderen  sozialistischen,  revolutionären  und  oppositionellen  Parteien 
des  russischen  Reiches  ins  Einvernehmen  zu  setzen,  einen  gewissen,  wenn  aucn 
nicht  Totlstindigen  Erftäg.  Dit  Fariaer  Konferenz  der  Partien»  deren  Ab- 
haltung besonders  von  der  finnländischen  Partei  des  idttwen  IViderstatides, 
wenn  auch  mit  Hilfe  der  Polnischen  sossialistischen  Partei,  betrieben  wurde, 
führte,  wie  bekannt'),  zu  einer  gemeinsamen  Erklärung  von  acht  Parteien, 
darunter  vier  nichtsozialistische  (russische  Liberale,  Finnländer,  polnische 
NuHmtaUiga  vmd  Armenier)  und  vier  sozialistische  (msnsdie  Sanol" 
revehaiom&re,  Pt^msche  soMisHsche  Partei,  Geo^er  und  Weissrussen), 
in  welcher  allgemeine,  von  allen  anerkannte,  prinzipielle  Forderungen:  Ab- 
schaffung des  Absolutismus,  demokratische  Staatsordnung  auf  Grund  des  all- 
gemeinen Wahlrechts  und  der  Selbstbestimmung  und  der  Freiheit  für  die  vom 
zarischen  Russland  unterdrückten  Kationen,  aufgestdlt  wurden.  Diese  Kon- 
ferenz war  jedoch  nicht  viel  mehr,  als  eine  Demonstration,  welche  indes  ihre 
Wirkung  in  Russland,  wie  in  anderen  Ländern  nicht  verfehlte.  Ausserdem 
wurde  eine  Konferenz  der  sozialistischen  Parteien  abgehalten,  auf  der  verschie- 
dene I  ragen  einer  gemeinsamen  oder  parallelen  Aktion  beraten  wurden  und 
deren  Restdtat  unter  anderem  eine  Proklamation  war,  welche  von  vier  Parteien 
unterzeichnet  wurde:  der  Polnischen  sosialistischen  Partei,  den  russischen  Sozial- 
revolutionären, den  georgischen  Sozialisten  und  der  Lettischen  socialjemokra- 
tischen  Arbeiterpartei.  Diese  Proklamation  liefert  gcwissermassen  einen  Kom- 
mentar zur  Konferenz  der  oppositionellen  und  revolutionären  Parteien  und  ihrer 
Deklaration,  Indem  sie  die  Notwendigkeit  dartut,  alle  die  Element^  wdche  für 
die  politische  Freiheit  eintreten,  ZU  unterstützen,  dabei  aber  in  rein  sozial- 
demokratischem Sinne  den  Klanenstand|nuikt  des  Proletariats  betont  und  die 

>)  Unter  diesem  Ansdrack  verstehe  ich  immer  nur  i'.ir  Stns  i  r.dcmonjitrBtionen. 

^  VogL  die  Rnbiik  SoxiaUstisck*  Bemgimg  in  diesem  Baad  dei  SosiaUslischtm  Monatshefle,  p«c.  89» 
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Arbeiter  aller  vom  Zarat  unterdrückten  Völker  auffordert,  die  zeitweiligen 
Bundesgenossen,  die  bürgerlichen  Parteien,  nicht  den  bevorstehenden  Sieg 
über  den  Absolutismus  gegen  die  Interessen  der  Arbeiterklasse  ausnutzen  zu 
lassen: 

»Im  Augenblick  des  Sturzes  und  der  Liquidation  des  ganzen  absolutistischen  Regimes 
soll  die  grosse  Armee  der  Arbeit  einheitlich  und  mächtig,  mit  klarem  Bewusstsein 
ihrer  Forderongm  «od  ihres  soacialistisdicii  Endads  aaftretcii,  damit  rie  nach  der 
politischen  Revolution  die  mogtidut  grössten  Vorteile  für  ^e  Arbeitcridasae  er- 
kämpft« 

Schon  früher  wirkte  mit  der  Pehtbuhtn  wMkUs§uchen  Partei  auch  die  li- 
tauische Sozialdemokratie  in  einem  Falle  atuammen,  wie  sie  ja  auch  in  der 

gegenwärtigen  Lage  in  Litauen  zusammen  mit  ihr  handelt 
IM  Herbst  des  vorigen  Jahres  fand  eine  Konferenz  des  erweiterten  Zentral- 
komitees der  Partei  statt,  welche  nach  reiflicher  Erwägung  einstimmig  be- 
schloas,  zu  einer  adiärferen  Taktik  überzugehen,  alle  geeigneten  Mittd  anzu- 
wenden, um  die  Regierung  zu  schädigen,  besonders  die  Mobilisierung  in  Kon- 
gresspolen  und  in  Litauen  zu  erschweren,  und  vor  allem  sich  bei  den  S'trassen- 
kundgebungen  nicht  widerstandslos  vom  Militär  und  von  der  Polizei  misshan- 
deln zu  lassen,  sondern  der  Gewalt  Gewalt  entgegenzustellen.  Infolge  dieses 
Beschlusses  gab  die  denkwürdige  Warsdiauer  Demonstration  vom  13.  November 
das  Signal  des  Kampfes  mit  Waffen  gegen  das  Militir,  und  ihr  folgten  auch 
sofort  Demonstrationen  in  der  Provinz:  am  19.  und  24.  in  Ostrowiec,  am  27. 
in  Kaiisch  und  Cmielow,  dann  in  Starachowitze  und  Bodzcchow,  am  4.  Dezem- 
ber in  Radom  —  an  dieser  Demonstration  haben  auch  Bauern  der  Umgegend 
teilgenommen  — »  am  12.  in  Sosnowice,  am  20.  in  Pabianice  u.  s.  w.  Natürlich 
nahmen  nicht  alle  diese  Kundgebungen  einen  blutigen  Verlauf;  wo  aber  das 
Militär  und  die  Polizei  gewaltsam  gegen  die  Demonstranten  vorging,  wie  am 
24.  Dezember  in  Radom,  am  15  Januar  in  Lodz,  da  sparten  auch  die  Ge- 
nossen mit  Revolverschüssen  nicht,  und  die  Angreifer,  besonders  die  Offiziere, 
mussten  für  das  vergossene  ArbeiterUut  mit  ihrem  Leben  bfissen.  Diese  blu- 
tigen Kämpfe  erneuerten  sich  im  Januar  in  Radom,  Siedice,  Lodz,  und  für  die 
nächste  Zeit  waren  wieder  jjrössere  Demonstrationen  in  Warschau  geplant, 
um  das  Andenken  der  am  28.  Januar  i88()  hingerichteten  Märtyrer  der  Partei 
Proletaryat  zu  ehren  und  den  Kampf  der  russischen  Arbeiter  zu  unterstützen. 
Die  pohüsdie  Organisation  hielt  sich  also  zu  allem  bereit:  sie  befindet  sich  seit 
dem  13.  November  in  dem  Zustand  des  bewaffneten,  wenn  auch  noch  sporadischen 
Kampfes  gegen  die  Regierung  und  ist  auf  die  längere  Dauer  dieses  Kampfes 
und  auf  die  Opfer,  tlie  er  verlangt,  gefasst. 

DIE  Nachricht  von  den  Petersburger  Ereignissen  traf  in  Warschau  Dienstag 
den  34.  Januar  ein  und  veranlasstie  das  Warschauer  Arbeiterkomitee,  sich  sofort 
als  Komitee  für  den  allgemeinen  Ausstand  zu  konstituieren,  damit  der  Kampf 
der  russischen  Arbeiter  in  Polen  ein  würdiges  Echo  finde.  Es  wurde  be- 
schlossen, mit  dem  Ausstand  am  1-reitag  zu  beginnen,  ihn  im  Laufe  des  fol- 
genden Tages  vollständig  zu  verallgemeinern  und  am  Sonntag  eine  Massen- 
kundgebung zu  veranstalten.  Der  Beschluss  wurde  auch  genau  ausgeführt  Bei 
der  Massenbewegung  kam  möglicherweise  vieles  vor,  was  von  der  Partei  nicht 
geplant,  noch  vorausgesehen  war,  wobei  ich  allerdings  nicht  von  den  Zusammen- 
stössen  spreche,  auf  welche  man  vollständig  gefasst  war;  im  grossen  ganzen 
war  aber  diese  grossartige  Bewegung  von  der  Partei  geleitet  und  unzweifelhaft 
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die  Frucht  ihrer  langjährigen  Arbeit.  Der  allgemeine  Ausstand  brach  auch 
in  Lodz  und  in  den  litauischen  Städten  Wilna,  Kowno,  Bialystok  aus;  dann  in 
Dombrowa,  Zawiercie,  Czenstochau  u.  s.  w.  Das  polnische  Blut  floss  in  Strö- 
nicn  für  wuere  «nä  eurt  PreiheUt  die  pohibchen  Revtdutionäre  voa  1830 
sagten;  nur  ist  es  diesnuil  Prcrfetaderblut  Das  polnische  Proletariat,  von  der 
Polnischen  sozialistischen  Partei  gerufen,  bezeugt  auf  diese  Weise  seine  Soli- 
darität mit  der  kämpfenden  russischen  Arbeiterschaft.  Nebenbti  Ix'merkt:  die- 
jenigen ausländischen  Genossen,  welche,  auf  falsche  Informationen  hin,  diese 
Partei  als  eine  natümalUtische  xa  exhonnminineren  pflegten,  empfinden  hoffent- 
lich heute  ein  Gefühl  von  bitterer  Schani.  Wenigstens  hoffe  ich  das  —  für 
sie  ...  . 

\\']K  dif  polnische  und  die  litauische  Arbeiterbeweg^ung  eine  zwcckbcwusst 
organisierte  war,  so  hatte  sie  auch  ein  ganz  bestimmtes  und  von  der  Partei 
fomittliertes  Ptogranun.  Ihr  Warsdianer  Arbdlerkomitee^)  veröffentlichte  nnd 
verlveitete  in  Warschau,  ebenso  wie  in  Lodz.  Dombrowa  u.  s.  zwei  Dekla- 
rationen, von  denen  die  eine  die  ökonomischen  Forderungen  der  Streikenden, 
die  andere  das  politische  Programm  des  ganzen  polnischen  Proletariats  cni- 
häk.  Die  ökonomischen  I'ordcrungeu  sind: 
I.  Achtstündiger  Arbeitstag; 

j.  unverzügliche  Aufnahme  öffentUdier  Notsttndsarbdten  für  alle  Affaettiloacn  ohne 

Unterschied  der  Konfession; 

3.  Lohnnrininittm  von  i  Rubel  so  Kopdcen  für  Manner,  von  i  Habel  »  Kopdcttt 
für  Frau«  und  Hilfsarbeiter; 

4.  Abschaffung  der  Akkordarbeit; 

5.  Kontrolle  der  Arbeiter  iiber  die  Ernennung  von  Werkmeistern,  über  die  Fabrik- 
bjfgiene,  die  Organisation  der  ärztlichen  Hilw  oihI  der  Krankenkassen; 

d  Altersversoivnnfl; 

7.  Abschafftuig  der  körperlichen  Durcbsuchutigcn  (beim  Verlassen  der  WerkstiUten)  ; 

8.  Entfernung  der  in  den  Fabriken  stationierten  Polizisten. 

Die  politische  Deklaration  lautet  wie  folgt: 

»  .  .  .  Wir  wollen  ein  freies  und  eigenes  Leben,  wir  müssen  ein  freies  und  unsb- 
hängiges  V'^olk  werden.    In  politischer  Hinsicbt  braucht  (tes  polnische  Volk: 

1.  Rede-,  Press-  und  Gewissensfreiheit; 

2.  Gleichheit  der  bürgerlichen  Rechte  für  alle  ohne  Unterschied  der  Konfessioa  und 
der  Abfltanunun^; 

3.  absolute  Vereins-  und  Versammlungsfreiheit ; 

4.  Unantastbarkcit  der  Person  und  dos  Heims; 

5.  demokratische  Städte-  und  Genicindeauionomic ; 

6.  «nentgeltlichen  und  obligatorischen  Schulbesuch; 

7.  vollstiiiidige  Freilicit  und  Selbständigkeit  des  nationalen  Lebens:  polnische  Sprache 
in  allen  öffentlichen  Inslituiionen,  Entfernung  der  Ausländer*)  von  den 
Ämtern  u.  s.  w. ; 

S.  Freiheit  der  kulturellen  £ntwid»lttng  für  die  jüdische  Bevölkemag  und  andere 

nationalen  Minoritäten. 

Der  Despotismus  hat  für  uns  nur  Peitschenhiebe,  Kugeln,  Kerker  und  Galgen. 
Die  Freiheit  müssen  wir  uns  selbst  erkänu>fen  durch  die  siegreiche  Niederwerfnng 
des  Zarismus,  nnd  wir  werden  diese  Freiheit  in  nrtSerem  dgenen  Parlsment  be- 

schliessen,  welches  vom  Volke  auf  Grund  der  allgemeinen,  gleichen,  geheimen  und" 
direkten  Stimmabgabe  gewählt  werden  wird.  Mit  dieser  Forderung  des  polnischen 
Vonapsriamcnts  in  Warschau  tritt  heute  die  Arbeiterschaft  in  den  allgemeinen  Aus- 
stand ein.  Nieder  mit  dem  Zarisnmsl  £s  lebe  die  Unabhängigkeit!  Es  lebe  der 
Sozialismus!« 

*)  Alle  Komitees  der  Potiitsclun  soäaliaHsektn  ParUl  heinea  Arb^UrkomiUe*»  wtA  t«rtsh>B  Meli 
tatsächlich  r  -.m  ^rusU»  Teil,  in  vic!<  n  ( )rten  fOgiT  lawcUiewlidi,  «M  Atbaitan. 
f)  Damnter  werden  die  Rossea  verstanden. 
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IN  T.ifaucn  wurden  in  einer  Proklamation  von  dem  Wilnaer  Komitee  der  Pol- 
nischen socialistischctt  Partei  und  von  der  litauischen  Soziaidemokratie  im  all- 
gemeinen dieselben  Forderungen  aufgestellt,  nur  wird  dort  die  föderative  Ge- 
staltung^ des  nissisdien  Reiches  und  die  Einberafong  dnes  litanischen  koosti- 
tuicrenden  Landtages  nach  W'ihia  verlangt, 

ALLES'  das  beweist,  dass  die  Polnische  sozialistische  Partei,  die,  wie  die  Er- 
eignisse deutlich  bewiesen  haben,  die  Führung  der  Massen  in  der  Hand  hat,  in 
diesem  folgenschweren  Augenblick  ihr  Programm,  welches  einen  unabhängigen 
demokratischm  polnischen  Staat  verlangt,  vollständig  betätigt»  and  dass  sie  dies 
gar  nicht  hindert»  mit  dem  russischen  Proletariat  und  überhaupt  mit  dem  Pro- 
letariat aller  im  zarischen  Reich  wohnenden  Nationen  solidarisch  zu  wirken. 
Sie  hat  es  auch  immer  betont,  dass  sie  einerseits  eine  allgemeine  russische 
Reichskonstltution,  wenn  auch  mit  einer  einfachen  Provinzautonomie  für  Polen, 
nicht  als  ein  genügendes  Ziel  für  Polen  ansehen  und  demnach  nicht  anstreben 
könne,  sondern  jede  Erschütterimg  des  Zarismus  für  die  nationale  Unab- 
hängigkeit ausnutzen  werde,  weil  das  lebhafte  und  klare  nationale  Bewusstscin 
des  polnischen  Volkes  sie  fordert,  und  weil  sie  die  einzige  Form  ist,  in  welclier 
das  Mass  der  Demokratie  in  den  politischen  Einrichtungen  verwirklicht  werden 
kann,  zu  wdchem  die  polniache  Nation  ihrer  aodalen  ScMditmiff  and  geschidit- 
Hchen  Tradition  nach  reif  ist;  andererseits  aber  erklärte  die  Partei  immer ,  dass 
sie  den  Kampf  des  russischen  Proletariats  um  die  russische  Konstitution  mit  allen 
Kräften  unterstützen  wolle,  es  aber  einzig  auf  die  Weise  tun  könne,  dass  sie 
gleichzeitig  um  die  polnische  Konstitution  kämpft 

IM  gegenwärtigen  historisdien  Moment  sind  in  Pden  andi  Stlnmen  laut  ge* 

worden,  welche  als  Losungswort  für  die  Gegenwart  die  Autonomie  des  König- 
reichs Polen  empfehlen,  überhaupt  sind  von  verschiedenen  sozialen  Elementen 
und  Parteien  Polens,  je  nach  ihrer  Beschaticnhcit,  verschiedene  Wünsche  und 
Forderungen  formuliert  worden.  Als  der  Minister  Fürst  Swiatopolk-Mirskij 
den  (jrafen  Ladislaus  Tyszkiewicz,  den  Vorsitzenden  der  Warschauer  Sektion 
der  Gesellschaft  zur  Förderung  der  Industrie  und  des  Handels,  eines  grossen 
Vereins,  welchem  die  aufg'oklärtcsten  Industriellen,  Landwirte,  Bankiers  und 
bürgerliche  Publizisten  angehören,  aufforderte,  ihm  die  Wünsche  der  Polen  vor- 
zotragen,  redigierte  derselbe,  unter  Mitwirkung  einiger  Mi^^lieder  der  sogenann- 
ten fio'k^fuiAimo^ra/wAfn  Par/rt,  eine  Denkschrift,  in  wddier  nur  die  Einfüh- 
rung der  polnischen  Sprache  in  allen  Schulen  und  Amtern,  die  Zulassung  der  Polen 
zu  allen  Ämtern,  das  Aufhören  der  Verfolg^ung-  der  unierten  Griechischkatho- 
lischen, welche  zum  übertritt  zum  orthodoxen  Glauben  gezwungen  werden,  und 
volle  Freiheit  tmd  Gldchberechtigxmg  für  die  katholische  Kirdie  gefordert  wer- 
den. Witte  bestellte  sich  darauf  eine  andere  Denkschrift  von  Spasowicz,  dem 
bekannten  Führer  der  polnischen  Hofpartei,  und  in  dieser  Denkschrift  wurden 
diese  Forderungen  noch  abgeschwächt  und  in  loyale,  fast  ausschliesslich  auf 
das  kirchliche  Interesse  reduzierte,  untertanigste  Bitten  verwandelt.  Diese  agra- 
rischen und  industriellen  Elemente  getrauen  sich  also  nicht,  die  geringste  Auto- 
nomie —  die  Hofpartei  nicht  einmal  die  Einführung  der  Sewstzvos  in  Polen 
—  zu  erbitten  —  denn  fordern  wäre  hier  ein  viel  zu  starker  Ausdruck  — ,  weil 
sie  nicht  sicher  sind,  dass  eine  liberale  Regierung  kommt,  und  dem  Zorn  des 
Generalgouvemeurs  sich  nicht  auszuseUen  wagen.  Ein  Teil  der  radikalen  in- 
tdligenz,  erbittert  und  beschämt  durch  dieses  Verhalten,  will  nun  die  Forderung 
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der  Antommiie  auf  Stetten,  wobei  aber  das  Siel  ihrer  Wünsche  unklar  ist,  die  füh- 
renden Literaten  sdH^st  nicht  genau  wissen,  ob  darunter  eine  ibitfurette  Autono- 
mie, also  das  Recht,  die  nationale  Sprache  und  Literatur  zu  pflegen,  oder  eine  von 
den  vielen  Arten  und  Stufen  der  staatsrechtlichen  Autonomie  zu  verstehen  ist. 
Diese  Intelligenz  hat  keinen  Rückhalt  im  Volke,  steht  vollständig  isoliert  da 
und  modite  ntm  die  PeXmsehe  sogiaßsHsehit  Petrtei  bewegen,  die  Forderung  der 
nationalen  UnaUiängigkeit  durch  diejenige  der  mehr  oder  weniger  bestimmten 
Autonomie  zu  ersetzen.  Das  kommt  aber  eben  daher,  dass  diese  IntcIIifjen/ 
keine  Fühlung'  mit  der  Arbeiterschaft  besitzt,  zu  den  revolutionären  Kräften 
Polens  und  überhaupt  des  ganzen  Reichs  kein  X'ertrauen  hat  und  sich  der 
naiven  diplomatischen  Hoffnung  hingibt,  die  Regierung  Russlands  mag  es 
auch  eine  künftige  sein  —  werde  leichter  eine  gewisse  Autonomie  Pblens  he- 
willigen,  als  sich  in  die  Notwendigkeit  seiner  Unabhänpigkcit  fügen.  Die  Ar- 
beiterschaft aber  denkt  gar  nicht  und  kann  auch,  besonders  in  ciocm  solchen 
Augenblick,  an  alle  diese  diplomatisch  abgeschwächten  Forderungen  und  Pro*  , 
granune  nidit  denken ;  wenn  sie  alles,  auch  das  Lefaoi,  opfert,  so  opfert  sie  es 
für  die  Forderung  der  vollen  politischen  Freiheit  und  Demokratie,  von  weldier 
die  volle  nationale  Freiheit  untrennbar  ist.  Die  Partei  gibt  diesem  bewussten 
Verlangen  des  Proletariats  Ausdruck,  und  so  bestätigen  die  Ereignisse  den  von 
ihr  immer  verfochtenen  theoretischen  Satz,  dass  die  Forderung  der  Unabhängig- 
keit Polens,  von  den  besitzenden  Klassen,  auch  von  dem  nalionaldemokratischcn 
Kleinbürgertum  verleugnet,  die  reine  Klassenforderung  des  Proletariats  ge- 
worden ist,  die  Form  seines  Strebens  nach  der  politischen  Freiheit  und  nach 
der  Eroberung  der  Macht.  Natürlich  muss  dieses  Streben  in  diesem  historischeu 
Moment  einen  konkreten  Ausdruck  finden;  agitatorisch  allgemeine  Schlag- 
worte genügen  nicht  mehr;  und  wenn  die  russischen  Liberalen  und  Sozialisten 
aller  Richtungen  die  Einberufung  einer  konstituierenden  Versammlung  fordern, 
so  muss  von  den  Polen  die  Wahl  ebensolcher  Versammlungen  in  Warschau  und 
Wilna  gefordert  werden,  welche,  auf  das  polnische  respektive  litauische  Volk 
gestutzt,  souver&ie  Rechte  in  Anspruch  adimen  und  indi  erkämpfen  werkten 
müssen  und  über  das  Verhältnis  Polens  und  Litauens  zu  einander  und  zu 
Russland  entscheiden  sollen.  Diese  Entscheidung  schon  jetzt,  im  voraus,  auf 
eine  mehr  oder  wcnijjcr  begrenzte  Provinzautonomie  zu  reduzieren,  hält  die 
Partei  auch  aus  taktischen  Gründen  für  verfehlt.  Sic  glaubt  nämlich,  das.s 
Usher  nichts  geschehen  ist,  was  sie  zwingen  konnte,  die  Hoffnung  aufzu- 
geben, dass  die  gegenwärtige  Krise  des  Zarismtis,  die  allerdings  vielleicht  noch 
jahrelang  mit  teilweisen  Rückschlägen  danern  kann,  nicht  mit  Konzessione  i 
des  Zarismus  und  mit  seiner  Rettuntj  in  neuer  Form  enden  wird,  sondern  mit 
seinem  Sturz  und  mit  einer  Umgestaltung  der  ganzen  Staats-  und  womöglich 
auch  der  GeseUschaftsordnung.  Dann  aber  muss  die  grösste  Menge  der  revo- 
lutionären Volksenergie  ausgelost  werden,  was  nur  mit  möglichst  weitgehenden 
revolutionären  Forderungen  zu  bewerkstelligen  i'^t.  Sollte  aber  trotzdem  die 
ganze  Krise  schliesslich  in  eine  zarische  Konstitution  anslar.len.  so  wirtl  doch 
der  Wert  dieser  Konstitution,  das  Mass  der  Freiheu  und  lier  Demokratie,  in 
rein  politischer  wie  in  nationaler  Hinsicht,  ebenso  wie  der  sozialen  Errungen- 
schaften, um  so  Lcrosscr  sein,  je  Stärker  <ier  Druck  von  unten,  je  weichender 
und  grundlegender  tüe  Forderungen  des  Proletariats. 

DAS  ist  der  Standpunkt  der  Partei,  die  die  Arbeiterbewegung  in  Polen  leitet 
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und  in  Litauen  ein  starker  und  gleichberechtigter  Faktor  ist  neben  der  litaui- 
schen Soxialdemdcratie  und  dem  jüdisdien  Bund^)   Gewiss,  mancher  nissische 

Liberale,  der,  im  Grunde  genommen,  sich  von  der  Vorstellung  eines  mächtigen, 

crobcmdcn.  imperialistischen  Russland  nicht  befreien  kann,  wird  fürchten,  dass 
die  polnischen  nationalen  Bestrebungen  die  freiheitlicli  denkenden  Russen  kopf- 
scheu machen  tmd  sie  wieder  mit  der  aarischen  R^erung  versöhnen;  die  libe- 
ralen Journalisten  in  Europa  können  auch  darüber  tiefsinnige  Erwägungen  zum 
besten  geben.  Sozialisten  aber  können  solche  Befürchtungen  nicht  irre  machen. 
Sollte  man  sich  durch  solche  (icsichtspunktc  leiten  lassen,  so  müsstc  man  ja 
vor  allem  alle  Juden  bitten,  sich  von  der  revolutionären  Bewegung  überhaupt 
fernzuhalten,  denn  die  russische  Regierung  benutzt  deren  rege  Teilnahme  daran, 
um  das  unaui^klärte  Volk  gegen  die  Juden  aufzuhetzen  und  so  die  Bewegung 
abzuleiten.  Ganz  gewiss  wird  die  Regierung  ein  ähnliches  Manöver  auch 
gegen  die  Polen  versuchen,  und  das  eigentlich  auch  dann,  wenn  diese  auch  nur 
die  bescheidenste  Autonomie  oder  gar  Gleichberechtigung  an.Ntr<.l)cn.  Im  Jahre 
1863  ist  ihr  auch  dieses  Manöver  gehnigen:  die  Katkowschen  gingen  zum  Abso- 
lutismus über.  Wird  sich  der  Vorgang  jetzt  wiederholen?  ja,  wenn  jetzt 
der  Suworin  von  der  Xnwojc  IVrcmja  sich  der  konstitutionellen  Hewogimg  an- 
schlicsst  und  etwa  zu  den  Liberalen  gerechnet  wird,  an  der  Spitze  der  Delega- 
tionen der  Presse  auftritt,  so  kaini  man  sicher  sein,  dass  solche  Elemente 
den  ganzen  Konstitutionalismus  bei  der  ersten  Gelegenheit  verraten  werden. 
Man  kann  in  diesem  Punkte  auf  die  Liberalen  sich  nicht  verlassen,  und  die 
Vorgeschrittenen  unter  ihnen,  die  auf  der  Pariser  Konferenz  das  Selbstbestin)- 
mungsrecht  der  Xatinnen  zugegeben  und  jede  Atuvendung  der  Gewalt  seitens 
der  russischen  Regierung  den  Nationen  gegenüber  im  voraus  verdammt  haben, 
sdieinen  selbst  zu  wissen,  dass,  wenn  die  Nationalitätenfrage  akut  wird  —  und 
sie  mnss  es  werden,  weil  das  polnische  Proletariat  stark  und  bewusst  ist  — ,  die 
liberale  Partei  in  zwei  Teile  zerfallen  wird,  deren  einer  der  Regierung,  und 
mag  sie  auch  absolutistisch  bleiben,  und  deren  anderer  einfach  sich  den  Sozia- 
listen anschliesst.  Aber  das  wäre  ja  kein  Unglück.  Die  Liberalen  können  den 
Absolutismus  biosssteilen  und  dadurch  erschüttern;  erringen  können  sie  von 
selbst  gar  nichts.  Das  russische  Proletariat  tritt  schon  jetzt  in  die  Kampfes- 
arena. Nun  ist  die  Erziehung  dieses  Proletariats  zum  sozialistischen  Klassen- 
bewusstsein  gewiss  nicht  sehr  fortgeschritten,  aber  die  Leiden,  welche  der  Krieg 
mit  sich  bringt,  und  der  weitere  Verlauf  der  revolutionären  Krise,  in  der  der 
Zarismus  und  die  orthodoxe  Kirche  ja  gewiss  noch  öfter  Gelegenheit  haben 
werden,  ihr  wahres  volk.sfeindliches  Gesicht  zu  zeigen,  werden  wohl  viel  dazu 
beitragen,  die  imperialistisch-nationale  und  religiöse  Befangenheit  dieses  Prole- 
tariats zu  brechen.  Natürlich  erwächst  hier  den  russischen  Sozialisten  eine  sehr 
wichtige  Aufgabe,  die  darin  besteht,  diesen  Prozess  zu  beschleunigen,  das  Volk 
über  die  volle  Ui^erecbtigkrit  der  russischen  Herrschaft  in  eroberten  Landern 
und  über  das  Recht  der  Völker  auf  Unabhängigkeit  aufzuklären  und  auf  diese 
Weise  die  voraussichtlichen  nationalistischen  Manöver  der  Regierung  711  ver- 
eiteln.   Das  liegt  im  eigenen  Interesse  der  russischen  Sozialisten;  denn  sollten 

■)  Der  AUgmuint  jädischt  ArMUrbund  hat  an  der  Oi;gaiuaation  dcf  Bewegnsc  io  LiUmen  ia  bervor- 
nc«nder  Wdaa  mid  «idi  in  Wancbaa  «ml  Lodt  mitgewitkt  L«ider  liat  aicb  dieie  Orguiaation  den 
politischen  Fotdenngen  des  polnischen  und  litauischen  Proletariat»  bisher  nidit  angeschlossen.  Übrigens 
gehört  auidi  ein  T«tt  der  jadischen  Arbeiter  der  PoinUdum  »aaialfrttidtell  PlarUt  an  und  steht  unter 
ihrer  Leitung. 
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solche  Manöver  gelingen,  dann  wurde  unzweifelhaft  auch  die  ganze  russische 
Freiheitsbewegung  in  der  nationalistischen  Flut  zu  Grande  gehen.   Die  Partei 

4cr  Sasialrevolutiouiire  hat  denn  in  dem  «^chon  erwähnten  Aufrufe,  den  sie  ge- 
meinsam mit  der  Polnischen  sozialistischen  Partei  veröffentlichte,  die  russischen 
Arbeiter  vor  den  nationalistischen  Intriguen  der  besitzenden  Klassen  ausdrück- 
lich gewarnt: 

»Wir  wissen,  dass  wir  Arbeiter  die  Privilegien  einer  Nation  den  anderen  gegenüber, 
die  Vergewaltigung  der  Freiheit  irgendwelcher  Nation,  absolut  nicht  brauchen ;  möge 
jede  Nation  ohne  Hindernisse  über  ihr  Los  entscheiden,  jede  sich  selbst  nach  ihrem 
Willen  regieren,  entweder  im  gemeinsamen  russischen  Staatsverband  oder  autonom 
auf  föderativer  Grundlage  oder  schliesslich  in  vollständiger  Unabhängigkeit, 
wie  es  zum  Beispiel  die  Polen  verlangen.  Alle  Verbände  der  Nationen  sollen  auf 
Criind  beiderseitig  freier  Verträge  entstehen,  ohne  irgendwelchen  Zwang.< 
Die  Russische  sozialdemokratische  Arbeiterpartei  hat  bisher  ähnlich  scharfe  Er- 
klärungen nicht  abgegeben,  wenn  sie  auch  in  ihr  Programm  den  selbstverständ- 
lichen —  aber  ein  wenig  unbestinnnten  —  Punkt  SetbstbesHmmuugsrecht  der 
Nationen  aufgenommen  hat.  Die  Polnische  sosialistisclic  Partei  ist  ihrem 
ganzen  Wesen  nach  eine  sozialdcninkratische,  wenn  die  Merktnale  der  Sozial- 
demokratie darin  bestehen,  tlass  die  Partei  direkt  aus  der  Mitte  der  Arbeiter- 
klasse emporwächst  und  ihre  ganze  Tätigkeit  der  Eroberung  der  Macht  durch 
das  Proletariat  in  vollständig  demokratischer  Staatsform  zustrebt.  Trotzdem 
ist  CS  der  Partei  bisher  leider  nicht  gelungen,  mit  der  russischen  Sosialdenuh- 
kratie  das  seit  langem  vorj^cschlagcne  Schutz-  niul  Trutzbündnis  zu  schlicssen; 
es  wirken  da  alte  Vorurteile  und  die  Zerfahrenheit  der  Organisationszuslände 
in  der  russischen  Partei,  die  eben  jetzt  in  zwei  feindliche  Lager  gespalten  ist 
—  beides  Umstände,  die  hoffentlich  in  diesem  so  blutig  ernsten  historischen 
Momente  verschwinden  werden,  welcher  auch  vielleicht  die  Abschwächung  der 
unseres  Erachtens  anachronistischen  Feindschaft  zwischen  den  Sozialdemokraten 
und  den  Sozialrevolutionären  mit  sich  bringen  wird.  Was  die  \'orurteile  be- 
trifft, so  glauben  wir:  durch  die  gegenwärtige  polnische  Bewegung  wurde  deut- 
lich bewiesen,  dass  dies  nationale  Programm  der  Polnischen  sosuUistischen  Partei 
das  von  ihr  geleitete  Proletariat  weder  schwächt,  noch  in  die  Abhängigkeit  von 
irgend  welcher  bürgerlichen  Partei  bringt,  sondern  mit  dem  schärfsten  Klassen- 
bewusstscin  und  mit  dem  innigsten  Gefühle  der  Solidarität  der  russischen 
Revolution  gegenüber  verlninden  ist.  Die  russische  Freiheitsbewegung  kann  hfer 
allerdings  einem  aut — auf  nicht  ausweichen:  entweder  will  Russland  frei  sein» 
und  dann  muss  es  auch  den  unterjochten  Nationen  die  Freiheit  ztunickgeben, 
■ —  oder  aber  will  es  weiter  über  andere  herrschen,  dann  ist  dieses  Volk 
für  die  Ereiheit  noch  unreif,  dann  wird  seine  Revolution  noch  diesmal  unter- 
drückt werden,  und  zwar  mit  der  Kraft  einer  geschichtlichen  Notwendigkeit, 
und  alles  muss  aufs  neue  angefangen  werden.  Wohl  bärgt  aber  der  sozialistische 
Charakter  der  in  Betracht  kommenden  Parteien  dafür,  dass  dieses  Unglück  nicht 
geschehen  wird.  Petersburg,  Warschan,  W'ilna,  Helsingfors,  Kiew.  Riga  und 
Tiflis  werden  den  mit  Blut  besiegelten  Bund  der  letzten  Wochen  zu  erhallen 
wissen.  Jetzt  ist  Gelegenheit  dazu,  oder  vielleicht  niemals,  dass  sich  das  Pro' 
letariat  aller  vom  Zaren  beherrschten  Nationen  in  gegenseitiger  gerechter  .An- 
erkennung seiner  Rechte  die  Hände  reicht  und  im  gemeinsamen  Kampf  die 
Freiheit  für  alle  erkämpft. 
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Ii::  stetig  wachsende  Aufmerksamkeit,  die  in  Gewerkschaftskreisen 
dem  kurporativen  Arbeitsvertrag  zugewandt  wird,  ist  dem  Erstarken 
der  Organisationen  zn  d^ken.  Tarifvertri^  bedeuten  f&r  die  Ge- 

V  erkschaften  nicht  nur  einen  Waffenstillstand,  sondern  bieten  ihnen 

amli  die  sichere  Aussicht,  die  Or^^anisation  zu  festigen  und  au£- 
rcibcmk-  Kämpfe  auf  ein  möglichst  geringes  Mass  zu  beschränken. 

ÄALiiDEM  der  i  rankfurler  Gewerkschaftskongrcss  /1899/  sich  in  einer  Re- 
solution für  tarifliche  Vereinbarungen  ausgesprochen  und  die  Opposition  der 
Buchdruckergewerkschaft  gegen  die  Tarif gemeinschaften  immer  mehr  die  Sym- 

pathiccu  im  eigenen  Lager,  wie  in  den  Kreisen  anderer  Gewerkschaften  verloren 
hatte,  schlössen  sich  eine  ganze  Anzahl  N'erbände  auf  ihren  Generalversamm- 
lungen der  Kundgebung  der  Gesamiheil  der  Gewerkschaften  zu  gunsten  der 
Tarifgemeinschaften  an.  Praktischen  Ausdruck  erhielt  diese  Stellungnahme  in 
den  folgenden  Lohnbewegungen  insofern,  als  diese  so  weit  wie  möglich  mit  einer 
tariflichen  ]-"estlegung  des  lirreichten  beendet  wurden.  Die  Tarifverträge  waren 
demnach  das  l'rodukt  mehr  oder  weniger  hartnäckig  geführter  Lohnkämpfe. 
Es  zeigte  sich  aber,  dass  überall  da,  wo  der  Gedanke  des  Tarifvertrages  Wurzel 
gefasst  hatte«  die  Gewerkschaftskämpfe  sich  merklich  verminderten.  Aus  dieser 
Tatsache  ziehen  bürgerliche  Soztalpolitiker  den  voreiligen  Scfaluss,  Tarifver- 
träge verbürgten  dauern  d  den  gewerblichen  Frieden.  Diese  Vorstellung 
gehört  allerdings  so  lange  ins  Reich  der  Träume,  bis  gesetzliche  Institutionen 
zur  Festigung  tariflicher  Einrichtungen  geschaffen  sind.  Andererseits  ist  die 
Annahme,  dass  dem  Tarifvertrag  unbedingt  Lohnkämpfe  vorausgehen  müssen» 
ebenso  unberechtigt;  denn  die  günstigen  Erfahrungen,  die  Arbeiter  und  Unter- 
nehmer eines  Berufs  mit  dem  korporativen  Arbeitsvertrag  gemacht  haben, 
können  doch  auf  die  Parteien  anderer  Berufe  nicht  ohne  jede  Einwirkung 
bleiben.  Der  Tarifvertrag  braucht  Also  nicht  in  jedem  einzelnen  Gewerbe 
alle  Stadien  der  Entwickelung  zu  durchlaufen.  Während  zum  Beispiel  die 
entwickeltste  Tarifgemeinschaft  in  Deutschland  —  die  der  Buchdrucker  — 
sich  im  Laufe  eines  halben  Jahrhunderts  aus  Abkommen  mit  ortlichem  Gel- 
tungsbereich zu  bezirksweiser  und  endlich  zu  nationaler  Ausdehnung  empor- 
cntwickelte,  treten  uns  heute  nationale  Tarifgemeinschaften,  wie  die  der  Chemi* 
graphen  und  Lichttlmcker.  beinahe  ohne  jede  Vorbereitung  entgegen.  Dieser 
sich  selbst  empfehlenden  Wirkung  des  Tarifvertrags  ist  auch  das  Bestreben  der 
Arbeiterverbände  zuzuschreiben,  dadurch,  dass  sie  mit  der  Aufforderung  zur 
korporativen  Regelung  der  Lohn-  und  Arbeitsbedingungen  an  die  Unternehmer- 
Vereinigungen  herantreten,  den  Boden  für  künftige  Tarifaktionen  zu  lockern. 
DIESER  gro  s/ui^i^en  Propaganda  müsste  unseres  Erachtens  eine  intensivere 
Aufklärungsarbeit  in  den  Reihen  der  ( iev.erkscbnf!  T"iii^li<v!i  r  r'.r  Seite  gehen. 
Zur  Erzielung  gesunder  tariflich  geretrfller  .Arbeit- l)C(iiii^n:iL:'  i'  gehört  ein  weit 
grösseres  Mass  von  Solidarität,  als  zu  jedweder  anderen  gewerkschaftlichen 
Aktion.   Von  Bewingen  jeglicher  Art  verlangt  der  durchsdinittliche  Ge- 
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weiicscliafter,  dass  sie  audi  ihm  direkten  Vorteil  bieten.  Zu  Akttonen  prinzi- 
pieller Natur,  seien  es  auch  solche,  deren  allgemeiner  Wert  auch  von  ihm  an- 
erkannt wird,  lasst  er  sich  nicht  so  leicht  begeistern.  Dieser  Kurzsichtigkeit 
kann  aber  durch  gewerkschaftliche  Schulung  abgeholfen  werden.  Bei  dem 
Absdilus»  von  Tarifverträgen  und  bei  ihrer  Weiterentwickelung  zu  festge- 
fugten Tarifgemeinschaften  handelt  es  sich  in  erster  Linie  um  die  Anerkennung 
des  neuen  Prinzips ;  der  Rercchtigiing.  boi  der  Festsetzung  der  Arbeitsbedin- 
ungen  korporativ  niitzubcstiinnicn.  Das  individuelle  Mitbestimmungsrecht  des 
Arbeiters  ist  infolge  seiner  wirtschaftlichen  Schwäche  gegenüber  seinem  Gegen- 
kontrahenten,  dem  Arhei^ieber,  bei  dem  Abschluss  des  Arbeitsvertn^  nur  ein 
Scheinrecht.  Dieser  Zustand  ist  ein  soziales  Unrecht;  denn  der  Arbeiter  hat 
als  Mitglied  der  Gesellsrliaft  Pflichten  gegen  sie,  zu  deren  Erfüllung  eine  be- 
stimmte Sunmic  von  Existenzmitteln  erforderlich  ist.  Betrachtet  man  den 
Arbeitsvertrag  von  diesem  Gesichtspunkt  aus,  so  leuchtet  sofort  ein,  dass  der 
einzelne  Unternehmer  ebensowenig  wie  eine  Korporation  von  Unternehmern 
das  Recht  hat,  jene  Minimalsumme  nach  den  'Zufallsverhältnissen  der  Kon- 
junktur des  Arbeitsmarkts  —  die  mit  der  Geschäftskonjunktur  nicht  immer  iden- 
tisch zu  sein  braucht  —  zu  bestimmen.  Demnach  handelt  es  sich  bei  dem 
Korporativvertrag  um  die  Anerkennung  eines  sozialen  tmd  da,  wo  in  den  Ver- 
trag Bestimmungen  aufgenommen  sind,  die  im  engeren  Sinne  eine  Produk- 
tionsregclung  bezwecken,  auch  eines  ri  «  , nomischen  Prinzips.  Die  hier  gewähl- 
ten Unterscheidungen  sollen  nur  den  Vorzug  besserer  Anschaulichkeit  haben; 
eine  schematische  Trennung  dürfte  sich  schwer  durchführen  lassen,  ohne  den 
Tatsachen  Gewalt  anzutnn. 

AUF  die  Anerkennung  dieser  Prinzipien  hat  sich  zunächst  der  Angriff  zu 

richten.  Der  im  Tartfkampf  erprobte  Gewerkschafter  wird  hierauf  das  grösste 
<Iewicht  legen  imd  vor  allem  bemüht  sein,  alle  Hindernisse  in  dieser  Hinsicht 
zu  beseitigen.  Die  stärksten  Widerstände  bei  Tarifbewegungen  rufen  die  ma- 
teriellen Forderungen  hervor.  Es  müssen  also  die  Arbeiter  in  denjenigen  Ge- 
werben und  an  denjenigen  Orten,  in  denen  der  Tarifvertrag  noch  nicht  Fuss 
gefasst  hat,  unter  vorläufigem  Verzicht  auf  direkte  materielle  Vorteile 
für  Tarifbewegungen  sfewonnen  w-erdcn.  .Ms  nächstes  Ziel  müsstc  ins  Auge 
gcfasst  werden:  einheitliche  Regelung  derjenigen  Arbeitsbedingungen,  welche 
schon  die  grösste  Übereinstimmung  aufweisen;  Neuprüfung  und  Neuregelung 
der  Arbeitsbedingungen  nadi  bestimmten  Zeiträumen;  Einrichtungen  zur 
Schlichtung  von  auftauchenden  Streitigkeiten  in  gemeinsamen  Verhandlungen 
zwischen  Arbeitern  und  Arbeitgehern.  Vielfach  scheitern  Tarifbewegungen 
deshalb,  weil  man  von  einem  gut  entwickelten  Vertrag  als  Vorbild  ausging  und 
mit  ihm  siegen  oder  fallen  wollte.  Aus  der  Momiigfaltigkeit  der  Tarifbestim- 
mungen in  den  bestehenden  Abkommen  geht  hervor,  dass  eine  Verdnbarung, 
die  nur  für  einige  Punkte  des  .\rbeitsverhältnisses  feste  Bestimmungen  schafti 
und  strittige  Punkte  vorläufig  noch  offen  lässt.  einer  Regellosigkeit  in  jedem 
•einzelnen  Fall  vorzuziehen  ist.  Tatsächlich  haben  wir  auch  eine  kleine  Anzahl 
Korporativverträge,  die  ausschliesslich  über  Arbeitszeit,  Überarbeit,  Akkord- 
preise u.  s.  w.,  Bctimnnuigen  enthalten.  Ganz  besonders  sei  aber  auf  den  Wert 
tler  Festlegung  der  Tarife  auf  eine  l)esliini!iti'  Zeitdauer  und  auf  die  Einrich- 
ti:i:g  \on  t  herw.'tehuiiL,'  ki'trpcrsclialten  h!ii;.4cu  icsen.  Die  \'ertrag>dauer  ga- 
rantiert dem  Lntcrneluucr  eine  Zeil  gewerblicher  Ruhe,  veranschaulicht  ihm 
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aber  auch  die  Vereinbarung  als  einen  rechtlichen  V'crtrap,  dem  er  sich  nicht 
durch  Massregelung  der  beteiligten  Arbeiter  entziehen  kann.  Für  den  Arbeiter 
bedeutet  die  Vertragsdauer  eine  Zeit  intensiver  Agitatkmsarbeit ;  denn  er  musft 
zur  Vergrössening  des  Mitgliederbestandes  seiner  Oi^Fanisation  gelangen,  will 

er  nicht  nach  dem  Vertragsablauf  auf  weiteren  Ausbau  des  Tarifs  verzichten. 

Es  ist  damit  einem  7.ustatid  vorgebeugt,  den  der  Praktiker  sehr  oft  nach  'tc- 
werkschaftskämpfen  beobachtet :  dem  Zustand  der  Kampfes-  und  Organisations- 
müdigkeit. 

VON  nicht  minder  grosser  Bedeutung  ist  die  Einsetzung  von  Tarifüberwachungs- 
körperschaften, «rie  Schiedsgerichte,  Tarifämter  etc.    Wo  keine  paritätische 

Körperschaft  vergesehen  ist,  der  Streitigkeiten  über  Tarif auslegungen  vorge- 
legt werden  können,  fehlt  gowisscrniassen  die  \'ollstreckime;st;e\vaU  der  tarif- 
lichen Bestimmungen,  und  leicht  macht  sich  ein  das  \'ertragsvcrhältnis  ge- 
fährdendes Misstrauen  bemerkbar.  Der  Tarif  steht  nur  auf  dem  Papier,  klagen 
die  .Arbeiter  mit  Recht,  es  fehlt  die  lebendige  Anteilnahme  der  Parteien. 
Bei  einem  einigermassen  ehrlich  gemeinten  Tarif ab^chhiss  wird  die  Einsetzung 
einer  ständigen  paritätischen  Koinmssion  mit  t-incm  unparteiischen  Vorsitzen- 
den auf  keinen  besonderen  Widerstand  stossen,  ja,  die  Höhe  des  Widerwillens 
einer  Partei  gegen  diese  Einrichtung  kann  den  Gradmesser  bilden  für  die  zu 
erwartende  X'ertragstreue.  Das  Zusammenwirken  von  Unternehmern  und  .\r- 
beitern  in  einer  «fjlchen  Instanj-  wird  für  die  weitere  Auscjestaltung  des  Tarifs 
äusserst  förderlich  sein,  und  der  erziehliche  Eintluss  einer  solchen  Institution 
wird  beide  Parteien  von  groben  V'ertragsverletzmigen  mit  der  Zeit  gänzlich 
abhalten.  Der  wirtschaftlichen  Bedeutung  der  Arbeiterorganisationen  und  dem 
Wert  der  ihr  innewohnenden  sittlichen  Kräfte  wertlen  die  Unternehmer  die 
.'\chtung  nicht  versagen  können,  tmd  gegenseitiges  Verhandeln  und  V^erstän- 
digen  auf  der  Grundlage  der  Gleichberechtigung  wird  kostspielige,  unwirtschaft- 
liche Kämpfe  nach  und  nach  vermindern.  Die  Wirkung  des  Tarifvertrags  in 
Zeiten  wirtschaftlicher  Depression  ist  ebenfalls  beachtenswert.  In  solcheu 
Orten  und  Berufen,  wo  längere  Zeit  tarifliche  Orchiung  herrschte,  konnte  fest* 
gestellt  werden,  dass  die  Tariflöhne  auch  wahrend  der  Krisis  beibehalten  wur- 
den, wohingegen  dort  Lohnabzüge  gemacht  wurden,  wo  kein  Kollektivabkom- 
men die  Unternehmer  verpilichtete.  Das  ist  für  <fie  Gewericschaften  von  unbe- 
rechenbarer Bedeutung.  Denn  die  Lohnabzüge  bedeuten  ausser  der  Einbussc, 
die  der  Arbeiter  erleidet,  mit  neuen  Ausgaben  verbundene  Lohnkämpfe.  Wäh- 
rend unter  der  Herrschaft  des  Tarifvertrages  bei  günstiger  Konjunktur  auf 
die  Verbesserung  der  seitherigen  Tariflöhne  hingewirkt  werden  kann,  müssen 
in  anderen  Orten  erst  Kampfe  um  die  früher  gezahlten  Lohne  geführt  werden. 

II 

EIDER  ist  mit  der  Ausdehnung  des  korporativen  Arbeitsvertrages 
eine  wenig  erfreuliche  Erscheinung  verknüpft,  auf  deren  Ursachen 
und  Beseitigungsmöglichkeiten  wir  <!ie  Aufmerksamkeit  hinlenken 
wollen.  Es  sind  die  entstehenden  T  a  r  i  f  d  i  f  f  e  r  c  n  zen  unter  den 
Arbeiteror^'anisationen  der  vers^chiedenen  Richtungen. 
DIE  Ursache  der  häufigen  Tariidilfercnzen  liegt  zum  grossen  Teil  schon  in 
dem  Bestehen  verschiedener  Organisationsgruppen.  Solange  eine  einheitliche 
Gewerkschaftsbewegung  nicht  besteht,  werden  derartige  Differenzen  wohl  kaum 
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ganz  verschwinden ;  deshalb  aber  nicht  wenigstens  den  Versuch  zu  unter- 
nehmen, die  Zahl  vorkommender  Differenzverhältnisse  zu  vermindern,  wäre 
schädlich  und  unklug.  Es  scheint  daher  recht  notwendig,  bei  Tariifbewe« 
gungen  eine  einheitliche  Taktik  gegenüber  anderen  Arbeiterorganisationen  an- 
anjwenden. 

DIE  christlichen,  Hirsch-Dunckerschen-,  Lokal-  und  unabhängigen  Organisa- 
timen erheben  gegen  die  freien  Ciewerksduiften,  weil  diese  zumeist  die  Initiative 
zu  Lohn-  beziehungsweise  Tarifbewegungen  ergreifen,  den  Vorwurf,  von  dem 

geplanten  Vorgehen  nicht  benachrichtigt  oder  dazu  aufgefordert  zu  sein.  Soweit 
sich  ein  solcher  Vorwurf  auf  Tatsachen  stützt  —  und  das  wird  oft  der  Fall 
sein  —  entbehrt  er  unseres  Erachtens  der  Berechtigung  nicht.  Die  Beschlüsse 
2U  einer  Lohnbewegung  werden  zwar  in  der  Regel  in  öffentlicher  Versammlung 
gefasst,  an  weldier  alle  Berufsangehörige  teilnehmen  können.  Demnach,  sagen 
die  freien  Gewerkschafter,  bedarf  es  keiner  besonderen  Einladung  zur  Beteili- 
'^ung  bc^titr.mlcr  ürganisatiuncii.  Xini  i^uhcn  aber  tjutorganisierten  Lohn- 
bewegungen fast  immer  voibcreiicndc  niicrne  Besprechungen  voraus,  die  den 
Zweck  haben,  die  Forderungen  festzusetzen  und  die  Taktik  in  grossen  Zügen 
zu  bestimmen.  Diese  Vorarbeiten,  die  ausschliesslich  in  den  Händen  einer 
Organisation  liegtn,  werden  riclitunggcbend  für  die  t^anze  Bewegung.  Bei 
aller  nachfolgenden  <  Hlentlichkeit  (kr  \'ersammlungen  und  Bescblussfassungen 
wird  man  doch  zugeben  müssen,  dass  diese  eine  —  zugleich  auch  meist 
stärkste  —  Oiganisation  des  Berufs  die  ganze  Aktion  beherrscht.  Das  aber 
ist  es,  was  kleinere  oder  gegnerische  Organisationen  infolge  ihrer  Feindselig- 
keit gegen  die  freien  Gewerkschaften  misstrauisch  macht.  Ihr  Misstraueii 
wird  dadurch  gesteigert,  dass  die  freien  Gewerkschaften  das  Verlangen  einer 
gegnerischen  Berufsorganisation,  an  den  Vorarbeiten  einer  Bewegung  teilzu* 
ndimen,  leider  nur  zu  oft  ablehnen.  Wo  dies  Bdseiteschieben  und  Zu- 
rücksetzen geübt  wird,  wird  es  von  der  Anschauung  getragen:  virir  sind  die 
anerkannte,  weil  die  stärkste  Organisation;  die  Andersorg;>nisierten  nehmen 
es  nicht  ernst  mit  der  Verbesserung  der  Arbeitsbedingungen,  verhindern  Er- 
folge, indem  sie  durch  ihre  Zersplitterung  in  den  Reihen  der  Berufskollegen 
Uneinigkeit  säen ;  ein  ^Zusammenarbeiten  mit  ihnen  bei  Lohnbewegungen  würde 
die  Anerkennung  ihrer  Existenzberechtigung  bedeuten;  die  müssen  wir  ihnen 
jedoch  bestreiten.  ^Vo  nun  eine  andere  Praxis  geübt  wurde,  das  hcisst,  wo  maw 
gemeinsam  mit  gegnerischen  Organisationen  Bewegungen  durchführte,  machte 
man  die  verschiedensten  Erfahrungen.  Teilweise  zeigten  sich  die  Andersorgani- 
sierten als  tüchtige  Kämpfer,  teilweise  fielen  sie  mitten  in  der  Bewegung  ab 
oder  beendigten  selbständig  die  Aktion,  indem  sie  mit  geringen  Zugeständnissen 
sich  zufrieden  gaben  und  Sonderabmachungen  mit  den  Unternehmern  trafen. 
Solche  Vorkommnisse  mussten  allerdings  dazu  beitragen,  den  Gedanken  an 
gemeinsame  Akttonen  in  Misskredit  zu  bringen.  Aber  auch  da,  wo  günstige 
Erfolge  erzielt  wurden,  zeigte  sich  eine  Erscheinung,  die  dazu  angetan  war, 
bei  den  I'reiorganisiertcn  Feindschaft  gegen  gemeinsame  Bewegungen  hervor- 
zurufen. Die  anderen  Organisationen  nahmen  w.Mbrcnd  der  Bewegung  oft  un- 
gleich mehr  an  Mitgliedern  zu.  Ihr  stärkt  nur  die  gegnerischen  Organisationen 
mit  etirer  Parität!  rief  man  in  einer  —  unserer  Meinung  nach  —  unbegrün- 
deten Ängstlichkeit.  Es  ist  ganz  natürlich,  dass  die  sogenannten  Mitlintfc- 
bei  Lohnbewegungen  sich  der  billigsten  Organisation  anschliessen,  ganz  be- 
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sonders,  wenn  diese,  gedrängt  durch  die  Konkurrenz,  dieselbe  Streikunter- 
stützung in  Aussicht  stellt,  wie  die  teure  Organisation. 

SO  bedauerlich  all  diese  Erscheinungen  im  gewerkschaftlichen  Kampf  auch 
sind,  sie  dfirfen  bei  kfinftigen  Tarilbew^iungen  nicht  massgebend  für  die  Ent- 
scheidung fiber  das  gemeinsame  Vorgehen  sein,  denn  der  Erfolg  der  Bewegung 

hängt  vorf  der  gemeinsamen  Betätieaing^  ab.  Man  unterschätze  nicht  die  geg- 
nerischen Organisationen !  So  unbedeutend  sie  im  allgemeinen  sind,  so  ge- 
fährlich —  das  haben  schon  viele  Beispiele  bewiesen  —  können  sie  bei  Be- 
wegungen werden,  bei  denen  eine  vorherige  Verständigung  abgeldint  wurde. 
Es  gibt  Leute,  die  sagen,  dass  mit  solchem  Verhalten  die  gegnerischen  Orga- 
nisationen sich  selbst  ihr  Grab  bereiteten.  Aber  man  könnte  ihnen  nur  dann 
beipflichten,  wenn  der  Inditferentismus  in  den  Arbeiterkreisen  nicht  noch  so 
ungeheuer  gross  wäre.  Nun  ist  ja  ein  Paktieren  mit  andersgearteten  Oi^;ani- 
sationen  äusserst  schwierig.  Bei  jeder  Lohnbewegung  kommen  immer  Indiffe- 
rente und  solche  Gewerkschaftsmitglieder  in  Frage,  die  noch  nicht  zum  Bezu^ 
einer  Unterstützung'  berechtigt  sind;  ihnen  muss  Unterstützung  in  irgend  einer 
Form  gegeben  werden.  Die  ungleiche  Finanzlage  der  verschiedenen  Organi- 
sationen ergibt  die  hauptsächlichsten  Differenzpunkte  nicht  nur  bei  der  Fest^ 
Setzung  der  Unterstützungshohe,  sondern  auch  bei  der  Bestimmung  der  Bezugs- 
dauer. Alle  diese  Fragen  müssen  vorher  geregelt  sein,  und  zwar  bei  i  e  d  o  r 
Bewcgimg,  auch  bei  Sf)lcben,  von  denen  man  sich  eine  rasche  Rrlediginig  vcr- 
^jpricht.  Schliesslich  wäre  es  empfehlenswert,  dass  die  Verbandsvorstände  aller 
Organisationen  eines  Berufs  generelle  Bestimmungen  über  solche  Fragen  ver- 
einbarten. Bei  grossen  Aussperrungen  wurden  in  letzter  Zeit  unter  den  ver- 
schiedenen Organisationen  solche  \'ercinbarnngen  mit  befriedigendem  Krfolgo 
für  den  einzelnen  I-'all  getrtilten.  ( icwerk-^chaftstnlircr,  die  durch  solche  Er- 
fahrungen gewitzigt  wurden,  üben  iinnier  mehr  die  i'raxis,  bei  Lohnbewegungen 
durch  schriftlichen  Vertrag  mit  den  anderen  beteiligten  Oi^nisationen  alle 
fraglichen  Punkte  zu  regeln,  um  so  den  schädigenden  Einwirkungen  der  Orga- 
nisationszersplitterung auf  die  Aktion  von  vornherein  zu  begegnen.  Auf  der- 
artige Massnalimen  seien  empfehlend  alle  jene  Gewerkschaften  verwiesen,  dt«: 
im  steten  aufreibenden  Kampf  mit  gegnerischen  Organisationen  stehen. 
VON  den  einzelnen  Bcstimmtmgen  des  Tarifvertrags  sei  noch  auf  die  Frage 
des  Organisationsausschlusses  eingegangen.  In  einigen  Brandl^  des  Schläger- 
gewerbes  Mittel frankcns,  im  Chemigraphengewcrbe  und  in  einigen  Branchen 
des  Baugewerbes  bestehen  Tarifgemeinschaften,  die  nur  Mitgliedern  einer  be- 
stimmten Unternehmer-  oder  Arbeiterorganisation  die  Teilnahme  an  den  Ver- 
trägen gestatten.  Das  Bestreben,  die  Tariferrungenschaften  nur  denen  zu  teil 
werden  zu  lassen,  die  für  die  Erreichung  derselben  fortgesetzt  namhafte  Opfer 
brachten,  nach  tlem  Worte  Jl'cr  nich!  säet,  soll  auch  tiicht  erntet! ,  hat  auf 
den  ersten  Blick  etwas  Bestechendes,  Imponierendes  für  sich.  Allein  bei 
näherer  Betrachtung  wird  man  finden,  düs  dem  augenscheinlichen  Vorteil 
ungleich  schwerere  Nachteile  gegenüberstehen.  So  wie  die  Unternehmer- 
Organisation  nie  alle  Unternehmer  ausnahmslos  einschliesst,  so  wird  auch  tl'c 
I-e^tc  Arbeiterorganisation  nicht  alle  Berufsangehörige  umfassen.  Bestimmt 
r.un  ein  Vertrag,  dass  kein  organisierter  Gehilfe  bei  einem  nicht  organisierten 
Prinzipal  arbeiten  darf,  so  ist  die  Agitationskraft  des  Verbandes  lahmgelegt. 
Denn  die  Organisation  darf  Gehilfen  aus  Betrieben,  die  der  Tarifgemeinschaft. 
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also  auch  der  Unternehmerocganisation,  ferostehen,  gar  nicht  aufnehmen.  Es 
werden  also  Gehilfen  und  Unternehmer,  die  gar  nicht  oder  nicht  in  den  ver- 
tragschliessemfen  Verbänden  organisiert  sind,  die  Tarif gemeinschaft  erheblich 
gefährden  können.  Die  unlautere  Konkurrenz,  die  durch  die  Tarifgeinein- 
schaften  beseitigt  werden  soll,  kann  somit  ungestört  weiter  wuchern.  Stellt 
man  sich  daher  anf  den  Standpunkt,  dass  im  ganzen  Gewerbe  geordnete 
Verhältnisse  gesdiaffen  werden  sollen,  so  darf  man  die  darauf  geriditeten 
Bestrebungen  nicht  deshalb  unterbinden,  weil  es  nicht  mit  einem  Schlage  ge- 
schehen kann.  Zum  Gewerbe  gehören  auch  alle  Arbeiter  des  Bt-rufs.  und 
wenn  die  indifferenten  Arbeiter  sich  um  die  Vertragsverpflichtungeu  nicht 
icummem,  so  sollten  doch  mindestens  die  organisierten  Arbeiter,  die  gewillt 
sind,  die  Pflichten  ans  dem  Vertrage  zu  erfüllen,  nicht  von  ihm  ausgeschlossen 
werden.  Der  Ztmmerertarif  in  Elberfeld  zum  F^ci^picl  verpflichtet  die  dohüfen. 
nur  bei  Meistern  in  Arbeit  zu  treten,  und  verptiichtct  die  Meister,  nur  im  freien 
Zimmererverband  organisierte  Gesellen  zu  beschäftigen.  Ancicre  Gesellen 
haben,  selbst  wenn  sie  auch  einer  tariffreundlichen  Organisation  angehören,  nur 
die  Wahl,  den  Vertrag  zu  brechen,  den  Ort  zu  verlassen  oder  mit  denjenigen 
Meistern,  die  dem  \'ertrag-  nicht  beigetreten  sind,  und  den  anderen  Bauunter- 
nehmern einen  .Sonder \  ertrag  abzuschliessen,  der  den  Absichten  des  ersten 
Vertrages  entgegenwirkt ! 

DERARTIGE  Abmachtti^;en  sind  der  Ausbreitui^  des  korporativen  Arbeits- 
vertrags, sowie  dem  Gedanken  der  Vereinheitlichung  der  Gewerkschaftsbewe- 
gung unbedingt  hinderlich,  ja  sie  nähren  in  den  unterdrückten  Organisationen 
eine  Tarifgegnerschaft,  die  dann  die  sonderbarsten  Bluten  treibt  —  wie  un- 
längst in  der  Debatte  über  den  Chemigraphentarif  zu  beobachten  war.  So 
spricht  F.  Schnetter  in  der  Neuen  Zeit  von  scheinbaren  Verbesserungen, 
die  der  Chemigraphentarif  den  Arbeitern  des  Berufs  gebracht  haben  soll,  um 
gleich  <Iarauf  von  minimalen  Errungenschaften  zu  sprechen,  tnit  der  miss- 
trauischcn  und  beweislosen  Andeutung,  dass  diese  Errungenschatten  ^zumci.st 
nur  auf  dem  Papier  stehenc.  Die  gleichen  Wido^pruche  finden  sidi  bei 
Schnetter  in  dem  ganzen  Artikel.  Einmal  sollen  die  Untemdimer  durch  die 
Tarifgenicinschaft  eine  Monopolstellung  erringen  Irannen,  die  ihnen  gestattet, 
die  fVcisc  für  flie  Produkte  des  Gewerbes  zudiktieren,  das  andre  Mal  soll  durch 
Tarifverträge  eine  Beseitigung  der  Schmutzkonkurrenz  unmöglich  sein.  Die 
Ausführungen,  die  sich  etwas  unklar  tmd  allgemein  gegen  den  OrgauiseUtons- 
xwang  wenden,  endialten  endlich  den  ganz  berechtigten  Vorwurf,  dass  »jede 
Verständigtmg  in  der  Tariffrage  mit  dem  selbständigen  Lithographen-  und 
Cheniigraphenverband  von  jener  Seite  [l'crbaiid  der  Lithographen  und  Stcin- 
drucker]  abgelehnt«  wurde.  Der  Ausschluss  von  der  Tarifarbeit  bildet 
also  das  Leitmotiv  der  Kritik. 

BEI  der  Frage  der  Tarifkontrahenten  kommt  man  zu  einer  ähnlichen  Auffas- 

sung.  wie  ohcn  hei  den  {gemeinsamen  Tarifbcwegunijen.  Die  Tarilverträtre  und  die 
Tarif e  ni  e  i  n  s  c  h  a  f  t  e  n  besonders  erfordern  zur  \  erallgcmoincrung  und 
Autrcciitcrhaltung  materielle  und  ideelle  Opfer.  Deshalb  ist  der  Ausschluss 
nicht  organisierter  Arbeiter  ein  —  vor  allen  Dingen  im  Interesse  der  Unter- 
nehmer gelegenes  —  Gebot  der  Notwendigkeit,.  Aber  auf  der  anderen  Seite 
ist  es  ciTi  Gebot  der  N'ernunft.  Organisationen,  die  für  die  Durchführung  von 
Tarifverträgen  in  jeder  Hinsicht  Garanticcn  bieten,  zu  den  Verträgen  zuzulassen 
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oder  sie  in  gewinnen.  Allerdings  müssen  die  Garantieen  unter  den  in  Frage 
kommenden  Organisationen  vertraglich  verbärgt  sein.    Wenn  eine  der  geg' 

nerischen  Organisationen  die  cingfcgangcnen  Verpflichtungen  verletzt,  wird 
ihren  MitgHedern  ad  oculos  demonstriert,  dass  sie  keiner  vertragsiähigen 
Organisation  angehören. 
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HUGO  UNDEMANN  •  DIE  STÄDTISCHE  GRUNDRENTE 
UND  IHRE  BEKÄMPFUNG 


LS  zu  Ende  des  X\'I.  Jahrhunderts  in  London  die  Bevölkerung  rasch 
zunahm  und  infolgedessen  die  Grundrente  ini  Innern  der  Stadt  stark 
stieg,  fand  man  die  Ursachen  dieser  Erscheinung  in  der  starken  Bau- 
tätigkeit. Es  würden  zu  viele  Häuser  gebaut,  und  infolgedessen 
werde  die  Bevölkerung  vom  platten  Lande  in  die  Stadt  gelockt. 


.Man  untersagte  daher  unter  Elisaheth  itn  Jahre  I5c>6  durch  ein  Gesetz  jede 
liautiitigkeit  bis  zur  nächsten  Session  des  Parlamentes.  »Wir  habctu,  so 
schreibt  Adolf  Weber  in  seinem  neuen  Buche  Ober  Bodeurettte  und  Boden- 
spekulation in  der  modernen  Stadt,  >heute  für  derartige  Verwechseltmgen  von 
Ursache  und  Wirkung  nur  noch  ein  überlegenes  Lächeln,  und  doch  scheint 
es,  als  wenn  auch  heute  von  dem  durchaus  überwiegemien  l  eile  der  deutschen 
ITieorie  und  l'raxis  ein  ganz  ähnlicher  Fehler  gemacht  wird,  indem  man  be- 
hauptet, dass  die  hohe  Grundrente,  weldie  hohe  Mietspreise  verursache,  im 
wesentlichen  eine  Folge  der  künstlidien  Endämmung  des  Angebotes  durch  die 
hcriichtigte  Bodenspekulation  sei.«  In  der  Tat  ist  über  das  Steigen  der  Grund- 
rente, das  in  den  Jalircu  <!i>.  gt  walttgen  industriellen  Aufblühens  Deutschlaiuls 
luui  der  sich  gleichzeitig  damit  abspielenden  und  kausal  mit  ihm  zusammen- 
hängenden Zimahme  unserer  Städte  wieder  einmal  in  den  Vordergrund  des 
öffentlichen  Interesses  gertickt  worden  ist,  so  viel  unsinniges  Zeug  zusammen 
geschrieben,  dass  das  Urteil  Webers  durchaus  berechtigt  ist.  Geradezu  aben- 
teuerliche Theorieen  sind  aufgestellt  worden  und  haben  in  weilen  Kreisen 
urteilsfähiger  und  urteilsloser  Leute  Anhang,  ja,  begeisterte  Zustnnuumg  ge- 
funden. Je  abenteuerlicher,  je  bessert  Die  Umkehrung  aller  Volkswirtschaft* 
liehen  Gesetze  wurde  geradezu  zur  Vorbedingung  gemacht.  Je  mehr  eine 
Theorie  diesen  widersprach,  je  absurder  sie  die  Wirklichkeit  auf  den  Kopf 
stellte,  desto  sicherer  schien  sie  begründet,  desto  ii:;her  der  Wahrheit  zu  kom- 
men, desto  grösser  war  ihre  Anhängerschaft.  Eine  dieser  wunderbaren 
Schöpfungen  modernen  volkswirtschaftlichen  Denkens,  die  sogenannte  Beden- 
spekulationsthcorh,  ist  zum  Evangelium  niclit  nur  zahlreicher  Theoretiker, 
sondern  auch  der  Vcrwaltungsmänner  und  der  Regienmgen  geworden.  Ihr  A 
und  Si  ist:  die  Rodonspekulation  ist  an  dem  rapiden,  niasslojen  Steigen  der 
städtischen  Grundrente  schuld,  sie  hat  infolgedessen  die  .Mietpreise  in  utiver- 
antwortlicher  Weise  gesteigert  und  trägt  daher  den  Hattptteil  der  Verant- 
wortlichkeit für  die  cu m],  u  Wohiunigs Verhältnisse  unserer  Zeit.  Der  Sunden- 
bock i.st  gefunden  und  soll  in  die  Wüste  geschickt  werden.  Wie  konnnt  es 
nun,  dass  diese  Theorie  so  grosse  Anhängerschaft  gefunden  hat?    Die  ver- 
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«chicdensten  Gründe  haben  die  Männer  verschiedenster  Auffassung  in  das 
gleiche  Lager  geführt.  Zunächst,  es  war  sehr  bequem,  einen  Sundenbock  ge- 
funden zu  haben,  dem  man  alle  Schuld  aufladen  konnte.  Dabei  konnte  man 
zugleich  das  (Mium  eigener  Taten  von  sich  auf  andere  wälzen.  Dies  letztere 
gilt  insbesondere  von  dem  Hausbesitzertuin,  das  in  der  letzten  Zeit  bestrebt  ist» 
den  Hass,  den  ihm  seine  Mietssteigerungen  zugezogen  haben,  der  Bodenspeku- 
lation zuzuschieben.  Führt  die  Analyse  der  Ursadien  der  steigenden  Boden- 
lente  zu  der  Erkenntnis,  dass  dieselbe  aufs  tiefste  in  unserer  heutigen  Wirt- 
schafts- und  Eigentumsordnung  begründet  ist,  so  ist  ihre  Bekämpfung  keine 
so  einfache  Sache,  die  man  beim  Nachtisch  erledigen  kann,  ist  dagegen  die 
Bodenspekulation  schuld,  nun,  dann  verbietet  man  einfach  die  Bodenspekulation  t 
Man  hat  ja  auch  Börsengesetze  gemacht»  durch  sie  die  Spekulation  in  Ge- 
treide etc.  verboten  und  versucht,  die  Börse  aus  der  heutigen  Wirtschafts- 
iirdnung  herauszuschneiden.  Ein  Ausläufer  dieses  Kamjifes  gegen  die  Spe- 
kulation im  aligcmcincn  ist  die  Bekämpfung  der  Budenspekulation,  die  von 
den  agrarisdi-mittelstandsrctterisdien  Parteien  mit  besonderer  Vorliebe  be- 
trieben wird,  weil  sie,  von  keiner  Sachkenntnis  berührt,  eine  Erscheinung  für 
das  rianzc  nclitncn.  Man  braucht  nur  die  Jägorsclie  IVohnungsfraf^c  zur  Hand 
zu  nehmen,  und  ninu  wird  auf  jeder  Sritc  finden,  wie  clie  Feindschaft  gegen 
unsere  heutige  im  ZcicIku  des  Grosskapiialismus  stehende  Wirtschaftsordnung 
und  die  Schwärmerei  für  mittelalterliches  Zünftlertum  zu  einer  blindwütigen 
Stigmattsierung  der  Rodcnspekulation  geführt  hat.  Auch  die  ßodenrefonn, 
die  unter  der  Leitung  Damaschkes  alles  Grosszügige,  was  sie  in  .Amerika  ui;d 
England  besessen,  verloren  hat  und  glücklich  auf  das  Niveau  tles  deutschen 
Durchschnittsphilisters  so  weit  herabgebracht  ist,  dass  sogar  deutsche  Regic- 
mngsvertreter  sie  ob  ihrer  Mässigung  preisen,  führt  den  Kampf  gegen  die 
Grundrente  schliesslich  doch  nur  unter  den  Gesichtspunkten  des  Mittelbürgers» 
der  seine  Klasse  rettnnfj^^lns  zn  Grunde  gehen  sieht  und  in  der  Kopflosigkeit 
versinkender  Klassen  seine  Hand  nach  einem  Allheilmittel  ausstreckt.  Wie 
der  Antisemitismus  die  Juden,  so  macht  die  Bodenreform  die  Bodenspekulanten 
für  alle  Missstände  unserer  heutigen  Gesellsdiaftsordnung  verantwortlich. 
ES  hat  der  Bodenspekulationstheorie,  wenn  man  sie  einmal  so  nennen  darf,  nie- 
mals an  Gegnern  gefehlt.  .'\uch  auf  der  Versammlung  des  Vereins  für  Socuil- 
politik  in  München,  in  der  die  Wohnungsfrage  behandelt  wurde,  hat  Philip- 
povich  sie  aufs  allerentschiedenste  bekämpft.  Aber  Weber  hat  ganz  recht,  wenn 
er  sagt,  dass  seine  Ausführungen  nicht  nur  den  nationalökonomischen  Outsiders 
etwas  ganz  Eigenartiges,  noch  nie  Dagewesenes  zu  sein  schienen.  Und  ebenso 
zutreffend  ist  es,  wenn  er  fortfährt:  »Freilich,  Philippovich  und  Genossen  gelten 
als  Theoretiker,  und  da  ihre  Theorie  zur  Zeit  nicht  modern  ist,  glaubt  man,  sie 
abtun  zu  dürfen  nrit  dem  Hinweis  auf  die  grüne  Praxis,  die  eben  ganz  anders 
aussehe,  als  die  graue  Theorie.«  Es  war  daher  ein  sehr  zeitgemässes  und  sehr 
verdienstvolles  Unternehmen  .Adolf  Webers,  da.ss  er  sich  in  dem  bereits  oben 
erwähnten  Buche  au.sführlich  mit  der  Rodenspekulationstheorie  auseinander- 
gesetzt und  ihr  holTentlich  durch  seine  schlagenden  Ausfuhrungen  den  Todes- 
stoss  versetzt  hat.  Ist  schon  die  theoretische  Bedeutung  seines  Unternehmens 
nicht  zu  unterschätzen,  so  ist  ihr  Wert  für  die  Praxis  noch  viel  weittragender. 
Denn  wenn  man  die  grosse  Mehrheit  der  praktischen  \'orschläge.  insbesondere 
auf  dem  Gebiete  des  kommunalen  Steuerwesens,  einer  Prüfung  unterwirft,  so 


250 


HUOO  UNDEMANN  •  DIE  STAOTISCHe  ORUNDRENTe  UND  IHRE  BEKAMPFUNO 


wird  man  finden,  dass  ncfa  dieselben  vorzüglich  mit  der  angeblich  durch  die  Bo^ 

■denspekulation  veranlassten  Steigerung  der  städtischen  Grundrente  beschäftigen. 
Besteuerung  nach  dem  gemeinen  Wert,  Zuwachssteuer  auf  dem  Gebiet  der  Be- 
steuerung, Erbbaurecht,  Abänderung  des  Ilypothckenwesens  etc.:  sie  alle  sind 
dazu  bestimmt,  der  Bodenspekulation  das  Ldien  sauer  zu  machen,  womöglich 
das  Lebenslicht  auszublasen.  Unter  dieser  absolut  einseitigen  Betrachtung  der 
Boden-  und  Wohnungsverhältnisse  in  den  Grossstädten,  unter  dieser  Rück- 
führung aller  Missstände  auf  die  Bodensiiekulatinn  müssen  die  übrigen  viel 
wichtigeren  Phänomene  zurückstehen.  Die  Gesetzgebung,  die  Verwaltung  wer- 
den einseitig,  und  die  Vernachlässigung  der  anderen  Faktoren  wird  sich  bitter 
rächen.  Das  ganze  grosse  Problem  der  Wohnungs-  und  Bodenfrage  wird  auf 
■diese  Weise  auf  ein  totes  Geleis  geschoben.  Dass  dies  aber  verhütet  werde,  daran 
haben  alle  diejenigen  das  grösste  Interesse,  die  den  engen  Zusammenhang 
zwischen  der  Wohnungsfrage  und  unserer  heutigen  wirtschaftUchen  und  so- 
zialen Ordnung  eingesehen  haben.  Wenn  alle  Versuche  bekämpft  werden 
müssen,  die  k^utalistische  Entwickelung  in  vorkapitalistischem  Sinne  umzu 
formen,  dann  muss  auch  den  Bestrebungen  entgegengetreten  werden,  die  durcli 
die  Opferung  der  Bodenspekulation  das  solide  Rcntnertum  des  Mittelstandes 
in  der  unbeschrankten  Ausbeutung  des  städtischen  Mietertums  erhalten  wollen. 
DER  erste  Teil  des  Weberschen  Buches,  Zur  Vergangenkeit  und  Gegenwart  der 
■Bodenreform  betitelt,  gibt  einen  kurzen  Überblick  über  die  Geschichte  der  Bo- 
denreform und  führt  darin  den  Nachweis,  dass  auch  die  heutige  Bodenreform 
in  ihrem  ganzen  Gedankeninhalt  nur  wenig  über  die  ältesten  Bodenrclormer 
zu  Anfang  des  .XIX  Jahrhunderts  hinausgekommen  Ist  Die  Argumente,  mit 
denen  man  heutzutage  das  Anwachsen  der  städtischen  Grundrente  als  schäd- 
liches Schmarotzertum  nachzuweisen  sucht  und  mit  denen  man  die  Bodenspeku- 
lation bekämpft,  sind  so  ziemlich  die  gleichen  geblieben.  Xur  der  Unterschied 
besteht  zwischen  der  alten  und  der  modernen  Bodenreformbewegung,  dass  die 
erste  die  Grundrente  im  allgemeinen,  vor  allem  die  ländliche  Grundrente,  an- 
^iff,  während  die  moderne  es  ausschliesslich  mit  der  städtischen  Grundrente 
zu  tun  bat.  Die  rnterstichiingen  Webers  darüber,  wie  und  weshalb  dieser  Um- 
schwung in  lüiglatid  imd  .\merika  eingetreten  und  von  dort  der  Kampf  gegen 
die  städtische  Grundrente  nach  Deutschland  gekommen  ist,  sind  sehr  lesenswert. 
Leider  können  wir  auf  dieselben  nicht  näher  eingehen.  Wir  haben  es  hier  aus- 
schliesslich mit  dem  Hauptteile  des  Buches  ZU  tun,  der  die  Widerlegung  der 

Bodenspekulationsthenrie  enthält. 

AN  die  Spitze  seiner  Untersuchungen  stellt  Weber  den  Satz,  dass  im  grossen 
und  ganzen  die  städtische  Bodenrente  deshalb  entstehe,  weil  bei  verschiedenen 
Kosten  die  Preise  gleich  bleiben.  Für  die  Baubodenrente  sei  die  Lage  des 
Grundstückes  von  der  grössten  Bedeutung.  Verschiedenheit  der  Lage  aber  be- 
deute X'crscliicdciiheit  der  Kosten,  sei  es  positiver  Kosten  oder  negativer  in 
i'orm  von  entgehendem  Gewinn.  Der  Unterschied  zwischen  Acker-  und  Bau- 
bodenrente bestehe  darin,  dass  das  Rentenmittel  bei  dem  Ackerboden  trans- 
portabel sei,  bei  dem  Bauboden  dagegen  nicht,  und  dass  sich  beim  Ackerbau 
das  in  den  Boden  gesteckte  Kapital  in  kürzeren  oder  längeren  Zeiträumen  je 
nacli  der  Konjunktur  verändern  k(»nnc'.  w.Hhreinl  hei  der  Bewirtschaftung  städ- 
tischen Bodens  eine  einmalige,  nicht  mehr  zu  vermindernde  Kapitalaufwendung 
2u  machen  sei.  Der  reine  städtische  BodenproBt  ist  ebenso,  wie  der  ländliche. 
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nach  Weber  DitYerentialrente  im  Sinne  Ricardos.  Daraus  folgt,  dass  die  städ- 
tische Bodenrente  als  Faktor  der  Preisbildung,  wenigstens  auf  die  Dauer,  nicht 
wirkend  sein  kann,  sondern  ihrerseits  erst  dturdi  den  Preis  des  Rentenmittels, 
das  heisst  durch  den  Mietspreis,  bestimmt  wird.  Der  Preis  aber  wird  durdk 
Angebot  und  Xacli frage  bestimmt.  Das  ist  zwnr  hier,  wie  überall,  nur  eine 
bedingt  richtige  Zwischenantwort.  Als  solche  hat  sie  aber  bei  städtischen  Im- 
mobilien genau  dieselbe  Berechtigung,  wie  bei  mobilen  Werten.  Den  Einwand  der 
Bodenrefomier»  dass  man  den  Grund  und  Boden  nicht  mit  den  anderen  Ware» 
vergleichen  könne,  da  er  unvergänglich  und  seine  Grösse  unveränderlich  sei,  fer- 
tiqjt  Weber  zutreffend  mit  der  einfachen  Bemerkung  ab,  dass  Bauland,  um  das  es. 
sich  hier  allein  handelt,  alle  Tage  produziert  werde.  Mit  der  Aussage,  dass  der 
Preis  des  Grund  und  Bodens  durch  die  Nachfrage  bestimmt  werde,  ist  zunächst 
nur  ein  Urteil  allgemeinen  Inhalts  abgegeben.  Alles  kommt  darauf  an,  wie  sich 
die  Nachfrage  nach  städtischem  Bauland  und  sein  Angebot  abspielen.  Eine 
genaue  .Analyse  dieser  beiden  wirtschaftlichen  Vorgänge  ist  daher  die  Vor- 
bedingung, die  erfüllt  sein  muss,  will  man  sich  über  die  Preisbildung  beim  städ- 
tischen Grand  und  Boden  klar  werden.  Ihr  widmet  daher  Weber  die  beiden 
wichtigsten  Kapitel  seines  Buches. 

WEBER  zitiert  einen  Satz  von  Paul  Schwarz,  wonach  der  städtische  Grund- 
wert einmal  durch  die  Höhe  des  Erträgnisses  eines  Gebäudes,  andererseits  durch 
den  jeweilig  geltenden  7.insfuss,  welcher  der  Kapitalisierung  dieses  Erträgnisses, 
zu  gründe  gelegt  werden  mus^,  bestimmt  wird.  Wie  wird  nun  die  Höhe  des 
Erträgnisses  eines  Gebäudes  bestimmt?  Das  ist  die  wichtige  Frage,  die  zu  be- 
antworten ist.  Durch  den  Betrag,  den  der  Mieter  für  seine  Wohnung  aus- 
zugeben geneigt  ist,  sagt  Adam  Stnith  und  mit  ihm  die  grosse  Mehrzahl  der 
Nationalökonomen,  und  sie  fügen  gleichzeitig  hinzu,  dass  dieser  Betrag  im  all- 
gemeinen eine  feststehende  Quote  seines  Einkommens  ist,  über  die  er  oidit  hin- 
ausgeht. Weber  sucht  nun  naduuweisen,  dass  die  Grösse  der  Qwte  nicht  aus« 
schliesslich  eine  Funktion  des  Einkommens  sei,  sondern  dass  sie  sich  auch  än- 
dern könne,  ohne  dass  eine  Änderung  des  Einkommens  stattgefunden  habe.  Die 
Rücksicht  auf  die  Lage  der  Arbeitsstätte,  die  Gewohnheit,  Scheu  vor  dem  Um- 
zug, soziale  Rficksichten,  sie  alte  vereinigen  sich,  die  Quote  des  Einkommens, 
die  f&r  Miete  ausgegeben  wird,  innerhalb  gewisser  Grenzen  sehr  schwankend 
zu  machen.  Tinierhalb  gewisser  Grenzen  —  denn  selbstverständlich  geht  die 
Befriedigung  der  Xahrungs-  imd  Kleidung.sbedürfniNsc  der  des  Wohnungs- 
bedürfnisscs  vor.  Der  Einkommensbetrag,  der  für  Miele  ausgegeben  wird,  ist 
—  den  Nachweis  scheint  uns  Weber  auch  durch  statistisches  Material  zutreffend 
j^oführt  zu  haben  —  auch  unabhängig  von  der  Grösse  des  Einkommens  variaBel. 
Je  kleiner  das  Einkommen  i-<t.  desto  sclnieller  wird  das  MaxinuTm  erreicht 
werden,  das  für  das  Wohnungsbedürfnis  aufgewendet  werden  kann,  und  tjerade  • 
bei  den  Kleinwohnungen  wird,  wie  Weber  zutreffend  hervorhebt,  ii»l<j]ge  des 
Überwiegens  der  Nachfrage  dieses  Maximum  aufgewendet  werden  mdssen.  Noch 
mehr,  als  !)ci  den  privaten  W'ohnungen,  wird  bei  der  Nachfrage  nach  Geschäfts- 
räumen die  Lage  von  entscheidender  Bedeutung  sein.  Es  sind  ganz  bestimmte 
Strassen,  in  denen  sich  das  Gcschäftsleben  einer  Stadt  konzentriert.  Zahlreiche 
Geschäfte  sind  einfach  gezwungen,  in  einer  bestimmten  Strasse  ihren  Standort 
zu  nehmen,  falls  sie  Erfolg  haben  wollen.  Hier  wird  also  die  Nachfr^  am 
intensivsten  sein,  und  infolgedessen  die  Grundrentensteigerung  noch  um  vieles. 
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beträchtlicher,  als  in  den  eigentlichen  Wohnvierteln,  und  in  dem  unbebauten 
Gebiete;,  obwohl  hier  die  Bodenspekulation  in  der  von  der  Bodenspekulations- 
theorie  geschilderten  Weise  überhaupt  nicht  tätig  ist  und  andi  gar  nicht  tätig 
sein  kann.  W'cber  führt  eine  Reihe  von  Zahlennachweisen  an,  dass  die  Steige- 
rungen der  Grundrente  im  Zentrum,  in  der  City,  unverhältnismässig  höher  sind, 
als  in  den  Aussenzonen.  So  kommt  er  denn  in  tJbereinstimmung  mit  Philippo- 
vich  zu  dem  Resultat,  dass  die  Hauptquelle  der  Bodenwertsteigerung  im  Zen- 
trum der  Stadt  zu  suchen  ist,  während  die  Bodenwertsteigerung  in  den  äusseren 
Bezirken,  wo  <lie  Bodenspekulation  angeblich  die  Ursache  der  Preissteigerung 
sein  soll,  tatsächlich  vielmehr  die  Konsequenz  der  Bewegung  im  Innern  ist. 
Es  ist  das  die  gleiche  Ansicht,  die  wir  immer  vertreten  haben. 
WIR  kommen  zur  Analyse  des  Angebots  von  stadtischem  Bauland.  Der  Kern 
^er  Bodeiispekulationstheoric  liisst  sich  dabin  zusammenfassen:  die  unp^esunde 
Steip;^erung  des  Grundwertes  sei  bauptsäcldicb  der  Bodenspekulation  zuzuschrei- 
ben. Sie  treibe  die  Bodenpreise  durch  künstliche  lundämmung  des  Angebots 
in  die  Hohe,  und  sie  könne  das  tun,  weil  sie  das  städtische  Bauland  im  Monopol- 
besitz habe.  Weber  untersucht  nun  die  Frage,  ob  ein  solches  Monopol  existiert 
oder  nicht,  und  kniiimt  zu  dem  Resultat,  dass  sie  weder  einfach  zu  bejahen,  noch 
einfach  zu  verneinen  sei.  Er  hält  zum  Beispiel  ein  Monopol  in  dem  Falle  für 
denkbar,  wenn  eine  Stadt  plötzlich  einen  grossen  Aufschwung  nimmt.  Bis  ge- 
nügendes neues  Bauland  aufgeschlossen  und  bebaut  ist,  haben  die  Eigentumer 
des  bebauten  Bodens  ein  Monopol.  Ebenso  kann  ein  Monopol  entstehen,  wenn 
zwar  genügend  Bauland  angeboten  wird,  aber  nicht  genügend  Bauunternehmer 
geneigt  sind,  eine  bestimmte  Art  von  Wohnungen  herzustellen,  obwohl  gerade 
auf  diese  die  Nachfrage  gerichtet  ist.  Das  trifft  bei  den  Ideinen  Wohnungen 
zu.  Hier  ist  in  der  Tat  die  Miöglichkeit  des  Wohnui^wnchers  gegeben.  In 
der  Regel  denkt  man  jedoch,  wenn  man  von  dem  Monopol  der  städtischen  Grund- 
eigentümer spricht,  nicht  an  die  genannten  Fälle,  sondern  an  Bauland,  welches 
in  den  Aussenbezirkcn  der  Stadt  liegt.  Weber  behauptet  nun.  dass  dieses  Bau- 
land in  seiner  Quantität  fast  unbegrenzt  sei.  Die  Entfemiuig  der  einzelnen 
Bauplätze  vom  Stadtzentrum  habe  wohl  einen  Einfluss  auf  die  Qualität,  nicht 
aber  auf  die  Quantität  des  AngelK)ts.  Xamentlich  dank  den  modernen  Vcrkehrs- 
einrichtungou  habe  die  theoretische  Fülle  auch  ihre  grosse  praktische  Bedeutung. 
Man  kann  Weber  ohne  weiteres  zugeben,  dass  gerade  durch  die  V  erkehrsmittel 
es  möglich  ist,  die  Quantität  des  Baulandes  erheblich  zu  vergrossem,  und  dass 
dadurch  innerhalb  gewisser  Grenzen  der  durch  die  Lage  bedingten  Qualifikation 
<les  einzeliu'n  ("irnndstückes  ein  Gegengewiclit  geschafTen  wer'k-ii  kann.  Damit 
wird  aber  noch  nicht  die  'l  atsache  aufgeholien,  dass  eben  durch  die  (Jualifikation 
die  Quantität  beschränkt  wird.  Die  V  erkehrsmittel  üben  eine  doppelte  Wirkung 
aus.  Sie  verzögern  das  Anwachsen  der  Grundrente  In  den  bereits  bebauten 
Bezirken,  befördern  aber  den  Übergang  \on  Ackerboden  in  Bauboden  in  den 
Ausseid)czirkcn  und  üben  dadurch  eine  Grumlrenten  steigernde  Wirkung  aus. 
Dai)ei  kann  zugegeben  werden,  dass  diese  Steigerung  sich  langsamer  vollzieht, 
als  ohne  die  Verkehrstnittel,  sofern  durch  ein  ganzes  System  von  Strasscnbahnen 
für  eine  Konkurrenz  der  verschiedenen  Vororte  oder  Aussenbezirke  gesoi^  wird. 
AUSFÜHRLICH  bespricht  Weber  die  Fernhaltung  bebauungsfähigen  Landes 
vom  Markte,  ein  Manfivcr.  das  von  den  riegTiern  der  Bodenspekidation  gewöhn- 
lich den  gewerbsmässigen  Grundstücksspekulanten  als  ihr  üblicher  modus  pro- 
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ccdcndi  zwecks  Steigerung  der  Gnindrente  untergeschoben  wird.  Weber  weist 
<ienigegenuber  in  Übereinstimmung  mit  anderen  Schriftstellern,  wie  A.  Voigt, 

Dr.  Stein  und  dem  Referenten,  darauf  hin.  dass  nicht  die  kapitalkräftigen 
Bodenspekulanten  baureifes  Land  unbcinitzl  liegen  lassen,  sondern  kleine  Ur- 
besitzer  oder  Grosskapilalistcn,  denen  es  auf  Ztnsverluste  nicht  ankommt.  Die 
«tgentliche  Bodenspekulation,  wie  sie  uns  besonders  in  den  Terraingesellschaften 
«ntgegrentritt,  wird  Bauland  niemals  vom  Markte  fem  halten,  wenn  sie  es  mit 
X'orteil  verkaufen  kann.  Ja.  es  wird  ihr  sotifar  auf  einen  Verkauf  unter  dem 
Kostenpreise  niclit  ankommen,  wenn  sie  dadurch  ihren  übrigen  Terrainbesitz 
der  Bebauung  schneller  zufuhren  und  infolgedessen  später  günstiger  verwerten 
Icann.  Aus  der  gleichen  Überlegung  heraus  wird  sie  selten  sj^^em,  baureife 
Grundstücke  zu  bebauen,  wenn  sie  wirklich  baureif  geworden  sind.  Ganz  an- 
ders liegt  die  Sache  bei  den  sogenannten  rrhcsit::rrn,  die  das  in  ihrem  Besitz 
betindiichc  Land  landwirtschaftlich  oder  gärtnerisch  benutzen.  Sie  haben  auch 
nicht  den  geringsten  Anlass,  dasselbe,  selbst  wenn  es  baureif  geworden  ist,  zu 
verkaufen.  Denn  jeder  Tag,  den  sie  warten,  wird  ihnen  nur  Vorteil  bringen. 
Die  Spekulation  dagegen  hat  mit  den  Zinsverlusten  ihres  in  Boden  angelegten 
Kapitals  zu  rechnen,  und  sie  kommt  über  diese  Tatsache  auch  nicht  dadurch 
hinweg,  dass  sie  nach  der  Eberstadtschen  Entdeckung  die  Zm.svcrluste  auf  den 
Bodenpreis  schlägt.  Denn  das  Grundstück  muss  ja  doch  immer  verkauft  wer- 
•den,  und  das  Risiko  der  Bodenspekulation  ist  ein  sehr  grosses.  Wir  wissen  uns 
von  jeder  Vorliebe  für  die  Spekulation  überhaupt  und  die  Bodenspekulation  im 
besonderen  frei.  Trotzdem  müssen  wir  es  als  ein  Vcrdien.st  Webers  bezeichnen, 
dass  er  mit  der  Fabel  von  der  besonderen  volkswirtschaftlichen  Schädlichkeit 
der  Bodenspekulation  gründlich  aufrätmit  und  ihr  Wesen  in  zutreffender  Weise 
klarstellt. 

WEBER  geht  bei  seiner  L'ntcrsuchung  selbstverständlich  von  der  heutigen  Wirt- 
schaftsordnung aus,  deren  Anhänger  er  ist.  I"ür  jeden,  der  ihr  Wesen  einiger- 
massen  bcgrihen  hat,  ist  es  selbstverständlich,  dass  die  Spekulation  ein  wesent- 
lidier  Faktor  des  volkswtrtsdiaftlichen  Lebens  ist.  Spekulation  und  Kapitalis- 
mus gdioren  nun  einmal  aufs  engste  zusammen.  Wohl  oder  fibdi  muss  man  also  ' 
<iie  Spekulation  gelten  lassen.  Da  man  aber  dieser  wirtschaftlidien  Institution 
noch  mit  den  ethischen  Bedenken  vergangener  Jahrhunderte  gegenübersteht, 
<ia  ferner  die  njodern  gewordene  agrarische  und  mittelstandsretterische  Feind- 
schaft gegen  die  kapitalistisdie  Entwickelung  sich  Kreise  unterworfen  hat, 
<denen  man  grossere  Widerstandsfähigkeit  und  tieferes  wissenschaftliches  Ver- 
ständnis zutrauen  sollte,  und  infolgedessen  auf  die  Gesetzgebung  und  Verwal- 
tung grossen  Eintluss  gewonnen  hat.  so  ist  man  der  Spekulation  gegenüber  in 
eine  sehr  unangenehme  Lage  gekonmien.  Man  sucht  sich  aus  derselben  dadurch 
zu  befreien,  dass  man  zwischen  normaler  und  anormaler,  zwischen  solider  und 
unsolider,  zwischen  berechtigter  und  unberechtigter  Spekulation  unterscheidet. 
Dabei  ist  man  jedoch  gar  nicht  im  stände,  die  Grenzlinie  zwischen  den  IkmcUti 
so  zu  ziehen,  dass  ein  \'orgehen  gegen  die  anormale,  unsolide,  unberechtigte 
Spekulation  möglich  wäre.  Es  kann  ohne  weiteres  zugegeben  werden,  dass  für 
die  Spekulation  die  Gefahr  vorhanden  ist,  im  Verfolge  ihrer  Aktionen  den  Boden 
der  tatsächlichen  volkswirtschaftlichen  Verhältnisse  zu  verlassen.  Geschieht 
dies,  so  gibt  sie  ihre  volkswirtschaftliche  Funktion  auf  und  fängt  an.  schädlich 
zu  wirken.   Mit  dem  gleichen  Moment  aber  beginnt  auch  schon  der  Heilungs- 
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prozess.  Die  Anaartungen  der  Spdndation  fuhren  über  kurz  oder  lang  zu  einem 

Krach,  der  die  Spekulation  zur  Basifl  der  tatsächlichen  volkswirtschaf liehen 
Verhältnisse  7urückführt.  Wie  gross  die  Schädipfiingcn  sind,  die  dem  wirt- 
schaftlichen Leben  der  Nation  im  einzelnen  Falle  zugefügt  werden,  ist  eine 
Tatsachenfrage.  Wie  will  nun  aber  der  Gesetzgeber  eine  allgemeine  Norm 
aufstellen»  mittels  deren  die  solide  von  der  miadiden  STpeknlation  geschieden, 
das  Umschlagen  der  einen  in  die  andere  festgestellt  werden  kann,  vorausgesetzt» 
er  verzichte  auf  die  agrarische  Eisenbartkur,  die  Spekulation  überhaupt  totzu- 
schlagen? In  dieser  Not  greift  man  gegenüber  der  Bodenspekulation  zu  dem 
einfachen  Auswege,  sie  als  gänzlidi  versAieden  von  der  übrigen  Spdcnlation^ 
deren  Berechtigtmg  man  in  gewisser  Beschrankung  anerkennt,  und  als  miberech' 
tigt  zu  bezeichnen.  Weber  untersucht  die  angeblichen  Unterschiede,  die  zwi- 
schen der  Börsenspekulation  und  der  Bodenspekulation  bestehen  sollen,  und 
kommt  zu  dem  Resultat,  dass  die  Bodenspekulation  mit  einem  \  icl  grösseren 
Rinko  arbeite^  als  die  übrige  Spekulation,  dass  sie  aber  im  übrigen  genau  den 
gleichen  voUcswirtsdiaftlidien  Gesetzte  unterliegt,  wie  die  Spekulation  über- 
haupt. Wie  die  Börsenspekulation,  erfüllt  sie  die  wirtschaftliche  Mission.  Trä- 
gerin des  Produktionsrisikos  zu  sein.  W'ie  jede  Spekulation,  kann  sich  auch  die 
Bauspekulation  nicht  auf  die  Dauer  vom  Boden  der  wirklichen  volkswirtschaft- 
lichen Verhältnisse  entfernen,  bleibt  auch  für  sie  das  Verhältnis  von  Nachfrage 
und  Vorrat  bestimmend.  Will  man  aber,  so  fügen  wir  hinzu,  die  im  Wesen  der 
heutigen  Wirtschaftsordnuiii;  belegenen  Ausartungen  der  Spekulation  wirklicii 
ernsthaft  bekämpfen,  so  kann  man  das  nur  tun,  wenn  man  durch  Organisation 
die  heutige  kapitalistische  Marktproduktion  in  sozialistische  Bedarfproduktion 
verwandelt  und  so  das  spekulative  Moment  in  weitestem  Umfange  ausschaltet. 
S(3  hat  denn  die  Analyse  der  Nachfrage  wie  des  Angebots,  die  wir  an  der  Hand 
der  Weberschen  Untersuchungen  angestellt  tmd  geprüft  haben,  uns  zu  dem 
Resultat  geführt:  die  Rente  ist  hoch,  weil  die  Miete  hocii  ist,  und  nicht  um- 
gekehrt. 

EIN  besonderes  Kapitel  ist  von  Weber  dem  unverdienten  Wertzuwadis  gewid> 

met  Er  stellt  darin  zunächst  Untersuchungen  über  die  Grösse  desselben  an,  und 
kommt  dabei  zu  dem  Ergebnis,  dass  ohne  die  Bodenspekulation  die  Steigerun? 
desselben  in  den  Städten  wahrscheinlich  ein  beträchtlich  grössere  gewesen  sei« 
würde,  und  dass  dieselbe  wohl  ihren  Höhepunkt  überschritten  haben  durfte. 
Er  weist  femer  darauf  hin,  dass  den  Wertsteigerungen,  die  namentlich  selten;» 
der  Bodenreformer  immer  in  den  Vordergrund  gerückt  werden,  sehr  bedeutende 
Wertverminderungen  gegenüberstehen,  von  denen  natürlich  des  bodcnreformc- 
rischen  Sängers  Höflichkeit  schweigt.  £r  zitiert  einen  englischen  Schriftsteller: 
»Erfolge  werden  gewöhnlich  mit  vielem  Lärm  ausposaunt,  Verluste  fallen  still- 
schweigend der  Veigessenheit  anheim.«  Der  Bodenwert  in  den  Städten  — 
das  ist  eine  Tatsache,  die  von  der  Bodenreform  immer  übergangen  wird  — 
unterliegt  grossen  Schwankungen.  Es  handelt  sich  nirht  nur  um  allgemeine 
Preisrückgänge,  sondern  es  kommen  ebenso  dauernde  Rückgänge  einzelner 
Quartiere  vor..  Die  Terraingesellsdiaften,  das  heisst  also  die  gewerbsmässigen 
Bodenspekulanten,  haben  daher,  wenn  man  ihre  Gesamtheit  ins  Auge  fasst  und 
ihre  ganze  Enlwickelung,  nicht  nur  die  l'rfolge  einzeltuT  Jahre  berücksichtigt, 
keine  gl.Hnzenden  Geschäfte  gemacht.  Eine  sehr  eingehende  statistische  Unter- 
suchung der  Ergebnisse  der  deutschen  Terraingescllschaften  führt  Weber  zu 
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dem  interessanten,  für  die  meiBten  gewiss  sehr  überraschenden  Resultat:  »Es 
ist  sicher,  dass  die  Gesamtverluste  der  Terraingetellschaflieii  (nnter  Ber&dc8icb> 
tignng  der  Zinseinbussen)  die  Gesamtgewinne  der  Teriraingesellschaften  nicht 
unwesentlich  übersteigen. <  Sind  also  die  fabelhaften  Gewinne  der  Terrain- 
gesellschaften  in  das  Reich  der  Fabel  zu  verweisen,  so  folgt  daraus  audi,  dass 
die  angebliche  ungeheuere  Verteuerung  des  Grund  und  Bodens  durch  sie  eben 
dorthin  gehört  Wenn  indes  Wdier  fortfahrt:  t^h  das  aber  für  die  organisierte 
Spekulation,  so  gilt  es  für  die  Privatspekulation  erst  rechte,  so  können  wir 
diesen  Satz  nur  insofern  unterschreiben,  als  unter  der  Privatspekulation  die 
spekulierenden  Urbesitzer  nicht  einbegriffen  sind.  Diese  haben,  wenn  man  die 
Gesamdidt  ins  Auge  fasst,  den  Rahm  der  Bodeowertstcigerung  abgeschöpft  und 
gewaltige  Gewinne  eingeheimst. 

WEM  soll  nun  eigentlich  dieser  Wertzuwachs  gehören  ?  Mit  dieser  Frage 
berührt  Weber  einen  für  die  Anhänger  der  heutigen  Wirtschaftsordnung  ausser- 
ordentlich kitzligen  Punkt.  Die  gewöhnliche  Antwort  auf  diese  Frage  von  re- 
fcmnerisdier  Seite  lautet:  der  unvtfdiente  Wertmwadis  soll  der  Gemeinde 
zu  gute  kommen.  Ihr  gegenfiber  macht  Weber  darauf  aufmerksam,  dass  das 
Steigen  der  Grundrente  nur  zum  Teil  ein  Verdienst  der  kommunalen  Verwal- 
tung sei,  zum  andern  aber  eine  Folge  der  staatlichen  Entwickelung  luid,  wt-itcr- 
gehcnd,  der  üntwickelung  der  gesamten  Völkergemeinschaften.  Er  will  dalicr 
diese  beiden  Teile  des  Wertzuwachses  scheiden.  Soweit  derselbe  eine  Folge 
von  städtischen  Vetbesserungen  sei,  sei  es  eigentlich  selbstverständlidi,  dass 
die  Interessenten  zur  Tragung  der  Kosten  dieser  Verbcsserungen  herangezogen 
würden.  In  diesem  Fall  will  er  aber  besser  den  Ausdruck  bcttermcnt,  aJs 
uneamed  incretnent,  angewendet  wissen.  Als  unverdienten  Wertzuwachs  im 
engeren  Sinne  bezeichnet  er  nur  denjenigen  Zuwadis»  der  ohne  neue  Anlagen 
tmd  bauliche  Verändertmgen.  lediglich  infolge  der  wirtschaftlichen  Entwicke- 
lung einem  einzelnen  zu  gute  komme.  Ob  nun  dieser  Wertzuwachs  der  Gemeinde 
überwiesen  werden  soll,  fragt  Weber;  und  er  meint,  dass  er  für  die  Gemeinden 
ebenso  unverdient  sei,  wie  für  die  Privaten.  Sicherlich  sind  diese  Einwände 
in  gewisser  Ausdehnung  nicht  ganz  unbereditigt  Es  muss  aber  doch  darauf 
hingewiesen  werden,  dass  einmal  die  wirtschaftliche  Entwickelung  sich  unter 
dem  Schutze  des  Staats  und  der  Gemeinde  vollzieht,  ohne  deren  Tätigkeit  gar 
nicht  möglich  wäre,  und  zweitens,  dass  bei  der  Schwierigkeit,  zwischen  den 
Wirkungen  der  staatlichen  und  der  kommunalen  Tätigkeit  zu  untersdieiden, 
und  bei  dem  lokalen  Charakter,  den  die  Grundrentenbewegung  an  sich  tragt, 
es  zweckmässiger  und  zutreffender  ist,  den  unverdienten  Wertzuwachs  der  Ge- 
meinde, als  dem  Staate,  zu  überweisen.  Auf  jeden  Fall  hat  die  Gemeinschaft. 
*  mag  sie  nun  Staat  oder  Gemeinde  sein,  ein  grösseres  Recht  auf  den  unver- 
dienten Wertzuwachs,  als  der  einzelne.  M^^rd  einmal  die  Frage  aufgeworfen, 
ob  ein  Einkommen  verdient  ist,  so  stellt  sich  eben  heraus,  dass  das  Verdienst 
des  einzelnen  nicht  nur  bei  der  Bodenrente,  sondern  bei  jeder  Produktion,  gegen- 
über dem  Verdienst  der  Gesellschaft  ein  sehr  winziges  ist.  Wie  Weber  zu- 
treffend hervorhebt,  sollte  diese  Frage  von  Anhängcrm  der  kapitalistischen 
Wirtschaftsordnung  gar  nidit  aufgeworfen  werden.  Der  Verdienst  der  Boden- 
spekulation ist  vom  Standpunkt  dieser  Wirtschaftsauffasstmg  so  gut  verdient, 
wie  der  anderer  in  der  Volkswirtschaft  tätigen  Personen. 
MIT  Schäffle  ist  Weber  der  Überzeugung;  dass  die  Grundrente  ein  Extraein- 
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kommen  ist,  das  im  Interesse  der  grössten  Wirtschaftlichkeit  in  Versorgung  des 
sozialen  Bedarfs  notwendig  ist,  und  dass  sie  daher  als  eine  unentbdirlicfae  so> 

zialokonomische  Ordnungskraft  betrachtet  werden  muss.  Diese  Rentenfunktion 
könne  nun  zu  schwach  oder  zu  stark  wirken.  Bei  der  städtischen  Grundrente 
sei  das  letztere  der  Fall,  und  es  müsse  daher  diese  zu  starke  Steigerung  der 
stadtischen  Grundrente  im  Allgemeininteresse  der  Volkswirtschaft  bekämpft 
werden.  Als  Mittel  zur  Regulierung  der  Rentenfonktion  empfiehlt  Weber  nun 
den  Ausbau  der  lokalen  Boden-  und  Wohnungsstatistik  und  in  Verbindung  da- 
mit die  SchafFunp  offizieller  Taxamtcr,  die  Bekämpfung  der  Spekulationswut  — 
vor  allem  des  kleinen  Publikums  —  durch  eine  Beschrankung  des  Spekulations- 
kredfts,  die  Bekämpfung  des  Monopols,  wo  es  besteht,  also  namentÜch  bei  den 
kleinen  Wohnungen,  durch  ein  verständiges  Eingreifen  der  Stadtverwaltung 
in  das  Spiel  von  Ant^cbfit  mul  Nachfrage,  wie  durch  ttbernahme  der  Baissicr- 
rolle  seitens  der  Stadt,  durch  Anwendung  des  FIrhbaiirechtcs  und  vor  allem 
durch  den  Ausbau  schneller  und  billiger  Verkehrbverbindungcn.  üm  dieses  von 
Weber  gezeichnete  Programm  durchzuffihren,  ist  aber,  wie  er  selbst  bemerkt, 
Geld,  sehr  viel  Geld  notwendig.  Woher  sollen  nun  die  Gemeinden  diese  Mittel 
nehmen,  die  zur  Bekämpfung  der  (irundrcntcnsteigerung  erforderlich  sind? 
Nichts  liegt  näher,  als  den  unverdienten  Gewinn  der  städtischen  Grundrentner 
zu  diesem  Zwecke  zu  besteuern.  Der  Frage,  wie  die  zu  stark  wirkende  Renten- 
funktion  beim  städtischen  Boden  r^liert  werden  kann,  sdiUesst  sich  also  die 
juidere  an:  wie  kann  die  Gemeinde  am  besten  an  dem  unverdienten  Wert- 
zuwachs teilnehmen?  Der  Untersuchung  dieser  Frage  seien  hier  noch  ein  paar 
Worte  gewidmet. 

WEBER  empfiehlt  zunächst  die  weitere  Ausbildung  der  Intcressentcnbeiträge, 
Voh  den  drei  anderen  Steuerarten,  mit  denen  insbesondere  die  Bodenreform 

der  Grundrente  zu  Leihe  gehen  will,  der  Umsatzsteuer,  der  Grundsteuer  nach 
dem  gemeinen  Wert  und  der  Besteucnmg  des  Wertzuwachses,  verspricht  er  sich, 
unseres  EraclUens  mit  Recht,  von  der  ersteren  recht  wenig.  Die  Umsatzsteuer 
ist  eine  der  rohesten  Steuerformen,  die  man  sich  denken  kann.  Zudem  liegt  bei 
ihr  die  Möglichkeit  der  Abwälzung  vor;  unserer  Ansicht  nach  wird  dieselbe 
regelmässig  eintreten.  Das  günstige  Wirken  der  Umsatzsteuer  in  Beipen,  das 
von  den  Verteidigern  der  Umsatzsteuer  als  Schulbeispiel  angeführt  wird,  wird 
von  Weber  gleichfalls  mit  Recht  bezweifelt.  Die  niedrigen  Bodenpreise  sind 
in  Belgien  in  erster  Linie  eine  Folge  der  vorzüglichen  LokalverkehrsveiMItnisse. 
Sympadiischer  steht  Weber  der  Besteuerung  des  städtischen  Bodens  nrch  dem 
gemeinen  \\'t  rte  gegenüber,  obschon  er  auch  hier  nicht  unerhebliche  Bedenken 
geltend  macht.  Insbesondere  weist  er  darauf  hin.  dass  der  Wert  eines  unbe- 
bauten Terrains  nur  unter  Einsetzung  von  unbestimmbaren  Grössen  geschätzt 
werden  Irönne.  dass  daher  die  Schätzungen  stets  mehr  oder  weniger  willkürlich 
sein  ttuissen.  Solange  der  Steuersatz,  wie  bisher,  niedrig  sei,  werde  die  Will- 
kiirlichkeit  Oer  Steuereinschätzung  noch  nicht  empfunden,  bei  höheren  Sätzen 
wcrflc  aber  diese  Frage  sofort  akut  werden.  Auch  den  \'orzug.  den  diese  Steuer 
besitzen  soll,  dass  nämlich  die  Grundbesitzer  gezwungen  würden,  ihr  Land  eher 
auf  den  Markt  zu  bringen,  kann  Weber  nicht  als  solchen  anerkennen.  Im  Ge- 
genteil müsste  eine  derartige  Einwirkung  der  Steuer  zu  den  schwersten  Kata- 
strophen, insbesondere  natürlich  in  Zeiten  von  Krisen,  führen.  .*kuch  gegen 
die  Besteuerung  des  unverdienten  Wertzuwachses  erhebt  Weber  eine  Reihe  von 
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Bedenken.  Zunächst,  warum  soll  nur  der  unverdiente  Wertzuwachs  des  städ- 
tischen Gnind  und  Bodens,  und  nidit  ebenso  andere  Konjunkturgewinne  be- 
steuert werden?  Ferner  bespricht  er  den  alten  Einwand,  dass  die  Konfiskation 
<Ies  Wertzuwachses  zugleich  den  Ersatz  der  Wertverminderung  bedinge;  doch 
acheinen  uns  die  von  ihm  angeführten  Beispiele  nicht  ganz  zutreffend  zu  sein. 
Er  findet  es  dann  rätselhaft,  weshalb  bei  der  Wertzuwachsteuer  die  hypothc- 
ikarische  Belastung  gar  nidit  berücksichtigt  werde,  obschon  doch  gerade  die 
Hypothekengläubiger  in  vielen  Fällen  den  Löwenanteil  von  dem  unverdienten 
Wertzuwachs  erhalten.  Weiter  findet  er  es  bedenklich,  den  kommunalen  Haus- 
halt von  der  Konjunkturgewinnsteucr  abhängig  zu  machen.  Wir  stimmen  dem 
zu;  doch  kann  diesem  Einwand  auf  die  einfachste  Weise  dadurdi  begegnet  Wer- 
zlen» dass  die  Ertragnisse  dieser  S'teuer  nur  für  die  Zwecke  der  kommunalen 
Boden-  und  Wohnungspolitik,  also  in  erster  Linie  zur  Senkung  der  Gnmdrente 
Ver^vendung  finden  dürfen.  Bei  einer  derartigen  Anordnung  würde  dann  zu- 
gleich ein  weiterer  Einwand  Webers  entkräftet,  der  sich  auf  die  Überlegung 
stützt,  dass  durch  die  Besteuerung  des  unverdienten  Wertzuwachses  ^ne  Herab- 
setzung der  lokalen  Steuern  ermöglicht,  dadurch  <fie  Zuwanderung  von  Rentnern 
und  Kapitalisten  bcförtlt-rt.  und  so  gerade  dort,  wo  der  Wertzuwachs  besonders 
hoch  sei,  eine  künstliche  Stcijjcrun<j  der  Bodcnwcrtc  bewirkt  würde.  Schliess- 
hci)  macht  Weber  noch  darauf  aufmerksam,  dass  durch  diese  Steuer  unzweifel- 
haft die  grossen  Spekulanten,  insbesondere  aber  die  Terraingesellsdiaften,  be> 
günstigt  würden.  Bei  ihnen  fielen  erzwungene  Verkäufe,  wie  sie  bei  Privaten 
vorkämen,  meistens  fort.  Ferner  würden  dadurch  die  Tcrrainj;esellsohaftcn 
gerisdezu  tjezwungen,  zum  ZwcckL'  dv^r  Risikoausgleichung  Intcrchscnkoalitioncn 
anzustreben,  durch  die  dann  die  befürchtete  Monopolisierung  des  städtischen 
Crund  und  Bodens  befördert  werde.  Auch  diese  Bedenken  werden  unseres 
Erachtens  hinfällig,  wenn  die  gesamten  Erträgnisse  der  Steuer  in  der  städtischen 
Bo(k'!i])olitik  X'crwendnng  finden.  Gegenüber  der  vorgeschlagenen  Besteuerung 
des  unverdienten  Wertzuwachses  empfiehlt  Weber,  denselben  durch  eine  Erb- 
schaftssteuer zu  treffen,  und  als  letztes  und  äusserstes  Mittel  im  Kampf  gegen 
die  Bodenrentensteigerung  die  Ausbildung  des  Enteignungsrechtes  und  die 
energische  Anwendung  desselben  durch  du  Gemeinden. 

t'BERBLICKEN  wir  zum  .Schluss  die  Resultate  der  Weber.schen  Unter- 
suchungen und  unserer  Kritik  an  ihnen.  Unseres  Erachtens  ist  von  VVeber 
durchaus  zutreffend  fetsgestellt  worden,  dass  die  Quelle  der  Bodenwertsteige- 
rung im  Innern  der  Städte»  nicht  aber  in  ihren  Aussenbeziiken  zu  suchen  ist. 
Infolgedessen  kann  auch  die  ßo<ienspekulation,  die  im  Innern  nur  ein  Idetnes 
Tätigkeitsgebiet  findet,  nicht  die  Ursache  der  Bodenwertsteigenmgcn  sein,  wie 
von  den  Bodenreformern  behauptet  wird.  Ihre  ausschliessliche  Bekämpfung 
muss  daher  auf  Abwege  führen«  sowohl  auf  dem  Gdnet  der  Besteuerung  des 
Grund  und  Bodens,  wie  auf  dem  der  praktischen  Wohnungrspolitik.  Es  kann  nicht 
die  Aufgabe  der  Sozialdemokratie  sein,  der  sogenannten  Bodenspekulation  das 
Lebenslicht  auszublasen,  ohne  dass  die  (''bernahme  der  von  ihr  besorgten 
Funktionen  durch  andere  Organe,  also  die  Kommune,  gesichert  ist.  Die 
hodcnreformerischen  Bestrebungen,  die  nur  das  eine  Ziel  haben,  die  Funktion 
•der  Bodenspekulation  auszuschalten,  ohne  für  irgend  einen  Ersatz  zu  sorgen, 
müsst  II  nlso  mit  aller  Klarheit  als  schädlich  von  uns  abgewiesen  werden. 
Will  man  für  diesen  Ersatz  sorgen,  so  muss  man  den  Gemeinden  als  den 
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autorisierten  Trägern  der  Bau-  und  Wohmn^ipolitik  idie  Au^be  zuweisen,  an 

ilie  Stelle  der  liodenspektilation  zu  treten.  Sic  müssen  dann  aber  auch  nicht 
mir  ihre  Gewinne  einheimsen  wollen«  sondern  auch  das  von  ihr  getragene  Risiko 

übernehmen.  y 

nxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 

EDMUND  FISCHER  •  DIE  FRAUENFRAGE 

ZR  internationale  Frauenkongress,  der  im  vorigen  Jahre  in  Berlit» 
stattfand,  hat  die  Frauenfrage  wieder  einmal  in  den  Kreis  allgemeinerer 

fii-kussion  gerückt.  Zeigte  es  sich  auf  diesem  Kongresse  doch  eigent- 
lich, dass  auf  wenigen  Gebieten  eine  grössere  Unklarheit  und  Un- 
bicherheit  herrscht,  als  auf  dem  der  Frauenfrage,  dass  es  auch  eine 
einheitliche  Frauenbewegung,  die  von  gleichen  Gesichtspunktien  ausgeht,  von 
gleichen  Zielen  getragen  wird,  vielleicht  gar  nicht  gib^  sondem  nur  ein  Sammel- 
surium von  Frauenvereinigungen  der  verschiedensten  Art,  mit  den  verschie- 
densten, oft  entgegengesetzten  Hestrebungen.  Es  ist  die  Frage  aufgeworfen 
worden,  ob  nicht  die  sozialdemokratischen  Frauen  an  dem  Kongresse  hätten 
teilnehmen  und  dort  ihren  Standpunkt  vertreten  selten.  Ja,  wddwn  Stand* 
punkt  denn?   Gibt  es  einen  feststehenden  soxialdemokratiidien  Standpunkt 

II  der  Frauenfrage?  Oder  ist  nicht  gerade  auch  in  der  sozialistischen  Be- 
wegung die  Frauenfrage  völlig  ungeklärt? 

WAS  ist  eigentlich  die  Frauenfrage?  Im  theoretischen  Teile  unseres  Pro- 
gramms heisst  es,  die  Partei  verlange  gleidie  Rechte  und  gleiche  Pflichten  aller 
ohne  Unterschied  des  Geschlechts,  und  von  dieser  Anschauung  aus  bekämpfe 
sie  jede  Art  der  Ausbeutung  und  Unterdrückung,  richte  sie  .sich  gegen  eine 
Klasse,  eine  Partei,  e'n  Ge  sc  blecht  oder  eine  Rasse.  tAusgehend  von 
diesen  Grundsätzen«  forden  d;uui  das  Progranuii  für  die  Frauen  das 
politische  Wahlrecht  und  die  Abschaffung  aller  Gesetze,  »welche  die  Frau  in 
öffentlich-  und  privatrechtlidier  Bezidiung  gegenüber  dem  M<anne  benachtei- 
ligen.« Wenn  das  die  ganze  Frauenfragc  wiire.  dann  gäbe  es  imter  den  Sozia- 
:;s;cn  keine  besonders  grossen  Meirnni[,'s\ erscliiedenhciten  darüber.  Aber  das 
j;lciche  verlangen  auch  die  bürgerlichen  Frauenrechtlerinnen^  und  das  lässt 
5ich  alles  auch  in  der  kapitalistischen  Gesellschaft  durchführen.  Die  Arbeits- 
verhaltnisse der  Arbeiterinnen  wiederum  und  ihre  Regelung  haben  mit 
der  eif^entlichen  1' r  a  u  e  n  frage  nichts  ZU  tun;  dies  gehört  vielmehr  zur  all- 
gemeinen Arbeiter  frage. 

DER  eigentliche  Kern  der  Frauenfrage  ist  doch  der:  Führt  der  unabänderliche 
Gang  der  EntwickelUhg  die  Frauen  allgemein  der  Berufstätigkeit 

zu,  und  ist  dies  als  ein  Fortschritt  zu  begrussen  und  zu  fördern,  da  dadurch, 
bei  entsprechender  Neuorganisation  des  ganzen  gesellschaftlichen  Lebens,  die 
Frau  erst  wirklich  frei,  wirtschaftlich  unabhängig  vom  Manne 
wird,  ihre  Emanzipation  erlangt?  Oder  ist  die  allgemeine  berufliche  Tätigkeit 
der  Frauen  etwas  Unnatfirliches,  gesellschaftlich  Uiqiesundes,  Schädliches^  eines 
der  kapitalistischen  Phel.  das  mit  der  Beseitigung  des  Kapitalismus  verschwin- 
den wird  und  verschwinden  muss?  Man  wird  nicht  behaupten  wollen,  dass  über 
diese  Frage  unter  den  Sozialisten  I  bereinstimmung  herrsche.  Eine  Klarung 
dieser  Frage  halte  ich  aber  für  dringend  geboten,  in  Anbetracht  der  Tatsacbcw 
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dass  sie  bei  einer  Reihe  von  socialen  Gesetzen  nicht  ohne  Einfluss  auf  unsere 

Stellungnahme  ist. 

DER  alte  Enianzipations:;tandpunkt,  der  immer  noch  iti  vielen  Köpfen  spukt, 
lässt  sich  meiner  Ansicht  nach  heute  nicht  mehr  aufrechterhalten.  Die  Ent- 
Wickelung  geht  bei  der  Frauenarbeit  nicht  den  Weg,  den  man  bisher  annahm, 
«md  die  Staatskfichen  und  Hauswirtschaftsgenossenschaftea  bleiben  dn  uto- 
pistischer Traum,  der  an  der  psychologischen  Beschaffenheit  des  Menadien,  des 
Weibes  und  des  ^^annes,  allezeit  scheitern  wird, 

DIE  Stellung  der  Sozialdemokraten  zur  Frauen  frage  war  nicht  immer  die 
gleiche.  Die  Generalversammlung  des  Allgemeinen  deutschen  Arbeitervereins 
zu  Berlin  am  23.  November  1867  nahm  nach  einem  Vortrage  von  W.  Bradoe 

über  die  Frauenarbeit  eine  Resolution  an,  die  da  lautete: 

»Die  Beschäftigung  der  Frauen  in  den  Werkstätten  der  grossen  Industrie  ist  einer 
der  empörendsten  Missbräuche  unseres  Zeitalters;  empörend,  weil  die  materielle 
Lage  der  Arheitcrkl.ns.'v«»  dadurch  nicht  gehoben,  sondern  verschlechtert  und  die 
^beiterbevölkorung  besonders  durch  die  Vernichtumg  der  Familie 
in  einen  elenden  Zustand  versetzt  wird,  in  dem  sie  auch  den  letzten  Rest  von 
idealen  Gütern  verliert,  den  sie  noch  immer  hatte.  Um  so  mehr  ist 
heute  das  Streben  zu  verwerfen,  den  Markt  für  die  Frauenarbeit  noch  zu  ver- 
grossem.  Abhilfe  gewahrt  nur  die  Beseitigung  der  Kapitalsherr.';chaft,  indem  durch 
positive  organische  Einrichtungen  das  Lohnverhältnis  aufgehoben  und  jedem  Ar- 
beiter der  volle  Ertrag  seiner  Arbeit  gesichert  wird.« 

Die  Losung  war  damals»  die  Frau  der  Familie  wiederzugeben, 

wo  sie  hingehöre.  Das  werde  erreicht,  wenn  der  Arbeiter  genügend  verdiene, 
um  seine  Familie  ernähren  zu  können,  ylch  will  die  Familie  nicht  zerstört 
wissen  durch  Euern  Fortschritt,  ich  will  die  Familie  erhalten  und  bewahren,  in 
diesem  einen  Punkte  bin  ich  reaktionär«,  sagte  Bracke  in  jener  Versammlung. 
VON  einer  Emanzipation  der  Frau  wollte  Bracke  nichts  wissen: 

»Es  mag  sein,  (tnss  Mill  insoweit  recht  hat,  als  die  Frauent*m.inzipation  ....  eine 
Einrichtung  der  Zukunft  sein  wird    Ich  .  .  .  vermag  dies  nicht  zu  entscheiden.« 

Jetzt  dürfe  man  aber  nicht  daran  denken,  die  Frau  zu  emanzipieren.  So 
dachten  damals  die  meisten  Sozialdemokraten.  »Es  gibt  Sozialisten«,  schrieb 
Bd>el  1891,  tdic  der  Frauenemanzipation  nicht  weniger  abgeneigt  g^jenüber- 
stehcn,  wie  der  Kapitalist  dem  Sozialismus.«')  Diese  seien  allerdings  seit  dem 
ersten  Erscheinen  seiner  Frau  sehr  zusammengeschmolzen. 
DER  Marxismus  zeigte  uns,  dass  die  Frauen-  und  Kinderarbeit  auf  das  engste 
mit  der  kapitalistischen  ProdukttonsMrdse  verknüpft  seien.  Es  sei  eine  dem 
Kapitalismus  innewohnende  [Tendenz,  den  Lohn  des  Arbeiters  immer  mehr  her- 
abzudrücken, immer  mehr  und  mehr  würden  auch  die  I'rauen  und  Kinder  des 
Arbeiters  gezwungen,  sich  ebenfalls  in  den  Dienst  des  Kapitalismus  zu  stellen. 
Die  Familie  wird  zerstört  Das  ist  der  Gang  der  Entwickelung,  die  Mrtr  nicht 
aufhalten,  nicht  rückwärts  schrauben  können.  Dieser  Leidensweg  führe  aber 
auch  zur  Befreiung  der  Frau  aus  der  Knechtschaft  des  Hauses.  Die  Tlieorieen 
der  Frauenemanzipation,  die  in  England  und  Amerika  schon  längst  festen  Boden 
gefa^st  hatten,  wurden  auf  marxistische  Grundlage  gestellt:  die  Fraueneuianzi- 
pation  wurde  dem  idealen  Streben  eines  John  Stuart  Mill  und  seiner  Schuler 
entrückt  und  zum  sicheren  Au^^gspunkte  einer  naturnotwendigen  Entwicke- 
lung  gemacht.  Die  durch  den  Kapitalismus  zerstörte  Familiu  führe  zur  wirt- 
schaftlichen Selbständigkeit  der  Frau,    damit  zu  ihrer  Unabhängigkeit  vom 

*)  V«rgL  August  Bebel:  Dt4  Frau  wut  der  Stniatismus,  4.  Aufl.  /Stuttgart  tSg»/,  pug.  174. 
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Manne,  zu  ihrer  wahren  Freiheit,  ihrer  völligen  Emanzipation.  H<»«n  wir  dar- 
über Genossen  Kautsky: 

»Dem  Wesen  der  genossenschaftlichen  Produktion  widerspricht  keineswegs  die 
heutige  Famihie.  Die  Durchfiihrung  der  sozialistischen  Gesellschaft  bedarf  also 
an  sich  keineswci^  der  Auflösung  der  bestehenden  Familicnforin.  Was  zu  dieser 
Anflösrnig  ffihrt,  ist  nicht  das  Wesen  dear  genossenschaftlichen  Prodtiktion,  sondern 
die  ökonomische  Entwickelung  .  .  .  Die  soziali-tischc  Gesellschaft  hemmt  die  öko- 
nomische Entwickelung  nicht;  sie  wird  derselben  vielmehr  einen  neuen  Anstoss 
geben.  Diese  Entwickelung  wird  daher  fortfahren,  nach  wie  vor  eine  der  Arbeiten 
des  Haushalts  nach  der  anderen  in  Ar]>eifen  Ues/m (irrer  industrieller  Betriebe 
zu  verwandeln,  die  Frau  aus  einer  Arbeiterin  im  Finzelliaii-halt  zu  einer  Arbeiterin 
im  Grossbetriebe  /u  machen.  Aber  dieser  Übergang  wird  für  die  Frau  nicht  mehr 
den  Übergang  von  der  Haussklaveret  in  die  Lohnsklaverei  bedeuten;  er  wird  sie  nicht 
mehr  ans  den  schihzenifen  Schranken  der  Familie  in  die  sdratz-  tmd  wdiriosesten 
Schichten  des  Proletariats  hinauswerfen.  Durch  ihre  Arbeit  im  genossen- 
schaftlichen Grossbetrieb  wird  die  Frau  dem  Manne  wirtschaftlich 
gleichgestellt  werden  tmd  den  gldchen  Anteil  an  der  Genossenschaft  erlangen,  wie 
er ;  sie  wird  seine  freie  Genossin  sein,  befreit  (emanzipiert)  n  i  c  h  t  h  1  o  s  s 
von  der  Knechtschaft  des  Hauses,  sondern  auch  von  der  des  Kapitals. 
Frei  über  sich  verfügend,  gleich  dem  Manne,  wird  sie  jeder  Art  von  Prostitution, 
der  gesetzlichen,  wie  der  ungesetzlichen,  ein  Ende  machen  und  zum  erstenmal 
in  der  Weltgeschichte  die  für  Mann  tmd  Weib  gleich  geltende  Eindie  ztt 
einer  wirklichen,  nicht  bloss  dem  Bochstaben  nach  betiebendoi  Einrichtung  er- 
heben.«^) 

BEBEL  hat  uns  in  ausführlichster  Weise  ein  Bild  entworfen,  wie  sich  in  Zu- 
kunft das  Leben  der  Frau  gestalten  wird  oder  sollte.  Die  Frauenarbeit  ist  unter 

den  heutigen  Verhältnissen  zwar  ein  Übelstand^  sie  führt  zur  Auflösung  der 
Fatnilic,  aber  sie  ist  immerhin  ein  Fortschritt,  wie  etwa  die  Gcwcrbcfreihcit,  die 
zuerst  auch  zerstörend  wirkte.  Unter  vernünfti|jen  gesellschaftlichen  Einrich- 
tungen werden  Frauenarbeit  und  die  Zerstörung  der  alten  Farailienform  zur 
Wohltat  werden.  Die  heutige  borgerliche  Gesellschaft  zeigt  bereits  auf  allen 
Gebieten  die  Keime  auch  für  die  zukünftige  Form  des  Familienlebens  und  der 
Stellung  der  Frau.  In  Amerika  sei  man  jetzt  schon  auf  den  Gedanken  ge- 
kommen, dass  die  Frau  nicht  mehr  in  der  eigenen  Küche  koche: 
»Kommt  neben  die  Dampfküchc  die  Dampfwaschanstalt  mit  Dampftrockenboden,  wie 
.••olche  iKTcits  existieren,  kommt  nel>en  die  Kaltwassericitung  .  .  .  die  Warmwasser- 
leitung, wird  die  zeitraubende  und  unangenehme  Ofenfeuerung  durch  eine  zweck- 
mässige Zentralfeuerong  ersetzt  ....  so  «rird  die  Frau  von  weiteren  höchst  lästigen 
und  zeitraubenden  Arbeiten  Inf  reit.«') 

Da  auch  die  Erziehung  der  Kinder  zum  grossen  Teil  den  durch  die  ( iescllscliaft 
gut  geleiteten  Anstalten  obliegt,  hat  die  Frau  ebenso  Zeit,  beruflich  tälig  zu  sein, 
wie  der  li£afm: 

»Die  Frau  ist  in  der  neuen  Gesellschaft  sozial  und  ökonomisch  vdtkommen  imab- 
hängig,  ue  ist  keinem  Schein  von  Herrschaft  und  Ausbeutung  mehr  unterworfen, 
sie  steht  nunmehr  dem  Mann  als  Freie,  Gleiche  gegenüber,  sie  ist  Herrin  ihrer  Ge- 
schicke .  .  .  Sie  kann  für  ihre  Tätigkeit  diejenigen  Gebiete  wiihlen.  die  ihren 
Wünschen,  Neigungen  und  Anlagen  ent^rechen.  Hier  ist  sie  genau  unter  denselben 
Bedingungen,  wie  der  Mann,  tätig.  El)cn  noch  praktische  Arl)citerin  in  irgend  einem 
Gewerf)e.  ist  sie  in  der  nächsten  .Stunde  Erzieherin.  L-L-hrerin,  Ptlegerin.  übt  sie  an 
einem  dritten  Teil  des  Tages  irgend  eine  Kunst  aus  oder  pllcgt  eme  Wissenschaft.«*) 

Kie  berufliche  Tätigkeit»  ihre  Teilnahme  an  der  Produktion,  soll  aber  ancb 

eine  P  f  I  i  c  h  t  für  die  Frau  sein,  kein  freier  Wille : 

3|  Vercl.  Karl  Kautsky:  Dan  Erfurter  Programm,  3.  Aaf).  .'Stuttgart  iSqs/,  psg.  I4b>i47. 

'»  Vercl.  Hebel,  loi  .  «  it.,  pag.  177.  t 
*)  Vcrgl.  »bid  ,  pag.  337. 
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»Sobald  die  Gesellschaft  im  alleinigen  Besitz  aller  Arbeitsmittel  sich  befindet,  wird 
die  gleiche  Arbeitspflicht  aller,  ohne  Unterschied  des  Ge- 
schlechts, das  erste  Grundgesetz  der  sc>zialisierten  Gesellschaft.  .  .  Die  Ge- 
acllsdaft  hat  .  .  .  das  Recht,  zu  fordern,  dass  jeder,  der  seine  Bedürfnisse  befriedigen 
will,  auch  nach  Massgabe  seiner  körpcrlidien  und  geistigen  Fähigkeiten  an  der 
Erzeugung  der  Produkte  zur  Befriedigung  der  Bedürfnisse  tätig  ist«') 

Die  LSatmg  der  Frauenf  rage  wäre  also  danach  die,  daas  die  Frau  durch  gesdl> 

schaftHche  Eitirichtungen,  Anstalten  aller  Art,  von  dea  häuslichen  Arbeiten 
(der  Knechtschaft  des  Hauses)  befreit  würde,  wodurch  sie  in  die  Lage  käme, 
ebenso  im  beruflichen  und  öffentlichen  Leihen  zu  wirken,  wie  der  Mann. 
SOWEIT  sich  Sozialisten  über  die  Frauenfrage  in  den  letzten  zwei  Jahrzehnten 
äusserten,  geschah  es  in  der  {^eichen  R^tanf;  wie  Bebel  Auf  dem  internatio- 
nalen Kongress  für  Arbeiterschuta  in  Zfirich  im  Jahre  1897  sagte  Genossin 

Zetkin : 

»Die  Berufsarbeit  ist  die  Grundlage  für  die  soziale  Befreiung  der  Frau... 
Erst  eine  ökonomisdi  unabhängige  Ftw  wird  dem  Manne  mdur  als  das  Weib  sein«« 

Auf  diesem  Kongress  stellte  Professor  Dr.  Schetcher,  Vertreter  dnes  christ- 
lichen österreichischen  Arbeitervereins,  neben  anderen,  das  Ziel  auf,  die  Frau 
wieder  der  Familie  zuzuführen.  Und  der  Führer  der  schweizerischen  katho- 
lischen Vereine,  Decurtius,  sagte : 

>Ein  edles  Ideal  ist  die  Familie,  die  Bürgschaft  grosser  und  schöner  Kultur  d«* 
Arbeiter,  Mann  und  Weib,  umringt  von  Kindern,  das  ist  unser  Ideal,  unser  Frühlings- 
anfang einer  neuen  Welt« 

Im  Bericht  des  Vorwärts  vom  28.  August  1897,  Stellen  entnehme, 

lu'isst  hinter  der  Rede  Decurtius' :  >Stürmischer,  mehrfach  wiederholter  Bei- 
fall.« Der  i""ührer  (kr  schweizerischen  katholischen  Arbeiter  hatte  aber  in  anderen 
Worten  im  Jahre  1897  nur  dasselbe  gesagt,  was  der  Sozialdemokrat  Bracke  im 
Jahre  1867  untv  Zustimmung  auf  der  Generalversammlung  des  Aügemeineu 
detiischen  Arbtitervtreins  angeführt  hattet  Pemerstorfer  und  Bebel  ant- 
worteten dem  Vertreter  der  christlichen  Vereine.  Ersterer  betonte,  dass  man 
die  Frauenarbeit  nicht  verbieten  könne,  man  müsse  den  Frau(?n  dieselbe  E  n  t  - 
Wickelungsmöglichkeit  gewähren,  wie  den  Männern.  Bebel  aber 
nannte  das  Ziel  der  Christlichen,  die  Fran  wieder  der  Familie  auföhren  zu 
wollen,  das  Streben  nach  einer  kleinbürgerlichen  Gesellsdiaftsordnui^,  während 
\vir  Sozialcicniokratcn  suchten,  die  F.ntv,  irkclung  nicht  zu  unterdrücken,  sondern 
sie  zu  einer  höheren  Stute,  zu  einer  sozialistischen  GcscUsdiaftsordninig  zu 
bringen.  Die  Frau  wieder  der  Familie  zuführen  zu  wollen,  ist  also  kleinbürger- 
lich, der  Entwickelung  entgegen. 

AUF  dem  internationalen  Sozialistctikongrcss  in  Brüssel  im  Jahre  1891  erklärte 
sich  X'andervelile  zwar  für  volle  (Gleichheit  der  Frau  mit  dem  Manne;  er  wollte 
aber  in  der  Resolution  ausgesprochen  wissen,  »dass  es  die  erste  Pflicht 
der  Frau  sei,  dem  Hause  zu  leben.  [ Widerspruch.] €*)  Nach  meiner 
Erinnerung  hatte  Vandervelde  gesagt,  dass  es  unsere  Aufgabe  sein  müsse,  die 
Frau  der  Familie  wiederzugeben.  Der  Protest  g^en  diese  Anschauung;,  l>r  on- 
<lers  von  deutscher  und  französischer  Seite,  war  so  stark,  dass  Vandervelde 
nachmittags  zu  einer  Erklärung  das  Wort  erbat  und  sagte,  er  sei  nii  ssver  standen 
worden,  er  nehme  zur  Frauenfrage  keinen  anderen  Standpunkt  ein,  als  die 
Parteigenossen. 

')  VcrgL  ibid.,  pag.  »64. 

*i  VcigL  dM  dcnttcb«  Protokoll  dea  BrOMler  interaaliooklco  SosialiitenkongicMet,  pig.  33. 
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MIT  <fiesen  Bdapiden,  die  auch  atts  Reden  tmd  Sduiften  jöngerea  Dattms 
ergänzt  werden  könnten,  glaube  ich  den  Standpunkt  featgestdlt  xn  haben,  wie  er 

bisher  von  den  Sozialisten  zur  Frauenfrage  eingenommen  wurde. 

LÄSST  sich  dieser  Standpunkt  fernerhin  aufrecht  erhalten?    Geht  wirklich  die 

Entwickdang  den  Weg,  den  Bebel,  Kautsky,  Zetkin  und  die  anderen  für  die 

Franenarbeit  und  Hauswirtsdiaft  schildern?  Ich  s^:  Nein!  Und  idi  gehe 

noch  weiter  und  behaupte:  Die  sogenannte  Frauenemansipation  widerstrebt  der 

weiblichen  Natur  und  der  menschlichen  Natur  überhaupt,  ist  Unnatur  und  daher 

undurchführbar. 

FÜR  das,  was  ich  nnter  der  Frauenfrage  verstehe,  ist  es  ganz  gleichgültig,  ob 
die  Frau  die  gleichen  geistigen  Fähigkeiten  besitzt,  wie  der  Mann,  oder  nicht. 

Mann  und  Frau  sind  körperlich  verschiedenartig  und  meiner  Ansicht  nach  auch 
geistig  verschiedenartig.  Deshalb  können  sie  doch  gleichwertig 
sein.  Aber  niemand  bestreitet  ja  die  Tatsache,  dass  zurzeit  die  Frauen  i  m 
allgemeinen  geistig  hinter  den  Männern  im  allgemeinen  zurück- 
stehen. Diese  unbestrittene  Tatsache  jedoch  auf-  die  verschiedenartige  Er- 
ziehung oder  auf  die  tausend  jähr  i<^c  Knechtschaft  der  Frau  zurückführen  zu 
wollen,  ist  total  falsch.  Mindestens  90  %  aller  Mädchen  erhalten  ganz  dieselbe 
Erziehung,  wie  die  Männer.  Im  ganzen  Proletariat,  auf  dem  Laude  allgemein 
und  im  groesten  Teile  des  Kleinbörgertums  erhalten  die  Madchen,  in  der  Familie 
sowohl,  als  auch  in  der  Schule,  ganz  die  gleiche  Erziehung,  wie  die  Knaben. 
Die  Töchter  der  Arbeiter  und  Landbewohner  haben  auch  nach  \'^erlassen  der 
Schule  noch  ganz  die  gleichen  Etttzcickrlunf^sniöi^lichk-citcn,  wie  die  KnalK'u : 
sie  gehen  in  die  Fabrik,  arbeiten  auf  dem  Felde,  erlernen  einen  Beruf,  als 
Näherin,  Putzmacherin,  Ladnerin  u.  s.  w.  —  ganz,  wie  ihre  männlichen  Alters- 
genossen !  Ein  besonders  hervortretender  geistiger  Unterschied  ist  bis  dahin 
zwischen  den  beiden  Geschlechtem  auch  nicht  zu  merken.  Aber  mit  der  c^e- 
schlechtlichen  Reife  und  besonders  mit  der  Mutterschaft  tritt  eine  Verschicden- 
artigkeit  des  Geisteslebens  und  der  geistigen  Fähigketten  auf  — 
Ausnahmen  kommen  natürlich  vor,  die  man  als  zurzeit  bestehend 
ja  zugibt,  die  aber,  wie  wir  sahen,  nicht  in  der  Erziehung,  sondern  in  der 
Physiologie  des  Weibes,  in  den  Einwirkungen  der  physiologischen  Vorgänge 
oder  Störungen,  denen  das  Weib  in  seinem  Geschlechtsleben  unterworfen  ist, 
ihre  Begründung  haben.  Man  braucht  den  masslosen  Obertretbungen  und  fal- 
schen Voraussetzungen  und  Schlüssen  eines  Möbius  nicht  zuzustimmen;  aber 
jeder,  der  nicht  nur  aus  Büchern,  sondern  auch  im  wirklichen  Leben  mit  dem 
tiötigen  EiTist  und  ohne  Voreingenommenheit  seine  Beobachtungen  und  Studien 
gemacht  hat,  der  muss  zugeben,  dass  die  geistigen  Kräfte  der  Frau  durch  die 
physiologischen  Störungen  im  Geschlechtsldien  sdir  beeinträditigt  werden.  Dies 
ist  freilich,  nach  meiner  Ansidit,  nicht  im  geringsten  der  Frauenemanzipation, 
der  allgemeinen  beruflichen  Selbständigkeit  der  Frauen,  im  Wege.  Die 
Frauen  eignen  sich  auch  unter  diesen  Voraussetzungen  zum  grössten  Teile  der 
Berufe,  und  die  geistigen  P'ahigkeiten  der  Männer  weisen  ja  ebenfalls  die 
grössten  Abstufungen  auf.  Das  Hindernis  der  Frauenemanzipation  liegt  auf 
einem  anderen  Gdbiete. 

GÄNZLICH  falsch  ist  est  auch,  die  wirtschaftliche  Abhängigkeit  der  Frau  vom 
Manne  mit  der  Abhängigkeit  des  Arbeiters  vom  Kapitalisten  vergleichen  zu 
wollen.    Die    wirtschaftliche    Abhängigkeit    der  Frau  vom  Manne  wird  am 
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Stärksten  enq»£ttnden  bei  den  Besitzenden,  am  geringsten  bei  den  Arbdtern.  Die 

Schlagwörter  von  der  Tyrannisierung  der  Frauen  durch  die  Männer  —  inner- 
halb der  Familie  —  der  Knechtschaft  des  Hauses,  der  Brutalität  des  Mannes 
U.S.W. sind  dem  Sprachschätze  der  bürgerlichen  l'^rauenrcchtlerinnen  entnommen 
und  xnnieist  anf  Famllienzustände  in  der  Grossbourgeoisie  gemünxt  In  dem 
Bliche  einer  Frauenrechtlerin  las  ich,  wie  sdireckHch  es  sei,  wenn  die  Frau  dem 
Manne  das  Wirtschaftsgeld  abverlangen  müsse.  Eine  vernünftige  Mutter  habe 
daher  darauf  bestanden,  dass  vor  der  \'^erh  ei  ratung  ihrer  Tcxrhter  mit  dem  zu- 
künftigen Schwiegersohn  ein  schriftlicher  Vertrag  gemacht  werde,  lautend: 
am  ersten  eines  jeden  Monats  habe  er  seiner  Frau  unan f gefordert  so 
und  10  viel  Haushaltungsgeld  zu  geben !  Bei  den  Besitzenden  ist  es  in  der  Regel 
eben  so:  der  Mann  führt  ein  Geschäft,  hat  eine  Rcrufsstelhing  innc  oder  ver- 
waltet das  Vermögen,  während  die  Frau  nichts  tut,  als  für  ihre  Toiletten  und 
Badereisen  viel  Geld  zu  gebrauchen,  worüber  Differenzen  entstehen.  Da  mag 
die  wirtschaftliche  Abhängigkeit  von  der  Frau  manchmal  schwer  empfanden 
werden !  Wie  sieht  es  indes  bei  den  Arbeitern,  bei  der  grossen  Masse  Bes  Volkes 
aus'  Im  Proletariat  wird  fast  durchweg  aus  Neigung  geheiratet  Gemeinsam 
nimmt  das  Paar  den  Kampf  mit  dem  Leben  auf.  Irgend  ein  Abhängigkeits- 
gefühl ist  bei  keinem  Teile  vorhanden.  Dass  der  Mann  in  die  Fabrik  geht, 
das  Geld  verdient»  die  Frau  die  Hausarbeit  besoffft,  wird  als  eine  gleich- 
wertige Arbeitsteilung  angesehen.  Es  wird  wenig  religiöse  Frauen 
geben,  die  sich  durch  die  Brutalität  des  Mannes  abhalten  lassen,  in  die  Kirche 
zu  gehen.  Aber  Hunderttausende  von  Männern  —  wenn  nicht  Millionen  — 
lassen  sich  von  ihren  Frauen  abhalten,  ihrer  politisdien  Überzeugung  nach 
zu  leben,  oder  gar  zu  zwingen,  gegen  ihre  Überzeugung  in  die  Kirche  zu  g^n. 
Die  Abhängigkeit  des  Mannes  von  der  Frau  muss  mithin  mindestens  ebenso  gross 
sein,  als  umgekehrt.  Die  Knechtschaft  des  Hauses  ist  also  nicht  darin  be- 
gründet, dass  nur  der  Mann  beruflich  tätig  ist,  aUein  Geld  verdient,  die  Frau 
wirtsdiaftlch  nicht  setttständig  dasteht  Empfunden  wird  aber  die  Abhan^g- 
kdt  der  Frau  vom  Haushalte,  der  ihr  eine  lange  Arbeitszeit  auferlegt,  sie 
—  weil  sie  bei  den  Kindern  bleiben  muss  —  hindert.  Theater,  Konzerte  oder 
\'ersamnilungen  zu  besuchen,  überhaupt  nach  einer  bestimmten  Arbeitszeit  sich 
:io  frei  zu  bewegen  und  am  öffentlichen  Leben  teilzunehmen  wie  der  Mann. 
£INER  Schriftstellerin,  die  im  wohlhabenden  Bürgerhause  aufgewachsen  ist, 
eine  höhere  Töchterschule,  ein  Mädchengymnasium  und  die  Universität  besucht 
hat,  mag  der  Gedanke,  hinter  deih  Kochtopfe  stehen  inid  Windeln  waschen  zu 
müssen,  schrecklich  sein.  Aher  wenn  diese  Dame  zehn  oder  acht  ofler  auch 
nur  fünf  Stunden  täglich  in  einer  Spinnerei  oder  Weberei  arbeiten  müsste,  so 
würde  sie  bald  finden,  dass  es  angenehmer,  interessanter  und  weniger  geist> 
tötend  ist,  sich  zehn  Stunden  dem  Haushalte  und  der  Pflege  der  Kinder  ZU 
tridmeti,  als  fünf  Stunden  einer  Spinnmaschine.  Wenn  mnn  von  Fraueneman- 
zipation  redet,  kann  man  doch  nicht  mir  den  sehr  kleinen  Teil  der  Frauen  in 
Betraclit  ziehen,  die  als  Arztinnen,  Lehrerinnen,  Künstlerinnen  und  dergleichen 
tätig  sein  können.  Neun  2^hntel  aller  Frauen  würden  in  ihrem  Bierufe  Ar* 
beitcn  —  in  Fabriken  u.  s.  w.  —  verrichten  müssen,  'i  veit  weniger  angenehm 
sind,  .'ils  die  Hausarbeit.  L^nd  diese  neun  Zehntel  der  Frauen  ziehen  daher  die 
Knechtschaft  des  Hauses  der  Berufsarbeit  vor,  wenn  nicht  die  Not  sie  zwingt, 
dnen  Beruf  zu  ergreifen. 
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WIE  will  man  aber  überhaupt  di«  Frau  von  der  Hausarbeit  befreien,  wem 
man  keine  gewaltsame  Kasemierung  will  ?  Selbst  Kauisky,  der  in  seiner  Agrar- 
frage der  PreisgTibc  des  Einzelhaushalts  das  Wort  redet,  schreibt  dann: 

>Nirgcnds  kann  sich  die  Persönlichkeit  so  voll  ausleben,  ohne  jede  Hinderung  durch 
feindliche  oder  mindestens  beengende  Willen  anderer,  wie  in  einem  eigenen 
H  e  i  m  ,  das  sie,  nur  durch  materielle,  nicht  durch  persönliche  Rücksichten  beengt, 
frei  schmücken  und  ausgestalten,  in  dem  sie  frei  leben  kann  ihren  Lieben,  ihren 
Freunden,  ihren  Büchern,  ihren  Gedanken  und  Träumen,  ihren  wissenschaftliches 
und  künstlerischen  Schöpfungen.  Mit  dem  Individualismus  erwächst  aber  audi 
die  individuelle  Geschlechtsliebe,  die  ihre  Befriedigung  nur  in  der  Vereinigung  und 
dem  Zusammenleben  mit  einem  einzigen,  iKrsti^inntcn  Individuum  des  anderen  Gc- 
»cltlechts  findet.  Die  auf  dieser  individuellai  Gesdilechtsliebe  beruhende  Ehe  bedarf 
ebenfalls  eines  eigenen  Heims  sn  ihrem  Bestand6«v) 

Schon  um  em  solches  eigenes  Heim  in  stand  zu  halten  tmd  angenehm  zu  ge- 

stalten,  l>edarf  es  mindestens  so  grossen  Arbeitsaufwandes  der  Frau,  wie  er 
v<  ;ii  .\!;;iine  im  Beruf  verlant;l  wird  ;  auch  dann,  wenn  mit  Dampfküchen  ge- 
kocht, in  grossen  Abfüttcriuigsanstallen  gegessen  und  die  Kinder  in  Anstaltea 
gepflegt  werden,  die  Berufstätigkeit  der  Frau  hätte  auch  dann  noch  eines 
Haken.  Aber  die  Mutter  will  ihr  Kind  audi  selbst  pflegen,  sie  will  sich 
ihm  widmen,  sie  will  es  selbst  versorgen.  Sic  zwingen  wollen,  ihr  Kind 
einer  Anstalt  zu  überg^cben,  um  in  einem  Genossenschaftsbetrieb  produktiv  tatig 
sein  zu  können,  wäre  schlimmer,  als  die  Knechtschaft  des  Hauses.  Freiwillig 
wird  sie  das  nie  tun  —  Ausnahmen  gibt  es  auf  allen  Gebieten  des  Hebens  — » 
wenn  sie  niclit  die  bitterste  Not  dazu  zwingt,  was  sie  als  ein  Unglück  anschtB 
wird.  Der  Hinweis  auf  die  reichen  Frauen,  die  ihre  Kinder  nicht  selbst  pflegen, 
ist  völlig  unangebracht.  Denn  hier  ist  gerade  das  Gegenteil  von  dem  der  Fall, 
was  eine  Anstaltserziehung  mit  sich  bringt.  Während  in  einer  Anstalt  viele 
Kinder  verschiedener  Ehern  einer  Pflegerin  anvertraut  werden  müssen,  fem 
von  der  Mutter,  sind  in  dem  Einacelhaushalt  der  reichen  Familie  neben  der 
Mutter  oft  mehrere  Pflegerinnen  um  ein  einziges  Kind  besorgt.  Wenn  Geno;vse 
Ciumplowicz  neulich  in  dieser  Zeitschrift  ausführte,  »die  mehr  routinenmasige 
Pflegearbeit  am  Kinde  könnte,  wenigstens  nach  Ablauf  der  StiUungszdt,  rec^ 
wohl  berufsmässigen  Pfl^rianen  vertraut  werden«*),  so  langt  er  damit  glück- 
lich wieder  bei  den  Dienstboten  an  und  löst  so  ganz  zutreffend  —  die  Damen- 
frage. Trotzdem  würden  aber  die  Mütter  mit  dem  q^nädiglich  gewährte« 
Rechte,  nur  in  ihren  Feierstunden  ihren  Kindern  leben  zu  können,  nicht  zufrie- 
den sein.  Der  leiste,  entscheidende  Schritt,  die  »Übernahme  der  Unteriial- 
tungskosten  des  Kindes  durch  das  sozialistische  Gemeinwesen«»  gdiört  in  das 
Gebiet  der  Utopie.  Bleibt  die  Pflege  des  Kindes  aber  der  Mutter  überlassea, 
\\  as  das  einzige  natürliche  und  daher  unabänderliche  ist,  so  ist  die  all- 
gemeine Berufstätigkeit,  die  wirtschaftliche  Emanzipation  der  Frau  vom 
Manne  füralleZeitein  Unding:  die  Pflege  des  Kindes  nimmt  die  Tätig- 
keit der  Frau  voll  in  Anspruch. 

I'CltTT^T  anders  ist  es  mit  der  eigenen  Küche.  Diese  ist  schon  zur  Pflege  de« 
Kind.  >  —  und  auch  für  das  eigene  Heim  überhaupt  —  ganz  unentl)ehrlich.  Die 
Kntwickelung  geht  auch  gar  nicht  in  der  Richtung  zu  den  Dampiküchen  und 
grossen  Abfättertmgsanstalten ;  dier  umgekehrt.    Wenn  aus  New  York  und 

')  Vcrcl.  Karl  Kautslsy:    Die  Agrar/ragt  ,!>UjUj;.irt  i^w  ,  pag.  444^450. 

"jX  ct^l.  L.tilii- l.iu«  implowics:  PokmtscHes  smr  ftatUH/rog*  ia  den  SmUaUitisckM  Mmatt' 
htfun,         11.  Uli.,  pa^.  (fn. 
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anderen  amerikanischen  Grosstädten  von  grossen  kapitalistischen  Wirtschafts- 
gemeinschaften berichtet  wird,  so  handelt  es  sich  dabei  um  eine  Art  Familien- 
hotds,  die  den  ständig  darin  wohnenden  Familien  —  sehr  reichen  oder  jeden- 
falls Leuten  mit  sdir  hohem  Einkommen  — •  einen  g^rossen  Komfort  Keten  und 
eine  Dienerschaft  zur  Verfügung  stellen,  dass  jedenfalls  mehr  Frauot  in  der- 
Hauswirtschaft  beschäftigt  werden  müssen,  als  Huusfrancn  darin  wohnen. 
Und  der  Einzelhaushalt  bleibt  dennoch  in  der  Hauptsache  bestehen.  Im  all- 
gemeinen sehen  wir  mehr  und  mdir,  dass  der  der  HtrdemuUm  cntr&deQei 
Mensch  den  kasernenmässigen  Wohnungen  wieder  tn  entfUdien  sucht,  um» 
wenn  er  es  nur  einigermassen  machen  kann,  in  einem  kleinen  Hause,  einer 
\'illa.  am  liebsten  allein  mit  seiner  Familie  zu  wohnen,  auch  wenn  er  dadurch 
auf  Kalt-  und  Heisswasserleitung,  Gas  oder  elektrisches  Licht  und  andere  Be- 
quemlichkeiten verzichten  muss.  Und  auch  Sosialisten  und  emanzipierte  Sozia- 
listinnen geben  von  dem  natfirltchen»  menschlichen  Drange  und  Bedfirfnis  Bei- 
spiele ab:  ein  ungeniertes,  ungestörtes  Ncstchrn  mit  seinen  Lieben,  Gatten  und 
KindiTii.  7A\  l;e wohnen,  allen  Wirtschaftsgenossenschaften,  Dampf küchen  und 
KinilerpHcgeanstalten  zum  Trotze  ganz  spicssbiirgcrticji,  philisterhaft,  klcin- 
biirgerlich  zu  leben:  Mwn  und  Weib,  umringt  von  Kindern  .  .  . 
ZUM  eigenen  Heim  gehört  auch  die  heutige  Form  der  Familie.  Alle  Ände- 
rungen, die  letztere  durch  die  Entwickelung  der  Produktion-;,  er  hält  nisse,  eine 
höhere  Kultur,  den  Sozialismus  erfahren  wird,  können  nur  darin  bestehen,  dass. 
der  Frau  eine  Anzahl  Arbeiten  abgenommen  werden,  ihre  Arbeit  erleichtert 
wird;  aber  den  Einzelhaushalt  und  damit  die  Familie  können  sie  nicht  aufheben. 
DAS  wesentlichste  der  Frauenfrage  ist  für  die  Arbeiterfrauen  der  un- 
sichere und  geringe  Verdienst  des  Mannes.  Wenn  die  von  Kautsky  vorge 
schlagene  Massregel,  am  Tage  nach  der  sozialen  Revolution  den  Lohn  der  Ar- 
beiter auf  das  Doppelte  und  Dreifache  zu  erhöhen,  einmal  durchgeführt  sein 
wird,  dann  g^t  keine  verheiratete  Frau  mehr  in  die  Fabrik  oder  ist  sonst  be- 
ruflich tätig,  und  nicht  die  Emanzipation  der  Frau  vom  Manne  wird  dann  er- 
reicht sein,  sondern  etwas  anderes:  die  Frau  wird  der  Familie  wie- 
dergegeben sein. 

UND  dieses  Ziel  kann  und  sollte  auch  das  Ziel  der  Sozialisten  sein.  »Dem 
Wesen  der  genossensdiaftlichen  Produktionc,  sagt  ja,  wie  ich  oben  bewits  an- 
führte, auch  ICautsky,  »widerspricht  keineswegs  die  heutige  Famiye.  Die 

Durchführung  der  sozialistischen  Gesellschaft  bedarf  also  an  sich  üeineswcg.s. 
der  Auftösuni;  der  bestehenden  l-"amilienform.«  Und  ich  weiss  nicht,  w.cuni 
eine  F>au  sich  neben  ihrer  häuslichen  Arbeit  nicht  ebenso  für  das  ößcntlidie 
Leben,  für  Wissenschaft  und  Ktmst  interessieren  kann,  wie  neben  einer  beruf- 
lichen Tätigkeit  in  der  Fabrik. 

DIE  Entwickelung  löst  die  heutige  Familie  nicht  auf,  die  der  ganzen  Natur 
des  Menschen  entspricht.  Das  sichere  und  gute  Einkommen  in  einer  sozia- 
listischen Gesellschaft  wird  das  Familienleben  auch  schöner  gestalten  und  viele 
Unzuträglichkeiten  beseitigen,  die  heute  vielfach  damit  verbunden  simL  Selbst-  ' 
verständlich  muss  die  Frau  politisch  und  rechtlich  dem  Manne  gleichgestdlt 
vnd  ihr  die  Elntwickclungs  m  ö  g' 1  i  c  h  k  e  i  t  auf  allen  Gebieten  gegeben  w  or- 
den. Aber  es  wird  sich  auch  dann  zeigen,  dass  das  erste  und  höchste,  tief  in 
der  Natur  des  Weibes  begründete  Lebensziel  der  Frauen  ist:  Mutler  zu  sein 
und  der  Pflege  und  Erzidiung  der  Kinder  zu  leben,  während  auf  die  wirtschafte 
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liehe  Selbständigkeit  in  der  Regel  nur  die  Unverheirateten  Anspruch  niaclien. 
NICHT  £niaiizip«tion  vom  Manne  kann  die  Ldsnng  der  Fraueofrage  sein, 
sondern  Befreiung  von  dem  kapitalistischen  Übel,  dass  die  verheirateten 

Frauen  nötigt,  in  der  Fabrik  tätig  zu  sein,  sie  iTirer  Familie,  ihren  Kindern 
entreisst.    Natürlich  kann  es  sich,  um  das  nochmals  zu  betonen,  nicht  darum, 
handeln,  die  Fabrikarbeit  der  Frauen  verbieten  zu  wollen.  Aber  ich  darf  daran 
«rinnem,  dass  es  eine  <Zeit  gab,  in  der  man  das  völlige  Veri)ot  der  Kinderarbeit 
für  nndurchführtnr  hielt,  weil  die  Kinderarbeit  to  eng  mit  der  kapitalistischen 
Produktionsweise  verknüpft  sei,  dass  beide  nur  miteinander  beseitigt  werden 
könnten.    Tausende,  Hunderttausende  von  Familien  brauchten  den  Zuschuss 
des  Kinderverdienstes  und  braitdien  ihn  heirte  noch  und  doch  ist  (0e  Kinder- 
arbeit  in  einem  verhältnismassig  icurzen  Zeitraum  bedeutend  eingedämmt  wor- 
'den  und  ihre  völlige  Beseitigung  ist  nur  eine  Frage  der  Zeit,  die  nicht  mehr 
sehr  ferne  zu  sein  scheint.    Kann  das  Verbot  der  Frauenarbeit  auch  nicht 
im  entferntesten  in  Betracht  kommen,  so  gibt  es  doch  eine  Anzahl 
sozialpolitischer  Massregeln,  zu  denen  man  verschieden  Stdlung  ndmien  muss, 
je  nachdem  man  der  Ansicht  ist,  dass  die  Entwickelung  unaufhaltsam  zur  wirt' 
schaftlichen  Selbständigkeit  und  mithin  F.manzipation  der  Frau  dränge  und 
diese  ein  Sesren  sei,  dass  die  Auflösung  ficr  heutigen  Familie  zum  Glücke  der 
Menschheit  führe  oder,  aber,  dass  die  gezwungene  Fabrikarbeit  der  verhei- 
rateten Frauen  ein  kapitalistisches  Obel  sei,  das  man  beseitigen  könne  und 
müsse,  dass  das  in  der  Natur  des  Menschen  begründete  Eheleben,  das  eigene 
Heim  und  dieses  den  Einzelhaushalt,  also  die  heutige  Familienform,  bedinge; 
die  Knianzipatioii  der  Frau  vom  Manne  also  L'nnatur  sei  und  keine  Reali- 
sierung iinden  kuune.  Aus  diesem  Grunde  halte  ich  eine  ausgiebige  Erörierunij 
•der  Frauenfrage,  der  man  in  den  letzten  Jahren  so  sehr  aus  dem  Wege  ging, 
als  scheue  man  sich,  auszusprechen,  was  ts^  für  geboten. 
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dass  man  den  später  begituienden  An- 
sprüchen des  Qnartalswechsels  mit  Ruhe 

iingf.i.:i  iiMhcn  kann.  Ahnlich  geht  e^  der 
Bank  von  England,  deren  Goldzufluss  sich 
gleichfalls  verstärkte. 
DEM  Unternehmertum  ist  dieses  Nach- 
lassen einer  immerhin  fühlbaren  Span- 
nung natürlich  sehr  willkommen,  ebenso 
wie  die  Rückkehr  normaler  Produktions- 
verhältnisse im  Ruhrrevier. 

X  X 

KeMsasfB4llmt  DAGEGEN  wird  die  Fiage 

viel  (Tortrrt,  in  welcher 
Weise  sich  die  Suuation 
für  das  Kohlensyndikat  geändert  hat.  Die 
Börse  si-heint  an  baldisj:e  RUtc  VVucher- 
protitc  i'ur  das  Grubenkapital  im  Westen 
zu  glauben.  Sie  hat  nicht  nur  die  vor- 
übergehenden Kursverluste  wieder  einge- 


Wtr<8chaff 

LalbkapItaU-  DIE  Reichsbank  bat 
■»"**  am  14.  Februar  ihren  Dis- 

kont abermals  herab- 
sctzen  können :  um  Vi%  (von  4  auf 
3%%)  —  im  Zentralausschuss  war  so- 
gar die  Meinung  stark  vertreten,  dass 
man  unbedenklich  sofort  bis  auf  3%  hcr- 
abgehen  könne.  Wahrscheiidicli  wird 
dieser  zweite  Schritt  bald  nachfolgen; 
auch  für  die  Bank  von  En  Irland  Ist 
eine  r.nnässigung  von  3  auf  2^{i^c  bereits 
angekündigt.  Nach  dem  Bericht  des  Prä- 
sidenten Dr.  Koch  hatte  die  Reichsbank 
noch  niemals  so  viel  Gold,  wie  Mitte  Fe- 
bruar (.843  Mdl.  M.),  die  folgende  Fe- 
bruarwoche bringt  gewöhnlich  noch  eine 
weitere  Steigerung  des  Mctallvorrates^  ao 
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holt,  &ie  ist  in  einzelnen  Fällen  bereits 
über  das  Knrsiriveati  der  Zdt  vor  dem 
Streik  wieder  hinausgcganRcn.  Zwischen 
dem  2.  and  23.  Januar  waren  zum  Beispiel 
gesunken :  GeUenkireken  von  334,50  auf 
218,80.  !lart>i'nrr  von  214.75  auf  208,75, 
«  ConsoUdiitwn  von  419.75  auf  407,  Cölner 
Berguftrk  von  421.50  auf  413,75,  Nord- 
stern von  375,10  auf  367^  Am  li.  Fe- 
bruar standen  sie  bereits  wieder  auf: 
226,70,  Ji}.iiO.  4^7.  4-'5,io,  -;74.50,  Die 
Tendenz  war  noch  immer  steigend,  trotz 
der  Fertigstellang  des  preussischen  Ge- 
setzentwurfs gegen  das  Stilliegen  der 
Zechen  und  trotz  der  zu  erwartenden 
Btrgarix'ilernovelle. 

IM  Syndikat  selber  scheint  die  gute  Laune 
gleichfalls  den  mancherlei  Arger  zu  über- 
wiegen.   Unmittelbar    mit    einer  Preis- 
erhöhung vorzugehen,    dürfte  allerdings 
die  Klugheit  —  das  heisse  die  Rucksi^- 
nähme  auf  die  öfTentliche  Meinung,  audi 
in  Industriellenjcreisen  —  verbieten.  Man 
schlug  dagegen  auf  den  Konferenzen  am 
16,  Februar  vor.    nur    h  a  !  b  j  :i  h  r  i  g  e 
Vcrkaufo  abzuschlicssen    und.    für  den 
Fall,    das>    seitens    der  Abnehmer  auf 
Jahresabschlüsse  bestanden  würde,  diese 
nur    auf  Grund    eines  Preisaufschlages 
vcjii   50  Pf.  pro   t    einzugL'licn.  »Mass- 
gebend«, heisst  CS  in  der  originellen  Press- 
begrundung,  »war  für  diesen  Beschluss 
die  Tatsache,  dn<^  durch  die  in  Aus.>;icht 
stehenden     Berggesetze  voraussichtlicli 
eine  Reihe  von  Lasten  auferlegt  werden, 
die  eine  Erhöhung    der  Selbstkosten  im 
Gefolge  haben  werden.«    Das  alles  ver- 
kündet man  zweifellos    in  der  Absicht, 
teils  den  Refcwmetfer  bei  der  R^enmg 
und  den  Parteien  noch  mehr  abtuknlden, 
teils  um   auf   ein    neues  Anziehen  der 
Preisschraube  vorzubereiten. 
LEHRREICH  ist  die  Abrechnung  des 
Vorstandes  über  den  Monat  Januar,  da 
vom  17.  Januar  an  offiziell  der  Streik  er- 
klärt war.    (iegen  die  Summe  der  ver- 
traglichen Beteiligungen  (6359740  t  bei 
—  abzüglich  der  Sonn-  und  Feiertage  — 
35%  Arbeitstagen)     fiel    die  Fördenmg 
ganz  enorm :  nämlich  auf  2  815  773  t.  Dem 
gegenüber  stand  zunächst  ein  Selbstver- 
brauch  für   eigene   Betriebszwecke  der 
Zechen  von  267679  l,  weiter  der  Selbst- 
verbrauch fiir  eigene  Hüttenwerke  mit 
365499  t.    Wen  nun  trotzdem  der  eigent- 
liche Syndikatsabsatz  mit  2697031  t  ver- 
zeichnet ist,  so  ergibt  das  eine  Inan- 
spruchnahme älterer  Zechen  1  ä  g  e  r 
mit  514436  t  —  wohlgemerkt:  neben  den 
unerledigt  gd>ltebenen  Lieferungen  und 


neben  dem  vielfach  verminderten  Selbst» 
verbrauch  der  Wericel  Dazu  kommen  dann 

noch  die  Februarrückgänge,  die  erst  der 
nächste  Bericht  ausweisen  wird ;  am  9^ 
Februar    beschloss    die  Essener  Revier- 
konferenz die  Wicdcraiifnahmc  der  Ar- 
lieit,  die  alte  Betricbstiitigkeit  wurde  na- 
türlich nur  langsam  wieder  erreicht. 
AUSSER  den  L^pem,  die  man  nur  all- 
mählich wieder  aufzufüllen  braucht,  ka- 
men als  Ersatz  der  westlichen  Produk- 
tionsverminderung    in     Betracht:  die- 
Mehrlieferungen  anderer  deutscher 
Bezirke,    und  die  Mehrzufuhren  seitens 
des  Auslandes,  die  erst  langsam  i» 
Gang  kamen  und  nunmehr    noch  eine 
Zeitlang    anhalten  werden.    Im  ganibk 
scheint  die  Inanspruchnahme    des  Aus- 
landes, die  auch  durch  Tarifherabsetzun- 
gen der  preussischen  Eisenbahnen  unter- 
stützt wurde,  keineswegs  so  ausserordbnt- 
licli  gross  gewesen  zu  sein,  wie  man  das 
vermuten  konnte.    So  trat  auf  dem  ent- 
sdteidenden  englischen  Markte,  nach 
dem  ersten  Anprall  deutscher  und  hollän- 
discher Aufträge  "nd  der  entsprechenden 
Hansse.  sehr  bald  eine  ruhige  Bewegung 
ein.    Man  schäut  die  Mehrlieferungen 
von  dieser  Seite  auf  nicfht  mehr,  als  0,5 
Mill.  t:  für  die  englischen  Gruben  war 
schon  die  stillere  Saison  gekommen,  so 
dass  die  Mehmachfrage  ohne  besondere 
Kraftlci^tungl  n  Infrieiligt  wurde.    In  ge- 
wissem Sinne  kann  man  sagen,  da.sä  die 
deutschen  Mehrbestellungen    nur  einen 
-ehr  willkommenen  Ausgleich  boten  für 
das  .Abflauen  der  Lieferungen  nach  Russ- 
land und  Osta.sicn:  nach  Russland  wegen 
der  Industriestockungen,    nach  Ostasien 
wegen  der  rapid  zunehmenden  Schiffs- 
kaperungen,  seitdem  die  vor  Port  .\rthur 
lagernde  japanische  Flotte  frei  geworden 
ist  Mildes  Wetter  hat  zudem  den  llaus- 
brandl)edarf  verringert,  so  dass  Mitte  Fe- 
bruar   die    Londoner    Kohlenborsc  die 
Kohlenpreise  um  i  s.  pro  Tonne  wieder 
herabsetzte.    Es  ist  deshalb  sehr  schwer, 
an  ein  Gelingen  eines  neuen  Wucherfeld- 
zuges  in  1  »eulMhland  zu  glaulxii. 
MIT  welcher  Wucht  die  Bestellungen  im 
Westen  sofort  wieder  einsetzten,  zeigt  die 
r.'.sche  Steigerung  der  W  a  g  e  n  anfordc- 
rungen    im    E  i  s  e  n  b  a  h  n  direktionslx*- 
zirk  Kssen.   Ganz  ausnahmsweise  forderte 
man  Ende  1904  bisweilen    über  aoooa 
Waggons  täglich,  der  Durchschnitt  vor 
dem  Streik  betrug  18000  bis  19000  Wa- 
gen.   Der  tiefste  Sund    während  des. 
Streiks  war  dann  mit  307  t  Wagen  er- 
reidit   Daran!  wurden 
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6.  Februar     3674  Wagen  gefordert, 
I»     7'       f         3  ^57      »»  »» 

M      8>         •>  3  t»  n 

„9.         n  3806  „ 

t,  10.     H       4aöp     .»  it 

..    II.       n         7  397      ..  ». 
13.       ».         9865      „  „ 

„  15-  »526s 
»  16.      „  17499 

17«  '9<»<)1 

»  I&     »  19790 

Vom  15.  Februar  an  trat  eine  gewisse 

VerU'PTcnlieit  betreff  *  der  Transportmit- 
'telbereitstellung  eia;  es  standen  am  15. 
Fdiruar  über  1000,  die  nächsten  Tage 
über  JOOO  Waiden  weniger,  als  verlangt, 
zur  \'crfügiing,  weil  der  im  Kiihrrevicr 
überflüssig  gewordene,  nach  dem  Saar- 
revier, nach  Belgien,  nach  Mitteldeut&di- 
land  tind  Oberschiesten  abgelenkte  Wa> 
genpark  nicht  sofort  wieder  in  Rheinland- 
Westfalen  zur  iland  war. 
DAS  Syndikat  bcschloss  weiter,  die  Er- 
gehnisse  des  Januar  tun!  Februar  für  (Jas 
Jahr  nicht  mit  anzurechnen.  An.schcinond 
soll  ztuilchst  jedwede  Förderern  schran- 
kung, die  man  mit  dem  Beginn  des  Streiks 
aufliob,  weiter  fortfallen. 
X  X 
KohleMtatlatlk  DA  der  Reichsanseiger 
MM  Mitte  Februar  die  amtliche 

Übersicht  über  die  I*2rgeb- 
ntssc  des  preussischen  Berg- 
baues veröffentlichte,  so  seien  die 
Hauptziffern  für  die  Stein-  und  Braun- 
kohlen wiedergegeben.  Es  betrug  die 
Zahl  der  in  Preussen  im  Jahre  1904  be- 
triebenen Steinkohlen  bergwerke  aÖQ, 
wie  im  Vorjahre;  davon  kamen  t6o  auf 
den  Dortmunder  Bezirk,  74  auf  OIkt- 
sciilesien  und  28  auf  die  Rhein  lande.  V<m 
ihnen  wurden  insgesamt  112755622  t 
gefördert,  3,95  ^till.  oder  .3.64%  mehr,  als 
im  Jahre  1903.  .Abgesetzt  wurden 
106  010 901  t,  was  gegen  das  Vorjahr  ein 
Mehr  um  3,41  Mill.  t  oder  3,32%  ergab. 
Die  gesamte  Belegschaft  tunfasste  446889 
Mann  oder  1SS07  mehr,  als  im  Vorjahr; 
die  Steigerung  entfiel  zum  grusstcn  Teil 
auf  das  westfälische  Revier,  in  dem  gegen 
das  Vitrjahr  i.t  -'"o  M.uin  mehr  beschäf- 
tigt wurden.  B  r  a  u  n  k  o  h  I  c  n  berg- 
werke waren  im  Jahre  1904  im  ganzen  354 
im  Betriebe  gegen  359  im  vorhergehenden 
Jahre.  Sie  forderten  insgesamt  41  156897 
t  Braunkohle  gegen  38  541  682  im  V'or- 
jahrc,  also  2.61  Mill.  t  oidcr  6,79%  mehr. 
Der  Absatz  betrog  31932465  Um  Vor- 
jahr 39611457)  t,  also  2.39  MilL  t  oder 


7,84%  mehr.    Die  Belegschaft&zahl  war 
mit  43243  Mann  nur  um  138  höher  im 
voraufgegangenen  Jahre. 
X  X 
tcMfMwt       EINER  rascheren  Veraor- 

gung  mit  Kohlen  wird  audl 
die  allseitige  Wiedererolf- 
nung  der  F I  u  s  s  Schiffahrt  zu  statten 
kommen.  Die  Elbe,  die  für  die  Zufuhr 
englischer  und  böhmischer  Kohlen  nach 
.Mitteldeutschland  wichtig  ist,  war  seit 
dem  Frost  Wetter,  das  Mitte  Januar  her- 
einbrach, voltständig  unzugänglich.  Am 
20.  Februar  konnten  die  Vereinigten  Elb- 
schiffahrtsgcsellschaften  (die  Deutsch- 
österreichische  Dampfschiffahrts  .-I.  G., 
die  F.lbc -  Dam l>f schiff ahrts  A.  G,  und  die 
österreichische  Nordzvest-Damftfseh  iff- 
fahrts  A.  G.  den  regelmässigen  Schitf- 
fahrtsbetrieb  wieder  aufnehmen.  Der 
Oder-Spree-Kanal  wird  am  i.  März  ge- 
öffnet Der  Berliner  Verkehr  ist  schon 
sehr  stark, 

DIE  Reeder,  die  an  der  Dampfschiffahrt 

in  der  Nord-  mid  Ostsee,  sowie  im 
Weissen  Meer,  beteiligt  sind,  traten  Mitte 
Februar  zu  einer  internationalen 
Konferenz  in  Kopenhagen  zusammen.  Die 
Beteiligung  englischer,  deutscher,  franzö- 
si-cher.  holl,m<li>clur.  belgischer,  schwe- 
discher, norwegischer,  dänischer  und  rus- 
sischer Firmen  soll  eine  sehr  befriedi- 
gende gewc-cn  sein,  t'ber  die  in  .Aus- 
sicht genommenen,  nicht  zu  unterbieten- 
den Frachtminimalsätze  wird  eine  Zu- 
sammenkunft im  Juni  endgültig  cntschet- 
dtn.  Bis  jetzt  soll  die  Teilnahme  von 
4127000  Registmons  gesichert  sein. 
DIE  neue  anierikanis(che 
S  c  h  i  f  f  SS  u  d  i  e  n  b  i  1 1 ,  die  für  die 
omerikani'-chen  Schiffe  ganz  ungtheurc 
Bevorzugungen  erstrebt,  wird  zwar  in 
den  europäischen  Interessentenkreisen  leb- 
h;»ft  besprochen.  Jedoch  scheint  man  an 
eine  rasche  und  baldige  .Annahme  nicht 
/u  glauben.  In»  allgemeinen  haben  sich 
dl  her  die  Schiffahrtsaktien  auf  einer 
günstigen  Höhe  gehalten. 
CBKRHAL'I'T  ist  man  überall  wieder 
einmal  voll  guter  Hotfnungen:  an  den 
Börsen,  in  den  Eisenindustriecn,  in 
Deutschland,  in  Amerika,  nunmehr  auch 
in  F.ngland. 

X  X 
Kiuna  Chraalk  DIE  Neuen  OberlausUagr 
Glashütten  werke  von 

Schweig  Ä:  Cjk  wurden  von 
der  AUgcmcinen  Elcktrtzxtatsgescllschaft 
aufgekauft  X  Die  Vereinigung  der  rhet> 
ntsch-westfälisehen  Baadeisenwei^Ge  cr> 
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liöhte  am  9.  Februar  den  Grundpreis  fü- 
Thomasflussb  andeisen  auf  123 
M.  X  Mitte  Februar  wurde  das  Gas 
rohrsyndikatum3  Jahre  verlängert. 
X  Der  Stahlwerksverband  be- 
achloss  Aufrcchterhaltung  der  bisherigen 
Prei<:e  für  das  IL  QuartaL     max  »ohippb. 

Politik 

BusUmd  DIE  brutalsten  Mittel  der 
Gewalt  reichen  nidit  mehr 
aus,  die  Äusserunffen  der 
revolutionären  Stimmung  in 
Sussland  zu  unterdrucken.  In  allen  Zen- 
tren der  Industrie  und  Intelligenz  hat 
das  Blutbad  des  22,  Januar  die  Bevölke- 
rung mit  einem  RacheRcfuhl  crfiillt.  da< 
tn  Streiks,  Unruhen  und  Attentaten  sich 
Luft  macht:  uberall  kxkrt  die  Flamme 
der  Empörung  auf.  und  kaum  erstickt, 
«chlag^  sie  mit  neuer  Kraft  hervor:  Gc- 
Wt^t  gegen  Gewalt!  lautet  auf  beiden 
Seiten  die  Parole.  Die  revolutionäre  Bc- 
ivegung  vermehrt  die  Zahl  der  Männer, 
die  ihr  Leben  in  die  Sclian/c  SL-hap;eii.  um 
die  Träger  des  revolutionären  Systems 
Rttsslands  für  ihr  vdlksfeindlif^es  Tun 
lussen  zu  lassen.  I^ie  Unsicherheit  am 
'  Hofe  und  unter  der  Burcaukratic  ist  so 
gross,  der  Bewachungsapparat  so  scharf 
ausgebildet,  dass  man  täglich  mit  neuen 
Schreckensnachrichten  rechnen  muss.  Den 
ersten,  weithin  wirkenden  Erfolg  können 
die  Revolutionäre  durch  das  Bomben- 
Attentat  auf  einen  der  gefährlichsten  Ver- 
fccl'.lcr  der  Reaktion,  auf  den  Gross- 
iurstcn  Sergius,  verzeichnen.  Als  dieser 
Fürst  am  17.  Fd>ruar  in  Moskau  nach 
dem  Krem!  fuhr,  wurde  eine  Bombe 
unter  den  Wagen  geschleudert,  die  den 
Grossfürsten  in  Stücke  riss.  Grossfürst 
Sergius  war  bei  seinem  weitgehenden 
Einfluss  auf  den  Zaren  die  Seele  der  Re- 
aktion. Der  Eitidriick  des  .Attentats  auf 
die  russischen  Machthaber  ist  daher  tief- 
gdiend.  Was  wird  geschehen?  Wird 
man  sich  zu  Reformen  hequcmen.  oder 
wartet  man  noch  weitere  Opfer  ab?  Es 
fehlt  nicht  an  Andeutungen,  die  auf  ein 
Entpeprcnkommen  der  russischen  Rcgie- 
riHig  hinweisen.  So  soll  das  Minister- 
komitee sich  für  die  Einberufimg  einer 
Volksvertretung  im  Prituip  entschieden 
haben.  An  Versprechungen  hat  es  indes 
schon  längst  nidit  pefelilt.  mit  ihnen  wer- 
den sich  die  Revolutionäre,  die  von  der 
Sympathie  der  BevöllKrong  getragen 
sind,  nicht  abspeisen  lasscp.  Auf  der 
anderen  Seite  freilich  hört  man,  dass  als 
<jcgenachlag  gegen  das  Attentat  neue  Re- 


prcssivmassrcgeln  gl^lant  sind :  in  Pe- 
tersburg zum  Beispiel  sollen  4500  der 
uriruhigsten  Arbeiter  sofort  nach  ihrer 
Heimat  transportiert,  alle  Studenten 
sollen  ausgewiesen  und  sätntliche  libera- 
len Bl.itter  verl>olen  werden.  Dass  der- 
artige Ma.«isrcgcln  noch  verschärfend  auf 
die  Akttonskraft  der  Terroristen  wirken 
unrdcn.  braucht  nicht  Iiervorgehoben  zu 
werden.  Schon  jetzt  steht  für  .sie  der 
Plan  fevt.  den  Zaren,  alle  Grossfürsten, 
ferner  Trepovv.  Pobjedonoszew  und  die 
meisten  Gouverneure  zu  beseitigen.  Es 
ist  auch  kein  Zweifel  darüber  möglich, 
dass  bei  der  Stinunung  der  Bevölkerung 
diese  Pläne  selbst  in  Kreisen  begünstigt 
werden,  die  in  anderen  Zeiten  Verschwö- 
rungen und  .Attentatsabsichten  aufdecken 
wfirden.  So  ist  es  recht  wohl  begreiflich, 
dass  am  Zarenhofe,  in  den  Palais  der 
Grossfursten  und  in  den  Bureaus  der 
Minister  und  höchsten  Verwaltungsbeam- 
tcn  eine  allgemeine  Panik  herrscht.  Die 
öffentliche  Meinung  Europas  steht  in  der 
Hauptsache  tnit  ihren  Sympathieen  auf 
selten  der  Revolutionäre  und  verfolgt  den 
Kampf  um  den  politisdien  Fortschritt  mit 
steigender  Spannung.  Es  fehlt  allerdings 
auch  nicht  an  Parteien  und  Organen,  die 
die  Gewalttaten  der  Revolutionäre  ebenso 
verurteilen,  wie  sie  die  der  russischen 
Machihal>er  zu  \erteidigen  suchen.  Es 
sind  aller  mti.st  solche  Organe,  die  nach 
ihrer  Stellungnahme  cur  Frage  der  An- 
wendung \  on  Gewalt  kein  Redit  tn  ihrer 
Entnistiing  haben.  Sie  verteidigen  den 
Krieg  aU  das  letzte  Mittel  zur  Selbster- 
haltung  eines  Volkes.  Um  die  Selbster- 
haltung den  eigenen  MachthaK^rn  gegen- 
über kämpft  aber  auch  das  russische  Volk 
einen  ihm  autge/wungenen  Verzweif- 
lungskampf mit  (1  e  n  brutalen  Mitteln,  die 
in  der  Kotwehr  die  einzig  möglichen  sind. 
X  X 
Zsntrum  und  IN  einem  Artikel  der  Cöl- 
PlBtIt  nisehen  Volksseitung  wer- 

dtn  luute  schon  die  Bedin- 
gungen auseinandergesetzt,  unter  denen 
das  Zentrum  die  neue  MarinevOTlage,  die 
für  den  kommenden  Herb'^t  zu  erwarten 
ist.  annehmen  will.  Dass  das  Zentrum, 
das  früher  ein  ausgesprochener  Gegner 
der  starken  und  schnellen^  Vermehnmg 
der  Kriegsflotte  war,  mit  einigem  Unbe- 
hagen den  neuen  Forderungen  entgegen- 
sieht, ist  mit  Rucksicht  auf  die  Stimmung 
eines  grossen  Teils  der  ZcntrumswählCT 
begreiflich.  Die  C<'In}srlir  J'c/J. j.-t'i/uJi.c 
rechnet  mit  einer  Neuforderung  für 
Schiffsneubauten  von  zirka  aoo  Mill.  M. 
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Dafür  sollen  die  1900  abgelehnten  sechs 
grossen  und  sieben  kleinen  Kreuzer  und 
ausserdem  sieben  Torpedol>ootsdivisionen 
beschafft  werden.  Ausserdem  rechnet 
man  aber  in  ZentlUmskreisen  noch  mit 
einer  Beschleunigung  des  Bautempos  bei 
den  bereits  bewilligten  Schiffen.  Es  sei 
nicht  :u  t;(  X  Iili  i  (  n.  dass  die  Marinever- 
waltung der  Anregung  des  Flottenvereins, 
statt  jährlieh  zwei,  in  Zukunft  drei  linien- 
scl:ifTi.-  auf  Stapel  711  leg'en.  folgen  werde. 
Gegen  (iu-  Vermehrung  der  Flotte  und 
gegen  die  Bt  schleuiugung  des  Bautempos 
macht  das  Zentrumsorgan  keine  sach- 
lichen Gründe  geltend.  Es  wart-  auch 
unangenehm  fiir  eine  Regierungspartei, 
»ich  sachlich  gegen  die  Flotteopolitik 
festlegen  zu  wollen.  Nur  eine  Bedin- 
gung stellt  das  Zentrum,  und  auf  diese 
kann  sich  die  Regierung  sehr  leicht  ein- 
lassen: ohne  Lösung  der  E>eckungsfnige 
könne  das  Zentrum  <ich  auf  die  Flotten- 
vorlage nicht  einlassen.  Mit  Berufung 
auf  eine  Äusserung  des  Reichsschatz- 
sekretärs in  der  Budgetkommission,  über 
Steuerpläne  lasse  sich  noch  gar  nichts 
sagen,  da  man  erst  die  Wirkung  der  Han- 
delsverträge abwarten  müsse,  meint  das 
Blatt,  mit  der  Lösung  der  Dvedenngsfrage 
sehe  es  noch  sehr  dunkel  aus.  Das  klingt 
fast  wie  ein  Trost,  aus  dem  zu  entnehmen 
ist:  es  hat  noch  gute  Weile  mit  der 
Flottenvorlage.  Aber  selbst  die  Cöluischc 
Volksscttung  bringt  es  nicht  über  sich, 
mit  l  inem  gar  so  billigen  Tröste  sich  ab- 
zufinden, sondern  meint  ganz  vernünftig: 
^Vielleicht  wird  der  Schat/sckrctär  noch 
anderen  Sinnes,  wenn  die  Not  ihn  drängt 
und  die  Marineverwaltung.c  Das  Zentrum 
weiss  also  schon  ziemlich  sicher,  dass 
seine  Bedingung  siolu-r  rrfüllt  werden 
wird,  und  gibt  danm  deuthch  seinen  Be- 
willigungscifer.  der  nur  ganz  wenig  nodi 
verdeckt  ist,  der  Regierung  zu  erkennen. 
Es  ist  ja  auch  gar  nicht  anders  zu  erwar- 
ten :  aber  für  viele  Zentrumswähler  mag 
die  defmitive  Abkehr  von  der  früheren 
Flottenpotitik  der  jetzigen  Regierungs- 
partei recht  verwirrend  wirken,  da  sie 
noch  lyoü  die  Flottenvorlagc  sich  förm- 
lich abrii^sen  liess,  während  sie  beute 
sdion  die  neue  Vorlage  lange  vor  ihrer 
Einbringung  regierungsfromm  apportiert. 
<  X 
Akadsniscbe  IST  es  denn  gar  so  uner- 
PraCktlt  |,g|.(  wenn  ein  Beamter  des 

prt  i:-  i -c!:i  n  Kuitusniiniste- 
riums  Studenten  gegenüber  erklärt:  den 
Begriff  akadtmkeke  Preiktit  kennen  wir 
nicht?   So  wie  sidi  die  deutschen  Uni- 


versitäten in  den  letzten  Jahrzehnten  ent* 
wickelt  haben,    kann    auch  von  akade» 

mischer  Freiheit  in  dem  Sinne,  dass  an 
den  Universitäten  den  Studenten  die  Er- 
gebnisse wiMOndnÜltdler  Forschung 
rücksichtslos  vorgetragen  werden  dürften» 
nicht  mehr  die  Rede  sein.  Die  Univer- 
sitäten sind  vielmehr  VorlKTcitung'i.'instal- 
ten  für  den  staatlichen  Dienst;  ihre 
Hauptaufgabe  ist  daher,  ein  gewisse» 
Ourintum  von  Wissen  und  zugelassenen 
( jrundsatzen  der  akademischen  Jugend  zu 
vermitteln.  Bei  den  exakten  Wissen- 
schaften existiert  die  Lehrfreiheit  schon 
nicht  mehr,  bei  den  anderen  er.st  recht 
nicht  mehr.  Die  Freiheit  der  I>o- 
sentcn  ist  längst  dahin;  sie  unterstehen 
in  einer  Weise  der  Aufneht  des  Kultus- 
ministenni;i>.  dass  die  scheinbare  Selbst- 
verwaltung der  Universitäten  so  Wsmig 
besagen  will,  wie  die  Selbstverwaltung 
der  Gemeinden.  Die  Univer>itatsprofe«!- 
soren  sind  mit  wenigen  Ausnahmen  mit 
dem  heutigen  Zustand  «ufrieden ;  sie  ha- 
llen werkrr  den  Drang,  noch  die  Lust,  et- 
was anderes  zu  sein,  als  Pädagogen  för 
den  künftigen  Sfaatsdiener.  V^on  der  Be- 
wegung zum  Schutze  der  akademische» 
Freiheit,  die  sich  in  der  deutschen  Stu- 
dentenschaft  seit  einiger  Zeit  bemerkbar 
macht,  halten  sich  auch  die  Professore» 
fast  gänzlich  fern.  Und  auch  die  Studen- 
ten >-e)b-t  fassen  den  Begriff  der  akade- 
mischcn  frcihett  so  eng  und  zum  Teil 
spiessbnrgerlich  auf,  da^s  die  ganze  Be- 
wegung im  preussischcn  Kultusministe- 
rium gewiss  keinen  grossen  Eindruck 
machen  wird.  Es  wird  alles  beim  alte» 
bleiben:  man  kennt  den  Begriff  akade- 
mische Freiheit  auf  den  deutschen  Uni- 
versitäten nicht  iTFphr.  Die  wissenschaft- 
liclK'  Forschung,  die  unerbittlicli  ihre 
Schlussfolgerungen  fomniliert,  hat  a« 
.•\nstaltcn.  die  sich  selbst  als  staatlich  an- 
sehen und  Ktricren,  keinen  Platz  mehr. 
X  X 
Kniu  Chronik  DIE  Wahlen  in  U  n  g  a  r  n. 

die  am  a6.  Januar  statt- 
fanden, brachten  eine  w 
starke  Niederlage  der  liberalen  Partei, 
dass  das  Kabinett  Tisza  zurücktrete» 
Tir.:  ste.  X  Das  neue  Ministerium  Rou- 
vier,  das  am  27.  Januar  der  franzö- 
sischen Kammer  sein  Programm  vor- 
legte, erhielt  ein  Vertrauensvotum  mit 
373  gegen  99  Stimmen.  X  Der  Reichs- 
tag begann  am  10.  Februar  die  Beratung 
der  neuen  Handelsverträge,  die 
dum  am  23.  Fdmttr  von  ihm  mit  grosser 
Majorität  angenommen  wtirden.  X  Am 
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14.  Februar  wurde  die  neue  Session  des 
englischen  Parlaments  mit  einer 
sehr  vorsichtig  gehaltenen  Thronrede  er- 
dffncc  moHASocALw» 

SoaUtZwItMtoNACH  der  cingchendcnStu- 
die  Dr.  Georg  Weills 
Die  Lage  der  KanalsehHPer 

in  EUass-Lotltrtngrn  /Stra<isl)nrg  i.  E., 
J.  Singer/  ersdieimm  die  Verhältnisse 
dieser  Kategorie  geradeso  verzweifelt 
und  hoffnungslos.  Dr.  Georg  Weill 
Stellt  das  Budget  eines  besonders  günstig 
sittiierten  selbständigen  Schiffers  auf,  der 
mit  1191  M.  seinen  ganzen  Lebenshaus- 
lialtsbedarf  decken  mnss,  ohne  aber  im 
Stande  zu  sein,  die  Amortisation  seines 
Betriebskapitals  durchführen  zu  können. 
»Im  grossen  und  ganzen  sind  die  Erwertts- 
tuid  Einkommensverhältnisse  der  Kanal- 
atfhiffcr  so  schlecht,  dass  nur  die  Ge- 
wolinheit  und  der  eigene  Reiz  ihrer  Le- 
bensweise das  Beharren  in  diesem  Ge- 
werbe erklärlich  erscheinen  lasst-n.  Frei- 
lich hat  die  Lage  der  Schiffer  auch  erst 
vor  einigen  Jahren  eine  erhebliche  Ver- 
schlechterung erfahren.  Denn  erst 
seit  1806  müssen  die  Kanalschiffer  zu 
ihren  sonstigen  Ausgaben  noch  die  hohen 
Kanalabgaben  zahlen«,  die  in  einem  von 
Dr.  Weill  penau  berechneten  Falle  nahe- 
zu 1000  M.  betragen,  also  20%  des  Brutto- 
einkommens. Die  hohen  Kanalabgaben 
halKn  die  Rentabilität  der  Betriebe  der 
Kanalschiffer  völlig  zu  nichtc  gemacht. 
.Die  Existenz  der  selbständigen  Schiffer 
ruht  auf  keiner  breiteren  materiellen  Ba- 
sis, als  die  der  unselbständigen  Schiffer, 
der  Wirkführer.  In  ganz  betrübenden 
Lcl>eni.vcrhältnissen  befinden  sich  die 
Lohnarbeiter  (charretiers),  die  mit  den 
Pferden  der  Srhiffseigentümer  die  Schiffe 
durch  die  Kijn.ile  schleppen.  Sic  erhalten 
0,80  bis  I  M.  pro  Tag,  Kost  und  eine  im 
Stallraum  gelegene  Schlafstelle.  Die  fis- 
kalische Politik  der  Regierung  ist  beson- 
ders den  Eigentümern  der  kleinen  Schiffe 
feindlich  gesinnt,  da  die  kleinen  Fahr- 
zeuge am  meisten  die  Speisung  der  Ka- 
näle verteuern.  Der  t-bergang  zum 
Grossbetrieb  in  der  Schiffahrt  ist  aus 
technisch-wirtschaftlichen  und  sozialpoli- 
tischen (Gründen  empfehlenswert.  Es 
würden  die  selbständigen  Schiffer  zu 
Lohnarbeitern  allerdings  werden,  »aber 
sie  würden  gegen  ihre  scheinbare  Selb- 
stiiidigkeit  lediglich  eine  bessere  und 
■Orgenloserc  Existenz  (  ingetauscht  haben«. 

Ea  erscheint  ferner  in  der  Zukunft  die 


Übernahme  des  Sdiiffafartsv«rfcdirs  durch 

den  Staat  geboten.  »Eine  M.issnahme, 
wie  der  Ausbau  des  elsass-lothringischen 
Kanalnetzes  darf  dank  dem  Einfluss  der 
Handels-  und  industriellen  Welt  für  eine 
nicht  allzu  ferne  Zeit  erwartet  werden. 
Die  im  allgemeinen  aber  durch  solche 
Förderung  der  Verkehrsmittel  gesteigerte 
Rentabilität  der  Verkehrsgewetbe  und 
deren  erhöhte  Bedeutung  für  das  gesamte 
Volksleben  werden  wohl  über  den  Weg 
des  Grossbetriebes  kurz  über  lang  dahin 
führen,  dass  der  Staat  die  Leitung  des 
Verkehrs  und  der  Verkehrsmittel  uber- 
nimmt.« Die  treffliche  Stodie  Weills 
lockt  den  Kanalschiffer  in  seiner  ganzen 
Wirklichkeit,  sie  sucht  ihn  in  seiner 
dumpfen,  lebensgefährlich  engen  Kajüte 
auf,  schildert  sein  nomadenhaftes  wirt- 
schaftliches Dasem  und  bdeuditet  sein 
Seelenleben. 

X  X 
UnehelMuKto-  ALLJÄHRUCH  werden 
zirka  180000  uneheliche 
Kinder  in  Deutschland  ge- 
boren. Nur  bei  einer  kleinen  Gruppe 
dieser  unebdichen  Kinder  wird  die 
Vaterschaft  anerkannt.  Herr  Dr.  Otto- 
mar Spann,  dessen  treffliche  .Arbeit  Die 
Stiefvaterfamilic  unchelichcH  Ursprungs 
wir  in  dieser  Rundschau  schon  besprachen 
fvergl.  pag.  79),  hat  in  der  Zeitschrift 
für  üosialwisscnschaft  die  unehelichen 
Geburten  in  Frankfurt  a.  M.  an  der  Hand 
des  statistischen  Materials,  das  er  aus 
den  Geburtskarten  über  die  Unehelichen 
dieser  Stadt  schöpfte,  beleuchtet.  Die 
Vaterschaftsanerkennung  erfolgte  ztmi 
Beispiel  bei  den  mieheliclien  Kindern, 
deren  Mütter  in  freien  Berufen  tätig 
waren,  in  7,82%  der  Fälle,  dagegen  bei 
den  Kindern,  deren  Mütter  im  Rcmi- 
giingsgcwerbe  beschäftigt  waren,  in 
15.22%  der  Fälle.  Aus  den  Tatsachen  der 
Statistik  der  Vaterschaftsanerkennung  er- 
gibt sich  folgendes  sozialpolitisch  wert- 
volles Resultat.  Je  höher  die  soziale 
Schicht  der  unehelichen  Mütter  ist,  um 
so  geringer  ist  der  Prozentsatz  der  un- 
ehelichen Gebarten,  bei  welcher  dieVater- 
schaft  anerkannt  wird.  Der  ausscrehe- 
liche  Umgang  ist  in  den  höheren  sozialen 
Schichten  ein  leichtfertigerer,  als  in  den 
imteren,  weil  er  einen  grösseren  Verstoss 
gegen  Sitte  und  Herkommen  bedeutet, 
und  er  führt  relativ  weniger  Anerken- 
nungen der  Vaterschaft  herbei.  Die  pri- 
vate Wohnung  gilt  als  der  günstigste 
Niederkunftsort  für  die  unehelich  Ge- 
bärende, dann  folgt  die  private  Anstalt 
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und  /ulctzi  die  öffcntlidic  Anstalt  Der 
Nicdcrkunftsort  der  unehelich  Gebären- 
den, deren  Kinder  von  den  Vätern  aner- 
kannt werden,  ist  im  allgemeinen  günsti« 
ger,  als  der  Niederkunftsort  <kr  Gebären- 
den, deren  Kinder  von  den  Vätern  nicht 
anerkannt  wurde.  Der  Niederkunftsort 
der  Gebärenden  hängt  wesentlich  mit  der 
finanziellen  t>eruflichcn  Leistungsfähig- 
keit und  dem  Familienanschluss  derselben 
zusammen.  Die  in  öffentlidien  Anstalten 
geborenen  Unehelidien  weisen  weniger 
Vaterschaftsanerkennungen  auf.  als  die 
in  privaten  Anstalten  Gel»orenen,  und 
diese  wieder  weniger,  als  die  in  privaten 
Wohnungen  Geborenen.  Die  Geburten, 
bei  denen  die  Vaterschaft  anerkannt 
wurde,  verteilten  sich  nach  dem  Nieder- 
kunftsort der  Mutter  f olgendermassen : 
in  öffentlichen  Anstalten  kamen  tur  Welt 
lyJäSfo.  in  privaten  Anstalten  ia»SI  %,  M» 
Privatwohnungen  69^1  %, 

X  ^ 
UnfaRveraMic-  NACH    den  Rechnungser- 

nmfl  gebnissen  der  Berufsgenos- 

senschaften im  Deutschen 
Reich  im  Jahre  tqoj  waren  in  diesem 
Jahre  ig  465  422  Personen  gegen  19  082  758 
im  Vorjahre  gegen  Unfall  versichert,  und 
«war  in  den  gewerblichen  Berufsgenos- 
senschaften 7  4«)  484  Personen,  bei  den 
la:.<Kv;risLluiftlichen  II  189071.  bei  den 
staatlidien  Ausfuhrungsbehörden  732963, 
bei  den  Provinxial-  und  Kommunalaus- 
ftthrungsbch;)rdcn  76904  Personen.  Eine 
grosse  Gruppe  von  Arbeitern  war  doppelt 
versichert,  sowohl  bei  gewerblichen,  wie 
bei  landwirtschaftlichen  Berufsgenossen- 
schaften. Von  den  Berufsgenossenschaf* 
ti.li.  den  Ausfühningsbchörden  etc.  wur- 
den 1903  an  Enischädigtmgsbcträgen 
117246500,04  M.  gezahlt  Es  wurden 
1003  y.uT  Anmeldung  530507  Unfälle  (im 
Vorjahr  488707)  gebracht.  Die  Gesamt- 
zahlen der  gemeldeten  Unfälle  bleiben  je- 
doch noch  hinter  der  WirkUchkeit  zurück. 
Die  entschädigten  Unfälle  allein  beliefen 
sich  auf  129375.  Töllich  war  der  Ver- 
lauf von  8300  Unfällen,  1538  hatten  eine 
dauernde  völlige  Erwerbsunfähigkeit  zur 
Folge.  Die  Getöteten  hinttTlie>scn  6077 
eiitschädigungsberechtigte  Witwen  und 
Witwer  und  12  152  entschädigungsberech- 
tig^e  Kinder  und  F.rikcl.  sowie  3S8  Ver- 
wandte aufblciKcnder  Linie. 

X  X 

iBvalldaavr-  AUS  den  Geschäfts-  und 
9M»nn9         Rechnungsergebnissen  der 

Invalidetm-rsicherungsan- 
staltcn  für  1903  heben  wir  zunächst  die 


im  Jahre  1903  in  Zugang  gdcommenen 

17t  560  Renten,  darunter  150209  Inva- 
lidenrenten, 12374  Altersrenten  und  89^ 
Kranken renten,  hervor.  In  134349  Hei- 
ratsfällen, in  32577  Todesfällen,  in  776 
Unfällen  erfolgte  eine  Erstattimg  der 
Beiträge.  Für  das  Heilverfahren  veraus- 
gabten die  Anstalten  9  903  427J4  An 
Zuschüssen  zum  Heilverfahren  gingen 
dtn  Anstalten  uii'er  anderm  von  den 
Krankenkassen  und  Derufsgcnosscnschaf- 
ten  etc.  1^7  Mtll.  M.  zu.  Die  Angehörigen 
der  Heilbchandelten  erhielten  an  Unter- 
stützungen 797  359.68  M..  und  an  Extra- 
leistungcn  gemäss  §  45  des  Invalidenver^ 
Sicherungsgesetzes  flössen  den  Versicher- 
ten, sowie  deren  Angehörigen  399  732.70 
M.  zu.  Sehr  knapp  bemessen  sind  immer 
noch  die  Aufwendungen  der  Anstalten 
für  Invalidenhauspflege.  Diesen  erwuchs 
für  diesen  Zweck  eine  Reinau>ip;abc  von 
146998,16  M.  Durch  die  gewährten  Ent- 
schädigungen wurden  die  Landesversiche- 
runp-vin^talten  und  die  anil<ren  Versiche- 
rungsträger nnl  82,84  Mill.  M.  belastet, 
das  Reich  mit  41.85  Mill.  M.  Das  Ver- 
mögen der  Anstalten  lieläuft  sich  1903  auf 
1084,3  Mill.  M.  und  das  Inventar  auf 
3^  MUl.  M. 

X  X 
Hyilm  IM  Arekw  für  sosial«  Me- 
dizin und  Hygiene  gibt  das 
2.  Heft  des  I.  Bandes  einen 
trefflichen  Überblick  über  die  Gesamt- 
nias'srecreln  zur  Tuljerkulosebekämpfung 
in  Deutschland  aus  der  Feder  Dr.  Niet- 
ners, des  Generalsekretärs  des  Zentral- 
komitees zur  Errichtm^g  von  Heilstätten. 
Die  Mitgliederzahl  dieses  Komitees  stieg 
von  1102  auf  1412.  Unter  den  Mitgliedern 
befinden  sich  7  Ministehen,  284  Gemein- 
den, 63  Gemeindeverbinde,  a6  Landesver- 
sichernniisaiistalfcn  etc.  Der  gesundhcits- 
Refäliriichen  Heimarbeit  widmet  Dr. 
Elster  vom  Stan<i^Unkt  de->  Wolumngs- 
hygicnikers  aus  eine  eingehende  Studie. 
Dr.  VValdschmidt-Charlottenburg  schlägt 
nach  einer  kritischen  Würdigniig  des 
Antrags  Dotiglas,  der  eine  allgemeine 
Landedcommission  für  Volkswohtfahrt  zu 
schaffen  beabsichtigte,  die  Begfründung 
einer  besonderen  Abteilung  im  Kultus- 
ministerium vor,  welche  lediglich  die 
Wohlfahrtspflege  bearbeitet. 
X  X 
KwiaChroaii  AM  20.  Januar  I>egründctc 
Hue  im  Reichstag  die  so- 
zialdemokratische Interpel- 
lation über  den  B  e  r  p  .1  i  b  e  i  t  e  r  - 
streik.  X  Am  3.  Februar  standen  auf 
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der  Tagesordoung  des  Reichstags  die 
Anträge  Aoer  und  Gothein  auf  Abände- 
rung d!er  Gewerbeordnung  zum 

Zweck  der  Erweiterung  des  Bergarbeiter- 
schutzes. X  Am  7.  Februar  diskutierte 
der  Reichstag  die  Interpeltation  des  Zen- 

trums  über  die  Einführung  des  Z  e  h  n  - 
Stundentags  für  Fabrikarbeiter. 
X  X 
UtMatnr  IN  einem  Wcrkchcn  Das 

Arbeitsverltültnis  nach  ös- 
tcrreichisehemR*cht/V^\m . 
Brand/  hat  Dr.  J.  Ingwer  ein  schar f- 
ttimiges  juristisdies  und  dabei  populärem 
Handbuch  für  Arbeiter  geschaffen,  ein 
Stfick  Arbeiterrecht  im  Sinne  des  bekann- 
ten Staddiagenscfaen  Werkes.  Der  Lohn> 
ertrag  wird  heute  nach  Dr.  Ingwer  nicht 
vereinbart,  sondern  diktiert.  Erst  die 
Zttkunft  wird  den  freien  Arbeitsvertrag 
«uf  Grund  der  Verschichimp  der  Macht- 
verhältnisse der  Arbeiter  begründen.  X 
Die  Entzvickclung  der  Volkswirtschaft 
{Arbeiterbibliothek.  8.  Heft)  /M.-GIad- 
bach,  Verlag  der  Westdeutschen  Arbeiter- 
seitungl  nennt  sich  eine  gewandt  geschrie- 
bene Einleitung  in  die  Volkswirtsdialt 
Der  belesene  Verfiasser  lehnt  sich  in 
semer  Darstellung  an  so  sozialfortschritt- 
liche Autoren,  wie  W.  Sombart,  C. 
Bücher,  Herkner,  an.  Die  christlich- 
soziale  Tendenz  des  Wcrkchcns  tritt  sehr 
in  den  Hintergrund.  Wann  erscheint  ein 
derartiges  sozialdemokratisches  Schrift- 
chen? X  R^erungsrat  Kurt  von 
Rohrscheidt  bringt  in  seinem  Nach- 
trag zum  Kommentar  der  Kvichsgcwcrbe- 
ordnung  /Leipzig,  Hirschield/  die  seit 
dem  Juli  igoi  ergangenen  Gesetze,  Aus* 
fühnmgvhestimmungen.  Erlasse  und  Ent- 
scheidungen zur  Gewerbeordnung,  X 
Die  Schrift  Menschenreform  und  Boden" 
reform  von  Heinrich  Driesmans 
/Leipzig,  Dietrich/  macht  aus  dem  harm- 
losen Konsumverein  ein  rassevercdelndes 
Züchtungsinstitut  Der  Konsumverein 
von  Leuten,  die  sich  als  Besondere  fohlen 
gelernt  haben,  w.Hchst  sich  zu  einem  orts- 
genossenschaftlichen Gemeinwesen  aus, 
und  dieses  Gemeinwesen  »konnte  die 
Grundlage  werden  zum  .A.ufbau  eines  neu- 
en Menschentums,  zu  einer  rassevcrcdeln- 
den  Menschenandese«.     mul  Kmmwnm 

Soziale  Kommunalpolitik 
Wartniwachs-    WIK  können   dieses  Mal 
■teuer  über  zwei  gesetzgeberische 

Versndie,    eine  Wertzn- 

wachssteuer  einzuführen,  berichten,  von 
denen  der  eine  von  der  Stadt  Cöln,  der 


andere  von  der  hessischen  Regierung  ge- 
macht worden  ist  Die  letztere  hat  dem 
I^ndtage  eine  Vorlage  unterbreitet,  (tte 
den  hessischen  Gemeinden  das  Recht  ge- 
ben will,  den  Wertzuwachs  bis  zomBe- 
trage  von  30%  für  die  Gemeinddeasse  ab- 
zti fangen.  Die  liisher  bestehende  staatliche 
Besitzwechselabgabc,     die  in  progressiv 
abgestuften  Sätzen  20  Pf.  bis  i  M.  für  je 
100  M.  veräusserten  Wertes  beträgt,  soll 
IksicIuii    bleiben.    Für    die  städtische 
Wertzuwachsstcuer  bleibt  also  ein  gans 
beträchtlicher  Spidratmt  Die  Abstuftmg 
der  Steuer  kann  nach  dem  Entwürfe 
progressiv  gestaltet  werden.    Die  Steuer 
darf  in  allen  Fällen  des  Besitzwecbsels, 
Erbgang  ansgenommen,  erhoben  werden. 
Als  der   ursprüngliche   Wort     gilt  der 
Preis,  zu  dem  der  Veräusserer  oder  sein 
Erblasser     das     Grundstück  erworben 
hatte.     L'm   dcn>elt)en   festzulegen,  wird 
Itcini  Inkratttreten  der  Steuer  lU-r  Kauf- 
wtrt  des  GrundstÜdceS  durch  die  \'eran- 
lagungskommission  zur  Grundsteuer  fest- 
gestellt Es  wird  also  nur  der  zukünftig, 
nach     Erlass    des  Gesetzes  eintretende 
Wertzuwachs  der  Besteuerung  unterwor- 
fen, wahrend  alle  Wertstdgenmgen,  die 
vor   diesem   Termin     liegen,  steuerfrei 
bleiben.    Das  ist  cuie  sehr  weitgehende 
Beschränkung     der    Wirksamkeit  der 
Steuer,  die  sich  in  keiner  W'cise  recht- 
fertigen lässt.     Die  Schwierigkeiten,  den 
ursprünglichen  \'erkaufswert  eines  Grund- 
stückes zu  berechnen,  gegen  den  dieWert- 
Steigerung  festgestellt  wird,  mögen  ins- 
besondere in  solchen  Fällen  gross  sein, 
in  denen  der  letzte  Besitzwechsel  mehrere 
Jahrzehnte  surflckliegt    Sie  lassen  sidi 
aber  sogar  in  diesen  Fällen  überwinden. 
Ausserdem  war  es  möglich,  den  dem  Ge- 
setz zu  unterwerfenden  Zeitraum  auf  dne 
Iwstimmte  Anzahl  von  Jahren    zu  be- 
schränken, in  die  man  aber  die  Jahre  der 
letzten  Hausseperiodc  mit  ihren  gewal- 
tigen Wertsteigerungen  des  Grund  und 
Bodens  hatte  einbegrdfen  müssen.  Durch 
den  vom   Cicsetzentwurf  beliebten  .Aus- 
schluss der  Rückwirkung    werden  den 
Gemdnden  sehr  grosse  Summen  ent- 
zogcn.    Bei  der  Feststellung  des  m  ver- 
steuernden Wertzuwachses  können  auf 
Antrag  des  Steuerpflichtigen  die  folgen- 
den Abzüge  gemacht   werden:   i.  in- 
zwischen gemachte  Aufwendungen  für  die 
Behauung  des  GrunclsUickes,  Umhauten, 
Herstellung  und  Erhaltung,  2.  geleistete  . 
Betträge  zum  Strassen-   und  Kattalban, 
3.  bei  unbebauten  Grundstücken  pro  Jahr 
4%  Zinsen   des  Ausgangs  wertes,  wobei 

18» 
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jedoch  etwaige  Einnahmen  aus  dem 
Grundstück  abcttiidien  sind,  4.  Wertzu- 
wachs, der  aus  etwa  entdeckten  Boden- 
schätzen, Erzen.  Kohlen,  Quellen  stammt. 
5.  bei  Gnmdstücken,  die  seinerzeit  in  der 
Zwangsversteigerung  erworben  wurden, 
der  nachweisliche  Betrag  einer  ausgefal- 
liiun  l\trdtrung.  Ein  Wertzuwachs  von 
weniger  als  10^  des  früheren  Wertes  soll 
steuerfrei  bleiben.  Die  Wertmwachs- 
stcurr  ist  nach  dem  Entwurf  keine  obli- 
gatorische Steuer  der  Ucnicindcn.  Es  be- 
darf ZU  Ihrer  Einführung  eines  beson- 
deren Antrages  der  Gemeinde  bei  der  Re- 
gierung. Sie  ist  ferner  nicht  als  eine 
wobntingspolitische  Massregel,  sondern 
als  rein  fiskalischer  Ersatz  für  die  durch 
das  Zolltarifgesetz  attfgdiobenen  städti- 
schen Verbrauchssteuern  gedacht,  die  von 
den  grosseren  hessischen  Städten  in 
grossem  Umfuige  benutzt  worden  sind. 
An  diesem  ihrem  Wesen  wird  auch  durch 
die  bodenreformerische  Begründung 
nichts  geändert,  die  die  Regierung  fhrem 
Entwurf  auf  den  Weg  mitgibt. 
DER  zweite  Versuch  geht  von  der  Stadt- 
verwaltung Cöln  aus.  Dieselbe  hat  der 
Stadtverordnetenversanunlung  einen  Ent- 
warf unterbreitet»  über  den  wir  die  fol- 
^reniUn  Ang;d)cn  machen.  Als  Wert- 
steigerung gilt  die  Differenz  zwischen  dem 
letzten  Erwerbspreis  und  dem  jetzigen 
Vcrkruifspreis.  l-~s  sind  die  folgenden 
Abzüge  gestattet:  i.  bei  den  unbebauten 
Grundstücken  eine  2i)rozentige  Veraiii- 
sung  von  dem  letzten  Erwerbe  an  bis  «tun 
gegenwärtigen  Verkauf,  2.  alle  Austagen 
für  Verbesserungen  des  Grundstücks  ein- 
schliesslich Strassenbau-  und  Erwerbs- 
kosten, Stempel,  Umsatzsteuer,  Vermitte- 
lunpsgebiihr,  Koston  für  Neu-  und  Um- 
bauten etc.  Die  Zuwachssteuer  ist  eine 
progn^iw,  Sie  steigt  von  15%  bei  einer 
Wert  Steigerung  bis  zu  .30%  um  je  1%  für 
je  weitere  s%  Wertsteigerung,  bis  zu 
einem  Höchstbetrage  von  35  9^>  Diese 
Sätze  sollen  jedoch  nur  dann  zur  Er- 
hebung kommen,  wenn  seit  dem  letzten 
Bcsitzwechscl  weniger  als  5  Jahre  ver- 
flossen sind.  Beträgt  der  Zeitratun  mehr 
als  5,  dagegen  weniger  als  10  Jahre,  so 
werden  -/„  beträgt  er  mehr  als  10  Jahre, 
so  wird  nur  Vi  der  oben  angeführten 
Sätze  erhoben.  Die  Höhe  der  Wert- 
ziiwachssieiur  richtet  sich  also  einmal 
nach  der  Hohe  des  Gewinnes.  Je  höher 
der  Gewinn,  desto  höher  der  Prozentsatz 
der  Steuer.  Sie  richtet  sich  aber  auch 
nach  der  Lange  der  Zeit,  die  zwischen 
zwei  Besitswediseln  abgelaufen  ist  Mit 


der  zunehmenden  Länge  dieser  Frist  tritt 
eine  Depression  der  Stetienitze  du.  Die 
in  der  Begründung  hervorgehobene  Ab- 
sicht dabei  ist  die  Bekämpfung  der 
Grundstücksspekulation,  die  angeblich 
für  die  Gesamtheit  von  so  schädigender 
Wirkung  sein  soll.  Man  sucht  den  Han- 
del mit  Grundstücken  dadurch  eiazu- 
schränken,  weil  man  eine  Verteuerung  der 
Grundstficke  und  infolgedessen  eine  Er- 
höhung der  Mieten  vcni  ihm  annimmt. 
Wir  haben  an  anderer  Stelle  auseinander- 
gesetzt, dass  wir  diese  Ansicht  nicht  tei- 
len können,  vielmehr  davon  überzeugt 
sind,  dass  gerade  die  Immobilisierung  des 
Bodens,  wie  sie  von  vielen  Bodenrefor- 
men! angestrebt  wird,  eine  Verteuemng 
desselben  bewirken  muss.  Die  in  dem 
Entwurf  vorgesehene  Degression  Jer 
Steuersätze  ist  also  auf  falschen  Voraus- 
setzungen begrfindeL  Sie  würde  in  der 
Praxis  auf  eine  geradezu  ungeheuerliche 
Bevorzugung  der  starken  Hand  hinaus- 
laufen, die  den  gesteigerten  Wertzuwachs 
jahrzehntelang  in  Gestalt  höherer  Mie- 
ten bezogen  hat  und  für  ihre  Kapital- 
kraft noch  durch  die  Anselzung  niedri- 

ferer  Steuersätze  belohnt  wird.  In  diesem 
'unkte,  der  von  grundlegender  Bedeu- 
tung ist,  bedarf  also  der  Cölner  Entwurf 
ebenso  der  Verbesserung,  wie  in  anderen 
Einzelheiten,  auf  die  wir  hier  nidit  näher 
eingehen  können. 

X  X 
Arbelttloslokelt  IN  München  herrscht  grosse 
In  MQnohtn  Arbeitslosigkeit.  Nach  neu- 
eren Erhebungen  der  Ge- 
werkschaften werden  von  der.-t  Iln  ii  /nrka 
12  000  Arbeiter,  und  ,  zwar  ein  grosser 
Teil  davon  schon  seit  6  und  8  Wochen, 
betroffen.  Ks  ist  infolgedessen  zu 
Strassen demonstrationen  gekommen,  ge- 
gen die  der  christliche  bayerische  Staat 
zun.Hchst  wieder  einmal  nichts  anderes 
hatte,  als  die  Brutalitäten  seiner  Polizei. 
Ebenso  wenig  war  von  einem  Eingreifen 
der  Stadtverwaltung  zu  merken,  bis  sich 
schliesslich  die  SociaUemokratie  der 
Arbeitslosen  annahm  und  das  Gcwerk- 
scliafiskartell  eine  grosse,  von  mehr  als 
4000  Personen  besuchte  Versammlong 
veranstaltete.  Eine  von  dieser  angenom- 
menen Resolution  forderte  die  Behörden 
auf,  für  Arbeitsgdegenheit  zu  sorgen 
und  die  kommunale  Arbeitslosenver- 
sicherung baldigst  einzurichten.  Infolge- 
dessen brachte  ein  sozialdemokratischer 
Vertreter  im  Magistrat  einen  Dringlich- 
keitsaotrag  dn,  worin  er  sich  die  bddea 
Forderungeo  der  Arbdtslosenvenanmir 
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limg  zu  eigen  machte.  Der  Antrag  wurde 
sofort  m  geheimer  Sitztn^  verhandelt, 

mit  tkrn  Ergebnis,  dass  d?c  einzelnen 
Gemeindeämter  angewiesen  wurden,  so- 
viel als  möglich  kommuttale  Arbeiten  in 
Angriff  zu  nehmen.  Ausserdem  wurde 
eine  Kommission  gebildet,  die  unter  Zu- 
ziehung von  Vertretern  der  Gewerk- 
schaften eine  öffentliche  Sammlniig  für 
die  Arbeitslosen  veranstalten  soll.  Aus 
(k'mcindcmittein  wurde  dazu  dvr  Bctrap 
von  20  000  M.  bewilligt,  und  die  gleiche 
Summe  von  dem  Mfindbener  Hilfsfonds 
zugeschossen.  Die  öffentliche  Sammlung 
ergab  zirka  42000  M.  Da  man  nicht 
wusste.  auf  weldie  Welse  die  Verteilimg 
der  Gelder  vorzunehmen  sri.  gab  der  Mi- 
nister des  Innern  dem  Ersten  Bürger- 
meister den  vernünftigen  Rat,  die 
Arbeiterorganisationen  heranzuzidun. 
Nur  ein  Demokrat.  Herr  Dr.  Qutdde, 
erhob  dagegen  seine  Siinimc  Bei  den 
nicht  gewerblichen  Arbeitslosen  solle  die 
Verteilung  nicht  den  Gewerfcschaften, 
sondern  den  Distriktsvorstehem  zustehen. 
Man  kehrte  sich  aber  an  diese  demokra-, 
ttsdie  Fordenuig  nicht.  Die  Unterstüt- 
zungen erfolgen  durch  das  städtische 
Arbeitsamt  und  durch  Gewerkschaftsde- 
1( gierte.  Die  letztere  Einrichtung  hat  sich 
vorzügUch  bewährt,  dagegen  zeigte  sich 
die  Hauptstelle  des  Arbeitsamtes  ziem- 
lich liililo-,  und  hätte»  dort  die  Gcwerk- 
scliaftsbcamten  nicht  eingegriffen,  so 
wäre 'es  zu  einem  vollständigen  Fiasko 
Rtkdmmcii.  Die  Höhe  der  Unterstützung 
betragt  für  Ehepaare  je  60  Pf.  täglich,  für 
jedes  Kind  unter  14  Jahren  20  Pf.  Le- 
dige Arbeitslose  erhalten  täglich  eine  An- 
weisung auf  ein  warmes  Mittagessen  für 
JO  Pf.  Eigentümlich  ist  da-^  Virh:iUen 
des  Ministers  des  Innern.  Er  weigerte 
sich  entschieden,  Barmittel  zur  Untere 
Stützung  der  Arbeitslosen  zu  beijirilligen, 
angeblich  aus  Furcht  vor  den  ^nee- 
quenzen.  Die  Regierung  befürchtet,  aucli 
von  anderen  Städten  in  .Anspruch  ge- 
nommen zu  werden,  wenn  sie  München 
mit  Geldbeiträgen  unterstützt.  Sie  hat 
sich  infolgedessen  darauf  beschränkt,  an 
ihre  untergeordneten  Behörden  die  Wei- 
srng  ergehen  zu  lassen,  alle  ni(tpliclicn 
Arbeiten  sofort  in  Angriff  zu  nehmen. 
Da  aber  diese  Arbeiten  natürlich  nicht 
vorbereitet  sind,  so  werden  Wochen  «Ln- 
rüber  hingehen,  bis  die  Vorbereitungen 
getroffen  sind. 

ZWEIERLEI  haben  die  skandalösen 
Vorgänge  itt  München  wieder  einmal 
recht  deutlich  bewiesen.  Einmal  die  abso» 


lute  Gleichgültigkeit,  mit  der  staatliche 
und  kotnmtmale  Behörden  der  Arbeits- 

Icsigkeit  gegenüberstehen.  Wie  wäre  es 
sonst  möglich  gewesen,  dass  sie  in  dieser 
Art  von  den  Ereignissen  überrascht  wor- 
den wären?  Wie  in  München,  so  fehlt  es 
in  den  meisten  deutschen  Städten  an 
planmässiger  Vorbereitung  der  Not- 
standsarbdten.  Infolgedessen  wird  man 
stets  von  den  Ereignissen  der  Arbeits- 
losigkeit iiberrn^cht.  Zweitens  zeigt  uns 
aber  die  Münchener  Affäre,  wie  notwen- 
dig die  Mitwirkung  der  Gewcrksdiaften 
bei  der  Bekämpfung  der  Arbeitslosigkeit 
ist.  Die  Münchener  Stadtväter  hätten 
nicht  erst  des  ministeriellen  Hinweises 
auf  die  Gewerkschaften  bedürfen  sollen. 
Hatte  doch  sciion  Anfang  des  Jahres  1903 
der  Statistiker  Dr.  Singer  in  einem 
ausführlichen  Gutachten  den  Plan  einer 
Arbeitdosenverstclienmg  mit  Hilfe  der 
Gewerkschaften  nach  Genter  Sy.<ttm  aus- 
gearbeitet uixl  drillend  zur  Annahme 
empfohlen!  Man  hatte  aber  die  Sache 
verbummelt.  und  die  Ar1>citslosdn 
.Arbeitslose  *cin  lassen.  Hoffentlich  wird 
der  grosse  Xntsiand  dieses  Jahres  die 
Annahme  der  Singerschen  Vorschläge 
beschleunigen. 

X 

Kurze  Chronik  DER  Frankfurter 
Magistrat  berechnete  die 

Kosten  einer  einmaligen 
Beschaffung  der  Lehrmittel  an  den 
Volksschulen  auf  182  969.93  M.,  das  hdsst 
zirka  7  M.  pro  Kopf  des  Schülers.  X  Der 
Berliner  Magistrat  hat  cjem  Orts- 
statut über  die  Regelung  der  Sonntags* 
ruhe  im  Handelsgewerbe  in  der  Fasstmg 
der  Stadtverordnetenversammlung  zuge- 
stimmt. X  Der  Magistrat  W  ü  r  z  b  u  r  g  s 
hat  die  Errichtung  einer  Versorgungs- 
kasse föl-  städtische  Arbeiter  beschtossen. 
X  Das  Berliner  Knmmcrgericht  hat  die 
Klage  der  Grossen  Berliner  Strassenbahn 
gegen  die  Stadt  Berlin  wegen  Fort- 
führung der  Hochbahn  abgewiesen.  Die 
Bcrlinor  Stadt  verordfietenversammlung 
hat  den  Bau  von  fünf  städtischen 
Strassenbahnlinien  beschlossen.  X  In 
Charlottenburg  ist  es  zu  einem 
Schulkoiiflikt  gekommen,  über  den  noch 
berichtet  werden  wird.       huqo  unoemann 

Sozialistisch«  Bewegung 
Gemelndewali-  DIE  Gcnuundtraiswahlen 
^  Sachsen     haben,  wie 

sidi  jetzt  feststellen  lässt, 
rin  befriedigendes  Ergebnis  gehabt  In 
dem  weitaus  grossten  Teile  der  Gemein- 
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den  haben  in  den  letzten  Monaten  der 
Jahre  mit  geraden  Endziflfem  die  Ersatz- 
wahlen stattzufinden.  Gegenwärtig  ist 
gerade  eine  solche  Wahlperiode  abge- 
schlo'.sfn.  Nach  den  in  den  Zeitungen 
V  veröffentlichten  Berichten  haben  unsere 
sächstflchcn  Genossen  in  207  Orten  Er- 
folge  zu  verzeichnen»;  es  wurden  364  Ver- 
treter gewählt,  wovon  91  der  ansässigen 
und  273  der  unansässigen  Klasse  ange- 
hören. Im  Jahre  1898  hatten  die  sächsi- 
schen Genossen  nur  in  83  Orten  Er- 
folge; gewählt  wurden  in  diesem  Jahre 
ijo  Vertreter,  darunter  18  Ansässige. 
Ebenso  erfreulich  sind  die  Erfolge  der 
Sofcialdfmi  >kra;ii-  Ini  dtn  Iiiirgcraus- 
sdiusswahlai  in  Württemberg.  Bei 
den  letzten  Wahlen  wurden  74  sozial- 
demokratische Bürgcrausschussniitglieder 
gewählt.  Die  b  a  d  i  s  c  h  e  n  Gcnicindc- 
wahlen  des  Jahres  1904  haU-n  die  Zahl 
ttnserer  Vertreter  auf  den  Rathäusern  in 
Baden  ;tuf  iibtr  looo  gebracht. 
X  X 
Eagland  IN  der  letzten  Woche  des 
Januar  hielt  in  Liverpool 
das  L.  R.  C.  seine  Jahres- 
versammlung ab.  Dieser  Vereinigung 
gehören  gegenwärtig  157  Gewerfcsdiaften, 
73  Tradcs  Councils,  die  /.  L.  P.  und  die 
F.  S.  (Fabian  Sociirty)  mit  zusammen 
900000  organisierten  Arbeitern  an.  Die 
5".  D.  F.  gehört  bekanntlich  dem  L.  R.  C. 
nicht  an ;  sie  vertritt  die  Anschauung, 
die  Trades  Unions  müssten  von  innen 
heratts  sozialistisch  werden  und  nicht  von 
aussen  durch  das  Bfindnts  mit  Sozial- 
demokraten. .Mlc  Versuche,  das  Komitee 
von  seiner  selbständigen  Arbeiterpolitik 
abzudrängen  und  es  zu  einem  Werkzeug 
der  bürgerlichen  Partei  zu  madien, 
schlugen  auch  auf  dieser  Jahresversamm- 
lung fehl.  Die  Anhänger  der  liberalen 
Partei  stellten  den  Antrag,  die  Statuten 
dahin  zu  ändern :  »Das  L.  R.  C.  ist  eine 
Vereinigung  von  Tradcs  Unions.«  Nach 
dieser  Änderung  wären  also  die  den  Li- 
beralen unbequeme  sozialdemokratisdie 
/.  F.  P.  und  die  .S".  aus  dem  Bande, 
ausgcsdilossen  gewesen.  Der  Antrag 
wurde  abgeldtnt.  Mit  742000  gegen 
140000  Stimmen  entschied  sich  <Kt  Kon- 
gress  für  die  .sozialistischen  Vereinigun- 
gi-n  (du-  /.  und  die  /•".  6".).  Auch 

folgende  sozialdemokratische  Resolution 
wurde  mit  erdrückender  Majorität  be- 
schlossen:  »Uic  Jahresversammlung  des 
L,  R.  C,  erklärt  als  letztes  Ziel,  den  Ar- 
beitern den  vollen  Ertrag  ihrer  Arbeit  zu 
sichern,  durdi  die  Beseitigung  des  g^tn- 


wärtigcn  kapitalistischen  Wirtschafts- 
systems und  die  Überführung  aOer  Mittd 
der  Produktion,  der  Verteilung  und  des 
Austausches  in  gesellschaftliches  Eigen- 
tum.« In  den  Vorstand  wurden  neben  9 
Vertretern  von  Trades  Unions  auch  3 
Vertreter  der  sozialistischen  Ver- 
einigungen, darunter  Keir  Ilardic,  ge» 
wählt.  Den  russischen  Revolutionären 
sprach  der  Kongress  seine  Sympathieen 
aus,  er  verurteilte  die  barbarischen  Me- 
thoden der  russischen  Regierung  und  for- 
derte in  einem  Aufruf  die  Gewerkschaften 
und  die  ganze  Öffentlichkeit  Grossbritan- 
niens auf,  Fonds  zu  sammeln,  mit  denen 
nicht  nur  die  Witwen  und  Wai~.'  ii  (kr 
gefallenen  Opfer  unterstützt,  sondern 
auch  dem  russischen  Volke  die  Mittel  be- 
schafft  werden,  sich  die  Freiheit  zu  er- 
kämpfen. Im  ganzen  zeigen  die  Ver- 
handlungen und  die  gefassten  Beschlüsse, 
dass  unter  den  englischen  Arbeitern  die 
Überzeugung  von  der  Notwendigkeit 
einer  selbständigen  unabhängigen  Aibd- 
terpolitik  stark  gefestigt  ist. 
X  X 
nmilnA  DIF  ^f!!7cleien  in  Peters- 
burg haben  in  der  ganzen 
Welt,  vor  allem  aber  in  den 
Reihen  des  sozialistischen  Proletariats 
aller  Länder  flammenden  Protest  und  zu- 
gleich Sympathiekimdgebungen  für  die 
Opfer  zaristischer  Brutalität  hervor- 
gerufen. Im  Namen  des  internationalen 
sozialistischen  Bureaus  zu  Brüssel  rich- 
tete das  Exekutivkomitee  (Vandervelde, 
Anseele.  Serwy)  einen  Aufruf  an  die  Ar- 
beiter aller  Länder.  In  diesem  werden 
alle,  die  durch  irgendwelche  Mittel  (Geld, 
Einfluss.  Agitation)  zu  dem  Befreitmgs- 
wcrkp  l>eitragen  kimnen.  das  eins  der 
grossartigsten  und  fruchtbarsten  Ereig- 
nisse der  Gesdiichte  sein  wird,  aufgefor- 
dert, die  russischen  Revolutionäre  nach 
Möglichkeit  zu  unterstützen.  Das  inter- 
nationale parlamentarische  Bureau  im 
Haag  forderte  auf  Ersuchen  der  fran- 
zösischen Parteiorganisation  die  Sozial- 
demokratie auf,  in  allen  Parlamenten,  wo 
dieselbe  Vertreter  hat,  die  Initiative  zu 
ergreifen  zu  einem  gemeinsamen  Vor- 
gehen gegenüber  den  ru^'^ischen  Metze- 
leien. Der  deutsche  Parteivorstand  hat 
für  die  Opfer  der  russischen  Strassen- 
ttnmhen  loooo  M.  zur  Unterstützung  ge- 
stellt. In  Berlin  und  fast  allen  anderen 
Grossstiidten  Deutschlands  fanden  zahl- 
reiche Protcstversammlungen  statt  Flam- 
mende Symsathidcundgebiaigen  für  das 
russische  Volk  wurden  in  ganz  Italien 
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vcransulteL  In  Rom  kam  es  dabd  zu 
cnwin  blutigen  Zasammenstoss  mit  der 

PMtzoi,  welche  die  Demonstranten  hin- 
dern wollte,  das  Zcninitn  der  Stadt  zu 
erreichen.   Nachrichten  über  Draionstra- 
tioncn  gegen  den  Zarismus  kamen  fer- 
ner aus  Florenz,  Neapel,  Como.  Verona, 
Mailand  u.  s.  w.    In  \  der  italienischen 
Kammer  hatte  schon  vorher  der  republi- 
kanische Deputierte  Mirabelli    in  einer 
Rede  im  Namen  des  italienischen  Volkes 
gegen  das  russische  Barbarentum  Protest 
eingelegt.    Die    französischen  Arbeiter 
haben  sofort  nach  den  Ereignissen  von 
Petersburg  Sammlungen  für  die  unglück- 
lichen Familien  der  Hingemordeten  er- 
öffnet     Die    Freunde    Louise  Michels 
haben  einen  aus  den  Sammlungen  für  die 
Bestattimg  der  roten  Jungfrau  verbliebe- 
nen Rest  von  1546  fr.  zur  Agitation  g^n 
den  Zarismus  bestinnnt    In  Paris  und 
anderen    grossen    fran7<>sischcn  Städten 
haben  machtige  Kundgebungen    für  die 
Opfer  des  Zarismus  stattgefunden,  und 
die  Sympathie  für  das  frnnko-russische 
Bündnis  dürfte  in  Frankreich  endgültig 
dahin  sein.    In  der  Schweiz  wird  fleis-  1; 
für  den  Revolutionsfonds,  welcher  der 
Propaganda  für  die  Revolution  in  Russ- 
land dienen  soll,    gesteuert.    Selbst  in 
Spanien,  so  in  Madrid  und  Bilbao,  sind 
die  sozialistischen  Arbeiter   in  grossen 
Versammlunpen  xusammcngetreten,  um 
den  russischen  Brutlern  ihre  Sympathie 
zu  bezeugen.    Das  Nationalkomitec  der 
•sozialdemokratischen  Partei  Spanien«;  hat 
beschlossen.  Sammlungen  zu  gunsien  der 
Familien  der  am  so.  Januar  in  Peters- 
burg Gefallenen  zn  veranstalten. 
X  X 
Internationale«  DAS  internationale  Bureau 
tozialUtUche«  hielt    am    15.    Januar  in 
Brüssel    eine  Sitzung  ab. 
Gtuii-^^e  Vaillant  führte  an^.     da^s  die 
Einigung    der    franzosischen  Sozialisten 
als  eine  vollzogene  Tatsache  betrachtet 
werden  könne :  es  bliebe  nur  noch  übrig, 
sich    über    einige  Organisationsbestim- 
mungen zu  verständigen.    Der  Sekretär 
Serwy  gab  sodann  einen  Bericht  über  die 
Arbeiten  des  Sekretariats  seit  dem  Am- 
sttrdanier     Kontrrc  s>.     Hierauf  begann 
die  Diskussion    über    die  Abstimmungs- 
methode  auf   den  internationalen  Kmi* 
gressen.    Vandcrvelde  erörterte  den  Be- 
griff Nationalität,  soweit  solche  das  Recht 
auf  eine  besondere  Stimme  innerhalb  dea 
Kongresses  beanspruchen  können ;  van 
Kol  unterbreitete  ein  System  der  propor- 
tionalen Vertretung,  wonach  drei  veradiie» 


dene  Kategoricen  von  Nationalitäten  je 
nach  der  Bedeutang  der  aozialiattadien 

Parteien  in  dcD  bcCrefiFenden  Ländern 
unterschieden  werden.  Nadi  dies^ 
System  würden  die  einzelnen  Nationali- 
täten, je  nach  ihrer  Stiirke.  9.  6  oder  ^ 
Stimmen  erhalten.  Nach  langer,  inter- 
essanter Diskussion  uurdc  beschlossen, 
die  Entscheidung  über  diese  Frage  ein 
Halbjahr  hinauszuschieben.  Bebel  bean- 
tragte, um  e^  mt'plichst  allen  Nationali- 
täten möglich  zu  machen,  sich  im  inter- 
nationalen Bureau  vertreten  tu  lassen,  die 
Sitzungen,  .abgesehen  von  dringenden 
Fällen,  jährlich  nur  einmal  stattfinden  zu 
lassen.  Dieser  Antrag  wurde  ange- 
nommen. 

X  X 
Taitanllali       IN  Dortmund  ist  vor  kur- 
zem    der     Veteran  der 
dortigen  Sozialdemokratie, 

Heinrich  FIckcrmann.  im  Alter 
von  72  Jahren  gestorben.  Der  Verstor- 
bene ist  schon  in  seinen  jui^fen  Jahren 

mit  viel  Eifer  und  Opfermut  für  die  mo- 
derne Arbeiterbewegung  tätig  gewesen 
und  immer,  selbst  unter  den  schwersten 
Zeiten  des  Sozialistengesetzes,  dem  So- 
ziali>mus  treu  geblieben.  Aus  Philadel- 
phia k.am  die  Nachricht  herüber.  dass 
dort  F.  W.  Fritzsche  am  5.  Fe- 
bruar im  Alter  von  80  Jahren  verstorben 
ist.  Fritzsche  war  am  25.  März  1825  in 
Leipzig  geboren  und  geborte  zu  jenen 
Arbeitern,  die  bereits  in  den  ersten  An- 
f.ängen  der  detUschen  Arhciterbewegimg 
mit  \■e^standnl^  und  Begeisterung  an- 
hingen. Er  \s  r  Mitglied  jener  Depuu- 
tion  Leipziger  Arbeiter,  welche  im  Jahre 
1863  Lassalle  aufsuchten  und  die  Grün- 
dung des  Allgcvicincn  deutschen  Arbeiter- 
vereins herbeiführten.  Später  begründete 
Fritzsche  den  deutschen  Zigarrenarbeiter- 
verband, und  lange  ist  er  an  der  Spitze 
des  Deutschen  Ceivcrkschaftsbundcs  tatig 
gewesen.  Im  Reichstag  des  Norddeut- 
schen Bundes  sass  Fritzselw  als  einer  der 
ersten  Vertreter  der  Sozialdemokratie. 
Im  Jahre  18S0  wanderte  Fritzsche  nach 
Amerika  aust:  auch  dort  blieb  er  dauernd 
im  Dienste  der  Partei. 
X  X 
Kurz«  Chronik  DER  erste  ^  Reichs- 
tagswahlsieg  nach 
dem  Dresdener  Parteitag 
wurde  in  Calbc-Aschcrsleben  erfochten: 
bei  der  Nachwahl  siegte  dort  in  der  Stich- 
wahl (ienosse  .Mbrecht  ül)er  den  Natio- 
nalliberalen  Placke.  X  Die  Anstellung 
eines   Parteisekretär»  beschloss 


uiyui^Cü  üy  Google 


276 


RUNDSCHAU  *  ÖmifTLICHES  LEBEN  •  SOZIALISTISCHE  BEVEOUNO 


der  sozialdemokratische  Verein  in  Halle: 
die  Tätigkeit  des  selben  soll  tiut  dem 
I.  A(»rU  beginnen.    Auch  für  die  ProvtfU 
Pommern  wurde    die  Erridittmg  eines 
Partei  Sekretariats  mit  dnem  besoldeten 
Beamten  vom  i.  April    ab  beschlossen. 
X  Zur  Errichtung  einer  eigenen  Par- 
teidruckerei  in  Elbmeld-Bamien 
hat  der  Verlag  der  Freien  Presse  den 
Kauf  eines  Grundstücks  vollzogen.  Mit 
dem  I.  Januar  1906  soll  das  neu  zu  er- 
richtende Gebäude  bereits  in  Benutzung 
genommen  werden.  X  Einen  Sozialdemo- 
kraten   als  Prisidentcn     des  Grossen 
Stadtrats  hat  nun  auch  die  schweizerische 
Bundesstadt  'Bern  in  der  Person  des 
Rcchlsanwalts  Aebi  erhalten.  X  Bei  den 
Provinzialwahlen    in    der  Provinz  Bo- 
logna (Italien)  fielen  den  Sozialisten 
von  15  Sitzen  6  zu;  4  von  diesen  wurdeti 
in  Iniola  gewählt.  X   Die  italienischen 
Genossen  S  ü  d  t  i  r  o  I  s  sind  in  verschie- 
dene Rirhtnngen  ge-^palten.  Jede  einzelne 
hat  iiir  Parteiorgan,  und  die  gegenseitige 
Erbitterung  ist  eine  sehr  tiefgreifende  ge- 
worden. Die.se  Zerwürfnisse  haben  auch 
übergegriffen  auf  die  Gewerkschaften,  so 
dass  die  ganze  Arbeiterbewegung  darun- 
ter zu  leiden  hatte.  Vor  kurzem  fand  nun 
in  Trient  eine  Konferenz  der  südtirole- 
rischen     italienischen  Sozinldcniokraten 
statt,  und  es  gelang  hier,  einen  Besdiluss 
herbeizuführen,    wonach   die  Polemiken 
zwischen     den     einzelnen  Richtungen 
eingestellt     werden    und    zur  Beseiti- 
gung der  dem  Frieden  entgegenstehenden 
Schwierigkeiten  von  beiden  Seiten  ein 
Komitee  zu  wählen  ist. 
X  X 
Literatur         DAS  in  tcrnationale 
sozialistische  Bu- 
r  e  a  u  Iia!   ein   524  Seiten 
starkes  Buch  L' Organisation  socialiste  et 
ouvrihre  en  Europe,  Antiriqu«  et  Aste 
erscheinen  lassen.     Es  enthalt  imifanp- 
reiche  Berichte  und  statistische  An^iaben 
über  die  Geschichte,  die  Organisati(fns- 
formen,  die  Mitgliedtrzahlcn,  die  VVahl- 
ziffcrn  und  tlie  Presse  der  sozialistischen- 
Parteien  fast  aller  europäischer  Staaten, 
sowie  der  Vereinigten  Staaten  von  Ame- 
rika, Argentiniens,  Australiens  und  Ja- 
pans. Angegliedert  sind  Berichte  ül>er  die 
Gewerkschaftsbewegung  in  Deutschland, 
Osterreich,    der    Schweiz,  Dineniark, 
Schweden.  England  imd  .\ustralien.  sowie 
eine  summarische  l'lHTsicht  über  die  An- 
zahl  der  Genossenschaften  verschiedöiet 
Länder.  Im  einzelnen  liesse  sich  gegen 
die  Art  der  Behandlung  wohl  manches 


ein  wenden.  Eine  in  die  Tiefe  gehende  Dar- 
stellung verbot  sich  in  dem  Raum  eines 
kleinen  Buches,  das  die  ganze  Welt  um- 
fassen soll,  von  selbst.     Doch  ist  der 
grosse  Fleiss  und  die  Sorgfalt  der  Zu- 
.sammenstellung  anzuerkennen,  sowie  auch 
die  Objektivität,  mit  der  in  den  Ländern, 
ra  denen  es  eine  einheittiche  Sozialdemo- 
kratie nicht  gibt,  die  verschiedenen  Rich- 
tungen behandelt  sind.-  Einige  der  wich- 
tigsten Staaten    sind  freilich  etwas  zu 
kurz   fortgokominen.  so  in  erster  Linie 
Frankreich.  Sehr  erwünscht     wäre  es, 
wenn  vielleicht  bei  einer  Neuauflage  des 
Buches  ein  Verzeichnis     der  gesamten 
sozialistischen  Presse  oder  wenigstens  der 
Zentralorgane  und  der  Zeitschriften  aller 
Lander  angefügt  würde.  Wertvoll  wären 
auch  Hinweise  auf  die  Literatur  über  dfcn 
Sozialismus  in  jedem  der  Kulturstaatcn. 
Als  weitere  Publikation  hat  das  intema- 
ticmale  Bureau    das  offizielle  Prototoll 
über  die  Verhandlungen     des  Atnster- 
damer  Kongresses      (in  französischer 
Spraclic)  erscheinen  lassen.  X  Neu  auf- 
gelegt ist  von  der  Buchhandlung  K«r- 
warts  die  Broschüre  August  Bebels 
Attentate  und  Sozialdemokratie  \  das  his- 
torische Material  ist  von  dem  Verfasser 
in  einem  Nachwort  ergänzt  worden.  X 
Gleichfalls   neu   auf^jelegi   ist  von  dem 
gleichen  Verlag  die  kleme  Schrift  Anar- 
chismus  und  Sozialismus  von  G.  Plc- 
chanow.     in     der  der  Verfasser  eine 
Biograplttc  der  verschiedenen  anarchis- 
tischen Systeme  zu  geben  versucht:  eine 
Streitschrift,  keine  objektive  Darstellung 
und  auch  keine  theoretisch  klärende  Aus- 
einandersetzung. X  Die  im  vorigen  Band 
der  Sozialistischen  Monatshefte  erschie- 
nenen Abhandlungen    von    Dr.  Leo 
Arons     wl)er     die  preussi.sche  Volks- 
.•vcliule  sind,  mit  einer  Einleitung  Schul- 
frage  und  KUusenkamPf  v  i  1  r  Max 
Quarck  versehen,  als  besondere  Schrift, 
Crwiegeiul     zu  .AgitationszweckcTi.  her- 
ausgegeben. X   Dr.  Heinrich  Lau- 
fenberg hat  im  Verlag  der  Düssel- 
dorfer Volksscitung    eine    kleine  Bro- 
schüre Kann  ein  Kistliolik  Sosialdemo- 
krat  sein?  erscheinen  lassen:  der  Ver- 
fasser bejaht  nicht  nur  diese  Frage,  son- 
dern kommt  sogar  zu  dem  Schluss,  dass 
ein  Katholik  diu-ch  seine  religiöse  Über- 
zeugung zum  Sozialismus  direkt  kommen 
müsse. 

DAS  s<)el)cn  erschienene  General registCT 
der  Jahrgänge  1883  bis  1902  der  Xcucn 
Zeit  dient  jedem»  der  sich  in  der  Ideen- 
welt des  Marxismus    hineinleben  will. 
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als  trefflicher  Führer.  Die  eigentliche 
Lcbensart>cit  der  Neuen  Zeit  bestand 
während  der  beiden  Dezennien  ihrer  Tä- 
tigkeit III  der  Einfuhrung  des  Marxismus 
in  die  Elite  der  deutschen  Arbcitcr- 
^ichafL  Von  diier  Beherrschung  der  Ar- 
better  massen  selbst  durch  den  Marxi»- 
nuis  kaiin  nicht  die  Rede  sein.  Der  Mar- 
xismus ist  nicht  der  Geist  der  Sozial- 
demdcratie  in  seiner  Totalitat,  sondern 
«ine  Geistesströmung  in  der  Sozialdemo- 
kratie. Marxisten  und  Revisionisten 
dürften  mit  glejchem  Interesse,  um  ganz 
heimisch  in  dem  gewaltigen  Lchrgebilude 
von  Karl  Marx  zu  werden,  nach  dem 
übersichtlichen  Generalregister  der  N*%- 
en  Zeit  greifen.  himo  ramscN 


TarlfbawsguoB  DIE  Erkenntnis  von  der 
grossen  Bedetttnng  der  Ta- 

rifvcrträgc,  als  geeignet- 
stes Mittel  zur  Regelung  der  Arbeitsver- 
hältnisse, ist  sehr  im  Wadisen  begriffen, 
sowohl  I>ei  den  Unternehmen!,  als  auch 
bei  den  Arbeitern.  Neuerlich  wurde  die 
Diskussion  über  diese  Frage  in  der 
Hauptsache  anger^  durch  den  letzten, 
iSwöchentltchen  Kampf  in  der  Berliner 
HoI;'iiidiistric.  Der  .Ausgang  dieses  von 
den  organisierten  Unternehmern  zu  einer 
Machtprobe  gegen  die  organisierten  Ar- 
beiter bestimmten  Kampfes  hat  den 
Scliarfmachern  denn  doch  gezeigt,  dass 
ihre  auf  Vernichtung  der  Arbeiterorga- 
nisationen gerichteten  .Absichten  sich  nicht 
verwirklichen  lassen,  dass  im  Gegenteil 
die  Gewerkschaften  bei  Regelung  der  Ar- 
beitsverhältnisse und  Festsetzung  der  Ar- 
beitsbedingungen als  den  V^temehmer- 
oi  i,'ani-ati(  t!c;i  gleichberechtigter  Faktor 
anerkannt  werden  müssen.  Die  mittel- 
parteiliche Presse  hatte  zunächst  auf 
diese  Tatsache,  als  erfreuüciic^  F^rgcbnis 
der  Berliner  Kampfe,  hiugcwie.^en,  die 
Pocl\~cituuK,  das  Organ  des  scharfmache- 
rischen Arbeitgebersckutsverbandes  der 
demUchen  Tischlermeister  und  Hohtindu- 
itriellen,  konnte  sich  dieser  Lehre  nicht 
entziehen.  Sie  bezeichnete  den  Abschluss 
von  Tarifverträgen  als  ein  wfinsdiens- 
wertes  Ziel  der  organisierten  Unterneh- 
mer, und  als  ein  solcher  Tarifvertrag 
endUch  abgeschlossen  war.  da  betonte 
diese  arbcitcrorganisation<feindliche  Zei- 
tung mit  besondereui  Nachdruck,  dass  er 
abgeschlossen  worden  sei  »durch  Ver- 
handlangen von  Organtsation  zu  Organi- 
sation«, was  ihm  besondre  Bcdfeutung 
für  die  zukünfüge  Entwickdung  im  Ge- 


werbe schaffe.  »Nur  die  Organisation 
schafft  Ordnung  im  Gewerbe«,  das  war 

ihr  Fa^it  aus  den  vierjährigen  Kämpfen. 
Gewiss  ein  den  Arbeiterorganisationen 
s<ehr  schmeichelhaftes  Eingeständnis. 
DIE  Berliner  Kämpfe  haben  auch  die 
Altesten  der  Berliner  Kaufmannschaft  in 
ihrem  al.  Jahrbuch  für  Handel  und  In- 
dustrie erscheinenden  Jahresbericht  für 
1904  2u  einer  Stellungnahme  zu  den  kol- 
lektiven .Arbeitsverträgen  veranlasst.  Es 
wird  da  erklärt,  dass  sich  im  Handels- 
kammerbezirk Berlin  die  Fille  im  erfreu- 
licheTi  Masse  mehren.  >in  denen  Arbeit- 
gtlter-  und  Arbeiterorganisationen  ohne 
vorausgegangenen  Zusammenstoss  und 
ohne  X^uwischenkunft  einer  Behörde  sich 
im  voraus  darüber  verständigen,  welche 
Fri>t,  Zeit  und  Ort  der  Lohnzahlung  und 
anderes  mehr  während  einer  bestimmten 
Periode  gelten  sollen«.  Für  Berlin  seien 
im  Vorjahre  für  mehr  als  60000  Arbeiter 
die  Arbeitsverhältnisse  durch  kollektive 
Arbdtsverträge  geregelt  gewesen.  Aus 
der  ganzen  Auslassung  liest  man  die 
Freude  heraus  über  diese  Art  der  Rege- 
lung der  .Arbeitsverhältnisse. 
DIE  bemerkenswerteste  Kundgebtmg  für 
die  Tarifverträge  erfolgte  aber  durch  di^ 
Cöluisrlw  Zeitung.  Das  rbeinischr  Blatt, 
das  man  gewisscrmas&en  als  Sprachrohr 
der  Grossindustriellen  tmd,  in  gewissem 
Sinne,  auch  des  Scharfmachertums  be- 
zeichnen kann,  zieht  aus  dem  Kampfe  in 
der  Berliner  Holzindustrie  ebenfalls  die 
Lehre,  dass  solche  Tarifverträge  die  beste 
Möglichkeit  bilden,  um  das  Gewcrlw  vor 
schweren  Schädigungen  zu  schützen,  und 
dass  durch  Abschluss  von  solchen  Ver- 
trägen wenigstens  für  geraume  Zeit  das 
WirtschaflslclK'n  vor  Störungen  bewahrt 
und  der  gewerblichen  Tätigkeit  die  Mög- 
lichkeit gegeben  wird,  sidi  in  sicheren 
\'erli.ältnis>ien  ein?i!n\-li?en.  Am  besten 
SCI  CS  aber,  wegen  der  dadurch  entstehen- 
den Erbitterung  Käm|)fe  erst  gar  nicht 
entstehen  zu  lassen,  sondern  alle  Diffe- 
renzen nach  Möglichkeit  auf  gütlichem 
Wege  zu  schlichten.  Besonders  für  die 
Grossindustrie  seien  solche  Tarifverträge 
sehr  ervrunscht  —  ein  Eingeständnis,  <tes 
um  überrascliender  wirkt,  als  gerade 
die  grossinclustriclicii  Organisationen  der 
Mctallberufe  sich  jungst  erst  einem  An- 
schreibon des  deutschen  Metallarl)eiter- 
verbande•^  gegenüber,  das  zu  Verhand- 
lungen über  kdllektive  .Arljeitsvertriigc 
einlud,  sidi  sdiroii  ablehnend  verhalten 
hat.  Überraschend  ist  auch  da»  Einge* 
ständnis  der  Cötnischen  Zeihmg,  dass  die 
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Grundlage  eine*  Tarifvertrages  eine 
stnrkc  Organisation  sei.  deren  Leitung 
ihres  Einflusses  auf  die  Mitglieder  jeder- 
zeit sicher  sei.  Ist  doch  von  ihrer  Seite 
bisher  alles  getan  worden,  um  die  Ent- 
wickelung  starker  Arbeiterorganiäationtn 
in  Deutschland  zu  hindern. 
AUCH  das  Zoüralhlatt  für  das  Bnu- 
gewtrbe  hat  in  Erwiderung  der  gegen 
TaTifverträgc  gerichteten  Kundgebung 
der  Arbcitgebcrzcituiifi  (vergl.  Soaialis- 
tische  Monatshefte,  1904.  II.  Bd..  pag. 
1005)  sich  sehr  günstig  über  'solche  Ar- 
beitsverträge aasgesprocfaen,  und  das 
wiegt  um  so  schwerer,  als  gerade  die  Un- 
ttnichiner  des  Baugewerbe-,  .m;  -^lincn 
zählreichen  Tarifgemeinschaften  eine 
reiche  Erfahrung  auf  diesem  Gebiete  ge- 
mncht  haben.  In  treffender  Weise  wer- 
deti  alle  Einwendungen  der  Arbeitgeber- 
zeitung,  gegen  Tarifverträge  widerlegt, 
nachdrücklich  wird  unter  anderm  der 
Einwand,  da:is  die  Verschiedenartigkeit 
der  Produktionsverhältnisse  einer  allge- 
meinen Tarifgetneinschaft  hinderlich 
seien,  tmter  Hinweis  auf  den  Buch- 
«irnckcrtarif  ijiit  >cinen  8264  Positionen, 
zurückgewiesen.  Bei  cinigertnassen  gutem 
Willen  liessen  sich  immer  einheitlidie 
Grundlagen  f&r  eine  Tarifgemdnsdiaft 
finden. 

DIESEN  erfreulichen  Kundgebungen  ist 
aber  die  Tatsache  gegenüberzustellen, 
dass  in  der  Textil-  und  in  der 
S  c  Ii  u  h  i  n  d  u  s  t  r  i  c  ,  zwei  Gewerben, 
wo  alle  Vorbedingungen  iwm  Abschluss 
kollektiver  Arbeitsverträge  gegeben  sind, 
durch  <]ii-  l)rii>-kc-  Ablehnung  der  von  Ar- 
beitern geforderten  Tarifverträge  durch 
die  Unternehmer  sehr  ernste  Differenzen 
auszubrechen  drohen.  In  der  Textilindu- 
strie handelt  es  sich  um  eine  allgemeine 
Tarifbewegung  im  V'uigtland  und  für  die 
Appretur-  imd  Färbereiarbeiter  in  Glau- 
chau und  Meerane.  Hier  sind  die  Ver- 
handlungen noch  nicht  ^'anz  ahgeltrochen 
worden,  wohl  aber  in  Wcissenfels,  wo  die 
Sdiuharbeiter  ihren  Fabrikanten  einen 
Tarifvertrag  untcrl>reitet  hatten,  der 
trotz  der  beschcidaien  Arbeiterforderun- 
gen, die  er  enthielt,  von  den  Fabrikanten 
ahijcK'lmt  wurde,  so  da^^s  die  Arbeiter 
sämtlicher  2^  Schuhfabriken  Weissen fcls' 
gekündigt  Italien,  um  durch  Streik  ihren 
Forderungen  Nachdruck  zu  verleihen. 
DIE  Tarifbewegung  der  Seidenhut- 
macher nimmt  einen  erfreulichen 
Verlauf,  für  das  Formstecher- 
gewerbe ist  eine  Tarifgemeinsdiaft 
zwischen  den  Vorstanden  der  Unterneh- 


mer- iHul  Arbeiterorganisationen  bereits 
abgeschlossen,  und  es  bedarf  dazu  nur 
noch  der  Sanktion  der  Organisationen. 
Im  Silblerschlägcrge  werbe 
wurde  die  woclu-nt liehe  Arbeitszeit,  der 
Tarifgemeinschaft  gemäss,  auf  40  Stun- 
den festgesetzt,  und  weiter  wurde  verein* 
hart,  im  Jahre  1005  keine  Lehrlinge  ein- 
zustellen. Das  Tarifamt  der  Buch- 
drucker hat,  um  den  tarif widrigen 
Arbeitsniederlegungen  im  Buchdruck- 
gewerbe entgegenzutreten,  folgende  Be- 
schlüsse gefasst:  Die  Wahl  von  A r  hei- 
ter au  sschüssen  ist  zu  begünstigen^ 
dabei  sollen  die  Vertrauensmänner  der 
Gehilfen  dem  Ausschuss  angehören. 
Wenn  die  Bildung  eines  Ausschusses 
wegen  zu  kleinen  Umfonges  des  Betrie- 
bes nicht  möglich  ist,  sollen  die  Ver- 
trauensmänner vom  Prinzipal  anerkannt 
werden.  Der  Steinsetzerver- 
band wendet  sich  mit  einer  Denk- 
schrift an  die  Kommunal-  und  Staats- 
behörden mit  dem  Ersuchen,  Strassenbau- 
arbeiten  nur  solchen  Firmen  zu  über- 
tragen, welche  den  Nachweis  erbradit 
haben,  dass  sie  -ich  tnit  der  in  Betracht 
kommenden  Arbeiterorganisation  über 
die  Ltrfin-  und  Arbeitsbedingungen  ge- 
dnigt  haben. 

DER  Kupferschmied  führt  in  einem  in- 
teressanten Artikel  den  Nachweis,  dass 
im  Kupferschinirdegewerbe  alle  Vor- 
bedingungen für  den  Abschluss  einer  Tai- 
rifgemcinschaft  fegeben  seien,  nur  die 
Unternehmer  

X  X 
Strelkverslche-  DIE  r.c-ircbungen  der 
rung  der  Unter-  Unternehmer,  die  ihnen  un- 
angenehmen  Folgen  der 
Streiks  abzuschwächen  und  damit  der 
ganzen  StreiklKnvcgung  der  Arbeiterscliaft 
ihre  erfolgreiche  Wirkung  zu  nehmen» 
sind  wob!  s(.  alt,  wie  die  Arbeiterbewe- 
j-iing  und  die  Unicrnchmerorganisatiou 
ui)crhaupt.  Eine  festere  Form  erhielten 
diese  Bestrebungen  durch  das  von  Ber- 
liner Scharfmachern  ausgehende  /«fn- 
i/naprojekt;  eine  Aktiengesellschaft  mit 
einem  Kapital  von  S  Mill.  M.  sollte  ge- 
gründet werden  zwecks  Entschädigung 
an  l'ntirnchincr  für  Materialverlust. 
Konventionalstrafen  etc.  bei  unberechtig- 
ten Streiks.  Dieses  Projekt  umfasste 
unter  anderm  auch  eine  obligatori- 
sche Einigungsklausel,  das 
soll  ihm.  n.nch  der  Erklärung  seiner  Ur- 
heber, verhängnisvoll  geworden  sein  — 
es  kam  nichts  danadL  Ntmmehr  hat  der 
durch  seine  Scharfmacherallfiren  bdonnt 
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gvirordene  Laiidtag$abgeor6)ete  M  e  n  k 
in  dner  der  letzten  Vorstandssitzungen 
des  Vereins  deutscher  Arbeitgeberver- 
böHäe,  am  12.  Dezember,  das  Prcitiiaa 
da  Streikversidierang  wiederum  anfge- 
rollt.  Sein  HauptaugcnnuTk  richtet 
llcok  auf  die  Streikschutzorganisation 
der  MetalKndnstriellen.  Dabei  rechnet 
er  abt-r  nur  mit  dem  dcutsclicn  Metall- 
arbcitcrverband  als  der  zu  bekämpfenden 
Arbeiterorganisation;  für  die  christlichen 
nnd  Hirsch-Dunckerschen  Metallarbeiter- 
Organisationen  ist  das  bezeichnend.  Im 
übrigen  steht  das  Projekt  (lc>  Herrn 
Menk  auf  recht  schwachen  Füssen,  wie 
dies  das  KorrespondtnAlatt  der  General' 
kommission  in  recht  inlcre-santcr  Wti^' 
ausführt,  so  dass  die  Streikver&idicrungs- 
aktton  der  Scharfmacher  wohl  auch  dies- 
mal im  Sande  verläuft. 
EINE  Streikversicherung  besteht  übri- 
gens jetzt  .schon  in  folgenden  Untemeh- 
nierv-crbänden:  Ceuüschaft  sur  Entschä- 
diRunz  von  Arbettsemsiettungen  zu  Leip- 
zilir  (  V'crcinigimR  der  Mctallindustriellcn  ) , 
Arbeitgeberschutsverband  der  deutschen 
Tisehlermeister  und  Hohindustriellen. 
Verein  deutscher  Flaschc^fahrikanten, 
Zentrah'erband  deutscher  Brauereien 
gegen  Verruf serklärungeit  und  VerbtUtd 
rheinisch-westfälischer  Brauereien, 
X  X 
IttllSB  DIE  gewerkschaftliche  Or- 

ganisation Italiens  ist  noch 
wenig  einheitlidi  dnrchge- 
liilcbt.  Die  Frage  der  Organisations- 
form steht  nocli  sehr  im  Vordergrund  der 
Diskussion,  wobei  sich  ein  gewisser  Ge- 
gensatz zwischen  den  Arbeitskammern 
(örtliche  Organisationen,  ähnlich  den  Cie- 
werkschaftskartcUen  Deutschlands)  und 
den  gewerkschaftlichen  Zentralverbfinden 
bemerkbar  macht.  Die  Arbeit^kalumern 
beherrschten  v()r  einigen  Jahren  noch 
fast  ausschliesslich  das  gewerkschaftliche 
Leben  Italiens.  Sie  um^ssen  die  lokalen 
Vereine  eines  Orte-  und  die  Z\veig\-ereinc 
der  Zentral verbimde^i  sie  erheben  zur 
Deckung  der  Verwaltungskosten  feste 
Beiträge;  bei  grösseren  Streiks  liegt 
ihnen  die  Veranstaltung  von  Sammlungen 
von  Unterstutzungsgeldern  ob;  ein  Mitbe- 
sUmmungsrecht  bei  Streiks  haben  sie 
nicht  Diese  älteren  gewerkschaftlichen 
Organisationen,  deren  Form,  nioclite  man 
sagen,  die  in  romanisdicn  Ländern 
typisdie  ist,  von  denen  es  im  Jahre  1903 
nach  der  offiziellen  Statistik  43  gab.  ent- 
sprechen nicht  mehr  den  modernen  An- 
sprndien,  welchem  Mangel  man  durch 


Griindung  von  Zcntralverbändcn  abzu- 
helfen versuchte.  Bei  diesen  ist  der  Ein- 
fluss  der  deutschen  gewerkschaftlichen 
Zentralverbände  unverkennbar.  Die  Er- 
klärung dafür  liegt  ja  auf  der  Hand:  (fie 
italienischen  Wanderarbeiter.  die  in 
grosser  Zahl  in  Deutschland  Beschäfti- 
gung suchten,  fanden  dort  neben  dieser 
auch  eine  gute  gewerkschaftliche  Schu- 
lung. Darauf  ist  es  auch  zurückzuführen, 
dass  neben  den  Buchdruckern  gerade  die 
Bauarbeiter  am  längsten  zentralistisch 
organisiert  sind,  seit  1898.  Gegenwärtig 
bestehen  24  Zentralverbände  mit  1183 
Sektionen  und  205362  Mitgliedern,  tmd 
zwar  zahlten  Mitglieder  die  Organisatio- 
ücn  der  Schuhmacher  4000^  Hotmacher 
4500,  chemischen  Industrie  2534,  Bau- 
arbeiter 24000,  Eisenbahner  56  150,  Eisen- 
bahner <lcr  Klein-  und  Strasseiibahnen 
jooo.  Gasarbeiter  3400,  Krankenwärter 
2400,  Handlungsgehilfen  4500,  Holzarbei- 
ter 4300,  Buchdrucker  gooo,  Uthographen 
860,  Bergarbeiter  3660.  Seeleute  12000. 
.MetulliiliL'ier  30000,  Goldarbeiter  800. 
Bäcker  4000.  Friseure  2000,  Lederarbeiter 
I4S&  Hafenarbeiter  7000,  Staatsarbeiter 
15000,  Te.xtilarheiter  8000,  Pozellanarbei- 
ter  800  und  Glasarbeiter  2000.  Ausser- 
dem existieren  in  13  Provinzen  Land- 
arbeiterorganisationen mit  101  200  Mit- 
gliedern. Beaintenvereine  mit  59  700  und 
lokale  Vereine  mit  rund  85000  Mitglie- 
dern, so  dass  die  gesamten  Organisationen 
gewerkschaftlichen  Charakters  in  Italien 
rund  410000  Mitglieder  zählen.  Die  .^r- 
beitskanmiem  haben  sich  auf  ihrem  Kon- 
gress  in  Bologna  im  Jahre  1900  in  dem 
Srcrctariato  per  le  Caiiiere  del  lavoro 
eine  Leitung  geschaffen,  deren  Silz  in 
Mailand  ist.  Die  Zentral  verbände  haben, 
um  den  Zusammen schiuss  der  gewerk- 
schaftlichen Organisationen  Italiens  zu 
fordern,  sich  diesem  Sekretariat  anpe- 
schiossen,  wodurch  es  zur  Zentrallcitung 
der  Gewerkschaften  Italiens  gemacht 
wurde. 

AUF  dem  vom  6.  bis  9.  Januar  in  Genua 
abgehaltenen  5.  Gewerkschafts- 
kongress  sollte  nun  eine  feste  Basis 
für  diese  Zentrallcitung  geschaffen  wor- 
den. Die  Diskussion  über  diesen  Ptmkt 
führte  zu  einer  grundsätzlichen  Aus- 
sprache zwischen  den  Anhängern  der  Ar- 
beitskammern  und  denen  dt  r  Zrntralver- 
bände.  Die  hierzu  angenommene  Reso- 
lution umgrenzt  das  Tätigkeitsgebiet  bei- 
der Organisationen  in  ähnlicher  Weise, 
wie  es  in  Deutschland  zwischen  den  Ge- 
werksdiaftskartellen  und  ZentralverbSn- 
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<lcn  ficscbehen  i'^t.  Das  Zcntralsckrcta- 
riat  wurde  zur  dauernden  Einrichtung  ge- 
macht, al»  Leitung  lieider  Organisationen. 
In  das  «^cIIh"  wählen  die  Arbeitskammem 
5.  die  Ztntralverbandc  4  Vertreter.  Von 
<ler  Wahl  der  ersteren  dürfte  es  al>- 
hängen,  ob  die  so  vorbereitete  Vereini- 
gvng  der  italienischen  Gewerkschafts- 
l>cwegnnR  eine  daiuTiuK-  ist.  Der  Kon- 
gress  nahm  weiter  Stellung  zur  sozialen 
Gesetzgebting.  votierte  fflr  dürdigreifen- 
den  Schutz  der  Rcisarbeiter  und  erklärte 
sicli.  einer  Resolution  der  Arbeitskammer 
in  Mailand  folgend,  bedingungsweise  für 
den  Generalstreik. 

X  X 
KontChiMlk  EIN Arbeiterschutz- 
kongress  für  alle  in 
Hafen>,   Schiffahrts-  und 

Schiffbaubetrieben  beschäftigten  .ArluitiT 
soll  im  Herbst  dieses  Jahres  in  Berlin 
stattfinden.  X  Die  Gewerkschaften  in 
Erfurt  planen  die  Gründung  eines  Ge- 
wer k  s  c  h  a  f  t  s  h  a  u  s  e  s.  X  Ein  inter- 
nationaler Bäckereiarbeiterkon- 
gr es s  findet  voraussichtlich  im  .Xpril  in 
Hamburg  statt.  ernst  oeinharot 

Genossen<chaf*sbewe<!;ung 

Landwirtsehafl-DIE  so  lange  geplante 
lieli«GMOSSM-und    immer    wieder  ge- 

•enafttii  scheiterte  Einigung  zwi- 
schen den  beiden  grossen  land- 
wirtschaftlichen Genossenschaftsorgani- 
sationen, dem  RcicUsvcrband  der 
deutschen  latid-i'irtscliaftliilu'tt  Ge- 
nossenschaften in  Darrostadt  und 
dem  Generalverband  der  Raiffeisen- 
ii<  iiosscnschaflen  in  Neuwied  ist  nun 
glucklich  zustande  gekommen  und  damit 
ein  für  die  weitere  Entwidcelung  des 
ländliclien  Genossenschaftswesens  in 
Deutschland  ausserordaitlich  bedeut- 
samer Schritt  getan.  Durch  diesen  Be- 
schluss  werden  nunmehr  rund  16000  Ge- 
nossenschaften mit  zusammen  1350000 
Mitgliedern  in  eine  mäcluige  Organisa- 
tion zusammengeballt.  Auf  den  Darm- 
städter Verband  entfallen  davon  110QO 
Genossen soluiften  mit  etwa  i  Mill.  Mit- 
glieder. Der  Geldverkehr  dieser  Vereine  be- 
lief sidi  im  Jahre  i903-igQ4  auf  1783 
Mill.M. :  der  gesatnteWarenumsatz  wurde 
auf  75  Mill.  M.  gcschat/:.  von  denen  55 
Mill.  M.  durch  die  Zentr  •!  t<  Ikn  vermit- 
telt wurden.  Dem  Neuwieder  Verband  ge- 
hörten Ende  1903  4243  Vereine  an,  von 
denen  3375  nl»er  300000  Mitglieder  zähl- 
ten und  mit  den  Zentralstellen  einen 
Geldverkehr  von  rund  516  Mill.  und  einen 


Warcnverkdur  von  rund  50  MilL  M.  hat- 
ten. 

DIE  Verbindung  —  so  wurde  auf  einer 

Konferenz  in  Hannover  am  26.  Januar 
beschlossen  —  soll  zunächst  eine  ziem- 
lich loM  ein.  Beide  Verbände  werden 
einstweilen  ihre  selbständige  Verwaltung 
behalten.  Doch  werden  die  bis  jetzt  zen- 
tralistisch  organisierten  N<  u\viedcr  V^er- 
bandsfilialen  in  selbständige  Revisions- 
verb&nde  umgewandelt  werden,  und  diese 
werden  datm  auch  dem  Reichsr'crhand 
als  Mitglieder  angehören.  Letzterer  über- 
nimmt die  Vertretung  beider  Verbände 
nach  aussen  hin.  Zunächst  ist  mit  diesen 
Beschlüssen  wenigstens  eine  .Ausschal- 
tung der  gegenseitigen  Konkurrenz  und 
Animositäten  erreicht.  Sollte  daraus  in 
der  Folge  eine  Vereinigung  auch  der  ge- 
schäftlichen Tätigkeit  der  beiden  Orga- 
nisationen entstehen,  so  würde  das  für 
beide  einen  gewaltig^  Zuwachs  an  wirt- 
schaftlicher Macht  und  sciincllerer  Eat- 
Wickelungsmöglichkeit  bedeuten. 
X  X 
Berlin  AUCH  in  Berlin  geht  es 

vorwärts,  aber  es  geht  doch 
sehr  langsam  vorwärts. 
Denen,  die  in  der  Bewegung  drin  stehen, 
mag  es  wohl  manchmal  scheinen,  als  ob 
all  ihre  Mühen  tmd  all  die  gebrachten 
Opfer  umsonst  wären,  als  ob  dem  steini- 
gen Boden  des  Grossstadtpflasters  nun 
einmal  keine  blühende  genossenschaftliche 
Wgetation  abzugewinnen  wäre.  Die  bei- 
den grö.ssten  Berliner  Konsumvereine  be- 
finden sich  eigentlich  schon  längere  Zeit 
in  einem  Zustand,  den  man  fast  als  Stag- 
nation bezeichnen  konnte.  Beide  haben 
zwar  im  abgelaufenen  Geschäftsjahr  — 
wohl  dank  einer  mit  grossem  Aufwand 
an  Kraft  und  Mitteln  durchpcführten  Agi- 
tation —  etwas  an  Mitgliedern  gewon- 
nen, in  beiden  zeigt  aber  der  Umsatz  me 
Neigung  zum  Stillstand,  wenn  nicht  ztun 
Rückgang.  Nachfolgend  ein  Überblick. 

Konsum- 
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Das  sind  angesichts  einer  nach  Hundert- 
tansenden  zählenden  Arbdterscluft  frei- 
lich noch  sehr  klägliche  Resultate.  Ge- 
wiss darf  nicht  verkannt  w;?rden,  «lass  die 
Stellung  besonders  einer  jungen  Konsum- 
genosseiwdiaft  in  einer  Stadt,  wie  Bertin, 
ans  den  hckmnten  Gn'indcn  (Konkurrenz 
des  dort  hochentwickelten  Privathandels, 
grosse  Entfernungen)  eine  sehr  schwie- 
riffc  ist.  Aber  diese  Schwierigkeiten  wären 
zu  überwinden  respektive  hätten  schon 
längst  überwunden  sein  können,  wenn  in 
der  Berliner  Arbeiterschaft  die  Überzeu- 
gung von  der  Notwendigkeit  der 
genossenschaftlichen  Organisation  des 
Konsums  und  der  Produktion  als 
einer  unentbehrlichen  Ergänzung  des 
politischen  und  gewerkschaftlichm 
Kampfes  etwas  mdu*  Icb^^ndig 
wäre.  Aber  davon  ist  bis  jetzt  nichts 
zu  spüren.  Es  tritt  uns  im  Gegenteil  in 
den  Berliner  Arbeiterkreisen  eine  fast  an 
Abneigung  grenzende  Gleichgültigkeit 
gegenüber  den  genossenschaftlichen  Be- 
strebungen entgegen.  Verstärkt  wird  diese 
Stimmung  natürlich  noch  durch  Vor- 
kcnminissc,  wie  sie  sich  in  letzter  Zeit 
hier  abgespielt  halMsn.  Da  ist  zum  Beispiel 
der  durch  unordentliche  Geschäftsfüh- 
mng  und  übereilte  Gründungen  ver- 
uraadite  Zusammenbruch  des  Rixdorfer 
Konsumvereins,  bei  dem  f^st  das  ganze 
eingezahlte  Mitgiicdcrantcilkapital  ver- 
loren gegangen  ist.  Dann  die  Ereignisse 
in  dem  grossen  25000  Mitgli^er  z^len- 
den  Rabattsparverein  Südost,  der  eben 
auf  dem  besten  Wege  war,  sich  in  eine 
wirkliche  Konsumgenossenschaft  zu  ver- 
wandeln, und  der  nun  in  seiner  Entwidce- 
lung  gestört  wird  durch  die  kolossalen 
Verluste,  die  ihm  aus  dem  Betriebe  einer 
Anzahl  eigener  Schlächtereigeschäfte 
erwachsen  sind.  Durch  diese  Verli)Ste 
ist  die  letzte  Rabattzahlung  auf  ihrer 
sonstigen  Höhe  herabgedrückt  worden, 
was  sowohl  unter  den  Mitgliedern,  als 
auch  weit  über  diesen  Kreis  hhtaus  grosse 
Aufregung  hervorgerufen  hat. 
WAS  liegt  nun  aber  sonst  dieser  Ab- 
neigung zu  Grunde?  Genosse  Katzen- 
stein hat  sie  in  einem  manch  treffendes 
Wort  enthaltenden  Artikel  im  Genossen- 
schaftspionier  auf  eine  Art  Misoncismus 
der  Berliner  Bevölkening,  die  bunt  zu- 
sammengewürfelt zum  grossen  Teil  aus 
Gegenden  mit  der  schlechtesten  Schul- 
bildung und  der  grössten  sozialen  Rück- 
ständigkeit stamme,  zurückgeführt  und 
damit  sicher  ein  wahres  Wort  gesprochen. 
Ebenso  dürfte  aber  auch  ein  gewisser 


Autrritätenglaube,  eine  Abhängigkeit  von 
den  Meinungen  der  F^rer,  die  ja  hier  be- 
sonders dicht  sitzen,  mit  im  Spiele  sein. 
Lassen  wir  diese  Führer  in  ihrer  gros- 
sen Mehrheit  sich  erst  einmal  für  das 
Genossensdiaftswesen  begeistern  und  die- 
ser Begeisterung  genügend  Ausdruck 
verleihen,  dann  werden  wir  sehen,  wie 
Nerhältnismassig  rasch  die  genossen- 
schaftliche Wüste  Berlin  sich  in  eine  Oase 
verwandeln  wird. 

INZWISCHEN,  haben  wir  wenigstens 
die  Freude,  au  sdien»  wie  in  den  Vororten 
Berlins,  wo  insbesondere  jene  oben  er- 
wähnten wirtschaftlichen  llrsaclicn  nicht 
so  zutreffen,  ein  reges  genossenschaft- 
liches Leben  sich  entwickelt.  In  Chartot- 
tenbiu-g,  in  Cöpenick,  Tegel,  Lichtcrfelde, 
Zehlendorf,  Friedrichshagen,  Steglitz, 
Adlershof  u.  s.  w.  bestdien  teils  ältere, 
teils  jüngere  Konsumvereine,  die  aber 
fast  durchgängig  in  einer  soliden  Weiter- 
entwickelung begriffen  sind.  Vielleicht  * 
auch,  dass  einmal  von  hier  aus,  wo  der 
genossenschaftliche  Ge<lanke  tmter 
günstigen  äusseren  Unisiändcn  erstarkt, 
Berlin  der  Bewegung  gewonnen  wird. 

X  X 
Kurze  Chronik  DER  diesjährige  G  e  n  o  s- 
s  e  n  s  c  h  a  f  t  s  t  a  g  de» 
Zeniraiverbandes  deutscher 
Konsumvereine  und  die  Generalver- 
sammlung der  G.  E.  G.  wird  vom  19. 
bis  23.  Juni  in  Stuttgart  stattfinden.  Auf 
seiner  Tagesordnung  stdtt  unter  anderm 

die  Beratung  über  einen  mit  den  Ver- 
tretern der  Handlungsgehilfen  ausgear- 
beiteten Entwurf,  in  dem  die  wesent- 
lichen Anstellungsbedingungen  des  kauf- 
männischen Hilfspersonals  der  Ver- 
bandsvereine festgelegt  werden.  Ein 
weiteres  wichtiges  Traktandum  des  Kon- 
gresses wird  Äe  Schaffung  einer  FGr- 
sorgeka-sc  fiir  dir  Angestellten  und  Ar- 
beiter der  Konsumvereine  sein,  zu  der  die 
Vorarbeiten  bereits  eifrig  betrieben  wer- 
den. X  Die  Zentraleinkaufskasse  der 
christlichen  Gewerkschafls- 
konsumvereine  in  M.-Gladbach 
hat  ihre  Liquidation  beschlossen,  nach- 
dem durch  die  Misswirtschaft  ungeschul- 
ter Verwaltungskräfte  und  infolge  des 
immer  meiu-  schwindenden  Vertrauens 
der  angeschlossenen  Konsumverone  der 
Umsatz  zuletzt  rapid  herabgegangen  war 
und  das  letzte  Jahr  mit  einer  Unterbilanr 
von  17  427  M.  abgeschlossen  hatte.  Hoffen 
wir,  dass  dieses  böse  Ereignis  gute 
Früchte  tragen  wird,  indem  es  die  betci- 
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ligten  Vereine  aus  ihrer  Isolierung  hcr- 
ausreisst  und  sie  der  neutralen  Konsum- 
vereinsbewegung  zuführt  I  X  Der 
l  'crband  schweiserischcr  Kon- 
sumvereine hat  im  Jahre  1904  die  Zahl 
der  ihm  angeschlossenen  Genossen- 
schaften von  142  auf  175  vermehrt.  Der 
Umsatz  der  Zentralstelle  wuchs  von 
6  179838  fr,  in  1903  auf  7671  37«  fr-  das 
hetsst  um  2^%.  X  Ein  hervorragender  dä- 
nischer Genossenschafter,  der  Sekretär 
des  dänischen  Zentral  verbanden.  der 
Reichstagsabgeordnete  und  Uöchstge- 
richtsanwalt  Svend  Högsbro  ist  mm 
Minister  der  öffentlichen Arlieiten  ernannt 
worden.  X  Der  letzte  der  berühmten  28 
redlichen  Pioniere  von  Rochdale,  Sa- 
muel Tweedale.  ist  kürzlich  im 
Alter  von  81  Jahren  in  Athcrstone  ge- 
storben. X  Der  Wiener  Konsumverein 
Vorwärts  schlicsst  sein  letztes  Geschäfts- 
jahr mit  9408  Mitgliedern  und  einem  Um- 
satz von  rund  i  728  400  M.  ab.  Er  besitzt 
jetzt  27  Verkaufsstellen.  Die  verteilte 
Rückvergüttmg  betrug  4%. 
X  X 
Literatur  £  I  N  Standard^ttk  über 
brittsehe  Genosscnsdiafts- 
hcwcptinpf  ist  erschienen. 
Es  nennt  .sich  InüHstnal  co-operation,  the 
Story  of  a  pcaceful  revolution  /Manches- 
ter, Co-operative  Union/  und  ist  von 
Catherine  Web  b  im  Auftrag  der 
südlichen  genossenschaftlichen  Erzie- 
hujigssektion  für  den  Genossensghafts- 
bund  herausgegeben  worden.  L.  L.  Price 
von  der  Oxforder  l'nivcrsität  hat  eine 
Vorrede  dazu  geschrieben.  Das  Buch,  ein 
Sammelwerk,  soll  als  Handbuch  für  den 
Gebrauch  der  Studenten  der  Geschichte, 
Theorie  und  Praxis  des  britischen  Ge- 
nossenschaftswesens dienen.  Es  enthält 
im  ersten  Teil  eine  gedrängte  historische 
Ubersicht  von  1824  bis  zur  Jetztzeit ;  dann 
folgt  im  zweiten  eine  eingehende  Dar- 
stellung sowohl  der  praktischen  Tätig- 
keit und  Entwickelung  dtr  einzelnen 
("leno.ssenschaften  und  Geii<>^'i<  n^chafts- 
arten,  als  auch  der  verschiedenen  Theo- 
rieen,  die  in  der  britischen  Bewegung,  be> 
sonders  in  Bezug  auf  das  Gcwinnbetci- 
ligungsproblcm  um  die  Oberhand  strei- 
ten. Der  dritte  Teil  schildert  die  innere 
Organisation  des  Genossenschaftsbundes 
und  gibt  ein  Bild  von  den  besonderen  Be- 
strebungen und  Aufgaben,  denen  ^icli  der 
britische  Genossenschafter  widmet,  wie 
Bildungsfrage.  Erfassung  der  Ärmsten, 
Womoi's  ^uild  etc.  Sclir  interessant  ist 
der  Anhang :  eine  grosse  Anzahl  Tabellen 


und  graphischer  Darstellungen  in  einer 
Ausführlichkeit  und  Reichhaltigkeit,  wie 
sie  bis  jetit  noch  kaum  gebracht  sein 
dürften.  Die  Ilerausgcberin  steht  durch- 
aus auf  dem  Boden  einer  modernen,  oder 
in  England  vtelmdir  kiasstsehen  Genos- 
scnschaftsbeweRung.  die  nicht  nur  nächst- 
liegende wirtschaftliche  Bedürfnisse  be- 
friedigen will,  sondern  das  ideelle  Zid 
der  materiellen  und  geistigen  Höher- 
hebung des  ganzen  Volkes  vor  Augen 
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AuMteiiuagm  GOTTHARD  Kühl 
iB  BaillB  und  Heinrich  Zü- 
gel beherrschten  nach 
einander  den  Oberlichtsaal  bei  Sdmlle. 
Der  erste  trägt  seine  Farbigkeiten  gern 
auf  wie  blitzende  Kleinode,,  die  man 
auf  hellen  Stoffen  am  liebsten  zur 
Schau  stellt.  Im  Innern  licht.er  Barock- 
Idrdien  bringt  er  die  verstreuten  heiligen 
Kostbarkeiten  jede  für  sich  zur  Geltung. 
In  weiten  Hausfluren  und  Treppen- 
wänden,  in  denen  SonnenStivMcn  «UmI 
Schalton  einander  rmtanzen,  mag  er 
nicht  gesammelte  Ruhe  darstellen,  wie  es 
die  Holländer  taten,  sondern  er  geht  dem 
einzelnen  nach,  den  grfinlich-blaucn 
Rcflexlichtem  in  alten  kirschbraunen 
Mahagonischränken,  den  Beschlägen  der 
Holztruhen,  den  Einzelheiten,  eines  An- 
zuges, ja,  noch  dte  dunklen  Augen  dnes 
vom  Licht  fnrtgcwendcten  Gesichts 
blicken  als  zwei  scharfumgrenzte  Schwär- 
zen aus  einer  Helligkeit  heraus,  weil 
zurückgeworfene  Str^len  überhaupt  jede 
Unklarheit  vertreiben.  Auch  amüsiert 
es  den  Maler,  zwei  ganz  bestimmte  Far- 
ben, zum  Beispiel  ein  Blau  und  ein  Gelb 
in  verschiedenen  Abtönungen,  durch  ein 
Zimmer  zu  verfolgen,  wo  dann  die  Klei- 
der der  Herumsitzenden,  das  Holzwerk, 
Wände,  Kachelofen  und  Metallgerat  als 
eben  .•^o  viele  gesunderte  Ähnlichkeiten 
in  angemessenen  Abständen  immer  wie- 
der kehren.  Auch  im  Freien,  in  seinen 
Dresdener  Stadtbildern  betont  er,  was 
kraus  und  unabli.mgig  und  für  sich  da- 
steht, immer  noch  bis  in  die  zusammen- 
fassenden Beleuchtungseffckte  hinein. 
Er  sieht  viel,  selbst  noch,  wenn  die 
Str.Tssenlaternen  in  das  Regenrieseln 
hineinscheinen  —  fast  zu  viel  manchmal, 
um  die  Abstufungen  der  DentiicUeeit 
aus  der  Nähe  bis  in  die  Ferne  mit  Klar- 
heit diurchiübren  zu  können.  Jedenfalls 
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ist  dies  ein  anderes  Extrem  der  An- 
schauung, süs  das  des  Monet  der  letzten 
Jahre,  dem  alle  Einzelheiten  des  Sicht- 
baren in  einen  farbigen  Nebel  zusammen- 
fliessen.  Zügel,  der  Tiermaler,  fasst  die 
Farben  mehr  unter  sich  zusammen.  Er 
ist  in  den  letzten  Jahren  wieder  m  den 
einfadieren  Bcleuchtui^g.-.vcflialtnissen 
zurückgekdirt,  welche  Form  und  anato- 
mischen Bau  zugleich  aber  auch  den 
Charakter  des  Rindes  oder  Schafes  deut- 
licher erkennen  lassen,  als  die  Zerstreu- 
ung von  Sonnenfleck  imd  Schatten.  Das 
war  das  Thema,  welches  in  der  jüngst- 
vergangenen Zeit  abgehandelt  wurde.  Da 
gab  es  stärkere  Abwechslung  im  Far- 
bigen auf  derselben  Fliehe,  aber  der 
Reichtum  der  Gegensätze  zwischen  den 
verschiedenen  Bildern  scheint  heute  grös- 
ser und  tiefer  geworden,  obgleich  jede 
einzelne  Leinwand  auf  den  ersten  Blick 
zurückhaltender  koloriert  zu  sein  Nchcint. 
Sdir  lianifig  kehrt  ein  dunkles  Viol^t- 
braun  «neder,  in  dessen  verschiedenen 
Nuancen  sich  das  feuchte  Erdreich  und 
die  dunklen  Flecken  auf  dem  Fell  der 
Ochsen  wiedergeben  lassen.  Am  reidis- 
ten  und  manni^^tigsten  wurde  aber  das 
Weiss  unter  der  Fülle  cjedämpfter  Re 
flcxc.  Ein  kleineres  Bild  zeigt  zwei 
Stiere  von  einem  Burschen  in  rötlichem 
Hemde  im  Wasser  stehend  festgehalten, 
so  dass  der  im  Schatten  liegende  Spiegel 
seine  Perlmuttcrfolie  um  die  warm 
hellen,  vom  weich  anhqgcnden  Haar  um- 
schmiegten  Körper  breitet  Hier  ist  eine 
Kraft  malerischer  Anschauung  mit  einer 
Intimitat  der  Kontrastwirkung  und  eine 
stauke  Sicherheit  im  Vortrag,  wie  de 
heute  in  Deutschland  ganz  gewiss  nidit 
häufig  gefunden  wird. 
BEI  Cassirer  zeigte  ein  frühes  Bild  von 
R  c  n  o  i  r.  Die  Verlobten,  ein  Gelb  und 
Scharlachrot,  wie  das  unbefangene  Auge 
sie  sidit,  in  dem  streifigen  Seidenstoff 
einer  Damentoilettc  eng  zn rammen  ge- 
stellt, ehe  beide  von  der  l'alelte  dieses 
Malers  —  und  nicht  nur  \(>n  der  sei- 
nigen —  völlig  verschwin(km  um  den 
kuhlereti  Tönen  und  unentschiedeneren 
Färbungen  Platz  zu  machen,  die  grade 
bei  diesem  Maler  später  leicht  ins  Süss- 
lidie  fielen.  Zugleich  sind  diese  beiden 
Figuren  als  Zeitschilderung  zu  den  her- 
vorragenden Dokumcntai  zu  zählen. 
Walter  Leistikow  zeigte  seine  hci 
aller  Gelassenheit  '^'^  vielseitige  Farbe. 
Als  für  ihn  neues  Motiv  und  lichteste 
Stimmung  ein  Gartcnaussclmitt  mit  blü- 
henden Obstbäumen,  wo  auch  das  Weiss 


und  Rosa  sehr  ernst  gesehen  ist ;  nor- 
disch kühl  ist  die  Beleuchtung.  Das  Ast- 
werk zeigt  sich  überall  schwärzlich  und 
klar  gezeichnet  zwischen  den  Blüten,  die 
an  Spaliere  gezwungenen  Sträucher  zei- 
gen ihre  wie  Fächerrippen  ausgebreiteten 
Zweige  dei;tlich.  ein  Anklang  an  die  or- 
namentalen Neigungen  des  Künstlers.  Die 
melancholischen  Stimmungen  der  märki- 
schen Kirfcmwälder,  die  kräftig  glühen- 
den der  Berge  um  Mcran  und  ganz  fin- 
ättre  Gebirg^uii  >n\ e  aus  Schneehelle  nnd 
lichtlosen  Höhendunkelheiten  schliessen 
sich  mit  ihren  reichen  Abwechselungen 
an.  die  niemals  im  Stofflichen  liegen. 
Curt  Herrmann  im  Saal  nebenan 
fährt  fort,  durch  Punktieren  Farben  zu 
mischen.  Er  will  beweisen,  dass  auch  die 
Schatten  farbig  sind,  was  übrigens  auch 
Rubens  gewusst  hat.  Farben,  wie  sie 
Monet  gelegentlich  in  einem  beschatteten 
Schilfstreifen  mit  eingestreuten  Wasser- 
lilien hat.  ein  kaltes  Grim  und  ein  sehr 
rotes  Lila,  fleckt  llerrmann  durchein- 
ander, um  den  Schalten  auf  einer  hellen 
Wand  darzustellen.  Nur  fügt  er  zu  der 
starken  Farbe  noch  den  starken  Ton- 
unterschied — er  nimmt  dunkles  Zinnober- 
K't  uii  — ,  und  (lies  ist  seine  besondere  Note. 
Er  gibt  zu,  dass  Dunkelheit  existiert.  £s 
ist  gar  nidit  verwunderlich,  dass  der- 
gleichen Farbenübcrcinstinmnuigen  vor- 
kommen müssen,  wenn  man  einmal  das 
Mischen  abgeschworen  hat.  Sobald 
aber  ein  Schatten  sich  von  dem  danelx-n 
stehenden  Licht  so  stark  abhebt,  und  wcim 
er  nun  auch  noch  als  Farbe  kräftiger 
wirkt,  als  die  Helligkeit,  dann  wird  man 
ihn  zuerst  und  unter  Umständen  sogar 
allein  im  Bilde  sehen.  Auch  da,  wo  sie 
leere,  vertiefte  Räume  vorstellen  sollen, 
geben  die  Scfiatten,  wie  Curt  Herrmann 
sie  darstellt,  viel  mehr  die  Vor-^tctlung  von 
etwaä  sehr  eigen smnig  Körperhaftem.  Und 
flarum  bilden  sie  stark  illusionsstdrende 
Momente.  Ich  konstatiere  dies  nur,  es 
soll  keine  Kritik  bedeuten.  Denn  warum 
müsste  die  Illusion  aufrechterhalten  wer- 
den? .Also  neben  die  eigentlich  darge- 
stellten Dinge  drängt  sich  noch  eine 
zweite  Art  von  Erscheinungen,  die  ihnen 
an  materieller  Wirkung  gleichkommen. 
Lösten  die  französischen  Neoimpressio- 
nistcn  die  körperhafte  Wirkung  der 
Dinge  auf,  so  vertreibt  man  mit  so  be- 
tonten Sdhatten  das  Luftige,  das  Leere, 
den  Raum  aus  dem  Bilde.  Dass  er  sich 
überhaupt  den  Grundsätzen  der  franzö- 
sischen Experimentatoren  nicht  fügen 
will,  beweist  de  deutsche  auch,  indem  er 
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die  dargestellten  Dinge  seiner  Stilleben 

und  manche  Particcn  der  I^ndschafts- 
motive  mit  sehr  deutlichen  Grenzen  um- 
gibt, die  dann  freilich  zuweilen  in  das 
schwankende  Nebeneinander  anderer 
Farbcnfliichcn  als  sonderbare  Härten  hin- 
einschneiden. Ich  denke  dabei  an  die 
Einfassung  des  geraden  W^es  in  einein 
Gartenausschnitt. 

X  X 
Kurae  Chronik  IN  Düsseldorf  ist  am  i.  Fe- 
bruar Oswald  Achen- 
bach gestorben.  X  Ihm 
folgte  Adolph  von  Menzel  am 
9.  Fdxvar.  amha  n.KHN 

Bgchf>r  , 

Kalthoff :  W  ER  e<  unternimmt,  ati? 

T^^Z/TJ/Th  -Nietzsches,  des 

grossen  Zerstörers,  eine 
positive  Lebensauffassung  herauszugestal- 
tcn,  und  »gar  ehie  s  o  z  t  a^  e .  der  stellt 
sich  keine  leichte  Anff^abe.  Ob  sie  über- 
haupt löäbar  iät  und  ob  Albert  Kalthoif 
sie  gelöst  hat.  könnte  nur  Nietzsche  selbst 
entscheiden.  Maj?  die  objektive  Richtigkeit 
dieser  Nietzsche-Auslegung  also  dahin- 
gestellt bleiben :  an  der  subjdctiven  Wahr- 
haftigkeit des  Interpreten  1a';sen  die 
Zaratkustra-Predigten  /Jena.  Diedenchs/ 
keinen  Zweifel.  Hören  wir  also  nicht 
Nietzsche,  so  hören  wir  Kalthoff.  Auch 
das  ist  ein  Mann,  den  man  hören  kann, 
denn  «t  ^i)rirl!;  aii>  --ich  sclb-t.  al'^  Be- 
kenner und  Kunder  cmer  neuen  Kul- 
tur. Die  heutige  Kultur  unterdrückt, 
schabionisiert,  verflacht  den  Menschen, 
wertet  ihn  nach  seinem  Haben,  nicht 
nach  seinem  Sein.  Die  ureigenste  Be- 
stimmung des  Menschen  ]-{  die  Bestim- 
mung zur  Grösse.  >Mcn:.c!icni<ru>se  aber 
ist  die  Kraft  des  eigenen  Willens,  Ent- 
faltung der  freien  Persönlichkeit,  denn 
nur  dadurch  ist  er  Mensch,  dass  er  im 
Stande  i  :  .  ii,  Ich  'ioill  zu  sprechen.  So 
liegt  m  dem  Icfi  will  aller  Menschenwert 
besdilossen;  Menschen  zu  schaflFen,  die 
sagen  können  /f/»*tii7/.  da^  ist  das  Ziel 
und  die  letzte  Aufgabe,  aber  auch  die 
Probe  jeder  echten  Kultur.«  Dieser 
Willensmensch  der  Zukunft  ist  nach 
Kalthoff  Niety-sches  Übermensch.  »Er 
ist  ein  Menschenideal,  in  dem  alles 
Unlebendige,  Unfreie,  alles  Abster- 
bende, Schwächliche  und  Krankhafte 
am  Menschen  aiisRctilRt.  alU-  j;i>t->st.-n 
schöpferischen     W'ilienskraflc  entfallet 


und  zu  Kulturwerten    ausgeprägt  sein 

sollen.«  Dieses  Ideal  der  Emporbildung 
der  menschlichen  Persönlichkeit  hat 
nichts  zu  tun  mit  der  »Fratze,  zu  der 
böser  Wille,  oder  l'nverstand  ckis  Bild 
des  Übermenschen  gemacht  hat«,  meint 
Kalthoff.  Aber  hat  nicht  Nietzsche  selbst 
den  .\nlass  zu  jener  Fratze  gegeben,  in- 
dem er  seinem  Übermen.schen  als  wesent- 
liches Requisit  das  Herrscherrecht  gab 
über  die  Masse  der  Heräcntneiuchen? 
Pur  Kalthoff  ist  der  Herdenmensch  nur 
das  1)  e  p  r  i  f  f  1  i  c  h  e  Gegenstück  des 
('berinen>chen  ;  bei  Nietzsche  erscheint 
jener  als  eine  reale  Existenzbedingung 
für  -( II.  Daher  war  Nietzsche  ein 
tiefgründiger  Hasser  des  Sozialismus, 
während  Kalthoff  ein  ebenso  tiefgründi- 
ger Fürsprecher  des  selben  ist.  Seine 
.Auffassung  der  Übermenschidee  als 
eines  allen  Menschen  gesteckten  uni- 
versalen Entwickelungsideals  ist  ja  im 
Grunde  nichts  anderes,  als  das  Knltur- 
zicl.  dem  die  sozialistische  Bewegimg  zu- 
strebt. Die  ganze,  freie  und  volle  Per- 
sönlidikeit  fühlt,  wie  Kalthoff  treffend 
sagt,  anch  das  Gemeinschaftsleben  der 
Men.schheit  in  sich  pulsieren.  Darum  ist 
ihr  die  Ordnung  des  staatlichen  Und 
sozialen  Lebens  nicht  gleichgiiltig:  sie 
greift  kräftig  mit  ein  in  das  politische 
Leben,  >dass  das  Falsche  und  l'iieclUe 
seinen  Kurs  verliere  und  aus  dem  Staate, 
der  den  Menschen  verschlingt,  eine 
Menschengemeinschaft  werde,  in  der  alle 
Mcnscbengrusse  wächst  und  alle  Men- 
schenk«ime  ihre  Entfaltung  finden«. 
WIK  Kalthoff  ans  den  Nictzscheschen 
Negationen  der  christlichen  Nach stcii liebe, 
des  Mitleids,  der  Treue  etc.  <lie  positiven 
Kerne  einer  höheren,  sozialen  Moral  her- 
ausliest, wie  geistvoll  er  sich  mit  der 
Lehre  von  der  ewigen  Wiederkunft  der 
Dinjse  abfindet,  mag  man  in  dem  Buche 
selbst  nachlesen.  Von  der  Kunst, 
die  ins  Gesanitheitsleben  eindringen,  eine 
wirkliche  Volkskunst  werden  soll,  ver- 
langt Kalthoff  neben  der  inneren  Wahr- 
heit dii-  F  i  n  f  a  c  h  h  e  i  t.  Zweifellos 
standen  die  Zarathustr<\  Predigten  als 
rhetorisches  Kunstwerk  1  .  n  r  und  würden 
sich  ihren  Weg  in.s  Volk  leichter  bahnen, 
wenn  sie  dieser  Forderung  mehr  gerecht 
würden.  Übcriadenheit  de*  Stils  und 
Verstiegenheit  des  Ausdrucks  ttm  der 
Sch&iheit  des  Ganzen  Abbruch.  Auch 
sollte  man  nicht  Gott  Sagen,  wenn  man 
den  Menschen  meint.  eduard  davio 


VERANTWORTLICH  FÜR  DIE  REDAKTION  WILHELM  STERNBAUER  •  VERLAG  DER  SOZIA- 
LISTISCHEN MOMATSHEnB  aiI.B.a  •  DROCK  VON  CARL  ROSEN  •  SAMIIICH  IN  BERLIN 


Dlgitized  by  Google 


Digitized  by  Google 


4.  HEFT  /  APRIL  1905 


EDUARD  BERNSTEIN  •  REVOLUTIONEN  UND  RUSS- 
LAND 

LTSSLAXD  ist  in  der  Revolution,  darüber  ist  kein  Zweifel  möglich. 
Nur  wäre  es  vermessen,  den  Ablauf  dieser  Revolution  voraus- 
bestimmen  zu  wollen.  Wohl  haben  die  grossen  Revolutionen  modemer 
\  öHter  gegen  dtin  Absolatiamus  ab  viel  Grundzfige  gemein,  dass  'der 
lÄL^lÄß) Ablauf  der  englischen  Revolution  des  XVII.  Jahriittnderts,  der  fran- 
2Ösischcn  des  X\'J11.  j alirhunderts  und  der  deutschen  von  1848  bestimmte 
Scldüssc  in  üi^zug  auf  die  schliessliche  Gestaltung  der  Dinge  in  Russlaud  er- 
ittöglicht  Do^  lassen  die  Besonderheiten  in  Bezug  auf  die  Traditionen  und 
Charaktereigenschaften  des  rassischen  Volkes,  die  sociale  Struktur  des  Laa^s, 
die  Entwickelungshühe  seiner  Klassen,  seine  geographische  Lage  und  seine 
äusseren  politischen  Beziehungen  so  viel  Raum  für  besondere  Konstellationen 
und  Kombinationen  zu,  dass  die  einzelnen  Phasen  der  Revolution  hier  sich  von 
den  korrespondierenden  Phasen  der  .  beiden  klassischen  Revolutionen  (der 
englischen  tmd  dec^-fnMtfddschen  Revolution)  ivcsentUdi  verschieden  ge- 
stalten können. 

DAS  Schema  dieser  beiden  klassi?clicn  Revolutionen  —  die  1848er  Revolutionen 
stellen  einen  anderen  Typus  dar  —  ist  bekannt.  Bei  ihrem  Ausbruch  nahezu 
Einstimmigkeit  in  den  Reihen  des  Bürgertums,  aller  Klassen  gegen  ^e  absolute 
M onardiie  utid  den  FeudaladeL  Dann,  ihit  fortschreitendem  Siege  der  ersteren, 
Spaltung  in  ihren  Reihen,  immer  radikalere  F.U  t7K  nte  kommen  an  die  Herr- 
schaft oder  bestimmen  wenigstens  den  Gang  der  Ereignisse,  die  Revolution 
treibt  über  die  der  sozialen  Struktur  des  Landes  entsprechenden  politischen 
Verfassungseinrichtungen  hinaus.  Es  tritt  eine  Periode  militärischer  Diktatur 
ein.  Darauf  folgt  eine  Restauration,  die  wieder  hinter  das  im  ersten  Anlauf 
Erreichte  zutÜdcgeht,  aber  ebenfalls  keinen  Bestand  hat,  sondern  schliess- 
lich zu  einer  neuen  Revolution  führt,  welche  einen  matten  Abklatsch  der 
ersteren  bildet,  aber  —  1688  in  England,  1830  in  Frankreich  —  die  Herrschaft 
des  Parlamentarismus  sicherstellt.  Ganz  verschieden  von  diesen  klassischen 
Vorbildem  verlaufen  die  Revt^uttonen  des  Jahres  2848:  ihr  Schema  ist  in 
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Deutschland  wie  in  Frankreich  ein  radikaler  Anfang  —  in  Frankreich  die 
demokratische  Republik,  in  Preussen  das  Märzmi nister ium  Camphausen  — 
und  stnfenwds  sich  vollziehende  Abschwächung  bis  zu  völliger  Reaktion,  die 

freilich  auch  wieder  weder  hier  noch  doi$  auf  die  Dauer  standhält. 
NACH  wclchepi  dieser  l)eicleii  Grundtypen  wird  sich  die  russische  Revolution 
abspielen?  Die  Entscheidung  darüber  hängt  vonichmlich  von  der  Art  ab, 
wie  sich  die  erste  Phase  der  Revolution  gestalten  wird,  die  wohl  eingesetzt, 
aber  noch  nidit  ihren  Höhepunkt  erreicht  hat  Noch  haben  wir  in  Russland 
nicht  den  Vorgang  vor  uns,  der  dem  Zusammentritt  des  Langen  Parlaments  in 
England,  der  F.röfTnung  der  Nationalversammlung  in  Frankreich,  den  Februar- 
und  Märzumwälzungen  des  Jahres  1848  entspricht.  Im  Augenblick,  wo  dies 
geschrieben  wird,  gleicht  die  Situation  in  Russland  vielmehr  eher  einer  Kom- 
bination  der  Situation  am  Vorabend  von  1640  imd  1789  zusfiglich  etwas  von 
der  Lage  Frankreichs  am  4.  September  1870.  Und  dieses  zuzügliche  Etwas 
allein  kann  der  W«  itcrentwickelung  der  Dinge  in  Kussland  ein  wesentlich 
anderes  Gesicht  geben. 

DAZU  kommen  die  grossen  Unterschiede  in  der  ökonomischen  und  geistigen 
Verfassung  des  heutigen  Russland  gegenüber  der  der  Weststaaten  in  den  be- 
zeichneten Epochen.  Das  europäische  Russland  —  das  asiatische  kann  hierbei 
ausser  Betracht  bleiben  —  ist  noch  heute  erheblich  dünner  bevölkert,  als  Frank- 
reich gegen  Ende  des  XVIII.  und  England  um  die  Mitte  des  XVII.  Jalir- 
hunderts.  Auch  durfte  der  russische  Bauer  im  Durchschnitt  ebenfalls  heute 
noch  ziemlich  unter  dem  geistigen  Niveau  des  englischen  Bauern  von  1640 
und  des  französischen  Durchschnittsbauera  von  17S0  stellen.  Pn  idcs  Faktoren 
von  nicht  zu  unterschätzender  Bedeutung  für  dii  politischen  Probleme  <ler 
Revolution.  Dafür  aber  hat  Russland  Städte  und  Industriezentren,  die  be- 
deutend grösser  sind,  als  die  Englands  und  Frankreichs  in  den  Jahren  ihrer 
Revolution,  und  in  diesen  Zentren  eine  zahlreichere  und  wesentlich  anders  ge- 
artete, modernen  Ideen  zugängliche  Arbeiterschaft.  Dieser  Umstand  fällt  um 
so  mehr  ins  Gewicht,  als  es  die  Städte  und  Industriezentren  sind,  die  in  der 
russischen  Revolution  die  führende  Rolle  spielen  werden,  und  nicht  das  flache 
Land,  das  allein  wohl  Aufstände,  aber  keine  politische  Revolution  zu  stände 
bringt  In  Bezug  auf  das  Verhältnis  der  städtischen  zur  ländlichen  Bevölke- 
rung steht  Russland  heute  quantitativ  und  qualitativ  durchaus  nicht  schlechter 
da.  als  zu  ihrer  Zeit  England  und  Frankreich. 

IN  der  englischen  Revolution  haben  übrigens  die  Bauern  als  Klasse  eine 
nennenswerte  Rolle  nicht  gespielt  Das  Parlament  bestand  aus  wohlhabenden 
Bürgern  und  Gutsbesitzern,  deren  Klasse  denn  auch  den  Löwenanteil  an  den 

zur  Veräusserung  gelangten  Kronländereien  etc.  an  sich  zog.  Was  England 
damals  an  freien  Bauern  hatte,  verdankte  seine  Existenz  zu  einem  guten  Teil 
der  Agrarpolitik  der  Könige,  und  nicht  zmn  mindesten  der  Tudors  und  Stuarts, 
die  das  Bauerntum  als  Gegengewicht  gegen  den  Feudaladel  nach  Kräften  zu 
vermdiren  und  zu  stärken  bemüht  gewesen  waren.  Es  fehlte  denn  auch  in 
der  Revolution  von  1642  bis  1648  nicht  an  royalisti sehen  Bauernaufständen; 
die  englische  \'cndee  hiess  Comwallis,  die  Chauans  hiessen  Clubmcn.  Die- 
jenigen Bauern  aber,  die  in  Cromwells  Heer  dienten  und  sich  für  das  Parlament 
und  später  die  Republik  schlugen,  folgten  zunächst  mehr  einer  Klassen- 
ideologie, als  einem  wirtsdiaftlichen  Klasseninteresse.  Was  sie  vor  allem  be< 
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wegte,  war  die  religiöse  Frage,  die  allerdings  oft  nur  die  dem  Denlttn  der  Zeit 
entsprechende  Form  für  politische  A^nffassungen  und  Tendenzen  war.  Er?t  in 
■der  Armee,  und  unter  der  Rückwirkung  der  Beschlüsse  der  presbytcrianischcn 
Parlamentsmehrheit  gegen  die  Religionsfreiheit,  an  der  sie  als  Atüiänger  der 
fnatn  Sekten  ein  grosses  Interesse  hatten,  lernten  sie  politisieren.  S3e  waren 
«s,  die  im  Fortgan<,'  der  Revolution  den  Kern  für  die  Bewegung  der  Leveller 
stellten,  der  radikalsten  politiscluii  Parteibildung,  zu  der  es  im  XVII.  Jahr- 
hundert kam.  Die  Levellcr  stehen  in  der  englischen  Revolution  da,  wo  .später 
in  der  französisciien  die  Hcbertistcn  standen.  Sic  bilden,  obwohl  sie  Kom* 
nunisten  in  ihrer  Mitte  haben,  politisch  die  Partei  der  reinen  Demokratie. 
In  ihrem  Volksvertrag  wird  das  Eigentum  als  solches  in  keiner  Weise  in 
Fra^'c  t^ostellt.  Aufhebung  der  Zölle  und  indirekten  Steuern,  Beseitigung  der 
Monojxyle,  Einführung  einer  direkten  Steuer  auf  den  Besitz  und  das  Ein- 
kommen, das  ist  ihr  wirtschaftliches  Programm.  Dajiebcn  bekämpfen  sie  die 
Art,  wie  das  Parlament  das  Kronland  und  die  konfiszierten  Güter  der  Rebdlen 
nach  Gunst  und  Vetterschaft  an  den  Ntann  brachten.  Zu  spezifisch  prole- 
tarischen Forderungen  fehlte  noch  das  Proletariat.  Die  kommunistische  SeJcte 
der  waliren  Levellcr,  so  interessant  sie  ist,  fällt  numerisch  nicht  ins  Gewicht. 
Ihre  pohtische  Bedeutung  ist  noch  geringer,  als  in  Frankreich  die  der 
Babouvisten.  Sie  und  eine  durchaus  noch  nicht  völlig  an  das  Lidit  gebrachte 
Literatur  von  soziaHstischen  und  halbsozialistischen  Reformvorschlägen  aller 
Art  zeigen  nur,  wie  sehr  die  Revc^ution  die  Geister  und  die  Gewissen  auf- 
gerüttelt hatte. 

DIESE  Aufrüttelung  der  Geister  ist  eine  typische  Erscheinung  aller  grossen 
Revoluli<men.   Sie  bilden  einen  Zustand  gesteigerten  frfiysischen  und  geistigen 

Stoffwechsels  im  Leben  der  Völker.    Sie  rufen  Kräfte  wadi,  die  sonst  gar 

nicht  in  die  Frscheinunf^  treten  wrirdcn.  Die  Menschen  empfinden  lebhafter 
imd  denken  schneller  in  ihnen,  sie  reiten  auch  rascher  zu  Aufgaben  heran,  die 
sie  beim  alltaglichen  Gang  der  Ereignisse  noch  jahrzehntelang  nicht  zu  er- 
füllen vermochten.  Was  im  Schosse  der  Nation  schlummert,  treibt  in  solchen 
Revolutionen  mit  elementarer  Gewalt  hervor,  alle  Keime  drängen  mit  ver- 
stärkter Intensität  zur  Entfaltunj^.  alle  verstohlenen  Gedanken  ans  Tageslicht. 
Ideen,  die  man  sonst  kaum  zu  fassen  wagte,  wollen  mm  bis  ans  Ende  durch- 
-dacht  sein. 

FREILICH  werden  von  den  emporgeschossenen  Trieben  gar  viele  wieder  von 

■der  hinterher  eintretenden  Reaktion  erdrückt,  ertötet.  Es  liegt  aber  auf  der 
Hand,  dass  von  ihnen  um  so  mehr  am  Leben  Ijleiben,  ihre  befruchtende  Wir- 
kung ausüben  werden,  je  später  die  Reaktion  einsetzt.  Im  allgemeinen  ver- 
sprechen dalier  diejenigen  Revolutionen  die  intensivste,  nachhaltigste  Wirkung, 
'<fie  nicht  ohne  weiteres  auf  äussersten  der  zurzeit  möglichen  Höhen  treiben, 
sondern  selbst  erst  eine  aufsteigende  Entwickelung  durchmachen.  1789  war  in 
jeder  Hinsicht  ungleich  fruchtbarer,  als  1848. 

KANN  man  denn  aber  im  voraus  wissen  oder  abschätzen,  welches  der  jeweilig 
höchstmögliche  Entfaltungspunkt  einer  Revolution  ist?  Nun,  wenn  die 
materialistische  Geschiditsauffasstmg,  oder  wie  man  die  Marxsche  Geschichts« 
lehre  sonst  nennen  will,  wenn  diese  evolutionistisch-organische  Geschieh ts 
auffassung  überhaupt  einen  Wert  haben  soll,  so  mnss  sie  cferade  hier  sich  als 
Mittel  einer  Prognose  bewähren.    Sind  die  politischen,  rechtlichen  etc.  Ein- 
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riditungen  jeweilig  von  den  Produktionsverhältnissen  abhängig  und  diese 
durch  die  Natur  der  Produktionsmittel  und  Produktionsmethoden  bedingt,  so 
müssen  wir  aus  der  Analyse  dieser  ermitteln  können,  was  eine  mutmasslich 
bevorstehende  Revolution  Lebenskraftiges  schaffen  kann,  und  was  nicht.  Dom 
wenn  eine  Revolution  beschleunigter  Entwickelungsprozess  ist,  so  heisst  üt 
darum  noch  nicht  Aufhebung  der  Entwickc!t!ngsn;^csetzc.  Meclianischo  Ver- 
änderungen, die  mit  der  organischen  Verfassung  des  Gesellschaftskörpers  ausser 
Verhältnis  oder  gar  direkt  in  Widerspruch  stehen,  werden  entweder  sofort 
wieder  ausgemerzt  werden  oder  auf  den  Organismus  selbst  zerstdrend,  das  heisst: 
seine  Entwickelung  aufhaltend,  einwirken.  Je  nachdem  kann  dann  die  Reaktion 
die  Gesellschaft  noch  hinter  den  Punkt  zuriickbringen,  den  sie  vor  Ausbnidi 
der  Revolution  erreicht  hatte. 

WENN  die  Revolutionen  von  1648,  1789,  1848  Eile  nahmen,  die  Sicherheit 
des  Eigentums  zu  proklamieren,  so  war  das  nicht  lediglich  Folge  burgerlider 

Beschränktheit  oder  eines  hochgradigen  Eigentumskultus.  Sie  alle  waren  ja 
mit  mehr  oder  weniger  weitreichenden  KinprifTcn  in  das  ül>crHefcrte  Eipcntiutt 
verbunden.  Es  sprach  aus  diesen  Proklamationen,  Menschenrcchtserklärungea, 
Verfassungsbestimmungen  zugleich  die  Erkenntnis,  dass  auf  dem  gegebenen 
Stand  der  Wirtschaftsentwickelung  Sicherheit  des  anerkannten  Eigentums  un- 
erlässliche  Bedingung  eines  gedeihlichen  Fortgangs  der  Wirtschaft  war.  Wie 
sehr  entwickeltingsfeindlich  Unsicherheit  des  Eigentums  wirkt,  zeigt  die  Ge- 
sdiichte  der  orientalischen  Völkerschaften.  Auch  waren  in  den  europaischen 
Revolutionen  die  Epochen,  wo  nicht  bloss  bestimmtes  Eigentiun,  sondern  das 
Eigentum  schlechtweg  geneilell  gefährdet  war  oder  erschien,  Epochen  ge- 
schäftlicher Stagnation  Und  damit  verbimdener  Notstände,  die  das  Eintrete» 
der  Reaktion  beschleunigten.  Man  vergleiche  die  Geschäftsblüte  in  den  ersten 
Jahren  nadi  1789  mit  der  Stockimg  in  den  ersten  Monaten  nach  der  Februar- 
revolution von  1848. 

DIE  Klassengliederung  des  heutigen  Russland  und  die  Natur  seiner  Prodiüc- 
tion  lässt  jeden  Gedanken  an  einen  durchweg  sozialistischen  Charakter  seiner 

bevorstehenden  Revolution  als  hofFnungslosi-  Utopie  erscheinen.  Er  wird  denn 
auch  von  keinem  zurechnungsfähigen  Menschen  gehegt.  In  der  Hauptsache 
kann  die  Revolution  nur  eine  bürgerlich-liberal-demokratische  sein.  Die  Ar- 
beiterklasse mag  in  den  Städten  zeitweise  eine  nodi  so  bedeutende  Rc^e  ^den,. 
herrschende  Klasse  im  Lande  kann  sie  in  dieser  Revolution  darum  doch  nidit 
werden  —  auch  nicht  mit  Hilfe  der  Bauern,  die,  als  Ganzes  ;^enomilien»  al» 
ein  höchst  unsicherer  politischer  Faktor  betrachtet  werden  müssen. 
ES  ist  gewiss  falsch,  wenn  man  auf  einigen  Seiten  die  Bauern  respektive  das 
imwissende  Landvolk  schon  von  vornherein  als  einen  reaktionären  Faktor  be* 
trachtet,  als  eine  Macht,  die  den  konterrevcdutimiären  Elementen  als  Werkzeug' 
gegen  die  Revolution  zur  beliebigen  Verfügimg  stünde.  Mit  Rocht  ist  dagegen 
schon  von  anderer  Seite  darauf  hingewiesen  worden,  dass  ein  \'ersuch.  den 
Bauer  als  blinden  Hödur  in  die  Aktion  zu  bringen,  sofern  die  Revolulions- 
Parteien  nur  einigermassen  ihr  Handwerk  verstdien,  gerade  de»  beutigea 
Machthabern  und  ihren  Stützen  am  übelsten  bdcommen  konnte.  Die  Auf- 
stände der  letzten  Tage  haben  das  zur  Genüge  von  neuem  bekräftigt.  Die 
Kronländereien,  die  Güter  des  Klerus  und  des  hohen  Adels  sind  in  allen  Re- 
volutionen zuerst  der  Gegenstand  des  Verlangens  der  Bauern  gewesen.  Aber 
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^ie  Bauern  sind  auch  überall,  wo  sie  sich  in  dieser  Hinsicht  am  Baum  der 
Revolution  vollgesogen  hatten,  von  ihm  wieder  abgefallen,  wie  Blutegel  vom 
Körper  des  Patienten.  Auf  die  Dauer  war  die  Bauemsdiaft  nirgends  politisch 
cuverlässig.  Auf  jeden  Fall  tut  man  gut,  mit  den  russischen  Bauern  nicht  als 
«iner  Einheit  zu  rechnen.  Auf  ein  ungeheuer  weites  Gebiet  verteilt,  unter  sehr 
verschiedenen  Existenzbeding;imgen  lebend,  hier  relativ  günstig  gestellt,  dort 
bitter  Not  leidend,  werden  sie  sich  auch  als  politischer  Faktor  sehr  verschieden 
veriialten.  Russland  wird  wahrscheinlich  in  einer  nidit  geringen  Zahl  von 
Couvemements  die  Bauern  Hand  in  Hand  mit  der  Revolutic«  tespektive 
Opposition  gehen  sehen,  es  wird  aber  auch  ebenso  sicher  seine  Vendic  haben. 
Da  die  bäuerliche  Bevölkerung  rund  vier  Fünftel  der  Bevölkerung  ausmacht, 
kann  der  kommende  russische  Parlamentarismus  lange  ein  Wettkriechen  um 

Gunst  der  Bauern  bedeuten. 
AUF  den  Verlauf  aller  pf^tischai  Revolutionen  haben  femer  cfie  auswär- 
tigen Beziehungen  des  Landes,  seine  auswärtige  Politik,  auf  einige 
ausserdem  interne  Nationalitätsfragcn  den  grössten  Finfliiss  aus- 
geübt So  ist  fiie  grosse  englische  Revolution  gar  nicht  zu  verstehai,  wenn 
man  fiberneht,  das»  ihre  Anfänge  in  die  Zeit  des  dieissigjährigen  Krieges 
lallen,  wo  auf  dem  Festlande  auf  Tod  und  Leben  für  die  Sache  dea  Ftotestantis-  ' 
mus  gekämpft  wurde.  Dass  Karl  I.  sie  wiederholt  in  Stich  liess,  hat  nicht 
wenig  dazu  beigetragen,  ihn  in  weiten  Kreisen  des  englischen  Volkes  un- 
populär zu  machen,  seine  Ehe  mit  einer  Schwester  Ludwigs  XIII.  war  für 
flu  kaum  weniger  verhängnisvoll,  wie  für  Ludwig  XiVl.  dessen  Ehe  mit  Marie 
Antotnette,  der  Auirichieune.  Nodi  stärker  aber  wurde  Karls  L  Sache  durch 
seine  Ränke  mit  den  katholischen  Irländem  kompromittiert  Als  es  im  zweiten 
Jahre  der  Revolution  bekannt  wtirde,  dass  Karl  durch  eine  Abmachung  mit 
den  Irländern  in  die  Lage  zu  kommen  suchte,  irische  Truppen  gegen  die  pro- 
testantischen Schotten  ins  Feld  zu  fuhren,  trat  die  entsdieidende  Wendung 
im  Verhältnis  seiner  militärischen  Kräfte  gegenüber  denen  des  Parlaments  ^ki. 
Ein  Offizier  nach  dem  andern  warf  ihm  das  Patent  vor  die  Pässe,  selbst  ein 
grosser  Teil  der  Lords,  die  ihm  nach  Oxford  gefolgt  waren,  wo  er  sein  Quartier 
aufgeschlagen,  verliess  dieses  und  ging  nach  London  zurück,  um  mit  dem 
Parlament  gemeinsame  Sache  zu  madien,  die  Verteidiger  des  Königs  im  Par- 
lament stdlten  für  eine  ganze  Weile  ihre  Oppositon  en.  Umgdcefart  gelangte 
später  Cromwell  erst  zur  Position  des  obersten  Lenkers  der  Republik,  als  er 
seine  grossen  Sieq-c  über  die  Irländcr  erfochten,  diese  zu  Boden  geworfen  hatte. 
£r  und  die  Indcpendcnten  wurden  aus  der  im  Parlamcit  numerisch  kleinsten 
cur  politisch  mächtigsten  Partei  im  Lande,  weil  ihre  Politik  den  idedlen  und 
materiellen  Strebungen  der  Nation  am  meisten  entsprach.  Nicht  minder  ent« 
scheidend,  wie  in  der  englischen,  griff  in  der  französischen  Revolution  die  aus- 
wärtige Politik  in  den  Gang  der  Ereignisse  ein.  Sehr  anschaulich  und  über- 
zeugend hat  Jaures  in  der  Histoire  socialiste  nachgewiesen,  wie  wirkungsvoll 
demagogisch  —  und  zugleich  verhängnisvoll  —  179 1 -1792  die  ^rondisten 
mit  Brissot  an  der  Spitze  die  auswärtige  Politik  gegen  den  Hof  ausspielten 
und  den  Krieg  mit  Osterreich  unvermeidlich  machten,  der  dann  rückwirkend 
das  Schicksal  Ludwigs  X\T.  und  seiner  Frau  entschied.  Ohne  diesen  Krieg, 
der  ursprünglich  von  Osterreich  durchaus  nicht  gewollt  wurde,  wäre  es  damals 
nicht  zum  Sturm  auf  die  Tuilerien  und  die  ihm  folgemte  Proldamiemng  der 
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Republik  gekommen.  Später  war  es  die  von  Pitt  betriebene  Koalition  der 
Miächte  gegen  die  französische  Republik,  die  die  inneren  politischen  Parteiungen 
Frankreidis  in  ganx  neue  Bahnen  warf.  Für  die  deutsche  Revolution  von 
1848  war  die  nationale  Frage  verhängnisvoller,  als  die  soziale  Frage.  Nicht 
an  dem  Bisschen  Arbeiterbewegung,  das  sich  in  Deutschland  damals  regte,  ist 
sie  gescheitert  —  denn  das  trat  ausserordentlich  ruhig  und  gemässigt  auf  — ,  son- 
dern an  den  Partikuiarintcressen  der  grossen  Einzelstaaten  und  den  Problemen 
ihrer  nichtdeutschen  Bestandteile  und  ansserdeutschen  Besiehui^en. 
WELCHE  Rolle  wird  die  nationale  Frage  und  die  auswärtige  Politik  in  einer 
russischen  Revolution  spielen? 

RUSSLAXD'ist  in  nationaler  Hinsicht,  obwohl  es  Einheitsstaat  ist,  so  wenig 
ein  einheitliches  Staatswesen,  wie  seinerzeit  Deutschland.  £s  ist  ein  durch 
Eroberung  und  Verträge  zusammengddaubles  Reich,  dessen  Bevölkerung  nacB 
Rasse  und  Spradie  die  grossten  Veradtiedenhetten  aufweist,  und  vcm  der  grosse 
Teile  auf  Grund  einer  eigenen  Geschichte  auch  eine  politische  Selbständigkeit 
erstreben  oder  ersehnen.  Es  ist  mit  Sicherheit  anzunehmen,  dass  diese 
Wünsche  und  Bestrebungen  in  einer  Revolution  sehr  an  Stärke  gewinnen  und 
energisch  zum  Ausdruck  kommen  werden.  Soweit  es  sich  um  Virfksstämme 
han^t,  die  nicht  ein  bestimmtes  (kbiet  belecken,  wiirde  voraussichtlich  die 
Froklamierung  allgemeiner  politischer  Gleichberechtigtmg  hi-er  die  grösste 
Schwierigkeit  aus  dem  Wege  räumen,  obgleich  die  formale  Gleichheit  auch  für 
einige  der  betreffenden  Völkerschaften  noch  viele  Probleme  ungelöst  lässt. 
Anders  mit  denjenigen  Nationalitäten  und  Stämmen,  weldie  in  abgegrenzter 
Masse  auf  bestimmten  Gebieten  wohnen,  die  «bist  freies  Land  waren  oder  unter 
anderer  Staatshoheit  standen,  wie  Polen,  Kleinrussen,  Litauer,  Letten,  Finnen. 
Sie  werden  sich  voraussichtlich  mit  der  staatsbürgerlichen  Cileichhcit  nicht 
b^piügen,  sondern  weitgehende  Fordenmgen  auf  politische  Autonomie  stellen. 
Nicht  für  die  Sozialdemokratie,  die  das  Sdbstbestimmungsrecht  <ler  Nationen 
auf  ihre  Fahne  gesdirieben  hat,  wohl  aber  für  die  nichtsosialdemakrittachen 
Parteien  li^  in  dieser  Ftagc  viel  Konfliktsstoff.  Wohl  ti^en  die  betreffenden 
Gebiete  an  der  Peripherie  des  Reiches,  was  eine  Auseinandersetzimg  sehr  er- 
leichterte. Aber  verschiedene  davon  trennen  das  Reich  vom  Zugang  zu  wich- 
tigen  Meeren  oder  Meerbusen,  und  darum  wird  das  burgerlidi-kapitalistisdie 
Russland  nidit  auf  ne  verzichten  wollen. 

ANGESICHTS  dieses  Umstands  können  wir  es  als  einen  ganz  besonderen 
Glücksumstand  betrachten,  wenn  die  Revolution  im  Anschluss  an  den  jetzt 
lobenden,  von  den  Maditpolitikern  herbeigefülirten  russisch-japanischen  Krieg 
ausbridit  Für  den  herrschenden  Zarismus  hat  dieser  Kri^  dank  der  wahn- 
sinnigen Verbiendm^  oder  Kopfknigkeit  Nlkelau^  IL  die  sdbe  Bedeutung,  wie 
der  deutsch-französische  Krieg  von  1870  für  das  zweite  französische  Kaiser- 
tum. Für  das  russische  Volk  wird  er  aber  frei  bleiben  von  jener  dem  Milita- 
rismus und  Chauvinismus  Vorschub  leistenden  sentimentalen  Nachwirkung, 
die  der  Verlost  EIsass-Lothringens  für,  das  franzSaiaclie  V«dk  nach  iridi  wog. 
Was  ist  Korea,  was  die  Bdierrsdnn^  der  Mandsdiurei  dem  masischen  Volk? 
Ein  intensives  Revanchegefühl  kann  sich  durch  die  Preisgabe  dieser  Poai'- 
tionen  im  russischen  Volk  nicht  entwickeln. 

DIE  russische  Revolution  findet  den  Weg  frei  zu  einer  demokratisch-friedlichen 
auBwirtigeQ  Politik.   Keine  im  Wesen  der  Dinge  liegende  Streitfrage  nfitigt 
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sie,  ihre  Kraft  durch  Kämpfe  nach  aussen  von  den  Aufgaben  der  heimischen 
Entwickehmg  abziilonken.  Weder  von  Osten,  noch  von  Westen  her  hat  sie 
Eingriffe  m  ihr  Arbeitsgebiet  zu  befürchten.  Wohl  mag  es  diesseits  der  Grenze 
Leute  geben,  die  im  gegebenen  Fall  Neigung  vcrsp&ren  werden,  ihr  aaf  irgend 
einer  Weise  gewaltsam  Einhalt  zu  gebieten.  Indes  darf  man  die  Überzeugung 
ausdrücken,  dass  die  europäische  Demokratie,  voran  die  deutsche  Sozialdemo- 
kratie, sich  der  Pflichten  bewusst  ist,  die  ihr  im  Fall  des  Versuchs  einer  solchen 
Intervention  erwachsen,  und  sich  alsdann  auf  der  Höhe  dieser  Aufgaben  zeigen 
wird.  Wie  sie  schon  durch  ihre  blosse  Existenz  sidi  ata  wirksamer  Friedens- 
iaktor  bewährt  hat,  wird  sie  umsomehr  ihre  potentiellen  Kräfte  geltend  zu 
machen  wissen,  wenn  es  sich  darum  handelt,  einer  Bewegung  ihre  freie  Entfal- 
tung zu  sichern,  die  neben  speziell  Kussland  betreffenden  Problemen  auch  eine 
ganze  Reihe  von  Fragen  lösen  oder  ihrer  Lösung  entgegenführen  wird,  an  deren 
Rückwirkung  —  ich  nenne  nur  die  polnische  Frage  —  auch  unser  politisches 
Leben  krankt.  Doch  über  diesen  wichtigen  Punkt  dn  andermaL 
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IXST,  im  Mittelalter,  war  das  norwegische  Volk  gross  und  mächtig; 
es  besass  eine  Literatur,  die  in  jener  Zeit  nicht  ihres  gleichen  hatte. 
Dann  lag  sein  deist  in  den  vierhundert  Jahren  seiner  V  ereinigung 
mit  Dänemark  gleichsam  im  Schlafe.  Erst  im  Jahre  1814  brach 
der  Freiheitssturm'  los.  Im  Kieler  Vertrag  wurde  Norwegen  frei 
von  Dänemark,  und  freiwillig,  als  selbständiger  Staat  trat  es  in  eine  Uiion 
mit  Scliweden  ein.  Jetzt  erblühte  für  Norwegen  ein  Frühling,  wie  ihn  nur 
selten  ein  \  olk  in  seiner  Geschichte-  erlebt.  Das  religiöse  und  politi."^che.  das 
ökonomische  und  kulturelle  Leben  wurde  wach.  Volksschulen,  Bürgerschulen 
und  Akademieen  wurden  errichtet,  Chausseen  und  bald  Eisenbahnen  gebaut, 
Banken  gerundet  und  der  Handel  freigegeben.  Die  Quellen  der  Staatswirt- 
schaft wurden  geweitet,  das  Wahlrecht  wurde  ausgedehnt,  bis  es  in  Staat  und 
Gemeinde  für  M.'inncr  alltjeniein  v.urde  und  auch  die  Frauen  einen  —  aller- 
dings sehr  beschrankten  —  Anteil  daran  bekamen.  Schwurgerichte,  Schieds- 
gerichte wurden  eingesetzt  und  Arbeiterakaderoieen  geschaffen.  Bald  konnten 
wir  in  den  Gärten  der  Wissenschaft  und  Kunst  ernten  und  die  Früchte  unserer 
Kiütur  mit  reicher  Hand  Europa  spenden.  Namen,  wie  .'\bel,  Lie,  BuggC;, 
Ibsen,  KK-lIand.  Hjornson,  Bull,  Grieg,  Selnier.  Svendscn  und  manche  unserer 
bildenden  Künstler  sind  nun  der  Welt  wohlbekannt. 

EIN  Mann,  ein  Bauer,  Hans  Nielsen  Hange  mit  Namen,  weckte  das  religiöse 
und  das  wirtschaftliche  Leben  zugleich.    Seiner  Predigten  wegen  wurde  er  > 

tingekerkert  und  erst  nach  vielen  Jahren  als  kranker,  gebrochener  Mann  frei- 
gegeben. Trotzdem  setzte  sich  seine  freireligiöse  Propaganda  durch:  brachte 
er  auch  keine  neue  Lehre,  so  schuf  er  doch  neues  Leben.  Er  machte  die  nor- 
wegische Kirche  selbst  gesunden;  sie  verdurt  jetzt  Hange  als  einen  zweiten 
Luther,  und  sein  Enkel  ist  heute  ihr  oberster  Leiter,  KuItusminiMer.  Noch 
heute  blühen  auch  die  zahlreichen  industriellen  Untemdunui^ien,  die  Hange 
ins  Leben  gerufen  hat. 

ERST  später  kam  das  nationale  Leben  auf  anderen  Gebieten  zur  vollen  Ent- 
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faltung;  erst  nachdem  der  grosse  Dichter,  die  Sturmnatur  Henrik  VVcrgelanS, 
die  Seelen  aufgerüttelt  hatte,  erhob  am  Fjide  der  vierziger  Jahre  der  junge 
Student  Marcus  Thrane  die  rote  Fahne  der  Arbeiterbewegung.  Die  Zeitung, 
die  er  gründete,  gewann  bald  eine  grosse  Abonnentensahl,  und  der  Arbdter- 
verband,  den  er  1850-1851  organisierte,  breitete  rasch  seine  Zweige  über  das 
ganze  Land  aus.  Aber  die  politische  Reaktion,  die  damals  herrschte,  liess  iiicilt 
zu,  da.ss  die  Arhcitcrbewcgung  frei  wuchs.  Als  auf  dem  Parteitag  von  1851, 
der  in  der  Nahe  von  Kristiania  abgehalten  wurde,  starke  revolutionäre  Ten- 
denzen hervortraten,  wurden  alle  Ffihrer  verhaftet,  auch  Thrane,  der  auf  dem 
Parteitag  für  ein  massvolles  Vorgehen  gesprochen  und  die  Absendung  einer 
streng  gesetzlichen  Petition  au  den  .Storthing  herbeigeführt  hatte. 
Vlh'IJ'',  lange  Jahre  mussten  nun  die  Arbeiterführer  in  abscheulichen  Ge- 
fängnissen schmachten.  Als  sie  endlich  freikamen,  war  die  ganze  Bewegung 
zerstört  Aber  kaum  dreissig  Jahre  später  beherrschten  ihre  Ideen  die  nor- 
wegische Politik:  Nach  dem  entscheideiukn  Siege  der  radikalen  Partei  im 
Jahre  1S84  wurde  der  alte  Konservatismus  für  inuuer  begralxni.  Nach  manchen 
Richtungen  ging  der  Radikalismus  noch  weiter  vorwärts,  als  Thrones  Träume 
reichten. 

W..AIiREND  die  radikale  Partei  mit  der  begeisterten  Jugend  und  allen,  die 

den  Kulturfortschritt  auf  ihre  Fahne  geschrieben  hatten,  im  Bunde  an  dem 
{iolitischen  Neubau  arbeitete,  war  noch  in  Norwegen  kein  Boden  für  den 
SnziaHsmus.  Die  Linke  erfüllte  ihre  Aufgabe  —  jung  und  stark.  Gewiss  hatte 
sie  für  den  Ruf  nach  okononjischcn  Reformen  keine  sondcrhch  guten  Ohren; 
aber  der  Kampf  galt  ja  audi  im  wesentlichen  rein  politischen  Zielen.  Das 
Volk  wollte  sich  selbst  regieren  —  allgemeines  Wahlrecht  — ,  sich  selbst  er- 
ziehen —  freie  Volksschule  —  und  sich  selbst  richten  —  Lniengerichte.  Diese 
Forderungen  verwirklichte  der  Radikalisnuis.  Dann  brach  er  zusammen.  Di" 
Partei  versorgte  ihr  F'ührer  mit  fetten  Amtern,  dachte  nur  ungern  noch  an 
ihre  Geschichte,  sdiamte  sich  ihrer  eigenen  Tradition  imd  verleugnete  sie  in 
schmählicher  Reaktion. 

DIE  norwegischen  Arbeiter  waren,  wie  schon  erwähnt,  zuerst  i-n  Jalire 
1848  von  Marcus  Thrane  zum  Zusammenschluss  und  zum  Verlangen  angeregt 
worden.  Thrane  stammte  aus  einer  alten,  vornehmen  Familie.  Aber  sein 
Vater  hatte  Unterschlagungen  begangen  und  Schande  über  die  Familie  ge- 
bracht; er  sass  im  Zuchthause,  als  Marcus  geboren  wurde.  Der  wudis  nun 
natürlich  in  Armut  auf,  fand  aber  doch  Gelegenheit,  sich  auf  den  höheren 
Schulen  auszubilden.  Auf  seiner  Wanderschaft  durch  Deutschland  und  Frank- 
reich wurde  er  mit  dem  Sozialisnms  bekannt.  Er  schuf  sich  ein  festes,  revo- 
luti<Hiäres  System,  etwa  dem  Lassalles  ähnlidi,  mit  dem  er  im  Aussem  wie 
in  der  Geistesart  überhaupt  viel  gemein  hat.  Die  Ldirerstelle,  die  Thrane 
bei  seiner  Rückkehr  nach  Norwegen  erhielt,  mu.sste  er  wegen  seiner  radikalen 
Gesinnung  bald  aufgeben.  So  wurde  er  im  Herbst  1848  Redakteur  eines  bürger- 
lichen Blattes  in  Drammcn.  In  ihm  erhob  er  zuerst  seine  Anklagen  gegen  die 
herrschende  Gesellsdiaftaordnung  und  führte  vom  sozialistischen  Standpunkt 
aus  die  Sache  der  Ari>eiter.  Dafür  bekam  er  binnen  kürzester  Frist  seinen 
.\bschied  als  Redakteur,  und  nun  gründete  er,  am  27.  September  1848,  die 
erste  .Arbeiterorganisation  in  Norwegen,  Drammens  Arbeiderforening.  Auf 
50000  Mitglieder  wuchs  der  Verband  in  den  drei  Jahren  seines  Bcstcliens; 
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aber  er  konnte  sich  nicht  befestigten.  Im  Anschluss  an  seine  Zcntralversamm- 
lung  im  Jahre  1851  wurden  alle  hervorragenden  Teilnehmer  verhaftet  und  bis 
zu  vier  Jahren  in  Untersuchungshaft  gehalten ;  schliesslich  wurden  in  schmach- 
Tdl  ongerediteni  Verfahren  132  von  ihnen,  duitnter  Thrane,  su  harten  Strafen, 
bis  zu  neun  Jahren  Zuchthaus,  verurteilt.  Damit  war  die  Bewegung  ver- 
nichtet. Die  wenigen  Vereine,  die  noch  bestehen  blieben,  wurden  Werkzeuge 
der  Reaktion.  So  selbst  Drammcns  Arbeidcrjorcning,  der  erst  1903  von  den 
Arbeitern  zurückerobert  wurde.  Als  die  bestraften  Führer  aus  dem  Gefängnis 
heraualcamen,  war  an  eine  Wiederaufnahme  der  Agitation  nicht  zn  denken, 
llirane  ging  nach  Amerika,  wo  er  bis  zu  seinem  Tode  im  Jahre  1890  für  seine 
Ideen  wirkte  und  mit  Freude  die  Entwickelung  der  europäischen  Arbeiter- 
bewegung verfolgte.  Aber  auch  in  Norwegen  hatte  er  eine  Bewegung  ent- 
fesselt, die  der  Gesellschaft  tiefe  Spuren  aufdrückte.  Das  praktisch-politische 
Plrogramm,  das  er  au^earbeitet  hatte,  gab  der  neuen  Demokratie  die  Innere 
Kraft  in  den  Kanq>fen,  die  Anfang  der  achtziger  Jahre  zu  ihrem  vollständigen 
Siege  führten. 

ABER  noch  in  der  "Zeit  der  schwärzesten  Reaktion  begann  der  junge  Theo- 
loge Ejlert  Sundt,  für  die  Volksauf klärung  zu  wirken.  Ex  organisierte  die 
Af4>eiter  in  unpcrfitischen  Bildungsverdnen,  reizte  ihren  Wissensdurst  und 
weckte  ihre  Lust  am  Lesen.  Aber  er  lehrte  die  Arbeiter  auch,  sich  mit  dem 
ölTenthchen  Leben  zu  beschäftig-cii  und  säte  viele  sozialistische  Gedanken  aus. 
In  der  weiteren  Öffentlichkeit  begann  man  erst  Anfang  der  siebziger  Jahre 
wieder  von  dem  Sozialismus  zu  sprechen.  Einige  dänische  Handwerksgesellen, 
die  in  Deutschland  gewesen  waren,  grfindeten  gemeinsam  mit  dem  Studenten 
O.  FjÖrtoft  eine  neue  Arbeiterorganisation  in  Kristiania;  sie  gaben  auch  ein 
kleines  Blatt  heraus  und  beriefen  cinic^e  öfTentliche  \'crsamm!ungen  ein.  Zwei 
von  diesen  fanden  auf  einer  kkinen  Anhohe  ini  Hafen  von  Kristiania,  dem 
Diebesinselbcrg,  statt.  Sie  wurden  von  Personen  aus  den  rciclicn  Ständen 
gestört  und  sind  später  von  Kr.  Kristofersen  und  Gunnar  Heiberg  in  Romanen 
und  Schauspielen  dichterisch  behandelt  worden.  Fjörtoft  zur  Seite  standen 
in  dieser  Bewegung  der  Sattler  M.  Jantzcn  aus  Dänemark  und  der  Tischler 
Ljungdal  aus  Schweden.  Doch  je  mehr  der  Radikalismus  emporstieg,  desto 
schwächer  pulsierte  das  Leben  in  dieser  Arbeiterorganisation. 
KAUM)  aber  hatte  die  Linkspartei  die  Reaktion  gestürzt  und  ihre  eigene  Macht 
befestigt,  als  sie  begann,  die  Sache  de?  Radikalismus  zu  verraten.  Besonders 
ging  sie  in  der  Frage  des  allgemeinen  Wahlrechts  sehr  langsam  vor.  Dalier 
wurden  schon  1883  Stinmien  für  eine  selbständige  Organisation  der  Arbeiter 
auf  Grund  eines  eigenen  Progranmis  laut.  So  schlössen  sich  im  Jahre  1884 
in  einer  Versammlung  die  Gewerksdiaftsvereine  in  Kristiania  zu  einer  gemein* 
samen  Organisation  zusammen  imd  wählten  den  Buchdrucker  Chr.  H.  Knudsen 
7u  ihrem  Vorsitzenden.  Das  IVogramm  war  ein  gemässigtes  Gewerkschafts- 
programm.  Zur  selben  Zeit  hatte  Knudsen  Ix-gonnen,  ein  kleines  Blatt  Vort 
Arbeide  herauszugeben.  Er  musste  sich  cme  eigene  Druckerei  anschaffen, 
um  das  Blatt  übeihaupt  gedruckt  zu  bekommen.  Im  Winter  1885  trieben 
Ljungdal  und  Knudsen  eine  nicht  unbeträchtliche  sozialistische  Agitation.  Das 
Resultat  dieser  Agitation  war  die  Bildung  des  sozialdemokratischen  Vereins 
in  Kristiania  mit  60  Mitgliedern  am  l.  März  1885.  Knudsen  wurde  zu  seinem 
Vorsitzenden  gewählt.    Im   selben  Jahre   wurde   ein  ahnlicher  Verein  von 
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dem  Dänen  Sophus  Pihl  in  Bergen  gegründet  und  ein  anderer  von  dem  deut- 
schen Schneider  A.  Härtung  in  Skien.  Vom  Neujahr  1886  wurde  Vort  Arbeide 
umgetauft  und  bekam  den  Namen  Social-Ücmokraten.  Zu  denen,  die  sich  jetzt 
der  Bewegimg  anschlössen,  gehörten  weiterhin  Carl  Jcppesen,  Dr.  Oscar  Nissen 
und  der  Advokat  Ludwig  Meyer.  Auf  dnem  Parteitage  in  Arendal  am  21. 
und  22.  August  1887  wurde  die  Nonvcgischc  Arbeiterpartei  gegründet.  Das 
Programm  war  noch  nicht  rein  sozialistisch,  weil  man  hoffte,  dass  auch  die 
nichtsozialistischen  Arbeitervereine  sich  so  der  Partei  anschliessen  würden. 
Dies  geschab  jedoch  nicht.  Die  Partei  entwickelte  sich  deshalb  immer  mehr 
im  Geiste  des  Sozialismus,  und  im  Jahre  1891  wurde  ein  rein  sozialistische« 
Programm  aufgestellt.  Im  Jahre  1892  beschloss  die  Partei»  bei  den  Wahlen 
selbständig  aufzutreten.  O.  G.  Gjösteen  wurde  zum  Präsidenten  der  Partei 
gewählt.  Er  war  früher  Vorsitzender  einer  Organisation  gewesen,  die  der 
Linkspartei  angehörte.  In  den  Jahren  1893  und  1894  sdiwoU  die  Zahl  der 
Parteimitglieder  sdir  stark  an,  indem  ganze  Organisationen,  die  in  ihrer  Mitte 
auch  viele  NichtSozialisten  zählten,  sich  ihr  korporativ  anschlössen.  Die  da- 
malige nominelle  Mitt^liederzahl  —  11  500  —  wurde  in  Wahrheit  erst  vor  5  bis 
6  Jahren  Jahren  erreicht.  Unter  denen,  die  in  tUesen  Jahren  zur  Farta  kamen, 
müssen  Chr.  Hornsrud,  der  sich  mit  dem  ersten  Landarbeiterkontingent  ein- 
stellt^ und  Edward  Olsen,  der  Vorsitzende  des  Arbeitervereins  in  Kristiania, 
genannt  werden.  Dieser  hatte  später  an  der  Schaffung  der  Invaliden-  und 
Altersversicherung  einen  bedeutenden  Anteil,  kann  aber  jetzt  als  Mitglied  der 
Partei  nicht  gezählt  werden. 

IM  Jahre  1894  wurde  die  Organisation  De  samvirkende  Fagforeninger 
in  Kristiania  gegründet.  DSese  übernahm  die  Leitung  der  gewerkschaft- 
lichen Arbdt.  Schon  am  Ende  der  achtziger  Jahre  waren  eine  Reihe 
von  Streiks  ausgebrochen  :  sie  hatten  die  Arbeiter  zur  gewerkschaftlichen  Orga- 
nisation angetrieben.  Um  diese  Zeit  begann  auch  Social-Dcmokraten  tägüch 
zu  erscheinen.  Infolge  der  lebhaften  Arbeiterbewegung  im  ganzen  Lande  war 
der  im  Jahre  1891  gewählte  Storthing  eher  geneigt,  auf  die  Forderungen  einzu- 
gehen, welche  die  Arbeiter  erhoben.  So  bekamen  wir  zum  erstenmal  ein  Fabrik- 
inspektionsgesetz /1892/,  das  wohl  in  mancher  Hinsicht  die  Wünsche  der  Ar- 
beiter nicht  ganz  erfüllte,  aber  doch  sehr  wertvoll  für  sie  war.  Das  Gesetz 
verbietet  Kinderarbeit,  schränkt  die  Arbeitszeit  der  Jugendlichen  ein  und  gibt 
strenge  Vorschriften  für  die  Hygiene  in  den  Werkstatten  und  Fabriken.  Im 
Jahre  1894  nahm  der  Storthing  ein  Gesetz  über  die  Unfallversicherung  der 
Arbeiter  an,  mit  oblij:jatorischen  Beiträgen  der  Arbeitgeber;  die  Nachtarbeit 
in  den  Bäckereien  wurde  verboten;  eingehende  Vorschriften  für  die  Kostver- 
pflegung auf  den  HandelsschifTen  wurden  erlassen.  Der  Storthing  sprach  sich 
weiter  gegen  das  Submissionswesen  aus  und  besdiloss,  in  den  Staatsweric- 
stitten  die  Einführung  des  Neunstundentages  zu  versuchen.  Weiter  wurde' 
eine  parlamentarische  Kommission  zur  Bearbeitunt^  der  Frage  der  Invaliden- 
und  Altersversicherung  für  das  ganze  Volk  eingesetzt. 

ES  trat  nun  in  der  sozialistischen  Bewegung  ein  Stillstand  ein.  Der  Wahlrechts- 
kampf  überschattete  alles,  und  die  Lösung  dieser  Fr^je  lag  in  den  Händen  der 

Linken,  ^^uerst  wurde  das  allgemeine  Wahlrecht  in  den  Gemeinden  durcH- 
gefülirt.  nachdem  die  Arbeiterpartei  durch  O.  G.  Gjösteen  bewiesen  hatte, 
dass  hierzu  im  Storthing  nicht  die  konstitutionelle  Zweidrittelmehrheit,  sondern 
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nur  einfache  Mehrheit  erfordcrUch  war.  Im  Jahre  1898  hatte  die  Linke  zwei 
Drittel  der  Storthingsniandate  und  beschloss  das  allgemeine  Wahlrecht  für 
Männer.  Die  Sozialdemokratie  hatte  selbstverstandlidi  Ihren  Anteil  an  dem 
grossen  politischen  Reformwerk,  das  in  diesen  Jahren  vcdlendet  war;  aber  sie 
konnte  doch  nur  die  Linke  vorwärts  drängen,  denn  sie  selbst  hatte  noch  keinen 
Abgeordneten  im  Stortliing.  Nfit  der  Kraftleistung  im  Jahre  1898  hatte  die 
Linke  ihre  letzte  grosse  Tat  vollbracht.  Sic  ging  plötzhcii  zu  der  Reaktion  über. 
Von  6ieatF  Zeit  datiert  der  neue  Aufschwang'  der  Sozialdemokratie.  Konnte 
der  erste  selbständige  Wahlkampf  der  Arbeiteqjartei  im  Jahre  1894  keine 
bemerkenswerten  F.rfolgc  aufweisen  —  die  Partei  erhielt  in  Kristiania  nur 
525  Stimmen  und  in  einigen  anderen  Städten  eine  verschwindende  Minorität  — , 
so  zeigten  die  Gemeindewahlen  des  Jahres  1898  doch,  dass  die  Sozialdemokratie 
gross  und  stark  geworden  war.  Sie  entfaltete  eine  grosse  Agitation  und  setzte 
durch,  dass  zum  Beispiel  in  Kristiania  7,  in  Bergen  6,  in  Stavanger  3  und 
in  Drammen  3  Parteigenossen  in  die  Gemeindevertretung  gewählt  wurden. 
IM  Jahre  1897  wurde  der  Rechtsanwalt  Ludwig  Meyer  zum  Parteivorsitzenden 
gewählt;  er  gewann  allmählich  massgebenden  Einlluss  auf  die  ganze  Partei, 
wie  auf  das  2!entralorgan.  Unter  seiner  Ffihrung  kam  die  Partei  weit  vorwärts, 
numerisch  und  vidleidit  auch  kulturell;  aber  sie  musste  auch  grosse  Schulden 
machen  und  geriet  dadurch  in  schwere  Abhängigkeit,  die  Unzufriedoiheit  und 
Streit  in  der  Partei  hervorrief.  Inzwischen  bildete  sich  eine  weitverbreitete 
suzialdemokratiäche  Provinzpresse.  Es  erscheinen  täglich  in  Bergen  Arbeide:, 
von  M.  Olofson  redigiert,  und  unter  der  Leitung  von  Angell  Olsen  in  Dront- 
hetm  Ny  Tid.  Spater  kam  das  Wochenblatt  Den  forste  Mm  in  Suvanger  dazu 
und,  als  eine  sozialistische  Bewegung  im  Nordland  entstand,  dort  Nordlys;  sein 
Herausgeber  war  Dr.  Alfred  F.riksen.  Pfarrer  in  Karlsö.  Schliesslich  wurde 
das  Bhitt  Frcmozct  in  Xarvik  gegrinuiet. 

XACHDEIM  das  allgemeine  Wahlrecht  durchgesetzt  war,  entwickelte  sich  die 
Sozialdemokratie  auch  in  Norwegen  von  einer  rein  agitatorischen  zu  einer 
Itarlamentari sehen  Partei.  Damit  wuchsen  ihre  Aufgaben ;  schon  1891  war  das 

allgemeine  Parteiprogramm  revidiert  und  besser  formuliert  worden,  wobei  auch 
die  Forderung  Abschaffuni^  der  Staatskirchc  nuf^-egeben  w\irde.  Im  Jahre  1902 
wurde  nun  ein  Agrarprogranun  ausgearbeitet,  dessen  wichtigste  Bestinunungen 
folgendermassen  lauten: 

>I.  Es  soll  kein  Verkauf  von  öffentlichem  Grund  und  Boden  stattfinden. 

2.  Staat  und  Gemeinden  sollen  nach  und  nach  hillipe  uiul  unter  Zwangsverkauf 
Stehende  landwirtschaftliche  Grundstücke  und  andere  }k>>ii7,unKt.n.  wie  Walder, 
Wasserfälle,  Bergwerke  u.  s.  w..  erwerben. 

3.  Den  Gemeinden  soll  das  Recht  gegeben  werden,  unkultiviertes,  aber  kultivierbares 
Land  durch  Expropriation  zu  erwerben,  und  zwar  zu  einem  Preis,  der  nach  dem 
wirklichen  I'rtrag  der  Besitzung  berechnet  ist,  al)er  nicht  höher  sein  darf,  als  der 
Durchschnitt  der  Steuertaxe  in  den  letzten  zehn  Jahren. 

4.  Solches  Land  soll  entweder  vom  Staate  (oder  der  Gemeinde)  bewirtschaftet 

werden  oder  Gcnn<;senschaftcn  ncUr  einzelnen  Personen  znr  Bewirtschaftung,  über 
die  die  nötige  Kontrolle  zu  führen  ist,  gegen  niedrige  Abgaben  übertragen  werden. 
Ausbeutung  von  fremder  Arbeitskraft  soll  dabti  unzulässig  sein. 

5.  Staats-  und  Gemeindehilfe  soll  zum  Ankauf  oder  zur  Entschuldung  von  Land 
und  Hof,  das  zur  Bewirtschaftung  oder  zu  dauerndem  Eigentum  bestimmt  ist,  ge- 
währt werden ;  doch  soll  Staat  oder  Goneinde  i^ddi  nach  dem  niehsten  Erben  ein 
Vorkaufsrecht  haben. 

6.  Alle  derartigen  Ackerwirtscbaften  samt  dem  Ertrage  und  den  notwendigen  Be- 
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triebsmitteln  sollen  dttrch  Gesetz  gegen  die  Zwangsvollstreckung,  die  Verpfändung 
und  gegen  anderen  Ejngriff  von  Privatgläubigern  geschützt  werden. 
7.  Dieser  Schutz  soll  auch  auf  die  jetzigen  Inhaber  von  Haus  und  Hof  bis  zu  deni 
Grade  ausgedehnt  werden,  als  ihnen  dadurch  die  Verwertung  ihrer  Arbeitskraft  und 
der  ihrer  Familie  ermöglicht  vTird.« 

Die  übrigen  Abschnitte  handeln  von  den  ländlichen  Genossensdiaften  und 
der  Arbeitsdauer  auf  den  g^rossen  Gütern.  Ring-clcitet  wird  das  IVag^rarrun 
durch  eine  knappgefasste  Begründung,  in  der  ausgeführt  wird,  dass  die  Land- 
wirtsdiaft  allmählich  von  der  ka^italistiischen  Ausbentung  befreit  werden  müsse. 
DIESES  Agrarprogramm  war  etn  Werk  des  Landmannes  Chr.  Hornsrud  aus 
Buskcrud,  der  als  erster  die  sozialistische  Bewegung  aufs  Land  verpflanzt 
hatte.  Jetzt  erhielt  die  Partei  auch  dort  einen  starken  Zuwaclis.  Dadurch 
kam  es  auf  dem  Parteitage  des  Jahres  1903  zu  einem  Personenwechsel  im 
Partetvorstand:  Chr.  Hornsrud  wurde  zum  Parteivorsitzenden  und  der 
Schreiber  dieser  Zeilen  zum  Haupt redakteur  des  Zentralorgans  gewählt.  Im 
vorigen  Jahre  wurde  dann  die  Partei  reorganisiert:  sie  gliedert  sich  jetzt  in 
Amts-  und  Kezirksorganisationen.  Zugleich  arbeiteten  im  Auftragt^  dieses 
Parteitages  der  Parteivorsitzende  Hornsrud,  der  Redakteur  Jacob  Vidncs,  der 
Student  Pnnterwold  und  der  Agitator  H.  Bemtsen  ein  revolutionäres  Manifest 
aus;  es  sollte  zeigen,  dass  die  Partei  audi  nach  dem  grossen  Zuwachs  keine 
Reformpartei  nach  Art  der  bürgerlichen  Linken  geworden  war,  dass  die  Partei- 
genossen auf  dem  Lande  eben  so  gute  Sozialdemokraten  sind,  wie  die  in 
der  Stadt. 

DIE  Parteipresse  umfasst  zur  Zeit  drei  taglich  erscheinende  Zeitungen  und 
einige  Wochenblätter;  im  ganzen  hat  sie  25000  Abonnenten.  Das  Hauptorgan 

ist  Sacial-Dcmokraten  in  Kristiania  mit  10000  Abonnenten.  Seit  dem  Jahre 
1900  hat  die  Partei  auch  einen  Jugendhund.  Von  dem  Redakteur  Jakob  Vidnes 
in  üenicinsdiatt  mit  Buen,  Harald  Hansen  und  dem  Schreiber  dieses  ins  Leben 
gerufen,  zählt  er  jetzt  etwa  1500  Mitglieder  und  gibt  eine  Zeitschrift  Dei 
Tyvende  Aarhundrede  heraus.  An  den  Kommunalwahlen  hat  sich  die  Partei 
seit  dem  Jalire  1890  beteiligt.  Damals  wurde  zimi  erstenmal  in  Kristiania  eine 
eigene  W'aJdliste  aufgestellt,  aber  sie  erhielt  nur  130  Stimmen.  Erst  nach  vielen 
Jaliren  holte  die  Partei  ordentlich  aus.  Im  Jahre  1898  setzte  sie  mit  Hilfe  des 
Proportionalwahlrechts  die  Wahl  einiger  sozialdemokratischer  Gemeinde- 
vertreter durch  und  verdoppelte  bei  den  Wahlen  von  1901  ihre  Zahl.  Inzwischen 
war  im  Jahre  1900  auch  den  Frauen  das  kommunale  Wahlrecht  gegeben  worden. 
Aber  nur  denen,  die  25  Jahre  alt  sind  und  Slem-ru  von  einem  Einkommen  von 
300  Kronen  auf  dem  Lande  oder  400  Kronen  in  der  Stadt  zahlen  oder  mit 
einem  Manne  verheiratet  sind,  der  diese  Steuer  zahlt  Dadurch  sind  naturlich 
viele  Arbeiterfrauen  vom  Wahlredit  ausgeschlossen;  die  Erteilung  dieses  plttto> 
kratisch  beschränkten  Wahlrechts  an  die  Frauen  ist  also  nur  den  besitzenden 
Klassen  zu  gute  gekommen.  Trotzdem  war  unsere  Partei  bei  den  Wahlen  des 
Jahres  1904  in  manchen  Gemeinden  die  zweitstärkstc  von  den  drei  kämpfenden 
Parteien. 

^   AUCH  die  Wahlordnung  zu  den  Stortfaini^wahlen  ist  adtr  unglücklich.  In 

indirekter  Wahl  wählt  jeder  Landbezirk,  je  nach  der  Grösse,  3  bis  5  Ab- 
geordnete, die  Städte  i  bis  4;  mehrere  Kleinstädte  werden  zu  einem  Wahl- 
bezirk zusammengelegt  imd  wählen  dann  einen  Abgeordneten.  Eine  Reform 
dieses  Wahlverfahrens  wird  von  allen  Parteien  verlangt.  Bei  der  letzten 
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Storthingswahl  wurden  im  Bezirk  Tnmisö,  im  nördlichen  Norwegen,  wo  die 
Farteibewegung  eine  Sonderstellung  einnimmt,  drei  sozialistische  Abgeordnete 
gewaiilt :  der  Pfarrer  Dr.  Eriksen,  der  Fischer  Lind  Johannesen  und  der  Land- 
mann  Meyer-Fodiaag.  Von  den  drei  nordländtsdiMi  Städten  Narvik,  Boda 
und  Tromsö  wurde  der  Parteigenosse  Redakteur  Jörg  Beige  in  den  Slorthtng 
entsandt.  Der  Übergang  von  der  bürgerlichen  Radikalen  zur  Sozialdemokratie 
hat  sich  in  diesen  Bezirken  so  rasch  vollzogen,  dass  sicherlich  nicht  alle,  die  für 
unsere  Partei  stimmten,  überzeugte  Sozialdemokraten  sind.  Aber  die  Agitation 
wird  krifl^  betrieben,  und  das  Verständnis  fär  unsere  I^en  wSdist  Eine 
Progranunlorderung  unserer  Partei  dort  oben  war  IVatfUchginfriedigung;  sie 
wurde  vom  letzten  Storthing  angenommen  . 

IM  allgemeinen  zeigt  die  Statistik  für  die  Storthingswahlen  folgendes:  Im  Jalire 
1894  vereinigte  die  Sozialdemokratie  0,3  %  der  abgegebenen  Stimmen  auf  sich, 
1897  0,6  %,  1900  3,2  und  1903  10,3  Also  ein  Bild  stetigen  Vorwärts- 
schreitens. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 

ODA  OLBERG  •  POLEMISCHES  ÜBER  FRAUENFRAGE 
UNO  SOZIALISMUS 

BER  die  Frauenfrage,  wie  über  die  soziale  Frage,  werden  noch 
immer  Ströme  von  Tinte  vergossen.  Das  Papier,  in  seiner  sprich- 
wörtlichen Geduld,  lässt  alles  über  sich  ergehen.  Und  doch  liesse 
sich  auch  aul  diesem  weiten  und  schwierigen  GdUet  manches  yer- 
leinfachen,  gar  manche  ermüdende  und  unfruditbare  P<demik  er- 
sparen, wenn  man  etwas  Mühe  auf  die  Sichtung  der  Argumente  verwendete 
und  sich  vorher  klar  machte,  wo  man  hinaus  will.  Niemand  wird  verlangen, 
dass  der  persönliche  Geschmack  und  pcrsönlidic  Neigung  mundtot  sein  sollen. 
Auch  das  kräftige  Die  janse  Richtung  passt  mir  niekt  aaXl  keinesw^  verwehrt 
sein.  Nur  muss  man  nicht  vergessen,  dass  es  allein  kein  Argument  ist. 
GEWISS  hat  die  menschliche  Zwecksetzung  einen  Einfluss  auf  die  Entwickc- 
lung  der  Dinge.  Aber  einmal  gehören  Geschmack  und  Neigung  nicht  zu  den 
Faktoren,  die  eine  wirksame  Zwecksetzung  zu  stände  bringen;  sie  dienen  vicl- 
mdir  Zwedcen,  wobei  es  denn  oft  voricommt,  dass  der  Diener  den  Herrn  fiber- 
lebt Im  Laufe  der  Zeit  aber  haben  sich  noch  stets  Geschmack  und  Neigung 
den  neuen  Zwecken  angepasst.  Dann  aber  ist  überhaupt  der  Einfluss  der 
menschlichen  Zwecke  wesentlich  eingeengt  durch  das  objektive  Geschehen  und 
seine  Bedingtheit.  Und  ob  auch  die  Entwickelung  der  bewussten  Zweck- 
setzung weitere  Gebiete  xnweisen  dfirft^  ab  sie  heute  hat,  so  wird  die  Mensch* 
heit  doch  immer  ftn  objdctiTe  Verhältnisse  mid  logisdie  Verknfipfmigen  ge- 
bunden sein. 

MAN  mag  noch  so  wacker  schmälen  über  die  Bestrebungen  der  Frauenbewe- 
gung; zur  Klärung  der  Frauenfrage  aber  wird  man  nur  beitragen,  wenn  man 
zur  Grundlage  behält,  was  die  Gesellschaft  muss  tmd  kann  und  ein  auf  dieser 
Grundlage  ruhendes  Ziel  aufstellt  und  die  Wege  zu  ihm  aufsudlt 
AUS  dem  in  dieser  Zeitschrift  veröffentlichten  Aufsatz  von  Edmund  Fischer^) 
s)  Edäsad  Fischer:  Dk  F^tmtttfhtg*  ia  diMeai  Baad  4er  SoaiaK$tliek$M  MomtUtt0«,  feg.  «5S  M. 
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habeich  wenig  Klärendes  entnehmen  können;  ja,  er  scheint  mir  eine  ausgiebige 
Dokumentation  für  die  »Unklarheit  und  Unsicherheit«  in  der  Bcurtcihnig  der 
Frage,  die  der  Autor  am  Eingang  hervorhebt.  Die  ganze  Fragestellung  halte 
ich  für  unrichtig.  Der  eigentlidie  Kern  der  Frauenfrage  ist  nach  Fischer: 
»Führt  der  unabänderliche  Gang  der  Eittwickelung  die  Frauen  allgemein  der 
Berufstätigkeit  zu,  und  ist  dies  als  ein  Fortschritt  zw  bep^rüsscn  und  zu  för- 
dern, da  dadurch,  bei  entsprechender  Neuorganisation  des  gesellschaftlichen 
Lebens,  die  Frau  erst  wirklich  frei,  wirtschaftlich  unabhängig  vom  Mann  wird, 
ihre  Emanzipation  erlangt  ?c  Nur  nebenbei  sei  bemerkt,  dass  das  Unabänder- 
liche nicht  gefördert  werden  kann.  Man  kann  sich  mit  ihm  nur  abfinden  oder 
nicht.  Aber  in  der  ganzen  Frage  scheint  mir  das  Problem  v(.rkrüp]>clt  und  ver- 
zerrt. Die  l'rau  strebt,  wie  jedes  Lebewesen,  nach  Entfaltung,  nach  Raum 
zum  Ausleben  für  ihre  Lebensenergie.  Diese  Tatsache,  selbst  natürliche  Folge 
eines  kon^yUzierten  Zusammenwirkens  von  Ursachen,  stellt  doch  wcrii!  den 
natürlichen  Ausgangspunkt  der  Frage  dar.  Sind  diese  Bestrebungen  nach 
Entfaltunf^,  soweit  sie  auf  dem  Boden  des  Notwendigen  und  Möglichen  Platz 
finden,  im  Einklang  mit  dem  Interesse  der  Gesamtheit  oder  nicht?  Das  scheint 
mir  die  eigentliche  Frauen  frage.  Und  diese  ist  in  der  Form  die  selbe  für  jede 
Partei,  im  Inhalt  aber  ebenso  verschieden,  wie  die  Auffassung  über  die  Inter- 
essen der  Gesamtheit  Und  es  muss  ihr  gegenüber  einen  spezifisch  sozialdemo- 
kratischen Standpunkt  geben. 

DA.SS  die  Frau  nach  Freiheit,  das  heisst  nach  der  Möglichkeit  der  Entfaltuncj 
ihrer  W^esenheit  strebt,  setze  ich  als  etwas  Gegebenes  voraus.  ^Vas  von  diesem 
Streben  in  die  Erscheinung  tritt,  nennt  man  eben  Frauenbewegung.  Nun*  gibt 
es  aber  viele  Arten  und  Abstufungen  in  dieser  Bewegung.  Je  nach  dem,  was 
den  seelischen  Schwerpunkt  eines  Menschen  darstellt,  wird  auch  sein  Ent- 
faltungsbedürfnis ihn  in  andere  Richtung  treiben.  So  hat  Laura  Marholm 
vor  allem  gegen  die  Verkrüppelung  der  Geschlechtlichkeit  der  Frau  durch  die 
Gesellschaft  geeifert,  Ellen  Key  und  Ruth  Bre  gegen  die  VerstünUnehu^  des 
ttütteriichen  Triebes,  Luise  Otto-Peters,  Auguste  Schmidit,  Helene  Lange, 
Hedwig  Dohm  und  die  ganze  grosse  Schar  der  ersten  bürgerlichen  Frauen- 
rechtlerinnen gegen  die  intellektuelle  Hemmung  und  gegen  die  Benachteili- 
gung durch  das  Zivilrecht,  die  Führerinnen  der  proletarischen  Frauenbewegung 
gegen  die  wirtschaftliche  Knechtimg,  schliesslich  in  den  letzten  Jahren  einige 
franzosische  Autoren  und  ein  paar  mutige  deutsche  Arzte  gegen  die  physische 
und  seelische  Ausmergelung  des  Weibes  durch  die  zahlreichen  Mutterschaften, 
über  die  die  kleinen  Kreuze  auf  den  Friedhöfen  quittieren.  All  das  ist  Frauen- 
bewegung, Streben  nach  Befreiung  von  Fessel,  Joch  und  Qual. 
FÜR  jede  einzelne  dieser  Forderungen  haben  steh  natürlich  Schriftsteller 
gefunden,  die  haarklein  beweisen,  dass  sie  der  tmluren  Wesenheit  des  Weibes 
zuwiderlaufen.  Besonders  die  Männer  haben  sich  in  Unkosten  gestürzt,  um 
dar/.utun.  dass  gerade  das,  was  das  Weib  ersehnt,  sein  allergrösstes  Uiiprliick 
werden  würde.  Es  bietet  nun  aber  unendliche  Schwierigkeiten,  auf  theore- 
tischem Wege  festzustellen,  was  des  Menschen  Glück  ausmacht;  wenn  sich 
gar  ein  Geschlecht  die  Mühe  gibt,  dem  andern  die  beste  Lösung  des  Lebens- 
exempels herauszuklügeln,  so  dürfte  es  sich  eine  schlechthin  unlösbare  Auf- 
gabe stellen.  Tröstlich  ist,  dass  die  Menschen  in  der  Praxis  sich  ziemlich  j^enau 
darüber  auskennen,  in  welcher  Richtung  ihnen  Entfaltung  und  Ausbau  ihrer 
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Wesenheit  frommt,  ob  sie  sich  auch  noch  so  tölpelhaft  anstellen  bei  den  Ver- 
suchen, ihr  Streben  zu  verwirklichen.*) 

DESHALB  sollte  man,  scheint  mir,  jedem  nachhaltigen  Streben-  so  weit  ver- 
trauen, dass  man  seine  innere  Zweckmässigkeit  nicht  in  Zweifel  zieht  und  also 
von  vornherein  annimmt,  dass  das  Erstrel'to,  wenn  es  erreicht  würde,  den  Be- 
dürfnissen derer  gemäss  wäre,  die  ihre  Kraft  an  seine  Erreichung  setzen. 
Natürlich  wird  es  nicht  alle  Bedürfnisse  stillen  oder  für  gestillte  neue  ent- 
zfinden,  aber  das  läuft  seiner  inneren  ZwedcmSssii^t  nicht  zuwider.  Das 
Streben  ist  das  Gegebene,  die  Tatsache,  von  der  jede  Diskussion  der  aus  diesem 
Streben  geborenen  Frauenfrage  am  1>esten  ihren  Ausgang  nimmt. 
UND  da  fragt  es  «ich  zuerst,  ob  etwa  die  Wei^e  dieses  Strebens  im  unveränder- 
lichen Gange  unserer  sozialen  Entwickclung  euibegrifYen  oder  von  ihm  ausge- 
schlossen erscheinen.  Wer  nämlich  an  feststehende,  das  heisst  der  mensch'  * 
lieben  Zwecksetzung  entrückte  oder  sie  bereits  eintM^reifende  Entwickelungs- 
wege  glaubt,  der  braucht  dann  keine  anderen  Argimiente  mehr,  nicht  mehr 
die  Naturbestimmung  und  auch  nicht  mehr  die  menschlichen  Willen  und  Nei- 
gungen. Das  sollte  endlich  klar  sein.  Immer  wieder  kommt  man  mit  dem 
unabänderlichen  Gang  der  Entwickclung  und  gibt  dann  noch  einige  andere 
Argumente  zu  oder  handelt  ihm  noch  etwas  ab.  Damit  muss  es  aber  einmal 
ein  Ende  haben.  Wer  sich  auf  die  Entwickelung  verlässt,  der  erbringe  Be- 
weise für  ihre  Richtung  und  Unabänderlichkeit  —  alles  weitere  Beiwerk  ist  von 
diesem  Standpunkt  aus  ein  methodologischer  Unsinn. 

ICH  glaube  nicht  an  eine  unabänderlich  vorgezeichnete  Entwickettmg;  weder 

in  dem  Sinne,  dass  aus  den  der  bewusstcn  menschlichen  Zwecksetzung  ent- 
zogenen Verhältnissen  der  Ciang  des  sozialen  Werdens  endgültig  bestimmt  ist, 
noch  in  dem  andern  Sinne,  dass  sich  aus  der  Vereinigung  dieser  objektiven 
Verhältnisse  mit  den  bewussten  und  unbewussten  Faktoren  menschlicher  Zweck- 
setzung  eine  unbedingte  Notwendigkeit^)  wissenschaftlich  erschliessen  lässtl 
Nur  die  allgemeine  Richtung  der  Entwickelung  halte  ich  für  fest  vorgezeichnet, 
durch  die  allgemeinen  Bedingungen  des  gesellschaftichcn  Daseinskampfes  und 
deren  Folgen  auf  das  bewusste  Leben  und  Streben  der  Individuen  und  Gruppen. 
Von  dieser  Entwickelung  nehmen  wir  Sozialisten  eben  an,  dass  sie  auf  eine 
Vergesellsdiaftlichung  der  Produktion  führe.  Ffihrt  sie  allein  dadurch  auch 
zur  Berufsarbeit  der  Frau,  zur  Auflösung  des  Einzelhaushaltes,  zur  Erziehung 
der  JKinder  durch  die  Gesellschaft?  Das  dürfte  noch  zur  Diskussion  stehen. 
OHNE  sich  aber  in  Einzelheiten  zu  verlieren,  kann  man  doch  wohl  sagen,  dass 
die  bewusste  Triebkraft  der  sozialen  Bewegung  der  Drang  nach  Freiheit  ist, 
nach  der  Möglichkeit  eines  harmonisdiett  Daseins.  Die  Vergesellschaftung 
der  Produktion  ist  nur  Ifittel.  Mit  diesem  Drang  wird  man  beim  Menschen^ 
er  sei  ^ann  oder  Weib,  immer  zu  rechnen  haben.  Und  eine  Gesellschaft,  die 

Dar  Umttaod,  daxi  viele  TentMde  tob  Mmschen  In  relif^iSscm  W«1ui  flir  Leben  allei  demeB  ent- 
kleiden, was  das  D.isein  schmückt,  beweist  nichts  t;t.'i;fn  die  SiLherheit  «los  GlOcksirntinkto».  Drr.n,  w,is 
diesen  vorschwebt,  ist  ihi  wirkliche«!,  wesenticm.i^sr^;  Cilütk.  r)er  Fromme  vcrsetit  die  Ktf(llln:ii;  all 
Miner  Wünsche  ins  Jenseits  ab^eUlasster  u:nl  k  iimu;i;r  1  n  hf:  er  sein  Diesseits  i;e^t.iltet,  nm  so  l^iiens- 
voller  and  Qppiger  gestaltet  ihm  seine  I'hanuisir  <lrn  himmUsclicn  Lohn,  liier  wird  .ilso  ni<  ht  ein  falsches 
Glück  angestrebt,  sondern  ein  echtes  Glück  auf  f  ih«  lie  Weise. 

■)  Dass  eiM  ubedingte  Notwendigkeit  allen  Geschehen  m  Gmnde  liegt,  also  auch  alles  Zukünftige  end« 
goltig  bertioBt,  folgt  ftr  das  BeucUkhe  Gthini  im  dm  Ktmalilitabegiift  Aber  dleMphOoMfli«^ 
Notwendigkeit  kommt  fflr  ans  praktisch  nicht  ia  BaMdll»  «ad  «bl  graosr  Tafl  ihnr  MdOrtB  —  aH 
das,  was  man  ZttfcM  nennt  —  eatsiebt  sich  voUstlndig  dar  ainachlicbia  Toi— «elAt,  vt  ■laaaanhaBahar. 
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ein  möglichst  hohes  Mass  der  Zweckmässigkeit  suistrebt,  müsste  diesem  Drang 
unbedingt  Rechnung  tragen  und  kSimte  ihm  jeden&lls,  dank  der  reidien  Res- 
sourcen der  socialen  Prodtikti«»,  die  strenge  Durchführung  der  -Veifieflell- 

schaftung  teilweise  unterordnen.    Wenn  also  des  Weibes  Drang  nach  Freiheit 
den  Einzclhaushalt  und  das  Aufgehen  im  Mutterberuf  forderte,  so  könnte  viel- 
leicht die  neue  Gesellschaft  sich  ihm  innerhalb  gewisser  Grenzen  anpassen. 
INNERHALB  gewisser  Grenzen  I   Ein  eigenes  Heim,  das  >in  stand  zu  halten 
und  angenehm  zu  gestalten  mindestens  eines  so  grossen  Kraftaufwands  der 
Frau  bedarf,  wie  es  vom  Mann  im  Beruf  verlangt  wird,«  das»  glaabe  idm  alter- 
dings,  wird  im  Zukunftsstaat  zu  den  Unmöglichkeiten  gehören.    Das  würde 
ja  geradezu  dem  heiligen  Geist  der  neuen  Gesellschaftsordnung  zuwiderlaufen  1 
Wie  kann  eine  sozialistische  Gesellschaft  bestehen  ohne  Achtung  vor  der  Ar- 
beit? Nun  ist  aber  doch  kdne  Achtung  vor  der  Arbeit  möglich,  wenn  etwa 
ein  Drittel  der  erwachsenen  Menschheit  seine  Arbeitskraft  für  das  Iiistand- 
haltcn  und  Atij^'cnclinnnachcn  eines  Heims  verbraucht  und  ein  anderes  Drittel 
diesen  Frevel  mit  ansehen  und  aus  ihm  Vorteil  ziehen  muss.    So  absolut  von 
allen  Banden  der  Logik  und  der  Gesetze  der  menschlichen  Psychologie  wird 
man  sich  auch  in  einem  sozialistMchen  R^me  nicht  emanzipieren  können. 
Eine  Gesellschaft,  die  der  rationellen  Verwertung  der  Arbeit  bedarf  und  den  Sinn 
für  eine  solche  geradezu  zu  den  sittlichen  Eigenschaften  ihrer  Mitglieder  wird 
rechnen  müssen,  kann  unmöglich  eine  systematische  unrationelle  Verwertung 
in  grossem  Massstabe  bestehen  lassen.   Was  die  Eigentumsverbrechen 
in  der  heutigen  Gesellschalt  sind,  das  wird  wohl  in  der  Zukunft  die  Ver- 
geudung der  Arbeit  und  ihrer  Produkte  sein :  ein  Antasten  eines  Grund- 
pfeilers der  sozialen  Ordnung.     F.in  Heim,  dessen  Fliesen  mechanisch,  etwa 
durch  Bespülen,   gereinigt,   dessen  Tcppiche    vf>n    dtr  Teppichklopferci  ge- 
klopft, das  mit  elektrischem  Licht  beleuchtet  und  mit  Dampfheiztmg  geheizt 
wird,  das  warmes  und  kaltes  Wasser  in  dem  Baderatm  hat,  ohne  unnGtze  Kin- 
kerlitzen*),  mache  ich  mich  anheischig,  in  einer  halben  S'tunde  täglich  in  stand 
zu  halten,  unter  demokratischer  Verwertung  der  Arbeitskräfte  von  Mann  und 
Kind,  die  ich  in  die  Geheimnisse  des  Bettmachens  einweihen  würde,  das  ich 
mir  auch  einfacher  denke,  als  den  heutigen  Betrieb.   Diese  hausfrauliche  Paren- 
these glaube  idi  den  Männern  schuldig  zu  sein,  die  bei  der  Bciiauptimg  Fischers 
ein  Schauer  überlaufen  haben  mag.    So  viel  also  für  die  gewissen  Grenzen  in 
der  Anyiassuni^  an  die  seelischen  Bedürfnisse  der  Mitglieder,  die  aber  nicht,  bis 
zur  Duldung  von  Verhältnissen  gehen  kann,  die  Moralsätze  der  neuen  Gesell- 
schaft negieren. 

WESENTLICH  anders  stellt  sich  die  Frage  der  Mutterschaft  Eine  schlim- 
mere Verkürzung  und  Verstümmelung  des  Weibes,  als  die  Entziehung  der  Kin- 
der, gibt  es  wohl  kaum;  darin  bin  ich  und  ist  wohl  jede  Mutter  mit  Fischer  ein- 
verstanden. Das  Hegen  und  Pflegen  der  Kinder  ist  nicht  nur  eine  objektive 
Notwendigkeit,  es  ist  auch  ein  Lebensbedürfnis  der  Mutter;  wohl  jede  Frau 

*)  Die  VercinfaihuDK  des  Hanxhalte^  bahnt  <i<  h  schon  hruti-  sehr  energisth  ein,  als  eine  Folge  der  immer 
ern'.trr  werdenden  Dienitbotenfra(;e.  In  Paris  zum  Beispiel  mass  ein  groiscr  Teil  der  bürgerlichen 
Hn-:' h.>l->'  --ii  h  ohne  Dieoctboteo  bebelfen.  Ich  kenne  frantüsiscbe  Schriftstellerinnen  nod  Jonmalistiiuien 
—  uml  (Irirunter  aisd  colcbe,  die  einen  bekannten  Namen  traj^cn  —  die  nie  in  ihrem  ehelichen  Hanshalt 
«in  DienstmMlim  gehalten  haben.  Glaubt  man  wirklich,  dast  diese  Damen  all  die  absnrde  Zett^ 
vencbwendoBc  wntafUno,  die  die  teuend  mmötägen  Deckeben  and  Slcbelchen,  die  mgenaden  Gax- 
diaan  ud  VoiMiifa  irit  ai^  bringen? 
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si^t  nur  mit  stillem  Herzeleid  die  Kinder  ihrer  f*flege  entwachsen  und  findet 
es  schade,  dass  die  Kleinen  so  schnell  gross  werden.  Aber  wer  in  aller  Welt 
'  denkt  sich  denn  den  «Zukunftsstaat  so,  dass  die  Kinder  in  eine  staatliche  Be> 
wahranstalt  und  die  Mutter  m  die  Fabrik  müssen?  NatfirUdi  ist  afie»  Zu- 
ktmflsmusik,  was  wir  vom  Zustand  der  künftigen  Gesellschaft  sagen,  aber 
gewisse  Anhaltepunkte  für  weniger  unharmonische  Töne  haben  wir  doch. 
Zunächst  wird  die  Arbeitszeit  bei  allgemeiner  Arbeitspflicht  wohl  nicht  mehr 
als  fünf  Stunden  täglich  betragen.  Dann  denke  ich  mir  auch  nicht,  wie  das 
Flsdier  m  tun  tdieln^  die  Bedingungen  der  kfinfäfn  Prodnktioii  etw»  denen 
unserer  heutigen  Spinnereien  ahnticb,  sondern  glanb^  dass  zmn  Beispiel  die 
elektrische  Kraft  für  viele  industrielle  Betriebe  in  die  Wohnungen  geleitet  wird, 
welche  Wohnungen  dann  den  Ehepaaren  reserviert  bleiben  könnten.  Ich  denke 
mir  ferner,  dass  man  auch  künftighin  wenigstens  einen  Tag  in  der  Woche 
arbeitslrei  sein  mrd.  Eine  Frau  znm  Beispiel,  die  ein  Udnes  Kind  hat,  wird, 
solange  sie  das  Kind  nährt,  im  Hause  arbdten;  idi  wusste  nidit,  wanm  eine 
'  stillende  Frau  nicht  fünf  Stunden  arbeiten  könnte.  Nach  der  Entwöhnung^ 
sagen  wir  nach  anderthalb  Jahren,  kann  auch  eine  Tätigkeit  wieder  aufgenom- 
men werden,  der  die  Frau  ausserhalb  des  Hauses  nachgeht.  Danun  schickt 
de  flire  Kinder  noch  lange  nicht  in  irgend  eine  Kinderkasem^  wo  sie  in  Gruppen 
vom  SOG  uniformierten  Wirtem  und  Wärterinnen  gegen  Q^^^tuiir  fibergd>en 
und  gegen  Vorzeigung  der  Quittung  nach  5  Stunden  wieder  abgeholt  werden. 
Gan2  so  sehr  Grossbetrieb  wird  die  Sache  nicht  werden.  Warum  aber  kann 
sich  die  Frau  —  sie  sei  mm  Lehrerin,  Arztin,  Spinnerin,  Krankenpflegerin, 
Gärtnerin  oder  was  weiss  ich  —  warum  kann  sie  denn  nicht  mit  sechs  ihrer 
Kollqiimien  oder  Nachbarinnen  oder  Freundinnen  eine  Verabredung  treffen, 
so  dass  jede  Frau  an  ihrem  freien  Tag  Kindergarten  hält  für  die  Sprosslinge 
ihrer  sechs  Kolleginnen  ?  Das  kommt  heute  schon  vielfach  vor  und  würde  noch 
viel  häufiger  sdn,  wenn  nicht  die  Wohnungsmisere  so  grosse  Schwierig- 
keiten böte. 

NUN  ist  dies  allerdings  nur  möglich  bei  einer  besdiränkten  IQnderzahl.  Eine 
Frau,  die  mehr  als  4  Kinder  ha^  wild  ohne  Oberarbeit  nicht  nebenbei  ihrer 

Arbeitspflicht  genügen  können;  wenn  sie  gar  über  6  oder  7  hat,  wird  sie  auch 
unter  Entbindung  von  der  Arbeitszeit  nicht  ohne  Hilfskräfte  auskommen 
können.  Da  eine  gesunde  Frau  es  bei  freiem  Spiele  der  Kräfte  sehr  gut  auf 
16  Kinder  briiqien  kann,  gebe  idi  dieses  Problem  den  G^em  des  Neomalthu- 
siamismus  zur  Erwägung.  Wer  aber  glaubt,  dass  eine  Gesellschaft  mit  ge- 
ringer Sterblichkeit  auch  eine  geringe  Natalität  haben  wird  —  nicht  durch 
automatische,  wohl  aber  durch  systematische  Regelung^)  — ,  für  den  besteht 
diese  Frage  nicht.  Vereinzeitc  Fälle  grosser  Kinderzahl  werden  immer  vor- 
kommen. Je  nachdem  die  GeseUscfaaft  im  Zuwachs  an  Menschen  einen  Zuwachs 
an  Reichtum  sieht,  wird  sie  sich  zu  diesen  FlUlen  stellen.  Es  liegt  auf  der 
Hand,  dass  eine  Gesellschaft  mit  einer  unter  ihren  Bedürfnissen  zurückbleiben- 
den Gchurtcnfrequenz  auch  alles  tun  wird,  die  Last  der  Mutter  zu  erleichtem. 
Sie  wird  zum  Beispiel  bei  der  Gebiut  des  vierten  oder  fünften  Kindes  Entbin- 
dung von  der  sozialen  Arbdtspflidit  eintreten  lassen,  bei  wdteren  Kindern  die 

^  Ich  habe  bereits  io  dem  Bach  Das  Weib  und  der  InUUektuaUsnms  /Beilia  191»^  Stellung  zur  Frage 
des  NeomalfhvaaDinH  enonen  «nd  venreiM  atf  dn  dort  üb  Ki^itd  iHwM»arMI  mmI  KOtm 
Gesagtem 
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Zmvdsung  einer  Hilfekraft  von  Gcsdlachafts  w^gen  verfüfen.  Dagegen  wird 

eine  Gesellschaft,  die  sich  von  der  Übervölkerunj  bedroht  sieht,  die  Last  des 
Attfzdehens  der  Kinder  i^^anz  den  Kitern  überlassen  und  wahrscheinlich  Gesetze 
machen  müssen,  damit  der  Vater  auch  sein  Teil  daran  hat  Übrigens  ist  es  auch 
sehr  gut  denkbar,  dass  die  Gesellschaft  von  der  Mutter  kleiner  Kinder  eine  ge- 
ringere Arbeitdeistung  bei  gleidier  Entachldtgun^  verlangt   Keiner  wird  es 
als  eine  Ungerechti^Eeit  empfinden,  wenn  einer  Mutter  die  Arbeit  für  ihre  Kin- 
der, die  doch  einen  Teil  des  kollektiven  Reichtums  darstellen,  als  Erfüllung 
ihrer  Arbcitsptlicht  angerechnet  wird.    Also  gar  so  schwierig,  wie  Fischer  die 
Sache  macht,  braucht  man  sie  sich  doch  nicht  vorzustellen.    Erst  verlangt  er 
(He  v(dle  Tätigkeit  der  Fran  für  den  Haudialt,  — >  »mindestens  einen  so  grossen 
Arbeitsaufwand,  wie  er  vom  Manne  im  Beruf  verlangt  wird,«  — ,  dann  schreibt 
er  wörtlich :  »die  Pflege  des  Kindes  nimmt  die  Tätigkeit  der  Frau  voll  in  An- 
spruch« und  fährt  fort:  »Nicht  anders  ist  es  mit  der  eigenen  Küche  ...... 

Die  Frau  ist  also  dreimal  voll  in  Anspruch  genommen  —  da  sollte  es  ihr 
schliesSfidi  nicht  darauf  ankommen,  aiich  nodi  ihre  volle  Arbeitskraft  der 
Gesellschaft  m  bieten  und  so  ein  viertes  Mal  ihr  ganzes  Idi  einxusetzen.  Wenn 
man  die  Frau  nur  dadurch  der  Familie  zurückgeben  kann,  dass  man  sie  dreimal 
so  viel  arbeiten  lässt,  wie  den  Mann,  so  wäre  es  wohl  doch  das  geringere 
Übel,  weim  das  behagliche  Heim,  das  auf  der  konzentrierten  Ausbeutung, 
Patent  Fischer,  gegründet  ist,  mit  dem  SpftaHmgßytlUm,  dem  schlesiscfaen 
Weberidyl]  und  ahnlidien  Behaglichkeiten  vom  Erdboden  verschwinde. 
UM  wieder  ernst  zu  reden:  ich  glaube,  dass  eine  wirtschaftliche  Notwendigkeit, 
die  Frau  der  Arbeitspflicht  zu  entheben,  nicht  vorUegt,  und  dass,  selbst  wo  die 
die  Produktion  leitenden  Ausschüsse  diese  Beireiung  für  nötig  hielten,  die  Ge- 
sellschaft die  mötterlidie  Tädgfcctt  der  Fraat  als  Afuivalent  der  socialen  Affadt»- 
pflicht  ansehen  wird  vad  also>  ^  Frau  nicht  in  wirtsdiafUiche  Abhängigkeit 
vom  Manne  zu  bringen  braucht.  Das  ist  ja  übrigens  so  eingehend  nachgewiesen 
worden  —  von  Bebel  und  anderen  — ,  dass  sich  ein  Zurückkommen  auf  die 
Frage  eben  nur  durch  den  Zustand  der  Notwehr  rechtfertigen  lässt,  in  den 
Fischer  einen  versetst 

WENN  nun  aber  die  wirtschaftliche  Abhängigkeit  der  Frau  als  Mntler  nicht 

als  eine  objektive  Notwendigkeit  der  neuen  Gesellschaft  angesehen  wird,  ist 
sie  vielleicht  dne  unabwendbare  Folge  der  psychologischen  Beacha£Eenheit  der 

Menschen  ? 

FISCHER  kommt  gar  nicht  zu  dieser  Frsgc^  weil  er  von  Anfang  an  die  ■ 
Alternative  stellt:  entweder  das  traute*  Heim,  Mann  und  Wdb,  umringt  von 
Kindern,  mit  zehnst&i^gem  Arbeitstag  für  die  Frau,  Windelwäsche  imd 
Kocherei,  oder  Kasernen,  Massenabfütterung,  Verstaatlichung  der  Mutter- 
freuden. Dabei  ist  er  so  vorsichtig,  sich  den  Grossbetrieb  so  grässlich  vorzu- 
stellen, dass  er  tatsächlich  als  ein  dem  Wesen  des  Kulturmenschen  widerstreben- 
der Zustand  ,imd  als  eine  Gefahr  ffir  die  Nachkommenschaft  erschehit  Damit 
ist  die  Sache  sehr  vereinfacht  Denn  es  ist  natürlich,  dass  der  Mensch,  er  sei 
Mann  oder  Weib,  wie  er  sich  gegen  jede  Vergewaltigung  seines  Wesens  auf- 
lehnt, besonders  einer  ganz  neuen  Form  dieser  Vergewaltigung  widerstrebt 
und  lieber  die  alte  Kette  weiterschleppt,  als  sich  mit  einer  neuen  Art  der  Bin- 
dung ab6ndet  Vor  die  Alternative  Fischers  gestdlt^  entscheiden  sich  wohl 
alle  Manner  und  die  meisten  Frauen  für  das  traute  Hein^  mit  setner  Ausbeo- 
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tung  und  Vergeudung  der  weiblichen  Arbeitskraft.  Da  aber  keinerlei  Not- 
wendigkeit vorliegt,  für  eine  zukünftige  Gesellschaft  nur  diese  beiden  Aus- 
^tgt  anninfhinm,  da  vi^Imdir  —  ohne  neue  Emingenachaft  der  Technik  und 
<4uiie  eine  Vetandenwg  des  nientcliIidieQ  Chandctera  anmnelmen  snderOf 

•dem  Geiste  der  aocsalistischen  Ordnung  mehr  entsprechende  Losungen  denkbar 

sind,  so  muss  man  sich  eben  die  Frage  vorlegen,  ob  diese  Lösungen  sich  durch 
<das  Wesen  des  Menschen  etwa  ausschliessen  oder  doch  als  nicht  erstrebenswert 
^riclicimp» 

VON  dem  VonirtriU  das  viele  Minaer  gegen  die  wirtaAaftKche  Selbetiadigkeit 
4kr  Frau  haben,  sehe  ich  natürlich  ab,  denn  das  wird  ja  kein  Mensch  erwarten, 
dass  man  eine  sozialistische  Gesellschaft  ausmale,  in  der  alle  Vorurteile  der 
früheren  Geselsscbaftsformen  tmverkürzt  weiter  leben  können.  Sollte  also 
etwa  der  Fran  die  soziale  Arfaeitaleistung  neben  der  Mutterschaft  zu  viel  sein? 
Für  Fifchcr  itt  das  ausgeschlossen;  denn  er  denkt  sich  die  Arbeitsleistung  der 
Hausfrau  im  Zukunftshaushalt  tmendlich  mühselig;  wenn  er  ihr  die  zumutet, 
wie  viel  mehr  also  die  beschränkte  Arbeitszeit  der  gesellschaftlichen  Produk- 
tion? Aber  auch  für  andere  scheint  mir  die  Antwort  leicht  zu  sein.  Warum 
sollte  ein  gesünderes  Geschlecht,  als  das  heutige,  das  in  fördernden  gesimdheit" 
lidien  VcriiSltnissen  leb^  in  einer  nervenschonenden  Ungebang  idcht  au  einer 
Arbeitdeistung  fähig  sein,  deren  doppeltes  und  dreifaches  Mass  heut  vertragen 
wird,  wenn  auch  auf  Kosten  der  Gesundheit  der  einzelnen  und  der  Gattung? 
DEN  Einwurf,  dass  sich  eine  Mutter  nicht  fünf  Stunden  täglich  von  ihren 
Kindern  trennen  kann,  den  möchte  ich,  der  auf  diesem  Gebiet  eingerissenen 
Ssatimentalitit  sum  Trotz,  beantworten:  dann  soll  sie  es  lernen!  Es  ist  furcht- 
liar,  dass  Mütter  ihre  Kinder  allein  lassen  müssen,  Hunderten  von  Gefahren 
ausgesetzt,  und  abends  aus  der  Fabrik  nach  Hause  eilen,  von  wahrer  Todes- 
angst getrieben,  um  das,  was  alles  in  ihrer  Abwesenheit  passiert  sein  kann. 
Aber  wenn  es  sich  darum  handelt,  Kinder  in  guter  Obhut  und  in  Gesellschaft 
anderer  Kinder  zu  lassen,  um  einer  Pflidit  gegen  die  Gesamtheit  zu  genügten, 
so  mag  das  Mutter  und  Kind  anfangs  schwer  fallen,  es  ist  aber  für  beide  Teile 
■nur  heilsam.  Die  leidenschaftliche  Anhänglichkeit  der  kleinen  Kinder,  denen 
^wissermassen  die  Luft  zum  Atmen  fehlt,  wenn  die  Mutter  sie  einen  Augen- 
blick verlässt,  ist  eine  Ursache  grossen  Herzeleids  für  die  Kinder,  die  bei  der 
Notwend^keit  der  tigliclien  Dienstleistung  der  MQtter  gar  nicht  aufkommen 
Icann.  Auch  ist  es  für  das  sociale  Empfinden  des  Kindes  und  der  Mutter  wich> 
tig,  dass  sie  sich  in  ihrem  ganzen  Gefühlsleben  nicht  abkapseln  gegen  die 
Aus5«nwelt 

WENN  nun  die  Berufsarbeit  der  Frau,  die  ja  ohne  Zweifel  dem  Geiste  der 
-neuen  Gesdlschaft  besser  entspricht,  als  irgend  eine  andere  Form  der  Löstmg, 

praktisch  durchführbar  ist  und  mit  den  Interessen  der  Gattung  vereinbar, 
stellt  sie  auch  ein  geeignetes  Mittel  für  jene  Befreiung  der  Frau  dar,  die  durch 
die  Frauenbewegung  angestrebt  wird?  Mit  anderen  Worten:  Sind  in  der 
heutigen  Gesellschaft  die  bcwussten  Kräfte  vorhanden,  die  au^  eincih  Zustand 
"hindrängen,  der  dem  Wesen  der  sozialistischen  Ordnung  entspricht  und  durch 
sie  m^lich  wird?  Und  ist  auf  diesem  Wege  eine  Annäherung  an  du  erstrebte 
Ideal  harmonischen  Auslebens  möglich? 

DIE  bürgerliche  Frauenbewegung  strebt  zweifellos  die  Berufsarbeit  der  Frauen 
4m.   Wenn  sie  darin  nicht  die  Hauptparole  ihres  Kampfes  sieht,  so  geschieht 
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das  mit  Rücksicht  auf  die  grossen  praktischen  Schwierigkeiten,  die  die  For- 
derung teilweise  zu  einem  Unsinn  machen  würde.  Dass  es  sich  hier  um  eine 
Korrektur  durch  die  Tatsachen  handd^  ersieht  man  schon  daraus,  dass  die 
Forderung  im  Laufe  der  Jahre  immer  mdir  zurddcgctreten  und  weiiig«r  absolut 
geworden  ist.  Eine  in  diesem  Sinne  gerichtete  Bewq^nilg  besteht  aber  zweifel- 
los, und  wenn  sie  in  der  grossen  Masse  der  Bevölkerung,  in  der  Arbeiterschaft, 
sich  nicht  Bahn  bricht,  so  geschieht  das  aus  dem  einfachen  Grunde,  dass  bei  der 
heutigen  Lebenshalttmg  der  breiten  Volksmassen  die  Frauenarbeit  in  ihrer  heu- 
tigen Form  ein  Notbchdf  ist  und  die  Verwendung  der  Frau  in  ^  Fabrik,  andi 
bei  relativ  fcohem  Lohn,  für  den  Proletarierhaushalt  etwas  Unrationelles  ist, 
wie  so  gar  viele  Formen  der  Sparsamkeit  des  Armen  unrationell  sind.  Das 
Haus  des  Arbeiters  verfällt  ohne  die  beständige  Energie,  den  Opfermut  und 
die  Pflichttreue  der  Frau.  Das  in  Eile  zubereitete  oder  fertig  gekaufte  Essen 
ist  ungesund,  teuer  und  schlecht;  die  Kinder,  der  Strasse  oder  fiberfüllten  Be- 
wahranstalten anvertraut, .  verwahrlosen  an  Leib  und  Seele,  und  die  ohnehin 
trübselige,  jeden  Komforts  beraubte,  viel  zu  kleine  Wohnung  wird  von  der 
Unordnung  überwuchert,  wenn  die  Frau  den  Kampf  gegen  sie  nicht  energisch 
führen  kann.  Nidits  ist  natürlicher  und  nichts  ist  zweckmässiger,  als  dass  der 
Albeiter,  sobald  er  selbst  genug  verdient,  die  Frau  dem  Heim  nirflckgibt  In 
der  individuellen  Aufwärtsbewegung  einer  Arbeiterfamilie  ist  die  Wieder« 
gewinnung  der  Hausfrau  ein  entscheidender  Schritt,  weil  eben  die  Bedrängnisse 
des  Proletarierlebens  so  zahlreich  sind,  dass  ein  beständiger  Kampf  allein  ihr 
Obsiegen  hindern  kann.  Es  sei  nur  nebenbei  bemerkt  und  ist  ja  eigentUch 
selbstverständlich,  dass  dieser  Umstand  keinerlei  Sehlfisse  auf  die  Zweckmässig- 
keit der  Frauenarbeit  in  einer  sosialistisdien  Gesellschaft  zulässt,  die  doch  wohl 
allemal,  und  wenn  wir  sie  uns  noch  so  kümmerlich  und  unvollkommen  vor- 
stellen, eine  menschliche  Arbeitszeit  haben  wird,  gesunde,  t^a^raumige  und 
mechanisch  zu  reinigende  Räume,  Gärten,  Spielplätze,  Auiöichtspersonen  für 
die  Kinder. 

GEWÄHRT  der  Frau  die  Berufstätigkeit  und  die  aus  ihr  folgende  wirtschaft- 
liche Selbständigkeit  grössere  Chancen  eines  harmonischen  Lebens  als  das  Auf- 
gehen im  Haushalt?  Meines  Dafürhaltens:  ja.  Es  ist  für  eines  Menschen 
Glückschancen  —  man  lasse  der  Kürze  halber  diesen  Ausdruck  gelten  —  ein 
gutes  Ding,  wenn  er  an  mehreren  Pmifcten  im  Ld>en  veranlrtrt  ist,  wenn  sein 
Daseinszweck  und  Inhalt  ein  breites  Gebiet  umfasst.  In  der  Berufstätigkeit 
liegt  —  bei  aller  äusseren  Hemmung  —  viel  Befriedigendes  und  Befreiendes. 
Das  Gefühl,  zu  einer  Arbeit  zu  taugen,  ihr  gerecht  zu  werden  und  durch  sie 
—  und  sei  es  im  beschränktesten  Kreise  —  nützlich  zu  sein,  ist  in  der  nicht 
eben  fiberlasteten  Ws^fschale  des  Guten  im  Leben  nidit  gering  anausdilagen. 
Ein  verwandtes,  wenn  auch  tieferes  und  reicheres  Gefühl  hat  ja  die  Frau  in 
der  Arbeit  für  die  Kinder,  aber  die  Kinder  wachsen  heran,  entwachsen  der  müt- 
terlichen Pflege,  und  es  ist  wesentlich  für  das  Glück  eines  Menschen,  dass  dann 
ein  Inhalt  da  ist,  der  den  Charakter  der  Pflicht,  des  Nützlichen,  nicht  den  des 
Öden  Dilettantismus,  trägt.  Die  mechanischen  Verriditungen  werden  dem  Men- 
schen von  der  Maschine  abgenommen  werden;  was  ihm  an  Tätig^it  im  Pro> 
duktionsprozess  und  in  der  Erhaltung  und  Hebung  des  sozialen  Lebens  bleibt» 
wird  eine  reiche,  durch  die  persönliche  Tüchtigkeit  zu  erhöhende  Leistung  sein» 
die  Intellekt  und  Gemüt  nicht  leer  lässt. 
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AUCH  die  Folge  der  Berufstätigkeit  der  Frau,  die  wirtschaftliche  Selbständig- 
keit, ist  für  sie  wertvoll.  Von  dem  Gefühl  der  Befriedigung,  sich  selbst  ge- 
nügen ztt  können,  sehe  idi  ab;  es  ist  ein  turbfirgerlidies  CSefGhl,  das  mit  der 
heotigen  Wirtschaftsordnung  fallen  muss;  auch  ist  es  natürlich  ein  Sdbst- 
betn:^^,  da  der  einzelne  auf  keinen  Fall  sich  selbst  genügen  kann. 
ABER  die  Selbständigkeit  hat  praktische  Konsequenzen.  Dass  der  Mann  auch 
im  Zukunftsstaat  mit  dem  Wort  kommen  würde,  dass  ja  schliesslich  er  das  Geld 
vertfen^  ist  meine  privatpessimistiselie  Ansidit  Das  li^  ihm  lidE  im  Bhit; 
imd  ich  habe  es  in  Arbciterhäusem  so  oft  gAort,  dass  mir  die  Bemexknimeil 
Fischers  über  diesen  Punkt  Zweifel  an  seiner  Beobachtungsgabe  erwecken. 
Doch  das  ist  keine  Sache  von  übenvältigender  Bedeutung.  Wichtig  ist  dagegen, 
da5s  die  tatsächliche  Abhängigkeit,  wie  sie  Fischer  sich  denkt,  der  Einehe  das 
beutige  wirtsdiaftüche  Band  erfailt,  solange  die  Fran  kleine  Kinder  hat 
UND  das  ist  doch  unleugbar  eine  Form  der  Knechtschaft.  Ich  glaube  auch, 
dass  die  Einehe  auf  die  Dauer  die  vorherrsch erv!»^  Fbf^form  in  der  sozialisti- 
schen Gesellschaft  sein  wird.  Aber  ich  glaube  ferner,  dass  sie  im  Interesse  der 
sozialen  Zweckmässigkeit  und  durch  das  blosse  Fortfallen  sittlicher  tmd  reli- 
giöser Vonnleile  Iddit  Id«l»ar  sein;  und  dass  den  ansserdidichen  Formen  des 
Geschlechtsverkehrs  keine  Geringschätzung  mehr  anhaften  wird,  soweit  nicht 
Nebenimistände,  wie  Verlogenheit,  Halbheit  oder  grobe  Pflichtverletzung 
die  Gesellschaft  und  die  Gattung,  ihn  der  Geringschätzung  wert  machen. 
AUS  Fischers  Auffassung  dagegen  scheint  mir  zu  folgen,  dass  die  Frau,  eben 
weil  «e  ohne  Bcrufstät^ifcdt  ist,  der  Gesdlsdiaft  gegcnSber  kern  Recht  auf 
Existenz  hat,  sondern  von  ihrem  Mann  den  Unterhalt  fordern  mnss.  Wenn 
eine  Frau  aus  irgend  einem  Grunde  ihren  Mann  verlassen  will,  so  würde  sie 
nach  Fischer  der  Bedürftigkeit  anheimfallen,  es  sei  denn,  sie  ginge  gleich  zu 
einem  andern.  Die  Ehe  würde  also  auch  in  der  neuen  Gesellschaft  mit  der 
durch  die  dkonomische  Abhängigkeit  der  Frau  gegebenen  dnseitiigen  Bindung 
zu  rechnen  haben.  Mir  scheint,  dass  gerade  die  Bentfstätigkett  der  Frau  ein 
positives  Element  der  Festigung  der  Ehe  sein  wird,  weil  sich  aus  dem  Be- 
rufsleben der  Gatten  eine  neue,  ausserhalb  der  Familie  gelegene  Interessen- 
gemeinschaft ergibt,  weil  es  die  Eigenart  des  Individuums  ausgestaltet  tmd 
die  ernste  Berufearbeit  ein  gemeinsames  Mass  für  die  Wertung  vider  Dinge, 
eine  Niditachtung  des  Unwesentlichen  und  jene  Toleranz  anbahnt^  zu  der  der 
Verkehr  mit  Menschen  erzieht  Die  negative  Festigung  der  Ehe  durch  die 
wirtschaftliche  Abhängigkeit  der  Frau  scheint  mir  in  hohem  Grade  unsoaia« 
listisch. 

IM  ganzen  finde  ich,  dass  sich  Fischer  die  sozialistische  Gesellschaft  der 
heutigen  erschrecklich  ihnlich  denk^  In  ihrer  Technik,  in  ihrer  ganzen  Orga- 
nisation.  So  hat  er  uns  eigentlich  nichts  gesagt  über  die  Stellung,  die  der 

Sozialist  zur  Frauenfrage  einnimmt,  eben  mit  Rücksicht  auf  das  soziale 
Ziel;  er  sagt  uns  nur,  wie  sich  auch  der  Sozialist  mit  den  Forderungen  der 
Frauenbewegung  auf  dem  Boden  der  heutigen  Gesdlsdiaft  abfinden  kann,  in- 
dem er  sie  mit  Hinwds  auf  die  praktisdien  Sdiwierigfcdten  in  einigen  Puidcteu 
abldmt  Das  wussten  wir  schon  vorher:  viele  Partdgenosscn  denken,  wie 
Fischer,  die  meisten  fühlen,  wie  er.  Das  ist  natürlich  und  ist,  so  deprimierend 
es  im  Einzelfall  sein  mag,  im  ganzen  kein  grosses  Unglück.  Ich  für  meinen 
Tdl  verlasse  mich  auf  den  Fr^eitsdrang  der  Frau,  den  idi  für  unausrottbar 
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halte,  wd]  er  eine  Grundtriebkraft  des  bewussten  Lebens  ist    Da  der  all- 

gemeine  Gang  der  Entwickelung  mir  die  Möglichkeit  für  die  Befreiung  der 
Frau  zu  bieten  scheint,  und  diese  Befreiung  im  Einklang  steht  mit  dem  Geiste 
und  Lebensprinzip  der  neuen  Gesellschaft,  so  glaube  ich  an  die  Befreiung 
der  Frau  durdi  den  Soxialisiiras  —  auch  trotr  <ter  ScNnalisten. 
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WISCHEN  'zwd  aocialistiaclieii  Denkern  iat  ein  interetaanter  Streit 
WS^RSli  ausgebrochen,  wdcfaer  der  Aufmerksamkeit  wert  ist   Ein  Artikd 

von  Pannekoek,  dem  Verfasser  des  Vorworts  zu  Dietzgens 
IVcsen  der  menschlichen  Kopfarbeit  hat  Beifort  Bax  Veran- 
lassung gegeben*),  seine  Bedenken  gegen  dessen  schroffe  Gegen- 
überstellung von  bürgerlicher  tmd  proletarischer  Philosophie  zu  äossem ;  gegen» 
fiber  der  malerialistischen  BetraciitnngBweiae  Panndeoda  lenict  er  «fie  Anf- 
merksamkcit  auf  den  erkenntniskritischen  Gesidltqranlct^  wie  ihn  Kant  ver- 
treten.   Darauf  antwortet  dann  Pannekoelc*) 

ZWEI  Fragen  sind  in  dieser  Polemik  auf  die  Tagesordnung  gesetzt:  I.  V^e 
verhält  sich  die  Philosophie  zu  der  allgemeinen  Lebensanschauung  und  Ldiena- 
Ordnung?  a.  Wie  verliSlt  sich  Erkenntnis  zu  Sein?  Dass  beide  Fragen  in 

kurzen  polemischen  Artikeln  gelost  werden  kdnnen,  glaubt  wohl  niemand  von 
den  Beteiligten.  Birgt  doch  die  letzte  Frage  geradezu  das  seit  Jahrtausenden 
streitige  Gruiidproblem  der  theoretischen  Philosophie.  Aber  vielleicht  ist  es 
doch  möglich,  in  einem  kurzen  Hinweis  einige  Gesichtspunkte  zu  geben,  durch 
die  die  Polenük  wenigstens  auf  den  Weg  gelenict  wird,  auf  dem  ein  (Zusammen- 
treffen,  eine  Verständigung  überhaupt  moglidi  ist  Denn  <fie  beiden  Artikd 
reden  an  einander  vorbei. 

BEI  der  ersten  Frage  gleicht  Pannekoek  einem  Manne,  der  die  Unterschiede 
von  Tag  und  Nacht  in  ihrem  Einfluss  auf  die  irdischen  Lebensbedingungen 
betrachte^  Bax  aber  einem  soldien,  der  sie  astronomisch  aus  der  Sonnen^ 

bewegung  erklären  will.  Diese  beiden  Betrachtungsweisen  aber  sollten  sich 
bei  einigem  guten  Willen  doch  unschwer  verbinden  lassen.  Pannekoek  will 
die  Klassenkämpfe  in  ihrem  Einfluss  auf  Leben  und  Denken,  Bax  aber  die 
tieferen  Grundlagen  auch  der  Klassenkämpfe  erkennen.  Pannekoek  sagt  unter 
andern,  dass  eine  neue  Klasse  durch  ihre  Klassenlage  im  stände  ist;  Wahrheiten  zu 
verstellen,  welche  frühere  nicht  verstehen  konnten,  andene  nidit  verstehen 
können.  Das  ist  richtig,  genau  so,  wie  dass  jemand,  der  einen  neuen  Gipfel  er- 
klimmt, Dinge  sehen  kann,  die  auf  dem  anderen  nicht  zu  sehen  waren,.  Wenn 
er  sich  dann  bewusst  bleibt,  dass  sein  neuer  Standpiuikt  eben  auch  nur  ein 
SUmdpunkt  ist,  und  dass  er  das  Nenentdeckte  mediodisch  mit  dem  frfilier  Ge- 
sehenen zu  verbinden  hati  und  so  verbliebene  Irrtümer  korrigieren  kann,  so 
ist  nichts  dagegen  zu  sagen.  Mit  dieser  Verwahrung  kann  man  Pannekode 
vollständig  darin  beipflichten,  dass  in  der  Entwickelung  der  Wissenschaft  zwar 
nirgends  ein  i^custigcr  Bruch  im  strengen  Sinne  zu  finden  ist,  dass  aber  trotz- 

1)  £.  Belfoit  Bas:  DU  GuMdtUHmrk  mud  PkOotofkU  du  So»ialiimM$ in  dar  f/tutn Zttl,  t^ß^-tqa^ 
L  Bd.,  füg.  4S  £ 

i|  A.  P»as«ko«k:  Ela$$mwlt$M$tkafl  tmd  PMMOfUi  b  dar  AtimiXfilk  1^1909,  LBdnpiC>ta4& 
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dem  eine  neue  Weltanschauung  in  einer  anderen  Hinsicht  einen  scharfen 
G^ensatz  zur  vorhergehenden  bedeutet  Was  Pannekoek  über  die  Beziehung 
des  naturwisaenaclMlUicheii  Denkens  cur  vorhefg^|«n|enen  Wdt  und  weiter 
von  der  Beziehung  zur  werdenden  Weltanschauung  sagt,  kann  im  Wesen  un- 
widersprochen bleiben.  Er  zeigt  nämlich,  dass  die  Naturwissenschaft  zugleich 
mit  der  Bourgeoisie  emporstieg,  dass  ihre  ketzerischen  Entdeckungen  gegen  den 
Hass  der  alten  Mächte  zu  streiten  hatte;  dass  nun  aber  von  der  Bourgeoisie 
ihrerseits  gegen  die  dhonrnnfsdie  Wissenschaft  des  Sodtlisnu»  Front  ge- 
macht wird,  und  dass  erst  die  im  neuen  Prodnfctionsproncsi  rieh  erhebende 
Arbeiterklasse  das  Interesse  an  reiner  und  unvoreingenommener  Wahrheit 
auf  allen  Gebieten  entwickeln  kann.  Dagegen  ist  kaum  etwas  zu  sagen,  nur 
dass  man  das  Wort  Arbeiterklasse  nicht  allzu  enge  fassen  darf.  Es 
ent^riclit  den  liistorisdien  Tatsaclien;  und  auch  das  entsfraicht  ihnen,  dass  die 
Bourgeoisie  heute  im  Kampf  gegen  den  geistigen  Rückschritt  sehr,  sehr  lau 
geworden  ist  und  es  gerne  sieh^  wenn  die  Kirche  das  Proletariat  niederhält: 
vide  Schulkompromiss. 

MIT  diesen  Auseinandersetzungen  hat  sich  Pannekoek  nicht  übel  gegen  Bax 
gewehrt  Dag^;en  hat  er  auf  eüiige  andere  gnuidlegende  Bemericnngen  von 
Bax  nidit  geantwortet.  Dieser  leugnet  nämlich,  dass  das  Verhältniss  der  Öko- 
nomie zum  geistigen  Leben  das  der  Ursache  und  der  Wirkung  sei.  Es  sei 
vielmehr  das  der  IVechselwirkung.  Ohne  genauer  darauf  eingehen  zu  wollen, 
deutet  er  dann  an,  in  den  Anfängen  der  Geschichte  sehe  man  »keine  Unter- 
scheidungen zwisdien  ohonomlsdien,  ediischen,  politischen  und  intelldctudlen 
Bestandteilen«;  alhnählith  würden  diese  immer  mehr  ausgeprägt  tmd  schieden 
sich  in  zwei  Hauptgruppen,  die  ökonomische  und  die  geistige  Entwickelungs- 
reihe.  Diese  bestimmten  sich  zum  Teil  gegenseitig,  zum  Teil  seien  sie  von 
einander  unabhängig. 

BAX  hat  das  allerdings  nidit  au^ief&hrt;  es  wäre  also  schwer,  etwas  «fsrüher  zu 

sagen.  Nur  darauf  sei  aufmerksam  gemacht,  dass  die  Ökonomie  schon  geistige 
und  materielle  Momente  in  Verbindimg  enthält.  Die  Technik  mit  all  ihrem 
ganze  Wissenschaften  voraussetzenden,  durchgeistigten  Verfahren  liisst  sich 
doch  unmöglich  als  ökonomische  Seite  einer  geistigen  g^enüberstellen.  Man 
kSnnte  nur  fragen,  wie  sidi  das  abstrakt  Geistige,  wie  sich  ferner  das  ethische, 
rdigiöser  ästhetische  Moment  zu  dem  in  der  Ökonomie  enthaltenen  Geistigen  ver- 
halten. Was  an  der  materialistischen  Geschichtsauffassting  eigentlich  maf^rto/ü- 
tisch  ist,  ist  doch  nur  der  Umstand,  dass  ungewollte  Folgen  gewollter  menschlicher 
Handlungen  die  menschlichen  Gesellschaften  ändern  und  dem  Menschen  mit 
neuen  Problemen  entgegentreten.  Sie  hören  natfirlich  in  dem  Masse  auf,  als  der 
Mensch  seine  wirtschaftlichoi  Vechältnisse  dbenso  erkennen  und  bdierrsdien 
lernt,  wie  er  die  Natur  gegenüber  schon  in  weitem  Umfange  beherrscht.  Das 
ist  eben  der  Sprung  aus  der  Notwendigkeit  in  die  Freiheit  —  nur  dürfte  er 
kein  Sprung  sein.^) 

WAS  Bax  wohl  bei  der  ganzen  AuseinanderBetnuig  vorschwebt,  mSchte  sein, 
dass  er  die  Sache  nicht  schablonenhaft  metftaniseh  au^efasst  wissen,  sondern 
die  tieferen  Verbindungsfideo  finden  mScht^  die  hier  xusammenwiricen.  Darin 

hätte  er  recht. 

*)  über  den  historischen  Materialinniu  tchtint  rieh  Bax  (O  ganz  klai  doch  noch  sieht  ra  Min,  wi«  achon 
fCiBerzeit  <*ein  Artikel  Synthtiische  toflrtni  ■MiWlIf  iftffllti  ffrtflHWWi<H(^hll»«J  ia  4m  ttni$n  ZM» 
1896-1897,  L  Bd.,  pag.  171  ff.,  sdgte. 
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VERSUCHEN  wir  eimnal  auf  etnen  dieser  Faden  emen  leurzen  andeutenden 
Blick  zu  werfen,  auf  ein  Verhältnis,  das  über  der  Betrachtung  der  Klassen- 

kämpfe,  für  die  es  doch  selbst  sehr  masso^ebend  ist,  ein  wenig  vernachlässigt 
zu  werden  pflegt.  Es  handelt  sich  um  das  Doppelverhältnis  des  Menschen 
zum  Menschen  als  zu  einem  Naturgegenstande,  wie  alle  anderen,  und  als  zu 
einem  mit  ibm  znsammenwirkenden  Gcmeinschaftswesen.  Das  Lebewesen 
steht  zur  umgebenden  Natur  nur  in  der  Bezidiung,  dass  es  die  ihm  schädlichen 
Einflüsse  zu  überwinden  oder  zu  vermeiden,  die  ihm  nützlichen  aufzusuchen 
und  zu  beherrschen  sucht.  Mit  der  Entwickelung  gemeinschaftlicher 
Tätigkeit,  sei  es  in  der  Familienbeziehung,  sei  es  in  Schutz,  sei  es  zum  Aufsuchen 
der  Nahnu^,  entstdit  ein  neues  Moment  Und  £es  bedingt  sofort  andere  Bege- 
hungen der  Beteiligten  schon  beim  Tier.  Es  bedingt  «n  kameradschaf  t^ 
1  i  c  h  e  s  Verhältnis. 

INNERHALB  dieser  beiden  Verhältnisse  spielen  sich  die  menschlichen  Ivchens- 
beziehungen  von  Anbeginn  ab.  Das  blosse  Gegenstandsverhältnis  zum  Neben- 
menschen bedingt  beständigen  Kampf  tun  den  Fiats  an  der  Sonne  und  um  die 
HoTschaft  über  den  andern.  Ebenso  ist  aber  auch  das  Verhältnis  beider  Ver- 
hältnisse selbst  der  Qq;enstand  beständigen  Kampfes.  Der  Kampf  um  die  Vor- 
herrschaft zwischen  diesen  beiden  Beziehungen  durchdringt  sowohl  die  Völker-, 
als  die  Klassenkämpfe.  Autonomie  oder  Heteronomie?  Das  sind  die  beiden 
Pole,  um  die  ndi  dabei  der  Streit  dreht 

IN  der  älteren  Geadlichte  war  das  Gemeinschaftsverhältnis  stets  dem  rohen 

Naturverhältnis  untergeordnet,  nach  dem  der  Mensch  den  Menschen  entweder 
zu  verdrängen,  eventuell  zu  vernichten,  oder  aJs  Mittel  zu  seinen  Zwecken  zu 
benutzen  suchte.  Selbst  die  Gemeinscliaftsbeziehungen  der  Unterworfenen 
wurden  von  den  Herrschenden  benutzt,  um  jene  besser  au  lendn.  IMe  Ethik, 
die  in  ihrem  Wesen  ausschliesslich  in  den  Gemeinschaftberidinngen  f  usat,  wird 
au  einer  Moral  im  Dienste  der  Herren  verbogen.  Die  Kämpfe  drditen  sich 
darum,  an  Stelle  fremder  Herrschaft  die  eigene  zu  setzen.  Im  Christentum 
kam  zum  erstenmal  der  gefühlsmässige  Ausdruck  einer  Oberherrschaft  des 
Prinzips  der  Gemeinschalt  Sie  ward  aber  sofort  wieder  zu  einer  Gemeinschaft 
der  Gläubigen  und  gar  bald  zu  einer  Gemeinschaft  im  Dienste  des  Herren- 
gehorsams umgebildet.  In  den  wilden  Kämpfen  des  XV.  bis  zum  XVII.  Jahr- 
hundert drängte  sich  der  Gedanke  der  Autonomie  etwas  mehr  hervor.  In  der 
grossen  Revolution  durchbrach  er  die  Erddecke  und  forderte  eine  Gemeinschaft 
aller  Menschen  unter  gleidiem  Rechte;  Die  beute  im  Gai^  befindlichen 
Kämpfe  wollen  diesen  Si^  des  Gemeinschaftsprinzips  fiber  das  Natorj^nz^ 
respektive  Bcherrschung^rinzip  durch  die  Oberwindung  des  Kapitalismna 
vollenden. 

AUF  diesen  Fundamenten,  die  Steh  eng  mit  den  eigentUch  ökonomischen  ver- 
schmelzen, ruhen  also  die  Klassenkämpfe  selbst;  auf  und  in  ihnen  entwickdn 
sich  die  Gesdlschaften.  Auf  ihrem  Verhältnisse  ruht  die  jeweilige  Moral.  Von 
hier  aus  bereift  sich,  dass  man  sagen  kann,  es  gebe  im  Prinzip  nur  eine  Ethik 
und  doch  so  viel  Moralformen,  als  es  menschliche  Gemeinschaftsformen  gibt. 
Von  diesem  Gesichtspunkte  aber  begreift  es  sich  auch,  dass  man  zwar  vom 
engeren  Kampfs  tandpunkte  heutigen  Tages  von  einer  sosialistuchen  WeU* 
ansehttutmg  reden  kann,  dass  man  aber,  sobald  man  die  geschichtlichen  Gnmd- 
faktoren  im  Zusammenhange  der  Entwickelung  betrachtet,  nur 
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zwei  Grundweltanschauungen  unterscheiden  darf:  die  autonome  und  die 
heteronome.    Die  antonome  iMrdert  hente  zivdfdios  die  Ubtewindung 

des  Kapital  Verhältnisses  durch  den  Sozialismus.  Aber  nicht  etwa  deshalb,  weil 
eine  mechanische  Gewalt  zum  Sozialismus  drängte,  sondern  weil  die  durch  den 
Kapitalismus  um  ihre  Autonomie  Gebrachten  ihn  als  das  einzige  Mittel  zur 
Befreiung  erkennen,  wird  er  notwendig.  So  sagt  doch  auch  das  Erfurter  Pro- 
gramm. Und  es  ist  Tidldcht  notweiHfig,  das  voo'2eit  tu  Zät  an  betonen.  Denn 
notwendige  Mittel  haben  gar  zu  grosse  Neigung;  sich  als  Ziele  an  sieh  tu  ge- 
berden und  dann  allerlei  dogmalischen  Unfug  anzurichten,  die  Autonomie  unter 
Umständen  ihrerseits  zu  gefährden.  Etwas  derartiges  dürfte  wohl  Bax  vor- 
fichweben,  wenn  er  sich  g^en  die  engere  Auffassung  Pannekoeks  wendet 
Aber  im  Gnmde  brancbte  Mer  kanm  Streit  an  bestdien,  wenn  man  sich  gegeur 
seitig  begreift. 

D.A.SS  nun  die  Philosophie,  welche  ja  die  Weltanschauung  systematisiert, 
wesentlich  auf  realem  Boden  wurzelt,  und,  wenn  sie  auch  eine  innere  Ent- 
wickelung  der  Probleme  zeigt,  doch  nicht  losgdöst  \on  dem  Verhältnisse  des 
mehr  antonomen  oder  mdir  heterooomen  Ld>ens  emer  Zeitperiode  bearbeitet 
werden  kann,  versteht  sich  von  selbst  So  ist  anch  die  Grundfrage  der  Philo- 
aophi^  wie  das  Denken  zum  Sein  kommt,  diesen  Strömungen  durchaus  unter- 
worfen. Und  selbst  wenn  einmal  ein  Denker,  seiner  Zeit  vor'.auscilend,  etwas 
Richtiges  entdeckt  hat,  so  findet  es  doch  keinen  Anklang  tmd  muss  später  noch 
einmal  grfindliciier  entdedet  werden.  Dann  erst  pflegt  owi  an  meiten,  dass 
es  ja  schon  einmal  im  Kerne  da  war,  und  der  alte  Entdecker  kommt  nebenher 
auch  zu  Ehren:  vide  Goethe  —  Darwin. 

WENN  nun  aber  unsere  beiden  Kämpen  in  Bezug  auf  den  vorigen  Punkt  bei 
gutem  Willen  sich  leicht  verständigen  dürften,  so  möchte  dies  in  Bezug  auf  die 
erlcenntnisdieoretische  Grundfrage  kanm  moglidi  sein.  Denn  wenn  sie  dort 
bis  zu  einem  Grade  beide  recht  haben  mochten,  so  haben  sie  hier  beide  imrecht 
BAX  sagt,  die  Thesen  Pannekoeks  und  Dictzgens  mögen  in  vielem  ihre  Richtig- 
keit haben,  aber  sie  lassen  den  llauptstandpunkt  der  Philosophie  beiseite. 
Dieser  bestehe  in  der  Einsicht,  dass  die  Welt,  alles,  was  entsteht  und  vergeht, 
Bewusstsdnsinhalt,  Bewusstsdnsobjdct^  Bewusstseinsbeatimmung  ist:  »Die  er- 
iKnnbare  Objektwelt  existiert  nur  als  solche  innefhalb  des  Rahmens  einer 
möglichen  Erfahrung  oder  eines  Bewusstseins  überhaupt,  wie  Kant  wiederholt 
betont  hat«  Dem  gegenüber  sagt  Pannekoek:  »von  seiner  tiefsinnigen  iTülle 
entkleidet«,  sage  »dieser  Satz  nichts  anderes,  als  dass  wir  die  Welt  nur  er- 
kennen durdi- unser  Bewusstsein,  und  unsere  Erkenntnis  also  gans  dnrcfa  die 
Organisation  unseres  Geistes  bedingt  wird.«  Dazu  macht  er  nachher  die  Be- 
merkung, die  bürgerliche  Erkenntnistheorie  verkünde  Sätze,  wie  den  genannten, 
»um  dadurch  den  Bück  von  dieser  Welt  des  Sinnenscheins  empor  zu  lenken«, 
wobei  zugleich  »das  Streben  der  .  .  .  Arbeiter  ...  als  kiurzsichtig  und  beschränkt 
fcezddmet«  werde. 

NUN,  das  ktzere  mag  auweilen  der  Fall  sein.   Aber  merkwürdig  ist  dann 

doch,  dass  gerade  aus  dem  Kantianismus,  dem  offenbar  auch  Bax  anhängt,  eine 
ganze  Anzahl  sozialistischer  Denker  hervorgegangen  sind,  von  denen  einige 
sogar  direkt  der  sozialdemokratischen  Partei  beitraten.  Das  lässt  doch  gerade 
nicht  anf  die  Absicht  sdiliessen,  den  Aibeitem  etwas  vorspiegeln  an  wollen. 
Derartige  V<Mrwürfe,  die  gewiss  dem  ernsthaften  Sudien  nach  Wahrheit  nic&t 
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günstig  sind,  sollte  man  doch  in  solcher  Allgemeinleit  nicht  erheben.  Wenn 
man  den  Anspruch  macht,  selbst  Wahrheit  unbefangen  erforschen  zu  wollen, 
und  wenn  man  proklamiert,  der  Arbdterklaste  sd  esnmrnM  Wthilieitratnn, 
80  darf  man  nichts  sagen,  was  nur  Vorurteil  schaffen  kaiu^  aber  keinen  Grand 

an  die  Hand  gibt. 

IMMERHIN  muss  allerdings  dem  Gedanken  des  Bewusslseitts  überhaupt,  den 
Bax  vertritt,  als  einem  philosophischen  Missgebilde  der  Kri^  erklärt  werden. 
Wenn  Bax  den  Satz  Kants  vorföhrt,  dass  £e  Wdt  »mir  Bewusstseinsinhalt, 
nidits  als  ein  ericanntes  oder  bewoaatea  Objdct  ist«,  so  ist  gegen  dies  der 

allerentschiedenste  Einspruch  zu  eriiebeti.  Es  kommt  nicht  darauf  an,  was  der 
Bewusstseininhalt  ist,  sondern,  was  er  bedeutet  Das  ist  allerdings  etwas 
ganz  anderes,  als  die  Trivialität,  die  Pannekoek  da  Kant  in  die  Schuhe  schiebt. 
Dessen  Fehl«  liegt  doch  ein  klein  wenig  tiefer. 

WIR  haben  auch  in  der  Philosophie  swcs  Gesiditspnnkte  m  untefsdieidenp  die» 

wenn  erst  richtig  erfasst,  ebensowenig  feindlich  wider  einander  stehen  konnten, 
wie  die  vorhin  behandelten.  Der  erste  j:^eht  von  der  Welt  aus,  ^^^e  sie  die  Natur- 
wissenschaft erkennt,  und  fragt,  wie  diese  Welt  ins  Bewusstsein  komme.  Da 
wird  nun  Beispiel  eine  Lichtschwingung  verfolgt,  wie  sie  durch  Linac^  Netzhaut» 
Sehnerv  his  Gdum  kommt  Und  hier  wird  sie  —  Farbenanschawung = 
Bewusstseinserscheintmg.  Wie  gdit  das  letztere  zu?  Antwort  fehlt.  Wir 
müssen  uns  mit  dem  Faktum  b^;nfigen,  wenigstens  bis  jetzt  Der  zweite  Ge- 
sichtspunkt geht  von  der  Tatsache  aus,  dass  alles,  davon  wii<  reden  können, 
Inhalt  des  Bewusstseins  sein  muss,  und  fragt  ntm :  Wie  komme  ich  dazu,  diesen 
Bewnsstseinsinhalt  auf  eine  Welt  ausser  nur  zu  deuten?  Was  bedeutet  mir 
dieser  Inhalt  in  Wahrheit?  Da  ich  doch  nichts  ausser  ihm  habe,  so  ist  es 
rätselhaft,  wie  er  aus  dem  Bewusstsein  herausdeuten  kann.  Wo  ist  die  Brücke 
des  Bewusstseins  zu  einem  etwaigen  Sein  ausserhalb?  Oder  welch  andere  Er- 
Idärungsmöglichkeit  gibt  es? 

KANT  hat  eine  Brücke  nicht  gefunden  und  daher  die  tatsächliche  merlcwfirdige 

Übereinstimmung  der  Menschen  durch  ein  Bewusstsein  überhm^t  erklärt  Diese 

Erklärung  kann  und  muss  wohl  bestritten  werden,  aber  ehe  man  sie  bestreitet, 
muss  man  sie  genau  kennen.  Das  scheint  nun  aber  hei  Pannekoek  nicht  der 
Fall  zu  sein.  Dietzgen  kannte  das  Problem.  Er  sagt:  woher  wisset^  wir,  »dass 
hinter  den  Naturerscheinungen  .  .  .  eine  universale,  tmbegrenzte,  abso- 
lute Natur  sitzte?*)  Aber  leider  hat  er  das  Problem,  von  Kants  Lösungs- 
versuch abgeschreckt,  nicht  weiter  verfolg^.  Er  haut  den  gordischen  Knoten 
durch  und  sagt:  diese  Wissenschaft  »ist  uns  angeboren;  sie  ist  mit  dem 
Bewusstsein  gegeben«.  Das  ist  freilich  ebenfalls  keine  Losung  des  ge- 
stdlten  Fnoblems. 

WIR  haben  somit  zwei  gleich  notwendige  und  gleich  berechtigte  Betrachtungs- 
weisen, deren  jede  ihre  cic^enartigen  Probleme  ent>vicke1t  Aber  beide  dürfen 
einander  niclit  widersprechen,  sie  müssen  sich  vereinigen  lassen  und  ergänzen. 
Das  geschieht  aber  weder,  wenn  man  den  Knoten  einfach  durchhaut,  noch  kann 
e^  wie  ich  glaube  durch  das  Bewusstsein  überhaupt  gesdiehen.  Diese  Er- 
klärung  lässt  vielmehr  nur  einen  klaffenden  Gegensatz  zwischen  beiden  Be- 
trachtungsweisen zutage  treten.  Also  bleibt  das  Problem  zunächst  noch  ofTen. 
Eis  ist  eine  Preisfrage,  wie  sie  auf  ökonomischem  Gebiete  bestand,  ehe  Marx 
*)  VergL  JoiefDietsgeo:  Kkiture  pkOesopkisck*  Sckrifte»  /Stuttgart  1903/,  pag.  148. 
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gezeigt  hatte,  wie  sich  die  Tatsache  des  Mehrwerts,  den  der  Kapitalist  bekommt, 
^  mit  dem  Umstand  vereinigen  lasse,  dass  auf  freiem  Markte  bei  Gleichheit  von 
Angdbot  und  Nadifrage  jede  Ware,  abo  ancli  die  Aibei^  sn  ihrem  Werte  ver- 
kanft  weiden  mnss.  Mit  der  Entdeckung;  dass  nicht  die  Arbeit,  sondern  die 
Arbeitskraft  verkauft  wird,  war  die  Losung  möglich  gemacht.  Ahnlidi  mutt 
auch  in  der  Philosophie  nach  der  Lösung  gesucht  werden. 
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U  hast  in  deinem  alten  Singen,  Bruder,  Geheimnisse  und  Sorgen 
uns  gemalt;  feurige  Liebe  imd  der  gütigen  Blüte  reizende  Knospen. 
Die  Terborgene  Ernte  üppiger  Zeiten  reifte  in  deinem  Weih;  die 
wesenlose  Sunde  und  die  stumme  Lust,  der  seltsame  Traum  eines 
unruhigen  und  schweren  Schltunmers.  Schlafloses  Herz,  du  düster 
wacheiulc  Seele!  Du  warst  nach  Schlaf  so  durstig,  satt  des  Lebens,  der  Liebe, 
des  Streits,  nach  Ruhen  so  durstig.  Nun  hält  der  düstere  Gott  des  Todes  den 
Leiby  nun  sind  vorfiher  aO  die  Wunderstunden  seltsamer  Lid>e^  dump^idieimen 
Singens^  der  Trtume  und  der  Wunsche  Lust  vorbei.  Nun  ruhst  du  in  dem 
tmgdieuren  Schoss  des  bleichen  Titanenweibes  als  Liebender,  wie  du  es  nicht 
geschaut,  und  dich  beschatten  ihre  schweren  Brüste,  du  schläfst,  geborgen  in 
den  mächtigen  Gliedern.  Du  Gärtner  seltener  Blumen  und  du  Priester  ver- 
achwiegener  Lieb^  bitterer,  üppiger  Geist  Ic 

IN  einer  langen  patiietisch  ranschenden  Threnodie  hat  Oiarles  Swinbume  dem 

toten  Baudelaire  sein  Ave  atquc  vale  nachgerufen.  Ein  Gärtner  sonderbarer 
Blumen  war  er,  der  Dichter  der  FLeurs  du  mal.  Die  blaue  Blume  der  "Romantik, 
sie  war  bei  ihm  gewandelt  ztun  dunkelroten  Mohn,  zur  Nachtviolc  und  zur 
giftigen  ToUkirsche,  au  Bifiten,  die  aus  Fäulnis  und  Verwesung  aufstiegen, 
und  ans  den  Blfltenkeldien  dieser  fippigen  Pflanxen  grüsst  kein  sartes  Gesicht, 
wie  es  dem  Heinridi  von  Ofterdingen  des  Novalis  entgegenschwebt,  vielmehr 
grinst  eine  grässltche  Maske  aus  ihnen,  ein  Medusenhaupt  mit  dem  teuflisch 
kalten  Blick  und  der  grausigen  Gewalt  der  erbarmungslos  breiten  Stirn.  Und 
doch  haben  auch  diese  Sumpfblumen  noch  den  gleidien  wundersamen  Geruch 
tmd  die  strahlende  vielfach  aduUemde  FarbenpradiC  Audi  Banddaires  Kunst 
erwächst  aus  dem  Boden  der  Romantik,  auch  sie  ist  eine  Blüte  jenes  dirist- 
liehen  und  asketischen  Geistes,  der  am  Anfange  des  XIX.  Jahrhunderts  die 
Welt  wieder  überflutete. 

GOTIK,  Barocl^  Romantik  —  es  sind  ja  nur  verschiedene  STtilbenennungen 
fir  eine  Kunst,  die  aus  dem  c^ddien  Lebensgefohl  herauswuchs.  Es  sind  rdi- 
giose  (Zeiten,  Zeiten  exstatisdier  Gotteshihruns^  nach  dem  Ewigen  langender 

Leidenschaft,  in  denen  jene  qualzerrissenen,  von  Höllen  umglühten  und  von 
Teufeln  gehetzten  Künstler  erscheinen,  zu  denen  Baudelaire  gehört.  Baude- 
Uures  ganies  Denken  kreist  um  die  Vorstdlungen,  die  das  Mittdalter  bewegten, 
um  SSndc^  Teufd,  Eriosung;  wie  der  wirre  Pfdlerwald  dner  godsehen  Kirche 
erscheint  ihm  die  Welt.  Die  alte  Mönchauffassung  von  dem  Weibe  als  un* 
reinem  Gefäss  niedriger  Lüste  lebt  in  ihm  auf.  Wie  die  Verehrer  der  schwarzen 
Messen  flucht  er  dem  Heilande  tmd  preist  den  Satan,  und  er  empfindet  das  Un- 
gdieure  sehier  Bbsphemie,  wdl  zutiefst  in  ihm  der  Glauben  an  Gott  wohnt. 
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DER  höchste  Gedanke  der  Mystik,  von  Plotin  her  und  im  Mittelalter  seit  Bern- 
hard von  Clairvaux,  ist  der  Gedanke  des  allmählichen  Aufstetgens»  der  steten 
Laiitening;  atieh  für  Banddaire  ist  die  Erde  nur  der  trfibe  Spiq^  der  Ewig- 
keiten.  In  Dantes  Gedicht  finden  wir  dieses  emporstrebende,  nach  dem  Himmel 
Steil  reckende  Sehnen  der  gotischen  Menschen  mit  plastischer  Kraft  gestaltet 
in  der  heiligen  Reise  des  Dichters.  Aus  den  nächtigen  Tiefen  des  höllischen 
Feuers  steigen  die  Gebete  zu  der  reinen  Sphäre  des  Lichtes  enqKMT.  So  sind 
auch  Banddaire»  Gedidite  Gd»ete  eines  verswetfdten  Sönders»  der  ans  dem 
Ekel,  Kot  und  stinkenden  Unrat  anfsdireit  zu  den  Mäditen  der  Verklärung 
seines  Ideals.  Aus  seinem  Schmerz  windet  er  sich  eine  mystische  Strahlen- 
krone, und  in  die  sich  herabsenkende  Nacht  hüllt  er  sich,  wie  in  ein  Märtyrer- 
kleid seiner  ruhelosen  Süchte.  Doch  zu  der  Ruhe  und  Klarheit  Dantes,  zu  der 
gotHnn^ien  Gemdnsdiaft  des  mittdalterlidien  Oberwinders  hat  er  sidi  mtSt 
durchgerungen.  Seine  Beatrix  lächdt  ihm  wohl  in  selig  strahlendem  Glanz, 
doch  plötzlich  scheint  sie  ihn  mit  einer  schamlosen  und  obszönen  Geberde  zu 
verh^nen.  Die  Bitterkeit,  mit  der  die  Wollust  der  Kreaturen  gemenget  ist,  hat 
er  ausgekostet,  wie  Meister  Ekkehart,  das  Bild  des  Mystikers  von  dem  Auf- 
leuditen  der  reinen  Planung  die  zum  Sfindengrab  wird,  umkreist  adne  ganze 
Erotik,  und  in  der  Ausmalung  alles  Grasslidien,  der  Verwesung,  des  Schmutzes 
und  der  eklen  Unreinheit,  hat  er  die  ganze  Wudit,  die  erbarmungslose 
grausatnc  Lust  der  mittelalterlichen  Kunst. 

DER  französische  Dichter  Franqois  Villon,  in  dem  die  ganze  Gotik  Frankreichs 
ddi  nodi  einmal  sammdt,  das  ist  sdn  frühester  Gdstesfreund  und  Verwandter. 
t)ber  Jahrhunderte  reichen  sie  sich  beide  die  Hände.  Beide  sind  sie  sddlC 
Poites  maudits,  wie  sie  ihr  letzter  Nachfahr  Verlaine  in  einem  Buche  ver- 
sammelt. Dichter,  die  mit  allen  Fibern  am  Irdischen,  an  der  Welt  hängen  und 
die  entsetzlich  gequält  von  des  Lebens  Tiefen  und  Abgründen  die  Schauer  des 
Irdisdien  malen,  sich  dnwfihlen  in  alle  Grfisdidikdten  und  dnen  Anfl»1ide 
wagen  nach  jenseitigen  Welten.  Wie  hat  es  Villon  gemalt,  wenn  das  Alter 
dem  blühenden  Leib  seine  Runzeln  eingräbt,  zu  schlaffer  Hag^erkeit  das  Fleisch 
abdörrt,  wenn  aus  roten  Augenhöhlen  blöde  Augen  starren  und  die  spitzen 
Knochen  vorstehen!  Die  Schauer  der  Verwesung  nahen,  der  Leib  wird  eklen 
Würmern  ein  ledcerer  Frass,  und  Bauddaire  wie  Villon  haben  den  Mut  zu 
jenem  grellen  Hohn,  der  den  Totenwürmem  noch  Guten  Appetit  zuruft.  Das 
grässliche  Geklapper  des  Totentanzes  begannt;  in  schauriger  Lustbarkeit  um- 
armen sich  die  Skelette,  und  in  das  wilde  Stöhnen  der  Lust  hallt  das  Klappern 
der  Knochen  herein.  Diese  Umarmtmgen  sind  wie  ein  grässliches  Ringen,  und 
diese  Küsse  werden  ausgdiaudit  in  dnem  unrdnen,  foulenden  Gerudi.  So  hat 
sich  audi  Baudelaire  die  Liebe  erträumt  zu  mageren  Frauen,  deren  Gebeine 
knirschen,  aus  Gräbern  stieg  ihm  verführendes  Leben  und  umsdilang  ihn  in 
einem  Totentanz  der  Liebe. 

DOCH  aus  solchen  mittelalterlichen  Gefühlen  erwuchs  Baudelaire  der  Wunsdl 
nadi  dem  Erhabenen,  dem  Grossen.  Sdne  Sdiönheit  ist  ein  riesiges  Wdb  von 
gewaltigem  Gliederbau,  das  in  den  Frauen  des  Mididangelo  ihre  Schwestern 
erblickt.  Und  diese  Schönheit  kann  nur  in  Kontrasten  und  Disharmonieen  sich 
lösen.  Aus  Finsternis  und  Helle,  aus  Sonne  und  Nacht  wird  sie  geboren,  wie 
auf  den  Bildern  seiner  LiebUngsmaler,  der  Spanier,  tiefdunkle  Schatten  mit 
hdlem  Lichte  kimpfen.  Es  ist  die  Kunst  und  die  Atmosphäre  des  Barocks»  aus 
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der  ein  Geist  geboren  wurde,  dem  Baudelaires  ähnlich.  Pascal,  der  so  kon- 
sequent, wie  kein  anderer,  mit  schmerzhaftem  Wühlen  in  den  Geist  des  Christen- 
tums sich  versenkte,  war  sein  Philosoph.  Die  Sehnsucht  nach  dem  Unendlichen 
tmd  dem  Nidits,  der  Wonsdi  des  Ries^^en  and  UngeheoerUdieii,  ihn  hattea  zo- 
erst  die  Menschen  der  Gegenreformation,  die  schon  den  Glauben  verloren  hatten, 
in  denen  die  alten  Leidenschaften  der  Renaissance  noch  wild  und  krampfhaft 
gärten.  Der  Schauspieler  seiner  innersten  Qualen,  der  seine  Glaubens- 
inbrünste heuchelt  tmd  sie  dadurch  nur  stärker  empfindet,  in  dem  sich  das  per- 
verse Gdüst  satanischen  Hasses  regt,  er  stammt  ans  jener  Zeit  Auch  Band»* 
laire  hatte  viel  vom  Komödianten  an  sich,  tmd  so  wahr  auch  die  inner- 
lichen Konflikte  seiner  Seele  waren,  sie  erschienen  in  einer  Po*;e,  grotesk  ge- 
steigert, pathetisch  verzerrt.  Eine  völlige  Verwirrung  alles  Gefühls  wird  aus 
solch  zwiespältigen  Trieben  geboren,  Menschen,  die  durch  Fluchen  anbeten  tmd 
Im  QttStett  Hd»en.  Das  Barock  hat  schon  jene  verirrte  Liebe  sum  HissUchen 
tmd  zum  Künstlichen,  vor  allem  ist  ihm  das  Weib  schon  Martyrium  und  Qual, 
»Du  schöner  Henker  du,  du  Büttel,  mich  zu  quälen,  der  du  die  Folterbank  an 
deinem  Leibe  trägst  I«,  so  beginnt  ein  Gedicht  des  deutschen  Barocks,  und  gar 
häufig  tönt  aus  diesen  schwerfälligen  und  abgezirkelten  Alexandrinern  ein  ge- 
«paitet  Schnei  der  Last,  der  merkwürdig  an  den  Ton  BaiidelairesGfaer  Gedichte 
gemahnti 

EINE  grosse  Zeit  religiöser  Erhebung  und  mystischen  Denkens  ist  es  auch, 
in  die  Baudelaires  Entwickelung  fällt.  Seit  Chateaubriand  und  Lamartine,  vor 
allem  seit  dem  Auftreten  de  Maistres,  dessen  eifriger  Anhänger  Baudelaire  war, 
war  ein  schwärmerischer,  visionär  erregter  Kattolixismas  aufgebracht  Schon 
vorher  hatten  sich  die  Anfinge  der  Romantik  geregt,  m  deren  Kulttiratmosphare 
der  Dichter  der  Fleurs  de  mal  durchaus  hinetngehört.  Man  hat  wohl  vielfach  in 
diesem  Satanisten,  der  die  Gossen  des  nächtlichen  Paris  in  das  kostbar  ziselierte 
Gefäss  seiner  wdilgeformten  Verse  leitete,  eine  ganz  einzigartige  Erscheinung 
gesehen,  die  vid  mehr  zu  den  modernen  Naturalisten  gehöre,  als  zu  den  alten 
Somantikem.  Dem  gegenfiber  ist  es  weh\  interessant,  seine  Personlidiloeit 
aufwachsen  zu  lassen  aus  den  vergangenen  Zeiten  und  vor  allem  aus  seiner 
eigenen  Zeit.  Die  beginnende  Romantik  trieb  zunächst  in  England  einige  exo- 
tische tmd  merkwürdige  Blüten  in  jenen  schaurigen  und  grausigen  Romanen, 
St  mit  Horace  Walpoles  CasÜe  ef  Oirmiio  bq^imien.  Vor  allem  hat  an!  Baude- 
huf«,  wie  aul  Poe,  du  grausige  Nachtstfick  M aturins  «faMoHi  Ifc«  Wanderer  ge- 
wirkt, dessen  ruhmlose  riesige  Schattengestalt  wie  das  Symbol  des  bösen  Ge- 
wissens durch  seine  Gedichte  geht.  Wie  verwandt  ist  dann  Baudelaire  in 
vielen  Stücken  imserm  Clemens  Brentano,  dessen  Lieder  oft  ebenso  zerrissen  und 
vemretfdt  ans  der  HefiB  heraniKlireien.  Ans  Woihnt  und  Grausamkeit,  aus 
«ner  Hiufung  von  Grasslichkeiten  und  verzfidcten  Kitasen  gemischt  ist  die 
Kunst  des  Zacharias  Werner.  Die  stolze  Gestalt  des  Satans,  des  grossen 
Fürsten  der  Finsternis,  den  schon  Milton  mit  scheuer  Ehrfurcht  gezeichnet, 
reckt  sich  auf  in  den  Versen  Byrons  und  Shelleys,  den  Führern  einer  sata- 
niieken  Diditersdiule.  All  dies  findet  in  Banddalre  eine  höchste  grandiose 
Steigerung,  ebenso  die  gdieimnisvollen  und  exotischen  Tendenzen  der  Roman- 
tik. Der  Weltschmerz  Byrons  oder  Lenaus  ist  bei  ihm  zu  einem  Weltekel  ge- 
steigert, der  selbst  in  den  Versen  Leopardis  nicht  seines  gleichen  findet.  Die 
Menschheit  ist  ihm  ein  Schädel,  aus  dessen  Hirn  die  Liebe  Blut  und  Mark 
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saugt  nad  es  in  luatigeii  Btasea  ins  Wdtall  steigen  lässt,  der  Himtmi>i  der 
schwere  Ded^»  der  dn  grauMn  HSUenbfodeni  der  Erde  bedeckt;  tmigt  Folter, 

stete  Qual  unser  Los,  und  Vergessen,  sich  Betauben  das  einzige,  was  auf  Augen- 
blicke über  all  das  Entsetzen  hinwegtäuscht.  So  hat  nur  noch  Schopenhauer  ge- 
sprochen^ den  uns  erst  jüngst  Karl  Joel  als  den  Philos(^en  der  Romantik 
enthnUt  hat  Auch  die  esoösdic  Dichtung,  jene  VerfaerrUchung  des  OrieBti^ 
die  mit  Victor  HofM  Oritnioks  bcgiimt»  hst  ia  Baaddeire  ihren  Hoheapunkt 
gefunden.  Er  hatte  in  jni^pen  Jahren  eine  Reise  tmtemoinmen,  die  ihn  bis 
nach  Madagaskar  und  Ceylon  geführt.  Von  diesem  Jugenderlebnis  blieben  ihm 
glühende  Bilder,  stete  Visionen  einer  üppigen  Pracht,  eines  farbenstrotzenden 
Eden  in  der  Erinnerung,  die  ilm  einwi^;ten  in  einen  seligen  Rausch.  Diese 
Visionen  waren  die  er  in  der  Mnbttin  Jeanne  Dmnd  lid»te,  deren  wiegender 
Gai^  ilun  wie  ein  Sdiiff  ersdüe»  anf  der  Fahrt  nach  fernen  IkAeeren,  und  deren 
rauhe  Stimme  ihm  wie  eine  wilde  und  exotische  Musik  klang. 
ES  lautet  ein  Aphorismus  Nietzsches,  die  modernen  Heiligen  möchten  wohl  in  der 
Maske  vcm  Lebemännern  erscheinen.  Sofch  ein  Dandy  und  Heiliger,  ein  Blagueur 
und  ein  Asket  war  Bandekire;  Seit  Byron  hatte  der  Dichter  auch  die  Gloriole  des 
Wüstiings  und  des  Sünders  um  sein  Haupt  gdagt;  Baudelaire  verschmähte 
Harerasabenteuer  in  den  Palästen  Venedigs,  eine  gc\valtige  Sucht  trieb  ihn 
durch  die  Winkel  von  Paris,  in  die  Ballsäle  der  Vorstadt,  in  die  Höhlen  des 
LrfMlers.  Die  geschminkte  Dirne  mit  den  schweren  geschwollenen  Augenlidern, 
der  ^ritzen  Nase,  der  didc  anigetragenen  Schminke  und  dem  fohlen  Puder 
schien  ihm  vmi  einer  perversen  und  grossen  Schönheit^  die  damals  wohl  ein 
Daumier  nachempfand  und  die  wir  heute  in  den  Bildern  von  Toulouse-Lautrec 
bewundem.  Diese  Gestalten  der  Nacht  zogen  ihn  an,  wie  ihm  die  Eulen  lieb 
waren,  die  Vögel  der  Nacht  Alten  GrelSen  und  verschrumpelten  armen  kleinen  * 
Franen  schlich  er  nach  und  las  ihr  Sdiicksal  ans  ihren  trippelnden  Schritten, 
aus  ihren  verzweifdten  Mienen.  Bilder  steigen  auf  in  diesem  dämmrigen  Zwie- 
licht, wie  sie  nur  noch  später  Aubrey  Beardsley  gestalten  konnte.  Da  sitzt  ein 
ausgemergelter  grinsender  Geck  unter  dicken  Dirnen,  und  ihn  fröstelt's  vor  all 
dem  üppigen  Fleisch.  Da  geht  ein  bejahrtes,  bereits  verwelktes  Weib  ihrem  nächt- 
lidien  Berufe  nadi»  ein  Symbol  der  alten  WoUnst  und  der  Bittemisse  der  Er- 
schlaffung* Gespenstische  Landschaften  tun  sich  auf.  Regen  rhmt,  tiefe  Wolken 
hängen  zerfetzt  herab,  wie  Spinnen  fahren  sie  in  der  Luft  herum.  Ein  Leichen- 
zug taumelt  daher.  Oder  bleiche  Frühe  hebt  sich  über  Paris,  Laternen  flackern 
wie  verirrte  Seelen.  Die  Lampen  graben  dunkelrote  Flecke  in  die  matte  und 
acfamutsige  Hdle.  Die  Dirne  ist  mit  offenem  Munde  in  stupider  Stunq>fbett 
zum  schweren  Schlummer  hingesunken.  Der  Dtditer  ringt  qualvoll  damit,  seine 
Wut  ivnd  seinen  Schmerz  zu  gestalten.  »L'hommc  est  las  d'ecrire  et  la  fcmme 
d'aimer.«  Und  dies  Gedicht  schliesst  mit  einem  grossen  Symbol,  so  anschau- 
lich, wie  es  kaum  Rops  je  in  dner  seiner  Radierungen  geschaut :  Paris  erhebt 
sidi,  ein  alter  rüstiger  Arbeitsmann.  Wie  die  fehle  Frfihe^  so  ist  der  Herbst 
die  Licblingrszeit  Baudelaires,  Fäulnis  atmet  er  und  Verwesung.  Die  krachenden 
Aste,  die  brechenden  Zweige,  die  fallenden  Blätter  deuten  auf  eine  Ermordung 
und  Hinrichtung  der  Natur;  ein  Grab  wird  gegraben  für  den  grosen  Pan. 
DOCH  all'  sein  leidenschaftliches  Erleben  birgt  Baudelaire  unter  der  Maske 
des  Dan^»  so  wie  es  Barbqr  ^Aaxvnßy  anch  getan.  In  dem  einleitenden  Ge- 
dicht der  Ftnars  du  mal  eridirt  er,  dass  Langeweile  sefaie  Gedichte  geboren 
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habe.  Nun  sind  es  freilich  die  qualvollen  Tage  des  Überdrusses  und  die  langen 
Nächte  des  lastenden  Ekels,  aus  denen  seine  Gedichte  erblühen.  Aber  er  möchte 
sie  doch  ein  wenig  als  Produkte  seiner  Nebenstundea  hinstellen.  Auch  sein 
PormMeal  ist  in  tnanchcm  nif  idii  Dandjftani  rarAdcnilfiliren»  so,  weim  er  in 
seinem  Aufsatz  Ober  Poe  die  Inspiration  und  geniale  Eingefaoog  reriiohnt  und 
das  Dichten  als  eine  höchst  überlegte  Fertigkeit  hinstellt,  für  die  er  sogar  eine 
Anweisung  und  ein  Rezept  besitzen  will,  so,  wenn  er  von  der  dichterischen  In- 
spiration nichts  hält.  £r  gefiel  sich  darin»  der  Poesie  ru  kommandieren,  und  be- 
handelte sie  miil  wie  eine  aeiiien  Wlid^ett  efgebeae  Dicaerin,  ja,  wie  eine 
Dinie.  Oberhaupt  herrsdit  swisdien  Ponn  vad  Inhalt  seiner  Gedichte  eine 
raffinierte  und  gewollte  Disharmonie,  in  der  vielfach  die  ganz  eigne  Stimmtmg 
seiner  Werke  liegt.  Baudelaire,  der  Romantiker,  der  Naturalist,  ist  seinem 
Formideal  nach  Pamassien,  gehört  also  jener  Richtung  einer  plastischen  Wort- 
kunst  an,  die  Gautier  begründete  und  die  in  Sully  Prudhomme  gipfdt  Seine 
Leidenschaft  macht  sich  also  nicht  in  Wbrtnngdienem  und  Sdirdcn, 
wie  bei  Victor  Hqfo^  Luit,  sondern  sie  füg^t  sich  in  eine  strenge  und 
feste  Form,  aus  der  nur  manchmal  ein  Seufzer  hervorzittert.  Die  Theorie 
des  L'alr$  pottr  l'art,  die  Gautier  in  der  Vorrede  zu  seinem  Roman 
Modame  d€  Maupin  begründet,  hat  auch  er  ausgesprochen:  »Die 
Fbesle  hat  keinen  anderen  (Zweck,  als  sidi  sdbet;  sie  kann  keinen 
anderen  Zweck  haben,  und  kein  Poet,  nmg  er  nodi  so  gross,  so  ideal 
sein,  wird  wirklich  den  Namen  eines  Dichters  verdienen,  als  der,  der  nur  aus 
dem  Vergnügen  heraus,  ein  Gedicht  zu  schreiben,  dichtet.c  In  seinem  Aufsatz 
Über  Poe  hat  er  das  Lehrhafte  als  den  Tod  aller  Kunst  hingestellt.  So  war 
Bandelaires  ganse  Sdidnheit  auf  ein  Wahlen  von  Worten,  ein  Formen  von 
Rhythmen  bedacht  Seine  Lieblingslektüre  waren  die  ^fttlateinischen  Kirchen- 
schriftsteller,  ein  Tertullian,  ein  Augtistin.  Dieses  marmorkalte,  fest  gefügte 
und  von  fremden,  seltsamen  Worten  erfüllte  Latein  der  römischen  Spätzeit  zog 
ihn,  wie  nachher  wieder  Huysmans,  wtmderbar  an.  Er  hat  selbst  eine  lateinische 
Hymne  gedichtet,  und  der  monotone  und  gewaltige  Rhythmus  eines  hymnenhaHen 
Gebetes»  der  Rhythmtis  der  frühchristlichen  lateinischen  Kirchenlieder,  klingt  in 
vielen  seiner  Gedichte  an.  Das  sind  Gesänge  aus  der  Tiefe,  die  wuchtig  und 
rauschend  einsetzen  und  dann  ekstatisch  sich  steigernd  in  einem  Ausruf,  einem 
Seufzer  enden.  Baudelaire  hat  nicht  die  zarte  Schlichtheit  Mussets,  nicht  die 
rausdicDde  Wortgewalt  Hugos.  Es  ist  ein  weitfunrotlender,  pathetisch  gUtnr 
gener  Tonfall,  der  aufrauscht,  wie  das  feierliche  Mantelwallen  eines  Priesters» 
Häufig  tönt  darunter  der  schwere,  inbrünstige,  süsse  Takt  einer  verhaltenen 
Leidenschaft  Hinter  den  Orgeiklängen  hört  man  die  dumpfen  Trommeln  eines 
Beethovenschen  Trauermarsches.  Wie  die  gesprungene  Glocke,  von  der  er 
gesungen,  ist  seine  Kunst.  Sie  t8nt  sdiwer  und  tief  von  den  Leiden  der  Wdt» 
tmd  mit  ihrem  ehernen  Klange  schwingt  sie  zu  Ewigkeiten,  doch  auf  einmal 
gellt  sie  in  einem  schrillen  Schrei  auf,  in  erstidctem  Stötmen^  das  die  ehernen 
Töne  wieder  in  ihrem  Klange  begraben. 

ES  ist  unmöglich,  diese  Gesänge  und  Gebete,  die  nur  diese  eine  Seele  stammeln 
und  zur  Kunst  formen  tonnte^  übersetsen  zu  wollen.  Selbst  Stefan  George  in 
seinen  Umdichtungen  hat  vielfach  die  aufgeregteren  und  unter  dem  stolzen  Wort- 
gewebc  leidenschaftlich  zitternden  Rhythmen  Baudelaires  mit  der  allzu  ruhigen 
FeierUchkeit  seiner  Kunst  erfüllt;  dennoch  ist  ihm  das  schwere  Weric,  soweit 
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es  zu  vollbringen  war,  gelungen,  und  neben  seinen  Übertragungen  kommen  die 
anderen  Übersetzungsversuchc  von  O.  Hauser,  Stefan  Zweig,  Paul  Wiegler, 
Sigmar  Mdirinf  nicht  in  Betracht  Eine  sdir  gute  Verdetttaditmg  der  Proaa- 
Schriften  Baudelaires  gibt  Max  Bruns  bei  J.  C.  C  Bruns  in  Minden  herans; 

bis  jetzt  sind  davon  drei  Bände  erschienen.*) 

DTE  Prosaschriften  vertiefen  wohl  das  Bild  des  Dichters,  das  wir  aus  den 
Fleurs  du  mal  gewonnen  haben,  aber  fügen  keine  eigentlich  neuen  Züge  bei. 
Sie  zeigen  in  den  KUmm  Gedichfm  i»  Prosa  die  sdiarfe  Beobachtungskraf^ 
die  mystische  Tiefe,  die  namenlose  Verzweillung,  die  bizarre  Phantasie  des 
Dichters.  Es  sind  ja  stets  gewisse  Manieen  und  Lieblinge,  die  stetif^  wieder- 
kehren. Die  Kathen,  deren  grüner  Blick  unheimlich  funkelt,  deren  groteske 
Linien  unsern  £.  T.  A.  Uofimann  und  später  den  Zeichner  Stcinlen  reizten, 
diese  sdilddienden  Tiere,  die  Wärme  anaatmen,  vnt  der  Korper  einer  Frau, 
und  mit  einem  beissenden  Geruch  die  Nase  Idtzeln.  Und  die  Katxen  recken 
sich  gespenstisch  auf  zur  Sphinx,  der  rätselvollen,  kalten,  grausamen  Schön- 
heit, die  fühllos  und  unfruchtbar  thront  und  zu  Himmeln  und  Sternen  blickt, 
während  zwischen  ihren  spielenden  Tatzen  der  Mensch  verblutet.  Und  die 
%iliinx  wachst  zum  Weib^  an  dem  grossen  Wdtgdieimnis,  das  alles  in  nch 
birgt,  höchste  Lust  und  sdunadiToUste  Gemeinheit,  Dime  ist  nnd  Heilige. 
Wenn  Baudelaire  von  den  Giften  und  dem  Rausch  der  Welt  spricht,  dann 
steht  das  Weib  neben  Kunst,  Wein,  Opiiun  und  Haschisch.  Dem  rechten 
Pessimisten  ist  alles  nur  wertvoll,  wenn  es  ihn  vergessen  lässt  Und  Bau- 
ddaire  war  ein  Virtuose  in  der  Kunst  des  berauschten  Vetgessois,  das  ihm 
aufwuchs  in  einer  visionären  Verrücknng. 

ES  ist  das  eigentlich  Moderne  seines  Wesens,  dass  es  eine  Sensivität  und  Fein- 
nervigkeit  besitzt,  die  erst  Huysraans  und  andere  einer  späteren  Zeit  aufwiesen. 
Alle  Dinge  sind  ihm  beladen  mit  Träumen  tuid  Visionen  seiner  Phantasie,  sind 
ganz  durchtränkt  mit  Assoziationen  und  erffillt  von  Stimmungen.  Wenn  er  eine 
Jüdin  neben  dch  auf  dem  Lager  sieh^  dann  wächst  ihm  ihre  Gestalt  tu  einem 
Symbol  ihrer  Rasse,  und  in  den  schmerzhaft  krampfigen  Umarm'.mgen,  den 
tiefen  Wollüsten  kostet  er  Wunder  der  Vergangenheit  aus.  Wem  er  in  dem 
gekrausten,  blauschwarzen  Haar  der  Negerin  sein  Gesicht  birgt,  dann  steigen 
Wälder  von  Ebenholz  auf,  glühende  Stmnent  dn  hcisaea  und  teuchlendet 
Leben  der  Tropen,  wie  es  erst  Ganguin  wieder  in  seine  Werke  gebannt  An» 
Dfiften  und  Gerüchen  erwächst  ihm  überhaupt  eine  Welt  des  Klanges,  der 
Farbe  und  leidenschaftliche  Lust.  Den  Wein  hat  er  in  einer  langen  Reihe 
von  Gedichten  gefeiert,  den  seelenlösenden,  der  den  Bettler  seine  Not  ver- 
gessen lehrt  Die  kunstfichen  Paradiese  Opiums  und  Haschisdi,  die  ihn 
Thomas  de  QuincQr  geldirt,  hat  er  mit  gieriger  Hast  genossen,  und  ähnliche 
Visionen  zogen  vor  ihm  auf,  wie  jene  de  Quincej^  <Ue  ebenfalls  von  einer 
exotischen  Phantastik,  einer  üppigen  Sinnlichkeit  getränkt  sind.  Es  war  für 
Baudelaire  alles  Artihzielle  und  Künstliche  von  besonderem  Reiz,  für  ihn,  der 
die  Natur  hasste  und  am  Unnat&rlichsten  sich  berausdtte.  Allem  Leben 
abhold,  ein  ewiger  Freund  des  Todes  und  des  Nidits,  liebte  er  die  &hlen 
Wangen,  die  hageren  Gerippe,  die  geschminkten  Lippen.  Das  ausgeartete  und 

*)  Baadelaiti-ü  Tacjehfkhrr  <;ini^  vor.  E.  Crepes  herausgegeben  wonler,,  Über  =ein  Loben  utiterricliU':i  (lie 
Werke  von  Ass«!lit:f-iu  uml  1  i'-H  Gautier.  ).inc  piitc  Anilysp  seines  Lebens  vtaI  eine  fcim-  Pntholagie 
seines  Wesens  hat  Arthur  ) lolitsi  hi'r  in  einem  liünJihen  ilei  von  Gcor^;  Urämie-  hetau^»;e^ehenell,  ÜB 
Verlag  voa  Batd,  Marqaard  &  Co.  in  Bexlia  crscheineDdeQ  ifammlong  DU  Litcratut  uns  getcbeokt 
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perverse  Rddi,  das  sich  der  des  Essdntes  des  Huystnansscheo  Romans  A  rebours 
erbaut,  es  ist  das  Baudelaires. 

DARUM  konnte  er  auch  nicht  im  Leben  seine  höchsten  Extasen  finalen,  sundern 
nur  in  der  Kunst.  Er  hat  selbst  in  einem  Gedicht  Lcs  pharcs  die  Leuchttürme 
aafgezählt,  die  ihn  in  dem  wirren  Lebenssturm  geleitet  Da  naht  Rubens, 
voll  wötenden,  berstenden  Lebens,  Michelangdo  nah^  der  Gigant,  es  steigen 
auf  die  grossen  Magier  und  dunklen  Rätseldeutcr  des  Ewigen,  Leonardo 
und  Rembrandt ;  Watteau  schwankt  herbei,  dessen  Insel  der  Cylhere 
Baudelaire  in  (.inem  Gedichte  besucht  und  ckIc,  trist,  schaurig  findet 
statt  des  schmeichelnden  S'ingens,  der  lauschigen  Lust;  Goya  und  Dela- 
croix  schliessen  den  Reigen,  beide  dem  Dichter  eng  verwandt  in  ihrer 
wilden  Kraft,  in  den  alpdrückenden  Träumen  ihrer  Phantasie.  Sie  alle 
spieg^cln  nur  des  Dichters  Seele  wieder,  sind  wie  das  Meer,  in  das  er  ver- 
sinkt und  in  dem  er  sich  verliert.  So  war  ihm  auch  Wagner,  dessen  be- 
geistertster Verehrer  in  Frankreich  er  schon  früh  gewesen,  nur  ein  Opium, 
in  dem  er  vergass.  Er  hat  fein  die  Verwandtschaft  mit  ihm  herausgefühlt; 
die  qualende  Leidenschaft,  die  in  seinen  Werken  zum  Ausdruck  ringt,  seine 
zwischen  Wollust  und  Askese  hinschwankende  Gestalt  eines  Heiligen  und 
Schauspielers.  Wahrlich,  noch  besser,  als  bei  Nietzsche,  können  unsere 
Wagner  freunde,  die  in  ihm  den  Teutonen  verehren,  bei  Baudelaire  den  De- 
kadenten, den  Künstler  des  Barocics  in  Wagner  erkennen  lernen.  So  sah 
Baudelaire  auch  in  Poe,  in  de  Quincey  Seelenverwandte,  bei  denen  er  die 
dunklen  Träume  seines  eigenen  Seins  schon  gedeutet  und  gestaltet  fand.  Für 
sie  hat  er  einen  schwärmerischen  Enthusiasmus,  und  er  findet  feine  Worte,  sie 
zu  charakterisieren. 

SEINE  eigene  Stellung  aber  in  der  Literatur,  als  an  strahlender  Fürst  der 
Finsternis,  als  ein  Erfinder  rollenden  Gesangs  und  wchvoll  tiefer  Kllhge, 
wird  stets  in  jenem  Kranze  nächtlicher  imd  giftiger  Blüten  sich  dar*, 
stellen,  die  er  sich  um  die  bleiche  Stirne  flocht,  in  den  IHcurs  du  mal. 

XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX 

ANTON  FENDRICH  •  ZUR  FRAGE  DER  JUGENDLITE- 
RATUR 

ANDELT  es  sidi  überhaupt  noch  um  eme  Frage?  Wohl  kaum; 
wenigstens  nicht  in  dem  Sinne,  ob  wir  mehr,  als  bisher,  imser 
Interesse  der  Jugendbildung  zuwenden  sollen.  Darüber  herrschte 
auf  den  beiden  Parteitagen,  auf  welchen  dieses  Thema  zur  Sprache 
kam,  fast  völlige  Übereinstimmung.  Auch  in  der  Parteipresse  ist  eine 
gegenteilige  Meinung  nicht  laut  geworden.  Im  Gegenteil.  Mit  frischem  Eifer 
hat  sich  untere  Parteipresse  daran  gemacht,  auf  diesem  Gebiete  praktisch  zu 
arbeiten.  Rubriken  fürs  junge  Volk  sind  im  redaktionellen  Teil  zahlreicher 
Partoiblättcr  schon  eingerichtet  worden,  und  speziell  unsere  1  raucnzcitung,  die 
Gleichheit,  gibt  seit  Januar  dieses  Jajires  alle  Monate  cüie  besondere  Beilage 
Für  unsere  Kinder  heraus.  Auch  an  anregenden  Aufsätaen  über  Jugend- 
bOdnng,  die  für  die  Eltern  geschrieben  sind,  fehlt  es  nicht  Alles  dies  ist  noch 
nicht  sehr  viel,  aber  es  sind  gute  Anfinge,  und  die  Erfahrungen,  welche  die 
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deutsche  Sozialdemokratie  seit  vierzig  Jahren  mit  allen  ihren  Anfängen  gemacht 

hat,  berechtigen  zu  der  sicheren  Hoffnung,  dass  es  trotz  einiger  pessimistischer 
Stimmen,  die  ja  überhaupt  nirgends  fehlen  wenn  es  sich  um  Neues  handelt» 
auch  auf  diesem  Gebiete  rüstig  vorwärts  gclicn  wird. 

ALSO,  all  dies  ist  keine  Frage.  Fragen  dagegen,  welche  auftauchen  werden, 
je  mehr  wir  in  die  prakttsche  Arbeit  auf  dem  Gebiete  der  Jugendbildung  hinein- 
kommen, sind  die:  An  welches  Alter  sollen  wir  uns  wenden?    Und:  Sollen  wir 
Sozialisten  auf  unsere  Kinder  nur  in  dem  Sinne  erzieherisch  einwirken,  dass 
wir  unser  Augenmerk  nur  auf  sogenannte  aUgcmcinc  Ersiehungsziclc,  also 
Wahrheitsliebe,  Tapferkeit,  Keuschheit  u.  s.  w.,  richten,  oder  sollen  wir  sie 
im  bewusstem  Gegensatz  zu  vielem,  was  ihnen  in  der  Staats-  und  Klassen- 
schule beigebracht  wird,  auch  neue  Geistes-  und  Gemütswerte  lehren,  die  dem 
sozialistischen  Gedanken-  und  Gcfühlskreisc  entnommen  sind? 
DIE  Jugendliteratur  bürgerlicher  Kreise  hat  ims  da  in  manchem  sdion  vor- 
gearbeitet, und  wir  können  uns  d««n  Erfahrungen  zunutze  machen.   Es  gibt 
im  allgemeinen  zwei  klar  geschiedene  Gruiten  von  Jugendliteratur:  Für  die 
Jugend  und  Für  die  reifere  Jugend.    Die  geschlechtlichen  Entwickelungsjahre 
bilden  die  natürliche  Grenzlinie.    Vor  dieser  Entwickelung  sind  es  die  Kinder, 
zu  denen  man  in  der  Jugendliteratur  redet;  nach  ihr  sind  es  die  Knaben 
und  Mädchen,  Diese  Unterschddung  sollte  bei  der  Auswahl  von  Erzählungen, 
Märchen,  Gedichten  nie  ausser  acht  gelassen  und  in  den  Rubriken  stets  genau 
berücksichtigt  werden.   Nur  ein  Beispiel,  um  dies  zu  illustrieren.   Ein  Teil  der 
Parteipresse  hat  ein  von  mir  geschriebenes  Märchen  Pitt  und  die  Alpenveilchen 
abgedruckt.    £s  war  für  Kinder  geschrieben.    Aber  nur  ein  einziges  Partei- 
blatt hat  dies  durch  den  sehr  richtigen  Obertitel  Für  unsere  Kleinen  auch  äusser- 
Hch  erkennbar  gemacht  Idi  kann  mir  denken,  dass  zum  Beispiel  Knaben,  welche 
sich  durch  die  Überschrift  Für  unsere  Jugend  angezogen  fühlten,  das  Märchen 
zu  lesen,  über  diese  Sorte  von  Jugendliteratur  sehr  enttäuscht  waren.  Man 
darf  eben  nie  vergessen,  dass  gerade  in  der  Jugend,  oder  sagen  wir:  in  der  2cit 
vom  vierten  Us  zum  aditzdinten  Jahre  ganz  enorme  Unterschiede  im  Gedankoi- 
und  Gefühlsleben  ziemlidi  dicht  bd  einander  liegen,  und  die  feinen  Unter- 
scheidungen, welche  beispielsweise  der  Hamburger  Jugendschriften  verein  bei 
der  Auswahl  seiner  Bücher  für  bestimmte  Lebensjahre  macht,  sind  sehr  am 
Platze.   Solange  wir  keine  selbständige  Jugendzeitschrift  haben  und  die  Partei- 
presse hier  die  erste  Arbeit  leisten  muss,  wird  es  naturlich  immer  sehr  schvirer 
sein,  stets  das  Richtige  zu  treffen.  Es  ist  auch  an  «ch  schon  schwer,  mit  einer 
politischen  Zeitung  an  das  Kind  heranzukommen.    Das  Kind  hat  gcm  seine 
eigene  Welt  für  sich,  und  die  "Zeitung  ist  kein  Bestandteil  dieser  Welt.  Um 
so  mehr  wird  es  die  Aufgabe  der  sozialistischen  Tagespresse  sein  müssen,  in 
den  Eltern  das  Verständnis  für  eine  riditige  Bdiandlung  der  Kinder  zu  wedeen 
und  ihnen  klar  zu  madien,  dass  bei  aller  Enadiung  man  nie  bd  den  anderen, 
also  auch  nicht  hei  den  Kindern,  sondern  bei  sich  selbst  anfangen  muss.  dass 
Erziehung  im  wesentlichen  in  Selbsterziehung  besteht    Ich  weiss,  welche  grosse 
Kluft  die  meisten  Menschen  und  die  meisten  Väter  und  Mütter  unter  den 
Parteigenossen  noch  von  dieser  Einsicht  trennt,  aber  es  muss  zu  allererst  damit 
angefangen  werden,  diese  Grundwahrheit  der  Erzidiung  für  alle  Jugendjahre 
den  Eltern  selbst  beizubringen.   Wir  alle  müssen  uns  klar  darüber  werden,  dass 
die  Kindheit  eine  Wdt  für  sich  ist,  die  wir  nicht  mehr  recht  verstehen,  und 
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dass  die  Hauptursache  davon  ist,  da^s  uns  die  Kinder  so  oft  nicht  verstehen. 
Es  ist  nun  immer  so  viel  am  Kinde  ohne  Erfolgf  gescliulmeistert,  gepredigt 
•und  g^rügelt  worden,  dass  wir  endlich  cinsihcn  müssen,  dass  es  nötig-  ist,  die 
Kinder  er?t  kennen  zu  lernen,  bevor  wir  sie  erziehen  wollen.  Diese  Note 
wurde,  allerdings  bisher  noch  sehr  leise,  bereits  von  einii^en  Parteiblättern  an- 
geschlagen. Das  Beste,  was  in  dieser  Beziehung  bisher  getan  wurde,  war 
<ler  Abdmdc  eines  Kapitels  aus  der  trefinichen  JugetuBehre  Försters  —  einem 
ausgezeichneten  Buche  — ,  das  die  Uberschrift  Über  die  Bezähmung  der  Natura 
gezvaltcn  trägt  und  in  einer  schönen  Parallele  zwischen  Technik  und  seelischer 
Innenarbeit  auf  die  Grundlage  aller  Kindererziehung,  die  S'elbsterziehung  der 
Eltern,  hinweist. 

WENN  wir  also  wieder  auf  die  Frage  zurücldconunen,  an  welches  Alter  wir 

uns  mit  den  uns,  jetzt  zur  Verfügung  stehenden  Miitdn  denn  wenden  sollen, 

so  sage  ich :  an  alle  Alter  der  Jugendjahre.  al)er  stets  mit  klarem  Bewusstscin 
darüber,  dass  hier  grosse  Unterschiede  rw  tx'rücksichtigen  sind,  und  dass  diese 
Unterschiede  in  Obcrtiteln  deutlich  sichtbar  gemacht  werden  müssen. 
DIE  Beeinflussung  der  Eltern  in  Bezug  auf  die  Auswahl  von  Büchern  kommt 
ja  fast  nur  für  Weihnachten  in  Betracht,  und  da  würde  durch  Abdruck  der 
Verzeichnisse  des  bereits  genannten  Hamburger  Jngendschriftenausschusses  in 
unserer  Parteipresse  das  Mögliche  getan  werden.  Die  Beeinflussung  der  Eltem 
durch  Vorträge  an  speziell  augesetzten  Abenden  scheint  noch  an  dem  passiven 
Widerstand  der  meisten  Parteigenossen,  das  heisst  an  dem  mangelnden  Verständnis 
für  die  grosse  Bedeutung  der  Frage  zu  scheitern.  In  verschiedenen  Partei- 
1)lättem  waren  im  vergangenen  Winter  in  dieser  Beziehtmg  recht  ernste  Klagen 
laut  geworden. 

MEHR  Erfolge  hatten  speziell  in  meiner  engeren  Heimat  Baden  die  Jugend« 
Organisationen.  Es  bestehen  jetzt  tn  mdireren  Städten  sdiön  s<4che.  Die 
Frage  der  Jugendliteratur  ist  in  ihnen  naturgemäss  schon  leichter  zu  regeln, 

•da  man  es  in  ihnen  fast  dnrchweg  mit  Lehrlingen  CKJer  jungen  Gesellen  zwischen 
i6  und  20  Jahren  zu  tun  hat.  Es  werden  für  diese  Jugendorganisationen,  die 
ihr  Entstehen  besonders  der  Arbeit  des  Genossen  Frank-Mannheim  verdanken, 
liesondere  Biblioüieken  gegründet.  Da  diese  Organisationen  aber  schon  eigent- 
lich mehr  als  Verbreitungsschulen  für  das  Parteilebcn  gedacht  sind  und  die 
Arbeit  in  ihnen  eine  vorwiegend  agitatorische  ist,  so  fallen  sie  aus  dem  Rahmen 
unserer  heutigen  Besprechung  eigentlich  hinaus. 

DAMIT  habe  ich  im  Prinzip  die  zweite  Frage,  die  ich  am  Anfang  dieses  Auf- 
satzes aufgeworfen,  bereits  beantwortet 

ALLES  Agitatorische  soll  meiner  Ansicht  nach  aus  unserer  Jugendliteratur 
"bleiben.  Man  missverstehe  mich  dabei  nicht.  Ich  bin  weit  entfernt  davon,  zu 
glauben,  wir  sollten  unseren  Kindern  den  Ungeheuern  sozialen  Kampf  der  Gegen- 
wart zu  verbergen  suchen.  Durchaus  nicht.  Ihnen  im  Leben  die  sozialen 
<3egensätze  zu  zeigen  und  eine  lebendige  EHdärung  dafür  zu  geben,  ist  sogar 
-nötig.  Aber  in  der  Form  darf  das  unter  keinen  Umständen  agitatorisch  ge- 
schrieben sein.  Dagegen  haben  Kinder  und  auch  die  sogenannte  reifere  Jugend 
eine  ausgesprochene  Abneigung.  Die  scharfe  Beweisführung,  der  logische 
Schluss,  die  packende  Antithese,  das  sind  die  grossen  Mittel  der  Agitation.  Sic 
ll^en  im  Bereich  des  abstrakten  Denkens.  Das  ist  aber  nidit  das  Reich  der 
Jugend.  Die  Phantasie  ist  es.   Die  Notwendigkeit  der  Arbeit,  die  Verwerf- 
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lichkeit  des  Nichtstuns,  das  hetsst  des  Lebens  von  anderer  Menachen  Arbeit  etc^ 
all  diese  Dinge  können  und  sollen  audi  in  unserer  Jugendliteratur  besprochen 

werden,  aber  dazu  muss  es  schon  in  einer  Art  geschehen,  wie  zum  Beispiel  im 
Märchen  von  der  Arbeit  von  Ida  Heijcrmans,  das  die  Kindcrbcilagc  der  Gleick- 
keit  zum  Abdruck  gebracht  hat.  Das  Kind  ist  eine  positive  Natur.  Für  Kritik 
ist  sein  Verständnis  nicht  entwckelt  9Baue  de  positive  Seite  des  Kindes  aus» 
die  negative  wird  dir  dann  nichu  zu  tun  gebeut,  si^  eine  bekannte  amerika- 
nische Pädagogin.  Das  darf  in  der  Jugendliteratur  und  speziell  bei  der  Bdiand- 
lung  von  Gegenständen,  die  dem  spezifisch  soaialistischen.  Gedankenkreis  ent- 
nommen sind,  nie  vergessen  werden. 

IN  der  Hauptsache  aber  muss  die  Arbeit  in  der  Richtung  allgemeiner  Erdditu^ 
zu  körperlicher  und  moralischer  Tüchtigkeit  Ii(^n.  Wie  innig  diese  beiden  Dinge 
zusammenhangen,  ist  trotz  der  oft  gehörten  Aussprüche  Mens  sana  in  corpore- 
sano  u.  s.  w.  nocb  nicht  f^^cnüg'etid  erkannt  worden.  Aber  selten  hat  der  Mensch 
unter  diesem  Zusammenhang  mehr  zu  leiden,  als  solange  er  auf  der  Schulbank 
sitzt.  Ich  denke  hier,  um  nur  eines  zu  erwähnen,  an  die  heikle  Frage  der  Onanie. 
Dass  mai^lnde  Körperübung,  mangelhafte  Luft,  unzweckmassige  Kost  tuHf 
Schuluberbürdung  auf  diesem  Gebiete  heillose  Schäden  anrichten  und  besonder» 
geistig  und  sittlich  hochstehende  Schüler  in  eine  wahre  Verzweiflung  treiben» 
weil  sie  widerstandslos  den  ihnen  imbekannten  Reizursachen  gegenüber- 
stehen, ist  für  Ärzte  und  mit  diesen  Dingen  vertrauten  Laien  eine  bekannte  Tat- 
sache. Alles  Predigen  hilft  hier  nichts.  Die  stille  Arbeit,  welche  Gymnastik;, 
Sinnespflege  im  Freien,  entsprechend  reizlose  Ernährung  und  eine  veniünfttge 
.^rt  des  Unterrichts  im  Körper  verrichten,  stärkt  tausendmal  mehr  die  körper- 
liche und  infolgedessen  die  moralische  Widerstandskraft  der  Jugend.  Ich 
weiss  recht  wohl,  wie  viele  Hemmnisse  wirtschaftlicher  Natur  gerade  hier  einer 
vernünftigen  Erziehung  der  Arbeiterkinder  en^genstdien ;  aber  es  kann  auch 
so  schon  sehr  viel  getan  werden. 

ÜBRIGENS  haben  die  Kinder  in  den  Städten  einen  ganr  instinktiven  Drang 
nach  den  Mitteln,  die  den  degenerativen  Wirkungen  des  Lebens  in  schlechter 
Luft  und  ohne  viel  Körperbewegung  entgegenarbeiten.  Der  Sucht  nach  In- 
dianergeschichten li^  Ireinesweg»  allein  dne  krankhafte  Vorliebe  für  Phan- 
tastisches und  A!)enteuerliches  zu  Grunde.  Stark  sein  oder  werden,  das  wollea 
die  Jungen,  die  Indianergeschichten  so  gerne  lesen.  Die  körperliche  Tüchtig- 
keit der  die  Wälder  (hirclizichenden  Trapper,  ihr  scharfes  Gesicht,  ihr  feines- 
Gehör:  das  ist  es  in  der  Hauptsache,  was  unsere  Stadtkinder  so  anzieht  an  den 
meist  blödsinnigen  Indianergeschichten.  Es  liegen  hier  psychdogische  Reflex- 
wirkungen vor,  die  oft  ganz  falsch  gedeutet  werden.  Glücklicherweise  gibt  es. 
jetzt  eine  Aiizahl  vorzüglicher  Rcisebeschrcibnngen.  besonders  die  Bücher  der 
Folarfahrer,  sodann  Sven  Hedins  und  anderer,  die  in  gleicher  Weise,  wie  die 
Indianergeschichten,  anregend  auf  die  Sclbstausbildung  körperlicher  Tüchtigkeit 
bei  der  Jugend  bilden.  Da  aber  die  Bücher  sehr  teuer  sind,  so  sollten  meines. 
Erachtens  die  partcigenössi sehen  Vereine  der  Frage  näher  treten,  ob  es  sich 
nicht  empfehlen  v  ürde,  im  Anschluss  an  die  Vereinsbibliothekcn  Jugendbiblin- 
ihckcn  für  die  Kinder  der  Vereinsmitglieder  zu  gründen,  aus  denen  die  Eltern 
den  Kindern  gute  Bücher  mit  nach  Hause  bringen  könnten.  Der  Ausführung^ 
dieses  Vorschli^rs  stehoi  besonders  bei  starken  Organisationen  nicht  die  ge- 
ringsten Scbwierigkeiten  entgqpen.    Dass  die  Volks-  und  ScfauIlMbliothekeia 
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4».  nicht  f[euS^[na  und  dm  Schnlern  gerne  ganz  chauvinistisch  zugestutzte 
Bucher,  zum  Beispiel  über  den  deutschen  Chinafektettg,  in  die  Hand  spielen, 

ist  eine  Erfahrungstatsache. 

EIN  Gebiet  der  Jugendliteratur  scheint  mir  in  der  Parteipresse  bisher  völlig 
vernachlässigt  worden  zu  sein,  nämlich  das  der  Technik  Dass  unser  Zeitalter 
«in  technisches  ist»  blieb  natni^emiss  auch  auf  die  Jugend  nicht  dine  Wirkung. 

Weit  mehr,  als  früher,  beschäftigen  sich  heute  Schüler  der  Mittel-,  aber  auch 
<ler  Volksschulen  mit  chemischen,  elektrischen  und  mechanischen  Experimenten. 
Es  gibt  eine  bürgerliche  Jugendzeitschrift,  die  von  Chauvinismus  und  Flotten- 
agitation trieft;  aber  sie  hat  es  richtig  erfasst,  dass  technische  Mitteilungen  be- 
sonders die  Knaben  in  hohem  Grade  .interessieren,  und  gibt  dazu  vorzügliche 
Illustrationen.  All  das  wird  bei  uns  erst  getan  werden  können,  wenn  wir  eine 
eigene  Jugendzeitschrift  für  die  Arbeiterkinder  haben. 

ES  ist  bezweifelt  worden,  ob  wir  in  unseren  Kreisen  genügend  Kräfte  besitzen, 
tun  mit  deren  Mitarbeit  eine  gute  Jugendzettschrift  auszufüllen.  Bis  jetzt 
haben  sich  gerade  nicht  allzuviele  gezeigt  Aber  die  Beobaditungszeit  ist  auch 

noch  sehr  kurz,  und  zweitens  wird  es  meines  Erachtens  unmöglich  sein,  in  ab- 
sehbarer Zeit  auf  schriftstellerische  Mitarbeit  nur  aus  Parteikreisen  zu  rechnen. 
I^agegen  wurde  in  der  Tagpspresse  eine  Menge  sehr  gut  ausgewählten  Materials 
von  büigerlidien  Sdiriftstellem  für  die  Jugend  gebracht.  Audi  bei  Gründung 
«iner  selbständigen  Jtq;endzeitschrift  wird  man  auf  diese  Mitarbeit  zählen 
müssen.  Vorerst  aber  gilt  es  noch,  Beobachtungen  zu  machen  und  Erfahrungen 
zu  sammeln.    Denn  wir  alle  sind  auf  diesem  Gebiete  Anfänger  und  Lernende. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 

WILLEM  HUBERT  VLIEGEN  •  DIE  SOZIALE  GLIEDE- 
RUNG UND  ENTWICKaUNG  DER  NIEDERLANDE 

IE  holländische  Nation  war  bis  in  die  sechziger  Jahre  bewegungs- 
los, wie  keine  andere  Westeuropas.  Handel  und  Industrie 
waren  überhaupt  kaum  vorhanden;  Holland  hatte  viele  Häfen,  aber 
auch  nicht  einer  konnte  ein  modernes  Schiff  fassen.  Die  Bour- 
geoisie war  träge,  zu  energielos  sogar,  um  im  Welthandel  für  ihren 
VcMteil  zu  kämpfen;  das  Kapital  fand  in  ausländischen  Unternehmungen  An- 
lage. Das  Proletariat  bot-  das  erschreckendste  Büd  der  Verwahrlosung,  das 
«ich  denlnn  lässt.  Das  Staatsbudget  ruhte  auf  der  Blutsteuer,  die  man  den 
Javanern  erpresste.  In  den  siebziger  Jahren  änderte  sich  das.  Die  indische 
Milchkuh  trocknete  zusehends  aus.  Das  Kapital  schrie  nach  Abschaifung  der 
Zwangskultur  in  Indien  und  Einfühning  der  freien  Arbeit,  die  es  im  Jahre 
1869  bekam.  Holland  selbst  erhielt  weckende  Fusstritt«  von  Deutschland.  Nach 
«einen  grossen  Siegen  stieg  der  deutsche  Export  und  Import  riesig,  und  der 
natürliche  Weg  aus  Rheinland  und  Westfalen  zum  ^^eer  geht  über  Holland. 
Da  lebte  endlich  auch  in  Holland  die  nationale  Energie  wieder  auf.  Vorbe- 
reitet war  ihr  Wiedererwachen  dadurch,  dass  in  der  Bourgeoisie  selbst  seit 
1848  doch  etwas  Aartgnag  zu  vermdirter  Arbeit  vorhanden  war,  und  dass  die 
•  Liberalen  seit  1855,  wenn  auch  schüchtern  und  langsam,  doch  etwas  für  den 
Volksunterricht  getan  hatten.    So  wurde  1873       Rotteräamsche  Wi^erwg 
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eröffnet,  und  zehn  Jahre  später  hatte  Rotterdam  einen  Hafen,  der  zu  den 
besen  lüiropas  {gehört.  Von  Amsterdam  aus  ^rnh  man  den  Nordseekanal.  War 
dreissig  Jaiire  lang  der  Verkehr  im  Amsterdamer  iiafen  nicht  stärker  ge- 
worden* SO  schwangt  es  sich  jetzt  rasch  in  die  Höhe.  AUes  ging  vorwärts. 
Rotterdam  ist  zum  Beispiel  jetzt  der  drittgrösste  Hafen  des  europäischen  KqOc 
tinents.  Nur  Hamburg  und  Antwerpen  hat  es  noch  nicht  überholt;  aber  diesem 
nähert  es  sich  immer  mehr.  Der  Tonnengehalt  der  ScliitTc,  die  in  den  Rotter- 
damer Hafen  einUefen,  betrug  1871  1  211  017,  1903  7744722  Tonnen! 
ÜBERHAUPT  zeigt  das  ganze  Land  seit  den  Jahren  1865  bis  1875  alle  Er- 
scheinungen der  modernen  Entwickelung. 

Der  Wert  des  Gesamthandels  (ohne  Durchfuhr)  betrug  durchschnittlich  pro  Jahrs 

1872  bis  1876  I  197  000  Gulden 

1882   „    1886  1 900  000  „ 

1892  „    j896   2623000 

im  Jahre  1899  3498000  „ 

Das  dnrchschnittlidie  Gewidtt  der  Ein-  und  Ausfuhr  (einschUesslich  der  Dardiftthr) 
betrug  jährlich 

187a  bis  1876  10062000000  Kilogramm 

1882       „      1886  17  418  000  000  M 

1892       „      1896  28187000000  „ 

1898    .,    1899  4»  140000000  „ 

Der  Verkehr  zwischen  Rotterdam  und  Deutschland  auf  dem  Rhein  stieg  von  2  376  oco 
Tonnen  im  Jahre  1889  auf  7  735  307  im  Jahre  1901.  Audi  das  Anwachsen  der  grossen 
St&dte  ist  riesig:  Die  Gesamtbevölkenmg  aller  Städte  mit  mdir  als  aoooo  Bin- 
wphnem  betrog: 

1859  ,     885110  Seelen 

1869   974548 

1879  I  152  724   •  » 

1889  1456171 

189Q  1 857  309      „  • 

Die  folgenden  einzelnen  Städte  vermehrten  im  Zeitraum  1869  bis  1902  ihre  Bevölkerung : 


Amsterdam 

voo 

i  364694  auf  538815 

Einwohner 

Rotterdam 

M 

116  233  „ 

348474 

M 

Haag 

n 

90277  ». 

222477 

•> 

Utrecht 

n 

59'a99 

108505 

•* 

Groningen 

fi 

38528  „ 

69479 

tt 

Haarlem 

tf 

30530  ,. 

68  121 

tt 

Ambcim 

n 

31626  „ 

59029 

» 

Nimwegen 

ft 

22042  „ 

46445 

Tilburg 

tt 

21 431  » 

43516 

it 

Zaandam 

>• 

12045  ., 

22  574 

n 

Ensebede 

n 

5072  „ 

27581 

n 

Die  gesamten  Städte  mit  mehr  als  90000  Einwohnern  nahmen  an  Volkszahl  vtm 

1840  bis  1870  um  25,57c.  von  1870  bis  kjoo  um  62%  zu.  Die  4  grämten  Städte  allein 
wuchsen  in  diesen  leuten  30  Jahren  um  iio,  Rotterdam  allein  um  So  kräftig 

hat  diese  moderne  Entwickelung  Holland  ergrilFcn,  dass  —  an  Symptom  davon  — 
die  Bevölkcrungsvermchrung  hier  so  st.irk  ist,  wie  in  keinem  anderen  eoropäisdlCD 
Staate.   Zwischen  1890  und  1900  vermehrte  sich  die  Bevölkerung 

Frankreichs    ...  um    1,2%  Englands     ....  timit,I% 

Österreichs      ...     „     8,9  %  Deutschlands   ...     .,    13^  % 

Belgiens     ....    „   10,6%  Norwegens  ....     „  I3i9% 

Diacmaxfcs  ....        I0i9%  Hollands    ....    „  I4fi% 

Diese  Symptome  können  nicht  trügen.    Sie  beweisen,  dass  Holland  mit  Rieacii* 
schritten  die  Bahn  der  modernen  Entwickelung  vorwärts  gegangen  ist. 
NUN  hat  am  31.  Dezember  1899  in  Verbindung  mit  der  Volkszählung  eine 
Berufszähltuig  stattgefnnden,  deren  Resultate  vor  einiger  2eit  publiaiert  worden 
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sind.   Volkszählungen  haben  in  Holland  seit  1830  regclmäsig  alle  zehn  Jahre  statt- 
gefunden, Berufszählungen  jedoch  nur  viermal,  1849,  1859,  1889  und  1899  Die 
Resultate  der  beiden  ersten  Bcrufszälilungen  von  1849        ^^59  ^'"^  2^'" 
gleich  unbrauchbar,  nicht  nur,  weil  die  Berufseinteilunf^  anders  war,  als  seit 
1889,  sondern  auch,  weil  damals  das  allerwichtigste  für  die  Erforschung  sozialer 
B!ntwickelungstendenzcn :  die  gesonderte  Zählung  von  Arbeitern,  Unternehmern 
i'.nd  Zwischcnpcrsoncn,  unterlassen  worden  ist.     1889  ist  die  Statistik  besser 
angelegt  worden.    Man  hat  die  verschiedenen  Berufe  in  35  Berufsgrupjxen 
«ingeteilt  und  innerhalb  jedes  Berufes  gesondert  gezahlt: 
A:  die  Untemduner,  welche  ihren  Betrieb  für  eigene  Rechnung  führen. 
B:  die  Unternehmer,  welche  einen  Betridb  f&r  fremde  Redinung' leiten,  zum 

Beispiel  die  Direktoren  einer  Aktiengesellschaft. 
C:  dicjciiiijcn,  welche  in  einem  Betrieb  Aufsicht  führen  oder  Kontrolle  Üben, 

otier  dem  Kontor-  und  Burcaupersonal  angehören, 
D:  die  gewöhnlichen  Arbeiter  oder  Bediensteten. 

Diese  Einteilung  hat  man  auch  1899  beibehalten,  so  dass  wir  jetzt  ziemlidi 
gute  Vergleichsziffem  haben.  In  der  folgenden  Obersicht  sind  die  Buchstaben- 
zeichen in  dan  soeben  erklärten  Sinne  angewandt  die  Zahlen  der  Bcrufs- 
zählung  von  1889  denen  von  1899  regelmässig  vorangestellt.  Der  Vergleich 
zwischen  den  Ergebnissen  der  beiden  Berufszählungen  muss  uns  zeigen,  welche 
Kichtung  die  Entwickelung  nimmt:  oh  die,  die  ihr  von  sozialistischer  Seite 
stets  angewiesen  und  voriiei^gesagt  worden  ist,  oder  eine  entgqfengesetzte,  die 
eine  Widerlegung  der  sozialistisdien  Anschauungen  sehr  leicht  machen  würde. 

XXX 

DIE  Bevölkerung  Hollands  ist  vom  31.  Dezember  1889  3'-  Dezember 

1899  gestiegen  von  4  511 415  Seelen  auf  5  104 137,  das  heisst  um  ungefähr 
14  %.  Diese  Steigerung  wird,  wie  idi  adion  erwähnt^  von  keinem  europüsdien 
Lande  ubertroffen.  Erwerbstätige  gab  es  t28g  1658  321,  1899  1933  591;  davon 
waren  1 305  146  respektive  1498301  Männer  und  353727  respektive  433612 
Frauen.  Die  Zunahme  an  Erwerbstätigen  betrug  also  für  Männer  15  für 
Frauen  22,5 

DIE  verschiedenen  Erwerbszweige  sind  in  5  Hauptgruppen  zusammenzufassen, 
weldie  folgende  Zahlen  Erwerbstatiger  aufweisen. 


1889 

1899 

Zunahme 

Industrielle  Betriebe  

S32.a73 

652,471 

24  % 

I-andwirtschaftliche  Heü^iebe     .    .  . 

5«4.624 

570,376 

268,730 

332,233 

32  M 

16.650 

22.495 

36  u 

Freie  Berufe  (darunter  alle  Dienstboten 

3  »6,044 

355.1^6 

10  .. 

DIE  frappanteste  Ziffer  in  dieser  Gruppierung  ist  natürlich  die  der  Land- 
wirtschaft. W'ohl  naiim  die  Zahl  der  in  ihr  Erwerbstätigen  absolut  zu. 
Diese  Vermehrung  blieb  aber  sehr  weit  hinter  der  der  Bevölkerung  zurück. 
Während  1889  von  je  100  Erwerbstätigen  35  auf  die  Landwirtsdiaft  fielen, 
waren  es  1899  nur  noch  30,5.  Die  Zunahme  derinfreienBerufen  Tätigen 
spiegelt  sich  in  den  Zalilen  nicht  vollständig  wieder.  Verschiedene  Gruppen, 
wie  zum  Reispiel  Schreiber,  BuchhaUer,  sind  von  hier  auf  die  Handels*  und 
anderen  Betriebe  übernommen  worden. 
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loa  944 

16  57R       22  705 


DIE  tndttstrielleit  Betriebe  nnd  in  17  Untergruppen  geteilt,  wdche  wir 
gesondert  betrachten  müssen,  um  ein  Idares  Bild  zu  bdmnmen. 

I.  Iferstdlttnff  von  Steingut,  Porxellan,  Glas  und  Steinen  A: 

B: 
Cj 

D: 

Man  erkennt  bei  dieser  ersten  Berufsgruppe  sofort  die  Konzentrationstendenz.  Die 
Zahl  der  Unternehmer  nimmt  selbst  absolnt  abk  die  der  Lohnarbeiter  stark  xu.  Im 
ganzen  vermindert  sich  die  Zahl  der  Selbständigen  (A  und  B)  von  1171  auf  1079, 
also  um  9%,  steigt  die  der  Abhängigen  (C  und  D)  von  17  016  auf  24066,  aJso  um  45%. 
IL  Diamantbearbdtnng  A:       33  731 

B:  4  t6 
C:  IS  "07 
D:   I039S  909r 

Von  einer  so  starken  wirklichen  Vermehrung  der  Unternehmer  in  dieser  Industrie 
kann  natürlich  keine  Rede  sein.  Der  Anschein  dieser  Zunahme  wird  dadurch  hcrvor- 
genifen»  dass  man  1889  den  eigentlichen  Unternehmer  in  der  Diaraantindustrie,  den 
Juwelier,  unter  die  Kaufleute  gerechnet  hatte,  während  man  ihn  diesmal  hierher 
übertragen  hat  als  Unternehmer  in  der  Diamantindustrie.  Der  Rückgang  in  der 
Arbeiterzahl  hat  zwei  Ursachen.  Einmal  machen  die  zalilreichen  Krisen  in  diesem 
Gewerbe  die  Arbeitslosigkeit  iast  chronisch,  andererseits  hat  der  Fachverein  der 
Diamantarbdter  dm  Zugang  zu  diesem  Beruf  voriäufig  abgeschkissen.  Der  dahin- 
gehende Beschluss  mrktt  1899  sdion  drei  Jahre  und  wurde  erst  1904  wieder  auf- 
gehoben. 


1044 

44  82 

131  1 045 

8810  •  II  473 


III.  Bncb-  nnd  StcindrudGcrei,  Gravarcb  Photographie  n.  s.  w.  A: 

B: 
C: 
D: 

Das  Bild  dieser  Gruppe  wird  durch  die  Zusammenfassung  richtig  wiedergcgc1)on. 
Von  der  Vennehrung  der  Selbständigen  mit  239  fällt  mehr  als  die  Hälfte  auf  die 
Photographie.  Diese  beschäftigt  nur  ein  Dreizehntel  von  den  gesamten  Erwerbs- 
tätigen dieser  Gruppe.  Von  den  Unternehmern  zählt  sie  a!xT  ein  Drittel.  Die  Zahl 
der  Schriftsetzer  stieg  von  4319  auf  6389.  die  der  Drucker  von  2151  auf  2514.  1889 
kamen  auf  jeden  Bttchdruckeretuntemehmer  8  Schriftsetzer  und  4  Drucker;  1899  auf 
jeden  Unternehmer  1 1  Schriftsetzer  und  5  Drucker. 
In  der  Gesamtgruppe  stiegen: 

die  Selbständigen  von    i  088  auf    i  363  =  27  %, 
,.    I^hnarhciter  8941     ..     12  518  =  48%- 

IV.  Baubetriebe  (dazu  zählen  Unterhalt  und  Reinigung  A:  31824  Mi6l 
von  Gebäuden,  Strassenaidagen  u.s.w.)  B:      375  354 

C :  1 778  3  S6i 
D:  87008  107834 

Audi  hier  haben  wir  eine  Zunahme,  sowohl  der  Unternehmer,  als  der  Arbeiter.  Aber 
wer  ist  im  Baubetrieb  nicht  Untemduner?    Die  Zahl  der  Zimmer-  und  Maurer- 
mdster  verminderte  sich  von  13  962  auf  13  546  tmd  von  5253  auf  5053.  Die  Gesamt- 
Kruppe  cruM!).  da-^s  sich  vermehrten: 
die  Selbständigen  von  32  im  auf  33  515  =    4  %, 
„    Lohnarbdter         88786       tii4S^  =  35%. 

V.  Chemischf  Fahrikcn  (Herstellung  von  Kerzen,  A:  IO30  1937 
Schwcfelhölzern,  Pulver,  Farben,  Seife  u.  s.  w.)  B :       145  I77 

C:  1061a  1966 
D:    2680  6862 

Hier  nahmen  die  Selbständigen  von  1175  bis  1384  um  ao%,  die  Lohnarbeiter  von 
374a  Ims  88a6  um  135%  zu. 

VI.  Holzindustrie  ( MoUelfabrikation.  Böttcherei,  A:  11 51$  H  SM 
Korb-  und  Flechtarbeit,  StrohHechterei,  Herstellung  B:  SK>  1^3 
von  Korken)  C:      311  858 

D:  35462  36316 
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Der  Grad  der  Zunahme  wird  hier  stark  hcrabgeilrückt  durcli  den  raschen  Vorfall  der 
B5ttcherei.  In  diesem  Gewerbe  üel  die  Zahl  der  Unternehmer  von  1878  auf  X449, 
die  der  Arbeiter  ron  3825  auf  2623.  Hauptgründe  hierfflr  sind,  dass  die  Bauern  es  hat 
allgemein  aufgcgelx:n  haben,  Butter  und  Käse  selbst  herzustellen,  und  dass  der 
Maschinenbetrieb  in  der  Böttcherei  das  Handwerk  verdrangt.  EHe  meisten  Unter- 
nehmer leisten  nur  noch  Fiidcailieit  auf  dem  Lande.  In  der  Möbeltisdilerei  sank 
die  Zahl  der  Unternehmer  von  2043  auf  1858,  stieg  die  Zahl  der  Arbeiter  von  5456 
auf  6223.  Dabei  ist  noch  zu  erwähnen,  dass  viele  verwandte  Gewerbe,  wie  die  Fabri- 
kation von  Billards,  die  Drcchsicret  u.a.w.t  nichk  18891,  wohl  abdt  1899  cesoodert 
gezählt  worden  sind. 

Das  Gesamtbild  der  Gruppe  zeigt  allerdings  fast  absoluten  Stillstand.  Nur  naiim 
die  Zahl  der  Arbeiter  um  6%  zu,  während  die  Untemdmierzahl  sich  Tölliir  gleidi  Uidx 

VIL  Kiddung  und  Reinigung  A:  40276  47804 

B:      314  388 

C:       379  laSl 

D:    34676  42124 

Diese  Gruppe  umfa<>t  n!s  Unternehmer  unter  anderm  3000  Barbiere,  5000  Wasclie- 
rinncn  und  Plattcrinnvn.  Die  Zahl  der  selbständigen  Schneider  stieg  von  11358  auf 
24856.  Bekanntlich  sind  diese  Ixnue  aber  nur  gewöhnliche  Hcämarbeiter,  welche 
von  Zeit  zu  Zeit  auch  als  selbständige  Unternehmer  auftreten.  Selbst  in  dieser 
Gruppe  stieg  aber  doch  die  Zahl  der  Selbständigen  nicht  so  stark,  wie  die  der  Lohn- 
arbeiter. 

Die  crsteren  gingen  von  40  580  auf  48  192  hinauf  =  4,5  %, 
zweiten        „      „   35  0S5       43  375  =  6fi%. 

VIII.  Kunstgewerbe    (Bildhauerei,  Ornamentarbcit, 
Dekoration,  Kunsthlcmcnfabrikation  u.  .s.  w.) 

IX.  Fabrikation    und    Bearbeitung    von  Leder, 
Wachstuch,  Kautschuk  tLs.w. 

,1 

Diese  Gruppe  wird  fast  ganz  beherrscht  durch  die  Schuhmacherei,  in  der  die  Unter- 
nehmer von  15  125  auf  15794  stiegen,  die  Lahnarbeiter  von  16  861  auf  16235  sanken. 
Dies  Ergebnis  ist  so  zu  erklärctii,  dass  die  Schulireparateure  zunahmen,  das  lidhe 
Schuhwerk  aber  mehr  und  mehr  fabrikmässig  hergestellt  wurde.   Und  die  Scfauh- 

flicker  sind  ja  meistenteils  selbständig! 

Das  Verhältnis  in  dieser  Grui)pc  blieb  vollständig  konstant. 

X.  Steinkohle  und  Torf  A:    1 159  X067 

B:  81  63 
C:  i<So  332 
D:  1397»  14803 

In  den  Steinkohlenbergwerken  arbeiteten  1889  1328  Arbeiter,  1899  2375.  Die  Torf- 
gräberci  blieb  also  stationär.  Die  ganze  Gruppe  zeigt  eine  Abnahme  der  Selbständigen 
um  10%,  ein  Anwachsen  der  Lohnarbeiter  um  8%. 

XL    Metallbearbeitung    (Gold-    und    Silberarbeit.  A:    9403  93^ 

Schlosser-  und  Scluniedearbeit,    Herstellung    von  B:       130  162 

Eisendraht,  Öfen,  Blech-,  Zinn-,  Slahl-  und  Kupfer-  C :      260         1 014 

waren  u.  s.  w.)  D :   31 750        29  784 

In  dieser  Gruppe  ist  jeder  Dorfschmied  und  alles,  was  sonst  in  der  Metallbearbeitung 
Kleinbetrieb  ist.  mitgerechnet.  Dass  die  Zahl  der  in  diesem  Gewerbe  arbeötendien 
Personen  absolut  abnahm,  rührt  daher,  dass  eine  Masse  von  diesen  Dingen,  zum  Bei- 
spiel Hausgerät,  jetzt  fabrikmässig  hergiestellt  und  meist  vom  Auslande  eingeführt 
wird. 

XII.  Fabrikation  von  Dampf-  und  anderen  Maschinen        A:    2563  a8oi 

B:       34  loB 

C:  393  1930 
D:    3466  iSiiJ 


A: 

633 

49X 

B: 

3 

C: 

10 

53 

D: 

956 

1  137 

A: 

16805 

17  321 

B: 

104 

142 

C: 

"7 

499 

D: 

30396 

ai864 
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In  diesen  Sehlen  steckt  ein  giu  Teil  industrieller  Entwickelung.  In  die  ZaW  von 
2K01  Unternehmern  sind  mit  einbegriffen  1489  selbständige  Uhrnucber,  welche  in»- 
ge5amt  keine  rooo  Arbeiter  beschäftigen,  und  330  —  Sdierensdileifer  I  Fabrikanten 
gab  es  nur  258.  und  diese  hatten  11  605  Lohnarbeiter  in  Dienst»  gegen  88I7  (adifhimdcrt- 
siebenundachtzig)  im  Jahre  1889! 

In  der  Elektrotechnik  verdoppelte  sich  die  Zahl  der  Unternehmer,  vemetmfaehte  sidi 

aber  die  7.:M  der  Arbeiter. 

Die  Fahrrad-  und  Automobilfabrikation  beschattigte  1889  in  Holland  —  13  Menschen, 
1899  zahlte  sie:  A:  139^  B:  32;  C:  lao;  D:  977. 
In  der  ganzen  Gruppe  stiegen  :  * 
die  Selbständigen  von  2597  auf  2909  —  12%, 
„  Gehilfen  „  38»  »  i7043  =  330%. 

XIII.  -  Schiffs-  mid  Wagenbaa  A:    3249  336» 

B:  65  65 
C:  a4o  861 
D:  1017a  18449 

In  dieser  ziemlich  grossen  Zahl  Selbständigen  sind  natürlich  alle  sogenannte  SchWs- 
macher  enthalten,  welche  in  einem  Lande  wie  Holland  mit  seiner  kolossalen  Binnen- 
schiffahrt in  jeder  Landesecke  sitzen,  um  kleine  Reparationen  an  vorübcrfahrendea 
Schiflen  zu  machen.  Die  Unternehmerschaft  im  wirklichen  Schiffs  ba  u  ist  sehr  klein. 
Jedenfalls  stehen  wir  hier  VOT  einer  starken  Konzentration. 
Die  Selbständigen  sti^(en  von  3314  auf  3427  =  3,5  %. 
„  LcAnarbeiter      »       „  10  412  „  19310  =  90 


XIV.   P^erfabrikation  und  -Verarbeitung                       A:  675  ^ 

B:  18  aß 

C:  118  357 

D:  4189  5940 


Die  Papier-  und  Karionfabrikation  allein  beschäftigte  i88cj  56  Unternehmer  imd  1871 
Arbeiter;  1899  waren  es  noch  iiruner  5Ö  Untcrnchnicr,  aber  Arbeiter  zählte  man 
2886 1  Von  den  667  Unternehmern  der  Gmppe  sind  478  Buchbinder. 
Die  Gesamtla^e  ist: 

Die  Selbstindigen  stiegen  von   693  auf   69s  =  0%. 
Lohnarbeiter        „        „   4307    „    foiff  s  46%. 

XV.  Textilindustrie  A:    ^  172  2773 

B :  160  163 
C:      746  1777 

D:  39350  34773 
Also  eine  absolute  Abnahme  der  in  diesem  wichtigen  Gewerbe  Beschäftigten. 
Diese  Abnahme  betrifft  drei  Gruppen :  die  Faserstoffverarbeitung,  die  Spinnerei  und 
die  Seilerei.   Es  ist  gewiss  der  Muhe  wert,  diese  Unterabteilungen  näher  anz tischen. 

I.    l'aserstoffverarbeitung    (Bearbeitung  von  A:       342  78 

Flachs  und  Hanf)  B :       28  6 

C:  48  59 
D:    4  3JI  ISIO 

3.  Spinnerei  A:      702  163 

B:  47  7 
C:  335  158 
D:   18160  7289 

Hier  stehen  wir  vor  einem  riesig  schnellen  Verschwinden  der  altmodischen  Arbeits- 
weise. So  gab  es  1889  noch  einige  Hundert  Wollkämmer,  1899  noch  3.  Die  Flachs- 
und Hanfverarbeitung  wird  jetzt  immer  mehr  maschinell  bctrieijen.  Bei  der 
Spinnerei  wird  die  Heimindustrie  wie  von  einem  grossen  Besen  weggefegt. 


3.    Seilerei                                                                    A:  776  372 

B:  160  la 

C:  746  fla 

D:  7232  afl33 


Hier  isi  die  Handiaufahrikation  fast  völlig  verschwunden.  Denn  trotz  dieicr  Ab* 
nähme  der  Seiler  stieg  die  Ausfuhr  von  Seilen  schneller,  als  die  Einfuhr. 
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Im  GtRcnsatz  zu  den  hier  erwähnten  Gruppen  der  TextUindustrie  stehen  die  Weberei 


1449  1932 

40  itS 

264  1 279 

13  073  29  009 


und  Strickerei.    Diese  beschäftigten  A 

B 
C 
D 

Hier  findet  alM>  ciiio  riesige  Zunahme  und  schnelle  KoniCdtnttion  StStL 
Die  Selbständigen  stiegen  von  1489  auf  2050  =:  34  %. 

„  Lohnbeziehenden  M     »  »337  „  30388  =  150  %. 
Die  ganze  Textilindustrie  befindet  sidi  aber,  wie  lefar  gut  erkennbar  ist,  in  einer 
ü  bergangsperiode. 


43  37 

83  97 

10  ^ 

«9 


XVI.  Gas  und  Elektrisitat  A: 

B: 
C: 
D: 

In  solch  modernen  Betrieben  ist  das  Bild  deutlich  genug. 
Hier  blieb  die  unbedeutende  Zahl  der  Selbständigen  sich  fast  gleich,  während  <fie 

Lohnarbeiter  um  500%  zunahmen. 

XVII.  Nahrungs-  und  Gcnussmittel                                  A:  24899  37909 

B:  776  T183 

C :  I  326         6  460 

D:  57326  78751 

In  dieser  Gewerbegruppe  gibt  es  eine  grosse  Zahl  von  Betrieben,  in  welchen  der  Kldn* 

betrieb  Oberwicgetid  bk-üK-ii  wird,  und  d(->ch  hat  kein  einziges  Gewerbe  sich  ganz  dem 
Konzentrationsprozcss  entziehen  können.  So  die 

Bidcerei                                                                A:  116137  uQjS 

B:  48  351 

C:  374  »313 

D:  i8M9  33754 

Die  Selbständigen  stiegen  also  um  11,  die  Lohnarbeiter  um  27%. 

Fleischerei                                                              A:  7093  8664 

B:  58  153 

C:  S6  306 

D:  7699  10996 

Die  Selbständigen  nahmen  also  zu  um  25,  die  Gehilfen  um  45%. 

Eine  stärkere  Konzentration  fand  zum  Beispiel  statt  in  der 

Zuckcrinduatrie                                                      A:  38  3S 

B:  49  56 

C:  133  467 

D:  2613         3  130 

Also  eine  Abnahme  der  Selbständigen  gegen  eine  Zunahme  der.  Lohnbeziehenden  um 
fast  50%.  Und  in  der 

Bacrbranerei                                                            A:  756  500 

B:  79  78 

C:  100  495 

D :  2  399         2  581 

Also  eine  Abnahme  der  Selbständigen  um  50%  g^n  eine  Zunahme  der  Gehilfen  um 
25%.  Ganz  gleich  ergeht  es  der 

Schnapsbrennerei                                                      A:  376  371 

B:  18  38 

C :  135  598 

D:  3247  3581 

Eine  Abnahme  der  Selbständigen  um  35%  gegen  eine  Zunahme  der  Gehilfen  um 

35%.   Die  ganze  Gruppe  der  Nahrungs-  und  Genussmittel  ergab  eine  Vermehrung: 
der  Selbständigen     von  25675  auf  29091  =  13%, 
M  Lohnbezidienden  „  $8653  „  ^aii  =  45%. 
Die  gesamten  industriellen  Betriebe  besdiäftigten: 

1889:                 1889:                            1899:  1899: 

A:    149444          C:      7485                     A:    162433  C;  23993 

B:     2469         D:  371 901                    B:      3332  D:  460816 
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Die  Selbständigen  stiegen  von  151913  auf  165765  -^  9V2 
f.   Lohnbeziehenden  ^  » 

379 3S6    „    484809  =  27^  ... 
1889  kamen  auf  jeden  Selbständigen  2,5  Gehilfen;  1899  auf  jeden  Selbständigen 
3.0  Gehilfen.  Ich  vermute,  dass,  wenn  man  einmal  in  Holland  eine  Üetriebs- 

zählung  vornimmt,  diese  Konzentrationstendenz  weit  stärker  hervortreten 
würde ;  denn  die  Bcrufszählungen  bleiben  immer  noch  unklar  durch  die  Zu- 
sammenfassung verschiedener  Berufe,  welche  oft  nur  sehr  v.enig  miteinander 
zu  tun  haben. 

ÜBER  die  Landwirtschaft  ist  ein  einleitendes  Wort  notwendig.  Zu- 
nächst ist  darauf  aufmerksam  zu  machen,  dass  in  Holland  von  den  2  369  018 
Hektar  kultivierten  Bodens  1  186066  Hektar  Grasland  und  nur  868469  Hektar 
Ackerland  ist.  Der  grösste  Teil  des  Bodens  ist  also  für  die  Viehzucht  und 
Molkerei  bestimmt.  Wenn  trotzdem  der  Ackerbau  sieben  Achtel  aher  in  der 
Landwirtschaft  Tätigen  besdiäftigt»  so  ist  dieses  Ergebnis  nur  daraus  zu  er* 
klären,  dass  da,  wo  der  Ackerbau  den  Hauptteil  eines  Bauemgutbetriebes 
ausmacht,  alle  Leute  ganz  beim  Ackerbau  mitgczähli  sind,  obschon  sie  einen 
Teil  und  oft  einen  grossen  Teil  ihrer  Arbeitskraft  auf  die  Viehzucht  und  Mol- 
kerei verwenden.  Femer  hat  in  Holland  seit  einem  Jahrzdint  dn  starker 
Räd^pang  der  tV&ste  Gmndeu  stat^fnnden.  Diese  verringerten  sich  von 
712514  Hektar  im  Jahre  1889  auf  589<72  Hektar  im  Jahre  1899.  Auf  diese 
123000  Ih'ktar  Heide  hat  man  eine  ganze  Masse  sclbsländis^cr  Landbauern  ge- 
setzt, die,  was  die  Zahl  der  Beschäftigten  anlangt,  den  Ackerbau  auf  einer 
gewissen  Höhe  gehalten  haben.  Im  allgemeinen  aber  wird  seit  ein  paar  Jahren 
das  Grasland  wieder  sehr  schnell  vermehrt,  seitdem  nämlidi  die  Viehpreise 
wieder  hoch  geworden  sind.  Dagegen  vermindert  sich  der  Getreidebau.  Die 
mit  Weizen  bebaute  Fläche  umfasst  1899  nur  noch  54452  Hektar  gegen  85376 
im  Jahre  1889.  Die  so  gewonnene  Fläche  wird  grösstenteils  in  Grasland  ver- 
wandelt, der  Rest  mit  Zuckerrüben  bepflanzt.  Der  Getreidebau,  der  guten 
Boden  braucht,  lohnt  eben  die  Muhe  nidit  in  einem  Lande»  wo  der  Boden  so 
teuer  ist.  Daher  sind  unter  der  Rubrik  Ackerbau  eine  grosse  Menge  Menschen 
mitgezählt,  uelclie  erst  seit  wenigen  Jahren  auf  einem  Stückchen  kultivierter 
Heide  etwas  Ackerbau  treiben,  deren  Produkt  aber  in  keinem  Verhältnis  steht 
zu  der  grossen  Zahl  von  Personen,  die  in  der  Berufsstatisttk  figurieren.  In 
Wahrheit  nimmt  die  landwirtschaftliche  Bevölkerung  viel  schneller  ab,  als 
die  Zahlen  zeigen.  Die  Konzentration  hat  aber  fast  immer  einen  Fortschritt 
im  Gewerbe  zur  Voraussetzung,  erfordert  neue  höhere  Produktionsweisen. 
Werden  diese  nicht  .mgewandt,  so  verfällt  das  ganze  Gewerbe,  wenigstens  wenn 
es  nicht  durch  Schutzzölle  erhalt«!  wird. 
XVI IL  Die  versdiiedencn  landwirtschaftlichen  Gruppen  ergaben: 


Ackerbau 


A:  134072 
B:  2210 


151  887 


C:  143 
D:  327779 

A:  15265 
B: 

C:  51 

D:  17966 

A :  9  022 

B:  234 

C:  244 

D:  15363 


2  V26 
T938 


Vidizucht 


341  649 
14344 


207 
180 


Gartenbau,  Obst%  Blumenzwiebel*  und  Blunienkultnr 


aaiS7 

12  089 


281 
486 
18148 
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Forstwesen  A:      402  1026 

B:  10 

C:  60  284 
D:  i6a6  3309 
A:  158  761  179344 
B:  2783 
C:  4ßß  3888 
D:  362727  395963 
Das  bedeutet  eine  Zunahme  der  Selbständigen  um  13,  der  Gehilfen  um  10%. 
Ein  Stuck  moderner  Entwickelunff  stedct  in  den  Ziffern  der  Viehzucht.  Da  haben 
wir  eine  Abnahme  der  Selbständigen  und  eine  Zunahme  der  Lohnarbeiter  um  24%. 
Hierbei  ist  aber  zu  bemerken,  dass  die  Butter-  und  Käsefabrikatton,  welche  doch  der 
Vidizucht  anaex  ist«  jetzt  hat  fiberall  fabriknfissig  getrieben  wird  nnd  an  die  In- 
dustrie übergegangen  ist  Sie  stdit  da  unter  der  Nahrungsmittelfabrikatiola  and 
wnlasst:  A:      211  539 

B:  70  396 
C:  65  74Ö 
D:      941         3  797 

Diese  Gruppe  hat  die,  welche  Viehzucht  treibt,  von  einem  ganz  gewaltigen  Stück 
Arbeit  entlastet,  ihr  rasches  Anwachsen  beweist,  wie  schnell  in  manchen  Zweigen  der 
Landwirtschaft  die  Indnatrialistemng  vor  sich  gdit 

Im  ganzen  muss  anerkannt  werden,  daaa  angesidits  dieser  Zahlen  von  einer 

B  e  t  r  i  e  b  s  k  o  n  z  L- n  t  r  a  t  i  o  n  keine  Rede  sein  kann,  was  auch  die 
Zahl  der  Betriebe  schon  beweist.  Bemerkenswert  ist,  dass  in  den  beiden  Pro- 
vinzen, in  denen  der  Grossbetrieb  vorherrscht,  in  Seeland  und  in  Groningen, 
die  Zerbröckelung  am  stärksten  ist.  Diese  Berufszählung  beweist  also  noch- 
mals, was  schon  die  ProgrammrevisioiiskDmmission  der  niederländischen  Sozial- 
demokratie berichtete,  dass  in  Holland  eher  eine  Verkleinerung,  als  eine  Kon» 
zentration  der  landwirtschaftlichen  Betriebe  zu  konstatieren  ist. 

XIX.  Jagd  und  Fischerei                                                A:     5962  7334 

B:      194  90$ 

C :       361  980 

D:  10 133  13877 
Zahlt  man  die  Seefischerd  gesondert  so  bdommit  man  dn  anderes  Büd. 


3809  33" 

142  153 

101  567 

7  860  I T  487 


Seefischerei  A 

B 

C 

D  . 

Dieser  weitaus  wichtigste  Zweig  der  Fischerei,  in  dem  moderne  Apparate  notwendig 
sind,  zeigt  also  eine  bedeutende  Konzentration. 
Die  Selbständigen  vermehrten  sich  von  3041  auf  3466  =  13  %, 
„  Loiuuu-beiter         „        „      „    7961  „  12  054  =  50 

SCHON  die  oben  mitgeteilten  allgemeinen  Zahlen  deuteten  den  Aufschwung 

an,  den  die  Handelsbetriebe  in  Holland  in  den  letzten  zehn  Jahren 

gewonnen  haben.  Der  Handel  beschäftigt  naturgemäss  verhältnismässig  wcnij^ 
Arbeiter;  denn  seine  Aufgabe  besteht  nur  darin,  die  von  anderen  produzierten 
Waren  hin  und  her  zu  schaffen  und  unter  die  Konsumenten  zu  verteilen. 
Wenn  trotzdem  in  Holland  17%  aller  Erwerbsfähigen  im  Handel  ihfen  Unterhalt 
verdienen  können,  so  ist  das  neben  der  günstigen  Lage  des  Landes  dem  Umstand 
zu  verdanken,  dass  eine  Freihandclspolitik  dem  Handel  bis  jetzt  kein  einziges 
Hemmnis  in  den  Weg  gelegt  hat.  Pro  Kopf  der  Bevölkerung  überragt  der 
hoUändische  Handel  noch  bei  weitem  den  englischen.  Dabei  ist  natürlich  eine 
Masse  Traositfaandd;  aber  gerade  dieser  beschäftigt  eine  grosse  Zahl  von 
Hafenarbdtem,  Seeleuten,  Binnensdiiffem  u.  s.  w. 


y 
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DAS  niederländische  statistische  Bureau 
Gruppen  (XX  bis  XXIII): 
XX.  Warenhandel 


teilt  die  Handelsbetriebe  in  vier 


A:  88979  108176 
B :  2  935  3  920 
C:  16408  33659 
D:  18984  40345 
Hier  stieg  also  die  Zahl  der  Selbständigen  um  22,5,  die  der  Gehilfen  um  110%. 

XXI.  Verkehrswesen  (darunter  Eisenbahn,  Sdiiffahit»  A:  35796  39054 
Post  und  Telegraphie,  Hotel-  und  Wirtdiausweaen,  B:  2552  3346 
Fuhrwesen  u.  s.  w.)  C:     8044  18962 

D:  B4963  74617 

Wir  stehen  hier  vor  einer  nicht  ganz  leicht  zu  erklären f!cn  Verminderung  der  Ar- 
beiterzahl. Die  Lastträger  sind  von  23  148  auf  2755  zurückgegangen !  Zum  grössten 
Teil  dürften  sie  wohl  unter  die  Rubrik  Losse  ArMdfrs  (Arbeiter  ohne  bcänmtes 
Fach)  gebracht  worden  sein;  denn  diese  hat  ausserordentlich  stark  zugenommen. 
In  der  Kategorie  der  Selbständigen  ist  die  Gruppe  der  Spediteure,  die  1889  3'8 
zählten,  1899  <'tuf  2547  Köpfe  angewachsen.  Wabnchemlidi  hat  man  audi  hier  den 
selben  Dingen  andere  Namen  gegeben. 

XXII.  Kredit-  und  Bankwesen 


A: 

80 

1053 

B: 

399 

416 

C: 

180 

3730 

D: 

49 

674 

r  die 

Namen 

der  Be- 

rufsgruppen  geben  uns  keinen.  1899  finden  wir  ganz  neue  Kategorieen,  die  sicherlidl 
1889  unter  ganz  anderen  Bezeichnungen  aufführt  worden  sind. 


XXIII.  Versicherungswesen 


Die  gesamten  Handelsbetriebe  zählten: 
A:   125x80  138525 
B:     X3064  8099 


A 
B 
C 
D 


C: 
D: 


27513 
X03970 


147 

15 

918 

137 

31a 

33 

Z570 

59264 

116337 

Einem  Anwachsen  der  Sdhatändigcn  um  6  %  steht  das  der  Lc^empfangenden 

um  ."^5  %  pcf^enühcr. 

BEI  (leti  freien  Berufen  brauchen  wir  uns  nicht  lange  autzuhalten;  eine 
einfache  Aufzählung  zur  Vervollständigung  des  Materials  genügt. 

Arzte,  Advokaten.  Ingenieure,  KQnstler»  Joamalitten  u.  s.  w.  ,  . 

(Dio  Vcrniindonmg  entfällt  f:,a.t\7.  auf  die  Schreiber  and  Buchhalter) 

Krankenpflege  und  Versorgung  

Dienstboten  aller  Art  

Losse  Arbeiders  fArlieiter  ohne  bestiamten  Beruf)  ..... 

Im  Staatsdienste  (Staatsbetriebe  ausgeschlossen)  

Im  Proviuzialdienst  

Im  Gemeindedienst  (rii-nu-indebetrieho  aiiseesrhlosscn)  .... 

Im  Dienste  eines  Polders  

Im  Kirchendienst  ,  •.«; 

insgesamt  in  freien  Berufen  ............. 

Paistomerte.  

Ohne  Beruf  

X  X 
ZÄHLEN  wir  in  den  vier  Hauptberufsgruppen  die  Selbständigen  imd  die  Un- 
selbständigen zusammen,  so  erhalten  wir 


30015 

13110 

3782 

848S 

166495 

176092 

25164 

33296 

34430 

34246 

886 

750 

25299 

28963 

2604 

331s 

12208 

9597 

316081 

358012 

5540 

7072 

2853281 

3173431 

X 

Selbständige 
Lohnempfänger  . 


X889 

457  7w 
884588 


1899 

501954 
1073438 


Ztmalime 
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Wir  haben  also  als  Endresultat  der  niedertindisdien  Bendszählting  in  dieser 
Hinsicht  zu  verzeichnen,  dass  die  Znn.ilmie  der  Lohnarbeiter  mehr  als  doppelt 

so  schnell  ist,  wie  die  der  selbständigen  Gewerhctrcibcnden. 
£S  Hesse  sidi  ja  über  die  Selbständigkeit  der  Selbständigen  ja  noch  vieles 
sagen,  aber  wir  nnteriassen  es.  Auch  ohne  das  beweist  diese  niederländische 
Bemfszahlitng,  dass  die  industriellen  und  Handelsbetriebe  im  ganzen  einer 
sdinellen  Konzentration  unterworfen  sind,  und  dass  nur  die  Landwirtschaft 
eine  cnt£:rcppnq;csctzte  Tendenz  zeigt.  Wenn  auch  in  manchen  Zweigen  der  In- 
dustrie die  Tendenz  zur  Konzentration  nur  schwach  wirkt,  so  tritt  doch  auch  in 
Holland  die  verhältnismässig  schnellere  Vermehrung  des  Proletariats,  wie  sie 
in  fast  allen  Ländern  bei  den  Betriebs«  und  Berufszählui^^  bewiesen  ist,  klar 
zu  Tage.  Demnach  kann  für  die  industriellen  und  Handelsbetriebe  die  Kon- 
zentrationsklausel  des  sozialdemokratiachen  Programms  für  Holland  aufrecht- 
erhalten werden. 

XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXK 

KONRAD  FINK  -  VOM  BÄCKERGEWERBE 

N  diesen  Tagen  findet  in  Hamburg  die  Generalversammlung  der 
Organisation  der  detttschen  Bickerdarbeiter  statt:  die  zehnte  seit 
ihrem  Bestehen.  Es  dlemt  sich,  zu  diesem  Ehrentag  der  Bäcker  einen 
Hlick  zu  werfen  auf  das  Gewerbe  selbst  und  das  Tätigkeitsfeld  der 
Organisation:  er  bietet  genug  des  Interesses  audbi  für  die  All- 
gemeinheit. 

DAS  Bidcergewerbe  ist  in  setner  Konstruktion  ein  recht  merkwürdiger  Betrieb. 
Von  den  Bäckern  hat  die  Menschheit  nur  verlangt,  nie  aber  mitgelKdfen,  die 

Herstellung  des  Verlangten  so  zu  gestalten,  dass  sie  der  Wichtigkeit  des  Pro- 
duktes entsprach.  Man  hat  es  den  Bäckern  überlas«;en,  sich  einzurichten,  und 
niemand  hat  darnach  getragt:  wie,  wann,  wo  und  unter  welchen  Verhältnissen 
wird  unser  wichtigstes  Nahrungsmittel  hergestellt?  So  haben  die  Bäcker,  um 
den  Anforderungen  gerecht  zu  werden,  zur  Nachtarbeit  gegriffen.  Der 
Bäcker  hat  sich  dieses  Los  —  heute  nach  allgtfltJfHSTBegnlTenkein  menschen- 
würdiges —  selbst  geschaffen,  aber  das  Publikum  war  der  Anlass  dazu,  und 
heute  tut  es  gar  nichts,  um  die  Nachtarbeit  mit  beseitigen  zu  helfen.  So  sind 
die  Bäcker  daianf  angewiesen,  sich  sdbst  zu  hdfen.  Die  Nachtiurbeit  gab  denn 
auch  stets  den  Stoff  zu  regen  Verhandlungen;  man  agitierte  und  sudite  dem 
Publikum,  sowie  den  Behörden  klar  zu  machen,  wie  schädlich  die  Nachtarbeit 
auf  die  Gesundheit  wirke,  und  wie  leicht  sie  auf  gesetzlichem  W^e  ganz  oder 
zum  grössten  Teile  abzuschaffen  sei. 

ALLEIN  die  Naditarbeit  ist  nun  etwas  Altgewohntes,  und  daher  kommt  es 
auch,  dass  die  Bäckermeister  sich  für  die  Beibdialtui^f  erklären.   Unter  dem 

Schutze  der  Nacht  ist  es  auch  so  leicht,  die  Arbeiter  zahm  zu  erhalten  und  das 
Backen  selbst  an  Orten  vornehmen  zu  lassen,  die  oft  nichts  als  reine  Pest- 
hohlen  sind  und  allem  anderen  eher  gleichen,  denn  einer  Werkstätte  zur  Her- 
steUmigeinesNahnnigamittels»  das  tigltdi  in  Manen  konsrnniert  wird.  Mit  diesem 
Komm  werden  daher  Tausende  imd  Abertansende  von  Krankheitserregern  mit 
in  das  Volk  geschleppt  Wäre  die  Tagarbeit  auch  im  Bäckergewerbe  herrschend, 
90  wiirden  wir  gewiss  keine  Bäckerwerkstätte  3,  4  und  mehr  Meter  tief  in  der 
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Erde  fmden,  ein  TummdplaU  aller  adiadlichen  Keime.  Und  wäre  das  vielleictit 

nicht  besser  für  das  Wohl  und  Wehe  der  Bäckereiarbeiter,  wie  für  das 
Publikum?  Nun,  was  von  Natur  so  schädlich  und  uiihallbar  ist,  wie  (lit-  Ein- 
riclitung  der  Nachtarbeit  im  Backereibetriebc,  kann  auf  die  Dauer  nicht  be- 
stehen, wenn  es  sich  auch  durch  einige  Jahrhunderte  hindurchgeschleppt. 
Der  fortschreitende  Geist  der  Menschheit  und  das  wachsende  VerstSndnis  in 
der  Masse  des  Volkes  für  ihr  eigenes  Wohlergehen  wird  schon  dafür  sorgen, 
dass  die  Herrlichkeit  der  Nachtarbeit  fitr  die  Bäcker  allmählich  ein  Ende 
nimmt. 

EIN  weiteres  Charakteristikum  des  Bäckergewerbes  ist  der  Kost-  und 
Lo^isawang  im  Hause  des  Meistere.  UBWöBl  moa  VertiaH!li§  g^hüg 
der  M&Hgil  Ittf  /Iie  ArFerter  in  sich  birgt,  ist  es  doch  weniger  bösartig  in  seinen 

Erscheinungen,  aJs  die  Nachtarbeit.  Es  ist  überhaupt  nur  die  Folge  der  selben 
und  kann  auch  leichter  beseitigt  werden,  als  diese.  Das  bat  auch  die  Organi- 
sationsverwaltung eingesehen.  Sie  lässt  nie  einen  Streik  beginnen,  der  die 
Beseitigung  der  Nachtarbeit  bezweckt  Stets  ist  die  Parole  auf  das  andere  von 
dieser  abhängige  System  gerichtet. 

WENN  die  Nachtarbeit  beseitigt  werden  soll,  müssen  zuerst  die  ^^änl;[e!^  die 
sich  durch  sie  erst  so  recht  eingebürgert  haben,  verschwinden.  *Zu  ihnen  gehört 
auch  die  Sonntagsarbeit.  Während  andere  Arbeiter,  während  die 
frommen  Vertreter  d^  Bürgertums  es  f&r  etwas  ganz  Selbstverständliches 
'  alten»  dass  der  Sonntag  geheil%;t  wird,  mutet  man  dem  Bädcer  zu,  gerade  für 
diese  Propagandisten  der  Sonntagsruhe  sich  al)7urackern.  Wie  schwer  es  den 
Rackcreiarbcitern  gemacht  wird,  ihre^  Forderungen  auf  Abschaffung  des  Kost- 
und  Logiszwanges  und  der  Sonntagsarbeit  y'iiT'th  Ii  inrj»  |yi  ^i;j|nmj~mäj^wf>hl 
mi  liswiiii  Uli'  I  !iH Tnn'~TlPiF|i iM  n  iliiii  lllliit  ifT  gewiss  von  jedermann  zu 
billig^ndfi  Yfrl!i''Bnn  aiif_  tlrri  frtfr iwi  Jahrr  (-11  W'*"""'*'t*r  Ostern 
und  Pfingsten)  selbst  an  Rcgi(.ruTi<,'sstcllfn  abschlägig  beschieden  hat.  uhne^^ 
dafür  andere  Gründe  /u  haben,  als  die,  dass  die  Konkurrenz  es  nicht  zulasse 
oder  dass  die  Krankenhauser  und  sonstigen  Anstalten  auch  Sonntags  mit 
frischer  Ware  versehen  werden  müssen.  Man  schdnt  am  Regterungstiscne 
zu  furchten,  die  Bäckermeister  würden  —  Sozialdemokraten  werden,  wenn 
man  ihnen  nicht  im  Verordnungs-  oder  auch  Ablehnungswege  die  Möglichkeit 
gibt,  ilirc  Arbeiter  in  ihrer  Art  auszubeuten.  Es  gibt  Betriebe,  die  Sonntags 
oft  noch  mehr^  als  das  Doppelte  der  Wodientagc,  zu  tun  haben.  Wenn  zu 
einer  solchen  Arbeitsleistung  nicht  gute  Arbeitskräfte  oder  gar  nur  Lehr- 
jungen beisammen  sind,  ist  nicht  die  geringste  Möglichkeit  vorhanden,  in  der 
vorgeschriebenen  Zeil  bis  8  Uhr  morgens,  längstens  aber  in  12  Stunden,  damit 
fertig  zu  werden.  Allerdings  spielt  nun  da  auch  die  Art  der  herzustellenden 
Backwaren  eine  Rolle.  Eine  Bäckerarbeit,  die  möglichst  einfache  Waren  mn- 
fasst,  wird  viel  schneller  zu  bewältigen  sein,  als  eine  soldie,  in  der  viele  feine 
(Bleche-)  Backwaren  herzustellen  sind.  Daher  mag  es  auch  wohl  konuneni 
dass  die  Fälle  der  Sonntagsarbeitszeitübertretung  aus  Orten  mit  komplizierten 
Bäckereiverhältnissen  viel  häufiger  sind,  als  in  Orlen  mit  einfacher  Biickerci. 
WENN  man  nun  im  Verhältnis  zur  Arbeitsleistung  die  Lohn  Verhältnisse  prüft, 
so  wird  man  von  dem  Restiltat  stcherlidi  enttäuscht  sein.  Diese  Enttäusdiung 
wird  aber  noch  empfindlicher,  wenn  man  Arbeitsleistung  und  Lohnverhältnisse 
anderer  gelernter  Arbeiter  dazu  an  Vergleich  bringt  Es  überkonunt  einen  da 
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das  Gefühl,  als  ob  die  Bäckermeister  mit  ihrer  gelernten  Gehilfenschaft  wie 
mit  Tagelöhnern  nnd  Gele^heitsarbeitern  umgehen.   Die  vom  Vorstande  des 

Bäckcr\'erbandes  herausgegebene  Broschüre  Zur  Lage  der  Backereiarheiter, 
<lie  Material  aus  allen  Gegenden  Deutschlands  umfasst,  bringt  Beweise  (tafür  i:i 
J'üllc.  Wohl  die  miserabelsten  Löhne  werden  noch  in  Süd-,  West-  und  Ost- 
deutschland, sowie  in  Thüringen  bezahlt.  Aber  nicht  allein  auf  dem  Lande, 
wie  man  auf  den  ersten  Blick  annehmen  mödite:  die  Städte  marsdiieren  hier 
voran,  und  es  ist  nicht  zuviel  behauptet,  wenn  man  sagt,  dass  in  den  genannten 
Gegenden  Löhne  bis  zu  5  oder  6  Mark  45  bis  50  ^  aller  Löhne  ansmachcn. 
Unter  ihnen  betragen  die  von  3  Mark  3  bis  5  von  4  Mark  ebensoviel,  von 
5  Mark  ungefähr  20  %  imd  endlich  von  6  Mark  15  bis  20  ^/o.  Welch'  ein 
erbärmlicher  Lohn  das  ist,  zeigt  ein  Vo^leich  mit  den  als  zum  Lohn  gehörigen 
verabreichten  Naturalien.  Die  Wohnung  der  Bäckergesellen  liegt  meistens 
in  Winkeln,  die  zu  nichts  anderem  zu  gebrauchen  sind.  Dafür  darf  mnn  kaum 
mehr  rechnen,  als  40  Pfennig  die  Woche;  für  den  Frühkaflfee  mit  Brot  kann 
man  92  Pfennig  rechnen,  für  l'rühstück  1,65  Mark*),  für  Mittagessen  2,10  Mar 
ffir  Abendessen  hödistens  2,90  Miark*),  an  Barlohn  6  Mark.  Das  gibt  suKunmen^ 
den  horrenden  Lohn  von  13  Mark  27  Pfennig.  Wenn  wir  noch  dazu  in  Betracht 
ziehen,  dass  viele  Bäckermeister  selbst  ihren  Bedarf  an  Fleisch,  Gemüse  u.  s.  w. 
herstellen,  dürfte  der  Durchschnittslohn  kaum  so  hoch  sein,  wie  ausgerechnet. 
Also,  man  sieht:  durch  das  Kost-  und  Logissystem  im  Hause  des  Meisters  sind 
die  Gesellen  in  allem  benaditeiligt.  DicKo&Ljind  Verpflegung^  wird  woM  hoch 
berechnet,  aber  wert  ist  sie  eS  nicht.3)  Maq_tena.«^'^  ""«^  *^""tTBtl  WIHlf^"" 
(!ass  das  Rosr-  iinn  i  ,o|i  KwrH  11  UIVII  itli  "Ceseitigt  wird. .  pannJrteft..fl|^Ofihtoiy 
di e^^Sonntqjpsa  rhrit -im  S t reikwe^e  abzufi«hft^ifeTrr  ™^ 

EIN  gefährlicher  Gegner  ist  dem  Bäckergewerbe  die  Einführung  der  Gewerbe- 
freiheit geworden.  Pie  in  den  Beruf  einziehende  Technik  hat  die  Gefahr  wesent- 
lich erh^t.  Die  Gewerbefrdhdt  brachte  dem  Handwerke  die  Konkurrenz  aus 

dem  Berufe  fernstehenden  Kreisen.  Wer  Geld  genug  hatte,  konnte  Bäcker- 
meister werden,  indem  er  sich  eben  das  Handiverk  kaufte.  Dem  Gesellen  konnte 
es  gleich  sein,  von  wem  er  bezahlt  wurde.  War  so  die  Gefahr  der  Konkurrenz 
gross,  so  wurde  sie  noch  grösser  durch  die  mit  Ifasdiinen  eingerichteten  auf- 
tauchenden Betriebe.  Die  Inhaber  solcher  waren  auch  meist  blosse  Geldbesitzer, 
die  nichts  nach  den  Normen  des  Bäckermeisters  fragten  und  ihn  ruhig  nieder- 
konkurrierten. Die  Bäckermeister  lehnten  sich  stock.steif  auf  gegen  jede  Neue- 
rung. Jene  hingegen  führten  solche  ein,  machten  die  Arbeit  in  ihrem  Betriebe 
leichter  und  angenehmer,  zahlten  womöglidi  auch  noch  bessere  Lfihne.  Das 
wirkte  auf  die  Gesellen,  zog  sie  in  diese  Betridte  und  entfremdete  sie  dem 
Meister.  n;««>>^«h  naisTl  •~*'''-*"-|  billiger  Arbeitskiafi  uui  und  griff,  ttm  dem 
GcwQjbc  einen  neuen  Stamm  guter  Arbeitskräfte  heranzuziehen,  zur  Lehr- 
1  i  ngszüchterci  ^f*^  das  dem  Gewerbe  bekam,  beweist  die  heute  so 
grosse  Arbeitslosigkeit  unter  den  Bäckereiarbeitem.  Der  alte,  tüchtige,  im  Beruf 


ni 

ht\  , 


t)  Hier  habe  id  «BgeDOOBafB,  dan  da  «rkeUkher  PimMBtttlc  Mim  GeMnka  trhilt;  deshalb  ist  der 

Durchschnitt  etwH  gerinfrer. 

')  Hier  ist  angenommen,  <l.i^^  i'ir.  rrheblifhcr  rmzcnt  atz  abends  warmes  Ewcn  erhält:  der  DurrhSThnitt 
stellt  sich  demfjem.lüs  rtw.xs  hijher.  dürfte  jcihxh  ka-.im  so  ho(h  'cin.  wie  angegeben, 

•)  Der  SchreilitT  dic-cs  .irheitet  bei  einem  Hätker.  wo  er  am  Ii  \V<ihr.ur.L;  hat;  diese  WohnnnR  besteht 
tns  swei  Betten  voa  mittlerer  Beschaffenheit  and  swei  Kofiern.  Seine  schriftlichen  Arbeiten  muss  er 
ia  der  Backstabe  erledigen:  tadt  dieser  AnteU  riedil  narh  Mefalstanb. 
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/erfahrene  Geselle  muss  ihm  V'alet  sagen,  Tagelöhner  werden  und  für  die  anderen 
ArlKMter  selbst  zum  —  Lohndrücl^yj.  Das  ist  das  Traurigste,  was  einem  ge- 
f  lernten  Arbeiter  widerfahren  kann,  und  empört  gegen  die  Gesellschattsorilnung. 
Auch  die  Bäckereiarbeiter  haben  das  empfunden,  und  ihr  Kampf  gegen  die 
Lehrlingszüchterei  beweist,  w-ie  ernst  sie  besseren  Zuständen  entgegenstreben. 
llilT  der  kapitalistischen  Produktion  im  Räckergewerhe  wird  auch  ein  neuer 
lohndrückender  Faktor  hineingekommen  :  die  F  r  a  u  e  n  a  r  h  o  i  t  .  die  in  Teig- 
waren- und  Oblatenfabriken  schon  längst  heimisch  ist.  Man  denke  ja  niclu,  dass 
dies  unmöglich  sei.  Mit  der  Obemahme  der  sdiweren  Arbeit  durch  die  lutaschineti 
und  der  Arbeitsteilung  steht  der  Frauenarbeit  kein  Hindernis  mehr  im  Wege. 
Ober  kurz  oder  lang  werdet»  die  L'nternehmer  die  moralischen  Bedenken  durdh-* 
brechen  und  zum  i  crnünfti^cii  Hatuicln  übergehen. 

DAS  führt  mich  unmittelbar  zu  der  Tagesordnung,  die  für  die  zehnte  (ieneral- 
versammlung  des  Verbandes  der  Bädcer  aufgestellt  ist.  Vor  allen  Dingen  be- 
antragt der  Hauptvorstand,  auch  Frauen  und  Mädchen,  die  im  Bäckereibetriebe 
gewerblich  tätig  sind,  zur^Organisation  zuzulassen.  In  Anbetracht  der  kom- 
menden Entwickelung  der  ArbeltsverlTffltnisse  im  Bäckereibetrichc  halte  ich  den 
Antrag  für  etwas  ganz  Selbstverständliches  und  seine  Annahme  für  sicher. 
DIE  ersten  vier  Punkte  der  Tagesordnung  betreffen  den  Vorstandsbericht.  Für 
meinen  Zweck  kann  es  genügen,  den  selben  mit  einigen  Zahlen  und  Bemericungen 
zu  streifen.  Die  beiden  letzten  Jahre,  besonders  aber  das  Jahr  I904,  waren 
äusserst  arbeitsreich.  Am  besten  geht  das  daraus  hervor,  dass  den  Bureau- 
artxiten  des  Vorstandes  186  Tage  durch  Agitationstouren  entzogen  wurden. 
Das  ist  in  'gewissem  Sinne  ein  äusserst  empfindlicher  Schaden  und  wird  wohl 
zur  Anstellung  eines  dritten  Beamten,  eines  Redakteurs,  führen.  Die  Fluk- 
tuation unter  den  Mitgliedeni  ist  sehr  gross.  Von  nahezu  11  000  Aufgenom- 
menen  sind  etwa  7000  dem  Verbände  wieder  abtrünnig  geworden.  Das  liegt 
zxxxn  grossen  Teil  daran,  dass  die  Beitragscinkassierung  von  den  Mitglied- 
schaftskassierem  zu  flau  betrieben  wird.  Die  Kassoiverhältnisse  haben  sich 
erfreulich  gebessert,  obwohl  die  letztjährigen  Streiks  und  die  Arbeitslosenunter- 
stützung bedeutende  Summen  verschlangen.  Die  Einnahmen  betrugen  212  613 
Mark.  Eintrittsgelder  gingen  ein  10 961  ä  50  Pfennig;  Beiträge  ä  40  Pfennig 
wurden  324  141  eingezogen  und  4486  Streikbeiträge  ä  i  Mark.  Die  Ausgaben 
weisen  recht  respektable  Ziffern  auf.  So  versdilang  die  Agitation  24974  Mark; 
die  Arbeitslosenunterstützung  26693,  die  Gemaasr^eltenunterstützung  2473, 
die  Streikunterstüzung  an  Berufsangehörige  23755  Mark:  endlich  findet  sich 
noch  mit  einer  grösseren  Ziffer,  mit  14  102  Mark,  unter  den  Ausgaben  das  Ver- 
bandöorgan.  l'rotz  alledem  schliesst  die  Hauptkasse  einschliesslich  der  Kassen- 
bestände  in  den  Mitgliedschaften  mit  einem  Bestand  von  57941  Martc  ab. 
ALS  fünfter  Punkt  steht  der  Tarifvertrag  mit  den  Konsum-  und  Genossen- 
schaftsbäckereien auf  der  TagesorAning.  Er  wird  wohl  einen  weseodidien 
Teil  der  Verhandlungen  einnehmen  und  erregte  Debatten  mit  sich  bringen.  Es 
wird  sich  vielleicht  empfehlen,  diesen  Tarif  zusammen  mit  den  Tarifen  im 
Bäckergewerbe  überhaupt  zu  besprechen. 

VON  wesentlicher  Dedentung  dürften  noch  die  Verhandlungen  über  das  Unter- 

stütznngswesen  sein.  Fs  macht  sich  das  Bedürfnis  geltend,  dieses  weiter  aus- 
zudehnen. l)eson(kr>  die  Krankenunterstützung  in  demselben  Verhältnis,  wie  die 
Arbeitslosenunterstützung:  nach  52  Wochen  Mitgliedschaft  42  Tage  pro  Tag 
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1  Mark,  nach  156  Wochen  MitgHcdschaft  pro  Tag  1,20  Mark  und  nach 
262  Wochen  MitgUedschaft  pro  Tag  1,50  Mark.  Durch  lUeseo  Antrag  werden 
liesooders  .die  Mitglieder  berücicsiclilügt,  die  in  koosumgenlossensdiaftlichen 

Bäckereien  beschäftigt  sind  und  dauernd  Stellung  haben,  die  Arbeitslosen- 
rcspektive  Rcisounterstfitzung  also  wenig  in  Anspruch  nehmen.  Dass  der- 
artige durcligreiiende  Refomaen  im  Unterstützungswesen  Geldmittel  erfordern, 
ist  wolU  jedem  klar.  Vom  Verbandsvorstand  ist  deshalb  beantragt,  den  Bei- 
trag auf  so  Pfennig  pro  Woche  zu  erhohen.  An  sich  w&re  das  ja  nun  sehr  zu 
"wünschen.  Im  Interesse  der  älteren  Mitglieder  ist  dies  durchaus  gelegen,  und 
diese  werden  den  höhern  I'citrag  auch  bezahlen.  Aber  in  der  Agitation,  be- 
sonders in  den  schlechten  Gegenden  Deutschlands,  bei  den  geringen  Löhnen, 
wird  uns  die  Beitragserhöhung  zunächst  ein  Hemmschuh  sein.  Denn  jungen 
Leuten,  denen  das  Verständnis  für  den  Zweck  des  so  angd^en  Geldes  fddt, 
Uetben  uns  fern.  Diese  rechnen  mit  den  momentanen  Ausgaben  und  dami^ 
dass  50  Pfennig  jede  Woche  bei  5  bis  6  Mark  Lohn  unbedingt  zu  viel  seien. 
Auch  für  unsere  Gegner  würde  das  ein  Ansporn  zu  neuen  Gcha^isigkeiten  sein, 
und  die  Innungsgrössen  werden  nichts  lieber  tun,  als  bei  ihren  Getreuen  über 
4en  Verband  schimpfen,  der  schliessltdi  auch  noch  den  ganzen  Wochenlohn 
verlangt  Natürlich  sollen  die  Bedenken,  die  ich  hier  mache,  durchaus  nicht 
von  der  Beratung  des  Antrags  zurückhalten.  Er  erfordert  eine  sehr  eifrige 
Diskussion,  die  wohl  recht  befruchtend  werden  dürfte.  Uns  älteren  Mitglie- 
dern wäre  es  sehr  erwünscht,  wenn  die  Beiträge  erhöht  würden;  aber  im  All- 
^emeininteresse  ist  es  vorderhand  noch  nidit  gelegen,  weil  es  uns  in  den 
schwarzen  Winkeln  am  Fortschreiten  hindern  würde.  Es  wird  wohl  noch  zwei 
Jahre  so  gehen,  bis  zum  nächsten  N'erbandstage,  wo  eine  weit  grössere  Anzahl 
gut  geschulter  Mitglieder  vorhanden  scm  dürfte,  die  es  schon  eher  gestattete, 
Aber  diesen  Punkt  schlüssig  zu  werden. 

AUCH  der  Punkt  Unsere  sukünfÜgeH  Lohnbewegungen  und  Streiks  bietet 
frrosses  Interesse.    Die  letzten  Kämpfe  haben  eine  Menge  Lehren  gezeitigt,  die 

nun  in  praktische  Arbeit  umzusetzen  sind.  Es  ist  nötig,  dass  die  Delegierten 
sich  den  Beobachtungen  der  Personen  anschliessen,  die  auf  dem  Kampfplatz 
tätig  gewesen  sind.  Die  Lohnbewegungen  werden  als  Tarifbewegungen  zu 
fuhren  sdn.  Die  Bäckerbewegung  ist  ja  überhaupt  allgemadi  in  das  Stadium 
der  Tarifbewegung  getreten,  und  es  legt  beredtes  Zeugnis  für  die  Fortschritte 
<ler  Bäckereiarbeiter  al).  dass  die  Erfolge  auf  diesem  Cel)ict  nicht  ausgeblieben 
sind.  Daher  hat  es  gar  keinen  Zweck,  bei  Lohnbewegungen  sofort  mit  Streik 
zu  drohen.  Die  leitenden  Personen  in  der  Organisation  werden  der  gleichen 
Ansicht  sein  und  auch  darnach  handeln.  Bin  magerer  Tarif  kann  auf  jeden 
Fall  mehr  einbringen,  als  eine  fette  Streikrechnung.  Bei  .Streiks  in  der  Bäcker- 
hcwegung  kann  es  sich  vorderhand  nur  um  Angri  f  f  s  Streiks  handeln.  Denn 
so  viel  haben  die  Bäcker  noch  nicht  errungen,  dass  sie  einen  .Abwehrstreik  zu 
führen  brauchten.  Die  Korporationen,  die  einen  Tarifvertrag  abgeschlossen 
Ilaben,  werden  sich  hüten,  sich  in  Unruhe,  in  Sorgen  zu  stürzen.  Und  die 
Bädcermeister  in  den  anderen  Städten  haben  nichts  zu  brechen,  nichts  zurück- 
zugehen, weil  sie  keine  N'erptlichtungen  eingegangen  sind. 
BEMERKENSWERT  ist  die  geistige  Schulung,  die  sich  in  den  Anträgen  der 
Mitglieder  zur  Generalversammlung  offenbart.  Im  Gegensatz  zum  letzten  Ver- 
bandstage, wo  die  Zahl  der  Antrage  ~  meist  recht  unüberlegt  gestellt  vcm 
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jungen  Einzelmitgliedem  —  fast  400  erreichte,  sind  es  diesmal  bedeutend  -weniger 
nnd  weit  stichhaltigere»  fiber  die  sidi  immeriiin  diskutieren  lässt. 

BETRACHTEN  wir  nun  noch  aum  Schlüsse  kurz  die  Bedeutung  der  Bäcker- 
orgfanisation  und  ihrer  Kongresse  für  die  KoUegenschait  im  Berufe  im  besoa- 
deren,  für  das  PubHkum  im  allgemeinen. 

WENN  es  je  eine  Korporation  im  Berufe  gab  und  gibt,  die  die  Interesaeii 
der  Arbeit,  ganz  gleich  ob  vom  Arbei^ber  oder  -nduner  geleistet,  vertritt,  so 

ist  es  die  Organisation  der  Arbeiter.  Sie  ist  die  einzige  Korporativ» 
die  die  Schäden  an  der  Wurzel  fasst,  um  das  Gewerbe  zu  reformieren,  die 
Schleuderkonkurrenz  und  sonstige  Mängel  beseitigt  und  so  dem  Gewerbe  im 
modernen  Sinne  zur  Gesundung  verhilft.  Sie  klärt  die  Kollegen  auf  und  schult 
sie  au  Männern,  die  wissen,  was  sie  zu  erfüllen  und  au  verlangen  haben.  S3e 
veranstaltet  Erhebungen  über  hv^^ienische  und  sonstige  Verhältnisse  und  he- 
einflusst  die  Gesetzgebung-  clurcli  ihr  zusammengetragenes  Material. 
DAS  Publikum  sollte  der  Bäckerbewegung  noch  bedeutend  mehr  Aufmerksam- 
.kdt  schenken,  als  das  bis  jetzt  geschehen  ist ;  denn  es  ist  gerade  so  gut  an  der 
Brotproduktion  interessiert,  wie  die  Bäckereiarbetter  selber.  Das  Publikum,  und 
besonders  die  Frauen,  die  doch  hin  und  wieder  gelegentlich  einer  Hausbäckerei 
in  die  Bäckerwerkstätten  kommen,  sollten  sich  nacti  der  Beschaffenheit  der 
Räume,  der  Reinlichkeit  der  Geräte  und  Tücher  umsehen,  was  mit  wenigen 
Blicken  geschehen  kann,  und  Missstände  unverzüglich  zur  Anzeige  bringen. 
Aber  darin  hi^>ert  es  gewaltig,  und  es  ist  zu  verurteilen,  wenn  Arbeiterfrauen 
an  diesen  Dingen  kein  Interesse  zeigen,  die  ihnen  selbst  und  ihren  Kindern  zu 
gute  kommen  würden.  Gerade  die  Frauen,  die  den  llaushall  zu  besorgen  haben» 
könnten  die  Bäckergesellen  in  ihrem  Kampfe  bedeutend  unterstützen. 
FÜR  die  Bäckergesellen  bleibt  die  Pflicht,  die  jungen,  am  Orte  gewonnenen  Mit» 
glleder  daselbst  zu  halten.  Wo  schledite  Lohnverhältnisse  sind,  herrscht  \mter 
den  Organisationsmitgliedern  selbst  Uneinigkeit.  Das  ist  grundverkehrt,  weit 
es  die  jungen  Leute  der  Organisation  entfremdet  und  sie  \om  Orte  wegtreibt. 
Und  wenn  man  an  solchen  Orten  es  stets  mit  neuen  Elementen  zu  tun  hat,  ist 
es  schwer,  Fortschritte  zu  machen.  Das  muss  aufhören.  Es  soll  ja  keinem 
jungen  Menschen  verwehrt  sein,  sich  die  Weit  anzusehen;  gleichwohl  erfordert 
es  die  Pflicht  gegen  die  Gesamtheit,  die  jungen  Mitglieder  anzuhalten,  am  Orte 
zu  biciheii  und  mitzuhelfen,  bessere  Verhältnisse  zu  schaffen,  damit  aus  Durch- 
gangsstationen, wie  sie  Orte  mit  schlechten  Löhnen  sind,  Plätze  werden,  an 
denen  die  Arbeitsbrüder  im  Bäckergewerbe  ihre  Berufspflichten  mit  Stolz  und 
Freude  erfüllen  können. 
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ÖFFENTbICJiES  UESEN 

Wirtschaft 

Diskont  NACHDEM  am  25.  Fe- 

braar     die  deutsche 

Rcichsbank  ihren  Dis- 
kont weiter,  von  ^Vi  auf  3%,  herabge- 
setzt hattet  ermissigte  am  9^  Marx  die 


englische  Bank  gleichfalls  ihren  Dis- 
kont, und  zwar  von  3  auf  2%  %.  Seit 
iS<)S.  seit  (Itr  kriti'^ciicn  Gestaltung  der 
südafrikanischen  Gegensätze,  war  das 
Ldhkafrital  in  England  fsst  stets  zurück- 
haltender und  weniger  nü?^iR  pcwcscn, 
als  nunmehr  schon  seit  geraumer  Zeit. 
Wenn  nidit  gans  unerwartete  Ereignisse 
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in  Russland  und  Ostasien  die  allgetneine 
Stimmung  wieder  verschlechtern,  so 
dürfte  ein  Abschluss  dieser  Periode  der 
Geldmarktspannung  erreicht  sein.  Die 
Diskonlpolitik  der  englisclien  Bank  seit 
AoSuBg  1900,  wo  zeitweise  ein  Diskont- 
satz von  nicht  weniger  als  6%  herrschte, 
spiegelt  sieh  in  folgenden  Änderungen 
wieder : 


18.  J.in,  igoo  4Vj  % 
35.  I  m  ii/tx)  4  °,<, 
34.  Ntai    ii>o.j     3 Vi  '*  o 


3.  Septbr.  iqoi 


33.  lan. 
b.  Fehl 


14.  Juni  I 
IQ.  Juli  1 


<*<»  3 


»<)"-'  3'  J 

_  *c 

2.  <  )kthr    \qo3  4     * ,0 

(joo    4     «0      21.  Mai       1003  3' a  % 

0       i^t-  Juni      1Q03  3  0;, 

7.  Febr.  ic)Oi     4'.'»*o         3  Septbr.  l«|0(  4  «.'o 

ai.  Febr.  njoi     4     '  0      M  April     1904  3'/j  "i^ 

6.  Juni  iqoi     3Vj  *'o      ai-  April    it^  '  »/q 

13.  Juai  1901    3    */•      9.  Min    1905  iVt  */o 

X  X 

Atlohtbank  DER  am  6.  März  der  Gene- 
ralversammlung vorgelegte 
(jeschäftsbcriclit  der  Reichs- 
bank beleuchtet  die  aussergewöhnliche 
Lage^im  Jahre  1904  nochmals  scharf.  Im 
Durchschnitt  haben  während  des  Jahres 
1904  ungedeckte  Noten  in  einem  Masse 
ausgegchen  werden  miissi-n,  wir  -v\x  dein 
Bestehen  der  Bank  in  keinem  anderen 
Jahre.  Die  steuerfreie  Notengrenze  ist 
achtmal  überschritten  worden,  obwohl 
(laut  Bekanntmachung  vom  5.  Juni  1902) 
der  steuerfreie  ungedeckte  Notenumlauf 
iintcrdos  auf  470  Mill.  M.  erhöht  ist.  Die 
Überschreitungen  betrugen  1904: 

an  7.  F.-inu.ir  fi«)''ii  153  M. 

,  3«.  Maiz  im.  i:  , 

„     7.  .\pril  I'i  :33  S7  , 

a  30.  Juni  U)S^i>ofiH  , 

»  30.  September  ^05m  >,S^;7  , 

.     7.  Oktober  I7<t  tu,,  ^r.S  , 

,  15.  t  tklober              2i,S  S4S  , 

,  31.  Deieoibcr  »735i<*>>7<)  . 

Die  Gesamtumsätze,  die  igoo  bis  190a 

ziemlich  stabil  geblieben  waren  (189  Mil- 
liarden M.,  dann  etwas  über  193  lUld  unter 
192  Milliarden  M.).  zeigen  I904  gegen 
das  Vorjahr  eine  Erhöhung  um  16.3  Mil- 
liarden M.  (190J:  205,28,  1904:  221.59  Mil- 
liarden M.).  Der  Bankzinsfuss  war  vom 
I.  Januar  bis  10.  Oktober  4%  (für  Wech- 
sel, 5%  für  Lombardd.irlehne),  vom  II. 
Oktober  bis  31.  Dezember  5%  (respektive 
6%).  Durchschnittlich  war  der  Gold- 
bestand höher,  als  im  Jahre  1903  (682^ 
Mill.  M.  si-gen  ISS*»3  Mill.  M.).  D.meben 
war  d«r  dlurchschnittliche  Talerbestand 
xnrüdcgegangen  von  166.9  Mill.  M.  auf 
148.3  Mill.  M..  ofTenbar  infolge  der  ver- 
änderten deutschen  Vcrwallungspraxis 
hinsichtlich  der  Silbermönzen.  Der 
Schcidemün/envorrat  nahm  etwas  zu,  von 
87,2  MiU.  M.  auf  96,15  Mill.  M.,  wobei 


wahrscheinlich  die  im  Umlauf  durch 
Taler  ersetzten  Funfmarkstückc  eine  Rolle 
gespielt  haben.  Die  Dividende  wurde 
diesmal  auf  7.04%  festgestellt  Vom  ge- 
samten Reingewinn  von  26,46  Mill.  M.  er- 
b.-'.lten  die  Anteilseigner  10,5$  Mill.  M., 
das  Reich  1^,91  MiU.  M. 
X  X 
BrotMMtomi  IN  den  Vicrtcljahrshefttn 
der  deutschen  Reichsstatis- 
tik werden  soeben  die  deut- 
schen ErntezifTern  für  1904  ausführlich 
von  Professor  Dr.  Mayet  veröffentlicht. 
Wir  gaben  bereits  (pag.  74)  einige  we- 
sentliche Ergebnisse  wieder,  nach  den 
vorläufigen  Mitteilungen  der  Statistischen 
Komt^Ottdenz  respektive  des  Reichsan- 
grigcrs  ' vom  19.  Dezember  1904.  Mayet 
beurteilt  jetzt  auch  die  üblichen  tnid 
zweifellos  kommerziell  ganz  unentbehr- 
lichen Ernte  vorhersagen  auf  Gnmd 
der  Saatenstandsnoten.  Er  kommt  dabei 
zu  dem  Ergebnis :  die  Berichterstattung 
arbeite  bei  der  Wicscnproduktion  noch 
sehr  unzuverlässig,  dagegen  bei  Klee  und 
Litzerne  sehr  befriedigend  —  bei  den  Gc- 
trtidifritrlittTi  und  den  Kartoffeln  zwar 
t  .  litiK\  .1  KT  doch  nicht  so,  dass  man  aus 
der  letzten  Saatenstandsnote  die  kom- 
mende Ernte  an  Körnern  oder  Knollen 
luimittclbar  ablesen  könne.  Die  Saaten- 
standsnote beziehe  sich  eben  nicht  nur 
auf  Körner  und  IQioUen,  sondern  auf  den 
Stand  der  ganzen  Pflanze,  also  auch  auf 
Halm  und  Kraut,  deren  Aussehen  sehr 
oft  der  späteren  Ernte  widerspricht.  In 
diesen  Abweichungen  zeigt  sich  jedoch 
eine  gewisse  Regel:  in  trockenen  Jahren 
^llt  die  letzte  Saatenstandsnote  meist  zu 
ungünstig,  in  nassen  Jahren  zu  günstig 
aus ;  »in  trockenen  Jahren  ist  die 
E  r  n  t  e  menge  [von  Korn  und  Knolle] 
also  grösser,  in  nassen  kleiner,  als 
die  fetzte  Saatenstandsnote  es  eigentlich 
erwarten  lies';<.  Has  vorige  trockene  Jahr 
hat  das  beim  Brotgetreide  in  ge- 
radezu verblüffender  Weise  bestätigt. 
Denn  hier  war  schon  das  Jahr  IQ03  ein 
gutes,  1904  stand  jedoch  noch  um  3% 
über  seinem  Vorgänger  (um  411  878  t), 
während  vorher  die  schlimmste  Missernte 
prophezeit  wurde.  Dagegen  betrug  gegcn- 
iihcr  dem  Jahre  1903  die  M  in  d  cremte 
an  gesunden  Kartoffeln  448122z  t 
oder  Ti.i%,  an  Luzerne-  nnd  Wiesen  he« 
6  gj4  t  oder  iS.^*"' .  Sommer  g  c  r  s  t  e 
und  -  h  a  f  e  r  ,  die  hauptsächlich  zur  tie- 
rischen, in  gewissem  Umfange  aber  dodi 
at:ch  (Bier.  Graupen)  zur  menschlichen 
Ernährung  dienen,    ergaben  zusanimen- 
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gefasst  ebenfalls  eine  Mindenerate  von 
I  312837  t  oder  11,7%. 

X  X 
Fleltehkonsum  EINE  grosse  Erweiterung 
unserer  sozialstattstischen 

Feststellungen  ist  übrigens 
durch  das  deutsche  Fleisch- 
beschau gcs^-t/  bestehungsweise  den 
Bundesratsbeschluss  vom  1.  Juli  1903  an- 
gebahnt. Die  Vierleljahrshcflc  bringen 
niinniohr  regelmässig  die  Einzelangaben 
über  die  Zahl  der  beschauten  Schlacht- 
tiere. Leider  fehlen  dabei,  nach  der 
ganzen  Anlage  dos  dt-sct/os,  die  HaUS- 
sdilachtungen,  für  die  allerdin^  kaum 
Rlnd^,  aber  um  so  mehr  Schwane,  viel- 
leicht auch  Ziegen,  in  Frac;c  kommen. 
Ferner  ist  die  vcrzeicliru  tc  Stückzahl 
noch  kein  genügender  Ma^sstab  für  das 
Fleischgewicht  und  den  Konsum.  Der 
Rcicl\sanseigcr  macht  jedoch  folgenden 
Versuch  einer  praktisch  leidlich  genügen- 
den Schätzung:  Es  sind,  statistisch  nach- 
weisbar, im  II.  Halbjahr  1904  ge- 
schlachtet (der  n(."-chaii  unterworfen 
worden)  :  68486  Pferde  und  andere  £in- 
hnfer.  298542  Ochsen.  240265  Bullen. 
789519  Kühe,  466295  über  3  Monate  alte 
Jungrinder,  2072126  bis  3  Monate  alte 
Kalber,  7908921  Schweine,  1378060 
Schafe,  181  180  Ziegen  und  2524  Hunde. 
Pferde  und  Hunde  kann  man  für  die 
Fleischkoasumberechnung  ausser  Be- 
tracht lassen.  Für  die  anderen  Schlacht- 
tiere muss  man  ein  ungefähres  durch- 
schnittliches Schlachtgewicht  zu  Grunde 
legen,  nach  dem  Reiciuansetger  von  350 
kg  für  Ochsen  und  Bullen.  250  kg  för 
Kühe,  150  kg  für  Jnngrinder,  40  kg  für 
Kalber,  80  kg  für  Schweine,  22  kg  für 
Sdiafe  und  15  kg  för  Ziegen.  Danach 
beträgt  die  G  e  a  m  t  m  c  n  g  e  2,41  Mill. 
t  Fleisch  oder  die  bei  60  Mill.  Einwohnern 
auf  den  Kopf  kommende  Menge  von 
Rind-  und  KalhHt  isch  17.06  kg.  Sdiweinc- 
fleisch  21.09,  SciiaftUi^ch  1.01  und  Ziegen- 
fleisch 0,09  /ii-ammen  also  von 
Fleisch  40,15  kg.  Das  Ergebnis  ist 
wesentlich  höher,  als  das  bisher 
allgemein  gi  -»  In'/'te.  Dazu  käme  ferner 
noch  das  (Schweine-)  Fleisch  aus  den 
unkontrollierten  Hausschlachtungen.  Nach 
ziemlich  bestimmten  Anhalten,  die  für 
Preussen  die  Trichinenschau  bietet,  wird 
man  das  verfügbar  gewesene  Schweine- 
fleisch gegen  die  obige  Ziffer  noch  um 
e;wa  30%  höher  ansetzen  müssen,  also 
auf  annälicmd  27,40  kg  pro  Kopf,  so  dass 
die  auf  den  Kopf  verfügbare  Fleisch- 
menge auf  46,5  kg  steigt,  wozu  noch 


i>95  ^  An  eingeführtem  Fleisch 
tmd  Schmalz  kmranen,  ao  dass  wir  m 

Deutschland  etwa  48^5  kg  attf  den  Kopf 
der  Bevölkerung  jährlich  an  Fleisch  ver- 
brauchen. 

X  X 
Bfanatwsla«  FERNER  sei  aus  der  lct2- 
k****"  tcn  Publikation  der  Reichs- 

statistik noch  eine  bezeich- 
nende Tatsache  hervorgehoben.  Der 
Branntwein  verbrauch  ist  zwar  in  Deutsch- 
land nach  wie  vor  im  Wachsen  ge- 
blieben.   Er  betrag 

1894-  1895  .  .   .   29.^045  hl, 

1895-  1896  .      .      .      3094738  H 

I90I-I902.  .  .  3509233  »> 

1002- 1903 .  .  .  36.31 565  „ 

I90.5-IQ04.  .  .  3743817  „ 
Das  ist  im  grossen  und  ganzen,  obwohl 
mit  Schwankungen  in  den  einzelnen 
Jahren,  sogar  eine  raschere  Steige- 
rung, als  das  Bevölkerungswachstum 
(1894-1895  pro  Kopf  5,7  I,  1903-1904 
6.3  I).  Eine  immer  grössere  Qöote  be- 
ansprucht jedoch  der  gewerbliche  Vcr- 
biauch  (1894-1895:  718  80Ö  hl  =  1,4  1  pro 
Kopf.  1903-1904:  1391895  hl  =  34  1  pn» 
Kopf).  Mithin  blieb  f&r  den  Trinkkon- 
sunt  pro  Kopf: 

1894-  1895  ...  4.3  1. 

1895-  1896  ...  4,4  „ 
1901 -1902  ...  4,2  „ 
1909-1903  .  .  .  4,0  „ 
1903- 1904  ...  4,0  „ 

Die  gefahrlichste  Art  des  Alkohol- 
genus.ses  zeigt  also  keine  Expansions- 
kraft mehr,  im  GegentdV  sie  gdit  zurüdc. 
wesentlich  infolge  der  lortsdirdtenden 
Erhöhnng  der  Lfcbenshaltwig  der  Massen. 

X  X 
Kam  Chsmlk  ANFANG  März  veröffeat- 

lichten  die  G  r  r>  s  s  h  a  n  - 
kcn  ihre  Jahresubersichten 
pro  ifx>4.  Die  vorgeschlagenen  Dividen- 
den sind  fast  id>erall  höher,  als  1903; 
sie  l>etragcn  Ikm  der  Deutschen  Bank 
12%  (1903  n%),  bei  der  Dishofitogcst-ll- 
Schaft  8Vj%  (wie  1903).  bei  der  Dresd- 
ner Bank  7%  (7)  %,  bd  Schaaffhausen 
7  Vi  (6)  %,  bei  der  Darmstädter  Bank 
7  (6)  %.  bei  der  Berliner  HandelsgestU- 
schaft  9%  (wie  1903).  bei  der  Nation^ 
honk  6  (5)  hei  der  Kommcrz-  und 
Diskontobank  ö9st  (6)  %.  X  Das  Koh- 
lensyndikat setzte  am  la  März  dSe 
BiteiligungsziflFer  bei  Kohlen  und  Koks 
auf  8o9r  fest.  X  Am  11.  Marz  wurde 
unter  Führung  der  Diskont ogesellscMft 
und  Bleichrödcr  die  Allgemeine  Petro- 
leum-Jndustrie  A.  G.    mit    12  MilU  M. 
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Grundkapital  gegründet,  zur  Förderung 
von  Unternehmungen  des  In-  und  Aus- 
landes, welche  der  Erdöl  industrie  und 
dem  Erdölhandel  dienen:  ein  Seiten- 
stück 7.vr  Deutsch,-»  Petroleum  A.  G., 
deren  tinanzielles  Zentrum  die  DeuUche 
Bank  bildet.  Fast  zu  gleicher  Zelt  trifft 
die  Nachrii-fit  v'in.  dass  das  amerikanische 
Repräsentantenhaus  eine  Enquete  gegen 
die  Standard  OU  Co..  wegen  ihrer  mono- 
polistischen AiiswticluTiing  der  Resitzt-r 
von  Pctrolcumquellen,  eingeleitet  liabc. 
X  X 
UtaratHr  DIE  Untersuchungen  sunt 
inneren  Vercinsrccht  von 
Professor  Dr.  Alexan- 
der Leist  -  Glessen  /Jena,  Gustav 
Kacher/  spitzen  sich  zuletzt  zu  einem 

pessimistisclun  l'rtcil  über  die  »Zwangs- 
macht  moderner  Vereinigungen  auf  pri- 
vatreditlidier  Grundlage«  tmd  die  Wir- 
kungen auf  die  »wirtschaftlichen,  sozialen 
und  politisclv^  Kampfe  der  Gegenwart« 
ZU.  Die  Rechtsprechung  oder  die  Gesetz- 
gebung werde  diese  den  Vereinen  zu- 
stehende Zwaiigsinacht  kaum  eindämmen 
wollett,  Deutschland  werde  sich  deshalb 
weiter  »sozial  zcrklüftcn  und  die  Herr- 
schaft dvs  Staates  dahinschwinden<.  In- 
des ist  diese  praktische  Nutzanwendung 
nur  Beiwerk.  Den  Kern  des  Ganzen  bil- 
det eine  überaus  eingehende  und  beleh- 
rende Analyse:  mit  welchen  Mitteln 
wirtschaftliche  Verbände  aller  Art  ihre 
Interessen  durchsetzen.  Widerstrebenden, 
innerhalb  und  ausserhalb  ihrer  Reihen, 
ihren  Willen  aufzwingen,  einseitig  Pflich- 
ten und  Verbtndlidhkeiten  b^ründn, 
den  normalen  Rechtsweg  anss<^es8en, 
überhaupt  innerhalb  einer  gewissen,  oft 
sehr  weitreichenden  Wirkungssphäre  eine 
eigenartige,  oft  sehr  tiefgreifende  Herr- 
schaft ausüben.  Die  Kartelle  der  Unter- 
nehmer, die  Gewerkschaften  der  Ar- 
beiter, auch  zahllose  sonstige  Vereine. 
Aktiengesellschaften.  Gesellschaften  mit 
beschrankter  Haftung,  f  Icno-scnschaftcn 
werden  nach  diesen  Seiten  in  ihrer  in- 
neren Struktur  und  nach  ihren  Ptmktio- 
ncn  dargelegt.  Gerade  der  Wirtschafts- 
und Sozialpolitikcr  wird  deshalb  viel  aus 
diesen  Untersudiungen  lernen.  X  Für 
den  Rückfall  ungenützter  Mutungsrechte 
an  den  Staat,  zum  Zwecke  der  Be- 
kämpfung jedes  monopolistischen  Koh- 
lenwuchers, tritt  die  von  <kii  Boden- 
reformern herausgegebene  Schrift  yon 
Ludwig  Eschwege  Zum  Kampf 
mu  die  deutschen  KoMenschälse  /Berlin, 
Verlag  Bodenreform/  «n.  X  Professor 


Rob.  Liefmann  -Freiburg,  der  seit 
langem  die  Kartelle  zum  Gegenstand 
seiner  SpezialStudien  gemacht  hat«  bietet 
in  einer  kleinen.billigcn  Schrift  Kartelle 
und  Trusts  /Stuttgart.  Moritz/  eine  sehr 
glückliche  Popularisierung  des  Tatsachen- 
materials und  der  angeregten  Gegenmass- 
nahmcn.  und  /war  im  allgemeinen  in  so 
unparteiischer  Weise,  dass  das  Werkchen 
auch  in  Arbciterkreisen  Verbreitung  ver- 
dient X  F.tn  ■seltsamer  Zufall  hat  in 
England  kurz  hintereinander  /.wci  Schrif- 
ten von  ganz  entgegengesetzter  Tendenz 
erscheinen  lassen:  A.  L.  Bowley: 
National  progrcss  in  wcalth  and  trade 
/London,  King  &  Son/.  eine  Schrift,  die 
vor  allem  den  Aufschwimg  tmd  das  Ge- 
deihen der  englischen  Arbeiterklasse 
i'iiter  dem  englischen  Freihandel  während 
der  letzten  zwanzig  Jahre  statistisch  zu 
illustrieren '  sudit  (vergl.  den  Artikel 
Eduard  Bernsteins  Ens;lnuds  JVirtschafts- 
cntwickelung  im  letzten  Jahr  sehnt  in  den 
Sosialistischen  Monatsheften,  1904.  II. 
Bd.,  pag.  806  ff.)  —  und  andererseits 
7  he  progress  of  thc  German  xuorkmg 
elasses  /London,  Longmans,  Green  & 
Co./  von  dem  ausgezeichneten  Wirt- 
schafishistonker  W.  J.  A  s  h  1  e  y  -  Bir- 
mingham, der  dem  englischen  Freihan- 
delssystem sehr  kritisch  gegenübersteht 
nnd  nunmehr  seine  Landsleute  von  fest- 
gewurzelten Vorurteilen  aller  Art  da- 
durch zu  befreien  sucht,  dass  er  ihnen 
das  Gedeihen  der  deutschen  Arbeiter- 
klasse in  dem  letzten  Viertel  Jahrhundert 
der  schutzzöllnerischen  imd 
sozialreformerischen  Ära  statistisch  vor- 
führt. Selbstverständlich  kann  es  bei  dem 
uns  zur  Verfügung  stehenden  Raum  nicht 
unsere  Alraicht  sein,  beide  Schriften  ein- 
gehend zu  charakterisieren.  Bowley  ist 
als  gewisscnliafter  Statistiker  bekannt. 
Ashley  bekundet  auch  hier  von  neuem 
seine  reiche  Kenntnis  der  deutschen 
nationalukonomischen  Literatur,  tmd  seine 
wissenschaftliche  Objektivität  bewahrt  ihn 
davor,  mit  einem  einfachen  post  hoc,  ergo 
proptcr  hoe  den  deutschen  Aufschwung 
glattweg  dem  Protektionismus  zuzu- 
schreiben. Auch  in  Deutschland  wird 
man  daher  die  Schrift  mit  grossem  Inter- 
es>e  lesen.  tM>cr  den  Eindnick  auf  eng- 
lische Sozialreformer  vergl.  die  Fabian 
News  vom  Marz  igoS-  X  Weiter  gingen 
ims  zu :  Dr.  F!  r  r  n  h  a  r  d  R  o  s  t  über 
das  ll'csen  und  dte  Ursachen  unserer 
heutigen  Wirtschaftskrisis  /Jena,  Gustav 
Fischer/,  Siegfr.  Bloch  Die  Ent- 
vnckelungstendemctt  und  Betriebsformen 
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im  TuchkOHdtl  der  Stadt  Zürich  /Zürich. 

Rascher/,  Professor  F  r  i  e  d  r.  F  c  1  1  n  e  r 
Die  Schätsung  des  Volkseinkommens, 
vorgelegt  der  9.  Tagung  des  Internatio- 
nalen Statistisehrit  Instituts  /Berlin,  Putt- 
kammer &  AI ulil brecht/.         max  «ohippel 

Politik 

MukdeD  DIE  blutigste  Schlacht  im 

nmiadi-japanisclüen  Kri^ 

endete  mit  einer  entschei- 
denden Niederlage  der  Russen.  Seit 
Ende  Februar  führten  die  Japaner  ihren 
Plan,  die  bei  Mukden  lagernde  russische 
Armee  xn  umgehen,  systematisch  durch. 
Nach  russischer  Darstellung  griffen  die 
Japaner  in  den  Tagen  vom  7.  bis  tarn 
9.  März  dit  mssisdie  Knlce  Flanke  wid 
die  Stellungen  am  Schaho  an.  Gleich- 
zeitig umgingen  sie  tmter  hartnäckigen 
Gefechten  den  rechten  Flügel  und  näher- 
ten sich  den  Kaisergräbem.  Am  9.  März 
wurden  von  den  Japanern  andauernd 
Angriffe  auf  die  Eisenbahn  unternom- 
men. Um  die  Umpchun)gskoIonnc  der 
Japaner  zurüi  kztuvci  fen,  ging  Kuropatkin 
.'.nm  AiigiilT  vor,  und  zwar  zmiächst  mit 
einigem  Erfolg.  Aber  am  nämlichen 
Tage  noch  durchbrachen  die  Japaner  die 
südüclun  Stellungen  der  Russen  und 
ruckten  von  Osten  und  Westen  gegen  die 
Bahn  vor.  Nunmehr  war  Mukden  selbst 
bedroht.  nm;^ingelt  zu  werden.  Daher 
wurde  in  der  Nacht  zum  10.  März  der 
Befehl  erteilt»  nach  Tieling  zurüdczu- 
gthen.  Am  la  und  11.  März  dauerte  der 
Riick/iig  an.  Die  Verfolgung  des  russi- 
schen MfL-rt-s  wurde  von  den  Japancn 
eifrig  hctnclvLii.  Die  japanischen  Heeres- 
abtei hingen  lugten  den  Russen  schwere 
Vtrluste  ai.  Bis  Smintag,  den  12.  Marx, 
säuberten  sie  die  ganze  Gegend  bis  25 
Meilen  nördlich  von  Mukden  vom 
Feinde.  Die  Russen  liessen  zahllose 
Wagen  mit  Mundvorräten  und  Munition 
im  Stich.  Auch  viele  Geschütze  fielen  in 
dir  II.iiulc  der  Japaner.  Von  den  Japa- 
nern wurden  nach  einem  Bericht  Oyamas 
crobSert;  2  Fahnen,  zirka  60  Geschütze, 
fioooo  Gewehre,  150  Munitionswagen, 
1000  W  aggons,  200000  Artilleriegcschosse, 
-'5  Millionen  Gewehrpatronen.  15000 
Koku  Getreide,  55  000  Koku  Futter,  45 
Meilen  Feldcisoibahnschienen ,  2000 
Pferde,  23  Wagen,  in  denen  sich  Karten 
befanden,  1000  Wagen  mit  Kleidungs- 
stücken. I  Million  Portionen  Brot, 
70000  Tonnen  Brennmaterialien,  60  Ton- 
nen Tee,  eine  Anzahl  Viehzelte,  Werk- 


zeug, Draht  u.  s.  w.  u.  s.  w.  Die  Verluste 
an  Menschen  waren  sowohl  bd  den  Ja- 
panern, wie  bei  den  Russen  äusserst 
gross.   Die  japanisdien  Verluste  werden 

auf  zirka  50000  Mann,  die  russischen 
Verluste  inklusive  der  Gefangenen  auf 
goooo  bis  100000  Mann  angegeben.  Nach 
dem  ersten  Eindruck  der  dritten  russi- 
schen Niederlage  hielt  man  die  Wider- 
standskraft Russlands  I8r  endgültig  ge- 
brochen und  glaubte  an  die  Möglichkeit 
von  Friedensverhandlungen.  Indes  wur- 
den alle  Meldungen  über  Absichten  der 
russischen  Regierung.  Vorverhandlungen 
über  einen  Frieden  zu  beginnen,  als 
durcliaus  unifiegründet  boeidinet.  Die 
Entsendung  neuer  Truppen  werde  die 
Antwort  auf  die  Niederlage  Kuropatkins 
sein,  der  seines  Oberkommandos  ent- 
hoben wurde.  Inzwischen  haben  die  Ja- 
paner ihren  Sieg  unter  Aufbietung  aller 
Kräfte  ausgenutzt  und  haben  Tieling 
fast  ohne  Kampf  besetzt.  Die  Verfolgung 
erstreckt  sich  schon  über  ein  Gebiet  von 
mehr  als  80  Meilen  L.'inge.  Nach  einer 
Äusserung  des  japanischen  Krjegsnüms- 
ters  will  Oyama  von  Mukden  als  neuer 
Operationsbasis  atis  mit  einem  grossen 
Teil  der  Armee  nach  Norden  m  der  Rich- 
tung auf  Charbin  vordrinjgea  und  die 
Schwäche  des  russischen  Heeres  zu  wei- 
teren Erfolgen  so  rasch  wie  möglich  aus- 
nutzen. Die  Bedeutung  der  Niederlage 
bei  Mukden  liegt  einmal  darin,  dass  das 
Prestige  Russlands  in  China  endgültig 
dahin  ist ;  in  der  Mandschurei  haben  die 
Russen  für  lange  Zeit  ihre  Rolle  ausge- 
spielt. Aber  auch  für  die  weitere  Ent- 
wickelung  des  Krieges  führt  die  Schladlt 
eine  entscheidende  Wendung  herbcL 
Russland  vermag  wohl  mit  neuen  Ver- 
stärkungen zu  drohen,  ob  es  aber  im 
Stande  ist,  diese  neuen  Arnjecn  wirklich 
auf  die  Beine  zu  stellen,  die  Soldaten  aus- 
zurüsten, die  nötigen  Geschütze  und  die 
nötige  Munition  zu  beschaffen  und  für 
eine  ausreichende  Verprovianticrung  zu 
sorgen,  das  ist  sehr  fraglich.  Nicht  dass 
Russland  überhaupt  nicht  fähig  wäre, 
grosse  Truppenmassen  ins  Feld  zu  stel- 
len, aber  im  gegenwärtigen  Zeitpunkt 
Stehen  «*ner  raschen  Mobilisierung  ganz 
Ixjträchtlichq  Schwierigkeiten  cntgegni : 
die  revolutionäre  Stimmung  der  Bevöl- 
kerung, die  durdi  die  Fortsetzung  des 
Krieges  weiter  gesteigert  wird  und  sich 
auch  auf  den  Bauernstand  ausdehnt,  die 
ungünstige  finanzielle  Lage  und  die  er- 
schwerte Beschaffung  des  beträchtlichen 
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Kriegsbedarfs.   Dagegen  wird  sich  Japan 
rasch  von  den  bisherigen  Verlusten  des 
Krieges  erholen.    Schon  jetzt  steigt  sein 
Kredit,  und  selbst  in  Deutschland,  wo  in 
den  bisher  so   russenfreundlichen  amt- 
lichen Kreisen  merkwürdig    rasch  die 
Stiminuiig  für  Japan  umgeschlagen  ist, 
findet  man  sich  zur  Aufnahme  einer  japa- 
nischen Anleihe  bereit 
X  X 
ZMtram  und    WOZU  eigentlich  die  Zen- 
iMikMK         trumspartei  noch  immer  den 
Anlauf  zu  einer  Opposition 
Siegen  die  Heeres-  und  Marineforderungen 
der  Regiening  nimmt?  Es  ist  doch  sctoa 
von  vornherein  sicher,  dass  diese  Oppo- 
sition sofort  zusammenbricht,  wenn  die 
Regierung  gegen  geplante  Abstriche  oder 
Vertagungsantrage     ein  entsdiiedaes 
Veto  einlegt   Warum  hat  das  Zentrum 
die  verlangte  Verstärkung  der  Infanterie 
um  8  BataiU<Mie  und  der  Kavallerie  tun 
aS  Eskadrons  erst  nadi  einigcQr  uivgcuds 
ernst  genommenen  Sperenzien  bewilligt? 
£s  ist  politisch  recht  unklug  vom  Zentrum, 
seine  Folgsamkeit  und  Schwäche  der  Re- 
gierung gegenüber  durch  seine  Taktik  so 
besonders  scharf  zu  akzentuieren.  Ent- 
weder es  ist  die  Uberzeugung  des  Zen- 
triuns,  dass  die  geforderte  Vermehrung 
der  Friedenspräsenz  unnötig    ist,  dann 
darf  die  Opposition  nicht  durch  einige 
energische    \Vort^    hinter    denen  die 
Drohung  mit  einer  Reichstagsatiflösung 
lauert,    schon  in    sich  zusammensinken. 
Da  schwindet  ja  sonst  das  Renommee  der 
einst  auf  ihre  demokratische  Haltung  so 
stolzen  Zentrumspartei  rapider,  als  seiner- 
zeit der  gute  Ruf  der  Nationalliberalen. 
Das  Zentrum  kennt  die  Ziele  der  Militär- 
verwaltung   und  weiss,    dass  das  dicke 
Ende    der    Forderungen   noch  kommt, 
zirka  35  Infontenebataillone  und  30  wei- 
tere Schwadronen.    Wenn  das  Zentrtun 
schon  bei  der  ersten  Rate  dieser  Forde- 
rungen seinen  Widerstand  so  leicht  be- 
zwingen lässt,  so  schätzt  man  ihn  als  nichts 
weiter,  denn  als  ein  blosses  taktisdies 
Man(")ver  ein.  und  für  derartige  .-^usscr- 
lichkeitcn  hat    die    grosse  Masse  der 
Wähler    kein  Verständnis.    Sie  glaubt, 
mit  dem  scheinbaren  Widerstand  einfach 
gefoppt  werden  zu  sollen.    Oder  die  Zcn- 
tmmspartei  hat  innerlich    wirklich  die 
Überzeugung  von  der  Notwendigkeit  der 
geplanten   Heeresverstärkung:    wäre  es 
alsdann    den    Wählern    und    auch  der 
R^enuig    gegenüber     nicht  loyaler, 
dieser  Überzeugung  Ausdrudc  su  0d>en 
und  jedes  kleinliche  Feilsdien  und  Han- 


dein  I)eiscite  zu  lassen?  Wozu  dann  die 
in  der  Budgetkonimission  beliebte  Taktik, 
erst  Nein  und  ein  paar  Tage  danach  Ja 
zu  sagen?  Glaubt  denn  die  Zentrums- 
partei, durch  eine  solche  Taktik  die  Re- 
gierung zur  Nachgiebigkeit  auf  anderen 
(u-liifttn  bcs-^cr  nötigen  zu  können?  Wie 
sind  doch  immer  gerade  die  Regierungs- 
parteien bei  tms  mit  Blindheit  gesdilagen ; 
nicht  einmal  aus  der  parlamentarischen 
Geschichte  wollen  sie  lernen,  wie  der  Re- 
gierung nicht  zu  imponieren  ist 
X  X 
Karze  CluroBlk  EIN  Erlass  des  Zaren 
vom  3.  März  benimmt  jede 
Aussicht  auf  die  Gewäh- 
rung einer  Verfassung  und  Volksvertre- 
tung für  R  u  s  s  1  a  n  d.  In  dem  Erlasse 
heisst  es :  eine  neue  Landesverwaltung  auf 
neuer  Grundlage  würde  tatsachlidi  un- 
serem \'aterlande  nicht  angemessen  sein. 
X  Die  Obstruktion  der  Eisenbahner  in 
Italien,  die  sich  gegen  das  Streik- 
verbot in  der  Eiscnbaluivoriage  richtete, 
hat  die  Demission  des  Kabinetts  Giolitti 
am  5.  März  zur  Folge  gehabt.  X  Am  19. 
Mar/  sind  dem  Reichstag  Nachtragsfor- 
derungen für  Deutsch  Südwest- 
afrika in  Höhe  von  60.7  Mill.  M.  zu- 
gegangen. X  Am  aa  März  starb  der 
preussische  Minister  des  Innern,  F  r  e  i  - 
Ii  c  r  r  von  H  a  m  ni  e  r  s  t  e  i  n ,  der  1901 
sein  Amt  angetreten  liatte. rkniard oalwir 

Sozialpolitik 

Soziale ZustftndeA US  der  Publikation  des 
Berliner  statistischen  Am- 
tes Lohncrviittclun^icn  und 
Houshaltungsrechnungen  im  Jahre  1903 
sind  besonders  die  Angaben  über  die 
Jahrescinnahmcn  der  Haushaltungen 
(Einnahmen  des  Arbeiters  und  seiner  An- 
gclujrigen  aus  Löhnen,  Mietsbeträgen  von 
Schlaf leuten  und  Rentenbezügen)  sozial- 
politisch bedeutungsvoll.  Als  Dnrch- 
?,chnitt  der  Haushaltungsaufnahmen  er- 
gab sich:  eine  Haushaltung  von  etwas 
äber  4  Personen  mit  rund  1751  HL  Ge- 
saniteinkfiintiicn.  In  den  vom  statistischen 
.'\nn  berücksichtigten  Haushaltungen 
wurde  alljährlich  */•  aller  Ausgal)en  für 
die  nur  aus  1  oder  2  Stuben  bestehende 
Wohnung  verwendet.  In  908  Wohnungen 
mit  1261  Stubtii  ii.iustcn  3828  Personen. 
Bei  den  908  Familien  verschlang  allein 
das  Essen  und  Trinken  etwa  die  HSlfte 
aller  .\u-i;;iln.n.  Fiu-  die  Erholung  der 
Familien  wurde  bis  V*  der  Ausgaben 
aufgebraucht 

X  X 


y 
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PlOtUUltlM  AN  die  WoliniuiRcn  der 
grossstadtischcn  Prostitu- 
tion knüpfen  sich  schwere 
soziale  Missst;!fidf  :  ilcr  I'rostitiitionsbc- 
trieb  wird  vicllacli  rücksichtslos  in  die 
Öffentlichkeit  gestellt,  und  die  schlecht 
sttuterten  Gruppen  des  weiblichen  Prole- 
tariat» werden  durch  die  intime  Berüh- 
rung niii  den  Dirnen  ^o/ial  korrumpiert. 
Die  Prostitution  tritt  werbend  in  den 
Schichten  des  Proletariats  auf.  Die 
Pcutsclw  Gesellschaft  cur  Bekäntf>fuHf; 
der  Geschlechtskrankheiten  erlie&s  nun 
zur  Erforschung  der  Massnahmen,  die 
unsere  deutschen  Stadt-  und  Polizeiver- 
waltungcn  gegen  die  Missstande  der 
Prostitutiertenwohnungen  trafen,  im  Ok- 
tober 1903  ein  Rundschreiben  an  diese 
Verwaltungen.  Von  J3  Grossstadtcn 
über  100000  Riiuvohncrn  beantworteten 
29  Magistrate  oder  Polizeiverwaltungen 
dieses  Rundschreiben,  von  42  Städten  mi^ 
50000  bis  100  (XX)  Einwohnern  36.  von  19 
Städten  mit  40000  bis  500C0  Einwohnern 
15  Magistrate  oder  Poticeiverwaltungen. 
Die  l'nifragc  gibt  somit  ein  fast  vollstän- 
digi--  Bi!(!  von  den  typischen  Wohnungs- 
verii.iliii;~.>cn  Ull^c^c^  j^rn^-s-  und  mittel- 
slädtischen  Prostitution.  Die  deutschen 
Stadt-  und  Polizeiverwaltungen  suchen 
I.  den  Prostiiutionsbetrieb  in  einige 
öffentliche  Häuser  zu  verlegen,  2.  ihn  in 
einigen  Strassen  zu  kasernieren,  3.  ihn 
nur  aus  der  Nahe-  der  öfTenilichen  Ge- 
bäude und  der  Verkehrsstrassen  zu  wei- 
sen. Es  gelingt  nnn  keineswegs  in  Gross- 
>itä<lten.  wie  in  Hamburg,  Nürnberg, 
Magdeburg,  .Altona.  Mainz,  Leipzig,  die 
Prostituierten  in  eine  Anzahl  von  Häa- 
sern.  noch  in  eine  Reihe  von  UnzticlU- 
strassen  hineinzudrängen.  Seli)st  in  einer 
leicht  zu  Übersdumenden  mittleren  Stadt, 
wie  WcMins,  verseucht  die  gehenne  Pro- 
stitution die  Bevölkerung  in  einem  sehr 
bedenklichen  Umfange  mit  Geschlechts- 
krankheiten. Von  den  Polizei  Verwaltungen 
der  mittleren  Städten  sprechen  sich  nnr 
die  Verwaltungen  von  Karlsruhe  und 
Hildcäiieim  unbedingt  lobend  über  die 
Resultate  der  Kaserniening  der  Prosti- 
tntion ans.  Bewegliche  Klagen  über  die 
geheime  l'rostitution  lassen  die  Verwal- 
tungen von  Dresden.  Stnttgiirt.  Brcwn- 
berg,  Worms  etc.  ersclialK-n.  Die  ein- 
schnetdend.sten  Polizeiverordnungen,  die 
die  Prostitution  ganz  ausserhalb  des 
gesellschaftlichen  Vericehrs  su  stellen 
suchen,  erreichen  diesen  Zwedc  niemafs. 
weil  die  gr<»ssen  GrniifKn  der  geheimen 
Prostitution  nicht  unter  die  Sittenpolizei- 


liehen  Bestimmungen  über  die  Woh- 
niuigs Verhältnisse  der  Prostituierten  zu 
bringen  sind.  Nur  ein  allgemeines 
mmpsgcsetz.  das  in  die  W'obnnngsmiss- 
sliuide  des  heutigen  Proslitutionslxrtricbes 
eingreift,  kann  auch  die  geheime  Prosti- 
tution whssen.  Ein  derartiges  Gesetz 
müsste  vor  allem  den  Prostitutionsbetrieb 
aus  den  mit  Kindern  und  minderjährigen 
Personen  durchsetzten  Pamilienhaushal- 
ttmgen  fort  weisen.  Nur  eine  n^lmässige 
Wohnungskontrcille  über  kleine,  leicht  tu 
durchforsdiende  Wohnungsbczirke  sichert 
die  Durchführung  derartiger  wohnungs- 
gtsct/licber  Bestimmungen.  Der  Woh- 
nungsplleger  otler  besser  die  Wohnungs- 
pfiegerin  ist  vor  allem  zur  Eindämmung 
der  Mtssstände  der  Prostituiertenwoh- 
nungen berufen.  Soziale  Hilfsaktionen 
zu  giin.>ten  der  Pri  »-lituierten  lassen  sich 
leicht  an  eine  eingebende,  die  individuel- 
len Verhältnisse  der  Prostitttierten  er- 
tastende \\'i>bnungspflegc  anschlicssen. 
IN  Poli/eikreisen  erhitzt  man  sich  nach 
dem  Mordprozesse  Berger  wieder  stark 
fvir  die  Einführung  von  Bordellen  und 
Bördel  Istrassen.  In  die:»er  Hinsicht  war 
vor  einigen  Wochen  schon  eine  längere 
Retle  des  inzwischen  verstorbenen  Polizei- 
uiinisters  von  Hammerstein  im  Abge- 
ordnetenfaause  sehr  bemerkenswert 

X  X 
Kraakenvarai-  DIE  Reichstagsdebatten  der 
t^ttmn  letzten  Wochen   über  die 

dleutsche  Krankenversiche- 
rung bewegten  »ch  dank  den  ctceroniani- 
schen  Reden  Dr.  Mugdans  gegen  die  so- 
zialdemokratischen Catilinas  der  Kran- 
kenkassen vielfadi  in  den  Niederongen 
persönlicher  AnseinandersetzunRen.  Der 
Selbslverwaliungsgedanke  befindet  sich 
in  einer  wirklichen  Lehensgefahr;  denn, 
seitdem  die  Korpssludenten  in  ganz  un- 
iK'greitlicher  W  eise  immer  noch  die  höhe- 
ren Verwaltungsstellen  im  Staate  be- 
stürmen und  erobern,  werfen  sich  die 
bösen  Sozialdemokraten  auf  so  einfltiss- 
rciclie  l^)sitionen.  wie  die  der  Kranken- 
kasseiiporticrs  und  der  Krankenkontrol- 
leure.  So  ein  Krankenkontrolletir  mit 
einem  Höchstgehalt  von  1400  bis  1700  M. 
spottet  der  Herrlichkeit  der  Minister. 
Staatssekretäre  und  Obe-rpräsidenten  und 
uberlasst  pern  den  kurzsichtigen,  mit  den 
hohen  Staatsheaniten  versippten  Korps- 
studenten die  Eroberung  der  hohen 
Staatsstellungen.  Nicht  aus  den  Reihen 
der  privilegierten  Klassen  dritit  der 
Seibstverwaltuiii^  eine  sclnvire  Gcfalir, 
sondern  aus  den  Kreisen  der  sozialdemo- 
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kratischen  Budiker,  die  zu  der  schwin- 
delnden Höhe  von  Vorsitzenden  and 
Rrndanten   der  Krankenkassen  enipoT- 

IM  August  I4J0S  wird  ein  internatio- 
naler K  o  !i  R  r  e  s  s  der  gegenseitigen 
Hilfs-  und  KrnnkenkasstTi  in  Lüttich 
tagen.  Die  Vorm  holten  des  Kongresses 
werden  sich  auf  die  Gesetzgebung  der 
Krankenversicherung  und  ihre  Erfolge, 
sowie  auf  das  Schicdsgcrichtswesen  in 
den  Krankenkassen  erstrecken.  In  alle 
die  hitzigen  Debatten,  die  sich  in  Deutsch- 
land um  die  Arzt  frage  fiit  ■^ponin-n  haln-n. 
kann  das  Kongressthema  Gestaltung  oder 
Ahschttffung  des  arstlichen  DÜniies 
führen.  Die  T.oslö>nng  der  freien  ärzt- 
lichen Biliaiulhing  von  den  obligatori- 
schen Leistungen  der  Krankenka-ssen 
dürfte  wohl  sehr  emstlich  von  dcnj 
internationalen  Krankenkassenkongress 
erwogen  werden.  Wir  können  uns  nicht 
für  die  Abtrennung  dieser  Dienste  von 
den  Krankenkassen  erwärmen:  wir  be- 
fürworten aber  i-inc  Neuorganisation  der 
Bemfasruppe  der  Ar/te  für  die  öflcnltch- 
rechtltchen  Körperschaften  des  Arbeiter- 
\  cTsicherungrswesens.  Dit  Krankcnka'^sen- 
arzt  der  heutigcTi  Fi>rni  tnuss  clK-nso  ver- 
schwinden, wie  der  Vertrauensarzt  der 
Berufsgenossenschaften.  Das  Thema  des 
Kongresses  Die  FamilU'nhilfskassen,  die 
WÖchnerumen-  und  Mutterhilfskassen 
dürite  eine  willkommene  Gelegenheit 
zur  Diskussion  der  grundlegenden  Ge- 
danken <1'T  Mutterschaftsvcrsichcrung 
bieten.  Bei  der  Kongressleitung  scheint 
sich  die  Tendenz  zu  regen:  eine  in  den 
Hauptzügen  übereinstimmende  inter- 
nationale Krankenversicherung  mit  inter- 
nationaler gegenseitiger  Mitgliederan» 
nähme  in>  Leben  zu  rufen.  Zu  begrüssen 
ist  die  .Anregung  emes  imcrnationalcn 
Zusammengehens  in  der  Statistik. 

X  X 
ÜnftJlvenrtOb»-  DIE    Unfallverhütung  ist 

noch  immer  ein  sehr  ver- 
nachlässigtes Gebiet  der 
deutschen  Unfallversicherung.  Es  lässt 
noch  eine  ganze  Reihe  von  Berufsgenos- 
senschaften  die  Durchfuhrung  der  Un- 
fallverhütungsvorschriften durch  tech- 
nische Beamte  nicht  überwachen.  Im  Jahre 
1903  betätigten  sich  erst  218  technische 
Aufsiclitsbeamte.  Von  diesen  fungierten 
jedoch  noch  146  als  Rechnungsbeamte; 
Diese  geringe  Zahl  der  Beamten  gestattet 
nrr  die  Kontrolle  ulier  rlit-  Unfall- 
vcrhütungseinrichiungcn  einer  kleinen 
Gruppe  von  Betrieben.  Der  Abgeordnete 


Raab  betonte  im  Reichstag,  das»  beute 
noch  nicht  10%  aller  Schiffe  besichtigt 

werden.  Die  Tiefbaul)t  rufsgetiossi-nschaft 
hat  nach  einer  Angabe  Bomelburgs  fast 
162000  Betriebe  mit  wohl  metu*  als 
485000  .Arbeitsst.ätten.  Für  die  Kontrolle 
der  Unfallverhutungscinrichtungen  dieser 
.Arbeitsstätten  sind  nur  57  Aufsidits- 
heamtc  eingesetzt.  Die  Einstellung  von 
Arbciterkontrolleuren  zur  Verhütung  von 
Unfällen  zeitigte  nach  Bömelburg  treff- 
liche Resultate.  In  .München,  Nürnberg; 
Wfirzburg.  Augsburg  und  anderen 
Städten  berief  man  .Arljeiterkontrolleure 
zur  Überwachung  der  Betriebsstätten.  In 
München  wnrdm  täglich  334  Arbeits- 
st.ittcn  kontrolliert,  und  die  Zahl  der 
Todesfälle  ging  in  wenigen  Jahren  von 
etwa  40  anf  5  herab. 

X  X 

tmIMeaW-  DER  Staatssekretär  Graf 
•'•^••■■Ä  i'<'sadowsky  hob  jüngst  im 
Reichstag  mit  Nachdruck 
hervor,  dass  infolge  einer  Revision  zahl- 
reiche Invalidenrentenempfänger  festge- 
stellt worden  seien,  die  zu  Unrecht  Inva- 
lidenrenten bezogen.  Diese  Redewendung 
des  Staatssekretars  veranlasste  den  Zcn- 
tralarbcitersekretär  Schnudt,  im  Reichs- 
tag auf  die  Vorkommnisse  im  Bezirk  der 
I-iindesversicherungsanstalt  Sachsen-.\n- 
halt  hinzuwci.sen,  wo  wiederholt  ein 
Kreisarzt  die  Invalidcnrcntcnbewerbcr  zu 
sich  eingeladen  hatte,  um  sie  ohne  vor- 
herige Untersuchung  durch  einen  Revers 
zum  Verzicht  auf  die  Rente  zu  veran- 
lassen. Die  LanUesversicheningsanstalt 
Sachsen- An  halt  hat  wiederholt  dtff^  ihre 
rigomsen  Nachprüfungen  der  bereits  ge- 
währten Rentenansprüche  von  ^ich  reden 
gemacht.  Nach  dem  5.  Geschäftsbericht 
des  Arbeitersekretariats  Halle  gingen  die 
Rentenanträge  und  Kcntenfcstselzungen 
im  I.  Halbjahr  1904  in  den  Kreisen 
Wanzleben  und  Worbis  sehr  herab.  Es 
betrug  die  Zahl  der  Invalidcnanträge  im 
I.  Halbjahr  der  Jahre  1900.  igoi.  1902, 
1903  im  Durchscluiitt  278,  im  I.  Halb- 
jahr 1904  dagegen  nur  205,  die  der  Ren- 
tcnfestsctzttngcn  im  I.  Halbjahr  1900  bis 
1903  246,  im  I.  Halbjahr  1904  dagegen 
173.  EHe  Rentenablehnungen  vermehrten 
sich  von  16  im  I.  HaH)jaIir  der  Jahre 
1900  bis  1903  auf  58  im  I.  Halbjalir  1904. 
Bei  der  Übernahme  des  Heilverfahrens 
für  Versicherte  glaubt  sich  die  .\nstaJt 
berechtigt,  folgende  Fragen  zu  erheben: 
»Ist  .Antragsteller  Ix-straft?  Von  welchem 
Gericht.^  Wegen  welcher  Vergehen?« 
X  X 
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GcwinnbctoUt-  DIE  Frage  der  Gewinnb«- 
tetligung    ist    zuletzt  in 

einem  gr()sscren  Kreise  von 
Sozialpolitikern,  von  dem  evangelisch- 
sozialen  Kongress  am  26.  Mai  1904,  be- 

han<lc!t  worden.    An  diesem  Tage  sprach 
der  sozial  fortgeschrittene  Fabrikant  U. 
F  r  e  e  s  e  darüber.  Dos  wesentlichen  In- 
halt seines   Vortrags     veröffentlicht  er 
jetzt  in  seiner  Schrift  Die  Gewinnbeteili- 
gung der  Angestellten  /Gotha,  Perthes/, 
Er  rührt  die  Werbetrommel  für  diese  Be- 
teiligung sehr  eindringlich  und  geschickt. 
In  dieser  Beteiligimg  liegt  jedoch  sehr 
viel  verborgenes  Gift.   Jede  Form  der 
Gewinnbeteiligtmg  ist  unter  dem  Gesichts- 
punkt genau  zu  prüfen,  ob  sie  nicht 
das  Selbst bestüiumungsrecht 
des  Arbeiters  in  irgend  einem 
Punkte  e  in  schränkt. 
NACH  der  Broschüre  Leopold  Kat- 
Sehers  Die  Gexvinnbcteiligung  /Leipzig, 
F/  Dictricli/  ist  die  Gewinnbeteiligung  nur 
hl-i  etwa  42  deutschen  Firmen  eingeführt. 
Die  Gewinnbeteiligung  tritt  sehr  spora- 
ilisch  auf.    Sie  ist  immer  die  freie  Tat 
'der  Untemchmer.  und  die  Form  der  Be- 
teiligung hiingt  ganz  vom  Unternehmer 
.ab.   Ein  wirklich  die  Verteilung  des  Ar- 
llx>itsertrags  umwälzendes  Moment  stedct 
\n  der  Gewinnbeteiligung  nicht. 
l)IE    jüng^t   erschienene,  sozialpolitisch 
Bemerkenswerte     Schrift     des  Diplom- 
ingenieurs W.  Stiel  Die  GcxL'imibctcili- 
guuij^  der  Arbeit  /Dresden,  Bohinert/  ge- 
steht hei  der  Bewertung  der  bisherigen 
praktischen    Anwendung    des  Gcwinn- 
bcteiligungsprinzips   ein,   dass   die  Zahl 
derer,  welche  mit  einem  warmen  Herzen 
für  die  Untergebenen  zugleich  den  weiten 
Blick  und  das  Verstan^is  für  sozialen 
Fortschritt  verbinden,  klein  sei  und  na- 
turgcmäss  klein  bleibe.    Gegen  ein  Ge- 
winnbeteiliRungssystem,   das    die  wirt- 
schaftliche Freiheit  des  Arbeiters  unan- 
getastet lässt  und  für  ihn  eine  wirkliche 
Verbesserung  der  Lohnverhältnisse  cin- 
schlies<t.  ist  selbstversf.-indlich  kein  Wort 
zu  sagen.   Wir  unterschreiben  das  Urteil 
W.  Stiels,  dass  bei  einer  starken  wirt- 
achaftlidien  Organisation    der  Arbeiter 
die  Gewinnbeteiligung  der  selben  keinen 
ungünstigen  Einfluss  auf  die  Lohne  aus» 
üben  kann. 

X  X 
Arbeltersskre-  DIE  Berichte  der  deutschen 
tarlat«  Arbeitersekretäre  tragen  zur 

Erkenntnis  der  Mängel  un- 
serer so/ialpolitisdicn  Gesetzgebung  und 
der  Rechtsprechung  in  Sachen  dieser  Ge- 


setzgebung ein  stetig  anschwellendes 
Material  herbei.  Seit  einigen  Jahren 
zeichnen  sich  die  Berichte  des  Lü- 
becker Arbeitersekretärs  Wissel 
durch  eine  besonders  gesdiidcte  Bdiaad- 
lung  grundlegenden  Entscheidungen  in 
Unfallsachcn  aus.  Auch  diesmal  stellt 
sich  in  dem  Jahresbericht  Wissels,  der 
in  seinem  Kollegen  Schneider  offenbar 
einen  tüchtigen  Mitarbeiter  gefimden  hat, 
die  klare  und  scharfe  Besprecfanng  der 
wichtigen  vom  Sekretariat  vertretenen 
Unfälle  als  ein  wirkliches  Stück  sozial- 
politischen Unterrichts  dar.  Anklage  auf 
Anklage  häufen  die  Arbeitersekretariats- 
berichte  gegen  das  Institut  der  Ver- 
trauensärzte. Von  einem  armen  Ver- 
unglückten, dem  jüngst  das  Lübecker 
Arbeitersdcretariat  die  so  selten  gewahrte 
Hilfloscnrente  er-lritt.  hatte  ein  Ver- 
trnnen^arzt  der  Beruf sgcnossenschafl  gc- 
är-<  i;,  er  leide  an  hochgradig  gesteiger-^ 
ten  Ikgehrlichkeitsvorstellungen  und  an 
einem  gewissen  Grade  von  Nervosität, 
die  er  sich  auf  der  Jagd  nach  unberech- 
tigtem Vermögenserwerb  erworben  habe. 
E>er  Antrag  des  Lübecker  Arbeitersekre- 
tariats auf  Gew;i1irun!.j  einer  Unfallrcnte 
war  in  einem  anderen  Falle  fast  buch- 
stäblich von  dem  Atteste  des  Arztes,  der 
den  \'erungliickten  behandelte,  abge- 
schrieben, ai)cr  der  Vertrauensarzt,  der 
von  diesem  Vorgange  keine  Ahnung 
hatte,  bezeichnete  den  .Antrag  des  Ar- 
bo itcrsekretariaLs  einfach  als  frivol.  »Es 
kann  ja  zu  nichts  führen«,  sclirieb  der 
Vertrauensarzt.  >als  zur  Unzufrieden- 
heit .  .  .«  Oder  hat  der  Arbeiter sekrctär 
sein  Ziel  schon  erreicht,  wenn  er  Un- 
zufriedenheit erregt.^  In  soldien  und 
ähnlichen  Fällen  vrürde  es  sich  übrigens 
enipfelilen.  weiui  der  .\rbeiter>ekretar 
Erhebungen  anstellen  wurde  über  das 
gewohnheitsmSssig  genossene  Quantum 
Alkohol.«  Die  Lektüre  des  Liibecker 
Ariwitcrsckrctarialsberichts  wäre  dem 
Staatssekretär  Grafen  Posadowsky.  der 
lK'i<i's  so  manchen  uiiiil)erlegten  .-Vngriff 
gegen  die  um  die  l  nfalirenle  kämpfenden 
Arbeiter  gerichtet  hat,  sehr  anzuempfeh- 
len. Wahrlich,  Leben  atmen  die  Zeilen 
Wissels,  die  von  dem  seelischen  Zustande 
der  von  den  Vertrauen -;ir.'ten  iin  gröb- 
sten Kasementone  angefahrenen  Ver- 
unglückten reden.  Man  muss  einmal  die 
in  leidenschaftricher  Aufwallung  hcrvor- 
gtstossenen  Zornesworte  der  Unglück- 
lichen gehört  hal)en.  die,  obwohl  sich  ihr 
Unfalleiden  noch  in  ilirem  (ies;,-]it  und 
ihrem  gatuen    zUlngen  Beneluncn  aus- 
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sprach,  als  Simulanten  von  den  Ver* 
trauensärsten  «bgeschnauzt  wurden,  um 
jene  ungeheure  in  Arbeiterkreisen  vor- 
handene Empörung  gegen  das  Institut 
der  Vertrauensärzte  zu  begreifen.  Das 
Lübecker  Arbeitersekretariat,  von  dem 
wegwerfend  einmal  ein  Schiedsgericht 
als  von  einem  sogenannten  Arbeiter- 
Sekretariate  sprach,  schätzt  den  finan- 
ziellen Erfolg  der  von  ihm  rechtskrilftig 
erledigten  Unfalls.'ii-hcn  auf  i  8498,80  M. 
ein.  Mit  der  Rechtsprechung  des 
Reichsversicheriingsamtes  geht  Wissel 
scharf  irr:  CK'Hcht.  Der  eine  von  ihm 
vorgetragene  Fall  erregt  allerdings  starke 
Bedenken  gegen  die  Judikatur  dieser 
höchsten  Instanz  in  Arbeiterversiche- 
rungssachen; aber  im  allgemeinen  darf 
man  sich  doch  der  streng  sachlichen, 
durch  eine  reiche  Erfahnmg  begränd^en 
Ansicht  des  Zentralarbeitersekretärs,  des 
Rcichstagsal)gcor(hutfii  T\)l>crt  Schmidt, 
über  die  Rechtsprechung  des  Keichs- 
versicherungsamte»  anschKessen. 
IN  dem  5.  Geschäftsbericht  des  Arbeiter- 
sekretariats Halle  stellt  der  Arbeiter- 
sekretär Güldenberg  die  wichtigen  von 
ihm  bciiandiltcn  Uiifall^arhcn  eingehend 
dar.  GüldcnlxTg  hat  seinem  Bericht  eine 
kurze  Abhandlung  Das  Klagertcht  in  den 
verschiedensten  Insiansen  angehängt. 
Diese  Abhandlung  lenkt  das  Interesse 
dtr  Arbeiter  auf  die  Fraf^r :  T.nsscn  sich 
nicht  die  Arbeitersekretariatsberichte  zu 
einem  grundlegenden  volkstumtidien  Be- 
lehrungsmittel in  Rechtssachen  für  die 
Arbeiter  gestalten?  Dem  Geschäftsbericht 
Gäldenbergs  ist  eine  kurze  Darstellung 
über  die  Tätigkeit  des  Ortskranken- 
kassenverbandes Halle  beigegeben,  aus 
der  sich  zwei  recht  betrübende  Tataachoi 
Hervorheben:  das  mantrclmje  Interesse 
der  Arbeiter  für  die  Wahlen  zu  den  Ver- 
tretungskörperschaften der  Arbeiter- 
versicherungsinstitutie  (zu  den  unteren 
Verwaltungsbehörden  und  zu  dem  Aus- 
schuss  der  Landesversicherungsanstalt ) 
und  die  Teilnahmlosigkeit  derselben  an 
der  von  dem  Kasscnvert>ande  geschaffenen 
Waldeitolungsatitte. 
X  X 
Km«  awraHi  DER  von  den  Sozialdemo- 
kraten eingebrachte  Gesetz- 
entwurf Auer  über  die  Er- 
richtung eines  Reichsarbeits- 
amts, von  .'\rbeitsämtem.  Arbeits- 
kammern und  Einigungsämtern  wurde 
vom  ReidtttlV  ^  Regierung  zur  Be- 
rücksichtigung überwiesen.  X  Anfang 
März  ging  dem  preussischcoi  Landtag 


die  versprochene  Novelle  zum  Berg- 
gesetze zu.  X  Am  2.  März  hielt  Graf 
Posadowsky  im  Reichstag  eine  program- 
matische Rede  über  die  Vereinheit- 
lichung unseres  gesamten  Arbeiterver* 
Sicherungswesens.  paul  wuiPmMvaa 

Soziale  Kommunalpolitik 
Fisuchsteusr  GEGEN  die  Aufhebung  der 
kommunalen  Verbraudis- 

stciicrn  wird  von  den  Geg- 
nern der  selben  in  der  Regel  der  einzige 
Einwand  erhoben,  dass  «e  den 
Konsumenten  überhaupt  nicht  zu  gute 
käme,  vielmehr  die  Stcuersummc  in  die 
Paschen  des  Zwischenhandels  flicssen  und 
daher  ihr  Ersatz  durch  direkte  Besteue- 
rung auch  eine  doppelte  Belastung  der 
unglücklichen  Konsumenten  bedeuten 
wiirde.  Wie  ohne  weiteres  zugegeben 
werden  kann,  ist  diese  Tendenz  vorhan- 
dtn,  und  die  gesclnldertcn  Wirkungen 
Vierden  auch  tatsächlich  eintreten,  falls 
von  Seiten  der  Kommunen  nidils  ge- 
schieht, um  ihr  Eintreten  zu  verhindern. 
Es  kann  weiter  zugegel>en  werden,  dass 
es  Gegenstände  des  städtischen  Massen- 
konsums gibt,  l>ei  denen  die  Städte  kein 
Mittel  besitzen,  um  eine  wirkungslose 
Aufhebung  der  Verbrauchssteuer  zu  ver- 
hüten. Das  gilt  zum  Beispiel  für  das 
Bier  und  die  Biersteuer.  Die  Aufhebung 
einer  k<)mmunalcn  Bierstcucr  kommt  we- 
der im  Preise,  noch  in  der  Qualität  des 
Bieres  zum  Ausdruck ;  daran  ist  nidit  zu 
zweifeln.  Nur  die  cinluit liehe  Aufhebung 
durdi  Landesgeseu  würde  darin  «ine 
Andienmg  schaffen  können.  Anders  liegt 
die  Sache  zum  Bei<:piel  beim  Fleisch.  Hier 
stehen  einer  Stadtverwaltung  Mittel  zur 
Verfügung,  um  die  Aufliebung  der 
Flcischsteucr  in  einer  Preisherabsrtztmg 
zum  Ausdruck  zu  bringen,  vor  allem  das 
wirksamste:  die  Einrichtung  einer  kom- 
munalen Schlächterei  mit  der  ausge- 
sprochenen Aufgabe,  durch  Konkurrenz 
die  in  den  Innungen  meist  sehr  gut  or- 
ganisierten Metzger  zum  Preisabschlag  zu 
zwingen.  Auch  beim  Brot  ist  ein  der- 
artiges Vorgehen  der  Gemeinde  mr-glich, 
wird  aber  dort  überflüssig  sein,  wo  ein 
starker  Konsumverein  mit  einer  gut  ein- 
gerichteten Bäckerei  besteht. 
EINEN  anderen  Weg  hat  die  Stadt 
Stuttgart  eingeschlagen,  um  den  Kon- 
smnentcn  den  vollen  Vorteil  aus  der 
Aufhebung  der  Fleischsteuer  zuzuwenden. 
Hier  bestand  seit  dem  Jahre  1877  eine 
Fleischsteuer  im  Betrage  von  6  M.  für 
ICD  kg,  für  unzerlegte  Tiere  seit  i.  April 
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1899  Stücksätze,  die  nacli  dtni  Gewicht 
abgestuft  waren,  für  Ochsen.  Färsen, 
Stiere  über  225  kg  18  M.,  darunter  9  M., 
für  Kühe,  Kalbein  9  M.,  für  Kälber, 
Schafe  1,50  M..  für  Schweine  4  M.  u. 
s.  w.  Der  Gesamtertrag  der  Stetier 
belief  sich  im  Jaliresdtirchschnitt  aaf 
zirka  700000  M.  Allf  S4)xial'lt  !ni  ikra- 
tischen  Antrage  auf  Aufhebung  dieser 
Steuer  wurden  bisher  von  der  regierenden 
volksparlcilichen  Majorität  mit  dorn  Man- 
gel an  Mitteln  abgelehnt,  entschieden 
aie  auch  jedesmal  ihre  prinzipielle  Ge- 
neigtheit au'^sprach.  Als  sich  nun  infolge 
des  neuen  Konimunalabgabengcsetzeä, 
das  den  Gemeinden  gestattet,  auch  die 
Einkommensteuer  bis  zu  einem  gewis^n 
Prozentsatz  auszunutzen,  grössere  Ein- 
nahmen mit  Sicherheit  erwarten  Hessen, 
konnte  die  so  oft  versprochene  Auf- 
hebung der  Fleisdisteuer  nicht  länger 
umgangen  werden.  Um  den  Konsumen- 
ten den  Vorteil  der  Aufhebung  der 
Fleischsleuer  voll  zuzuwenden,  schtoss 
die  Stadt  mit  der  Flci<M:hcn'nnung  einen 
Vertrag  folgenden  Inhalts  ab:  Vom  1. 
April  igo5  fällt  die  Fleischsteuer  fort.  Die 
Met^pcrinnung  veri)fl!r!itct  sich,  von  die- 
sem Tage  ab  den  zu  die>er  Zeit  gültigen 
Fleischpreis,  nämlich  den  nach  den  bis- 
herigen Grundsätzen  nach  Massgahe  der 
allgemeinen  Marktlage  festgesetzten  La- 
denpreis, um  den  Höchstbetrag  der 
Fleischsteuer^  nämlicli  um  3  Ff.  pro 
Pfund,  zu  ermässtgen.  Um  aber  zu  ver* 
bindern,  da-^s  dieser  Preisabschlag  nach 
kurzer  Zeit  durch  Prcissteigerimgen  wie- 
der eingebracht  wird,  soll  die  Festsetzung 
der  Flciscliprcisc  gesondert  nach  Quali- 
latsarten.  wie  bisher,  durch  eine  gemein- 
schaftlich aus  Vertretern  der  Stadt  und 
der  Metzgerinnung  gebildetetc  Kommis- 
sion erfolgen.  Dieser  gehören  an  als  Ver- 
treter der  Stadt  der  erste  Stadttierarzt,  der 
Marktmeistcr  und  ein  Beamter  des  Stadt- 
polizeiamtes, seitens  der  Metzgerinnung 
drei  von  ihr  gewählte  ansässige  und  selb- 
ständige Metzgermeister;  den  Vorsitz 
fährt  ein  Mitglietf  des  Gemdnderates,  der 
bei  Stimmengleichheit  den  Siiclu Utscheid 
gibt  Die  Preise  werden  allmonatlich 
festgesetzt;  ausserordentliche  Preis- 
bestimmungen dürfen  nur  am  i.  oder  15. 
eines  Monats  erfolgen.  Um  die  Durch- 
furung  dieser  Bestimmungen  zu  sichern, 
sind  Strafen  festgc«;ctzt.  So  weit,  so  gut. 
Es  ist  durchaus  zwcckmiissig.  dass  sich 
die  Stadtverwaltung  einen  Einfluss  auf 
die  Festsetzung  der  Preise  als  Zugeständ- 
nis für  Aufhebung  der  Fleischsteuer  ge- 


sichert hat.  Die  wichtige  Frage  al>er, 
nach  welchen  Grtindsätzen  der  Laden- 
preis festgesetzt  werden  soll,  ist  in  durch- 
aus unzulänglicher  Weise  geregelt.  Es 
heisst  allerdings,  dass  der  Ladenpreis 
nach  den  bisherigen  Gnmdsätzen  nach 
Massgabe  der  allgemeinen  Marktlage  be- 
stimmt wtulcn  ^oll.  Welches  sind  aber 
die  bisherigen  Grundsätze?  Ist  danut  die 
bisher  im  Fleischergewerbe  übliche  H^e 
des  Profit-i  gemeint!'  Wie  gross  ist  die 
seilK.-?  Zweifellos  muss  die  Kommiäsion 
sich  darüber  ins  reine  koauuen.  Es  wäre 
aber  richtiger  gewesen,  sie  im  Vertrage 
festzulegen.  Dann  die  Ausntitznng  der 
Abfälle.  Auch  sie  kann  während  der 
Vertragsdauer  eine  günstigere  werden; 
kommt  der  Vorteil  daraus  nur  als  Profit 
dem  Metzgcrgcwcrbe  zu?  Es  zeigt  sich 
also,  doss  eine  ganze  Reihe  von  Unklar- 
heiten vorhanden  sind,  zu  deren  Beseiti- 
gung der  \'erlrag  versagt-  Dazu  kommt, 
dass  sich  die  Stadtverwaltung  des  einzi- 
gen Mitteb,  die  Höhe  des  Profits  nadi- 
znkontrollicren.  bcgel)cn  hat ;  sie  hat 
nämlich  während  der  Dauer  des  Ver- 
trages auf  die  Einriditung  einer  Ge- 
mein de  Schlächterei  verzichtet.  Das  ist 
eine  Konzession  an  die  Metzgerinnung, 
für  die  die  Teilnahme  an  der  Preisfol- 
setzung  durchaus  kein  ausreichendes 
A(|uivalent  bildet.  Denn  im  Besitz  einer 
eigenen  Schlächterei  hätte  die  Stadt 
jederzeit  die  Metzgerinnung  auch  gegen 
ihren  Willen  zu  einer  sachgemässen  Redu- 
/ienuig  der  Preise  zwingen  können,  wie 
das  Beispiel  der  Stadt  Freiburg  aus  dem 
Jahre  1895  aufs  klarste  beweist. 
X  X 
Altertvertor-  DAS  Altersversorgungs- 
gung  städtl-  Statut  der  Stadt  Fürth 
icherArbelter  j    y^^-^  j^qq  zeichnete 

sich  nicht  gerade  durch  besonders  grosse 
Vorteile  aus.  die  es  den  städtischen  Ar- 
heitem  gewährt  hätte.  Der  Minimalsatz 
der  Rente  (20%  des  letzten  Dicnstctn- 
kommcns  nach  lojähriger,  frühestens 
vom  21.  und  spätestens  vom  4a  Lebens- 
jahr zu  berechnender  Dienstzeit),  der 
Maximalsatz  derse]l>en  (()0%).  die  Htihc 
des  Zuschlags  für  Dienstjahre  (1^),  der 
Abzug  der  reichsgesetzlidien  Renten  und 
dergleichen :  nichts  ragte  über  den  Durch- 
schnitt der  kommunalen  Versorgungsein- 
richtungen hinaus.  Im  Gegenteil,  das 
Fürfher  Statut  hlicl)  in  vielen  Punkten 
lünter  manchem  fortgeschritteneren  an- 
derer Stä^e  zuriick.  Zurzdt  ist  nun 
ein  neues  Statut  in  Beratung.  Es  bringt 
eine  ganze  Reihe  von  Fortschritten,  die 
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zum  Teil  noch  niclu  allgemeine  Aner- 
kennung gefunden  haben.  Anspnich  auf 
Pension  haben  alle  städtiitchen  Arbeiten; 
den  unständig  beschäftigten  wird  beim 
Einrücken  in  eine  sifmdigi-  Stelle  die 
Hälfte  der  früheren  Dienstjahre  ange- 
rechnet. Ein  schwerer  Nachteil  war  es 
bisher,  da^s  nicht  voll  arbeite; fähige  Ar- 
beiter entweder  entlassen  wurden  oder 
auf  Stellen  mit  viel  geringeren  Löhnen 
versetzt  wurden,  für  die  ihre  geminderte 
Arbeitskraft  noch  ausreichte.  Üie  Folge 
war  im  einen  Fall  Verlust  der  Rente,  im 
«weiten  Fall  Verlust  der  höheren  Rente. 
Diesen  ülxrlständen  soll  in  Zukunft  da- 
durch begegnet  werden,  dass  den  Ar- 
beitern, die  das  50.  Lebensjahr  über- 
schritten haben  und  to  Jahre  im  städti- 
schen Dienst  tätip  gt\ve«<Mi  sind,  die 
Hälfte  der  ihnen  nach  dem  Dienstalter 
zukommenden  Rente  bewilligt  werden 
soll,  wenn  sie  nicht  mehr  voll  leistungs- 
fähig sind  und  entlassen  werden.  Werden 
sie  auf  eine  geringer  entlehnte  Stelle 
versetzt,  so  soll  ihnen  ein  Zu<chn<s  bis 
zur  Hälfte  der  Entlohnung  als  ausser- 
ordentlicher Ruhelohn  gewährt  werden' 
auch  wenn  ki'inerlei  .'\rl>cit.sunf.^higkeit 
vorliegt :  haben  sie  das  65.  Lebensjahr 
überschritten,  der  volle  Lohnunterschied. 
Mit  dem  vollendeten  65.  (bisher  70.)  Le- 
bensjahr hat  der  Arbeiter  oder  Bedlen- 
stetf  Ansprnch  auf  PensioniiTung.  Neu 
ist  femer  die  Berücksichtigung  des  Be- 
darfes des  einzelnen  zu  pensionierenden 
Arbeiters  bei  der  Bemessung  der  Rente, 
die  Elinführung  l»e.sonderer  Bedarfszu- 
schläge, die  ich  in  meinem  Buche  Ar- 
b<itt'rf>(yltfik  und  l!'irtschaflsf>fiegt'  in  der 
deutschen  Stadtccemaltunn,  I.  Bd..  pag. 
3B1  ff.,  allgemein  als  die  .Aufgabe  einer 
fortsch  ritt  Iii- hrn  kdinmunalen  Lohnpolitik 
bezeichnet  hal>e.  Der  Ruhelohn  bctri-igt 
20%  des  letzten  Diensteinkommens,  min- 
destens aber  300  M.  (früher  j6o  M. ; 
allerdings  wird  die  Invalidenrente  jetzt 
nur  zu  zwei  Dritteln  angerechnet.  w.Hh- 
rend  sie  früher  voll  abgezogen  wurde), 
nach  Toj  ähriger  Dienstzeit  tind  steigt 
jahrlirh  um  1%^  ( fniht-r  i'Tr)  bis  zum 
Höchstbetrag  von  to%  des  selben.  Er 
«rhöht  sich  aber  tun  20%  des  normalen 
Betrages,  wenn  der  Empfänger  für  eine 
arbcksunfainge  oder  bereits  60  Jahre  alte 
Ehefrau  zu  sorgen  hat.  und  steigt  um  je 
10%  für  jedes  noch  nicht  i6j .ährige  Kind, 
für  das  der  Empfänger  zu  sorgen  hat. 
Das  Maximnm  ist  auf  90  %  des  der  Ren- 
tenberechnung zu  Grunde  zu  legenden 
Jahresverdienstes  festgesetzt.    Auch  bei 


der  Festsetzung  der  Witwen-  und  Wai- 
sengelder findet  eine  ähnliche  Berück- 
sichtigung des  Bedarfs  statt.  Das  Wit- 
wengeld von  30%  des  Raheldines  erhiiht 
sich  auf  45%.  wctui  die  Wilwc  iK'ini  Tode 
des  Arbeiters  arbeitsunfähig  oder  über 
60  Jahre  alt  ist;  ebenso  das  Waisengeld 
von  205^  des  Ruhelohnes  auf  30%. 
Weist  ahso  das  Further  Statut  durchweg 
Vcrl^esserungen  auf.  so  lässt  sich  das 
gleiche  leider  nicht  voti  den  Vor-;c1i!ägen 
des  Berliner  Magistrate  sagen,  die  eben- 
falls eine  neue  Festsetzung  des  Ruhege- 
halts der  städtischen  Arbeiter  vertreten. 
.Anstoss  zu  ihnen  hatte  ein  Entscheid  des 
Reichsverstcherungsamtes  vom  10.  Fe- 
bruar 1904  gegeben,  wonach  der  Ruhelohn 
der  städtischen  Arbeiter  nicht  als  pen- 
sionsähnlicher fk'zug  mit  der  Wirkung 
des  Ruhens  der  Rente  gemäss  §  48,  Ab- 
satz I.  Ziffer  3,  des  Inyalidenversiche- 
rung'-gesetzes  betrachtet  werden  kann. 
Die  frühere  Ansicht,  wonach  eine  Kür- 
zung der  Reichsrente  bei  Bezug  einer 
Gesamtrente  im  mehr  als  7l4fachen  des 
Grundbetrage.>  der  Invaliden-  oder  Al- 
tersrente zu  erfolgen  hätte,  war  also  von 
dem  .Amte  aufgegeben  worden.  Der  Ma- 
gistrat schlug  nunmehr  vor.  das  von  der 
Kommune  gewährte  Ruhegeld  um  den 
halben  Betrag  der  Invaliden-  oder  Alters- 
rente zu  kürzen,  während  bisher  die 
Kürzung  nur  liei  t'l)erschreitimg  des  yVi- 
fachen  de«  Grundbetrages  eintrat.  Da- 
durch wurde»  allerdings  den  Arbeitern 
mit  hohen  Dienstaltcrn  bessere  Bedin- 
gungen gewährt:  für  die  grosse  Masse 
derer  aber,  die  nach  kurzer  Dienstzeit 
arl>eitsunf.ihig  wird,  liedeutete  der  Ma- 
gistratsvorschlag eine  VerschleclUcrung. 
Trotzdem  fand  er  im  besonderen  Aus- 
.sehnst,  (l<r  sich  mit  der  Frage  zu  bc- 
schuiiigcn  hatte.  .Annahme,  während  der 
.sozialdemokratische  Antrag,  der  jeden 
Abzug  aufheben  wollte,  und  ein  .Antrag, 
es  beim  alten  zu  belassen,  abgelehnt 
wurden. 

X  X 
IlMit  CkTMrik  DAS  Bfirgervorsteherlml- 

legium  in  H  i  1  d  e  s  h  e  i  m 
lehnte  es  ab,  nach  den 
Vorsdilägen  des  Magistrats  1400  M.  in 
den  Etat  einzustellen,  um  aus  diesen  Mit- 
teln deti  städtischen  Arl)eitem  während 
der  Arbeitszeit  unentgeltlich  Kaffee  zu 
verabreichen.  X  Die  Schöneberger 
Stadtverordnetenversammlung  nahm  einen 
Antrag  an.  in  dem  der  Magistrat  ersucht 
wird,  entgeltliche  Arbeiten  für  die  Stadt 
an  Stadtverordnete  nicht  nt  ubertragen, 
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falls  dies  nicht  durch  ganz  besondere  Ver- 
hältnisse im  Interesse   der  Stadt  not» 

nahmsw-eise  geboten  erscheint,  und  VOD 
solchen  Ausnahmefällen  der  Versamm- 
lung Mitteilung  zu  machen.  X  In  der 
zweiten  hessischen  Kammer  wurde 
ein  Antrag  auf  Erlass  eines  Umlegungs- 
gesetzes  eingebracht.  X  Die  Darm- 
Städter  Stadtverordnetenversammlung 
beschloss,  die  Frauen  zur  Teilnahme  an 
der  Armenpflege  als  Pflegerinnen  heran- 
zuziehen. X  Zahlreiche  Gemeindeverwal- 
ttmgen  wurden  dordi  Anträge,  für  die 
Familien  der  streikenden  Bergleute  Un- 
terstützungen zu  bewilligen,  zu  einer 
Stdlungnahme  gegenfiber  dem  Berg- 
arbeiterstreik gezwungen.  Die 
einen  bewilligten,  zum  Teil  einstimmig, 
die  beantragten  Summen,  so  Darmstadt, 
Mainz,  Strassburg,  Dessau,  Hanau ;  in 
anderen  bewilligte  die  Stadtverordneten- 
versammlung, während  der  Magistrat  ab- 
lehnte, so  in  Frankfurt  a.  M, ;  wieder 
in  anderen  bewilligte  der  Gemeinderat, 
während  der  Bürgerausschliss  ablehntet 
SO  in  Stuttgart,  und  wieder  in  anderen 
waren  ntir  die  sozialdemokratischen  Ver- 
treter für  die  Bewillig^ing,  so  in  Mün- 
chen, Fürth,  Halle  etc.  Alles  in  allem 
war  auch  in  dieser  Angelegoihett  ein 
Fortschritt  in  der  sozialpolitischen  Auf- 
fassung der  kommunalen  Verwaltungs- 
körper  zn  konstatiereti. 

y  X 

LilmiW  DIE  Lebensmittelversor- 

gung der  grossen  Städte 
hat  in  den  letzten  Jahren 
mehr  Aufmerksamkeit  gefunden,  als  ihr 
hisIuT  gewidmet  war.  Nicht  nur  die 
städtischen  Verwaltungen  sind  bemüht, 
sich  über  die  Bedentnng  derselben  zu 
unterrichten  und  über  die  Art  und  Weise, 
wie  sie  sich  abhielt,  durcli  statis- 
tische Aufnahmen  ins  klare  zu  kommen. 
Auch  ausserhalb  ihres  Kreises  findet 
dieser  Gegenstand,  so  insbesondere  in 
neuerer  Zeit  von  scitcn  der  nationalöko- 
nomischen  Theorie,  Bearbeitung.  Der 
Schrift  Creuzbauers  Die  Versorgung 
Miir.clicns  mit  Lebensmitteln  (verpl.  die 
Rubrik  Wirtsdiaft  in  den  Sozialistischen 
Monatsheffen,  1904,  II.  Bd.,  pag.  655)  ist 
die  Schrift  Dr.  Karl  Grabenstedts 
Woher  bezieht  die  Stadt  Halle  a.  S.  ihre 
wichtigsten  Lebetusmittelf  /Jena,  Gustav 
Fischer/  gefolgt.  Die  Stadt  Halle  trägt 
fast  ganz  den  Charakter  einer  modernen 
Industrie-  und  1  inndcl.sstadt,  die  nach 
ihren  Wohlhabenheitsverhältnissen  unter 
dem  Durchadhnitt    der    39  deutschen 


Grossstädto  bleibt  Die  Schwierigkeiten 
einer  derartigen  Untersndrang  «nd  s^ 

gro.<;se.  Grabenstedt  setzt  sie  in  einem 
allgemeinen  Teil  ausführhch  auseinander. 
Das  Material,  das  seiner  Arbeit  zu 
Grunde  liegt,  besteht  aus  dem  Zollmate- 
rial, dem  Material  über  den  Wasserver- 
kehr und  besonderen  Erhebungen  über 
die  per  Achse  eingeführten  Lebensmittel. 
Namentlich  das  letztere  Material,  das  zum 
Teil  recht  interessante  Ergebnisse 
brachte,  ist  trotz  aller  Bemühungen  des 
Verfassers  dürftig  und  unvoilständig  ge- 
blieben. Vollständig  fehlt  die  Berück- 
sichtigung des  Postverkehrs,  der  nicht 
unbedeutend  ist.  Am  zuverlässigsten  er- 
wiesen sich  die  Angalx-n  der  Zollstatistik. 
Auf  die  einzelnen  Ergebnisse  der  Graben- 
stedtschen  Untersuchung  können  wir 
hier  nicht  eingehen.  Sie  zeigen  uns  aber 
recht  deutlich,  wie  von  einer  grossen 
Stadt  gewissermasssen  ein  ganzes  Netz 
von  Saugadem  ansi^,  das  sich  nicht 
nur  über  die  nächste  rnid  nähere  Umge»- 
bung  dir  Stadt,  sondern  über  das  ganze 
Reich  und  weiter  in  das  Ausland  hinein 
erstreckt.  Ebenso  klar  beweisen  sie,  wie 
durcli  eine  die  Einfuhr  der  Lebensmittel 
belastende  Zollpolitik  gerade  die  Lebens- 
mittelversorgung unserer  grossen  Städte 
aufs  allerempfindlichstc  berührt  wird. 
Die  modernse  Grossstadt  bezieht  ihre 
Nahrungsmittel,  auch  solche  von  kurzer 
Haltbarkeit,  aus  aller  WelL  In-  und  Aus- 
land sind  beide  an  der  Lebensmittellie- 
ferung intensiv  beteiligt.  Cbar-^ktcristisch 
ist  dabei,  dass  für  eine  ganze  Anzahl  von 
Lebensmitteln  die  ausländisdie  Lieferung 
und  die  inländische  sich  ergänzen,  die 
erstere  dann  eintritt  und  zunimmt,  wenn 
die  letztere  versi^  imd  umgekehrt.  Von 
einer  Konkurrenz  zwischen  beiden  kann 
nur  in  bedingter  Weise  gesprochen  wer- 
den. Grabenstedt  hebt  im  Schluss  hervor* 
dass  es  im  höchsten  Masse  wünschens- 
wert sei,  solche  Untersuchungen  in  be- 
stimmten Zeitabschnitten  zu  wiederholen, 
um  über  die  Verschiebung  in  den  gesam- 
ten Prodnktions-  und  Handelsverhilt- 
nisscn  ins  klare  zu  kommen.  Diese  Auf- 
gabe falle  in  erster  Linie  den  Kotrunu- 
nen  zu,  die  an  der  Regelung  des  Lebens- 
mittclverkehrs  das  grösste  Interesse  hät- 
ten. Wir  stimmen  dem  Verfasser  voll- 
ständig darin  bei.  Die  Konrniimcn  »nd 
auch  viel  eher  im  stände,  eine  genaue 
Statistik  zu  führen,  als  dies  ein  Privat- 
mann selbst  mit  Beihilfe  der  staatlichen 
und  sonstigen  Behörden  kann.  X  Dr. 
Rtidolf  Eberstadt  gibt  in  seiner 
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Schrift  Das  Wohnungswesen  /Jena,  Gus- 
tav Fischer/  auf  zirka  80  Seiten  eine 
gedrängte  Darstellung     der  wichtigsten 
mit  dem  Sammelnamen  Wohnungsfrage 
bezeichneten  Probleme.     Einem  kurzen 
X^rblick  über  die  Eatwickelung  der 
stadtischen  Bauweise  folgen  das  iCapitel 
Wohnungsstatistik ,  in   dem   die  Bodcn- 
fläche,  der  bebaute  Boden^  die  Hausfonn 
imd  die  MTohniing&prodiikbon,  die  Mict^ 
praie  und  die  Bodenverschuldimg  abge- 
liandelt  werden,    und   die  Kapitel  Ge- 
smdhemiehe   Verhältnisse  und  SogiaU 
und  vcnvaltungstechnische  Massnahmen 
im  Wohnungswesen.    Es  ist  begreiflich, 
dus  der  Verfasser  überall  seine  Anschau- 
mgen  dargestellt  hat.  Ob  es  aber  für  die 
Leser  des  Handbuches  der  Hygiene,  von 
dem  diese  Schrift  einen  Teil  bildet,  vorteil- 
haft ist,  die  wichtigsten  Probteme  der 
Wohnungsfrage  aossdiliesdldi  tmter  den 
Ebcrstadtschcn   Gesichtspunkten,  kennen 
zu  lernen,  ist  mindestens  zweifelhaft.  Die 
Ebcrstftdtsdieii  Tbconecn  Msd  mit  Redit 
\ielfach  angefochten  worden,  und  es  ist 
oft  keine  leichte  Mühe  gewesen,  das 
Kfimehen  Wahrheit,  das  sie  enthalten, 
henaszuschälen.  So  anregend  die  Eber- 
Stadtschen  Arbeiten  wegen  ihrer  Einsei- 
tigkeit für  den  sind,  der  die  Probleme 
der  Wohnungsfrage  kennt,  so  wenig  ge- 
eignet sind  sie,  dem.  der  sich  über  die- 
selben oricnlicren  will,  ein  vollständigcf? 
und  zutreffendes  Bild  der  Verhältnisse 
und  ihres  kausalen  Zusammenhanges  sn 
geben.  X  Wie  gross  der  Widerspruch  ist, 
den  die  Resultate  Eberstadtscher  Unter- 
sodumgen  gefunden  haben,  das  zeigt  die 
Sammlung  von  Vorträgen,     die     C.  J. 
Fuchs  unter  dem  Titel  Zur  W ohnungs- 
frage  /Leipzig,  Duncker  &  Humblot/  ver- 
öffentlicht hat.  Mit  Ausnahme  des  ersten 
Vortrages  Der  heutige  Stand  dir  Afbei- 
teru)ohHungs(rage  in  Deutschland  be- 
schäftigen sich  die  übrigen  Vorträge  des 
ersten  Teils  teils  ausschliesslich,  wie  der 
vierte.  Rheinisches  H'ohv.uncs-A'csen,  und 
der  fünfte,  Meliorations-  und  Spekula- 
HonsverscktitduHg,  tdls  vornehmlich,  wie 
der  dritte.  Die  Abhängigkeit  der  Woh- 
nungsmietcn  von  Bodenpreis,  Baukosten 
und  Besteuerung,  teils  beiliiufig.  wie  der 
zweite.  Dir  Ffit'tii-krlung  der  W ohnungs- 
frage  in  Deutschland  und  im  Ausland  in 
dtn  letMten  15  Jahre»,  mit  den  Ebcrstadi- 
schen    Theorieen    über    die  stadtische 
Grundrente,  die  Wirksamkeit  der  Boden- 
spekulation etc.     Professor  Fuchs  lehnt 
(besclben  kemeswegs  von  vornherein  ab, 
nnserea  Erachtens  erkennt  er  sogar  einen 


zu  grossen  Teil  derselben  als  richtig  an, 
trotzdem  fällt  er  bei  der  Besprechung  des 

Eberstadtschen  Baches  Rheinische  Woh- 
nungsverhältnisse das  folgende  Urteil: 
»Aber  er  [Eberstadt]  i/ieht  überall  aaf 
^n    Kopf   gestellte  Wirtschaftsgesetze 
und  Besonderheiten  der  Preisbildung  des 
städtischen  Grund  und  Bodens,  wo  bei 
gpauer  Betrachtung  und  Formulierung 
tticlit  davon  gesprochen  werden  kann,  wo 
häufig  einfach     eine  Verwechslung  von 
konträrem      und  Icootradiktoriscbem 
(jegensate  vorliegt  —  vor  allem  aber  hA 
immer  eine  ungenügende  Erfassung  und 
Durchdenktmg    des  Monopolchankters 
dfea  städtischen  Bodens.c  IXe  geoamilKO 
vier  Vorträge  suchen  aus  dem  WuSte 
Eberstadtscher  t*bertreibungen  und  Ein» 
scitigkeiten  das  Kömchen  Wahrheit,  das 
in  ihom  enthalten  ist,  auszusondern,  und 
geben  tugldch    eine  Icurze  Darstellung 
von  der  Grundrententheorie  ihres  Ver- 
fassers, die  wir  jedermann  zur  Lektine 
empfehlen  kBmen,  aneh  trenn  wir  nicht 
mit  ihr  übereinstimmen.  Der  zweite  Teil 
des  Buches  enthält  die  Beschreibung  der 
kommunalen  Wohntmgsreform  in  ISng- 
land  und  Schottland,  die  seinerzeit  als  die 
Frucht  einer  im  Jahre  1902  gemachten 
Studienreise    in    der   ZeitscMft  für 
Wahnungswesen    veröffentlicht  worden 
ist.  Gegenüber  der  Neigung,  die  in  letzter 
Zeit  in  ne,!tschland  sich  breit  macht,  die 
Leistungen  Englands,    insbesondere  der 
CB|^tschen  Kommunen,  anf  dem  Gebiete 
des  Arbeiterwohnungswesens  zu  verklei- 
nern, zeichnet  sich  die  Studie  des  Verfas- 
sers durch  die  gerechte  Abwägung  md 
Schätzung  dieser  Leistungen  aus.  Zwei 
Äusserungen  seien     hier  kurz  erwähnt. 
Fuchs  betont,  dass  in  England  gar  kerne 
Meinungsverschiedenheit  mehr  darüber 
bestehe,  dass  der  Gemeinde  die  Haupt- 
aufgabe in  der  Lösung  der  Wohnungs- 
frage zufalle:,  und  dass  auch  die  nötige 
politisdie  Voraussetzung  dafür  in  einer 
Reform    der    Kommunalverfas.sung  und 
einer  allmählichen  Durchdringung  der 
Kommunalverwalttmg  mit  nenen  Män- 
nern seit     dem  Local  Government  Act 
von  1894  geschaffen  worden  sei.  >Nur 
darüber,  6b  die  Gemeinde  selbst  Wohn- 
ungen bauen   soll,  bestehen   noch  Mei- 
nungsverschiedenheiten,    und     auch  da 
eigentlich  nur  für  London  .  .  .  Aber 
auch  da  hat  man  nicht  vorher  lange  über 
Richtigkeit  oder  Unrichtigkeit  theoreti- 
siert,  sondern  im  grö-sten  Ma^sstab  prak- 
tische Versuche  gemacht,    die  allein  in 
diesen  Fragen  dn  riditiges  Urteil  cnnSg- 
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liehen.  In  den  anderen  StadtCD  ist  durch 
den  besseren  Erfolg  der  bidierigen  Ver- 
sttcbe  auch  diese  Frage   zu  gunsten  der 

direkten  gemeindlichen  Intervention  ent- 
schieden.« Fuchs  bezeichnet  das  als  die 
erste  und  «otvoUste  Lehre  speziell  der 
neuesten  von  ihm  geschilderten  Entwicke- 
lui^.  Leider  ist  man  in  Deutschland  noch 
nicht  zu  dieser  Erkenntnis  durchgedrun- 
gen. Und  der  andere  Punkt:  »Wir  wer- 
den«, schreibt  er,  »nadi  nidner  Übercen- 
Rung  auch  in  Deutschland  zu  einer  be- 
friedigenden Lösung  der  Arbeiterwob- 
ntmgslrage  nur  fcommea,  wenn  die  äuss^ 
renAnsprüchc  herabpeset/t  und  die  inneren 
gesteigert  werden.«  Damit  berührt  er  un- 
seres Erachtens  in  durchaus  zutreffender 
Weise  einen  der  wundesten  Punkte  unse- 
res heutigen  Bauwesens,    huso  unoemann 

Soalalietiacho  Bewegung 

fir    DEM  diesjährigen  Partei- 

tag  der  badischen  Sozial- 
demokratie, der  von  76  De- 
legierten, wddie  54  Orte  vertraten,  be- 
sucht war.  lag  ein  Bericht  des  Landes- 
partcivorstandes  vor,  der  einen  Beweis 
umfassender  und  erfolgreicher  Arbeit 
gibt  Der  Propaganda  zur  Erwerbting 
des  badischen  Staatsbürgerrechts  diente 
ein  vom  Purtdvorstand  in  einer  Auflage 
von  aSsooo  Exemplaren  Iierau^egebenes 
Flugblatt  nebst  15000  verschiedenen 
Formularen.  Im  Spätjahr  1904  erschien 
die  in  den  Sosialistischen  Monatsheften 
(1894,  n.  Bd.,  pag.  838)  angezeigte 
Broschüre  Eichhorns  Das  neue  Landtags- 
tuahlrecht.  Die  Verhältnisse  der  Partei- 
kaiae  haboi  sich  im  Vergleicii  zum  Vor^ 
Jahr  erheblich  günstiger  gestaltet  Der 
Kassenbestand  betrug  am  31.  Dezember 
1904  1730,96  M.  (gegen  <^i8  H.  im 
Vorjahre),  d^s  Ge^amtvermSgen  3492,31 
M.  (gegen  1465,18  M.).  Besonders  er- 
freulidh  ist  der  Anfschwnng.  den  die 
PkrteuHsanisatioaen  im  Berichtsjahre  ge- 
nonünen  haboi.  Ihre  Zahl  ist  von  96 
auf  114  gestiegen.  Die  Zahl  der  einge- 
schriebenen Mitglieder  dieser  Organi- 
sation ist  von  6350  auf  7332,  also  am 
etwa  1000,  gestiegen.  Der  Volksfreund, 
der  im  Laufe  des  Jahres  in  eigene  Drucke- 
rei fibergegangen  ist,  zählt  jetzt  über 
II  000  Abonnenten.  Die  Stellungnahme 
zur  bevorstehenden  Landtagswahl  wurde 
in  einer  einstimmig  beschlossenen  Reso- 
lution festgelegt  Danach  haben  die  Ge- 
nossen in  allen  Landtagswahlkreisen 
selbständig  in  den  Wahllounpf  einzu- 
treten. Wo  die  Partes  im  swetten  Wahi- 


gangc  den  Ausschlag  zu  geben  hat,  wird 
sie  ihre  Entscheidung  abhängig  machen 
von  der  Stellung,  welche  die  in  Frage 
kommenden  Kandidaten  den  ihnen  auf 
dem  Gebiete  der  praktischen  Politik  zu 
unteirbrettenden  Forderungen  gegenüber 
einnehmen.  Sodann  beschloss  der  Par- 
teitag, einen  Parteisekretär  anzustellen. 
Der  Landesvorstand  siedelt  nadi  Karls- 
ruhe über. 

X  X 
OrgamsaHan    DIE   sächsische  So- 
zialdemokratie hat  in  den 
letzten  Jahren  erfreuliche 
Fortachritte  gcmadit   Die  Zahl  der  po- 
litisch organisierten  Genossen,    die  im 
Jahre  1901  erst  25  000  betrug,  sticg^  im 
Jahre  1903  auf  38700;  jetzt  dürften  zirka 
50000    politisch    organisierte  Genossen 
vorhanden  sein.    Die  drei  sozialdemokra- 
tisdmi  Vereine  Hamburgs  haben  zum 
erstenmal  einen  Jahresbericht  in  Fonn 
einer  56  Seiten  starken  Broschüre  her- 
ausgegeben.   Danach  sind  in  den  drei 
Vereinen  insgesamt  18 186  Mitglieder  or- 
ganidert  IHe  BSiwahrnfn  und  Auagabea 
der  drd  Vereine  balansieren  nut  86911 M. 
X  X 
tehwedsn        DER  Parteitag  der  schwc- 
disdicn  Sozialdemokratie, 
der    in  Stockholm  statt- 
fand, dauerte  volle  9  Tage.    Seit  dem 
vorigen  ordentlichen  Parteitag  in  Malmö 
sind   5   Jahre    verflossen;  inzwischen 
worden  nur  zwei  ausserordentlidie  Par- 
teikonferenzen abgehalten,  die  sich  beide 
mit  der  Wahlrcchtsfrage   zu  befassen 
hatten.  Vertreten  waren  auf  dem  Par- 
teitag   63  Arbeiterkommunen  (Ortsab- 
teilungen  der  Partei)  durch  174  Dele- 
gierte.   Die  Berichte  des  Parteivorstan- 
des über  die  Jahre  1900  bis  1904  lagen 
gedruckt  vor.    Danach  zählt  die  Partei 
jetzt  114  Arbeiterkommunen  und  804  Ab- 
teilungen.   Die    Mitglicdcrzalü    ist  im 
Jahre  1904  von  54  552    auf    63  023  ge- 
stiegen.   Zwei  fest  angestellte  Agitatoren 
und  eine  Reihe  anderer  Parteigenossen 
waren  unablässig  in  der  Agitation  titig. 
An    den    Demonstrationen    gegen  den 
Wahlrechtsreformvorscblag    der  Regie- 
rung nahmen  zirka  80  000  Personen  tot, 
an  der  Maifeier  des  letzten  Jahres  unge- 
fähr 140000.    Die  Partei    hat    in  der 
weiten  Kammer  vier  Abgeordnete;  die 
Zahl  ihrer  Gemeindevertreter  in  den  ver- 
schiedenen Kommunen  des  Landes  ist 
26.  Die  Einnahmen  der  Partei  betrmea 
im  Jahre  1904  88000  Kr. 
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NACHDEM  der  PartdleitunR  Decharge 
erteilt  worden  war,  kamen  die  Anträge 
auf  Änderung  der  Organisations- 
form  zur  Verhandlung.  Die  sodal- 
demokratisclu-  Pnrtci  Schwedens  setzt 
eich  aus  örtlichen  Arbeiterkommunen  zu- 
sammen, die  ihrerseits  wesentlich  aus 
den  am  Orte  befindlichen  Gewerkschaften 
bestehen,  so  dass  also  derjenige,  der  sich 
«iner  der  Arbeiterkommune  angehörenden 
Gewerkschaft  anschlicsst,  damit  zugleich 
Parteimitglied  wird.  Dem  Parteitag 
lag  eine  grosse  Zahl  von  Anträgen  vor, 
welche  eine  Scheidung  der  gewerkschaft- 
lichen und  politischen  Organisationeq 
forderten.  Schliesslich  wurde  mit  132 
getta  40  Stimmen  beschlossen,  die  be- 
atmende OrganisaHonslbrm,  bei  der  so- 
wohl  die  gewerkschaftliche  als  auch  die 
politische  Bewegung  mächtige  Fort- 
•cfarUte  gemacht  hat,  beizubehalten.  Zur 
Unionsfrage  wurde  eine  Resolution 
angenommen,  in  der  es  heisst,  dass  der 
Kongress  die  Solidarität  der  Arbeiter- 
klasse ohne  Rücksicht  auf  Landesgrenzen 
anerkennt;  sollten  trotz  der  entschie- 
I*»»««»*««  und  einstimmigen  Volksmeinung 
grossschwedische  und  dynasttscfae  Inter- 
essen es  zu  einer  gewaltsamen  L5sung 
der  Streitfrage  zu  treihm  suclien,  so  er- 
klärt sich  die  Partei  bereit,  gemeinsam 
tnit  der  norwegischen  Broderpartd,  mit 
allen  zu  Gebote  stehenden  Mitteln  eine 
solche  Volk&vcrräterei  zu  verhindern, 
von  welcher  Seite  sie  audi  komme  und 
mit  welchem  Vorwand  sie  auch  bekleidet 
sein  möge.  Sodann  wurden  verschiedene 
Andcnngai  der  Parteistatuten 
vorgenommen.  Bei  der  Erörterung  des 
Parteiprogramms  wurde  eine  besonders 
lebhafte  Debatte  über  die  Militärfrage 
geführt  Hier  standen  sidi  zwei  An- 
schauungen gegenüber:  eine,  wonadi 
alles  Militärwesen,  auch  die  Volksbewaff- 
nung, verwerflich  ist,  und  die  andere 
Ansdiatitug,  die  in  folgendem  Pro- 
grammpunkt ausgedrückt  ist:  »Ein  volks- 
tümliches System  der  Landcsverteidi- 
-gnng,  Kampf  gegen  den  Militarismus. 
Internationale  Schiedsgerichte.«  In  dieser 
Form  wurde  der  Programmpunkt 
achUentich  nit  92  gegen  75  Stimmen 
angenommen.  Auch  die  Frage  des  Ge- 
neralstreiks wurde  verhandelt, 
und  zwar  nach  der  Richtung  hin,  ob  in 
diesem  Jahre  ein  allgemeiner  Streik  zur 
Erringung  des  Wahhiedita  Teranstaltet 
werden  soll.  Hierüber  hat  eine  Urab- 
stimmung stattgefunden  (vergL  den  Ar- 
tikd  Hjalmar  Brantings  Sthweden  vor 


einer    neuen  SHmmreehtskampagne  in 

den  So::ialistisclicn  Monatsheften,  1904, 
II.  Bd.,  pag.  6^).  An  der  Abstimmung 
haben  steh  von  den  114  Arbeiterkom- 
munen  80  mit  31  253  Mitgliedern  betei- 
ligt; hierzu  kamen  noch  4766  Abstim- 
mende, die  ausserhalb  der  Partei  stehen- 
den Orgranisationen  angehören.  Die  Ab- 
stimmung ist  nicht  zu  gunsten  eines 
solchen  Wahlrechtsstreiks  ausgefallen. 
Zwar  wurden  fiir  die  crsti«  Frage:  nb  der 
Generalstreik  ein  tur  den  vorliegenden 
Ztveck  dienliches  Mittel  sei,  21  460  Stim- 
men mit  Ja  und  nur  13934  Stimmen  mit 
Nein  abgegeben,  doch  wurde  sogleich 
die  zweite  Frage :  ob  man  zu  einem  be- 
stimmten Zeitpunkt  und  auf  eine  unbe- 
stimmte ZeitÄtuer  in  den  Streik  treten 
wolle,  wenn  c«.  vielleicht  vom  Parteitag 
beschlossen  werden  würde,  mit  18747 
Stimmen  gegen  16  617  Stnunen  vefueiuti 
Die  dritte  Frage:  ob  man  ohne  Unter- 
stützung den  Streik  mitmachen  wollen 
wurde  mit  20317  gegen  14623  Stmanea 
verneint.  Die  letzte  der  Fragen :  ob 
man  gewillt  sei,  einen  Tagelohn  zum 
Wahlrechtsstreikfonds  beizusteuern,  wur- 
de mit  18756  gegen  16492  Stimmen  be- 
jaht Nach  Erledigung  einiger  weiterer 
Funkte  wurde  der  Parteitag  geschloasen. 

X  X 
PfMse  DAS  Hamburger  Echo  hat 

jetzt  einen  Bestand  von 

40  500  Abonnenten.  Ein 
eigenes  Heim  hat  nunmehr  auch  das  hal- 
lische Parteiblatt  bezogen.  In  einem  für 
diesen  Zweck  errichteten  Neubau  ist  die 
Genossenschaftsdruckerei,  Redaktion  und 
Expedition,  sowie  das  Arbeiteraekreoip 
Hat  untergebracht.  Die  Parteigenosten 
von  Remscheid  haben  mit  der  ArbH^r- 
stimme  in  Solingen  einen  Vertrag  attf 
Lieferung  eines  Kopfblattes  für  Rem- 
scheid abgesddossen. 
DIE  Nepssava,  das  Zentralorgan  der  so- 
zialdemokratischen Partei  Ungarns,  er- 
sdhdnt  vom  i.  Aprit  ab  tlglieli.  Der 
Avanti  wird  vom  i.  Mai  ab  in  VCf- 
grössertem  Format  erscheinen. 

X  X 
KnnwCInnaac  DER  Nestor  des  deutschen 
Sozialismus,  Friedrich 
Lessner,  ist  am  27.  Fe- 
bruar 80  Jahre  alt  geworden.  Wir  rufen 
dem  Genossen,  dessen  Aufsatz  Aiu  äif 
EnMekungsseit  des  Kommunistischen 
Manifcsts  in  den  Sosialistischcn  Monats- 
heften (1897,  pag.  556  &.)  unseren  Lesern 
in  guter  Erinnerung  ist,  und  der  jetat 
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nodi  mit  lebhaftem  Interesse  die  Fort- 
sduitte  der  deutschen  Sozialdemokratie 
von  England  aus  verfolgt,  ein  fröhliches 
Glückauf  zu.  X  Bei  der  Nachwahl  zmn 
gothriischen  Landtag  ist  Genosse 
Bock,  dessen  Wahl  iur  ungültig  erklärt 
worden  war,  wiedergewählt  worden.  X 
Bei  den  Gcmeinderatswahlen  in  S  t  r  a  s  s- 
b  u  r  g  gewann  unsere  Partei  5  weitere 
Sitze,  so  da  SS  die  sozialdemokratische 
Fraktion  mit  ihren  16  Mitgliedern  jetzt 
die  stärkste  ist 

X  X 

UNnlor  DAS  voa  W.  H.  VI  le- 
gen in  holländischer 
Sprache  vcrfasstc  Werk 
"Die  Morgenrote  der  Volkshefreimtg 
ist  kürzlich  mit  dem  Erscheinen  der  52. 
Lieferung  vollständig  geworden.  Es  um- 
fasst  2  Bände  mit  zusammen  über  800 
Druckseiten  und  58  vorzügUdi  ausge- 
Ifflirten  Porträts  derjenigen  Personen, 
dfe  in  hcrvDrragcndcr  Weise  an  der  Bc- 
wegong  teUgenonunen  haben.  Der  Zeit 
nadi  teilt  der  Ver£ssser  seine  Sdülde- 
rimgen  in  5  Abschnitte  ein,  von  denen 
der  erste  mit  dem  Jahre  1878  beginnt  und 
der  letzte  mit  dem  Jaiire  l8g4  endet.  X 
Genosse  Louis  Bertrand,  der  bel- 
gische Abgeordnete,  von  dem  bereits  eine 
Gescfaidite  der  belgischen  Genossen- 
schaften erschienen  ist,  veröffentlicht  ge- 
genwärtig  eine  Geschichte  der  Demokra- 
tie und  des  Sozialismus  in  Belgien. 
Das  Werk  wird  ans  2  Bänden  «1  je 
6ao  Seiten  bestehen  und  mit  zaMretdien 
IllustniiiuiKn  ;iiist;('st;ittct  sein.  Es  er- 
scheint in  monatlichen  Lieferungen  von 
60  Seiten;  der  Gesamtpreis  beträgt  10  fr. 
IN  Paris  erscheint  seit  dem  i.  Februar 
eine  neue  sozialistische  Monatsschrift 
La  Soditi  Pnhire.  Sie  soll  weniger  den 
Tagesfragen,  den  politif^chcn  Ereignissen 
und  parlamentarischen  Kämpfen,  als  viel- 
mehr der  Erörterung  der  sozialistischen 
Prinzipien  dienen.  X  Seit  .Xnfang  dieses 
Jahres  erscheint,  wie  wir  schon  mitgeteilt 
haben,  in  Rom  noch  eine  wettere  sozi»- 
listische  Zeitschrift  //  Divenire  Soeialtt 
Die  erste  Nummer  enthält  neben  dem 
einführenden  Artikel  eine  sehr  instruk- 
tive Arbeit  von  Cabrini  über  die  italie- 
nische Gewerkschaftsbewegung.  Aus  den 
weiteren  Tieften  h(l)cn  wir  hervor:  einen 
Artikel  von  Geor^  Gradnauer,  m  welchem 
die  Bedeutung  des  ersten  preussischen 
Parteitags  gewürdigt  wird,  und  die  Stu- 
dien über  den  Pauperismus  von  Nice- 
foro,  Nu«o  MwnaoH 


G  ('  w  e  r  k  s  c  h  a f  1 5  Li  e  w e   u  n 

Gewerkschaft»- DIE  General kommission  der 
kongras«  In  COln  Gewerkschaften  DeuUck- 
Umds  '\M  nommiir  oifiri^ 
den  5.  Kongress  der  Gewerkschaften 
Deutschlands  nach  Cöln  einberufen,  und 
zwar  für  die  Zdt  vom  22.  bis  zum  27. 
Mai.  Die  von  der  Gcneralkommission 
provisorisch  festgesetzte  Tagesordnung 
sckfanet  sich  durah  9we  Reidihaltigkeit 
aus.  Neben  den  auf  jedem  derartigen 
Kongress  wiederkehrenden  Beratungen 
mehr  geschäftlicher  und  allgemeiner  Na- 
tur^ wie  Rechenschaftsberidite  der  ver^ 
sdiiedenen  dem  Kongress  noterstdlten 
Körperschaften,  allgemeine  Agitation, 
Agitation  unter  den  Arbeiterinnen  und 
nnter  des  frendspracUgeB  Aiheilem» 
Streikiuiterstützung  und  Streikstatistik, 
Heimarbeit,  Beseitigung  des  Kost-  und 
Logiszwanges  beim  Arbdtgcher,  Korr^ 
spondcnzblatt,  sind  eine  ganze  Reihe  von 
Punkten  der  Tagesordnung  eingefügt, 
die  sn  einer  Aufrollung  des  ganzctt 
grossen  Gewerkschaftsproblems  führen, 
deren  Diskussion  für  die  Gewerkschaften 
aber  zur  unabweisbaren  Pflicht  wird-  Wir 
nennen  nur:  4.  die  Stellung  der  Gewerk- 
schaften zmn  Generalstreik,  s-  ^«  Ge- 
werksclö-ften  imd  die  lilaifetcr,  6.  Ge- 
werkschaften und  Genossenschaften,  7. 
die  Attfigaben  der  Gcwerkschaftskartelle 
in  der  Gewcrksdiaftsorganisation  und  8, 
Äe  gesetzliclie  Vertretung  der  Arbeiter- 
schaft in  Arbeitskammem  oder  Arbeiter- 
kammern. Wünschenswert  wäre  es, 
trotz  der  Reichhaltigkeit  der  Tages- 
ordnung, dass  der  Gewerkschaft :>kongresS 
sich  auch  mit  der  Frage  der  Schaffung 
gewerkschafdtcher  Uiilterriciitsktirse  be^ 
scbäftigcn  möchte. 

SCHON  die  vorgesehene  Tagesordnung 
lässt  die  grosse  Bedeotimg  des  diesjafari» 
gen  Gewerkschaitsfcmigresscs  erkennen. 

X  X 
General/com.  DIE  Generalkommissiom 
ait^Asd£/.  veröffentlicht  ihren  Recheii. 
iem  l>eut9tA-  Schaftsbericht  für  die  Zeit 
te*«*  vom  I.  Januar   bis  zooa 

.31.  Dezember  1904.  Das  letzte  Jahr  wird 
darin  als  ein  Jahr  des  Erfolges  benidi- 
net ;  es  sei  damit  zu  rechnen,  dass  die  ab- 
solute Zunahme  an  Mitgliedern  im  Jahre 
1904  nicht  hinter  der  des  Jahres  1903 
zurückbleiben  werde.  Der  innere  Ausbau 
und  die  finanzielle  Stärkung  der  gcwcrk- 
schaftlidien  Zentralverbände  habe  mit 
der  äusseren  Äusdehnuncr  Schritt  greli.-il- 
ten.  Es  sei  deshalb  verfehlt,  anzuneh- 
men, die  Gewerksdiaftm  würden  mit  dcr 


Digitlzed  by  Google 


■UNDSCHAU  •  ÖFFENTLICHeS  LEBCH  •  OEWERKSCHAPTSBEVBOUNO 


357 


Kapital skonzentration  und  der  Schaffung 

grosser  Untemchmervcrbände  immer 
machtloser.  Die  Gewerkschaften  befän- 
den sich  in  steter  Aufwärtsentwtdceltmg. 
Die  Entwickelone  detite  höchstens  daratrf 
hin.  dass  sowoH  Unternehmer  wie  Ar- 
beiter mit  der  immer  grösseren  Stdgc- 
rong  ihrer  oiigaiiisatoria^cn  KrUte 
gTOBic  IQinpfe  immer  mdir  zti  ▼cfmcMcn 
nid  Differenzen  nach  Möglichkeit  auf  dem 
Wege  friedlicher  Vereinbarung  auszu- 
gleichen versuchten.  Das  werde  sich  be- 
sonders in  der  TextH-  imd  Metallindus- 
trie bald  als  notwendig  erweisen.  In  die- 
sem Sinne  werden  die  Kämpfe  in  Crim- 
nritsdiaa  und  in  der  Berliner  Gelbmetall- 
industrie gewürdigt.  Femer  wird  der 
Mitarh>eit  der  Gtneralkommission  an  dem 
allgemeinen  Hetmarbeitenschutzkongres^ 
mn  der  geplanten  Aantdlnng  voQ  Ei'zetig^ 
nissen  der  Heimarbeit,  an  der  Bekämp- 
fung des  Kost-  und  Logiswesens  und  an 
der  Errichtung  von  UnterriditaktirMn 
gedacht.  I>ie  Agitation  wurde  von  ihr 
im  Berichtsjahre  m  weitgehendem  Masse 
gefördert  Neben  den  früher  schon  von 
der  Generaikommission  begründeten  Ar- 
bdtersekretariaten  in  Kattowiu,  Posen 
und  Iserlohn  wurden  im  Vorjahre  wei- 
tere Seicretariate  mit  besoldeten  Beamten 
errichtet  für  Ost-  und  Westpreussen  in 
Elbing,  für  das  Saargebiet  in  Sankt  Jo- 
hann-Saarbrücken. Ausserdem  wird  von 
ihr  das  Agitationskomitee  von  Elsas»» 
Lothringen  subventioniert.  Eine  beson- 
dere Agitation  wurde  unter  den  italie- 
nischen Wanderarbeitern  in  der  Provinc 
Udine  in  Oberitalien  entfaltet,  da  von 
dort  die  meisten  Arbeiter  nach  Deutsch- 
land wandern.  I>er  Arbeiterstatistik 
wurde  nach  wie  vor  gtoue  Aufmerksam- 
keit gewidmet  Bei  den  Ton  der  Gene^ 
ralkommtssion  herau'igegebenen  Orga 
nen,  dem  Korrespondenzblait  (Auflage 
15800).  dem  Öpermo  Italiano  ond  der 
Oswiata,  sind  im  Irt7tcn  Jahre  erhebliche 
Änderungen  nicht  eingetreten.  Die  Ab- 
rechnnng  pro  1904  weist  eine  Einnahme 
von  154  716.14  M.,  eine  Ausgabe  von 
94  182,58  M.  auf.  Das  von  der  General- 
kommission  im  Jahre  1903  errichtete 
SEentralarbdtersekretariat  wurde  in  stei> 
jftwdffBi  Masse  m  Anspmdi  genommen. 
An  Ansgaben  entstanden  durch  das  Se- 
kretariat 8666y89  M.  Dieselben  dürften  sich 
in  den  nSehsicn  Jahren  nodi  steigern^  da 
die  Anstellung  eines  weiteren  Sekretärs 
bei  der  stetig  zunehmenden  Fülle  der  Ar- 
beit unvermcidlicb  sein  wird. 
X  X 


■snraTDftltar-  DER  gewaltige  Kampf  im 
tilMk  hn  Rnkr*  Ruhrgebict,  der  in  Deutscb* 

land  ohne  Beispiel  Haat^h^-, 
Sl^  in  gewerkschaftlichen  Kreisen  aoch 
immer  im  Mittelptmkt  der  Disknsdon. 
Nach  der  erschöpfenden  Sdrildemng  der 

ganzen  Bewegting  durch  Otto  Hue  in 
den  SoMialistiscken  Monatskefttn  (pag. 
90t  ff.)  nnd  seinem  glinzendn  Plaidoyer 

für  die  dabei  beobachtete  Taktik  des 
Bergarbeiterverbandes  müssen  wir  es 
uns  versagen,  an  dieser  Stelle  den  ganzen 
Streik  nochmals  aufzurollen.  Wir  be- 
schränken uns  deshalb  darauf,  seine  Be- 
deutung fOr  die  detitsdie  GewerhidiaiH" 
bew^ng  zu  würdigen.  In  einer  ganzen 
Reibe  sozialdemokratischer  Zeitungen  ist 
den  Führern  des  modern  gewerkschaft- 
lichen, des  sogenannten  alten  Bergarbei- 
tenrerbandes  der  Vorwurf  gemacht  wor- 
den,  sie  hätten  sich  von  den  christlichen 
F&hrem  geradezu  über  den  Löffel  bar- 
bieren lassen.  Von  Hue  ist  schon  nach- 
gewiesen worden,  das?  davon  keine  Rede 
sein  kann.  Das  Verhalten  der  Leittmg 
des  alten  Verbandes  ist,  vom  gewerk- 
schaftlichen Standpunkt  betrachtet,  dtu-ch- 
aus  einwandfrei.  Angesichts  der  Tatsache, 
dass  die  grosse  Mehrzahl  der  Bergarbei- 
ter socialdemdcrati  sehen  Ideen  leider 
nodi  itidifferent  gegenübersteht,  dssa  sie 
gewerkschaftlich  noch  nicht  organisiert 
ist  und,  soweit  dies  doch  der  Fall,  wie- 
derum in  der  Hauptsache  in  Organisa- 
tionen, die  'dem  alten  Verband  bisher 
feindlich  gegenüberstanden,  war  eine  er- 
spriessliche  Durchführung  der  Bewegung, 
so  sehr  bei  ihr  auch  das  politische  Mo- 
ment her\'ortrat,  nicht  anders  möglich, 
als  im  Rahmen  strengster  politischer  und 
religiöser  Neutralität,  als  nnter  aiw- 
schliesslicher  Betonung  der  geweHesdnft- 
lirhen  Gesichtspunkte.  Wie  richtig  diesa 
Taktik  war,  hat  der  aanze  Verlauf  dieser 
Bewegung  geldut.  Die  Leitung  hat  die 
gewaltige  Masse  zum  Teil  indifferenter, 
zum  anderen  Teil  in  gegensätzlichen  oT» 
ganisatorischen  Anschauungen  erzogenen 
Arbeiter  zu  einer  einheitlichen  festen 
Kampfesphalanx  zusaramenzuschweissen 
vermocht.  So  entstand  während  und 
durch  den  Kampf  eine  gut  disziplinierte 
Organisation,  die  Bewegung  erhielt  ihre 
imponierende  Wucht.  Au-M-hreitungcn, 
die  bei  Kämpfen  im  Ruhrgebiet  sonst  tu- 
vermeidlich  waren,  wurden  gaxa  hintan- 
gchalten.  Die'^cn  Umständen  ist  es  zu 
danken,  dasä  die  öffentliche  Meinung  sich 
fost  ohne  Einsdvinkung  auf  die  Seite  der 
Streikenden  stellte,  dass  auch  die  Rcgie- 
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rung  und  der  Reichstag  lieb  7.n  Kund- 
gebung^ für  die  Streikaiden  genötigt 
sahen.  Ihnen  verdankt  die  Bewegang 
auch  ihren  Erfolg.  Die  Gesetzgebung 
hat  sich  der  Bergarbeiter  annehmen 
müssen,  die  Grubenunterndmw  liaben 
von  der  nach  solchen  Bewegungen  soott 
üblichen  Dedmierung  der  organlsieiten 
Bcrgarl)eiterscliaft  absehen  müssen.  Die 
Bergarbeiterorganisationen  gehen  stark 
gdotft^  aii9  diesem  Kuapi  hervor. 
Allen  gewerksdialtsfeindlichen  Gesetz- 
gcbungsaJctionen,  die  für  die  Zukunft  ge- 
plant sein  mochten,  wurde  durdi  diesen 
Kampf  der  Boden  entzogen.  Dieser 
Streik  war  ein  Triumph  des  Gewerk- 
sduiftflgedafilGens,  er  war  eine  einzige 
grocse  Demonstration  für  starke,  gnt- 
fnndierte  Gewerkschaften. 
X  X 
QaltawlaU-  NACH  einer  Dauer  von 
liimMa  5  Monaten  ist  der  Streik  in 
der  Berliner  Gelbmetall- 
indttstrie  am  i6.  Februar  durch  Beschluss 
der  Streikenden  aufgehoben  worden. 
Einen  unmittelbaren  Erfolg  hat  dieser 
Kampf,  der  der  organisierten  Arbeiter- 
schaft weit  über  i  MAL  M.  an  Unter- 
stützungen gekostet  hat.  nicht  gebracht, 
und  doch  kehren  die  Streikenden  auch 
nicht  als  Besiegte  an  ihre  Arbeit  mrfidc 
Sie  haben  es  immerhin  verstanden,  die 
Organisation  der  Kühnetnänncr  ganz  em- 
pfindlich zu  treffen,  während  die  Arbei- 
terorganisation ungeschwächt  blieb,  die 
Einheitlichkeit  und  Disziplin  und  Kara- 
pfesfreudigkeit,  die  sie  immer  auszeich- 
nete, ist  ungebrochen.  Zudem  wurden  in 
einzelnen  Betrieben  andi  ganz  nennens- 
werte Vorteile  erhielt.  ITm  die  einzelnen 
Phasen  des  Kampfes  kurz  zu  beleuchten, 
sei  folgendes  hervorgehoben.  Am  aB. 
September  be<;chlnss  eine  Versammlung 
der  Gürtler  und  Drücker,  von  jenen  Be- 
trieben, wo  der  am  28.  September  1903 
vor  dem  Gewerbegericht  Berlin  abge- 
schlossene Tarif  nicht  durdigeführt  war, 
bis  zum  20.  September  die  Durchführung 
desselben  zu  fordern  und  im  Falle  der 
Ablehntmg  am  21.  September  die  Arbeit 
einzustellen.  Die  Kühnemänncr  beschlos- 
sen darauf  in  einer  am  2a  September  ab- 
gdialtenen,  von  zirka  140  Firmen  beanch- 
tcn  ausserordentlichen  Generalversamm- 
lung, im  Falle  eines  Gürtlerstreiks  am 
28.  September  ^0%  und  am  a^b  Scqptember 
weitere  20%  der  Gürtler  auszusperren. 
Die  .Aussperrung  ist  nur  sehr  unzu- 
reichend durchgeführt  worden,  erreichte 
doch  die  Zahl  der  an  der  Bewegung  be- 


teiligten kaum  die  4000,  bei  insgesamt 
12  000  Arbeitern  der  Berliner  Gelbmetall- 
industrie eine  geringe  Zahl.  Auch  die 
anderen  .Abwehrmassregeln  erwiesen  sieb 
gegen  die  Arbeiter  als  wirkungslos.  Ar- 
beitswillige waren  so  gut  wie  keine  vor- 
lianden,  «fie  Snigkeit  der  kämpfenden 
Arbeiterschaft  wurde  nicht  gestört. 
Schliesslich  musste  der  Kampf  auf  seiner 
Höhe  abgebrodien  werden,  da  erfah- 
rung^remSss  Käinpfe  vom  10  hmger 
Dauer  selten  noch  crfolgreidi  dnrdiaa- 
führen  sind. 

DIE  Presse,  auch  die  sozialdenokra» 

tische,  hat  sowohl  an  den  Ausgang  des 
Bergarbeiterstreiks,  als  auch  des  Kamp- 
fes in  der  Berliner  Gelbmetallindustrie 
Folcrerungen  geknüpft,  die  nicht  unwider- 
spn3chen  bleiben  können.  Es  hiess  da, 
angesichts  der  gewaltigen  Konzentration 
der  Unternehmerschaft  seien  die  Ge- 
werkschaften mehr  oder  weniger  zur  Un- 
tätigkeit verurteilt.  Grö';>erL'  Kämpfe  ge- 
gen das  koalierte  Unternehmertum  könn- 
ten von  ihnen  znknnftig  mit  Erfolg  nicht 
mehr  durchgeführt  werden.  Wir  kön- 
nen zu  dieser  Ansicht  nicht  kommen. 
KSmpfe,  £e  von  der  organisierten  Ar- 
beiterschaft mit  solcher  Ausdauer,  sol- 
cher Disziplin  und  solchem  Elan  geführt 
wurden,  haben  stets  noch  ihre  guten  Wir- 
kungen für  die  Arbeiterschaft  gebrachL 
Und  auf  solche  Niederlagen  und  vorbe- 
reitet durch  sie  folgten  immer  noch  grosse 
Siege.  Das  dürfte  auch  in  Zukunft  kaum 
anden  sein,  in  der  Zukunft,  die  imt  eine 
gewaltige  Entwickelung  der  gewerk- 
schaftUchen  Macht  verbeisst 

X  X 

Russisch  Polen  DER    politische  General- 
streik in  Rttsstscfa  Polcii, 

anl  welchem  rund  400000 
Arbeiter  teilnahmen,  und  der  im  wesent- 
lichen uberall  unter  der  I^eitung  der 
P.  P.  S.  stand,  wurde  durchschnittlich 
nach  8  bis  10  Tagen  —  in  Warschau 
schon  nach  3  Tagen  —  von  (l<  n  Partei- 
komitees der  einzelnen  Städte  für  be- 
endet erldSrt  Da  aber  gtddizdtig  auch 
üknnnml^chc  Forderungen  aufgestellt  wa- 
ren, so  empfahl  die  P.  P.  S.  den  Arbei- 
tern, in  all  jenen  Brandien  und  Fabriken, 
wo  die  Forderungen  nicht  bewilligt  wur- 
den, den  Streik  als  ökonomischen  Streik 
forUsusetzen.  Diese  ökonomischen  Streiks 
sind  nun  in  Warschau  und  einer  Reihe 
kleinerer  Städte  bereits  zum  Abschluss 
gelangt,  und  zwar  mit  durchgebends  sehr 
günstigem  Ergebnis.    In  d»  gröaaerea 
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Fabriken  von  Warschau  —  es  handelt 
•ich  vor  allem  um  Metallwaren-,  Ma- 
sclunen-  und  Waffenfabriken,  aber  aucb 

mn  Textilfabriken,  Möbelfabriken  und 
andere  —  wurde  allgemein  der  Neon- 
stnndentag   eingeffihrt  was  einer 

Verkürzung  der  täglichen  Arbeitszeit  um 
1  bis  Stunden  gleichkommt;  gldch- 
xeit%  wurden  die  Lohne  um  durdischnitt- 
lieh  IG  %  erhöht.  Auch  in  den  kleineren 
Warschauer  Fabriken  wurden  Arbdts- 
xdtverkürzmigcn  —  zum  Teil  von  lO  auf 
g,  häufiger  von  ii  auf  lo  Stunden  —  durch- 
gesetzt bei  gleichzeitiger  Lohnerhöhung 
bis  zn  35  %.  Einzelne  Firmen  führten 
den  Achtstundentag  dn,  ^ so  die 
Graveurfirma  Weinkranz  (bisherige  Ar- 
beitszeit: 10  Stunden),  die  Firnisfabrik 
,  von  Stanislaus  Sikorski  (gleidizeitige 
Lohnerhöhung  um  10  %,  Benhhmg  des 
ganzen  Lohnes  für  die  Streikzdt)  und 
die  Budibinderd  der  Frau  Szapakowska 
(Lohnerhöhung  nm  10  %).  Die  stidti- 
schcTi  Kanal-  und  Wa^serleitungsarbater 
erzielten  Lohnerhöhungen  von  10  bis 
20  %,  <fie  Maschinistien  des  Grossen 
Theaters  eine  solche  von  25  %.  Andere 
Arbeiterforderungen,  die  vielfach  bewil- 
ligt wurden,  betrafen  die  Abschaffung 
der  Ldbesdurchsuchung  bdm  Verlassen 
der  Fabrik^  Einrichtung  von  Kranken- 
kassen. Sterbegelder,  imentgeltliche  ärzt- 
liche Hille  und  unentgdtiiche  Verabfol- 
gung von  Hefhirittdn,  Die  Sonntags- 
ruhe  wurde  durchgesetzt  in  zahlrdchen 
Warschauer  Kolonialwarenhandlungen, 
Dngerieen,  Damenkldder-,  Wäsche- 
imd  Galantcriemagazinen.  Spcditions-  und 
Kommissionsfirmen.  Femer  haben  die 
dirtstlichen  Friseure  volle  Sonntagsruhe 
erlangt;  die  jüdischen  Friseure,  die  ohne- 
dies am  Sonntag  feiern,  erhielten  eine 
Verlängerung  ihrer  Ruhezeit  bis  Sonn- 
tag 3  Uhr  nachmittags.  Die  Angestdl- 
ten  der  Warschauer  Handdsbank  erhiel- 
ten 7«tündige  Arbeitszeit  und  Gehaltser- 
höhungen von  10  bis  20  %.  Ahnlidie 
günstige  Nadiriditen  kommen  aus  den 
Fabrikorten  Zyrardow  und  Tomaszow- 
Rawski,  sowie  aus  den  Gouvemements- 
haaptstädten  Radom  und  Plodc  Sehr 
beträchtliche  Zugeständnisse,  namentlich 
in  finanzieller  Hinsicht,  haben  ferner  die 
Bsenbahner  erkämpft.  Auch  die  Kün- 
digungsverhältnisse der  staatlichen  Eisen- 
bahner sollen  neu  geregelt  werden,  in 
der  Absicht,  der  willkürlichen  Entlassung 
polnisdier  Eisenbahner  zu  gunsten  eigens 
inipofüerter  Rittsen  einen  Riegd  vorzn- 
schidwn. 


NICHT  so  glatt  verlaufen  die  Dinge  in 
Lodz.  Zwar  zeigten  die  Fabrikanten  an- 
fangs auch  dort  Ndgung  zu  Zugeständ- 
ni-^sen,  aber  die  Unterhandlungen  gerade 
mit  den  widitigsten  Unternehmern  ge- 
rieten wiederholt  ins  Stödten,  woran  smn 
Teil  vielleicht  die  geringere  Reife  und 
Gesdilossenheit  der  Lodzer  Arbdterbe- 
wegung,  hauptadiUdi  aber  die  terro- 
ristische Finmisdrang  der  Regierung  dat 
Schuld  trägt. 

ANFANGS  am  glänzendsten,  sdtfaer  am 
unerfreulichsten  verlief  die  Bewegung  im 
Kohlenrevier.  Ein  bis  vier  Wochen 
herrschte  dort  eine  förmliche  Diktatur  des 
Proletariats;  die  ganze  Gegend  erfreute 
sich  einer  geradezu  englischen  Versamm- 
lungs-,  Rede-  und  Demonstrationsfrei- 
hdt,  Fabrikdirektoren  und  Regierungs- 
beamte gehorchten  den  Befehlen  wid  Ver- 
boten der  Arbeiterkomitees.  Wohl  wurden 
Soldaten  aufgeboten,  aber  sie  zeigten  an- 
fangs kdne  Last,  zn  scfaiessen.  Dann 
aber  bezwang  der  General  Jedschinskij 
die  Gewissensskrupel  sdner  Krieger 
durdi  Versprechungen.  Drohongeo  «ad 
eine  Sintflut  von  Schnaps.  Nun  wurdiOi 
wohlvorhercitete  Massakres  inszeniert,  wie 
vor  allem  das  Blutbad  in  der  Kathannev- 
hüttc.  Das  stdfte  den  Kapitalisten  den 
Nacken ;  die  meisten  von  ihnen  setzten 
nunmehr  den  Arbeiterforderungen  den 
schroffsten  Widerstand  entgegen.  Die 
Antwort  der  Ari)dter  war  erbittertes 
Weiterstreiken. 

DIE  Gesamtsumme  der  bisher  durchge- 
setzten Lcrfmerhöhungen  wird  auf  gegen 
15  Mill.  Rubel  jährlich  geschätzt;  da  die 
Gesamtzahl  der  Teilnehmer  an  den  bisher 
abgeschlossenen  Strdks  gegen  180  000  be- 
tragen dürfte,  so  ergibt  das  dne  Ernkom- 
menserhuhung  von  gegen  aoo  M.  jShr- 
lich  pro  Kopf  der  Streikenden. 
X  X 
Hdtaai  DIE  Gtatwideelong  der  hol- 
ländischen Gewerkschafts - 
Schaftsbewegung  ninunt 
fortgesetzt  nnser  Interesse  in  Anspruch. 
Noch  vor  10  und  auch  noch  vor  5  Jah- 
ren war  die  grosse  Mehrzahl  der  Ge- 
werkschaften in  Holland  im  Nationale** 
Arbeitersekretariat  organisiert,  das  anti- 
politisch und  im  Geiste  Domela  Nieuwen- 
huis'  geldtet  war.  welche  Anschauungen 
damals  in  der  holländischen  Arbeiter- 
schaft vorherrschten.  Je  mehr  aber  die 
sozialdemokratische  Arbdterpartei  unter 
den  Arbdtem  an  Einfluas  gewann  —  und 
da:»  geschah  sdt  dem  Jahre  iSsKTi 
den  Wahlen  unter  dem  ausgedehnteren 
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Wahlreclit,  in  slcigtmleinltese— waailtea 

sich  die  Gewerkschaften  von  dem  .W.A.S. 
ab,  dessen  Führung  zudem  tnuner  mehr 
autgesfirodien    anardiistiidi  gewwrdeu 

war.  So  sank  das  .V.  S.  in  wen  igen 
Jahren  von  17000  auf  5000  MitgUeder, 
und  ausser  seinen  Reihen  atande»  die 
tarkstcn  Gewerkschaften  mit  ungefähr 
25  000  Mitgliedern.  Nunmehr  hat  der  von 
■ns  kürzlich  (pag.  175)  gewürdigte  Di»- 
mantarbeiterhund,  die  stärkste  und  best- 
geleitetste  der  holländischen  Gewerk- 
schaften, die  biiliitive  ergriffen  zur  Grün- 
dung einer  neuen  zentralen  Oi^nisation 
der  Gewerkschaften  Hollands.  Die  kon- 
stituierende Versammlung  hat  am  a6.  Fe- 
bruar bereiu  stattgeiunden.  An  derael- 
ben  nahmen  die  Gewerkschaften  der  Tex- 
tilarbeiter, Arbeiter  in  Butter-  und  Käse- 
fabriken.  Zinunerleut«^  Zigarrenmacher, 
Anstreicher,  Tischler,  Schneider.  Bidoer. 
Eisenbaliner,  Buchbinder.  Gemeindearbei- 
ter, Tapezierer,  Dianiantarbeiter,  Han- 
dels- und  Kontorbedienstelai,  Bameich- 
ner  teil.  Die  Hafenarbeiter  und  die  Buch' 
dradeer  hatten  die  Einladung  abgelehnt. 
Der  Glasarbeiterbund  wurde  abgewiesen, 
weil  er  noch  dem  A'.  i".  angehört. 
Auf  Vorschlag  Henn  Pollaks,  des  Lei- 
ter» des  Diamantarl>eiterbundes,  wurde 
dne  Resolution  diskutiert  worin  die 
Grnndunp  einer  Gewerkschaftsfckleration 
l>eschlossen  wird,  die  das  Zusammen- 
bringen, und  Zusammenhalten  von  Fadi- 
verbinden  znr  Wahrung  ihrer  gendn- 
schaftlichen  Interessen  l>e7weckt.  Die  Re- 
solution wurde  mit  10  Stimmen  gegen  4 
Enthaltungen  angenommen.  Die  sich 
enthaltenden  4  Verbände  dürften  sich 
trotzdem  der  Föderation  anschliessen.  da 
ihre  Gcgnersdiaft  nicht  dne  prinzipielle 
ist.  Bis  Ostern  werden  die  meisten  Ge- 
werkschaften über  die  Sache  auf  ihren 
Kongressen  beraten  und  beschliessen,  und 
es  durfte  dann  zur  endgültigen  Beschluss- 
fasstfflg  der  geplanten  Zentrale  kommen. 
X  X 
Kurze  Chronik  DIE,  SoUnger  Gewerk- 
sdiaften  haben  zwecks 
Schaffung  eines  Gewerk- 
schaftshauses das  dortige  Hotel 
Engels  angekauft.  X  Die  Zahl  der  deut- 
schen Gewerkschaftskartell  e 
Wief  sich  Ende  Februar  auf  464.  X 
Eine Ausstellmg  für  gewerkschaf t- 
lichen  Bureau  bedarf  wird  mit 
dem  Gewerkschaft skongress  in  Cöln  ver- 
bunden sdn.  X  Zur  Veranstaltung  einer 
Ausstellung  von  Erzeugnissen  lier  II  a  u  s- 
industrie  ist  nunmehr  von  den  an 


der  Beseitigimg  der  Hausindustrie  inter- 
essierten gewerkschaftlichen,  diristlichen. 
Hirsch-Dunckerachen  tmd  sozialpoUti- 
sdien  Organisatiimen  in  Berlin  ein  vor- 
bereitendes Komitee  gewählt  X  Der 
Criramitschauer  Kaa^^f  hat  inagesant 
ti4S<Sa9jBa  lif.,  der  Kampf  hi  der  Ber- 
liner Holzindustrie  696749  M.  an  Kos  - 
t  e  n  verursacht  umaT  onNtuunr 

Qenossenschaftsbewegun^ 

Ol— wHi  DER  Fall  Coonewitz  hat 
nunmdir  seine  endgültige 
Lösung  gefunden.    Die  am 

5.  März  abgehaltene  ordentliche  General- 
versanuniung  des  Leipzig  -  Plagwitacr 
Vereins  hesdiloss  gegen  wenige  Stinunai 
die  V\  H-rnahme  der  gesamten  Conne- 
witzcr  Liquidationsmasse.  Dieser  Be- 
idiluaa,  dw  ja  im  Ccgcnaali  zu  doan 
früher  gefassten,  der  eine  teilweise  Über- 
nahme vorsah,  steht  wurde  veranlasst 
durch  die  erst  naditräglich  gemachie 
Feststellung,  dass  tatsächlich  eine  bedeu- 
tende Untcrbilanz  bei  dem  liquidierenden 
Verein  vorhanden  war,  die  einen  Kookara 
imvermeidlich  gemacht  hätte.  So  ist  nun 
ein  Akkord  mit  den  Gläubigem  ge- 
schlossen worden,  und  Plagwitz  über- 
nimmt mit  Ausnahme  zweier  Verkaufa- 
stdlen,  die  sdbstindig  wdtergeführt  re- 
spektive an  einen  .mdercn  Verein  ange- 
biedert werden,  den  ganzen  Betrieb,  also 
auch  die  Fldscherläden.  Der  Plagwitzer 
Verein  hat  damit  einen  sehr  hohen  und 
anerkennenswerten  Beweis  genossen- 
schaftlicher Solidaritit  gegeben,  der  für 
ihn  und  die  ganze  Bewegung  sicherlidl 
die  schönsten  Fnichte  tragen  wird. 
DIE  Aufsaugung  der  Connewitzer  Mit- 
gliederzahl geht  verhältnismässig  gut  von 
statten.  Von  den  2250  Mitgliedern,  die 
nach  Abzug  derjenigen,  die  auf  die  abge- 
stossenen  Verkaufsstellen  zu  rechnen 
sind,  in  Betracht  kommen,  haben  bereits 
137s  ihren  Anschluss  an  den  Plag^witzer 
Verein  vollzogen,  dem  Ende  Februar 
38aio  Mitglieder  angehfirten.  Der  Um- 
satz der  Genossenschaft  hat  sich  bedeu- 
tend gesteigert  und  wies  in  den  ersten 
bdden  Monaten  1905  dncn  Mehrbetrag 
von  400000  M.  gegenüber  dem  Vor- 
jahre auf.  Auch  im  übrigen  steht  der 
Plagwitzer  Verdn  so  sicher  und  gut  ta- 
diert  da.  dass  er  aus  den  an  «ich  trau- 
rigen Leipziger  Vorkommnissen  nur  eme 
neue  Stärfcnng^  und  AnaHtm  zur  Hfiher- 
entwickdung  dcfacn  kamt 
X  X 
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AiMttbedliH    DIE  Konsumgeiutum' 

V^tß^  schaftliche  Rundschau  ver- 

öffentlicht das  Resultat  der 
Veitenditmgen  des  Vorstandes  des  Zen- 
troherhondes  mit  den  Vertretern  der 
Handlungsgehilfen  zwecks  Einführung 
einheitlich  geregelter  Arbcitsbedingfungfcn 
dieser  AiigeeteUtcnkatqpme  in  den  Kon- 
•uin vereinen.  Efne  tififidie  Regelung 
der  Lohn  hcdingungCtt  wurde  als  gegen- 
wärtig iKKh  mcbt  noiSglidl  anerkannt.  Da- 
S6gQB  wird  den  <fic9|Slii'iS'Bii  GenosMii- 
Schaftstag  eine  Resolution  vorgelegt  wer- 
den, in  der  den  Koastunvereinen  unter 
anderm  zur  ESnlQIirtinff  empfohlen  wird: 
für  die  Ladcnangestellten :  8  Uhr-Ladcn- 
schiuss;  für  die  Kontor-  und  Lagerange- 
stellten: 8stün(£ger  Arbeitstag);  för 
sämtliche  Angestellte:  Arfoeitsruhe  an 
Sonn-  und  Festtagen,  jährlich  eine  Woche 
Ferien  unter  Fortzahlung  des  Gehaltes, 
im  Falle  militärischer  Ütranfea  Fortzah- 
lung des  Gdnltes  bis  zii  6  Wodwn. 
DIE  Annahme  dieser  Resolution  würde 
für  viele  Angestellte  eine  Verbesserung 
ihrer  gciponwlrtigcn  ArteitsbedMgwtiy 
bedeuten.  Sie  würde  die  deutschen  kon- 
smngenossenschaftlichen  Betriebe  noch 
mehr,  als  bisher,  zu  Musterinstituten  und 
zu  einer  Vorhut  des  aodalen  Fortschritts 

machen. 

X  X 
Tabakarbei.  DAS  Geschäftsjahr  1904 
t^rgimosam^  jst  für  die  Hamburger 
Tabak  a  rb  eitergen  ossenschaft 
ein  sehr  erfolgreiches  gewesen.  Der  Zi- 
garrenabsatz hat  sidi  von  10585053 
Stuck  im  Jahre  1903  auf  128115650  Stück 
gehoben,  und  zwar  ist  besonders  der  Ab- 
satz der  mittleren  und  besseren  Preis- 
lagen prozentual  gestiegen.  Der  Rein- 
gewinn beträgt  39246  M.  Die  Verwal- 
tung hat  beschlossen,  davon  eine  Waren- 
rückvergütung von  4%  =  18  582  M.  und 
einen  ebensolchen  Lohnzuschlag  =  7269 
M.  ztt  gewahren.  Die  dann  verbleibende 
Summe  soll  zur  Verzinsung  der  verschie- 
denen Konten  und  Zuweisung  an  den 
Dispositionsfonds  verwandt  werden.  Be- 
schäftigt werden  jetzt  233  Arbeiter  und 
Angestellte,  davon  9st  in  Hamburg,  151 
in  der  Filiale  Franken1)erg. 
DER  Geschäftsbericht  bebt  hervor,  dass 
das  diesjährige  günstige  Ergebnis  in 
erster  Linie  der  Treue  der  genossen- 
schaftlichen Abnehmer  zu  verdanken  ist, 
deren  Umsatz  von  53%  des  Gesamt* 
Absatzes  im  Vorjahre  auf  56,4%  ge- 
stiegen ist  Die  Genossenschaft  ent- 
wictelt  sich   dadnreh   audi  praktisch 


immer  mehr  zu  dem.  was  sie  ja  ihrer 
ganzen  Organisatif>n  nach  bereits  ist: 
namlicii  zu  einer  Produktivabteilung  der 
vereinigten  Koosumyereine.  Es  ist  be- 
dauerlich, dass  gerade  die  älteren  Ver- 
eine das  noch  nicht  allseitig  anerkennen 
und  sich  verblenden  lassen  durch  die  auf 
Zuchthans-  und  schlecht  bezahlter  Heia- 
arbeit  beruhende  Sdileoderfcocdiuf  retiz, 
die  manche  Privatfirmen  —  aber  auch  das 
nur  in  der  allerbilligsten  Preislage  —  der 
Genossenschaft  marhra,  die  nor  ociaai- 
sicrtc  Arbeiter  Ztt  tariteinifen  LSkneft 
beschäftigt 

X  X 
Kma  ChfaaOi  DIE  anhaltische  Regierung 

hat  dem  Landtag  einen  Ge- 
setzentwurf vorgelegt,  in 
dem  den  Gemeinden  die  fakultative  Er- 
hebung einer  Umsatzsteuer  für 
Konsumvereine,  Warenhäuser  etc.  über- 
lassen wird.  X  In  Hagen  i.  W.  ist  im 
Februar  das  erste  Detaillistea- 
Warenhaus  eröffnet  worden.  Un 
der  Kookurreiu  der  grossen  Basane  an 
begegnen,  haben  eine  Anzahl  Kleinhind- 
1er  vcrscliiedencr  Branchen  von  einen 
Unternehmer  ein  grösseres  Haus  ge- 
mietet, worin  de  gemeinsam  ihre  Ge- 
schäfte betreiben.  X  Die  Schlächterei  ^ 
des  Baseler  Allgemeinen  Konsumver- 
«MW  hatte  im  Jahre  1904  eine  Einnahme 
von  3  013 14s  fr.,  aus  der  ein  Netto- 
überschuss  von  145  ooo  fr.  resultierte.  In 
dein  Betrieb  werden  124  Personen  be- 
schäftigt; die  Zahl  der  geschlachteten 
Here  bdief  sich  auf  11 657. 
X  X 
Utarator  DAS  von  Dr.  Re i n h o  1  d 
Riehn  auf  der  2.  Gene- 
ralversammlung der  Gesell- 
schaft für  sosialc  Reform  gehaltene  Re- 
ferat ä>er  Konsumvereine  und  die  sidl 
daran  anknüpfende  Diskussion  ist  jetzt 
gemeinsam  mit  dem  Referat  und  der  Dis- 
kussion über  Arbeilskammcrn  als  16. 
Heft  der  Schriften  der  Gesellschaft  für 
sosiaie  Reform  /Jena.  Gustav  Hscher/ 
im  Druck  erschienen  .  Die  Lektüre  des 
überaus  gründlichen  imd  mit  rdcbem 
Agitations-  und  Kami»fmateria1  versehe» 
nen  Referats  kann  nur  empfohlen  wer- 
den. X  Dr.  HansMüllerhatin  einer 
interessant  und  klar  gesduiebenen  Bro- 
schüre, Ix-titcH  Per  mtcrnafionale  Genos- 
scnschaf tskon^rcss  in  Budapest  und  sein4 
ResultMe  /Basel,  Geering/,  die  Eindrfidce 
niedergelegt,  die  er  selbst  als  Kongress- 
tciluehmer  erhalten  hat.  Das  Hauptergeb- 
nis der  Tagung  sieht  MfiUer  in  der  Klar- 
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beit,  die  sie  in  Bezug  auf  das  Ziel  und 
die  Wege  der  internationalen  Genossen- 
schaftsbewegung geschaffen  hat,  indem 
bei  dem  Aufeinanderprallen  der  beiden 
feindlichen  Richtungen  dejr  evolntiont»- 
tiiche  Standpunkt,  der  die  Konsumver- 
dnsbewcKung  >als  eine  auf  die  planmä- 
ssige  qrstcmaAisclie  OfBanisieran;  des 
Volkskonsums  gerichtete  Reformbewe- 
gting«  auffasst,  mit  überwältigender  Mehr- 
heit den  Sieg  davontnv.  «nnmeM«» 

<oartatpld«gogl«oh>  B»wegung 
PopaH»  Ute.  GEMASS  ttttKner  Ankün- 
digiing  in  unserer  letzten 
Rnndädiau  (p^.  97  ff.) 
bringen  wir  eine  Liste  von  guten  Buch- 
sammlungen, die  infolge  ihrer  grossen 
Billigkeit  den  meisten  die  Anscnafftmg 
ermöghchon.  Diesmal  wollen  wir  nur 
solche  Sammlungen  berücksichtigen,  die 
nur  oder  doch  yorwiegend  — -  wie  zum 
Beispiel  die  folgenden  drei  —  die  Haupt- 
werke der  sogenannten  schönen  Literatur 
all«r  Völker  und  Zeiten  popularisieren 
wollen,  um  dann  im  nächsten  Hefte  die 
viel  zahlreicheren  rein  populärwissen- 
schaftlichen Sammlungen,  die  für  Ar- 
beiterbibliotheken in  Betracht  konunen* 
zu  besprechen. 

AM  bekanntesten  sind  und  von  Arbciteni 
auch  vielfach  gekauft  werden  Meyers 
Volksbücher  /Leipzig.  Bibliographisches 
Institut/  (bis  jetzt  zirka  1500  Nummern 
i,  10  Pf.)  und  Reclams  Universalbiblio- 
thek /hapBg,  Redam/  (bis  jetzt  arka 
4600  Nummern  a  20  Pf.)  Sdion  etwas 
weniger  bekannt  ist  die  Bibliotehk  der 
Gcsamtlitcratur  des  In-  und  Auslandes 
/HhIIc,  Hcndd/.  Sie  enthält  zirka 
2000  Nununern  ä  25  Pf.  und  zeichnet 
sich  durch  grösseres  Format  und  grösse- 
ren Druck  vor  den  beiden  vorher  genann- 
ten Sanndtingen  ans.  Bei  Benutzung 
dieser  drei  Sammlungen  schon  ist  es  jeder 
ArbeiterbiUiotbek,  imd  wenn  sie  mit  den 
bescheidensten  Mtttdn  zu  reduien  hat; 
ja  auch  jedem  einzelnen  bildungsdurstigen 
Albeiter,  der  sich  mit  wenigen  Groschen 
eine  kleine  Hansbibliodidc  anlegen  will, 
möglich,  sich  nach  imd  nach  das  Beste 
von  dem  Guten,  das  die  Literaturen  der 
Ktthnnrölker  aus  Vergangenheit  und  Ge- 
genwart Meten,  sich  in  billigste!^  und 
schonen  Ausgaben  zu  verschaffen.  Jede 
Arbeiterbibliothek,  ja  jeder  einzelne  bil- 
dungseifrige  Arbeiter  sollte  sich  deshalb 
von  tfcsen  Sammlungen  je  einen  Katalog 
verschaffen  —  sie  sind  gratis  in  jeder 
Bndihandlung  oder  von  den  Verlegern 


zu  haben  —  und  vor  Ankauf  irgend  eines 
Buches,  das  man  der  Bibliothek  einzuver- 
leiben  gedenkt,  erst  nachsehen,  ob  es 
nicht  in  einer  dtcaer  ^««»wiwwg»«  zu 
haben  ist  In  den  allermeisten  Fällen 
wird!  man  mindestiens  in  einer  dße&cr 
grossen  Sanunltmgen  finden,  was  man 
wünscht,  und  so  viel  Geld  sparen. 
AUSSER  diesen  drei  älteren  Sammlun- 
gen nun,  gibt  es  seit  wenigen  Jahren  eine 
ganze  Anzahl  neuerer  Sammlungen,  die 
leider  noch  nicht  so  in  den  eigentlichen 
Volkskreisen  bekannt  geworden  sind, 
auch  noch  nicht  so  ausserordenttidi  vide 
Ntumnem  haben  erscheinen  lassen,  wie 
diese,  die  aber  unbedingt  ihrer  Vorzüg- 
lichkeit imd  Billigkeit  wegen  dieselbe 
Verbreitung  verdienen.  Ich  denke  dabei 
vor  allen  Dingen  und  zuerst  an  die- 
Wiesbadener  Volksbücher ,  die  zu  sehr 
billigem  Preise  (10  bis  30  Pf.  pro  Heft) 
und  in  guter  Ausstattung  vorwiegend 
moderne,  meist  treffliche  Erzählungs- 
literatur verbreiten.  Riehl.  Rosegger, 
Dickens,  Jensen,  Stifter,  Hauff,  Heyse, 
Ebncr-Eschenbach,  Keller,  Storm,  Raal>e, 
Grillparzer,  Droste- Hulshoff  sind  in  dTe- 
ser  Bücherei  vertreten.  Der  Vertrieb, 
der  durdi  die  GrossetHkaufsgeseUsckaft 
deutscher  Konsumvereine  in  dankens- 
werter Weise  unterstützt  wird,  hat  sich 
in  den  wenigen  Jahren  des  Unternehmens 
trefflidt  entwidcelt.  Der  Absatz  betrug 
im  I.  Jahr  14  000,  im  2.  Jahr  61  500.  im 
3.  Jahr  350  000  und  im  4.  Jahr  schon  über 
420000  Stfidc.  Von  den  bisher  erschie- 
nenen 58  Heften  liegen  die  Nummern  I 
bis  5  in  vierter,  6  bis  22  in  dritter,  23 
bis  33  in  zweiter  Auflage  vor.  Für  Ge- 
werkschaften empfiehlt  sich  der  Vertrieb 
dieser  Schriften  durchaus.  Die  Vorwärts- 
buchhandlung  hat  sie  ständig  auf  Lager. 
Der  Wiesbadener  Volksbildui^svereii» 
hat  sich  durch  Herausgabe  dieser  Bücher 
ein  dauerndes  Verdienst  um  die  geistig 
darboide  oder  durch  Schundliteratur 
geistig  entnervten  Volkricreise  erworben». 
Eine  ebenso  billige  und  gleichfalls  |5©- 
diegen  ausgestattete  Sammlung  wirkheb 
guter  Unt^halttuigsschriften  ist  die  vonr 
Verlag  Max  Hesse  in  Leipzig  heraus- 
gegebene Volksbücherei.  Der  rührige  Ver- 
lag will  bei  fortlai'fendcr  Ergänzung  die 
Hauptwerke  der  schönen  Literatur  aller 
Völker  bringen,  hat  sich  aber  vor  allem 
die  Aufgalx  fj<  stellt,  gute  Volks-  und 
Unterhaltimgsscliriften  neuerer  und  noch 
lebender  Autoren  herauszugeben,  und  das 
ist  ihm  auch  bis  jetzt  voll  gelungen.  Wir 
empfehlen  ^uch  diese  Sammlung, 
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bisher  150  Nummern  a  20  Pf.  hat  er- 
scheinen lassen,  aufs  beste.  Auch  von 
dieser  Sammlung  sind  Kataloge  in  jeder 
Buchhandlun^r  oder  direkt  vom  Verlage 
selbst  gratis  zu  haben.  Einen  sorgfältigst 
ausgewählten,  vortrefflichen  Lesestoff 
bietet  femer  die  bei  Alfred  Sargudc  m 
Berlin  erscheinende  Deutsehe  Büehfrti. 
Sie  ist  gedacht  als  eine  gros^angelegte, 
foitlaafende  Veröffentlichung,  die  in  ein- 
zelnen  Binden  Novellen,  ErzShlttngcn, 
Darstellungen,  Essays  und  andere  — 
in  Zukunft  nämlich  auch  populärwissen- 
schaftliche —  Werke  namihafter  Autoren 
bringt.  Auch  diese  Sammlung  ist  sehr 
billig.  Es  kostet  jedes  Heft  (6  bis 
10  Druckbogen  stark)  25  Pf.  Fomut  und 
Druck  sind  auch  bei  dieser  Bfidierd 
grösser,  als  wir  es  sonst  von  aoldien 
Sammlungen  gewöhnt  sind.  Zu  tadeln 
wäre  nur  das  geschmacklote  Titelblatt 
der  (lirosdiierten)  Binde  i  bis  17.  Dem 
vor  kurzem  erschienenen  18.  Bande  hat 
man  ein  geschmackvolleres  Titelblatt  ge- 
gdbea.  HoiEaitficii  bleibt  es  in  der  Folge 
dabei. 

X  X 
Kam  Cfemdk  IM  Januar   dieses  Jahres 

vcr<:chicf{  der  nicht  nur 
durch  seine  wissenschaft- 
fidieB  Arbeiten«  sondern  audi  der  durch 
sein  grossartiges  gemeinnütziges  Wirken 
allgemein  geehrte  Professor  Ernst 
Abbe  in  Jena.  X  Dem  Oberbürger- 
meister von  Heidelberg  sind  vor 
wenigen  Monaten  von  Ungenannt  30000 
M  für  den  Bau  einer  Bücherhallc 
Übergeben  worden.  X  In  Charlotten- 
burg wurde  tot  knrzem  eine  PreU 
Volksbühne  errichtet.  X  Am  18.  März 
wurde  in  der  Berliner  Freien  Volks- 
bühne Beethovens  IX.  Symphonie  aufge* 
führt.  X  Die  Berliner  Arbcitcrbildungs- 
schule  veranstaltete  eine  Schiller- 
feier  am  la.  Marx,    mm  maiiAMN  aiMae 

Frauenbewegung 

■MlandMi   EINE  der  bcdetttsaauten 

und  bcgrüsscnswertc^ten 
Neuerscheinungen  auf  dem 
Gebiete  der  Prancnbewegung,  und  da^u 
eine,  bei  deren  zweckentsprechender  Ver- 
wirklichung sich  Frauen  aus  allen  Par- 
teilagem  zusammcn6nden  können,  ist  die 
neuerdings  kräftig  einsetzende  Bewegung 
m  Schutz  und  Fürsorge  der  anssercbe» 
liehen  Miiltir  nn<l  des  unehelichen  Kin- 
des. In  ilir  bekundet  sich  neben  dem 
Drang  nach  ffirsorgender,  charitativer  Be> 
tätigong  der  gewallige  Umsdiwnig,  der 


sich  in  Bezug  auf  die  geschlechtliche  Mo- 
ral vollzogen  hat  und  fortwährend  voll- 
zieht. Man  hat  begonnen,  die  Würden 
die  Heiligkeit  der  Mutterschaft  an  sich 
und  losgelöst  von  den  vorübergehenden 
Erscheinungsformen  zu  empfinden,  in  die 
die  geltende  EigentimuK  tmd  Wirtschafts- 
ordnung die  gesdilecfatlicfaen  Bezidiungen 
eingezwängt  haL  Das  ist  etwas  völlig 
anderes,  als  der  Schutz  des  unehelichen 
Kindes  allein,  der,  aus  wamberzigem 
Mitleid  hervorgewachsen,  seit  Jahren 
schon  von  der  Kinderschutzgruppe  des 
Bundes  deiOsHier  Fnaunversnie  betridxn 
w  irr!  nnd  im  Jahre  1898  eine  Eingabe  der 
Frankfurter  Rechtssdiutzstelle  an  den 
preussischen  Landtag  veranlasste  (vergL 
meine  Schrift  Kostkindenvesen  in  Frank- 
furt a.  M.  und  Umgebung  /Frankfurt 
a.M.,  Mahlau  &  Waldschmidt/,  auf  die  die 
ErmögUchung  der  Generalvormundschaft 
in  Preussen,  das  heisst  also  einer  wohl- 
geordneten Interessenvertretung  der  un- 
ehelichen Kinder  zurückzuführen  ist  Nun 
will  man  dszu  fibergehen,  neben  dbn 
Menschen  recht  dos  Kindes,  des  werden- 
den Menschen,  auch  das  des  Weibes  auf 
Mutterschaft  und  MuttersdtafiMditits 
wahrzunehmen.  Zu  diesem  Zweck  ist  vor 
kurzer  Zeit  ein  Verein  Mütter-  und  Kin- 
derheime und  ein  Bund  für  Mutterschuts, 
beide  mit  dem  Sitz  in  Berlin,  gegründet 
worden.  Der  erstgenannte  Verein  will 
durch  Heime,  deren  erstes  am  i.  Januar 
in  Wilmersdorf,  einem  Vororte  Berlins, 
eröffnet  wurde,  durch  öffentliche  Vor- 
träge, freien  Rechtsschutz  für  die  Betei- 
ligten, freie  intliche  Behandlung,  Aos- 
bffdungsanstalten.  Stellennachweis  etc. 
-einem  Ziele  näherkommen.  Der  Bund 
für  Mutterschutz,  der  auch  bereits  sein 
erstes  Heim  in  Eisenach  eröffnet  hat,  will 
>Heimstätten  schaffen,  wo  alle  gesunden 
und  arbeitswilligen  unverehelichten  Müt- 
ter willkommen  sind,  die  den  emstlichen 
Wunsch  haben,  ihre  Kinder  zu  gesunden 
und  nutzlichen  Menschen  zu  erziehen. 
Tunhchsi  auf  dem  Lande  oder  in  länd- 
lichen Vororten  der  Städte  ■sollen  sie  in 
gärtnerischer  Boden bearbeitiuig,  in  land- 
wirtschaftlichen Neboibetrieben  oder  ge- 
sundheitlich einwandfreier  gewerblicher 
Tätigkeit  wirtschaftliche  Selbständigkeit 
gewinnen,  unter  gleichzeitiger  Fürsorge 
für  eine  zweckmässige  Pflege  und  £r- 
zidimg  der  Kinder,  Gewährung  von 
Rechtsschutz  und  fetlicher  Hilfeleistung, 
Hand  in  Hand  damit  sollen  ein  umfassen- 
der geictcliclier  Mnttersdmtz,  eine  allge- 
meine Niedericunftsversidierattg  etc.  in 
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Angriff  gawinmeii  «crdai.«  Den  craten 

Anstoss  zu  dieser  Gründung  gab  Ruth 
Bre,  die  tapfere  und  unermüdliche  Vor- 
kämpferin des  Ifntterschutzes ;  die  Vor- 
sitzende des  neuen  Bundes,  der  bereits 
Mitglieder  in  allen  Teilen  Deutschlands 
zählt,  ist  Dr.  Helene  Stöcker. 
GLEICHFALLS  in  der  Richtung  einer 
Erweiterung  und  Vertiefung  des  Mutter- 
und  Kinderschutzes  geht  eine  Reihe  an- 
derer Bcttrdiuiigen.  So  bat  in  dem  auf 
^em  Gdbiet  <ier  Sodalpotitik  Ungst  füh- 
rend  gewordenen  Hessen  die  staatliche  Bc- 
tricbskrankenkasse,  angeregt  durch  die 
Novelle  zum  Krankenversichemngsgeaets 
vom  25.  Ma!  1904,  die  Wöchnerinnen- 
unterstützung in  Höhe  von  iVifachem 
Krankengeld  auf  sechs  Wochen 
ausigedehnt.  also  eine  Art  Mutterschafts- 
kasse geschaffen.  In  Berlin,  wo  Frauen 
aller  Parteien»  and  nidit  niietzt  die  So- 
•  zialistinnen.  zu  der  Frage  der  über- 
grossen Säuglingssterblichkeit  Stellung 
nahmen  und  energisch  auf  Abstellung  der 
offenkundigen  Schäden  drangen»  mUcu 
jährlich  90000  M.  fSr  Matter-  mid  Siog- 
linK??chufz  in  den  Gcmcindcctat  einge- 
stellt werden.  Es  aollen  Heimstätten  für 
ortsangehdrige  Schwangere  im  letzten 
Stadium  der  Schwangerschaft,  für  Neu- 
entbundene bis  zur  völUgen  Wiederher- 
stellang  ihrer  Erwerbsfähigkeit  errichtet 
werden.  Dein  SäuRÜngsschutz  soll  ein 
Netz  von  aufklärenden  und  pHcgcnschen 
Eimiditimgen  dienen,  die  Beschaffung 
von  gebrauchsfertiger  Säuglingsnahrung 
zu  massigen  Preisen,  die  Errichtung  von 
Für  sorgestellen  und  Zuschussleistung  an 
den  Berliner  Krippenverein  bis  zur  Über- 
nahme der  Krippen  in  stadtiacfae  Regie 
(verpl.  auch  die  Rubrik  SogMg  Kommu- 
$uUpolUik,  pag.  169  ff.). 
EINE  im  Januar  in  Wien  eröffnete 
Säuglings>chutzsielle  verfolgt  ähnliche 
Ziele,  doch  trägt  die  dortige  Veranstal- 
tung mehr  den  Qunkter  btoaser  Wohl- 
tätigkeit und  ist  andi  nidit  so  umfassend 
gedacht. 

X  X 

üasstsslw       WER  eines  Tages  die  Ge- 

Praasn  schichte  der  fürchterlichen 

Tragödie  schreiben  wird, 
die  sich  jetzt  auf  dem  Boden  Russ- 
lands abspielt,  wird  .nich  des  Anteils  ge- 
denken müssen,  den  die  Frauen  an  diesem 
gewaltigen  Kampfe  gehabt  haben,  der, 
heute  noch  ein  Krieg  der  Notwehr  und 
Rache,  in  naher  Zeit  za  einem  Siege  des 
Menschenredits  und  der  Preilieit  werden 


musl    Studentinnen,  Lelurerinnai,  alle 

Typen  der  Intelligenz  tmd  in  letzter  Zeit 
auch  Arbeiterinnen  sind  es,  die  mit  eiav 
Hingabe^  einer  Begdstening  und  motm 
Opfermut  ohnegleichen  in  den  ersiGB 
Reihen  der  Kampfer  gegen  das  KnotCB« 
regimcnt  des  Absolutismus  stehen,  b 
den  letzten  fimf  Jahren  haben  Frauen  JD 
bis  40%  zu  den  wegen  ilUgaltr  revolu- 
tionärer TätiglKit  Verurteilten,  Aasge- 
wiesenen, Verschicktien  und  Eingekerker- 
ten gestdlt,  und  anch  unter  den  Opfern 
der  grauenvollen  Januartage  fehlt  es 
nicht  an  Frauen.  Und  nicht  abseits»  son- 
dern neben  und  mit  den  Minncm  f'^^* 
diese  Frauen  von  jeher  gegen  Unrecht 
und  Gewalt  gekämpft,  auch  sie  zu 
brechen  durch  schweres  Schicksal,  ^er 
nicht  zu  beugen.  Wjera  Figfner,  der 
Tapfersten  eine,  ist  nach  20  Jahren 
Schlüssdbnif;  die  ihre  Gesundheit  zer- 
stört haben,  zur  Verschickung  in  ein  ent- 
legenes Dorf  des  Gouvernements  Archan- 
gel  verurteilt  worden.  Katherina  Brescfa- 
kowskaja  hat  ^  Jahre  in  Sibirien  and 
dien  Minen  von  1^«  fiberleibt  Im  Jahre 
i8g6  war  ihre  Strafzeit  zu  Ejide.  In  die 
Heimat  zurückgekeiut,  nahm  sie,  Sjjäh- 
rig,  die  propagandistische  Afbeit  von 
neuem  auf,  inn  ^ie  trotz  nüer  Verfolgun- 
gen, Schwierigkeiten  und  Gefahren  bis 
zum  heutigen  Tage  fortzusetzen,  ein  hcfr» 
liches  Beispiel  und  Vorbild  für  das,  was 
Frauen  leisten  können.  Seit  einigen  Mo- 
naten hereist  sie  die  Vereinigten  Staaten, 
um  der  Sache  der  russischen  Freiheits- 
bewegung Freunde  und  Mittel  zu  werben. 
Eine  andere  Heldin,  Maria  Lwowna  Ber- 
ditschewskaja,  ist  als  Opfer  des  33.  Ja- 
ntar  auf  den  Barrikaden  gefttllen.  Sdwn 
seit  Jahren  hatte  '^ic.  die  nur  26  Jahre 
alt  wurde,  für  die  Freiheit  gekän^ft, 
für  cfie  sie  nun  ihr  Leben  Iringegeben  hat 
Aus  soldier  Saat  muss  neues  Leben 
blühen,  solcher  Begeisterung  und  solchem 
Opfermut  ein  Auferstehen  werden  im 
Morgenrot  der  VölkerIrcibetL 
X  X 

FaMkarbsIt  DIE  Beschäftigung  von 
Frauen  und  Jugendlidien 
in  den  Fabriken  hat  nach 
den  Veröffentlichungen  der  deutschen 
Reichsstati!;tik  im  Jahre  1903  wiederum 
beträchtlich  zugenommen.  Kinder  unter 
14  Jahren  waren  5391  (gegen  4678)  minn- 
liche  und  3528  (.3399)  weibhche  tätig. 
Jugendliche  Arbeiter  wurden  221 744 
(215  074)  männlidie  and  156 175  (loc  aa9) 
weibliche  beschiftigL   Die  Zanahne  der 
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jqge&dltchca  wctblichca  Arbeiter  ist  ge- 
nidezti  vetblüffend.    Sie  srigt  draffidT 

<fic  Elntwickchingslinie  der  industriellen 
Arbdt  an  und  bürgt  dafür,  dass  auch  bei 
flauer  GesdiiftBlage  die  Vnaen  je  Hngcr 

je  mehr  zur  ausscrhäusüchen  Erwerbs- 
arbdt  herangezogen  werden.  Diese  Er« 
heimtnis  legt  zagteich  <fie  Verpfliditaiig 
auf,  den  vorhandenen,  wie  den  zu  erwar- 
tenden Schäden  und  Missständen  beizeiten 
und  pachdrüddidicr,  als  dies  bis  jetzt  ge- 
aduh,  zu  begegnen.  Weibliche  Arbeiter 
&MT  16  Jahre  wurden  etwa  40000  mehr 
betdiiftigt^  alt  im  Jahre  190a. 
X  X 
Hme  Gtaralt  DER  Bund  deutsehtr 
Fraurm  rretnc  hat  an  den 
Reichstag  eine  Petition  um 
Anilidmiig  der  BorddDe  und  der  Regle- 
mentierung  der  Pro?ititution,  so- 
wie um  Umgestaltung  des  §  180,  des  so- 
gcomntcn  Kuppeleiparagraphen,  goicb» 
tet.  Unini'^sverständlicher  wäre  es  ge- 
wesen, überhaupt  die  Abschaffung  dieses 
in  seiner  Handhabung  unmöglichen  und 
sich  selbst  widersprechenden  Paragraphen 
zu  rerlangen.  Weiter  soll  dem  Reichstag 
bei  der  bevorstehenden  Revision  des 
Strafgesetzbuches  die  Abschaffung  des 
§  361.  6,  £e  Eiiidhiing  des  Sekutaaltgrs 
vom  14.  auf  das  16.  respektive  18.  Lebens- 
jahr empfohlen  werden.  X  Vom  17.  bis 
19.  März  fmd  in  Manchen  der  2.  Kon- 
gress  der  Deutschen  Gesellschaft  zur  Be- 
kämpfung der  Geschlechtskrank- 
heiten statt,  an  dem  Frauen  sowohl  als 
Referentinnen,  wie  in  der  Diskussion 
tätigen  Anteil  nahmen.  X  Eine  seit  etwa 
Jahresfrist  bestehende  amerikanische 
«Dienstboten Organisation,  die 
Womans  Domestie  GnifaL-jeählt  bereits 
14  ODO  Mitglieder. 


V  ork  wurde  vor  kurzem  der  erste 
weibliche  Schulinspektor  ernannt. 
Bei  den  Bostoner  Scbulwahlen  dagegen 
koontCB  die  Flranen,  trotz  18000  abge- 
gebener Stimmen,  keinen  Kandidaten 
durchbringcn.  HSNRiErre  forth 


KUNST 
BUdende  Kunst 

FnuuMsels  RODINS  Denker  und  an- 
dere  französische  Plaaftik 
aus  der  Wericstatt  des  Pa> 

riser  Knnstgiessers  H6brard  waren  yon 

Anfang  Februar  in  Berlin  bei  Hirsch- 
wald ausgestellt    Die  kolossale  Sitz- 
figur glei«^  in  ihrer  Sfeetlm^  mehr  der 
wuchtigen  Zusammengefasstheit  von  Mi- 
chelangelos Jeremias  von  der  Decke  der 
Sixtinischen  Kapelle,  als  der  gesefanei- 
digen  Eleganz  des  Pensieroso  aus  der 
Mediceerkapelle.     An    den  Florentiner 
denkt  man  in  jedem  Fall  bei  der  Statue. 
Die  an  manchen  Stellen,  so  am  Oberarm 
und  am  Unterschenkel,  mit  fast  ornamen- 
taler Regehnian^Beit  gezeichneten  Mus- 
kelmassen erkläre  ich  mir  als  auf  den 
Anblick  aus  der  Feme  berechnet.  Da 
die  Figur  bestimmt  ist,  von  der  Höhe 
des  HöUentors  auf  alles  herabzuschauen, 
waa  unter  ihm  an  plastisdier  Lddca- 
schaftlichkcit  brodeln  soll,  so  erschiene 
eine   allzu    individuell  differenzierende 
Modellienmg.  welche  in  der  Nähe  be- 
trachtet sein  will,  nicht  am  Platze.  Man 
weiss,  dass  die  Porte  de  l'enfer  für  das 
Musie  des  arts  et  tneiiers  bestimmt  ist. 
Die    Zeitschrift    Kunst    und  Künstler 
brachte  im  letzten  Herbst  Abbildungen 
fttdt   den  Modellskizzen   dieses  Werks, 
namentlich  von  dem  Gesamtplan  für 
Anordnung.    Neben   dem   nach  RoditI 
sieht  man  über  hundert  andere  Metall- 
güsse aus  derselben  Werkstatt  nach  Mo- 
dellen ▼©«  Künstlem,  die  sdtr  verschie- 
denen Stilrichtungen  folgen.    Der  plasti- 
sche Impressionismus  in  seinen  verschie- 
denen Stilrichtungen:  Bei  Bourdelle  die 
DarstelUmg  eines  lebhaften  Gesichtsat»- 
dnicks  durch  Unterdrückung  der  Form 
und  Hervorhebung  von  Licht  und  Schat- 
ten. Val  lotton.  der  als  Zeichner  so  scharf 
und  präzis  ist,  ist  als  Plastiker  vom  einer 
flies  senden  Weichheit,  die  an  die  grie- 
chischen   Primitiven   des  VI.  Jahrhun- 
derts gemahnt   Mit  mdir  Eleganz  und 
[mehr    Durchbildung    der    Gestalt  geht 
[Baitbolome,  der  Schöpfer  des  Toten- 
1$  vom  Pir«  Lackaise,  den  Ober- 
len  nach,  und  nur  auf  die  auffallen- 
tn  Zuge  ilirer  Erscheinung  angesehen 
'sind  die  Tierstatuetten  von  Rembrandt- 
Bugatti.     Sie  zeigen   zugleich  eine  Vor- 
liebe  für  die   vcreiniachtcn  Siellungen, 
die  simplen  l^vitansichten  oft  als  Gegen- 
überstellung von   zwei   Geschöpfen,  so 
dass  ein  Rhythmus  ähnlicher  Masten- 
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folgen  entsteht.  Wenn  dadurch  die  Ge- 
bilde von  dem  Wirklichen  mit  seinen  Zo- 
fäJligkeiten  und  Ungleichheiten  abgeson- 
dert werden,  so  verbindet  Froment- 
Meuvice  andererseits  einen  skizzenhaften 
Impressionismus  der  Form  mit  der  Wahl 
dner  momentanen  Bewegung,  die  ihrer 
Natur  nach  vorübergehend  sein  muss. 
Der  Künstler  scheut  sich  nicht,  das  Fi- 
gürchcn  eines  mit  aller  Macht  atisschla- 
genden  Esels  allein  auf  den  gesteiften 
Vorderbeinen  ruhen  zu  lassen.  So  ist 
der  kleinste  Unterstützung  sp  unkt  ge- 
wählt, der  sich  nicht  einmal  senkrecht 
unter  dem  Zentrum  der  zu  tragenden 
Last  befindet.  Entgegen  dem  durch  Rö- 
dlas Autorität  mächtig  gestärkten  andeu- 
tendcfi  Formdarstetlcn,  vertieft  Dalou 
<Ke  genaueste  Beobachtung  zu  einer  sel- 
tmcn  Intimität  Seine  Porträtbüsten,  die 
Statnelte  einer  Badendoi  und  besonders 
das  Köpfchen  eines  schlafenden  Kindes 
scheinen  mir  in  der  diesmaligen  Aus- 
stellung das,  was  aidi  am  besten  neben 
dem  gewaltigen  Temperament  von  Rodin 
behauptet,  weil  sich  hier  ein  ganz  an- 
deres Wollen  mit  eigenen  Mitteln  durch- 
setzt Einige  Z^erg«^ässe  üi  Silber,  Kup- 
fer, Bronze  und  Zinn,  sowie  einige  Ge- 
schmeide von  Desbois  zeigen  den  ele- 
ganten Aufbau,  verziert  durch  den  mas»- 
-vollen  Japonismtis,  wie  diese  Zwisdien- 
stufe  zwischen  Kunstwerk  und  Ge- 
brauchsgegenstand sie  in  Frankreich  auch 
liente  nodi  aufweist  Die  lebhafte  Farbe 
verwendet  der  Goldschmied  Feuillatre, 
indem  er  an  den  Vabcnkörpcrn  von  ge- 
triebenem Silber  die  zartesten  neben  sehr 
leuchtenden  durchscfaeineiiden  Emails 
ausbreitet 

X  X 
LiadUolM  Bau-  DIE    verdienstlichen  Be- 
strebungen  einzelner  Kunst- 
freunde   und  Vereine,  die 
Reste  alter  Kunst  zu  erhalten  und  wo- 
m6g1icli  in  die  Zukunft  hinfibei  wirken 
zu  lassen,  versprechen  mehr  Erfolg,  seit- 
dem man  sich  von  dem  Gedanken  los- 
gemacht hatt  die  selben  Trachten,  Häu- 
ser und  Geräte,  welche  uns  in  den  Mu- , 
Seen  entzücken,  nun  auch  im  Volk  wie-i 
der  einführen  zu  können.    Heute  denktj 
man  nicht  mehr  das  selbe  zu  machen,  wiel 
frühere    Generationen,    sondern  etwas*" 
Neues,  was  womöglich  auch  schön  sei 
und  das  dabei  den  modernen  Ansprüchen 
aa  Zweckmässigkeit,  Bequemlichkeit  und 
Hygiene  gerecht     wird.    Die  vielfach 
ubminander  gehäüiten  Stoffe,  in  denen 
«idi   viele  Generatioiien  hindardi  die 


Landmädchen  bei  Arbeit  und  Tanz  ab^ 
quälten,  waren  so  wenig  vemunftgemias^ 
wie  das  Zusammenlegen  von  Wohnung 
und  Viehstall.  Eine  Ausstellung  im  Ber- 
liner Kunstgewerbemuseum  zeigte  neben 
einander  Proben  kostbarer  Museumschätze^ 
besonders  aus  der  Hamburger  Samm- 
lung hergcliehen.  nel>cn  Architektur-, 
Gerät-  und  Trachtenaufnahmen  —  be- 
■ondbrs  (fie  kSstlidien  Aquarelle  von 
Hermann  Hasc-Hamburg  —  eine  Reihe 
von  Modellen  und  Planzeichnungcn  für 
ländliche  Bauten,  welche  das  feuergefähr- 
liche Strohdach  und  die  Winzigkeit  der 
Fenster  opfern  und  dafür  doch  nicht 
gltich  mit  Erkern  und  Spiegelscheiben 
paradieren.  Manches  davon  ist  noch 
Luftschloss,  aber  es  ist  ein  erfreuliches 
Zeichen,  dass  dergleichen  geplant,  auch 
von  manchen  Regierungen^  ~  wie  der 
sfidistschcn  —  gefördert  wird.  Anderes 
ist  auch  bereits  gebaut  worden  und  wird 
seinen  Einfluss  üben.  Unter  den  M<>> 
dellen  zeidmeten  rieh  die  der  Saalgekgr 
Werkstätten  aus.  Diese  Pläne  von 
Schulze-Naumburg  zeigen  eine  markante 
Anlehnung  an  die  Bauweise  vor  hundert 
Jahren,  ohne  doch  der  Gegenwart  Ge- 
walt anzutun.  Elin  gebrochenes  Dach 
über  awei  rechtwinklig  ancinandcr- 
stossenden  Gebäudeflügeln.  Der  Winkel 
ausgefüllt  durch  einen  Erkerturm,  der 
sich  charakteristisch  in  die  II  (»he  des 
Gesamtdadies  mit  seiner  Bedeckung  hin- 
einduckt, über  die  ganzen  Wan^reiten 
einschliesslich  des  Turmes  fort  die 
gieichmässigen  Fen&terreihen  ohne  Un- 
terforechung  fortgeführt  Das  sticht 
sclir  ,-i1>  gegen  den  Villenstil  jüngfstcn 
Datums,  bei  dem  jeder  Teil  nach  Höhe, 
nMniA**"-       •  ''Jchtzafnhrung  mög- 


r 
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als  Beispiel  wirken.  Der  Bauer  wird 
nicht  länger  nach  städtischer  Bauart 
streben,  wenn  er  seinen  vomehmertn 
Nachbar  sich  mit  dieser  dem  lindlichen 
Charakter  so  erheblich  angemesseneren 
Schlichtbeit  b^ügen  sidit   So  fcaaft 
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äach  von  dieser  Seite  her  der  Angriff 
gesen  den  Geschmack  für  das  Uberlaileae 

begonnen  werden. 

X  X 
Kor«  ChroBik  ALS  Professor  an  die  seit 
dem  Tode  Eckmanns  un- 
besetzte Stelle  am  Berliner 
Kuastgewerbeinusettm  wurde  Emil 
Orlilc  bemfen.  X  Der  Ardihektnr- 
maler  Rudolph  Alt  ist  in  Wien  ge- 
storben. X  In  Weimar  wird  eine  van 
de  Velde  •  Aittstella&g  ama- 
ticrt. 

DicMkunst 


GIOSUE  Carducci 
ist  einer  der  italischen 
Lyriker,  dessen  Name  in 
Deutschland  bekannter  ist,  ab  seine 
Werke.  Die  tinendlidie  Feinheit  und 
Kultur  der  Verse  d'Annunzios,  der  Ada 
Negri  taumelnde  Schreie  und  wehmütige 
Verehmng  der  Elendzeiten  sind  vns  viel 
geläufiger  aus  guten  Übersetzungen.  Nun 
veröfT  entlicht  Otto  Hacndler  Ver- 
deutschungen von  Ausgczvählten  Gedieh- 
ten  Carduccis  /Dresden,  Reissner/.  Kein 
so  zart  Besaiteter  ist  der  Poet,  der  am 
27.  Juli  seinen  70.  Geburtstag  feiern 
darl  Er  hat  viel  gedacht  und  teilgenom- 
men  an  den  politischen  Schicksalen  seines 
Vaterlandes.  Eine  Kampfesnatur  ist  er, 
die  von  vornherein  gegen  sentimentale 
Weidiha't  sich  str&ubt  und  die  G6ld> 
klarheit  in  Empfindungen  und  Formen 
liebt.  Der  Italiener  rühmt  die  Refor- 
matioostat  Luthers  und  ist  geneigt,  ten 
Goetheschen  Griechenkult  besonders  an- 
zuhangen. Das  antike  Metrum  bevor- 
angt  er.  Schade  ist,  dass  Haendler  kein 
grosser  Sprachracister  ist  und  auch  in 
der  Auswahl  seiner  Gedichte  selten  den 
persönlichen  Herzenstönen  guten  Klang 
wiedergibt  Heinrich  Kimpchen, 
ein  deutscher  Bergarbeiter,  bietet  Iremi^ 
liehen  T.esem  seine  Neuen  Lieder 
/Bochum,  Hansmann/  an  und  beruft  sich 
auf  den  Erfolg,  den  sein  erster  CSedidile» 
band  Aus  Schacht  und  Hütte  fand.  Wer 
einen  liebenswürdigen  Mann  kennen 
lernen  möchte,  der  Herz  und  Mut  am 
rechten  Flecke  hat,  der  soll  das  Buch  in 
die  Hand  nehmen.  Der  Verwöhnte,  mit 
Verssüssigkeit  Gesättigte  wird  bei  seinen 
Reimen  leicht  ermüden.  Schollenliebe, 
Kameradschaft,  Streik-  und  Notzeiten 
werden  bald  zornig,  bald  elegisch  be- 
sungen. Auch  der  Sangesfreiheit  erschallt 
ein  mutiger  Ton,  und  es  macht  Freude, 
wenn  Kfimpdien  Heinridi  Heine  ieiert 


dem  Deutschland  immer  nodi  idn  Denk- 
mal verweigert,  das  Deutschland» 

>  ...  wo  doch  zu  Häuf 

Der  Soldateska  erz'ne  Bilder  stdi'n.€ 
Recht  als  Kampfcsbarden  fühlt  sich 
auch  Ludwig  Lessen  in  seinen 
Fackeln  der  Zeit  /Berlin,  Buchhaadlmig 
VorvArts/.  Aber  eine  lichtlüsteme,  ver- 
triumte  Wehmut  mischt  sich  in  sdne 
Poesie.  Zwar  ist  er  kein  ganz  Selbstan> 
diger,  der  an  Henckells  Trutzart  sidi 
zündet  tmd  den  Spuren  nachgeht,  die 
Richard  Dehme!  in  sozialen  Liedern  vor- 
zeichnete. Aber  trotzdem  spricht  ein 
Sänger  mit  viel  inneren  Lebm.  ProU- 
tariers  Tod.  Stichwahl,  Streik  sind  seine 
Kriegsgedichte.  Dann  gibt  er  wieder 
Naturstimmungen  und  stiUfeieriiche  Idyl- 
len, die  Frühlingssonnenwende  preisend 
und  einen  Weihnacliten,  den  er  im  Arme 
seines  lieben  Weibes  verbrachte,  ala  ihm 
alle  Friedensseligkeit  aufging.  Lessm 
sucht  nicht  zag  und  sorgsam  nach  einem 
seltsamen  Worte,  um  seine  lyrische 
Beichte  in  ein  geheimnisvolles,  eindring- 
liches Sdümmem  zu  tauchen,  daa  ntn* 
als  Ausfluss  seiner  Persönlichkeit  gelten 
darf.  Knotig  und  derb  sagt  er,  was  ihn 
dribig^  und  sdiert  sidi  mdit  dnmv 
wenn  ihm  mal  ein  Satz  ungeschickt  oder 
abgebraucht  aus  der  Feder  schlüpft  Im 
Gegensatz  zu  ihm  ist  der  Österreicher 
Richard  Schaukai  ein  vorsich- 
tiger, raffinierter  Vcrskünstler,  hochwill- 
kommen denen,  die  ein  G^Qhl  mehr 
noch  schätzen,  wenn  es  wohlberedt  sich 
in  die  Seele  zaubert  Seine  AusgettfM' 
ten  Gedichte  /Leipzig.  Insel-Verlag/ 
schmiegen  sich  lieb  und  lind  ins  Ohr.  Der 
Poet  —  dieser  Lehnausdruck  passt  viel 
besser,  als  Dichter,  für  Künstler  seines 
Schlages  —  ist  manchmal  so  auserlesen 
zart  und  dennoch  unendlich  dnfoch,  dass 
sein  leichtes  Liedchen  wie  vom  Hauch 
Goetheschcr  Jugendlyrik  gestreift  scheint 
Dann  sind  es  in  einer  zweiten  Abteilung 
Elegieen  und  Miniaturen  von  alten 
Schlössern,  vom  Rokoko,  von  Bildern 
des  Vclasquez  und  Goya,  die  Schaukai 
dichtet  In  dieser  Kunst  will  er  wenig^ 
behaglich  achrinfw.  Da  ridert  und  schleift 
er  zu  viel  an  Wort-  und  Bildseltsam- 
keiten.  Der  aaafte  Sdiwärmer  Schaukat 
muss  als  ein  inniger  Dichter  gedirt  wei^ 
den.  Dem  Af  listen  imd  historischen 
Maler  kann,  nur  folgen,  wer  von  der 
Grandezza/einer  Allongeperrücke,  von 
Spitzenutk>ts  imd  äerlichca  Brokaten 
gcblJSIuet  wird. 

X  r  X 
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KLEINE  Schnften  von 
Helfcrich  Peter 
Starz  gibt  im  InseUV^- 
lag  Franz  Blei  neu  heraus.  Sturz  war 
ein  leidlich  geschmackvoller  Mann,  der 
1736  bis  1779  lebte;  Er  war  dänischer 
Beamter  und  ein  Günstling  Struensees. 
Nach  desscm  Falle  wurde  auch  Sturz 
ans^  setner  glücklichen  Beamtenlaufbalm 
Sienasen.  Eine  Studie  über  ihn  existiert 
voo  Max  Koch.  Als  Schriftsteller  ist 
Sturz  }i(utc  nicht  mehr  sehr  unterhalt* 
sMn.  Inunerhin  weiss  er  über  Menschen. 
Natioueu  and  titeratar  viel  klüger  zu 
sprechen,  ab  die  meisten  seiner  oft  sehr 
langweiligen  Zeitgenossen,  die  trotz 
Hessing  and  Windcdmann  einer  zn  red- 
seligen, in  Selbstvprsfändlirhkeitcn  sehr 
massiven  Stilvorliebc  huldigten.  Er 
pHgt  gern  so  etwas,  wie  witzige  Schlaff- 
Wörter,  und  besitzt  das,  was  <üc  Moder- 
nen Kultur  der  Feder  nennen. 

Koree  ClvODlk  EDWARD  Waldo 
Emerson,  der  Sohn 
des  grossen  Ralph  Waldo, 
das  Leben  seines  Vaters  geschrieben. 
Es  ersdidnt  In  deutscher  Übersetzung 
bei  Bruns  in  Minden.  Edward  Waldo 
ist  kein  glänzender  Schriftsteller,  aber 
die  Kindestreoe  hat  ihn  manchen  wannen 
Ton  finden  lassen.  Von  Jugend  auf  war 
dieser  ungewöhnh'che  Empfindungs- 
mensch von  grosser  Welttficfatiglodt  und 
geschäftlicher  Umsicht.  An  den  win- 
zigen Gemeindcintercssen  seiner  Heimat 
nahm  er  stets  regsamst  teil.  Arbeit  und 
achwexe  Müh'  ist  der  Inhalt  des  Buches. 
All  die  von  Emerson  sehr  gewissenhaft 
und  ernst  genommenen  Zwistigkeiten  in 
seiner  engen  Kirche  und  Heimat  möch- 
ten fast  zu  unwichtig  erscheinen,  wenn 
sie  nicht  im  stände  wären,  die  kleinen 
Eigenheiten  dieses  grossen  Lebens  zu  be- 
lenditen. 

X  X 
U*»«1»r         EINE    Anzahl  kritischer 
und  biographischer  Essays 
,  über  Dichter  hat  die  letzte 

Zert  gebracht  Hans  O  s  t  w  a  1  d 
spricht  über  Maxim  („.rkij  in  einem 
Bändchen,  das  er  in  der  Sammlung  Die 
Literatur  /Berlin,  ß.  Marquard  &  C  o./ 
herausgibt.     X  i  r     L  e  v  e  r  t  i  n 

schreibt  an  gleicher  Si^ie  von  Selma 
Lagerlö£  Die  ethnographischen  Wurzeln 
der  grossen  Phantastin  werden  aufge- 
deckt, der  -Mcchanismujj  ihres  Geistes 
MTt  tmd  schön  zergliedört  "Francis 
Maro  ist  der  Levertinsdien  Arbeit,  wie 


schon  manchem  nordischen  Buch,  eine 
geschickte  Übersetzerin.  X  Die  Berliner 
BohhHt  nennt  J  n  I  i  u  s  B  a  b  eine  Samm- 
lung   Feuilletons     /Berlin,  Seemann/. 
Uber  seine  Friedrichshagener  hat  schon 
^nnihelm  Bölsehe  Idng  and  herzlich  ge- 
plaudert.   Adalbert  von  Hanstein  stellt 
das  geistige  Werden  der  jungdeutschen 
Literatur  aaf  Grand  eigener  Erfahrungen 
und  Anschauungen  dar.    Sehr  bekannte 
Geschichten  in  wenig  sorgsamer  Fonn 
erzählt  Bab  von  neuem.    Seine  äsAed- 
schcn  Urteile  sind  oft  ungerecht.  Sach- 
liche Unrichtigkeiten  entschlüpfen  ihm. 
X  Bohemicns  im  deutschen  Poctcnkrds 
aus  allen  Zeiten  sucht  auch  der  feinliörige 
Arthur  Moeller-Bruck  auf.  Er 
besitzt  eine    gefestigte  Weltanschauung, 
mit  der  er  seine  Betrachttmgen  über  die 
Verirrten   Deutschen   /Minden    i.  W., 
Bruns/  anregend     yu   würzen  versteht. 
Bruck  erörtert  erst  den  Grundcharakter 
des  Deutschen«  in  dem  er  das  Problema- 
tische, das  nicht  recht  zum  System  Fass- 
bare, betont    Vom  Christian  Günther 
\i\9.  zum  Peter  Hille  findet  er  dann  «ine 
Gci^terreihe.  die  bis  zum  Ubcrmass  von 
theseui  Problcmatisclicn  durchtränkt  war. 
Reinhold  Lenz  /1751  bis  1792/,  Grabbc 
/1801  bis  1836/,  Georg  Büchner  /1813  bis 
1837/.  Hermann  Conrad!  /1860  bis  189a/ 
gelten  ihm  als  solche  Typen  der  Ent- 
gleisten.   Sehr  unterrichtend  legt  Bruck 
dar,  weshalb    in  Maxtniilian  Klinger 
/1752  bis  1831/  der  Bohemien  doch  nie 
ganz  erlosch  oder  vielmehr  die  Sehnsucht 
nadi  dem  Zlgeunertum.    Klif^er  hatte 
eben  zu  viel  vom  Asozialen  in  seinem 
Blut,  um  ein  Lieblingswort  von  Bab  an- 
zuwenden, der  aus  diesem  ganz  brauch- 
l>aren  Wort  sehr  stürmisch,  aber  ebenso 
unwissenschafilicli   eine    ganze  Wissen- 
schaft der  Asosiologie  ertauen  möchte. 
EINE  Zeitschrift  mit  eigenartigem  Pro- 
gramm,   Dramaturgische    Blätter,  gibt 
seit  dem  l.  Januar  der  s'^P^'nwärtig  in 
Wien  lebende  Dramaturg  Carl  Ludwig 
Schröder  heraas.    Alle  Fragen,  die  das 
Interne  des  Theaters.  Inszenierung,  bi  st 
rischen  Stil,  landschaftlichen  Bühnenauf- 
bau, berühren,  sollen  in  dem  neuen  Organ 
zur  Sprache  kommen.     Wertvolle  .Aus- 
grabungen alter  Stücke  werden  von  Zeit 
zu  Zeit  stattfinden,     eine  Bibliographie 
des  dramatischen  Schaffens  aller  Länder 
der  Gegenwart  soll  gegeben  werden  und 
eine  AufTührungsstatistik.   Ob  dem  Her- 
ausgeber    die    Verwirklichung  seiner 
Pläne  gelingen  wird,  hängt  vom  materiel- 
len Erfolg  ab.  max  mocmoorf 
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CARL  LEGEN  •  IN  CÖLN  AM  RHEIN 

ER  fünfte  Koiigrcss  der  Gewerkschaften  Deutschlands,  der  in  der 
zweiten  Hälfte  des  Mai  im  Cürsenick  zu  Cöln  tagen  wird,  durfte 
mehr,  als  einer  seiner  Vofiginger,  die  Aalmerksamkeit  weiterer 
Krciäc  erwecken.   Die  ungeahnte  Entwickclung  der  Gewerkschaften, 

der  Kongressort,  die  Tagung  in  dem  der  Stadt  gehörenden  I-X)kale 
•geben  diesem  Kongress  eine  Bedeutung,  wie  sie  früheren  Gewerkschafts- 
kongressen von  Fernerstehenden  nicht  beigemessen  worden  ist. 
DER  Gürzenich,  das  altehrwfirdige  Gebäude,  das  fast  sedis  Jahrhunderte  an 
sich  vorüberzidien  sah,  in  dem  zahlreiche  Festlichkeiten  zu  Ehren  von  Kaisern 
und  Königen  stattgefunden  haben,  wird  für  eine  Woche  seine  Pforten  den 
Vertretern  des  organisierten  Proletariats  öffnen.  Bei  Freunden  und  Gegnern 
•der  Gewerkschaften  wird  der  Tatsache  besondere  Beachtung  geschenkt  werden, 
dass  man  selbst  in  einer  Stadt  wie  Cdln  dem  Gewericschaftskongress  die  Tür 
-des  städtischen  Lokales  nicht  glaubte  verschliessen  zu  dürfen.  Nicht,  als  ob 
ich  es  nicht  für  selbstverständlich  erachtete,  tlass  der  Arbeiterschaft  die  Räume, 
zu  deren  Erhaltung  sie  durch  ihre  Stcucrleistung  beitragen,  genau  so  frei- 
stehen müssen,  wie  den  sonstigen  Bürgern  eines  Gemeinwesens,  sondern  Ort 
und  Verhältnisse  sind  es,  die  der  Sache  eine  grossere  Bedeutung  geben. 
"CÖLN  ist  der  Krystailisationspunkt  der  christlichen  Gewerkschaften.  Hier 
wurden  am  ll.  Oktober  1894  in  einer  Sitzung  des  Ausschusses  des  Gesamt- 
Verbandes  der  e^-am^elischen  .Irbeiter^'ereine  die  von  Dr.  Hitze  aufgestellten 
Leitsätze  für  die  i  achabteilungen  in  den  katholischen  Gesellenvereinen  an- 
genommen. Diese  Leitsätze  waren  wenige  Wochen  vorher  in  Wfirsbui^  in  der 
Generalversammlung  der  Präsides  der  katholischen  (K>sellcnvereine  gut- 
geheissen.  Durch  die  Facbal)tci]ungcn  «illtc  den  Gewcrkscliaftcn  Abbruch  getan 
und  dem  Organisationsdrang  der  christlichen  Arbeiter  Genüge  geleistet  werden. 
In  dem  Programm  wird  gesagt: 

■»Die  bestehenden  Berufsvcrcinc  (Gewcrk-  und  Fachvcrcine)  stehen  fast  ausnahmslos 
unter  sozialdemokratischem  und  liberalem  EtnAuss,  sind  so  eine  bedrohliche  Gefahr 
für  die  christlichen  Arbeiter.« 

Es  wird  deshalb  die  Grfindung  christlidier  Gewerkrereine  und,  als  besserer  und 
sicherer  Weg,  die  Gründung  von  Fachabteilungen  in  den  ki(mfessi<mellen  Ver- 
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dnen  empfohlen.  In  C51n  wurde  am  8.  Dezember  iSgß  die  Vorkonferenz  für 
Norddeutschland  zur  Beratung  der  Leitsätze  für  den  Gestmiverband  der 
christlicheH  Gewerkvereine  abgehalten.  Ist  Cöln  auch  nicht  der  Vorort  diesem 
Verbandes  geworden,  so  ist  der  Ort  doch  mit  der  christlichen  Gewerkschafts- 
bewegung auf  das  engste  verknüpft,  und  nur  mit  Mülie  gelang  es  den  modemea 
Gewerkschaften,  hier  Boden  zu  gewinnen.  Im  Jahre  1896  gehörten  dem  Ge- 
werkschaftskartell 24  Gewerkschaften  an,  die  zirka  800  Mitglieder  hatten.  Die 
stärksten  Verbände  waren  die  der  Metallarbeiter  mit  170  und  der  HolzarlK-iter 
mit  140  Mitgliedern.  Noch  im  Jahre  1901  betrug  die  ^ritglicderzahl  der  dem 
Kartell  angeschlossenen  Gewerkschaften  nur  2194.  Erst  in  den  letzten  drei  Jah- 
ren zeigte  sich  ein  bedeutender  Aufschwimg:  die  christlichen  Arbeiter  haben  ent- 
weder den  Glauben  an  das  Christentum  verloren,  oder  sie  sind  zu  der  Erkenntnis 
gekommen,  dass  die  modernen  Gewerkschaften  keine  Gefahr  für  die  christlichen 
Arbeiter  sind.  Schlüsse  des  Jahres  1904  zählten  die  dem  Gewerkschafts- 

kartell angeschlossenen  43  Organisationen  14525  Mitglieder.  Die  Metallarbeiter 
haben  2616,  die  Holzarbeiter  1435  Mitglieder  in  dem  Zweigverein  des  Ver- 
bandes» obgleich  gerade  für  diese  Berufe  die  Agitationskräfte  der  cfiristlichen 
Gegenorganisationen  ihr  Äusserstes  daran  setzten,  das  heilige  Cöln  zur  Festimg 
der  christlichen  Gewerkschaften  zu  machen.  So  bietet  der  Ort,  in  dessen 
Mauern  der  diesjährige  Gewerkschaf tskongress  tagen  wird,  für  die  Gewerk- 
schaften in  ihrem  Verhältnis  zu  den  christlichen  Gewerkschaften,  die  die 
moderne  Gewerkschaftsorganisation  ablösen  sollten,  geschichtlich  viel  des 
Interessanten. 

ABER  auch  in  der  Geschichte  der  letzteren  ist  Cöln  von  Bedeutung.  Vor 
einem  Jahrzehnt  glaubte  man  in  weiten  Kreisen  der  gewerkschaftlich  organi- 
sierten Arbeiter,  dass  die  Debatten  auf  dem  1893  ^oln  tagenden  Parteitage 
der  sozialdemol^tischen  Partei  die  Entwickelung  der  Gewerkschaften  dauernd 

ungünstig  beeinflussen  würden.  Sagte  doch  da  ein  enragierter  Gewerkschafter: 

»Die  Tribüne  dieses  Sa.-dt  s  ist  nach  dem  bisherigen  Gange  der  Del)attc  zw  CviWaüvc 
für  die  Gewcrkschaft^sbcwegung  geworden.  Ja,  so  ist  es,  und  Jit  bösen  Folgen  davon 
werden  sich  draussen  bald  zeigen.« 

Diese  Befürchtung  hat  sich  nun  glücklicherweise  nicht  bewahrheitet,  wie 
auch  manches  andere,  was  man  über  die  Zukunft  der  Grwerkscliaften  Deutsch- 
lands auf  dem  Cölner  Parteitage  prophezeite,  nicht  cingetrolYen  ist.  Für  die 
Gewerksdiaften  bildet  das  Jahr  1893  kein  solches,  an  das  man  sich  gern  er- 
innert. Nicht  wegen  der  Verhandlungen  in  Cöln,  denn  diese  hatten  nicht  in 
der  Sache  selbst  ihren  Gnmd  und  konnten  einen  tmgünstigen  Einfluss  nicht 
ausüben,  da  ntm  einmal  die  Gewerkschaftsbewegung  eine  Xotwcndigkcit  im 
Emanzipationkampfe  der  Arbeiter  war.  Das  ist  auch  in  den  V'erölYentlichungen 
der  Generaikommission  der  Gewerkschaften  Deutschlands  in  jener  !Zeit  un- 
zweideutig ausgesprochen  worden.  Es  ist  im  Gegenteil  der  Hinweis  auf  diese 
Verhandlungen  in  den  betreffenden  Veröffentlichungen  in  agitatorischer  Weise 
für  die  Gewerkschaften  erfolgt.  VV'cnig  erfreulich  ist  vielmehr  die  Erinnerung 
an  jene  Zeit,  weil  sie  den  Tiefstand  der  gewerkschaftlichen  Bewegung  nach 
dem  Fall  d^  Sozialistengesetzes  zeigte.  Die  Hoffnung,  der  neue  Kechts- 
zustand  wurde  ein  gewaltiges  Emporschnellen  der  Mitgliederzahlen  ermög- 
lichen, erfüllte  sich  nicht  Der  Glaube,  durch  Einsetzung  der  GetiereU- 
kommission  eine  Vereinigung  der  Gewerlcschaften  und  ihrer  Kräfte  erreicht  zu 
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haben,  um  die  Angriffe  des  Untcrnolinicrtums  erfolgreich  abwehren  zu 
können,  ging  verloren,  als  der  erste  Versuch  zu  diesem  Widerstande  bei  der 
Aussperrung  der  Talnkarbeiter  in  Hamburg  /1890-1891/  scheiterte.  Nach* 
'dem  auch  die  stärkste  Gewerkschaft,  der  Buchdrudcerverband»  in  dem  Kampfe 
von  1891-1892  unterlegen  war.  da  wurde  das  Vertrauen  zur  gewerkschaftlichen 
Organisation  erschüttert.  Missstimmung  griff  Platz,  und  die  natürliche  Folge 
war  ein  Rückgang  der  gewerkschaftlichen  Organisationen.  Dazu  kam,  dass 
nun  in  Parteikreisen  fürchtete,  die  Genertükommission  würde  sich  zu  einer 
Nebenregierung  neben  dem  Partei  vorstand,  zu  einer  Art  parlamentarischen 
Komitees  entwickeln.  Ferner  fürchtete  man  eine  Anlehnung  der  Gewerk- 
schaften an  die  bürgerlichen  Parteien,  weil  r,e\verkschaftsvertretcr  an  dem 
sozialen  Kongress  in  Frankfurt  /1893/  teihiahaien,  der  von  bürgerlichen 
SodEiatpolitikem  einberufen  war  und  über  Arbeitsvermittelung  und  Bekämpfung 
der  Arbeitslosigkeit  beraten  sollte.  Es  kam  schliesslich  wegen  einiger  Artikel 
im  Korrespondenzblatt  der  Ccncralkommission,  in  denen  an  die  Führer  der 
Partei  die  Mahnung  gerichtet  wurde,  für  die  Gewerkschaften  zu  wirken,  zu 
Differenzen  zwischen  dem  Parteivorstand  und  der  Gtncralkommissicn.  All 
dieses  kam  dann  auf  dem  Parteitag  in  Cöln  zum  Atisdruck,  und  nur  ra  er- 
klärlich war  es,  dass  Debatten,  die  unter  solchen  Voraussetzungen  geführt 
wurden,  wenig  geeignet  waren,  belehrend,  anregend  oder  gar  begeisternd  zu 
wirken.  Auf  der  einen  Seite  eine  rückläufige  Bewegimg  in  den  Gewerkschaften, 
auf  der  anderen  jene  gewaltige  Aufwärtsbewegung,  welche  die  sozialdemo- 
kratische Partei  bei  den  Reidistagswahlen  von  1893  aufwies.  Wie  sollte  man 
unter  solchen  Umständen  nicht  in  der  Gewerkschaftsbewegung  den  von  Natur 
wenig  begün-stigten  Bruder  sehen,  der  vcriirteilt  war,  nur  ein  kümmerliches 
Dasein  zu  führen?  Wenig  befriedigt  zo{^'en  die  Freunde  der  Gewerkschaften 
1893  von  dem  Parteilag  aus  den  Mauern  Colns;  mit  Befriedigung  aber  dürfen 
sie  im  Hinblick  auf  die  Entwickelung  der  Gewerkschaften  1905  in  Cöln  ein- 
ziehen. Diese  Entwidcelung  hat  auch  die  Hoffnungen  der  grossten  Optimisten 
■übertroffen. 

DIE  auf  dem  Gcwerkschaftskon.c:rcss  in  Ilalherstadt  /1S92 /  vertretenen  gewerk- 
schaftlichen Zentralverbande  zähhen  237  023  Mitglieder.  Vier  Jahre  später 
waren  auf  dem  Kongress  in  Berlin  /1896/  329230  Mitglieder  der  Zentral- 
verbände vertreten.  Zur  Zeit  des  nächsten  Gewerkschaftskongresses  in  Frank- 
furt am  Main  /1899/  hatten  die  Verhändc  580473  Mitglieder.  Das  Jahr  1902. 
in  dem  der  vierte  Kongress  in  Stuttgart  abgehalten  wurde,  schloss  mit  einer 
Mitgliederzahl  von  733  206,  und  der  nächste  Kongress  in  Coln  wird  eine  Ver- 
tretung von  mehr  als  einer  Million  gewerkschaftlich  organisierter  Arbeiter  und 
Arbeiterinnen  sein.  Aber,  nicht  nur  die  Zahl  der  Kämpfer  ist  in  dem  letzten 
Jahrzehnt  in  ungeahnter  Weise  angeschwollen,  snndern  auch  die  Waffen  ^ind 
entsprechend  verbessert:  der  vor  einem  Jahrzehnt  herrschende  Munitions- 
mangel ist  zu  einem  guten  Teil  behoben  worden.  1892  hatten  die  gesamten 
Zentralverbände  eine  Einnahme  von  2031922  und  einen  Kassenbestand  von 
646415  Mark,  1903  betrug  die  *J*hw*c>""3^'"i«=  16  419  992  und  der  Kassen- 
bestand 12973726  Mark.  1892  hatten  74  %  der  an  die  Gcneralkommission  an- 
geschlossenen Organisationen  eine  T^eitratj-leistung  von  weniger  als  20  Pfennig 
pro  Woche,  1903  erhoben  einen  solchen  Beitrag  nur  noch  3,  das  heisst  5  %. 
der  Organisationen  von  ihren  Mitgliedern.   Dieser  eminente  Fortschritt  wird 
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acher  alle  diejenigen,  die  nach  Cöln  zur  Vertretung  ihrer  Organisation  kommen^ 
mit  Genugtuung  erfüllen;  zufrieden  stellen  darf  er  aber  die  Gewerkschafter 
nidit,  denn  noch  gilt  es,  gewaltige  Massen  von  Arbeitern  und  Arbeiterinne» 

für  den  Organisationsgedaiiken,  für  das  Verständnis,  solidarisch  mit  den 
Arheitsgenossen  zu  handeln,  zu  gewinnen.  Sicherlich  wird  der  Kongress  in 
Coln  nidit  wenig  zum  weiteren  Fortschritt  der  GeweriEschafNxwegung 
beitnigen. 

SEINE  Tagesordnung  ist  in  der  Hauptsache  von  dem  Ge(hinken  bdierrscht: 

Wie  ist  die  Ore[-anisation  am  7\vccl<mässig"sten  zu  fördern?  Das  zeigten  schon 
die  Unterabteilungen,  die  für  den  zweiten  Punkt  Rechenschaftsbericht  der 
CeneralkommissioH  vorgesehen  sind: 

a  )   Allgemeine  Agitation  ; 

!•)  Agitation  unter  den  Arbeiterinnen; 

c)  Agitation  unter  den  fremdsprachlichen  Arbeitern; 

d)  Streikuntorstütztmg  und  Streikstatistik; 

c)  Heimarbeit; 

f)  Beseitigung  des  Kost-  und  Logiszwanges  beim  Arbeitgeber. 
Femer  soll  nodi.fiber  eventuelle  Ausgestaltung  des  KorrespoHätiublattes  be- 
raten werden.    Die  Erörterung  dieser  Fragen  wird,  wie  auf  früheren  Kon- 

tjressen,  so  auch  iti  Cöln,  <icn  j^rössten  Teil  der  Zeit  des  Kongresses  in  Anspruch 
nehmen.  Es  sind  Lebensfragen  für  die  gewerkschaftlichen  Organisationen,  von 
ihrer  Lösung  ist  der  Fortschritt  der  Gewerkschaften  abhängig.  Von  ehier 
Bemerkung  über  die  allgemein  und  gemeinschaftlich  von  den  Gewerkschaften 
zu  betreibende  Agitation  können  wir  hier  abseilen,  dagegen  erscheint  es  ange- 
bracht, über  die  Frage  der  Agitation  unter  don  Arbeiterinnen  einiges  zu 
sagen.  Für  einsichtige  Gewerkschaftsmitglieder  steht  es  ausser  allein  Zweifel,, 
dass  für  zahlreiche  wichtige  Berufe  die  Erhaltung  der  erkämpften  Lohnhobe 
und  die  Aufbesserung  der  Lohne  von  dem  Zutritt  der  Arbeiterinnen  in  den 
Gewerkschaften  und  ihrer  Anteilnahme  an  deren  Kämpfen  abhängt.  Auf  «ter 
anderen  Seite  ist  man  sich  aber  der  Schwierigkeiten  voll  bewusst,  die  diesem 
Bestreben  sich  bieten.  £s  erübrigt  sich,  die  oft  dargelegten  besonderen  Hinder- 
nisse für  dauernde  Organisierung  der  Arbeiterinnen  hier  zu  widerholen.  Die 
(kwerkschaftskongresse  von  1896  und  190a  haben  sich  eingehend  mit  der  Frage 
beschäftigt,  mussten  sich  aber  damit  begnügen,  allgemeine  Anregungen  zur 
1  ördcrung  der  Agitation  unter  den  Arbeiterinnen  zu  geben.  Der  Kongress  von 
1902  empfahl  zwar  in  einer  Resolution  den  Gewerkschaften,  sie  möchten  Beamte 
speziell  mit  den  für  die  Agitation  unter  den  Arbeiterinnen  nötigen  Arbeiten 
betrauen,  doch  ist  meines  Wissens  dieser  Vorsdilag  von  keiner  Organisation 
«lurchgeführt  worden.  Auch  in  der  Gencralkommission  selbst  hat  es  sich  noch 
nicht  ermöglicbt,  dem  Vorschlag  etUsprechend  zu  verfahren,  obgleich  seitens 
der  selben  allen  Anforderungen  auf  Beihilfe  für  diese  Agitation  stets  ent- 
sprodien  ist.  Die  Einsetzung  einer  besonderen  Kommission  ifir  Förderung  der 
Agitation  unter  den  Arbeiterinnen  hat  der  letzte  Gewerkschaftskongress  nicht 
für  wünschenswert  gehalten.  Es  hat  sich  jedoch  nach  dem  Kongress  ein 
Komitee  aus  einigen  in  der  gewerkschaftlichen  Agitation  tätigen  Frauen  ge- 
bildet, das  aber  mehr  den  Zweck  hat,  die  Vermittelung  von  Rednerinnen  für 
Versanunlungen  zu  regeln  und  zu  erleichtem,  als  aktiv  in  die  Agiti^ion  einzn> 
greifen.  Es  ist  damit  immeriiin  ein  kleiner  Schritt  vorwärts  getan;  doch  genfigt 
diese  Einrichtung  nicht.  Notwendig  ist  eine  aktive  Förderung  dieser  AgitatioOp 
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und  diese  kann  nur  dadurch  herbeigeführt  werden,  dass  die  Gewerkschaften  ent- 
sprechend dem  Beschluss  des  letzten  Gewerkschaftskongresses  Beamte  an- 
stdlen,  dSt  sich  dieser  Agitation  dirdrt  widmen.  Dass  hierfür  weibliche  Beamte 
am  geeignetsten  sind,  durfte  atisser  allem  Zweifd  stdien.  Der  "Koogttaa  in 
Cöln  wird  deshalb  aufs  neue  diese  wichtige  Frage  zu  erörtern  haben  und  prüfen  ' 
müssen,  ob  die  Hemmnisse,  die  heute  in  grossem  Masse  der  Agitation  unter 
den  Arbeiterinnen  sich  bieten,  nicht  beseitigt  werden  können. 
NICHT  viel  weniger  wichtig,  als  die  gewerlcschaftlidie  Organisierung  der  Ar- 
beiterinnen, ist  die  Einbeuehung  der  fremdsprachlichen  Arbeiterin^e 
Organisation,  sei  es  der  vom  Ausland  kommenden  oder  der  im  Lande  wohnenden. 
Diesen  Zweck  zu  erreichen  war  die  Generalkommission  dadurch  bestrebt,  dass 
sie  für  die  polnisch  sprechenden  Arbeiter  ein  besonderes  Gewerkschaftsblatt 
herausgab,  die  Oswiato,  sowie  anch  eines  für  die  italienisch  ^rechenden  Ar- 
beiter, den  Operah  ItttÜtmo.  Ffir  beide  Blitter  wird  gewünscht»  dass  sie  nlc^ 
wie  bisher,  in  vierzdintägigen,  sondern  in  achttägigen  Fristen  erscheinen  sollen. 
Von  dem  Kongrcss  wird  die  Frage  nicht  endgiiltipf  entschieden  werden  können, 
er  kann  nur  eine  Anregtuig  geben.  Die  Entscheidung  wird  durch  die  Organi- 
sationen au  treffen  sein,  welche  den  grösseren  Teil  dieser  Kosten  tragen. 
VORAUSSICHTLICH  wird  die  Frage  der  Regdong  der  Streilnmterstttt»ra& 
das  heisst  der  gegenseitigen  Hilfe  der  Organisationen  bei  grossen  Kämpfent 
und  die  Vereinheitlichunpf  der  Sammlungen  bei  solchen  Kämpfen  zu  einer  län- 
geren Erörterung  auf  dem  Kongress  Veranlassung  geben.  Jedoch  wird  es 
jedenfalls  bei  einer  Erörterung  bleiben,  weil  eine  einheitliche  Regdung  der 
Sache  davon  abhängig  ist,  dass  die  Organisationen  in  ihren  Einrichtaagen 
gleichartiger  werden  und  zu  annähernd  gleicher  Beitragsleistung  kommen.  Die 
Sache  wird  in  absehbarer  Zeit  eine  Regelung  erfahren  müssen,  doch  dürfte 
gegenwärtig  die  Vorbedingtmg  noch  nicht  gegeben  sein,  und  man  wird  es 
bei  allgemein  gehaltenen  Besdilüssen  bewenden  lassen  nmssen. 
DURCH  Einberufung  des  Heimarbeiterschutikoiq^Befl^  der  im  März  1904 
in  Berlin  stattfand,  hat  die  Gencralkommission  einen  AnfCrag  des  letzten  Kon- 
gresses ausgeführt.  In  Cöln  wird  zu  bestimmen  sein,  ob  weitere  gleichartige 
Veranstaltungen  zu  treffen  sind,  oder  in  welcher  Weise  sonst  der  Kampf  gegen 
die  Sdiiden  der  Heimarbeit  wiilcsam  geführt  werden  kann. 
DIE  Beseitigung  des  Kost«  und  Logiszwanges  beim  Arbeitgeber  wird  zum 
erstenmal  in  den  Kreis  der  Erörterungen  eines  Gewerkschaftskongresses  ge- 
zogen. Diese  Entlöhnungsart  ist  von  den  Gewerkschaften  stets  als  hindernd 
für  die  freie  Entwicklung  der  Arbeiter  und  als  organisationshemmend  be- 
trachtet worden.  Eine  Agitation  gegen  dieses  Lohnsystem  ist  ständig  betrieben, 
und  es  sind  auch  zahlreiche  Kampfe  tmi  seine  Beseitigung  geführt  worden. 
Eine  einheitliche,  planmässige  Agitation  ist  jedoch  erst  durch  eine  Kommission 
in  die  Wege  geleitet,  die  von  den  in  der  Sache  am  meisten  beteiligten  Gewerk- 
schaften im  Jahre  1904  eingesetzt  worden  ist.  Der  Gewerkschaftskongress 
wird  zu  entscheiden  haben,  ob  die  Arbeiten  dieser  S'pezialkommission  fernerhin 
von  der  Gentraikommission  zu  erledigen  sind. 

DER  Kontrolle  durch  den  Gewerkschaftskongress  unterliegt  auch  das  am 
I.  Januar  1903  auf  Beschluss  des  letzten  GewerkschaftskoHgrcsses  eingerichtete 
Zentralarbeitersekretariat.  Diese  Institution  ist  zu  dem  Zweck  ins  Leben  ge- 
ntfcn,  um  den  Gewerkschaftsmitgliedern,  die  Anforderungen  auf  Grund  der 
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Versichcruiigsgesct7c  zu  stellen  haben,  eine  sachgemässe  Vertretung  vor  dem 
Reichsversicherungsamt  zu  gewähren.  Wie  wichtig  diese  Einrichtung  für  die 
Verietzten  ut,  gdit  danuts  hervor,  dass  Ton  dem  ZentralarbeitersdcreUriat  im 
Jahre  1903  6oß  und  im  Jahre  1904  992  Termine  vor  dem  Reichsversichenmgs- 
amt  wahrgenommen  worden  sind  und  den  Klageführenden  es  erspart  wurde, 
zu  diesen  Terminen  selbst  zu  erscheinen  oder  in  Sorge  zu  leben,  dass  ihre  Sache 
keine  Vertretung  vor  dem  Richter  findet.  Eine  Änderung  in  der  Institution 
durfte  von  dem  Gewerlcschaftskongress  nicht  getroffen  werden;  es  ist  anzu- 
nehmen, dass  er  den  Beschluss  seines  Vorginfcrs  als  einen  guten  und  zwedc- 
missigen  anerkennen  wird. 

2U  den  organisatorischen  Fragen,  die  in  Cöln  zur  Verhandlung  kommen.  f^eJiört 
die  über  die  Funktionen,  welche  die  Gewerkschaitskartclle  innerhalb  der  Gesamt- 
organisation der  Gewericschaften  aaszufiben  haben.  Der  Kongress  dürfte  die 
früh«:  in  dsr  Sache  gefassten  Beschl&se  bestätigen  oder  doch  nur  un- 
wesentlich ändern.  Nach  diesen  Beschlüssen  soll  zu  den  Aufgaben  der  Kar- 
telle die  Regelung  und  Unterstützung  der  Streiks  am  Orte  nicht  gehören,  diese 
soll  Sache  der  Zentralstellen  der  Verbände  oder  deren  Beauftragten  sein.  Den 
Kartellen  soll  die  Betreibung  der  Agitation  und  die  Regelung  der  sonst^[en 
alle  Gewerkschaften  des  Ortes  gemeinsam  berührenden  Angelegenheiten  zu- 
fallen. Diese,  auf  dem  Frankfurter  Kongress  gtroflfene  Bestimmung  wird  man 
nach  den  Erfahrungen  in  den  letzten  Jahren  nicht  zu  ändern  brauchen. 
SO  weit  die  den  Kongress  beschäftigenden  Fragen,  welche  die  Gewerkschaften 
tmmittelbar  berühren.  Neben  diesen  soll  der  'Kongress  noch  beraten  über  die 
Stellung  der  Gewerkschaften  zum  Generalstreik  und  zur  Fder  des  i.  Mai,  über 
I  i  Verhältnis  zwischen  den  Gewerkschaften  und  Genossenschaften,  sowie  über 
die  gesetzliche  Vertretung  der  Arbeiterschaft  in  Arbeitskammern  oder  Arbeiter- 
kammern. In  Sachen  der  Genossenschaften  handelt  es  sich  darum,  für  die 
Zukunft  Reibungen  zwischen  diesen  und  den  Gewerkscliaften  zu  vermeiden, 
die  dadurch  entstanden  sind,  dass  die  Genossenschaften  nicht  überall  die  Ge- 
werkschaf tstarife  anerkannt  haben  und  dass  sie  ihre  Produkte  zum  Teil  aus 
Quellen  bezichen,  die  von  gewerkschaftlichem  .'Standpunkt  aus  als  imsauber  zu 
bezeiclmen  sind.  Andererseits  haben  die  (ienossenschaften  das  erklärliche  Be- 
streben, in  Gewerkschaftskreisen  eine  grössere  Zalil  von  Anhängern  zu  ge- 
winnen. Das  beiderseitige  Interesse,  das  diese  von  der  Arbeiterschaft  ins  Leben 
gerufenen  Institutionen  haben,  dürfte  es  nicht  schwierijf  machen,  auf  dem 
Kongress  zu  einer  beide  Teile  befriedigenden  Vereinbarung  zu  kommen. 
AUCH  bei  der  Maifeierfrage  wird  voraussichtlich  eine  Verständigting  unschwer 
zu  erreichen  sein,  wenn  auch  nicht  zu  verkennen  ist,  dass  in  den  letzten  Jaliren 
die  Meinungen  Über  die  Zwedmiässigkeit,  die  Maifeier  durch  Arbeitsruhe  zu 
begehen,  sehr  weit  auseinandergegangen  smd.  Es  wird  an  lebhaften  Aus- 
einandersetzungen in  der  Sache  jedenfalls  auf  dem  Kongress  nicht  fehlen. 
DIE  Frage  Arbeit skamm^rr  oder  Arbcitcrkammcrf  dürfte  weniger  eine  Ein- 
heitlichkeit der  Auffassung  bei  dem  zu  erwartenden  Beschluss  ergeben.  Man 
kann  wdil  sagen,  der  Streit  sei  für  die  Gewerlcsdiaften  müssig.  Denn  was  die 
Regierung  in  dem  von  ihr  m  Aussicht  gestellten  Gesetzentwurf  bringen  wird, 
dürfte  sicher  nicht  darauf  zugeschnitten  sein,  die  Arbeiterbewegung  zu  för- 
<lcrn ;  eher  liisst  sich  das  Gegenteil  erwarten,  und  es  ist  nicht  ausgeschlossen, 
dass  die  sozialdemokratische  Fraktion  im  Reichstage  scliliesslich  genötigt  sein 
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wird,  geg'en  die  Regfierungsvorlage  zu  stimmen,  obgleich  von  dieser  Fraktion 
ein  entsprechender  Gesetzentwurf  gefordert  worden  ist.    In  der  von  der  Frak- 
tion im  Reichstage  eingebrachten  Vorlage  werden  Arbeits  kammern  gefordert, 
ob^eidi  die  Zahl  der  Parteigenossen  nicht  gering  ist,  die  Arbeiterkanunem 
für  das  richtige  halten.    In  den  Gewerkschaftskreisen  scheint  die  Stimmung 
für  Arbeiterkammern  die  vorherrschende  zu  sein.    Das  ist  nur  zu  erklärlicli. 
In  den  letzten  zwei  Jahrzehnten  —  und  so  lange  ist  es  her,  dass  von  den  Sozial- 
demokraten Arbeitskammern  im  Reichstage  gefordert  werden  —  hat  man  für 
alle  Gruppen  der  Unternehmer,  für  Handwerker  und  Landwirte,  für  Kaufleute 
imd  andere  Berufe,  eine  gesetzliche  Vertretung  geschaffen.   Nun,  da  maki  Hand 
anzulegen  vorspricht,  auch  der  Arbeiterschaft  eine  ^^csctzliche  Vertretung  zu 
geben,  soll  diese  unter  Anteilnahme  der  Unternehmer  eingerichtet  werden.  Ich 
sehe  keinen  Grund  ein,  warum  man  nicht  auch  den  Arbeitern  eine  Vertretung 
■geNn  8<^,  durch  die  sie  ihre  Meinimg  ungeschminkt  und  unbeeinflusst  von  der 
Auffassung  der  Untemdimer  zum  Ausdruck  bringen  können.    Die  Freunde 
■der  Arbeitskammern  erwarten  zw.tt.  dass  diese  einen  grösseren  Einfluss  ge- 
winnen werden,  als  die  Arbeiterkaniiiicrn,  imd  dass  die  Vorschläge  der  er>toren 
viel  leichter  von  der  Regierung  anerkannt  und  eventuell  gesetzgeberisch  zur 
Celtung  gebracht  werden.  Das  sind  indessen  nur  Vermutungen.  Tatsache  ist, 
dass  die  Regierung  nur  insoweit  sozialpolitisch  sich  betätigt,  als  durch  eine 
solche  Betätigung  das  Unternehmertum  keinen  Schaden  leidet.    Bewegen  sich 
<lie  V'orschläge  der  Arbeitskanmicrn  in  dieser  Bahn,  dann  werden  sie  bei  der 
Regierung  Verständnis  finden.    Sind  sie  ernsthaft  sozialrctormerisch,  so  er- 
scheinen sie  der  Regierung  genau  so  utopistisch  und  undurekfährbar,  wie  die 
Vorschläge,  welche  die  sozialdemokratische  Fraktion   im  Reichstage  macht. 
Warum  gerade  hier  sich  bei  vielen  .Arbeitern  und  Arbeitervertretem  ein  so 
grosser  Optimismus  zeigt,  ist  mir  unverständlich.    Aber  wir  haben  zu  befürch- 
ten, dass,  abgesehen  von  wenigen  grossen  Städten,  in  denen  auch  die  in  der  Be- 
rufsarbeit tätigen  Proletarier  sich  ein  gewisses  Mass  von  Unabhängigkeit  er- 
kämpft haben,  die  Arfoeitskammem  unter  dem  Einfluss  der  Unternehmer  stehen 
werden.    Dafür  werden  diese  .schon  sorgen,  dass  die  rebellischen  Arbeiter 
aus  den  Betrieben  hinausgemassrcgelt  imd  tlamit  aus  den  Arbeitskammern 
vertrieben  werden.    Oder  glaubt  man,  die  Regierung  würde  hier  Sicherung 
idadurch  treffen,  &uss  auch  ein  nicht  mehr  in  der  Industrie  tätiger  Arbeiter  Mit- 
glied der  Arbeitskammer  sein  könne?  Will  ^e  Regierung  durch  die  Axbeits- 
kammem  die  Meinung  der  Arbeiter,  und  nicht  die  der  Unternehmer,  zum  Aus- 
druck kommen  lassen,  dann  mnss  sie  durch  eine  solche  Bestimmung  die  Arbeiter 
vor  Massregelung  schützen.  Doch  wir  werden  ja  sehen,  ob  sie  nur  eine  Schein- 
vertretung oder  eine  wirkliche  Vertretung  der  Arbeiter  haben  will.  Aber  wenn 
auch  das  letztere  wahr  werden  sollte,  so  ist  doch  die  Arbeiterkammer  vorzu- 
ziehen.   Die  .Anträge  der  unteren  Etappe  cU  r  gesetzlichen  Organisation  der 
Arbeiter  sollen  ja  nach  den  von  den  verschiedensten  Seiten  gemachten  Vor- 
schlägen erst  durch  eine  höhere  Instanz  gehen.  Es  ist  doch  unter  dieser  Voraus- 
setzung unbedingt  richtiger,  die  Meinung  der  Arbeiter  zunächst  dnmal  un- 
lieeinflusst  zum  Ausdruck  kommen  zu  lassen.   Die  höhere  Instanz  paritätisch 
«lus  Unternehmern  und  Arbeitern  zusammenzusetzen,  halte  auch  ich  für  richtig» 
aber,  wenn  man  schon  eine  gesetzliche  Organisation  der  Arbeiter  fordert,  so 
soll  man  doch  wenigstens  eine  Stelle  darin  vorsehen,  an  welcher  die  Arbeiter 
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ihre  Meinung  frei  zum  Ausdruck  bringjen  können.  Es  handelt  sich  bei  dieser 
Sache  nicht  um  eine  Frage  des  Prinzips,  sondern  um  eine  Zweckmässigkeits- 
frage.  Es  lässt  sich  nach  der  bisher  gepflogenen  Diskussion  nicht  abscfaäUen» 
widche  Meinung  auf  dem  Kongress  die  Mefailiett  finden,  ob  dieser  ndi  for 

Arbeitskanimcrn  oder  Arbeiterkammern  entscheiden  wird.  Die  geringe  Dis- 
kussion über  die  Streitfrage  mag  ihre  Ursache  auch  darin  haben,  dass  die  Ar- 
beiterschaft sich  dessen  bewusst  ist,  von  der  Regierung  nichts  erwarten  zu 
dürfen,  was  geeignet  ist,  den  Interessen  der  Arbeiter  zu  dienen. 
GROSSERE  Einmütigkeit  im  Urteil  wird  sicher  die  Beratung  über  den  Ge- 
neralstreik zeigen.  Diese  hat  sich  auch  für  einen  Gewerkschaftskongres.s 
notwendig  fjemacht,  weil  versucht  worden  ist,  die  Gencralstreikidee  innerhalb 
tler  Ciewerkschaften  zu  propagieren.  Soweit  sicli  die  Sache  übersehen  lässt.^ 
scheint  die  Organisation  der  Gewerkschaftsverbände  gegen  den  Generalstreik- 
barillus  immun  zu  sein.  Gewiss,  werden  die  Verfechter  der  Idee  sagen,  weil 
die  Verbände  reaktionär  sind  und  zu  versumpfen  drohen.  O  nein,  das  ist  es 
nicht,  was  die  Mitj^Iiedcr  der  Zentralverhände  so  wenig  cnipfimglich  für  die 
Generalstreikidec  macht,  sondern  es  ist  der  l^nistaiui.  d.iss  in  diesen  \'erhänden 
die  Kämpfe  nüi  dem  Unternehmertum  nicht  aufhören  und  ständig  für  diese 
Kampfe  gerüstet  werden  muss.  Wer  soll  bei  der  notwendigen  Arbeit,  die  za 
verrichten  ist,  um  Millionen  noch  fernstehender,  organisationsfähiger  Arbeiter 
und  Arlieiterinnen  für  die  Or<^nnisation,  für  die  allgemeine  Arbeiterhewe^nin-^ 
zu  gewinnen,  sich  dem  (jlauben  hingeben,  dass  dieses  Heer  der  Indirfercnicn 
zu  bewegen  sein  wird,  eines  Tages  einheitlich  aie  Arbeit  einzustellen,  um  emen 
Druck  auf  die  Regierung  auszuüben  oder  das  heute  herrschende  System  zu 
Fall  zu  bringen?  Möglich,  dass  der  Generalstreik  einmal  das  Mittel  sein  wird» 
i:m  den  letzteren  Zweck  zu  erreichen.  Dafür  aber  ist  die  Propaganda  der 
( lenerahtreikidee  nicht  notwendig.  'Zeiten  revolutionärer  Bewegung  macht 
man  nicht,  sondern  sie  werden  aus  den  N'erhältnissen  heraus  geboren.  Sind  sie 
gekommen,  dann  bleiben  die  Arbeiter  nicht  in  den  Werkstuben  und  Fabriken» 
dann  treten  sie  in  den  Generalstreik,  ohne  dass  sie  sidi  vorher  mit  diesem 
vertraut  gemacht  haben.  Was  not  tut,  ist,  dass  die  Arbeiterschaft  organisiert 
ist,  dass  Opfermut  und  Disziplin  sie  beherrscht,  wenn  diese  Zeit  gekommen 
ist.  Solche  Eigenschaften  erzieht  man  der  Arbeiterschaft  aber  nicht  an,  wenn 
man  sie  für  die  Idee  einer  gemeinsamen  Arbeitsniederlegung  zu  begeistern 
sucht.  Mit  dieser  Idee  gewinnt  man  nicht  einen  Arbeiter,  nicht  eine  Arim- 
terin  für  die  Organisation.  Wäre  diese  Anschauung  unrichtig,  so  müs-t  ■  die 
])olitisclie  und  gewerkschaftliche  Organisation  des  Proletariats  in  dem  klassi- 
schen Lande  der  Generalstreikidee,  in  Frankreich,  einigermassen  Bedeutung 
haben.  Kümmerlidi  und  zerrissen  zeigt  sich  uns  aber  die  Arbeiterorganisation 
in  diesem  Lande.  Das  muss  uns  zum  Nachdenken  veranlassen,  es  ist  ja  der 
Vorzug  des  fortgeschrittenen  Arbeiters  Deutschlands,  dass  er  über  die  Dinge, 
die  er  sieht,  nachdenkt.  Nicht,  dass  die  deutschen  Arbeiter  ül>er  das  NacJj- 
denken  und  Krwagen  den  Kampf  versäumen.  Das  wird  niemand  sagen,  der  die 
gewaltigen  Kämpfe  kennt,  die  im  letzten  Jahrzehnt  von  den  Gewerkschaften 
in  Deutschland  geführt  sind.  Der  Bergarbeiterstreik  im  Ruhrrevier  im  Js" 
nuar  dieses  Jahres  hat  uns  gezeigt,  dass  die  Arbeitseinstellung  dann  allgemein 
eintritt,  wenn  das  Mass  des  Erduldens  gefüllt  ist.  Nicht  für  diesen  Streik, 
sondern  gegen  ihn  haben  die  Bergarbeiterführer  gesprochen,  und  er  brach 
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trotzdem  mit  dementarer  Gewalt  aus.  Aber  vorbereitet  haben  sie  diesen  Streik 
durch  Organisierung  und  Aufklärung  der  Bergarbeiter.  Genau  so  haben  wir 
uns  gegenüber  der  Gcncralstreikidee  zu  verhalten.  Organisieren  und  auf- 
klären, aber  nicht  eine  Idee  propagieren,  deren  Ansführung  viel  weniger  von 
uns  abhängt,  als  von  der  Entvvickelung  der  Verhältnisse !  Es  unterliegt  kaum 
einem  Zweifel,  dass  die  Diskussion  über  den  Generalstreik  auf  dem  Gewerk- 
sdiaftskongress  in  diesem  Gedankengang  sieh  bew^^  wird.  Sie  ist  aber 
trotzdem  notwendig,  weil  immer  wieder  versucht  wird,  den  Glauben  zu  er- 
wecken, dass  nur  die  Führer  der  Gewerkschaften  der  Generalstrciksidee  aB- 
lehnen«!  gog^enüber  stehen,  die  Gewerkschaftsmitglicticr  aber  sie  sympathisch 
bcgrüssen.  Die  Delegierten  auf  dem  Kongress  verhandeln  unter  der  Kontrolle 
von  einer  Million  organisierter  Arbeiter  und  Arbeiterinnen,  und  sie  können 
unmöglich  Meinungen  zum  Ausdruck  bringen,  die  ach  nidit  mit  denen  der  von 
ihnen  vertretenen  Mitj^'licdcr  flecken. 

NEBEN  diesen  allgemcnKu  und  weitergehenden  Beratungsgegenständen  wer- 
den auf  dem  Kongress  noch  eine  grosse  Zahl  anderer,  die  Bildung,  die  Orga- 
nisation und  die  Kampfestaktik  der  Arbeiterschaft  betreffender  Fragen  er- 
örtert werden.  Nicht  immer  wird  es  Übereinstimmung  in  diesen  Fragen  geben. 
Das  aber  ist  ja  das  (jute  in  tler  deutschen  Gewerkschaftsbewegung,  und  das 
wird  auch  der  Kongress  an  seinem  Schlüsse  zeigen :  Im  Grossen  und  besonders 
im  Kampfe  einig,  geschlossen,  und  Meinungsstreit  über  theoretische  Fragen, 
deren  Lösung  die  Organisation  zu  fördern,  die  Kraft  und  den  Kampfesmut  zu 
steigern  geeignet  sind! 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 

ADOLPH  VON  ELM  ■  GEWERKSCHAFTEN  UND  GE- 
NOSSENSCHAFTEN 

CIIOX  dem  I'.erüner  Gcwcrkschaftskongress  ''1896/  lag  ein  Antrag 
vor,  den  l'unkt  Gewerkschaften  und  Genossenschaften  mit  zur  V'ei- 
iiandlung  ZU  stdien;  fast  einstimmig  wurde  damals  Übergang  zur 
1  agesordnung  beschlossen.  Was  gehen  uns  die  Genossenschaften 
an?  r);'s  v, ar  damals  in  Gewerkschaftskreisen  noch  allgemein  der 
Stan<l()unkt,  den  man  den  Genossenschaften  gegenüber  einnahm.  Die  Anschau- 
ungen über  diese  Frage  haben  sich  sehr  geändert.  Namentlich  seit  der  Zeit, 
wo  in  Kreuznach  gewaltsam  die  Loslosung  der  modernen  Konsumvereine  von 
den  kapitalistisch  organisierten  Kreditgenossenschaften  erfolgte,  haben  die  orga- 
nisierten Arbeiter  ein  Immer  lebhafteres  Interesse  für  die  dem  Zcntralvcrhand 
deutscher  Konsumvereine  angeschlossenen  Genossenschaften  l>ckundet.  Mit  dem 
Wachstum  der  Genossenschaften  ist  den  denkenden  .Arbeitern  immer  mehr 
die  Erkenntnis  gekommen;  es  ist  an  der  Zeit,  darauf  hinzuwirken,  dass  die 
grossen  Massenorganisationen  der  Konsumvereine  derart  ausgebaut  werden, 
dass  sie  den  Interessen  der  geweikschaftlich  organisierten  Arbeiter  entsprechen» 
ALLERDINGS  sind  die  Meinungen  darüber,  wie  sich  die  Gewerkschaften  zu 
den  Genossenschaften  stellen  sollen,  noch  sehr  geteilt. 

VON  einem  Teil  der  als  Angestellte  und  Arbeiter  der  Genossenschaften  direkt 
interessierten  Arbeitergruppen  wird  manchmal  erklärt:  es  sind  kapitalistische 
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Unternehmungen,  wie  andere  auch  ;  der  einzij^e  Unterschied  ist  der,  das*  hier 
an  Stelle  des  einen  ein  vielköpfiger  Ausbeuter  tritt,  der  die  Arbeiter  maiich- 
mal  noch  rücksichtsloser,  als  jener,  behandelt.  Darüber,  ob  die  Genossenschaften 
kapUalisHsek  sind  oder  nicht,  will  ich  nicht  streiten  —  ich  überlasse  das  den 
Theoretikem  — ,  ich  lege  lediglich  darauf  Wert,  dass  allseitij^  anerkannt  werden 
muss:  die  vielen  Köpfe,  die  Massen  sind  es,  die  die  Entschei<lun<^  in  den  (ie- 
nossenschaften  in  der  Hand  haben.  Die  Genossenschatten  sind 
demoikrati sehe  Institut! oneii| ;  die  aus  'Mitgliedlem  bestehenden 
Generalversammlungen  wählen  Aufsiditsrat  und  Vorstand,  die  Mi^ieder  haben 
es  also  in  der  Hand,  Personen  in  die  Verwaltung  hineinzudirigieren,  die  ihre 
Interessen  am  besten  zu  wahren  im  stände  sind.  Von  dem  Verständnis  der 
breiten  Massen  für  die  Bediirfnisse  des  Arbeiterstandes  wird  es  mithin  ab- 
hängen, wie  diese  durch  die  von  ihnen  beauftragten  Verwaltungsniitglieder  ge- 
fördert werden. 

BIS  in  die  jüngste  Zeit  war  es  Sitte,  dass  in  einzelnen  gowerkschaftiichen  Or- 
ganisationen herbe  Kritik  an  den  Zuständen  In  den  Genossenschaften  genbt 
wurde;  die  schärfsten  Kritiker  aber  waren  in  der  Regel  Leute,  die  selbst  nicht 
Mitglied  einer  Genossenschaft  waren.  Wollen  die  gewerkschaftlich  organi- 
sierten Arbeiter  Einfluss  auf  die  GenossensdiaCten  gewinnen,  so  müssen  sie  vor 
allem  zunächst  selbst  Mitgliedsrechte  in  diesen  besitzen  und 
in  den  Generalversammlungen  und  sonstigen  Mitfjliedcr^usammenkünften  für 
Aufklärung  der  Massen  der  organisierten  Konsumenten  sorgen.  Die  gewerk- 
schaftlich geschulten  .Arbeiter  sollten  nie  vergessen,  dass  ihnen  zunächst  die 
•Pflicht  obliegt,  die  hohe  kulturelle  Bedeutung  der  gewerkschaftlichen  Bewegung 
den  Massen  klar  zu  machen.  Für  völlig  falsch  halte  ich  es,  wenn  sich  (lewerk- 
schaften  den  Genossenschaften  gegenüber  einzig  und  allein  auf  den 
Machtstanrlpunkt  stellen  und  erklären :  wollt  iiir  unsere  I-'ordcrutigen  nicht 
anerkennen,  gut.  dann  greifen  wir  euch  gegenüber  genau  so,  wie  wir  das  sonst 
im  gewerkschaftlichen  Kampfe  tim,  zu  dem  Mittel  des  Streiks.  Einen  Streik 
einer  Gewerkschaft  gi^en  eine  Genossenschaft  halte  ich  dann  für  berechtigt, 
wenn  diese  sich  weigert,  an  die  Gesamtheit  der  Unternehmer  gestellte 
Forderungen  anzuerkennen.  Handelt  es  sich  aber  lediglich  darum,  die  Genossen- 
schaft zu  bewegen,  mehr  zu  bewilligen,  als  mit  ihnen  konkurrierende  Be- 
triebe der  gewerkschaftlichen  Organisation  schon  zugestanden  haben,  so  kann 
dies  nur  auf  dem  Wege  ehier  gegensdttgen  freundschaftlichen  Vereinbarung 
geschehen.  Nun  wird  von  einzelnen  Gewerkschaften  zur  Begründimg  ihrer 
Wünsche  an  die  Genossenschaften  mitunter  geltend  gemacht,  dass  dieser  q<\ct 
jener  Privatbetrieb  der  Branche  bereits  bewilligt  habe,  was  man  von  der  Ge- 
lUMsenschaft  beansprudie.  Auch  das  kann  so  lange  nicht  entsdieidend  sein,  als 
nicht  die  besonderen  Verhaltnisse,  die  zu  der  Bewilligung  in  einem  soldien 
Au«iahme£all  führten,  näher  klargelegt  sind.  Vielleicht  arbeitet  die  Finna 
unter  ganz  abnormen  Konkurrenzverhältnissen,  führt  si^-  Artikel,  für  welche  sie 
höhere  Preise  ohne  weiteres  von  ihrer  Kundschaft  bckonunen  kann,  für  die 
Konkurrenz  mit  der  betreffenden  Genossensdiaft  kommt  die  selbe  eventuell 
überhaupt  nicht  in  Betracht  Derartige  Streitfragen  können  immer  nur  von 
Fall  zu  Fall  entschieden  werden.  Der  Standpunkt:  wenn  die  Genossenschaft 
in  solchen  I-'ällen  nicht  das  selbe  leisten  könne,  wie  jener  Privatbetrieb,  habe 
■sie  überhaupt  keine  Existenzberechtigung,  ist  in  der  Regel  nur  ein  Beweis  für 
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den  Mangel  jeglicher  geschäftlidier  Kenntnisse  und  Erfahrungen.  Eine  Ge- 
nossenschaft hat  im  Anfangsstadium  ihrer  Entwickelung  oft  mit  sdir  hohen 

Unkosten  zu  rechnen;  erst  mit  dem  wachsenden  Umsatz  verringern  sich  pro- 
zentual die  Spesen  und  kann  ein  höherer  Cberschuss  herausgewirtschaftct 
werden.  Es  wäre  sehr  kurzsichtig  gehandelt,  wenn  die  beteiUgten  Gewerk- 
schaften junge  Genossenschaften  zur  Bewilligung  aussergewrohnlicfaer  Lohn- 
und  Arbeitsbedingungen  zwingen«  sie  konkurrenzunfähig  machen  und  dadurch 
tatsächlich  den  Ast  absägen  wollten,  auf  dem  der  Organisation  ihre  Stütze 
erwachsen  soll.  Die  Konsumvereine  tragen  den  Keim  der  Entwickelung  zu 
leistungsfähigen  Grossbetrieben  in  sich  und  sind  als  solche 
nicht  nur  im  stände,  allgemeine  gewerksdiaftlidie  Forderungen  bewilligen  za 
können,  sondern  darüber  noch  erheblich  hinaus  zu  gehen. 
IX  den  Erörterungen  über  den  Anspruch,  welchen  die  Arbeiter  an  den  Über- 
schuss  der  Genossenschaften  zu  stellen  berechtigt  sind,  ist  mehrfach  schon  der 
Standpunkt  vertreten  worden,  der  ganze  Überschuss  gehöre  von  Rechts 
wegen  den  Ariieitem  und  Angestellten»  denn  durch  deren  Leistungen  sei  der 
überschuss  entstanden.  Das  ist  ein  Irrtum.  Ndunen  wir  einen  grossen  Kon- 
sumverein, der,  sagen  wir,  5  %  mehr  Nutzen  erzielt,  als  die  Konkurrenz.  Ist 
dieser  Nutzen  entstanden  lediglich  durch  (lie  Leistungen  des  Personals?  Es 
liegt  mir  fern,  zu  behaupten,  die  luchligkeit  und  der  Arbeitseifer  eines  gut 
geschulten  genossenschaftlichen  Personals  hätte  keinen  Anteil  an  dnem  gün- 
stigen Geschäftsergebnis,  im  Gegentetl,  dieses  kann  viel  dazu  beitragen.  Aber 
vergessen  wir  doch  nicht,  dass  in  Privatbetrieben  bei  geringeren  Löhnen  und 
längerer  Arbeitszeit  diest  Il)CMi  Anforderungen  an  das  Personal  gestellt  wcr<lcn, 
wie  in  genossenschaftlichen.  Die  Hauptursache  des  höheren  Überschusses  liegt 
in  dem  durch  den  Zusammenschluss  der  Massen  bewirkten  grösseren  Umsatz 
tmd  der  dadurch  entstehenden  Verminderung  der  Unkosten  bei  dem  Transport 
und  der  Verteilung  der  Waren.  Wenn  zum  Beispiel  1000  Pfund  Waren  auf 
einmal  transportiert  werden,  dann  sind  die  Transportspesen,  auf  das  einzelne 
Pfund  Ware  berechnet,  geringer,  als  wenn  viermal  250  Pfund  befördert  werden 
müssen;  wenn  ein  Verkaufslokal  1000  Mark  Miete  kostet  und  es  werden  in 
dem  selben  wöchentlich  für  2000  Mark  Waren  abgesetzt,  so  ist  die  Miete  pro 
Pfund  verkaufter  Ware  geringer,  als  weim  in  demselben  Raum  nur  für  1000 
Mark  Waren  unigesetzt  werden;  das  nämliche  triflft  zu  bei  den  Ausgaben  für  die 
Reinigxing.  die  Bekuclitung,  die  Heizung  des  Lokals.  Der  Gordion,  das  Fach- 
blatt für  die  Chokoladcnnidustrie,  hat  einmal  berechnet,  dass  im  Kleinhandel 
durchschnittlich  12  %  vom  Umsatz  für  Miete  verau^;abt  wird,  wahrend  beim 
Konsumverein  Vorwärts  in  Dresden  die  Ausgabe  hierfür  kaum  i  %  beträgt. 
Die  Ikleuchtuiit^skosten  berechnet  der  Gordion  beim  Kleinhandel  auf  2-  % 
vom  Umsatz,  wahrend  tler  Konsumverein  Leipzig-Plagwitz  iür  diesen  Zweck 
nur  0,13  verausgabt. 

VOR  allem  aber:  leistungsfähige  Konsumvereine,  welche  über  das  nötige  Be- 
triebskapital verfügen,  kaufen  grosse  Warenposten  aus  erster  Hand  gegen  bar 
und  erhalten  sie  dadurch  um  3  bis  5  ^  billiger,  als  die  meistens  wenig  kapital- 
kräftigen Kleinhändler,  die  ihrem  Pjedarf  entsprechend  docli  in  drr  Regel  nur 
kleine  Quantitäten  aus  zweiter,  dritter,  vierter  Hand  kaufen  können.  Der  durch 
den  Grosseinkauf  und  den  hohen  Umsatz  erzielte  Nutzen  ist  aber  doch  ledig- 
lich das  Resultat  der  Massenorganisation  der  Käufer  und  nicht 
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(las  der  Tätigkeit  der  Anjjcstelltcn.  Wollte  man  diesen  Nutzen  ausschliess- 
lich den  Arbeitern  und  Angestellten  zuwenden,  so  würden  die  organisierten 
Konsumenten  jegliches  Interesse  an  der  Sache  verlieren.  Die  Warenrück- 
vergütimg  —  von  einem  Gewinn  kann  keine  Rede  sein,  da  die  Mit^ieder  der 

Konsumvereine  sich  doch  nur  deshalb  zusammengeschlossen  haben,  um  zum 

Selbstkostenpreis  7.11  kaufen  —  völlig  auszuschalten,  wäre  gleichbedeutend  mit 
xlem  Ruin  der  Konsumvereine.  Darüber  wolle  man  sich  auch  nicht  täuschen, 
•dass  aus  purem  Idealismus  die  Frauen  der  Mit^ieder  nicht  wdte  machen 
und  in  einem  Konsumvereinsladen  eine  halbe  Stunde  tmd  länger  stehen  und 

warten,  bis  an  sie  die  Reüic  kommt.  Die  Arbeiterfrau  muss  bei  ihrem  Haus- 
standsgeld, welches  manchmal  infolge  der  traurigen  Erwcrbsverhältnfsse  sch«- 
schmal  bemessen  ist,  mit  jedem  Pfennig  rechnen,  sie  kauft  im  Konsumverein 
des  Vorteils  wegen,  nicht  aus  Begeisterung  für  die  Genossenschaft. 
NUN  hat  ja  allerdings  in  vielen  Konsumvereinen  die  Sucht,  hohe  Dwidendeu 
lierauszuwirtschaften,  vielfach  dazu  geführt,  dass  bereditigte  Interessen  der 
Angestellten  aufs  i;rr)bl!chsfe  verletzt  wiird'  11.  dass  enorme  Summen  als  Steuern 
bezahlt  werden  musstcn,  und  dass  die  weitere  Entwickclung  der  Genossenschaft 
<iadurch  auf  Jahre  hinaus  gehemmt  wurde.  Die  Errichtung  einer  eigenen 
Bäckerei  ist  vielfach  deshalb  abgelehnt  worden,  weil  man  befürchtete,  beim 
Eigenbetricl)  niclit  so  hohe  Prozente  als  Produktioiisgcwinn  zu  erzielen,  wie  S!C 
die  Bäckermeister  (kni  Konsumverein  für  den  Bezug  des  Brotes  gew.ihrten. 
In  Ortschaften,  in  «kneii  vielleicht  75  %  aller  Stimmen  für  die  Sozialdemokratie 
abgegeben  wurde,  die  Mitglieder  des  Konsumvereins  sich  also  fast  ausschliesslich 
aus  Genossen  zusammensetzten,  entwickelten  einzelne  dieser  Genossen  Grund- 
s  itze,  wie  man  sie  wohl  bei  einem  reaktionären  Zünftlcr,  aber  nicht  bei  einem 
Sozialdemokraten  erwarten  sollte.  Dies  beweist,  dass  bei  einem  ixr<^ssen  Teil 
der  .Arbeiter  beute  lux-h  unsere  (iruiiils.uze  nicht  in  Fleisch  uiul  Blut  überge- 
gangen sind.  Li  m  s  o  m  c  h  r  ist  es  notwendig,  dass  diejenigen  Genossen,  die  auf 
einer  höheren  Warte  stehen,  aufklärend  wirken  und  die  niedrigen  kaupitalisti* 
sehen  Instinkte,  die  in  der  Dividendenseuche  zutage  treten,  zu  bannen  Stichen. 
Das  geschieht  aber  nicht,  wenn  man  lediglich  ausserhalb  der  Genossensdiaft 
Kritik  übt,  sondern  wenn  man  an  ihrem  Ausbau  als  Mitglied  tätigen  Anteil 
nimmt. 

SOBALD  ihr  Käuferinteresse  in  Frage  kommt,  vergessen  viele  Arbeiter,  dass 
sie  selbst  o<Icr  ihre  Arbeitsbrüder  doch  auch  Hersteller  von  Waren  sind, 

und  dass  für  Waren,  welche  zu  abnorm  billigen  Preisen  verkauft  werden,  nur 
Hungerlobiie  bezahlt  sein  krmnen.  Xehnien  wir  einmal  einen  Artikel,  den  nur 
die  Männer,  bei  denen  man  wegen  ihrer  Beteiligung  an  Partei  und  Gcwerk- 
sdiaften  in  erster  Linie  soziales  Verständnis  voraussetzen  sollte,  konsumieren: 
Zigarren.  Ein  Teil  der  sächsischen  Konsumvereine  führen  Zigarren  4  Stück 
10  Pfennig  und  3  Stück  zu  10  Pfennig.  Bei  auch  nur  cinigermassen  ausreichen- 
den Löhnen  diese  Zigarren  herzustellen,  ist  ganz  unmöglich,  sie  werden  ent- 
weder in  Zuchtliäusern,  Strafanstalten  oder  zu  unerhörten  Hungerlöhnen  an- 
gefertigt Die  Konsumvereine  'fuhren  diese  Zigarren,  weil  die  Mitglieder  sie 
verlangen.  Die  Arbeiter  selbst  sind  es  also,  weldie  in  diesem  Fall  Zuchthaus- 
arbeit, Heimindustrie  und  Hungerlöhne  durch  ihren  Kauf  unterstützen. 
Das  selbe  trifft  zu  bei  einer  ganzen  Reihe  anderer  Artikel:  Kleidern,  Schuhen, 
Bürsten,  Pinsel  etc.  etc. 
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WIE  hier  Wandel  schaffen? 

NUR  Aufklärung  der  Massen  kann  eine  Besserung  herbeiführen.  Die 

Macht  der  Arbeiter  als  Konsumenten  kann  äusserst  wirksam  gestaltet  werden, 
wenn  sie  für  die  Interessen  der  g-ewerkschaftlichen  liewegring:  die  Wagschalc 
fällt.  Das  sollte  nicht  nur  geschehen  bei  anerkajint^n  Boykotts,  sondern  die 
Arbetterlronsanienten  mfissten  derartig  geschult  werden,  dass,  anch  ohne  dass 
eine  Ware  direkt  boykottiert  ist,  sie  die  selbe  ausschalten,  sofern  iluien  be- 
kannt ist,  dass  die  Firma  die  gewerkschaftlichen  Lohn-  und  Arbcitsbcding- 
imgcn  nicht  anerkennt.  Die  Konsumvereinslciter  sind  nahezu  machtlos,  solange 
die  Mitglieder  der  \  crcine  noch  in  all  diesen  Fragen  völlig  indifferent  sind.  Die 
betreffenden  Gewerksdiaften  sollten  deshalb  von  den  Verwaltungen  der  Konsum- 
vereine auch  nicht  auf  diesem  Gebiet  Unmögliches  verlangen.  Von  unten 
auf  muss  die  Wandlung  vor  sich  gehen;  die  Geschäftsführer  der 
Konsumvereine  können  nicht  die  Geschäfte  der  Gewerkschaften  besorsren:  das 
verbietet  schon  das  üenossenschaftsgesetz.  Ist  aber  erst  einmal  in  den  Arbeiter- 
Icreisen  selbst  Verständnis  für  solche  energische  Wahrung  der  Arbeiterinter- 
essen beim  Einkauf  der  Waren  .vorhanden,  dann  ergibt  sich  nadi  dieser  Rich- 
tung hin  das  Weitere  von  selbst  Erklären  <!i  Mitglieder:  diesen  oder  jenen 
Artikel  kaufen  wir  nicht,  wir  wünschen,  dass  der  selbe  von  einer  anderen 
Firma  bezogen  wird,  so  wird  sich  die  Verwaltung  eines  Konsumvereins  —  schon 
aus  rein  geschäftlichen  Gründen  —  nicht  w  eigern,  den  Wünschen  der  Käufer 
Rechnung  zu  tragen.  Leider  muss  jedoch  gesagt  werden,  dass  heute  manchmal 
noch  das  Gegenteil  der  Fall  ist.  Die  Verwaltungen  der  Konsumvereine  können 
hei  einem  über  eine  Ware  verhängten  Boykott  zuweilen  die  Erfahrung  machen, 
dass  ein  grosser  Teil  der  Mitglieder,  sofern  der  Konsumverein  den  Artikel  nidit 
mehr  führt,  einfach  zum  Händler  geht  und  ihn  dort  kauft. 
DESHALB  sollte  auch  bei  Verhängung  von  Boykotts  mit  der  not^^  Vorsidit 
zu  Werke  gegangen  werden.  Ein  Boykott  ist  unwirksam,  wenn  nicht  hinter 
dem  selben  die  breiten  Massen  der  Konsumenten  stehen ;  auch  ein 
Konsumverein  muss  mit  der  Massenstinnnung  rechnen.  Boykotts  sollten  nur 
bei  ganz  eklatanten  Fällen  verhängt  werden;  nicht  irgend  eine  Zalilstelle  einer 
Gewerkschaft,  sondern  die  ortliche  Gewerkschaftskommission  oder,  falls  ein 
Boykott  für  das  ganze  Reich  in  Frage  kommt,  der  gesamte  Gewerkschaftsaus- 
schtiss  der  Zcntralverbiinde  sollte  berechtigt  sein.  Boykotts  zu  verlianc^en ;  die 
Konsumvereine  verpflichten  wollen,  jedem  Boykottbeschluss  einer  einy.clnen 
Zahlstelle  eines  Verbandes  Rccluiung  zu  tragen,  hiesse  diese  schadigen.  <jiino 
dass  der  Gewerkschaft  selbst  dadurch  ein  Nutzen  erwachsen  würde.  Die  bei 
einer  solchen  Frage  direkt  interessierten  Gewerkschaftsmitglieder  vergessen  in 
der  Regel,  dass  bei  dem  jetzigen  Stand  der  Entwickelung  die  Macht  der  Kon- 
sumvereine noch  sclir  beschriinkt  ist:  eine  grosse  Firma  i-^t  von  den  Konsuin- 
veieinen  allein,  an  welche  sie  vielleicht  nur  einen  geringen  Ted  ihrer  Waren 
vcrk:iuft,  durchaus  nicht  abhängig.  Der  Fall  ist  in  Grossbritannien  sogar  schon 
v'iedcrholt  eingetreten,  dass  grosse  Firmen  sich  geweigerc  hcihcn,  an  Konsum- 
vereine überhaupt  Waren  zu  verkaufen,  um  dem  wachsenden  Einfliiss  der 
selben  auf  ihr  Geschäft  entgegenzuarbeiten.  Sind  die  Konsumvereine  machlii^ 
genug,  dann  werden  sie  c-ncn  solclicn  über  sie  verhängJcn  Boykott  dar.ut  be- 
antworten, dass  sie  die  Ihnen  zum  Verkauf  entzogenen  Waren  in  eigener  Fabri- 
kation herstellen  lassen. 
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SO  weit  sind  wir  in  Deutschland  jedoch  noch  nicht;  man  denke  nur  daran» 
welche  enormen  Schwierigkeiten  der  GrosscinkaufsgcsclUchaft  deutscher  Kon- 
sumvereine bereitet  worden  sind,  um  zu  verhindern,  dass  die  selbe  auf  ihrem 
eigenen  Grund  und  Boden  in  Aken  an  der  Elbe  eine  Scileniabrik  enichten 
konnte.  Die  erforderliche  Gendimigmig  hierzu  ist  bis  heute  nodi  nicht  erteilt 
worden.  Aber  das  wäre  noch  das  gerillte  Bedenken;  diese  Hindemisse  sind 
zu  überwinden.    Viel  mehr  kommt  in  Betracht,  dass  sich  genossenschaftliche 
Grossbetriebe  nicht  von  heute  auf  morgen  aus  der  Erde  stampfen  lassen;  dazu 
gehören  zunächst  grosse  Kapitalien.   Es  mangelt  bis  jetzt  noch  an  der  nötigen 
Organisation,  soldie  zu  beschaffen.   Sind  die  Gewerksdiaften  bereit;  mit  den 
Genossenschaften  gemeinsam  auf  diesem  Gdnet  zu  wirken  —  audi  hierüber 
wäre  eine  Aussprache  auf  dem  Gewerkschaftskongress  sehr  erwünscht  — ,  dann 
könnte  in  Deutschland  eine  Zentralgenosscnschaftsbank  errichtet 
werden,  die  dem  Kapitalmangel  abzuhelfen  schon  in  der  Lage  wäre.  Die 
Gewerkschaften   sind  ausser  stände,  aus  eigener  Kraft  eine  scdche  Bank  zu 
schaffen;  sie  selbst  betreiben  Geschäfte,  wenn  überhaupt,  doch  nur  in  ganz 
minimalen  Massstabe,  würden  mithin  immer  wieder  gezwungen  sein,  damit  die 
von  den  Gewerkschaften  bei  der  Bank  deponierten  Gelder  nicht  als  müssigc 
Kapitalbestände  im  Geldschrank  liegen  blieben,  sich  an  kapitalistische  Institute 
zwecks  Verwertung  der  selben  zu  wenden,  um  die  Zinsen,  auf  welche  die  Ge- 
werkschaften doch  auch  nicht  verzicht«i  können,  herauszuwirtsdiaften.  An 
dem  heutigen  Obelstand,  dass  mit  Arbeitcrgeldern  kapitalistisdie  Aktiengesell« 
Schäften  gespeist  werden,  würde    mit    der    Einrichtung    einer    Ge  werk- 
schaft sbank  nichts  geändert  werden;  im  Gegenteil,  neue  Schwierigkeiten 
würden  entstehen,  von  denen  die  eben  geschilderte  vielleicht  noch  die  kleinste 
ist  Mit  £rfo1g  eine  Bank  im  Interesse  der  Arbeiter  betreiben,  kränen  nur  die 
Genossenschaften.   Ich  halte  jedoch  die  Mitwirkung  der  gewerksdiaft- 
Hch  organisierten  Arbeiterschaft  hierzu  für  absolut  notwendig,  weniger  wegen 
der  Zuwendung   von   Kapitall)cst:in(len  —  denn  über  kurz  otler  lang  werden 
auch  die  Genossenschaften  über  grossere  Kapitalien  verfügen  — ,  als  um  im 
Interesse  der  deutschen  Arbeiterschaft  ein  so  festes  Bündnis  zwischen 
Gewerkschaften  und  Genossenschaften  zu  errichten,  dass  die 
selben  Schulter  an  Schulter  solidarisch  zu  marschieren  genötigt  sind.  Von 
(Heseln  praktischen   Solidaritätsbündnis   von   (ie werkschaften    und  Genossen- 
schaften wird  nicht  zum  geringsten  das  Tempo  abhangen,  in  weichem  die  orga- 
nisierte Arbeiterschaft  ihre  wirtschaftliche  Macht  von  Position  zu  Position 
y.w  steigern  und  zu  befestigen  im  Stande  ist. 

DURCH  die  Organisation  der  Konsumenten  ist  die  Basis  geschaffen,  auf  welcher 
wir  weiter  bauen  können.  W  i  e  wir  weiter  bauen,  hängt  von  dem  Verständnis 
der  gewerkschaftlich  organisierten  Arbeiter  für  die  genossenschaftliche  Organi- 
sation ab.  Wenn  die  Erfolge  der  selben  in  nichts  weiterem  bestehen  sollten, 
als  für  die  Arbeiter  als  Konsumenten  alljährlich  einen  je  nach  der  Höhe  der 
Verkaufspreise  mehr  oder  minder  grossen  Prozentsatz  Dividende  heraus« 
zuwirtschaften.  dann  würde  ich  selbstverständlich  immer  noch  die  Konsum- 
vereine als  ganz  nützliche  Institutionen  für  die  Arbeiterschaft  betrachten,  aber 
ein  Grund,  sich  für  dieselben  bescmders  zu  begeistern,  läge  dann  wahrlich  nicht 
vor.  Gewerkschaftitdi  interestim  wären  dann  an  der  genossenschaftlichen 
Bewegung  nur  diejenigen  Gewerkschaften,  weldie  bei  der  Warenverteilung 
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beschäftigte  Arbeiter  su  ihren  Mitgliedern  zählen,  hauptsächlich  also  die 
Handlung^gehUfen  und  die  Handels-  und  Transportarbeiter;  das  In- 
teresse der  übrigen  gewerkschaftlich  organisierten  Arbeiter  als  Produ- 
zenten   an    den    Genossenschaften    wäre  f^ering. 

DIE  bisherige  Entwickelung  in  Deutschland  zeigt  uns  jedoch,  dass  schon  andere 
Gewerkschaften  durch  die  genossenschaftliche  Or^ganisation  profitieren. 
DIE  Tabakarbeiiergeuosfettschaft,  die  ihren  Hanptabsata  bei  den  Konsumver- 
einen hat,  beschäftigt  nach  ihrem  letzten  Jahresbericht  sdion  233  Arbeiter ;  wenn 
alle  organisierten  Konsumenten  ihre  Zigarren  von  der  selben  !)tziehcn  würden, 
könnte  die  zehnfache  Zahl  schon  heute  beschäftigt  werden.  Auch  die  Genossen- 
schaft der  Kautabakarbeiter  in  Nordhausen  hat  einen  wesentlichen  Rückhalt  in 
dem  Absatz  an  die  Konsumvereine. 

DAZU  kommen  dann  die  in  Genossenschaftsbäckereien  beschäftigten  Arbeiter» 
deren  Zahl  sich  heute  vielleicht  auf  zirka  1500  abschätzen  lässt.  Für  die  ge- 
werkschaftliche Organisation  der  Bäcker  hat  sich  die  Errichtung  von  Genossen- 
schaftsbäckereien als  eine  wesentliche  Hilfe  im  Kampfe  um  geordnete  Arbeits- 
verhältnisse erwiesen.  Auf  dem  letzten  Gcnossensdiaftstag,  am  13.  und  14. 
Juni  .1904,  wurde  zwisdien  dem  Verband  der  Bäcker  und  dem  Zentralverband 
deutscher  Konsumvereine  ein  Tarifvertrag  abgeschlossen,  der  für  alle  kontinuier- 
lichen Betriebe  inklusive  20  Minuten  Essenspause  die  achtstündige  Arbeitszeit, 
in  nicht  kontinuierlichen  Betrieben  inklusive  einer  Stunde  Essenspause  die 
nennt tfiadige  Arbeitszeit  vorsieht  Die  Lohne  sind  ha.  dar  Form  der  Staffelung 
jem  Buchdruckertarif  oachgelMldet,  das  Tx>hnminimitm  für  Ueine  Orte  beträgt 
21  Mark,  für  grössere  Orte  wird  ein  Lokalzuschlag  bis  zu  26,25  M'ark  berech- 
net ;  ausserdem  sind  bei  Fortzahlung  des  Lohnes  Ferien  von  drei  Tagen  bis  zu 
einer  Woche  je  nach  der  Dauer  der  Beschäftigimg  festgesetzt.  Auf  dem 
letzten  Verbaiidst^g  der  Bäcker,  im  April  dieses  Jahres,  mnaste  tum  leider 
konstatiert  werden,  dass  sich  in  einigen  Ideineren  Orten  die  Konsumvereme 
dem  Tarif  gegenüber  bisher  noch  ablehnend  verhalten  haben.  Auch  dieser 
Widerstand  dürfte  bald  gebrochen  werden  infolge  des  Umstandes,  dass  der 
Bäckerverband  jetzt  überall  eine  rege  Tätigkeit  entfaltet,  den  Tarif  auch  in 
Privatbäckereien  durchzusetzen.  Ohne  die  Bardtwilligkeit  der 
grosseren  Konsumvereine,  einen  solchen  Tarif  abzusdiliessen,  würde  das  letz- 
tere schwer  möglich  gewesen  sein;  auch  hier  erweist  nch  mithin  die  genossen- 
schaftliche Organisation  als  ein  wesentliches  Förderungsmittel  gewerkschaft- 
licher Bestrebungen. 

OBER  die  Verhandlungen  mit  dem  Zentralverband  der  Handels-  und  Trans- 
portarbeiter schreibt  der  Korrespondent  für  DeutsehUmds  Bnchdvuchtr  und 

Schriftgiesser  vom  28.  März: 

»ResultatJos  sind  wicckr  die  weiteren  Verhandlungen  mit  der  Organisation  dor 
Handels-  und  TransportarlKMter  geblieben.  Wir  haben  schon  in  Nr.  93  vongen 
Jahres  in  dem  Berichte  über  die  Verhandlungen  des  Gcnossemchaftstages  gesagt, 
dass  hier  die  Hauptschuld  den  genannten  Verband  trifft.  Wenn  in  den  Genomen- 
schaftsbctrieben  eine  Regelung  der  Arbeitsverhältnisse  eintreten  soll,  dann  müssten 
auch  einheitliche  Grundlagen  als  Ausgangspunkt  alles  weiteren  angenommen  werden. 
Nun  mögen  ja  im  Handels-  und  Transpoilgewerbe  ganz  besondere  Verhältnisse  ob- 
walten, namentlich  bezieht  sich  äk%  auf  die  Staffelung  des  Lohnes  nach  Dienst jahrem; 
aber  in  BitriclKii,  wo  alle  möglichen  Brnnrlicn  vertreten  sind,  i'^t  eine  so  weitgehende 
Differenzierung  tmmöglich,  hier  muss  eine  begrenzte  Schematisierung  eintreten.  Die 
Ibmdels-  und  Transportarbeiter  aber  verwerfen  dtn  Minhnallohn,  verwerfen  die 
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I.okalzuschlägc.  verworfen  auch  die  Ferien  in  ihrem  jetzigen  Umfange  und  anderes. 
Den  nächsten  Genossenschaftstag  erwartet  in  dieser  Beziehung  also  keine  angenehme 
Aufgabe.« 

Nadi  dem  Scheicern  der  Verhandlungen  mit  den  Handels*  und  Transport- 
arbeitern auf  dem  letzten  Genossenschaftstag  in  Hamburg  wandten  sich  die 
Handels-  und  Transportarbeiter  an  die  einzelnen  Konsumvereine,  um  die  selben 
zur  Annahme  ihres  in  Hamburg  abgelehnten  Tarifcs  zu  bewegen.  Die  Kon- 
sumvereine  wiesen  dieses  Ansinnen  zurfldc,  indem  sie  sidi  auf  den  korrekten 
Sitandpunkt  stellten,  dass  Verhandlungen  zwecks  Abachluss  eines  Tarifes  nur 
zwischen  dem  Zentralverband  der  Gewerkschaft  und  dem  der  Konsmnvercim! 
geführt  werden  könnten.  Die  •Zurückweisung  soll  in  einzelnen  Fällen  in  /iem- 
lich  brüsker  Form  geschehen  sein,  wofür  aber  wohl  niemand  die  Gesamtheit 
oder  die  Leitung  der  deutschen  Konsumvereine  verantwortlich  machen  dürfte, 
welche  zu  weiteren  Verhandlungen  auf  Gründls^  des  Bäckertarifs  sich  stctä 
bereit  erklärt  hat. 

WAS  <lic  Arbeitsbedingungen  der  kaufmännischen  Angestellten  angeht,  sa  soll 
dem  nächsten  Genossenschaftstag  ein  von  dem  Vorstand  des  Handlungsgehilfen- 
Verbandes  und  dem  des  Zcntralverbandes  deutscher  Konsumvereine  gemeinsam 
ausgearbeiteter  Vorschlag  unterbreitet  werden. 

ES  ist  erklärlich,  dass  auf  dem  Genossenschaftstag  vereinbarte  Tarife  nicht  so- 
fort von  allen  Konsimivereinen  anerkannt  werden ;  die  X'erwaltungcn  der  be- 
treffenden Konsumvereine  sind  hier  nicht  immer  der  schuldige  Teil.  Die  Ar- 
beiter der  übrigen  Gewerbe  beurteilen  häuhg  die  Lohn-  und  Arbeitsbedingungen 
der  Genossenschaftsarbeiter  und  Angestellten  nach  ihren  eigenen  traurigen 
Lohn-  und  Arbeitsverhältnissen  und  kcmnen  nicht  verstehen,  dass  jene  besser 
gestellt  sein  sollen,  als  sie. 

AUF  dem  nächsten  Genossenschaftstag  wird  unter  anderm  die  Frage  der  Für- 
sorgekassen  für  die  Angestellten  und  Arbeiter  wiederum  zur  Erörterung 
kommen.  Um  einigerniasscn  ausreichende  Alters-  und  Invaliditätsrenten  zahlen 
zu  können,  ist  ein  Beitrag  von  6  %  vom  Lohn  respektive  Gehalt  der  Angestellten 
erforderlich,  nach  dem  von  der  auf.  dem  letzten  Genossenschaftstage  gewählten 
Kommission  ausgearlieiteten  Entwurf  soll  die  Hälfte  des  notwendigen  Betrages 
von  den  Genossensebaften.  die  andere  Hälfte  von  den  Angestellten  getragen 
werden.  Gerade  bei  der  Durchführung  dieser  Bestimmung  wird  sich  wahr- 
scheinlich leider  zeigen,  dass  in  den  einzelnen  Konsumvereinen  ein  Teil  der 
gewerkschaftlidi  organisierten  Arbeiter  es  ist,  der  gegen  solche  Fürsorge- 
bestrebungen entschiedenen  Widerstand  leistet.  Ist  es  doch  Tatsache,  dass  die 
gleiche  Hestinunuiii;  für  die  Angestellten  der  Arbeiterpresse  noch  keineswegs 
überall  durchgeiuiiri  ist.  So  müssen  die  Angestellten  der  Leipziger  VolkS' 
seihtHg  noch  jetzt  den  vollen  Beitrag  für  die  Unterstützungseinrichtungen  des 
\'ereins  Arbeiterpresse  selber  zahlen.  Wenn  schon  bei  den  politisch  geschulten 
Arbeitern  Leipzigs  ein  so  geringes  Verständnis  für  ihre  Pflichten  als  Arbeit» 
gcber  möglich  ist,  was  soll  man  dann  in  kleineren  Orten  erwarten? 
NICHT  an  der  genossenschaftUchen  Organisation  an  sich  liegt  es,  wenn  sich 
in  ihren  Handlui^[en  manchmal  kein  genügendes  soziales  Verständnis  kund> 
gibt,  die  Arbeitermassen  selbst  sind  es,  die  die  Entscheidung  in  den  Konsum- 
vereinen in  der  Hand  haben.  Solange  indessen  in  den  Gewerkschaften 
die  Mitglieder  noch  auf  dem  Standpunkt  stehen:  bessere  Verhältnisse,  als  wir 
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«ie  haben,  brauchen  auch  die  in  uiuerem  Dienst  tätigen  Angestellten  nicht,  ist 
an  me  Wandlung  zum  bessern  nidit  au  denken. 

DESHALB  haben  aber  auch  die  Besdilösse  des  Gewerkschaftskongresses  in 
Bezug  auf  die  Stellung  der  Gewerkschaften  zu  den  Genossenschaften  die  grösste 
Bedeutung.  In  Grossbritannien  hat  sich  mit  der  Zeit  ein  völlig  harmonisches 
Verhältnis  swisehen  G«wericsdiaften  und  Genossensdiaften  entwickelt  Auf 
den  Gewerkschaftskongressen  erscheint  r^elmässig  eine  Deputation  der  Ge- 
nossenschaften, um  sich  über  die  Wfinsche  der  Gewerleschafter  bezfiglich  der 
Genossenschaften  zu  informieren. 

DIE  genossenschaftliche  Eigenproduktion  in  Grossbritannien  wächst  von  Jahr 
au  Jahr.  Von  den  zirka  200000  Arbitern  und  Angestellten  in  der  Genossen» 
sciiaftsbew^ung  sind  annähernd  50000  schon  in  genossenschaftlicher  Produk- 
tion tätig.  Mit  jeder  neu  errichteten  Gcnossenschaftsfabrik  wächst  das  Inter- 
esse der  Arbeiter  als  Produzenten  an  der  Genossenschaftsbewegung.  In  her- 
vorragendem Masse  sind  schon  heute  durch  die  grosse  Zahl  der  von  den  ein- 
zelnen Gewerben  in  Gewerkschaftsbetrieben  beschäftigten  Arbeiter  die  Textil- 
arbeiter, die  Schuhmacher,  die  Mietallarbeiter,  die  Holzarbeiter,  die  Bauarbeiter, 
die  Buchdrudcer,  die  Müller,  die  Bäcker,  die  Tabakarbeiter  und  andere  mehr 
an  der  Genosssenschaftssachc  interessiert. 

ALLERDINGS  hat  diese  Entwickelung  in  England  einen  Zeitraum  von  zirka 
30  Jahren  in  Anspruch  genommen.  Wollen  wir  in  Deutschland  schneller  vor- 
wärts kommen,  so  kann  dies  nur  unter  der  tätigen  Beihilfe  der  gewerk- 
schaftlich organisierten  Arbeiter  geschehen.  Die  dieser  Ent- 
wickelung entgegenstehenden  Hindernisse  sind  keine  s:jcrinsi;cn  Es  weht  ziir- 
ztit  in  Deutschland  ein  scharfer  Wind  gegen  die  moderne  Genossenschafts- 
bcwcgxuig.  Die  Regierungen  in  einzelnen  Bundesstaaten,  namentlich  in 
Preussen,  suchen  die  Genossenschaften  heute  gerade  so  in  ihrer  Entwickdung 
zu  hemmen,  wie  einst  die  Gewerksdiaften.  Durch  Steuern  aller  möglichen 
Art,  in  erster  Linie  durch  die  im  Interesse  <lcs  Kleinhandels  geschaffene  Um- 
satzsteuer, dadurch,  dass  den  Beamten  und  Arbeitern  der  Staatsbetriebe  direkt 
verboten  wird,  sich  an  allgemeinen  Konsumvereinen  zu  beteiligen,  glaubt  man, 
dem  Anwachsen  der  Konsumverdne  Einhalt  gebieten'  zu  können.  Umsomehr 
ist  es  Pflicht  der  gewerkschaftlidi  organisierten  Arbeiter,  die  Konsumvereins- 
bewegung ihrerseits  nach  Kräften  zu  fördern.  Die  Entwickelung  der 
g  e  n  o  s  s  e  n  s  r  Ii  ;i  f  t  l  i  c  h  e  n  Eigenproduktion  in  Deutschland 
wird  von  dem  Interesse  der  Gewerkschaften  an  der  selben 
abhängen.  An  Kapital  wird  es  nicht  mangeln,  sofern  in  den  einzelnen 
Konsumvereinen  die  Gewerkschafter  dafür  eintreten,  dass  alljährlich  zu 
Zwecken  der  Eigenproduktion,  sowohl  der  örtlichen,  wie  der  für  sämtliche 
Konsumvereine  Deutschlands  durch  die  Grosscinkanfs^^cscllschaft,  die  nötigen 
Rücklagen  gemacht  werden.  Wenn  ausserdem  die  Gewerkschaften  zu 
dem  glekshen  Zwecke  ihre  Reservefonds  bd  einer  Zentrdgenossenschaftsbank 
zinstragend  anlegen,  so  wäre  in  kurzer  Frist  die  Moglichkdt  geschaffen,  ge- 
nossenschaftliche Grossbetriebe  zur  Herstellung  diverser  Waren  zu  errichten. 
^!it  den  Kapitalien  an  sich  sind  allerdings  die  Vorbedingungen  hierfür  nur 
zur  kleineren  Hälfte  gegeben.  Nur  auf  Grundlage  des  organisierten 
Absatzes  können  genossenschaftl^ie  Fabrikbetriebe  erridttet  werden.  So- 
lange in  den  Konsumverdnen  für  Arbeiterlddder  und  Sdiuhe  1^  Absatz 
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vorhanden  ist,  können  diese  Artikel  nicht  selbst  fabriricrt werden.  Erst  Fabriken* 
bauen  und  dann  den  Absatz  organisieren,  das  wäre  ein  gewagtes  Experiment, 
vor  dem  nach  allen  bisherigen  mit  Produktivgenossenschaften  gemachten  Er- 
fahrungen gewarnt  werden  muss.  Eine  Genossenschaftsfabrik  wird  nur  dann 
<ler  Konkurrenz  gewadisen  seia,  wenn  ihr  Absatz  von  vornherein  ein  grosserer 
ist,  als  der  der  konkurrierenden  Privatbetriebe. 

EIN  grosses  Tätigkeitsgebiet  wird  hier  den  gewerkschaftlich  organisierten 
Arbeitern  erschlossen,  wenn  sich  diese  mit  der  von  ihnen  I>eim  Ausbau 
ihrer  eigenen  Organisationen  bewährten  Energie  auch  der  Genossenschafts- 
sache widmen.  Aber  die  Aulgabe  ist  schon  des  Schweisses  der  Edlen  wert. 
Die  Gewerkschaftsbew^img  wird  an  der  Genossenschaftsbewegung,  und  um- 
gekehrt die  letztere  an  der  ersteren,  einen  Rückhalt  haben,  und  es  wird  zur 
Tat  werden,  was  Sidney  Webb  in  einem  Vortrag  in  Grossbritannien  über  diese 
Frage  sagte: 

»Das  richtige  Verhältnis  zwrischen  der  Genossenschaft  und  der  Gewerkschaft,  wie 
ich  es  mir  deiikc,  ist  das  einer  idealen  Fhe,  in  welcher  jeder  Partner  die  Individualität 
des  atnlcrcn  arluct  und  seine  Arbeit  fördert,  während  beide  herzUch  ihre  Kräfte 
vereinigen,  um  i^hr  gemeinsames  Zid  zu  fördern:  den  auf  Kooperation  ge- 

gründeten  Staat.« 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 

OnO  HUE-ZÜR  GESCHICHTE  DER  CHRISTLICHEN 
GEWERKVEREINE 

ER  Generalstreik  im  Ruhigebiet  hat  für  einige  NurpoUtiker  die 
Frage  der  gewerkschaftlichen  Neutralität  wieder  einmal  als  brem- 

nend  auf  die  Tagesordnung  gesetzt.    Hätte  der  Streik  mit  einem 
vollen  Erfolg  geendet,  so  hätte  kein  Mensch  sich  über  die  einge- 
haltene Taktik  entrüstet;  nun  aber  aus  Gründen,  die  in  dieser  Zeit- 
schrift schon  dargdegt  sind^),  der  Streik  den  bekannten  Au^ang  nahm,  muss 

unbedingt  die  verfehlte  Taktik  den  Misserfolg  verschuldet  haben.  Jetzt 
tauchen  —  auch  in  Kreisen  der  Gewerkschaftsmitglieder  —  wieder  taktische 
Ratschläge  auf,  die  insonderheit  den  älteren  Bergarbeiterverbändlem  nicht 
unbekannt  sind.  Ist  doch  im  Bergarbeiterverbande  diese  angeblich  allerneueste 
Mediode  schon  vor  14  bis  is  Jahren  praktiziert  worden,  mit  negativem  Resultat. 
Schliesslich  musste  die  Generalkommission  der  Gewerkschaften  Deutschlands 
dem  Rcrgarbeitervcrbande  Gelder  zur  Betreibung  der  Agitation  überweisen. 
Der  Verband  war  auf  den  Hund  gekommen,  und  gerade  diejenig^cn,  die  früher 
am  radikalsten  gewettert  hatten,  sah  man  nicht  mehr,  als  die  Organisation  fast 
zertrümmert  war.    Solche  S|raren  schredcen. 

WER  sich  darüber  unterrichten  will,  wie  man  dem  Klerikalismus  auf  gewerk- 
schaftlichem Gebiete  die  tiefsten  Wunden  schlägt,  der  lese  das  socl)cn  erschie- 
nene Buch  über  die  christliche  Gewerkschaftsbewegung,  das  Herr  Dr.  Müller 
verfasst  hat"),  ein  Sekretär  in  der  Gladbachcr  Volksvcreins-  und  Gewerk- 
vereinszentral^  ein  Kann,  der  sdir  viel  zur  Sache  sagen  kann,  viel  mdir,  als 
>)  VaKl.  mein«!  Artikel  Ülm  dm  GmtnMrtm  im  Pmlirgakt  in  dIeMB  Bend  der  SoHathlMtm 

«)  Dr.  Otto  Maller:  DU  cMrfMeftff  GgmrHOUtfUbmvegMng  D$mtsdaands  ^VOtniMsdtaflliek«  Ab- 
kamdhaiie»  der  badbeken  BtOUctuikH,  Vm.  Beed),  /Karlmhe  1905/. 
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er  in  seinem  Buche  niederlegt.  Eine  wissenschaftliche  Darstellung  kundigt  der 
Verfasser  im  Vorwort  an,  aber  es  ist  klerikale  Wissenschaft,  die  er  gibt.  Wer 
die  Gcwcrkvereinsbewegung  miterlebte,  findet  in  dem  Müllerschen  Werke  eine 
UnineiH^  von  Lücken,  venerrte  Darstellungen,  mangelhafte  Qndlenitndien, 
Versch^wetgen  charakteriatiecher  Tatsachen.  Das  Buch  soll  eine  Rechtfertigung 
der  Gladbacher  Gewerkvereinsrichtung  sein,  Herr  Müller  schreibt  daher  ffro 
domo.  Darin  beruht  auch  der  Wert  seiner  Arbeit,  die  als  Material  für  die  noch 
zu  schreibende  Geschichte  der  nichtsozialdemokratischen  Arbeiterverbäiide  alle 
Anerkennung  verdient  Aber  «fiese  Geschidite  kann  situt  Ura  gi  studio  nur  je- 
mand schreiben,  der  an  den  Gewerkachaftsfcämpfen  nur  als  Beobachter  be- 
teiligt war. 

LLER  müht  sich  ab,  die  tmbcdinpfte  Notwendigkeit  und  Folgerichtigkeit 
<U  r  (.  hristlii  hcH-intcrküiifrsswncllcn  (jewerkvcreinsbewegiing  darzutun.  Um 
dies  zu  können,  muss  er  die  Irreligiosität  und  die  parteipolitische  Ausnutzung 
respektive  Behtrrschuug  der  anderen  Gewerkschaftsgruppen  zu  beweisen  ver- 
suchen. Es  zeigt  sich  hier,  dass  Herr  Dr.  HfiUer  weder  die  ältere,  noch  die 
neueste  Gcwerkschaftsliteratur  genügend  kennt.  Was  er  über  die  Ursprüng- 
lichkeit der  Harmonielehre  der  Hirsch-Dunckerschen  Gewerkvereine  sagft,  hat 
Dr.  Rudolf  Meyer  in  seinem  Emanzipationskampf  schon  längst  korrigiert.  Des- 
gleidien  kennt  Mnller  nicht  das  Bringmannsdie  Werte  über  die  Zinunerer- 
bewegungs),  wo  interessante  Dokumente  für  die  GewerkschaftstStigkeit  der 
Lassalleaner  beigebradit  sind. 

GANZ  und  gar  misslungen  ist  der  Müllersche  Versuch,  der  5>ozialdemokratie 
von  vornherein  und  schlechthin  die  parteipolitische  Indienststellung  der  Ge- 
werkschaften aufzuhängen.  Hat  doch  der  von  den  Eisenachem  (Bebel,  Lieb- 
knecht u.  8.  w.)  arrangierte  Erfurter  Gewerkschaftskongress  /i^/  folgende 
Resolution  Theodor  Yorks  einstimmig  angenommen: 

»In  Erwägung,  dass  die  Kapitalmacht  alle  Arbeiter,  fficichviel.  ob  sie  konser\'ativ, 
fortschrittlich,  liberal  oder  Sozialdemokraten  sind,  gleich  sehr  l)edrückt  und  aus- 
beutet, erkl&rt  der  Kongress  es  fSr  heilige  Pflidit  der  Arbeiter,  allen  Partei- 
hader beiseite  zu  setzen,  um  auf  dem  neutralen  Boden  einer  ein- 
heitlichen Gewerkschaftsorganisation  die  Vorbedingungen  eines  erfolgreichen 
kraftigen  Widerstandes  zu  scIiafTen,  die  bedrohte  Existenz  sidier  zu  stdlen  und  eine 
Verbesserung  ihrer  Klassen  läge  zu  erkämpfen.« 

Als  die  SoziaUleniokratie  dieses  Gewerkschaftsprogranun  guthiess,  da  hatten 
sich  die  Parteifreunde  Müllers  noch  längst  nicht  einmal  zu  den  interkonfessio- 
netleiKkristUehe»  Gewerkvereinen  durdigemausert,  sondern  propagierten 
christlich-soziale  (katholische)  Arbeitervereine  ohne  eigentlidi  gewerkschaft- 
liche Zwecke.  Das  Sozialistengesetz  hat  den  Entwickeln ngsgang  der  Gewerk- 
schaften naturgemäss  im  parteipolitischen  Sinne  beeinflussen  müssen,  so  sehr, 
dass  heute  selbst  viele  Sozialisten  in  den  Grundsätzen  der  1872er  Erfurter 
Resolution  parteischädigende  TendenMen  wittern.  Indessen  hat  sich  Bebel  in 
seiner  Berliner  Rede  vom  31.  Mai  1900  ausdrücklich  für  die  gewerkschaftliche 
Neutralität  ausgesprochen;  in  unserer  Gewerkschafts  p  r  a x  i  s  wird  über- 
wiegend dementsprechend  verfahren.  Doch  teilt  Herr  Dr.  Müller  weder  die 
grundlegende  Erfurter  Resolution,  noch  die  Rede  Bebels  mit  Dagegen  sucht 
der  Gladbacher  Sekretär  nach  Gladbadier  Methode  alle  mSglichen  neutralitats- 


s)  August  Bringmaon:  Gtsckteht»  der  dtnUekt»  2kimtr$fienitgtmg  /Stuttgart  1903/  (besprocliea  ia 
dtB  SMaIMIicAm  MoiuMitfieUt  1404,  L  Bd.,  ftg.  »ss  ^ 
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feindlichen  Zitate  aus  unserem  Lager  zusammen,  will  er  doch  die  Notwendig- 
keit seiner  Gewerkvereinsrichtung  beweisen.*)  Diese  Unwissenschaftlichkeit 
zeigt  zur  Genüge,  dass  dem  Klerikalen  die  Arbeiterzersplittcrung  Selbstzweck 
ist.  Wer  so,  wie  Dr.  Müller,  die  Zersplitterungsmomente  hervorhebt,  die  Eini- 
gungsbestrebungen  ignoriert,  verdächtigt  oder  verkleinert,  dem  kann  nur  die 
Arbeiteruneinigkeit  lieb  sein. 

WER  waren  denn  eigcntÜch  die  Inspiratoren  der  christlichen  Gczvcrkvercins- 
bcu'cptng'?  Herr  Dr.  Müücr  bchaujitcl.  es  siien  in  erster  Linie  die  Arl)eitcr 
selbst  gewesen,  und  keine  partcipolitisclu n  1  iUl rrssenten.  Dem  steht  die  —  voi\ 
Müller  allerdings  verschwiegene  —  Talsache  gegenüber,  dass  der  katholische 
Pfarrer  Driessen-Essen  1894  den  Anstoss  zur  Inszenierung  der  christlichen 
Bergarbeiterorganisation  gab;  dass  ferner  Herr  Trimborn  am  2.  Februar  1897 
in  Cöln  und  Herr  |.  Bachem  in  der  deneralversammlung  des  Augustinns- 
''crcius  iSt)9  die  Grünihiiis^  von  niclitsozialistischcn  Gewerkvereinen  anregten, 
um  die  Arbeiter  dem  Z  e  n  t  r  u  ni  zu  erhallen  !  Herr  Dr.  Müller  widerlegt  sich 
auch  selbst,  wo  er  sagt,  »nur  ein  geringer  Bmcfatetl«  der  christlichen  Arbeiter 
hätte  »Bedürfnisc  zur  Organisation,  gerade  bei  den  »christlich  und  vater- 
ländisch gesinnten  Arbeitern«  herrsche  eine  »ausserordentliche  Gleichgültig- 
keit«. Als  auf  Retreiheii  von  Geistlichen  und  Zentrmusjournalisten  1890  der 
angeblich  unparteiische,  tatsächlich  ultraniontane  Bergmannsverband  Glück  Auf 
dem  alten  Verband  entgegengegründet  war,  empfanden  die  Arbeiter  sehr  bald 
wieder  das  Bedürfnis  zur  Einigung.  Auf  der  Generalversammlung  des  Glück 
Auf  in  Essen  am  8.  März  1891  sagte  sein  Vorsitzender  A.  Pisdier:  es  sei 
eigentlich  1  e  i  c  h  g  ü  1 1  i  g  .  welchem  \''  e  r  b  a  n  d  e  j  e  m  a  n  tl  an- 
gehöre, denn  wer  gegen  das  Kapital  auftrete,  sei  geknechtet,  ob  er  schwarz 
oder  rot'  oder  blau  sei !  Hier  tritt  das  Klassenempfinden  audi  der  katholischen 
Arbeiter  so  krass  in  die  Erscheinung,  dass  es  alle  Sdiranken  klerikaler  Erzidiung 
durchbricht.  \'^on  da  ans  hätte  die  Verständigungsbrücke  betreten  werden 
sollen,  aber  Arbeiterfeindschaft  auf  der  einen.  Kurzsichtigkeit  auf  der  anderen 
Seite  vermochten  den  Bruderkamjjf  weiter  zu  führen. 

KEIN  Klassenkampf!  Dies  das  Leitmotiv  der  Gewerkvereinsgründer.  Herr 
Müller  kann  aber  nicht  anders,  er  muss  das  Vorhandensein  der  Klasseng^fen- 

Sätze  zugeben  —  so  auf  Seite  55  —  sogar  innerhalb  der  durchweg  kadiolischen 

Aachener  Bevölkerung.  Ja,  er  bestätigt  uns,  dass  jede  Arbeiterorganisation 
eine  Klassen  Organisation  ist  und  Klasse  u  kämpfe  führen  nmss.  entweder 
—  oderl  Die  konfessionellen  Arbeitervereine  waren  noch  reinkirchliche  Ge- 
bilde mit  nebenbei  humanitären  Zwecken.  Das  Emporkommen  der  sozialdemo- 
kratischen Gewerkschaften  ängstigte  die  Klerikalen,  die  fortgeschrittensten 
propagierten  und  gründeten  dcNhalb  intrrkonfcss'wticllc  Gewerkvervine.  Sie 
sollten  progrannnatisch  Nichtkainpfvcrcmc  .sein,  ihr  Ziel  war  V'crsöhnung  rrcr- 
schen  Kapital  und  Arbeit,  Befreiung  der  Arbeiter  von  der  klassenkümpferischen 
SoMuMtmokratif,  Jedoch,  grau  war  auch  diese  Theorie.  Nach  nur  sechs- 
jähriger Existenz  des  ersten  christlichen  Gewerkvereins  fand  in  Frankfurt 
1900  ein  Gewerkvereinskongress  .statt,  dessen  Grundstimmtnig  Herr  Dr.  Müller, 
der  dem  Kongress  beiwohnte,  in  folgenden  Worten  kennzeichnet. 

*)  Auf  Seite  »43  ri-iiroduzicrt  Hi-rr  MjSa  r  ^n^r.ir  ein  anf;<'l>Iii  }'.e>  Zit.it  ans  dot  Ber i^itrbeUerzeitung  VOB 
Jahre  184^  das  a41erding»  in  dci  Gladbacher  Presse,  aber  niemals  in  der  BergarteUtrxeUung  Staad* 
E  ia  Bcwflii  dafOr,  dan  Heer  MOllv  die  von  ihm  dtierto  Qoelle  aicbt  gdeiea  hitl 
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»Die  frühere  Anschauung  von  der  CicmLin>ainkcil  der  Interessen  zwischen  Kapilal 
tmd  Arbdt  war  gegenüber  der  anderen,  dass  zwischen  Kapital  und  Arbeit  ebeiuosehr 
ein  naturgemässer  Gegensatz  bestehe,  durch  die  Erfahrnng  in  den 
Hintergrund  gedrängt  worden.« 

Und  dann  bestätigt  uns  Herr  Möller,  dass  die  christUdien  Gewerkvereine  nur 
durch  die  Belehrung  »christlicher  Sbzialpollttilrer«  und  vielleicht  auch  durch 
die  »versöhnlichen  Lehren  de;  Christentums«  von  dem  »t^rundsätzÜchcn  Klassen- 
hass  gegen  das  Untcrnehnu  i  tum«  abgehalten  wurden  I  Hier  haben  wir  wieder 
die  —  klerikalerseits  stets  bestrittene  —  Beeinflussung  der  christlichen  Gewerk- 
vereine durch  Nichtarbetter.')  Die  gewerkschaftliche  Praxis  drängte  die 
Gewerkvercine  zum  Klassenkampf,  ja  zum  grundsätzlichen  Klosscnhass;  dieser 
natürlichen  Entwickelung  einer  jeden  selbständigen  wirtschaftlichen  Ar- 
beiterorganisation werfen  sich  die  klerikalen  rartei|)()lil iker  entgegen.  Sie 
versuchen,  ihr  Gewalt  anzutun,  und  bekämpfen  diejenigen  Vereinigungen,  die 
in  dem  Klassenkampf  das  naturliche  Ergebnis  unserer  Wirtschaftsordnung 
erblicken.  Aus  Vernunft  wollen  die  Klerikalen  Unsinn  machen,  das  bestätigt 
uns  in  dankenswerter  Weise  Herr  Dr.  Müller.  Mit  anderen  Worten:  Die  christ- 
lichen Gewerkvereine  hatten  die  Hoffnungen  ihrer  X'äter  zerstört,  es  waren 
sehr  sdinell  trotzalledem  aus  den  N ichtkampfvcrcinen  Klassciikampforgani- 
sationen  geworden,  und  durch  künstliche  Mittel  versuchte  man  nun  <Üe  natur» 
liehe  Entwickelung,  die  zur  gewerksdiaftlichen  Organisationseinheit 
führen  muss,  zu  hindern. 

NUR  von  diesem  Gesichtspunkte  aus  ist  die  taktische  Schwenkung 
der  christlichen  Gewerkvereine  nach  1900  und  die  seitherige  Propagierung  der 
kathcüschtn  Gewerkschaften  {B^mr  Richtung)  zu  begreifen.  Die  Herren 
von  Savigny,  Fleischer,  Foumelle,  Korum,  Kloos  etc.  sind  die  konsequent^ 
Klerikalen,  daher  auch  ihre  Unterstützung  durch  die  höchste  kirchliche  Autori- 
tät, den  Papst  und  das  prenssisch-deuischc  Episkopat.  Im  Saargebiet  tobt 
augenblicklich  ein  gehässig-wilder  Kampf  zwischen  christlicher  und  katho- 
lischer Richtung.  Die  letztere  ist  entschieden  im  Recht,  wenn  sie  dogmatisch 
die  Existenz  eines  interkoufessionelleu  Christentums  bestreitet  und  den  Glad- 
httchemdtn  Katholizismus  abspricht.  Leo  XHI.  und  Pius  X.  haben  wiederholt 
zwar  zur  Organisierung  der  christlichen  Arbeiter  aufgefordert,  aber  nur 
katholische  Vereine  gemeint,  entsprechend  der  Lehre  von  der  allein- 
seligmachende  Eigenschaft  der  katholischen  Kirche.  Dr.  Kempel  hat  das 
überzeugend  nadigewiesen*),  Herr  Dr.  Muller  vermeidet  es,  hierauf  des  näheren 
einzugehen.  Eine  christliche  Organisation  kann  nur  konfessionell-katholisch 
sein,  es  gibt  koitie  interkonfcssioncUc-christlichc  Erziehung,  die  tErziehung 
zur  Religion  soll  aber  das  vornehmste  Ziel  der  Arbeiterorganisation  sein« 
u.  s.  w.  (Kempel,  Savigny,  päpstliche  Enzykliken  etc.)  >Die  interkonfessio- 
nellen Gewerkvereine  sind  Vorschulen  für  den  Klassenkampf,  für  die  Sozial- 
demokratie.« 

MAX  kann  sich  denken,  dass  in  München-Gladbach  ol>  solcher  unbestreitbaren 
k.itholischen  Beweisführung  Schwüle  herrscht,  hin  und  her  fliegeti  die  schwcr- 

()  Gerade  da«  Eiosreifen  chrütUclur  SotkUp^tHktr  uch  den  revolatiooAi  gestinuiiteB  Fnnkfurtar 
Kcmcresi  ist  di«  bUlnr  iotnenaatMt«  Episode  in  dar  G«wetkv«i«iBtbeweeoac.  ^ade,  d*n  der  kun- 
dige Henr  Dr.  MoUtr  Ider  so  schweigsui  ist! 

')  VcrgL  I>r.  Frtnt  Kempel:  Die  ehrislUche  und  dU  neutraU  Gtwerksckaftsbtntgtmg  ,.\Uinz  1901/. 
Wci-erts  t.n<]  Spfzicilc«  sit-he  in  mrinem  .\rtikel  KIer{kaUsm$tt  tniä  G€n>erk$eluiftsbtwtgmmg  in  dn 

Soztahslischen  MoncUshtfU»,  1903,  11.  lid ,  pag.  915  ff. 
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sten  Schimpfworte.  Inzwischen  hat  der  Gctieralstreik  im  Ruhrgebiet  bewiesien, 
dass  der  proletarische  Klassenkampf  seine  Bahnen  zieht,  unbekümmert  um  Kon- 
gressresolutionen und  ausgeklügelte  Taktik.  Es  kam  der  Bergarbeiterkongress 
in  Berlin.  Was  der  toMdtmokratische  Verband  schon  X890  als  sein  Ge- 
wer^csdiaftsprogramm  formulierte,  es  ist  vom  28.  bis  zum  30.  März  1905  ia 
Berlin  von  den  Vertretern  aller  Bergarbeiterorganisationen  einmütig  als 
richtig  anerkannt  und  gutgeheissen  worden !  Welch'  eine  Wendung !  Wer 
hätte  das  bei  der  Gründung  des  christlichen  Gewerkvereins  1894  gedacht? 
Damals  waren  unsere  Fordeningen  bdcämpfenswert,  weil  soMHUtUmokratisch, 
heute  Sinti  die  i-elbcn  sosialdcmok ratischen  Forderungen  Gemeingut  aller  Berg- 
arbeitervcrl)ande  I  Die  ideale  Orc^anisationseinheit  ist  erreicht.  tiefsinnige 
Kalkulationen  der  Arbeiterzersplitterei  sind  zu  schänden  geworden.  Während 
des  Generalstreiks  jammerte  die  Unternchmerprcsse,  die  Flugblätter  und 
Zeitungsartikel  des  christlichen  Gewerkvereins  führten  eine  schärfere  Sprache 
gegea  das  Unternehmertum,  als  die  Publikationen  des  alten  Verbandes.  Und 
der  erstere  sollte  doch  ein  Nichtkampfverein  sein!  .Was  sind  Hoffnungen, 
was  sind  Ent\sürle?  Herr  Dr.  Müller  hat  diese  letzte  Phase  in  der  Geschichte 
der  christlichen  Gewerkvereinsbewegung  nicht  mehr  erörtern  können,  vielleicht 
holt  er  es  in  der  zweiten  Auflage  seines  Bndies  nadi. 

IHM  Irammt  es  darauf  an,  die  Anfönge  der  gewerkschaftlichen  Zersplitterung 

als  von  Sozialdemokraten  ausgehend  nachzuweisen.  Dabei  offenbart  er  alle 
Schönheiten  einer  klerikalen  Polemik.  Den  1877er  Verband  der  Ruhr- 
bergleute lässt  er  >unter  sozialistischem  Einflüsse  entstehen,  nur  als  minder- 
wertigste Strömung  wird  die  Richtung  Rosenkranz  erw^nt.  Tatsächlich 
war  die  Ansdiautn^  Rosenkranz^  des  katholischen  Bergarbeiters  und  IZen- 
trumsanhängers,  der  eine  neutrale  Gewerkschaft  wollte,  unter  den  Bergleuten 
die  massgebende:  sie  wurde  auch  lebhaft  von  Sozialisten,  wie  Hassel- 
mann, Schröder  etc.,  unterstützt.  Für  eine  Partei  gewerkschaft  traten  nur 
die  Zentrumsführer  Kafdan  Laaf,  Stötzel,  Rittweger  und  andere  ein.  Herr 
Laaf  erklärte  ausdrücklich,  dass  er  »als  Parteimann«')  fgtgtn  den  neutralen 
Roscnkranz-Hasselmann-Verband  sei!  Als  Parteimann  hat  ihn  Laaf  denn 
auch  leidenschaftlich  bekämpft,  die  Zentrumspresse  hat  den  Rosenkranz- 
Verband  systematisch  den  sosialdcmokratischen  genannt,  den  Zentrumsmann 
und  Verbandsvorsitzenden  Rosenkranz  frischw^  zum  Sozialdemokraten  ge- 
stempelt.*) Sogar  zum  Geldunterschlager  avancierte  Rosenkranz  in  sdner 
Parteipresse,  die  in  diesen  Praktiken  nicht  nachliess,  bis  der  erste  Versuch» 
einen  neutralen  r>erpfarbcitcrverband  zu  schaffen,  missf^lückt  war.  Dies  alles 
unterlässt  Herr  Müller,  obwohl  es  ihm  bekannt  sein  nniss.  objektiv  zu  schildern; 
nad)  seiner  Darstellung  hat  es  den  Anschein,  als  ob  der  zertrümmerte  Ver- 
band wegen  seiner  sostaldemokn^ischen  Tendenz  bdcampft  worden  sei.  In  der 
Tat  wollten  die  Klerikalen  aber  von  einer  unparteiischen  Gewerkschaft  nidits 
wissen,  sie  verlangten  —  wie  heute  noch  die  Berliner  Richttim^  —  christlich- 
soziale, das  heisst  katholische  Partcij,'cwcrkschaiten  und  halfen  deshalb  dem 
Unternehmertum  1878  den  Rosenkranz-\'erband  zertrümmern.  Viel  objek- 
tiver beurteilt  Giesberts')  die  damaligen  Vorkommnisse,  auch  die  Einleitung 

")  VerRl.  Ckritttiek-soxiaU  BUUUr,  187S.  paR.  141-14». 

»)  Rosenkranz  lebt  heute  notli.  w.ir  ste!    /--nt:  .in-m  it-.n ;  .sein  Solir.  i-t  Geistlicher. 

*)  Vergl.  Johann  Giesberts:  Du  christlichen  Getvtrkschaften  in  DtHtschland  io  den  Historisch' 

ptüHtehtH  BUtUm,  1903,  pig.  793  ff. 
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zum  Protdrall  des  Crefdder  chrisdichen  Gcwerkvereinskongresses  lässt  keinen 
Zweifel  darüber,  dass  die  Darstellung  UfiUers  unrichtig  ist.  Er  hätte  zugeben 

mfissen,  dass  die  Anfänge  der  gewerkschaftlichen  Zersplitterung  im  Ruhrgebiet 
von  Klerikalen  ausgegangen  sind,  das  ist  die  historische  Wahrheit;  aber  gab 
Herr  Müller  dies  zu,  dann  krachte  seine  Rechtfertigung  der  Gladbacherei  zu- 
sammen, er  hätte  ein  anderes  Buch  sdireiben  mfissen. 

FALSCH  oder  schief  dargestellt  sind  auch  die  Vorgänge  bei  der  Gründung  des 
4ilteu  Bergarbeiterverbandes  /1889/  und  die  Ursachen  der  späteren  organi- 
satorischen Kämpfe.  Indes,  Müller  schrieb  eben  pro  domo  und  kein  wissen- 
schaftliches Werk.  Wichtig  ist,  von  Herrn  Dr.  Müller  zu  hören,  dass  die 
Kämpfe  um  den  Zolltarif  eine  Krisis  in  den  christlichen  Gewerkvereinen  er- 
setzen; sonst  wird  das  immer  bestritten.  Wieber,  dem  posUkhehrisÜiehen 
Vorsitzenden  des  Mctallarbeiterverbandcs,  wird  zugegeben,  dass  er  erst  gegen 
den  Zolltarif  auftrat,  als  vor  ihm  Gicsberts.  Brust,  Schiffer  etc.  für  den  selben 
zu  agitieren  versuchten.  Und  dann  erfaliren  wir,  dass  die  christlichen  Arbeiter 
durchaus  keine  Freunde 'des  Zolltarifs  seien,  dass  das  Eintreten  bekannter 
Fuhrer  ffir  diesen  die  Ausbreitung  der  Gewerkvereine  hinderte !  Dem  Gesmnt- 
verbaitä  waren  angeschlossen  1901  84497,  1902  79077,  1903  84653»  1904 
100053  ^lilijlicdcr.  Die  Zolltarifagitation  hat  den  Organisationen  1901  bis 
1903  Rückgang  respektive  Stillstand  gebracht.  Aber  das  Bekenntnis  der  mass- 
gebenden I'ührerkreise  zur  Zollpolitik  ist  auch  nur  ein  Teil  der  Reaktion  gegen 
die  klassenkämpferische  Stimmung  auf  dem  Frankfurter  Kongress.  Nach  dem 
Kongress  erfolgten  prompt  die  Kundgebungen  der  Bischöfe,  darauf  trat  der 
>fltichtarti<:^c  Rückztis^  voti  der  Neutralität«  ein  (\Viel)er).  In  diese  reaktionäre 
Zeit  fallen  die  schiirtstcn  Bnulerkämpfc  zwischen  freien  und  christlichen  Ver- 
bänden ;  es  sollte  unter  allen  Umständen  gezeigt  werden,  dass  die  Befürchtungen 
der  Bischöfe  nicht  zuträfen.  Daher  1901  der  von  Herrn  Brust  provozierte 
Bruch  zwischen  den  beiden  Bergarbeiterverbänden,  daher  die  systematisch  zum 
Bruderstreit  anfeuernden  Artikel  in  dem  Christlichen  Textilarbeiter,  dem  Bau- 
handwerker, der  IVestdeiitschen  Arbeiterzeitung  u.  5.  w.  Es  sollte  eine  Re- 
habilitierung der  verdachttgtcn  christlichen  Bewegung  durchgeführt  werden, 
koste  es,  was  es  wolle.  Und  es  hat  die  Gewerkverrine  zahlreiche  Mitglieder 
gekostet,  sie  sind  während  der  RehabiliHerungsztit  nicht  vorwärts  gdcommen, 
besonders  das  schroflfe  Auftreten  des  Berparbeiterführcrs  Brust  gegen  die 
EinigTing  der  Bergleute  hat  seinen  Verein  von  Niederlage  zu  Nicderl.age  ge- 
führt, bis  endlich  Herr  Brust  kurzerhand  seines  Amtes  entsetzt  wurde.  Welche 
tiefere  Ursache  dem  Sturze  Brusts  zu  Grunde  lag,  hat  der  Generalstreik 
bewiesen:  Die  Arbeiter  wollen  von  einer  gegenseitigen  Be- 
kämpfung der  Organisationen  nichts  wissen,  die  Arbeiter 
bejubelten  die  Kampfescinigkeit  der  Verbände!  Wer  sich  diesem  natürlichen 
Drange  dauernd  widersetzt,  der  fliegt,  ob  er  gleich  der  Liebling  hochmögender 
ficrren  ist. 

BIS  zum  t.  April  1904  hatten  die  22  diristlichen  Gewerkvereine  Gladbacher 
Richhmg  erst  100053  Mitglieder  erreicht,  das  heisst  nur  16000  gewonnen 
innerhalb  4  Jahren.  Die  dem  Gesamtverbande  nicht  angeschlossenen  9  Ver- 
einigungen, die  aber  trotzdem  in  seiner  Statistik  geführt  werden,  zählten 
103  108,  gewannen  27000  Mitglieder  seit  190X.  Für  eine  besondere  Zugkraft 
der  Gladbacker  spricht  ihr  Mitgliederstand  gewiss  nicht    Unsere  Gewerk- 


Digitized  by  Google 


394 


OTTO  HÜE  •  ZUR  GESCHICHTE  DER  CHRISTLICHEN  OEWERKVEREINE 


Schäften,  die  1899  in  Rheinland-Westfalen  erst  zirka  40000  Mitglieder  zählten, 
verfugten  Ende  1904  in  dieser  Domäne  der  christlichen  Gewerkvereinsbewegung 

schon  über  rund  140000  Angehörige.  Ein  besonders  dringendes  Bedürfnis 
für  speziell  christliche  Sonderorganisationen  ist  also  auch  bei  den  rheinisch- 
westfälischen Arbeitern  nicht  zu  spüren.  Im  letzten  Jahre  ist  wieder  häufiger 
ein  Zusammengehen  freier  und  christlidier  Gewerkschaften  bei  Lohnkämpfen 
ermdglicht  worden,  den  Nutzen  davon  hat  nur  die  moderne  Arbeiterbew^ung. 
Bringt  Arbeiter  zusammen,  wo  und  wie  nur  möglich,  das  sdiliessliche  Resultat 
wird  sein  eine  Stärkung  ihres  Klassengefühls. 

DAS  religiöse  Moment  ist  der  Hinderungsgrund  der  Arbeitereinigung 
in  neutralen  Gewerkschaften.  So  wiederholt  Herr  Dr.  Müller.  Er  hat  in  einem 
gewissen  Sinne  recht.'*)  Jedoch,  was  ist  eigentlich  Religion?  Ist  es  der  Ka- 
thoHzismus,  der  Protestantismus,  oder  kann  man  die  interkonfessionellen  Wreine 
reliq-iös  nennen?  Herr  Müller  weiss  recht  gut,  dass  die  Befürworter  der 
katholuschen  (jewerkschaften  den  Interkonfessionellen  rundweg  die  Religiosi- 
tät absprechen.  Die  Gladbacher  Gewerkvereine  könnten  nicht  als  religiöse 
gelten.  Nach  den  Gesetzen  der  Logik  kann  also  die  Religion  auch  kein  Hin» 
dertuigsg^und  zwischen  interkonfessionell-christlichen  und  Sozialist  isthen 
Gewerkschaften  sein.  Die  orthodoxesten  Klerikalen,  deren  Organ  der  Berliner 
Arbeiter  ist,  erklären  geradem:  »Für  die  christliche  Liebe  und  Gerechtigkeit  ist 
in  der  Arbeiterbewegung  kein  Platz.«  Ist  das  richtig  —  und  auch  im  Arbeiter 
schreiben  gelehrte  Doktoren  und  Kleriker  — ,  wozu  dann  die  Bezeichnung 
christliche  Gewerki'ereineJ  Es  steht  auch  fest,  dass  die  offizielle  Zentrums- 
mcinung  die  interkonfessionellen  Gcwerkvercine  als  Ilüteritinoii  christlicher 
Gesinnung  verwirft,  l'nter  brausenflcni  Beifall  des  Katholikentages  sprach 
Herr  Dr.  Schaedlcr  in  Regensburg  den  Lapularsaiz  aus:  »Religion  ohne 
Konfession  ist  leerer  Schall,  Religion  ohne  Konfes- 
sion ist  Konfusion!«")  Kann  man  sich  eine  stärkere  Verwerfung  der 
interkonfessioticllcn-christlichen  Gewerkvereine  denken?  Den  gleichen  Ge- 
danken, wie  Schaedler,  entwickelte  kürzlich  in  einer  Arbeiterinnenvcrsatnni- 
lung  Herr  Dr.  Huppert-Cöln  —  er  ist  Redakteur  der  Cölnischen  l'oLkscettung, 
die  gegen  konfessionelle  Gewerkschaften  eifert!  Der  selbe  Herr  Huppert 
schreibt:  »Religir.se  Gleichgültigkeit,  Entchristlichung  des  Volks- 
geistcs  ist  die  Signatur  des  lieutigen  Protestantismus!«^-)  Ja.  zum 
Henker,  und  dennoch  bringt  man  protestantische  .Arbeiter  in  Gewerkvereinen 
mit  katholischen  dauernd  zusammen?  Fürchtet  man  nicht  die  Entchrist- 
lichung der  Katholiken,  oder  sollten  gar  diejenigen  protestantischen  Wort- 
führer recht  haben,  welche  in  den  interkonfessionellen  Gewerkverdnen  ein 
neues  Mittel  zur  Katholisierung  Deutschlands  erblicken? 

JEDENFALLS  steht  das  eine  fest:  sollen  die  Gewerkvereine  Glailbacher 
Richtung  die  religiöse  Gesinnung  pflegen  —  und  so  lautet  die  Empfehlung  — , 
dann  kann  nur  eine  ittterkonfcssionclle  Religiosität  gemeint  sein.  Da  es  aber 
eine  solche  nach  den  Lehren  sowohl  der  katholischen,  wie  def  evangelischen 

V.s  gilit  bei  uns  immer  noch  Gewerkschafter  und  rartcigcno.«sen,  die  zu  den  .\ufgal>en  der  Gewetk- 
<.Lhaft  auch  die  rtitglOu  AttfUäntHg  siUca.   Mir  «ncfatiBt  da  mit  dam  Weiea  der  Gewüktdafk 

ODVcrrinbar. 

n)  Vertil.  ilas  l'rotokoll  det  R^^tbatgcr  Katholikentage«,  pag.  391. 

Veigi  Pbilipp  Unppcrt:  D$r  dttUsch*  ProttstanUtmm  Mf  BtgUtn  du  XX.  Jakrktiadtrtt, 
/ÖSIa  1^/,  pag.  67. 
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Theologen  nicht  gibt,  »Religion  ohne  Konfcssionc  nur  »Konfusion«  ist,  so 
'^ctzcii  sich  die  thcolog^i sehen  (ielehrten  und  (lönner  der  interkonfessionellen 
( icwcrkvereine  mit  sich  selbst  in  Wid^rspriKh.  Will  man  aber  eine  von  allen 
dogmatisch-konfessionellen  Spitziindigkcitcn  losgelöste  religiöse  Gesin- 
nung gelten  lassen,  dann  nehmen  wir  diese  auch  für  die  soaialdemokratisehen 
Gewerkschaften  vollauf  in  Anspruch.  Denn  eine  solche  Religiosität  kann  nichts 
anderes  sein,  als  t^bung  der  Nächstenliebe.  Bekämpfung  jeden  Unrechtes,  Hin- 
gabe für  ein  ideales  Ziel !  Und  wer  will  leugnen,  dass  die  sozialdemokratischen 
Gewerkschaften  alle  charakteristischen  Merkmale  einer  Gemeinschaft  mit 
solchen  religiösen  Motiven  an  sich  tragen?  Was  wollen  da  Ausnahmen  be- 
deuten !  Der  christliche  Bergknappe  vom  4.  Januar  1902  schrieb:  »In  der  aller- 
christlichsten  Gegend  ist  die  Arbeiterschaft  am  rückständigsten.«  Knnn  man 
'-ich  eine  wuchtigere  Verurteilung  der  christlichen  Krziehung  denken?  Dies 
Zitat  fehlt  in  dem  Zitatenschatz  des  Herrn  Dr.  Müller,  und  doch  hätte  er  damit 
nach  seiner  Methode  die  Cbristentumsfeindschaft  des  —  christlidien  Geweric- 
vereins dartim  können.  Man  konnte  derartiger  Zitate  noch  mehrere  bringen, 
aber  es  genügt  wohl,  um  zu  zeigen,  was  man  mit  Zitaten  aus  irgendwelchen 
Blättern  alles  für  oder  gegen  die  Neutralität  einer  bestimmten  Vereinigung 
beiveisen  kjann.  Wer  überdies  inmitten  der  Gew^erkschaftsmitglieder  Ver- 
kehrt, wird  recht  bald  entdecken,  dass  es  gar  nicht  nägUch  ist,  sehematisch 
zwischen  christlichen  imd  unchristUchcn  Oiganisationen  au  unterscheiden. 
Heute  treten  bei  uns  aus  einem  rein  persönlichen  Grunde  Dutzende  von  Mitgliedern 
von  dem  christlichen  zum  unchristlichen  Verbände  über,  morgen  geschieht  das 
Umgekehrte.  Keiner  denkt  beim  übertritt  daran,  dass  er  nun  eine  andere 
IVeitmuehauung  bekommt;  in  der  ^gel  sind  sehr  materielle  Gründe  die  Trieb- 
federn des  Übertritts.  In  München-Gladbach  and  anderswo  zieht  man  fein 
säuberlich  eine  Trennungslinie  durch  die  Arbeiterschaft,  aber  wenn  es  darauf 
ankommt,  sie  genau  zu  markieren,  so  finden  die  Mathematiker,  dass  sie  sich  ver- 
rechneten. Jedesmal  nach  einer  solchen  Enttäuschung  wird  verstärkt  ge- 
bremst, lauter,  als  früher,  werden  dann  gegensätzliche  Weltanschauungen,  die 
eine  einheitliche  Oiganisation  unn^^ch  machen,  vorgeschützt  Unaufhaltsam 
unterspült  währenddessen  die  harte  Not  der  Zeit  zwischen  den  Arbeitern  die 
Gcf^cnsätze  in  der  IVeltanschauting.  und  unsere  Pflicht  ist  nur,  diesem  Unter- 
spülungsprozess  keine  Hindernisse  zu  bereiten. 

WIE  schrieb  doch  im  Jahre  1900  die  klerikale  Cölni^che  Volkszcitungl 

»Wir  brauchen  unsere  scharf  ablehnende  Stellung  gegen  die  Sozialdcmnkratic  nicht 
zu  betonen,  halten  es  aber  für  bedenklich,  in  dies -j  111  Kampfe 
die  Eigentumsirage  zu  stark  zu  betonen.  Wenn  sich  das  zuspitzt, 
kommt  es  zuletzt  zu  einem  Gegensatz  zwischen  Reichen  und  Armen,  und  «rer  dann 
•—  zumal  bei  dvm  allgemeinen  und  gleichen  Reichstagswahlrecht  —  den  kiiruTtn 
zidit,  brauchen  wir  nicht  weiter  auszumalen  .  .  .  Statt  der  Eigentumsfrage  soll  man 
mehr  ideale  Gesiditspankte  ins  Feld  fahren.  Audi  bei  den  Ordnungsparteien 
haben  die  meisten  Wähler  an  irdischen  Gliicksgütcm  nicht  schwer  tw  tragen.  Wenn 
man  gläubigen  und  königstreuen  Arbeitern  sagt :  ilir  müsst  die  sozialdemokratischen 
Feinde  des  Altares  und  des  Thrones  bekämpfen,  so  wird  das 
viel  wirksamer  sein,  als  wenn  man  nur  hervorhebt,  das-^  die  selben  die  Reichen 
expropriieren  wollten.  Sic  könnten  sonst  auch  mit  dem  konservaHvcn  StaaLsphdo- 
sophen  Stahl  sagen:  Gegen  dieses  selbstsüchtige  und  profane  Eigentum  ist  der  Krieg 
des  Sozialismus  nicht  ohne  Bcrechtigimg.« 

Na  also  1  Auch  dieses  Zitat  hätte  Herr  Dr.  Müller  benutzen  sollen,  es  sagt  uns 
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ohne  Kommentar,  weshalb  partout  die  christlichen  und  patriotisch  gesinnten  Ar- 
beiter in  Gewerkvercinc  zusammengebracht  werden  musstcn,  obgleich  zu- 
gestandcnermassen  dafür  bei  den  Arbeitern  nur  geringes  Bedürfnis  vorlag. 
Das  religiöse  Moment  hat  man  in  die  Wirtsdiaftsorgaiiisationen  der  Arbeiter 
~-  aber  nur  der  Arbeitert  —  hineingetragen,  um  sie  von  der  gemeinsamen 
Vertretung  ihrer  materiellen  Interessen  abzulenken.  Man  hat  aller  theologischen 
Doktrin  zum  Trotz  ein  interkonfessionelles  Christentum  zu  konstruieren  unter- 
nommen, weil  entweder  keine  der  bürgerlichen  Parteien  sich  getraut,  rück- 
haltlos als  gewerkschaftsfreundlich  au&utreten,  oder  aber  alle  wissen,  dass  «ie 
keine  Zugkraft  ffir  gewerkschaftsfreudige  Arbeiter  bentien.  Das  Ziel  war 
Schwächung  der  Arbeiterbewegung!  Keine  bürgerliche  Partei  wagte  es,  ihr 
Programm  der  christlichen  Gcwerkvereinsbcwcgung  zu  empfehlen,  die  Gründe 
liegen  offen  zutage:  man  hoffte,  im  trüben  zu  tischen. 

UND  das  Resultat?  Eine  relativ  sehr  geringe  Mitgliederzähl,  in  ihron  Wachs- 
tum gewaltig  auröd^blieben  gegen  das  der  freien  Gewerksdiaften;  das  Er- 

wachen  und  die  Betätigung  des  Klassenempfindens  innerhalb  der  Abgesonderten, 

und  zwar  bis  zur  regelrechten  Ausbildung  des  Klassenkampfes  im  Mas-senstreilc. 
Im  Generalstreik  der  Bergleute  soll  der  christliche  Gewerkverein  sogar  die 
Fuhrung  gehabt  habei^  was  rühmend  von  der  Glodbocher  Presse  betont  wiid. 
Spotten  ihrer  sdbst  und  wissen  nicht  wie !  War  es  doch  der  Plan  der  Geweric- 
vereinsgründer  1894,  einen  Nichtkampfverein  zu  schaffen,  darauf  tat  man  sich 
damals  sehr  viel  zu  gute.  Und  heute  liegt  nicht  nur  der  erhoffte  Nichtkampf- 
verein in  Trümmern,  sondern  nun  wollen  uns  die  Herren  noch  glauben 
machen,  der  jetzige  Gewerkverein  sei  der  ihrige.  Nein,  es  ist  ein  ganz  anderer, 
als  der,  den  man  1894  aus  der  Taufe  hob.  Die  ganze  christliche  Gewerkvereins- 
bewegung  ist  heute  eine  andere,  als  sie  von  ihren  Gründern  gedacht  war !  Alle 
Kinkerlitzchen  und  Demagogenknitfc  sind  zerschellt  an  den  felsenfesten  Tat- 
sachen der  wirtschaftlichen  Entwickelung.  Wir  stehen  heute  vor  der  Ver- 
einheitlichung der  deutschen  Gewerkschaftsbewegung, 
worunter  ich  mir  nicht  das  Verseklueken  des  einen  Vereins  durch  den  anderen 
denke,  sondern  zunächst  periodische  oder  von  Fall  zu  Fall  eintretende  Ver- 
ständigung der  verschiedenen  Gruppen,  der  später  feste  Kartellverträgc  folgen 
müssen.  Für  das,  was  sich  daraus  entwickelt,  haben  die  Zeitgenossen  zu 
sorgen.  Aber  wir  müssen  diesen  vorarbeiten,  uns  soll  in  der  Flucht  ärgerlicher 
Erscheinungen  nicht  der  Sinn  für  die  Gemeinsamkeit  der  Interessen  alTer 
Arbeiter,  die  doch  alle  Klassengenossen  sind,  verloren  gehen.  Sehen  wir  nicht 
nur  Momentbildcr,  sehen  wir  die  Dinge  im  Fluss !  Seien  wir  keine 
iV  ur  ge  we  r  k  sc  h  öfter,  aber  belasten  wir  die  Berufsorganisation  auch 
nicht  mit  Aufgaben,  die  aus  sclir  triftigen  Gründen  nur  der  politischen  Partei 
und  den  religiösen  Gemeinschaften  zukommen f  Oben  wir  vor  allen 
Dingen  stets  Toleranz  in  Sachen  der  religiösen  über- 
7  e  u  er  II  n  fr  !  W  ir  vergeben  uns  dadurch  nichts,  im  Gegenteil,  wir  zerstören 
damit  die  Spekulation  der  Rcaktion.Hre.  die  schon  nicht  mehr  überall  wagen,  dem 
.Arbeiter  den  Satz  Es  muss  stets  Reiche  und  Arme  geben  zu  predigen,  da  die 
Gemeingefährlichkeit  des  Kapitalismus  in  stets  grösser  werdenden  Volkskre&en 
erkannt  wird,  womit  auch  der  Glaube  an  diese  beste  der  Welten  ins  Wanken 
kommt  und  sdiliesslich  zusammenbricht 
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MAX  SCHIPPEL  BERGARBEITER  UND  PREUSSISCHER 
LANDTAG 

BI£  Bergarbeiter  sind  vom  preussischen  Landtag  schon  einmal  ixn\ 
die  bescheidensten  Hebungen  betrogen  worden. 
IHREM  grossen  Atisstand  von  i8^  durften  «ie  es  mit  Recbt  zu» 
schreiben,  dass  dit  Arbeiterschutzbewegung  endlich  auch  in  Regie- 
rungskreisen wirklich  in  Fluss  kam,  nachdem  Fürst  Bismarck  jahre- 
lang dem  Drängen  der  parlamentarischen  Mehrheitsparteien  des  Reichstags 
mit  Erfolg  widerstanden  und  die  Arbeitergesetzgebung  möglichst  auf  den  Aus- 
bau der  Zwangsversicherung,  auf  die  offentlichreditlidie  Fürsorge  für  Er- 
krankte, UnfallveruiiL^luckte  und  Invalide  zu  beschränken  versucht  hatte.  Die 
kaiserlichen  Erlasse,  die  Berliner  internationale  Regierungskonferenz,  die  Ber- 
lepschschen  Reichtagsvorlagen  über  Arbeiterschutz  und  gewerbliche  Recht- 
Sprechung  hatten  ihren  nadisten  Ursprung  vor  allem  in  den  aufsehenerregen- 
den Vorgängen  des  iheinisch-westfalischen  Grubenreviers. 
GERADE  die  cigciulichcn  Urheber  des  Umschwungs  hatten  jedodi  am  wenig- 
sten Glück.  Die  Bergarbeitsreform  verblieh  der  Landesgesetzgebung;  und  als 
das  legislatorische  Vorgehen  endlich,  nach  umständlichen  Enqueten  und  nach 
Erledigung  der  Reichsgewerbeordnungsfragen,  in  Preussen  einsetzte,  da  war 
der  erste  Refdnneifer  längst  ericaltet.  Zum  Teil  war  er  sogar  in  das  Gegenteil 
umgeschlagen:  die  verletzten  oder  doch  beunruhigten  Besitzinteressen,  die  an- 
fangs eingeschüchtert  und  nach  der  Entlassung  Bismarcks  zunächst  führerlos 
und  ohne  lebengebenden  Mittelpunkt  gewesen  waren,  hatten  sich  unterdes 
rasch  von  der  ersten  Verblüffung  erholt  und  wieder  einheitlich  zusammen- 
gefunden. Neben  den  tndnstridlen  Scharftnachtfn  fühlten,  nadi  der  Durch- 
drncfcnng  der  grundlegenden  Handelsverträge,  auch  die  agrarischen  Konser- 
vativen nach  dem  Vorbilde  Bismarcks  das  Bedürfnis,  den  bedenklichen  Elan 
der  Regierungsspitzc  nach  Kräften  abzustumpfen  —  ähnlich,  wie  das  heute  der 
amerikanische  Senat  gegenüber  dem  allzu  fühlbar  eigenmächtigen  Präsidenten- 
regiment beliebt  — ,  während  früher  ostelbisdie  Granden  und  stockkonservative 
Gesellschaftsrefonner  mit  mittelalterlich-feudalen  Vorstdlungen  gar  nicht  s^ten 
für  die  umfassendste  Fabrikgesetzgebung,  sogar  für  den  Normalarbettstag 
schwärmten,  um  das  allzu  rasche  Wachstum  der  verhassten  Grossindustrie  und 
Grossbourgeoisie  zu  unterbinden. 

DIL  Novelle  von  1892  brachte  daher  den  Arbeitern,  ausser  der  unvermeid- 
lichen Anpassung  an  die  neuen  Reichsgewerbeordnungsvorsdiriften,  eigentlich 
nur  bestimmtere  und  umfassendere  Arbeitsordnungen,  da  gerade  beim 

Bergbau  (he  Unklarheit  der  Arbeitsbezichungen,  der  gegenseitigen  Berechti- 
gungen und  Verpflichtungen  zwischen  Unternehmern  imd  Arbciterti.  sich  als 
ein  wahrer  Treibhercl  für  Streitigkeiten  herausgestellt  hatte.  Was  jedoch  die 
Hauptfrage,  die  Regelung  der  Arbeitszeit  betraf,  so  machte  man  dier 
wieder  einen  Schritt  hinter  die  Reichmewerbeordnui^isnovdle  zurück.  Wah- 
rend diese  für  einzelne  Gewerbe  —  sobald  in  ihnen  >durch  übermässige 
Dauer  der  täglichen  Arbeitszeit  die  Gesundheit  der  Arbeiter  gefährdet  wirdc 
—  dem  Bundesrat  die  Befugnis  zuspricht,  »Dauer,  Beginn  und  Ende  der 
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zulässigen  taglidien  Arbeitszeit  und  der  zu  gewahrenden  Pausen  vorzuschrei- 
ben und  die  zur  Dttrehfühnuig  dieser  Vorsdiriflai  erforderlichen  Anordnungen 
2u  erlassen«  —  wähend  der  preussische  Regierungsentwurl  die  entsprediende 

Befugnis  den  Oberbergämt  e  r  n  übertragen  wollte,  also  allgemeinere 
Anordnungen  für  ein  umfassenderes  Produktions  g  e  b  i  c  t  erstrebte  —  liess 
der  Landtag  nur  noch  einmalige  Verfügungen  für  einzelne  »B  e  t  r  i  c  b  ec  zu. 
Es  war  einer  der  grössten  Fehler  des  damaligen  Handelsministers  von  Berlepsch, 
dass  er  an  diesem  Punkte  ohne  besonderen  Widerstand  zurückwich;  denn  min« 
destens  die  gleiche  Machtbefugnis  besass  die  Regierung  schon  vor  dem  Erlass 
der  damaligen  Berg^gcsetznovelle. 

SO  gaben  die  Bergarbeiter  zwar  an  der  Wende  der  achtziger  und  neunziger 
Jahre  den  Anstoss  zur  damaligen  allgemeineren  Reformströmung;  sie  selber 
jedoch  haben  den  Rückschlag  durch  die  rasch  wiedereintretende  sozialpolitische 
Reaktion  in  erster  Linie  spfiren  müssen. 

XXX 

SOLL  der  diesjährige,  musterhaft  geleitete  und  durchgeführte  Riesenstrrik 
gleichfalls  lediglich  in  bitteren  Enttäuschungen  enden,  soweit  es  sich  um  Ge- 
setzgebung und  Regierung  handelt? 

DIE  Siebenerkommission,  als  gewählte  Vertretung  der  vier  Berg* 
arbeiteroiganisationen,  hatte  in  ihrer  Eingabe  an  die  preussische  Regierung 

folgende  Mindestforderungen  unterlureitet;  wir  teilen  sie  ihrer  Bedeutung  wegen 

im  Wortlaut  mit,  unter  Wef^Iassung  der  auf  das  Knappschaftswesen  bezüg- 
lichen Stellen,  da  sich  eine  besondere  Vorlage  mit  diesen  Zwangskassen  be- 
schäftigen soll: 

»I.  In  allen 'Steinkohlengmben  tritt  vom  i.  April  ipos  ab  eine  Höchstdauer 

der  Schiebt  vcm  8^1-  Stunden  in  Kraft,  vom  i.  Januar  1907  8  Stunden. 

Vor  zu  nassen  Arhcil.sortcn  und  solchen,  die  mehr  als  j8f>  Celsius  Wärme  aufweisen. 

ist  die  Arbeitszeit  auf  höchsten;»  6  Stunden  zu  beschränken. 

Diese  Schiclit/oiten  verstehen  sich  für  alle  Grubenarbeiter  vom  Regina  der  Einfahrt 
des  einzelnen  Mannes  bis  /u  Beginn  seiner  Ausfahrt  (Seiitahrl). 

2.  Verbot  :üler  Überschichten  und  Sonntagsarbciien. 

Es  sind  solche  nur  zur  Rettnnc:  >Tcp<i-henlebMi,  bei  ausserordentlichen  Betriebs- 
störungen oder  Schachtrepai  aturcn  /.uhis.-.ig. 

Haben  im  Sommer  wegen  .Mangel  an  Absatz  Feierschichten  eingelegt  werden  müs- 
sen, so  kann  die  betreffende  Zeche  dieselben  im  Winter  wieder  nachholen  lassen. 
Mehr  als  zwei  Schichten  dürfen  im  Monat  jedoch  nicht  nachgeholt,  und  auch 
Doppelschichten  dürfen  dabei  nicht  gemacht  werden. 

3.  Verbot  des  Wagen n  u  1 1  en  s.  Wo  W a gen k o  n t  rol  1  eu  re  von  der  Be- 
legschaft gewählt  werden,  dürfen  denselben  seitens  der  Zechenverwaltung  keine 
Schwierigkeiten  gemacht  werden,  auch  müssen  die  I\i  ntr ulleure  seitens  der  Zechen- 
verwaltung genau  wie  Bel^bchaftsniitglieder  anerkannt  werden  und  deren  Rechte 
ilmen  verbleiben.  Den  Lohn  des  Wagenkontrolleurs  zahlt  die  Zeche  veriagsweise 
aus  und  zielit  ihn  der  Belegschaft  am  Lohntage  ab. 

4.  Auf  jeder  Zeche  mit  über  20  Mann  Belegschaft  ist  innerhalb  vier  Wochen  nach 
Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  ein  aus  geheimen  Wahlen  hervorgegangener 

Ar  bc  i  t  c  r  a  u  s  s  c  h  u  s  s  zu  errichten.  Wahlberechtigt  ist  jedes  gross- 
jährige Belegschaftsmitglied,  wählbar  jeder  Arbeiter,  der  über  i  lahr  auf 
der  betreffenden  Zeche  arbeitet  und  über  35  Jahre  alt  ist. 

Die  .\rboiterausschiisse  sollen  nicht  nur  alle  Beschwerden  und  Missstände  bei  der 
Verwahung  vorbringen,  sondern  haben  auch  die  Grube  mit  zu  kontrol- 
lieren und  die  U  nter  s  tütaun  g  k  a  s  s  e  mit  zu  verwalten,  sofern 
zu  letzterem  nicht  ein  besonderes,  aus  geheimer  Wahl  hervorgegangenes  Arbeiter- 
komitee vorhanden  ist. 
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5.  Strafen  dürfen  erstmalig  50  Ffemrig  nicht  überschreiten,  die  Höchststrafe  für 

ein  Vorgehen  darf  nicht  liohcr.  als  die  Hälfte  des  täfUchen  Durchschnittsschicht» 

lohnes  des  betreffenden  Arbeiters,  sein. 

Di«  Gesamtstrafen  für  verschiedene  Vergehen  dürfen  in  einem  Monat  höch- 
stens 4  Mark  l>ctragcn.    Rci  Verhängen  von  Strafen,  die  höher,  als  l  Marie, 

sind,  ist  der  Arbeitcrausschuss  erst  zu  hören.* 

Unbescheiden  oder  gar  auf  eine  agitatorische  Wirkung  berechnet  waren  diese 

Wünsche  sicherlich  nicht.  Dennoch  brachte  der  Regierungsentwurf, 
der  bedenklich  lange  auf  sich  warten  Hess,  bereits  starke  Einschränkungen.  Die 
SVuslündipe,  später  (jedoch  erst  vom  i.  Oktober  1908,  nicht  vom  i.  Januar  1907 
ab)  Sstundigc  Normaiarbeitszcit  wurde  lediglidi  vorgeschlagen  für 
»Gruben  oder  Grubenabteiku^n,  in  denen  mdir  als  die  Hälfte  der  bellten 
Betriebspunkte  eine  gewöhnliche  Temperatur  von  mehr  als  22*  Celsius  hatc*). 
Gleichzeitig  wurde  zwar  behauptet,  dass-90  %  der  Bergleute  des  Ruhrreviers 
unter  dieser  Begrenzung  der  Schichtdaucr  fallen  würden.  Aber  von  anderer 
Seite  wurde  dies  bezweifelt,  und  ausserhalb  des  Ruhrreviers  gibt  es  auch  nocli 
Grubenproletarier ;  ferner  beaieht  sich  in  der  Vorlage  die  Regelung  der  Afbeits- 
zeit  nur  auf  die  »in  Steinkohlenbergwerken  unterirdisch  Besdiäf- 
tigtenc.  (Oberschichten  (unmittelbare  Verlängerungen  der  Arbeitsdauer) 
und  N  e  b  e  n  s  c  h  i  c  Ii  t  c  n  (durch  eine  mehrstündige  Pause  getrennte  beson- 
dere Schichten)  sollten  bei  über  28"  Celsius  im  allgemeinen  ausgeschlossen 
sein,  in  den  Gruben  oder  Grubenabteilungen  mit  mehr  als  22'*  gewöhnlicher 
Temperatur  »wöchentlich  nicht  mehr,  als  eine  achtstündige  Nebenschidit,  oder 
mehr,  als  2  Überschichten  bis  zur  Gesamtdauer  von  vier  Stunden,«  betragen 
dürfen.  Das  war  zwar  immer  noch  ein  Fortschritt  gegen  die  bisherige  wild- 
wuchernde l'bcrstundcnwirtschafl,  hinter  den  Bergarbeiter forderungen  bleibt 
es  jedoch  abermals  wesentlich  zurück.  Hinsichtlich  des  Wagennullens 
und  der  Wagen  kon  troll  eure  lautete  der  Regierungsvorschlag: 

»Ungenügend  »xkr  vorschriftswidrig  beladcnc  Fördergefässe  müssen  insoweit 

angerechnet  werden,  als  ihr  Inhalt  vorschriftsmässig  ist. 

Der  Bergwerksbesitxer  ist  verpflichtet,  tn  gestatten,  dass  die  Arbeiter  auf  ihre  Kosten 

durch  einen  aus  ihrer  Mitte  von  dem  ständitjcn  /\.  r  b  e  i  t  c  r  a  11  s  s  c  h  u  s  s  e  oder, 
wo  ein  solcher  nicht  besteht,  von  ihnen  gcwalillen  Vertrauensmann  das  Verfahren 
bei  Feststellung  der  ungenügenden  oder  vorsdiriftswidrigcn  Beladung  und  des 
bei  der  Ix>hnberechnung  anzurechnenden  Teiles  der  Beladung  überwachen 
lassen  .  .  . 

Der  Bergwerksbesitzer  ist  femer  verpflichtet.  <Un  Lohn  des  Wrtraucnsmannes  auf 
Antrag  des  ständi|pen  Arbetterausschusses  oder  der  Mehrzahl  der  beteiligten  Arbeiter 
vorschassweise  zu  zahlen;  er  ist  berechtigt,  den  vorschussweise  gezahlten 
Lohn  den  beteiligten  Arbeitern  bei  der  Lohnzahlung  in  Abzug  zu  bringen.« 

Der  ständige  Arbeitcrausschuss  war  oblipi^atorisch  gemacht  für  »alle 
diejenigen  Bergwerke,  puf  welchen  in  der  Regel  mindestens  100  Arbeiter  be- 
schäftigt werden« ;  in  alter,  bisheriger  Weise  sollten  ihn  Kassenvorstände  und 
Knappschaftsälteste  bilden  können;  sonst  sollte  er  aus  »unmittelbaren  und  ge- 
heimen Wahlen«  seitens  der  tvollj ährigen«  Arbeiter  hervorgehen.  Die  Voraus- 
setzungen für  die  \\'ahlbarkeit  sollten  sein:  Alter  von  mindestens  25  Jahren, 
mindestens  einjährige  Beschäftigung  auf  der  Grube,  daneben  noch  der  Besitz 
der  bürgerlichen  Ehrenrechte  und  der  Reichsangehörigkeit,  sowie  die  Kennt- 
nis der  deutsdien  Sprache.  Als  Aufgaben  zugewiesen  waren  dem  Aussdiuss: 
die  B^tachtnqg  der  Arbeitsordnung  und  ihrer  Änderung;  der  Einl^gung  von 
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über-  und  Nebenschichten,  die  Wahl  des  Wageilkontrolleurs,  die  Mitwirkung 
bei  der  Verwaltung  der  Unterstützungskassen  —  respektive  der  WrwendiinEj  der 
Strafgelder  — ,  über  deren  Finanzlage  in  Zukunft  öffentlich  Bericht  erstattet 
werden  nmss.  Weitere  Aufgaben  tkönnen«  dem  Ausschuss  durch  die  Arbeits- 
ordnung übertragen  werden;  in  den  Motiven  tatichte  bei  dieser  Gelegenheit 
schöciitem  der  Arbeitergrabenkoiitiolleur  auf: 

>Auf  den  Königlichen  Steinknhlcngriibcn  Ix?!  Saarbrücken  ist  zum  Beispiel  den  Mit- 
gliedern der  Arbdterausschusse  die  Befugnis  beigelegt  worden,  die  Grubenbaue  in 
Bezug  auf  die  Sicherheit  des  Lebens  und  der  Gesundheit  der  Arbeiter  xi» 
befahren  und  ihre  Wahrnehmungen  zur  Kenntnis  der  Werksverwaltung  zu  bringen. 
Wenngleich  die  hier  gemachten  Erfahrungen  bislang  nicht  derartige  sind,  dass 
eine  obligatorische  Einführung  der  von  den  Arbeitern  geforderten  Arbntcr- 
kontroUeure  cmpfofalen  werden  könnte,  so  hat  sich  doch  der  Gedanke,  gerade  die 
Mitglieder  der  A]1>etteraus8diÜMe  .  .  .  mit  derartigen  Funktionen  za  betrauen, 
immerhin  als  ein  glücklicher  erwiesen.« 

Den  S  t  r  a  f  c  1  d  c  r  bcstimmungen,  die  sich  bisher  einfach  an  die  Reichs- 
gewerbcordnung  134b,  Absatz  2)  anschlössen,  war  nunmehr  als  Höchst- 
grenze hinzugefügt :  der  monatliche  Gesamtbetrag  dürfe  den  doppelten 
Betrag  des  durchschnittlichen  Tagesarbeitsverdienstes  nicht  überMhreiten. 

X  X  X 

MAN  sieht,  bereits  die  Siebenerkommission  hatte  ihre  Mindestforderungen 

in  bescheidensten  Grenzen  gehalten ;  trotzdem  setzte  die  Regierung  dem  Land- 
tage nur  einen  arg  verdünnten  Aufguss  vor.  Aus  den  Verhandlungen  des 
Bergarbeiterkongresses,  der  in  bewimdcmswerter  Einmütigkeit  als 
Vertretui^  etwa  einer  halben  Million  Knappen  vom  aS.  bis  xam  30.  Mint 
in  Berlin  tagte,  klang  deutlich  vernehmbar  die  Stimme  der  Enttäuschung  her- 
aus. Aber  daneben  noch  immer  die  Stimme  der  Hoffnung,  dass  im  Laufe  der 
parlamentarischen  Beratungen  manche  Verbesserung  zu  erzielen  sein  werde. 
DREIKLASSENLANDTAG  und  Verbesserung!  Die  Kommission  des 
Abgeordnetenhauses  hat  es  in  kurzer  Beratung  glücklidi  so  weit  gebracht,  dass- 
übtfall  ein  Schrei  der  hellen  ^trüstoog  ausbrach,  weit  über  die  Kreise  der 
Bergarbeiter  und  der  Arbeiterklasse  hinaus.  In  erster  Lesung  wurde  das. 
Obligatorium  der  —  in  ihren  Befugnissen  noch  dazu  stark  eingeschränkten  — 
Arbeiterausschüsse  gestrichen.  Der  sanitäre  Maximalarbeitstag  wurde  ge- 
strichen. Den  Ausschussmitgliedem  wollte  man  sogar  jede  politische  Bet&i' 
gung,  ausser  dem  Gebrauch  des  politischen  Wahlrechtes,  tmtersagt  sehen.  In 
zweiter  Lesung  nahm  man  zwar  das  Obligatorium  für  die  Arbeiterausschüsse- 
wieder  auf;  dafür  schrieb  man  die  öfTcntlichc  Wahl  vor.  Selbst  Freisinnig« 
und  Zentrum  mussten  sich  zuletzt  gegen  das  Verstümmelungswerk  erheben. 

XXX 
WAS  nun?  Niemand  hält  die  Kommissionsbeschlüsse  für  endgültige;  die  letzte 
Entscheidung,  im  Plenum,  steht  vor  der  Türe.  Es  lohnt  sich  kaum,  heute  nucn 

an  dieser  Stelle  Wahrscheinlichkeiten  ZU  erv  a<;eii. 

NUR  eines  ist  unumstösslich  sicher:  war  es  der  Regierung  jemals  Ernst  mit 
ihrem  Worte,  das  sie  den  Hunderttausenden  von  .Streikenden  im  Rulirrevier 
verpfändet  hat,  an  das  die  Bergleute  geglaubt  haben,  als  sie  in  das  alte  Joch 
zurückkehrten  und  den  kleinbürgerlichen  Geschäftstreibenden,  den  Dutzenden 
und  Hunderten,  von  Gemeinden,  der  ganzen  Provinz  die  Ruhe  wieder  zurück« 
gaben  —  war  es  der  Regierung  zum  mindesten  noch  Emst  mit  ihrem  Gesetz- 
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entwarf,  so  kann,  80  muss  sie  es  jetit  durch  Taten  bewdsen.  Die  Rq[ie- 
ning  hat,  wenn  sie  nur  will,  die  Scharfmacher  an  der  Lein^  denn  keine  Gc- 

scllschaftsschicht  hängt  so  sehr  von  staatlichen  Liebesgaben,  von 
Frachttari {Vergünstigungen,  von  Staatsbestellungen  ab,  wie  dieses  verwöhnte 
und  anmassende  Gruben-  und  Hüttenkapital  im  westlichen  schwarzen  Lande. 
Ist  doch  der  ganze  Mittellandkanal,  verstümmelt  oder  nnver- 
stommelt,  nichts  als  eine  einsige  ungeheure  Riesenliebes- 
gabe seitens  des  Staates  und  der  Steuerzahler  an  diese  ewig  nehmenden  und 
niemals  gebenden  grosskapitalistischen  Interessenten  des  rheinisch-westfälischen 
Montanreviers,  da  hierbei  auf  absehbare  Zeit  Verzinsung  und  Amortisation 
aller  staatlichen  und  kommunalen  Aufwendungen  ▼ollständig  auageschlossen 
ist  —  auch  wenn  der  monopolistische  S'chleppbetrieb  und  die  Schiffahrtsabgaben 
zu  einer  wirklichen  Einnahmeerhöhung  führen  sollten.  Und  bis  zum  i.  Juli 
1906  hat  die  Staatsregierung  noch  gar  vieles  mit  den  beisteuernden  Provinzen 
und  anderen  öiientlichen  Verbänden  zu  regeln,  ehe  das  Kanalgesetz  wirklich 
zur  Ausffihrung  reif  wird.  Vor  allem  jedoch:  die  Landta gsmehiheit  ist 
in  derZwangslage  ;  sie  muss  ein  Gesetz  zu  stände  bringen.  Die  Re- 
gierung dagegen  hat  freie  H  a  n  d ;  sie  kann  sich  im  Ernstfalle  von  einer 
R  e  i  c  h  s  t  a  g  s  mehrheit  einen  Berggesetzentwurf  vorlegen  lassen  und  braucht 
alsdann  nur  im  Bundesrat  die  preussischen  Stimmen  nicht  dagegen  abzugeben. 
Auch  widitige  kapitalistisdie  Interessen  drängen  bekanntlidi  längst'  auf  ein 
einheitliches  Reich sbergredit  hin.  Diese  Gefahr  kennen  die  preussischen 
Bergherren  ganz  genau ;  sie  müssen  die  Frage  in  Preussen,  wo  sie  über 
den  grösseren  Einfluss  gebieten,  zu  lösen  suchen,  wenn  durch  ein  Reichsein- 
greifen nicht  noch  ganz  andere  Steine  ins  Rollen  kommen  sollen.  Die  bis- 
herige Kommissionsmehrheit  wird  daher  im  Plenum  das  Spiel  nur  dann  zu 
Ende  quden,  wenn  ne  des  Umfolls,  des  Wortbmchs  der  Regierung  sicher  ist 
AUSSCHLIESSLICH  bei  der  Regierung  liegt  also  nunmehr  die  Verantwor- 
tung für  die  Fortentwickeltmg  und  den  Abschluss  des  ganzen  l^;islatorischec 
Vorgehens. 

XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX 

EDUARD  BERNSTEIN-GEWERKSCHAFTSWESEN  UND 
SOZIALE  AUSLESE 

IE  soziale  Auslese  als  r^Uerender  Faktor  der  Menschheitsent- 
wickelung ist  lange  Zeit  das  Schlagwort  der  Anwälte  des  Kapitalis- 
mus und  der  ihm  entsprechenden  Gesellschaftsordnung  gev.-esen. 
Für  die  Kulturmenschheit  sollte  sie  das  selbe  leisten,  was  für  die 
Pflanzen-  und  Tierwdt,  sowie  f&r  die  sogenannten  Naturv^ker  die 
natürliche  Auslese  nach  allgemeiner,  auf  Darwins  Aufstellungen  fussender 
Ansicht  geleistet  hatte:  die  Erhaltung  und  Förderung  der  Tüchtigsten  unter 
Zurücksetzung  und  möf^lichster  Ausmerzung  der  Untüchtigen,  womit  die  fort- 
scbrcitende  Vervollkonminung  der  Menschheit  allein  verbürgt  sei,  Fanatiker 
dieser  Theorie  —  es  sei  nur  an  Otto  Ammon  erinnert  —  wollten  die  Auslese 
auch  in  der  menschtidien  Gesellschaft  am  liebsten  nach  Art  der  nattirlidien 
Auslese  walten  lassen  tmd  bekämpften  demgemäß  alle  htunanitaren  Ein« 
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griffe  in  das  Gcscllschaftslehen,  die  alte  Charitas,  wie  die  moderne  So/ial- 
politik,  als  zur  \'erschlechterung  der  Rasse,  zu  physischer  und  geistiger  £ai- 
artung  führende  V'erirrung. 

IN  neuerer  Zeit  ist  es  in  dieser  Hinsicht  etwas  stiller  geworden.  Nachdem  das 
Prinzip  der  Auslese  von  manchen  sonderbaren  Jüngern  Nietzsches  und  den 

Gläubigen  des  Herrn  H.  St.  Giamberlain  bis  zur  äussersten  Karikatur  ver- 
zerrt worden  ist.  hat  ,t,'crade  in  den  Reihen  der  wissenschaftlich  arbeitenden 
Vertreter  der  Soziologie  eine  merkbare  Reaktion  eingesetzt  und  dahin  geführt, 
in  der  Übertragimg  biologischer  Erfahrungen  auf  das  Gesdlsdiaftsleben  der 
'Menschen  die  grösste  Vorsicht  walten  zu  lassen.  Ein  Umschwung,  dem  von 
anderer  Seite  das  Erstarken  der  modernen  Arbeiterbewegiingf  und  die  Ver- 
breitung^ ihrer  Theorie,  des  Sozialismus,  teils  stark  vorgearbeitet  hat  und  teils 
noch  immer  Vorschub  leistet. 

t)£R  Sozialismus  stellt  dem  Selektionsdogma- der  Veiherrlicher  des  Kapitalis- 
mus die  Theorie  vck»  gestaltenden  Einfluss  der  Umwdt  und  planmastigen 

Erziehung  gegenüber.  Während  die  Theorie  (Kr  Auslese  der  bürgerlichen 
Manclustirlehre  entspricht  —  man  kennt  die  Rolle,  welche  die  Malthussche 
Theorie  bei  Ausarbeitung  der  Darwinschen  Lehre  gespielt  —  und  von  allen 
Verfechtern  aristokratischer  Tendenzen  für  diese  ins  Feld  geführt  wird,  ist  <tie 
Lehre  vom  Einfluss  der  Umwelt  ihrer  ganzen  ^'endenz  nadi  demokratisch,  man 
könnte  auch  sagen :  ki>nuiutnistisch.  Indes  sind  die  Gegensätze  nur  solche 
der  Tendenz,  nicht  ahsolut.  Die  Sclektionsfrage,  wie  Darwin  und  die  besseren 
seiner  Schüler  und  Nachfolger  sie  begründen,  schliessl  die  Lehre  von  <ler  Um- 
welt nicht  aus,  sondern  knüpft  an  sie  an:  es  handelt  sich  um  die  Auslese  der- 
jenigen, die  sich  der  Umwelt  am  besten  anpassen.  Ebenso  kann  die  sozia- 
listische Theorie  ihrerseits  das  Selektionsprinzip  nicht  mit  Stimipf  und  Stiel 
verwerfen.  Ohne  jedwede  Auslese  hiesse  die  Abhängigkeit  von  der  Umwelt 
starrer  Konscrv  itisnnis.  Negation  der  \'ervollkomnuunig.  Es  gibt  aber  ver- 
schiedene Arten  und  Methoden  der  Auslese,  und  wenn  der  Sozialismus  die 
eine  verwirft»  so  heisst  dies  noch  nicht,  dass  er  auch  andere  nidit  gelten  lässt. 
Der  Sozalismus  erstrebt  kein  S'chlaraffenland.  Er  sagt  nicht:  heute  Fort- 
schritt, aber  morgen  Stillstand,  ■sondern:  immer  Fortschritt,  immer  vorwärts. 
Er  afloptiert  das  Wort  li'ic  ich  beharre,  bin  ich  Knecht. 

WIR  können  das  .deutlich  an  dem  Stück  Sozialismus  sehen,  das  sich  schon  in 
unseren  Tagen,  vor  unseren  Augen  Schritt  für  Schritt  verwirklicht:  der 

modernen  Gewerkschaftsbewegung. 

DIE  nio<lerne  Gewerkschaft,  was  sie  auch  auf  ihre  Fahne  geschrieben  hat, 
wofür  ihre  Leiter  und  Mitglieder  sie  auch  halten,  ist  mindest  ins  potentiell, 
in  vielen  Fallen  aber  schon  faktisch  ein  mehr  oder  minder  bedeutsames  Stück 
Sozialismus.  Tor,  wer  es  nicht  sidit,  er  sidit  den  Wald  vor  Bäumen  nicht 
Er  sieht  nicht,  dass  die  Demokratisierung  der  Industrie,  auf  weldie  die  Ge- 
werkschaft hinarlieiten  muss,  um  ihre  Ziele  in  Bezug  auf  Lohnsicherung.  Er- 
kämpfung von  Müsse.  Arbeitsrecht  zu  verwirklichen,  im  entsprechenden 
Masse  Soziaiisicrung  der  Industrie  heisst. 

DIE  Sachwalter  des  Kapitalismus  sehen  das  besser  und  greifen  die  Gewerk- 
sdiaft,  sobald  sie  ihre  Funktion  «isübt,  als  sosiMemokrotisch  an,    ob  sie 

selbst  sich  chrLttlich,  hannonistisch  oder  wie  immer  nennt.  Und  sie  werfen 
ihr  die  gleichen  Verstösse  gegen  die  heiligen  Gesetze  der  kapitalistischen 
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Gesellschaftswissenschaft  vor,  wie  dem  Sozialtsmus.    Wie  von  diesem  und 

seinem  so  gern  aufs  Tapet  gebrachten  Zukunftsstaat,  hcisst  es  bei  ihnen  auch 
von  der  Gewerkschaftsbewegung,  dass  sie  keinen  Unterschied  zwischen  faul 
und  fleissig,  tüchtig  und  untüchtig  anerkenne,  dass  sie  jedwede  vernünftige 
Atiskse  unmöglich  madie  und  somit  in  dem  Masse,  wie  sie  an  Macht  und 
Ausdehnung  zunehme,  eine  wadiaende  Gefahr  für  den  gesdlsdiaftlichen  Fort- 
schritt bedeute  und  bedeuten  müsse. 

AUF  diejenigen,  welche  die  Gewerkschaftsbewegung  nicht  näher  kennen  und 
&ie  nur  nach  einigen  Ausserlichkeiten  beurteilen,  pflegen  solche  Behauptungen 
Ihren  Eindruck  nicht  zu  verfdilai.  Seihst  dnrdunis  wohlmeinende  Leute 
lassen  sich  durch  sie  beirren,  wenn  ihn^  Mindestlolin,  Maximalarbeitstag, 
^bundcncr  Lohntarif  u.  s.  w.  in  zweckentspechender  Beleuchtung  als  Beweise 
vorgeführt  werden. 

DAHER  ziemt  es  sich,  diesen  Vorwurf  etwas  genahter  zu  untersuchen. 
VON  vornherein  ist  es  klar,  dass  ein  Mindestlohn  kein  undifferenzierter  Lohn 
zu  sein  braucht.  Der  Mindestlohn  hindert  keinen  Prinzipal,  höhere  Leistungen 
hoher  zu  bezahlen,  keinen  Arbeiter,  für  höhere  Leistung  h^ere  Lohnzahlung 
zu  verlangen.  Dass  beides  stattfindet,  ist  bekannt.  In  fast  jeder  Industrie- 
branche, wo  jMindcsttarile  bestehen,  findet  man  l-'inniti.  die  besondere  Quali- 
tätsarbeiten ausführen  und  Löhne  zahlen,  welche  den  lur  die  Branche  nor- 
mierten Mindestlohnsatz  übersteigen,  in  viden  anderen  Geschäften  ausserdem 
Arbeiter,  die  über  den  Mindestsatz  bezahlt  werden.  Insoweit  ist  also  mit 
diesem  eine  Differenzierung  in  der  Bezahlung  und  damit  der  Antrieb  zur  Stei- 
gerung von  Leistungen  tatsachlicli  vereinbar  und  vorhanden. 
ABER  das  ist  doch  nur  erst  eine  Möglichkeit,  die  eine  starke  soziale  Bedeutung 
nicht  beanspruchen  kann.  Sie  verspridit  zum  Bei^iel  kdne  Gewähr  gegen  dn 
Sinken  der  Durdisdinittsleistung.  Und  es  braucht  nicht  erst  gesagt  zu  werden, 
dass  und  warum  solches  Sinken  dem  sozialen  Fortschritt  entgegenwirken 
würde.  Wohl  ist  es  zu  erstreben  und  wird  es  auch  dahin  kommen,  dass  eine 
bessere  Organisation  der  Wirtschaft  das  Quantum  Arbeit,  welches  heute  von 
einem  grossen  Teil  der  Arbeiter  für  dnen  mdst  kläglichen  Lohn  gddstet 
werden  muss,  bei  gleidizeitiger  Erhöhung  der  Einkommen  erheblidi  zu  redu- 
zierten erlaubt.  Aber  diese  quantitative  Reduktion  der  sozialen  Mindest- 
leistung heisst  nicht  Wrzettelung  der  Arbeitszeit  und  wahllose  Anstellung  von 
Arbeitern  ohne  Rücksicht  auf  ihre  Fähigkeit  und  Leistungen,  sondern  ist 
im  Gqpentdl  nur  durch  zweckmässige  Ausnutzung  der  jewdls  normierten 
Arbeitszeit  und  Auslese  der  berufstuchtigen  Arbdter  ohne  Schaden  für  die 
Gesamt  Wirtschaft  durchzuführen.  Und  für  diese  zweckmässige  V^erweuduf^ 
der  .Arbeitszeit  und  Auswahl  nach  Berufstüchtitjkeit  sorgt  gerade  in  Ver- 
bindung mit  der  Maximalarbeitszeit  der  gewerkschaftliche  MindestJohn. 
ES  liegt  im  Wesen  der  modernen  Verkehrswirtschaft,  dass  der  Unternehmer 
den  Preis  sdner  Produkte  nicht  beliebig  emporschrauben  kann.  Bei  Kon- 
kurrenzwaren sorgt  die  Bedrohung,  den  Absatz  zu  verlieren,  für  Masshalten 
im  Preise,  und  selbst  bei  einer  Anzahl  von  Monopolartikeln  muss  auf  die 
Kaufkraft  des  Publikums  Rücksicht  genommen  werden,  soll  der  Absatz  nicht 
starke  Beeinträchtigung  erleiden.  Absolute  Monopole,  das  heisst  solche,  die  jeden 
Preis  erzwingen  können,  weil  das  Publikum  den  betreffenden  Artikd  braudit 
-.und  ihn  nicht  anderwdtig  beschaffen  oder  ersetzen  kann,  sind  ihrer  Zahl  nadi 
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lN^;raixt  iind  v«rfalleii  auch  immer  mdir  der  ölfentf icben  Kontrolle.  Ffir  den 

grossen  Wirtschaftsorganismus  bleibt  das  Bestreben  bestdMiv  die  Preise  atif 
einem  gewissen  Niveau  zu  halten.  Damit  bleibt  aber  auch,  ganz  abgesehen  von 
der  berühmten  Profitwut,  der  Antrieb  für  die  Unternehmer  bestehen,  auf  ein  be- 
stimmtes Verhältnis  zwischen  Lohn  und  Leistung  zu  achten.  Erh^ung  des  Mindest- 
lohnes bedeutet  fest  öberall»  nnd  namentlidi  bei  begrenztem  Arbeitstag,  Er- 
höhung des  Anspruchs  an  die  Leistungsfähigkeit  der  Arbeiter.  Arbeiter,  die 
einen  Mindcstgrad  von  Leistungsfähigkeit  nicht  erreichen,  werden  alsdann 
nicht  mehr  eingestellt. 

DAS  bedeutet  eine  Auslese,  gegen  die  sich,  soweit  sonst  gesunde  Arbeiter  in 
Betracht  kommen,  wenig  wird  einwenden  lassen.  Mangelhafte  Leistungsfähig- 
keit für  eine  bestimmte  Berufsarbeit  heisst  nicht  absolute  Arbeitsunfähigkeit. 
Der  Arbeiter,  der  nicht  im  stände  ist,  eine  bestimmte  Dreherarbeit  in  einer 
bestimmten  Spanne  Zeit  zu  leisten,  mag  deshalb  doch  ein  ganz  guter  An- 
schläger sein  oder  sich  zum  Glaser  oder  Einleger  qualifizieren.  Im  allgemeinen 
wirkt  daher  der  Anspruch  auf  eine  Mindesttücfatigkeit  dem  wahllosen  Drängen 
nach  bestimmten  Arbeiten  oder  Stellungen  sozusagen  automatisch  entgegen. 
Das  mag  im  Einzelfall  mit  einer  gewissen  Härte  verbunden  sein,  es  ist  aber 
keine  Gesellschaft  denkbar,  die  jedem  ein  unbedingtes  Recht  auf  jedes  ge- 
währen oder  gar  verbürgen  kann.  Wo  die  Minderleistung  durch  vorgerücktes 
Alter  und  Ahnlidies  verursacht  ist,  pflegen  die  Gewerkschaften  proportio- 
nelles  Abgehen  vom  MSndestlohn  zuzulassen  und  können  sie  dies  auch,  ohne 
Prinzip  und  Zweck  des  Mindestlohnes  zu  beeinträchtigen.  Sie  wahren  aber 
nicht  nur  ihr  spezielles  Interesse,  sondern  handeln  tatsächlich  im  Interesse  ihrer 
ganzen  Industrie  und  der  Volkswirtschaft  im  allgemeinen,  wenn  sie  im  übrigen 
streng  auf  Inn^Uung  der  Mindestlohnbesttnunung  sehen.  Je  mehr  sie  dies 
toi^  um  io  mehr  dienen  sie  dem  technischen  und  allgemein  wirtschaftlichen 
Fortschritt  Sie  nötigen  den  Unternehmer,  seine  ganze  Intelligenz  auf  Hebung 
der  Qualität  seines  Fabrikats  und  Vervollkommnung  der  Technik  zu  werfen, 
was  beides  dem  AUgemeinintercsse  zu  gute  kommt.  £s  ist,  was  ersteres 
anlangt,  eine  von  englischen  Industriellen  oft  gemadite  Erfahrung,  dass  in 
Gewerben,  wo  durch  das  Mittd  starker  Gewerkschaften  der  Mindestlohn  ein> 
gewurzelte  Einrichtung  geworden  ist,  die  betreffenden  Arbeiter  nicht  dazu  zu 
haben  sind,  Schundarbeit  zu  machen.  Diese  Industricen  haben  sich  vielmehr 
überall  zu  Qualitätsindustrieen  entwickelt  oder  ihren  schon  erworbenen  QuaH- 
tätscharakter  bewahrt  und  gestärkt.  Das  gilt  von  Feinspinnerei  und  Fein- 
weberei, wie  von  gewissen  Metallvenrbeitungsgewerben,  von  der  besseren 
Möbelfabrikation,  wie  von  der  Schiffskessdtndustrie.  Die  selben  Industricen 
haben  auch  der  ausländischen  Konkurrenz  am  kräftigsten  standgehalten. 
ES  ist  überaus  bezeichnend,  dass  gerade  diejenigen  englischen  Industricen, 
deren  Arbeiter  nicht  oder  nur  schlecht  organisiert  waren,  wo  also  die  Unter- 
nehmer die  Herren  tm  Hause  waren,  sich  der  auslandisdien  Konkurrenz  aih 
wenigsten  gewachsen  gezeigt  haben.  Zu  ihnen  kommen  nur  noch  solche 
Gewerbe,  wo  die  Arbeiter  zwar  gut  organisiert  waren,  aber  ihre  Kunst  haupt- 
sächlich darauf  verwendeten,  durch  Niederhaltung  ihrer  Zahl  sich  eine  Art 
Monopol  zu  sichern.  Diese  Zunftpolitik  führt  da,  wo  sie  Erfolg  hat,  be- 
ziehungsweise so  lange  sie  Erfolg  hat,  zu  technischer  Stagnation,  wie  sie 
jede  rationelle  Auslese  unter  den  Arbeitern  erschwert  oder  gar  unmogti^ 
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nucht  Sie  iil  aber  mit  dem  entwickelteii  Verkehr  unvertriglich  tmd  mint 
daher,  wo  tie  mdit  auf  rein  drtliche  Besonderheiten  sidi  stützt  früher  oder 
^ter   zusammenbrechen.    Im  allgemeinen   haben    die    zunftartigen  Ab* 

schliessitngsmassregeln  bloss  die  Wirkung,  ausserhalb  des  Machtbereichs  der 
Organisation  Konkurrenzgeschäfte  erstehen  zu  lassen,  die  den  von  ihr  be- 
setzten Unternehmungen  den  Markt  entsidieii. 

ES  ist  dies  beUanfig  ein  Punkt,  den  die  Gewerksdiaften  bei  BeuHrnmimgcn 

über  die  Lehrlingsfrage  nicht  ^bersdien  •ollten.  So  bq;retflich  es  ist,  dass  sie 

der  Lehrlingszüchtcrei  entgegenzuwirken  suchen  und  so  wenig  sich  gegen  die 
Festsetzung  von  Normen  für  die  Lehrlingsproportion  einwenden  lässt,  so  sehr 
ist  vor  Übertreibung  in  dieser  Hinsicht  zu  warnen.  Im  Einzelfewerbe 
ffOirt  sie  btoss  zur  Erstdrang  von  Lebrlingshmtanstalten,  die  dmich  Schmatz- 
konkurrenz  den  Fortschritt  erschweren,  für  die  Gesamtwirtschaft  ist  sie  ein- 
fach unmöglich.  Denn  schliesslich  tritt  nun  einmal  alljährlich  eine  bestimmte 
Anzahl  heranwachsender  junger  Leute  ins  Wirtschaftsleben  ein,  die  unter- 
gebracht sein  wollen  und  Unterkunft  suchen,  wo  sie  sie  ünden.  Man  kann 
durch  Heraufsetzung  des  Sdiublters  und  gesetzliche  Festsetztmg  des  Mindest- 
alters für  gewerbliche  Verwendung  die  Gesamtzahl  in  vernünftigen 
Grenzen  halten,  aber  ihre  Zahl  im  Einzelgewerbe  auf  einen  Prozentsatz  redu- 
zieren, der  die  Ausdehnung  der  Industrie  unterbindet  imd  jede  Auslese  ver- 
hindert, ist  eine  Politik,  die  als  widersinnig  und  in  der  Regel  auch  zweck- 
widrig unbedingt  zu  verwerfen  ist. 

DIE  Gewerkschaft,  die  auf  modernem  Boden  steht,  das  heisst,  die  erkannt  hat» 
dass  es  unmöglich  ist,  sich  den  technischen  Umwälzungen  und  den  auf  Arbeits- 
ersparnis gerichteten  Reformen  der  Produktionsordnung  hemmend  in  den 
Weg  zu  stellen,  wird  auf  solche  und  ähnliche  Mittel  der  Sicherung  der  Lebens- 
haltung ihrer  Mit|)ieder  verzichten.  Sie  wird  nie  ausser  adit  lassen,  dass 
sie  nur  ein  (Mied  im  grossen  Organismus  der  gesamten  Volkswirtschaft  ist^ 
deren  Gedeihen  an  den  Produktionsfortschritt,  die  Hebung  der  Produktivität 
und  die  X'crbesscrung  des  Geschmacks  gebunden  ist.  Der  Gewerkschafts- 
bewegung als  Ganzem  kommt  nur  das  wirklich  zu  gute,  gereicht  nur  das 
vrirkUdi  zum  VorteäH,  was  überiun^t  aof  der  Linie  des  gesellschaftlichen  Fort- 
schritts li^  Wäre  die  Industrie  durch  irgend  wddie  Knnstmittd  vor  jenen 
grossen  Umwälzungen  bewahrt  worden,  welche  die  alten  Gewerber^ln  durdt- 
brochen  haben,  wo  wäre  da  die  Gewerkschaftsbewegung?  Sie  selbst  ist  ja  ein 
Kind  der  modernen  Entwickelung. 

UND  überblickt  man  sie  als  Ganzes,  so  wird  man  auch  finden,  dass  allen 
Gewericsdiaften  nur  diejenigen  Bestrebungen  gemein  «nd,  die  der  modernen 

Entwickelimg,  der  Tendenz  zu  fortgesetzter  Vwrvofflkommnung  entsprechen. 
Mindestlohn,  Maximalarbeitszeit,  die  Ausbildung  eines  Arbeitsrechts,  das  der 
Willkür  der  Betriebsleiter  in  Personen  fragen  immer  engere  Grenzen  zieht  und 
die  Leitungsbestimmungen  der  Industriechefs  auf  das  T^hnische  beschränkt, 
das  sind  Bestrebungen,  in  denen  alle  Gewerksdialften  ühereinstimnien.  Sie 
aber  stehen,  wie  gezeigt  wurde,  derjenigen  Auslese,  welche  die  moderne 
Wirtschaft,  wie  überhaupt  das  moderne  Kulturleben  Inraucht,  in  keiner  Weise 
im  Wege,  sondern  ebnen  ihr  im  Gegenteil  den  Weg. 

BERUFS-  und  Ortswahl  gehören  zu  denjenigen  Problemen,  deren  Regelung 
theoretisierenden  Sozialisten  und  Sozialrefonnem  die  grossten  Kopfschmerzen 
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bereitet  haben.  Vielen  sdiien  hier  die  Alternative  des  krassen  Manchester- 
tunis nur  in  einer  nicht  minder  krassen  Aufhebung  des  Sclbstbestimmungs- 
rechts  zu  liegen,  die  das  Wort  vom  Zuchthausstaat  zur  Wahrlii  it  machen 
musste.  W'ie  eine  spatere  sozialistische  Zukunft  das  Problem  losen  wird, 
kann  man  wohl  getrost  den  Menschen  jener  Zukunft  überlassen.  Einstweilen 
zeigt  die  Entwickelung  einen  Weg,  auf  dem  das  Problem  Idsbar  ist  Er  besteht 
in  der  Erzwingung  eines  gesetzlichen  Minimums  an  Lebenskomfort  und 
seiner  schrittweise  dnrrhj^oführtcn  F.rh(")hini'^  W-rmöge  ilicsos  Mittels  ist 
es  möglich,  von  Beruf  7u  P.enif  und  jr  naclKleni  auch  von  Ort  7u  Ort  nach 
Quantität  und  Qualität  unterschiedene  Mindestleistungen  zu  normieren,  die 
es  stärker,  als  dies  vielfach  heute  der  Fall  ist,  von  der  Anlage  des  BeschSfti- 
gimgsuchenden  abhängig  machen,  in  welchem  Beruf  und  an  welchem  Ort  er 
Arbeit  findet.  Eine  gewisse  Beschränkung  in  beiden  Beziehungen  ist  allerdinc;^^ 
auch  dann  noch  vorhanden.  Aber  eine  ahsohite  l""reiheit  der  Selbstbcstinunung 
gibt  es  nicht,  kann  es  in  keiner  Gesellschaftsform  geben.  Es  wird  sich  immer 
nur  um  Art  und  Grad  der  Abhängigkeiten  handeln.  Die  Abwesenheit  jeder 
Ausbeutungsschranke  zum  Beispiel  bedeutet  formell  die  grösste  Freiheit  des 
Bcwcrbs,  materiell  aber  die  grösste  Abhängigkeit  im  Beruf.  Es  ist  indes  die 
am  wenigsten  drückende  Besch r.mkung  der  Freiheil,  die  dem  einzelnen  ver- 
bietet, seine  Arbeit  unterhalb  gewisser  Bedingungen  zu  verkaufen  beziehungs- 
weise mdir,  als  ein  begrenztes  Mass  seiner  Freiheit  zu  veräussem.  Diese  Be- 
schränkung des  Rechts  auf  Verf%ung  über  sich  selbst  ist  nur  eine  Fort- 
entwickelung des  Verbots,  ^ich  in  Sklaverei  oder  Leibeigenschaft  zu  ver- 
äussern. Auch  dadurch  dokumentiert  sie  ihren  progressiven  Oiarakter. 
ES  wäre  Utopismus,  sich  einzureden,  dass  die  Erzwingung  eines  Lohnminiraums 
auf  gewerksdhaftlichem  Wege  heute  lur  die  gesamte  Arbeiterschaft  möglich 
ist.  Es  gibt  Millionen  von  Arbeitern,  darunter  die  Masse  der  weiblichen 
Arbeiter,  für  die  das  wahrscheinlich  noch  auf  lange  hinaus  unmöglich  sein 
wird,  denen  meines  l'-raclitens  nur  auf  gesetzlichem  Wege  geholfen  werden 
kann.  Ich  glaube  aber  auch,  dass  man  die  Bedenken,  die  der  gesetzlichen 
Vorschrift  von  Mindestlöhnen  im  Wege  stehen,  überschätzt.  Die  Gefahr  der 
Auswanderung  von  Indnstrieen  ist  nicht  so  gross,  als  man  sie  sich  vorstellt, 
es  kann  sich  dabei  nur  imi  parasitäre  Industrieen  handeln,  an  denen  wenig 
verloren  sein  würde.  Indes,  das  gesetzliche  Lohnminimum  würde  aus  verschie- 
denen Gründen  auch  wirklich  nur  ein  Minimum  von  Lebenskomfort  darstellen, 
das  heisst  die  unterste  Skala  auf  der  Sprosse  der  Lebcnsmöglichketen  in 
der  Kulturwdt.  Es  wurde  deshalb  die  Gewerkschaften  in  keiner  Weise  über- 
flüssig machen.  Ihnen  bliebe  vielmehr  immer  die  Aufgabe,  für  die  organi- 
sationsfähigen Arbeiter,  deren  "Znhl  sicli  .ilsd.mn  sehr  vermehren  würde,  durch 
Erzwingimg  höherer  I -ohuininuiKi  ininur  höhere  .Sprossen  zu  erobern.  Und 
dann  würde  —  ich  glaube  nut  Gewissheit  sagen  zu  dürfen:  dann  wird  erst 
recht  durch  das  Mittel  der  Gewerkschaften  für  diejenige  soziale  Atislese  gesorgt 
sein,  die  einer  Gesellschaft  entspricht,  welche  für  ihre  Mi^ieder  die  iMtitalen 
Mittel  der  Naturauslese  weder  in  Anspruch  nehmen  kann»  noch  will. 
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IE  Gewerkschaften  stehen  bei  einem  Teil  der  Parteigenossen  allen 
Ernstes  in  dem  schwarzen  Verdacht,  dass  sie  die  liAaifeier  abschaffen 

wollen.  Es  gibt,  oder  gab  (loch,  tatsächlich  Genossen,  die  in  ehr- 
licher Sorge  sind  darüber,  dass  die  Maifeier  eine  offene  Spaltung 
zwischen  ( Kwcrkschaftcn  und  sozialdemokratischer  Partei  herbei- 
führen könnte.  Dan  sind  allerdings  meist  die  selben,  die  seit  einigen  Jahren 
schon  von  der  sogenannten  NeutnUitSiAtwegung  in  den  Gewerkschaften  leb- 
haft  beunruhigt  sind  und  darin  alle  möglichen  Gefahren  erblicken.  In  dem 
einen,  wie  im  anderen  Falle:  Gespensterseherei. 

UM  über  die  Neutralität  der  Gewerkschaften  nur  einige  Worte  zu  sagen,  SO 
betrachte  ich  die  Dinge  wesentlich  anders,  als  sie  gewohnlich  hingestellt  wer- 
den. Man  spricht  ganz  irrtümlich  v<m  Neutralisationsbeatrebongen  derGewefk- 
schaften  im  Sinne  eines  Abrflckens  der  selben  von  der  sozialdemokratischen 
Partei.  Die  Gewerkschaften,  zur  Zeit  des  S'ozialtsiengesetses  entstanden, 
haben  schon  aus  diesem  Gnmde  von  allem  Anfang  an  ihren  unpolitischen 
Charakter  stets  betont,  sie  sind  also  nicht  erst  neutral  geworden,  sondern  es 
immer  gewesen,  niussten  und  müssen  es  immer  sein.  Da  aber  standen  Gegner 
der  Arbeitersache  auf  und  behaupteten,  ein  Christ  und  Nichtsozialdemcdcrat 
könne  nicht  Mitglied  der  Gewerkschaften  sein;  man  gründete  die  christlichen 
Gewerkschaften,  mdem  man  böswillig-  behauptete,  die  Meinungen  Anders- 
gesinnter würden  in  unseren  (iewerkschaften  terrorisiert.  Lediglich  in  der 
Abwehr  dieser  unberechtigten  Vorwürfe  wurde  dann  von  uns  häufiger,  als 
früher,  auf  unsere  Neutralität  hingewiesen»  vielleicht  von  einzelnen  öfter,  als 
nöt^  und  angebracht  war.  Weiter  aber  hat  sich  nach  meinem  Dafürhalten 
nichts  geändert:  die  Gewerkschaften  konnten  eben  gar  nicht  parteipolitisch 
neutraler  werden,  als  sie  es  schon  bti  der  (Gründung  waren.  Nur  scheint  dieser 
oder  jener  Parteigenosse  erwartet  zu  haben,  dass  die  Gewerkschaften,  beson- 
ders nach  der  Aufhebung  des  vereinsgesetzlichen  VeHnndungsverbotes  in 
Preussen,  sich  direkt  in  den  ausgesprochenen  Dienst  der  Partei  stellen  würden, 
und  diese  Hoffnung  hat  sich  natürlich  nicht  erfüllt.  Die  Enttäuschung  hier- 
über berechtigt  aber  niemand,  nun  von  einer  Ncuiralitätsduselei  und  von 
Versimpclung  und  Versumpfung  der  Gewerkschaften  zu  reden. 
NUN  haben  bekanntlich  im  letzten  Jahre  innerhalb  der  Gewerkschaften  De- 
batten über  die  Form  der  Maifeier  stattgefunden.  Diese  Debatten  haben  ohne 
allen  ersichtlichen  Grund  allerhand  VOrwürfc  gegen  die  Gewerkschaften 
veranlasst,  unter  denen,  wie  gesagt,  die  Ncutralitätsdusclci  und  die  Vei*- 
siniptiuiiL^  (kr  (icwcrkschaften  am  häufigsten  wiederkehrten.  Während  es 
sich  lur  die  Gewerkschaften  nur  um  die  Form  der  Maifeier,  richtiger  gesagt 
nur  um  die  Arbeitsruhe  am  i.  Mai  handelt,  besdiuMigte  man  sie  der 
Gegnerschaft  gegen  die  Maifeier  überhaupt  und  hat  in  der  ganzen  Ausein- 
andersetzung bisher  hartnäckig  an  diesem  Vorwurf  festgehalten. 
DEM  gegenüber  glaube  ich  denn  doch  sagen  zu  dürfen,  dass  bis  zum  heutigen 
Tage  noch  nicht  eine  Gewerkschalt,  kein  \  crbandstag  und  selbst  nicht  die 
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Ideiiurte  ZahlateUenveraamiiiliiiig  daran  gedacht  hat»  von  den  Ideen  der  Mai- 
feier zurückzutreten.  Und  wie  die  Gewerksdiaftsmi^ieder  stets  die  auf« 
richtigste  Begeisterung  für  die  Demonstration  zu  gunsten  des  Achtstunden- 
tags gezeigt  haben,  so  sind  sowohl  sie,  wie  ihre  Führer,  auch  heute  noch  von 
der  Wichtigkeit  der  Maifeier  als  Propagandamittel  vollkommen  überzeugt, 
so  dass  von  einer  G^nerachaft  gar  keine  Rede  sein  kann.  Wenn  es  vorge- 
kommen ist,  dass  ein  einzelner  sich  hier  und  da  einmal  etwas  despektierlich 
über  den  Wert  der  ganzen  Maifeier  ausgelassen  hat,  so  soll  man  dafiir  nicht 
die  Gewerkschaften  zur  Verantwortung  ziehen,  zumal  erst  noch  zu  unter- 
suchen wäre,  ob  dieser  einzelne  seine  Meinung  als  Gewerkschafter  oder  als 
Partdmitg^ed  geäussert  hat 

ALSO  nicht  um  die  Maifeier,  sondern  um  die  Arbeitsruhc  am  i.  Mai  handelt  es 

sich  für  uns.  Die  heutige  Meinung  innerhalb  der  Partei,  dass  ohne  Arbcits- 
tuhe  die  Afaifcier  unmöglich  sei,  wurde  ehemals  von  ihr  nicht  vertreten.  Man 
lese  nur  die  folgende  Auslassung: 

•Der  Gedanke  eines  aflgemeinen  Feierfaigs  fSr  Deutschland,  der  hier  und  da  gehegt 

wurde,  ist  bald  wieder  verflogen.  Der  allgemeine  Feiertag,  dem  sich  die  Mehrrahl 
der  Arbeitgeber  unzweifelhaft  widersetzt  hätte,  wäre  gleichbedeutend  ge- 
wesen mit  der  alljfemeinen  Arbeitseinstellung,  dem  sogenannten  Generalstreik,  dessen 
U  n  s  i  n  n  i  g  k  e  i  t  auf  dem  Pariser  Kongress  Lidiknecht  unter  einstinunigem  Bei- 
fall nachgewiesen  hat.« 

So  schrieb  im  Jahre  1890  der  Wähler,  der  Vorgänger  der  heutigen  Leipziger 
Volkszeitung.  Und  wenige  Tage  spater  erfolgte  der  Aufruf  der  sozialdemo- 
kratischen Reichstagsfraktion  vom  13.  April  1890,  der  sich  mit  grösster  Schärfe 
gegen  die  A  r  h  e  i  t  s  r  u  h  e  wandte.  Bei  der  Beschlussfassun};  auf  dem 
internationalen  Kongress  in  Paris  sei  nicht  davon  die  Rede  gewesen,  am  i.  Mai 
die  Arbeit  ruhen  su  lassen.  9Wäre  eine  derartige  Ansicht  ausgesprodien  wor- 
den, so  wäre  sie  auf  entschiedenen  Widerstand  [nandich  von  den 
deutschen  Delei^iertcn]  gestossen.«  Eine  allgemeine  Arbettsruhe  lasse  sich 
unmöglich  erwirken,  denn  die  gleichen  Gründe,  welche  zur  Verwerfung  des 
Generalstreiks  führen,  stellten  sich  auch  der  allgemeinen  Arbeitsruhe  am  i.Mai 
entgegen.  Die  Fraktion  kcmne  es  mit  ihrem  Gewissen  nicht  vereinigen,  den 
deutschen  Arbeitern  zu  empfehlen»  dass  sie  den  z.  Mai  zu  einem  Tag  al^^ 
meiner  Arbeitsruhe  machen. 

DAS  war  in  der  Zeit,  als  die  Maifeier  erst  eingeführt  wurde,  und  niemand 
wird  die  Fraktion  anklagen  wollen,  dass  s  i  e  etwa  damals  schon  habe  abflauen 
wollen;  dagegen  befürchtete  man  allerdings  grössere  Konflikte  nicht  nur  mit 
dem  Unternehmertum,  sondern  besonders  auch  mit  der  Polizd  und  Staats- 
gewalt. Deshalb  spricht  der  Aufruf  der  Fraktion  auch  von  »politischen  Be- 
detikon«  gegen  die  Arbeitsruhe  am  i.  Mai.  und  die  Sorge  um  das  Wohl  der 
Partei  lässt  ihn  eindringlich  warnen  vor  der  Arbeitsruhe,  welche  >möglicher- 
weise  wirtschaftliche  und  politische  Konflikte  von  unabselibarer  Tragwette 
veranlassen  und  dem  Zweck  der  BCantf estation  nur  Abbrach 
tun  \v  ü  r  d  e«. 

AUF  die  Mdtive  für  die  daniaüi^^e  Stellungnahme  der  Partei  kommt  es  hier 
aber  weniger  an;  ich  wollte  nur  daran  erinnern,  dass  die  Arbeitsruhe  anfäng- 
lich überhaupt  gar  nicht  mit  in  Absicht  gestanden  hat,  geschweige  denn  dass 
man,  wie  heute,  die  ganze  Maidemonstration  von  der  selben  abhängig  gdialten 
hätte.  Denn  dass  die  angeführte  Meinung  nidit  etwa  nur  eine  vorfibeigchende 
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war,  beweist  die  Tatsache,  dass  die  Fraktioii  ein  Jahr  darauf,  am  4.  Fehmar 
1891,  nochmals  einen  Aufruf  erliess  und  darin  nunmehr  empfahl,  die  Mai- 
feier allgemein  auf  den  ersten  Sonntag  im  Mai  jedes  Jahres  zu  ver- 
legen, lediglich,  um  der  Kalamität  wegen  der  Arbeitsruhe  damit  aus  dem 
Wege  zu  gehen.  Deshalb  muss  es  denn  doch  wenig  angebracht  erscheinen, 
die  Gewerkschaften  und  ihre  Ffihrer  zu  schmähen»  weil  sie  es  heute  sind»  die 
ganz  die  gleichen  Vorschlage  empfdüen. 

ES  ist  auch  gar  nicht  richtig,  dass  die  Gewerkschaften  es  waren,  welche  die 
jetzigen  Auseinandersetzungen  hervorgerufen,  die  Zweifel  an  der  Form  der 
Maifeier  erneuert  haben.  Vielmehr  darf  gesagt  werden,  dass  in  den  Gewerk- 
schaften kaum  jemand  an  ein  Vorgehen  gedacht  hat,  als  auf  dem  Partei- 
tag in  Hamburg  /1897/  Genosse  Stdten  seine  wöhlbqnc&idete  Rede  f&r  Ab- 
schaffung der  Arbeitsruhe  hielt.  Nicht  von  einer  Gewerkschaft,  sondern  von 
der  Hamburger  Parteiorganisation  war  dieser  Antrag  gestellt,  und  kein  Ge- 
werkschafter, sondern  der  ausgesprochene  Parteimann  Stolten  war  es,  der 
ihn  begründete.  Und  es  ist  nicht  uninteressant,  dass  auch  er  schon  den  jetzt 
SO  hart  angegriffenen  Krämersitmdpunkt  verteidigte: 

«Die  grosse  Menge  sagt  sich :  wenn  wir  demonstrieren  unter  der  Gefahr,  schwere  per- 
sönliche Verluste  zu  erleiden,  SO  müssen  wir  dnen  greifbaren  Erfolg  sehen. 
Den  bietet  die  Maifeier  nicht  Die  Freigabe  des  f.  Mai,  was  wird  damit  fflr 
die  Arbeiter  gewonnen?« 

Nun.  in  den  Resolutionen  der  Parteitage  heisst  es  ja,  die  Demonstration  komme 
in  dem  Ruhenlassen  der  Arbeit  am  wirksamsten  zum  Ausdruck.  Das  ist  aber, 
wie  die  Dinge  nun  einmal  liegen,  mit  Verlaub  zu  sagen,  eine  objektive  Un- 
wahrheit Dazu  ist  die  Beteiligung  der  Arbeiter  an  dieser  Arbeitsverweigerung 
viel  2U  schwach  und  unbedeutend,  als  dass  es  wahr  sein  konnte,  dass  eine  wirk- 
samere Demonstration,  als  solche  Halbheit,  nicht  möglich  wäre. 
DAMIT  komme  ich  zu  den  Gründen,  die  es  heute  den  Gewerkschaften  er- 
wünscht erscheinen  lassen,  von  der  Arbeitsruhe  Abstand  zu  nehmen.  Nach  den 
geltenden  Beschlüssen  sollen  alle  diejenigen  die  Arbeit  ruhen  lassen,  welche 
es  ohne  Schädigung  der  Arbeiterinterssen  möglich  machen  können.  Hierin 
liegt  die  Ilauptursache  aller  Misshelligkeiten:  jeder  kann  für  sich  selbst  ent- 
scheiden, ob  er  arbeiten  darf  oder  die  .A.rbeit  ruhen  lassen  nnis'^.  Die  Gewerk- 
schaften haben  hiermit  schon  seit  Jahren  ihre  liebe  Not  geliabt.  In  der  einen 
Werkstatt  glauben  die  Mitglieder  nicht  an  eine  Schädigung  der  Arbeiterinter- 
essen; in  der  anderen  aber  die  Sache  umgdcdirt.  Wieder  in  einem  an- 
deren Falle  handelt  es  sich  tun  ein  und  dieselbe  Werkstatt,  die  Mehrheit  der 
Bcschiiftifjten  beschliesst  vielleicht,  die  Arbeit  ruhen  zu  lassen,  die  Minderheit 
aber  befürchtet  von  ihrem  Standpunkt  daraus  eine  Schädipimt,'  der  Arbeiter- 
interessen, und  der  Konflikt  ist  gegeben.  So  ist  in  manchen  Fällen  schon  die 
Einigkeit  der  Arbeiter  in  einzelnen  Fabriken  allein  durch  die  Frage  der  Mai- 
feier in  Grund  und  Boden  zerstört  worden.  Alljährlich  gelangen  an  die  Vor^ 
stände  der  Gewerkschaften  Anträge,  solche  Mitglieder  aus  dem  Verband  aus- 
zuschliesscn,  welche  nicht  an  der  Arbeitsruhe  teilgenommen  haben,  obgleich 
auch  diese  Mitglieder  sich  auf  den  Parteitagsbeschluss  berufen  und  ihr  Ver- 
halten oft  mit  guten  und  triftigen  Griinden  rechtfertigen  kSonen.  Wird  dann 
der  Ausschluss  abgelehnt,  dann  entriisten  sich  hierüber  wieder  die  Antrag- 
ateller,  und  andauernder  Unfriede  ist  die  Folge.  Dass  ich  hierin  nicht  über- 
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treihe,  werden  mir  die  meisten  rifucrkschaftsvorstände,  soweit  in  ihren  Be- 
rufen überhaupt  die  Durchführung  der  Arbeitsruhe  versucht  wird,  bestätigen 
kdnnen.  Und  so  erklärt  es  sich  denn  auch,  dass  gerade  die  Vorstände  der 
Gewericschaf ten  sich  zum  Sprachrohr'  der  Wünsche  auf  Beseitigung  dieser 
Misshelligkcitcn  gemacht  haben.  Ganz  falsch  al)er  ist  die  Behauptung,  dass 
die  Gewerkschaftsmitglieder  selbst  der  Sache  fern  stehen,  dass  es  sich 
nur  um  die  Führer  handle.  Abgcselien  von  den  geschilderten  Zerwürfnissen 
unter  den  Mitgliedern  waren  es  audi  zueiit  die  Mitglieder  selbst,  welche 
darüber  ungehalten  wurden,  dass  sie  auf  der  einen  Seite  von  ihrer  Verbands« 
Zeitung  jedes  Jahr  ermahnt  wurden,  die  Arbeit  am  i.  Mai  ruhen  zu  lassen, 
während  auf  der  andern  Seite  ihr  Vorstand  sie  im  Stich  Hess,  wenn  einzelne 
wegen  der  Arbeitsruhe  ausgesperrt  oder  gemassregelt  waren.  So  wurden 
die  Vorstände  von  den  Mitgliedern  alljährlich  aufs  neue  gedrängt,  sidi  der 
Frage  anztinehtnen.  Darauf  aber,  die  Verbandsmittel  zur  Unterstützung  der 
Maiausgesperrten  zur  Verfügung  zu  stellen,  konnten  und  können  die  Gewerk- 
schaften sich  unmöjjflich  einlassen.  Pris  Schlagwort  vom  Krämerstandpnnkt 
kann  auf  diese  Ablehnung  gar  nicht  angewendet  werden,  weil  es  sich  hierbei 
nicht  etwa  bloss  um  Pfennige,  sondern  unter  Umständen  um  Hunderttausende 
von  Mark  handeln  kann.  Zweifellos  wurde  dje  Arbeitsruhe  am  i.  'Mai  an  Um- 
fang gewinnen,  wenn  alle  Teilnehmer  der  Unterstützung  aus  ihren  Gew  rk- 
schaftskasscn  sicher  wären.  Dann  aber  hätten  ntirh  die  Unternehmer  leichte? 
Spiel,  alle  paar  Jahre  im  Monat  Mai  die  Gewcrkschnitskassen  einfach  zu 
sprengen.  Es  widerspricht  eben  aller  gewerkschaftlichen  Taktik  und  alier 
Erfahrung  im  wirtschaftlidieh  Kampfe,  den  Untemehraem  alljährlich  zu 
einem  im  voraus  bestimmten  Termin  den  Kampf  anzubieten.  Und  das  müsste 
geschehen,  wenn  nach  dem  Wortlaut  des  Amsterd-imer  Iksclilusses  die  Ge- 
werkschaften wirklich  verpflichtet  sein  sollen,  die  Durchführung  der  Arbeits- 
ruhe anzustreben. 

NUN  Hegen  aber  heute  die  Dinge  glücklicherweise  anders,  als  in  früheren 
Jahren;  heute  haben  die  Gewerkschaften  dank  ihrer  erfreulichen  Entwickelung 

schon  teils  recht  wertvolle  Erfolge  aufzuweisen.  Umsomehr  aber  kön  • 
n  e  n  s  i  e  a  u  c  h  verliere  n.  Man  sollte  das  \'erantwortlichkeitsgefühl  der 
Gewerkschaftsleiter  doch  höher  bewerten,  als  es  recht  häutig  geschieht.  Keine 
noch  so  hochtonende  Redewendung  von  der  Notwendigkeit  ideeller  Begeisterung 
der  Mitglieder  hilft  ihnen  über  diese  Verantwortung  hinw^.  Und  die  Sicher- 
stellung der  Vorteile,  welche  in  Bezug  auf  die  \'erbesserung  der  Lohn-  und 
Arbeitsbcdingimjjen  dem  Unternehmertum  im  harten  Kampfe  bisher  abgerungen 
sind,  sollte  man  vernünftigerweise  doch  noch  höher  anschlagen,  als  die  Form 
der  Demonstration  am  i.  Mai.  Die  deutsche  Arbeiterbewegung  hat  immer 
den  Vorzug  gdiabt,  dass  sie  sich  nicht,  wie  hier  und  da  das  Ausland,  mit  De* 
monstrationen  begnügt,  sondern  im  Gegenteil  alles  Gewicht  auf  die 
Organisation  der  Arbeiter  gelegt  hat.  Ks  wäre  sehr  zu  wünschen,  dass 
uns  dieser  \'orzug  erhalten  bleibt.  Andererseits  wird  zwar  auch  gegen  die  fort- 
dauernde Erstarkung  der  gewerkschaftlichen  Organisationen  gesagt,  wie  es 
Ridiard  Fischer  auf  dem  Parteitag  in  Bremen  /1904/  getan,  dass  sie  die 
Gefahr  vergrössere,  dass  die  Gewerkschaftsbewegung  »über  den  Kämpfen  des 
Tages,  über  dem  Streit  nni  Einzel  fragen  die  grossen  Ziele  der  Arbeiterklassen- 
bewegung, das  Endziel  der  Befreiung  der  Arbeiterklasse  und  der  Zertrümme- 
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Tvmg  des  kapitalistischen  Lohnsystems  mehr  und  mehr  aus  dem  Atige  ver- 
liert«. Ähnlich  las  ich  fast  zur  selben  Zeit  in  ciiuMii  bürgerlichen  Blatte,  dass> 
die  Gewerkschaften  »niil  dt  r  \'crnichning  und  Wrvollkommnung  der  Unter- 
stützungscinrichtungcn,  mit  der  Ausgestaltimg;  der  Tarifverträge,  mit  dieser 
allmählich  eintretenden  Behäbigkeit  ihrer  sozialen 
Verhältnisse  den  Giarakter  einer  Klassenkampfpartei  abgestreifte  hätten. 
Ich  halte  beide  Hypothesen  für  gleich  falsch.  Im  Gegenteil.  Erst  wenn  durch 
die  Erstarkung  der  Gewerkschaften  wirkliche  Verbesserungen  der  Lage  der 
Arbeiter  erzielt  worden. sind,  die  Arbeiter  also  in  die  Lage  versetzt  sind,  nicht 
nur  zu  arbeiten  und  zu  schlafen,  sondern  noch  andere  Bedürfnisse  zu 
empfinden  und  zn  hefriedigen,  erst  dann,  oder  dann  erst  recht»  werden  sie 
wirklich  anfangen,  ihre  Ansprüche  als  gleichbereditigte  Staatsbärger  auch  int 
politischen  Staatsleben  geltend  zu  machen.  Denn  <\]r  !V  lürfnisse  wachsen 
mit  der  Möglichkeit,  sie  zu  befriedigen,  und  nur  hedauerlicher  Kleinmut  kann 
von  den  gewerkschaftlich  organisierten  und  aufgeklärten  Arbeitern  annehmen, 
dass  die  bisher  erreichte  oder  noch  in  Atnsicht  stehende  Behäbigkeit  der 
somaUn  Verhältnisse  sie  mit  all  der  kapitalistisdien  Ungleichheit  und  Un- 
gereditig^t  des  Klassenstaats  aussöhnen  und  von  weitergehenden  Forde- 
rungen abbringen  köiuitc.  Ich  habe  mehr  Wrtrauen  zw  den  Arbeitern  und 
begreife  wirklich  nicht,  wie  man  von  einer  Gefalir  reden  kann,  wo  im  Gegen- 
teil gerade  die  Aussicht  des  sicheren  Erfolges  winkt. 

DIE  Sorge,  durch  die  Arbeitsverweigerung  am  i.  M«ai  die  Errungenschaften 

der  Organisation  nicht  gefährdet  ZU  lassen,  namentlich,  wo  es  sich  tun  die 
bereits  mehr  und  mehr  vervollkomnuietcn  Tarifverträge  handelt,  muss  al)er 
als  durchaus  berechtigt  anerkannt  werden.  Sie  entspringt  keineswegs  einem 
Gefühl  der  Zufriedenheit,  sondern  viel  eher  dem  Streben,  möglichst  bald  wei- 
tere Fortschritte  reifen  zu  sehen.  Denn  bis  heute  sind  selten  mdir,  als  die 
-Minimal f orderungen  der  Arbeiter  von  den  Unternehmern  erfüllt,  so  dass,  ehe 
nur  das  heutip^e  Afriximum  der  Wünsche  und  Forderungen  durchgeführt  ist. 
noch  mancher  Strauss  wird  ausgcfochten  werden  müssen.  Mit  der  l'>star- 
kung  der  Unternchmerurganisationen  ist  die  Bewegung  aber  immer  schwie- 
riger geworden,  und  auf  die  sicher  zu  erwartende  weitere  Madi^tlrkung  der 
selben  muss  auch  bei  der  Frage,  die  uns  hier  beschäftigt,  Bedacht  genommen 
werden.  Es  kann  aber  von  einer  imponierenden  Einwirkung  auf  die  Unter- 
nehmer keine  Rede  sein,  wenn  wir  die  Maidemonstrationen  ins  Auge  fassen, 
wie  sie  seither  im  Durchschnitt  sich  gestaltet  haben.  \'ielfach  wird  in  den 
Werkstätten  tmd  Fabriken  die  Genehmigung  des  Arbeitgebers  zur  Arbeitsruhe 
erbeten,  und  die  Arbeiter  demonstrieren  alsdann  unter  EinwtlUgtmg  —  ja 
man  möchte  mitunter  sagen:  nach  Vorschrift  —  des  Unterndimers,  nämlich, 
je  nach  dem  Grade  der  (ienehmigung,  einen  ganzen,  halben  oder  viertel  Tag. 
Wird  aber  die  Genehmigung  versagt,  dann  verzichtet  man  wohl  oder  übel 
auch  ganz  auf  die  Demonstration.  So  zwingt  uns  die  Maufeter,  in  allen  diesen 
Fällen  alljährlich  dem  Unternehmertum  das  Zeugnis  unserer  verhältnismässigen 
Schwäche  abzulegen,  womit  doch  sicher  das  Gegenteil  von  dem  erreicht  ist^ 
was  der  Zweck  jegliclier  Arbeiterdemonstration  sein  sollte. 
AUS  diesen  und  ähnlichen  Gründen  haben  die  Gewerkschaftsvertreter  in 
Amsterdam  voriges  Jahr  gefordert,  dass  die  Maifeier  von  dem  Hemmschuh 
der  Arbeitsruhe  befreit  werde.   Nur  dieses  I   Zum  Beweis  hierfür  möge  der 
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Wortlaut  der  von  den  Gewerkschaftsdelegierten  vertretenen  Resdntion  hier 
folgen: 

»Ausgehend  von  der  Erwägrung,  dass  die  Arbeitcrdcmonstration  am  i.  Mai  den  Zweck 
hat,  an  einem  bestimmten  Tage  in  allen  Ländern  mit  moderner  Arbeiterbewegung 
dnheitHch  für  die  Forderungen  der  Arbeiterschaft,  insbesondere  für  den  Arbdter- 
schutz.  den  Achtstundentag  und  den  Wehfrieden  einzutreten  und  damit  die  Einhdt- 
lidikeit  der  Bewegung  und  der  Forderungen  der  Arbeiter  aller  Länder  zum  Ausdruck 
2U  bringen ;  in  fernerer  Erwägiuig,  dass  die  Einheitlichkeit  der  Demonstration  nodi 
nicht  gegeben  ist,  weil  in  einzelnen  Ländern  nicht  am  i.  Mai,  sondern  am  ersten 
Sonntag  im  Mai  demonstriert  wird,  beschliesst  der  Kongress:  dass  von  nun  ab  die 
Demonstration  einheithch  am  i.  Mai  zu  erfolgen  hat.  Um  dieses  zu  erreiclien,  soll 
in  allen  Ländern  die  Demonstration  in  der  Weise  erfolgqi,  dass  in  Versammlungen, 
di«  zu  einer  Zeit  stattfinden,  die  der  Mehrheit  der  Arbeiterschaft  die  Tellnalmie  er- 
möglicht, die  Durchführung  des  vom  interr.ation.iU-n  Kongress  1889  in  Paris  auf- 
j;estellten  Arbeiterschutzprogrammes  gefordert  und  über  die  Mittel  zu  seiner  Durch« 
ffihrung  beraten  wird.  Die  Demonstration  soll  einen  durchaus  wiirdigen  Charakter 
haben,  es  ist  dcjhnlb  davon  abzusehen,  an  Stelle  der  Versammlungen  oder  an- 
schliessend an  diese,  festliche  Veranstaltungen  zu  treffen.  Der  Kongress  ist  sich 
bewusst.  dass  die  Demonstration  am  I.  Mai  eine  weltgeschichtliche  Bedentonif  und 
dieser  Tag  als  internationaler  Festtag  der  Arbeit  zu  gelten  hat.« 

Infolge  des  Widerstands  der  Partcidelcgicrten,  welche  in  der  deutschen  Dele- 
gation die  Mehrheit  hatten,  gelangte  diese  Resolution  nicht  an  den  Kongress. 
Auch  die  deutschen  Parteitage  haben  eine  Änderung  der  Maifeier  al^geldint 
Dem  g^penuber  wird  man  ea  begreiflich  finden»  dass  nun  auch  der  Gewerk- 
schaftskongrcss  einmal  direkt  zu  der  ganzen  Frage  Stellung  nimmt.  Das  er- 
fordern alkin  schon  die  Erörterungen  auf  dem  letzten  Parteitag  und  in  der 
Presse,  namentlich  über  die  Sünden,  deren  die  Gewerkschaften  sich  schuldig 
gemacht  haben  sollen.  Wie  immer  nun  die  Stellungnahme  des  Cöbier  Kon- 
gresses ausfallen  wird,  so  viel  wird  sich  in  jedem  Falle  voraussagen  lassen» 
dass  weder  die  Befürchtungen,  noch  auch  die  etwaigen  Hoffnungen  auf  eine 
Sensation  sich  erfüllen  werden. 
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JOHANNES  TIMM  •  ZUR  KONFERENZ  DER  ARBEITER- 
SEKRETÄRE 

M  Anschluss  an  den  fünften  Kongress  der  Gewerksehaflen  Deutsch- 
lands hat  die  GfnerMommissum  eine  Konferenz  der  Arbdtersekre- 

tariate  einberufen,  die  am  29.  und  30.  Juni  1905  in  Cöln  statt- 
iHKlcn  soll.    Für  die  Tagesordnung  sind  folgende  Funkte  vor-, 

i^csehcn : 

1.  die  Statistik  der  Arbeitersekretariate; 

2.  Auskunfterteilung  an  Unorganisierte  uik'  G( Imlirencrhebung; 
^  Ausbildung  und  Weiterbildung  der  Arbeitersekretäre; 

4.  ärztlidie  Gutachten: 

5.  Dienstvertrag  und  Werkvertrag  nach  dem  Bürgerlichen  Gesetzbuch. 

DIE  Notwendigkeit  einer  gemeinschaftlichen  und  persönlichen  Fühlungnahme 
<lcr  Arbeitersekretäre  unter  einander  ergibt  sich  von  selbst.  Die  Zahl  der 
deutschen  Arbeitersekretariate  ist  gegenwärtig  auf  zirka  60  angewachsen.  Ihre 
sprunghafte  Entwidcelung,  die  vonittssiditiich  in  den  kommenden  Jahren  noch 
anhalten  wird,  zwingt  allein  schon  dazu,  das  Wirkungsgebiet  der  Arbeiter« 
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Sekretäre  möglichst  nach  einheitlichen  Grundtätten  zu  regeln.  Die  Geschlossen- 
heit steigert  die  Leistungen.  Die  rastlos  vorwärts  strebende  Arbeiterschaft 
lässt  es  auf  keinem  Gebiete  zum  Stillstand  kommen.  So  kann  sie  sich  auch 
niclu  damit  begnügen,  in  den  Arbeitersekretariaten  Institute  geschaffen  zu 
haben,  deren  bisherige  Leistungen  mit  geringen  Ansnahmen  selbst  von  ihren 
Gegnern  anerkannt  worden  sind,  sondern  sie  muss  darauf  bedacht  sein,  ihre 
Einrichtungen  auf  die  Stufe  der  höchsten  Leistvmgsfähigkeit  zu  stellen.  Ein 
Austausch  der  Erfahrungen  der  Arbeitersekretäre  über  die  zur  Debatte  stehen- 
den Punkte  wird  deshalb  von  grossem  Nutzen  sein.  Die  gegenseitige  Aus- 
spradie  wird  dazu  dienen,  strittige  Fragen  zu  Idaren  nnd  den  leitenden  Or* 
ganen  der  Gewericschaften  praktiscfae  Wiidce  för  die  Ansgestaltnn^  der  Arbeiter- 
sekretariate zu  geben. 

DIE  Besprechung  der  Statistik  der  Arbeitersekretariate  soll  die  Beseitigung 
^ines  Übelstandes  herbeiführen,  der  ständig  von  der  Generalkommission  gerügt 
wurde,  ohne  dass  es  bisher  gelang,  die  Mängel  abzustellen.  Die  Registrierung 
der  Ztkbl  der  Auskunftsnchenden  und  der  Zahl  der  erteilten  Auskünfte  wird 
in  den  einzelnen  Sekretariaten  nach  verschiedenen  Methoden  vorgenommen. 
Während  ein  Teil  der  Sekretariate  jeden  Besuch  einer  Person  in  ein  und  der- 
selben Sache  als  einen  besonderen  Fall  registriert,  wird  in  anderen  Sekreta- 
riaten jeder  Fall,  olme  Rfidcsicbt  darauf,  wie  oft  der  Auskunftsuchende  in  der 
Sache  beim  Sdcretariat  ersdiienen  ist,  nur  einmal  gezahlt  Auch  werden  in 
dnigen  Sekretariaten  alle  Besucher,  auch  solche,  denen  keine  Auskunft  erteilt 
wurde,  gezählt,  während  in  anderen  nur  die  Fälle  gezählt  werden,  in  denen 
tatsächlich  Auskünfte  erteilt  worden  sind.  Diese  verschiedenartige  Führung 
der  Frequenzregister  führt  sdbstverstindlicii  in  der  Statistik  tu  ganz  folsdien. 
Schlussfolgerui^ien  und  gewährt  durdiaus  keinen  Obeiblick  über  die  wirldidt 
geleistete  Arbeit.  Die  im  vorigen  Jahre  der  Generalkommission  eingesandten 
Fragebogen  hatten  wesentliche  Mängel.  Bei  14  .Sekretariaten  stimmte  die 
Zahl  der  Auskunftsuchenden  mit  der  Zahl  der  erteilten  Auskünfte  überein, 
während  bei  20  Sekretariaten  die  Zahl  der  Auskünfte  grösser  war,  als  die  der 
Auskunftsudienden,  und  bei  a  Sdcretariaten  war  die  Zahl  der  Auskunftsudien- 
den  wesentlich  höher,  als  die  der  erteilten  Auskünfte. 

UM  eine  einheitliche  Registrierung  zu  ermöglichen,  gab  die  G aicralkommission 
die  Anleitung:  i.  nur  die  Fälle  zu  notieren,  in  denen  tatsächlich  Auskunft 
erteilt  worden  ist;  2.  jede  Auskunft  an  eine  Person  besonders  zu  notieren,  80> 
fem  es  sich  um  verschiedene  Objekte  oder  Recbtsfölle  handelt;  3.  jede  Person» 

die  in  einer  Sache  mehrmals  kommt,  nur  einmal  zu  notieren.    Dieses  Prinzip 

erscheint  als  das  richtige  für  die  Führung  der  Frequenzregister.  Neben  der 
Beseitigung  der  angeführten  Mängel  in  der  Registrierung  der  Auskunftsuchen- 
den und  erteilten  Auskünfte  wird  es  sich  darum  handeln,  den  Gegenstand  der 
Auskunft  präziser  zu  buchen. 

DIE  Kritik  hat  auch  nach  dieser  Richtung  beachtenswerte  V<mdiU^  gemacht 
So  August  Müller  und  Paul  Kampf fmeyer.^)    Letzterer  führt  aus: 
»Es  ist  überhaupt  eine  einheitliche  Buchung  der  Rechtsfälle  durch  die  Sekretäre 
dringend  n^Mten.  AnderenfsUs  kfinncn  die  Beridite  der  verschiedenen  Sekretariate 
gar  nidit  mit  einander  verglidien  werden.  Bei  der  Eintrsgnng  der  RechtsfäOe  in 

I)  Vsigl.  Aupust  Müller-  Arbeitersrkretariate  und  Arbeiltrversicheruni;  in  Deutschland  Mllnthrri 
1^04/,  pag.  40,  und  Paul  Kamptfineycr:  Ein  Wort  übtr  du  dtutschen  Arbtütrsikretariate  im 
JrcMv  /Mr  «Mtafr  Omhg^btmg  tmi  SUMtUk  XVLBd.,  imc.4Q7- 
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das  Fretiuenyrhiich  inuss  sich  der  Sekretär  an  die  gegebene  Gliederung  des  Rechts- 
stoffes halten.  Bei  den  bürgerlichen  Rcchtsfäilen  zum  Beispiel  richtet  er  seine  Ein- 
tragungen nach  den  Tttefai  dt$  Bulierlichen  Geseubuches.€ 

Ebenso  wünsdlt  er  bei  der  Buchung  der  gewerblichen  Streitigkeiten  eine  enge 
Anlehnung  an  die  tnassgebeiiden  Paragraphen  der  Gewerbeordnung  und  femer 
die  Feststellung,  welche  Paragraphen  der  Gewerbeordnung  und  von  welchen 
Parteien  diese  verletzt  wurden.  Gewiss  lässt  sich  in  den  angeregten  Fragen 
und  noch  in  einer  Anzahl  anderer,  beispielsweise  der  Buchung  der  Schrift- 
satze, vieles  einheitlicher  gestalten.  Was  durch  den  schriftlichen  Verkehr 
nicht  erreicht  werden  konnte»  lässt  sich  sicher  durch  eine  mündliche  Aussprache 
der  Fachknl leiten  regeln. 

SCHWIl-kiGER.  als  der  erste  Punkt,  dürfte  sich  die  Diskussion  des  zweiten, 
•der  Auslcunfterteilung  an  Unorganisierte  und  der  Gebührenordnung,  gestalten. 

Die  Meinungen  über  diese  Frage  gehen  sehr  auseinander.  Auf  der  einen 
Seite  stehen  die  begeisterten  Idealisten,  die  in  den  Arhcitcrsckretariaten  die 
Vorstufe  für  die  Erkampfung  der  unentgeltlichen  staatlichen  Rechtshilfe  und 
des  Rechtsbeistandes  erblicken.    So  meint  Kampf tmey er : 

9Steckt  gerade  ein  Stuck  des  fleischgewordenen  Sozialismus  in  den  Arbeitersdereta« 

riatcn.  so  mu?s  man  den  ZuRang  zu  diesen  Institutionen  allen  Gesellschaftsklassen 
weit,  wdt  öffnen.  Über  den  Portalen  unserer  Arbeitersekretariate  muss,  bildlich  gc- 
^MToieben,  die  Aufschrift  Nur  für  Orgamtierte!  verschwinden.^) 
Die  gleiche  \r!' Fassung  vertritt  August  Müller  in  ausführlichen  Darlegungen 
seines  Buches."  )  Eine  grosse  Anzahl  von  Fachkollegcn  teilt  dieselbe  Meinung. 
Der  Kollege  Schneider-Nürnbcri^  hat  in  dieser  Zeitschrift  in  längeren  Aus- 
fühnmgcn  zu  der  Frage  Stellung  genommen  und  den  gleichen  Standpunkt  ver« 
treten*);  aus  den  Erfahrungen  des  Nürnberger  Arbeitersekretariats  berichtet 
«r,  dass  durdi  die  unentgeltliche  Rechtsauskunft  an  jedermann  viele  Arbeiter 
der  Organisation  zugeführt  werden.  Auf  der  anderen  Seite  stehen  die  Prak- 
tiker der  Gewerkschaftsbewegung,  welche  die  Frage  von  anderen  Gesichts- 
punkten heraus  beurteilen.  Auf  dem  dritten  deutschen  Gewerkschaftskongress 
vertrat .Legien  diesen  Standpunkt: 

»Schon  hti  der  liouiii^en,  freiwillig-en  Reitragslei-ituns  ^inrl  rui-vrh!ie<slich  'üo 
organisierten  Arbeiter,  die  die  Mittel  zur  Erhaltung  der  Sekretariate  beschaffen,  und 
wir  haben  keine  Ursache,  den  unorganisierten  Arbeitern,  die  es  nicht  für  notwendig 
halten,  den  Gewerkschaften  heizutrctcn.  im  Gegenteil,  in  vielen  Fallen  bei  Streiks 
ihnen  in  den  Rücken  fallen,  auf  Kosten  der  Organisierten  Unterstützung  und  Hilfe 
zu  tdl  werden  zu  lassen.c 

Weder  der  dritte,  noch  der  vierte  Gewerkschaftskongress  hat  sich  klar  für  die 
eine  oder  andcer  Auffassung  entschieden;  die  Frage  wurde  vielmehr  offen  ge- 
lassen. In  einer  Resolution  des  Stuttgarter  Gewerkschaftskongresses,  die  ein- 
stimmig angenonunen  wurde,  heisst  es: 

»Die  Frage»  ob  die  Ausknnfterteilung  unentgeltlich  oder  gegen  eine  Gebühr  respektive 
nur  an  Organisierte  zu  erfolgen  hat,  bleibt  den  Sekretariaten  beziehungsweise  ihren 
zuständigen  Organisationen  zur  eigenen  Entscheidung  überlassen.« 
Wenn  nun  neuerdings  die  Konferenz  der  Arbeitersekretare  zu  der  Frage 
Stellung  nehmen  soll,  so  wird  damit  keineswegs  die  Angelegenheit  ztun  ent- 
gültigen  Ahschluss  gebracht  werden;  es  wird  sich  aber  aus  dem  gegen- 
seitigen Meinungsaustausch   brauchbares   Material  herausschälen  lassen. 

*)  Vergl.  die  Rubrik  SosialpoKHk  derRtmJschau  in  Jen  Sozialislischtn  Monatshtflen,  n^,  II  Bd  .  p.it;  .jji. 
')  Vcr(,'l  Mtiller.  Io> .  <  it .  p.it;.  Ü 

VeigL  Hermann  Schneider:  Die  utuntgeltUc/u  Auskunßerieüung  in  (Un  ArbtiUrsekretariaUu 
in  dao  SoaUMtH$dttH  iioluMluJUnt        LBd,  pag.  144  £ 
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TRITT  man  der  autgeworfenen  Frage  näher,  sucht  man  sie  mit  aller  Üh- 
jekttvität  zu  lösen,  so  hat  man  zunächst  zu  fragen:  was  ist  notig,  um  (hc 
Sekretariate  in  stand  zu  setzen,  ihre  Aufgaben  zu  erfuUen,  und  was  kann  bei 
den  vorhandenen  Mitteln  geleistet  werden?  Einiges  Material  aus  dem  Eni« 
wickelungsgang  des  Münchener  Arbeiteraekretariats  wird  lär  die  Angelegen- 
heit nicht  ohne  Interesse  sein. 

DAS'  Münchencr  Arbeitersekretariat  wurde  am  i.  März  1898  eröffnet.  Die 
Organisation  des  Instituts  tmd  sein  Arbeitsplan  Idinten  steh  eag  an  das  Mxister 
des  Nürnberger  Arbettersekretariats  an.  Zur  Ii^anspruchnahme  des  Slekreta.- 
tiats  waren  alle  Personen  ohne  Unterschied  des  Alters,  des  Geschlechts,  des 
Berufs,  der  Konfession,  der  Parteistellung  und  des  Wohnortes  berechtigt. 
Gebühren  wurden  nicht  erhoben.  Das  Bureau  des  Sekretariats  war  täglich 
geöffnet  von  vwinittags  9  Uhr  bis  mittags  i  Uhr  und  von  nachmittags  3  Uhr 
1ms  abends  7  Uhr.  Zwei  Sekretare  hatten  zunächst  die  Arbeit  zu  versehen.  Was 
ein  Sekretariat  zu  leisten  hat,  das  hat  sich  überall  aus  den  praktisdien  Bedürf- 
nissen ergeben.  Die  \'ornahme  von  statistischen  Erhebungen,  wie  sie  in  dem 
Arbeitsplan  vorgesehen  war,  ist  niemals  verwirklicht  worden,  weil  bei  uns, 
wie  auch  in  anderen  Sekretariaten,  keine  Zeit  dazu  übrig  blieb.  Die  Rechts- 
auskunft und  Rechtshilfe  wurde  für  die  Folge  das  ausschliesslidie  Tätig- 
keitsgebiet. Die  Ariieitskraft  fler  beiden  Sekretäre  wurde  hierdufcfa  vollständig 
in  Anspruch  genommen.  Die  Arbeiterversichcrungsgcsetzgebung.  und  hierunter 
wieder  die  Unfallversicherung,  beanspruchte  den  Löwenanteil.  Wollte  man 
den  Unfallverletzten  und  Invaliden  wirksame  Hilfe  gewähren,  so  genügte  es 
nidit,  formell  nur  Berufungsschriftsätze  anzufertigen,  es  musste  die  persön- 
liche Wrtrctung  vor  den  Rechtsprechungsinstanzen  übernommen  werden.  Eine 
zeitraubende,  aber  notwendige  Tätigkeit,  die  indessen  auch  für  den  Arboiter- 
stkrelär  von  grossem  Nutzen  ist;  er  lernt  dadurch  die  keineswegs  einfache 
Rechtsprechung  der  Arbeiterversichenmg  nicht  bloss  theoretisch  beherrschen, 
sondern  er  bekommt  praktische  Erfahrungen,  die  den  Versicherten  wieder  zu 
I^Ue  kommen. 

DIR  Müncbcner  Arbeiterschaft  legte  von  .\nfang  an  Wert  darauf,  so  aus- 
giebig, wie  nur  niöglicli,  die  Interessen  der  Arl)eitcr  in  der  \  ersiclierungsgesetz- 
gebtmg,  dem  eigentlichen  Tätigkeitsgebiete  der  Arbcitersckrctäre,  zu  vertreten. 
Um  di^  gewährleisten  zu  können,  waren  Reformen  nötig.  Zunächst  musste 
die  Sprechstunden  auf  täglich  4  Stunden,  von  11  bis  i  und  von  5  bis  7  Uhr, 
eingeschränkt  werden,  damit  (He  erforcU-rliche  Zeit  für  die  Bearl>eitung  der 
Schriftsätze  blieb.  Dann  \\nr<ie  ein  Hilfsarbeiter  angestellt.  Eine  b.iitlastung 
für  das  Arbeitersckreliiriat  trat  spater  durch  die  Anstellung  eines  eigenen  Ge- 
werkachaftssekretärs  ein.  Damit  waren  die  oi^nisierten  Münchener  Arbeiter 
an  der  Grenze  ihrer  Leistungsfähigkeit  angelangt.  Im  Geschäftsjahr  1903 
verursachten  diese  Einrichtungen  den  Gewerkschaften  eine  Ausgabe  von  reich- 
lich 10000  Mark  bei  einer  Mitgliedcrzahl  von  17  000.  Nach  einem  Beschluss  des 
Münchener  Gewerkschaf tsvercins  vom  2,  September  1902  wird  seit  dem  i.  Ok- 
tober 1902  von  den  Besudiem  des  Sekretariats,  die  keiner  der  an  das  Arbeiter^ 
Sekretariat  angeschlossenen  Gewerkschaften  angehören,  für  Auskunftertei- 
lung eine  Gebühr  von  20  bis  50  Pfennig  erhoben.  Der  Zweck  dieses  Be- 
schlusses war  der,  den  vielen  Besuchern  des  Sekretariats,  fiie  aus  bÖsem  Willen 
oder  aus  Nachlässigkeit  keiner  Organisation  angehören,  ein  materielles  Opfer 
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attfttterlegen,  um  so  die  allzn  grosse  Ausnutzung  des  Instituts  durch  Nicht- 
berechtigte  hintanzuhalten.  Den  mittellosen  Personen,  die  keiner  gewerk- 
schaftlichen Organisation  angehören  können  (Witwen,  Dienstboten,  Landarbei- 
ter etc.)  sollte  nach  wie  vor  unentgeltlich  geholfen  werden.  Die  beabsichtigte 
Wirkung  des  Beschlusses  wurde  erreicht.  Die  Gesaratfrequenz  ging  etwas 
zurück.  Dagegen  erhöhte  sich  die  Frequenzziffer  der  Ofganisierten.  Die 
Zahl  der  Orgwnisierten  ist  seitdem  im  Vefhältnis  zur  2^1  der  Unorganisierte» 
gestiegen.  Sie  betrug  1902:  59  1903:  62  Jo,  1904:  66  %. 
DIE  Münchener  Arbeitersekretäre  waren  Gegner  der  Einführung  von  Ge- 
bühren. Es  muss  aber  jetzt  anerkannt  werden,  dass  schlechte  Erfahrungen 
damit  nicht  gemacht  wurden.  Weder  hat  die  Bedeutung  und  das  Ansehen- 
des Instituts  Einbusse  erlitten,  noch  haben  sich  sonstige  Mängel  ergeben. 
Mir  erscheint  daher  die  Erhebung  einer  massigen  Auskunftsgebühr  für  die 
Nichtorganisierten  tmbedenklich.  Wesentliche  rechtliche  Schwierigkeiten 
können  sich  auch  nicht  daraus  ergeben.  Würde  ein  engherziger  Polizeigeist 
wirklich  hier  und  da  hineintapsen,  so  wäre  das  nicht  einmal  so  schlimm.  Dann 
hätten  nur  noch  die  Organisierten  Zutritt,  und  die  Unorganisierten  werden  dank 
der  polizeilichen  Fürsorge  in  die  Organisationen  hineingetrieben,  um  sich  die 
Hilfe  (kr  Arbeitersekretariatc  zu  sichern.  Solange  aber  eine  solche  Notwen- 
digkeit nicht  besteht,  würde  ich  den  generellen  Ausschluss  der  Unorgani- 
sierten von  den  Arbeitersekretariaten  nicht  befürworten,  dagegen  die  Er- 
hebung einer  entsprechenden  Gebühr  für  angezeigt  halten. 
JEDENFALLS  hat  aber  eine  ungeheure  Inanspruchnahme  der  Sekretariate,, 
«dine  dass  die  Arbeitskräfte  zur  Erledigung  der  dadurch  notwendigen  Geschäfte 
entsprechend  vermehrt  werden,  auch  seine  grossen  Bedenken.  Die  angestellten 
Sekretäre  werden  dadurch  zu  niaschinenmässigen  Automaten  herabgedrückt, 
die  nur  noch  trachten  müssen,  in  nervöser  Hast  möglichst  schnell  eine  grosse 
Besudierzahl  abzufertigen.  Wenn  die  Tore  der  Arbeitersekretariate  allen  Un- 
organisierten unentgeltlich  weit  geöffnet  bleiben  sollen,  und  wenn  diese  Leute 
nicht  bloss  flüchtig  hineinschauen  dürfen,  wenn  ihnen  wirkliche  Hilfe  zu  teil 
werden  soll,  so  muss  man  sich  auch  darüber  klar  werden,  dass  die  Leistungs- 
möglichkeit der  organisierten  Arbeiter  eine  Grenze  hat.  Von  dieser  sehr  realen 
Tatsache  häi^  es  ab,  solange  der  schnöde  Mammon  noch  eine  Rolle  spielt,  in- 
wieweit man  eine  Ztmahme  der  Frequenzziffem  von  Unorganisierten  freudig, 
bct^riissen  kann,  ohne  zugleich  befürchten  zu  müssen,  dass  das  Sekretariat 
durch  diese  Zunahme  in  seiner  inneren  Leistungsfähigkeit  gehemmt  wird.  Die 
Konferenz  der  Fachgenossen  wird  sich  diesen  Einwänden  nicht  ver- 
schliessen  können,  so  sehr  jeder  Kollege  auch  bestrebt  sein  mag,  seine  Tätigkeit 
einer  moglidist  grossen  Ziäd  von  Arbeitern  zu  gute  kommen  zu  lass^ 
STEIGERUNG  der  Leistunt^sfähigkeit  der  Arfaeitersekretariate,  das  ist  die- 
Forderung,  die  überall  erlioln n  w  ird.  Im  engen  ^Zusammenhang  damit  steht  der 
dritte  Punkt  der  Tagesordnung,  der  von  der  Ausbildung  und  Weiterbildung 
der  Arbeitcrsekretäre  handelt.  Dieses  Thema  ist  in  der  Literatur  sehr  oft 
behandelt  und  über  das,  was  notwendig  wäre,  sind  mancheriei  Vorschläge  ge- 
madit  worden.   Kampffmeyer  meint  in  seiner  zu  Anfang  erwähnten  Arbeit: 

»Nehmen  wir  an,  die  Arlxit('rs<krttariate  haben  sich  aiif  ihre  eigenartige  Aufgabe 
beschränkt,  auf  die  Rechtsauskunftserteilung  und  den  Recbtschutz,  so  drängt  softMl 
eine  zweite^  ebenso  gewichtige  Frage  auf  die  Entscheidung  hin:  wdche  Eteniente  sind 
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besonders  zur  Bekleidung  der  Arbeitcrsckrelariatspostcn  geti^niet?  Unzweifelhaft 
Mioner  mit  tüchtigen  Kenntnissen  auf  dem  Gebiete  der  Jurisprudenz  und  des  Ar- 
biterversichenings-  und  de;  V'erwaltnngswesens.  In  spatinn  Zeiten  werden  sich 
vielleicht  akademisch  Kcbildcle  Männer  besonders  für  dai  Arheitersekrelariatspostcn 
schulen.«*) 

KampfFmeycr  rechnet  aber  mit  der  Tatsarhe.  dass  vorläufig  aus  den  verschie- 
densten Gründen  die  gebildeten,  aufstrebenden  Elemente  der  Arbeiterklasse 
vorzugsweise  in  die  Sekretariatsposten  einrücken  werden: 

»Diese  Elemente  haben  sich  vielfach  in  dier  Verwaltung  der  Krankenkassen  eine 
tüchtipe  Kenntnis  der  Arbeitcrvcrsicherunp:  erworben.  Die  Vorbildiins:^  dieser 
Männer  für  die  anderen  SckreUriatsgeschafte  ist  naturgemäss  nicht  ausreichend. 
Hier  hat  daher  die  Reform  der  Arbetteradcretariate  in  zweiter  Linie  einznsetzen^ 
Dann  werden  noch  eine  Anzahl  praktischer  Vorschläge  gemacht.  Der  künftige 
Arbeitersckrctär  muss  mindestens  6  bis  9  Monate  für  seinen  Beruf  vorp;ebildet 
werden,  die  Sekretäre  müssen  durch  Einschränkung  der  Sprechstunden  entlastet 
werden,  damit  Zeit  zur  Fortbildung  bleibt,  auch  durch  Entbindung  von  Sitzun- 
gen mui  Versammlnogen  tind  dergleichen.  Ähnliche  Vorsdiläge  macht  August 
Müller;  er  halt  die  auf  den  Sdcretaren  ruhende  Arbeitslast  einfach  för  zu 

gross : 

>Sie  haben  nicht  Müsse  genug,  sich  weiter  zu  bilden,  neue  Gesetze  gründlich  zu 
studieren,  ihren  Jahresberichten  die  nötige  Sorgfalt  zu  widmen.    I>euialb  mfissen 

mehr  Sekretäre  angestellti  die  vielfachen  Nebenarbeiten  der  Sekretäre,  die  Ver- 
pllichtung  zum  Halten  von  Vorträgen  und  dergleiclien  mehr  anderen  Kreisen  über- 
tragen werden.«*) 

Müller  hält  es  für  die  Aufgabe  der  Arbeitersdonetare,  spezialisierte  Vorschläge 

für  die  Ausbildung  zu  machen.  Dieser  Anregung  ist  der  Kollege  Johannes 
Heiden  gefolgt.  Seine  Vorschläge,  deren  Besprechung  und  Ergänzung  er 
wünscht,  sind  in  dieser  Zeitschrift  enthalten.^)  Was  Heiden  anregt,  ist  ebenso 
richtig,  wie  das,  was  Müller  und  Kampfbneyer  über  die  Ausbildung  der  Ar- 
beitersekretäre und  ihre  Weiterbildung  ausgeführt  haben.  Wie  soll  das  aber 
geschehen?  Hier  hapert  es  an  Vorschlägen  zur  praktischen  Verwirklichung. 
Bleiben  wir  nur  einmal  bei  der  Frage  der  Weiterbildung  der  im  Amte  befind- 
lichen Sekretäre. 

ES  dürfte  wohl  keinen  Kollegen  geben,  der  nidit  ein  planmässiges  tiieoretisches 

Vertiefen  seiner  Kenntnisse  als  Notwendigkeit  empfindet.  W'ir  sind  ja  fast 
alle  Autodidakten  in  unserem  Beruf.  Wenn  trotzdem  die  Kritik  anerkennt, 
dass  unsere  Tätigkeit  bisher  zu  Bedenken  keinen  Anlass  gegeben  hat,  so  ist 
dies  ein  gutes  Zeugnis.  Allein  die  Jurisprudenz,  in  die  wir  als  Laien  hinein- 
geraten sind»  ist  dne  schwierige  Sache.  Selbst  wenn  uns  die  nötige  Müsse 
ztun  Seibststndium  und  zur  Weiterbildung  bleiben  würde,  wie  es  nicht  der 
Fall  ist,  so  würde  das  noch  nicht  ausreichen,  um  die  nun  einmal  fehlende 
theoretische  Schulung  /n  ersetzen.  Alle  Vorschläge,  eine  Entlastung  der 
Arbeitersekretäre  herbeizuführen^  um  die  nötige  Zeit  zur  Weiterbildung  zu 
gewinnen,  scheitern  an  der  einen  Tatsadie,  dass  wir  Arbdterangestellte  sind 
und  zugldch  mitten  im  Befreiungskampfe  der  Arbeiterklasse  stehen.  Im 
Gewühl  der  täglichen  Arbeit  gibt  es  keine  Ruhe  und  Rast.  Es  ist  nicht  mög- 
lich, sich  auf  das  Studierzimmer  zurückzuziehen,  denn  täglich  treten  neue  An- 

*)  Verg!.  Kampffineyer,  loc.  dt,  pag.  44^ 
•)  VerRl.  Müller,  loc.  cit,  pag.q^. 

i)  Johannes  Heiden  Ein  \Vort  ühßr  die  Anffabcn  der  Arbeitersekretariale  Mtlä  dU  AuMiang 
ä*r  ArbeUersekretäre  in  den  Soxialistischen  Monatsheften,  1^04,  11.  lid^  pag.  967  ft. 
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forderungeu  an  den  Arbcitcrsckrctar  heran.  Mit  dieser  Tatsache  ist  zu  rechnen. 
Deshalb  wüsste  ich  nur  folgenden  Ausweg.  Von  einer  Zentralinstanz,  sagen 
wir  der  GcncralkommissioHt  aus  müssten  an  einem  bestimmten  Ort  Ferien- 
kurse für  Arheitersekrctäre  veranstaltet  werden.  Juristisch  geschulte  Facli- 
feute  hätten  über  das  Arheiterversicheningsrecht.  über  das  bürgerliche.  Strat- 
uud  Prozcssreclu,  sowie  über  die  Grundzüge  des  V'erwaltungsrechts  zu  unter- 
richten. Solche  periodischen  Kurse,  von  vielleicht  jährlidi  vierwochentÜcher 
Dauer,  hätten  die  amtierenden  Sekretäre  zu  besuchen,  und  sie  hätten  während 
dieser  Zeit  planmässig  theoretisch  in  den  betreffenden  Rechtssparten  7u  arbei- 
ten. Wenn  eine  solche  lunrichtung  von  einer  bestinmiten  Stelle  aus  geschaffen 
wird,  so  werden  die  Arbciternistanzen  sich  sicherlich  nicht  der  Notwendigkeit 
verschliessen,  ihren  Angestellten  die  ndtige  2Mt  und  die  nötigen  Spesen  zu 
gewähren,  damit  sie  ihre  Kenntnisse  im  Interesse  der  Arbeiter  erweitern 
könnten.  Der  Arheitersckrctär  wiederum  wäre  dem  Orte  seiner  Tätigkeit 
auf  eine  kurze  Zeit  entrückt,  und  so  bckäTne  er  in  Wirklichkeit  die  Müsse 
und  Ruhe,  die  zum  tiieoretischen  Studium  erforderlich  ist.  Er  würde  dann, 
um  mit  Kampfi^eyer  zu  sprechen,  den  Arbeitem  mit  vollen  Händen  das  sur&dc 
geben  können,  was  sie  für  die  Erweiterui^  und  Vertiefui^  seines  Wissens 
aufwenden.  Solche  Lehrkurse  wären  zugleich  attch  geeignet  zur  Heran- 
bildung neuer  Arbeitersekretäre  für  ihren  künftigen  Beruf.  Da  die  Kon- 
ferenz in  Cöln  sich  mit  der  Frage  der  Ausbildung  und  Weiterbildtuig  der 
Arbeitersekretäre  besdiäftigcn  soll,  wird  es  Aufgabe  der  Koll^:en  sein  mfissen, 
praktische  Vorsdiläge  zu  machen.  Ein  solcher  Vorschlag  ist  hier  gemacht 
Wenn  er  als  nidtt  zweckmässig  erscheint,  so  mögen  ihm  andere  entgegen- 
gestellt werden. 

DIE  Konferenz  soll  sich  dann  noch  mit  der  Frage  der  ärztlichen  Gutachten 
beschäftigen.  Um  zweckentsprechende  ärztliche  Gutachten  für  das  Rechtsver- 
fahren in  der  Unfallversicherung  zu  erhalten,  ist  in  Berlin,  nach  Rücksprache 

der  Zeniralkommissxon  der  Krankenkassen,  des  Zentralarbeitersekretariats  und 
des  Berliner  Sekretariats  mit  cioni  Verein  der  frcigczvähltcn  Kassenärzte  eine 
Vereinbarung  getroffen,  daliingchend,  dass  sicli  eine  Anzahl  Arzte  bereit  er- 
klärt haben,  auf  Verlangen  der  Verletzten  oder  der  Arbeitersekretariate  re- 
spdctive  Gewerkschaften,  Gutachten  auszustellen.  Der  Koll^  Robert  Schmidt 
hat  über  die  Angelegenheit  ausführlich  im  Korrespondcnsblctt  der  General-' 
kommission  bcrichU't.  Es  wird  sich  auf  der  Konferenz  jedenfalls  darum  han- 
deln, anzuregen,  dass  die  Arhcitei?sekretariate  an  den  übrigen  Orten  ver- 
suchen, ähnliche  Einrichtungen  zu  treffen. 

DER  letzte  Punkt,  Dienstvertrag  und  Werkvertrag  nach  dem  BürgerUeken 

Gesetcbttcli.  ist  ein  Thema,  bei  welchen  es  sich  um  eine  Aussprache  über  die 
juristisch  nicht  einheitliche  Beurtciluni^^  dieser  Rechtsmaterien  handeln  wird. 
SO  hat  die  Konferenz  eine  Anzahl  wichtiger  Punkte  zu  erledigen;  sie  wird 
sicher  beitragen  zur  Förderung  des  inneren  Ausbaus  und  der  Leistungsfähigkeit 
der  deutschen  Arbeitersekretariate. 
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ON  allen  denen,  die  der  ErfuUiin;  socUlpolitischer  Aufgaben  ab- 
lehnend gegenüberstdaen,  werden  die  stetig  anwachsenden  Lasten 
der  Arbeiterversicheritng  mit  steigendem  Misstrauen  l>etrachtet.  Bei 
jeder  Erhöhung  der  kentcnbeträge  der  Berufsgenossenschaften 
ertönt  immer  wieder,  aufs  neue  der  Wamungsruf:  die  Industrie  ist 
nicht  im' Stande,  diese  Lasten  auf  die  Dauer  su  tragen,  die  Ansprfiche  der  Ar- 
beiter steigern  sich  ins  Ungemessene.  Gleichwohl  merkt  man  nichts  von  einer 
Entkräftung  der  Industrie;  im  Gegenteil,  ihre  Kraftentfaltung  ist  eine  vor- 
zügliche. 

MISST  man  die  Bedeutung  unserer  V'ersicherungseinrichtungen  nach  dem 
Gesamtbetrag  der  aufgewandten  Mittel,  so  ist  nicht  zu  bestreiten,  dass  sie 
einen  sehr  imponierenden  Eindruck  machen  und  leicht  zu  der  Schlussfolgerung 
verleiten,  als  geschehe  auf  diesem  Gebiet  ungeheuer  \-iel,  so  da>;s  die  Arheitcr- 
schichten,  die  sich  der  sozialen  Fürsorge  erfreuen,  sehr  zufrieden  sein  könn- 
ten. Es  soll  nicht  bestritten  werden,  dass  unsere  Vcrsichcrungsgcsctzgebung 
manches  Gute  den  Arbeitern  bietet,  doch  lässt  sich  ihre  Bedeutung  und  ihre 
Wirksamkeit  nicht  nach  der  verausgabten  Summe  abschätzen,  sondern 
es  muss  gefragt  werden:  wie  gross  sind  die  sozialen  Missstände,  denen  ent- 
gegengewirkt werden  soll?  Vergegenwärtigt  man  sich,  dass  im  Jahre  1903 
für  129375  Personen  Entschädigungen  festgesetzt  wurden,  die  durch  Betriebs- 
unfälle Schaden  erlitten  hatten,  von  denen  8370  zu  Tode  gekommen  waren, 
1538  ihre  Arbeitsfähigkeit  ganz  eingebusst,  119467  ihre  Brwerbsfah^keit  teil- 
weise verloren  hatten  und  150207  zu  Invaliden  geworden,  das  heisst  nicht 
mehr  fähig  waren,  ein  Drittel  dessen  zu  verdienen,  was  sie  in  gesimden  Tagen 
verdient  hatten,  so  wird  man  erschreckt  sein  über  die  Summe  sozialen  Elends, 
die  der  moderne  Industrialismus  hervorruft  Die  Eingriffe,  die  die  Ver- 
sicherungaeinriditttBgen  ausüben,  bedeuten  doch  nur  eine  Milderung  des 
selben.  Die  Unfallversicherung  gewährt  dem  durch  Betriebsunfall  zu  Schaden 
Gekommenen  zwei  Drittel  Ersatz  dessen,  was  er  durch  seine  Erwerbsverminde- 
rung  eingebusst  hat  Der  Witwe  des  verstorbenen  Arbeiters  wird  eine  Rente 
von  ao  %  dessen,  was  der  Ernährer  vodient  hat,  geboten,  und  im  Höchstfälle 
bdoommt  sie  mit  ihren  Kindern  eine  Rente  bis  zu  60  %  dies  Arbeitsverdienstes 
des  Verstorbenen.  Die  Invalidenrente  bewegt  sich  in  weit  geringeren  Sätzen; 
sie  betrug  im  Vorjahre  im  Durchschnitt  für  jeden  Rentenempfänger  152,26 
Mark.  Diese  Rentenbeträge  berechtigen  nicht  zu  einer  begeisterten  Lobhymne, 
als  ob  nun  für  den  Arbeiter  in  Zeiten,  wo  seine  Arbeitskraft  versiegt,  hin- 
reMiend  gesorgt  sei;  viehnehr  darf  man  folgern,  dass  noch  von  der  grossen 
Mduzahl  der  Rentenempfimger  ein  unausgesetzter  schwerer  Kampf  ums  Da- 
sein geführt  werden  muss.  Es  zeugt  doshalb  von  einem  geringen  sozialpoli- 
tischen Empfinden,  wenn  aus  Unternelimcrkreisen  immer  wieder  Klagen  über 
die  hohen  Lasten,  die  die  Versicherungseinrichtungen  erfordern,  laut  werden. 
Die  schweren  Opfer,  die  der  moderne  Industrialismus  heischt,  dürfen  schUess- 
lidi  nicht  dem  einzelnen,  das  heisst  dem  Arbeiter,  zur  Last  gdegt  werden, 
sondern  demjenigen,  der  den  Nutzen  aus  der  Arbeitskraft  gezogen  und  sie  niefit 
selten  durch  die  Art  der  Betriebsweise  verbraucht  oder  schwer  geschädigt  hat. 
DIE  Unfallversicherung  ist  von  unseren  Versicherungseinrichtungen  diejenige, 
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die  in  ihren  Rentenbeträgen  einen  Schadensersatz  gewahrt,  der  am  naclisten 
der  tatsidiUchen  Etnbusse  glddikommt  Die  Rentenabawssung  wird  nadi 
Schätztu^n  der  effektiven  Erwerbseinbusse  in  Rücksicht  auf  den  wirklichen 

Arbeitsverdienst,  soweit  die  Industriearbeiter  in  Betracht  kommen,  vorgenom- 
men. Um  die  Höhe  dieser  Rente  tobt  ein  fortgesetzter  Streit,  der  zu  herben 
Angriffen  seitens  der  Interessenten  der  Berufsgenossenschaften  gegen  die  Ar> 
bdter  und  timgekdirt  vielfach  in  Arbeiterkreisen  zu  einer  Miss^nuttunf  ttbtf 
ungerechte  Würdigung  ihrer  Erwerbseinbusse  geführt  hat.  Im  nachstdienden 
scdlen  die  Grundsätze,  die  bei  der  Rentenabmessung  den  Verletzten  gegenüber 
angewendet  werden,  einer  kritischen  Betrachtung  unterworfen  werden. 
£1N£  wichtige  Stelhmg  bei  der  Rentenabmessung  nimmt  naturgenuLss  der 
ärztliche  Sachverständige  ein.  Auf  ihn  müssen  sich  die  entadieidenden  In- 
stanzen stützen,  da  nur  er  in  der  Lage  ist»  die  Krankheit  des  Rentenempfängers 
zu  beurteilen.  Es  sind  zwei  verschiedene  Gebiete,  die  der  Arzt  beherrschen 
soll:  er  soll  nicht  mir  eine  licstimmte  Diagnose  der  Erkrankung  oder  ausser- 
lich  wahrnehmbaren  körperlichen  Schädigung  feststellen,  er  soll  auch  die  Frage 
beantworten:  wie  weit  hat  die  Krankheit  oder  die  Verkrüppelung  eines  wich- 
tigen Organs  des  menschlichen  Körpers  die  Erwerbsfähif^eit  des  Verletzten 
bceinträchtgt?  Nicht  immer  wird  man  den  Arzt  in  scrfdien  Fällen  als  den 
berufensten  Beurteiler  der  Erwerbseinbusse  anerkennen  können.  Bei  körper- 
lichen Defekten  inuss  die  Berufstätigkeit  des  Verletzten  berücksichtigt  werden. 
Eine  Verkrüppelung  der  Hand  wird  bei  einem  Arbeiter,  der  sehr  diffizile  Ar- 
beiten zu  verrichten  hat,  schwerere  Nachteile  zur  Folge  haben,  als  bei  einem 
Arbeiter,  der  auf  die  Entwickelung  roher  physischer  Kräfte  angewiesen  ist. 
So  hat  sich  denn  auch  in  der  praktischen  Handhabung  bei  der  Rentenabmes- 
sung eine  gewissse  Norm  herausgebildet  für  die  Abschätzung  bestimmter  kör- 
perlicher Defekte.  Bei  qualifizierten  Arbeitern  wird  der  Verlust  eines  Auges 
mit  bei  weniger  qualifizierten  Arbeitern  mit  25  %  bemessen.  Sbhwie- 

riger  gestaltet  sich  natürlich  die  Beurteilung  der  Erwerbseinbusse  bei  inneren 
oder  nervösen  Leiden.  Während  bei  äusserlich  wahrnehmbaren  Defekten  der 
Laie  die  Schätzung  des  Arztes  nachprüfen  kann,  ist  bei  anderen  Erkrankungen 
diese  Nachprüfung  schwieriger  und  fast  unmöglich.  Hier  gibt  in  der 
Regel  der  Arzt  aussdiliesslich  das  Urteil  ab.  Man  hat  vielfach  gefordert,  der 
Arzt  solle  überhaupt  keine  Schätzung  der  Erwerbseinbusse  vornehmen,  sondern 
dies  der  Rcrufsj:jennsscnschaft.  dein  Schio<Istj^cricht  respektive  dem  Rcichs- 
vcrsicherungsamt  nach  Würdigung  des  eingehend  beschriebenen  f)hjiktiven 
Befundes  überlassen.  In  einigen  Fällen  mag  das  Verlangen  berechtigt  sein, 
aber  als  Regel  würde  es  sich  für  die  Praxis  nicht  empfdilen.  Die  entscheiden- 
den Instanzen  würden  sicherlich  bei  der  freien  Schätzung,  sdbst  an  der  Hand 
einer  sehr  eingehenden  Schilderung  des  objektiven  Befundes,  zu  den  willkür- 
lichsten Rentenabmessungen  kommen,  denen  das  heutige  System  der  ärztlichen 
Renicnschatzung  sicherlich  vorzuziehen  wäre.  Wie  weit  eine  Lungenerkran- 
kung, ein  Bruchschaden,  eine  nervdse  Magenerkrankung,  eine  Herz-  oder 
Nierenerkrankung  die  Erwerbsfähigkeit  eines  Mannes  beeinflusst,  das  zu  be- 
urteilen, bleibt  zu  einem  gttten  Teil  doch  immer  Sache  des  Arztes.  Nur  eines 
muss  mit  allem  Nachdruck  verlangt  werden:  dass  die  Schilderung  des  Arztes 
über  den  Zustand  des  Mannes  so  eingehend  ist,  dass  auch  eine  Nachprüfung 
seiner  Schätzung  möglich  ist  und  sie  an  innerer  Wahrscheinlichkeit  gewuint. 
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DIE  Stellung  des  Arztes  muss  deshalb  eine  von  keiner  Seite  beeinflusste  sein, 
und  CS  gehört  zu  einer  sachgemässcn  Erfüllung  dieser  Aufgaben  ein  Mann, 
der  auch  dem  praktischen  Leben  nicht  fern  steht  und  eine  gewisse  sozialpoli- 
tische Einsicht  bekundet  Ein  Ant,  der  in  der  ganzen  Versidierungsgesetz* 
gesetzgebung  nur  ein  Übel  sieht,  eine  ungerechte  Belastung  der  Industrie  und 
eine  Anreizung  der  Arbeiter  zu  übermässigen  Ansprüchen,  wird  immer  ein 
einseitiger  und  ungünstiger  Beurteiler  des  V'erletztcn  sein.  Es  ist  nur  zu 
natürlich,  dass  die  Berufsgenossenschaften  aus  reinem  fiskalischen  Interesse 
▼ersuchen,  gerade  solche  Arzte  zu  Gutachten  .heranzuziehen ;  deshalb  herrscht 
auch  ein  gewisses  Misstrauen  gegen  Arzte,  die  als  Vertrauensärzte  der  Berufs- 
genossenscbaftcn  fungieren.  Die  nahen  Beziehungen  zu  der  Ver>va!tung  der 
Berufsgenosscnschaft  üben  in  vielen  Fällen  einen  EiiiHuss  nach  einer  der  Berufs- 
schaften  zweckdienlichen  Richtung  aus.  Dabei  spricht  auch  viel  persönliches 
Empfinden  mit.  Der  fortgesetzte  Umgang  mit  Leuten,  die  durch  Unfall  zu 
Schaden  gekommen  sind,  verleitet  zu  einer  ins  Geschäftsmassige  übergehenden 
Gleichmassigkeit.  Nicht  immer  bewahrt  sich  der  Arzt  den  freien  Blick,  um 
über  einige  vorkommende  absichtliche  oder  unabsichtliche  f'bertreiliungcn  dc:> 
Patienten  hinwegzusehen,  ohne  in  einem  starken  Misstrauen  auch  seinerseits 
über  das  Ziel  hinauszuschiessen.  So  berechtigt  es  ist,  die  unwahren  Angaben 
von  den  walsren  zu  sondern,  so  stellt  sidi  doch  sehr  oft  heraus,  dass  auch  »ler 
Arzt  Irrtümern  unterworfen  ist,  die,  zumal  wenn  er  viel  beschäftigt  ist,  nicht 
selten  auf  eine  nur  flüchtige  Untersuchung  zurückzuführen  sind.  Es  mag  des- 
halb auch  an  dieser  Stelle  den  Arbeitern  der  dringende  Rat  gegeben  werden, 
sich  von  Übertreibungen  und  unwahren  Angaben  über  ihre  Be.>chwerdcn  fern- 
zuhalten, da  sie  in  der  Regel  die  schwersten  Nachteile  davontragen.  In  den 
n;eisten  Fällen  der  Täuschung  ist  es  dem  Arzt  leicht,  diese  nachzuweisen. 
Nach  unserer  Erfahrung  darf  gesagt  werden,  dass  zu  den  Ari)eilcrn,  die  den 
Arzt  zu  t;iu->c!u  n  \  i T'-nclieii.  in  der  Regel  die  geistig  am  tiefsten  stehenden 
gehören.  Diejenigen,  die  von  dem  Wesen  der  Versicherungsgesetze  eine  Vor- 
stellung haben,  die  in  Fühlung  mit  den  Arbeitersekretariaten  Ueiben  und 
dort  schon  mit  zu  weit  gehenden  Ansprüchen  abgewiesen  werden, 
haben  viel  weniger  mit  X'orwürfen  über  unwahre  Angaben  zu  rechnen.  Ob 
übrigens  solche  Anklagen  der  Arzte,  dass  der  Verletzte  übertreibe  oder  un- 
wahre Angaben  mache,  tatsächlich  begründet  sind,  ist  oftmals  auch  sehr  in 
Zweifel  zu  ziehen.  Weichen  doch  die  Gutachter  in  der  Beurteilung  dieser 
Wahrnehmungen  oft  vollständig  von  einander  ab.  Man  muss  berücksichtigen, 
dass  bei  solchen  Rentenschätzungen  beide  Teile  sich  mit  Misstrauen  gegenüber- 
stehen:  auf  der  einen  Seite  der  Verletzte,  der  befürchtet,  eine  bisher  inne- 
gehabte Rente  werde  gekürzt,  auf  der  anderen  der  Arzt,  der  alle  Angaben 
misstrauisch  wägt,  ob  nicht  dennoch  zum  Nutzen  der  Beruf sgenossenscfiaft 
eine  Besserung  zu  konstatieren  ist. 

ALS  Beweis,  wie  eng  sich  mancher  Arzt  mit  den  Interessen  der  Berufsgenossen- 
schaft liiert  fühlt,  mag  die  Ausscning  des  Leiters  des  medikomechanischen 
Instituts  in  Karlsruhe  dienen.  Dieser  Arzt  äusserte  sich,  wie  eine  Verhand- 
lung vor  dem  Reichsversicherungsamt  ergab,  in  einem  Gutachten  vom  14.  Sep« 
tember  1902,  wie  folgt: 

»Ich  möchte  dringend  bitten,  den  Rekurs  einzulegai,  denn  es  ist  geradezu  unglaub- 
lich, was  über  die  Narben  und  die  Finger  des  L.  behauptet  wird.   Es  scheint  dem 
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SchiedsRcricht  nicht  klar  zu  sein,  dass  I..  hier  in  B  c  Ii  a  n  d  1  u  n  g  war  und  dass  der 
Erfolg  unserer  Beliandiung  in  unserem  Guiachten  wahrheitsgcmäss  niedergelegt 
wurde.  Ich  glaube,  dass  ProfesscM"  von  B.  und  ich  doch  etwas  mehr  Erfahrung  ail4 
Wilsen  besitzen,  als  der  Oberarzt  B.;  die  Röntgenuntersuchung  beweist  ans 
gar  nichts.«  « 

Es  fclgt  nunmehr  ein«  Begrfindung  des  Standpunktes  des  Gutachtern,  imd 

gegen  Sohhtss  hci-^st  es  dann: 

»Alle  die  Urteile,  die  das  Sciiiedsgericht  Constanz  in  letzter  Zeit  erlassen,  stützen  sich 
gewöhnlich  auf  die  Äusserungen  von  praktischen  Aerzten,  die  uns  gegrenüber  als 
Autoritäten  ausgespielt  werden.  Da^  wäre  ja  für  uns  erheiternd,  wenn  nicht  die 
ernste  Seite  dabei  wäre,  dass,  wenn  unsere^  Gutachten  fortwährend  angezweifelt 
werden,  die  Ansprüche  der  Verietzten  schliesslich  ins  Masslose  gehen.  Wir  werden 
schliesslich  geniaigt.  nn>  zu  weigern,  für  die  dem  Schiedsgericht  Con stanz  zustehen- 
den Verletzten  ein  Gutachten  abzugeben.  Man  stelle  sidi  nun  wieder  den  vorliegenden 
Fall  objdktiv  vor  . .  .« 

Ein  Gutachter,  der  an  dem  Atisgang  des  Rentenstreites  nur  ein  rein  medi- 
zinisches Interesse  nimmt,  wird  unmöglich  in  eine  solche  Erregung  geraten. 
Das  Bedenkliche  bei  privaten  Heilanstalten  ist,  dass  der  fiskalische  Standpunkt 
überwiegt,  und  damit  der  Arzt  leicht  der  Berufsgenossenschaft  näher  rückt,  als 
dem  Patienten.  Es  ist  nur  zu  nat&rlich:  eine  solche  Anstalt  soll  den  Nachwds 
führen,  dass  sie  grosse  Erfolge  in  der  Heilbehandlung  aufweist,  und  damit  gerät 
der  Arzt,  sei  es  absiditlich  oder  unabsichtlich,  in  eine  einseitige  Beurteilimg. 
Man  muss  nur  wissen,  wie  ungeheuer  gross  das  .■Xnffcljot  der  Arzte  bei  den 
Berufsgenossenschaften  ist,  um  sich  klar  darüber  zu  sein,  wie  sehr  die  unab- 
hängige Stellung  des  Arztes  gefährdet  wird. 

EINEN  grossen  Raum  nimmt  in  dem  Rentenstreitverfahren  auch  die  Frage 

ein:  wie  weit  ist  eine  Erkrankung  auf  den  Unfall  zurückzuführen?  Es  gibt 
eine  Reihe  von  Erkraiiktniijen.  ülx.-r  deren  ursächlichen  "Zusammenhang  mit  d -m 
Unt'rill  ilic  ärztlichen  liutachtcn  sehr  auseinarderiji-fu'i).  l-ls  masj  nur  an  die 
vielen  Streitiallc  erinnert  werden,  die  Magenkrebs  als  Uuialliolge  ansprechen, 
femer  Ltmgenerkranktmg,  auch  Herzerkrankung  mit  einem  Unfall  in  Zu- 
sammenhang bringen,  ganz  abgesehen  von  den  Rentenstrdtsacfaen,  die  nervöse 
Erkrankimgen  betreffen.  In  allen  diesen  Füllen  ist  es  für  den  Arbeiter  oft  sdir 
schwierii,'.  einwandsfrei  den  Nachweis  zu  führen,  dass  der  Unfall  die  Ursache 
der  Erkrankung  ist.  Meist  ist  erst  ein  Arzt  in  Anspruch  genommen  worden, 
nadidem  das  Leiden  in  weit  fortgeschrittenem  Staditun  sidi  befand,  es  fehlten 
mithin  voranfgegangene  ärztliche  Beobaditungen.  Hat  wirklidi  eine  ärztliche 
Behandlung  vorher  stattgefunden,  so  durch  einen  Kassenarzt,  der  bei  dem 
Umfang  seiner  Praxis  kaum  über  eine  flüchtige  Notiz  in  seinem  Kranken- 
journal hinausgekommen  ist.  Die  einfache  Erklärung  des  Verletzten,  das>  er 
nach  dem  Unfall  unausgesetzt  diese  oder  jene  Beschwerden  gdiabt  habe,  genügt 
natürlich  nicht,  um  den  ursächlichen  Zusammenhang  zwischen  Unfall  tmd  Er- 
krankung nachzuweisen.  Es  ist  nicht  selten  der  Glüdcsumstand»  an  welchen 
Arzt  der  V  erletzte  gelangt,  ausschlaggebend  für  eine  seinen  Ansprüchen  gün- 
stige Beurteilung. 

EINE  schwere  Plage  sind  die  Nervenerkrankungen,  die  im  Anschiuss  an  Unfälle 
sich  bemerkbar  machen.  Über  das  Wesen  der  selben  herrscht  unter  den  ärzt- 
liehen  Autortäten  keine  Einstimmigkeit.    Wenn  auch  die  Zahl  der  Arzte,  die 

traumatische  Nnirasthenie  und  Hysterie  überhaupt  ablehnen,  immer  geringer 
wird,  so  ist  die  Zahl  derer,  die  gegenüber  den  Kranken  bei  der  Schätzung  der 
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Erwcrbsfähigkc'it  einen  überaus  schroffen  Standpunkt  einnehmen,  sehr  t  rheblich. 

Sicherlich  treten  auf  diesem  Gebiet  auch  für  den  Laien  ganz  überraschende 

Ertcheitititigen  zutage.   Unfälle,  die  zunächst  keine  schwere  Folgen  zeitigten, 

rufen  die  schwersten  nervösen  Störungen  hervor.    Am  eigentümlichsten  prägt 

sich  dies  bei  der  Hysterie  aus.   Man  betrachte  folgenden  Fall : 

Das  Zcntralarbeitersekretariat  hatte  vor  kurzem  einen  Mann  zu  vertreten,  der  nach 
einem  nicht  sehr  bedeutenden  Unfall  von  der  hysterischen  Vorstellnng  Replagt  wird, 

er  köniu-  sein  linke-  P.tin  nirlit  !?L'l)r,uu-'i'. n.  Dir  Mann  geht  seit  Jahr  und  Tac:  mit 
einer  Krücke  unter  dem  Arm,  in  der  anderen  Hand  einen  festen  Stock,  und  humpelt 
schwerlälHg  dahin.  Die  ärztlichen  Gutachten  können  an  ihm  irgendwelche  organische 

Veränderung  nicht  wahrnduncn.  Als  einziger  Anhalt  könnte  nur  eine  perinsje  Ge- 
fühlsstörung in  Betracht  konnucn.  Ks  entsteht  nun  die  Frage,  ob  dieser  Mann  ein 
Simulant  ist.  Die  Benifsgenossenschaft  halt  ihn  dafür.  Demgegenüber  steht  aber 
folgende  Tatsaclie :  Der  Mann  wird,  wie  eine  gnn/c  Reüio  einwandsfreier  Zeugen 
bekundete,  nie  anders  angelruifen,  als  mit  seiner  Krücke.  In  der  rechten  Hand,  wo 
er  den  Stock  als  Stütze  gebraucht,  befindet  sich  eine  fingerdicke  Schwiele,  die  dafür 
Zeugnis  ablegt,  dass  der  Mann  r^elrecht  den  Stock  als  Stütze  gebraucht.  Man 
sträubt  sich,  einen  so  raffinierten  Betrug  anzunehmen.  Einer  der  ersten  Nerven- 
ärzte in  Berlin,  ck  r  den  Mann  nntersnchte,  i^t  --ich  viln-r  den  Fall  nicht  gauz  War  Und 
kontmt  zu  einem  ab'chlie>sen<len  positiveti  Ergebnis  überhaupt  nicht. 

Fälle  äo  krasser  Art  sind  seltener,  aber  dem  Nervenarzt  nicht  gerade  unbekannt. 
Pitifessor  Thicm  erwähnt  in  seinem  Handbuch  der  UnfdUerkrankungeH  einen 
Fall,  dass  jemand,  der  durch  einen  Blitzschlag  erschreckt  wurde,  ohne  getroffen 

zu  sein,  Lähmungserscheinungen  bot,  die  auf  hysterischer  Vorstelluns? 
beruhten.  Es  ist  bekannt.  da«s  starke  seelische  Erregung  ein  Gefühl  der  Angst 
und  der  Willensschwäche  hervorruft.  Ganz  unverständlich  und  ohne  jede 
tatsächliche  Kenntnis  ist  die  in  letzter  Zeit  vielfach  auftretende  Behauptung, 
dass  nur  die  Unfallversicheningsgesetze  solche  Erkrankungen  hervorgerufen 
habe,  und  dass  die  Erkrankung  mehr  in  der  Sucht  nach  Rente  ihre  Erklärung 
finde.  Jeder  erfahrene  Nervenarzt  weiss,  dass  beispielsweise  Leute,  die  einen 
schweren  Unglücksfall  mit  atij,aseben  haben,  den  Ort  des  Unfalls  nicht  mehr 
betreten,  ohne  von  einem  unausstehlichen  Angstgefühl  gepeinigt  zu  werden. 
Es  gibt  Bei^rbeiter,  die  nach  schweren  Unfällen  nicht  mehr  zu  bewegen  sind, 
in  den  Schacht  hinabzufahren,  weil  sie  ein  Angstgefühl  zeigen,  das  sie  zur 
Arbeit  unfähig  macht.  Bei  Eisenbahnunfallen  hat  man  benl)achtet,  dass  Leute, 
die  gar  keine  Verletzung  erlitten  hatten,  nicht  mehr  zu  bewegen  waren,  einen 
Zug  zu  besteigen  oder,  wenn  es  dennoch  geschah,  von  einem  starken  Angst- 
gefühl bdierrscht  wurden.  Professor  Thiem  vertritt  die  Anschauung,  und  mit 
ihm  andere  hervorragende  Arzte,  dass  für  eine  Unfallnetirasthenie  luid  Hysterie 
gewisse  Vorbedingungen  vorhanden  sein  müssen.  Ein  gesundes  Nervensystem 
wird  eine  schwere  seelische  Erschütterung  bald  überwinden ;  ein  schon 
schwaches  oder  krankes  wird  viel  leichter  Krankheitserscheinungen  zeitigen, 
wie  sie  unter  den  Begriffen  UnfaUtteurasthenie  und  Hysterie  zusammengefasst 
werden.  Wenn  nun  heute  diese  Erkrankungen  mdir  auftreten,  als  je,  so  gibt 
Professor  Thicm  dafür  folgende  Erklärung: 

»Unter  den  Ursachen  sind  zu  unterscheiden  allgemeine  und  persönliche  Ursachen. 
Die  allgemeinen  sind  teilweise  im  ncrz'ösi'n  Zeitalter,  dem  des  Dampfes  und'  der 
F.Uktrizität,  begründet,  welches  ein  Hasten  '.uul  Jagen  nach  Gewinn,  eine  beständige 
fuberhaftc  Erregung  nach  Otldtrwerb,  ein  Wettlaufen  mit  der  Konkurrenz  zur 
Folge  hat  Der  ruhige,  eigentlidw  Handwerksbetrieb  und  die  gesunde  landwirtschaft- 
liche Arbeit  sind  mehr  dem  hastigen,  anfregendon  nnd  gefsJirvollen  Falwikbetricb 
gewichen.  Die  Arbeiter  ziehen  nach  Städten  oder  in  Bergwerke  und  Huttenbetriebe 
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oft  in  Massenwohnungen,  wo  die  hygienischen  und  auch  die  Verpflegongsverhältnisse 
unpinstig  liegen.  od«r  sie  wohnen  zwar  anf  dem  Lande,  madten  aber  weite  Wege 

zur  Stadt  (xjer  Fabrikstättc.  vcrkür/en  dadurch  die  Naclitruhc  und  fügen  der  Arbeits- 
strapaze  noch  die  langen  Wege  lunzu.  Ich  kenne  viele  Fal>rikarl>citer.  die  ausserhalb 
der  Stadt  wohnen,  sich  deshalb  das  Mittagessen  nicht  brin^n  lassen  können  und 
vcltfii  ntU-r  nie  warm  am  Tnp  ("^'«•n.  Al^  Ersatz  der  unjjcnüpcnden  Nahrunp  dienen 
ijier  iiiul  vor  allen  Dingtn  St!n'a]i>.  Aucii  regt  die  Überreizung  des  Nervensystems 
VW  arvlcrein  Masscnverbra  ii  ii  \  ■  m  Gcnoss-  und  Reizmitteln,  Tabak,  Tee,  Kaffee, 
Lssig.  Mostrich,  Paprika,  Zwiebel  in  einer  die  anderweitige  Ernährung  beeinträdi- 
tigenden  Weise  an.  Beard  hat  bchaupiet,  flass  die  mangelhafte  Zufuhr  von  Ivetten, 
die  die  meisten  Mt  nsclien  nicht  vertragen,  ebenfalls  (.inen  Grund  für  die  Xervosit..t 
bilde  .  .  .  Die  Erholung  von  der  Arbeit  suchen  Arbeiter  vielfach  nicht  in  Ruhe  und 
ländlichen  Ausflügen,  sondern  in  ...  Vereinen  oder  in  ungesunden  Pflege- 
Matten  durch  Schnaps-  und  Biergcnuss.  Tanz  und  gcschlcrhtlichr  Au^schwcifnnge:'. 
zu  denen  die  Leute  um  so  eher  geneigt  sind,  als  die  soziale  Lage  ein  frühzeitiges 
Heiraten  verbietet.  Umgekehrt  stürzen  sich  Arbeiter,  die  trotz  Mangel  gesicherter 
Existenz  zu  früh  heiratai,  noch  mehr  in  Sorge  und  Elend.  Das  zwingt  die  junge 
Mutter,  mit  ani  Arbeit  zu  gehen  und  die  Erziehung  der  Kinder  zu  vernachlässigen, 
was  natürlich  auch  deren  Nerven  schadigt.  .\n  Kindern  wird  auch  dadurch  gesündigt, 
dass  sie  vielfach  und  viel  zu  früh  an  den  leiblichen  (Bier,  sogar  Schnaps)  und 
geistigen  ( rheater.  Konzen,  i  anz)  Genüssen  der  Erwachsenen  teilnehmen.  I>ic 
Kinder  aus  Ehen,  in  denen  beide  oder  ein  Teil  zu  n  :  der  zu  alt  sind;  erscheifien 
ebenfalls  nervös  belastet.  Die  ersteren  sind  unter  Arbeitern  nicht  selten,  so  dass 
Abschlüsse  der  Heiraten  vor  Eintritt  ins  Militär  vorkommen.  Auch  die  Heirat  unter 
zu  nahen  X'erwaiidten  fidirt  zur  nervösen  Bela>tung  der  Kinder  .  .  .  Die  besonderen 
und  pcrsönlidien  Ursachen  der  Nervosität  sind  nach  von  Krafft-Ebing  in  etwa  8o5& 
Vererbtmg,  derart,  dass  die  Eltern  dauernd  an  Geistes-  oder  Nervenkrankheiten  od^ 
Truiik-iicht  gelitten  liaben.  oder  da-s  die  El'ern  zur  Zeit  der  Zeugung  infolge  von 
schwächenden,  namentlich  Infektionskrankheiten.  Typhus,  Syphilis  oder  antisyphüi- 
tischen  Kuren,  Morphinismus,  seelischer  Aufregung,  Kummer  und  anderem  ge- 
schw.ncht  waren.  Auch  sollen  im  akuten  Rausch  erzeugte  Kinder  nervös  belastet  sein. 
Unter  erworbenen  Ur.sachen  zur  Nervosität  sind  zu  nennen  alle  körperlich  schwächen- 
den Erkrankimgen  und  Eintlüs^c.  pK)tzliche  Blutverluste,  kurz  anhaltende  körperliche 
An■^f^engun^;e^.  ge-^törte  Nacluruhe,  seelische  .\ufrejjnngen  infolge  anhaltenden 
Kmiiiiur-  und  Sorgen,  ungerechte  Behandlung  ilurch  Vorgesetzte,  getauschte  Hoff- 
!ui:i,i;eii  -  lier  plötzlich  einwirkende  Aufregungen  l>ei  Unfällen  (psychisches  Trauma) 
oder  plötzliche  Schicksalsschläge,  Tod,  Erkrankungen  oder  Unfälle  von  Familien- 
mitgliedern. V'ermögcnsverlust  u.  s.  w.« 

Manches  in  den  Schilderungen  der  gesellschaftlichen  Obetstande  wird  auch  dem 
Laien  die  Schlussfolgening  des  Arztes  zum  näheren  Verständnis  bringen.  Das 
Wesen  der  Hysterie  soll  nun  darin  bestehen,  dass  sie  krankhafte  Vorstellungen 
erweckt,  eine  Suggestion  auf  den  Erkrankten  einwirkt.  Dr.  Möbius  gibt  dar- 
über in  den  Momtshcjtui  für  Unfallheilkunde  folgende  Darstellung: 
»Die  der  Hysterie  wesentliche  Veränderung  i<r  tciu  darin,  dass  vorülxrgehend  oder 
dauernd  der  geistige  Zustand  des  Hysterischen  dem  des  Hypnotisierten  gleicht,  das 
hcisst  jener  reagiert,  ohne  hypnotisiert  zu  sein,  wie  dieser.  Ebenso  wie  alle  im  hyp- 
notischen Zustande  beobachteten  Erscheinungen  (  Ana^tliesie.  \mne*ie,  Halluzination. 
Lähmung,  Kontraktur,  vasamotorische  Veränderungen,  Odente.  Blutungen  u.  s.  w.) 
sind  alle  Erscheinungen  bei  der  H3rsterie  Wirkungen  der  Suggestion,  das  heisst  des 
Vorstellens.< 

Ob  diese  Dcfniition  richtig  ist.  darüber  gelangt  man  schon  wieder  zu  einem 
Zweifel,  wenn  Professor  Thicm  schildert,  dass  ein  Patient  ihm  über  Schmerzen 
in  der  Brust  klagt,  ohne  von  den  sehr  erheblichen  Gefühlsstörungen  an  beiden 
Oberschenkeln  etwas  zu  wissen.  Es  kann  hier  nicht  die  Aufgabe  sein,  über  die 
verschiedenen  Anschauungen  der  Arzte,  die  auf  diesem  Gebiet  herrschen,  zu 
referieren :  es  genügt,  die  Schwierigkeit  darzustellen,  das  Wesen  der  Krankheit 
richtig  zu  erkennen. 


Digitized  by  Google 


ROBERT  SCHMIDT  •  DER  STREIT  UM  DIE  RENTE 


426 


DIE  Heilmittel,  die  dem  Arzt  zur  Vcrfü.^im<j  stehen,  sind  sehr  beschränkte.' 
Der  beste  Weg  zur  Heilung  wäre  sichcrlicli  eine  Loslösung  des  Kranken  von 
aUen  unangenehm  anf  ihn  dnwirkemlen  Verhältnissen,  eine  längere  Verpflegung 
und  Behandlunir  in  einer  Anstalt  und  genügende  Unterstützung  seiner  Familie. 

Naturlich  ist  mit  solchen  Nervenkranken  schwer  umzugehen,  und  der  Arzt 
muss  Nachsicht  und  Geduld  üben  g^egfcn  solche  nicht  gerade  immer  friedlich 
gestimmten  Patienten.  Ein  solcher  Heilungsprozcss  würde  der  Berufsgenossen- 
schaft zu  lange  dauern,  und  manche  Arzte  glauben  deshalb,  durch  andere, 
energische  Mittel  den  Verletzten  wieder  zur  Arbeit  und  damit  zur  Heilung 
zu  bringen.  Diese  Anschauung  wird  auch  von  dem  dirigierenden  Arzt  des 
Hcrmannshanscs  in  .Stötteritz  vertreten.  Da  die  Anstalt  von  der  sächsischen 
, Baugcwcrksberufsgcnosscnschaft  unterhalten  wird,  so  hat  das  Urteil  clcs  leiten- 
den Arztes,  des  Professors  W.,  eine  um  so  grössere  Bedeutung.  Professor  W. 
äussert  sich  über  dieses  Thema  in  der  Arstlicheu  Sachverständigenaeitung  1904, 
wie  folgt: 

»Jeder  Weg.  auf  dem  sich  dir  Unfallhystcrikcr  sich  dieses  Heilmittel  fArlxit]  ver- 
sciiaffen  kann,  soll  uns  recht  -ein  —  leider  wird  er  es  selber  nur  in  den  allerwenigsten 
Fällen  freiwillig  tun.  Da  müssen  andere  für  ilm  die  Aufgabe  übernehmen,  ihn  wieder 
zu  einem  brauchbaren  Mitgliedc  der  menschlichen  Gesellschaft  machen.  Und  das 
kann  nur  geschehen,  indem  man  den  Nachweis  einer  Besserung  erbringt 
und  auf  dieser  Basis  die  Renten  verkürzt,  allerdings  —  Und  das  habe  ich  immer 
wieder  betont  —  in  kleinen,  vorsichtigen  Sprüngen.« 

Dieser  Standpunkt  scheint  in  vielem  verfehlt.  Es  soll  zugegeben  werden,  dass 
die  Rückkehr  zur  Arbeit  ein  zu  empfehlendes  Mittel  ist,  indes  erscheinen  Zwangs- 
massregeln, wie  sie  der  Gutachter  beliebt,  nicht  sehr  geeignet,  vor  allem  auch 
nidit  wirksam,  denn  nunmehr  sinkt  der  Kranke  in  seiner  sozialen  Stellung 
immer  tiefer,  bis  er  vollkommen  vcrkjren  ist.  Die  allgemeine  Behauptung, 
der  Arbeiter  müsse  auf  jede  Art  zur  .Arbeit  angehalten  werden,  zeigt  auch 
wieder  die  vollkommene  Unkenntnis  unserer  Erwerbsverhaltnisse.  Wie  soll 
ein  Mann  Arbeit  finden,  der  nur  ein  Viertel  oder  selbst  die  Hälfte  der  normalen 
Erwerbsfähigkeit  besitzt?  Einmal  will  der  Arbeitgeber  vollwertige  Arbeiter, 
sodnnii  muss  der  Nervenkranke  Arbeit  in  schlechter  Luft  oder  grosses  Geräusch 
vermeiden,  also  auch  noch  Auswahl  treffen.  Solche  Unglücklichen  werden  von 
einer  Betriebsstätte  in  die  andere  geworfen,  versuchen  immer  wieder  vergebens, 
festen  Fuss  zu  fassen,  ohne  dass  es  ihnen  gelingen  will.  Gewiss,  nach  dem 
Gesetz  ist  die  Berufsgenossenschaft  nicht  verantwortlich  dafür,  ob  jemand  seine 
Erwcrbsf.ihigkeii  ausnutzen  kann,  aber,  wenn  der  Gutachter  Arbeit  als  Heil- 
mittel cmpfiehh,  nuiss  er  auch  die  Frage  sich  vorlcLi^en,  ob  dieses  Heilmittel  zu 
erlangen  ist.  Welche  Wirkung  übt  nun  aber  der  imausgcsetzte  misslungene 
Versuch,  Arbeit  aufzunehmen  und  Arbeit  zu  finden,  auf  den  hysterisch  erkrank- 
ten Menschen  aus?  Sein  Leiden  wird  verschlimmert.  Dazu  kommt  weiter  die 
Not  in  der  Familie.  Da  die  Rente  nicht  langt,  wird  die  Frau  zum  Erwerb 
angetrieben :  der  Mann  sitzt  mürrisch,  niedergeschlagen,  apathisch  da,  ohne 
Beschäftigung;  er  hat,  wie  nicht  selten,  ein  sonst  gesundes  Aussehen  und  macht 
den  Eüidruck  eines  Faulenzers,  der  selbst  in  der  Familie  nicht  den  Glauben 
findet,  dass  seine  ArbeitsfähigloeU  aufgehoben  ist  So  lammten  Widerwärtt|p> 
keiten  der  mannigfaltigsten  Art,  die  auf  den  Unglücklidien  einwiiken  und 
damit  das  Leiden  so  hartnäckig  gestalten. 

SEHEN  wir  nun,  zu  welchen  Fehlschlüssen  die  von  dem  dirigierenden  Arzt  des 
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Hermannshauses  vertretene  Ansicht  in  der  Praxis  führt.  Professor  \V.  gab  am 
10.  November  1902,  in  der  üniallsache  des  Arbeiters  W.  gegen  die  sächsische 
Baugewerksberufsgenossenschaft,  folgendes  Gutachten  ab: 

»W.  klagt  über  Schmerzen  in  den  Beinen  und  im  Kreuz,  Schwäche  in  denselben, 
Schwindel,  Kopfschmerzen.  .Arbeiten  konnte  er  gar  nicht.  Aussehen  immer  noch 
etwas  elend.   Innere  Organe  gesund.   Die  Wirbelsäule  ist  in  ihrer  Bewegung  noch 

ttuas  gehemmt,  wenn  mir  auch  die  Funktion  l>es^;er.  al-  fniluT,  vorkommt.  Klopf- 
empfindlichkeit einzelner  Wirbel  besteht  nur  noch  in  germgcm  Grade.  Die  Beine 
sind  aktiv  etwa»  schwerfälligr  beweglich,  zeigen  verminderte  rohe  Kraft,  wozu  im 
Gegensatz  ^tcht  die  Bcwepüchkcit  der'^clScn  beim  Gehen.  Hier  ist  nur  eine  ganz 
geringe  Behinderung  wahrzumhiiRti,  kr  incsfail>  die  St'irung,  welche  man  nach  der 
Untersuchung  der  aktiven  Motilit.it  erwarten  'ollie.  Die  Störungen  der  SensilnUtät 
an  den  Beinen  sind  genau  dieselben,  wie  früher.  Kniescheibenschnearcflexe  ge- 
steigert. Zittern  an  den  Armen  ist  nicht  mehr  vorliandeii.  Eine  Besserung  ist  sicher 
eingetreten:  die  Wirbelsäule  erscheint  beweglicher,  weniger  empfindlich,  das  Zittern 
hat  aufgehört.  W.  wird  immer  noch  von  seinen  hysterischen  hypochondrischen  Vor- 
stllungen  beherrscht.  Entsprechend  meinen  im  Gutachten  vom  27.  November  igoo 
ausgefülirten  Ansichten  kann  hier  nur  eine  all  in  i  bliche  Verminde- 
rung der  Rente  den  heilsamen  Zwang  zur  .Arbeit  ausüi>en.« 
Nach  dem  Gutachten  konnte  der  Eindruck  erweckt  werden,  als  ob  die  Rente 
eine  Höhe  erreicht  hätte,  die  es  dem  Verletzten  erlaubte,  ohne  jede  Beschäfti- 
gung auszukommen.  Das  war  aber  keineswegs  der  Fall.  Der  Verletzte  beu^ 
monatlich  25^5  Mark  an  Rente.  Natürlich  musste  er  arbeiten,  tim  seinen 
T.ehensunterhalt  zu  erwerben,  aber  er  war  ausser  stände,  schwere  oder  an- 
dauernde Arbeit  zu  leisten.  Den  »heilsamen  'Zwang  zur  Arbeite  übte  sicher 
schon  die  Rente  von  25^5  Mark  aus,  das  musste  sich  der  Leiter  des  Hermmms- 
hauses  bei  objektiver  Würdigung  des  Tatbestandes  selbst  sagen,  denn  von 
25.45  Mark  im  Monat  kann  kein  Arbeiter  leben.  XichtsdestowcTiigcr  empfiehlt 
nfi;  (kr  Professor,  die  Rente  auf  17  Mark  i)ro  Mtmat  herabzusetzen,  damit  seinü 
Hcilm  .itl  —  JJui.gcr  ::L  Antreiber  zur  Arbeit!  —  weitere  Erfolge  zeitigen. 

In  jenem  Falle  handelte  es  sich  um  einen  vollkommen  entkräfteten  Menschen,  für 

dt  n  eine  geeignete  Bcsch.äftigung  schwer  zu  finden  war.  Fortgesetzt  war  <ler  M.mn 
gezwungen,  freiwillig  und  unfreiwillig  seine  Arbeitsstätte  zu  ändern  oder  autzugclKti. 
Dazu  kam  das  Verfahren  der  Berufsgenossenschaft,' in  langem  Prozessverfahren  den 
Versuch  zu  unternehmen,  die  Rente  herabzusetzen,  und  damit  eine  weitere  Bedrängnis 
des  Kranken ;  denn  die  Herabsetzung  der  Rente  tritt  ein.  bevor  noch  das  Schieds- 
gericht entscheidet.  Diese  Entscheidinig  traf  aber  zu  Ungunsten  des  Verletzten,  und 
erst  das  Reichsversicherungsamt  stellte  die  alte  Rente  wieder  her.  Der  .Mann  bezog 
also  über  em  Jahr  lang  —  so  lange  dauerte  das  Verfahren  —  die  herabgesetzte  Rente. 

Dass  eine  solche  Bedrängnis  nicht  zum  Vorteil  des  Kranken  ausschlagen  kann, 

ist  wohl  verständlich,  und  somit  hat  das  von  Professor  W.  empfohlene  Mittel 

geradezu  die  entgegengesetzte  Wirkung  hervorgerufen.     In   einem  anderen 

Gutachten  vom  12.  Dezember  1902  .schätzt  der  sellie  Arzt  die  Erwerbsfähigkeit 

eines  Arbeiters  auf  40%  und  gibt  als  objektiven  Befun<l  an: 

►Die  Narben  auf  dem  Kopf  sind  druckempfindlich.  Es  besteht  eine  Gehörverminde- 
rung.  Die  Kniescluilieii^ebnenretlexe  sind  sehr  gesteigert.  P.ei  Druck  auf  die  unteren 
Rippen,  die  Lntcrbauchgegend  und  die  Schenkelbcuge  entsteht  noch  dieselbe  heftige 
nervöse  Erhöhung  der  Respiration.  Schwanken  bei  geschlossenen  Augen.  Der 
Patient  ist  geistig  minderwertig.« 

Von  der  hochgradigen  Nervenerkrankung  des  Verunglückten  legte  der  Umstand 
Zeugnis  ah.  dass  der  Kranke  in  seiner  Wahnvorstellung  nur  mit  dem  Hemd  bekleidet 
in  dfcr  Nacht  umlierwandelte.  Darüber  sagt  nun  Professor  W. :  *£r  [der  PatientJ  ist 
geistig  minderwertig,  das  ist  sidwil;  dass  aber  zum  Beispiel  das  Heraustaufen  im 

Hemde  nicht  etwas  BeabMchtigtes  war.  liisst  sich  niclit  ganz  leugnen.«  Des  wetteten 
schildert  dann  der  Gutacliter,  dass  der  Mann  übertreibe  und  stark  simuliere. 
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Das  schien  nun  selbst  der  Armcndircktion  in  Delitzsch  zu  viel,  die  den  Verunglückten 
wiederholt  unterstützen  musste.  In  einem  Schriftsaz  an  die  Berufsgenossenschaft 
bestreitet  sie  entschieden,  dass  der  Mann  sinraliere,  und  bemerkt  dann  wörtlidi: 
»Auf  Grand  unserer  in  letzter  Zeit  gemachten  Erfahrungen  in  llnfallsaclien  glauben 
wir,  dass  auch  Herr  Professor  W.  sich  bezüglich  des  p.  C.  geirrt  lialxm  kann  und 
dass  sich  andere  Sachverständige  von.  nicht  geringerer  Bedeutung  finden  werden, 
welclie  sich  dem  von  Herrn  Pn^fessor  W.  eingenommenen  Standpunkt  niclil  an- 
zuschlicssen  vermögen. •<  An  anderer  Stelle  wird  dann  das  Verfahren  der  Berufs- 
genossenschaft als  ausserordentlich  hart  Iiezcichnet  und  gerügt,  dass  dem  Verletzten 
nicht  das  Gutachten  des  Professors  W.  in  dem  Bescheid,  der  die  Rente  herabsetzt, 
bekannt  gegeben  wird.  Darauf  antwortet  die  sachsische  Baugewcrksberufsgcnossen- 
schaft:  >Dcm  C.  das  neue  Gutachten  des  Professors  W.  mitzuteilen,  erachten  wir  für 
eine  völhg  überflüssige  Massnahme,  denn  er  gibt  ja  doch  nichts  darauf  und  geht  auf 
alle  Fälle  wieder  an  das  Sdiied^richt« 

Das  Reichsversicherungsamt  hat  zwar  ausdrücklich  angeordnet,  dass  dem  Ver- 
letzten im  Bescheid  die  Grundlage  mitgeteilt  wird,  die  zur  Herabsetzung  oder 

Festsetzung  der  Keilte  diente,  aber  die  sächsische  Baugewerksberuf^(enos8en- 
Schaft  bekümmert  sich  um  diese  Dinge  nicht. 

Znr  weiteren  Beurteilung  der  Sache  muss  man  erwägen,  diass  der  Dachdedcer  C. 
atn  iS.  Noveinlnr  1901  dadurch  ciiu  ti  Unfall  erlitt,  dass  er  fünf  Stock  hoch  herunter- 
fiel, ein  Glasdach  durchschlug  und  mit  schweren  Verletzungen  liegen  blieb.  Erst  nacli 
einer  Woche  kam  der  Venetzte  im  Kraidcenhans  xiir  Besinnung'.  Hr  hatte  sich 
schwere  Kopfwunden  zugezogen,  mehrere  Rippenbruche,  Ann  gebrochen,  Verletzun- 
gen des  Rückgrats  u.  s.  w. 

Das  Reichsversicherungsamt  holte  nun,  nachdem  das  Schiedsgericht  auf  50%  der 

Vollrente  erkannt  hatte,  ein  Obergutachten  der  Universitätsklinik  in  Leipzig  ein.  da> 
die  Erwerbsbccinträchtigung  des  Verletzten  auf  75%  schätzte,  allerdings  mit  der 
Begründung,  dass  inzwischen  das  Leiden  suii  a:  i  rmals  verschlimmert  hal)e:  deshalb 
die  Differenz  »wischen  der  Schätzung  de-  IKrrn  Professors  W.  und  dem  Gutachten 
der  Klinik.  Aus  dem  Gutachten  sei  das  folgende  wiedergegeben: 
»Am  19.  März  fing  C,  während  er  untersucht  wurde.  plötzUch  an,  die  Augen  zu  ver- 
drehen, sprang  auf.  fasste  mit  den  Händen  vor  die  Stirn  tmd  fiel  dann  langsam  zu 
Boden,  er  rutschte  an  einer  Bettstelle  herunter  und  blieb  in  leicht  gel>eugter  Halttmg 
am  Boden  liegen.  Der  Korper  war  steif,  die  Glicdmassen  -tarr.  Aul  Anrufen  rea- 
gierte er  nicht,  tiefe  Nadelstiche  waren  ohne  Wirkiuig,  Druck  auf  die  Druckschmerz- 
ptmkte  war  resultatlos.  Die  Pupillen  reagierten.  Nach  zwei  Minuten  kam  C.  all- 
mählich wieder  /um  Hewns-it'-ein.  .  .  Unverändert  bestehen  jetzt  noch  die  l)cidcr- 
seitigen  konzentrischen  Gesiclitsfeldeinengungcn,  die  Druckempfindlichkeit  der  vom 
Unfall  unmittelbar  betroffenen  Körperstellen,  die  Druckpunkte  an  den  Rippen,  der 
Unterbauchgegend  und  in  dvr  Weichen,  die  Klopfempfindlichkeit  des  Schädels,  das 
Zittern  der  Zunge,  die  Steigerung  der  Selnienreliexg  und  die  Gefuhlsstörungen  am 
linken  Unterschenkel.  Einige  Symptome  haben  sich  verschlimmert  So  sind  die 
Herzkrämpfe  häufiger  geworden  —  in  fünf  Wochen  wurde  im  Hermannshausc  ein 
Unfall  beobachtet,  hier  m  wenig  längerer  Zeit  eine  ganze  .Anzahl  .  .  .  Eine  weitere 
neue  Krankheitserscheinung,  die  mehr  in  die  Augen  fallend  ist.  als  die  Herzerschei- 
nungen —  wennschon  sie  für  die  Erwerbsfähigkeit  bei  weitem  nicht  so  beeinträchtigend 
ist,  wie  diese  —  ist  die  Neigimg  zu  Krämpfen  in  der  Gesicht-,  Kau-  und  Zungen- 
muskulatur.« Einige  andtre  Symptome  werden  von  dem  Gutachter  als  sinuiliert  l>e- 
zeichnet.  wenn  er  auch  zugibt,  das»  in  der  gaixzcn  Erkrankung  die  Neigung  zu  einer 
Übertreibung  liegt 

Sicherlich  würde  einem  anderen  Gutachter  schon  dieser  Befund  zu  einer 
Schätzung  auf  vollständige  Erwerbsunfähigkeit  geführt  haben.  Die  Schätzung 
lässt  sich  mit  dem  objektiven  Befund  gar  nicht  vereinbaren.  Dennoch  hatte  nun 
der  Verletzte  wenigstens  die  Genugtuung,  dass  seine  Rente  vom  Reichsver- 
sicherungsamt auf  75  %  erhöht  wurde.  Was  soll  man  aber  dazu  sagen,  wenn 
einem  solchen  elenden  Menschen  gegenüber  von  einem  Zwang  zur  Arbeit 
gesfwochen  wird? 


Digitized  by  Google 


428 


ROBERT  SCHMIDT  •  DER  STREIT  UM  DIE  RENTE 


ABER  Professor  W.  steht  mit  seiner  Anschaming  nicht  vorcinzelt  da.  Vor 
allen  Dingen  \vir<l  von  viclin  arztlichen  Gutachtern  damit  operiert,  dass  das  so- 
genannte Rcntcnstrcitt  erfahren  den  Zustand  der  V  crlezten  verschlimmere,  und 
zwar  wegen  der  Aufregung  über  den  Ausgang  des  Prozesses.  Das  Rdichsver- 
sichentngsamt  hat  sich  dieser  Auffassung  angeschlossen  und  entschieden,  dass 
die  angeblich  auf  das  Rentenstreit  verfahren  zurückzuführenden  Verschlimme- 
rungen von  der  Rerufsgenossenschaft  nicht  zu  entschädigen  seien.  Es  ist  klar, 
dass  eine  solche  Annahme,  dass  durdi  das  Rententstreitverfahren  das  Leiden 
verschlimmert  ist,  rein  willkürlich  isL  Man  wird  Tn  der  weiteren  Folge  sdiliess- 
lich  dann  auch  dazu  kommen  müssen,  die  Verschlimmerung  bei  einem  Lungen- 
kranken abzulehnen,  denn  die  Aufregung,  ob  der  Verletzte  eine  Entschädigung 
erhält,  der  Mangel  jeder  Unterstützung  vor  Ahschluss  des  X'erfahrens,  kann 
sehr  leicht  zur  Verschlechterung  des  Zustandes  des  Kranken  beitragen.  Es 
liegt  in  dieser  Beurteilung  der  Sache  eine  schwere  Ungerechtigkeit  gegen  den 
Arbeiter,  denn  das  Leiden  hat  er  dem  Unfall  zu  verdanken,  die  Verschlimme- 
rung kann  nicht  irgend  einem  Umstand  zur  Last  gelegt  werden,  der  angeblich 
gar  nichts  mehr  mit  dem  Unfall  zu  tun  hat.  Schliesslich  käme  man  auch  dazu, 
zu  sagen,  der  Kranke  hätte  eine  nahrhaftere  Kost  zu  sich  nehmen  müssen; 
wäre  dies  geschehen,  dann  —  das  könnte  mit  Sicherheit  angenommen  werden  — 
wäre  seine  Krankheit  zu  mildem,  wenn  nidit  zu  beseitigen  gewesen;  so  hätte 
er  es  selbst  verschuldet,  dass  eine  Besserung  nicht  eingetreten  sei,  weshalb 
die  Rente  gekürzt  werden  niüsstc. 

WELCHE  grosse  Rolle  die>er  sogenatmte  Rentenstreit  für  die  Verletzten  spielt, 
dafür  mag  der  Standpunkt  zeugen,  den  ein  in  Berlin  sehr  bekannter  gerichtlicher 
Sachverständiger,  der  Geheime  Medizinalrat  Dr.  L.,  in  einem  Gutachten  vom 
12.  November  1902  in  der  Unfallsache  des  Arbeiters  K.  vertrat  In  dem  Gut- 
achten heisst  es: 

»Nun  könnte  man  es  ja  auffallend  finden,  dass  eine  Krankheit,  die  nahezu  ein  Jahr- 
zehnt allen  Bemühungen  jfetrotzt  bat,  sich  nachträgrlich  noch  bessert.  Aber  gerade 
bei  der  HyNtfrie  sind  dcr.<;K-iclu-n  Vorkommnisse  nicht  unerhört.  Icli  '-elbst  habe 
mich  gerade  in  den  letzten  Jahren  überzeugt,  dass  Unfallhysteriker,  wenn  man  sie 
mit  einer  hohen  Rente  eine  Reihe  von  Jahren  in  Ruhe  lässt,  mit  allen  Untersuchungen 
7:uni  Zwcrk  (kr  Rcinenlifrab-iitzunp  vir- ein  ti;.  rift  in  sranz  aufTal!<ndcr  Weise  besser 
.werden.  Man  ist  dann  ganz  verblüfft,  an  Stelle  cmer  trübseligen  Janunergestalt,  wie 
man  die  betreffende  i'crson  von  früher  her  im  Gedächtnis  hatte,  einen  kräftigen,  wohl- 
genährten und  frischen  Menschen  vor  sich  zu  sehen.« 

Nach  einer  Untersuchung,  die  nach  Angabe  des  Verletzten  ungefähr  eine 

\  icrtelstunde  dauerte,  sagt  dann  Dr.  L. : 

»Die  Annahme,  dass  K.s  Zustand  sich  vvi  scntlich  gebessert  hat.  wird  aber  audi  durch 
meine  eigene  Untersuchung  trotz  der  augenblicklichen  Aufregimg  und  V^crstimmung 
des  Verletzten  vollkommen  bestätigt.  £r  sieht  viel  frischer,  gesünder  und  kräftiger 
aus,  als  früher,  die  Gehstörungen  %md  ihm  viel  weniger  hinderlich,  und  die  Krämpfe 
haben  einen  weniger  ^chweren  CIi.ii  ak'n  r.  Dazu  kommt,  dass  K.  sich  in  die  ^ur 
Auslosung  notwendige  Erregung  gewissermassen  erst  gewaltsam  hineinreden  muss, 
dass  eine  dauernde  Gemütsverstimmung  nicht  mehr  nachweisbar  ist  .  .  .  Gerade, 
wenn  in.m  K.  nötigen  will,  sich  zu  seinem  eigenen  Wohle  von  dem  Nachurt-lu  ln  über 
sein  Leiden  durch  .Arbeit  ablenken  zu  lassen,  ist  es  richtig,  seine  Rente  weiter  herab- 
zusetzen, als  bisher  vorgeschlagen  ist,  man  wird  ihm  kein  Unrecht  tun,  wenn  man 
ihn  für  iialb  erwerbsfähig  erarlitet.i 

Line  längere  Beobachtung  im  Krankenhausc  ergab,  dass  der  Kranke  von 
schweren  Krämpfen  geplagt  wurde,  und  dass  er  auch  geistig  nicht  ganz  intakt 
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war.  Die  Heilinittd  des  Herrn  Mediztnalrates  worden  deshalb  von  ihm  ab- 
gewendet. Man  kann  aber  nicht  behaupten,  dass  der  Herr  Medizinalrat  seiner 

Theorie  irgendwie  untreu  wurde ;  im  Gegenteil,  es  soll  auch  dargetan  werden,  wie 
Herr  Dr.  L.  geradezu  unerschütterlich  in  allen  Phasen  diese  Theorie  als  Leit- 
stern in  der  Beurteilung  Nervenkranker  befolgt.  In  einer  Unt'allsache  des 
Tischlergesellen  L.  b^ftitaditete  Herr  Dr.  L.  am  22,  Mai  1903  folgendes: 
»Jetzt  ist  nämlich  eine  wcitgthcndc  Besserung  ausser  allem  Zweifel.  Eine  solche 
aber  wäre  bei  einer  schleicheniien  Wirbelerkrankung,  für  die  übrigens  kein  einziges 
einigermassen  kemizeichnendes  Merkmal  vorhanden  ist,  ebenso  tmwahrschdnlich, 
wie  bei  einer  Unfallnervenschvvächc.  Lehrt  doch  die  I'' r  f  a  h  r  11  n  g  ,  dass 
U  n  f  all  n  e  u  r  a  s  t  h  cn  i  ke  r  durch  die  Aufregung  eines  jahre- 
langen Renten  Streits  gewöhnlich  immer  kränker  werden.c 
blE  Betätigung  dieser  Theorie  kann  für  die  Berufsgenossenschaften  nie 
versagen.  Tritt  eine  Verschlimmerung  in  dem  Zustand  eines  Nervenkranken 
während  der  Prozessführung  ein,  oder  beansprucht  ein  Nervenkranker  über- 
haupt Rente,  dann  gibt  Herr  Dr.  L.  den  wohlwollenden  Rat:  Lieber  Mann, 
klagen  Sie  nichts  Ihr  Leiden  wird  nur  schlimmer,  sobald  Sie  klagen!  Wird 
dieser  Rat  nidit  befolgt  und  wird  der  Mann  während  des  Rentenstreitveriahrens 
nidit  kränker,  dann  triumphiert  wieder  Herr  Medizinalrat  L.  mit  seiner  Theorie 
und  folgert  nun :  Der  Patient  muss  kränker  werden ;  geschieht  das  nicht,  dann 
sind  überhaupt  keine  nervösen  Erkrankungen  vorhanden.  So  sehen  Gutachten 
von  amerkaimten  Autoritäten  aus,  man  ist  immer  erschreckt,  wenn  das  Rddis- 
versichensngsamt  beschliesst,  solche  bewährten  Gutachter  zu  h<Mren. 
DIESE  Beispiele  aus  der  f^axis  legen  wohl  am  besten  Zeugnis  dafQr  ab,  wie 
schwere  Nervenerkrankungen  durch  Lhifällc  entstehen  können,  und  wie  un- 
gerecht diese  Unglücklichen  beurteilt  werden,  wenn  Arzte  von  der  falschen  Vor- 
stellung getrieben  werden,  unter  allen  Umständen  den  Kranken  zum  Arbeiten 
zu  zwingen.  Zmn  Gutachter  at^te  nur  der  Arzt  herangezogen  werden,  der 
nicht  nur  die  körperlichen  Leiden  des  Menschen  studiert  hat,  sondern  audi  die 
gesellschaftlichen  Gebrechen  kennt. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 

ALWIN  KÖRSTEN- IST  AKKORDARBEIT  DIENST-  ODER 
WERKVERTRAG? 

ANCHEM  Leser  dürfte  diese  Frage  nicht  besonders  interessant 
erscheinen.  Und  doch  handelt  es  sich  hier  um  eine  Frage,  weiche 
für  die  Arbeiteradiaft  yon  grosser  Bedeutung  werden  kann.  Die 

Veranlassung,  sie  aufzurollen,  gab  ein  Antrag,  der  zurzeit  den 
Ausschuss  des  Berliner  Gewerbegerichts  beschäftigt,  und  der,  wie 
folgt,  lautet: 

»Der  Ausschuss  des  Gewerbegerichts  wolle  bei  den  geset^fdmiden  Kdrpersdiaften 

des  Reiches  heantragcn  : 

I.  den  Oeding-  (Akkord-)  Vertrag  gesetzlich  zu  regeln; 

3.  diese  Regelung  im  Ansehluss  an  die  Vorschriften  des  Bfirgerlichen  Gesetzbuchs 

über  den  Dienslvcrtras  vor7unchnienf: 

3.  insbesondere  Bestimmungen  über  den  Gruppenakkord  (Koionnenvertrag)  zu 
treffen.« 

Die  Behandlung  dieser  Frage  wird  den  im  Herbst  stattfindenden  Juristent^; 
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beschäftigen,  ebenso  wird  eine  Vorkonferenz  des  Gewerkschaftskongresses  in 
Cöln  dazu  Stellung  nehmen.  Es  ist  deshalb  wohl  von  Wert,  wenn  einiges  aus 
der  Praxis  darüber  gesagt  wird. 

DAS  Bürgerliche  Gesetzbuch  kennt  zweierlei  Arbeitsverträge,  einen  Dienstver- 

^^^S  (§§  6ii  bis  630),  der  die  Dienstleistung;-  einer  Person  für  eine  gewisse 
Zeit  bei  einer  anderen  voraussetzt,  und  einen  Werkvertrag  (§§  631  bis  651), 
der  nicht  nur  auf  die  Zeit  oder  Person,  sondern  in  erster  Linie  auf  das  Werk 
Terfasst  ist. 

BEIM  Werkvertrage  handdt  es  sich  gewiätdtch  um  die  Herstellung  eines  \\\  rkcs, 

eines  abgeschlossenen  Ganzen,  das  nicht  unterhrochen  werden  kann  oder  darf. 
Nchinen  wir  hier  ein  Beispiel  an  folgenden  beiden  Arbeitsvertrat^rn :  Früher 
nahm  man  sich  einen  Schneider  ins  Haus,  liess  ihn  einen  oder  zwei  Anzüge 
machen,  Ausflickarbeit  verrichten  u.  s.  w.;  das  wäre  ein  Dienstvertrag,  denn 
der  Schneider  bekam  Kost  oder  Lohn  für  die  Zeit  seiner  Beschäftigiuig,  j,deich- 
viel,  wie  die  Waren  aussahen,  ^^an  hatte  wohl  das  Recht  der  Kritik,  doch  an 
dem  Lohn  liess  sich  nichts  abziehen,  und  jede  Änderung  eriolgte  unter  Fort- 
setzung der  Kost  oder  des  Lohnes,  jetzt  lässt  man  sich  den  Anzug  u.  s.  w. 
anfertigen,  ohne  zu  fragen,  «rie  oder  wo  und  wie  lange  der  Schneider  daran 
arbeitet,  man  wählt  den  S'toff,  bedingt  den  Preis  und  verlangt  einen  gut  sitzen- 
den AuTiug.  Fällt  er  nicht  nach  Wunsch  aus,  so  nimmt  man  ihn  dem  Schneider 
nicht  ab.  Das  ist  ein  Werkvertrag,  weil  hier  die  Bezahlung  vom  Erfolge  des 
Werks  abhängt;  auch  jede  Abänderung  muss  der  Arbeitende  auf  seine  Rech- 
nung übernehmen  . 

DER  Unterschied  zwischen  Werk-  und  IXeiMtveftrag  bestdit  also  darin»  dass 

im  Werkvertrage  der  Verfertiger  einer  Ware  für  den  Erfolß  der  selben  ein- 
zustehen hat,  während  beim  Dienstvertrage  nur  die  Zeit  des  Dienstverpflich- 
teten in  Frage  kommt.  Die  gesetzlichen  Bestunmungcn,  welche  den  Arbeiter, 
oder,  wie  es  im  Gesetz  heisst,  den  Dienstverpflichteten  zur  Forderung  seines 
Lohnes  berechtigen,  sind  in  erster  Reihe  im  §  115  der  Gewerbeordnung  ent* 
halten.  Dieser  bestimmt,  dass  dem  Arbeiter  der  Lohn  in  bar  gezahlt  werden 
muss.  Demnach  hat  der  Arbeiter  zu  den  bestehenden  oder  verabredeten  Lohn- 
zalilungsperioden  seinen  Lohn  oder  \'erdienst  zu  beanspruchen,  ohne  dass 
dieser  vom  Erfolge  seines  Produkts  abhängig  gemacht  werden  kann.  Femer 
heisst  es  im  I  394  des  Büi^lichen  Gesetzbuchs,  dass,  soweit  eine  Forderung 
der  Pfändung  nicht  imterworfen  ist,  die  Aufrechnung  gegen  die  Forderung 
nicht  stattfindet.  Iiier  kann  vom  Dienstberechtigten  ( .\rbcitgcbcr)  eine  Auf- 
rechnung mit  dem  Lohn  oder  Verdienst  des  Dienstverpflichteten  für  eine  Schuld 
oder  ein  Versehen  desselben  nicht  vorgenommen  werden.  Drittens  bestimmen 
die  §§  I  und  2  des  Lohnbeschlagnahmegesetzes  vmn  21.  Juni  1869,  abgeändert 
unterm  29.  März  1897: 

»§  T.  Die  Vergütung  (Lohn.  Ck^halt,  Honorar  u.  s.  w.)  für  Arbeiten  oder  Dienste, 
welche  auf  Grund  eines  Arbeits-  oder  Dienstverhältnisses  geleistet  werden,  darf,  so- 
fern dieses  Verhältnis  die  Erwerbstätigkeit  des  Vergütungsberechtigten  vollständig 
oder  hauptsächlich  in  Anspruch  nimmt,  zum  Zwecke  der  Sicherstellung  oder  Be- 
friedigung eines  Gläubigers  erst  dann  mit  Beschlag  belegt  werden,  naclidem  die 
Leistung  der  .\rUcitcn  oder  Dienste  erfolgt  und  nachdem  der  Tag,  an  welchem  die 
Vergütung  geseulich,  Vertrags-  oder  gewohnheitsmässig  zu  entrichten  war,  abge- 
laufen ist,  ohne  dass  der  Vergutunirsberechtigte  dieselbe  eingefordert  hat. 
§  2.  Die  Bc>t:mmmigen  des  §  I  können  niclit  mit  rechtlicher  Wirknini:;  durch  Ver- 
trag ausgeschlossen  oder  beschränkt  werden.  Soweit  nach  diesen  Bestimmungen  die 
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Bcschlagnalimc  unzulässig  ist»  ist  auch  jede  Verfügung  durch  Zession,  Anweisung, 
Verpfändung  oder  durch  ein  anderes  Rechtsgeschäft  ohne  rechtliche  Wirkung^ 

§  850  der  Zivilprozessordnung  bestimmt,  dass  Gehalt  und  Dienstbezüge  nur 

so  weit  der  Pfändung  unterworfen  sind,  als  der  Gesamtbetrag  die  Summe 

von  1500  Mark  für  das  Jahr  übersteigt. 

FÜR  die  Arbeiter  kann  die  Frage,  worunter  die  Akkordarbeit  fallt,  nicht 
zweifelhaft  sein,  sie  werden  sich  für  die  Unterstellung  unter  den  Dienstvertrag 

entscheiden;  nur  viele  Juristen  möchten  gern  den  Arbeiter  zu  einem  Selb- 
ständigen machen,  indem  sie  die  Akkordarbeit  aus  der  Fabrikordnung  heraus- 
nehmen und  dem  Arbeiter  eine  grössere  einseitige  Verantwortung  aufzwingen, 
ihn  ztt  einem  Kontrahenten  stempeln,  der  die  Arbeit  nur  nach  Erfüllung  seines 
Werkes  verlassen  darf,  gleichviel,  ob  es  ihm  möglich  ist  oder  nidit;  der  die 
Bezahlwig  des  Werkes  nur  verlangen  kann,  wenn  keine  Mängel  darin  enthalten 
sind  oder  sich  später  herausstellen. 

PRÜFEN  wir  nun,  ob  ein  Arbeiter  diese  Bedingungen  erfüllen  kann,  ohne 
cldi  erheblich  zu  schädigen,  und  ob  ein  Akkord  wirklich  ein  Vertrag  ist,  der  er- 
fallt werden  müss.  Ein  Akkord  kann  unter  Umständen  auch  ein  Werkvertrag 
sein,  aber  nur,  wenn  er  ein  abgeschlossenes  Ganzes  bildet,  wenn  die  Vertrag- 

schliessendcn  gegen  eine  unabänderliche  feste  Summe  eine  bestimmte  abge- 
grenzte Arbeit  vereinbaren,  die  nicht  durch  eventuell  bestehende  Arbeitsord- 
nungen oder  andere  Verträge  abgeändert  werden  können.  Dass  es  solche 
Akkorde  oder  Vertri^  gibt,  lässt  sich  nicht  bestreiten;  doch  ist  es  nur  ein 
kleiner  Bruchteil  der  Akkorde,  bei  denen  von  fest  abgeschlossenen  Verein- 
barungen keine  Rede  ist.  In  den  grossen  Maschinenfabriken,  den  Metall- 
waren- und  anderen  auch  handwerksmässig  betriebenen  Werkstätten,  in  denen 
Hunderttausende  beschäftigt  sind,  ist  die  Akkordarbeit  nur  eine  sogenannte 
Stücklohnberfekmmg;  die  Kontrolle  der  Arbeitsleistung  liegt  dufldi  dieses 
System  nicht  dem  Arbeitgeber,  noch  dessen  Angestellten  ob,  sondern  wird  durch 
den  I'reis  bedingt,  von  jedem  Arbeiter  selbst  ausgeübt.  Der  Arbeitgeber  oder 
dessen  Angestellter  beoljachtet  den  Arbeiter  einige  Zeit  bei  einer  neuen  Arbeit, 
bedingt  alsdann  den  Preis  und  ändert  den  selben  oftmals,  wenn  er  am  Schluss 
der  Woche  si^t,  dass  er  sich  vericalkuliert  hat  Auch  auf  Einwendung  der 
Arbeiter  werden  Änderungen  vorgenommen.  Es  handelt  sich  also  niemals  um 
etwas  fest  Abgeschlossenes. 

IN  vielen  Fabriken  ist  es  üblich,  dass  eine  gewisse  S'tundeniohnbcrechnung 
eingeführt  ist.  Das  heisst:  der  oder  die  Arbeiter  bekommen  einen  Akkord, 
dessen  Wert  oft  in  die  Hunderte  geht.  Nun  wird  gearbeitet,  einige  erhalten 
65,  die  anderen  60,  auch  55  Pfennig,  die  Hilfsarbeiter  40  und  35  Pfennig 
Stundenlohn  am  Lohnzahlungstagc  für  die  entsprechende  Stundenzahl,  die  sie 
gearbeitet  ha!)cn.  Vielfach  kommt  während  dieses  Akkordes  der  Meister  und 
gibt  Lohnarbeit  dazwischen  oder  neue,  eiligere  Akkorde,  der  früher  angefangene 
Akkord  bleibt  dann  liegen,  der  neue  wird  zuvor  fertiggestellt,  und  so  arbeiten 
die  Arbeiter  von  einem  Akkord  in  den  anderen  hinein.  Eine  regelrechte  Be- 
rechnung der  über-  oder  Unterschüsse  der  Akkorde  erfolgt  gewöhnlich  nicht, 
oder  doch  nur  sehr  mangelhaft,  so  dass  davon  in  erheblichem  Masse  nicht  die 
Rede  sein  kann.  Die  Arbeiterschaft  rechnet  auch  gar  nicht  darauf,  weil  man 
weiss,  dass  über  den  Stnndenkihn  hinaus  doch  nicht  vid  gezahlt  wird.  Die 
AUDordberedinung  ist  also  nur  ein  Mittel  zum  Antretben  des  Arbeiters  zur 
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Arbeit.  Das  Berliner  Gewerbegericht  hat  des  öfteren  entschieden»  dass  bei 
KoloDnenarbeiten,  auch  wenn  diese  nur  mit  einem  Vorarbeiter 

abgeschlossen  sind,  der  etwaii^c  tMarschuss  allen  lifteiligten  Arbei- 
tern gehört.  Also  nur  eine  kleine  Prämie  zum  Stundenlohn,  kein  Werk- 
vertrag. 

NOCH  weniger  kann  von  Verträgen  im  Sinne  des  Werkvertrages  die  Rede 
sein,  wo  die  Anfertigung  der  Gegenstände  nach  Dutzenden,  Hunderten  und 

Tausenden  geht,  wo  nur  sogenannte  Teilarbeit  gemacht  wird,  bei  den  Schrauben- 
drehern, Mcchanikcni,  Metallforniern,  Schlossern,  Drehern  u.  s.  w.  Auch  in 
anderen  Gewerben  ist  die  Teilarbeit  eingeführt  su  bei  den  Tabakarbeitern,  den 
Textilarbeitern,  im  Baugewerbe;  selbst  in  der  Holzindustrie  greift  die  Teü^ 
arbeit  immer  mehr  nm  sich.  Da  werden  von  einem  Gegenstand  ein,  zwei 
Hundert  bestellt,  plötzlich  wird  mitten  im  Akkord  Halt  gemacht:  man  hat  genug 
von  dem  Quantum  des  Zwischenteils,  oder  es  wird  dieses  Mo<lell  geändert,  bleibt 
wochenlang  liegen,  oftmals  bekommt  der  Arbeiter  diesen  Gegenstand  gar  nicht 
mdir  zur  FertigateUni)^;  wo  kam  da,  von  abgeschlossenen  Vertrigen  die  Kede 
sein?  Wir  finden  auch  in  der  ganzen  Arbeiterbewegung  keinen  Anhah,  ans 
dem  zu  ersehen  wäre,  dass  von  den  .\rbeitem  ein  festeres  Gepräge  der  Akkord- 
verträge gefordert  wird.  Daj^cgcn  ist  fast  aus  allen  Tarifen  ersichtlich,  dass 
bei  Akkordarbeiten  ein  gewisser  Mindest-  oder  Durchschnittslohn  verlangt 
wird. 

IST  es  dem  Arbeiter  möglich,  ohne  erheblichen  Schaden  zu  er- 
leiden, aus  solchem  Vertrage  herauszukommen?    Es  kann  die-es  zweifellos 

verneint  werden.  Denn  wie  schon  gezeigt  wurde,  hat  der  Arbeiter  gewöhn- 
lich zu  gleicher  Zeit  mehrere  Akkorde  in  Arbeit;  will  er  nun  aufhören,  in  der 
betreffenden  Werkstatt  zu  arbeiten,  so  stellen  sich  ihm  oft  Hindernisse  in  den 
W^.  Bei  dem  einen  Akkord  fehlt  es  an  Rohmaterial,  oder  ein  anderer  Kollege 
bearbeitet  dieses  Stück  zurzeit,  oder  es  ist  eine  anderweitige  Abänderung  über- 
haupt notwendig,  ehe  der  Gegenstand  weiter  bearbeitet  werden  kann.  Was  soll 
er  nun  tun?  Einen  neuen  Akkord  anfangen  und  damit  das  Arbeitsverhältnis 
immer  mehr  verlängern?  Lohnarbeit  lässt  ihn  der  Meister  in  der  Zwischenzeit 
nicht  verrichten;  soll  er  nach  Hause  gehen  und  darauf  warten,  bis  die  Hinder- 
nisse be.seitigt  sind?  Das  kann  er  nur  auf  eigene  Kosten  tun,  denn  entschädigt 
wird  er  dafür  nicht,  weil  er  gewöhnlich  die  Fabrikordnung  untcrscb rieben  hat, 
in  welcher  es  heisst,  dass  er  für  ein  Aussetzen  von  der  Arbeit  keine  Entschä- 
digung zu  verlangen  hat.  Verlässt  er  jedoch  den  Akkord,  bevor  dieser  fertig- 
gestellt ist,  so  verklagt  ihn  der  Meister  wegen  Kontraktbrudis.  Leider  haben 
sich  verschiedene  Gewerbegerichte  dieser  Auffassung  angeschlossen,  ungeaditet 
der  Bestimmung  des  §  134,  Absatz  2,  der  Gewerbeordnung. 
KOMMEN  wir  nun  zu  der  Frage,  ob  ein  Arbeiter  für  den  Erfolg 
seiner  Arbeit  einzustehen  hat,  so  muss  auch  diese  verneint  werden, 
und  zwar  aus  folgenden  Gründen:  Der  EtMg  des  Werkes  hängt  ja  nur  zum 
geringsten  Teil  von  dem  Arbeiter  ab^  In  den  meisten  Fällen  trägt  das  minder- 
wertige Rohmaterial  die  Schuld.  Wie  kann  man  einen  Former  verantwortlich 
machen  wollen  für  porösen  oder  Kaltguss  u.  s.  w..  wo  er  selten  oder  gar  nicht 
das  Ruhmaterial  zu  sehen  bekommt,  jedenfalls  nie  in  die  Zusammensetzung 
der  Legierung  hineinreden  darf?  Ja,  noch  oMdir.  Oft  ist  der  Arbeiter  gar 
nicht  der  eigentliche  Fertigsteller  seiner  Arbeit,  Hilfsarbeiter  verrichten  die 
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Nebenarbeiten,  die  zur  Fertigstellung;  gehören  und  auf  den  Erfolg  oftmals 
grossen  Einfluss  haben.  Wie  kann  der  Gürtler,  Drücker,  Hobler,  Schlosser 
u.  s.  w.  für  den  Erfolg  einstehen,  wenn  sich  während  der  Arbeit  allerlei  Guss-, 
Walz-  und  andere  Fehler  herausstellen,  die  vorher  nicht  ersichtlich  waren 
und  immer  zum  Streit  Anlass  geben,  da  niemand  genau  die  Ursache  der  Fehler 
kennt?  Der  Bäckergeselle  für  Brot  und  Kuchen,  der  Schlächtergeselle  für  die 
Güte  der  Wurst,  der  Bauarbeiter  für  die  Haltbarkeit  des  Rohmaterials,  wenn 
dieses  dein  Arbeiter  mangelhaft  zur  Verarbeitung  gegeben  wurde? 
VIELFACH  besteht  noch  bei  den  Richtern  der  Irrtiun,  dass  sie  glauben,  der 
Arbeiter  könne  eine  Verfügung  über  das  von  ihm  zu  bearbeitende  Rohmaterial 
treffen.  Ja,  viele  Richter  glauben  sogar,  der  Arbeiter  habe  eine  gewisse  Pflicht, 
den  Arbeitgeber  auf  die  Mängel  des  Rohmaterials  aufmerksam  zu  machen, 
dieses  liege  im  Interesse  des  Meisters.  Weit  gefehlt :  die  Entlassung  ist  die 
gewöhnliche  Folge,  wenn  der  Arbeiter  sich  erlaubt,  auf  ein  minderwertiges 
Material  hinzuweisen.  In  der  Regel  bestimmen  die  Meister  oder  Vorarbeiter 
auch  die  Methode  oder  Art,  nach  der  der  Gegenstand  zu  bearbeiten  ist;  der 
Arbeiter  hat  sich  dem  imterzuordnen.  selten  kommt  seine  Initiative  zur  Gel- 
tung. Widerspricht  er,  so  ist  er  nicht  lange  der  Freund  des  .Meisters.  Wie 
kann  da  der  Arbeiter  verantwortlich  gemacht  werden,  wo  er  nichts  zu  sagen 
hat,  wo  er  nur  nach  den  Anordnungen  seines  Vorgesetzten  seine  Arbeit  zu 
verrichten  hat? 

EIN  weiterer  wichtiger  Grund,  weshalb  die  Arbeiter  ihre  Akkorde  nicht  als 
Werkvertrag  ansehen  lassen  können,  ist  der.  dass  sie  als  Selbständige  aus  der 
sozialen  Gesetzgebung  ausscheiden.  Hat  doch  das  Reichsversichcrungsamt 
in  einiem  Falle,  wo  es  sich  uro  einen  Putzer  handelte,  welcher  in  einer  Kolonne 
arbeitete,  erkannt,  dass  der  selbe  nicht  vcrsicherungspfliditig,  wei'  er  als  ein 
selbständiger  Ai heiter  anzusehen  sei.  Gewiss  war  ^eses  ein  Fehlurteil  und 
ist  nicht  wiederholt  worden.  Würde  aber  der  Fall  eintreten,  dass  man  die 
Akkorde  durchweg  zu  Werkverträgen  stempelte,  dann  könnte  in  der  Tat  das 
eintreten,  was  oben  gesagt  wurde:  der  Selbständige  wurde  Gefahr  laufen,  nicht 
vor  den  Gewerbegeriditen  Idagen  zu  können  u.  s.  w.,  er  wurde  auch  nicht  mdir 
als  versicherungspflichtig  angesehen  werden. 

DIE  Arbeitgeber  machen  sich  das  jetzt  schon  viel  zu  sehr  zu  nutze;  sie  richten 
ihre  labriken  in  Abteilungen  ein,  setzen  Vertreter  hinein  und  übergeben  ihnen 
die  Arbeiten  auf  eigene  Redinung.  Diese  viel  geübte  Praxis,  bei  der  man  ja 
leider  den  Werkvertn^charakter  zt^iestehen  muss,  mochte  man  verallgemei- 
nem, auf  alle  Akkordarbeiter  anwenden.  Dadurch  kann  steh  der  Arbeitgeber 
bequem  seiner  Pflicht  gegenüber  den  X'ersichcrungsgesetzen  entziehen.  Würden 
die  Juristen  sich  wirklich  für  diese  Auffassung  entscheiden,  so  könnten  Zu- 
stände eintreten,  wie  wir  sie  bei  dem  grossen  Bauschwindel  kennen  gelernt 
haben.  Wo  der  Hintermann,  der  eigentliche  Arbeitgeber  nicht  recht  eHcennt- 
lieh  ist,  wo  alle  Arbeitsverträge  nur  mit  vorgeschobenen  Strohmännern  ab- 
geschlossen werden  können  und  dann  gewöhnlich  nicht  oder  nur  mangelfiaft 
erfüllt  werden,  weil  der  Betreffende  nichts  hat,  woran  sich  der  Arbeiter  im  Not- 
falle halten  könnte. 

LEIDER  scheint  auch  die  Kammer  III  des  Berliner  Gewerbegerichts  derartige 
Votrige  als  Werkverträge  anzusehen,  denn  die  ergangenen  Urteile  bei  den  so* 
genannten  KolomtenarbeUen  gehen  dr.hin,  dass  nur  die  geschlossene  Kolonne, 
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neuerdings  die  Mehrheit  der  Kdonne,  in  der  Lage  ist,  eine  Klage  auf  Ober- 
schuss  aus  einem  Vertrage  bei  Gericht  «nhfingig  madien  an  kfinnen,  ein  ein- 

7.elner  aber  nicht.  Durch  denartige  Urteile  wird  dem  Strohmannersystem 
Vorschub  geleistet.  Der  Kolonnenführer  braucht  nur  einige  aus  der  Ko- 
lonne zu  bevorzugen  oder  ihren  Forderungen  entgegenzukommen,  dann  ist  es 
den  anderen  Beteiligten  aus  der  Kolonne  unmöglich,  die  ihrigen  einzuklagen. 
AUS  aUedem  geht  wohl  hervor,  dass  die  Akkordarbeit  ntdit  auf  Werk-, 
sondern  auf  Dienstvertrag  beruht,  dass  der  Arbeiter  nicht  selbständig,  sondern 
abhängig  von  dem  bestehenden  wirtschaftlichen  Übergewicht  des  Arbeit- 
gebers ist.  Der  Arbeitgeber  ist  der  Stärkere,  der  Arbeiter  der  Schwächere: 
deshalb  bedarf  er  des  sozialen  Schutzes  der  Bestimmungen,  die  im  Bürger- 
lichen Gesetzbudi  für  diesen  festgelegt  sind. 
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GUSTAV  LINK  •  DIE  AUFGABEN  DER  GEWERK- 
SCHAFTSKARTELLE UND  IHRE  BEGRENZUNG 

ACHDEM  auf  die  vorläufige  Tagesordnung  des  Cölner  Gewerk- 

r  iaftskongresses  auch  der  Punkt  Die  Aufgaben  der  Gezverkschafts- 
kiirtcllc  in  der  Gejvcrkschaftsorganisatioti  -gesetzt  ist,  dürfte  es  an- 
I  gezeigt  sein,  diese  l"rage  in  ilirer  praktischen  Bedeutung  für  die 
[Gewerkschaftsbewegung  zu  beleuchten.  Umsomehr,  als  sie  sdion 
auf  dem  Frankfurter  Kongress  /1899/  akut  war  und  in  Stuttgart  /IQC»/  be- 
handelt werden  sollte,  dort  aber  nach  den  Ausführungen  Legiens  bis  zum 
nächsten  Kongress  zurückgestellt  wurde.  Es  blieb  demnach  bei  der  folgenden 
Resolution  des  Frankfurter  Kongresses; 

»Die  Gewerkschaftskartelle  haben  die  gemeinsamen  gewerkschaftlichen  Interessen 
ihrts  Ortes  zu  vertreten,  wie  Regelung  (h>  ArlH-itsnachweises  und  des  Hi-rbergs- 
wescns,  der  Sutistik,  Bibliotheken,  Erriditung  von  Arbeiteraekr^^aten  etc.  Sie 
haben  die  Arbeiterinteressen  gegenüber  den  Behörden:  Gewerbdnsp<4etionen.  Ge- 
meindeverwaltung etc.  und  Wahlen  zu  Gewcrbcgcriduen  imd  V^ersicheniiig- 
anstalten  zu  wahren.  Sie  haben  weiter  im  Einverständnis  mit  den  betreffenden 
Organisationsleitungen  die  Agitation  unter  den  Berufen,  deren  Organisationen  aas 
eigener  Kraft  dazu  nicht  im  stände  sind,  zu  unterstützen. 

Die  Beschhi-istassuiig  iiher  Streiks  ist  uusschlie.sslich  Aufgabe  der  Vorstände  der 
Zentral  verbau  de. 

Die  Karteile  sind  verpflichtet,  dem  Zentral  vorstand  der  Organisation,  die  am  Orte 
m  einen  Streik  eintreten  will  oder  sich  im  Streik  U-findet.  auf  Erfordern  einen 
Situationslu-richt  zu  gehen.  Materielle  Unterstützung  für  Streiks  wird  seitens  des 
Kartells  nur  dann  gewährt,  wenn  der  Zentralvorstand  der  im  Streik  befindlichen 
Organisation  dies  beantragt  oder  seine  Zustimmung  erteilt  hat.  Uber  die  Taktik  bei 
Lohnhowegungen  und  bei  auftauchenden  Fragen  innerhalb  ihres  Gewerbes  cntadieidet 
die  betreffende  Gewerkschaft  selbständig.« 

SIND  die  Kartelle  der  in  der  Resolution  niedergelegten  Auffassung  nach- 

gekonunen  ? 

DIE  Gewerkschaftskartelle.  die  seit  1889  bestehen,  sind  ein  Produkt  des  früheren 
§  8  des  preussischen  \  ereinsge.setzcs,  der  ein  ItKrrbindit>i:;trr!cn  der  Vereine 
mit  einander  verbot  —  sie  sollten  ursprünglich  nur  der  Regulierung  der  plan- 
losen Streiks  dienen.  In  der  ersten  Entwickelungsphase  unserer  Gewerk- 
schaftsorganisatioaeii,  die  man  damals  in  manchen  Kreisen  nur  ab  Vorschtde 
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der  pditiiehoi  Organisation  ansah,  war  deren  Bedeutung  eine  minimale.  War 
die  Konjunktur  gut  und  hielt  die  Oq^antsation  den  Zei^unkt  för  geeignet, 

dann  wurde  der  Kampf  aufgenommen,  ohne  Verständigung  mit  den  andern 
am  Ort  befindlichen  Gewerkschaften,  oder  auch  nur  mit  denen,  die  der  strei- 
kenden Organisation  nahe  standen  und  durch  den  Streik  in  Mitleidenschatt 
gezogen  wurden.  Ob  die  Mittel  ausreichend  waren  oder  nicht,  das  war  Ndien- 
Sache.  Die  Si^idarität  der  Arbeiter  würde  durch  Samminngen  schon  das  wei- 
tere ergeben.  Um  dieser,  den  Gewerkschaften  so  verhängnisvollen  Anschau- 
un<^  ein  Ende  zu  bereiten,  wurden  die  Kartelle  oder  auch  Strcikkontrollkom- 
inissioncn  gegründet.  Die  Strcikregelung,  die  Streikunterstützung  bildeten  die 
Hauptaufgabe  der  Kartelle,  und  diese  beiden  Punkte  waren  es,  die  auch  die 
GeneralkomHussion  im  KwresponäemMoH  bei  ihrer  Empfehlung  der  Gewerk- 
schaftskartelle erwähnte. 

UND  trotz  der  Frankfurter  Resolution  hat  sich  diese  Anschauung  in  den 
meisten  Kartellen  bis  auf  den  heutigen  Tag  erhalten.  Obgleich  die  Tätigkeit 
der  Gewerkschaftsorganisationen  in  den  letzten  zehn  Jahren  auch  auf  andere 
OetNete,  als  das  der  Lohnfrage,  übergreifen  mnsste,  ist  von  einer  analogen 
Entwickdung  der  GewerkschaftskartcUe  —  mit  wenigen  Ausnahmen  —  nidits 
7U  merken.  Wir  wollen  daher  diese  Aufgaben,  die  wir  den  Kartellen  zuerteilt 
wissen  möchten,  in  kurzen  Umrissen  beleuchten. 

DASS  die  Kartelle  im  Interesse  der  Gewerkschaftsorganisationen  bestehen 
bleiben  müssen,  darüber  dürften  Meinungsverschiedenheiten  heute  nicht  mehr 
vorhanden  sein.  Wenngleich  auch  dem  Zusammenarbeiten  der  Zcntralver- 
bände  vereinsgesetzliche  Bedenken  nicht  mehr  entgegenstehen,  so  gibt  es  doch 
Aufgaben,  die  ihre  Erledigung  in  dem  blossen  Zusammenarbeiten  und  sich  Ver- 
ständigen nicht  hnden  können;  sondern  einer  Stelle  bedürfen,  von  der  aus 
ihre  Inangriffnahme  und  Durchführung  zu  erfolgen  hat  Diese  Stelle  wird  das 
örtliche  Kartell  sein«  £•  kommt  vor,  dass  einzelnen  Gewerkschaften 
die  an  das  Kartell  abzuführenden  Beiträge  als  eine  zu  hohe  Belastung  der 
Organisation  erscheinen,  und  es  muss  in  der  Tat  zugegeben  werden,  dass  in 
einer  Reihe  von  Orten  die  BeitragsJeistung  an  die  Kartelle  in  keinem  Ver- 
hältnis stdit  zu  deren  Leistungen  für  die  AUgemetnhdt.  Die  daraus  resul- 
tierende Missstimmung  wird  indessen  nidit  durch  FemUeihen  vom  Kartell 
beseitigt,  dadurch  werden  die  Differenzen  nur  noch  genährt,  und  schliesslich 
hat  den  .Schaden  doch  nicht  das  Kartell,  sondern  die  gesamte  Gewerkschafts- 
bewegung.  Man  wird  sich  also  auch  hier  weiser  Mässigung  befleissigen 
müssen.  Vor  allem  soll  man  auf  die  Delegation  zum  Kartdl  Sorg&lt  ver- 
wenden und  stets  nur  die  Organisaticmsleiter  ins  Kartell  entsenden.  Man  wird 
dadurch  Kompetenzstreitigkeiten  des  Kartells  mit  den  Zentralverbänden  re- 
spektive Ortsvcrwaltungen  vermeiden. 

WIE  die  Gewerkschaften  selbst  Kinderkrankheiten  haben  durchmachen  müssen 
und  zum  Teil  noch  durchmachen,  so  auch  die  Kartelle.  Sie  können  indes  aus 
der  Erfahrung  das  eine  jedenfalls  lernen,  dass  alle  Erfcrfge  nur  durch  prak- 
tische agitatorische  Kleinarbeit  erzielt  werden  können.  Die  Aufgaben  der 
Kartelle  bei  Streiks  sind  wesentlich  l)escbränkt:  dic'^e  werden  heute  lciiin;-lioh 
durch  <lie  Zentralvcrbände  tjeregelt,  und  mit  volUin  !\ccht.  Entstehen  ituiessen 
Aussperrungen  grösseren  Stils  —  wie  in  Criiumiischau  und  jüngst  beim  Berg- 
arbeiterstreik — ^,  wo  es  der  Mithilfe  sämtlicher  Idassenbewus^ter  Arbeiter 
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bedarf,  da  aUerdii^  weiden  die  Kartdle  ~  durch  die  GtHeralkomwussioH  ver- 
anlasst —  die  Sammlungen  zu  leiten  und  an  die  kämpfenden  Organisationen 
abzuführen  haben ;  damit  erschöpft  sich  aber  auch  unseres  Erachtens  deren 

Tätig-keit  bei  Streikbewegungen. 

ES  kommt  dann  die  Regelung  des  Herbergswesens  und  der  Lokal- 
f  TtLge  in  Bctradit.  Das  Herbergswcsen  wird  ja  von  den  einzefaien  Gewerk* 

Schäften  in  seiner  Bedeutung  immer  mehr  gewürdigt;  es  wirksam  zu  fördern, 
dazu  ist  das  Zusammenwirken  der  Gewerkschaften  eines  Ortes  erforderlich, 
unrl  das  Kartell  als  A  u  s  f  ü  h  r  u  n  g  s  i  n  s  t  a  n  z  der  Organisationen  hat  diese 
Frage  nach  Prüfung  aller  Faktoren  in  dem  Sinne  zu  lösen,  dass  an  Stelle  von 
SO  und  so  viel  Vericehrslolcalen  und  Herbergen  ein  Logierhaus  geschaffen 
wird  —  wenn  möglich,  in  eigener  Regie  — ,  eine  Zentralherberge,  die  in 
hygienischer  Hinsicht  modernen  Anforderungen  entspricht.  Wohl  dürfte  die 
l'Vage  der  eigenen  Regie  Konzcssionsschwicrigkcitcn  begegnen,  indessen  dürfte 
es  möglich  sein,  in  den  meisten  Städten  eine  entsprechende  Gastwirtschaft  zu 
finden.  Sdiwierigcr  gestaltet  sich  die  Lokalfrage.  Diese  ist  in  den  letzten 
ffinf  Jahren  das  Schmerzenskind  der  Arbeiterbewegung  geworden.  An  Orten, 
wo  wir  Hunderte  von  Mitgliedern  haben,  ist  ein  Lokal  zur  Abhaltimg  von 
Versammlungen  nicht  zu  haben.  Selbst  wenn  Wirte  ihr  Lokal  den  Gewerk- 
schaften hergeben  wollten,  werden  sie  von  den  Behörden  u.  s.  w.  derartig 
bearbeitet,  dass  sie  ihre  Zusage  wieder  zuruclcsiehen.  Diese  Frage  ist  indessen 
fvar  die  Entwickelung  der  Gewerkschaften  und  der  Arbdterbew^ung  über- 
haupt von  weittragender  Bedeutung,  so  dass  hier  alle  Hebel  angesetzt  werden 
müssen,  um  sie  zu  lösen.  Freilich  nicht  so,  wie  es  in  einigen  Städten  geschehen 
ist:  dass  man  einfach  ohne  ÜbeiÜegung  Gewerkschaftshäuser  baut, 
gleichviel,  ob  die  Mittel  dazu  vorhanden  sind,  oder  nicht'  Wir  meinen  vid- 
mehr,  durch  das  Zusammenwirken  der  Gewerkschaftsmitglieder  und  gegebenen- 
falls durch  Anwendung  des  Boykotts  auf  ein  Lokal,  wird  man  audi  des  Er- 
folges sicher  sein  können.  Indes.  bal)en  wir  durch  Ejiergie  uns  einen  Saal 
verschafft,  dann  ist  es  auch  Pflicht,  dieses  Lokal  durch  den  Besuch  der  Arbeiter- 
schaft zu  unterstützen  und  tms  das  selbe  zu  erhalten.  Leider  begegnen  wir  hier 
dar  grossten  Gleichgültigst  bei  unseren  Gewerkschaftsgenossen,  das  von  der 
Arbeiterschaft  errungene  Lokal  wird  unter  den  nichtigsten  \'or\vanden  gc- 
mie<len.  Das  kann  zweierlei  zur  Folge  haben:  einmal  gebt  uns  das  Lokal  wieder 
verloren,  und  ausserdem  wird  man  uns  Ijci  weiteren  Kämpfen  nicht  mehr  ernst 
nehmen.  Besondere  Vorsicht  ist  bei  der  eigenen  Regie  der  Gewerkschafts- 
häuser zu  beobachten.  Es  kommt  nicht  darauf  an,  dass  es  ein  bewahrter,  tudi- 
tiger  Genosse  ist,  der  an  der  Spitze  steht,  sondern  es  kommt  auf  die  Fähigkeit« 
auf  das  praktische  Können  an.  Auch  hier  haben  die  Kartelle  als  die  berufene 
Jn.stanz  der  Gewerkschaften,  die  vereinte  Kraft  nutzbringend  im  Interesse  der 
Organisationen  zu  verwerten.') 

Ft^  die  Organisierung  des  Arbeitsnachweises  kommen  In  erster 
Linie  die  einzelnen  Gewerkschaften  in  Betracht.    Indes,  in  denjenigen  Orten» 

wo  eine  Arbeitsvcrniittelung  nicht  besteht,  liegt  es  im  Interesse  der  Arbeiter- 
schaft, für  die  am  Orte  bestehenden  Organisationen  eine  gemeinsame  Arbeits- 

*)  NaA  det  Sutistik  der  GMtrßOUmmlMaion  Aber  die  denttchen  Gewerks«  hafukartelle  haben  iqo2  von 
413  Kartellen  80  einen  eigMCn  Vcnmmhnigmial  nsterhslten,  si  eine  ZentnUierbeige  nad  117  Kaiteil* 
betten  eine  Herbeig«  Mm  Gistwfal  «nter  ilmr  KoatroOc. 
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nadtweisstelle  ta  schaffen.  Dort,  wo  Arbeitsnachwdae  der  Untenielimer  6e- 
stdien,  nniss  versncht  werden,  sie  paritätisdi  zu  gestalten.   Freilich  wird  dies 

wesentlich  von  dem  guten  Willen  der  Unternehmer  abhängig  sein.  Doch  der 
Versuch  muss  gemacht  werden,  und  gegebenfalls  bildet  die  Regelung  oder 
Errichtung  eines  Arbeitsnachweises  durch  die  Gemeinde  ein  wirksames  Gegen- 
gewicht gegen  die  Unlerndiiueiiiiacht  Hier  ist  die  Mitwirktmg  der  Gewerk- 
schaftskartelle geboten.  Dnrch  ihre  Erfahrung  im  Erwerbsleben  und  durdi 
genügende  Aufsicht  werden  sie  in  der  Lage  sein,  nicht  nur  eventuellen  Bureau- 
kratismus  auszuschalten,  sondern  den  Arbeiterinteressen  im  weitesten  Masse 
zu  dienen. 

ALS  eine  wichtige  Aufgabe  der  Kartelle  kommt  für  mich  die  Auskunfterteiluiig 
bei  Lohn-  und  Rechtsstreitigkeiten  aus  dem  ArbeitsverhSltnis  und 

der  Arbeiterversicherung  in  Frage.  Wohl  stdit  den  Kartellen  die  Errichtung 

von  Arbeitersekretariaten  zu.  Indessen  gibt  es  doch  unzählige  Orte,  die  ein 
solches  nicht  errichten  können,  da  die  materiellen  Mittel  fehlen.  Doch  auch 
mit  geringen  Mitteln  lässt  sich  manches  erreichen,  dadurch,  dass  man  von 
Kartell  wegen  an  bestimmten  Abenden  organisierten  Arbeitern  Auskunft  er- 
teilt, natürlicli  unentgeltlich.  Dadurch  wird  den  beteiligten  Zentralverbänden 
eine  beträchtliche  Summe  für  Rechtsschutz  erspart,  und  auf  der  anderen  Seite 
werden  die  Kartelle  in  ihrer  Bedeutung  wesentlich  gehoben. 
DAMIT  komme  ich  zu  einem  etwas  wunden  Punkt:  Was  haben  die  Gewerk- 
schaftskartelle  auf  dem  Gebiet  des  Arbeiterschutzes  geleistet,  haben 
sie  da  ihre  Aufgaben  erfüllt?  Man  darf  wohl  mit  Fug  sagen,  dass  Hier  meHr 
hätte  getan  werden  müssen.  Nicht  nur  nuf  die  l^hermittelung  der  Beschwerden 
kommt  es  an,  vielmehr  auf  flie  Kennzeichnung  der  V^erhältnisse,  wie  sie  in  den 
Fabriken  u.  s.  w.  bestehen.  Die  §§  120  a  bis  e  bieten  ein  reiches  Feld  für  die 
Tätigkeit  der  Gewerkschaftskartelle.  Unsere  Gewerbeaufsicht  liegt  noch  recht 
im  argen.  Erhebungen  über  das  Vorhandensein  von  ünfallverhütungs- 
vorschriften,  Schutzvorrichtungen  und  anderes  mehr  müssen  von  den  Kartellen 
angestellt  und  verarbeitet  werden.  Die  Tabelle  I  in  der  Rubrik  17  der  im 
Korrt'spondcnzblatt  veröffentlichten  Statistik  über  die  Gewerkschaf tskartelTe 
für  1903  zeigt  uns  ein  Bild  der  Gleichgültigkeit,  wie  man  es  nach  dem  Stand 
der  heutigen  Organisationen  gerade  nicht  erwarten  sollte.  Hier  haben  die 
Kartelle  eben  die  Pflicht,  der  Gewerbeaufsicht  nachzuhelfen.  Ebenso  verluilt 
es  sich  mit  dem  B  a  u  a  r  b  e  i  t  e  r  s  c  b  u  t  z  ;  auch  hier  kann  den  Kartellen 
—  mit  wenigen  Ausnahmen  —  der  Vorwurf  des  Nichtverstehcns  ihrer  Auf- 
gabe nicht  erspart  werden.  Würden  nicht  in  den  grösseren  Orten,  unabhängig 
vom  Kartell,  BauarbeiterscfantzkommisMonen  bestdien,  dann  sähe  es  mit  dem 
Schutz  der  baugewerblichen  Arbeiter  sehr  übel  aus. 

AUCH  das  Gebiet  der  Arbeiterversichcrung  bietet  ein  weites  Feld 
für  die  Betätigung  der  Gewerkschaftskartelle.  Leider  begegnet  man  da  auch 
«mter  den  organinerten  Arbeitern  nidit  immer  dem  riditigen  Verständnis.  Im 
vergangenen  Jahre  haben  Arbeitervertreterwahlen  stattgefunden,  die  in  Ar- 
beiterkreisen kaum  Beachtung  gefunden  hätten,  wenn  nicht  vom  Zentralarbeiter- 
sekretariat die  genügende  Anregung  gekommen  wäre.  Und  doch  hängt  davon, 
ob  es  gelingt,  die  geeigneten  Vertreter  in  die  sogenannte  unterste  VenvallungS' 
kekäriU  hineinzubekommen,  zu  einem  guten  Teil  das  Schidesal  unserer  gesam- 
ten Versicherungsgesetzgebung  ab.   Diese  Behörde  ist  lie  erste  Instanz,  die 


Digitized  by  Google 


438 


GUSTAV  UNK  .  DIE  AUf  GABEN  DER  OEWCRKSCHAFTSJCARTELLE  EI  C. 


in  denn  V^rfshrcn  zur  Erlangung  der  Invalidenrente  ihr  Gutachten  abzugeben 
hat,  sie  wihlt  die  Aussdiussmi^lieder  der  Landesversieherungsanstalten  u.  s,  w. 
Man  braucht  also  über  ihre  Bedeutung  nicht  viele  Worte  zu  verlieren.  Ihre 

Vertreter  werden  nun  gewählt  von  den  Vorständen  der  Orts-,  Betriebs-,  Bau- 
und  Innungskrankenkassen,  der  Knappschafts-  und  Seemannskassen,  sowie  der 
freien  Hilfskaasen,  die  die  Rechte  aus  §  75  a  des  Kraniranversicherungsgesetzes 
besitzen.  Man  kann  mithin  ohne  weiteres  sagen:  Die  Träger  unserer  Ver- 
sicherungsgeseta^bung  sind  die  Ortskrankenkassen,  und  hier  ist 
seitens  der  org^anisicrten  Arbeiterschaft  einzusetzen.  Bei  den  Delcgierten- 
wahlen  zu  den  Ortskrankenkassen  haben  die  Kartelle  die  Vorbereitungsarbeiten 
in  ihren  Orten  in  die  Hand  zu  nehmen,  die  Wahlagitation  zu  leiten,  organisierte 
Arbeiter  mit  diesem  Mandat  zu  betrauen  und  ebenso  bei  den  Vorstandswahlen 
nur  organisierte  Arbeiter  zur  Wahl  zu  sti  Ihn  und  durch  unermiidHche  Täti^^Deit 
durchzubringen.  Ebenso  ist  es  Aufgabe  der  Kartelle,  die  Zentralisicning  der 
Ortskrankenkassen,  zunächst  der  einzelnen  Orte,  anzustreben.  Von  selbst  ver- 
steht es  sich,  dass  von  den  Kartellen  alle  Arbeitervertreterwahlen  (zu  den 
Gewerb^ericfaten  etc.)  zu  fordern  und  zu  leiten  sind. 

ES  ist  ein  weites  Tätigkeitsfeld,  das  für  die  Gewerkschaftskartelle  abgesteckt 
ist.  Und  dieses  sollen  sie  im  Interesse  der  Gewcrkschaftsorganlsationen  be- 
arbeiten. In  Fragen,  die  die  Organisation  selbst  betrefien,  sollen  sie  sich 
indes  ohne  Grund  nicht  einmischen. 

NOCH  auf  einen  übelstand  sei  hingewiesen.  In  denjenigen  Orten,  wo  geo- 
graphische und  wirtschaftliche  Grenzen  nicht  gezogen  sind,  sollte  vom  Grün- 
den eigener  Kartelle  abgesehen  werden.  Wir  haben  beispielsweise  Rcrriii  mit 
seinen  Vororten  im  Auge.  Alle  diese  Kartellchen  sind  nicht  im  stände  ge- 
wesen, ihren  Aufgaben  nachzukommen,  sie  bleiben  Geldsaminclinstitutc  und 
nidits  weiter.  Hier  liegt  es  im  Interesse  der  Gewerkschaftoi,  die  Selbständig- 
keit des  Kartells  aufzuheben  und  die  Tätigkeit  dem  Hanptort  zu  übertragen. 
Man  kann  so  weit  gehen,  dass  man  eine  \  ertraucnsperson  an  diesem  Ort 
wählt  und  diese  an  den  Sitzungen  des  Haujjtkartells  mit  beratender  Stimme 
teilnehmen  lässl.  Man  bracht  hierbei  kern  Misstrauen  wegen  Bczormundung 
und  Majorisierung  zu  hegen.  Wir  wollen  doch  schliesslich  alle  nur  unser  Bestes 
für  die  Verwirklichung  der  Arheiterforderungen  einsetzen.  Dann  aber  können 
und  dürfen  uns  keine  Machtgclüste  beherrschen;  nur  die  Vernunft  und  die 
Praxis  soll  unser  Leitstern  sein. 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx>oooc 

ERNST  DEINHARDT- GEWERKSCHAFTLICHE  UNTER- 
RiCHTSKURSE 

UF  dem  Gewerksdiaftskongress  in  C3n  dflrfte  es  wohl  auch  zu 
einer  Auseinandersetzung  über  die  Frage  der  Errichtung  gewerk- 
schaftlicher l'nterrichtskurse  kommen.  Zwar  lässt  das  die  provi- 
sori-clu  Tagcsorrhnmg  des  selben  nicht  erkennen,  wer  aber  die  Ge- 
werkschaftspresse verfolgt  hat,  ist  tlarüber  nicht  im  Zweifel,  dass 
man  in  gewerkschaftlichen  Krenen  eine  eingehende  Erörterung  dieser  Frage 
gerade  auf  diesem  Kongress  wünscht.  Und  die  Debatte  über  den  Rechenschafts- 
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bericht  der  Generalkommission  dürfte  denn  auch  hinreichende  Gel^jenhett 

2n  einer  Aussprache  darüber  geben. 

BEREITS  der  letzte  Gewerkschaftskongrcss  in  Stuttgart  hatte  seine  Debatte 
über  gewerkschaftliche  Unterrichtskurse.    Anlass  dazu  bot  dn  Antrag  des 
Vorstände«  des  Verbandes  der  Lithographen  nnd  Steindntcker,  der  die  General'' 
komimseUm  beauftragte,  tdic  Einrichtung  periodisdier  Unterrichtskurse  über 
die  Theorie  und  Praxis  der  Gewerkschaftsbewegung  in  verschiedenen  Orten 
Deutschlands  ernstlich  er>\'ägen  und  eventuell  zur  Ausführung  bringen  zu 
wollen«.    Die  Debatte  über  diesen  Antrag  beschränkte  sich  aber  auf  einige 
wenige  Bemerkungen.  Was  der  Antrag  fordert^  war  für  die  Gewerksdiaften 
zu  neu,  die  Meinungen  über  die  Bedeutung  solcher  Unterrichtskurse  waren  viel 
zu  wenig  geklärt,  es  fehlte  jede  Erfahrung  auf  diesem  Gebiete,  so  dass  der 
Gewerkschaftskongrcss  sich  darauf  beschränken  musstc,     den     Antrag  der 
Generalkommission  zur  Erwägung  zu  überweisen.    Diese  hat  sich  nun,  wie 
aus  ihrem  Rechenschaftsbericht  für  das  Jahr  1904  hervorgeht,  wiederholt  mit 
der  Frage  der  Errichtung   von   Unterrichtskursen   für  die  gewerkschaftlich 
organisierte  Arbeiterschaft  beschäftigt,  ohne  dass  ihre  Beratungen  aber  ein 
positives  Resultat  bezeitigt  hätten.    Den  heulen  Projekten  der  Genossen  Ri'ihlc 
und  Sassenbach,  mit  denen  wir  uns  weiter  unten  noch  zu  beschäftigen  haben 
werden,  konnte  sie  nicht  zustimmen.  Mittlerweile  hat  denn  noch  die  Konferenz 
der  Vertreter  der  Vorstände  der  Zentralverbände  zu  der  Frage  Stellung  ge- 
nommen, und  dir  Gewerkschaftspresse  hat  sie  seit  Monaten  rege  diskutiert. 
DARIN'  sind  wohl  alle  (jewerkschaftcr  einig,  dass  auf  dem  Ciebiete  des  gewerk- 
schaftlichen Unterrichts  mehr,  als  bisher,  geschehen  muss.    Mit  der  gewaltige^ 
'  Ausdehnung  der  deutschen  Gewericschaften  hat  ihre  geistige  Durchbildung  nicht 
'gleichen  Schritt  gehalten.  Zwar  ist  die  geistige  Verfassni^  der  grossen  Masse 
der  Mitglieder  unserer  Gewerkschaften  jetzt  besser,  als  zu  irgend  einer  früheren 
Zeit.    Und  die  Gewerkschaften  stehen  hier  ganz  auf  der  Höhe  ihrer  Auf- 
gabe.   Ihre  von  Jahr  zu  Jahr  sich  steigernden  Ausgaben  für  aufklärende  Vor- 
träge, für  BiUiodidcen,  fir  die  Gewerkschaftspresse  und  «literatur  und  die 
bessere  Beschaffenheit  dieser  der  Bildung  der  Mitglieder  dienenden  gewerk- 
schaftlichen  Einrichtungen  legen  davon  Zeugnis  ab.    Aber  wir  haben  hier 
zunächst  nicht  die  grosse  Masse  der  Mitgheder  im  Auge.    Wir  denken  viel- 
mehr daran,  dass  die  gewaltige  Ausdehnung  der  deutsclien  Arbeiterbewegung 
in  den  letzten  zdin  Jahrai  gewissennassen  zu  einem  Mangel  tüditiger,  zu 
leitenden  Stellungen  befähigter  Kräfte  geführt  hat   Die  Gründe  hierfür 
sind  mannigfacher  ArL   Einmal  absorbierte  die  politische  und  die  genossen- 
schaftliche Bewegung  ein  gutes  Teil  der  srmst  in  der  (Jewerk^-chaftsbewepfunJj 
hervorragend  tätigen  Kräfte.    Mit  diesem  Krafteverlust  werden  die  Gewerk- 
schaften auch  künftig  zu  rechnen  haben.  Auch  die  Krankenkassen  und  Arbeiter- 
sekretariate zidien  oft  genug  Personen  an  sidi,  die  sonst  in  den  Gewerk- 
sdiaften  leitend  tätig  waren.   Und  gerade  in  den  letzten  Jahren,  die  uns  eine 
enorme  Steigerung  der  GewerkschaftszifTcrn  brachten,  machte  sich   in  ver- 
mehrtem Umfange  die  Anstellung  von  (iewerkschaftsbeamten  notwendig.  Viele 
Ortsvereine  hatten  sich  so  stark  entwickelt,  dass  ihre  Leitung  nur  mehr  durch 
eine  freigestellte  Person  sadigemäss  möglich  war.    Das  um  so  mdir,  als 
aticli  der  innere  Ausbau  unserer  Gewerkschaften  —  so  namentlich  der  Ausbau 
des  Unterstüuungswesens  mit  seiner  komplizierten  Verwaltung  —  die  An* 
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forderungen,  die  an  die  Leiter  auch  der  ortüchen  Organisationen  gestellt 
wurden,  ganz  erheblich  steigerte.    Dann  machte  steh  in  den  Gewerkschaften 

immer  mehr  das  Bedürfnis  geltend,  die  Agitation  systematischer  zu  bct reihen  ; 
die  Ausdehnung  der  Unternchmcrorgaiiisationen  gestaltete  die  wirtschaftlichen 
Ivänipfe  schwieriger,  so  dass  eine  sacligemässere  Einleitung  und  Führung  der 
selben  erforderlich  wurde.  Alles  das  madite  die  Anstellung  einer  grösseren 
Zahl  von  Beamten  nötig.  So  haben  einzelne  Verbände  zurzeit  schon  einen 
grossen  Beamtenstab.  Der  Metallarbeiterverband  beispielsweise  dürfte  geg^en 
ICD  angestellte  Beamte  haben,  der  Holzarbeiterverband  hat  zurzeit  mehr 
als  70,  der  Maurerverbaud  wohl  eben  so  viele  Beamte. 
FÜR  die  Gewerksdiaften  wird  es  angesidits  dieser  Entwickelung  der  Dinge 
zur  dringenden  Nidit,  für  die  Austnldung  dieser  zahlreichen  Beamten  etwas 
2u  tun,  wie  auch  Einrichtungen  zu  schaffen,  um  einen  tüchtigen  gewerkschaft- 
lichen Nachwuchs  heranzuziehen.  Das  Bedürfnis  danach  ist  allgemein,  nur 
über  das  Wie  ist  man  sich  noch  nicht  im  klaren.  Einzelne  Gewerkschaften,  wie 
der  Handels-,  Transport-  und  Verfcehrsarfaeiterverband,  lassen,  wenn  wir  recht 
berichtet  sind,  ihre  Berliner  Beamten  einen  Kursus  der  ArbeiterbUdungssehuie 
absolvieren ;  andere,  wie  beispielsweise  der  Holzarbeitcrverband,  machen  die 
Beamten,  die  besonders  verantwortinipsvolle  .\ufgaljcn  zu  erfüllen  haben,  wie 
die  Gauvorsteher,  an  der  Verbandszentrale  zunächst  einmal  mit  dem  Ver- 
waltung sapparat  vertraut.  Das  genügt  aber  nicht,  um  dem  sich  immer  steigern» 
den  -Mangel  an  genügend  vorgebildeten  Kräften  zu  steuern. 
ES  ist  nun  von  verschiedenen  Seiten,  so  auch  von  dem  Lithographenverbands- 
vorstand in  seinem  oben  genannten  Antrag,  die  Einrichtung  periodischer  Un- 
Icrrichtskursc  gefordert  worden.  Miau  hatte  bei  diesem  Vorschlage  wohl  an 
jene  Unterricbtskurse  gedacht,  die  von  unseren  Gegnern,  den  christlichen  und 
katiidischen  Arbeiteroi^nisationen,  seit  Jahren  sdion  geschaffen  worden  sind. 
Am  weitestem  ausj^cbildct  sind  diese  Unterrichtskurse  vom  V'olksvcrcin  für 
(las  kiitholischi'  Deutschland,  der  sowohl  an  seinem  Sitz,  in  München-Gladbach, 
eine  Agitationsschule,  wie  auch  Wanderkurse  eingerichtet  hat.  Ausserdem 
werden  auch  von  den  katholischen  Arbeitervereinen  und  christlichen  Gewerk- 
schaften, namentlich  In  grösseren  Städten,  solche  Kurse  arrangiert 
DIE  Kurse  des  Volksifereins  für  das  katkoUsche  DeutschUtnd  werden  in  der 
Hauptsache  für  Arbeiter  veranstaltet,  die  von  den  katholischen  Arbeitervereinen 
als  besonders  befähigt  und  zur  Ausbildung  geeignet  ihnen  überwiesen  werden. 
Ausserdem  ist  die  Teilnahme,  wie  es  da  heisst,  den  ^hochwürdigen  Herren 
Präsides  tmd  anderen  GeistUdien  und  Laiene  gestattet.  Eni  solcher  Kursus 
währt  gewöhnlich  10  Wochen  lang.  Als  Lehrkräfte  iungieren  die  zahlreidien 
Angestellten  des  Volksvereins  (Kaplänc).  die  die  München-Gladbacher  Zen- 
tralstelle dieses  Vereins  bilden,  und  die  sich  da  vornehmlich  mit  Sozialisten- 
vemichtung  beschäftigen.  Gebühren  für  Teilnahme  am  Kursus  werden  nicht  er- 
hoben. Die  Ausgaben  für  Belustigung  und  Logis  belaufen  sich  für  die  Arbdter 
auf  monatlich  60  bis  70  Marl^  so  dass  wohl  nur  sddie  Arbeiter  an  diesen 
Kursen  teilnehmen  können,  die  von  katholisdien  ArlKitcrverdnen  unterstntzt 
werden.  Die  meisten  katholischen  Arbeitervereine  haben  übrigens  zur  besseren 
und  systematischen  Ausbildung  von  Arbeitern  in  München-Gladbach,  also  zur 
Heranziehung  von  katholischen  Arbeiteragitatoren,  besondere  Fonds  gegründet, 
zu  Ehren  des  Arbeiterpapstes,  Leos  XIIL,  Leofonds  genannt  In  der  Einladung 
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za  jenem  Kursus  wird  auidröcklich  gesagt :  9Nur  solche  Arbeiter  und  Gesellen 
mögen  sich  zur  Teilnahme  am  Rursos  melden,  die  bereits  praktische  Erfahrun- 
gen in  der  Arbeiterbewegung  gesammelt  haben,  die  ferner  eine  gute  Schul- 
bildung besitzen,  orthographisch  richtig'  und  in  gewandtem  Stile  schreiben 
können  und  dazu  auch  eine  natürliche  Redegabe  (nicht  Wortschwall)  besitzen.« 
Das  Lehrprogramm  dieser  Unterrichtskorse  ist  sdir  vielgestaltig  und  omlaog- 
reicli.  Ea  zerfiUt  zunächst  in  zwei  Haupttejle:  einen  volkswirtschaftlichen 
(Bestimmungen  und  Durchführung  der  Arbeitergesetzgebung,  aktuelle  Fragen 
der  Arl)eiterbewcgimg.  praktische  (M)ungen)  und  einen  apologetischen  (über 
die  Grundwahrheiten  des  Chrivtentutns,  wobei  die  tlandläuhgen  Einwendungen 
der  Sozialdemokratie  widerl^  werden«  sollen).  Auf  diese  Kurse  legt  man 
grossen  Wert.  Dem  letzten  ist  sogar  ^e  hohe  Ehre  eines  Besuches  des  Cölner 
Erzbischofs,  des  Kardinals  Dr.  Fischer,  zu  teil  geworden.  Die  meisten  christ- 
lichen Gewerkschaftsführer  sind  durch  diese  Gladbacher  Agitaiionsschule 
hindurchgegangen.  Ihr  Auftreten  verrät  das  auch  nur  zu  deutlich.  Ihre  ganze 
Agitation  ist  auf  das  Gladbacher  System  zugeschnitten,  ihre  Vorträge  smd  zu- 
meist einer  M aterialsammhing  entnommen,  die  v<m  der  2!entralstelle  des  Volks- 
Vereins  herausgegeben  wird.  Ausser  diesen  Kursen  werden  noch,  wie  schon 
gesagt,  von  den  grösseren  katholischen  Arbeitervereinen  und  christlichen  Ge- 
werkschaften lokale  L'ntcrrichtskurse  arrangiert,  in  denen  strebsame  Ar- 
beiter  und  zukünftige  Arbeiterführer,  für  die  Gladbacher  koke  Sehide  gewisser- 
massen  zurechtgedrillt  werden.  Anaki^  diesen  Unterrichtskursen  der  Clad- 
bacher  Richtung  der  christlichen  Bewegung  sind  die  der  Berliner  Richtung, 
die  katholische  Gewerkschaften  kultiviert;  doch  bevorzugen  diese  Wander- 
kurse, die  sie  zumeist  mit  einwöchentlicher  Dauer  abhalten. 
AUCH  der  Gesamtverband  evangelischer  Arbeitervereine  veranstaltet  neuer- 
digns  solche  Ans^fUdungshwru,  die  ausser  Arbeitern  in  gewissen  Ausnahme- 
föllen  auch  Angehörigen  anderer  Benifsschichten  zugänglich  sein  sollen.  Der 
zweite  dieser  Kurse  findet  Vom  i.  bis  27.  Mai  dieses  Jahres  in  Frankfurt  am 
Main  statt.  Trotz  der  sehr  viel  kürzeren  Dauer  dieses  Kursus  ist  das  Pro- 
gramm nicht  weniger  umfangreich,  als  das  der  Gladbacher.  Es  enthält  nicht 
weniger,  als  18  Lehrstoffe,  darunter  Geschichie  des  SoMialismus  mit  'Er* 
läuterungen  der  volkswirtschaftlichen  Grundbegriffe,  Arbeit  erschuf s  und  Gc- 
7cerbchy}^iene,  Die  sociale  Frage  in  der  Kircherigeschichte.  Kommtnuüe  Sozial- 
politik, Genossenschaf tsxi'csrn,  Politische  Gr>undb€gritfe,  Cluristlichc  und 
materialistische  Weltansch a u u ng. 

DER  Vollständigkeit  halber  sei  auch  der  Unterrichtskursos  erwähnt,  der  seitens 
der  Hirsch-Dunckersdien  Gewerkvereine  vom  27.  Dezember  1904  Us  5.  Januar 

dieses  Jahres  zum  ersten  Male  in  Düsseldorf  abgehalten  wurde.  Das  Pro- 
gramm umfasste  zt-hii  V'orträge  über  \'olkswirtschaftslehre,  Arl)eiterbcwegung 
Arbeiterschutzgesetzgebung  und  .\rbeiter Versicherung.  Die  ieilnehmer,  im 
ganzen  60,  wurden  zum  Teil  durch  ihre  Organisationen  finanziell  unterstützt. 
SO  viel  über  die  gegnerischen  Einrichtungen  auf  dem  Gebiet  der  gewerkschaft» 
liehen  Weiterbildung.  Zur  Lösung  dieses  Problems  für  unsere  Gewerkschaften 
sind  nun  zwei  Vorschläge  von  Bedeutung  gemacht  worden. 
ZUNÄCHST  das  Projekt  R  ü  hie,  das  in  der  Hauptsache  unter  den  Arbeitern 
die  Kenntnis  der  deutschen  Sprache  fördern  will.  Das  soll  zunächst  errddit 
werden  durch  Unterrichtsbriefe,  deren  Stoff  dem  Gedankenkreis  und  Organi- 
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sationsleben  der  Arbeiterklasse  entnommen  werden  soll,  um  so  die  Teilnehmer 

7.um  SclbstsUidium  anzuregen.  Eine  Zentrale  soll  dann  die  Durchsicht  und 
Korrektur  der  schriftlichen  Arbeiten  der  Teilnehmer  vornehmen.  Die  Gewerk- 
schaftskartelle sollen  die  Teilnahme  an  diesem  Volksunterricht  propagieren, 
die  örtlidieii  Gewerkschaftsfilialeti  können  durch  einen  Gesamtbeitrair  für  ihre 
Mitglieder  das  Recht  der  Teilnahme  erwirken.  Ausserdem  schien  Wander- 
lehrer angestellt  werden,  die  von  Ort  zu  Ort  kurze  Kurse  abhalten.  Das  Projekt 
Rühle  will  also  ausschliessHch  der  Erteilung  und  Vermittelung  von  Elementar- 
unterricht dienen. 

ANDERS  das  Projekt  S^assenbach,  das  in  Berlin,  dem  Sitze  der  General' 

koiinnissioti,  umfassende  Unterrichtskurse  eingeführt  wissen  will,  wie  die  in 
München-Gladbach.  Die  Kurse  sollen  je  4  Wochen  dauern.  Während  der 
selben  sollen  an  jedem  Werktage  5  V'orlt  suii^'cn  von  je  %  Stunden  abgehalten 
werden.  Ausserdem  täglich  2  Diskussionsstunden,  in  denen  unter  Leitung 
des  betreffenden  Lehrers  einer  der  bdiandditen  Ldirgegenstände  besprochen 
werden  soll.  Zur  Teilnahme  berechtigt  sollen  in  erster  Linie  die  besoldeten 
Gewerkschaftsbeamten  und  Arbeitersekretäre  sein,  in  zweiter  Linie  diejenigen, 
die  von  einer  <  )rganisation  auf  Organisationskoslen  entsandt  werden.  Sollte 
dann  noch  Platz  vorhanden  sein,  so  soll  auch  anderen  Gewerkschaftsmitgliedern 
die  Teilnahme  gestattet  werden.  Die  Ausgabe  für  Schule  und  Lehrkräfte  soll 
die  Gcneralkommission  bestreiten.  Die  Aufenthaltskosten  der  Schüler  sind,  so- 
weit sie  nicht  selbst  getragen  werden,  von  den  Organisationen  zu  zahlen,  die 
Schüler  entsandten.  Für  den  ersten  Kursus  schlägt  Sassenbach  \'orträgc  vor 
über  I.  Theorie  und  Geschichte  der  deutschen  Gewerkschaftsbewegung  (ins- 
gesamt 12  Stunden),  2.  die  gegnerischen  Gewerksdiaften  in  Deutachland 
(4  Stunden),  3.  die  Gewerkschaftsbewegung  im  Ausland  (4  Stunden),  4.  die 
Versicherungsgesetzgebung  (16  Stimden),  5.  die  Arbeiterschutzbestimmungen 
(16  Stunden),  6.  die  Gewerbeordnung  (12  Stunden),  7.  die  Tätigkeit  der 
Arbeitersckrctariatc,  mit  praktischen  Übungen,  (12  Stunden).  8.  National- 
ökonomie (12  Stunden),  9.  Kartelle  und  Untemefamervereinigungen  (8  Stun- 
den), 10.  Vorbedingungen  der  Statistik  (8  Stunden)  und  11.  neue  Literatur 
(12  Stunden).  Die  spätere  Abfassung  des  Lehrplanes  für  die  abzuhaltenden 
weiteren  Kurse  könnte  nach  den  beim  ersten  gemachten  Erfahrungen  erfolgen, 
ebenfalls  sei  dann  erst  über  eine  eventuelle  Begrenzung  der  Zahl  der  Teil- 
nehmer zu  entsdieiden.  Jedenfalls  sei  aber  daran  festzuhalten,  dass  nur  sokhe 
Gegenstände  in  den  Lehrplan  aufgenommen  werden,  die  in  dirdcter  Beziehung 
zur  Arbeiterbewegung  stehen. 

BEIDE  X'orschläge.  sowohl  der  Rühles,  wie  der  Sassenbachs,  treffen  meines 

Erachtens  nicht  das  Richtige, 

ES  kann  nidit  Aufgabe  der  gewerkschaftlichen  Weiterbildung  sein,  sich  in  der 
Erteilung  von  Elementarunterricht  zu  erschöpfen.  Diesen  Teil  der  Wdter- 
bildung  der  Arbeiterschaft  sollte  man  nach  wie  vor  den  örtlichen  Bildungs- 
vereinen überlassen.  Man  kann  allerdings  lebhaft  wünschen,  dass  derartige 
Einrichtungen  —  wie  beispielsweise  auch  die  Berliner  Arbcitcrbildungsschule  — 
von  den  Gewerksdiaften  und  von  den  Gewerkschaftskartellen  mdir,  als  bisher, 
auch  materiell,  unterstützt,  eventuell  da,  wo  sie  noch  nicht  bestehen,  mit  Hilfe 
der  Gewerkschaftskartelle  geschaffen  werden.  Dem  Verlangen  nach  gewerk- 
schaftlichen Unterrichtskursen  ist  aber  mit  der  Schaffung  solcher  Elementar- 
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bildiu^isstatteii  lange  nicht  Gen^e  gesdiehen.  Da  kommt  der  Sassenbachsche 
Vorschlag  dem  sich  in  den  Gewerkscfiaften  geltend  machenden  Bedürfnis  nach 

gewerkschaftlicher  Weiterbildung  schon  mehr  entgegen.  Indes,  Cr  erinnert  zu 
sehr  an  das  Gladbacher  Vorbild,  als  dass  wir  damit  zufrieden  sein  könnten. 
Im  Gnmde  genommen,  sollten  uns  doch  gerade  die  Erfolge,  die  man  in  MQnchen- 
Gladbadi  erzielt  hat,  dazu  bestimmen,  andere,  als  die  dort  vorgezeichneten,  Wege 
dnziisdilagen.  Ich  ttosse  mich  natürlich  nicht  an  dem  Sassenbachschen  Vor- 
tragsprogramm wegen  seiner  Tendens.  Denn  darüber  bin  ich  nicht  im  Zweifel, 
dass  wir  einen  weit  besseren,  gediegeneren  Unterricht  bieten  können,  als  das 
den  Gladbacber  Zentrumsmännem  mißlich  ist  Aber  das  Vortragsprogramm, 
wie  es  Sasaenbach  vorschlagt,  scheint  mir  vie(  zu  umfangreich..  Das 
kann  dodb  nicht  Aufgabe  solcher  Unterrichtskurse  sein,  die  für  die  Gewerk- 
schaften auszubildenden  Teilnehmer  gewissermassen  im  Geschwindschritt  mit 
dem  ganzen  Wissen  des  Jalirhundcrts  versehen  zu  wollen.  Meiner  Ansicht  nach 
wären  von  dem  Sassenbachschen  Programm  von  vornherein  die  Punkte  4  bis  11 
zn  streichen.  Aufgabe  dieser  Unterriditskurse  kann  es  wiridich  nur  sein,  die 
zu  unterrichtenden  Personen  mit  dem  Wesen  der  Gewerkschaften,  mit 
ihrer  Theorie  und  Praxis  vertraut  zu  machen.  Je  mehr  wir  uns  bei  der  Aus- 
bildung der  gewerkschaftlichen  Kräfte  auf  dieses  Gebiet  beschränken,  um  so 
grösser  dürften  die  Erfolge  sein.  Die  Ergebnisse  der  Gladbacher  Agi- 
tationssdiule  sollten  uns,  wie  gesagt,  vor  ähnlichen  Experimenten  wannen. 
Der  Drill  lässt  dort  wirklich  nichts  zu  wünschen  übrig,  das  beweisen  nur  ztt 
sehr  die  Zöglinge  dieser  Schule,  die  alle  nach  Schema  F  auf  die  Sophismen 
der  Sozialistenvernichter  abgerichtet  sind.  Ks  ist  ja  zuziiä:^(.lH-n,  dass  es  auch 
unter  den  christlichen  Führern  hervorragend  tüchtige  Manner  gibt;  die  ver- 
danken ihre  Tüchtigkeit  aber  wdM  kaum  der  Gladbacher  Schule,  die  wären 
auch  ohne  diese  ihren  Weg  gq;angcn. 

JE  einfacher  der  Plan  ist,  um  so  leichter  lässt  sieht  die  Sache  durchführen,  um 
so  erfolgversprechender  ist  sie  auch.  Nach  meiner  Ansicht  ist  es  deshalb  das 
zweckmässigste,  der  Gewcrkschaftskongress  verpflichtet  die  örtlichen  Gewerk- 
sdiaftskartdle  zu  tatkräftigerer  Unterstützung  der  örtlidien  Arbeiterbildtuigs- 
verdne,  und  er  beauftragt  weiter  die  GeneraUtommissim»  in  aller  Fonn,  für 
Gewerkschaftsbeamte  und  solche,  die  es  werden  wollen  und  werden  sollen, 
Kurse  einzurichten,  die  ausschliesslich  dem  Unterricht  über  Theorie  und 
Praxis  der  Gewerkschaftsbewegung  dienen. 
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X  gewissen  Perioden  menschlichen  Fortschritts  treten  stets  Ersdiei» 
nungcn  auf,  die  auch  diejenigen,  die  mit  ihrem  Sein  und  Denken 
in  dem  Kampf  um  höhere  Gesellschaftsformen  aufgehen,  zeitweilig 
als  Gegner  jenes  Fortschrittes  erscheinen  lassen.  So  ist  die  Tatsache 
nicht  abzuleugnen,  dass  auch  Sozialdemokraten,  trotz  program* 
matischer  Bestimmungen  und  theoretischer  Lehren  über  die  Gleichberechtigung 
der  Frauen,  leider  nur  zu  oft  zu  Darlq;ungen  kommen,  die  sie  anscheinend  zu 
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G^ern  der  Gleichbereditigung  der  Geschlechter  im  wirtschaftlichen  und 

politischen  Leben  machen.  Das  Wrhalten  weiter  Kreise  von  Anhängern  der 
sozialdemokratischen  Partei  —  über  deren  theoretische  Anschauung  in  Sachen 
des  gleichen  Rechtes  für  Mann  und  Weib  kein  Zweifel  bestehen  kann  —  bei 
dem  leisesten  Versuch  der  praktischen  Durchführung  dieses  Grundsatzes,  auch 
innerhalb  der  bescheidenen  Grenzen,  in  denen  dies  heute  mfiglidi  ist,  zeigt  ans 
die  gleiche  Ruckständigkeit,  wie  sie  eigentlich  sonst  nur  bei  realcHonir  Emp- 
findenden anzutreflTen  sein  dürfte. 

EIN  derartig  Rückständiger  aus  dem  eigenen  Lager,  Genosse  Edmund  Fischer, 
bietet  uns  durch  seine  Ausführungen  in  dieser  2Mtschrift  die  willkommene 
Gelegenheit,  auch  einmal  die  Ansicht  der  proletarischen  Fran  über 

die  Emanzipationsbestrebungen  des  weiblichen  Geschlechts  zum  Ausdruck  tu 
bringen.    Noch  immer  plagt  nämlich  manche  Gcnuitcr  der  Zweifel,  ob  es  zu- 
lässig sei,  dass  auch  die  verheiratete  Frau  Bcrufsarljeit  leiste,  oder  ob  es  nicht 
im  Interesse  der  Gesamtheit  geboten  sei,  diese  Möglichkeit  so  viel  als  möglich 
einzuschränken,  gerade  so  wie  die  Kinderarbeit,  und  die  Frau  und  Matter  ledig- 
lich auf  ihren  Natttrbcruf  zu  verweisen.    Bei  diesen,  scheinbar  dem  Interesse 
für  das  Fortbestehen  der  heiitigcii   Familien  form  sich  crs^ebcndcn  Bedenke 
treten  dem  Unbefangenen  sofort  verschiedene  Widersprüche  entgegen. 
ZUVÖRDERST  iät  doch  die  verheiratete  Frau  ein  erwachsener  und,  allen 
antiquierten,  sie  rechtlos  machenden  Gesetzen  zum  Trotz,  sdbständiger  Mensch, 
dem  man  es  überlassen  sollte,  in  eigener  Sache  selbst  Ztt  urteilen.    Dann  sind 
Frauenberufsarbeit  und  Kinderarbeit  zwei  an  sich  so  verschiedenartige  Dinge, 
dass  ein  denkender,  vorgeschrittener  Mensch  keine  Parallele  zwischen  beiden 
ziehen  sollte.   Die  Kinderarbeit  ist  durch  gesetzliche  Verbote  unbedingt  auszu- 
merzen; sie  ist  nicht  nur  eines  jener  vielen  Übel  unserer  kapitalistisdien  Ge- 
sellschaft, sondern  sie  ist  dne  Barbarei  an  sich  und  ein  Hindernis  und  Hemmnis 
für  die  Regelung  der  Arbeitsbedingungen  im  Interesse  der  Arbeiter.    Die  Be- 
rufstätigkeit   der  Frauen    ist  jedoch    eine    wirtschaftlich    notwendige  \'orbe- 
dingung  für  deren  persönliche  Selbständigkeit,  deren  volle  Menschwerdung. 
MAN  erhebt  nun  den  Einwand,  dass  aodi  nnr  die  Berufsarbeit  der  verhei- 
rateten Frau  als  Missstand  anzusehen  sei,  weil  diese  die  Hausfrau  und 
Abitter  der  Familie  entziehe  und  allmählich  zur  Auflösung  der  Familie  führen 
müsse.   Und  nur  die  äusserste  Not,  ein  zu  geringer  Erwerb  des  Mannes,  könne 
als  Entschuldigung  für  die  Erwerbsarbeit  der  Frau  dienen ;  das  Ziel  aller 
Sozialdemokraten  müsse  sein,  die  Frau  der  Familie  wiederzugeben.    Es  wäre 
demnach  die  Frage  aufzuwerfen:  Ist  die  Fran  bei  den  heutigen  Lebens-  und 
Arbeitsbedingtmgen,  durch  Aufgabe  jeder  Berufsarbeit  und  mit  Aufopferung 
aller  ihrer  geistigen  und  körperlichen  Kräfte  nur  für  den  Haushalt,  in  der 
Lage,  ein  ideales  Familienleben  herzustellen?    Ich  sage:   Nein,  denn  Vor- 
bedingimg  dafür  ist  nicht  nur  das  Schalten  und  Walten  der  Frau  im  Hause,  son- 
dern das  Zusammenwirken  aller  Kräfte,  vor  allem  auch  des  Mannes,  gm  «pe* 
2iell  bei  der  Erziehung  der  Kinder.    Hierbei  empfindet  gerade  die  Frau  des 
Arbeiters  so  häufig  die  zu  lange  Abwesenheit  des  Mannes  vom  Hause  als  einen 
(  beistand,  durch  den  die  gemeinsame  Beratung  über  wichtige  Erziehungsfragen 
und  ähnliches  zur  Unmöglichkeit  wird. 

WER  da  behauptet,  dass  innerhalb  der  Arbeiterinnenbewegung  der  Emansi» 
pationsgedanke  nicht  lebendig  sei  oder  doch  nicht  vorherrsche,  der  hat  sich 
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noch  nicht  klar  gemacht,  welche  Umstände  es  waren,  die  die  Bewegung  über- 
haupt hervorriefen.  Nichts  anderes  war  es,  als  der  lebhafte  Wunsch  der  Arbei- 
terinnen, zur  wirtschaftlichen  Unabhängigkeit  und  politischen  Gleichberechti- 
gung zu  gelangen.  Niemand  bemisst  heute  den  Wert  der  Hausfrauenarbeit  für 
den  Einxelbaushalt  so  hoch,  wie  den  auch  der  einfachsten  und  schlechtestbesahl- 
ten  Berufsarbeit.  Das  ist  sicher  einer  der  Faktoren,  welche  die  Frauen  mehr 
und  mehr  veranlasst,  sich  neben  der  Hausarbeit  nach  Erwerbsarbeit  umzusehen. 
Dem  Manne  aller  SchiclUcn  dünkt  in  der  Regel  diese  eintönige,  sich  täglich 
wiederholende  Hau:>arbeit  unnütz  und  auch  wohl  ein  wenig  verächtlich:  Was 
habt  ihr  Frauen  denn  auch  gross  zu  arbeiten?  Das  ist  die  landläufige  Antwort 
des  Mannes  auf  die  Klage  der  durdi  Hausarbeit  übermüdeten  Frau.  Und  welche 
Empörung  ruft  es  bei  ihm  hervor,  wird  ihm  einmal  eine  dieser  gering  ge- 
schätzten Arbeilen  zugemutet!  Es  sind  wirklich  nicht  die  schlechtesten  Ele- 
mente unter  den  proletarischen  Frauen,  denen  es  auf  die  Dauer  nicht  genügt, 
nur  das  gute  HausHerchen  zu  sein,  das  lediglich  dem  Wohlbehagen  des  Haus- 
genossen dienen  will,  ohne  selbst  einen  Anteil  an  hSheren,  grosseren  Aufgaben 
bei  dem  \'(>rwärtsstrcben  der  Menschheit  zu  haben. 

DIE  Mitarbeit  der  Frauen,  und  speziell  auch  der  verheirateter^  an  der  indu- 
striellen Entwickelung  Deutschlands  ist  bereits  ein  beträchtlicher,  die  Zahl  der 
erwa4:hsenen  arbeitenden  Frauen  ist  im  fortwährenden  Steigen  begriffen,  wie 
die  ofiFizidle  Statistik  für  das  Deutsche  Reidi  nachweist  1899  betrug  die  Zahl 
der  erwachsenen  Arbeiterinnen  501  021,  1900  522578.  1901  537  175,  1902  680900. 
Und  wer  noch  daran  zweifeln  wollte,  dass  unter  diesen  erwachsenen  Arbeiterin- 
nen der  Prozentsatz  der  Verheirateten  ebenfalls  stetig  ansteigt,  der  brauchte 
nur  in  einem  einzigen  Textilaribeiterbezirk  Umschau  zu  halten,  um  sich  von 
dieser  Tatsache  zu  äberzeugen.  Im  Geraer  Bezirk  sind  40  %  der  Arbeiterinnen 
verheiratet.  Einem  Volksvertreter  eines  industriellen  Kreises  Sind  diese  Dinge 
schwerlich  fremd.  Zur  Genüge  bekannt  ist  aber  auch,  dass  ganze  Industrie- 
zweige auf  die  leichte  Hand  und  die  Fingerfertigkeit  der  Frauen  angcv.-icsen 
sind,  dass  diese  bei  einer  ganzen  Anzahl  industrieller  Arbeiten  uucntbchrtich 
geworden  sind  tmd  die  weitere  Entwicklung  dieser  Gewerbe  direkt  gdiemmt 
würde,  sollten  gerade  die  geübtesten,  die  älteren  Arbeiterinnen  keine  Berufs- 
arbeit mehr  leisten  dürfen.  Wie  bei  so  eklatanten  Beweiser  noch  jemand 
mit  der  Behauptung  kommen  kann,  es  ginge  die  Entwickelung  der  Frauen- 
arbeit nicht  vorwärts,  sondern  zurück  in  den  häuslichen  Schmollwinkel,  das  ist 
schwer  zu  bq;reifen. 

WIE  nun  richten  sich  die  40  %  der  Geraer  tmd  ein  Teil  der  Lausitzer  .\rbei- 
terinnen  ein,  deren  erste  .Aufgabe  es  ist,  ihre  Berufsarbeit  zu  tun?  Es  sind 
bekanntlich  gerade  unter  den  Textilarbeitern  nicht  immer  und  überall  die  Arbei- 
terinnen, welche  die  niedrigsten  Löhne  erhalten;  sondern  hei  bestimmte«)  Ar- 
beiten stellt  sich  das  Verhältnis  so,  dass  der  Mann  8  bis  I3,  die  Frau  dagegen 
12  bis  18  Mark  verdient.  Hieraus  ergibt  sich  von  selbst  tlic  Erklärimg  dafür» 
dass  die  Frau,  die  besser  entlohnte,  ihre  Arbeit  auch  nach  der  Verheiratung 
beibehält.  Eine  Anzahl  dieser  Verheirateten  tut  sich  zusammen,  für  die  <Iann 
ein  älteres  Ehepaar  das  Essen  bereitet  und  wohl  auch  die  nötigen  Autraumc- 
arforiten  im  Heim  der  jungen  Leute  besorgt.  Und  ebenso  werden  dann  älteien 
l'rauen,  die  ihren  Erwerb  in  der  Fabrik  nicht  mehr  finden  kchmen,  die  Kinder 
zur  Pflege  übergd>en.  Alle  Teile  stehen  sich  leidlidi  gut  bei  dieser,  allerdings 
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sdir  anvonkommenen  Form  eines  genossenschaftlichen  Haushalts,  der  nur  eintt 
verständigen  Aushaues  liedürfte»  um  zu  erweisen,  dass  die  hanswirtsdiaftlidie 

Genossenschaft  kein  »utopistischer  Traum«  ist,  »der  an  der  psychologische» 
Beschaffenheit  des  Menschen  .  .  .  allezeit  scheitern  wird«.  Es  zeigen  diese 
Dinge  aber  auch,  dass  die  heutige  Familie  durchaus  nicht  den  Einzelhausbalt 
hedii^  ^derlcgt  ist  damit  auch  jene  Behauptung,  es  zögen  neun  Zehntel 
aller  Frauen  die  Knechtsdiaft  des  Hauses  der  Berufsarbeit  vor.  Sie  wählen 
jene  Arbeit,  welche  am  höchsten  bewertet  wird,  das  ist  in  den  meisten  Fälktt 
die  Berufsarbeit,  und  sie  entgehen  bei  dieser  Wahl  jener  Qual,  jener  doppelten 
und  dreifachen  Arbeitslast,  welche  die  im  eigenen  Heim,  in  der  Hausindustrie 
arbeitende  Prau  zu  tragen  hat 

HIER  sind  wir  hei  dem  Kern  der  Sadie  angelangt:  Was  erstrebt  werden  soU 

und  muss,  ist  die  Befrei  ungder  Proletarierin  von  der  Über- 
arbeit. Die  Frau  der  "Zukunft  wird  sich  einen  Beruf  wählen,  und  zwar 
g^anz  nach  ihren  Fähigkeiten  und  Ntiguiig;en,  sie  wird  entweder  Berufs- 
arbeiterin oder  Kindererzieherin  oder  iiaushälterin  sein,  nicht  aber  alles 
zugleich  sein  müssen,  wie  die  heutige  Proletarierfrau.  Nur  hierin,  in  der 
drdfadien  Arbeitslast,  liegt  die  Schwierigkeit,  die  heute  den  meisten  Menschen 
so  unübcrwindhch  scheint.  Wie  aber  die  heutige  Hausfrau  nicht  mehr,  gleich 
unseren  (Jrossinüttern,  Hatisindustrielk-  für  den  ilaiishcdarf  zu  sein  braucht, 
■weil  die  Grossindustrie  alle  Bedarfsartikel  billiger  und  besser  liefert,  so  wird 
man  auch  allmählich  ertcennen  lernen,  dass  es  eine  Kräfte-  und  Materialver- 
geudung ist,  Einzelhaushaltc  zu  führen.  Die  untüchtigste  Hausfrau  wird  vid- 
leicht  auf  einem  anderen  Arbeitsgel)iöte  das  Reste  zu  leisten  vermögen. 
WER  da  meint,  es  werde,  wenn  die  Hausarbeit  berufliche  Regelung  erfahre, 
diese  doch  wieder  den  Frauen  zufallen,  der  übersieht,  dass,  soweit  sich  die 
Teilung  bereits  vollzogen  hat,  es  nicht  mehr  als  selbstverständlich  angesehen 
wird,  dass  wiederum  jede,  auch  die  schwerste  Hausarbeit,  wie  Waschen,  Plätten, 
Fensterputzen  u.  s.  w.,  den  Frauen  zufällt.  In  unseren  Grossstädten  werden  von 
den  Reinigtingsinstituten  ausschliesslich  M.inner  als  Fensterputzer  angestellt; 
ilie  W  aschcreinigung  entwickelt  sich  ebenfalls  zur  Berufsarbeit  welche  von 
Männern  geleistet  wird,  soweit  sie  Fabrikarbeit  mit  Maschinenbetrid>  ist  In 
Amerika  aber  wird  der  Plättereiberuf  vorwi^;end  von  Männern  ausgeübt  Diese 
Dinge  haben  sich  gnnz  allmählich  so  entwickelt;  es  haben  bisher  auch  die 
ärgsteti  Eigcnbausbaltsfanalikcr  sich  nicht  dagegen  gewandt,  dass  der  Wasch- 
meister das  Reinigen  der  Wäsche  an  Stelle  der  Hausfrau  überwacht.  Und  auch  . 
bei  der  Fensterreinigung  hat  bisher  niemand  die  hausfrauliche  Hand  vermisst 
So  wird  sicher  allmählich  auch  die  Einbildung  verschwinden,  dass  unter  allen 
Umständen  der  eigene  Herd  Goldes  wert  seL  Denn,  ob  jene  intelligente  Textil- 
arbeiterin, welche  mit  ihrer  Berufsarbeit  um  ein  Drittel  mehr,  als  der  Mann, 
erwirbt,  auch  eine  gleich  tüchtige  und  so  sparsame  Hausfrau  sein  würde,  die 
mit  der  alleinigen  Einnahme  des  Mannes  von  S  bis  12  Mark  im  stände  sein 
würde,  der  Familie  ein  angenehmes  Heim  zu  bereiten,  ein  gutes  kräftq;es  Essen 
herzustellen,  das  darf  wohl  mit  Recht  angezweifelt  werden;  bei  so  geringer 
Einnahme  ist  auch  ein  Spargenie  ausser  stände,  rirosQcs  rw  leisten. 
DER  oben  zitierte  Genosse  Fischer  glaubt  einen  Haupttrunipf  auszuspielen, 
wenn  er  ausführt:  sobald  man  am  Tage  nach  der  sozialen  Revolution  den  Ar- 
heitslohn  auf  das  Doppelte  und  Dreifache  erhöhen  wurde,  »geht  keine  ver- 
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heiratete  Frau  mehr  in  die  Fabrik  oder  ist  sonst  beruflich  tatig«. ^)  Mit  V'er- 
laob:  werden  die  Arbcitsldhiie  eriiSht,  so  werden  sie  es  doch  för  alle  Ar« 
beiter,  mitfiin  auch  für  die  wetbttchent   Dann  abei^  ist  der  Schlnss  doch  zu 

nahe  Hegend,  dass  der  weitaus  grösste  Teil  der  Frauen  sich  nicht  danach  sehnen 
dürfte,  H  a  u  s  s  k  1  a  V  i  n  im  heutigen  Sinne  2U  wcrdcr,  ganz  abgesehen 
davon,  dass  die  wirtschaftliche  und  industrielle  Entwickeiung  bis  dahin  so 
weit  fortgeschritten  ist,  dass  kaum  etwas  von  der  alten,  heut  gewohnten  Art  der 
Wirtschaftsffihrung  übrig  geblid)en  sein  dürfte,  es  sei  denn,  dass  einzelne 
Sonderlinge,  vom  Geschmack  des  Genossen  Fischer,  sich  ein^nnen,  umgeben 
von  den  Überbleibseln  einer  vergangenen  Zeit. 

OB  die  heutige  Form  der  Familie  —  die  nach  Fischer  die  einzige  ist,  welche 
der  Natur  des  Menschen  entspricht  —  bei  diesen  grundlegenden  Umwandlungs- 
prozessen bestehen  bleiben  wird,  das  können  wir  getrost  der  Zukunft  überlassen; 
die  Form  ist  doch  lediglich  eine  Folge  der  geseUschafUichai  Entwickeiung, 
und  gerade  wir  Sozialdemokraten  hatten  bisher  immer  die  mehr  und  mehr  her- 
vortretenden Mängel  dieser  Form,  die  oft  genug  ohne  jeden  Inhalt  ist,  als 
unzeitgemäss  scharf  kritisiert.  Weim  Fischer  als  Beweis  für  seine  Theoris 
über  die  heutige  Eheform  auch  Stuart  Mill  anzidit,  so  sdidnt  er  gerade  den 
Ausspruch  Mills  übersehen  zu  haben,  der  da  lautet:  »Die  Ehe  ist  die  einzige 
wirkliche  Lcibeigenscliafl.  welche  das  Gesetz  kennt.« 

ZWKIl'FLLOS  ist  trotzdem  heute  die  Anzahl  jener  Frauen  nicht  gering, 
welche  den  Fortbestand  dieser  Art  Leibeigenschaft  als  den  eituig  richtigen 
und  normalen  Zustand  ansehen.  Naturen,  die,  wenn  auch  nicht  denkunfähig, 
so  doch  denkfaul  sind  und  das  Dienen  der  persönlichen  Freiheit  vorziehen, 
weil  letztere  Setlbatändigkcit  de'-  Ilamichis  und  Denkens  von  ihnen  erfordert, 
wird  es  immer  gehen.  Am  wenigsten  wird  man  solchen  im  Proletariat  be- 
gegnen, bei  der  eigentlichen  Arbeiterin.  Die  Mehrzahl  von  ihnen  ist  durch  die 
eigene  Arbeit  an  wirtschaftliche  Selbständigkeit  von  Jugend  auf  gewöhnt,  und 
danun  empfinden  gerade  sie  die  wirtschaftliche  Abhängigkeit  vom  Manne 
sehr  schwer.  Und  weil  sie  diese  Abhängigkeit  schwer  empfinden,  sind  den 
Arbeiterinnen  l^Tian/ipationshi-strebimgen  nicht  gegen  die  xceiblichc  Natur, 
sondern  ein  natürliches  Bedürfnis,  ihre  Unabhängigkeit  zu  erkämpfen.  Nur 
die  guten,  aber  beschränkten  Hcmstierchen  unter  den  Frauen  sind  es,  die  ab- 
seits stehen  und  noch  immer  nicht  begreifen  können,  dass  es  auch  für  den 
weiblichen  Menschen  noch  andere  Lebensaufgaben  gibt,  als  Kindergebärerin 
und  Dienerin  des  Mannes  zu  sein. 

WAHRüND  unsere  Epoche  die  Sentimentalität  eines  vergangenen  Zeitalters 
mehr  imd  mehr  abstreift,  können  wir  beobaditen,  dass  diese  an  einer  Stelle 
wieder  aufzutauchen  scheint:  bei  den  mütterlichen  Gefühlen.  Bei  Fischer 
finden  wir,  gerade  wie  bei  vielen  Schriftstellerinnen  unserer  Tage,  ein  mit  ge- 
wisse: Absichtliclikcit  wiederkehrendes  Hervorheben  des  Mutterlienifs,  der 
Aliitltrlichkcit ;  es  ist  dies  fast  zur  krankhaften  Manie  ausgeartet.  Selbst  einer 
so  klaren  ui^  entschlossenen  Denkerin,  wie  Oda  Olberg,  muss  man  wider- 
sprechen, wenn  sie  behauptet,  die  Entziehung  der  Kinder  eine  Verstümm- 
lung des  Weibes,  die  Pfl^  der  selben  ein  Lebensbedürfnis  der  Mutter.*)  Ich 

^  YorgL  Edmund  Fiicher:  Dit  Ffauenfrage  in  dieMuBaade  der SmBUMMathen MomatskeJU,  pa^.  365. 
^  VezgL  Od*  Olberg;  PoUmischts  übtr  Ftimtn^a^  tmd  Sosfattnmw  in  diesem  Bude  der  Sipeto- 
JUSbekm  Momakktjk,  pag.  304- 
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meine:  nicht  jeder  Mutter!  Mutter  Sein  hat  keineswegs  zur  Voraussetzung, 
dass  eme  Mutter  unter  allen  Umständen  besonderes  Verständnis  für  die  Kinder- 
seele habe  oder  natürliche  Talente,  das  nötige  Wissen  und  Können,  das  zur 
Kinderpflege  und  -erziehung  doch  in  weit  höherem  Masse  vorhanden  sein  muss> 
als  fär  irgend  einen  anderen  Beruf.  Idi  möchte  direkt  sagen :  die  meisten 
Mütter  haben  weder  das  eine,  noch  das  andere.  Sie  finden  sich  allmählich  in 
diese  Art  der  Pflichtcrfüllunp  hinein,  wie  in  eine  andere  Aufgal)e  der  Haus- 
frau, die  sie  als  solche  7u  erfüllen  haben,  ohne  darauf  im  geringsten 
vorbereitet  au  sein.  Und  nicht  jede  Mutter  sieht  ntU  Herseleid 
die  Kinder  ihrer  Pflege  entwadisen.  Der  besdiäftigten  Proletarierin  ist  es  eine 
Lasterleichterung,  die  sie  mit  Freude  erfüllt,  sieht  sie,  wie  mehr  und  mehr 
das  Kleine  ihrer  Pflege  entwächst,  indem  es  zu  laufen,  sich  selbst  zu  beschäf- 
tigen beginnt.  Der  vernünftigen  Arbeiterfrau  wird  es  kerne  Qual  sein,  ihr 
Kind  für  einige  Stunden  des  Tages,  ihre  Arbeitsstunden,  einem  gut  geleiteten 
Kindergarten  zur  Aufsicht  und  Pflege  anzuvertrauen.  Wer  sich  diese  Ein- 
richtungen genauer  angesehen  hat,  der  wird  nur  wünschen  können,  dass  man 
endlich  daran  gehen  möge,  nicht  nur  so  kleine  derartige  Institute  einzurichten, 
wie  die  bisher  durch  Privatwohltätigkeit  gescbafrencn,  welche  nur  einige 
Dutzend  Pfleglinge  aufzunehmen  vermögen,  sondern  dass  Staat  und  Gemeinde 
sich  vereinigen  und  im  allgemeinen  Interesse  für  ausreichende  St&tten  sorgen, 
in  denen  die  Kinder  aller  Mütter  weit  besser  und  richtiger  gehegt  und  gepflegt 
werden,  als  im  eigenen  Heim.  Die  Mutter,  welche  clem  Broterwerb  nachgebt, 
hat  keine  Zeit,  sich  um  die  Pflege  und  Krziebung  des  Kindes  zu  kümmern,  die 
körperliche  Versorgung  ist  alles,  was  sie  ihm  angcdeihen  lassen  kann.  Und 
die  Mutter  in  den  besitzenden  Klassen  iiberlässt  ihre  Kinder  und  deren  Pfl^c 
ihren  Dienstboten,  die  gerade  so  wenig  geschult  dafür  sind,  wie  die  Mutter 
selbst!  Warum  aber  eine  Freundin  wler  Nachbarin  zuverlässiger  bei  der  Be- 
aufsichtigung sein  sollte,  als  die  gewissenhafte  und  gescbuhc  Kinderpflegerin, 
ist  nicht  einzusehen.  Bei  der  Kindergärtnerm  darf  man  doch  voraussetzen,  dass 
sie  ihren  Beruf  wählte  g«rade  aus  Liebe  zu  den  Kindern.  Aber  auch  die  Un- 
kosten, wenigstens  den  grSssten  Teil  derselben,  tragen  die  Kinderpflegeinstitnte,. 
auch  diese  Einrichtung  ist  schon  heute  keine  Utopie  mehr. 

KIN  gewaltiger  Irrtum  liegt  in  der  Annahme,  das  erste  tmrl  höchste  in  der 
Natur  der  Frau  begründete  Lebensziel  sei  es,  Mutter  zu  sein,  der  Pflege  und 
Erziehung  der  Kinder  zu  leben.  Mutter  Sein  ist  so  wenig  ein  Lebensziel  wie 
Vater  Sein.  Der  Züricher  Arzt  Brubpacher  meint  mit  Recht:  »Stelle  man  sich 
einen  Mann  vor,  stündlich  dem  Fortpflanzungsgeschäft  sich  widmend,  in  seiner 
Gesamtheit  in  ihm  aufgehend!«'^)  Unnatürlich  und  lächerlich  zugleich.. 
Lebensziele  findet  auch  die  Frau  nur  auf  den  allgemeinen  Arbeitsgebieten  oder 
bei  Lösung  sozialer  Aufgaben,  die  im  Interesse  aller  liegen.  So  kann  lom 
Beispiel  die  Vervollkommnung  der  Pfl^  und  Erziehui^  des  Kindes  das  Lebens- 
ziel eines  Berufspädagogen  sein,  nidit  aber  das  aller  Frauen,  die  Mutter  wurden. 
MIT  der  Mutterschaft  tritt  eine  Verschiedenartigkeit  des  Geisteslebens,  der 
geistigen  Fähigkeiten  zwischen  beiden  Gcschleclitern  auf,  sagt  Fischer.  Er 
schreibt  diese  Verschiedenartigkeit  den  Störungen  zu,  welche  das  Geschlechts- 
leben im  Gefolge  habe.  Hier  ist  Fischer  zu  einem  Trugschluss  gekommen. 
Die  sonst  normale  und  gesunde  Frau  wird  durch  das  in  vernünftigen  Grenzeit 

i)  Vagi.  Fritt  Brvbpaclicr:  lOadentgtH  —  mul  Mm  Ende?  ftUadum  tqio^  f»§>^ 
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gehaltene  Geschlechtsleben  weder  geistig,  noch  körperlich  beeinträchtigt.  Immer 
lind  überall  wird  darauf  hingewiesen,  dass  dieses  für  die  normale  Entwickelung 
des  Weibes  sogar  eine  Notwendigkeit  ist,  also  nicht  verküminicrnd  wirken  kann. 
Ein  Einschlmnineni  des  Geisteslebens  muss  aber  aUmählich  eintfcten,  wenn 
die  Frau  nur  auf  die  einseitigste  Beschäftigung  verwiesen  bleibt,  auf  das  tag- 
liche Einerlei  des  Hauses,  ohne  dass  ihre  eine  geistige  Anregung  von  aussen 
wird.  Der  müde  von  der  Arbeit  heimkehrende  Mann  bringt  ihr  keine  Ab- 
wechslung, nur  neue  Arbeit;  auch  er  verlangt,  gepflegt  zu  werden,  von  der 
Mis^  des  Hauses  mag  er  nichts  wissen,  er  will  die  kurze  Ruhepause  gentessen 
können.  Iffit  den  kldnltchen  Tagessorgen  muss  die  Frau  sich  allein  abfinden, 
und  schliesslich  nehmen  diese  sie  so  ganz  in  Anspruch,  dass  von  geistigen  Inter- 
essen nichts  mehr  übrig  bleibt. 

DAMIT  diese  geistige  Öde  verhütet  werde,  bedarf  auch  die  F"rau  eines  Berufs, 
der  sie  unabhängig  macht  von  jeder  Art  der  Bevormundung.  Und  auch,  wenn 
sie  nur  die  Wahl  hätte,  täglidi  fünf  Stunden  an  «n«'  Spinnmaschine  stehm 
oder  im  engen  Heim,  das  vom  Kindergeschrei  erfüllt  ist,  bkiben  zu  müssen,  die 

meisten  wählten  das  erstcre  und  würden  diese  schwere  Arbeit  selbst  unter  den 
heutigen  ungünstigen  Arbeitsbedingungen  für  das  kleinere  Übel  halten.  Die 
Proletarierin  erstrebt  nicht  nur  ihre  Befreiung  aus  dem  Joch  des  Kapitalismus, 
sie  muss  gleichzeitig  kämpfen  für  eine  Befreiung  von  den  Familienlesseln : 
dahin  gehen  ihre  Emanzipationsbestrebui^gen.  Es  unterliegt  wohl  keinem 
2weifel,  dass  durch  die  immer  umfangreicher  werdende  Berufsarbeit  der  Frauen 
und  die  damit  verbundene  Sclbständigmachung  einer  grösseren  Zahl  von  Prole- 
tarierinnen sich  die  nämliche  Fortentwickelung  bei  dem  weiblichen  Geschlecht 
zeigen  wird,  wie  sie  bei  den  Männern  beobchtet  werden  kann;  die  aus  den 
patriarchalischen  Verhältnissen  der  Landwirtschaft  in  die  Städte  kommen  und 
dort  aus  willenlosen,  demütigen  Knechten  zu  selbstbewussten,  sich  seil  »st  ach- 
tenden Menschen  werden.  Al)er  wenn  man  auch  diese  Entwickelung  nicht  in 
dem  gleichen  Masse  gelten  lassen,  sondern  nur  von  dem  ausgehen  will,  was 
heute  schon  ist,  so  kann  man  ohne  weiteres  sagen,  dass  es  durchaus  wünschens- 
wert  und  durdiffihrbar  ist,  die  Frauen  aus  dem  engen  Kreis  der  Hausarbeit 
in  den  erweiterten  Kreis  der  Berufsarbeit  hineinzuziehen.  Schon  innerhalb  der 
bürgerlichen  Gesellschaft  könnte  hei  vernünftiger  Regelung  der  Hauswirt- 
schaft die  Arbeitskraft  auch  der  verheirateten  Frau  in  der  Industrie  Verwen- 
dung finden,  ohne  dass  dadurch  die  Natur  des  Weibes  beeinträchtigt,  die  Nei- 
gungen zum  Familienleben  unterdräckt  werden  müssten. 

ES  hiesse  daran  verzweifeln,  dass  der  Sozialismus  allen  Moischen  —  und  zu 
diesen  sind  doch  schliesslich  auch  die  I'Vauen  zu  zählen  —  sichere  und  bessere 
Daseinsbeding^ngen  geben  wird,  wollte  man  anders  denken.  Das,  was  heute 
in  Anfängen  sich  zeigt,  für  manchen  nicht  ein  Fortschritt  zu  sein  scheint,  wird 
in  erhöhter  und  veredelter  Form  im  sozialistisdien  Gemeinwesen  allgemeine 
Geltung  haben.  Völlige  ökonomische  Freiheit,  nicht  nur  für  einen,  und  zwar 
den  kleineren  Teil  des  MenschcngeschK  chN.  sondern  für  alle  .Menschen,  das 
soll  und  das  wird  der  Sozialismus  bringen.  Und  daher  niuss  der  Soziali.st  auch 
heute  schon  fordern,  dass  die  Frau  als  gleichberechtigt,  und  infolgedessen 
auch  gleichverpflichtet,  im  Dienste  der  sozialen  Gemeinschaft  an  dem  Platze 
Verwendung  findet,  an  den  ihre  Fähigkeiten  sie  weisen. 
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JOHANNES  SCHLAF -DIE  FELDARBEITER 

1XI£N  Feldweg  wandere  ich  entlang;  zwischen  weiten  Felderbreiten 
hin  in  den  Somroermorgeu  hinein,  die  freie  Natur  zu  gemessen. 
DIE  Sonne  ist  kaum  erst  aufgegangen  und  hat  mit  ihren  Strahlen 
das  Zwietidit  verdrängt.    Über  den  Gefilden  fangt  die  Lerche  an 
trillern ;  steigt  in  Idares  Blau  und  grossgetürmtes,  starres»  weiss- 

blitzendes  (iewölk  hinein. 

VOR  mir  her  aber  zieiit  auf  dem  staubigen  Weg  und  auf  dem  Graspfad,  der 
dicht  an  den  Feldern  auf  dem  hohen  Rand  eines  Grabens  hinläuft,  bereits  ein 
grosser  Trupp  von  Fddarbettem,  sich  an  ihr  Tagewerk  zu  bt^dien. 

SIE  erregen  mein  Interesse. 

IHRE  Gestalten  sind  angeglüht  von  dem  ersten  roten  Strahlengold  der  Früh- 
sonnc.  Wie  alles  ringsum:  der  Wegstaub,  die  Felder,  die  Kartoffel-  und 
Rübenäcker,  die  graulich  wogenden  Kornbreiten,  das  im  Morgenwind  flüsternde 
Laub  der  Kirschbaume,  mit  denen  der  Fddw^  au  beiden  Seiten  bestanden  ist, 
und  fem  drüben  auf  der  anderen  Wegseite  der  dunlrelgrune  Waldstrtch  des 
Horizontes. 

ES  ist  selbstverständlich,  dass  man  an  Millet  denkt.  Man  kommt  aus  der 
Kultur.  Man  ist  Bürger  der  Weltstadt.  —  Und  der  Anblick  hat  das  auch.  Es 
ist  der  Eindruck.  Millet  I 

ABBR  vtrgisa  das  vrieder.  Tauche  in  diese  einfachen,  rauhen  Seelen  hinein. 
Erfasse  ihr  D a    ti.  Werde  eins  mit  dem  wtmdersamen  frischen  Pat&os  dieser 

Morgenstunde,  wie  sie,  und  mit  ihnen. 

ENDE  dich  und  sieh  da  drüben  das  Dorf,  ans  dem  sie  herkommen. 
IM  Rachen  Land  liegt  es  hingestreckt  mit  der  ernsten  Prosa  seines 
Alltags.  Du  erblickst,  von  den  dunkelgrfinen  runden 'Massen  alter 
Linden  flankiert,  die  langen  wcissgetünchten  Gebäude  der  Domäne 
:nit  ihren  hohen  braunen  Ziegeldächern ;  überragt  von  den  beiden 
Schloten  der  Branntweinbrennerei  und  der  'Zuckerfabrik.  Du  siehst  die  bunt- 
getunciucn  Katen  grell  von  der  Morgensonne  erhellt.  Die  Katen  mit  ihren 
schwarzen  Fensterlöchem,  den  kleinen  plumpen  Kirditurm  mit  setner  stumpfen 
Ztegelhaube  und  das  Kirchdach  zwischen  hochragenden  Eschen  gewahrst  du 
oben  auf  der  ^\'ölbung  des  weiten  flachen  Bühels. 

DIE  Katen!  Man  ist  wohl  gelegentlich  mal  an  ihnen  entlang  j,nschlcndert 
und  hat  einen  Blick  auf  ihr  Klcinlcbcn  geworfen,  Kissig  ist  ihre  Tünche 
und  fleckig;  kahl  und  schwarz  starren  die  kleinen  Fenstervierecke  mit  ihren 
blinden  Scheiben  und  ihren  verschmutzten  weissen  Kretuen.  Keine  Blutne. 
die  sie  schmückte;  kein  freundlicher  Voiliang;  kaum  mal  ein  verschieftes 
buntes  Lcinenroulcau.  Zerbrochene  Fensterscheiben,  hier  und  da  mit  Papier- 
streifen verklebt.  Und  du  blickst  durch  offene  Türen  oder  über  morsche  Halb- 
turen  hinweg  in  dumpfe,  schmu^ge  Hausflure,  deren  Tfinche  abgefilattert  ist, 
so  dass  der  gelfagraue  Lehm  der  nackten  Wand  hervortritt.  Grobe,  uidMsar- 
beitete  Steinplatten  oder  roher  Lehm  oder  auch  mürbe  Backsteine  Bilden  den 
Fussboden,  der  von  dem  Kot  von  Gänsen  und  Hühnern  verunreinigt  ist.  Du 
siehst  eine  schmutzige,  gebrechliche  Treppe,  oder  an  ihrer  Stelle  gar  nur  eine 
Leiter,  die  zu  einem  Bodenraum  oder  einem  Giebelkämmerchen  hinauffShrt. 
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XhuMe,  dumpfige  Stubenlddier  mit  zerbredilichen»  groben  Höbdn.  Dünger- 
liaufen,  Pfützen  und  Schmutz  vor  den  Tfiren,  und  triste  Idehw  Hoflocher 

mit  winzigen  Ziegen-  und  Schweinekoben. 

DORT  kommen  diese  Feldarbeiter  her.  Von  rauhem  Lager  und  k^er  Nacht- 
ruhe sich  an  ihr  Tagewerk  zu  begeben. 

TRIST  ist  dies  alles;  öd^  wem  nidit  gar  Abscheu  err^;end.  Was  wären  sie, 

wäre  einzig  dies  ihr  Element! 

ABER  l)efrcic  jetzt  deinen  Sinn  davon;  hafte  nicht  an  solchen  kläglichen  Ein- 
drücken. Richte  deine  Seele,  wie  sie  in  ihrer  Weise,  in  die  grosse,  herbe, 
reiche,  gesunde  Welt  und  werde  mit  ihr  eins. 

S  ist  ein  lai^ner  Zug.  Ich  schätxe,  dass  es  ihrer  fünfc^  sind  oder 
mehr;  Männer,  Weiber,  einige  Kinder  und  Halbwüchsige.  Hinter- 
her in  schicklichem  Abstand  schreitet  der  .\ufseher  mit  seiner 
Halhpfeite  im  Mundwinkel,  mit  seinem  Filzhütchen,  seiner  Loden- 
joppe und  seinen  Schaftstiefeln;  mit  der  Krücke,  die  eine  kleine 
ßtahlhacke  hat.  Sein  Hund  folgt  ihm. 

MANNER,  Weiber,  Burschen,  Mädchen,  Greise,  Halbwüchsige  und  Kinder. 

Ein  paar  gTo})e,  wcidcngcfloclitene  Kinderwagen  sind  heim  Zug,  die  von  Kindern 
geschoben  werden.    Ein  paar  von  den  Weibern  sind  schwanger. 
WIE  sie  schreiten! 

SPORE  in  dem  frischen  Mbrgenhanch,  in  seinem  herxhaften  Rhytfwius,  spüre 
in  den  würzigen  Nährdüften  von  den  Kombreiten  her  das  grosse,  ruhige  Atmen 

der  Natur;  lenke  deinen  Blick  auf  den  Rhythmus  der  vom  Wind  aufgewühlten 
wog^enden  Ahrenfclder;  sieh  das  krause,  kräftige  Dunkelgrün  der  Kartoffel- 
breiten;  sieh  die  langen,  tiefbraunen  Furchen  dazwischen;  sieh  die  gehaltene 
kräftige  Ruhe  dieser  Farben;  sieh  die  grosse  Gdassenheit  in  den  Linien  des 
<jeländes;  richte  deinen  Blick  gegen  das  Firmament  und  gewahre  die  sidiere 
Stetigkeit  des  vorwärts  strebenden  Gewölkes  mit  seinen  erhabenen  Formen: 
■und  dann  ijcwahre  mit  Lust  und  P.ewundenmg  die  ruhijje  Mechanik,  die  sichere 
■Gelassenheit,  die  vollendete  herbfrische  Schicklichkeit  und  Art  in  der  Be- 
wegung all  dieser  groben,  bäuerischen  Gliedmassen. 

WIE  ein  stummes  Lied,  wie  das  eigenartige  Wiegen  eines  Rh)rthmus  und  einer 
Melodie  nimmt  man  das  Vorwärtsstreben  dieser  Kolonne  wahr;  mit  Lust 

fühlt  man  sie  in  den  Nerven;  fühlt  ihre  Notwendigkeit  und  Einheit,  die  so  viel 
Ideine,  einzelne,  verschiedenartige,  triviale,  komische,  plumpe  und  unschöne 
Bewegimgen,  Gesten,  Formen  und  Linien  doch  in  eine  schöne  und  kräftige 
Harmonie  fasst 

UND  man  richtet  seine  Aufmerksamkeit  auf  diese  Einzelheiten. 
DU  denkst  an  die  Bilder  und  Gedichte  einer  vergangenen  Zeit  und  idealisieren- 
den Kunstrichtung,  die  eine  Verherrlichung  und  einen  Preis  des  Landlebens 
erstrebte.   Wie  viel  reicher,  wahrer  tmd  würdiger,  wie  viel  tiefer,  vielseitiger 
imd  mimischer  aber  vermögen  wir  den  aus  seiner  Umgebui^  und  aus  seinen 
Lebensbedingungen  verstandenen  Menschen  und  Landmann  zu  erfassen ! 
MIT  ihren  Spaten,  Hacken  und  Rechen,  mit  all  ihren  Geräten  bewegt  sich  die 
lange  Kolonne  vorwärts. 
WIE  sie  schreiten  I 

LEICHTFOSSIG  die  Dirnen  und  jungen  Weiber  mit  ihren  nackten  Beinen, 
^ie  weit  aus  den  hochgeschürzten  Röcken  hervorifiommen.    Die  Dirnen  nnd 
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Weiber  mit  ihren  Kopfgugen  aus  buntem  Kattun,  deren  Spitzen  hinten  auf 
ihrem  Rücken  flattern  und  wimpehl  und  deren  weit  und  scliaubenfönnig  vor- 
ragender Rand  \orn  ihre  Augen  gegen  die  grelle  Fcldsonne  schützt.  Sie 
schwatzen  und  lachen ;  verweilen  wohl  auch,  stossen  sich  in  scherzendem  (  Wer- 
mut; laufen  sich  haschend  und  albernd  einen  Augenblick  über  den  Weg  hin,  um 
sich  gleich  wieder  der  Kolonne  einzufügen.  Schwerfällig  die  Schwangeren 
mit  ihren  ungefügen  Leibern.  Schweigsam,  mit  ernsten,  harten,  faltigen  Ge- 
sichtern, braunfarbig  und  ungeschlacht  die  Züge;  mit  mürben  Bewegungen  ihrer 
steifen  Glieder  die  älteren  Weiber. 

SCHWERFÄLLIG  bewegt  sich  das  Mannsvolk  daher  mit  gekrümmten  Rückea 
und  steifen,  eddgen  Gliedmasseii.  Müd  und  krank  nehmen  sich  ihre  Be- 
wegungen aus;  aber  es  ist  das  Phlegma  gesparter  und  zielbcwusster,  ihrer 

l'tiiiktioii  ^icluTiT  Krrift.  Wie  i^ekiiiekt.  gekrümmt,  gehrdchen  von  schwerer 
\crriclUiing;  wuinlirlnh.  komisch  und  unschön  vi-rreiikt  nehmen  sich  dif-c 
Glicdinassen  und  is-urpcr  aus.  Und  doch  ist  dies  alles  sehnige,  sichere  Krait 
in  mannigfacher,  wundersamer  Anpassung  an  notwendige  und  geheiligte  Ver- 
richtungen. Wie  viel  ehrwürdiger  sind  diese  verkrümmten,  ungestaltenen 
l.cil)er.  als  jene  als  LnndkiUe  kostümierten  Schemen  von  Griechengöttern  an 
<'xn  Bauern  und  Winzern  einer  idealisierenden  romantischen  Kunst!  .Ml  diese 
zerfurchten,  wcitcrbraujien,  sehnigen  und  knochigen  Bauernschadel  mit  ihren 
Kanten  und  Ecken,  ihren  breitgebauten  und  vorgeschobenen  iQefem!  Die 
ehrbar  ernsten,  gelassenen,  schweigsamen  Augen !  Die  schmalen,  festgeschlos- 
<cncr\  Lippen  !  Dir  dunkelbraunen  Hälse  mit  ihren  hervortretenden  Sehnen- 
imd  Muskelbündeln;  ihren  Furchen,  Narben,  Riefen  und  Adem !  Und  da* 
rauhe,  flachsblonde,  braune,  schwarze  und  graue  Haupt-  und  Barthaar !  Unter 
den  verschossenen  und  verbt^enen,  zerknüllten  Mützen,  unter  Filz  oder  breit- 
randigem Strcdihut!  Thre  schwieligen,  starkknochigen  Hände,  die  den  Schaft 
der  Hacke,  des  Spatens  «mklanmiern  !  Die  entblössten  hageren,  braunen  Arme 
ans  den  aiifgekrempelten  Ärmeln  der  groben  Hemden  hervor!  Die  verschos- 
sene, getlickie  und  l>epatzte  Kleidung  mit  ihren  pittoresken  Halb-  und  Zwischen- 
farben I  Die  groben  Stiefeln,  Schuhe  und  Holzpantoffeln  1  Der  Sauch  des 
Knasters  aus  ihren  Halbpfeifen  f 

WIE  ein  Trupp  Kriegsvolk,  ernst,  gcfasst,  mit  würdiger  Gelassenheit  bewegen 
sie  sich  langsam  und  bedacht  vorwärts  zum  Ernst  der  frieillichsten  N'errich- 
tung;  ihre  Kräfte  sparend  dennoch  wie  zu  einem  harten  Kampf.  Mit  all 
seinen  prosaischen,  humoristischen,  komischen,  unschönen,  ungeschlachten 
und  trivialen  Einzelheiten  hat  es  dennoch  seine  Harmonie,  seine  Schönheit; 

hat  es  sein  Pathos,  seinen  F.rn'^l  mid  seine  Würde. 

SHl,  singen  nicht  das  traditionelle  l.iefl.  wie  in  der  Dichtnni::; ;  schweigsam 
rucken  sie  vorwärts.  Die  ii'teren  jjlaudern  ein  weniges;  weehsehi  Beoliach- 
tungen  mit  karger,  halber  Sünnne.  Das  jüngere  Volk  schwatzt  und  lacht  und 
treibt  grobe  und  ungefüge  Spässe.  Roh,  wild,  frisch  sind  ihre  Seelen,  herb 
und  kräftig,  wie  das  freie,  grosse,  rauhe  Element,  in  dem  sie  leben,  mit  dem  sie 
verwebt  sind.  So  viel  freiluftwilde  Weisheit  ist  in  ihrem  Leben,  in  ihren 
groben,  itriniitixen  Gewohnheiten,  in  ihren  rauhen  Worten  mit  ihrer  simplen, 
gesunden  Trivialität  und  ihrem  Mutterwitz. 
WIE  sie  schreiten! 

GRELLE  Sonnenlichter  wittern  über  ihren  Zug  und  schwankende,  wiegende 
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Laubschatten  and  weben  ihn  bedeutsam  ein  in  die  grosse,  frische  Sdimiheit 

•des  ländlichen  Mk»i^;ens;  in  die  grosse  Harmonie  der  Gefilde. 

ES  rauschen,  schlürfen,  trappeln  und  poltern  ihre  groben  Schritte.  Es  klirren 

unfl  klappern  ihre  Geräte. 

\  einer  riesigen  Kartoflfclbrcite,  die  sich  weit  bis  zum  fernen  hohen 
Horizont  des  Feldbühels  hindehnt,  mit  ihren  endlosen,  braunen  Fur- 
chen und  ihrem  krausen,  dunkelgrünen  Kraut,  machen  sie  Halt,  sich 
zu  ihrer  Arbeit  zu  rüsten.  \:nd  legen  ab.  Die  Kinderwagen  stehen 
am  Rand  des  Grabens.  In  langer,  malerischer  Reihe  liegen  die 
groben,  verschossenen  Oberkleider  zwischen  (letn  iippigen,  verstaubten  Gras 
und  den  wildbunten  Blumenflecken  am  Graben  hin;  braunirdene,  bauchige  Bier- 
und  Kaffeeflaschen;  irdene  und  blecherne  Töpfe;  bunte  Tudibündel  und  Pa- 
piere, Körbe  und  Taschen  mit  Nahrungsmittdn,  Ledertaschen  tind  verschabte 
Ranzen. 

LA.SSIG.  mühsam,  gleichsam  unlustig  schreiten  sie  mit  ihren  eckigen,  müden, 
verkrümmten  Bewegtuigen  (Ue  dunkle  Feldbreite  hinauf. 
DIE  Arbeit^;eräte  blitzen.  Weisse  Hemdarmel  und  helle  Strohhüte  schimmern 
und  nackte  Glieder  aus  dem  dunklen  Braun  der  Schollen.  Gegen  die  Höhe  des 

Piübels  bewegen  sie  sich  langsam  vorwärts.  Wie  eine  Kolonne  zum  Kampf. 
Kleiner  werden  sie  luid  kleiner  und  einen  sich  dem  Element,  mit  dem  ihr 
Leben  und  Wirken  verwebt  ist;  tauchen  ein  und  unter  in  seinen  herben, 
gesunden,  freiwilden  Odem,  in  seine  grosse,  erhabene,  nährende,  ehrwürdige 
Dunkelheit 

xxxxxxxxxxxxxx>oooooooooooo<xxxxxxxxx>oooooooo< 

EDWARD  REYNOLDS  PEASE  - HENRY  BROADHURST- 
DAS  LEBEN  EINES  GEWERKSCHAFTSFÜHRERS 

EiVRV  Broadhurst  wurde  als  elftes  o<lcr  zwölftes  Kind  eines  Stein- 
nietzarbciters  in  dem  Dorfe  Liltlemore  nahe  bei  Oxford  itn  Jahre 
1840  gebcnvn.  Heute  ist  er  eine  hervorragende  Persönlichkeit  Er 
ist  altes  Mitglied  des  Parlaments  als  Abgeordneter  für  Leicester. 
Er  ist  Grafschaftsältester  für  Norfolk,  was  vielleicht  eine  Stellung  von 
noch  grösserem  .Vnselien  ist.  «leim  Cirafschaftsrätc  sind  in  der  Regel,  obwohl  sie 
nach  einem  demokratischen  Stimmrecht  gewählt  werden,  aus  geographischen  und 
anderen  Gründen  Landbesitzer  und  wohlhabende  Leute,  tind  die  kleine  Zahl  von 
Altesten,  die  von  ihnen  gewählt  wird,  ist  gewöhnlich  noch  aristokratisdier  und 
in  höherer  Stelhmg,  als  sie  selbst.  Er  ist  Frkdensridlter,  das  ist  ein  unbezahltes 
Mitglied  der  Gerichtshöfe  erster  Instanz  —  was  nur  recht  und  billig  ist  — ,  nachdctti 
er  selbst  im  Jahre  1885  die  Regierung  zu  der  vortrefflichen  Praxis  bewogen  hatte, 
führende  Gewerkschafter  auf  diese  Posten  zu  berufen.  Aber  weit  mehr,  als 
alle  diese  Auszeichnungen,  schätzt  er  zweifellos  das  Vorrecht,  auf  den  vor* 
<!ersten  Bänken  im  Hause  der  Gemeinen  zu  sitzen,  die  nach  strenger  Sitte  auf 
der  einen  Seite  für  die  Minister  der  Krone,  auf  der  anderen  für  die  Exminister 
reserviert  sind,  ein  XOrrecht.  das  nur  ein  anderer  Arbeiter.  Thos.  Burt,  jemals 
mit  ihm  geteilt  hat.  La^t,  bui  not  Icast,  ist  Broadhurst  Schriftsteller.  Sein 
unterhaltendstes  Buch  Henry  Broadhurst,  die  Geschichte  eines  Lebens  wm  der 
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SteiimeiM'  Iris  MWt  Mniisttfhmik,  wurde  1901  veröffentlicht  imd  ist  eine  Faad- 
grübe  belehrender  und  interessanter  Geschichten  und  Anekdoten. 
SEIN  Vater  war  ein  Arbeiter,  der  seine  20  bis  24  Shilliiig^  die  Woche  ver- 
diente, und  der  Sohn  versprach  nach  seiner  eigenen  Angabe  nicht  allzuviel  auf 
lier  Dorfschule,  die  er  bis  zum  Alter  von  zwölf  Jahren  verliess.  Mit  dreizehn 
Jahren  ergriff  er  seines  Vaters  Gewerbe,  und  ein  oder  zwei  Jahre  später  wan- 
derte er»  in  verschiedenen  Städten  arbeitend,  durch  das  Land.  Einige  Jahre 
hielt  er  sich  in  Norwich  auf,  wo  er  für  24  Shilling  wöchentlich  60  Stunden 
arbeitete.  Dann  kam  eine  Zeit,  wo  die  Geschäfte  schlecht  gingen,  und  monate- 
lang streifte  er  im  Lande  imiher,  vergeblich  Arbeit  suchend,  während  er  voa 
seiner  Gewerkschaf  tsunterstützong  lebte.  Im  Jahre  1865  kam  er  nach  London 
und  arbeitete  da  am  Glodrenturm  des  sdlien  Hauses  der  Gemeinen  tmd  auf  deoa 
Gebäude  eben  des  Ministeriums  des  Innern,  von  denen  er  einige  Jahre  Später 
gcwissemiassen  Inhaber  und  Benutzer  sein  sollte. 

IM  Jahre  1872  fand  eine  Aussperrung  der  Steinmetzen  statt:  er  wurde  von  den 
Arbeitern  zum  Vorsitzenden  gewählt^  tmd  hatte  den  Erfolg,  den  Streyc  innere 
halb  eines  Monats  unter  sehr  vorteilhaften  Bedingungen  für  die  Maurer  bo- 

zulegcn.  Im  November  dieses  Jahres  verliess  er  seine  Berufsarbeit  —  wie  er 
c;laubte,  für  einige  Wochen,  wie  es  sich  später  crvvies,  für  immer.  Der  Trade- 
Lnionismus  begann  um  jene  Zeit  sehr  aktiv  politisch  zu  werden,  was  zum  Teil 
einem  Streik  der  Gasailieiter  im  Siiden  Londons  zuztischrdben  war,  in  dessen 
Gefcrige  die  Führer  zu  langen  Einkerkerungen  w^fen  Verschwörung  und  Kos- 
traktbruch  verurteilt  worden  waren.  Bfoadhurst  scheint  vollständig  in  der 
darauf  folgenden  Bewegung  aufgegangen  zu  sein,  die  nach  wenijjen  Monaten 
zur  Freilassung  jener  Männer  führte.  Er  wurde  zum  Gewerkschaftskongress 
jenes  Jahres  delegiert,  um  seine  Organisation  zu  vertreten,  und  wurde  dut 
in  das  parlamentarische  Komitee  gewählt.  Im  Jahre  XQ73  wurde  er  Sekretär 
eines  Arbeitervertretungsbundes  und  trug  6000  Stimmen  als  Kandidat  für  den 
Londoner  Schulrat  davon.  Er  war  nicht  immer  erfolgreich,  aber  23  Jahze 
später  wurde  er  ohne  Opposition  gewählt 

SIDNEY  und  Beatrice  Webb  schildern  in  ihrer  Geschichte  des  britischen  Trade-- 
Unionismus  sehr  lebendig  die  Tät%;keit  der  J^ta,  einer  heimlichen  Verbindung 
von  fünf  Gewerkschaftsführern  während  jener  Jahre.   Broadhurst  war  keiner 

von  den  Fünfen,  aber  er  gdimte  zu  ihren  tätiq-sten  Offizieren,  und  bei  der 
allgemeinen  Wahl  im  Jahre  1874  machte  er,  allerdings  ohne  Erfolg,  das  kleine 
Landstädtchen  High  Wycombe  den  liberalen  und  Tory-Kandidaten  streitig. 
1875  wurde  er  zum  Sdcretär  des  parlamentarischen  Komitees  des  Gewerk- 
schaftskongresses gewählt:  ein  Posten,  der  der  bedeutendste  in  der  Gewerk- 
schaftswelt war,  damals  aber  nur  ein  Gehalt  von  150  Pfund  eintrug.  Dieses  . Amt 
bekleidete  er  14  Jahre  liindurch  mit  Ausnahme  der  kurzen  Zeit,  wahrend  deren 
er  Unterstaatssekretär  für  innere  Angelegenheiten  war.  In  diese  Zeit  fällt  der  be- 
rühmte Streik  beun  Bau  des  Justizpalaste^  bei  dem  deutsche  und  italienische 
.\rbeiter  durdi  die  Untemdimer  herübergebracht  wurden,  um  die  gewerkschaft- 
lich Organisierten  zu  ersetzen.  Broadhurst  g^ibt  eine  interessante  Darstellung 
seiner  erlolt^rcichen  Anstrengimgen,  die  Deut.schen  zur  Heimkehr  zu  bewegen; 
die  Intelligenz  und  das  rasche  Verständnis,  mit  der  sie  die  Sachlage  begriffen,, 
hat  einen  tiefen  Eindruck  auf  ihn  gemadit  Viele  von  den  Italieoem  anderer- 
seits arbeiteten  als  Streikbrecher  bis  zu  Ende.  Eine  Zeit  intensiver  poUtisdier 
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Tätigkeit  folgte,  während  der  er  kräftigst  Gladstones  Agitation  gegen  die 
türkenfreundlichen  Taidenzen  der  Diandisdieii  Regienmif  angesichts  der 
ScheussUchkeiten  in  Balgarien  unterstfitfte. 

IM  Jahre  1880  kam  eine  nexje  Haiiptwahl,  und  Broadhurst  wurde  für  Stoke^Ni- 
Trent  als  lilieraler  Kandidat  gewählt,  w'obci  er  doppelt  so  viel  Stimmen,  wie 
sein  konservativer  Gegner,  auf  sich  vereinigte.  Er  war  nun  ganz  in  der  poli- 
tischen Welt  lanziert  und  spielte  eine  aktive  Rolle  in  der  Forderung  der  von 
der  liberalen  Partei  damals  vorgebrachten  Arbeitei^setzgebtmg»  wie  zum  Bei- 
spiel des  berühmten  Haftpilichtgesetzes  von  1880,  über  das  er  seine  Jungfern- 
rede  hielt.  1883  wohnte  er  dem  internationalen  Gewerkschaftskongrcss  in 
Paris  bei,  von  dem  er  eine  interessante  Schilderung  in  seiner  Autobiographie 
gibt.  Im  Jahre  1881  veranlasste  er  die  Regierung,  Gewerkschafter  als  Fabrik- 
inspektoren anzustdien,  und  im  Jahre  1885  desgleichen  als  Friedensrichter. 
Ihm  selbst  wurde  das  erstgenannte  Amt  angetragen  und  weiterhin  die  Stellung 
eines  Inspektors  der  KanalschifFe  mit  einem  Gehalt  von  600  Pfund  pro  Jahr; 
aber  er  lehnte  beides  ab,  um  seine  politische  Tätigkeit  fortsetzen  zu  können. 
BEI  der  allgemeinen  Wahl  von  18S5  kehrte  er  als  Abgeordneter  für  einen  der 
Birminghamer  Wahlkreise  zurück»  und  1886  bot  ihm  Gladstone  den  Posten  eines 
Unterstaatssekretärs  der  inneren  Angelegenheiten  an,  ein  bezahltes  politisches 
Amt,  durch  das  er  Mitglied  dt-r  Regierung,  wenn  auch  nicht  des  Kabinetts, 
wurde.  Sechs  Monate  spater  hob  eine  andere  allgemeine  Wahl  die  Liberalen 
aus  dem  Sattel,  aber  Broadhurst  gehörte  zu  der  erfolgreichen  Minorität,  dies- 
mal als  Abgeordneter  für  Nottin^^iam.  Er  setzte  seine  gewerkschaftliche 
Tätigkeit  zunächst  weiter  fort.  Auf  dem  Kongress  von  Dundee  /1889/  wurde 
er  von  seilen  der  Sozialisten,  die  damals  anfingen,  in  der  Gewerkschaftsbewe- 
gung eine  Rolle  zu  spielen,  bitter  angegriffen:  damals  bestand  bekanntlich  ein 
scharfer  Gegensatz  zwischen  den  Sozialisten  und  den  reinen  Gewerksdiaftem, 
ein  Gegensatz,  der  durch  die  natürliche  Entwid^tmg  seither  mehr  und  mdü: 
geschwtuiden  ist  Broadhurst  wurde  übrigens  damals  gleichwdi!  mit  177  gegen 
II  Stimmen  vHledergewählt,  musste  aber  später  infolge  schlechter  Gesundheits- 
verhältnisse, die  einige  Jahre  anhielten,  sein  Amt  als  Gewerkschaftssekretär 
niederlegen.  1892  hatte  er  das  Unglück,  seinen  Siz  im  Parlament  zu  ver- 
lieren, und  er  blieb  dem  selben  fest  während  der  ganzen  letzten  liberalen  Amts- 
periode fem.  1894  wurde  er  dann  für  Leicester  bei  einer  Nachwahl  gewählt 
und  behielt  seinen  Sitz  bis  heute. 

l^ROADHURST  ist  einer  der  Veteranen  der  englischen  Arbeiterbewegung.  Seine 
wirklich  bedeutende  Persönlichkeit  macht  ihn  allgemein  populär.  Er  gehört 
natfirlidi  zur  alten  Schule  und  nimmt  wenig  Anteil  an  der  modernen  Strömung 
in  der  englischen  Gewerkschaftsbewegung.  Aber  schliesslich  kann  man  dem 
frühem  Mitglied  einer  liberalen  Regienmg  und  dem  persönlichen  Freund  aller 
älteren  liberalen  Führer  es  nicht  verargen,  dass  er  den  alten  Ideen  treu  bleibt. 
Seine  Autobiographie  gibt  eine  interessante  Darstellung  seiner  sozialen  Knah- 
rungen  und  einer  Zeit,  in  der  es  für  Arbeiter  neu  und  fremdartig  war,  in 
öffentlichen  Angelegenheiten  in  der  ersten  Reihe  zu  stdien.  Auch  die  jüngere 
Generation  hat,  bei  aller  prinzipiellen  Verschiedenheit  des  Anschauungskreises, 
Anlass,  auf  den  alten  Führer  mit  Verehrung  und  Dankbarkeit  zu  bücken. 
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Wrrtschaft 

AnleUiM  DIE    Beteiligung    an  der 

j  a  p  a  n  i  s  c  ii  e  n  Anleilie 
(600  Mill.  M.,  4¥.% 
Cbernahmekurs  86 »4 )  ist  der  deutschen 
Grossfinanz  —  unter  Vorangang  der 
Ih-utsch-.\siütischcu  Bank  untl  wohl 
auch  unter  der  anfeuernden  Einwirkung 
der  deutschen  Diplomatie  —  schliesslicli 
dooli  t  p.t Rangen.  Das  engh"sch-atncrika- 
nischc  Konsortium  behielt  die  Allein- 
vcrfüpms,  die  in  London  aufgelegte 
Hälfte  wurde  rtlinfach.  der  Anteil  New 
York>  etwa  vietx-nfach  überzeichnet;  in 
wenigen  Tagen  standen  dieTitres 
über  dem  Eniissionskurs.  Bis  jetzt  hat 
die  siegreiche  Kriegführung  die  Bewer- 
tung der  japanischen  Finanzkraft  be- 
trächtlich gesteigert.  Die  er-le.  in  Eng- 
land-Amerika  l)egel)ene  Anleihe  brachte 
Jai)an.  trotz  der  6%  Zinsen,  nur  zu  net- 
to 88%  unter:  für  die  zweite,  gleich- 
falls öprozentige  Anleihe  erzielte  es  vol- 
lends nur  86V»%.  Heute  stellen  diese 
Werte  wesentlich  über  100.  so  dass  das 
Angebot  eines  Kurses  von  86 '4%  für 
einen  4'2i>ro/cntigcn  Titre  zwar  im 
Augenblick  nicht  niedrig  ist.  aber  bei 
der  Fortsetzung  der  bisherigen  Höher- 
bewertnng  noch  ininier  ansehnliche  Ztt- 
kunftsgewinne  vcrspridit. 
UMGEKEHRT  hat  es  die  d  e  a  t  s c  h  e 
Reirli-finanzleitung  vorgezogen,  vom  3- 
wieder  zum  V  L-  p  r  o  z  e  n  t  i  g  c  n  An- 
leihetypus zurückzukehren.  Mit  einem 
Riickgang  der  Kreditwurdigkcll  hat  <la-. 
natnrlich  nichts  zu  tun,  obwohl  unseri' 
Schuldentnachcrei  kein  Ehrenblatt  in 
der  politischen  Geschichte  Deutschlands 
bildet.  Vielmehr  spiegelt  .sich  hierin  nur 
das  -tarkere  W'iederanziehen  des  allge- 
meinen Zinsfussts  seit  der  zweiten 
Hälfte  der  neunziger  Jahre  wieder,  wäh- 
rend die  vorangegangenen  Jahre  mehr 
und  mehr  die  baldige  Verwirklichung 
einer  3prozentigen  Norm  erwarten 
liessen.  1886  verzeichrnMe  die  Reich-- 
bank  einen  Diskontsatz  von  3,28%,  1888 
von  3.32%.  189A  von  3.ao%,  1894  von 
3.12%,  :Sg5  vf>n  3.14%.  Dann  I>c- 
gann  der  abermalige  Umschlag,  bis  1899 
5.4%,  1900  5.33%  erreicht  waren,  auch 
igo3  und  1904  .standen  mit  3.84  nnd  4.22 
%    weit   über   dem   einst    so  nahcgc- 


rückten  Zinsniveau.  Fmid  und  Leid  der 

•  Seit  i8<x)  zur  Einführung  gelangten  3pro- 
zcntigen  Anleilien  des  Reiches  und  der 
Einzelstaaten  lässt  sich  aus  diesen  Zif- 
fern ahnen.  1895  bewertete  man.  der 
Zinsfusskonjunktur  entsprechend,  em 
Papier,  das  jährlich  3%  Zinsen  ver- 
sprach, zeitweilig  wirklich  mit  100.  D.i- 
fur  fiel  der  Kurs  der  3prozenugcn 
Reichsanldhe  1899  berdu  zdtweilig  bis 
auf  87,60.  1900  bis  auf  84.90.  Erst  nach 
1900.  wiederum  der  Zinsfussbcwegmig 
ungefähr  entsprechend,  wechselt  das 
Bild.  Der  tiefste  Jahresdurchschnitt  war 
1900  mit  86.74,  die  nächsten  Jahre  folgen 
alsdann  mit  89.27 — 92.18 — 9149  (im 
Jahre  1904).  Die  etwas  abnormen  deut- 
schen Zinsfttssverhältnisse  im  VorjaJire 
brachten  dann  an  der  Berliner  Börse 
einen  höchsten  Kurs  von  92,20  am  2J. 
Januar  1904,  einen  niedrigsten  von  89 
am  20.  Februar  1904.  Beliebt  ist  dieser 
Typus  nie  geworden,  weil  alles  anders 
kam.  als  man  anfangs  dachte.  Damals 
konvertierte  man  hoberverzinsliche 
Schulden  von  Staalcti.  Pfandl)rief-  und 
an<ieren  Instituten  in  niedriger  verzins- 
liche. Heute  kehren  das  Reich  und 
Preussen  zum  alten  Typ  zuriick.  nach- 
dem man  im  \'orjahre  schon  mit  3'/^pro- 
zentigen,  nvt  vierjähriger  Umlaufsfrist 
versehenen  Schatzscheinen  den 
Anfang  gemacht  hatte.  Die  am  10.  April 
aufgefegte  ^Vjprozclitige  Kcichsanleihe 
betrug  300  Mill.  M.,  der  Preis  101,20%, 
respektive  loi.io  bd  Eintragung  in  <las 
Reichsschuldbuch,  also  iK-i  festerer,  im- 
molülerer  Unterbrin^gung.  die  für  jede 
Finanzverwaltung  erklärlicherweise  die 
willkommenere  ist.  Die  Zeichnungen 
mit  der  \'crpfltchtung,  die  Stücke  bis 
zum  15.  Oktober  sperren  zu  lassen  re- 
spektive sie  zur  Eintragung  ins  Reichs- 
schuldbuch zu  bringen,  deckten  bereits 
überreichlich  den  Gesamtbetrag.  Ob- 
gleich das  Reich  ntintndir  auf  die 
schwindelnde  Höhe  von  3823  Mill. 
M.  Schulden  (einschliesslich  der 
Schatzscheine  und  der  Reichskassen- 
schcinc)  hinaufgelangt  ist.  ^ind  ihm  die 
Grossfinanz,  das  Rentnertum  und  die 
auch  mit  kleineren  Kursgewinnen  zufrie- 
duien  spekulierenden  Mitläufer  treu  ge- 
blieben. 

X  X 
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«•fetolMdElMIl  AUS   den  Montanproduk- 
tiooen  lauten  die  Berichte 
nunmehr  fast  übereinstim- 
mend    hoffnungsvoll.     Der  deutsche 

Stahhverksverband  beschloss  am  27. 
März,  die  Beleiligfunsziffer  der  Werke 
um  s%  zu  erhöhen.  Für  verschiedene 
Erzeugnisse  des  Etsengewerbes  sind 
Preiserhöhungen  eingetreten  oder  «1  er- 
w  arten.  Der  Koksversand  des  rhei- 
ivsch  -  westfälischen  Kohlens^-ndikats 
stellt  sich  für  den  März  auf  775000  t 
pi.gcti  701  .^6f")  t  im  gleichen  M<niat  des 
Vurjahreä,  wobei  der  Mehrversand  teils 
auf  die  notwendige  Wiederanfffillung 
der  während  des  Streiks  ersch()pften 
Huttcnvorraie.  teils  auf  den  laufenden 
Mehrverbrauch  der  Industrie  zurückzu- 
führen ist.  Ausserdem  wurde  die  R<irsc 
mit  einer  Freudenbotschaft  beglückt : 
ein  Konsortium,  die  Berliner  Handels- 
gesellschaft an  der  Spitze,  hat  die  Um- 
wandlung des  riesenhaften  oberschlesi- 
schen  Montanbesitzes  (k>  Fürsten  zu 
Hohenlohe-Oehringen,  Herzogs  von  Ujest, 
in  eine  AkticngescITschaft  übernommen. 
IJer  Wert  wird  auf  120  Mill.  M.  ge- 
schätzt, doch  soll  für  etwa  So  Mill.  M. 
dem  Fürsten  zu  Hohenlohe  eine  feste 
Rente  gezahlt  werden,  so  dass  40  Mill. 
M.  Grundkapital  für  den  eigentlichen 
Aktienumlanf  blieben.  Diese  Hohenlohe- 
Werke  würden  nächst  Krupp  und  neben 
CelsenkirehcnSchtuW.^-  Rothe  Erde  das 
grosste  industrielle  Aktienuntemehmen 
in  Deutschland  sein.  Auf  dem  Bankpf 
biete  sind  wir  schon  weiter  vorwärts  ge- 
riidct. 

X  X 
SoMffahrt  DER  vorjährige  Schiff- 
fahrtskrieg hat,  wie  der 
Anfang  April  veröffent- 
lichte Jahresbericht  ergibt,  die  englische 
C  u  n  a  r  d  g  e  s  e  1  1  s  c  h  a  f  t  schwerer 
getroffen,  als  man  vermutete.  Da  zum 
verlustbringenden  Passagierverkehr  noch 
die  starke  Depression  auf  dem  Frach- 
tenmarkt trat,  da  man  ferner,  um  künf- 
tigen Angriffen  gewachsen  zu  sein,  die 
Beträge  für  Abschreibung,  Versicherung 
und  für  den  Reservefonds  nicht  allzu 
Stark  kürzen  wollte,  so  ist  von  einer  Di- 
vidende diesmal  ül>erhaupt  keine  Rede. 
Der  Überschusß  Ijetrug  nur  75  000  Lstrl.. 
gegen  267  ooo  in  1903,  262  ooo  in  1902, 
211 000  in  1901  und  550000  im  Jahre 
1900.  wo  alle  Reeder,  teils  direkt,  teils 
indirekt,  von  der  enormen  Inanspruch- 
nahme des  Schiffsparkes  durch  den  süd- 
afrikuiischen  Krieg  profitierten. 


DIE  englische  Gesellschaft  kann  sich  da- 
mit trösten,  dass  auch  der  Norddeutsche 
Lloyd  nur  2'yc  Dividende  zahlen  kann, 
während  die  Hamburg- Amerika-Linie 
mit  ihren  Schiffsverkäufen  an  Russland 
imd  ihren  Kriegstransporten  einen  Rein- 
gewinn von  30  Mill.  M.  und  eine  Divi- 
dende von  s%  verzeichnen  konnte. 

X  X 
Utmtar         DIE  Flut  der  handelspo- 
litischen Literatur  scheint 
noch  immer  im  Wachsen. 

Wir  verzeichnen  zunächst  zwei  populari- 
sierende Einführungen:  Professor  Dr. 
Hetnrteh  Sievektng  Auswärtige 
Ifandrlsf<olitik  (u\  der  bekannten 
Sammlung  Göschen)  /Leipzig.  Gö- 
schen/, femer  Dr.  Borgius  Handell' 
f>olitik  und  Ilandcls^rrtniffe  (Nr.  31 
und  32  der  Flugschriftcnsamnilung  So- 
zialer Porisehritt)  /Leipzig.  Dietrich/. 
X  In  den  Züricher  volkszcirtschaftliehen 
Studien,  die  Heinrich  Herkner  leitet,  hat 
Dr.  Beruh.  B  r  a  u  d  c  ,  im  wesent- 
lichen nach  den  englischen  Blaubuchem, 
eine  sehr  dankenswerte  grössere  Schrift 
Die  Grundlagen  und  dir  (r'rnzcn  des 
Chamberlainismus  /Zürich,  Rascher/ 
veröffentlicht.  X  Überaus  fleissig,  aber 
nu'iius  Frachtens  in  den  rirund/iiiien 
wenig  gegluckt  ist  das  im  Titel  bereits 
früher  (pag.  aoo)  verzeichnete  Werk 
von  Dr.  L.  G  I  i  e  r  Die  Meisthegii7isli- 
tiungsklausel  /Berlin,  Reimer/.  Dr.  Glier 
verfolgt  auf  niclii  \\eniger  als  434 
Druckseiten  die  I'  m  r  rn  u  1  i  e  r  ti  n  g 
der  Meisll>cgün.stiguiigsklauscl  durch 
eine  Un'abl  von  Handelsverträgen,  vom 
XVIII.  Jahrhundert  angefangen  bis  zur 
Gegenwart,  Er  sucht,  dadurch  zu  Ty- 
pen, zu  Grundgedanken  vorzudringen. 
Er  verfährt  dabei  jedoch  in  keiner  Wei- 
se historisch-realistisch.   Er  bemftht  sich 

gar  nicht  er^t.  Iiinter  den  Sitm  und 
Zweck  der  vielgebrauchten  Formel  da- 
durch zu  gelangen,  dass  er  eine  be- 
stimmte Vorstellung  zu  gewinnen  sucht 
von  den  eigenartigen  handelspolitischen 
El  fahrungen,  Bedürfnissen  und  Zielen 
der  \'ertragschlfessenden.  von  den  ent- 
scheidenden besonderen  Umständen  der 
in  Frage  kommenden  Länder  und  Zeit- 
abschnitte. Für  ihn  ist  wesentlich  die 
formalistische  Interpretationslogik  der 
Schlüssel  zur  Erkenntnis.  Um  eine  »lo- 
gische Aufeinanderfolge  der  Bestim- 
mungen« zu  finden  —  well  man  »eine  der- 
artige  l'nlogik  den  Unterhändlern  nieht 
luiterschieben  dlarf«  — ,  weil  »Widersprüche 
beseitigt«  werden  müssen,  so  ergibt  sich 
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»als  logisch  und  völlig  imgezwuDgen« ; 
die  Meistbe^nstigung  habe  von  jdier 
eigentlich  weiter  nichts  bedeutet  und  be- 
deute nach  amerikanischer  Auffassung 
auch  heute  noch  weiter  nichts,  als  ein- 
rieb die  Einräumung  des  General- 
tarifs.  sie  habe  nur  festsetzen  wol- 
len, diis.s  die  gegenseitige  Einfuhr  nicht 
höber  C !)  verzollt  werden  dürfe,  als  zu 
den  SStzen  des  Generaltarifs  (!).  Da- 
bei würde  meines  Erachtens  schon  ein 
summarischiT  geschichtlicher  Ruckblick 
ergeben,  dass  zur  Zeit  der  Entstehung 
der  KJau'^el  Vorstclliingcn,  wie  Crncral- 
und  KoH''cntionaltiinf ,  lanfverlrag  etc„ 
alles  im  heutigen  Sinne,  vollständig  un- 
bekannt und  undenkbar  waren.  Und 
nur  mit  Hilfe  der  unbegreiflichsten 
Willkiirlichkeiten  in  der  Wortauslegung, 
in  der  Übersetzung  aus  den  verschieden- 
sten Sprachen  vermag  Dr.  Glier  seinen 
.Xiisführungen  einen  Schein  von.  wenig- 
stens innerer,  Folgerichtigkeit  zu  geben. 
Der  ganze  Aufwand  von  Fleiss  tmd  stel- 
Icnweij^e  auch  von  Scharfsinn  scheint 
mir  fast  nutzlos  verschwendet  Anderer- 
seits wird  man  durch  das  gesammelte 
reiche  Handelsvcrtragsniaforial  auf  viele 
irtejrcsaante,  oft  überraschende  Einzel- 
heiten aufinnerksam  gemacht,  die  zum 
mindesten  zu  weitcrem  Nachdenken  und 
Nachforschen  anregen.  max  «chippel 

Politik 

■iWWiO         IN  der  deutschen  Presse 

wird  es  vielfach  so  darge- 
stellt, als  ob  das  Interesse 
Deutschlands  an  der  Zukunft  Marokkos 

künstlich  aufgebauscht  wirde.  Träfe 
cUes  zu.  so  würde  die  Durchkreuzung  der 
franz()si  sehen  Politik  durch  Deutsdi- 
land,  wie  sie  sicli  namentlich  deutlich  in 
dtm  Besuch  des  Kaisers  in  Tanger  er- 
gibt, nichts  weniger,  als  ein  Meisterstiick 
diplomatischer  Kunst  sein.  Aber  für 
Deutschland  ist  die  zukünftige  wirtscliaft- 
lichc  und  politische  Entwickelung  Marok- 
kos keinesw^  so  gleichgültig.  Die 
Handetsziffem  sind  für  die  Beurteilung 
dieser  Frage  nicht  massgebend.  Zunächst 
zählt  Marokko,  das  man  wegen  seiner 
natürlichen  Reichtümer  schon  das  afrika- 
nische China  genannt  hat.  zu  den  frucht- 
barsten und  bestgelcgencn  Gebieten  der 
ganzen  Erde.  Und  wohlgemerkt:  dieses 
Gebiet  ist  industriell  noch  nicht  erschlos- 
sen. Die  .Auslx-utung  der  mineralischen 
Sdiatze  ist  verboten,  Hafenanlagcn. 
Eiscnbalmen  fehlen.  Das  Land,  dem  das 
Protektorat  von  Marokko  zufällt,  wird 


als<j  seiner  Industrie  ganz  erhebliche- 
Vorteile  sichern  könne»,  die  nicht  etwa 
dadurch  ausgeschlossen  werden,  dass  das 
Prinzip  der  offenen  Tür  gewahrt  wird. 
Es  gibt  so  viele  Mittel  der  indirekten  Be- 
vorzugung, durch  deren  Anwendung  ge- 
rade Frankreich  sich  seinen  Kolonieen 
gegenüber  ausgezeichnet  hat.  Ein  Ken- 
ner .des  Landes,  Dr.  P.  Mohr,  verlangt 
im  Interesse  Deutschlands,  dass  im  Falle 
einer  \ufteilung  Marokkos  der  von 
Deutschen  erworbene  Grundbesitz  aner- 
kannt, Siedelungsfreiheit  im  deutsdie 
Kolonisten  gewahrt  und  das  maurische 
ZoUwocn  durch  .Abschaffimg  der  Aus- 
fuhrverbote, der  übertriebenen  Ansftthr- 
z((!le  und  unnötigen  Torsteuern  umge- 
stahet  werde.  Die  politische  Seite  der 
Frage  kann  aber  Deutschland  gleichfalls 
nicht  gleichgültig  seift.  Fraakreicfaft 
Streben  nach  dem  Protektorat  über  Mar 
rokko  hat  seinen  Grund  hauptsächlich  in 
der  Fördenmg  seiner  Grossmachtstellung 
am  Atlantischen  Ozean.  Frankreich  spe- 
kuliert auf  die  Hafenp'at/c  Rabat,  ^^e 
diya,  Casablanca.  Masagan  und  Moga- 
dor.  Der  Versudi  Frankreichs,  seinem 
Ziele  hinter  dem  Rücken  Deutschlands 
näher  zu  kommen,  konnte  um  so  weniger 
hingenommen  werden,  nachdem  der  Sul- 
tan von  Marokko  sich  an  Deutschland 
mit  der  Anfrage  wandte,  ob  es  richtig  sei. 
dass  Frankreich  seine  Forderungen  im 
Namen  Europas  stelle,  wie  der  französi- 
sche Gesandte  Saint-Ren*  Taiflandier  bcr 
hauptete.  Es  lag  nunmehr  fiir  Deutsch- 
land ein  durchaus  begründeter  ."Knlass 
vor.  sich  um  die  Wahrunir  seiner  Inter- 
essen in  Marokko  m  kimimern.  Selbst 
französische  Politiker  kunnen  mcht  um- 
hin, die  Aktion  Deutschlands  als  berech- 
tigt anzuerkennen.  Bei  der  augenblidc- 
lichen  Stimmung  n  Frankreich  ist  wohl 
anzunehmen,  dass  die  bestehenden  Diffe- 
renzen durch  das  Entgegenkommen 
Frankreichs  gegenüber  Deutschland  an^ 
geglichen  werden. 

X  X 
HMiHali  Pol»  DER    Generalstreik  des 

Proletariats  hat  in  Russisd> 
Polen   einen  eigenartigen 
Widerhall  gefunden.    Es  bradi  namÜdi 

ein  Generalstreik  der  Gymnastaljugend 
beiderlei  Geschlechts  im  ganzen  Lande 
aus.   Grund  zur  Unzufriedenheit  war  fp&- 

nug  vorhanden.  Die  Gymnasien  waren 
bisher  reine  Rus.siüzierungsa.nstalten,  die 

Weltgeschichte  wurde  in  ruswachpimperi»" 
listischcr  Verfälschimg  vorgetragen,  die 
polnische  Sprache    war  streng  verpönt. 
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selbst  polnisch  geführte  Privatgespräche 

innerhalb  der  Mauern  cl<  r  An^^talt  wurden 
bestraft.  Im  Zusammenhang  damit  hatte 
fnch  dn  Sfiionagesjrstcm  der  wideritchsten 
An  ausRcbüdet.  Ausserdem  waren  die 
judisclien  Schüler,  deren  Zahl  übrigens 
durch  eine  Reihe  von  Ausnahmebestim- 
mungen auf  ein  Minimum  reduziert  war, 
noch  (fie  Zielscheibe  spezieller  Verfol- 
gimgen.  Gegen  all  das  rebellierte  die 
Schutjugend.  Knaben  und  Mädchen 
wählten  aus  ihrer  Mitte  Streikfuhrer, 
diese  lasen  den  Professoren  die  Forde- 
rungen vor,  und  sagten  die  Professoren 
Nctn,  «o  ging  die  Jugend  demonstrativ 
nach  Hau  e.  In  einzelnen  Fällen  kam  es 
zu  recht  gewaltsamen  Szenen.  Scharen- 
weise wurden  Knaben  und  Mädchen  ver- 
haftet, allcrdinps  nicht  auf  lange.  Die 
Eltern  der  streikenden  Jugend  aber  hiel- 
ten, allen  zarischen  Gesetzen  und  Ver- 
boten entgegen,  eine  öffentliche  Ver- 
sammlung in  Warschau  ab.  zu  welcher 
auch  der  kaiserlich  russische  Kurator  des 
Warschauer  Unterrichtsbezirks,  ein  Herr 
Schwarz,  geladen  wurde  tmd  erschien. 
Die  Redner,  <lic  ohne  Rücksicht  auf  die 
Gegenwart  des  Beamten  Polnisch 
sfmchett.  verlangten  mit  grosser  Ent» 
schicdcnhcit  einen  radikalen  Systcm- 
wechsel  im  Schulwesen,  die  Kühneren 
auch  einen  Systeniwechsel  in  der  Politik. 
In  cVkti  dieser  Sache  fuhr  auch  eine  De- 
putation ans  Warschau  nach  Petersburg, 
itm  der  Regierung  eine  Denkschrift  ZU 
überreichen.  In  der  Deputation  waren 
verschiedenerlei  adelige  und  bürgerliche 
I'Kinente  vertreten,  von  dem  konserva- 
tiven Gfrafen  Tyszkiewicz  bis  zu  dem 
greisen  liberalen  Schriftsteller  Swien- 
tochowski.  Ixtzterer  liatte  die  Denk- 
schrift verfasst,  deren  mannhafter  Ton 
in  Warschau  allgemesn  Anklang  fand. 
Als  aber  die  Mehrheit  der  Deputation 
es  für  nötig  hielt,  den  Wortlaut  der 
Denkschrift  in  abschw.ächendem  Sinne 
2U  ändern,  zog  sich  Swientochowski 
zurück.  Witte,  der  die  Deputation  em- 
pfing, machte  ihr  einig«  Hoffnungen,  die 
aber  bald  darauf  durch  einen  Ukas  des 
Zaren  jäh  zerstSrt  wurden.  I^u  kam 
dann  ncch  die  c^^te  Tat  des  neuen  Ge- 
neralgouvemetu's  von  Warschau,  des 
bidiolgen  Kosakcngenerals  Maximo» 
witsch :  er  forderte  den  Unterrichtsminis- 
ter auf,  die  Universität  Warschau  als 
einen  Revolutionsherd  zu  schliesscn.  Dies 
geschah,  und  zugleich  wurden  sämtliche 
Hörer  für  relegiert  erklart. 
IN  anderer  Form  äussert  sich  die  natio> 


nale  Bewegung  bei  den  Bauern.  Mdir 

und  mehr  war  in  den  letzten  Jahr/r'inteifc 
die  Selbstverwaltung  der  Dorfgenieiniden 
xn  einem  toten  Buchstaben  geworden  j 
man  hatte  der  Gemeindeversammlung  die^ 
russische  Verhandlungsspraciic  und  — 
entgegen  dem  klaren  Wortlaut  des  Ge- 
setzes —  die  Anwesenheit  und  I-oitnng 
des  russischen  Landrats  aufgedrängt,  dem 
Gemeindeamt  aber  die  russische  I>ienst> 
Sprache  und  einen  vom  Landrat  ernann- 
ten Dorfschreiber  oktroyiert;  und  Land- 
rat und  Schreil>er  taten  mit  der  Ge- 
meinde und  ihren  Geldern,  was  sie  woll- 
ten. Jetzt  aber  hat  eine  Agitation  sxt 
gunstcn  der  Wiederherstellung  der  pol- 
nischen Sprache  in  Versammlung  und 
Amt  eingesetzt,  was  in  der  Praxis  be- 
deutet, dass  die  russischen  Beamten  den 
Mund  zu  halten  haben.  Hunderte  von 
Gemeinden  haben  bereits  in  diesem 
Sinne  beschlossen  und  entsprechende 
Eingal)cn  nach  Warschau  gerichtet.  Die 
Regierung  antwortet  mit  Drohtmgen  und 
Verhaftungen. 

INZWISCHEN  geht  in  den  iwlniscfaen 

adeligen  und  biirRerlichcn  Kreisen  eine- 
vollige  Neuordnung  der  Partei- 
verhältnisse vor  sieh.  Die  konser* 

vativen  /iusgtcichs freunde,  welche  durch 
geheuchelte  Loyalität  die  Gunst  der  rus- 
sischen Regierung  und  Dynastie  zu  er- 
schleichen hofften,  sind  zum  Anachronis- 
mus geworden ;  alle  Welt  sieht  ein.  dass. 
von  der  russischen  Regierung  nichts, 
von  der  russischen  Opposition  aber  recht 
viel  zu  erwarten  ist.  Aber  auch  die 
Xationaldemokratie,  welche  dem  Bürger- 
tum nur  einen  unfruchtbaren  Chauvinis- 
mus und  einen  bornierten  Sozialistenhass. 
aber  weder  ein  brauchbares  ökotmini-chcs 
Prt^ramm,  noqh  einen  handfesten  poli- 
tisch revolutionären  Aktionsplan  zu 
bieten  Iiattc,  ist  so  gut  wie  völlig  ver- 
fallen. Dagegen  bildet  sich  eine  neue, 
wesentlich  radikalere  hurgcriiche  Linke 
heraus,  für  die  sich  der  Name  I'ort- 
schritttiche  Demokraten  einzubürgern 
beginnt.  Die  neue  Partei,  zu  deren  Pro- 
grammpunkten das  allgemeine  gleiche 
Wahlrecht  und  die  Neugestaltung  des 
russischen  Reiches  in  föderalistischen* 
Sinne  gehört,  ist  bereits  mit  den  russi- 
schen Liberalen  in  freundschaftliche  Füh- 
lung getreten.  Aber  auch  ihre  Stell  ungj- 
zuni  Sozialismus  ist  für  den  Augenblick 
wenigstens  keine  ganz  unfreundliche,  da 
die  hrt^inendc  Ungeduld,  d<n  7ari'~chen 
Absolutismus  nebst  der  Russilizicrungs- 
wirtschaft  endlich  los  zu  werden,  die 
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Klassenfeindschaft   gq^en  die  Arbeiter- 

r>r.rtf!  fürs  vr^'.c  nodn  Stark  in  den 
Hintergrund  drangt. 

X  X 
IttnMGIllonIk   DER  bayerische 

Krit'gsinini.stf  r  Freiherr  von 
Asch,  der  sich  mit  dem 
Zentrinn  üherworfen  hatte,  erhich  An- 
fang April  den  nachgesnchten  Abschied 
bewilligt.  X  Das  neue  italienische 
Ministerium  Fortis  stellte  sich  am  4.  April 
der  Deputiertenkammer  \or.  X  Am  8. 
April  l)Oschl()ss  diic  f  r  a  n  7  ti  s  1  sc  h  e 
Kanuner  mit  J53  gegen  219  Stimmen,  in 
die  Spezialdebatte  öher  den  Gesetzent- 
uiirf,  betrefFt-nd  die  Trennung  der  Kirche 
vom  Staat,  einzutreten.  X  In  Makedo- 
nien und  Kreta  nehmen  die  inneren 
Wirren  und  Unruhen  wieder  in  bedroh- 
licher  Weise   zu.  RICHARD  CALWER 

8ozia»politik 

'SotialeZuaUndeUIS  in  die  dunkcLsten 
Winkel  hinein  durchleuch- 
tet die  Schrift  des  sozial- 
demokratischen Reichslagsabgeordneten 
Joseph  Herzfeld  l^ic  Landarbeiter 
in  Mecklenburg  /Berlin,  Buchhandlung 
Vorumrts/  die  sozialen  Verhältnisse  des 
-gelohtm  Oi  l:s,  u  \  <f>flandes.  Da-<  er>c!un- 
temde  soziale  Trauerspiel,  das  Mecklen- 
burgs starke,  steifnackige  Banem  tn 
arm-(]i?c  län<lliche  I^ihnarbeiter  ver- 
wandelte, entwickelt  pich  in  der  Herz 
feldschen  Schrift  Akt  für  Akt.  Mit  rus- 
sischer Brutalität  die  Junker 
Mecklenburgs  die  uhcrwahiiicndc  Mehr- 
heit des  mccklcnburgiselu  II  Bauernstan- 
des. Eine  wirkliche  liochfliu welle  von 
Uiecklenburgischen  Auswanderern  ergo-^s 
sich  nach  der  bürgerlichen  Revolution 
von  1848  über  Amerika.  Nachdem  «ich 
ein  rauher  Reif  über  die  fröhlichen  Hoff- 
nungsbluten.  die  diese  Revolutioii  in 
Mecklenburg  weckte,  gel^  hatte,  wan- 
derten 1850  bis  1854  alldn  über  Kamburg 
nach  den  anitlichen  Registern  der  Ham- 
burger Polizeibehörde  27211  Mecklen- 
burger, und  zwar  meist  ans  den  Gebieten 
der  Ritterschaft  und  der  Domantalp.-icht- 
httfe  nach  Amerika  aus.  Die  Her/teld- 
sche  Arbeit  über  die  heutigen  sozialen 
Verhiiltnisse  der  Tagelöhner  Mecklen- 
burgs bringt  sehr  lcl>enswahre  Schilde- 
rungen dieser  Verhältnisse  aus  den  Fe- 
dern ländlicher  Arbeiter  und  Schnitter 
selbst.  Die  nüchternen,  von  Herzfeld 
wörtlich  zum  .Abdruck  gebrachten  Ar- 
beitsverträge von  SchweinefüUerern,  I'c- 
.putaiisieH,  atmen  den  Geist  mittdalter- 


licher  Gebundenheit  und  HSrigkeit.  Die 

landesgesetzlichen  Ausnahmegesetze  und 
die  Rechtsprechung  Mecklenburgs  in  vie- 
len Prozessen  der  Arbeiter  gegen  ihre 
Dienstherren  machen  die  Existenz  der 
mecklenburgischen  Landarbeiter  zu 
einem  wahren  Hclotendasein.  Das  An- 
klagematcrial.  das  Ilerzfcld  gegen  die  so- 
zialen und  rechtlichen  Verhältnisse 
Mecklenburgs  turmhoch  aufhäuft,  muss 
jeden  vorurteilsfreien  Leser  zum  nnein- 
geschranklen.  uberzeugten  Anschlnss  an 
die  Ansicht  Herzfelds  führen :  »Für  die 
Landarbeiter  gibt  es  bei  diesem  Recht, 
dieser  Besetzung  der  Gerichte,  Lesern 
Vorfahren  und  diesem  Kostenwesen  ma- 
teriell keinen  Reditsschutz  im  Arbeils- 
verhältnis.« 

X  X 
Prostitution  IM  .Auftrage  der  Deut- 
schen Gesellschaft  sur  Be- 
hätii^fur.!^  (Irr  GeschleehtS' 
k-ranhheitcn  ermittelte  der  Verfasser  die- 
ser Zeilen  die  Wohnungsmissstande  im 
Prostitmions-  und  Schlafgängerwesen 
der  deutschen  Gross-  und  Mittelstädte. 
Zur  Kennzeichnung  des  eigenartigen  so- 
zialen Charakters  der  modernen  Prosti- 
tution ist  folgendes  Ergebnis  von  Wert: 
Die  Prostitution  tritt  in  den  Distrikten 
mit  kapiulistischer  Produktion  nicht 
überall  und  namentlich  nicht  in  dem 
gleichen  Stärkegrade  auf.  Eine  Kon/ni- 
tration  verschiedener  sozialer  Klassen- 
elemente an  einem  Ort  ist  die  Voraus- 
setzung für  die  massenhafte  Ent■^tchnng 
der  Prostitution.  Das  platte  Land  mit 
einer  sozial  einheitlichen  landwirtsduift- 
lichen  Bevölkerung  ist  fast  völlig  von 
der  ProMitution  frei  gel)liel>en.  Die  kon- 
zentrierte Bevölkerung  der  Städte  mit 
tiefgehenden  sozialen  Klassenuntersdiie* 
den  erzeugt  die  Prostitution  als  Massen- 
erscheinung. Städte  mit  einem  nniglichst 
einheitlichen  .sozialen  Charakter,  zum 
Beispiel  ausgesprochene  Fabrikstädte  mit 
nur  gering'-u  Prozcnt-.it/<n  vr>n  .Ange- 
hörigen der  grossbürgcrliclicn  Klassen, 
der  liberalen  Berufsarten  etc.,  halten  die 
Prostitution  in  sehr  engen  Grenzen.  Die 
weiblichen  proletarischen  Klassenmit- 
glieder, die  sich  am  engsten  mit  den  Elc- 
tnenten  der  olx^rcti  sozialen  Klassen  l>e- 
rühren.  fallen  am  ehesten  der  Prostitu- 
tion anheim,  zum  Beispiel  die  Dienst- 
mädchen, die  meist  unter  dem  gleichen 
Dache  mit  den  .Angehörigen  der  bürger- 
lichen Schichten  hausen.  Die  Prostitu- 
tion ist  also  im  wesentlichen  eine  städti- 
sclw  sotiaie  Ersdietnung,  die  auf  der 
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ria<sciiliaften  Anliänfimg  von  Mitglie- 
dern der  verschiedenen  sozialen  Klagen, 
namentlich  grosstifirgerlidier  und  prole- 
tarischer, an  einem  Orte  Ix-niht. 
DER  Kongrcss  der  Deutschen  Gcsdl- 
schaft  zur  Bekämpfung  der  (.esehUthtS- 
kiduklteilen  in  MünclKii  l>r:ichtc.  wenn 
nuiii  die  gedruckten  Referate  der  An- 
hänger der  Ka^ernierung  der  Prostitu- 
tion kritisch  durchprüft,  eigentlich  eine 
vernichtende  Niederlage  diesen  Anwäl- 
ten des  Kasernierungsgedankcns.  Die 
Kasernierung  der  Prostitution  setzt,  soll 
sie  nicht  die  erst  strauchelnden  Mädchen 
völlig  7V.m  Ertrinken  im  Scliniui/c-  der 
Prostitution  bringen,  utn tastende  soziale 
Fursorgeeinrichtungen  für  diese  Mäd- 
chen voraus.  Die  Kasernierung  der  Pro- 
stitution erstreckt  sich,  wie  das  i5ei spiel 
Bremens  beweist,  nur  auf  eine  kleine 
Gruppe  von  Prostituierten.  Die  Kaser- 
nieriing  der  Prostitution  ist  offenbar  ein 
tippiger  Nährboden  für  sexuelle  Per- 
versitäten« In  dem  gedruckten  Referate 
eines  Anhängers  der  Kasemierung  der 
Prn-titution,  des  Herrn  Dr.  Stachow-Bre- 
luen,  findet  sich  der  Satz:  *0b  die  .\u$- 
übung  sexueller  Perversitäten  häufig  ist, 
ist  mir  nicht  bekannt.  Da^s  fast  in  jeder 
Wohnung  eine  Rute,  gelegentlich  auch 
Schliesseisen  vorhanden  sind»  deutet  dar- 
auf hin.€ 

X  X 
FUrsorgewtia-  IK  Fteussen  wurden  lyoi 
•»«">8  im    ganzen    7787  Knaben 

und  Mädchen  der  Fiirsor- 
gecrzichung  überwiesen.  Im  nächiten 
Jahre  sank  die  Zahl  der  Fürsorge/ög- 
Itnge  infolge  der  engherzigen  Auslegung 
des  Für>()rgi'er/ieliungsgcset/es  durch 
das  Kamnicrgcricht  beträchtlich  her- 
ab. In  England  und  Schottland  be- 
fanden sich  in  Zwangset ziehunj^  am  ^r. 
Dezember  igoi  in  den  sogcnanm«;n  hc- 
formatory  Schoots  4637  Knaben  und 
Miidehon  imd  in  den  fndustrial  Schonls 
iSyo5  Knaben  und  Mädchen.  England 
und  Schottland  greift  viel  energischer 
mit  der  Zwangserziehung  durch,  ;  ls  die 
sociale  Monarchie  Preisten.  Es  wurden 
allein  in  den  Industrial  Sckoolt  im 
Jahre  1900  24718  Kinder  aufgenommen. 
Im  ganzen  wurden  bis  31.  Dezember  1900 
in  den  Industrial  Schools  128067  Kinder 
und  in  den  Reformator^  Schools  68 136 
Kinder  bis  zum  31.  Dezember  iQriT  auf- 
genommen. Es  wurden  zu  Cefiingnis- 
strafen  verurteilt  im  Jahre  1S56  ii  808 
Knaben  ttnter  16  Jahren,  1899  dagegen 
nur  1366,  und  1^6  2173  Mädchen  und 


189(1  nur  72  Mädchen.  Man  bestraft  die 
jugendlichen  Verbrecher  nicht  mehr  in 
so  grossem  Umfange,  wie  früher,  son- 
dern ülKTweist  sie  der  Zwang^^or 'ieliung. 
DER  Einfluss  der  Zwangscrzieluings- 
sdmlen  wird  in  England  und  Schottland 
von  dem  genauen  Kenner  dieser  Anstal- 
ten, von  Herrn  Dr.  Heinrich  Reicher, 
in  seinem  sehr  instruktiven  Werk  Die 
Fürsorge  für  die  vertwhrloste  Jugend 
/Wien,  Manz/  als  ausserordentlich  gün- 
stig bezeichnet.  P>etr;ichtlich  ginp  r.liri- 
gens  in  England  und  Wales  die  Zahl  der 
erwadisencn  Verbrecher  herab:  von 
T  75  360  im  Jahre  1882  auf  1449^4  int 
lahre  1900. 

X  X 
ArbaltWMkn»  DIE  hislu-r  eingelaufenen 
tariat«  Berichte  der  deutschen  Ar- 

beitersekretariate  lassen 
im  allgemeinen  eine  beträchtliche  Erwei- 
terung des  Wirkungskreises  dieser  für 
den  Rechtskampf  des  Proletariats  so 
nützlichen  Institute  erkennen.  In 
Nürnberg  erhöhte  sich  die  Frequetiz 
im  lalire  ux)4  um  1278  T'ersonen,  in 
Frankfurt  a.  M.  stieg  die  Besucher- 
zahl des  Sekretariats  von  28758  auf  , 
29904.  In  Frankfurt  lag  eine  geradezu 
ungeheure  Arbeitslast  auf  den  Schulteni 
von  nur  2  Arbeitersekretären.  Wann 
wird  endlich  ein  dritter  Arl)eitcrsekretär 
in  Frankfurt  angestellt  werden?  Der 
Frankfurter  Bericht  bringt  diesmal  eine 
ausführliche,  sachkundige  Abhandlung 
über  die  Frankfurter  Fabrikinspektion: 
Drcissig  Jahre  Frankfurter  Fabrik-  und 
Gaverhcinspektion  aus  der  Feder  D  r. 
Max  Quarcks.  Der  Nürnberger  Ar- 
beitersekretariat->bericlu  triiet  in  fesseln- 
der Darstellung  die  zehnjährige  Ge- 
schichte des  Nürnberger  Arbeitersekreta- 
riats vor.  Der  Sozialpolitiker,  der  die 
Entstehungsgeschiehte  der  deutschen  .Ar- 
beitersekretariate studieren  will,  erhält 
jetzt  in  dem  to.  Bericht  des  Nürnberger 
.Arbeitersekretariats  das  Quellcnmaterial 
dieser  Geschichte  in  die  Hände  geliefert. 
Da-  Pforzbeimcr  ArbcitersekneU- 
riat  hat  mi  ersten  Jahre  14QO  Besucher 
aufzuweisen. 

X  X 
Kant  Cteoalk  DIE  Errichtung  «nes  5<>- 

sialen  Museums  in  Bre- 
men durch  den  bürger- 
lichen Volksverein  steht  bevor.  X  Die 
KoiniTii>sion  des  Abgoordnetenh.iuses  gab 
der  Bcriggesetznovellc  direkt 
eine  arbeiterfeindliche  Richtung.  X  Am 
6.  April  igoi  betonte  der  neue  preussi- 
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sehe  Minister  des  Innern,  von  Bethmann- 
Hollwcg.  bei  der  Besprechung  des  An- 
trags Douglas,  beireffend  die  Schaffung 
tincv  ^^>^■:^wohlt'l!^rtsamtes,  die  Not- 
wendigkcii  einer  Fürsorge  für  die 
"Gesunden.  Es  stehe  und  falle  die 
Zukunft  unseres  Geschlechts  mit  der 
Heranbildung  einer  körperlich  derben, 
gegen  die  Unbilden  des  Lebens  gefeiten 
Generation,  es  komme  in  erster  Linie 
•darauf  an,  gesunde  Werte  weiter  su 
entwidedn.  ■  paml  tummmmm 

Boalato  KommMiwJpoWIk 

•iMiipiaJilli  DER  ht(  IS  wachsende  Geld- 
bedarf unserer  Grossstädte 
zeitigt   unaafhörlich  neue 

Steiicrprojekte,  insbesondere  dort,  wo  man 
•daran  festhält,  bei  der  kommimalen  Ein- 
kommensteuer den  Satz  von  ioo%  der 

staatlichen  nicht  zu  überschreiten.  So  hat 
Frankfurt,  um  dieses  Ziel  zu  erreichen, 
sich  im  Vorjahre  ein  vollständig  neues 
Steuersystem  gegeben,  so  hat  Wiesbaden, 
ilcjn  Beispiele  Frankfurts  folgend,  in  die- 
ssem  Jahre  sich  mit  neuen  Steuervorlagon 
zu  beschäftigen  grhaht.  Si>  i>;t  in  Berlin 
«in  besonderiT  Auxsclius.s  für  die  Suche 
nach  neuen  Steuern  eingesetzt  worden. 
Der  Frankfurter  Magistrat  liatte  zur 
Deckung  des  Steuerbedarfes  und  zur 
Schonung  der  EinkomaK-nsicuor  zwei  (ie- 
1>ühren  ausgebeckt:  die  Kanalben ut/^ungs - 
gebühr  und  die  Hausmöllabfuhrgebühr. 

die  beide  niolu  von  dem  Hausl/e-it/er, 
sondern  von  dem  Mieter  zur  Erhebung 
konnncn,  tmd  da  sie  in  Prozenten  des 
Mietwertes  berechnet  werden,  tatsächlich 
nichts  anderes,  als  verkleidete  Mietsteuern 
sind.  Auch  der  Wiesbadener  Magistrat 
hat  ;'ur  Deckung  des  Defizits  die  Ein- 
führung einer  Kanalbenuizung.sgebühr 
vorgeschlagen  und  dafür  atlch  die  Mehr- 
heit der  Si.idtverordnetenvcrsammlung 
.gewinmeii.  Durch  die  Kanalbenutzungs- 
gebuhr  sollen  200000  Iiis  250  ckxi  M.  auf- 
gebracht werden.  Sie  kommt  bei  einem 
Mietwert  der  Wohnungen  l)is  300  M.  nicht 
in  Ansatz,  Ijei  300  bis  .M.  betragt 
1%,  bei  600  bis  900  M.  iVj  und  bei  mehr 
■als  900  M.  S%.  Ausserdem  empfahl  der 
Magistrat  die  Er!u»lnn;g  der  Umsatzsteuer 
für  bebaute  und  unbebaute  Grundstücke 
von  I  auf  Die  erhöhte  Umsatz- 

steuer soll  150-  bis  200000  M.  einbringen. 
Die  dann  noch  nnge<ieckt  bleibenden 
100000  bis  i^oöüo  M.  sollen  durch 
Streichung  der  Zuweisung  an  dm  Aus- 
gleidisfonds  und  Kürzung  der  selben  an 
•den  Diqtontionsfonds  gedeckt  werden. 


DER  Berliner  Ausschuss  für  Steuersuchc 
macht  zunächst  eine  Anzahl  von  Vor- 
schlägen, die  eine  Anderuner  des  Korn» 
mtmalabgabengesetzes  anstreben.  Sie  be- 
ziehen sich  auf  die  Aufliebung  der  Privi- 
legiein  hinsichtlich  der  konununalen  Ein- 
kommen besteuerung.  auf  Erweiterung  der 
Dcklarationspthcht.  auf  Erweiterung  des 
Kreises  der  einkommenpfliditigen  Per- 
sonen, auf  die  Beseitigung  und  Ände- 
rung der  die  Verteilung  dei  Steuerbedarts 
auf  die  Steuerarten  regelnden  Bestim- 
mungen des  Kommunalabgabengesetzes, 
sowie  auf  Se  Heranziehung  der  an  regu- 
lierten Strassen  liegenden  unbebauten 
Grundstücke  zu  einer  Bauplatzsteuer. 
Von  den  sofort  ausführbaren  Steuerpro- 
jekten hat  insltcsondcre  der  Vorschlag 
einer  Lustbarkeitssteuer  Widerstand  in 
weiten  Kreisen  der  Bevölkerung  henror- 
gernfen.  Die  Lustbarkeits Steuer  soll  die 
teureren  Plätze  im  Zirkus,  in  Theatern, 
überhaupt  bei  Veranstaltungen,  welche 
von  Fremden  viel  besucht  werdi^n,  treffen, 
kulturellen  und  gemenuiulzigen  Bestre- 
bungen sd!  dabei  in  schonender  Weise 
Rechnung  getragen  werden.  Der  Aus- 
schuss hat  es  nicht  klargestellt,  ob  er  nur 
eine  Theaterbilletsteuer  cnler  eine  allge- 
meine Lustbarkeitssteuer  beabsichtige.  Bei 
der  letzteren  würden  in  erster  Linie  wie- 
der die  nichtl)csitzcnden  Klassen  der  Be- 
völkerung getroffen  werden,  deren  Lust- 
barkeiten sidi  im  Wirtshaiue,  teils  als 
Veranstaltungen  der  Wirte,  tcil.<^  al> 
solche  von  Vereinen,  abspielen,  während 
die  im  privaten  Hause  gegebenen  Ver- 
gnügungen der  besitzenden  Klasse  steuer- 
frei bleiben  würden.  Nicht  so  schwer- 
wiegende Einwand  s  lassen  sich  gegen  die 
Billetsteuer  erhellen,  namentlicli  wenn 
die  von  den  weniger  beniiitelten  Klassen 
benutzten  Plätze  von  ihr  befreit  bleilxin. 
Allein  au*;  dein  Einwand,  dass  sie  eine 
indirekte  Steuer  sei,  lässt  sich  keine  Ab- 
lesung dedusaeren.  Dagegen  trifft  auf 
sie  das  selbe  zu,  wie  auf  alle  Luxus- 
steuem  überhaupt :  ibre  geringe  Ertrags- 
tahigkeit  und  der  vexatorisebe  Charakter 
der  Massregel.  Zwecks  einer  gleich- 
massigeren  Besteuerung  der  bebauten 
und  unbebauten  Grnnd^tlicke  ^cl.lug  der 
Ausschuss  eine  Umgestaltung  der  kom- 
munalen Grundsteuer  nach  dem  Mass- 
stab des  genieinen  Wertes  vor  und  em- 
pfahl die  Besteuerung  des  unbebauten 
Grundbesitzes  zu  einem  höheren  Prozent- 
satz, als  die  des  bebauten  Grundbesitzes. 
Eine  Kritik  dieser  Vorschläge  erübrigt 
sich  an  dieser  Stelle,  nadidem  schon 
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früher  in  dem  Artikel  Die  städtische 
Cmndrtnte  und  ihr*  Bekämpfung  in  Le- 
sern Bande  der  Sozialistischen  Moiiats- 
Jiefte,  pag.  248  fF..  die  Besteuerung  nach 
•dem  gemeinen  Werte  eingehend  unter- 
51'cht  wurde.  Eine  Erhöhung  der  Hunde- 
■steucr  von  20  auf  40  M.  empfahl  der  Aus- 
schu&s  abzulehnen  nnd  den  Boschluss 
über  die  Einführung  einer  besonderen 
Betriebssteuer  auszusetzen.  Mai)  kann 
nicht  gerade  behaupten,  dass  die  Vor- 
schläge des  Au.sschus9es  sich  durch 
schöpferische  Kraft  und  Grosszügigkeit 
auszeichnen.  Auch  die  vorgeschlagene 
Besteuerung  des  Grund  und  Bodens  nach 
dem  gemeinen  Werte  ist  nur  der  schwäch- 
liche .\nfang  einer  R^:•^lcuerung  cUt  Ge- 
winne, die  in  der  Kentensteigerung  dem 
OmndbesitKTttmi  zugefallen  sind. 
VOM  23.  bis  zum  25.  Mär?  frmrl  in 
Dresden  der  sächsische  Gemein- 
detag statt,  auf  dem  etwa  taoo  Ver- 
treter sächsischer  Gemeinrlen  sich  mit  der 
bevorstehenden  Genieindcsteuerreform  be- 
sdiäftigten.  Bekanntlich  hatte  die  Re- 
gierung im  Vorjahre  dem  Landtage 
ein  Gcmeindcabgabengesetz  unterbreitet, 
-dessen  Bestimmungen  sehr  scharfe  An- 
grifle  fanden.  Der  Entwurf  kam  iiuht 
2tir  Erledigung,  die  Regierung  hait  ai»cr 
daran  fest,  dass  infolge  der  wesentlichen 
Umgestaltungen  der  Gemeinverwaltung 
und  der  damit  verbundenen  Erhöhungen 
der  Leistungen  eine  durchgreifende  Re- 
form des  Gemeindesteuerwesens  geboten 
sd.  Sie  ist  auch  jetzt  noch  der  Über- 
zeugung, dass  einheitliche  Gniiid^.it/'e 
Über  das  Steuerwesen  im  Staate  und  in 
der  Gemeinde  im  Interesse  der  Gemein- 
den, wie  in  dem  des  Staates  durchgeführt 
werden  müssten.  Inf(^gcdcsi>en  beschäf- 
tigte sich  der  sächsische  Gemeindetag 
zunächst  mit  der  Stellung  der  Stände 
nnd  den  Erklärungen  der  Regierung  zur 
■Gemeindesteuerreform.  Ein  Referent,  der 
dicst-n  Punkt  behandelte.  em]>fahl  die  .\n- 
nahine  der  folgenden  vnm  Vorstande  des 
Genieindctages  aufgestellten  Leitsätze: 
»A.  Der  sächsische  (jemeindctag  hält  eine 
gesetzliche  Regelung  des  Geincnide- 
stcucrwesens  für  notwendig.  B.  Die  all- 
gemeine Regelung  hat  sich  zu  erstrecken 
auf  die  Fragen  i.  der  Vorausbelastung. 
2.  der  Befreiung  von  Steuern,  3.  der  Zu- 
lässigkeit  von  Steuerabzügen,  4.  der  inter- 
Vommunalen  Stenerpflicht.  5.  des  Begin- 
ties  und  Endes  der  Steueriiflicln.  6.  auf 
die  wichtigsten  Begriffsbestimmungen, 
wshd  andi  das  Erfoidemts  der  Verhält- 
'aismässigkdt  näher  bestiimnt  werden 


möchte.«  Der  Referent  imd  sein  Korrefe- 
rent gingen  davon  aus,  dass  eine  gesetz> 

liehe  Regelung  des  Gemeindesteuerwesens 
wünschenswert  sei,  halten  es  aber  für 
dringend  notwendig,  dass  dabei  die 
Steuerautononiie  der  Gemeinden  m(>g- 
lichst  erhalten  werde.  Den  Gemeinden 
müsse  das  Recht  gewahrt  bleiben,  bei  £r- 
hchting  der  Steuern  und  .Auswahl  der 
Steuerqucllqn  <iie  ortlichen  Verhältnisse 
zu  berfidcsichtigcu.  In  der  Debatte  wur- 
den cnergri  schere  Töne  angeschlagen. 
Nicht  nur  die  möglichste  Erhaltung  der 
Gemeindeautonomie  sei  nötig,  sondern 
die  volle  imd  uneingeschränkte  Selbst- 
verwaltimg.  Von  anderer  Seite  wurde 
die  Notwendigkeit  einer  Genuin tiesteuer- 
reform  entschieden  bestritten  und  sogar 
eine  Resolutton  eingebracht,  in  der  die 
Regierung  ruift^tfnrdert  wird,  von  einer 
Gcmeindestcucrreform  abzusehen  tmd 
wieder  Beruhigung  eintreten  su  lasaen. 
Da  dic■^e  Auffassung  die  der  Mdirheit 
des  Gemeindetages  zu  sein  schien,  so  ver- 
zichtete der  Vorstand  darauf,  die  von  ihm 
aufgestellten  L/citsätze  zur  Abstimmung 
zu  bringen.  Da  die  Ri-gicrungsvertreter, 
wie  der  Staatsminister  von  Metzsch  aus- 
führte,  sich  eingefunden  hatten,  um 
scl-.atzbares  Malcrial  für  die  weitere  Be- 
handlung der  Gemeindesteuerreform  aus 
den  Beratungen  des  Gemeindetages  zu 
gewinnen,  so  werden  sie  die  Versamm- 
Ifng  unbefriedigt  verlassen  hal)€n. 
DAS  wichtigste  Ziel,  das  die  Regierung 
mit  ihrem  früheren  Gesetzentwurf  ange- 
>tr»,-l.t  hatte,  war  der  Srlu:t/  der  staat- 
lidicn  Einkommensteuer  gegen  eine  zu 
starloe  Beanspruchung  der  selben  für 
kommunale  Zwecke.  Es  war  weniger  das 
Interesse  an  der  kommunalen,  als  das  an 
der  staatlichen  Besteuerung,  das  die  Re- 
gierimg seinerzeit  zu  ilircm  Vorgehen 
veranlas^t  hat.  Gegenuber  diesem  Streben 
der  Regierung  stellte  der  Referent  über 
die  Getueindeeinkommensteuer,  Bürger- 
mfflstcr  Dr.  Neitig-Reichenbach.  die  fol- 
genden Leitsätze  auf :  »i.  Die  Einkommen- 
steuer ist  im  System  der  Gemeinde- 
steuern die  llauptsteuer.  2.  Die  selbe  er- 
fordert grundsätzlich  eine  Ergänzung 
durch  eine  allgemeine  Vermögenssteuer, 
um  das  fundierte  Vermögen  nach  der 
Leistungsfähigkeit  stärker  zu  treffen.  3. 
Jedenfalls  ist  eine  Gnmdsteuer  obligato- 
risch zu  fordern.«  Was  die  Ansgötal- 
tung  der  Gemcindecinkommensteuer  an- 
geht, so  emgfahl  er,  sie  auf  Grund  der 
Veranlagung  rar  Staatseinkommensteuer 
zu  erhdten.  Die  Steuerklassen  der  Staats« 
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e!nko:^inirn  t(  :i(  r  sollen  auch  der  Gc- 
meindccinkutnincnsteucr  zu  Grunde  ge- 
legt werden,  doch  sollen  Unterabteilungen 
innerhalb  der  Klassen  zulässijr  sein,  und 
den  Gemeinden  soll  gestattet  werden,  selb- 
ständige Steuersätze  unter  Voraus- 
setzung «riner  progressiven  Belastung  auf- 
zustellen. Die  Gtnieindceinkoinraai- 
steuer  würde  in  diesen  Fallen  eine  ge- 
wisse Selbständigkeit  erhalten  und  nicht 
nur  als  Zuschlag  zur  Staatssteuer  er- 
scheinen. 

EINE  ausführliche  Behandlung  fand 
auch  die  Besteuerung  des  Grundbesitzes. 
Von  den  beiden  Refim nii  ;i,  die  sich  in 
die  Behandlung  dieses  Punktes  geteilt 
hatten,  beschäftigte  sich  der  erste  mit  der 
CrunrUtrutr.  der  zweite  mit  den  Besitz- 
wcchselabgaben  und  der  Wertzuwachs- 
steuer. Die  Leitsatze  des  ersteren  ver> 
langen  die  Erhöhung  einer  allgemeinen 
Steuer  vom  Grundbesitze  als  Voraus- 
belastung überall  th,  wo  direkte  Steuern 
in  einer  Gemeinde  erhoben  werden.  Der 
Massstab  der  Veranlagung  der  Grund- 
Steuer  soll  von  der  Gemeinde  festgesetzt 
werden.  Die  in  dem  Regierungsentwurf 
enthaltene  Bestimmung,  dass  durch  die 
Steuer  vom  Gnuulbesitz  mindestens  ein 
Viertel  des  durch  direkte  Steuern  zu 
deckenden  Bedarfes  aufzubringen  ist. 
wird  .»I-  ein  Eingriff  in  das  Selbstbe-tim- 
miuigsreciu  der  Gemeinde  abgelehnt.  Der 
zweite  Referent  forderte  die  gesetzKdie 
Festlegung  einer  Bcsitzwechsclabgabe, 
de  ren  Erhebung  innerhalb  der  Grenzen 
von  0.5%  und  2%  von  der  Aufsichts- 
behörde nicht  versagt  werden  darf.  Neben 
dieser  obigatori sehen  Steuer  will  der  Re- 
ferent den  Gemeinden  eine  Wertzuwachs- 
steuer gfben,  die  aber  nur  bei  Verände- 
rungen im  Besitz  von  unbebautem  Ge- 
lände zur  Erhebung  kommen  sollte.  Bei 
der  .Aufstellung  der  Sieuir^iii/e  soll 
Rücksicht  auf  die  Grösse  der  Werl- 
ethühung  genommen  werden.  Im  Gesetze 
sollen  Mindest-  und  Höchstsätze  vorge- 
schrieben werden,  denen  die  Aufsichts- 
behörde nur  ausnahniswei.se  die  Genehmi- 
gung versagen  darf.  In  der  Debatte 
wurde  von  den  Freunden  der  Wertzu- 
wachsstfuer  ihre  Ausdehnung  auch  auf 
bebaute  Grundstücke  verlangt,  wahrend 
von  anderer  Seite  die  Steuer  ebenso  wie 
die  Grundsteuer  bekämpft  wurde. 
N.ACil  dem  Regierungsentwurf  sollte 
d<r  eriniderliclie  .Aufwand  der  Gemein- 
den dtircli  (lirckti'  Steuern  nur  soweit  ge- 
deckt werden,  als  er  nach  /\bzug  der  in- 
direkten Steuern   und    aller  sonstigen 


E.innahmcn  der  Gemeinden  ungedeckt 
bleibt.  Die  Gemeinden  wurden  also  in 
erster  Linie  anf  die  Einführung  indirekter 
Steuern  angewiesen  um!  damit  die  be- 
reits vorhandenen  Bestrebungen  auf  Aus- 
bildung der  indirekten  kommunalen 
Steuern  unterstützt.  Es  ist  daher  nicht 
w  V  nderbar,  dass  die  Referenten  auf  dem 
Gemeindetagc  sich  sehr  entschieden  für 
die  Verbrauchsabgaben.  Tanzsteuer  etc. 
in  Cbereinstlmmung  mit  dem  Regierungs- 
entwurfe ins  Zeug  legten.  Ihre  Leitsatze 
empfahlen  sogar,  im  Gemeindesteuer- 
gesetz  die  Erhebung  einer  Biersteuer  und 
einer  Tanzsteuer  obligatorisch  vorzu- 
schreiben. 

DAGEGEN  sprachen  sich  die  Referenten 

eiiischiedcn  gi-gcn  die  oliltgatori>cho  Ein- 
führung einer  komnmnalat  Gewerbe- 
steuer aus,  wie  sie  der  R^erungsentwurf 
vorgeschlagen  hatte.  Dieser  wollte  näm- 
lich einen  Teil  der  Erträgnisse  der  Ge- 
werbesteuer dazu  benützen,  um  Gemein- 
den mit  starker  .\rbeiterbev0lkerung  zur 
Bestreitung  der  .Armen-  und  Wegebau- 
lasten daraus  Beihilfen  zn  tabten.  Die 
ol)1igatori^rli('  Gl- werbest  euer  sowohl,  wie 
der  sogenaiuuc  ßccirksaitsgleich,  wurden 
aufs  schärfste  smgegritTen.  Doch  wollte 
man  den  Gemeinden  fakultativ  die  Er- 
hebung einer  jolchen  Steuer  und  ausser- 
dem die  Erhelnmp  (.iiur  Umsatzsti-uer 
vom  Gro&sbetrieb  im  Kiemhandel  imd 
einer  Filialsteuer  nach  wie  vor  gestatten. 
Sachsen  i-t  ja  da-  gelobte  Land  der  Um- 
satzsteuer, m  welcher  der  die  Gcraeinde- 
verwalttmgen  beherrschende  Mittelstand 
eine  Panacee  für  seine  Leiden  sidiL 
X  X 
Arbeitslosen-  DER  vergangene  Winter 
vsTSlehenna  hat  in  Münclien  eine  grosse 
Arbeitslosigkeit  mit  sidi  ge- 
bracht, in  deren  Bekän^img  77^  Per- 
sonen mit  etwa--  Über  100 000  M.  unter- 
stützt wurden.  Zu  den  Unterstützungen 
trug  die  Gemeinde  selbst  20000  M.  bei. 
Dass  eine  derartige  Unterstützung  der 
.Arbeitslosen  nur  ein  Notbehelf  ist.  der 
schwerwiegende  Cbelstände  mit  -1  ' 
führt,  braucht  hier  nicht  auseinander- 
gesetzt zu  werden.  Am  zweckmässigsten 
wird  unter  den  heutigen  \'crh.i!tnissen 
die  Arbeitslosigkeit  durch  eine  planvolle 
Kombination  sorgfältig  vorbereiteter  und 
organi>icrter  Xotstand-arbcitcn  mit  einer 
Arbeitslosenversicherung  bekämpft,  und 
von  den  vielen  vorgeschlagenen  und  ver- 
suchten Arten  der  Arbeitslo^env^•r^idlc- 
rung  scheint  uns  wieder  das  sogenaimte 
Genter  System  das  zweckmisisgste  zu 
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sein.  Es  ist  daher  mit  Freuden  zu  I)e- 
gruäsen,  dass  durch  die  Arbeitslosigkeit 
die  Münchener  Gemeindeverwaltung  zu 
einer  erneuten  Priifunfr  dieses  Systems 
veranlasst  worden  ist,  die  hoffentlich  zu 
der  Einführung  des  selben  in  München 
fuhren  wird.  Schon  im  Winter  igoa-iqo^ 
hatte  Dr.  Singer  vom  statistischen  Amt 
in  dnem  Gutaditen  dargelegt,  dass  der 
einstge  gangbare  Weg  auf  dem  Gebiete 
der  Arbeitslosen fürsorge  in  der  Annahme 
des  Genter  Systems  bestehe.  In  einem 
soeben  erstatteten  zweiten  Gutachten  hat 
er  diese  Atjffassung  wiederum  vertreten 
und  i!iit  iKUfu  (inindm  belegt.  Alle  Er- 
wägungen sprechen  nach  ihm  dafür,  dass 
eine  allgemeine  Versichennig  nnr  von  den 
durch  die  Berufsvereine  Reschnffenen 
Untcrstützungskassen  ausgehen  kann' 
wdl  mar  hierdurch  die  Beteiligung  von 
nur  ungfiinstigen  Risiken  vermieden,  die 
Zusammenfassung  nach  gleichartigen  Ri- 
siken und  die  Kontrolle  seitens  der  An- 
tjehörigen  de>  gleiclitn  Berufes  ermr)g- 
liclil  werden  können.  Dabei  wahre  das 
Genter  System  in  hohem  Masse  die 
Grundzüge  der  Selbsthilfe  und  der  Ver- 
sicherung. Ferner  werde  durch  Aus- 
dehnung dir  Zuschüsse  auf  die  zum 
Z^cck  der  Arbeitslosenunterstützung  sich 
bildend<en  speziellen  Vereine,  sowie  durch 
c'ic  (lewiihrung  der  Zuschiis>c  /u  den 
Abhebungen  von  Ersparnissen,  die  für 
dm  Fall  der  Arbeitslosigkeit  gemacht 
worden  sind,  eine  einseitige-  Bi  vorzugimg 
der  Angehörigen  der  Berufsvereine  im 
Prinzip  vermieden.  Die  Gründe,  die 
gcRcti  die  Gewährung  solcher  Zuschüsse 
geltend  gemacht  werden,  fallen  nach  Dr. 
Sirger  gegenul)er  den  Vorteilen  nicht  ins 
(iewiclit.  Er  schlägt  vor,  den  Zu<clui-.s 
der  Stadt  auf  2s7o  der  von  den  Beruts- 
vereinen  gewährten  Arbeitslosenunter- 
stützungen festzusetzen  und  den  selben 
zunächst  im  Maximtim  auf  .35000  M.  zu 
l>eschränkcn. 

DIE  Vorschläge  Dr.  Singers  haben  in  der 
Zentriimspresse,  so  zum  Beispiel  in  der 

.lu^^sbur^cr  Postzi'itutig.  lcl)haftc  An- 
fechtung gefunden.  Die  Herren  vom 
Zentrum  befürchten,  dass  eine  derartige 
Einrichtung  die  Arbeiterschaft  im  Som- 
mer vom  Lande  fernhalten  und  verhin- 
dern werde,  dass  die  Landwirtschaft 
hiüige  .Arbeitskräfte  bekomme.  Zugleich 
al)er  sehen  sie  darin  cm  System  von 
Liebesgaben  für  die  sozialdemokratischen 
Gewerkschaften.  In  der  Tat  würde  der 
städtische  Zuschuss  diesen  in  erster 
Linie  zu  gute  kommen.  Sie  zählen  näm- 


lich in  München  über  -'5  000  Mitglieder, 
die  christlichen  dagegen  nur  2050.  Die 
ersteren  haben  im  Jahre  1904  90000  M. 

Arbeitslosenuntcrstutztmtr  ausgezahlt,  die 
cinistlichen  Organisationen  dagegen  nur 
237  M.  Die  Bekämpfung  Stnger- 
schen  Vorsrlil.ngt-s  beweist  übrigens  noch, 
dass  man  sidi  kerne  grosse  Entwickehuig 
der  Zentnimsgewerkschaften  in  der  näch- 
sten Zeit  verspricht. 

X  X 
Mym  GhiMik  DIE  Mainzer  Stadtver- 
ordnetenversammlung hat 
einen  Antrag  angenommen, 

durch  den  <lie  Regierung  i-r^ucht 
wird,  ein  Gesetz  über  die  Emfuh- 
rung  der  Zwangsversicherung  des 
Hau^^gesindes  zu  erla-ssen.  X  Der 
Stadtrat  von  Pforzheim  bcscbloss. 
die  bisher  von  Gemeinde  und 
Kreis  erhaltene  allgemeine  öffentliche 
ArlK-itsnachweisanstalt  auf  die  Stadt  zu 
übernehmen.  X  Die  M  e  t  z  e  r  Strasscn- 
bi-hn  hat  ualireiul  der  ersten  6  Monate 
unter  sUidtischer  Regie  eine  Reineinnahme 
von  120824  M.  eingebracht,  was  einer  Ka- 
pitalverzinsung von  etwa  6%  entspricht. 
X  Der  G  e  r  a  e  r  Gemeinderat  bcscbloss, 
den  städtischen  ArlK'item  nach  fünfjäh- 
riger Tätigkeit  und  tadelloser  Führung 
bis  zu  einer  Woche  Urlaub  zu  gewähren, 
dem  Stadtrat  aber  die  Entschliessung  im 
einzelnen  Fall  zu  überlassen.  X  Die  Stadt 
Dresden  steht  in  Unterhandlutigen 
über  den  Ank.iuf  der  Dresflener  .Strassen- 
bahngesellschaft.  Nach  der  von  der 
Stadtverwaltung  gemachten  Offerte  erhält 
jede  Tausendmarkaktie  für  2000  M.  .3pro- 
zentigc  .Anleihe  mid  ausserdem  65  M.  bar. 
Fcnier  verpflichtet  Mch  die  Stadt,  den  Ak- 
tionären für  das  laufende  Geschäftsjahr 
1905  eine  Dividende  von  8Vi%  auszuzah- 
len. Die  Stadt  übernimmt  das  .Aktien- 
kapital im  Betrage  von  12  Mill.  M.. 
zwei  Prioritätsanleihen  von  2,04  Mill.  M. 
zu  j,'^'»  und  von  4  Mill.  M.  7u  4'  j%-  X 
Der  Nürnberger  Magistrat  hat  die 
Errichtung  einer  Ortskrankenkasse  wie- 
derum abgelehnt.  In  der  Begründung 
wird  anerkannt,  dass  die  ürtskassen  den 
Versicherten  mehr  Vorteile^  bieten,  als  die 
Gemeindekrankenkassen.  Diese  Vorteile 
wurden  alK-r  tlurch  die  höheren  Beiträge 
aufgehol)en.  Ferner  wird  in  der  Begrün- 
dinig  den  Ortskassen  vorgeworfen,  dass 
.Nie  die  freie  .Arztewabl  beschränken,  dass 
<ie  den  Kranken  aus  Riuk-icht  auf  die 
Kosten  nicht  die  nötige  Krankcnhaus- 
pflege  gewährten,  und  dass  sie  auch  zu 
politischen  Zwecken  benutzt  würden.  Mit 
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diesen  fadlmscheinigen  Gründen  sucht  der 

Magistrat  seine  ahlfluii-nde  Haltung  7U 
rechtfertigen,  die.  wiq  sclion  oft  nachge- 
wiesen wurde,  durch  die  Rucksicht  auf  das 
die  \'<T\vrilt'j!iL;  iK-hcrrschende  freisinnige 
(Irosskapiial  l)ed;nKt  huqo  UN0€MANN 

6oxi»ll»ti«che  Bewegung 
Oi»wtl«ll—  DER  Bericht  des  Zentral- 
komitees der  sozialdemo- 
kratischen Partei  Sach- 
sens zeigt,  dass,  wie  in  der  %'origen 
Rund-cliau  bereite  erwähnt,  aucli  in  dem 
abgelaufenen  Geschäftsjahr  die  Bewe- 
gung grosse  Fortschritte  gennacht  hat. 
TMier  0500  neue  Mitglieder  wurden  den 
-o/ialdemokratisclicn  Vereinen  zugc- 
itihrt.  so  dass  die  Zahl  der  organisierten 
Parteigenossen  von  38  764  auf  48  1 10 
stieg.  Das  selbe  gilt  auch  von  der  Far- 
teipresse.  Hier  ist  dn  Aufsehwung  von 
12650  Abonnenten  zu  verzeichnen,  so 
dass  jetzt  134400  Leser  der  sozialisti- 
schen rarlciprcssc  vorhanden  sind.  Der 
Kassenbericht  balanziert  in  Einnahme 
und  Ausgabe  mit  9241,40  M.  Während 
am  Anfang  des  Jahres  in  Sachsen  8()i 
sostalistische  Geineindevertreter  gezählt 
i%urd<en,  hatte  man  am  Schluss  des  sei- 
hen deren  über  1100.  Um  den  soziali- 
stischen Gcmcindevertrelern  ihre  Arbeit 
zu  erleichtern  und  ihnen  die  Mittel  an 
die  Hand  zu  gehen,  sich  in  Gemeinde- 
angelcgenheiten  einzuarheiten,  wurde  die 
Kommunale  Praxis  vom  l.  Januar  1905 
obligatorisch  eingeführt,:  die  Redaktion 
einer  besonderen  sächsischen  Beilage  der 
Kommunalen  Praxis  wurde  dem  Geno^ 
sen  PoUender  in  Leipzig  iibertragen. 
Vom  I.  Juli  ab  wird  das '  genannte 
Blatt  wik-hentlicli  und  in  grösserem  Um- 
fange erscheinen. 

DAS  Agitationskomitee  für  die  obere 

R  h  e  i  n  1»  r  0  V  i  n  7  veröffentlichte  kür?:- 
lich  seinen  Jalire>l>ericht.  Dem  Bezirke 
gehören  jetzt  Kj  Reichstagswahlkreise 
tiiid  tlas  oldenl)Urgische  Fürstentum  Bir- 
kenfeld an.  Der  Bericht  macht  auf  die 
grossen  Schwierigkeiten  der  .Xgitations- 
arbeit  aufmerksam  undi  sclüldert  dann 
den  Stand  der  Organisationen:  Soztal- 
<lcmokratische  Vereine  hestehcn  jetzt  in 
10  Kreisen;  darunter  sind  8  Kreisver- 
eine, wahrend  sich  s  auf  einen  einzelnen 
Ort  liescliränken.  In  einiircn  anderen 
Wahlkreisen  musstc  man  sich  damit  zu- 
frieden geben,  die  Parteigenossen  unter 
dem  Vcrtraueiisniänncrsystem  an  regel- 
mässige Beitragszahlung  zu  gewuimen; 
und  dann  bleiben  immer  noch  etliche 


Kreise  übrtg.  wie  Adenau-Kochem-Zell. 

Heinshcrg-Geilenkirclu-n.  die  nicht  eine 
Spur  von  Organisation  aufweisen.  Die 
Zahl  der  organisierten  Genossen  betragt 
,1200.  Einen  tnchtiü;en  Schritt  vorwärts 
haben  die  Kreise  Coln-Siadt  und  Coln- 
Land  mit  ihrer  am  i.  Januar  vollzoge- 
nen Verschmelzung  getan.  Hierdurch 
war  die  Anstellung  eines  hesoldi-ten 
Parteisekretärs  epnöglicht.  Die  Ein- 
nahmen der  Parteiorganisationen  betru- 
gen 11644  M. 

X  X 
Frankrelch:P«r-  DER  7.  Parteitag  des  /'. 
teitag  dM  /».  s.  F..  der  am  a6.  März  und 

die  folgenden  Tage  in 
Ronen  ahgehalten  wurde,  war  lediglich 
der  Einigtingsfrage  gewidmet.  Von  den 
37  Föderationen,  welche  drr  Partei  zuge- 
htiren.  waren  35  durch  94  Delegierte  ver- 
treten. An  eingeschriebenen  Mitgliedern 
umfasst  die  Partei  10971;  bei  den  Wah- 
len von  1902  hat  sie  344  500  Stimmen  auf 
sich  vcreinijit.  l.^as  Hauptreferat  halte 
der  Abgeordnete  Genosse  Augagneur. 
Der  selbe  erklärt  sich,  wie  auch  alle 
n.-.chfi 'Igenden  Redner,  im  Prinzip  fiir 
die  Einigung;  abweicheirde  Meinungen 
sind  vorhanden  in  den  Fragen  der  Tak- 
tik, der  Budgetbewilligung,  der  Beteili- 
gung am  liloc  und  der  Stellung  der 
Fraktion  zu  dem  Wuunialrat  und  der 
Cesamtpartci.  Das  ReNultat  der  drei- 
tägigen Redeschlacht,  an  der  sich  fast 
alle  bekannteren  Wortführer  der  Partei 
beteiligten,  war  die  einstimmige  Billi- 
gung der  Einigung  und  die  unveränderte 
Annahme  des  Entwurfs  der  Einigung-- 
kcmmisston.  Die  Abstimmung  war  eine 
namentliche:  das  Resultat  wurde  mit  fre- 

ruti-chein  Beifall  auf^enoinincii.  Auf 
Autrag  Jaures'  wird  dajin  noch  beschlos- 
sen, £e  Ddegierten  zum  Einigungskon- 
grcss  zu  iK-auftragen.  dahin  zu  wirken, 
da'^s  die  Verhandlungen  des  Kongresses 
öffentlich  geführt  werden,  nicht, 
wir  die  I'inigungskonimission  vorge- 
schlagen hat,  hinter  ver.sclilo.ssencn  Tü- 
ren. Nachdem  txieh  eine  Resolution  an- 
genommen war,  in  welcher  bestinunte 
Grundsätze  für  die  später  nach  vollzoge- 
mr  l'jiiigung  zu  entfaltende  Agitation 
festgelegt  sind,  und  nachdem  femer  be- 
schlossen war,  die  Rede  Jauris^  in  Bro- 
schürenform herauszugeben«  worde  der 
Kongrcss  geschlossen. 
AUS  der  Kammerfraktion  des  P.  S.  F. 
sind  die  Genossen  Gabriel  Deville-Paris 
und  Norniand-Rhöne  ausgetreten,  und 
zwar,  wdl  die  Fraktion  die  bisherige 
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Taktik  anhiebe  und  den  Bhc  verlasse. 

Die  ganze  durch  den  Kongress  in  Rouen 
geschaffene  Lage  wird  in  den  Sosiali- 
jtische»  Monatsheften  noch  ausfShr« 
lach  beleuchtet  werden. 
X  X 
MMWtgm  DIE  sozialdemokratische 
Agitation  im  norwegiwhen 
Heere,  die  nach  den  dor- 
tigen Gesetzen  öffentlich  und  ohne  mite 
Scheu  betrieben  worden  kann,  versuchte 
der  kommandierende  General  zu  unter- 
drücken, indem  die  Vorgesetzten  aufge- 
fordert werden,  den  Mannschaften  kund- 
zngeben.  dass  auf  den  Exerzierplätzen, 
<lcn  militärischen  Betrieben  u.  s.  w.  kei- 
nerlei gegen  das  Heerwesen  gerichtete 
Agitation  zulässig  ist  Bei  den  Waffen* 
ülnmgen  dieses  Sommers  wurde  auf  den 
Exerzierplauen  die  Agitationsbrosciiüre 
eines  Parteigenossen,  des  Leutnants 
Puntervold.  in  i.iooo  Exemplaren  ver- 
teilt. Die  betreffende  Broschüre  spricht 
sich  nur  gegen  den  Militarismus,  nicht 
etwa  pecren  die  Volksbewaffnung  ans. 
Der  Knegsniinister  hat  denn  auch  das 
Rundschreiben  des  konttumdierenden 
Generals  nicht  gutgehcisse«':  er  sieht  in 
dem  Verlangen  nach  einem  Valksheer 
keine  Wehrlosmachung  d<  '  Ikes  und 
keine  staatsvemichtende  AKii.ition. 
DIE  sozialdemokratische  \'ereinigung  in 
Kristiania  feierte  im  März  das  Fest 
ihres  20jährigen  Bestehens.  Sie  wurde 
am  t.  März  1885  durch  den  Genossen 
KniKlMH  gegründet  (vcrgl.  den  Artikel 
vi>n  Olav  Kringen  Der  Sozialismus  in 
Norxi'egen  in  diesem  Band  der  Soeiali- 
Slisciu'i:  M o)iatshi-fti-,  pag.  297)  und  war 
die  leitende  Organisation  für  die  nor- 
vegische  Arbeiterbewegung,  bis  im  Jah- 
re 1887  die  Xiin^'f}:ischt'  Arbeiterpartei 
gtgriindet  wurde.  Die  MJzialdemokra- 
tische  X'ercinigung  hat  aber  fortgesetzt 
für  die  Verbreitung  der  Partcigrimd- 
sälze  gewirkt  und  ist  auch  jetzt  ntKh  in 
der  selben  Wei.sc  tätig.  Bei  der  Feier 
gedachte  der  Vorsitzende  Knudsen  in 
seiner  Festrede  auch  der  Verfolgungen 
und  Schikanen  der  Bchtirden  gegen  die 
Vorkämpfer  der  Arbeiterbewegung. 
Jetzt  haben  unsere  Parteigenossen  in 
Norwegen  wctMp-  f»der  gar  nicht  mehr 
uiit  Milchen  Schwierigkeilen  zu  kämpfen. 

X  X 
MgiaB  Al  Cff    die  belgische  Ar- 

Ix-iterpartei      feierte  das 
Fest  ihres  20jährigen  Be- 
stehens. Die  Partei  wurde  im  April  1885 
von   einer  Anzahl  Parteigenossen  offi- 


ziell gegründet,  nachdem  die  selbe  schon 
jahrelang  zuvor  für  den  Sozialismus  ge- 
wirkt hatten.  Unter  den  Gründern  sind 
die  bekanntesten  Louis  Bertrand,  An- 

scele.  de  Pacpe.  Dcmhlon.  Der  Peuplc 
hat  anlässlich  der  Feier  eine  Festnum- 
mer herausgegeben.  Diese  enthält  eine 
kurzgedrängte  Geschichte  der  Partei. 
\icle  Reminiszenzen  und  auch  die  Bild- 
nisse der  ver>ti>r]>enen  Parteiführer,  wie 
Jean  Voldtrs,  Gustave  Dcfnet,  Cesar 
de  Pacpe  und  Alfred  Dcfuisseaux. 
X  X 
Rnaalteli  Polen  DIE  zahlreichen  Mord- 
<  taten      und  Metzeleien. 

welche  die  tollgcwordenen 
zari  sehen  Schergen  in  Russiscli  Polen 
während  des  Generalstreiks  verfibtcn. 
liaiHMi  für  die  poli*,i>c!ie  Partei  der  Ar- 
beiterklasse eine  neue  Situation  ge- 
schaffen. Die  Notwendigkeit  einer  wei- 
teren \'erscharfung  d/?s  revolution.nre-i 
Kampfes  gegen  den  Absolutismus  drängte 
sich  gebieterisch  auf.  Da  nun  eine  regel- 
rrrbte  Insurrektion  derzeit  nicht  in  Be 
tracht  kommt,  so  blieb  nur  ein  Ausweg 
übrig:  dem  planlosen  Terrorismns  von 
oben  einen  planvollen  Terrorismus  von 
unten  entgegenzusetzen.  Durch  syste- 
matische Vollstreckung  von  Todesurtei- 
len an  ihren  einflussreichsten  und  schul- 
digsten Häuptern  soll  die  blutbefleckte 
zarische  (»cwalthcrrschaft  in  Polen  in 
Verwirrung  gebracht  und  lahmgelegt 
werden.  Diesen  Weg  hat  die  P.  P,  S. 
betreten.  Sie  hat  nunmehr  ilircn  terro- 
ristischen Ausschuss.  so  gut  wie  ihre 
russischen  Freunde,  die  Sosialrevolutio- 
iiiire.  Die  erste  .Aktion  dieses  .\us- 
scluisses  galt  dem  Warschauer  Oberpoli- 
zeimcistcr  Baron  Nolken.  einem  hundert- 
faclKii  Mr)rder  wehrloser  .'\rl)eiter,  Frauen 
und  Kinder.  Eine  Bombe  hat  ihn  gräss- 
lich  zerfleischt.  Er  dürfte  seinen  Kolle- 
gen Nerrlich  von  Ctenstocbau  nicht 
lange  üljcrleben. 

FERNER  wurde  in  Lodz  der  Polizei- 
kommissär Schatalowitsch  durch  eine 
Bombe  getötet.   Er  hatte  am  15.  Januar 

bei  einer  sozialistischen  Stra^sendemon- 
stration  den  Fahnenträger  erschossen  und 
sodann  aus  dem  Hinterhalt  eine  Salve 

auf  die  Demonstranten  abfeuern  lassen. 
Endlich  wird  aus  Sosnowiec  die  Er- 
dolchung des  Postdirektors  Hradecki  ge- 
meldet}: er  war  ein  Spion  und  hatte  zur 
Streikzeil  Militär  gegen  die  .Arbeiter  re- 
quiriert. 

DAS  Attentat  auf  Nolken  hatte  übrigens 
ein   kleines   Nachspiel   in  Krakau  und 
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Wien.   Der  Verschwdrungs-  und  Kam- 

f^fcsnusscUuss  der  P.  P.  S.  iK-kannte  sich 
nämlich  zu  der  Tat  in  einem  cnisl  und 
würdig  gehaltenen  Flugblatt,  das  in 
Warschau  verbreitet  wurde.  Am  7.  April 
druckte  der  Naf>rzod  dieses  FhiKlilatl  ab 
und  wurde  deshalb  konfisziert ;  es  war 
dies  die  258.  Konfiskation  seit  Gründung 
des  Blattes.  Am  10,  April  verlas 
Daszynski  das  Flugblatt  im  Rciclisrat  in 
der  Etnkleid&in^  einer  Interpellation;  da- 
dtircb  war  es  tmmvnisiert,  zu  einem  Be- 
standteil des  imkonfiszierbaren  Sitzungs- 
protokolls des  Reichsrats  geworden.  Am 
II.  April  druckte  der  Naprsod  das  Flug- 
blatt von  neuem  ab>.  .  .  . 

X  X 
iBtwaatloaalaa  DAS  internationale  sozia- 
lOZlallstlaohM  listische   Bureau  vcniffcnt 

licht  einen  Aufruf  zu  gun- 
!(t«n    der  Armenier   im  Kaukasus. 

Dort    haben    bekanntlich    vor  einiKcn 
Wochen     blutige     Metzeleien  zui-clien 
Muiselmänneni   und   ATmeiiiern  stattge- 
funden.     DiT     hauptsächlichste  Schau- 
platz, der  ivjmi)te  war  die  industricreiche 
Stadt  Baku,  wo  Tausende  von  .Erheitern 
ohne  Untersdiicd  der  Rasse  und  der 
Religion  gemeinsam  streikten  und  gegen 
den  .Absolutismus  protestierten.     In  dem 
Schreiben,   welche   die   Redaktion  des 
Genfer  Organs  der  armenischen  Revo- 
lutionäre dem  intcrnationalt n  Hureau  zur 
Verfügung  stellt,  wird  der  Nachweis  ge- 
führt, dass  <fie  russischen  Behörden  es 
selbst  waicti    die  das  Massaker  hervor- 
gerufen halu  n.  iiulcni  sie  die  Tod  feinde 
der  Armenier,  die  Türken,  aufwiegelten 
und  bewaffnet  in  die  Stadt  hineinliessen. 
7-  bis  800  Tote  und  gegen  1500  Verwun- 
dete: das  i.st  das  Resultat  der  tagelangen 
Schlächtereien  in  Baku,  denen  die  rus- 
sische Polizei  und  die  Kosaken  ruhig  zu- 
sahen.   Das  Bureau  fordert  die  >>oziali'^- 
tischen  Parteien  aller  Länder  auf.  gegen 
diese  völkerverhetzenden  Schandtaten  des 
Zarismus  energi'^chen  Protest  einzulegen. 
Iis  erinnert  an  die  Resolution  des  inter- 
nationalen Kongresses  zu  Paris  /tpoo/. 
X  X 
TotanUtta       GESTORBFX     i>t  einer 
der  älteren  Görlitzer  Par- 
teigenossen.  B  e  n  i  a  m  i  n 
Lukas,  der  seit  1886,  besonder^  auch 
unter  dem  Sozialistengesetz,  in  (iörlitz 
für  die  Partei  tätig  war.   In  Luxemburg 
ist  im  Alter  von  82'  Jahren  ein  treuer 
Freund  der  deutschen  Sozialdemokratie. 
Fürsprech    Wilhelm  Leibfried, 
gestortten.    Er  hat  namentltdi  während 


des  Sozialistengesetzes  zahlreiche  Partei- 
genossen, die  durch  das  Schandgesetz 
wirt.schaftlich  ruiniert  waren.  bereit- 
willigst unterstützt.  Am  19.  März  starb 
in  Praiikfurt  a.  M.  Ikm  seinem  Sohne  de 
alle  Parteigenosse  Karl  Schramm. 
Auf  Grund  des  Sozialistengesettts  wurde 
er  seinerzeit  aus  Berlin  ausgewiesen.  Er 
wandle  sich  nach  der  Schweiz,  wo  er  das 
Bürgerrecht  erwarb  und  sich  eine  neue 
Existenz  gründete. 

X  X 
KUM  CInmMk  BKI  den  L  i  n  z  e  r  Genvin- 
deratswahlen    wurden  lo 
Sozialdemokraten  gewählt: 

die  Beteiligung  der  Sozialdemokratie  ge- 
.schah   hier  zum  erstenmal.     X  Einen 
überraschenden  VVahlerfolg  errangen  die 
Sozialdemokraten  der  S'.adt  F  r  e  i  b  u  r  g 
in  der  Schweiz,  liier  wurden  neben  41  Ka- 
tholiken und  15  Radikalen  17  Sozialdemo- 
kraten in  den  Grossen  Stadtrat  gewählt. 
Bisher  hatten  unsere  Parteigenossen  ni:r 
einen  Vertreter  in   dieser   Koi persciiaü. 
X  Im  Pfauensu'utgcr  zu  Warschau, 
einem  Gefängnis,  wo  neben  den  sdiwer- 
sten    gemeinen    Verbrechern    zeit  weih  a; 
auch    politische    untergebracht  werden, 
starben  rasch  hinter  einander  —  wie  es 
scheint,  infolge  von  Misshandlungen  — 
zwei  Mitglieder  des  Jüdischen  Arhcitcr- 
bundes:  eine  Frau  namens  Gralx^lska  und 
ein  Genosse,  der  unter  dem  Pseudonym 
Mosick  auftrat.    Beidemal  veraiiNtaltetcn 
die  jüdischen  Genossen  Strasscndemcn- 
strationen  zum  Zeichen  der  Trauer  und 
des  Protestes;  iH-ulemal  gab  die  Polizei 
Feuer  auf  die  Leidtragenden,  beidemal 
gab  es  Tote  tmd  Verwundete.  X  Die  Mai- 
festschrift der  polnischen  Sozialdemo- 
kratie  in   O  s  l  e  r  r  e  i  c  h    wurde   wept  1 
angeblicher    Gotteslästerung  konü&zicrt. 
Die  Konfiskation  wurde  jedoch  durch  da> 
übliche  I tJtiiiuijtsicniuRSVCrfahri'ii    ( >icho 
oben  unter  Russisch  Polcnl)  unwirksam 
gemacht,  so  dass  die  zweite  Antlai^e 
der  Maift'^tschrift  den  iiotteslastcrl\clu>t 
Artikel     abermals     enthalten  konnte. 
X  Die  Gemeindewahlen  in  der  däni- 
schen Hauptstadt  endeten   mit  einem 
gros.sartigen  Erfolfj  für  die  Soziaidem>' 
kraten  und  Lil  er.tlcti.    Für  die  gemein- 
same Liste  der  4  sozialdemokratischen 
und    3  radikalen    Kandidaten  wurden 
.'I  J07    bis  22  i.l.l   Stimmen  ;ibgv'gc])en. 
während  die  Gegner  es  nur  auf  18300 
Stimmen    brachten.    Die  Gemeindever- 
tretung Ko]H'nhat;rns    licstrlit  nviimehr 
aus  16  Sozialdemokraten,     \2  Radikakn 
und  14  Reaktionären.        num  poitzmn 
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Q«wHctch«fttbawi|MHg 
lytonwtlDMto  DIE  vor  3  Jahren  in 
OliMbilton  Stuttgart  geschaffene  Ver- 
einigung gewerkschaftHcher 
L«ndeszentralen  hat  durch  ihren  Sekre- 
tär. Carl  Legien.  jetzt  ihren  hrstm 
intiriHüionalcn  Bericht  über  die  Geu'crk- 
schaftsbewegung  1903  /Berlin,  Verlag 
der  Generalkommission/  herausgegeben. 
Im  dem  selben  ist  alles  irgendwie  wich- 
tige Material  über  die  Gewerkschaft5- 
bewegung  der  dem  Sekretariat  ange- 
schlossenen Länder  zusammengestellt, 
si  ucit  es  diesem  zugänglich  war.  Be- 
uliui  haben  die  Landeszentralen  von 
Lr.gland,  Frankreich.  Holland.  Däne- 
mark, Scluvcden.  Norwegen.  Deutsch- 
land, Österreich.  Ungarn,  Serbien,  Spa- 
nien und  Australien:  von  Belgien,  der 
Schweiz  und  Italien  waren  Berichte 
nicht  zu  erlangen,  der  Bericht  aus  Frank- 
reich ist  schon  im  Jahre  1903  einge- 
liefert worden.  Wir  wollen  aus  6pm 
äusserst  interessanten  Bt-richt.  der  ein 
nahezu  iibersiclitliches  Bild  der  inter- 
nationalen Gewerkschaftsbewegung  gibt, 
nur  einige  wenige  Zahlen  anfüliren.  Zu- 
nächst eine  Tabelle  über  die  Zahl  der  in 
(itn  Ländern,  die  Berichte  eingesandt 
luiben.  vorhandenen  gewerkschaftlich  or- 
ganisierten Arbeiter,  sowie  über  die  Mit- 
gliederzahlen der  den  Landeszentraten, 
angeschlossenen  Organisationen : 


Land 

/Cahi  der  (»ewcrk- 
scbaftsmi  t  g  1  i  cd  er 

Der  Landes- 
zentrale  ge- 
hören an 
MitKlifldor 

davon 
weiblich 

l.iiglanil  -    .  . 
D-incmark    .  . 
.*>ihwe<lcn    .  . 
Norwegen    ,  . 
I)cul*chland 
.  .steneich    .  . 
L'fiK-'rn    .    .  . 
Serbien    .    .  . 
Spanien    .    .  . 

Soooo 

i  J7«)S3i 

»77  5<)2 
41  13» 

3^00 

ijo  078 

3  75" 

47  03S 
Ii  0*13 

i8»3 

4  *  000 

63  84g 
47930 
7f>7» 

»77  S'H 
4«  138 
3500 
50000 

a)  Für  11)01  (letete  viT..ff<  ntlii  iitc  Ziffer). 
Weiter  eine  zweite  TatH-lle,  welche  über 
die  Einnahmen  und  Ausgaben  der  in  den 
Landeszentralen  vereinigten  Organisatio- 
nen, soweit  in  den  Berichten  darüber 
Angaben  gemacht  waren,  Aufschluss 
gibt; 


Land 

Jahres- 
einnaluac 

M. 

Jahres- 
aosgabc 

M. 

Davon  f. 

Unler- 

sttiUun- 

gat>e  für 
Streiks 

Kngland  .  . 
DAnomark  . 
Schweden  b) 
Norwegen 
DeuUcnland 
Österreicb  . 
Ücrbiea  •  • 
a)  Nor  fnr  3J 

157HJOJ7  a) 
1508034 

73»«<^ 
3933^5 

MS55 
1  OfgninI 

Hass*«!«» 
1110117 

SiSJ 

1  '734^3" 

7651 

ionen.  b; 

1043377* 
3»750 

78504 
373<üi6 
1055346 
S813 
)  Fir  1^ 

07076 

46037«» 
<0»5»5 
45*W3 

"*44 

Der  Versuch  des  internationalen  Sekre- 
tärs, eine  vergleichende  Aufstellung  der 
Hohe  der  Jahresbeiträge  zu  machen, 
musste  leid'.T  aufgegeben  werden,  da  die 
Ai^pben  nicht  vollständig  sind.  Der 
Bericht  enthält  audi  Situattonsberidite 
über  den  Stand  der  Bewegung  in  den 
Bericht  ersuttenden  Ländern  im  allge- 
meinen, über  die  Arbeitergesetzgebung 
und  anderes.  Er  sei  jedem  Gewerk- 
schafter und  Sozialpolitiker  auf  das 
wärmste  empfohlen. 

DIE  4.  internationale  Konferenz 
der  Sekretäre  der  Laudcszcnlralcn  findet 
am  aj.  Juni  in  Amsterdam  statt 
X  X 
Kongiesse  und  IN  diesem  Jahre  halten 
Vtiliaiiatafa  die  meisten  Getforlcadiaf- 
ten  ihre  Verbandstage  und 
Generalversammlungen  ab.  Allenthalben 
ist  man  denn  aurli  mit  den  Vorbereitun- 
gen zu  diesen  Tagungen  beschäftigt.  In 
der  dritten  Mar/ wache  tagten  die  Maler 
in  Hamburg.  Neben  den  bis  jetzt  an- 
gestellten 5  sollen  weitere  7  Gauleiter, 
im  ganzen  also  12  dieser  Beamten,  ange- 
stellt werden.  Ausserdem  solKn  Filialen 
mit  mehr  aU  500  Mitgliedern  Beamte  an- 
stellen können,  deren  Besoldung  durch 
die  Hauptkassc  zu  erfolgen  hat :  in  Be- 
tracht komme»  11  Filialen  mit  13  Beam- 
ten. Filialen  mit  300  bis  500  Mitgliedern 
k("<nncn  unter  Zustimmung  von  Vor- 
stand und  .Ausscbuss  gleichfalls  Beamte 
anstellen,  doch  mussm  diese  Filialen  ein 
Drittel  des  Gehalts  zahlen.  Dem  Ver- 
band ent-steht  dadurch  ciu  Mehraufwand 
von  56000  M.,  der  durch  eine  Erhöhung 
des  Verl>andsbeitrage»  um  5  Pf-  aufge- 
bt acht  wird.  Das  Statut  und  das  Streik- 
rcglement  wurden  erheblich  modifiziert, 
die  Bestimmungen  über  die  Kranken- 
und  Sterbefallunterstutzung  verbessert 
Vor'itand  und  .\u^-(•hll^s  wurden  beauf- 
tragt, eine  Beilragsberechnung  für  die 
Erwerbslosenunllerstützung  aufzustellen 
und  bis  1.  .\ugust  den  Mitgliedern  zur 
Urabstimnmng  zu  unterbreiten.  Ferner 
wurde  fiir  die  angestellten  Beamten  eine 
Gehaltsskala  aufgestellt.  Die  Bäcker 
tagten  vom  3.  bis  zum  5.  April,  ebenfalls 
in  Hamburg.  Die  auf  .Ausgestaltung  der 
Unterstützungseinrichtungen  gestellten 
Anträge  wurden  abgelehnt:  mit  a6  gegen 
20  Stimmen  wurde  be>chlos';en,  vorbe- 
haltlich einer  innerhalb  sechs  Wochai 
vorzunehmenden  Urabstimmang.  den 
WocheiilKitrap  v(in  40  auf  50  Pf.  zu  er- 
höhen. Der  Mehrertrag  soll  ausschliess- 
lich  zur  Förderung   der  Lohnkampfe 
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Verwendung  finden.  Im  Falle  <ler  Ab- 
lehnung der  Beitragserhöhung  durch  die 
Mitglieder  soll  t.  Mai  bis  30.  September 

1Q05  und  I.  März  bis  ,^0.  ScptnnlHT  if>V) 
zu  dem  selben  Zweck  ein  wöchentlicher 
Extrabeitrag  von  ao  Pf.  erhohen  werden. 

Von  Interesse  war  noch  dif  VrrlirindlunR 
über  den  Punkt  5  der  Tagesordnung 
Der  Tarifi'crtrag  mit  den  Konsum-  und 
Get!ossruschaftshäckrrcii-ti.  Man  bc- 
schlo.ss  icrncr  eine  vermehrte  Anstellung 
von  Beamten  und  setzte  eine  Beamten- 
gehaltsskala  fesU 

EIN  allgemeiner  Bergarbei- 
tertag für  Preussen.  tinUcnifcii  von 
der  Siebenerkonunission,  fand  in  den 
Tagen  vom  28.  bis  30.  Mir«  in  Berlin 
statt.  In  der  Haupt -iarbc  bi-scbäftigtc  er 
sich  mit  dem  Bergarbeiterschutz  und  der 
B^rggesetznovelle.  die  während  der  Ta- 
gung, am  27.  und  28.  März,  das  preussi- 
sche  Abgeordnetenhaus  in  erster  Lesung 
boschäftigfte.  Die  Beschlüsse  1  i  inen- 
tierten  die  Eimnütigkeit  der  Bfrgarl>eitcr 
aller  Richtungen  in  allen  den  Bergarbti- 
terschutz  betreffenden  Fragen.  Der  Ikrt;- 
arbcitertag  bedeutet  ein  Ereignis  in  der 
Geschichte  der  Gewerkschaftsbewegung. 
X  X 
Untanaiinar-  DIE  gewaltigen  Fortschritte 
*n»  der   Gewerksdiaften  und 

ihre  F.rfolge  ]ki1u:i  sehr 
förderlich  auf  die  Unternehnicrorgani- 
sationen  gewirkt.  Die  Unternehmer  haben 
im  steten  Kampfe  mit  der  organisierten 
Arbeiterschaft  sich  feste  Kampfesmctho- 
den  angeeignet  Mit  Vorlielte  bedienten 
sie  sich,  namentlich  in  Abwehr  narttellcr 
Lohnl)ewegungen  der  .Arbeiter,  des  Mit- 
tels der  allgemeinen  Aussperrung.  Doch 
führten  diese  Aussperrungen  oft  gei^ug 
7M  einer  schweren  Schädigung  des  Unter- 
nehniertunis  selbst,  das  sie  in  Szene  ge- 
setzt hatte.  Deshalb  bc&chüftigt  man 
sich  neuerdings  in  den  Unternehmer- 
orpanis;itionen  tnit  der  Hrfinduni;  neuer 
Kampfe:^nittlKxlen  gtgen  die  or^-ini-icrtc 
Arbdterschaft.  Das  Neueste  auf  diesem 
Gebiete  dürfte  jedenfalls  ein  Vorschlag 
des  Herrn  M  e  n  c  k  -  .Altona  sein,  den 
dieser  n;u  h  ilmi  yoncärts  in  einer  am 
18.  März  abgehaltenen  Sitzung  de>  Vor- 
standes des  Vereins  deutscher  Arbcit- 
gcbervcrbände  zur  Diskussion  gestellt  hat. 
Herr  Menck  will  die  Aussperrungen 
künftig  so  organisiert  wissen,  dass  die 
.\rl>citcr  in  der  Reihciif;  i!k<'  aii>geS|)t  rrt 
werden,  wie  ihre  Namen  im  .\lpiiabct 
aufeinanderfolgen.  Diese  nur  anf  einen 
Teil  der  Arbeiter  auszudehnende  Aus- 


sperrung treffe  dann  gleichzeitig  alte  und 
junge,  tüchtige  und  untüchtige,  verhei- 
ratete und  unverheiratete  Arbeiter,  nnd 

deshalb  wirke  sie  auf  die  Arl>eiter  em- 
pfindlicher. Unter  Umständen  könne 
man  sogar  als  Gegenstoss  gegen  eine 
Reihe  von  Ein^elstreiks  eine  .Aussperrung 
von  Arbeitern  dessdiKn  Berufs  über  ganz 
Deutschland  vornehmen  in  der  Weise, 
dass  man  alle  Arbeiter,  deren  Namen  mit 
dem  Buclislaben  A  anfangt,  aussperrt. 
Diesen  /4-Leuten  würden  eventuell  die 
i^-Leute  und  die  C-Leute  fol^.  Diese 
Art  der  .Aussperrung  vereinfache  auch 
die  Durchführung  der  Vi  rruf^erkl.irung 
fier  Arbeiter,  indem  jeder  .Arbeitgeber 
wisse,  dass  er  in  2>iten  solcher  Kämpfe 
die  .-^-Leute.  eventuell  die  B-  und  C"- 
Leute  nicht  in  Arbeit  nehmen  dürfe. 
Dieses  System  der  Aussperrtmgen  werde 
viel  wirksamer  sein,  als  die  jetzt  üblichen 
Aus.sperrungen.  indem  es  gewisse  .Arbei- 
terkatego rieen  geradezu  zu  Grunde  richte 
und  (if  Arl>citerorganisationen  zu  ausser- 
rrdeniiuiRii  materiellen  Aufwendungen 
nötige,  somit  liilimend  auf  die  Aggressiv- 
kraft  der  Gewerkschaften  wirke.  Der 
Vorstand  des  V^ems  deutscher  Arbeit- 
gcbcn'rrlhnidr  bat  dit  sen  schändliehen  Plan 
einer  Dezimierung  der  deutschen  .Arbei- 
terschaft, von  dem  Herr  Mendc  so  schön 
sagt,  dass  er  sich  von  srntimcntalrn  Au- 
tvandlungen  allerdings  frei  halte,  seineu 
ihm  angeschlossenen  Vereinen  zur  Dis- 
kussion empfohlen.  Die  Scharfmacher- 
piesse  begfrusst  <lcn  V'orschlag  Mencks 
natürlich  lebhaft. 

DIE  Gewerkschaften  werden  sich  auch 
nut  die>er  neuen  Kampfesmethode  der 
Scharfmacher  abzufinden  wissen,  wie  -ie 
bisher  mit  allen  Scharfinachcranschlagen 
fertig  zu  werden  wnssten. 

X  X 
Russisch  Poian  DIE  Streikl>ewcgung  hat 
ntmmehr  auf  die  Land- 
arbeiter übergegriffen 
und  dehnt  sich  hier  in  ungeahnter  \Vei>e 
aus.  An  diesen  Streiks  beteiligen  sich 
alle,  die  dauernd  oder  zeitweilig  Lohn- 
arbeit im  Dicn.stc  der  Gutsherren  verrich- 
ttn.  also  sowohl  die  auf  dem  Gute  selbst 
wohnhaften  Diener.  Knechte  imd  Xnst- 
leutc,  als  auch  die  im  Dorfe  wohnenden 
Taglöhner,  Häusler  und  Halbbaiu  r-n. 
Schon  haben  Hunderte  von  Gutsbesitzern 
und  Gutspachtem  die  Forderungen  bewil- 
ligt, die  meisten  aus  Furcht,  manche  auch 
aus  achtbareren  Motiven.  Um  so  bruta- 
ler f^rt  die  Regierung  drein.  In  La- 
nienty  (Beziric  Gostynin.  Gonvemement 
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Warscliau)  lintlc  der  Gutspächter  die 
Forderungen  der  Streikenden  glatt  bewil- 
ligt. Ihres  Erfolges  froh,  zogen  die  Ar- 
lifilor  harmlos  vergnügt  und  singend 
«lurch  das  Üorf.  Plotxhch  vertrat  ihnen 
eine  Abteilung  Kosaken  den  Weg  und 
feuerte  ohne  jede  Warnung  eine  Salve 
ab.  9  Tote  und  14  Verwundete  blieben 
auf  dein  Platz :  von  den  letzteren  starben 
später  noch  2.  Die  Untat  war  auf 
speziellen  Befehl  des  katserltch  russischen 
Landrats  verübt  wurilm.  TUr  Allel  dc'^ 
Bextrks  Gostynin  wusstc  der  Regierung 
für  ihr  Eingreifen  keinen  Dank;  viel- 
mehr wurden  die  Särge  der  erschossenen 
Arbeiter  von  Gutsbesitzern  zu  Grabe 
getragen,  welche  dadurch  ihren  Protest 
gi-gen  die  Bestialität  ihrer  iinsielx'tenen 
Besduitzer  zum  Ausdruck  brachten.  Die 
Streikbewegung  alnr  greift  immer  weiter 
um  sich;  um  ihr  Richtung  und  Ziel  zu 
weisen,  hat  die  P.  P.  S.  ein  Streikflugblatt 
in  50000  Exemplaren  gedruckt  und  ver- 
breitet. Diese»  Flugblatt  enthält  au&ser 
einer  alfgemefn-prinziptellen  Belehrung 
t'nd  eiiKT  sehr  i  iiidringüchrn  Warnung 
vor  Lückäpitzeln  ganz  spezialisierte  öko- 
nomische Fordertmgen. 
DIE  Regierung  hat  ilirt'r^eits  /u  den 
Agrarstreiks  Stellung  genommen  —  in- 
dem sie  allfälligen  Aufruhrern  mit  Kriegs- 
berichten droht.  Das  be-^jnnene  Ver- 
li;iJten  der  Streikenden  bietet  ihr  aber  kei- 
nen Vorwand  za  weiterem  Einschreiten. 

X  X 
XmmCkmrik  im  Buchdruckge- 
werbe sind  im  Jahre 
1904  .154  Firmen  ermittelt 
worden,  die  insgesamt  ;.hx>  Gehilfen  und 
2524  Hilf>arl)eitcrn  Sommerferien  ge- 
währen. X  Der  Fabrikarbeiter- 
verband veranstaltet  eine  Erhebung 
über  die  Verhältni-^sc  der  in  T.irlilzichc- 
reien  und  Lichtfabriken  beschäftigten  Ar- 
heiter  und  Arbeiterinnen.  X  Vom  27.  bis 
zum  29.  Marz  tagte  in  Przemysl  der  3. 
galizische  Gewerkschafts- 
kongress.  Anwesend  waren  75  De- 
legierte aus  14  Städten.  Der  Kongress 
fasste  sehr  energische  Beschlüsse  zu 
Künsten  des  .\nschlus8es  aller  bisher  in 
lokalen  und  provinziellen  Sondervereinen 
Organisierten  an  die  gesamtösterreidii- 
schen  Zentralvcrbände.     immt  immhmot 

Q«wo— nachaft»b«wegung 

GarltaaUUni    DIE  Arbeiten  zur  Grün- 
dung der  ersten  englischen 
Gartenstadt,   die  bekannt- 
lich in  der  Nähe  von  London  erriditet 


werden  soll  (vergl.  Sozialistische  Mo- 
»aisheftc,  1904,  L  Bd.,  pag.  414),  schrei- 
ten rüstig  vorwärts.  Wie  aus  dem  Be- 
richt der  Direktoren  an  die  Generalver- 
sammlung der  First  Garden  City  Lim. 
hervorgeltt,  ist  der  Bcl)auungsplan  bereits 
ginau  geregelt,  und  es  sind  neben  dr-i 
vorhandenen  Chausseen  eine  Anzalil 
Strassen  gebaut,  kanalisiert  imd  mit 
Wasserleitung  versehen.  Die  Errichtung 
eines  Gaswerks  ist  in  .Angriff  genommen. 
Eine  provisorische  Eis<  nh.ilmstatiun. 
Post-,  Tdegraphen-  und  ielephon- 
verbindung  sind  vorhanden.  Von  i  n  - 
d  u  s  t  r  i  c  I  1  e  n  Unternehnuuigeii  haben 
bis  jetzt  6  Terrainabschlüsse  gemacht. 
Weitere  Nachfrage  nach  Terrain  wird 
mit  Siolierheit  erwartet,  wenn  die  Auf- 
seid iessungsarbeiten  erst  weiter  fortge- 
schritten sein  werden,  da  die  Ersparnisse 
für  Fabrikanten  in  der  Gartenstadt  sehr 
hohe  sein  werden.  Sie  betragen  an  der 
P^cht  pro  Acre  Land  gegenäber  London 
etwa  10000  M.,  gegenüber  kleineren 
Städten  immer  noch  1000  M.  An  Ab- 
Rabeji  und  Steuern  sind  beim  Werte  eines 
Fabrikgebäudes  von  200000  M.  joooo  M, 
ii^hrlich  weniger  zu  zahlen.  Auch  die 
Xaclifrage  nach  Grundstücken  zu 
Wohnzwecken  lässt  sich  gut  an. 
Für  300  Parzellen  sind  Abschlüsse  er- 
folgt re>pektive  in  der  Schwebe.  1': 
leichtert  wird  die  Wohnungsbescliaftung 
durdi  zwei  BaugenosseRschaf* 
t  e  n  ,  von  denen  die  eine,  eigentlich  mehr 
eine  Kreditorganisation,  40000  M.  aus- 
geworfen hat,  um  ihren  Mitgliedern  den 
Häuserbau  in  der  Gartenstadt  zu  erleich- 
tern. Die  andere  will  selbst  Hauser  er- 
richten, um  sie  später  an  ihre  Mitglieder 
zu  vermieten.  Ferner  wird  die  Garten- 
stadt vom  I.  Juli  bis  30.  September  der 
Schauplatz  einer  von  einer  englischen 
Ge'^cllschaft  veranstalteten  Ausstei- 
fung billiger  Landhäuser  sein. 
Da  die  Gartenstadtgescilschaft  der  Aus- 
stelltmg  das  Land  zu  den  gunstigsten  Be- 
dingungen zur  Verfügung  gestellt  und 
sich  ausserdem  bereit  erklärt  hat.  nach 
Beendigung  der  .'\usstellung  unter  be- 
stimmten Voranssetzungen  die  Häuser  zu 
übernehmen  respektive  für  ilire  mehr- 
jährige Vermietung  aufzukommen,  so 
virird  voraussichtlich  der  Wettbewerb 
ein  sehr  reger  sein  und  so  dann  die  Be- 
siedclung  der  jungen  Stadt  ausserordent- 
lich gefördert  werden.  Und  damit  dürfte 
die  Garten stadtbewegtmg  überhaupt  viel- 
leicht etwas  in  Fluss  kommen. 
X  X 
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VMMMmg    WAHREND  die  englischen 

und  frniixi  isischoii  fji'tu)-, 
.scnscliaftcn  sotlKMi  dabei 
sind,  steh  nationak  Institute  zur  Lebcns- 
rc<pcktivc  Altersversicherung  ihrer  Mit- 
sHcder  zu  scIiafTen,  hal>eii  wir  es  in 
Deutschland  bisher  nur  mit  vereinzelten 
Versuchen  einiger  fortgrcschrittener  K<.n- 
sumvereine  in  dieser  Richtung  7U  tun. 
Unter  diesen  befindet  sich  die  junge.  5'XX) 
Mitglieder  zählende  Elberfclder 
Konsum-  ond  Produktivgenossenschaft 
licfrc'muR,  die  seit  dem  i.  Juli  1904  eine 
Sterbeunterstützung  für  ihre  Mitglieder 
eingeführt  hat.  Die  KonsuniKenossen- 
schafttichc  Rundschau  veröffentlicht  jttzt 
einen  Bericht  über  die  Art  und  Weise 
dieser  Unterstütning  und  ihre  Erfolge. 
Die  Genossenschaft  zahlt  hei  Todosfallen 
ihrer  Mitglieder  oder  deren  Ehegatten 
ein  Sterbegeld  von  30  M.,  bei  tutgebore- 
nen oder  Kindern  unter  'O  Jahren  rn 
M.,  bei  Kindern  von  5  bis  10  Jahmi  15 
M.,  bei  solchen  von  10  bis  15  Jahren 
20  M.  ■  Voraussetzung  der  Untcrstütiung 
ist,  dass  das  Mitglied  vor  Eintritt  des 
Sterbcfalles  seinen  Geschäftsanteil  voll 
einbezahlt  und  im  vorhergehendtn  Ge- 
schäftsjahre einen  Mindestumsatz  ^on 
250  M.  im  eigenen  Geschäft  dir  (Itnos- 
scnschaft  gehabt  hat.  Nach  der  allgemei- 
nen Elberfelder  Sterblichkettsstatisttlc 
würde  eine  solche  Untcrstützm-.p  wenn 
samtliche  Mitglieder  die  nt>i\vendigcn 
Voraussetzungen  erfüllt  hätten,  die  Ge- 
nossenschaft jährlich  87.^0  M.  kosten. 
Dodl  bleiben  die  bi>herigon  Ausgaben 
hinter  diesen  Ansätzen  erheblich  zumck: 
sie  betragen  etwa  5  Pf.  .lut  ie  loo  M. 
Umsatz  im  eigenen  Geschäft,  interessant 
sind  die  Mitteilungen  über  die  Wirkungen 
der  erw.ihnten  Bestimmungen  auf  den 
Geschäftsgang  der  Genossenschaft.  In 
der  Zeit  vom  i.  Juli  1904  bis  Eiuh-  IV- 
bruar  1905  nahmen  die  Einzahlungen  auf 
Anteile  gegenüber  der  gleichen  Zeit  des 
Vorjahres  zu  um  55%.  Der  durch- 
schnittliche Umsatz  pro  Mitglied  im 
eigenen  Geschäft  stieg  um  7%%,  während 
der  l'nisatz  im  Liefcrantentre^chiift  um 
HJ'Jr  tk'l,  woraus  für  tkn  Gesamtuni vitz 
eine  Steigerung  von  resultierte.  Zu- 

gleich fand  auch  eine  sehr  starke  .Mii- 
gliederzunahmc.  von  47^5  auf  541O,  statt. 
Dies  alles  beweist,  da^s  «he  Elbcrfelder 
Gcnossensduift  mit  der  Einführung  ihrer 
Sterbekasse  nicht  nur  eine  so:^iale  Tat 
vollbracht,  v  )iidern  zutrleieh  ihr  eigenstes 
Geschäftsinteresse  gefördert  hat 
X  X 


Wim  IN  dem  40000  Mitglieder 

starken  grös^^ten  Konsum- 
verein    Österreichs,  dem 

Ersten  Wiener  Konsumverein,  ist  eine 

etnstc  Krisis  ausgebrochen,  die  aber 
hoffentlich  einen  Ge^undungsprozcs»  ein- 
leitet. l""ine  .Anzahl  .Missstände,  so  vor 
allem  die  hohen  Preise  des  Vereins  luid 
die  im  Vergleich  hierzu  sehr  niedrige 
Rückvergütung  (6Vj%),  die  auf  eine  all- 
zu kostspielige  Geschäftsführung  zurück- 
geführt wtvde,  hatten  schon  längere  Zeit 
dtn  Unwillen  besonders  der  iiiiiuKr- 
bemittelten  Mitglieder  des  Vereins  erregt. 
Anlässlich  der  letzten  Preissteigerung  der 
Lelmisniittel  in  Wien  verdichtete  diese 
Unzufriedenheit  sich  nun  zu  cnier  ihr'.k- 
ten  Oppositionsbewegung,  deren  Fuhrung 
dem  -Vt'Mr»  Wiener  Frauenklub  zufiel. 
Diese  üpiJosition  trat  in  der  letzten  Gene- 
ralversammlung zunächst  ganz  bescheiden 
njil  der  Forderung  der  .Aufnahme  v-'»« 
zwei  Frauen  in  die  Verwaltung  auf.  Sie 
wurde  aber  von  den  vorläufig  noch  über 
eine  Majorität  verfügenden  augenblick- 
lichen Machthabern  in  der  unwürdigsten 
\V'ei>e  iK'käinpfl  und  niedergeknütl.dl : 
die  betreffende  Forderung  wurde  nach 
sturmischer  Verhandlung  abgeldint.  Vun 
hat  die  G.Hrung  natürüch  weiter  um  sich 
gegriffen.  In  einer  kürzlich  abgehaltenen 
grossen  Protestversammlung  wurden  alle 
(Mielstiindc  öfTentlich  zur  SpracIlC  ge- 
bracht :  die  aus>erordetulich  hohen,  "in 
der  iSkdpfigen  X'erwaltung.  die  sich 
übrigfcns  an-  der  I"inan/\\  eU  untl  <ier 
höheren  Bureaukratie  rekruiait.  bezoge- 
nen Tantiemen  (io%  des  810000  K.  be- 
ttagenden Reingewinnes),  die  mangel- 
hafte Rechnungslegung  und  Berichterstat- 
tung, das  bureaukratische  V'erwaltung— 
System  und  anderes  mehr.  Entschieden 
wurde  ein  Wediset  hl  den  leitenden  Per- 
sonen verlangt.  Wenn  es  auch  auf  alle 
Fälle  bedauerlich  ist.  dass  die  Opposition 
zu  diesem  äussersten  Sdiritte.  der  Ftncht 
in  die  Öffentlichkeit,  gedrängt  wurde,  so 
ist  dafür  die  Hoffnung  jetzt  um  so 
grosser,  dass  ntmmehr  auch  ganz  reiner 
Tisch  mit  den  offenbar  unhaltbar  gewor- 
dmeii  Zustanden  gemacht  wird. 
NEBEN  diesem  sich  hauptsächlich  ans 
.Angehörigen  des  gr()sscren  und  kleineren 
Bürgertums  zusammensetzenden  Konsum- 
verein gibt  es  in  Wien  noch  einen  au>ge- 
sprochenen  Arbeiterkonsumvercin  ^or- 
i^vris.  der  im  Jahre  1902  durch  Ver- 
schmelzung von  5  kleinen  Kon>,umvcr- 
einen  gebildet  wurde  und  es  bis  jeut  auf 
etwa  10000  Miti^ieder  gd>racht  hat  Er 
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hat  mit  den  hclbcii  Schwierigkeiten  z» 
kämpfen,  wie  andere  junge  Vereine  in 

(irossstädtcn. 

X  X 
ArbmiT'       DIE    Dessauer    Arbeiter - 
dr uckerei  berichtet  über  ihr 

I.  Geschäftsjahr,  das  als 
eigentliches  Betriebsjahr  aber  nur  zwei 
Monate  umfasst.    Es  wurden  während 

dieser  Zeit  in  «ler  Druckcni  fiir  5346  M. 
Arbeiten  hergesiellt.  Ein  Gewinn  konnte 
den  Umständen  nach  noch  nicht  erzielt 
werden.  DfxMi  setzte  eine  grössere  Zu- 
weisung do  Hauptanteilhabers,  des  l'olks- 
btattes  für  Attila  lt.  die  Genossenschaft  in 
stand,  die  in  Aus-iolit  gestellte  Kapi- 
taldividende von  4'j(  auszuzahlen.  Die 
.\ibcitcrdruckcrt'i  besitzt  ein  eigene-.  Ge- 
bäude, das  mit  55269  M.  tax  Buch  steht. 
Hier  befindet  sich  auch  das  Heini  des 
l 'olk'sbhttrs  da-  -eil  dem  1.  Januar  1905 
von  der  Gaio&i>en:>chaft  in  vergrös&ertem 
Umfange  hergestellt  wird.  Am  31.  De- 
>:enihcr  gehörten  der  Afbeiterdruckerei 
1069  Mitglieder  an.  die  4550  Anteile  ge- 
rechnet mid  41 603  M.  bar  eingezahlt 
hatten.  Wie  der  Bericht  mit  Genugtuung 
konstatiert,  sind  die  AnteilhalKT  zum 
weitaus  grossten  Teil  Arbeiter.  dass 
sicli  also  die  Genos>,cn>ichaft--druckerei 
Tuii  Recht  al.s  ein  wirkliclics  Arbeiter- 
unternehmen betrachten  darf. 
X  .  X 

KWMCiiMMl  DER     Umsatz  der 
G.E.Ci.    httrug    im  Jalire 

1904  J39^40^  gegen 
26  445  889  M.  im  Vorjahre.   Er  hat  also 

eine  Steigerung  von  28*^^   <Tfahreii.  X 
Die  englische  C.  W.  S.  setzte  im  ab- 
gelaufenen Geschäftsjahre  für  306183920 
.M.  M.  im  Vorjahre)  Waren 

um ;  davon  waren  für  66  523  580 
(63652.260)  M.  in  den  eigenen  Fabriken 
<!( T  Gesellschaft  hergestellt.  Der  gesamte 
Kungewinn  iKdicf  sich  auf  0()47  50O 
( (.  977  640)  M.  X  Die  schottische 
C.  IV.  S.  verzeichnet  für  1904  einen  Um- 
.<iatz  von  136025440  (127909740)  M.  und 
eine  Eigenproduktion  im  Werte  v<in 
36355460  (32553500;  M.  X  Die  däni- 
sche Grosseinkaufsgesellschaft  endlich, 
die  jetzt  951.  clas  i>;t  fast  die  Ge-anitheit 
der  dänischen  Konsumvereine,  umfasst, 
\  ermittelte  im  letzten  Jahre  Waren  tm 
\\'<  rto  von  25294610  M.  und  erzielte  da- 
bei einen  Überschuss  von  I  155  54^ 
Sie  stellte  im  eigenen  Betriebe  Waren  ffir 
I  777  164  M.  her.  X  Die  Konsum^cnossen- 
idiaftlichc  Rundschau  vcrutlenthcht  die 
Vorlage   einer  Unterstütsungs- 


kasse  des  Zciitralrcrhandcs  deutscher 
Konsunivcrcinr .  die  auf  dem  n.ichsten 
GcnosscnbchaHsiag  beraten  werden  soll. 
Die  KasM  sieht  Alters-.  Invaliditäts-,  so* 
wie  Witwen-  und  Waisen  Versicherung 
vor.  Die  Beiträge  sollen  zu  gleichen 
Teilen  von  den  .\ngcstelltcn  und  den  sie 
beschäftigenden  Genossenschaften  getra- 
gen werden.  X  Die  Genosscnsdiafts- 
Zuckerraffincrie  der  Kleinhändler 
in  Barby  a.  E.  hat  ihren  Konkurs  ange- 
meldet. 


Frauenbe\ 


■■ttatwlMli   DER   jimgen  Bewegung 

zum  Schutze  der  Mutter- 
schaft und  dos  unehelichen 
Kindes  hat  Ruth  Bre  in  ihrer  Schrift 
Keine  AlimentatUmsklagc  mehr!  Schutz 
den  Müttern.'  /Leipzig.  F.  Dietrich/  kei- 
nen guten  Dienst  erwiesen.  Statt  den 
Ausbau  des  Instituts  der  Generalvor- 
mundschaft, wie  überhaupt  die  Erwei- 
teruncr  des  Rechtsschutzes  für  die  ausser- 
elieliche  Mutter  und  das  uneheliche  Kind 
in  dm  Vordergrund  ihrer  Erwägungen 
und  Forderungen  zu  stellen,  verlangt  sie 
die  ^'crwirklichung  eines  höchst  utopi>ti- 
schen  Ideals  einer  ländichen  Mutter- 
familic  mit  Landaufteilung  etc.  und  einer 
noch  verstiegeneren  .NlutterschafLsver- 
sicherung,  die  letzten  Endes  nicht  etwa 
die  andi  von  uns  begrüsste,  auf  freier 
Übereinkunft  beruhende  Einehe. 
>' indem  eine  Art  Promiskuität  herl>ei- 
fiihren  und  jedes  Verantwortlichkeits- 
gefBhl  ausschalten  wurde. 
G.\N'Z  anders  Else  Luders  in  ihrem 
Problem  der  Mutterschaftsversicherung 
/Berlin,  Mittler/.  In  aber^chtlicher.  ge- 
schickter und  eindringlicher  Weise  gru]t- 
piert  sie  die  (irunde,  die  einen  besonde- 
ren Schutz  der  Mutterschaft  in  Gestalt 
einer  Mutfcrschaftversicherung  notwen- 
dig machen.  Diese  V'ersiclK'rung  soll  an 
die  Krankenkassen  angeschlossen,  und 
alle  Einkommen  unterhalb  3000  M.  sollen 
versicherungspflichtig  gemacht  werden. 
Zahlenmassige  .VngalKMi  macht  Else 
Lüders  nichu  Trotzdem  liegt  bereits  seit 
zwei  Jahren  ein  Versuch  vor.  auf  Grund 
der  preu^^iM-heii  Bi  \  iilkiTUiigsbcwegiuig 
luid  des  preussischen  Zensus  eine  zah- 
lenmässige  Grundlage  für  die  von  einer 
ausgedehnten  Mutt  er  schaftsver  Sicherung 
zu  eirwartcnde  Belastung  der  Kranken- 
kassen zu  gewinnen  (vergl.  meinen  .'\r- 
tikel  Scitut:  der  Mutlerschaft  in  Deutsch- 
lünd,  190J,  pag.  10  R.). 
X  X 
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EhapnMMI     JACQUES    Mcsnils  Plai- 

doyer  für  die  Freie  Ehe 
(deutsch  von  Kart  Federn 

/Berlin.  V'crIaR  Renaissance/)  ist  wahr, 
warm  und  sympathisch ;  ci'xh  setzt  Mfsnil 
sich  in  seinen  kühnen  Traumen  aliztt 
leicht  iiher  die  scliarfcn  Ecken  und  Kan- 
ten der  WirkHchkeit  liinweg.  Und  niuss 
selbt  CT  zugetmi.  dass  die  freie  Ehe,  die 
nicht  einmal  des  Austausches  eines  ver- 
pfhchtenden  Wortes  l>edarf.  auf  einige 
wenige  Auscrwählte  heschrankt  l)leihen 
wird,  so  ist  es  wohl  besser,  sich  von 
vornherein  auf  di«  von  ibnl  angeführte 
Darlegung  des  mit  Recht  so  herühmlen 
und  hocligeschätzten  Richters  Magnaud 
zu  einigen,  in  der  es  hetsst:  »Ich  wün» 
«^chc.  dass  man  nehen  der  Institution  der 
Ehe.  wie  sie  heute  be:>ieht.  eine  freie 
Verbindung  einrichte,  che  durch 
cinlachi-  Erklärung  vor  dem  .Staiide>l)e 
amten  licrlK-igcfnhrt  wird  und  genau  die 
selben  Farm l unrechte  zur  Folge  hat.  wie 
die  gewuhnUchc  Ehe.  und  die  auch  durch 
übereinstimmende  oder  einseitige  Erklä- 
ri'ng  vor  dem  Standesbeamten  ihr  Ende 
lande.« 

X  ,  X 

Bmilimiilfalt  IX    seinen  T'itraclitungen 

über  Feminismus  und  Ras- 
se in  der  Zeitschrift  für 
Si'=itihiisseuscluift  gtht  Dr.  R.  Stein- 
>neu  v<<n  der  Voraussetzung  aus,  dass 
<iie  volle  Erschh'essung  aller  Berufe  die 
liepal)tcren  Frauen  notwendig  zur  Ste- 
rililal  rcs|)ektive  zur  folgenschweren  Ab- 
gendgtheit  gegen  die  Mutterschaft  führen 
müsse.  Indessen  ist  seine  Bcweisfülirung 
nicht  schlüssig:  denn  selbst  die  von  ihm 
befürchtete  Verspätung  der  Ehcschliess- 
ung  begabter  Mädchen  würde  vielleicht 
die  Quantität,  ganz  gewiss  aber  nicht  die 
Qualität  des  Nachwuchses  gefährden. 
EINEN  Beitrag  zur  Frauenlierufstrage 
bildet  die  Schrift  Gebildete  Hebammen  f 
von  Hulda  Maurenbrechc  /Leipzig,  F. 
Dietrich/.  Scharf  zufassend,  aber  durch- 
aus sachlich,  nüchtern  und  nlierzeugend 
kritisiert  ^ie  die  Mits-täiidc  inncrhalh 
der  beruflichen  V'orbildung  iler  Hehatn- 
men,  die  man  in  den  staatlichen  Entbin- 
dttngshäuscm  und  Frauenkliniken  der 
Universitäten  mit  allen  gewöhnlichen 
Scheuerarheiten  ur.d  einer  Meiisje  für 
ihren  künftigen  Beruf  unwesentlicher 
Arbeiten  bepackt,  natürlich  zum  Schaden 
besagter  Ausbildmig.  Nicht  bdstimmep 
kann  man  aber  der  Verfasserin,  wenn 
sie  darum  von  dem  Eintritt  gebildieter 
Frauen  in  den  Hebammenbemf  überhaupt 


abrät.  Gerade  hier  ist  die  gebildete  Frau 
am  Platz,  sie  hat  dafür  aber  auch  das 
Recht,  vom  Staat  geziemende  Ausbildung 

und  (ikonomische  Sicherung  zu  verlan- 
gai.  Warum  die  gebildete  Frau  es  ahlA- 
nen  sollte,  nur  die  Gehilfin  des  Arztes 
zu  sein,  ist  mir  nmuH'indlich,  ebenso  auch, 
wie  es  gemacht  werden  soll,  um  alle 
Frauen  des  Volkes  gegelienenfalls  in 
Entbindungshäusem  unterzubringen. 
IN  knapper  und  frischer  Darstellung  be- 
sprich: Dr.  Käthe  Schirmacher  in  der 
Schrift  Die  Frauenarbeit  im  Hause,  ihi\r 
Ökonomisehe,  rechtliche  und  sociale  WVr- 
tuii^  /Leipzig,  F.  Dietrich/  die  nicht  nur 
erhaltende  tmd  verwaltende,  sondern 
avch  produktive  Bedeutnnflr  des  Haus- 
fianenbcrufs  und  verlangt  eine  entspre- 
chende ökonomische  Bewertung  dieser 
misskannten  und  ZU  Unrecht  gering  ge- 
schätzten Arbeit. 

X  X 
Arbelterinnen-  DIE  A^tation   unter  den 
baweguag      Arbeiterinnen  wird  v<»  der 
Generalkommission  der 

Ci(  xcerkschaften  Deutschlands  eifrig  he- 
triebqn.  Sie  hat  dem  Komitee  zur  ge- 
werkschaftlichen Agitation  unter  den 
.Irbcitcriuiuii  einen  Bureanrauni  zur 
Verfügung  gestellt  und  sich  bereit  er- 
klärt, Zuschüsse  zu  Agitationstouren  zu 
gewähren.  Im  Verbandsorgan  ist  VOO 
Else  Luders  dem  (;es\  erkschaftslcongress 
die  Anstdlung  iH  M  hU  ter  Gewerkschaft s- 
bcamtinnen.  die  Ernchtung  von  gewerk- 
schaftlichen Kur.scn  für  Frauen  vuid  di^ 
Herausgabe  einer  gewerkschaftlichen 
Frauenkorret^ondenz  empohlen  worden. 
Auch  in  der  prox'isorischen  Tagesord- 
niMig  des  Cnlner  Gewerkschaftskongres- 
ses hat  die  Arbeitcrinnenagitation  ihren 
Platz  geunden. 

F.IN'E  ClKT^icht  über  die  drei  bekann- 
ten Ürganisationsgruppeii  der  Arbeite- 
rinnen und  deren  Verhältnis  zur  bürger- 
lichen Frauenbewegung  gibt  Else  Lnder^ 
in  ihrer  Schrift  .  hiicitci  r.uienorniiitisa- 
licn  und  l'raucnbc7i.'eKung  /Leipzig.  F. 
Dietrich/.  Sie  tritt  für  die  freien  («e- 
werkschaften  und  die  Emgliederung  der 
Frauen  in  diese  ein.  Sie  ist  für  Beteili- 
gimg  der  bürgerlichen  Frauen  an  der 
Organisation  der  Arbeiterinnen  und  rät 
ihren  Mitstreiterinnen  zu  diesem  Zweck 
ernstliche  Vertiefung  und  Schulung  auf 
den  hier  vornehmlich  in  Betracht  kom- 
menden Gebieten  an. 
DER  ungarische  Frauenbund  hat 
dne  Arbeiterinnensdction  organisiert. 
Diese  will  für  das  unbeschränkte  Ver- 
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emsrecht  der  Arbeiterinnen  und  für  die 
Anstellung  Wt-ihürhrr  Fal)nkin>pfkt(>rcn 
eintreten,  sowie  Hausiiahungäsclnileii 
gründen. 

X  X 
ProstItatlOB  ZUR  Abstellung  dtr  Wqh- 
nungsmissstände  im  Pro- 
stitutions-  und  Schlafgän- 
gerwesen schlägt  Paul  Kampffmeyer  in 
(Itr  Zeitschrift  zur  Bekämpfung  der  Ge- 
schlechtskrankheiten neben  Bestininiun- 
gen.  die  das  Wohnen  von  Prostituierten 
in  FamilicnhausliaUungen  mit  Kindern 
und  ihrei  Bedienung  durch  jüngere  Per- 
sonen untersagen,  eine  ehrenamtliche 
er.crgi-^chc  Wohmmgspflcge  imd  Auf- 
sicht vor  (vcrgl.  auch  die  Rubrik  Sosial- 
poHtikp  pag.  346).  Wir  möchten  der 
efarenanitlichen  die  beamtete  VVohnunps- 
pfl^e  bei-  respektive  übergeordnet 
sehen,  da  nur  durch  die  Vereinigung  bei- 
der durchgreifende  Resultate  zu  erzielen 
smd  Durchaus  zn  begrüssen  sind  die 
Vorschlüge  zur  Heranziehung  von  Frauen 
zur  Wohnungspflege,  sowie  jene,  die  auf 
eine  atisgedehnte  KrankenfursonEe  und 
Versicherung  der  Prostituierten  abzielen 
und  eine  Ordnung  und  Verbesserung  des 
Schlafgängerwesens  anstrejien. 
EIN  umfassendes  und  sympathisches 
Bild  von  den  Grundsätzen  und  Zielen 
der  abolitionistischen  Bewegung  und  der 
Art  ihrer  Propaganda  in  Deut'-cliland 
geben  diei  von  Katharina  Scheven  unter 
dem  Titel  Internnitomler  Kotigress  der 
FöäeraHou  zur  Bekämpfung  der  staat- 
Heh  renlementierien  Prostitution  in 
Dresden  im  September  1Q04  herausgege- 
benen ausgewählten  Referate.  Eine 
Publikation  der  Deutschen  Getettsehaft 
zur  [^t-kihurfuii^:  der  Gese!i!,-eht.^h-rtink  - 
iteiten  registriert  als  Haupterfolg  der 
Mfindiener  Tagung  die  einhellige  Verur- 
teilung, die  dort  fhc  §§  180  und  .^61,6 
Str.  G.  B.  gefunden  liabcn.  Weiter  die 
Klärung,  die  die  Anschauungen  über  die 
Schweigepflicht  des  Arztes  in  einer  die- 
.ser  Schweigepflicht  prinzipiell  günstigen 
Weise  erfuhren. 

IN  einer  Protestversammlung  Hamburgs, 
die  von  Mitgliedern  aller  Volksschichten 
lind  Parteien  lH--.U(Iit  wnr.  fand  nach 
eincni  Referat  von  Fräulein  Dr.  Augspuig 
und  einer  erregten  Diskussion,  an  der 
auch  Genossin  Steinbach  teilnahm,  die  in 
hohen  Wogei<  gchcivde  Erregung  libcr 
den  unbegreiflichen  Freispnieh  in  dem 
bekannten  Altonacr  Notzuchtspro- 
z  e  s  s  ihren  Ausdruck  in  zwei  Resolu- 
tionen,   von  denen    die  eine  energisch 


gegen  das  Urteil  protestiert  und  erklärt, 

dass  es  geeignet  sei,  das  Vertrauen  des 
Volkes  in  die  deutsche  Rechtsprccliung 
auf  das  tiefste  xn  erschüttern. 
X  X 
Kurxe  Chronik  EINE  Bewegung  zu  gun- 
sten  der  Beteiligung  von 
Frauen  an  der  Schul- 
Verwaltung  macht  sich  neuer- 
dings stärker  geltend.  Der  Rhei- 
nisch-Westfälische  Frauemrrhatid  hat  eine 
entsprechende  Eingabe  an  die  Stadt-  und 
Landgemeinden  gerichtet.  Desgleichen 
haben  sich  die  hessischen  Lehrerinnen  an 
die  Staatsregierung  mit  der  Bitte  um 
Zuziehung  weihlicher  Lehr-  und  Privat- 
personen in  die  Schulverwaltungskörpcr 
gewandt.  X  An  sämtlichen  deutschen 
Universitäten  waren  im  Winter- 
halbjahr 1904-1905  122  Frauen  recht- 
mässig immatrikutiert.  1633  als  Hörerin- 
nen eingeschrie4>en.  X  Die  schwedi- 
sche Akademie  liat  der  Schriftstelle- 
rin SehiKL  Lagerlöf  ihre  grosse 
goldene  Medaille  verliehen.  Vor 
ihr  wurden  schon  Friederike  Bremer 
und  Emilie  F'lygarc-Carlen  dieser  Aus- 
zeichnung teilhaftig.  X  Am  Kongress  der 
italienischen  Gewerkschaf- 
ten, (kr  am  8.  bis  ii.  Januar  in  Genua 
stattfand,  haben  sich  Frauen  in  henor- 
ragender  Weise  beteiligt.  Vor  allen  an- 
deren wusste  Maria  Rygicr.  die  Vertre- 
terin der  25  000  Mitglieder  zählenden  Mai- 
länder Arbeiterkammer,  durch  Inhalt  und 
Art  ihrer  Au-^führungen  das  Interesse 
des  Kongresses  zu  gewinnen  und  fcstzu- 
haltum.  X  Da.s  Parlament  von  Queens- 
land  hat  den  Frauen  das  uneinge- 
schränkte aktive  und  passive  Wahlrecht  für 
die  Staatswahkn  verliehen.  NnuRBTTC  rOavH 
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Bildende  Kunst 

Menzel-Aus-  DIE  Menzel- Ausstellung 
Stellung  den  beiden  oberen  Ge- 

schossen der  Berliner  Na- 

lionalgalerie  l>ietet.  wie  in  der  Einfiih- 
rung  zu  ihrem  Katalog  hervorgehoben 
weräm  darf,  das  nahezu  voll^ändige 
Werk  des  Jüngst  verstorbenen.  Einmal 
wenigstens  an  einer  Stelle  veroinigt,  muss 
diese  Riesenarbeit  das  Staunen  der  gan- 
zen Welt  vor  einer  »tcts  irc'^ammelten. 
intensiven  und  ersch<iplenden  Kun^tlcr- 
schaft  hervorrufen,  die  bis  zum  Ende  von 
gleicher  (iiite  blieb.  Da  die  569c)  Num- 
mtrn  —  davon  über  5000  Zeichnungen  — 
sich  erstens  faktisch  noch  vermdiren 
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vrürden,  weil  so  mancher  mit  einer  Zahl 
he^^eichnetcr  Rahmen  mehrere  Blatter 
nmschlies.st,  und  da  ausser  dem  Gemälde 
Dtr  OberfitU  bei  Hochkirch  doch  ti'>ch 
einige  Wasserfarbenmalereien  und  l>e- 
sonders  diese  und  jene  Zeichnung  im 
Dunkel  geblieben  oder  auch  unterge- 
gangen sein  werden,  so  mag  man  nicht 
fehl  gehen,  wenn  man  die  Gesamtproduk- 
tion auf  6000  F.iuzelwerke  Itcrechnet.  Das 
macht  im  Durchschnitt  auf  ein  Arbeits- 
jahr gegen  80  ktmstlerische  Taten.  Alle 
von  den  Zeichnungen  des  Sich/ehnjähri- 
sen  an  bis  zu  denen  aus  den  alleriettten 
Jahren  von  jenem  Angriffstemperament 
der  Natur  gegenülH-r  zeugend,  welches 
niemaK  zum  zweitenmal  die  selbe  Stel- 
hmg  zum  Objekt  einnimmt.  Höchste 
Vielseitigkeit  (Icr  Aiiff.T^^iniy:^^*!^^  hei 
stets  unverkenntiarer  Personlichkeils- 
note.  Hier  die  starke,  klare  Farbe  der 
H'it  ihrem  Xt-ulx-kanntwerden  vor  zwei 
Jahren  viclixwiuiderltn  Interieurstu«lien 
aus  den  vierziger  Jahren.  Dort  ein  Xacht- 
stück  aus  dem  Jahre  185Q.  Der  Glut 
schein  zusammengeworfener  Fackeln  lich- 
tet die  schwarzen  Silhouettenfigurm  du 
Umgebenden  etwas  auf.  Das  geschieht  da 
wo  einzelne  hölier  über  die  Menge  her- 
aufreichen und  darum  von  den  durch 
feuchte  Luft  gebrochenen  Strahlen  teil- 
weise auch  vom  Rücken  aus  getroffen  wer- 
den. Eine  Beobachtung,  völlig  frei  von 
jeder  Tradition,  wie  auch  frei  von  jedem 
eigengebildeten  Darstellungsvororteil. 
Menzel  hat  Land-.cliafti  n.  wie  die  Wei- 
den auf  dem  Bauplatz  /1846/,  von  einer 
Frische  und  Sicghaftigkeit  des  Kolorits, 
umweht  von  den  sänftigcnden  Schleiern 
der  Luflweite  und  doch  aus  räundich 
getrennten,  höchst  körperhaft  deutlich 
hingestellten  Einzeler^cluMunigen  zusam 
mengesetzt.  Die  Vereinigung  des  Auges 
eines  Impressionisten  mit  dem  erkennen- 
(hii  Verstände,  der  die  Dinpe  sondert, 
wahrend  die  Anschauung  das  Gleichhelle 
hier  und  das  Gleichschattige  dort  mit  ein- 
ander vereinigt.  Es  ist.  um  seinen  Ülx?r 
Zeugungen  untreu  zu  werden  über  die 
Berechtigung  utid  die  Xotwendi^ki  it  des 
Wrwischens  der  Deutlichkeit  durch  den 
Impressionismus!  Wusstc  man  nicht,  dass 
ebm  muner  nur  der  wahre  Kim  si  1er  mit 
seinem  eigenen  Verfahren  und  auch  er 
nur  für  diesen  einzigen  Fall  recht  hat. 
Nebenbei  wird  man  sich  vor  solchen 
Landschaften  an  die  besten  Holländer  er- 
innert fühlen,  mit  ihrer  erstaunlichen 
Detailtreue  und  ihrer  gleich  einheitlichen 
Gcsanitwirkung.    Und  der  selbe  Men- 


zel hat  dann  zwei  Jahre  später  ganz  im 
Gtj^en^itz  zu  st>lcher  Sonnncrhelle  das 
dunkle,  si^'hwere  Grun  der  spateren  Jah- 
reszeit recht  pathetisch  übertrieben,  als  er 
den  gleichfalls  schon  vielgerühmten  /7iVi- 
in  den  Garten  des  Juslizviimstcnums 
nVilto.  Das  war  ein  Blick  aus  der  Höhe 
herab,  mit  dem  Menzel  den  Anschauun- 
gen über  das  malerische  Darstellbare  in 
seinerzeit  elK^nso  ins  Gesicht  schlug,  wie 
mit  der  hellen  Beweglichkeit  seiner  Far- 
ben in  diesem  für  ihn  so  überaus  entschei- 
d(  nden  Dezennium.  Kr  hat  .uich  sp.itcr 
fortgefahren,  seinen  Standpunkt  zum  Ob- 
jekt, seine  Wahl  der  Getirenstände  und  die 
Ahcrrenzuns  voincr  Bildatissdiniitf  in  so 
revululionärer  Weise  durchzuführen,  dass 
die  französische  Malerei,  als  sie  der  mo- 
dernni  .Anschauung  endgültig  die  Form 
gab.  nicht  umhin  konnte,  sich  mit  diesen 
Einfällen  zu  l)erühren.  Degas  hat  die 
di^nklen  Zu-.chauerreihen  mit  einzelnen 
vom  Rahmen  durchschnittenen  Köpfen 
vor  der  hellen  Gruppe  auf  der  Buhne  auf- 
pel)aut.  Die  Stras^enansichten  ans  der 
\'ogeiper>pektive  wurden  m  den  achtziger 
Jj'hren  eine  ganz  geläufige  Erscheinung, 
al-o  dreissig  \n>  vierzig  Jahre  nach  dem 
•Menzel  von  anno  4^».  Die  Komposition 
mit  iierantiehimg  von  starkgefarhten 
und  darum  auf  den  ersten  Blick  sichtba- 
ren Einzelheiten  unmittelbar  an  den  Bild- 
rand hat  Menzel  dagegen  mit  der  Ge- 
neration von  1870  bis  1880  zeitlich  ge- 
meinsam. Auffallend  erscheint  sie  bei 
üiin  im  liallsoupcr  /1870  .  In  einer 
Eigenschaft  aber  ist  Menzel  ganz  für  sich 
stehend  in  der  modernen  Kunst;  er  ist 
j-iade  damit,  wie  mir  ■scheint,  sehr 
deutsch:  ich  meine  seni  stets  sjcU  stei- 
gerndes Bedürfnis,  die  Bildfläche  bis  aufs 
Aus.serstc  mit  einer  Fülle  kleinster  Figu- 
ren zu  bedecken,  so  dass  sie  zu  vielen 
hinter  einander  stehen,  doch  alle  noch 
scharf  bis  in  die  Details  durchvtudicrt. 
Diese  absichtliche  Verwirrung,  manchen 
und  gewiss  besonders  französischen 
.'\ugen  (|ualvoIl,  ist  vtrwandt  Durerischer 
Häufung  des  Sichiba ren,  verwandt  der 
Bildlxhandlung  der  Deutschen  im  XV. 
Jahrhundert.  welche  ihre  Altartafeln 
wie  ein  gedrängtes  .Mosaik  von  Edelstei- 
nen oder  wie  die  engen  Maschenfolgen 
einer  Teppichknüpf erei  behandelten.  Men- 
zel hat  ^ese  Kompositionsweisc  nicht  vor 
dem  Krönungsbilde.  Die  Friedrich-oil 
der  Steilen  vielmehr  der  an  italienischen 
t^nd  holländischen  Beispielen  genährten 
akademischen  KomiKisitionsweise  nahe. 
Seit  er  aber  die  aneinandergeschobenen 
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Portratreihen  der  Assistierenden  bei  der 

Kiiniffsbcrpcr  Zrrciiinnie  gemalt  hatte,  da 
verlangte  ihn  immor  nach  dieser  Sätti- 
gung mit  BiIdinha]L  Wenn  es  nicht  Men- 
schen allein  waren  oder  sein  konnten, 
dann  nahm  er  kiausc  Architekturiormcn 
zu  Hilfe  oder  die  sausenden  Räder  and 
Treibriemen  einer  Fabrik,  che  er  dann  s<i 
geistreich  und  individuell  let>endig  werden 
liess,  dass  sie  dem  menschlichen  Leben 
gleichwertig  zu  achten  sind.  Seine 
schncllschcndcn  Augen  behinderte  die  Be- 
wegung nicht  am  Krkennen,  al)er  viel- 
leicht hat  er  gerade  darum,  wie  schon  öfter 
bemerkt  worden  ist.  für  unsere  Augen 
den  Eindruck  der  Bewegung  nicht  gege- 
ben. Wir  sind  gewohnt,  das  Fortschrei- 
tende unklar  zu  finden.  Wer  will  ent- 
scheiden, ob  das  nur  Sclnil<l  im^erer 
Langsamkeit  ist?  Auch  Leibi,  gleichfalls 
ein  deutscher  Vielseher,  hat  nur  das  Be- 
harrende rlar-tellen  k(>nncn.  Abt-r  Lei!)l 
gab  gewohnheitsmassig  den  Mument  des 
Ruhens  als  tmveränderlich.  Menzel  gibt 
oft  die  Nu.inci'  eines  allerindividucllsten 
Be\vegung^nlonlctu.s.  ohne  gleichzeitig  das 
\'<>rtibergehende  zwingend  darzustellen 
in  diesem  Verbeugen,  verlegenen  Fort- 
gehen, dem  Niesen,  wahrend  emer  ii5 
einer  Gruppe  vorwärtskommt.  Viele  wer- 
den das  wenigstens  nicht  in  diesen  Stel- 
lungen  finden.  Dafür  al»er  ist  seine  Art. 
zu  sehen,  ein  Ansporn  i'nr  alle,  die  sich 
gegen  diese  Gründlichkeit  des  Beobach- 
tens oberflächlich  finden  müssen. 
X  X 
Canoniea  PIETRO  Canonica.  ein  ita- 
lienischer Bildhauer,  war 
bisber  nur  vortilxTgebend 
in  Berlin  und  ausserdem  in  Deutschland 
meines  Wissens  nur  noch  in  Dresden  vor 
vier  Jahren  zu  sehen.  I>  hatte  im  Marz 
eine  grossere  Zahl  von  Gruppen  und  Bü- 
sten in  einer  Wohnung  am  Pariser  Platz 
in  Berlin  ausgestellt.  Seine  feine,  viel- 
leicht etwas  sentimental  geartete  Fähig- 
keit, gesteigerte  Empfindung  auszudrük- 
ken.  beruht  auf  einem  weit  attSgebiMttfn 
Vermögen,  ganz  feine  Formunterschiede 
noch  wirkung>vnll  gegen  einander  zu  un- 
terscheiden. Er  vermeidet  die  gleichgül- 
tig machende  Eintönigkeit,  welche  sonst 
häufig  die  Begleiterscheinung  einer  sehr 
weit  getriebenen  Durchführung  hei  den 
Modemen  ist.  Klug  unter.stützt  er 
di(.-(',  Vermögen  dadurch,  dass  er  die  all 
zu  häufige  Wiederholung  ähnlicher  Über- 
flächenbewegungen durch  abweichende 
.Momente  unt.Tliricht.  Ein  paar  Beispiele: 
Er  gibt  eine  Pietä.    Er  will  allen  Aus- 


druck in  das  vertiefte  Leiden  des  ^tr 

Seite  gesunkenen  Kopfes  logen.  Die  de- 
tailliorte  Durchbildung  des  Leichnam^, 
vrie  sie  an  Schultern.  Armen  und  Beinen 
erscheint.  wurde  die  Mittel  seiner 
Aisdrucksskala  zu  «ehr  in  .Ansprucb 
nehmen.  Darum  zeigt  er  den  Korper  \  on 
einem  glalt  gespannten  Tuch  mehrficb 
umwunden,  so  dass  nur  an  einzelnen  Stel- 
len Hauptmuskeln  halbdeutlich  erkenn- 
bar bleiben  und  so  eine  Partie  unter- 
drückter Ausdrucksmomente  neben  das 
Gt sieht  gerückt  wird,  für  das  nun  star- 
kerq  Erhebungen  imd  Vertiefungen  neben 
ganz  weichen,  zarten  Oberflächenspan- 
nungen, mit  einem  Wort:  die  starken  Mit- 
tel, übrig  bleiben.  Da  auch  die  Maria 
schon  durch  Licht  und  Schatten  der  tief- 
f.-.lnt:(ri  Klridung,  mehr  noch  durch  den 
abgespannten,  im  Zustand  der  Erstar- 
rung aufgefassten  Ausdruck  des  Ant- 
litze* von  der  Miene  des  toten  Dulder- 
unterschieden  ist,  wird  von  der  Gruppe 
eigentlich  nur  diese  letzte  gesehen.  Ein 
.".nderer  Gegenstand  zeigt  <lie  zarten  Mäd- 
chtngesichter  zweier  Komimmikantinnen, 
unterschieden  durch  die  gehol)ene  Stel- 
Irng  des  einen,  das  alles  Liebt  anffimgt. 
und  die  gesenkte  des  anderen,  das  S4j  im 
Schatten  ruht.  ICxiase  in  gespannten,  zu 
einiger  Schärfe  der  Linien  umgestalteten 
Kiiiderzugen  Ini  der  ainen.  daneben  bei 
der  anderen  rundliche  Weichheit,  der  sich 
enggefaltetc  Hände  mit  ihren  bestimm- 
ten Parallel  schatten  ausdrackssteigemd 
nähern.  Das  Haar  ist  überall  mit  sehr 
feinen,  ganz  eng  gezogenen  Einritzungen 
rat'her  und  dunkler  behandelt,  als  das  Ge- 
sicht, obne  durch  Anflockernng  und 
Schattentiefe  dem  Ausdruck  der  Köpfe 
Eintrag  zu  tun.  Von  ganz  anderer  Seite 
ieigt  den  Künstler  die  kleine  Kin- 
dcrhüste,  die  mil  emer  trmmphierenden 
Lebenslust  in  die  Welt  lacht.  Eine  weib- 
liche Rüste,  die  mit  ihren  feinglicdrigen 
Händen  den  Künstler  von  seinen  besten 
Seiten  zeigt,  wurde  für  die  Nationalgale- 
rie  erworben. 

X  X 
KamCimlliAM  4.  April  ist  Con- 
stantin  Meunier  ge- 
storben. X  Im  Bremer 
Kunstgewerbemuseum  fand  eine  Kollek- 
tivausstellung von  Werken  der  Münche- 
ner Knnstterin  Margarethe  von 
H  r  a  n  c  b  i  t  sch  .statt.  X  1>;'.'  Schiller- 
fcicr  nimmt  der  Munchcncr  Kunstver- 
lag Ackermann  zum  Anlass.  zwei  far- 
1  >ige  K  ü  n  s  1 1  e  r  s  t  e  i  n  z  c  i  c  h  n  u  n  - 
gen  von  Hans  Best  herauszugeben,  die 
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Schiller  und  Goethe  darstellen:  BrasdMtder 
in  Lebensgrösse,  zum  Preise  von  je  3  M. 

X  X 
Ulmtar        Von   Wilhelm  Lub- 

kcs  Ct  iiitilii.ss  der  Kunst- 
geschieh U\  neu  bearbeitet 
von  Professor  MaxSemrau,  war  der 
Rand  /^fV  Kunst  der  Barockzeit  und 
des  Rokoko  /Stuttgart,  Neff/  völlig  neu 
zu  schreiben.  Riss  doch  für  die  geläufige 
Vorstellung  zur  EntstdninR-^/eit  •  (U■^ 
Lübkeschen  BucIk-s  die  eigentliche 
Kunstgeschichte  mit  dem  XVI.  fahrhun- 
*krt  ab.  Danach  Rab  es  nur  noch  die 
Xiederlandc  und  Spanien.  So  wurde 
Schlütir  al«;  .'\rchitckt  mit  einer  einzigen 
Zeile,  als  Pla.'^ikor  n>it  vier  his  fünf 
abgetan.  Jakob  Uurckhard  hat  damals  als 
erster  die  Bauicunst  des  Barock  gewür- 
digt. Nun  ist  in  dieser  populären  Dar 
Stellung,  unterstützt  durch  zahlreiclic 
Textbilder,  ein  zusamnuiiliangcndcs  und 
objektives  Bild  dieser  Epoche  gegeben, 
die.  wie  jede  andere,  für  sich  allein  ge- 
würdigt sein  will  und  nicht,  wie  es 
früher  meist  geschab,  als  Auflösung  der 
Renaissancddeale  betrachtet  sein  soll. 
Fünf  farbige  Tafein  gcl)eti  .tucIi  in  Be- 
zug auf  das  Kolorit  einige  Andeutungen, 
welche  für  keine  Zeit  unentbehrlicher 
^ind.  als  für  dic-e.  X  Plein -Air 
ntnnt  sich  ein  Wiener  Kritiker,  der  in 
seinen  Kritischen  Studien  /Wien,  Scholl/, 
angestachelt  durch  die  fMK'rtreiI)uns:en 
<ier  .Anhänger  des  Impressionismus,  seine 
Einwendungen  gegen  diese  Anschauungs- 
weise, wie  auch  gegen  den  Kultus  der  ja- 
panischen Kunst  macht.  /\uch  die  ge- 
wollte Einfachheit  mancher  modernen 
Stilisten  begleitet  er  mit  seinen  Zweifeln. 
Zur  Abwechselung  lesen  sich  alle  die.sc 
Ansichten  ganz  gut.  selbst  wenn  man  sie 
nicht  teilt  oder  doch  nur  bedingt  ihnen 
zi'weilen  zustimmt.  anna  plehn 

DicMkunti 

Oramsn  DAS     klassische  Mantel- 

und  Degenstück  der  Spa- 
nier ütlitt  es.  die  Weisheit 
eines  Lebensspruclics  durch  bühnen- 
ii,assige,s  Hin  und  Her  aufzu.'ollen.  In 
IVankreich  hat  /Mfred  de  Musset  das  dra- 
matische Sprichwort  zu  einer  munteren 
und  witzigen  Spielerei  verfeinert.  Grill- 
parrer  sclilurfte  sein  ganzes  Leben  lang 
Freude  und  Anregung  aus  den  spitzigen 
Szenen  des  Calderon  und  Lope  de  Vega. 
Sein  Traumspiel,  sein  Hohelied  der 
Wahrhaftigkeit  und  die  Tragödie  des 
todgetrenen    Untertanentutns  entflossen 


solcher  Neigung.    Als  Hebbel  im  Rtibin 

NtTMuhte,  eine  ewige  Regel  im  tändeln- 
den Märchen  auszudeuten,   konnte  sein 
Geist  nicht  duftig  genug  aufschweben, 
weil  ihn  die  Krinnerungslasi  einer  grau- 
samen  Vergangenheit  noch  zu  wuchtig 
niederzog.    Nun  hat  jüngst  Moritz 
H  e  i  in  a  n  n    eine   dramati>cbe  Seiitniz 
gcdichtqt:  üü;  Lkbcsschule  /Berlin.  S. 
Fischer/.  Die  Gaukelei  hinter  der  Ram- 
pe   s«)Il    lehren.    Solange   ein  Jüngling 
noch  im  stände  ist,  der  Welt  ünergrund- 
lichkeiten  und  Geheimnisse  im  Schosse 
einer  lustgewolmten  Gnirtisane  auszusin- 
nen  und  bald  darauf  taumelnd  von  eben 
ei>t  entknospenden  Miidchenlippen  seiner 
SeeUi  die  gleichen   Schauer  /u  trinken, 
ist  er  noch  ein  tastender  Stiimper  in  der 
Liebesfron.    Viel  Galle  muss  sich  in  des 
Schülers  Verlnngen  nach  leicliten  Licbe- 
Mi^Nigkcitcn  niisclien.  Bitternisse  der  Dc- 
Uiütigung.   des    Entsagens    und  wehen 
SohinnchtenN.     Die  Meister  und  ^!«•^^te- 
ruincn    des    unsicheren    Jünglings  hind 
aber  selber  noch  nicht  voll  gereift  und 
zerren  sich,  wie  er.  wund  am  Narrenseil 
der  Liebe.    Bis  ein  ergrauter  Schwärmer 
den    letzten   Tumult    seines  Blutes  l>e- 
lächeln  darf,  wird  er  noch  einmal  aufge- 
geisselt  und  muss  im  unerhörten  Werben 
ijirrcii.  nie  ganz  Kalten,  zur  Liel)e  üIkt- 
haupt    Ungeschickten,    verspüren  doch 
ein  zündliches  Flackern  in  den  Adern. 
Des  Lie3>ejüngers  olx*rste  Versucherin- 
nen und  Heilerinnen  sind  zwei  Frauen: 
Die  gröbste  tmd  fürstlichste  Hure  von 
Venedig,  die  im  heiligen  Rom  Kardin.'ile 
tanzen  lassen  kann,  wenn  sie  den  dort 
Harrenden  in  die  Arme  eilen  wollte.  Sie 
Vergafft  sich  in  das  zu  weisende  Bürsch- 
lein.   Seine  Untreue  macht  sie  todessiech 
und  von  jungfräulicher  Gefuhlsbrünstig- 
keit.   Umgekehrt  schmiegt  das  Geschick 
die  Jungfrau  mit  dem  Dirnenhange  an 
den  Liebesschüler.   Der  geht  durdi  hWr^ 
den    Rau'^cb.    Trauni^tliukeit    und  Ver- 
zweiflung.   Beim  Ende  des  Spiels  ist  er 
wieder  am  Anfang,  hungrig  nach  ande- 
ren Küssen,    zwar    riii    wi-jiig  gektiickt. 
aber  hurtig  wieder  emporschnellend,  der 
geschmeidigen    Rohrweide  vergleichbar. 
Er  ist  ja  auch  noch  so  jung  und  grün  und 
saftig.    Er  lernte  die  Liebe  noch  nicht- 
Beatrtce    aber,    Venedigs  strahlendste 
Lustfrau,   ward   tief  geritzt  von  ihrem 
Stachel   und  Ijeneidet,  sich  schmerzhaft 
aufbäumend,  sogar  die  schlumpige  Bäue- 
rin, die  an  ihre  breit  iTitstellten  Brüste 
ein  Kind,  das  Pfand  der  Liebe,  zwiuigen 
darf.   Der  ungerährte   Philosoph  des 
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Stuckes  trägt  Schellenkappe  und  Flitter, 

i>t  tnissgestaltet  und  im  Hart^^cin  geübt, 
wenn  der  Übermut  ihn  anspeit.  £r  liat 
das  letzte  Wort,  wird  müd  seiner  witzi- 
gen Ei:;igkcit  und  lispelt  äussert  sanft, 
was  Lii'bc  heisst:  »'s  ist  ein  bitteres  Ver- 
Sni:g(«i<.  Das  gedankliche  Stengelwerk 
will  Heimann  reizend  und  anmutig  ver- 
brämen. Seltsame,  gescliliflfene  Worte 
Viingen  ihm  am  heimlichsten.  All  seine 
r;iI<Jtr  tragen  eine  schimmernde  Glorie 
i.bcr  sich.  Häufig  aber  scheint,  als  käme 
dies  Leuchten  nicht  ungebrochen  tmd 
schnurstracks  aus  der  Sonne,  sondern 
>trtime  aus  schwächeren  Quellen  der 
Helligkeit.  Weibesschünheit  wird  sehr 
andächtig  und  kenntnisreich  gepriesen. 
Künstlers  Glück  und  Zagheit  wissend 
verfolgt,  des  D;i.seins  Wirrnis  mit  defli 
Augen  des  £rfalirenen  angeschaut.  Doch 
m  oft  InlH  sich  der  Dichter  mit  den 
rivitnen  Phantasicen  ein.  Er  vergi&st 
<lami,  ein  Drama  entschlossen  vorwärts 
zu  stossen.  Darum  wird  die  Liebes- 
schuir von  der  Bühne  her  W'M  kaum 
anpacken.  Zu  viel  Nachdenklichkeit  und 
überlegtes  Betraditen  dämpfen  und  hem- 
men den  Fortschritt  der  Handlung. 
HEI  MANNS  Dichten  mit  entlegenen« 
auf  der  zartesten  Goldwage  des  Klanges 
i!nd  der  Bildcrfüllc  gerichten  Sätzen  und 
Worten  macht  ihn  verwandt  dem  Wie- 
ner Hugo  von  Hofmannsthal, 
der  im  Geretteten  l'cncdi}:  /Berlin.  S. 
Fi -eher/  die  lärmeaide  Genic^chöpfung 
des  Thomas  Otway  sich  aneignete,  um  das 
für  mtKlerrien  Geschmack  zu  trotzig  und 
hciss  hinbrausendc  Geschehnis  seelisch  zu 
\eniefeii.  Jungen  Pi>elen  empfahl  der 
a'tc  Goethe  solche  Betätigung.  H<>f- 
m.Tnn&thal.  der  Erfolgreichste  aus  dem 
Kreise  der  Georgeschen  Kormo-ange- 
listen.  nutzt  dtesKin  Rat  und  will  ihn  wei- 
ter id)en  an  Stoffen  der  Antike  und  des 
Mittelalters.  Zu  >ehcn,  wie  er  Otways 
Gebilde  modelte,  ist  unterhaltend  und 
auch  gut  für  ein  Begreifen  der  Notwen- 
digkeiten, denen  ein  modernes  Drama 
gehorchen  muss.  Elternliebe  tmd  Ebe- 
tiebe  ringen  in  der  Brust  einer  PVau. 
Weil  sie  in  Sinnen  und  Sehnsucht  dem 
niedrigen  Geliebten  sich  gab,  ist  sie 
von  heimischer  Pradit  tmd  Wohligkeit 
.'iu->gestossen.  Das  erbärmliche  Elend 
kommt  über  sie,  ihren  Gatten,  ihre  Kin- 
der. Die  verlorene  Tochter  drängt  sidi 
bettelnd  an  den  stolzen  Vater.  Ihre  ver- 
zweifelte Leidenschaft  wirft  auch  den 
früher  so  matigen,  jetzt  mürb.  geworde- 
nen Gatten  auf  die  Knie.  Der  Vater 


bleibt  unbewegter  Stein.  Da  stirbt  in  dem 

Gatten  der  Wurm.  In  wütender  Rache- 
gier verbrüdert  er  sich  mit  den  Männern, 
die  seines  Schwiegervaters  Macht,  Reich- 
tum, ja  Leben  zcrschtnettem  wollen.  Hel- 
denhaft und  treu,  mit  Recht  die  Kindes- 
frömmigkeit  verkugnend.  schwcVrt  sein 
Weib  7.U  ihm.  Beinah  will  das  Schicksal 
die  Darbenden  und  Armen  belohnen,  die 
sich  gegen  mitleidslose  Starrheit  empö- 
ren. Seine  Gute  hew.ihrt  sich  aber  nicht. 
Dass  ihr  Vater  gclH*ugt  und  aus  lin\- 
fluss  und  Ansehen  entwurzelt  werden 
soll,  vermag  die  Tochter  knirschend  zu 
loben.  Wie  jedoch  sein  Leben  zum  höch- 
sten bedroht  ist.  hetzt  sie  mit  taitsend 
Künsten,  Reden  und  Tränen  den  Gatten 
zrm  Verrat  an  don  Bundesgenossen.  Bei 
Atem  bleibt  der  Vater  allein  und  sein 
Anhang,  die  Hüter  frevelnden  Hoch- 
mutes und  schändlichen  Tyrannenwahns. 
Erstickt  werden  alle  von  echter  Liebe 
Befeuerten,  zur  würdigen  Freiheit  sich 
Drängendim. 

I.M  englischen  \'orwiirf  sind  die  Men- 
sclieu  rauh  und  herbe»  gezeichnet.  Sie 
fühlen  ihre  Leidenschaften  nicht  ausgie- 

h:g.  >nndern  handeln  trielmiiissig.  riesen- 
haft manchmal,  zumeist  mit  pathetischer 
Aufdringlichkeit  Hier  mildert  Hof- 
n^Piinsthal  du-  zu  ätzende  Schärfe.  Der 
einzelnen  Begehren  und  Zeriretenwer- 
den  ist  bei  ihm  kein  grader  Vorgang, 
srndcrn  ein  innerliches  Begebnis  im  wel- 
ligen Auf  und  Nieder.  Otway  lässt  im 
Uiwetke  die  Sonderlose  »einer  Ge- 
schöpfe abhängig  sein  vom  Schicksal 
eines  grossen  Staatswesens.  Die  beste- 
hende Herrschaft  soll  gestürzt  werden 
von  deren  glühendsten  Feinden.  Diese 
Hauptstütze  des  Dramas  steht  aber  gar- 
nicht  auf  festem  Boden,  so  dass  vieles 
Handeln  politisch  Verstimmter  keinerlei 
Begründung  erhalt.  Vor  allem  diese 
Lücken  sudite  Hofmannsthal  selbständig 
zu  stopfen.  —  — 

DUR  Graf  t'on  Charolais  ist  ein  Drama 
von  Richard  Beer-Hofmann 
/Berlin.  S.  Fischer/.  Gottselige,  befriedigte 
Liehe,  tagaus,  tagein  gehätschelt  und  gc- 
Iritet.  ist  weich,  aber  ewig,  wie  das  Son- 
nenlicht. Wer  solche  Liebe  einmal  trug, 
vergisst  sie  nie.  Der  Verlust  stachelt 
ihn  bis  zur  brennendsten  Verzweiflung. 
Dem  Grafen  von  Charolais  ward  das  zu 
teil.  Der  Vater  hat  seine  Seele  wtmder- 
voll  geko-t.  als  er  ein  Kindlein  war.  Dem 
Jüngling  wies  des  Vaters  allsehende  Lie- 
be Steraenwege  sirni  Ldwn,  zum  Ruh- 
me. Und  dieser  bdiige  Vater  stirbt  Der 
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verwaiste  Sohn  folgte  ihm  jubelnd  gern, 
doch  scbreddich  unlösbare  Ketten  fes- 
seln ihn  noch  ans  Dasein.  Drei  Blutsau- 
ger. Gläubiger  des  toten  Grafen,  stützen 
sich  auf  ein  grausames  Gesetz  und  hal- 
ten den  Leiefanam  in  Haft,  weil  der  Sohn 
des  Vaters  Schulden  nicht  l)ezahlen  kann. 
Der  Bettelarme  ist  ohnmächtig  gegen- 
über den  herzlosen  Geldsäcken,  dem 
Müller,  dem  ParanuTiUenniaclicr.  (Uin 
roten  Itzig.  die  auf  ihren  Schein  bestehen 
und  aueh  vor  Gericht  kein  Tüpfelchen 
vom  Buchstalmi  des  verhriiftm  Rechtes 
fahren  lassen.  Darum  klagt  der  Graf 
von  Qiarolais  in  hallenden  Molltdnen 
vergebens,  bis  seine  Inliende  Traner  imd 
Kindesergebenheit  fast  märchenhaft  be- 
se<gnet  werden.  Der  Präsident  des  ober- 
sten Gerichtshofes  hat  drei  mächtige  Tu- 
genden. Mit  aller  ernsten  Begeisterung 
übt  er  sein  Amt.  damit  wirklich  Recht 
ge'^chehe  jedem,  der  es  sucht.  Seine 
cngclsch(»ne  Tocliter,  die  eben  zum  Wei- 
\}o  erblüht,  vergöttert  er  unsäglich.  Das 
Adlige  und  Echte  eines  MefscluMi  kann 
er  im  Bedrückten  noch  erkennen.  Der 
Präsident  zittert  um  das  Glück  seiner 
Tochter,  und  weil  er  im  Grafen  von 
Charolais  den  gewissesten  Schützer  die- 
ses Glückes  entdeci<t.  legt  er  sein  Kleinod 
dem  bezauberten  Grafen  ans  traurige 
Herz.  Damals  stand  das  Taglicht  am 
hiichstcn  und  flammendsten,  und  die 
Tochter  Desiree  mitten  im  Blenden.  Nun 
wKre  für  den  Präsidenten  und  das  ge- 
einte Paar  der  Himmel  zur  Krde  gesun- 
ken. Anderes  aber  wird  bestimmt.  Ein 
Schleicher,  ein  leichter  und  lüsterner, 
.schlängelt  sich  der  jungen  (laltin  in  die 
Sinne  und  Wünsche.  Sie  wird  betört, 
verlässt  ihr  Kindlein  imd  geht  mit  dem 
Vcrfiibrer  durch  die  Schiu-niaclit.  in 
einer  VVollustspelunke  sich  ihm  zu  geben. 
In  dem  schnratzigen  Winkel  entlarvt  der 
Graf  die  Ehebrecherin.  .Mlen  Mut  zum 
Lclicn  entreisst  er  ihr.  die  sich  selber  er- 
sticht Der  greise  Vater  verlernt  es  im 
Jammer.  Iiluttfid!  ,  -chn'iendes  N'otrecht 
zu  scheiden  vom  kall  erwogenen  des  All- 
tags. Der  Graf  von  Charolais  muss  in 
neues  Leben  wandeln  wie  ein  entblätler 
ter  Stamm.  Es  scheint,  als  wird  er  nie- 
mals wieder  grünen.  —  Die  Tragödie  ist 
eine  sclione  Dichtung.  In  den  cp'^ten  drei 
•Aufzügen  baut  <u-h  dir  (.iluckMilylie  auf, 
während  der  \  i  i  n  durch  dio  beiden 
letzten  gemalt  uird.  Da  erst  im  vier- 
ten Aufzug  Desirees  \  er-.uiuligung  sich 
motiviert,  während  vorlur  zur  Einleitung 
dieser  Schuld  nur   sehr  Oberflächliches 


bezeichnet  wird,  ist  in  das  Stuck  eine 
Kluft  geraten.  Und  doch  kann  man  diese 
nicht  völlig  tadeln,  weil  im  vierten  Auf- 
zug   alle  Vorgänge  zur  unmittelbarsten 
Glaublichkeit  sich  entwickeln.    Was  die 
Menschen  im  Drama  sprechen,  ist  m'cht 
nur    Wohllaut,   -«lulcni    stellenwei>e  so 
ergreifend,  wie  nur  ganz  reine  Poesie. 
X  X 
NmnmittM    WALTHER  Heymel  lässt 
im  Inscl-y erläge  die  soge- 
nannte     Wilhelm  -  Emst- 
.lusgahc   Goethes  uiui  Schillers 
edieren  :  Schöner  Einband  —  den  leider  die 
Unsitte  des  senkrechten  Rückendruckes 
(statt  des  wagerechten,  ohne  Korperver- 
renkung lesbaren)  etwas  entstellt  —  und 
gute  Typen  zeichnen  sie  aus.    Das  Sei- 
denpapier ist  freilich  zu  dünn,    so  das» 
diCj  einzelnen  Seiten  des  öfteren  durch- 
schmmiern.    Die  vierbändige  Jubiläwns- 
au-ga!)e     des    deutschen  Cervantes 
leitet  Wolfgang  von  Wurzbach  em  /Leip- 
zig, Hesse/.    Im  Verlag  Franz  Leder- 
m.-mn  in  Berlin  erschejr»en  .'ius^r:,.'iil!!fr 
li'i-rku-  Honorede  Balzacs  m  dtv.t- 
>cher  tM>cnra^ung.  bis  jetzt  Band  1  und 
II:  Die  alt.:  Jungfer,  Der  Landarzt.  Wil- 
helm  Mics.sner    .schrieb  die  Einfiihrung 
über  Balzacs  Leben  und  literarische  Be- 
deutung.   Luthers   Werke  publiziert 
in  Lieferungen  der  Verlag  Schwetschke  in 
Berlin.    In  einer  gan/cn  Reihe  von  Aus- 
gal)en  wird  Fritz  Reuter  neu  auf- 
gelegt: vor  altem  im  Bibliographischtn 
hisistut,  dann  bei  Rcclam  und  in  der 
trcffliclien  Hessesdien  Volksbücherei. 
X  X 
Kmn  ChtmMk  AM    j6.    März    fand  \m 
Beethovensaal     in  Berlin 
eine  Gedenkfeier  für  den 
vcrstorlKMien    Otto    Erich    H  a  r  t  - 
leben  statt,  bei  der  Heinrich  Hart  die 
Weiherede  Welt.  X  Eine  Leipziger  Ar- 
beiterin    gibt    unter    dem  Pseudonym 
Ar  ist  US  zwei  Dramen  heraus:  Frau 
Haweriand  und  ihre  Sölmc  und  Der  l  'er- 
söhuuvgslruttk  /Leipzig.  Leipziger  liuch- 
dntckcvci  A.G./,  die  dem  Lobe,  das  ihnen 
Friedrich  Stampfer  in  der  Neuen  Zeit  er- 
ttilt.    kaum    entsprechen.    X  Friedrich 
Gundolf    ubcr>eLzl    kleine  Essays  uWr 
Stefan  George,  die  von  holländi- 
schen Kritikern  erschienen /Berlin, Schna- 
bel/. X  Mit  Routine,  doch  ohne  Poesie 
schildert  Carl  Morbnrger  das  Le- 
ben russischer  Studenten  in  Züricli  und 
da>  Schicksal  einer  Deutschen,  die  in 
die<ie  Kreise  gerät  (Rebelten  /Wien,  Afo- 
dcrner  Verlag/).  max  hochoorf 
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JULIUS  BRUHNS  •  ZUR  NEUORGANISATION  DER 
PARTEI 

jPJj^g^JI  I  1  I  Mitte  April  ist  der  Entwurf  des  neuen  Organisritionsst.ituts 
für  die  sozialdemokratische  Partei  Deutschlands,  die  Arbeit  einer 
Kommission  von  23  Parteigenossen  aus  allen  Teilen  des  Deutschen 
|i>^^«'/'  !a-iches,  bekannt,  doch  ist  die  Erörterung  dieser  für  die  gesamte 
üsSi^^  '1  'ci  so  wichtigen  Frage  bisher  noch  nicht  sonderlich  in  Flnss  gc- 
konimcn.  Wohl  hat  eine  Anzahl  Parteiblätter  —  nicht  die  Mehrheit  —  sich 
mit  der  Angelegenheit  beschäftigt,  in  den  Parteiorganisationen  selbst  aber  ist 
der  Organisationsentwtu^  noch  fast  gar  nicht  be^rocfaen  worden.  Dieser 
scheinbare  Mangel  an  Interesse  kann  nur  dem  Umstände  zugeschrieben  werden, 
dass  die  Entsdieidung  äber  die  Organisationsfrage  erst  im  September  fallen 
wird.  Wenn  in  den  Parteiorganisationen  über  die  Anträge  zum  nächsten 
Parteilag  in  Jena  verhandelt  werden  wird,  kommt  sicher  auch  die  Erörterung 
des  neuen  Oranisationsentwurfs  zu  ihrem  vollen  Rechte.  Sind  doch  in  dem 
selben  Bestimmungen  gegeben,  die  Leben  und  Entwickelung  der  Parteiorgani- 
sation tief  berühren. 

DIE  den  Genossen  vorgelegte  Arbeit  der  Organisationskommission  hält  nach 
der  bisher  in  der  Erörterung  zieiiilicli  einmütig  ausgesproclienen  Ansicht  den 
goldenen  Mittelweg  inne  zwischen  den  föderalistischen  Neigungen  der  einen 
und  den  zentralistisdien  Bestrdmngen  der  anderen  Seite.  Gewiss  sind  die 
letzten  Wünsche  der  Zentralisten  nicht  erfüllt.  Aber  im  Grunde  dürften  die 
Zentralistcn  doch  erheblich  grössere  Ursache  zur  Zufriedenheit  mit  dem  neuen 
Statutenentwurf  haben,  als  die  Föderalisten.  Denn  dieser  Entwurf  bedeutet 
eine  erhebliche  Abkehr  vom  föderalistischen  Prinzip  und  einen  entsprechend 
grossen  Schritt  hin  rar  reinen  Zentralisatiott.  Die  neuen  Bestimmungen  der 
§§  7,  10  tmd  13,  wonach  die  Grundlage  der  Gesamtoiganisation  der  Partei  die 
Wahlkreisorganisation  ist,  die  Verpfliditung  der  W^ahlkreisorganisation  zur 
Abführung  eines  bestimmten  Beitrages  an  die  Parteikasse  und  zur  alljäfir- 
lichen  Berichterstattung  an  den  Parteivorstand  bewegen  sich  unzweifelhaft 
entschieden  in  dieser  Richtung.    Dem  gegenüber  hat  die  Konzession  an  den 
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Föderalismus,  wie  sie  die  §§  8  und  lo  vorsehen,  in  dem  Ztisammensdütiss 

der  Krcisorpanisationen  zu  Bezirksverbänden  und  Landesorgfanisattonen  und 
in  dem  Recht  dieser  Zwischenorganisationen,  die  Höhe  der  Mitghederbeitrage 
festzusetzen,  doch  nur  geringe  Bedeutung.  Denn  materidi  hängen  diese 
Zwisdienoi^ntsationen  in  der  Tat,  wie  schon  von  süddeutscher  Seite  betont 
wurde,  ganz  in  der  Luft,  sie  können  bei  der  Höhe  des  Beitrags,  den  die  Haupt- 
Icasse  von  <lcn  Krcisorp-nnisationen  heischt,  von  diesen  nur  noch  einen  sehr 
bescheidenen  Anteil  Inanspruchen  und  sind  im  wesentlichen  auf  die  hnanzieile 
Beihilfe  des  Partei  Vorstandes  angewiesen.  Das  drückt  sich  auch  im  neuen 
§  13  aus,  der  den  Wahlkreisen,  wie  den  Bezirks-  und  Laodesorganisationeii 
die  Pflidit  der  Berichterstattung  über  ihre  Tätigkeit,  den  letzteren  besonders 
aber  auch  (He  Berichterstattung  über  die  Verwendung  der  ihnen  vom  Partei- 
vorstände  überwiesenen  Gelder  auferlegt. 

WENN  an  der  reinen  Zentralisation  auch  noch  manches  fehlt,  so  ist  ihre 
Grundlage  doch  im  neuen  Organisationsstatut  gegeben,  und  der  weitere  Aus- 
bau wird  nur  eine  Frage  der  Zeit  und  der  noch  entgegenstehenden  gesetzlichen 

und  polizeilichen  Schwierig^ceiteil  sein.  Gegen  diese  Gestaltung  der  Dinge 
macht  sich  in  der  jetzt  begonnenen  Diskussion  von  süddeutscher  Seite  Wider- 
spruch geltend,  der  sich  auf  dem  Parteitage  in  Jena  .sicher  noch  erheblich  ver- 
stärken wird.  Soweit  dieser  Widerspruch  sich  darauf  gründet,  dass  die  Be- 
zirks- und  Landesorganisationen  nicht  finanziell  geschwächt,  sondern  vtelmdir 
gestärkt  werden  sollten,  weil  sie  wichtige  Aufgaben,  insbesondere  die  müh- 
same und  kostspielige  Bearbeitung  der  noch  ganz  zurückgebliebenen  Wahl- 
kreise, zu  erfüllen  iiatten.  katm  man  ihm  eine  gewisse  Berechtigung  nicht 
absprechen.  Dass  die  für  jene  Arbeit  erforderlichen  Mittel  zu  einem  erheb- 
lidien  Teil  erst  von  den  Wahlkreisen  an  die  Hauptkasse  abgeführt  und  von 
dieser  diann  jenen  Zwischenorganisationen  zugef&lut  werden  sollen, 
will  manchem  nicht  empfehlenswert  erscheinen,  so  wenig.  wie  die 
dadurch  bedingte  Abhängigkeit  und  Unselbständigkeil  der  Bezirks- 
und Landesorganisationen,  die  lähmend  auf  die  Tätigkeit  der  selben  einwirken 
würden.  Dabei  wird  auch  a*f  die  alsdann  entstdiende  krornkhäfte  MaehtfütU 
des  Parteivorstandes,  die  mit  dem  demokratischen  Empfinden  der  Partei- 
genossen in  Widerspruch  stehe,  hingewiesen.  Gar  so  arg  wird  es  mit  dieser 
Machtfülle  wohl  nicht  werden ;  andererseits  kann  eine  auch  erhebliche  Stär- 
kung der  eigentlichen  Parteileitung  nur  von  X'orteil  für  rlie  Partei  sein,  nach 
innen  und  aussen;  denn  dne  geschlossene,  in  sich  gefestigte  Macht  den  Go- 
llern gegenüberzustellen,  muss  auch  in  der  Zukunft  eine  unserer  wichtigsten 
Aufgaben  sein. 

DASS  die  vorgeschlagene  Umgestaltung  der  Organisation  dem  Parteivorstande 
vermehrte  Arbeit  bringt,  ist  nicht  zu  bestreiten.  Aber  das  kann  doch  kein 
Grund  sein,  diese  Umgestaltung  abzulehnen,  wenn  sie  sonst  im  Interesse  der 
Partei  liegt  Der  Vorstand  muss  eben  um  einige  tüchtige  Kräfte  m^r  ver- 
stärkt werden,  was  ja  auch  die  Besorgnisse  jener  etwas  herabmindern  kann« 
die  in  der  besagten  krankhafien  Machtfülle  einzelner  Personen  eine  Gefahr  für 
unser  demokratisches  Empfinden  sehen. 

DIE  Bestimmungen  über  die  Vertrauenspersonen,  die  aus  dem  bisherigen 
Statut  herübergenommen  respektive  entsfHrechend  gefasst  wurden,  passen 
in  den  Rahmen  der  nun  geschaffenen  zentralistisdien  Organisationen  gar 
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nicht  mehr  hinein.  Sie  erscheinen  mehr  noch,  als  bisher,  als  ein  notwendig|es 
Übel  in  Rücksicht  auf  gewisse  vercinsgesetzlichc  Hindernisse.  Aber  sie  können, 
und  nicht  nur  deshalb.  noch  lange  nicht  ganz  entbehrt  werden. 
Ausser  den  gesetzlichen  gibt  es  noch  manche  andere  zwingende  Gründe,  die 
Parteigenossen  daran  hindern,  der  in  §  7  vorgesdienen  Organisation  anxuge- 
liSren.  Nicht  nur  in  Schlesien,  sondern  in  allen  Gegenden  Preussens  und 
•anderer  Staaten  des  Reiches  gibt  es  zahlreiche  kleine  und  selbst  grössere  Orte, 
wo  schon  der  Mangel  des  Versammhingslokals  die  Gründung  und  das  Be- 
stellen eines  sozialdemokratischen  Ortsvereins  unmögUch  macht.  Gewiss  gibt 
liier  die  Möglichkeit,  einem  an.  einem  anderen  Orte  des  Wahlkreises  etwa  be- 
stehenden sozialdemokratischen  Vereine  ann^^oren,  einen  Ausw^.  Aber 
ivtrtsdiaftliche  und  soziale  Verhältnisse  verbieten  es  vielen  Tausenden  von  Partei- 
genossen gerade  in  den  kleinen  Orten,  sich  als  Mitglieder  der  sozialdemo- 
Icratischen  Organisation  bei  der  Polizei  anmelden  zu  lassen.  Alles  Räsonne- 
ment  über  die  Notwendigkeit,  offen  für  seine  politische  Gesinnung  einzu- 
treten, ändert  an  den  harten  Tatsachen  des  Lä>ens  nichts. 
■GEWISS,  in  den  Grossstädten  ist  die  Erffilhuig  jener  Forderung  sehr  leicht. 
Und  unsere  grossstädtischen  Parteigenossen  sollten  mehr,  als  bisher,  ihr  Augen- 
merk darauf  richten,  von  den  zahlreichen  nicht  dem  Arbeiterstande  angehören- 
•den  Anhängern  unserer  Partei  möglichst  viele  auch  in  die  sozialdemokratischen 
Organisationen  hineinzubringen.  Nach  den  sehr  interessanten,  im  Archiv 
/fir  Sosialwisscnschaft  und  Sozialpolitik  netdich  verr>fTi.ntlichten  Unter- 
suchungen Dr.  Blanks  über  die  soziale  Zusammensetzung  der  sozialdemokratischen 
Wählerschaft  Deutschlands  betrug  die  "Zahl  der  an  der  Reichstagswahl  von 
1903  beteiligten  Arbeiter  in  Berlin  1331 10,  die  Zahl  der  sozialdemokratischen 
Wähler  jedodi  222386,  so  dass,  wenn  man  selbst  sämtlictw  Arbeiterwähler  als 
sozialdemokratische  Wähler  ansprechen  wollte  —  was  auch  in  Berlin  nodi 
nicht  angeht  —  der  (^berschuss  fast  90000  Wähler,  das  sind  40  %  der  ge- 
samten sozialdemokratischen  Wählerschaft  Berlins,  beträgt,  eine  Masse,  die 
sich  aus  Handwerkern,  Gewerbetreibenden  und  Beamten  zusammensetzL  Im 
iMsnadibarten  Chariottenburg  macht  dieser  ntdit  der  Arbeiterktesse  angdi5- 
rende  Teil  der  sozialdemokratischen  Reichstagswähler  sogar  56  %  der  ge- 
■samten  sozialdemdcratischen  Wählermasse  aus.  In  Hamburg  beträgt  nach 
Dr.  Blanks  sehr  vorsichtigen  Berechnungen  der  Anteil  der  nicht  der  Arbeiter- 
Iclasse  (den  in  den  Abteilungen  A,  B  und  C  der  amtlichen  Berufsstatistik  ge- 
wählten Beschäftigten)  angehörenden  sozialdemokratischen  Wähler  41  in 
Altona  45,  in  Frankfurt  am  Main  41,  Dresden  41,  Leipzig  3t,  Chemnitz  36,  MQn- 
■dien  39,  Nürnberg  47,  Halle  33,  Königsberg  32,  Bremen  31  %.  In  anderen 
Grossstädten  ist  dieser  Prozentsatz  zum  Teil  erheblich  kleiner,  so  beträgt 
er  in  Ellioriold-Barnien  und  Düsseldorf  nur  12,  in  Hannover  und  Magdeburg 
13,  in  Breslau  19,  in  Strassburg  20,  in  Stuttgart  23  und  in  Braunschweig  26  ^r, 
-während  in  Danzig,  Cöln,  Dortmund^  Crefeld  und  Aadien  ein  Oberschnss 
sozialdemokratischer  Wähler  über  die  Zahl  der  an  der  Wahl  beteiligten  Arbeiter 
überhaupt  nicht  vorhanden  ist. 

ZU  einem  Teile  wird  jener  Über.schuss  aus  den  Kreisen  der  Beamten  her- 
rühren, zum  weitaus  grösseren  Teile  aber  aus  dem  bürgerlichen  Mittelstände 
Itonunen.  Und  von  diesen  letzteren,  «tfch  meist  zahlungsfähigeren  sozialdemo- 
Icratischen  Wählern  kann  nnd  mtiss  in  den  Grossstädten  ein  erheblich  grösserer 
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Teil,  als  bisher,  den  sozialdetnokratisclien  Ortiaiusationen  jjewonncn  werden. 
Dagegen  werden  wir  uns  trotz  des  §  7  und  trtitz  der  hochflie^^cnden  Pläne 
mancher  Zentrahstcn  in  den  kleinen  Orten  nach  wie  vor  vielfach  danÜL  be- 
scheiden müssen,  die  Genossen  in  loser  Form  und  ohne  den  Zwang  polixeiHcher 
Kontrolle  an  die  Partei  zu  fessdn. 

DIE  viel  umstrittene  Frage,  wie  hoch  der  an  die  Parteikassr  zu  zahlende  Bei- 
trag der  Wahlkreisorganisationen  sein  muss,  ist  durch  die  Organisations- 
konunission  dahin  entschieden  worden,  dass  mindestens  ein  Viertel  der  aus 
den  Beiträgen  und  Eintrittsgeldern  kommenden  Einnahmen  an  die  Haupt- 
kasse  at^egeben  werden  soll.  Je  nachdem  man  auf  föderalistischem  oder 
zentralistischem  Boden  steht,  wird  man  diesen  Anteil  als  sehr  hoch  oder  als 
zu  niedrig  ansehen.  Ich  c:Iauho  nicht,  dass  der  nächste  Parteitag  Jichon 
die  vorgeschlagenen  25  ^fc  akzeptieren  wird,  die  einen  gar  zu  weiten  Abstand 
von  den  bisher  allerdings  vorgeschriebenen,  aber  darum  noch  keineswegs  überalt 
geleisteten  lo  %  darstellen.  Man  muss  in  der  Tat  den  nun  dodi  einmal  vor- 
handenen Bezirks-  und  Landesorganisationen  Zeit  geben,  sich  in  die  neuen 
Wrii.'iltnissc  zu  finden.  Selbst  der  enragierteste  Zentralist  kann  diese  nicht 
mit  eiiKMii  Federstrich  gewissermassen  auslöschen  wollen.  Man  wird  also 
mit  vielleicht  15  ^  zunächst  zufrieden  sein  können  und  das  Fehlende  nach  mid 
nach  einbringen,  wenn  die  Grundlagen  der  Organisation,  die  Kreisverdne,. 
sich  stärker  entwickelt  haben. 

RÄUMLICH  sind  in  unserem  Organisationsstatut  ganz  unverfaältnismässig 
gewachsen  die  Bestimmungen  iiher  den  Ausschluss  von  bisherigen  Partei- 
genossen aus  der  Partei.  \\  ahrend  bis  zum  Jahre  1900  diese  Frage  im  Orga- 
nisationsstatut mit  7  Druckzeilen  erledigt  war,  brauchen  wir  zu  diesem  Zweck 
jetzt  etwa  40  DrudoEetlen.  Es  ist  daher  erklärlidi,  dass  manche  Partdgenossen» 
die  früher  nichts  darin  fanden,  diese  kurzen,  unscheinbaren  Bestimmtmgen  ge- 
wissermassen mit  an  der  Spitze  des  Organisati<^nsstatuts  zu  sehen,  jetzt  wün- 
schen, diese  breiten,  zwar  notwendigen,  aber  unerfreulichen  X'orschriften  möch- 
ten möglichst  an  das  Ende  des  Statuts  gerückt  werden.  Gegen  die  Vorschläge 
der  Organisationskommission  selbst,  die  steh  auf  eine  bessere  Regelung  de» 
Ausschlussverfahrens  etc.  beziehen,  kann  wohl  nichts  Stichhaltiges  eingewendet 
werden,  und  in  der  'l'at  haben  sich  ja  auch  die  heissblütigsten  \'ertreter  voi» 
rechts  und  links  mit  den  selben  einverstanden  erklärt,  wenn  auch  unter  gans 
entgegengesetzter  Begründung  ihrer  Zustmimung. 

HEFTIG  gegen  einander  gerannt  und  dag^en  die  Kampen  in  der  Frage  der 
Vertretung  der  Reichstagsfraktion  auf  den  Parteitagen.  Man  hat  g^fen  den 
Vorschlag  der  Organisationskommission,  die  Bestimmung  unverändert  n 
lassen,  die  sämtlichen  Mitgliedern  der  Reichstagsfraktion  das  Recht  gibt,  an 
den  Parteitagen  teilzunehmen,  in  der  Parteipressc  mancherlei  angeführt,  das- 
hier  nicht  wiederbdt  werden  soll.  Nur  die  Frage  soll  hier  kurz  betrachtet 
werden,  ob  denn  bisher  wirklich  das  ntunerische  Gewtdit  der  Fraktion  auf* 
den  Parteitagen  so  bedeutend  war,  dass  man  in  dem  von  der  Organisations- 
kommission nicht  akzeptierten  früheren  Vorschlage  des  Parteivorstandes,  nur 
noch  ein  Viertel  der  Reichsiagsniitglieder  als  Delegation  der  Fraktion  zu  den 
Parteitagen  zu  entsenden,  eine  Rettung  vor  den  Gefahren  erblicken  muss,  die 
den  Parteitagen  und  damit  der  Partei  aus  dem  starisen  Anwachsen  der  Frik- 
tion drohen.  Im  Jahre  1898  erschienen  von  den  56  neugewahlten  Abgeordneten 


Digitized  by  Google 


JULIUS  BRUHNS  •  ZUR  NEUORGANISATION  DER  PARTEI 


488 


43  auf  dem  Parteitage»  der  im  ganzen  252  Teilnehmer  zahlte.    Unter  diesen 

44  Abgeordneten  waren  4  Mitglieder  des  Parteivorstandes,  3  Mitglieder  der 
Kontrollkommission,  4  Referenten  und  16  von  Walilkrcisen  delegiert,  so  dass 
nur  16,  also  28  %  der  Fraktion,  lediglich  auf  Grund  ihrer  Eigenschaft  als  Ab- 
geordnete am  Parteitage  teilnahmen.  Im  Jahre  1899  waren  30=52%  der 
Reichstagsabgeordneten  lediglich  in  dieser  ihrer  Eigenschaft  auf  dem  Partei- 
tage anwesend,  1900  cljcnfalls  30—52  %.  1901  24  =  41  %  und  1902  45 
Nach  dem  gewaltigen  Siege  unserer  Partei  ])ei  den  letzten  Wahlen  stieg  die 
Zahl  unserer  Abgeordneten  zunächst  auf  Si,  von  welchen  69  am  Dresdener 
Parteitage  teilnahmen.  Von  diesen  waren  48  ganz  unbekleidet  mit  irgend 
«inem  Mandat,  lediglich  als  Reichstagsabgeordnete,  erschienen.  Sie  repräsen- 
tierten 59  %  der  Fraktion.  Diese  h<rfie  Ziffer  war  jedoch  nur  einem  Zufall 
zuzuschreiben,  dem  Umstände  nämlich,  dass  der  Parteitag  in  Sachsens  Haupt- 
Stadt  tagte  und  damit  nicht  weniger,  als  20  von  den  22  ncugewählten  säch- 
aischen  Reichstagsabgeordneten  Veranlassung  bot,  am  Parteitage  teilzundimen. 
Tn  Bremen  sind  denn  aoch  nur  nodi  39  =  50%  der  inzvrischen  auf  78  Kdpfe 
zusammengeschmolzenen  Fraktion  ohne  besonderes  Mandat  erschienen. 
ZEIGEN  diese  Zahlen  zunächst,  dass  die  Peschränkung  auf  ein  X'iertel  der 
Abgeordneten  keine  sonderliche  Rettung  t)edeuten  würde,  da  schon  jrt^t  nie 
mehr,  mit  einer  zufälligen  Ausnahme,  als  höchstens  die  Hälfte  der  sozialUemo- 
Icratischen  Abgeordneten  ohne  besonderen  Auftrag  an  den  Parteitagen  teil- 
nahm. >o  zeigt  eine  andere  Berechnung,  dass  auch  die  numerische  Belastung 
der  Parteitagf  mit  nianilatlosen  .\bgcordneten  sowohl  an  sich  gering  war, 
wie  aucli  keineswegs  nenuLiiswert  gestiegen  ist  mit  dem  Anwachsen  der  Frak- 
tion selbst.  Wahrend  im  Jalire  1898  die  'Zahl  solcher  Abgeordneter  im  Ver- 
liältnis  zur  Gesamtteilnehmerschaft  am  I^rteitagc  6,3  fo  betrug,  ergaben  sich 
fiir  die  folgenden  Parteitage  von  1899  bis  1904  die  V^baltniszahlen:  12^  %, 
12,3.  10.  10,  i  und  13,7  .  Angt  sichts  dieser  Ziffern  darf  man  sagen,  dass 
•es  eine  arge  I  iarlrciimng  i:.t.  wenn  in  einem  sächsischen  Parteibhitte  liehanptet 
wird,  die  Fraktion  bilde  auf  den  Parteitagen  allein  den  vierten  Teil  der 
Besucher,  tuid  das  bedeute  dn  Parteiunrecht,  das  nunmehr  anfange,  eine 
Parteiplage  zu  werden.  Man  kann  sich  vielmehr  durchaus  der  Organi- 
sationskommission  auch  in  diesem  Punkte  anschlitssrti.  in  der  beruhigenden 
Überzcngimg.  dass  die  Beibehaltung  des  bisherigen  Brauchs  die  Partei  in  der 
Zukunft  si>  wenig  schadigen  wird,  wie  sie  es  in  der  Vergangenheit  getan  hat. 

*  xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 

JOHANN  LEIMPETERS  •  DIE  TAKTIK  DES  BERG- 
ARBEITERVERBANDES 

OHL  niemals  wurden  nach  Ausgang  eines  wirtschaftlichen 
Kampfes'  m  dessen  Beurteilung  so  viele  Federn  in  Bewegung  ge- 
setzt, wie  nach  dem  Generalstreik  der  Bergleute  im  Rtahrrcvier,  und 

wnhl  niemals  sind  die  Meinungen  über  den  Erfolg  oder  Misserfolg 
eines  Kampfes  so  weit  auseinandergegangen,  wie  das  hier  der 
Fall  ist.  Noch  heute  sind  die  Akten  zur  Beiu"tcilung  dieses  Streike  nicht  ge- 
scfakwsen.  Das  macht  die  ungeheuere  Wirkung»  das  machen  mehr  noch  die 
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eigenartigen  Erscheinungen,  die  dieser  gewaltige  Kampf  gezeitigt  hat,  und  über 
die  man  sich  noch  vielfach  nicht  klar  geworden  ist.  Man  hat  die  Streikleitung, 
gelobt»  man  hat  sie  getadelt,  man  hat  die  Taktik  als  die  einzig  richtige  aner- 
kannt, man  hat  sie  als  verfällt  kritisiert  und  für  verwerflich  gehalten  und 
somit  von  neuem  die  Frage  über  den  Wert  der  Gewerkschaften,  insbesondere- 
aber  über  ihre  Taktik  und  die  gewerkschaftliche  Neutralität  in  den  Vorder- 
grund gcschoVxiti.  hl  verschiedenen  Partei-  und  Gewcrkschaftsblältern  ist  nach- 
Abbruch des  Bergarbeiterstreiks  die  Frage  der  Taktik  bei  Streiks  besprochen 
worden,  jedoch  gdien  die  Urteile,  wie  erldärlich,  weit  auseinander.  Gans 
besonders  ist  man  im  Ruhrrevier  gegen  die  Taktik  des  Bergarbeiterverbandes- 
zu  Felde  gezogen,  und  selbst  Verbandsmitglieder  verlangen  eine  Änderung 
der  selben.  Von  mehreren  Zahlstellen  (Ortsvereinen)  des  Dortmunder  Kreises 
ist  an  die  Generalversammlung  der  Antrag  gestellt,  den  Nciitralitäisparch 
graphen  aus  dem  Statut  zu  streichen,  der  da  besagt:  tDidcussionen  über  partd* 
politische  oder  religiöse  Fragen  sind  innerhalb  des  Verbandes  streng  unter* 
sagt«  So  wird  sich  die  Generalversammlung,  die  Pfingsten  in  Berlin  statt- 
findet, mit  dieser  Frage  eingehend  beschäftigen;  der  Vorstand  hat  sie  als  be- 
sonderen Punkt  auch  auf  die  Tagesordnung  gesetzt.  Ich  nehme  deshalb  Anlass^ 
meine  Anschauungen,  sowohl  über  den  Misserfolg  des  Streiks,  als  auch  fiber 
unsere  bisherige  Taktik  hier  auszusprechen,  betone  9ber,  dass  idi  nichteine 
Polemik  schreibe,  sondern  zur  Aufldärung,  und,  wenn  es  sein  muss,  ancb 
zur  Rechtfertigung. 

DER  Streik  ist  gänzlich  gescheitert  und  hat  mit  einer  völligen  Niederlage  der 
Gewerkschaften  geendet :  das  ist  die  Meinung  eines  grossen  Teiles  unserer 
leitenden  Parteigenossen  und  besonders  derer  im  Ruhrrevier.  Gewiss  ist  der 
Streik  materiell  verloren,  aber  um  eine  Niederlage  der  Gewerkschaften  zu 
konstruieren,  mössten  vor  allem  die  r,c\vcrkschafteii  den  Streik  entweder  ver- 
anlasst oder  doch  zum  mindesten  j^cwünscht  haben.  Aber  nicht  die  Gewerk- 
schaften, sondern  die  Unternehmer  haben  den  Streik  gewollt,  sie  haben  ihn 
bekommen  und  auch  gewonnen,  wenn  es  auch  nur  ein  Pyrrhussieg  war.  Die 
Gewerkschaften  haben  den  Kampf,  den  sie  zu  verhindern  nicht  im  stände 
waren,  organisiert  und  geleitet,  um,  soweit  es  noch  möglich  war,  den  Plan  der 
Unternehmer  zu  durchkreuzen ;  und  das  ist  ihnen  vollkommen  gelungen.  Die 
Unternehmer  brauchten  einen  Streik,  sie  wollten  ihn  um  jeden  Preis,  das  hat  ihr 
Veriialten  vorher  und  während  des  selben  allzudeutlich  gezeigt.  Meine 
Meinung  ist :  Das  Kohlensyndikat  hatte  im  Einverständnis  mit  dem  Stahlverband 
eine  Erhöhung  der  Kohlenpreise  geplant*),  um  den  Hütten  und  Eisenwerken,  die 
noch  nicht  mit  den  Zechen  fusioniert  sind,  die  Rohpro<lukte  zu  verteuern  und 
sie  so  konkurrenzunfähig  zu  machen,  um  ihnen  dann  später  den  Hals  umzu- 
drehen. Denn  wie  durch  die  Syndikatspolitik  die  kleinen  Zechen  bereits  alledurdi 
die  grossen  au/gesaugt  worden  sind,  wird  durch  die  P<ditik  des  Stahlverbande» 
den  kleinen  Eisenwerken  allmählich  das  Lebenslicht  ausgeblasen,  damit  so  die 
ganze  Eisenproduktion  auf  die  grossen  Zechenhütten  übertragen  worden  kann.  Die 
Leiter  des  Syndikats  spielen  auch  im  Stahlverband  die  erste  Geige,  und  diese 
Herren,  die  rücksichtslos  und  kaltblütig  über  die  wirtschaftliche  Existenz  von 

'j  Hl  rtnt-  Kndc  Dcn  nibi-i  iai^'-n  iic  r.fuen  I'teislisten  mit  der  I'rvi-.i-:höhun^  um  50  Ifennig  in  deat 
Oehcimfachcia  Kiidoits  unter  stetem  Veischluss  . . .«  (vcrgl.  Anton  lürkelenz:  Kraflprobt  im  Rukr— 
gebM  /DOsMldorf  1905/,  pag.  8). 
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20-  bis  30  000  Arbeitern  und  ganzen  Gemeinden  hinweggfehen.  fragen  auch 
wenig  danach,  ob  ein  kleiner  Fabrikant  nicht  mehr  bestehen  kann.  Wer  in 
diesem  Kampf  auf  der  Strecke  bleibt,  hat  eben  kein  Recht,  weiter  zu  existieren. 
Das  beste  und  wirksamste  Mittel/  die  Idanen  Werke  konkurrenzunfähig  zu 
niachcn,  ist  die  Verteuerung  der  Rohprodukte,  vor  allem  der  Kohle,  die  die 
Hüttenzechen  ja  zum  Selbstkostenpreise  erhalten,  weshalb  sie  unter  einer  Ver- 
teuerung nicht  mitleiden.  Die  Kohlenprcisc  konnte  das  Syndikat  nach  der 
Zcchentöterei  und  der  Hibcniiaatiäre  nicht  erhöhen,  ohne  dass  es  Sensation  im 
ganteti  Lande  enengte.  Wäre  es  den  Herren  nun  gelungen,  einen  Strtik  au 
entfessebi,  an  dem  sich  hödistens  100000  Mann,  der  clu  Verband,  die  Soeialr- 
demokraten,  beteiligten,  so  hätten  sie  die  ganze  öffentliche  Meinung  auf  ihre 
Seite  bekommen,  wie  das  vor  der  ersten  allgemeinen  Konferenz  der  Berg- 
arbeiter schon  tatsächlich  der  Fall  war,  und  es  hätte  eine  grosse  Razzia  auf  die 
Sozialdemokratie  gegeben,  während  die  Kohlenbarone  sdimunzelnd  <fie  Kohlen- 
preise  hätten  erhöhen  können,  mit  der  Begründtmg,  durch  die  sosiaidemo' 
kratischc  Machtprobe  -chui  r  geschädigt  worden  zu  sein.  Der  Streik  wäre, 
wie  (Irr  i88ocr,  für  die  Kohlcnkonigc  zur  rettenden  Tat  geworden.  Dieser 
brachte  den  Herren  folgende  Preiserhülumg  (in  Mark): 


Jahr 

Fliuiini- 
kohle 

iettkohle 

kohle 

Iluihofcn- 
koks 

(liesciei- 
koks 

Brechkoks 

Briketts 

0._'0 

S.4S 

1 "  .<">'> 

17,60 

1 1,86- 

1  H(  A  > 

1 -'.;<' 

10.7 ' 

1  1 ,1 1'  > 

U.64 

I)-.«'*-!-  i'laiu  .  'lir  v:t  hinter  i\vv.]  l'ntcn:< 'nntTirirk  vcnmu n rn.  zu  vrrvUchi 
und  den  Arbeuern  das  Koalitionsrecht  zu  retten  —  das  ebenfalls  zertrümmert 
werden  sollte  — ,  das  hatten  wir  tms  zur  Aufgabe  gemacht;  denn  nichts  mehr 
war  zu  erreichen. 


DASS  das  Ruhrrevier  längst  zum  Vulkan  geworden,  wussten  die  Unternehmer 
recht  gut,  denn  Herr  Kirdorf,  der  leitende  Kopf  des  Syndikats,  hat  selbst  er- 
klart, gewusst  zu  haben,  dass  ein  Streik  über  kurz  oder  lang  ausbrechen 
müsste,  und  so  wosste  er  auch  recht  gut,  warum  er  ausbrach;  falls  man  ihn 
hätte  verhindern  wollen,  hätten  die  Herren  ja  einlenken  und  einige  der  ihnen 
langst  bekannten  Forderungen  bewilligen  können,  ohne  dass  sie  von  neuem 
offiziell  gestellt  wurden.  Statt  dessen  suchten  sie  den  jahrelang  durch  skanda- 
löse Behandlung  der  Beamten  imtcr  der  Arbeiterschaft  angesammelten  Zünd- 
stoff zi;r  Explosion  zu  bringen,  und  das  konnte  durch  nichts  Einfacheres  er- 
reicht werden,  als  durch  eine  Schichtverlängerung,  die  sich  keine 
Belegschaft  geduldig  gefallen  lassen  konnte,  wie  der  Fall  Oberiiausen 
und  Baaker-Mulde  ein  Jahr  vorher  deutlich  gelehrt  hatte.  Einen,  von  seinem 
Standpunkt  aus  berechtigten  Anla>s  (L'i7u  bot  sich  Herrn  Stinnes  durch  die 
Vermehrung  der  Belegschaft  ßruclisirassc  durch  einen  Teil  der  von  Louise 
Tiefbau,  und  so  brachte  er  den  Stein  ins  Rollen,  den  einige  von  unseren  Ver- 
bandsbeamten vergebens  aufzuhalten  versuchten.  Besonders  Genosse  Sachse 
trat  mit  aller  Entschiedenheit  für  Lokalisicnmg  des  Streiks  ein  und  hat  den 
Belegschaften,  die  zuerst  die  Brocken  hinwarfen,  göttliclic  Grobheiten  gesagt. 
Umsonst.  Andere,  darimter  auch  der  Schreiber  dieses,  waren  der  Überzeugung, 
dass  ein  Aufhalten  vollständig  aussichtslos  sei,  und  haben  sich  auch  nicht 
darum  bemäht. 
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WEIL  wir  alle  damit  rechneten,  rechnen  mussten,  dass  der  Streik  grossere 

Dimensionen  annehmen  würde,  hätten  bessere  Vorkehrungen  getroffen  werden 

niüs;-cn,  als  j^csclieheii.  wurde  der  Leituiip^  nachträglich  vorgeworfen.  Aber 
wie  hatten  diese  \'orkchrungen  denn  getroffen  werden  sollen?  Niemand  von 
uns  konnte  wissen,  noch  ahnen,  ob  die  anderen  Verbände  mitgingen,  oder  ob 
wir  den  Kampf  allein  führen  mussten«  und  da  sofort  Einigungsverbandtui^[eB 
angekfinpft  wurden,  Hess  sich  gar  nichts  machen,  ehe  diese  abgeschlossen 
waren.  Diesen  Abschluss  brachte  flie  allgemeine  Konferenz  am  12.  Januar,  wo 
aber  durchaus  noch  keine  Einigkeit  herrschte,  wenn  man  sich  auch  unter  den» 
Druck  der  V  erhältnisse  auf  die  Annalime  einer  Resolution  einigte.  So  niusste 
unsere  Taktik  aus  den  Verhältnissen  geboren  und  diesen  angepasst  und  so 
oft,  wie  es  notwendig  war,  geändert  werden.  In  solchen  Zeiten  macht  man  es, 
wie  unser  Alte,  Liebknecht,  sagte:  »Wenn  es  notwendig  ist,  ändere  ich  meine 
Taktik  in  24  Stunden  J  }iMaI.<-  Überhaupt  lässt  sich  eine  Streiktaktik  für 
Kämpfe,  die  jeden  Tag  anikrf  I-'reignisse  mit  sicli  bringen,  und  wo  ganz  un- 
kombinierbare  \  erhältnissc  milspicicii,  gar  nicht  in  das  Prokrustesbett  schnal- 
len; das  mag  sich  nur  jeder  aus  dem  Kopfe  schlagen. 

ZWISCHEN  der  ersten  und  zweiten  Konferenz,  also  zwisdien  dem  12.  und 

Kh  Januar,  lag  der  entscheidende  Zeitpunkt,  wo  die  Unternehmer  mit  geradezu 
verliUiffeiukr  Deutlichkeit  gezeigt  haben,  das.s  sie  den  Streik  haben  wollten. 
An  dem  Abend  des  12.  Januar  antwortete  ich  einem  auswärtigen  Partei- 
genossen, der  mich  fragte:  »Was  halten  Sie  von  dem  Streik?  Ist  eine  Aus- 
sicht vorhanden,  etwas  zu  erreichen?«:  »Der  Streik  ist  materiell  verloren,  ehe 
ei  noch  proklannert  ist,  und  wenn  die  Unternehmer  jetzt  einen  geschickten 
Schachzug  machen  —  und  ich  befürchte,  sie  werden  ihn  machen  —  erleidet  der 
\'erband  und  auch  die  Partei  eine  gewaltige  Niederlage,  anderenfalls  wird  es 
uns  gelingen,  die  Partei  ganz  aus  dem  Spiele  zu  bringen  und  für  den  Verband 
vielleicht  einen  moralischen  Sieg  zu  erringen.«  Auf  die  wettere  Frage,  wel- 
chen Schachzug  die  Unternehmer  denn  machen  müssten,  erklärte  ich :  »Der 
Sieliencrkoniniission  die  Antwort  erteilen,  dass  der  Lk-rgbauverein  mit  ihr  zu 
verhandeln  geneigt  sei,  jedoch  erst  dann,  wenn  die  .Arbeit  auf  allen  Zcchrn 
wieder  aufgenommen  sei.  Dann  bliebe  uns  am  16.  nichts  anderes  übrig,  als 
zu  beschliessen :  die  Arbeit  wird  übemll  wieder  aufgenommen,  oder  der  Ver> 
band  nähme  den  Kampf  allein  auf,  und  das  können  tmd  dürfen  wir  nicht 
Nachher  kann  der  Bergbauverein  die  Arbeitervertreter  entweder  mit  niclits- 
sagenden  Zugeständnissen  abspeisen  oder  sie  ganz  abweisen,  zum  zweiten 
Male  werden  die  Kumpels  nicht  auf  die  Strasse  gehen.  Lehnen  die  Unter- 
nehmer aber  alles  ab,  dann  wird  und  muss  der  Generalstreik  proklamiert  werden, 
und  damit  hört  er  auf,  ein  Verbands-  oder  Parteistreik  zu  sein.«  Dass  die 
Unternehmer  das  Schachbrett  nicht  übersehen  haben  sollen,  oder  dass  ihnen 
diese  Positioti  durchgegangen  sein  soll,  ist  gar  nicht  denkbar  bei  SO 
ledeulenden  und  klaren  Köpfen,  wie  es  die  Kirdorf,  Krabbeler,  Thyssen  tat- 
sächlich sind.  Sic  wollten  eben  die  Proklamierung  des  Generalstreiks,  weil  sie 
ihn  brauchten,  und  weil  sie  glaubten,  dass  sidi  trotz  der  Proklamation  kdne 
weiteren  Bcleg.schaften  daran  beteiligen  würden.  Aber  damit  hatten  sie  da- 
neben kalkuliert  und  sich  selbst  den  so  meisterhaft  angelegten  Kricgsplan  ver- 
dorben. Als  wir  am  16.  Januar  zur  zweiten  Konferenz  nach  Essen  fuhren,  er- 
hielten wir  vorher  die  tclephonische  Mitteilung,  der  Bergbauverein  habe  sänit- 
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liehe  Forderungen  rundweg  abgclchni,  und  obwohl  wir  nicht  so  recht  an  (hc 
Wahrheit  dieser  Mitteilungen  glaubten  —  denn  keiner  von  uns  hatte  dem 
Bergbauverein  dne  solche  Torheit  zugetraut  — ,  fuhren  wir  dodi  nadi  Essen 
mit  dem  Gefühl:  dann  ist  wenigstens  die  Organisation  gerettet! 
ES  trat  nun  ein.  was  wir  erwartet  hatten.  Das  hochmütige,  vom  Cäsaren- 
v.ahnsinn  diktierte  Antwortschreiben  des  Bergbauvereins  traf  alle  Bergleute 
wie  ein  wuchtiger  Peitschcnlag  ins  Gesicht  und  fegte  mit  einem  SclUage  alle 
Animosität  unter  den  Verbanden  fort»  schmiedete  den  Bnidersinn  zusamonen 
und  lenkte  die  gesamte  ^entliehe  Meinui^»  und  damit  audi  die  Sympathie  des 
ganzen  Landes  bis  hoch  in  die  Regierungskreise  hinauf,  auf  unsere  Seite. 
Eine  Versammlung^-  und  Koalitionsfreiheit  trat  ein,  wie  wir  sie  im  Ruhr- 
revier niemals  gekannt  haben  und  vermittelst  deren  es  uns  möglich  war, 
die  musterhafte  Ruhe  aufrechtzuerhalten.  Weiter  trat  eine  allgemeine  Ka- 
lamität ein;  die  R^erung  musste  einschreiten,  und  da  sie  gegen  die  Unter- 
ndimer  keine  Gewaltmittel  anzuwenden  sich  getraute,  gegen  die  Arbeiter  audi 
nicht  allzu  brutal  vorgehen  wollte,  gab  sie  das  bekannte  \'crsprechcn,  auf  das 
hin  die  Bergleute  zcriraucnsscH;^  die  Arlieii  wieder  auinalmicn.  Das  Regie- 
rungsversprechen hatte  in  Wirklichkeit  die  Bergleute,  wenigstens  die  Leiter 
dieses  Streiks,  durchaus  nicht  vertrauensselig  gemacht,  denn  sie  alle  wissen, 
<lass  Rcgierungsversprcchcn,  besonders  in  Preussen,  einen  sehr  problematischen 
Wert  haben;  aber  immerhin  war  es  ein  eminenter  Erfolg.  Wenn  man  df'n 
Rücktritt  Giolittis  als  einen  gewaltigen  Erfolg  der  streikenden  Eisenbahner 
Italiens  in  die  Welt  posaunte,  obwohl  es  doch  den  Anschein  hat,  dass  die 
Unternehmer  Giolitti  gestürzt  haben,  so  muss  man  es  auch  als  einen  Erfolg 
ansehen,  wenn  die  preussische  Regierung  wahrend  des  l^treiks  das  Verspredien 
ahg.ib,  einen  Teil  der  Forderungen  der  Streikenden  gesetxlidi  zu  realisieren. 
Oh  ilie  Rei^icrung  ihr  Versprechen  auch  einlöst  oder  einzulösen  noch  die  Macht 
besitzt,  ist  eine  andere  Frage  und  hat  mit  dem  Streik  nichts  mehr  zu  schaffen. 
Jedenfalls  steht  fest,  dass  die  Regierung  ihr  Versprechen  vor  aller  Welt  ab- 
gegeben und  wohl  auch  die  Absicht  gehabt  hat,  den  Bergleuten  ein  Schutz- 
gesetz zu  verschaffen,  imd  nun  muss  und  wird  es  sich  zeigen,  ob  die  Staats- 
ge  w  a  1 1  der  O  m  n  i  p  o  t  e  n  z  der  Kapitalisten  weichen  muss;  daraus 
wird  jeder  Arbeiter  dann  schon  seine  KonsetjuciLzen  zu  ziehen  wiesen. 
TAKTISCii  unrichtig  soll  es  auch  gewesen  sein,  dass  Effert  an  die  Spitze 
der  Sidtenerlnmunission  gewäUt  worden  ist,  und  nicht  einer  vom  Verband, 
der  stärksten  Organisation.  Dieser  Fehler  ist  mit  kalter  Berechnung  begangen 
worden,  und  niemand  hätte  es  lieber  gesehen,  Sachse  würde  den  Posten  über- 
nommen haben,  als  Effert  selbst.  Wie  oft  hat  man  uns  entgegengehalten,  die 
Unternehmer  lehnten  p  r  i  n  z  i  p  i  e  1  1  jede,  auch  die  berechtigtste,  Forderung 
der  Ajrbeiter  ab,  wenn  sie  von  Sozialdemdcraten  gestellt  würde,  und  gerade 
der  Gewerkverein  hat  das  in  seiner  Agitation  gegen  uns  wer  weiss  wie  oft 
ausgenutzt;  auch  anlässlich  des  Cölner  Brauerstreiks  wurde  es  von  mehreren 
Blättern  von  neuem  behauptet.  Hier  bot  sich  nun  die  Gelegenheit  zur  Beweis- 
führung. Hätten  die  Unternehmer  die  Forderungen  bewilligt,  nachdem  sie 
Effert  eingereicht,  ja,  dann  wären  wir  schmählich  hineingefallen,  allerdings 
hätte  damit  die  Arbeiterschaft  einen  grossen  Vorteil  errungen,  womit  unser 
Reinfall  schon  kompensiert  gewesen  wäre.  So  haben  die  Herren  aber  gezeigt, 
dass  sie  keinen  Unterschied  zwischen  Arbeiterforderungen  machen. 
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WIE  man  bei  alledem  von  einer  Niederlage  des  Verbandes  und  den  taktischen 
Fehlern  der  Führer,  die  sich  auf  dem  sozialen  Kanipffeld  als  völlig  unfähig  er- 
wiesen haben,  reden  kann»  ist  mir  tm^rldärlich,  oder  es  müsste  zutreffen,  dass^ 
wie  oft  behauptet  wird«  sich  über  eine  Sache,  von  der  man  nichts  versteht» 
..TM  besten  reden  lasst.  So  viel  stobt  fest :  andere  an  ihrer  Stelle  hätten  zum 
mindesten  die  selben,  wenn  nicht  noch  viel  gröbere  und  tatsächliche  Fehler 
gemacht.  Der  Grund  der  Vorwürfe  ist  jedoch  noch  anderswo  zu  suchen. 
Genosse  Hue  erklärte  beim  Streikabbruch:  »Der  Verlauf  dieses  gewaltigen 
Kampfes  hat  die  Richtigkeit  meiner  seit  Jahren  vertretenen 
Taktik  auf  das  glänzendste  bestätigt.c  Was  ist  das?  Dieser  Streik  sollti, 
nun  mit  eintm  Schlatt  die  Xciitralitätsdusclvi  Ilues  ad  oculos  demonstriert 
haben !  Darm  sieht  aber  manch  prinzipienfester  Genosse  buchstäblic!^  den 
Untergang  der  Partei.  Folglich  musste  von  neuem  gegen  die  Verbandstaktik 
gebohrt  und  damit  das  friedliche  Veihältnis,  das  seit  Jahren  zwischen  den  ört- 
lichen Parteileitem  luul  der  Verbandsleitung  bestanden  hat.  gestört  werden. 
Htte  und  mit  ihm  auch  die  anderen  \'erban(lslciter  vertreten  den  Standpunkt, 
(lass  eine  Gewerkschaft  eine  wiriscbattliche  Berufsorganisation  sein  muss,  die 
sich  nur  mit  Fragen  ihres  Berufes  zu  beschäftigen  hat.  Eine  solche  Or- 
ganisation kann  aber  nur  dann  ihre  Bestrebungen  erfolgreich  vertreten,  wenn 
sie  die  Arbeiter  ihres  Berufes  möglichst  vollständig  umfasst:  und  weil  die 
Arbeiter  in  ihrer  Totalität  sich  bis  heute  weder  zu  e  i  n  e  r  politischen  Partei 
noch  7w  V  i  n  e  r  Konfession  bekennen,  in  Berufsfragen  aber  einheitliche  Inter- 
essen haben,  muss  die  Gewerkschaft  die  parteipolitischen  und  religiösen  An- 
schauungen ihrer  Mitglieder  tolerieren»  muss  sie  streng  neutral  sein.  Ausser- 
halb der  Gewerkschaft  soll  und  muss  sich  jedes  Mitglied  politisch  betätigen,  sich 
einer  Partei  anschliessen  und  nach  Kräften  für  die  selbe  wirken,  nur  darf  die 
Gewerkschaft  dem  einzelnen  Mitglied  nicht  vorschreiben,  welcher  Partei  es 
sich  anzuschliessen  hat,  hingegen  wird  jeder  Gewerkschafter  seuiem  Kollegen, 
der  als  indifferent  zu  ihm  kommt,  sagen,  welche  Partei  er  för  ihn  als  die 
richtige  ansidit;  und  das  tun  auch  wir.  Dann  sollen  die  Gewerkschaften 
vollständig  unabhängige  Korporationen  sein«  die  sich  ihre  Statuten 
und  sonstigen  Be^tin1Innngen  selbst  geben  und  nicht  unter  der  Ku- 
ratel einer  politischen  Partei  stehen,  ebensowenig,  wie  sich 
eine  Partei  unter  die  Kuratel  der  Gewerkschaften  stellen  würde.  Das  ist  die 
ganze  fluchwürdige  Neutralität  Hues,  die  er  weder  erfunden  hat»  noch  allein 
vertritt,  wenn  er  vielleicht  audi  darin  die  entschiedenste  Haltung  einnimmt 
und  deshalb  heute  als  das  Prototyp  der  Neutralität  gilt.  Schon  der  von  dem 
soziakleinokratiscben  Parteisekretär  Theodor  York  1872  nach  Erfirrt  ein- 
berufene Gewerkschaitskongress  nahm  einstimmig  folgende  Resolution  an: 

»In  Erwägung,  dass  die  Kapitalmacht  alle  Arbeiter,  gleichviel,  ob  sie  konser\-ativ, 
fortschrittlich,  liberal  mler  Sozialdemokraten  sind,  gleich  sehr  bedrückt  und  aus- 
beutet, erklärt  der  Kongress  es  für  heilige  Pflicht  der  Arbeiter,  allen  Parteihader 
beiseite  zu  setzen,  um  auf  dem  neutralen  Boden  einer  einheitlichen 
Gewcrkschaftsorgani;-ation  die  X'orbcdinijnngen  eines  erfolgreichen 
kräftigen  Widerstandes  zu  schaffen,  die  bedrohte  Existenz  sicher  zu  stellen  und  eine 
Vo-bessemng  ihrer  Khissenlage  zu  erkämpfen.« 

Diese  Resolution  deckt  dch  fast  vollständig  mit  einer  1897  auf  unserer  General- 
Versammlung  in  Helmstedt  angenommenen,  die  Insher  als  unsere  Richtschnur 
galt,  aber  noch  den  verbrecherischen  Zusatz  enthält,  dass  wir  unter  gewissen 
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Umständen  mit  anderen  Organisationen  zusammengehen,  was  andere  Gewerk- 
schaften, ohne  dass  die  Partei  Schaden  erleidet  an  ihrem  Seelenheil,  bei  jeder 
Gelegenheit  tun.  Bei  den  L.'issalleanern  fanden  die  Yorkschen  Anschauungen 
allerdings  keinen  Resonanzboden,  denn  diese  waren  meistens  heftige  Gegner 
der  Gewerkschaften,  besonders  der  Dortmunder  Parteiveteran  W.  Tölcke.  Sie 
wollten  Klarheit  unter  die  Arbeiter  gebracht  wissen;  höchstens  waren  sie  dafür, 
dass  die  Lohnkämpfe  im  Parteünteresse  organisiert  würden,  wie  Lesser 
1873  ausführte: 

»Wir  formieren  unter  dem  Donner  dieser  Kanonen  [Streiks]  unsere  Bataillone.  Al>cr 
jeder  muss  stdl  klar  sem,  dass  diese  Mittel  nur  dazu  sind,  um  die  grosse  sozial- 
politische Bewegung  [muss  heissen  AUgemeiner  ätutscher  Arbtiterverein]  zu  för- 
dern.« 

Auch  heute  gibt  es  noch  zahlreidie  Lesser,  die  die  Sitreiks  als  nichts  anderes 
betraditen,  als  um  unter  dem  Donner  ihrer  Kanonen  ihre  Bataillone  zu  for- 
mieren; das  haben  wir  beim  Bergarbeiterstreik  ja  sattsam  erfahren.  Die 
I..'tssallcaner  schienen  recht  bald  ihre  Bataillone  vollständig  formiert  zu  haben, 
denn  auf  ihrer  ücneralversanimlung  in  Hannover  71874/  erklärten  sie  jeden, 
der  für  eine  Gewerksdiaft  tatig  sei,  für  einen  Verräter  an  der  Arbeiterschaft, 
und  Wieseii  damit  ihren  Gewerkschaften  das  Lebenslicht  aus. 
ANDERS  beurteilten  die  Marxisten  oder  Eisenocker,  die  von  den  Lassallcanem 
spöttisch  die  Ehrlichen  genannt  wurden,  die  Bedeutung  der  Gewerkschafts- 
bewegung. Ihr  offizielles  Organ,  der  von  Liebknecht  redigierte  Volksstaat  schrieb 
1873  in  folgender  revisionistischer  Weise  über  die  Gewerkschaftsbewegung; 

>Dic  Menge  derer  ist  auch  noch  gross,  welche  die  gewerkschaftliche  Bewegung  ids 
einen  Scliwcif  nri  der  politischen  angesehen  wissen  wollen,  auch  diese  werden  von  der 
Wucht  unabandcrhchcr  und  schwerwiegender  Tatsachen  die  Segel  slreichm  müs.sen. 
Es  liegt  klar  auf  der  Hand,  dass  derjenige,  welcher  prakti^^clie  Infolge  haben  und 
erreichen  will,  auch  mit  allen  tatsächlichen  Verhältnissen  und  Zuständen  rechnen 
muss.  die  sich  der  Ausfülirbarkeit  praktischer  Versuche  zur  Organisation  der 
Arbeiterklasse  entgegenstellen.  .  .  .  Die  bei  weitem  grosse  Mehrzahl  der  Arbeiter 
hat  keinen  Sinn  für  politische  Bestrebungen,  das  hcisst,  dieselben  interessieren  sich 
nicht  für  Reichstag  und  Gesetzgebung,  für  Zoll-,  Steuer-,  Lande-s-  und  Fürsten  fragen, 
fiir  Republik  oder  Monarchie.  .Am  besten  sind  dieselben  /zugänglich  für  Lohner- 
höhung, kurze  Arbeitszeit,  Reise-  und  Krankenunterstützung.  Dieser  'durchaus  rein 
praktische  Sinn  des  Arbetterstandes  muss  von  denjenigen  benutzt  werden,  welche 
erfahren  und  erkannt  haben,  dass  die  gewerkschaftliche  Organisa- 
sation  das  natürliche  und  historisch  gegebene  Mittel  ist,  um 
der  Arbeit  allmählich  zur  Herrschaft  zu  verhelfen.  Es  ist  dne 
Tatsache,  dass  diejenigen  Gewerkschaften,  wie  zum  Beispiel  die  der  Buchdrucker. 
Uutnucher  und  Goldarbeiter  deshalb  so  rasche  Fortschritte  machten, 
weil  sie  keiner  politischen  Parteirtchtung  angehören  und  allen 
politischen  Hader  grtmdsätzlich  fernhalten,  ohne  jedem  Mitglied  das  Recht  zu 
nehmen,  ausserhalb  der  Gewerkscluft  sich  rem  politischen  Parteien  anzuschliessoi.« 
Der  Generalrat  der  IniematioMlen  ArbeiterassosiaHan,  dem  Karl  Marx  an- 
gehörte, fasste  1873  einen  Beschluss,  der  ebenfalls  im  Volksstaat  veröffent- 
licht wurde  und  folgende  Bestimmung  enth.Hlt ; 

»Die  tatsächhchen  gewerkgenossenschaftlichen  Organisationsbestrebungen  reifen 
den  Geduiken   zur  Emanzipation   der  Arbeiterklasse,   und  deshalb  m&ssen  die 

natürlichen   Organisationen     der    reinpolitischen   .\gitation  gleich- 
gestellt und  dürfen  weder  als  eme  reaktionäre  Bildung,  noch  als  ein  Schweif 
an  der  politischen  Bewegung  betraditet  werden.c 
Der  Volksstaat  schreibt  dazu: 

>Aus  vorstehenden  Sätzen  ergibt  sich  zugleich  das  taktische  Vorgehen  und  Ver- 
halten,  welches   die   sozialdemokratische    Arbeiterpartei   gegenüber    der  Gewerk- 
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genossenschaftsbewcgung  einzunehmen  hat.  Es  muss  folgerichtifir  das  selbe  sein, 
wetches  von  der  FntemaHonaSen  Arbeiterassosialion  schon  vor  Jahren  als  das  zwcck- 

ent^prccluiulc  anerkannt  worden  ist.  und  welches  darauf  hinausläuft,  dass  das  un- 
abhängige Gewerkgenossenschaftswesen  gefördert  luid  das  bewusste  Emanzipa- 
tion sbestrebeti  in  ihnen  und  durdi  sie  zum  pt^sm  Ausdrach  gcbndit  wird.< 
Es  unterliegt  gar  keinem  Zweifel»  dass,  wäre  das  Sozialistengesetz  nicht  ge> 
kommen,  das  die  Ccwerkschafls-,  sowie  die  Gesamtarbeiterbewegung  in  ihrer 
natürlichen  Entwickclung  aus  dem  Geleise  warf,  diese  Anschauungen  den  Sieg 
davon  getragen  hätten,  wie  ja  auch  die  politische  Kichiung  der  Ehrlichen  sich 
Stegreich  behauptete.  Dass  «an  sich  aber  nach  35  Jahren  noch  um  diese 
Selbstverständlichkeit  herumstreiten  wfirde,  das  hätte  der  Verfasser  jener 
Sätze  im  Volksstaat  sichedich  nicht  erwartet.  Ich  Inn  der  Überzeugung,  dass 
tler  Sfri'it  noch  längst  nicht  abgetan  ist.  Es  werden  immer  von  neuem  Kassan- 
dras  erstehen,  die  den  Untergang  der  heiligen  Ilios,  Priamos'  und  seines  Ge- 
schlechts verkünden,  die  die  Gewerksctiaften  zur  Versumpfung  führen  sehen. 
Als  die  Generalkommission  1895  Vorschlag  machte,  auf  dem  Gewerkschafts- 
konj,'rcss  die  Fragen  der  Koalitionsfreiheit  und  des  Arbeiter  Schutzes  zu  be- 
handeln, war  man  in  der  Partei  entrüstet,  dass  die  Gewerkschaften  sich  mit 
solchen  hochpolitischen  Fragen  beschäftigtiu.  zu  deren  Behandlung  man  für 
die  Partei  das  Prioritätsrecht  forderte.  Der  selbe  Sturm  entbrannte  1896 
über  die  Quarckschen  Thesen,  die  heute  jeder  Mensch  für  etwas  ganz 
Selbstverständliches  hält.  Heute  wieder  sollen  die  Gewerkschaften  zur  \'er- 
sumjjfimg  führen,  weil  sie  keine  grossci'i^i(^c  Politik  treiben.  So  segeln  sie 
stimdig  zwischen  der  Skylla  der  Anmassung  und  der  Charybdis  der  Ver- 
sumpfung. 

DEM  christlichen  Gewerkverein  sollen  wir  durch  unsere  Taktik,  und  bes<mders 
durch  das  versdiiedentlidie  Zusammengehen,  gewaltigen  Vorsdiub  geleistet 
haben.  In  München-Gladbach  und  Altenessen  ist  man  anderer  Ansicht.  Ein 
Zusammenstehen  fand  nur  in  aufgeregten  Zeiten  statt,  und  dann  förderten 
solche  Aktionen  naturgcmäss  beide  Richtungen»  aber  Sozialdemokraten  hat  der 
Gewericverein  dabei  nicht  zu  Mitgliedern  bekmnmen,  die  er  Ja  übrigens  nicht 
aufnimmt.  Das  Zusammengehen  geschieht  nicht  der  schönen  Augen  des  Ge- 
werkvereins halber,  sotidcrn  um  eine  einheitliche  Aktion  gegen  die  Unternehmer 
zu  führen  und  dadurch  ICrfolge  für  die  Kameraden  heiliuszuschlagen,  aber  auch, 
um  die  Bahn  zu  einer  einheitlichen  Bergarbeiterorgauisation 
zu  ebnen.  Meiner  Uberzeugung  über  den  Gewerkverein  habe  ich  auf  der  Esse- 
ner Generalversammlung  /1902/  Ausdruck  gegeben  mit  den  Worten  Catos 
Ceterum  censeo  Carthagiucm  cssr  dclcudam!  Aber  damit  ist  Karthago  nicht 
zerstört,  und  mit  Streichung  des  XcKtralitiitsparai^raphrn  aus  unserem  Statut 
werden  wir  es  auch  nicht  zerstören.  Der  christliclio  (iewerkverein  begründet 
seine  Existenzberechtigung  damit,  dass  der  u//t'  X'erband  bei  seiner  Gründung 
y  1894/  offiziell  sozialdemokratisch  gewesen  sei,  deshalb  hätten  Anhänger  an- 
derer Parteien  sich  ihm  nicht  anschliessen  können,  imd  so  habe  man  einen 
Verband  gründen  müssen,  dem  sich  auch  nichtsozialdemokratischc  Bcrgleut-' 
anschliessen  konnten,  in  Wirklichkeit  ist  der  Gewerkverein  ja  eine  Schöpfung 
des  Zentrums,  das  daran  nicht  allzuviel  Freude  erlebt,  aber  man  hat  diese 
Schöpfung  unsrerseits  trotz  allen  Radikaliswnts  und  aller  Prinsipienfestigkeit 
nicht  verhindern  können,  und  mit  der  Streichung  des  NeutralUätsparagrapken 
würden  wir  sie  nachträglich  nur  noch  legitimieren. 
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DOCH  die  Kardin.-ilfrnge  ist:  Hat  (He  V'erbandstaktik  auf  die  Entwickclung 
der  Partei  destruktiv  gewirkt?  Ist  das  der  Fall,  dann  haben  unsere  Mit- 
glieder, die  Parteigenossen  sind,  durchaus  recht»  wenn  sie  eine  Änderung  der 
Verbandstaktik  fordern,  denn  sie  kminen  und  müssen  verlangen,  dass  ihre  Ver- 
bandd>eaniten,  die  sich  sämtlich  zur  Partei  bekennen  —  die  Ix-iflrn  bedeutend- 
sten sind  so^ar  Rcichstajrsabfjeordncte  —  die  Partei  nicht  schädigen.  Um 
aber  eine  Änderung  der  Taktik  zu  begründen,  die  ja  nur  im  Interesse  <lcr  Partei 
verlangt  wird,  muss  nachgewiesen  werden,  dass  und  wo  eine  Schädigung  der 
selben  durch  den  Verband  stattgefunden  hat.  Hätte  die  Verbandstaktik  wirk- 
lich so  destruktiv  auf  die  Parteientwickehin^  gewirkt,  wie  es  von  den  Fmi- 
cipicnfcstcn  behauptet  wird,  so  müsste  die  Partciort^anisation  auf  den  Bcrj?- 
niaimsdörfcrn  total  im  argen  liegen,  in  den  Städten  aber  eine  glänzende  Be- 
wegung vorhanden  sein.  Gerade  das  Gegenteil  ist  der  Fall.  Im  vorigen 
Herbst  wurden  bei  den  Gemeinderatswahlen  in  25  Bergmannsdörfem  43  sozial- 
demokratische Kandidaten  gewählt,  was  allerdings  bitter  wenig  ist.  Bedenkt 
man  aber  die  ungeheuere  Abhänj^Mgkeil  der  Bergleute  von  den  Zechen,  die  wirt- 
sehaftbch  das  ganze  Dorf  beherrschen  und  die  (iemeindevertretung  als  ihr  aus- 
schliessliches Erbrecht  betrachten  —  gibt  es  doch  Ortschaften,  wo  die  Zeche 
die  Vertreter  der  ersten  Klasse  nur  ernennt,  die  zweite  wird  durch  ihre  Be- 
amten repräsentiert,  während  der  andere  Klumpatsch  die  dritte  wählt  —  und 
weiter  die  7'crsumpfcndc  Tätigkeit  des  Verbandes,  so  müsste  man  glauben, 
dass  in  den  gnHsseren  Städten,  wo  die  Abhängigkeit  der  Arbeiter  von  einem 
Betrieb  nicht  besteht,  und  wo  vor  allem  das  Proletariat  nicht  durch  die  Ver- 
bandstätigkeit verdorben  ist,  sondern  den  Sodalismus  nur  in  der  prinzipiellen 
Reinkultur  geniesst,  glänzende  Erfolge  aufzuweisen  seien.  Doch  wie 
sieht  es  damit  aus?  Von  der  Lippe  bis  zum  Rhein  haben  wir  in  sämtlichen 
Städten  auch  nicht  einen  einzigen  sozialistischen  Stadt- 
verordneten !  Und  auf  Jahre  hinaus  —  ausser  in  Essen  —  auch  noch 
keine  Aussicht,  einen  zu  bekommen.  Man  schreitet  v<mi  Fiasko  zu  Fiasko,  aber 
Kritik  zu  üben  an  den  Bergarbeiterfuhrem,  die  sich  auf  dem  sozialen  Kampf- 
feld vollständig  unfähig  gezeigt  hätten*  dazu  glaubt  man  sich  dennoch  be- 
rechtigt, verpflichtet  und  berufen. 

VOR  drei  Jahren  sollten  wir  die  Arbeiterbewegung  auf  einmal  ins  Nau- 
ntannsche  Lager  zu  lenken  versucht  haben.  Es  stand  damals  im  Ruhrrevier 
schlimm  um  unsere  Partei,  ja  sehr  schlimm,  denn  man  entsandte  extra  einen 
Parteiemmissär  von  Berlin  ins  Ruhrgebiet,  der  retten  sollte,  was  noch  zu  retten 
war.  Und  nis  TIuc  und  ich  gar  keine  Neigung  zur  Besserung  zeigten,  schrieb 
ein  Prinzip\infcsicr  Resolutionen,  worin  uns  der  Standpunkt  klar  gemacht  wer- 
den sollte,  die  aber  niemand  annehmen  wollte;  und  so  gehören  wir  heute  noch 
zur  Sozialdemokratie.  Schon  damals  sagten  wir  den  Purifikatoren,  sie  sollten 
die  Reichstagswahl  abwarten,  die  würde  ja  deutlich  zeigen,  welche  Wirkung 
di«  Verbandstätigkeit  auf  die  Entwickelung  der  Partei  ausgeübt  habe.  Der 
über  alle  Erwartung  günstige  Wahlerfolg  rehabilitierte  uns,  und  wir  bekamen 
Ruhe,  die  der  Streik  nun  wieder  gestört  hat.  Hätten  unsere  örtlichen  Partei- 
leitungen, die  unsere  FehUr  so  genau  beobachten,  auf  ihrer  vermeintlichen 
Höhe  gestanden,  so  wären  heute  schon  die  Wahlkreise  Essen  und  Mfilheim- 
Dttialmrg  durdi  Sozialdemokraten  im  Reichstag  vertreten,  denn  sie  waren 
ebenso  reif  dafär,  wie  Bochum.   Man  weiss,  dass  in  Bochum  nicht  in  erster 
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Linie  der  S'ozialdcmokrat,  soiulern  der  Bergarbeiterführer  Hue  gewählt  worden 
ist,  und  dass  Ähnliches  auch  in  Essen  und  Mülheim-Duisburg  g^cschehen  wäre, 
bestreitet  man  nicht ;  aber  man  will  keine  Beruf skandidnturen,  die  Wähler  sollen 
erzogen  werden,  aus  Überzeugung  sozialistisch  zu  wählen.  Ich  vertrete  aller- 
dings die  ketzerisdie  Anschauung:  man  soll,  wenn  eben  möglich,  Kandidaten 
aufstellen,  die  auch  die  ßerufsfragen  der  ^flehIzahl  der  Wähler  verstehen;  und 
diese  Kreise  sind  nun  einmal  bergmännisch  prädestiniert.  Selbstverständlich 
muss  der  Kaiulidai  Sozialdemokrat  sein;  aber  gibt  es  dcini  unter  den  Her.0:- 
leuten  keine  Sozialdemokraten?  Ich  bin  der  Meinung:  nimmt  man  den  Wahl- 
kampf aitf,  sdieut  man  dabei  keine  Kosten,  so  will  man  auch  siegen,  und  da 
aoll  ein  guter  Stratege  keine  Position  verpassen.  Die  Leipziger  Volksccitum^ 
nannte  unsere  Wähler  eine  unkontroUicrharc  Masse,  dann  darf  auch  icli  wohl 
fragen:  wie  steht  es  denn  mit  der  partci^enössischcn  Cbcrzcu;.^Hiv^?  Im  V'er- 
breitungsbezirk  der  Dortmunder  Arbeiterzeitung  und  des  Bochuuicr  l  'olksblatls 
erhielt  unsere  Partei  bei  der  letzten  Reichtagswahl  134684  Stimmen.  Die 
beiden  Zeitungen  erschienen  damals  in  einer  Auflage  von  hödistens  20000, 
sodass  114 684  Stimmen  mehr  fielen,  als  Leser  sozialistischer  Blätter  vorhanden 
waren.  Ob  diese  Wähler  sich  die  sozialistische  Cbrrceugung  aus  den  bürger- 
lichen Presse  gesucht  haben?  Es  würde  sicherlich  nichts  geschadet  haben, 
wenn  durch  geschickte  Kandidatenwahl  noch  20 000  übtrscugungstreue  Wahler 
mehr  für  unsere  Partei  herausgeholt  worden  wären.  Und  dass  der  Staats- 
Sozialist  Hue  das  Arbeiterintcresse  besser  im  Reichstag  vertritt,  als  der  Scharf- 
macher Franken,  steht  v.ohl  fest,  und  dass  ein  Xcutralitiitsapostcl  den  Mülhcim- 
Duislnirger  Kreis  im  Sinne  der  Arbeiter  besser  und  würdiger  vertreten  würde, 
als  der  Scharfniachcrhauptling  Dr.  Beumer,  wird  wohl  auch  ein  Prinsipien- 
fester  nicht  bestreiten.  Bei  Besprechung  der  Bergarbeiterinterpellationen  im 
Reichstag  (Wumikrankheit,  Streik),  die  durch  Hue  und  Sachse  begründet 
wurden,  schrieben  unsere  Parteiblättcr  im  Ruhrrevicr:  die  Bergleute  müssten 
bei  der  nächsten  Reichstagswahl  dafür  sorgen,  dass  sie  noch  ein  halbes  Dutzend 
weiterer  Vertreter  zu  den  beiden  mutigen  Verfechtern  ihrer  Rechte  in  den 
Reiduttag  hineinbekämen  .  .  . 

ÜBERLASSE  man  es  doch  dem  Bergarbeiterverbande,  diejenige  Taktik  einzu- 
schlagen, die  er  für  die  richtige  hält;  und  das  ist  die  bis  jetzt  befolgte.  Sehe 
man  doch  nicht  Gespenster,  und  rede  man  nicht  immer  von  einer  Schädigung 
der  Partei,  die  doch  nur  Vorteil  durch  die  Vcrbandstaligkcit  hat!  Kann  die 
J'artci  Anhänger  verlieren,  die  sie  nie  besessen  hat?  Oder  glaubt  man,  dass 
Arbeiter,  die  sich  einmal  zum  Sozialismus  durchgerungen  haben,  durch  die 
gewerkschaftliche  Neutralität  wieder  ins  alte  Lager  zurückkehrten?  Wer  das 
glaubt,  ist  überhaupt  kein  überzeugter  Sozialdemokrat,  und  wenn  er  sich  noch 
so  prinzipienfest  gebärdet.  Ebensowenig  wird  und  kann  die  gewerkschaftliche 
Neutralität  den  Klassenkampf  verwischen.  Auf  dem  Kongress  der  Inter- 
nationalen m  Genf  /  1871/  schilderte  Genosse  Grossdin  den  Grund  des  Klassen- 
hasses f olgendermassen : 

•Der  Klassenhass  existiert  tatsächlich  in  clor  modernen  Gesellschaft  .  .  .  Der  Klassen- 
hass  entsteht  nicht  durch  das  Schüren  einzelner  Hitzköpfe,  sondern  durc  die  anta- 
gonistischen Klasseninteressen.  Dieser  Haas  ist  kdn  subjektiver,  sich  auf  die  Per- 
son beziehender.  Er  ist  bedingt  durch  die  materiellen  Gesetzt.'  drr  heutigen  Gesell- 
schaft und  ist  somit,  solange  diese  Gesellschaft  besteht,  naturnotwendig  und  objektiv. 
....  Man  will  nicht,  dass  man  die  Masse  fanatisiere,  Gut  Der,  wdcher  die  Masse 
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fanati-iert.  nennt  sich  der  sociale  Antagonismus  der  InU-rcsscn.  Er  hat  noch  einen 
«infadieren  Namen,  und  der  ist  Hunger.  Dieser  fanatische  Agitatcnr  versteht  keine 
ncnscfaUcfae  Sprache,  liest  keine  SEeittaigeii  —  tnch  nicht  die  Arbeiteneitungcn.« 

Dieser  Agitator,  der  in  immer  grosserem  Umfang  unter  den  Bergleuten  seine 

fanatisiercnde  Tätigkeit  entfaUet  —  denn  die  von  Tag  zu  Tag  anmassender  und 
hochmütiger  werdenden  ( irubcnbcamten  sorgen  hinlänglich  dafür,  dass  eine 
V.erwischung  des  Klassenkampf  Charakters  unter  den  Bergleuten  umnöglich 
jst  — ,  wird  unsere  Parteigrundsätze  schon  vor  einer  Fahnenflucht 
schützen.  Die  Scharfmacher  in  ihrem  Klasseninstinkt  urteilen  viel  richtiger, 
als  so  viele  unserer  Genossen.  Herr  Landrichter  Lindemann  in  Bochum,  der 
«ine  Broschüre  zur  Wrtcidif^nng  der  Unternehmer  geschrieben  hat,  hält  es  für 
vollständig  ausgeschlossen,  durch  Paktieren  der  nationalgesinnten  Arlieiter  mit 
-den  sozialdemokratischen  auch  nur  einen  Sozialisten  zu  bekehren,  im  Gegen- 
teil, die  Soctaldemokraten  wurden  die  anderen  mit  in  ihr  Lager  hinüberreissen. 
Die  selbe  Anschauung  vertritt  die  ArMigebcrMeiiung,  wenn  sie  meint:  »Im 
Gegenteil  werden  wir  damit  zu  rechnen  haben,  dass  sich  über  kurz  oder  lang 
■die  übcrgrossc  Majorität  aller  Arljeitcr  zur  roten  Fahne  bekennt.«  Ich  bin  von 
der  Richtigkeit  der  sozialistischen  Grundsätze  so  fest  überzeugt,  dass  ich  zu 
wissen  glaube:  durch  eine  gewerkschaftliche  Neutralität,  und  wenn  sie  selbst 
«o  weit  ginge,  dass  auf  dem  Bureau  des  Verbandes  neben  Sc»zialdemokraten  auch 
Beamte  anderer  Parteirichtungen  tätig  wären,  leidet  die  Partei  keinen  Schaden, 
sie  zieht  daraus  nur  Vorteil.  Die  rote  Farbe  ist  die  Grundfarbe  und  ist  so 
echt,  dass  wir  sie  durchaus  nicht  als  Noli  mc  tangere  zu  behandeln  brauchen. 
Unsere  Aufgabe  muss  vor  allem  sein,  alle  uns  noch  femstehenden  Arbeiter  zu 
l^ewinnen,  und  da  tue  jeder  nach  Wissen  und  Können  seine  Pflidit,  soweit  es  in 
«dnen  Kräften  stdit  Indifferente  können  wir  aber  nicht  gewinnen,  wenn  wir 
uns  in  Volksversammlunf^en  hinstellen  und  dort  die  angeblichen  Fehler  auf- 
zählen, die  durch  diesen  cxler  jenen  NeutralfJätsapostcl  gemacht  wurden ;  wir 
gewinnen  sie  nur  durch  Aufklärung  über  die  Natur  unserer  Gesellschaftsord- 
nung. Wir  haben  alle  das  gleiche  Ziel :  streiten  wir  nicht  langer  über  den  W^, 
den  wir  einschlagen  sollen  oder  müssen,  sondern  schreite  jeder  auf  dem  von 
ihm  als  den  richtigen  befundenen  mutig  und  energisch  vorwärts ! 
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|N  bürgerlichen  Blattern  und  auch  in  einem  Teil  der  sozialistischen 
Presse  stoast  man  neuerdings  wieder  häufig  auf  die  Behauptung, 
(Icr  Revisionismus  in  der  Sozialdemokratie  sei  so  gut  wie  tot  Es 
k'ebe  wohl  noch  einige  Revisionisten,  aber  die  Bewegung  sei  gründ* 
llich  aufs  Haupt  geschlagen  und  habe  jede  Bedeutung  verloren. 
UNTER  verschiedenen  Gesichtspunkten  wäre  dieser  Anschauung  jede 
Verbreitung  zu  wünsdien.  Vor  allem  desfaall^  weil'  de  nur  dazu  beitragen 
kann,  die  Beruhigung  der  Gemuter  in  der  Sozialdemokratie,  die  seit  etwa 
■einem  Jahr  eingesetzt  hat,  noch  mehr  zu  festigen.  Dann  aber  auch,  weil  der 
Begriff  Reznsionismus,  den  bekanntlich  nicht  diejenif^en  aufgebracht  haben, 
die  in  erster  Linie  als  Revisionisten  bezeichnet  werden,  sondern  ihre  Oppo- 
nenten, im  Sprachgebrauch  teils  grundverschiedene,  teils  in  keinem  notwen- 
^gtn  Zusammenhange  stehende  Dinge  umfasst  und  daher  xu  aUem  möglidien 


496  EDUARD  BERNSTEIN  •  VON  EINEM  TOTOESAQTEN 

^^i<svc^^tä^dnis  und  Missbrauch  die  Handhabe  bietet  Je  weniger  dieses  viel- 
deutige Wort  daher  in  die  Debatte  gesoffen  wird,  tim  so  grössere  Gewähr 
ist  für  eine  unbefangen  sachliche  Erörterung  aller  die  Theorie  und  Takuk 
der  Sozialdemokratie  betreffenden  Streitfragen  gegeben.  An  soldien  aber 
wird  es  niemals  fdilen.  Auch  wenn  das  Wort  Revwon  oder  Revisionismus^ 
niemals  aufgekommen  wäre,  würde  es  darum  doch  Revision  der  Begriffe  in 
der  St>7ial(Iemokratic  gegeben  haben  und  geben.  Sie  war  vorher  da,  sie  ist 
zur  Sellien  Zeit  vor  sich  gcgantjen.  wo  der  Rev  isionismus  scheinbar  die  grössten 
Niederlagen  erlitt,  und  sie  wird  auch  in  Zukunft  sein,  wenn  anders  die  Sozial- 
demokratie nicht  aufhören  soll,  eine  lebenskräftige,  lebenentfaltende  Partei 
zu  sein. 

ICH  sage,  sie  (die  Revision)  ist  zur  selben  Zeit  vor  sich  gegangen,  wo  der 
Revisivnisnius  scheinbar  die  grossten  Niederlagen  erlitt.  Wer  dies  bezweifelt, 
der  braucht  sich  nur  einmal  darüber  Rechenschaft  abzulegen,  welches  denn 
die  Freien  waren,  die  vor  sieben  Ins  acht  Jahren  die  Sozialdemokratie  be- 
sdiäftigten,  als  die  quasi  Scheidung  in  Revisiamsten  und  Radikale  aufkam,  und 
welche  Gestalt  sie  heute  haben,  und  er  wird  inne  werden,  dass  auf  dem  Gebiet 
derjenigen  Ideen,  die  sich  auf  Fragen  der  tats.achlichen  Entwickelung  beziehen, 
Abstimmungen  ausserordentlich  wenig  bedeuten.  Durch  Abstinunungen  können 
wohl  zeitweilig  Absichten  festgelegt  werden,  aber  durch  Abstimmungen  ver> 
ewigt  man  keine  Tatsachen  oder  auf  sie  bezOigliche  Ideen. 
TEILEN  wir  die  Streitfragen,  die  jeweilig  als  solche  des  Revisionismus  be- 
trachtet worden  sind,  nach  diesem  Schema  in  zwei  Gruppen:  solche  der  Theorie 
unti  solche  der  Taktik  —  denn  darauf  läuft  die  vorstehende  Unterscheidung 
hinaus  —  und  fassen  wir  zunächst  die  ersteren  ins  Auge,  so  waren  die  am 
meisten  besprodienen  davon: 

1.  die  i^rarfrage; 

2.  die  Frage  der  Zu-  oder  Abnahjjie  der  Kapitalistenklasse; 

3.  die  Krisenfragc  und  die  Zusammenbruchstheorie; 

4.  die  Verclcndungstheorie. 

Die  Werttheorie  kann  als  zu  abstrakten  Charakters  hier  beiseite  gelassen 
werden,  zumal  sie  wohl  von  einzdnen  Revisioms^  erörtert,  aber  nie  als 

Scheidungsmerkmal  des  Revisionismus  anerkannt  wurde.  Die  Frage  des  gt- 
schichtlichen  Materialismus  ist,  wie  die  des  Klassenkampfes, 
nur  fälschlich  als  prinzipiell  strittig  hingestellt  worden.  In  Wirklichkeit  hat 
kein  Rczisiomst  je  bestritten,  dass  ökonomische  Veränderungen  auf  Politik, 
soziales  Leben  und  Denken  bestimmenden  Einfluss  haben;  gestritten  wurde 
nur  über  das  Mass  dieser  Bestimmungskraft  respektive  über  die  Kraft,  wddie 
ihrerseits  die  ideologischen  Faktoren  in  der  Geschichte  ausüben.  Diese  Grenz- 
frage besteht  als  solche  fort  und  wird  fortbestehen.  Von  einer  Entscheidung 
kann  da  mcht  gesprochen  werden.  Doch  ist  die  simplistische  Auslegung  des 
Geschichtsmaterialismus,  gegen  welche  die  revisionistische  Kritik  sich  auf- 
lehntet so  zaemltcli  aus  der  soaialtstischen  Literatur  verschwunden,  so  dass  hier 
jedenfalls  eher  ein  Erfolg  des  Revisionismus  zn  konstatieren  wäre.  Hinsicht- 
lich des  Klassenkampfes  hat  sich  der  Streit  nur  um  seine  Formen  und 
Tonarten  gehandelt,  ein  Punkt,  der  besser  in  Verbindung  mit  den  Fragen 
der  Taktik  behanddt  wird,  weil  hier  der  Zweckgedanke  überaus  stark  in  die 
Diskussion  hineiiq;efliiidt  hat 
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BLEIBEN  also  die  aufgezählten  vier  Fragen  der  Theorie.    Wie  steht  es 
damit? 

IN  Sachen  der  Agrarfrage  ist  es  sdiwerlidi  zu  viel  gesagt,  von  emeni 

vollen  Sieg  der  remshnitikchen  Richtimg  zu  sprechen.    Die  in  der  Sozial- 
demokratie zuerst  von  reinsionistischcr  Seite   betonte  Tatsache    der  starken 
Widerstandskraft  der  Klein-  und  Mittelbetriebe  gegen  die  Grossbetricbe  in  den 
europäischen  Industrieländern  ist  heute  allgemein  zugegeben.    Keine  sozia- 
tistisdie  Partei,  die,  sofern  sie  in  neuerer  Zeit  ihr  Programm  revidiert  hat, 
nicht  in  diesem  Punkt  der  von  den  Revisionisten  vertretenen  Auffassung  stark 
Rechnung  getragen  hätte.    Der  gegen  sie  von  Kautsky  unternommene  N'ersuch, 
die  Konzentrationstheorie  für  die  Landwirtschaft  durch  den  Hinweis  auf  die 
Konzentration  der  Hypotheken  in  den  Hypothekenbanken  zu  retten,  bedarf 
keiner  Widerlegung.  Er,  wie  andere  Versuche,  die  Benutzung  moderner  Ver> 
kehrsformen  divch  die  Landwirtschaft  als  Beweise  dafür  anzuführen,  dass  die 
frühere  Auffassung  auch  hier  zutreffe,  illustrieren  nur  die  Hoftnungslosigkeit. 
die  alte  Lesart,  die  sich  gerade  auf  the  Betriebsform  respektive  die  landwirt- 
schaftliche Unternehmung  bezog,  aufrechtzuerhalten.^) 
NICHT  anders  stdit  es  mit  der  Frage  vom  Wachstum  oder  Zusam- 
menschrumpfen der  Kapitalistenklasse.    Entgegen  dem  von 
m  isionistischcr  Seite  erfolgten  Hinweis,  dass  die  Zahl  der  Kapitalisten  heute 
nicht  ah-,  sondern  zunimmt,  suchte  Kautsky  noch  in  Stuttgart  /1898/  die  ent- 
gegengesetzte Anschauung  als  einen  Grundpfeiler  der  sozialistischen  Lehre 
hinzustellen.   Als  sodann  der  statistische  Nachweis  erbracht  wurde,  dass  die 
Zahl  der  Personen  mit  hohem  Einkommen  überall  staricer  zunimmt,  als  die 
der  anderen  Bevdlfcerungsklassen,  suchte  er,  umgekehrt  wie  in  dem  vorher- 
gehenden Falle,  nur  diejenigen  davon,  die  seihst  als  Unternehmer  tiitig  sind, 
als  eigentliche  Kapitalisten  gelten  zu  lassen   beziehungsweise  sich  hinter  die 
Unterscheidung  von  müssigen  und  nicht  müssigen  Kapitalisten  zu  flüchten. 
Bei  der  Landmrtschaft  sollte  die  Hypothde,  also  das  müssige  Ki^ital,  die  Kon- 
zcntrationstheorie  retten ;  wo  es  sich  um  die  Frage  der  Aufsatigung  der  kleinen 
durch  die  grossen  Kapitalisten  überhaupt  handelte,  sollte  dagegen  der  müssigc 
Kapitalist  niclit  mitzählen.    So  argiunentiert  aber  höchstens  der  wissenschaft- 
lich (leschlagene.    Die  Tatsache,  dass  in  allen  Ländern  moderner  Entwicke- 
lung  die  Zahl  der  Kapitalisten  absolut  und  relativ  zunimmt,  wird  durdi  solche 
Haarspalterei  nicht  aus  der  Welt  geredet*) 

VON  der  alSten  Krisen-  und  Zusammenbruchs  theorie  zu  reden, 
verlohnt  kaum  noch  der  Mühe.  Die  mit  so  grossem  Jubel  hegrüsste  Krise  von 
igoo  ist  zu  schnell  vorübergegangen,  um  das  von  ihr  erhoffte  Werk  der  Bc- 

•)  In  der  soeben  erschienenen  driteen  durchgesehenen  Auflage  der  MroschOrc  Grundsätzt  und  Forde- 
rungen der  Sozialdemokratie  /Berlin  1005/  hat  Kautsky  ttbrigens  siih  zn  Äadeningen  verstanden,  die 
dai  ob€B  G«aagte  dnidiaaB  beaUtigea.  So  iik  der  SaU,  da»  w  «smAglich  sei,  du  Handwerk  nad  die 
U«be  Bmerawtrttcbaft  dem  Groeibetneb  leeelraneittniiiK  in  nadien,  dabin  abgesdmldit  worde«.  daie 

hinter  die  Worte  kleine  Rauernwirtsckaft  die  Worte  diese  namenilick  nicht  im  Aekerbau  eingeftlgt 
sind,  und  i!,t-.s  fdr  das  Wort  konkun enzfähig  die  Worte  technisch  cbenbitrlig  gesetrt  sind.  Femer  sind 
in  .l<  ii  s*ti  Das  Ende  dieser  Entwickelung  ist  der  Untergang  des  [selbständigen,  vom  Kapital  unab- 
käugigenj  KUinbttriebs  die  hier  in  Klamnera  geset/ten  einschränkenden  Worte  eingefügt  worden 
Et  ^  ai^  viel,  aber  decli  eia  Zelt&ea,  daaa  der  Turm  bedenklich  wankt. 

*)  Von  Kautsky  nahestdieoder  Seite  wde  jS^t  in  der  wirtschaftlichen  Rnad*chaa  der  LfApÜg»  Kolkt- 
zeilung  behauptet,  ich  h»tte  die  raittdtt  der  AWenfbnn  tot  «ich  gehead«  Denetedtriemag  dat  Kapitale 

als  Demokratisierung  Act  Kapit.iU  hczri.  hnet.  Diese  'Dch.inptung  ist  TÖllig  ans  der  Lnft  gegriflcD.  In 
keiner  meiner  Abbaodlungen,  keinem  meiner  Artikel  wird  mau  einen  iolcben  Aussprach  finden,  wohl 
aber  SU»,  die  ■traag  gtgaatdlig  lantn. 
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slätigung  des  Satzes  von  den  immer  umfangreicher  nnd  verheerender  vfer- 
dcndcn  Krisen  vollziehen  zu  können.    Jedem  aufmerksamen  Beobachlcr  des 
Wirtschaftslebens  ist  es  heute  klar,  dass  die  grossen  \'eräiidcrungen  in  der 
Struktur  der  modernen  Wirtschaft,  der  imgchcuer  gewachsene  Kapitalrcichtuui 
und  die  Syndikatsbildungen  dem  Krisenproblem  ein  vollkommen  neues  Gesicht 
gegeben  haben,  und  es  verfrüht  ist,  überhaupt  ein  bestimmtes  Krisengesetz  zu 
formulieren.   Sicher  ist  nur  das  eine,  dass  die  Krisen  in  der  neueren  Zeit  weder 
häufiger,  n(x:h  heftiger  geworden  sind,  und  dass  die  auf  diese  Voraussetzung 
gegründete  Zusammenbruchstheorie  nicht  aufrechtzuerhaUcn  ist.    So  stark  ist 
heute  der  Geldmarkt,  so  stark  der  Organismus  der  grossen  Kreditinstitute, 
dass  selbst  ein  Milliarden  von  Miark  in  Anspruch  nehmendes  Ereignis,  wie  der 
russisch-japanische  Krieg,  den  Zinssatz  der  Banken  kaum  um  Zehntel  von 
Prozenten  erliolu  bat  im<i  die  grössten  Komplikationen  des  politischen  Hori- 
zonts die  Kurse  der  Anleihen  der  Grossstaaten  fast  unberührt  licssen.  Es 
ist  überaus  lehrreich,  mit  dem  sehr  langsamen  Gang  der  Kursbewegung,  die 
heutzutage  im  Gefolge  von  Kri^:en  eintritt,  die  fieberhaften  Kursschwankungen 
zu  vergleichen,  wie  sie  ehedem  durch  Kriege  und  Kriegsgerüchte  herbeigeführt 
wurden.    Ich  habe  letzthin  unter  einem  anderen  Gesichtspunkt  einige  bezüg- 
lichen Zahlen  festgestellt'),  es  wäre  aber  der  Mühe  wert,  die  Saclie  zum  Gegen- 
stand einer  eingehenden,  umfassenderen  Studie  zu  machen.    Sie  konnte  treiUcU 
nur  genauere  Illustrationen  liefern  tmd  die  Vorgänge  im  einzelnen  klarlegen, 
denn  an  der  Tatsache  ist  nicht  der  mindeste  Zweifel  möglich.  Aber  sie  würde 
unter  andcrm  den  Zusammenhang  aufzeigen  zwischen  der  Konsolidierung  der 
Finanzwirtschaft  der  Staaten  und  der  Entwickclung  der  Banken  und  Börsen 
als  Widerspiegelung  der  Zunahme  des  Kapitalreichtums  und  der  Grossproduktioii. 
'MIT  der  Theorie  von  der  ztmdimeadai  Häufigkeit,  Heftigkeit  und  Aus- 
dehnung  der  Krisen  fällt  auch  die  Theorie  vom  tmvermeidlichen  ökono- 
mischen   Zusammenbruch     der     bürgerlich-kapitalistischen  GeselladiafL 
Kautsky  hat  nun  allerdings  bestritten,  dass  die  alte  sozialistische  Zusammen- 
bruchstheorie einen  solchen  ökonomischen  Zusammenbruch  zur  \'oraiissetzung 
habe,  ich  glaube  aber,  ich  kann  es  mir  versagen,  hier  noch  einmal  die  Reihe  der 
Zitate  aus  Marx,  Engels,  Liebknecht,  Bebel,  Kautsky  selbst  anzuführen,  die 
unzweideutig  auf  den  ökonomischen  Zusammenbruch  als  Grundlage  des 
politischen  Zusanimeubruclis  hinweisen.     Sie  sind  seinerzeit  in  der  Polemik 
über  diese  brage  wiederholt   zur   Spraclie  gebracht   worden,  und  ausserdem 
entspricht  ja  diese  Begründung  der  Theorie  auch  durchaus  der  materialisti- 
schen Geschichtsauffassung.   Es  ist  allerdings  möglich,  auf  Grund  dieser  die 
Entwickelung  der  sozialistischen  aus  der  bürgerlichen  Gesellschaft  auch 
ohne  Zuhilfenahme  der  Idee  von  einotn  mit  Notwendigkeit  eintreten- 
den ökonomischen  Krach  zu  folgern  ;  und  zwar  ist  gerade  von  revisionistischer 
Seite  dieser  Beweis  geführt  worden.    Aber  wenn  die  Lehre  vom  notwendigen 
sozialen  Zustttnmenbruch  keine  mystische  Spekulation  sein  sc^,  dann  bedarf 
dieser  gerade  nach  der  materialistischen  Geschichtsaufükssung  der  materiellen 
Basis  eines  ökonomischen  Zusammenbruches. 

KAUTSKY,  der  diesen  Zusammenhang  ursprünglich  zugegeben,  dann  aber, 
als  der  RevisionismusstvQit  ausbrach,  wieder  bestritten  hat,  versucht  in  einem 
Beitrag  zur  diesjährigen  Maifestzeitung  des  Vorwärts  die  Zusammenbruchs- 

')  VexgL  meinen  Artikel  JiHSStnkurs  und  russischt  Kurst  in  Enropa,  1905,  p«g.  436  ft. 
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theorie  zu  rdiabilitieren,  und  zwar  unter  allerhand  Stichdeien  an  die  Adresse 
der  RevisumisteH.  Die  llAeUiode  ist  die  bei  ihm  übliche:  Unterstellung  von  Be- 
hauptungen, die  nie  gefallen  sind,  und  Verschiebung  der  Gesichtspunkte.  Kr 
lässt  die  Revisionisten  in  der  zweiten  Hälfte  der  neunziger  Jahre  finden,  dass 
wir  mit  politischen  Katastrophen  und  Zusammenbrüchen  nicht  mehr  zu  rechnen 
hätten,  und  widerlegt  dieses  Phantattegebttde  mit  dem  Hinweis  auf  die  — 
Wahkrfolge  der  deutschen  Sozialdemokratie  im  Jahre  1890  und  die  daran  an- 
schliessenden Wahlrechtsbewegungen,  sowie  auf  die  jetzige  Revolution  in  — 
Russland.  Die  crstcren  hätten  die  von  Enspels  1885  für  jenes  Jahr  ungefähr  vor- 
ausgesagte europäische  Erschütterung  bewahrheitet,  die  russische  Revolution 
aber  bekräftige  aufs  neue  die  Auffassung,  von  der  Engels  seinerzeit  ausging,  dass 
nämlich  die  Verfallszeit  der  eutiopäisdiea  Revolutionen  in  unserem  Jahr- 
Inindcrt  »15  bis  18  Jahre  währe«. 

\\'ENi\  Kautsky  noch  den  Befähigungsnachweis  zum  Synoptiker  zu  erbringen 
hätte,  so  hätte  er  ihn  mit  dieser  Deduktion  pflanzend  erbracht.  Engels  hatte, 
als  er  den  zitierten  Satz  fallen  Hess,  die  Autcniandcrfolge:  Julirevolution  von 
1S30,  Februar-  und  Märzrevolution  von  1848,  deutscher  Krieg  von  1866  in 
Verbindung  mit  dem  deutsch-französischen  Krieg  von  1870  und  dem  Sturz 
des  französischen  Kaiserreichs  im  Auge.  Obwohl  dabei  Ereignisse  von  so 
grosser  curopäisclicr  Bedeutung,  wie  der  Krimkrieg  /i85-;/  und  der  italienische 
Krieg  /1859-1860/.  unberücksichtigt  blieben,  hat  es  doch  den  Sinn,  dass  die 
Daten  1830,  1848,  1870  den  ZusammenbriKh  ganzer  Regierungssysteme  und 
Staatsformen  bezeidmen.  Aber  den  Ausfall  der  deutschen  Reiehstagswahl 
von  1890  mit  jenen  drei  Revolutionen  auf  eine  Stufe  stellen,  den  Wahlerfolg, 
<len  die  deutsche  Sozialdemokratie  1890  erzielte,  als  eine  Katastrophe  aufführen, 
durch  die  erfüllt  ward  das  Wort,  das  geschrieben  steht  etc.  etc.,  das  ist  wirk- 
lich eine  Musterleisttmg  biblischer  Interpretationskunst.  Jener  herrliche  Wahl- 
sieg und  der  ihm  vorangegangene  Sturz  Bismarcks  waren  gewiss  sehr  bedeut- 
same Ereignisse,  aber  Katastrophen  im  Sinne  des  zitierten  Engelsschen  Satzes 
waren  sie  nicht.  Dass  Engels  seihst  sie  nicht  als  solche  betrachtete,  geht  au.s 
seinem  bekannten  Brief  an  Lafargiie  hervor,  wo  er  gerade  unter  Hinweis  au: 
jenen  Waiilausfall  von  1890  den  grossen  politischen  Umschwung  für  1898  in 
Aussicht  stellte,  wo  er  aber  auch  nicht  eingetreten  ist 
WORAUF  stützte  aber  Engels  seine  Vorhersage?  Abgesdien  davon,  dass  er 
die  zitierten  Daten  vor  sich  hatte,  durfte  er  sich  auch  sagen,  dass  in  15  bis 
18  Jahren  jeweilig  eine  neue  Generation  heranreift,  für  die  das  bis  dahin  Er- 
reichte nicht  ausreicht,  für  die  die  von  den  Alten  erlittenen  Rückschläge  keine 
Schrecken  haben,  dass  in  dieser  Zeit  Systeme  sich  gründlich  abwirtschaften, 
fülvende  Personen  sich  abnutzen,  Gegensatze  sich  neu  herausarbeiten  und  zu- 
spitzen können,  so  dass  eine  ganz  neue  politische  Atmosphäre  entsteht,  die 
politischen  Katastrophen  günstig  ist.  Es  liegt  also  der  Vorhersage  ausser  der 
Empirie  sicherlich  eine  rationelle  Betrachtung  zu  Grunde.  Aber  aus  ihr  geht 
soweit  nicht  mdir  hervor,  als  was  selbst  der  alte  bürgerliche  Radikalismus 
sich  gern  zu  sagen  pflegte,  nämlich  die  trostreiche  Wahrheit,  da»  die  Welt 
nicht  still  steht  Bestimmtes  über  die  Natur  der  Veränderungen  sagt  sie 
nicht,  sie  hat  politische  Erschütterungen  im  Auge,  die  zu  sozialistischen 
Umwälzungen  führen  können,  aber  nicht  müssen.  Es  ist  eine  Gcnerali- 
sierung  von  Beobachtungen,  aber  keine  Theorie. 
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DAS  Schönste  jedoch  ist,  dass  die  Gleichsetzung  des  V/ahlausfalls  von  1890 mit 
den  Revolutionen  von  1830,  1S48  und  1870  gerade  auf  d  i  c  Auffassung  hinlenkt, 
die  Kantsky  ad  «^swdum  führen  will.  Er  will  diejenigen  widerlegen,  die  da 
gesaigt  hat)en  sollen»  es  werden  keine  politischen  Katastrophen  mehr  sein.  Ob- 
wohl er  keinen  Namen  nennt,  weist  der  Satz  nnzwcideatig  auf  den  Schreiber 
dieses.  In  der  Tat  habe  ich  >in  der  zweiten  Hälfte  der  neunziger  Jahre«  über 
Katastrophen  und  ihre  Wahrscheinlichkeit  geschrieben.  Aber  nun  vergleiche 
man  das,  was  ich  wirklich  geschrieben  habe,  mit  dem,  was  Kautsky  oben  den 
von  ihm  als  kurzsiditige  Philister  hingestellten  Leuten  unterschiebt  Ich  will 
alle  Sätze  hersetzen,  die  so  ähnlich,  wie  seine  Worte»  Iclingen: 

»Es  spricht  somit  eine  grosse  ^^^^hr!5clleinlichkcit  dafür,  dass  wir  mit  dem  Fortschritt 
der  wirtschaftliciien  Entwickclung  für  gewöhnlich  überhaupt  nicht  mehr  mit 
Ge  s  ch  ä  f  t  s  k  r  i  s  e  n  der  bisheri>ircn  Art  zu  tun  und  alle  Spekulationen 
auf  solche  als  die  Einleiter  der  grossen  gesellschaftlichen  Umwälzung  über  Bord  zu 
werfen  haben....  Die  Sozialdemokratie  hat  also  danach  den  baldigen  Zu- 
sammcnbrucli  des  bestehenden  Wirtschaftssystems,  wenn  er 
als  Produkt  einer  grossen  verheerenden  Gesdiäftakrisis  gedacht  wird^  weder  zu  ge- 
wärtigen, noch  zu  wünschen.«*) 

»Ich  bin  der  Anschauung  entgegengetreten,  dass  w  w  t  r  einem  in  Bälde  zu  erwar- 
teiidein  Zusammenbruch  der  bürgerliciien  Gesellschaft  stehen, 
und  dass  die  Sozialdemokratie  ihre  Taktik  durch  die  Aussicht  auf  eine  solche  bevor- 
stehende grosse  soziale  Katastrophe  bestimmen  beziehungsweise  von  ihr  abhängig 
machen  soll.  Das  halte  ich  in  vollem  Umfange  aufrecht  ...  Je  mehr  aber  die 
politischen  Einrichtungen  der  modernen  Nationen  demo- 
kratisiert werden,  umsomehr  verringern  sich  die  Notwen- 
digkeiten und  Gelegenheiten  grosser  politischer  Kata- 
strophen.«*) 

Es  wird  also  erstens  als  das,  womit  nicht  zu  redinen  ist,  der  baldige  grosse 
wirtschaftliche  Zusammenbruch  bezeichnet,  und  zweitens  ganz  allge- 
mein die  Abnahme  der  Anlässe  zu  grossen  politischen  Katastrophen  bei  fort- 
schreitender Demokratisierung  der  politischen  Einrichtungen  konstatiert.  Von 
erstercm  ist  es  heute  vollständig  still  geworden,  wer  das  zweite  widerlegen 
will,  mtiss  den  Nadiweis  fuhren,  dass  die  Schweiz,  das  heutige  Frankreich,  * 
England,  Norwegen  u.  s.  w.  mindestens  ebenso  von  grossen  politischen  Kata- 
.Strophen  bedroht  sind,  wie  Österreich,  die  Türkei,  Rnssland.  Kautsky  wider- 
legt die  Kritiker  der  'Zusaminenbruchstheorie  dainit,  dass  er  einen  in  Deutsch- 
land auf  Grund  des  demokratischen  Wahlrechts  erkämpften  Er- 
folg der  Arbeiterklasse,  den  siegreichen  Ausgang  einer  gesetzlichen 
Aktioi^  Katastrophen  wie  die  Julirevolution  an  die  Seite  stellt  tmd  auf  R  u  s  s  - 
1  a  n  d  verweist,  wo  das  a  u  t  o  k  r  a  t  i  s  c  h  c  Regierungssystem  des  Zarismus 
einen  katastrophalen  Zusammenbruch  erlebt.  Diese  Widerl^;ung  ist  in  der 
Tat  die  Katastrophe  —  der  Zus;uiiincnbruchstheorie. 

DIE  Verelendungstheo rie  ist  abwechselnd  als  schon  von  Marx  wider- 
legt und  als  noch  heute  zutreffend,  als  Tlieorie  du*  absohiten  und  als  sddte 
bloss  relativer  Verelendung  bezeichnet  und  verteidigt  worden.  Angesichts  wdcfaer 

Widerspräche  man  eher  versucht  ist,  von  einer  Verelendung  dieser  Theorie  zu 
spnecheru  Eines  aber  ist  klar:  soll  noch  von  einer  Verelcndungstheorie  ge- 
sprochen werden  können,  so  musä  der  Nachweis  für  eine  positive  Verelendung 

*)  Vcrj;]  meinen  Artikel  Der  Kampf  der  SoaUUemtltraltt  und  dU  Rtvoltüiou  dar  (ktdltckufl  m  dar 
Neuen  Zeit,  i897-i8<^,  pag.  554  and  55b. 

*)  VtfgL  atb»  Zosduift  an  dm  Stuttgaxter  Parteitag         im  ßcotokoll  im  adban,  pag.  laa, 
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crbradit  werden.    Relative  Verelendung  ist  eine  begriffdose  Phrase.  Man 

kann  sich  in  Einkomn  en,  ' -eben skom fori  etc  rclaiiv  verschlechtern,  aber  man 
kann  nicht  relativ  verelenden.  Der  Nachweis  für  eine  positive  Verelendung 
ist  aber  nicht  erbracht  worden  und  auch  nicht  zu  erbringen.  Der  von  rcvi- 
stomMteker  Sdte  veriodKcne  Gedanke  dasi  der  Weg  zum  Socialismus  über 
den  Aufstieg  tmd  nidit  fiber  die  Verelendung  der  Arbeiteildasse  gdit»  ist  vid- 
mehr  immer  mehr  zur  Anerkennung  gelangt 

WEIT  entfernt,  auf  dem  Gebiet  der  Theorie  geschlagnen  zu  sein,  ist  der  i^cti'- 
sionismus  hier  vielmehr  durchgängig  Sieger  geblieben.  Kann  es  ein  besseres 
Zeichen  dafür  geben,  als  die  BegriiTsverrenkungen,  zu  denen  seine  Kritiker 
ihre  Zufludit  nehmen  müssen,  um  ihre  Opposition  mit  einem  Schein  von  Beredi- 
tigung  zu  versehen?  Wenn  die  Heuchelei  ein  Kompliment  an  die  Adresse  der 
Wahrheit  ist,  so  die  Rabulistik  ein  solches  an  die  Adresse  der  Tatsachen.  Die 
Tatsachen  sprechen  fiir  den  theoretischen  Revisionismus  al^er  eine  so  laute 
Sprache,  dass,  als  ich  im  vorigen  Jahre  die  Revision  des  tiieoretischen  Teils 
des  Parteiprogramms  zur  Sprache  brachte,  ein  grundsätzlicher  Widerspruch 
nirgends  ruchbar  wurde.  Es  wurde  nur  der  Zeitpunkt  für  verfrüht  erklärt. 
Bebel  schlug  vor,  erst  die  Ergebnisse  der  diesjährigen  Gewerbezählung  ab- 
zuwarten, ein  Gedanke,  mit  dem  ich  mich  gern  einverstanden  erkläre.  Mir 
eilt  es  mit  der  Abänderung  des  theoretischen  Progranuntcils  schon  deshalb 
nicht,  weil  die  Partei  in  ihrer  Praxis  sich  niemals  an  den  Bochstabca  der 
Theorie  gebunden,  sondern  sie  stets  von  den  realen  Tatsachen  und  den  ge- 
gebenen Bedürfnissen  des  Kampfs  der  Arbeiterklasse  abhängig  gemacht  hat. 
ABER  wie  steht  es  mit  dem  RevisionistHUS  in  der  Praxis?  Da  hat  er  doch 
unleugbare  Niederlagen  erlitten?  ^ 
GEWISS,  auf  verschiedenen  Parteitagen,  auf  nationalen  wie  internationalen 
Kongressen  sind  gegen  die  von  Revisionisien  verfbditenen  Ansichten  fiber 
Fr^^en  der  Praxis  Beschlüsse  gcfasst  worden,  die  w^fdisputieren  zu  wollen 
niemand  einfallen  kann.  Es  sind  Willenskundgebungen,  die  als  solche  für  die 
Partei  massgehenil  bleiben,  solange  diese  selbst  sie  nicht  abändert. 
IHRE  Tatsächlichkeit  beweist  aber  weder  ihre  Richtigkeit,  noch  ihre 
Endgfiltigkeit.  Was  ist,  ist  nach  Hegel  vemfinftig,  das  hetsst,  es  ist 
kausal  begründet,  aber  es  ist  darum  noch  nicht  final  gerechtfertigt.  Über  die 
Zweckmässigkeit  spricht  die  Erfahrung  das  entscheidende  Wort.  Sofern  die 
Fracfcn  der  politischen  Bündnisse,  der  sogenannten  Blocpolitik,  re- 
spektive des  Ministerialismus,  der  BudgetbewiUigungen  als  spezifische 
Fragen  des  Remtumismms  zu  bezeidinen  sind,  sind  sie  zuraeit  in  einem  dessen 
Tendenzen  entgiq[engesetzten  Sinne  entschieden.  Aber  nur  dnrdi  Besdiluss, 
nicht  durch  Erfahrung. 

MAX  wird  das  vielleicht  bestreiten  und  sich  darauf  berufen,  dass  gerade  die 
Erfahrungen,  die  mit  Bündnissen  etc.  gemacht  worden  sind,  jene  Beschlüsse 
diktiert  hatten.  Das  träfe  zu,  wenn  die  revisionistische  Ansicht  dahin  ginge, 
es  sollten  unter  allen  Umständen  oder  wo  nur  irgend  möglich  Bündnisse  ge- 
sdilossen,  Ministerposten  angenommen,  Budgets  bewilligt  werden  u.  s.  w. 
u.  s.  w.  Es  braucht  aber  kaum  noch  ges^;t  zu  werden,  dass  dies  keinesw^s 
der  Fall  ist. 

JM  Wesen  der  Sozialdemokratie  liegt  die  OppositionsstcUung  gegen  alle  nicht- 
sozaalistisehcn  Parteien  tmd  Regierungen.  Die  Partei  wird  sich  bei  ihr  immer  am 
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wohlstcn  fühlen :  die  volle  Unabhängigkeit  nach  allen  Seiten  hin,  die  Möglichkeit, 
öberallhiii  mit  fi^ieicher  Schärfe  Kritik  üben  zu  können,  ist  för  sie  der  Normal- 
zustand.   Er  ist  deshalb  und  aus  vielen  anderen  Gründen  auch  der  mit  den 

geringsten  Schwierigkeiten  verbundene  Zustand.  Die  Politik  der  glänzenden 
Isoliertheit  verursacht  nicht  viel  Kopfzerbrechen.  Es  gibt  aber  Situationen, 
wo  sie  die  Preisgabe  wichtiger  Interessen  der  Arbeiterklasse,  den  Verzicht 
auf  Rechte  bedeuten  kann»  deren  diese  zu  ihrer  Ent^ttmg  durchaus  bedarf.  Je 
nadi  der  politischen  Verfassung  und  socialen  2usannnensetaung  eines  Landes 
und  der  Natur  seiner  Parteien  heisst  eine  Koalition  aussdilagen  unter  Um- 
ständen Rechte  aufs  Spiel  setzen,  die  für  die  Arbeiterbewegung  T-ebcnsbedin- 
gung  sind  und  Reformen  von  fundamentaler  Wichtigkeit  auf  Jalire  oder  JaJir- 
zehnte  hinaus  vertagen;  heisst  die  Budgetverweigerung  die  politische  tdiacht 
Parteien  in  die  Hände  spielen»  welche  sie  ohne  weiteres  zur  Verkürzung  der 
Volksrcchte  (Wahlrechtsverschlechterungen)  ausnutzen  würden.  In  solchen  Fäl- 
len,  die  natürlich  stets  sehr  zu  untorsuchcn  sind,  da  eine  Gefahr  ebenso  leicht  über- 
schätzt, wie  unterschätzt  werden  kann,  kann  starres  Festhalten  an  der  absoluten 
Isoliertheit  verwerfliches  Vergraben  eines  Pfundes  bedeuten,  mit  dem  als 
gute  Verwalter  zu  wirtschaften  die  natürliche  Pflidit  einer  Partei  ist  Jeder 
Macbtbesitz  legt  Verantwortlichkeit  auf.  Ich  habe  deshalb  jederzeit  gegen 
alle  Anträge  etc.  gestimmt,  die  darauf  hinausliefen,  der  Partei  für  Wahlen 
und  dergleichen  im  voraus  die  Hände  zu  binden,  und  sehe  den  Unterschied 
zwischen  Revisionismus  und  Radikalismus  in  dieser  Hinsicht  lediglich  darin, 
dass  der  erstere  grosseres  Gewicht  auf  die  Wahrung  der  Aktionsfreiheit,  der 
letztere  grosseres  Gewicht  auf  die  Wahrung  der  Abgetrenntheit  von  allen 
nichtsozialistischcn  Parteien  legt.  Absolut  ist  der  Gegensatz  ja  nicht,  den 
Gnmdsatz.  dass  die  Partei  stets  die  Absonderung  als  den  Normalzustand  be- 
trachten soll,  erkennt  aucli  der  Revisionist  an. 

IM  übrigen  kann  die  Erfahrung  mindestens  ebensogut  für  die  Taktik  der 
Bündnisse»  als  gegen  sie  ins  Feld  geführt  worden.   Es  ist  nicht  wahr,  das« 

die  Sozialdemokratie  bei  Bündnissen  immer  schlecht  gefahren  sd.  Sie  ist 
in  Deutschland  utul  anderwärts  wiederholt  bei  solchen  sehr  gut  auf  ihre  Rech- 
nung gekommen.  Auch  ist  nicht  jedes  Beispiel  in  gleichem  Mass  beweiskräftig. 
Ein  Experiment  kann  im  Prinzip  richtig  .sein  und  doch  misslingen,  wenn  es 
mit  untauglicheit  Mitteln  oder  unter  ungeeigneten  Vorbedingongen  unter- 
nommen wurde.  Wir  lächeln  über  das  Kind,  das  das  Messer  dafür  verant- 
wortlich macht,  dass  es  sich  geschnitten  hat.  .A.ber  die  .\rt,  wie  verschiedent- 
lich die  Erfahrungen  mit  dem  Fall  Millerand  \  eralltjemeinert  wurden,  erinnert 
doch  sehr  an  diese  Folgerungsweise.  Die  Anarchisten  haben  seinerzeit  auch 
als  stärkstes  Argument  gegen  die  Wahlbeteiligung  die  sehUehten  Erfahrungen 
ins  Feld  geführt,  die  man  mit  ihr  gemadit  habe.  Und  was  ist  nicht  sonst  schon 
alles  an  voreiliger  Verallgemeinerung  von  EinzelcrfahruniE^en  geleistet  worden ! 
LASSEN  wir  aber  die  Bündnisfrage,  die,  wie  ich  unbedingt  zugebe,  stets  eine 
sehr  zu  überlegende  Sache  ist,  und  kommen  wir  zu  andern  Fragen  der  Praxis» 
80  kann  der  Rttfüioiiismus  auf  eine  ganze  Reihe  unzweifelhafter  Erfolge  zu- 
rückblidttn.  So  bei  der  Wertung  der  Entwickelungsmdglichkeiten  und  Funk- 
tionsausdehnung der  Gewerkschaften  und  Konsumvereine.  Es  ist  aus  Anlass 
des  Cölner  Gewerkschaftskongresses  von  gewisser  Seite  viel  Wesens  gemacht 
worden  von  einem  Satz  von  Parvus  über  die  hohe  Bedeutung  des  gewaltigen 
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Aufschwungs  der  deutschen  Gewerkschaften.  Den  Satz  in  Ehren.  Es  wird 
aber  wohl  erlaubt  sein,  daran  xu  erinnern,  als  welch  zweifelhafter  Freund  der 
Gewerkschaften  sich  Parvus  liiere  Zeit  erwiesen  hat»  wie  er  ihnen  mit  Ge- 
walt eine  Taktik  aufdrängen  wollte,  bei  deren  Befolgung  sie  schwerlich  die 

stetigen  Fortschritte  gemacht  hätten,  die  sie  auf  ihre  jetzige  Höhe  gebracht 
haben.  Man  wird  ferner  daran  erinnern  dürfen,  wie  das  Eingehen  von  Tarif- 
verträgen als  Pr'eisgabe  des  Klassenkampfes  denunziert  wurde,  desgleichen 
die  Einführung  der  Arbeitslosenunterstfitzung  und  anderes  mehr.  Es  würde 
unbillig  sein  bexiehungsweise  den  Tatsachen  widersprechen,  hier  eine  absolute 
Grenze  ^itben  zu  wollen  und  zu  sagen:  hier  Revisionismus  Freund  und  För- 
dtTer,  dort  Ratiiktilismus  1-cind  und  Hemmschuh.  Aber  wer  die  Diskussionen 
der  abgelaufenen  Jahre  unparteiisdi  nachliest,  wird  unbedingt  zu  dem  Resultat 
kommen,  dass  die  grossere  Geneigtiieit  zu  unbefangener  Prüfung  und  Wür- 
digung des  werdenden  Neuen,  die  grössere  Weitsichtigkeit  im  Erkennen  auf 
Seiten  derer  lag.  die  vornehmlich  als  Revisionisten  bezeichnet  werden.  Ich 
will  ganz  objektiv  sein  und  zugeben,  dass  mit  solcher  Geneigtheit  hier  und  da 
auch  eine  grössere  Gefahr  der  Entgleisung  verbunden  sein  kann  —  wer  im 
Bett  bleibt,  bricht  sich  kein  Bein  — ,  aber  wenn  ich  damit,  die  griesgrämige 
Art  vergleiche,  wie  gerade  in  dem  Organ,  dessen  Titel  das  Wort  Neue  schmückt, 
alles  Neue  betrachtet  und  bekrittelt  wurde,  bis  es  sich  trotzdem  durdlgesettt 
hatte,  so  lasse  ich  es  doch  lieber  auf  den  Beinbruch  ankommen. 
NEIN,  auch  in  den  Duigen  der  Praxis  braucht  der  Revisionismus  den  geschicht- 
lichen Rückblick  nicht  zu  scheuen,  kann  er  auf  eine  ganze  Reihe  von  Erfolgen 
seiner  Anschauungsweise,  seiner  Vorschläge  zurückblicken.  Seine  Nieder- 
lagen sind  mehr  formell,  als  materiell.  Wenn  er  heute  numerisch  schwach  er- 
scheint, so  nicht  deshalb,  weil  die  von  ihm  verfochtenen  Ideen  unterlegen  sind, 
sondern  im  Gegenteil,  weil  sie  sich  zum  grossen  Teil  durchgesetzt  haben  und 
Gemeingut  der  Partei  geworden  sind. 

DARUM  mag  man  ruhig  den  Revllfümismus  totsagen,  es  soll  uns  Revista- 

nisten  wenig  kümmern.  Der  Revisionismus  ist  keine  Partei  in  der  Partei.  Und 

für  die  Aufc^'^abe  des  Revidierens  gilt,  wie  für  andere,  das  Wort  des  Evanglisten, 
das  Johann  Jacoby.  dessen  hundertjährigen  Geburtstag  wir  in  diesen  Tagen  ge- 
feiert, im  Vorwort  zur  Ausgabe  seiner  Schriften  an  die  Spitze  gestellt  hat: 
tDer  Sabbat  ist  um  des  lilbmchcn  willen  gemacht,  und  nicht  der  Mensch  um 
des  Sabbats  willen.c 
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Ä RUNGSBLASEN  steigen  aus  der  deutschen  Geschichtsforschung 
auf  und  zerplatzen  mit  einem  solchen  Geräusch,  dass  selbst  die 
ältesten  Herren  der  historischen  Zunft  ob  des  Rnmorens  in  ihrem 
einst  so  ruhigen  Forschungsgebiet  kopfstutzig  werden.  Nicht  zum 
mindesten  hat  wohl  die  sogenannte  materiaUttiseke  Geschichts- 
auffassung das  Ferment  in  die  altgewohnte  Art,  Geschichte  zu  treiben,  hinein- 
getragen.  Der  gedankenreichste  und  origmellste  Kopf  unter  den  modernen 
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(icschichtsschreibern.  der  Professor  Karl  Lamprecht,  wurde  bereits  von  den 
Altmeistern  der  Zmiit  als  strenggläubiger  Jünger  von  Karl  Marx  angeschwärzt. 
Mit  grossem  Unrecht,  denn  Karl  Lamprecht  ist  bei  seiner  geistvollen  Dar- 
stellung der  geseUacbaftlich-seeltsciien  Wandlungen  des  deutschen  Volksleliens 

mit  festem  Schritt  seinen  eigenen  Weg  gegangen.  y 


DIE  Arbeiten  von  Marx  und  Engels  dienten  woh!  manchem  der  selbständifj 
forschenden,  die  Geschichte  als  wirkliche  VVissenscliaft  erfasseti  kn  Historiker 
als  Wegweiser  zu  den  am  vollsten  und  reinsten  sprudelnden  yueilen  der  Ge- 
schichte: zu  den  grossen  Grundtatsachen  der  Wissenschafts-  und  Sozialge- 
geschichte. Der  Geist  dieser  Historiker  bohrte  sich  in  die  Eigenart  der  wirt- 
schaftlichen, sozialen  und  politischen  Gebilde  der  Geschichte  ein  und  suchte 
die  Spuren  dieser  Gebilde  bei  alllcn  grossen  Natur-  und  Kulturvölkern  auf. 
DER  Berliner  Geschichtsprofessor  Kurt  Breysig  zeichnet  sich  vor  so  vielen 
seiner  Fadigenossen  durch  ein  tiefes  Verständnis  der  sozialen  und  ökono- 
mischen Listitutionen  der  Völker  und  durch  eine  riditige  Bewertung  dieser 
Einrichtungen  für  das  Werden  der  Mcnschheitskultur  aus.  Er  bemühte  sich 
bereits  in  seiner  Kulturgeschichte  der  Neuseit^),  die  Stufen,  die  zur  modernen 
Kulturepoche  emporführen,  mit  sicherer  Hand  aufzubauen.  Jetzt  ist  er  mit 
einer  geschicfatswissensdiaftlidien  Arbeit*)  hervorgetreten,  deren  Grond- 
gedanke  ffip  die  wissensdialtUche  Erfassung  und  Darstellung  der  Kultur- 
geschichte äusserst  fruchtbar  werden  kann. 

MIT  feinem  Spott  streift  Breysig  die  bisherige  zünftige  Betriebsweise  der  i 
Geschichte,  die  mit  spielerischer  Freude  Kriege  an  Kriege  und  Schlachten  an 
Schlachten  reihte,  und  der  es  erst  so  recht  wohl  in  dem  buntesten,  nicht  mehr 
zu  entwirrenden  Durcheinander  von  historischen  Einzelheiten  wurde.  Brejrsig 
verwirft  die  Zusammenfassung  der  Geschichte  nach  den  Gesichtspunkten  der 
Zeit  .  Orts-  und  Blutsgemeinschaft,  er  spürt  der  sachlichen,  wesenhaften  7m- 
sanunengfhüricjkeit  gewisser  \'ölkerzuständc  nach,  die  nicht  an  Ort,  an  Zeit 
und  an  \'erwandtschaft  gebunden  ist.  Der  Inhalt  der  Weltgeschichte  ist  nach 
Breysig  von  einer  Stufenfolge  von  Zuständen  ausgefüllt,  die  sich  bd  allen 
Völkern  und  Völkerschaftsteilen  in  ^chem '  Nacheinander  aufweisen  lässt. 
Nur  einzelne  Glieder  der  Mbischheit  kletterten  allerdings  Ins  zur  höchsten 
Kulturstufe  aufwärts: 

»Es  ist  ein  Stufenbau  der  Weltgcsdiichte,  den  alle  Völker  emporgeklommen  sind, 
nur  liess  der  einen  kindliche  Kraft  sie  noch  heute  nidit  über  die  erste  Staffel  hinaus- 
kn(inm(Mi.^  während  die  häieren  Stufen  von  den  besseren  Steigern  einffenommen 

werden.« 

DER  Gedanke  von  einem  Stufenbau  der  Weltgeschichte  heimelt  den  wissen- 
schaftlich forschenden  Sozialisten,  der  in  die  soziologische  Schule  von  Morgan, 

Marx  und  Engels  gegangen  ist,  im  hohen  Grade  an.  Wenn  wir  mir  ganz  ober- 
ilächlich  in  die  Schrift  von  Friedrich  Engels  Der  I/rsf^ruttt;  der  Familie,  des 
Privat eii^^eni ums  und  des  Staates  hineinschauen,  so  bleiben  unsere  Augen  schon 
an  der  Kapitelüberschrift  V orgeschtchllichc  Kulturstufen  hängen.  In  der  Tat 
ging  Engels  bei  der  Abfassung  seiner  Schrift  von  dem  Gedanken  ans:  die 
Menschheit  entwickelte  sidi  seit  ihrem  Emporsteigen  aus  der  Tierheit  ein- 

1)  Dieses  Werk  ist  iil  den  SotUUtsHstlien  MonaJsheften  bereits  na  Willy  Ilellpach  gewUrdi^ 
worden  in  dem  Artikel  Sozialformatismus  ttnd  KulturreaHsmus  (iqoj,  I.  Bd.,  pig.  tu  M)  woA  im.  dör 
Rubrik  GescMchUn/issensekafÜH  der  Kandscbau  (1903,  II.  Bd.,  pag.  iiq  tt.), 
s)  K«rt  Brejrtig:  Dtr  &K/iM»tm  tmd  dk  Omm  dtr  WdtftadMOt  /BtiUa  1909/. 
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lieitHch,  sie  durchlief  bei  der  Gestaltunp^  ihrer  grundlegenden  Einrichtungen 
für  ihre  Lebensfürsorgc  und  ihre  Fortpflanzung  die  gleichen  Phasen.  Es  ist 
bei  der  Diskussion  des  Gedankens  vom  Stufenbau  der  Weltgeschichte  wohl 
am  Platze,  sich  der  Worte  Morgans  zu  erinnern,  in  denen  dieser  grosse 
Forscher  die  Stufenbauidce  formulierte;  in  der  Vorrede  zn  seinem  bahnbrechen- 
den Werk  Die  Urf^cscllscliaft  /1877/  schreibt  er: 

»Alan  kann  jetzt  auf  Zeugnisse  von  überwältigender  Kraft  hin  behaupten,  dass  die 
Wildheit  bei  allen  Stammen  der  Nfensdiheit  der  Barbarei  vorherging,  wie  aner- 
kanntermassen  die  Barbarei  ein  Vorläufer  der  Zivilisation  war.  Die  Geschichte 
des  MenschengQsch  1  cch  t&  zeigt  überall  die  gleichen  An- 
fSnge,  die  gleichen  Erfahrungen,  den  gleichen  Portgang.« 

Morgan  steckt  sodann  die  einzelnen  Stufen  der  Mcnschhcitsgesdlidite  «b:  ctic 
Unter-,  Mittel-  und  Oberstufe  der  Wildheit,  die  Unter-,  Mittel-  und  Oberstufe 
der  ßari>arei  und  die  Zivilisation  mit  ihren  Stufen  der  antiken  und  modernen 
Zivilisation. 

DIE  Idee  von  dem  Stufenbau  der  Weltgeschichte  hat  nun  Professor  Breysig 
keineswegs  der  Urgeschichte  Morgans  entnommen,  er  erhielt  nur  eine  ganze 

oberflächliche  Anregung  zu  diesem  Gedanken  von  Karl  Wilhelm  Nitzsch  und 
gestaltete  ihn  dann  selbständig  und  ganz  eigenartig  in  seiner  Kulturgeschichte 
der  Neuzeit  aus.  Die  am  stärksten  und  am  massigsten  in  Erscheintmg  treten- 
den Merkmale  der  Entwickelungsreihen  sucht  Professor  Breysig  zur  Abstek« 
Icung  der  einzelnen  gesdiiditlichen  Stufen  herauszugreifen.  Der  Staat  in  der 
greifbaren  Mannigfaltigkeit  seiner  Formen  gibt  ihm  den  leitenden  Gesichts- 
punkt für  <lic  Konstruktion  der  kulturellen  Phasen  der  Geschichte  ab.  Nur, 
so  führt  er  seinen  Gedanken  erläuternd  aus, 

•darf  darunter  nicht  die  Staatsform  allein  verstanden  werden,  denn  sie  kann  sehr 
mannigfache  Wirklichkeiten  decken:  ein  Künif^tum  kann  einen  Geschlechterstaat,  die 
Alleinherrschaft  eines  unumschränkten  Herrn,  ein  schwaches  Königtum  an  der 
Spitze  eines  übermächtigen  Adels,  ein  aufgeklärt  selfostherrtidies  Königtum,  ein 
scheindemokratisches  Kaisertum  un<l  ein  \  crfas^ungsniässig  eng  eingeschränktes 
Fürstentum  bedeuten.  Nur  im  Zusammenhang  mit  der  Famüienverfassung,  wo  sie 
widitig  ist,  nrit  der  Klassenordnung,  wo  diese  eintritt,  kann  die  Staatsform  recht 
verstanden  werden.« 

BEI  der  Absteckung;-  seiner  Kulturstufen  tritt  Breysig  in  einen  g^ewisscn  Gcpfen- 
satz,  scheint  uns,  zu  der  Lamprcchtschen  Gliederung  der  Geschichte  nach  ge- 
sellschaftlich-seelischen Wandlungen.  In  seiner  jüngsten  Arbeit^)  führt  Pro- 
fessor Lampredit  die  von  ihm  80zial|>s]rchisch  charakterisierten  Kulturzeit- 
alter (lern  Leser  in  sehr  prägnanter  Form  vor  Augen.  An  die  symbolische 
Zeit  des  Seelenlebens  reiht  Lamprecht  die  Zeitalter  der  typischen  Durchbildung 
un<l  des  Konventionalisnuis  und  an  diese  das  'Zeitalter  tles  Individualismus. 
Die  soziale  Psyche  wandelt  sich,  sie  tritt  in  die  subjektivisiischc  Epoche  ein 
und  steigt  zur  Phase  der  Reizsamkeit  empor.  Selbst  der  grossen  Darstdltmgs- 
kuost  Lamprechts  gelingt  es  nicht,  sinnliche  Anschauung  und  blühendes  Leben 
in  die  Begriffe  dieser  Kulturzeitalter  hineinzutragen.  Eine  Gliederung  der 
Geschichte  nach  der  gesellschaftUch-seeWschen  Deutung  der  Zeiten  ist  heute 
noch,  da  geben  wir  Breysig  völlig  recht,  zu  weitmaschig  und  benutzt  zu  aus- 
gedehnte Begriffe.  Die  Doktunente  för  das  Seelenleben  der  Gesellschaft  auf 
den  verschiedenen  Kulturstufen  sind  zu  bnichst&ckartig.  Es  scheint  schier 
unmöglich  zu  sdn,  den  Seelenzustand  einer  vielgestaltigen,  in  Klassen  zer- 
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Splitterten  Gesellschaft  treffend  und  einheitlich  zu  charakterisieren.  Sprechen 
wir  von  der  individualistischen  psychischen  Richtung  der  Deutschen  der  Re- 
naissancezeit, so  bezeichnen  wir  damit  immer  nur  die  Seelenstromuni^  eines 
sehr  kleinen  Bruchteils  des  deutschen  Volks.  Was  erlebten  weiter  die  un- 
geheuren blassen  von  hörigen  Bauern  und  Icibeip^encn  Tagelöhnern  des  XVIII. 
Jahrhunderts  von  der  subjcktivistischen  Seclonstimnuing  der  Sturm-  und  Drang- 
zeit, der  Wertherperiode?  Die  Schilderungen  der  seelischen  Erlebnisse  der 
Gesellschaft  bezidien  sidi«  immer  nur  auf  die  psychischen  Bewegungen  einer 
kleinen  sozialen  Gruppe  oder  höchstens  einiger  Gruppen.  Wir  sprechen  von 
den  realistischen  Kunstanschauungen  der  Gt'sellschaft  und  bezeichnen  eigent- 
lich nur  damit  die  eines  enghegrenztcn  Kreises  von  Kunstfreunden.  Die  Kunst- 
anschauungen zwerghaft  kleiner  Prozentsätze  der  Gesellschaft  läuterten  sich 
vielleicfat,  während  eine  plumpe,  barentatzige  Kunst  oder  besser  Kunstlosig- 
keit  im  Volke  ein  Methusalemdasein  fristete.  Wir  fdem  die  Siege  der  mate- 
rialistischen Weltanschauung  der  Enzyklopädisten  und  vergessen  völlig,  welche 
dämonistischen.  grob  abergläubigen  Vorstellungen  noch  in  den  Volkskalendern 
des  XVIII.  Jahrhunderts  ein  wunder  frisches  Dasein  führten.  Wir  begeistern 
uns  über  die  Befruchtung  des  Volksgeistes  durch  die  klassische  Dichtung,  und 
wir  sdien  über  die  elenden  Reime  und  die  Schauerromane  hinweg,  die  die 
w  irkliche  Gesellschaft,  das  heisst  die  millionenköpfigc  Volksmasse,  verschlingt. 
Einheit  und  Zusnmmenhnng  kann  erst  in  die  wissenschaftliclien  und  künstle- 
rischen Bestrebungen  der  Gesellschaft  hineinkommen  mit  der  riesigen  Ver- 
breitung der  grundlegenden  wissenschaftlichen  Ideen  in  Tageszeitungen  und 
Zeitschriften  und  mit  der  Massenreproduktion  der  bedeutendsten  Kunstsdiöp- 
fungen.  Die  übereinstimmenden  Züge  im  Denken  und  Fühlen  der  Gesellschaft 
früherer  C^eitalter  sind  ungeheuer  schwer  zu  erfassen. 

WIR  verstehen  vollkommen,  dass  Professor  l'reysig  bei  dem  Auf!>au  der  Kultur- 
stufen der  Menschheusgeschichtc  gerade  nach  den  auffalligsten  und  massigsten 
Merkmalen  der  Kulturersdieinungen  griff:  nach  den  Entwickelungsformen  des 
Staates.  Und  doch  packte  er  nicht  einmal  in  diesen  Formen  gerade  sehr  hand- 
greifliche  Dinge.  Die  Zeugen  wirtschaftlicher  Kultur,  die  Werkzeuge  reden 
n»eist  eine  unverfälschtere  Sprache,  als  die  schriftlichen  i'berliefenmgcn  von 
staatlichen  Verhallnissen.  Steinwerkzeuge  sprechen  von  längst  vergangenen 
Kulturen.  Gewiss,  nicht  die  nackten  Staatsformen  fuhrt  Breysig  vor  unseren 
Augen  auf,  er  bemüht  sich  stet^  die  Staatsformen  in  eine  lebenswarme  Ver- 
bindung mit  den  Standes-  und  Familienformen  zu  setzen,  aber  leider  gelingt 
ihm  das  nicht  immer.  Und  wenn  er  nun  einmal  seinen  P.lick  durch  die  Beo- 
bachtung der  Familien-  und  Standesverhältnisse  erweitert,  weshalb  schaut  er 
krampfhaft  über  die  Wirtschaftsformen  hinweg?  Gerade  in  diesem  Punkte 
hielt  er  es  für  seine  Pflicht,  sich  energisdi  gegen  die  ökonomische  Geschichts- 
auffassung aufzulehnen.  Nach  Breysig  sind  die  Wirtschaftsformen  zu  rieseu'» 
haft  ausgereckt,  um  mit  Xutzcn  der  Zeitenscheidung  dienen  zu  können,  und 
er  weist  auf  die  ungeheuere,  die  mannigfaltigsten  Umbildungsprozesse  um- 
fassende Stufe  der  Naturalwirtschaft  hin.  Aber  hat  denn  jemals  ein  ökono- 
mischer Historiker  von  Bedeutung  in  Vorschlag  gebradit,  die  gewaltige  Ge- 
schichte des  Menschen  auf  dieser  Erde  nur  in  zwei  Zeitalter,  in  das  natural- 
und  das  geldwirtschaftliche  Zeitalter,  zu  scheiden.'  Mit  einem  tiefgründigen 
Scharfsinn  gruppiert  Engels  im  Anschluss  an  Morgan  nach  dem  Gesichtspunkt 
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der  Entwickelung  des  Werkzeugs,  der  technischen  Prcxluktionmethoden  die 
aufeinandeifdgenden  Kulturzeitaltcr.  Und  wenn  Brcysig  den  so  geistvollen 
Darlegimgen  von  Marx  über  die  verschiedenen,  durch  die  Entwickdung  der 
Technik  scharf  von  einander  getrennten  Perioden  des  Kapitalismus  gefolgt 
wäre,  so  hätte  er  aus  diesen  Auseinandersetzungen  schon  entnehmen  können, 
wie  energisch  Marx  gerade  auf  eine  haarscharfe  Sonderung  der  einzelnen 
Wirtschaftsperioden  nach  der  Höhe  der  jeweilig  erreichten  tedinisdien  Ent- 
wickelung hinarbeitete.  Indem  sich  nun  Professor  Breysig  hartnäckig  gegen 
eine  eingehende  Berücksichtigung  der  Wirtschaftsformen  bei  der  Konstruktion 
seiner  Zeitalter  verschliesst,  entgeht  ihm  Rcratlc  das  charakteristische  Merkmal 
für  die  Schichtung  der  Weltgeschichte  nach  Kulturstufen. 
DER  Staat  einer  Epoche  ist  unmöglich  von  den  Ständen  und  Klassen  dieser 
Epoche  loszulösen.  Die  in  den  Standen  und  Klassen  lebende  Seele  ist  eigent* 
lieh  das  ökonomische  Moment.  Ein  augenfälliger  Mangel  an  Erdsdiwere  muss 
Stets  dem  StaatsbegritT  des  KuUurhistorikers  anhaften,  der  Staat  und  Wirt- 
schaft von  einander  trennt.  Und  in  der  Tat  blendet  die  blosse  Staatsform  oft 
das  Auge  Breysigs  und  lasst  ihn  über  die  einschneidenden  ökonomischen  und 
sozialen  Unterschiede,  die  jene  Form  in  der  gesellschaftlichen  Entwickelung 
tunfasst»  hinw^^sdien.  Das  Königtum  dient  Brqrsig  zur  Wesensbestimmung 
einer  ausgedehnten  Kulturstufe.  Und  indem  er  die  S'taaten  mit  ausgeprägter 
Monarchie  zusammenstellt,  rückt  er  in  die  gleiche  Kulturstufe  die  Staaten 
der  festländischen  Karaibcnstämmc  des  nördlichen  Südamerikas,  die  Neger- 
staaten Afrikas,  die  Staaten  mit  entwMcdler  stadtischer  Volkswirtschaft,  wie 
China  etc.  Wirtschaftlidi  tiefstdiende  Mongolen  marschieren  zusammen  mit 
Völkern  mit  bürgerlicher,  ja  sdbst  wohl  schon  kapitalistischer  Ökonomie : 

>Hier  wurde  also  vorweggenommen,  was  die  in  Staat  und  Gesellschaft  zu  höheren 
Stufen  emporgestiegenen  Völker  in  cWr  Regel  erst  in  ihrem  Mittelalter  erreicht 
haben.  Babylonien  hat  nicht  allein  für  einen  weiten  Völkerkreis  die  Münze  er- 
funden, sondern  ein  scharf  gepraKte^  Handelsreclit,  eine  hcKhentwickelte  Gcldwirt- 
schaft  ausgebildet,  China  hat  eine  ungeheure  Städtekultur  erzeugt,  die  altamcrika- 
nischen  Völker  haben  weit  ausgedehnte  Stadtruinen  hinterlassen.  Diese  Unregel- 
mässigkeit darf  nicht  an  der  Stufenteilung  irre  machen.« 

Nun,  sie  iiuiss  fjeradezu  an  ilir  irre  machen,  wenn  sie  Völker  mit  hochentwickel- 
ter Städtckultur  mit  iialbnuiuadcn  zusammenstellt. 

DIE  unterste  Kulturstufe  im  Aufbau,  der  Weltgesdiichte  wird  bei  Breysig  von 
Völkern  mit  Geschlechterverfassungen  ausgefüllt.  Man  kann  diese  Stufe,  so- 
bald man  nur  die  bereits  in  das  Stadium  der  Geschichtsschreibung  eingetretenen 
Völkerschaften  in  dem  Stufenbau  berücksichtigt,  als  erste  gelten  lassen.  Steigt 
man  jedoch  tiefer  in  die  Geschichte  hinab,  so  sieht  mau  die  Breysigsche  erste 
Ktiltttrstnfe  sdion  durch  eine  ganxe  Reihe  von  Stufen  ubergipfelt 
DIE  zweite  Kulturstufe  ist  nach  Brqrsig  durch  die  gewaltige  weltgeschichtliche 
Tat  gekennzeichnet:  durch  die  Begründung  des  Königtums.  Hier  ist  allen 
seinen  kritischen  Bemerkungen  gegen  die  Murstaats^cschichtsschrciber  zum 
Trotz  Professor  Breysig  einer  sehr  einseitigen  Wertung  der  Staatsform  zimi 
Opfer  gefallen.  Gehen  wir,  um  tiefer  in  den  von  Breysig  gemeisselten  Stufen» 
bau  der  Wel^ieschichte  einzudringen,  einmal  auf  die  Skizze  ein,  die  er  von  den 
Entwicklungsstufen  zweier  Kulturvölker,  der  Griechen  und  der  gemtanisdi- 
romanischen  \'ölkcr,  entworfen  hat.  Folgende  Tafel  zeigt  am  besten  die  von 
Breysig  festgelegte  Stufenteilung: 
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Entwickelangntufen 


GriechenUnd'Athen 


( IUI  lu^uiisch-romanische 
Völker 


Krfihcs  Mittelalter 
Spätes  Mittelalter 
Neuere  Zeit  .  . 
Neoeete  Zeit  .  . 


Urzeit 
Altertum 


(1500?)  bis  1000 


vor  400  bis  900 
'>oo  bis  1150 
1150  bis  1494 
1494  bis  1789 
seit  1789 


bis  vor  400 


1000  bis  750 
750  bis  500 
500  bis  400 
400  bis  30 


Die  bisherige  Einteilung  der  Geschichte:  in  die  Geschichte  des  Altctüm«  (jfi*«*" 
chisch-römischc  Geschichte  etc.),  des  Mittelalters  (Geschichte  vorzugsweise 
der  germanisch-romanischen  Völker  bis  zum  Ablauf  de^  XV.  Jahrhunderts» 
und  die  neuere  Geschichte  ist  von  Breysig  verworfen  worden.  Die  Be- 
griffe Altertum,  Mittelalter,  Neuere  Zeit  sind  bei 
Breysig  nur  Bezeich  nun  g^en  für  Kulturepochen  der  Ge- 
schieht 0.  Die  Germanen  durchlebten  <^eradc  wie  die  Griechen  die  gleichen 
Knlturzrit'iltcr :  die  Kpocheii  des  Altcrtunis,  Mittelalters  etc.  Die  Griechen 
und  Germanen  standen  unter  dem  Szepter  von  Königen,  also  müssen  sie  in 
die  gleiche  Kulturstufe  hineingedrängt  werden.  Mit  diditeriscfaer  Kraft  ge« 
staltet  Professor  Breysig  den  Gedanken  des  Königtums: 

>Voti  eines  grossen  Meisters  Hand  gibt  es  ein  eindrucksreiches  Blatt,  das  dem  Ge- 
danken des  Königtums  zum  Sinnbild  werden  könnte.  Es  schildert  den  König,  nicht 
einen  König.  In  irgend  einem  steilen  Pmnke  des  Orients  sittt  der  Herr  auf  seinem 
K<)iiig<stuhl.  --tarrcnd  von  Pracht  und  Edelsteinen.  Drei  seiner  höchNti-n  T")iener 
nahen  sich  ihm.  Der  eine  neigt  sich  tief  vor  dem  Herrscher,  der  zweite  beugt  das 
Knie,  der  dritte  wirft  sich  in  den  Staub  und  berührt  mit  der  Stirn  den  Boden.  Alles 
atnu  t  herrisdien  Stolz  dort,  demütige  Untcrwür^g^t  da.« 

Nur  einem  so  übergcwaltigcn  Könif^tum  konnte  natürlich  Professor  Breysig 
eine  weltumwälzcndc,  eine  neue  grosse  Epoche  in  der  Kulturgeschichte  heraui'- 
führende  Rolle  zuschreiben.  Aber  selbst  einer  orientalischen  Despotie  wurden 
die  Kräfte  bei  der  Ausführung  von  Zyklopcntaten  erlahmt  sein,  wie  sie  Pro* 
fessor  Breysig  von  seinen  stolzen  Königen  erwartete.  Die  Züge  eines  orien- 
talischen Despoten  finden  sich  nun  nicht  im  Antlitz  des  griechischen  ßaotXs'j; 
«nd  des  merowingischcn  Königs.  Nicht  etwas  Ungeheures  kam  mit  dem  König- 
tum in  die  Welt,  mochte  auch  mancher  der  Kronenträger  ein  moralisches  Un- 
geheuer sein. 

VERGEBENS  suchen  wir  in  dem  Staate  Athen  ein  so  riesenhaftes,  die  Ge- 
schidite  des  Volkes  bestimmendes  Königtum,  wie  es  Breysig  im  Bild  geschil- 
dert hat.  Und  merkwürdig  schüchtern  spricht  Professor  Breysig  seihst  in 
seinem  grosszügigeii  ( ieschichtswerk  von  dem  griechischen  Kiinit^tume.  Die 
Grossartigkeit  der  Königsburgen  von  Tiryns  und  Alykene  lassen  nach  seiner 
Meuiung  ein  Starkes  Königtum  ^vermuten«.  Also  nur  vermuten  1  Und  seine 
Vermutung  erhalt  noch  eine  Abschwäditmg  durch  den  Satz,  den  er  in  einer 
Anmerkung  sofort  an  sie  knüpft: 

>Dass  man  diese  Monumente  ebenso  hypothetisch,  aber,  wie  es  für  die  Fernstehen- 
den scheint,  nicht  mit  dem  selben  Grade  von  Wahrscheinlichkeit  einer  nicht  helle- 
nischen Kultur,  der  der  Karier,  zuweist,  sei  hier  nur  erwähnt« 

Breysig  verweist  femer  auf  die  Schwäche  der  Monarchie  Griechenlands  in 
den  Tagen  der  Tyrannis,  weil  das  »Königttmi  so  neu  war«.    Innerhalb  der 
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eigentlichen  griechischen  (jcschichte,  deren  Schlussstcin  die  Schlacht  von  Cha- 
ronea  ist,  ist  nach  Breysig  die  Tyrannis  die  einzige  Epoche  des  absoluten  und 
einigerfnassen  modern  gearteten,  Kooigttmis.    Eine  so  wenig  gefestigte,  so 
schndl  im  Strom  der  Zeit  dahinrauschende  Einriditung,  wie  die  des  König- 
tums in  der  griechischen  Geschichte,  darf  nicht  zum  Wahrzeichen  einer  grossen 
Kulturcpoche  gemacht  werden.    Erweckt  der  Begriff  Königtum  ferner  auch 
nur  eine  blasse  Vorstellung^  von  der  Wirtschaft,  von  der  Besitzverteilung,  von 
der  ständischen  Gliederung  der  Griechen  und  Germanen  der  Altertumsstufe? 
DER  Altertumsstufe  folgt  im  Aufbau  der  Weltgeschichte  die  Mittelalterstufe. 
Als  die  Eigenart  dieser  Stufe  hebt  Brcysig  das  Vordringen  des  Adels  in  Ge- 
sellschaft und  Staat  hervor.    Aber  hrinj^  eine  derartige  farblose  Wendung 
denn  das  wirkliche  Wesen  des  griechischen  und  germanischen  Mittelalters  nur 
entfernt  zum  Ausdruck?    Gehen  wir  näher  auf  die  wirtschaftliche,  soziale  und 
politische  Struktur  Griechenland-Athens  ein,  so  entdecken  wir  geradezu  ab- 
grundige DifTerenzen  zwischen  diesem  griechisch-athenischen  Staat  tmd  dem 
germanischen  Staat  des  Mittcltalters.    Athen  ist  ein  Stadtstaat,  in  dem  bereits 
der  Erwerb  aus  Handel  und  Gewerbe  den  aus  dem  Ackerbau  überflügelte. 
Die  Geldwirtsctiaft  ist  in  Athen  in  vollem  Siegeslaufe,  in  Deutschland  bricht 
sie  erst  in  den  Städten,  die  zimt  Teil   noch  AckerhOrgerstädte  sin^  durch. 
Bäuerliche  Gemeinwirtschaft,  die  Markgenossenschaft,  herrscht  noch  in  grossen 
Gebieten  Deutschlands.    In  Deutschland  ist  der  alte  Heerbann  längst  verfallen. 
Vassallenheere  haben  die  Heere  der  freien  Bauern  ersetzt.    In  Griechenland- 
Athen  dagegen  ist  nach  Breysig  das  Prinzip  der  allgemeinen  Wehrpflicht  wohl 
nie  erstorben.    Die  reichen  Athener  versahen  den  Reiterdienst,  die  Bauern 
und  Bttfger  bildeten  das  Fussvolk.   Eine  sp^ifisch  höfisch-ritterliche  Kultur 
schlug  in  Athen  mit  seinem  streng  städtischen  Zuschnitte  aller  seiner  wirtschaft- 
lichen Verhältnisse  keine  Wurzeln.     Dfcr  Adel  wohnte  zumeist  in  der  Stndt 
und  trieb  oft  Handel  urul  Rtcdcni.    Und  vor  allem  fehlte  dem  Griechenland- 
Atlicn  die  übergewaltige  ökonomisch-politische  Organisation  der  Kirche  mit 
ihren  zahllosen  hörigen  Bauern  und  ihren  enormen  Herrschaftsmitteln  über 
die  Geister  der  ganzen  Bevölkerung.    Nimmer  Vierden  die  ökonomischen  und 
politischen  Verhältnisse  des  mittelalterlichen  naturalwirtschaftlichen  Deut';rh- 
lands  und  des  gcldwirtschaftlichen  Stadtstaates  Athen  auf  der  gleichen  Kultur- 
Stufe  Platz  linden  können!    Nach  anderen  sozialwirtschaftlichen  Merkmalen 
muss  Professor  Breysig  schon  aussdiauen,  wenn  er  bestimmte  Phasen  dier 
griediischen  imd  deutschen  Geschichte  zu  einer  Knlturstufe  vereinigen  will. 
DIE  Vernachlässigung  der  fundamentalen  Tatsachen  der  Wirtschaftsgeschichte 
bei  dem  Aufbau  der  Stufen  menschlicher  Kultur  rächt  sich  am  schwersten  in 
Breysigs  historischer  Arbeit  bei  der  Zusammenfassung  der  neuesten  griechisclien 
und  germanischen  Geschichte  zu  einer  Entwickelungsstufe  der  NeuesUn  Zeit. 
Die  griechische  Geschichte  von  400  bis  30  vor  Christus  soll  sich  in  ihren  wesent- 
lichen Erscheinungen  mit  der  germanisch-romanischen  Geschichte  nadi  1789 
decken !    Gewiss,  wenn  man  aus  der  modernen  Geschichte  mit  einem  zyklo- 
pischen Fusstritt  hinausstösst :  die  Dampfmaschine,  die  Werkzeugmaschine,  das 
Kiesendampfschiif,  die  Schiesswaiie,  die  Schnellpresse,  wenn  man  an  die  Steile 
rechtloser,  politisch  und  ökonomisch  einflussloser  Sklaven  moderne,  unter  dem 
allgemeinen  direkten  Wahlrecht  für  ihre  volle  ökonomische  und  soziale  Gleich- 
berechtiguqg  künpfende  Lohnarbeiter  setzt  I   Die  freien  athoiisdien  Bäi^;er 
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waren  Sklavenhalter  oder  mit  Staatageldem  gespeiste  Parasiten,  die  Richter* 
solde  und  Theatersolde  erhielten;  die  deutschen  Bürger  sind  in  ihrer  überwälti- 
genden Mehrzahl  schwer  schaffende,  vom  Staat  unabliäng^ige  Arbeiter  —  .\r- 
beiter  im  engeren  und  weiteren  Sinne  des  Wortes.  Von  der  Sklavenhalter- 
republik Athen  in  den  Tagen  der  griechischen  Neuzeit  schreibt  einmal  Breysig: 

»Es  gab  in  Atiten  sehr  viele  Reffierungsgescidfte  xn  ertedisren;  es  war  mdit  mehr 

der  alte  enge  Tern'torialstaat.  sondern  der  Bund,  den  Athen  mit  einer  j^o^scti  An- 
zahl überseeischer  kleiner  Geroeinwesen  geschlossen  hatte,  wurde  tatsächlidi  von  hier 
aus  beherrscht  Die  Demokratie  war  sdtr  glücklich  über  die  grosse  Menge  voo 
neuen  Stellen,  die  aus  diesem  Anla'^s  K<-"^>^"bafTcn  werden  miiN-teii.  Aristoteles  rechnet 
aus,  dass  der  gesamte  Apparat  über  aoooo  Männer  ernährt  habe,  und  dass  ins- 
besondere der  Btmd  allein  700  Beamtenstdlcn  erfordert  habe^ 

DIE  Kultur  Athens  blieb  immer  eine  ausschliessliche  Herrenkultur.   Erst  mit 

der  Einstellung  der  Naturkrafte  in  den  Dienst  des  Menschen  zur  Produktion 
der  Bedürfnismittel  seiner  materiellen  \\n<\  crei>;tii;en  Kultur  wird  die  Not- 
wendigkeit einer  mir  physich  arbeitenden,  dicnciKlen  Klasse  beseitig-t.  Seihst 
in  unserer  kapitalistischen  Zeit  nimmt  der  Anteil  der  arbeitenden  Klasse  an 
der  geistigen  Kultur  schon  gigantische  Dimensionen  an.  Eine  winzige  Arbeiter» 
bibhothek  enthält  heute  mitunter  mehr  Lesestoff,  als  die  Bttchersammlung  eines 
reichen  Mannes  in  den  Tagen  vor  der  Erfindung  des  Buchdrucks.  Und  heute 
c:ewinnt  die  Kunst  in  zahllosen  billigen  Kunstblättern  wirklich  erst  Lehen  in 
den  arbeitenden  Massen.  Hand  in  liand  mit  dem  Siegeszug  der  selbsttätigen 
Maschine  g^t  der  Triunq>h  der  ökonomisdien  und  politischen  Gleichberech- 
tigungsidee, und  es  arbeitet  sich  im  G^ensatz  zu  der  Nurherrenkultur  der 
griechischen  Neuzeit  eine  wirkliche  MassenkuHur  empor,  die  nicht  mehr  zur 
Grtmdlage  die  Sklavendienste  menschlicher,  sondern  eiserner  Muskeln  und 
Nerven  hat.  Die  alte  und  die  neue  europäische  En  t  Wicke- 
lung weist  eben  —  was  Professor  Breysig  bestreitet  —  gewaltige 
Richtungsunterschiede  auf.  Und  diesen  Richtungsunterschied  sah 
Breysig  nicht,  weil  er  das  grosse  schöpferische  ökonomische  Moment  bei  seinem 
Aufbau  der  Kulturstufen  der  W'eltgescliichte  nicht  berücksichtigte.  Unter  dem 
Einfluss  einer  gar  zu  einseitigen  newertnng  staatlicher  Strömungen  glaubt  er 
in  dein  lärmenden,  grosstuerischcn  und  dennoch  nur  die  Oberfläche  der 
Gesellschaft  leise  streifenden  Imperialismus  der  spätgriediischen  und  der 
neuesten  germanisch-romanischen  Zeit  das  charakteristische  Merkmal  erf.Lsst 
zu  haben,  utn  beide  Epochen  auf  die  gleiche  Kulturstufe  stellen  zu  können  l  ud 
blind  blieb  er  leider  für  die  wirkliche,  das  Innere  der  ( iesellsclinft  erscluiitcrnde 
Revolution  in  unserer  technisch-ökonomischen  und  sozialen  Kulturwcll,  für  eine 
RevDluti(Mi,  die  in  der  Tat  der  Menschengeschichte  eine  ganz  neue,  dem  Grie- 
chen- und  Romertum  v^lig  unbekannte  Riditung  geben  und  nidit  das  achon 
einmal  Dagewesene  wiederholen  wird. 

DER  Breysigsche  Grundge<lanke  eines  Stufcnbancs  der  Wellie  schichic  enthält 
in  sich  entschieden  eine  gewaltige  Zeugungskraft  —  aber  in  der  wissenschaft- 
lichen Werkstatt  unseres  Historikers  erzeugte  er  zunächst  eine  Fehlgeburt, 
allerdings  eine  Fdilgeburt,  die  bereits  auf  nachfolgende  kraftstrotzende,  lebeoa* 
fähige  Geisteskinder  deutet 
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AUGUST  ERDMANN  •  SOZIALDEMOKRATIE  UND  RE- 
LIGION 

NNEKIIALB  der  deutschen  Sozialdemokratie  ist  die  Frage  nach 
der  Stellung  der  Partei  zur  Religion  immer  umstritten  gewesen.  Im 
Lisenacher  Programm  hless  es  tmter  den  nächsten  Forderungen 

der  sozialdemokratischen  Arbeitei  partei :  »Trennung  der  Kirche  vom 

Staat,  und  Trennung  der  Schule  von  der  Kirche.«  Ohne  Debatte 
war  dieser  i  unki  nach  der  Fassung  des  Entwurfes  in  das  Programm  aut« 
genonunen  worden. 

IM  Laufe  der  folgenden  Jahre  erfuhr  diese  Forderung  vielfache  Anfechtungen. 
Auf  dem  Kongress  der  Partei  in  Koburg  /1874/  beantragte  Dietzgen 
als  Mitgrlied  der  Kommisston  zur  Prüfung  des  Parteiprogramms  folgende 

Fassung ; 

»Die  Religion  hat  ebenM>wenig  Anspruch  auf  Staat&schutz,  wie  irgend  eine  andere 
tbeoretisciie  Kaprize.  Dagegen  soll  uns  die  Pflege  der  Volksschule,  der  wir  alle 
offetnticlicn    sogenannten    höheren  BiUungsanstalten  beizählen,    besonders  an- 

gelegen  sein.« 

Der  Antrag  kam,  da  die  Abänderung  des  Programms  bis  zum  nächsten  Kon- 
gress vertagt  wurde,  nicht  zur  Verhandhuig.  Der  dem  Einigungskongress  in 
Gotha  /1875/  vorgelegte  Programmentwurf  fasste  das  Verhältnis  der 

Sozialdeanokratie  zur  Religion  in  dem  einem  Wort  Gevnsscnsfreihett  zu- 
sammen. Von  den  Leipziger  Genossen  lag  ein  Antrag  vor,  die  Forderung  der 
allgemeinen  Schulpliicht  zu  ergänzen  durch  den  Zusatz  religionslose  Schulen, 
weiter  unter  den  die  geistigen  und  sittlichen  Grundlagen  des  Staates  betreffen- 
den Forderungen  den  Satz  Erklärung  der  Religion  sur  Privatsache  auf- 
zunehmen. In  der  Debatte  beantragte  Bebel  die  Wiederaufnahme  der  For- 
derung des  Eiscnachcr  Programms  auf  Trennung  der  Kirche  von  Schule  und 
Staat.  Liebknecht  wandte  sich  gegen  Bebel  und  sprach  sich  für  den 
Satz  Erklärung  der  Religion  sur  Privatsache  aus.  In  dieser  Fassung  wurde 
dann  audi  die  Stellung  der  Partei  zur  Religion  im  Godiaer  Programm  fest' 
gelegt. 

AUF  dem  Parteitag  in  Halle  /1890/  kam  Liebknecht  in  seiner  Rede  über  die 
Revision  des  Programms  auch  auf  die  Religionsfrage  zu  sprechen.  Er  meinte, 
der  betreffende  Satz  des  Gothaer  r'rogramms  sei  ein  kritischer,  viel  um- 
strittener Punkt;  er  wolle  nicht  sagen,  dass  der  Ausdruck  Erklärung  der 
Religion  zur  Privaisache  absolut  fehlerlos  sei,  aber  er  müsse  erklären,  einen 
vernünftigeren,  praktischeren  Satz  hätten  wir  nicht  unter  allen  unseren 
praktischen  Forderungen.  Liebknecht  begründete  das  damit,  dass  er  durch  die 
richtige  Erklärung  dieses  Satzes  in  katholischen  Gegenden  zahlreiche  Stinnnen 
erlangt  habe  von  Leuten,  die  heute  noch  sozialdemokratisch  stimmen,  die  aber 
durch  einen  Angriff  auf  die  Rdigion  uns  entfremdet  worden  waren.  Lieb- 
knecht hielt  die  Wiederaufnahme  der  Forderung  Trennung  der  Kirche  von 
Schule  und  Staat  für  einen  Rückschritt;  die  Erklärung  der  Religion  zur 
Privatsache  trenne  von  selber  die  Kirche  von  dem  Staate,  und  die  allgemeine 
und  gleidie  Erziehtmg  durch  den  Staat  schliesse  selbstverständlich  die  Tren- 
nung der  Kirdie  von  der  Schule  mit  «n. 
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DENNOCH  erfuhr  die  programmatische  Fassung  unseres  Verhältnisses  zur  i 
Rdigion  auf  dem  Parteitag  in  Erfurt  /1891/  eine  wesentliche  Erweiterung.  | 
In  dem  dem  Parteitag  vorgelegten  Programmentwurf  des  Vorstandes  hiess  e»  I 

unter  Punkt  5: 

»Abschaffung  aller  Aufwendungen  aus  öffcntlicben  Mitteln  zu  kirchlichen  und  reli- 
giösen Zwedcen.    Die  kirchlidien  und  rdigiSeen  Gemeinschaften  snd  als  Privat- 

Vereinigungen  zu  betrachten.« 

Dazu  kam  dann  noch  der  erste  Satz  IVeltlichkeit  der  Schule  aus  Punkt  6. 
Der  Programmentwurf  der  Redaktion  der  Neuen  Zeit  verlangte: 
»Abschaffung  aller  Aufwendungen  ans  Sffentlichen  Mitteln  an  IdrcihliciMn  und  idi- 

giösen  Zwecken.  Die  Religion  ist  Privatsache.  Die  kirchlichen  und  religiösen  Gc-  | 
meinschaften  sind  als  Privat  Vereinigungen  zu  betrachten.« 

und  ebenfalls  unter  Punkt  6  Weltlichkeit  der  SchuU.   An  Anträgen  lagen  vor: 
Genossen  von  Stuttgart:  den  Punkt  5  zu  streichen. 

Genossen  von  Bromberg  und  Tuttlingen:  den  alten  Prognunmsata  Er- 
klärung der  Religion  zur  Privatsache  beizubehalten. 

Genosse  S  t  a  d  t  h  a  g  e  n :  den  Zusatz  Trennung  der  Kirche  vom  Staat  und  BrkA- 
rung  der  Religion  zur  Privatsache  zu  machen. 

Genosse  von  Voll  mar:  folgende  Fassung  zu  wählen :  »Erklärung  der  Reiigioa 
aor  Privatsache.  Abschaffung  aller  Aufwoadungen  aus  öffentlichen  Mitteln  n 
kirchlichen  Zwecken.  Die  religiösen  Gemeinschaften  sind  als  private  Vct«inignngca 
zu  betrachten,  die  ihre  Angelegenheiten  vollkommen  selbständig  ordnen.« 
Die  endgültige  Formulienmg  unserer  Stellung  zur  Religion,  wie  sit  im  Erfurter 
Progranun  Aufnahme  gefunden  hat,  schliesst  sich  dem  \'orschlage  Voüniars 
an.  nur  dass  an  Stelle  der  Worte  kirchliche  Zivecke  und  rcli^^iösc  Gemeinschaften 
gesetzt  wurde  kirclUiche  und  religiöse  Zwecke  und  kirchliche  und  religiöse 
Gemeinschaften. 

WIE  man  sieht,  ist  der  programmatische  Atisdruck  unsenes  Verhältnisses 
zur  Rdigion  grossen  S'chwicrigkcten  begegnet,  und  auch  die  Fassung  im  Er^ 

furter  Programm  hat,  wie  Liebknecht  im  Namen  der  IVogrammkonimission 
erklärte,  manches  Kopfzerbrechen  verursacht.  Auch  die  jetzige  Fassung  hat 
wohl  nie  allgemein  befriedigt;  auch  sie  ist  manchen  Anfechtungen  ausgesetzt 
gewesen,  und  meines  Erachtens  wird^  wenn  das  Erfurter  Programm  einer 
Kevisioa  unterzogen  wird,  unter  den  revisionsbedürftigen  Fw^erungen  der 
Punkt  6,  die  Stellung  der  Sozialdemolmtie  zur  Religion,  nicht  fehlen.  Ich 
hoffe,  in  den  folgenden  Iktrachtungen  einige  nützliche  Fingerzeige  zur  besseren 
Formulierimg  der  wichtigen  Frage  zu  geben. 

XXX 
WIR  fordern  in  Punkt  4  unseres  Programms  »Absdiaffnng  aller  Gesetze,  die 

die  freie  Meinungsäusserung  und  das  Recht  der  \'ereinigung  und  Versamra- 
hin'^  cinschr:inken  oder  unterdrückcnc.  Da  diese  ]-"orderung  ohne  Ausnahme 
erhoben  wird  und  für  jedwede  Aleinung,  \'ersammlung  und  Vereinigung  gilt, 
so  wäre  mit  ihrer  ErfiiUung  auch  der  religiösen  Freiheit  des  einzelnen,  wie 
der  Gemeinschaft,  die  weitestgehende  Garantie  gegeben. 
JEDER  einzelne  darf  glauben,  was  er  will,  und  seinen  Glauben  betätigen,  wie 
er  will,  wie  das  —  selbstvcnständlich  alles  in  den  Grenzen  der  gesetzlichen 
Ordnung  —  auch  der  Gemeinschaft  gestattet  ist.  Bezüglich  des  Masses  an 
Rechten  und  Freiheiten  in  Glaubenssachen  hat  niemand,  der  diese  Forderung 
unseres  Progranmies  kennt,  das  Recht,  der  Sozialdemcrfcratie  einen  Maagd  an 
Toleranz  vorzuwerfen.  In  dieser  Beziehung  ist  die  Sozialdemokratie  zuver- 
lässiger, als  irgend  eine  Partei  und  irgend  eine  Kirche. 
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NUN  verlangt  aber  die  Kirche  nicht  nur  Duldung  ihres  Glaubens  und  ihres 
Kultes,  was  wir  ihr  gerne  zugestehen,  sondern  sie  verlangt  Vorrichte  von 
einer  Art  und  in  einon  Masse,  die  wir  ihr  verweigern  müssen  —  auf  Grund 

unserer  Toleranz.  Und  es  bleibt  nicht  bdm  Verlangen;  der  Staat  gewährt 
der  Kirche  diese  bevorrechtete  Stellung,  er  stellt  sich  in  ihren  Dienst,  stattet 
sie  mit  öfTentlichen  Mitteln  aus  —  im  Widerspruch  mit  der  Toleranz,  mit 
tler  Gleichberechtigung,  worauf  die  Andersgläubigen  und  Unkirchlichen  An- 
spmch  haben. 

WIR  fordern  Toleranz  für  die  Gläubigen,  wie  f&r  die  Uugläubigen;  und  nicht 
nur  Duldung  verlangen  wir,  sondern  auch  gleiches  Recht  für  die  Bekenner 

jeder  Religion,  so  gut,  wie  für  die  Religionslosen.  Dazu  ist  es  nötig,  dass 
der  Staat  sich  selber  als  religionslos  erkK-irt.  dass  er  sich  entliält  jeder  Ein- 
mischung in  die  Glaubenssachen  des  einzelnen,  der  ihm  Staatsbürger  und 
nichts  anderes  sein  soll,  wie  der  Religionsgemeinschaft,  die  ihm  gegenüber 
keine  anderen  Rechte  haben  darf,  wie  jede  private  Verainigang.  Jeder 
Gläubige  hat  das  Recht,  seinen  Glauben  zu  äussern  und  zu  betätigen  nach  Be- 
lieben, aber  er  hat  kein  Recht,  vom  Staate  seines  Glaubens  wegen  bevorzugt  zu 
werden  vor  dem  Ungläubigen:  der  Staat  soll  nur  gleichberechtigte  Staats- 
bürger kennen.  Ebenso  hat  jede  rdigiSse  Gemdnachaft  die  Rechte,  die  jeder 
privaten  Vereinigung  ztikonunen,  aber  auch  nicht  mehr  Rechte.  Die  Bevor- 
zugung  einer  Glaubensgemeinschaft  vor  den  anderen  durch  den  Staat  ist  ebenso 
zu  verwerfen,  wie  die  Gewährung  öffentlicher  Mittel  zu  religiösen  o<ler 
«kirchlichen  Zwecken;  denn  es  könnte  nur  geschehen  auf  Kosten  und  zum 
Schaden  derer,  die  keiner  oder  einer  anderen  Religionsgemeinschaft  angehören. 
DIE  F(Mderungen,  die  unser  Programm  hinsichtlich  Religion  und  Kirche  auf- 
stellt, sind  also  die  notwendigen  Folgerungen  der  staatsböriperlichen  Freiheit 
und  Gleichberechtigung.  Ihrem  Sinne  und  Zwecke  nach  hat  gewiss  nicmaiul 
in  der  Partei  an  diesen  Fordenmgen  etwas  auszusetzen,  nur  scheint  mir  ihre 
Formulierung  aus  mehr  als  einem  Grunde  der  Verbesserung  bedürftig  zu 
sein.  Ich  würde  vorschlagen,  den  Punkt  6  unseres  Parteiprogrammes  wie 
folgt  zu  fassen: 

»Weltlichkcit  des  Gemeinwesens,  seiner  Einrichtungen  und  Ver.mstaltunRcn ;  die 
religiösen  Gemeinschaften  haben  die  Rechte  und  Pllichien  privater  Vereinigungen.« 

Das  scheint  mir  die  einfachste  und  deutlichste  Fassung  unserer  bezüglich  der 
Religi«»  und  der  Kirche  zu  stellenden  Forderungen  zu  sein,  wobei  —  und 
darauf  l^[e  ich  den  Hauptwert  —  missverständliche  und  überflüssige  Wen- 
dungen vermieden  sind,  wie  sie  sidi  im  bisherigen  Wortlaut  des  Punktes  6 

unseres  Programms  linden. 

ERKLÄRUNG  der  Religion  zur  Privatsache!  Als  Forderung  an  den  Staat 
kann  der  Satz  nur  den  Sinn  haben:  i.  Freiheit  der  religiösen  Meinung  und 
Betätigung,  2.  der  Staat  als  solcher  hat  mit  der  Religion  nichts  zu  tun. 
>]ACHD£M  in  Punkt  4  unseres  Programms  die  Abschaffung  aller  die  Freiheit 
der  Meinungsäusserung,  der  Vereinigung  und  Versammlung  einschränkenden 
Gesetze  gefordert  ist,  halte  ich  es  nicht  für  nötig,  noch  besonders  die  Freiheit 
in  Glaubenssachen  zu  betonen.  Dagegen  muss  Wert  gelegt  werden  auf  die  ent- 
schiettenste  Parteilosigkeit  da'  Staates  gegenüber  Religion  und  Kirche.  Damit 
ist  gesagt,  dass  die  Religion  Sache  des  einzdnen  ist  (Privatsache),  dass  der 
Staat  weder  sich  sdber  auf  eine  bestimmte  Religioo  festlegen  soll  (christlicher 
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Staat),  noch  eine  Reltgionsgemetnachaft  begünstigen  oder  benachtdlgen  dart; 
er  hat  auch  kein  Recht,  einen  Bürger  nach  seineni  Glattben  zn  fragen,  bei  Amts- 
handlungen (Eid)  religiöse  Formeln  und  Gebräuche  anzuwenden  u.  s.  w.  Und 
was  für  den  Staat  j^lt,  findet  selbstverständlich  auch  Anwendung  auf  die  Ge« 

mcindc  und  jedes  andere  Gemeinwesen. 

ICH  werde  nachher  weiter  ausführen,  weshalb  ich  Wert  darauf  lege,  den  Satz 
,  Erklärung  der  ReUgion  sur  Privatsache  aus  unserem  Prc^;ramm  auszusdialten. 

Es  geschieht  der  missverständlichen  Nebenbedeutung  wegen.  Sein  berech- 
tigter Ki  rn  soll  erhalten  l)lcihon.  und  ich  glaube  ihn  in  dem  Satze  IVeltlichkeit 
des  Gemeinwesens,  seiner  Binrichtungen  und  Veranst(Utiingen  herausgeschält 
zu  haben. 

DIE  bdden  anderen  Sätze  des  Punktes  6  lauten  jetzt: 

»Abschaffunff  aller  Aufwendungen  aus  öflFentlichen  Mitteln  zu  kirclilichen  und  reli- 
giösen Zwecken;  die  kirchlichen  und  religiösen  Gemeinschaften  sind  als  private  Ver- 
einigungen zu  betrachten,  die  ihre  Angelegenheiten  vollständig  selbständig  ordnen.* 

Sie  können  meines  Erachtens,  ohne  an  ihrem  Sinn  dnzubussen,  eine  kürzere 
Fasstmg  erfahren.  Der  Kern-  und  Hauptgedanke  dieser  Forderungen  ist  die 
Eigenschaft  der  rehgiösen  Gemeinschaft  als  private  Vereinigung.  Steht  diese 
Eigenschaft  fest,  dann  ist  das  übrige  von  selber  gegeben.  Den  Zusatz  die  ihre 
Angelegenheiten  vollkommen  selbständig  ordnen  halte  ich  für  überflüssig,  da 
die  religiösen  Gemeinschaften  als  private  Vereinigungen  selbstverständlich  mit 
diesen  das  Recht  teilen,  ihre  Angdegenheiten  selbständig  zu  ordnen.  Die  be« 
sondere  Hervorhebung  dieses  Rechtes  könnte  es  als  ein  Vorrecht  erscheinen 
lassen.  Liebknecht  hat  in  Erfurt  diesen  Zusatz  mit  der  Absicht  begründet, 
die  Katholiken  c!arül)er  zu  beruhigen,  als  ob  wir  sie  vorgewaltitifen  wollten. 
Meines  Erachtens  gehören  derartige  taktische  Erwägungen  nicht  in  ein  Pro- 
gramm, dessen  Vorzug  die  knappe  Kürze  sein  scdl,  abgesehen  davon,  dass 
wir  von  einem  derartigen  Verdacht  genügend  durch  den  vorgängigen  Punkt  4 
unseres  Programms  (Meinungs-,  \'^ersammlungs-  und  Vereinigungsfreiheit) 
geschützt  sind  —  wenn  es  überhaupt  möglich  ist,  uns  vor  den  Verdächtigungen 
unserer  Gegner  durch  Programmerklärungen  zu  schützen.  Sind  die  reli- 
giösen Gemdnschaften  private  Vereinigungen  mit  deren  Rediten  und  Pfliditen, 
dann  hört  es  von  selber  auf,  dass  öffentliche  Mittel  für  sie  aufgewendet  werden 
tmd  der  Staat  für  sie  den  Steuereintreiber  macht,  wie  das  ebenso  wenig  für 
andere  private  Vereinigungen  geschieht.  Die  Zusammenstellung  kirchli<rhe  und 
rcHgwSi'  Gemeinschaften  halte  ich  für  überflüssig.  Liebknecht  sagte  in  Erfurt, 
man  habe  das  Wort  religiöse  noch  hinzugefügt,  »weil  es  Gemeinschatten  gibt, 
die  religiöser  Natur  sind,  ohne  kirchlich  zu  sein,  und  auch  da  soll  aus  öffent- 
lichen Mitteln  keine  Zuwendung  erfotgenc.  Gewiss  gibt  es  religiöse  Gemein- 
schaften, die  nicht  kirchlich  sind,  aber  es  gibt  keine  kirchlichen  Gemeinschaften, 
die  nicht  religiös  sind;  und  deslialb  ist  der  Ausdruck  religiöse  Gemeinschaften, 
der  auch  die  kirchlichen  umfasst,  genügend. 

XXX 
ICR  halte  mit  der  Erfüllung  der  Forderung,  dass  die  religiöse  Gemeinschaft 
(Kirche)  als  private  Vereinigung  zu  betrachten  ist,  und  der  Staat  sich  jeder 

Einmischung  in  Glaubenssachen  zu  entboten  hat  —  wozu  dann  die  Weltlichkeit 

der  Schule  kommt  — ,  unser  Verhältnis  zur  Religion,  soweit  es  auf  gesetzliche 
Massnahmen  ankommt,  für  vollkommen  geregelt.    Vor  allem  kommt  es  mir 
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•darauf  an,  einen  Satz  aus  unserem  Programm  auszuschalten,  dessen  berech- 
tigter Sinn  iTi  anderer  Form  erhalten  und  klarer  ausgedrückt  werden  kann, 
•dessen  missverständiche  Nebenbedeutung  aber  unter  allen  Umständen  vermieden 
woden  sollte,  da  sie  daxu  dient,  unscie  Stelltuv  zwr  Religion  und  zur  Kirche 
mdi  einer  widitigen  Seite  hin  zu  versdileiern. 

WAS  wir  vom  Staate  verlangen :  dass  er  religiös  parteilos  sei,  dass  er  keinen 
Bürger  wegen  seines  Glaubens  bevorzuge  oder  benachteilige,  sind  wir  auch  als 
Partei  zu  erfüllen  genötigt.  Die  Sozialdemokratie  als  Partei  hat  keine  Reli- 
gion; sie  fragt  auch  keinen,  der  sich  in  ihre  Reihen  stellen  will,  nach  seinem 
<jlauben,  sie  wertet  ihn  nur  als  Mitkämpfer  für  die  Verwirklichung  unserer 
Forderungen  imd  Ziele.  Und  wie  die  religiöse  Überzeugung  des  einzelnen,  so 
-achten  wir  auch  die  Freiheit  des  Glaubens  und  des  Kults  der  (^meinschaft. 
Aber  es  hiesse  wider  che  Fhrlichkeit  und  das  Parteiinteresse  handeln,  wollten 
wir  der  Anschauung  Vorschub  leisten,  als  ob  es  uns  gleichgültig  sein  könnte, 
welche  Ifecht  Rdtgion  und  Kirdie  im  Volke  haben»  wie  das  durch  die  miss- 
Yerständliche,  aber  durch  die  unglückliche  Form  b^eifKche  Deutung  des 
Satzes  Erklärung  der  Religion  zur  Privatsache  geschieht.  Bekennen  wir  es 
•offen:  Wir  werden  nichts  tun,  um  jemand  in  seiner  religiösen  ("'berzeugimg 
iu  vergewaltigen  oder  ihm  den  Eintritt  in  unsere  Reihen  erschweren,  aber 
wir  müssen  und  werden  alles  tun,  um  die  Macht  der  Kirche,  die  alte  und  mäch- 
tige Feindin  der  Freiheit,  zu  bredien,und  die  religiöse  Befangenheit,  das  stärkste 
aller  Hindernisse  auf  der  Bahn  des  Fortschrittes,  aus  den  Köpfen  der  Masse 
T\x  verscheuchen.  In  diesem  Sinne  ist  uns  die  Religion  nicht  Privatsache, 
und  wir  sollten  einen  Satz  nicht  länger  konservieren,  der  zu  missverständlichen 
Auffassungen  über  unsere  Stellung  zu  Kirche  und  Religion  Anlass  geben  kann. 
WIR  brauchen  uns  des  Gegensatzes  zu  Rdigimi  und  Kirche  und  des  Bekennt- 
tiisses,  dass  wir  diesen  Gq^eosatz  känqifend  betätigen  werden,  umso  weniger 
^  schämen,  als  wir  —  zum  Unterschied  von  unseren  ausnahmegesetzlüsternen 
und  unduldsamen  Gegnern  —  den  Kampf  mit  den  lauternsten  Mitteln  des 
Rechtes,  einzig  durch  Aufklärung  und  Verbreitung  des  Wissens,  führen  werden, 
.als  wir  tms  bewusst  sind,  unsere  Gegner  dadurch  am  wirksamsten  zu  bekämpfen, 
dass  wir  die  Grundsätze  der  Toleranz,  der  Meinungsfireiheit  tmd  der  Gleidi- 
"berechtigung  ins  Feld  führen  und  sie  zwingen,  entweder  unseren  Standpunkt 
als  berechtigt  anzuerkennen  o<lcr  die  Grundsätze  von  Wahrheit,  Freiheit  und 
Recht  zu  verleugnen.  Im  Kampfe  gegen  die  Macht  der  Kirche,  der  S"-'" 
bietenden  Trägerin  der  Religion,  ist  unsere  Forderung,  dass  die  religiösen 
Gemeinschaften  bezüglich  ihrer  Rechte  und  Pflichten  privaten  Verdni- 
.gungen  gleichzuachten  seien,  die  wichtigste  Waffe.  Windhorst  hat  einmal, 
in  der  Zeit  des  seligen  Kulturkampfes,  sich  —  allerdings  in  hypothetischer 
Form  —  für  die  Trennung  von  Staat  und  Kirche  ausgesprochen.  Heute  wird 
es  keinem  Klerikalen  mehr  einfallen,  auch  nur  bedingungsweise  einen  solchen 
•Gedanken  zu  äussern.  Die  Herren  der  Kirche  und  ihre  politisdien  Sachwalter 
wissen,  was  sie  dem  Bündnis  von  Staat  und  Kirdie  zu  danken  haben,  und 
unsere  Staatsmänner  wissen  es  auch,  wie  nutzbringend  für  beide  Tdle  die 
heilige  Allianz  von  Thron  und  Altar  ist. 

IN  den  tust  arisch- polittsclicn  Blättern,  den  bekannten  durch  Görrcs'  Namen 
geweihten  gelben  Heften,  findet  sich  im  Jahrgang  1848  ein  Bief  von  Adolphe 
Thiers  an  einen  Deputierten.   Die  genannte  Zdtsdirift  veroffentHdit  den 
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Brief  unter  der  Oberschrift  Kabittiüt stück  und  bczciidinet  das  Schreiben  als 
höchst  beachtenswert.  Es  heisst  darin: 

tVon  jeher  war  ich  der  MdimniTf  c^ne  positive  ReHgion,  ein  Kultus,  dn  Kien»  ad» 
notwendig,  und  das  Älteste,  was  man  hier\'on  besitze,  sei  das  Beachtenswerteste  und 
auch  das  Beste.  Jetzt  aber,  da  alle  sozialen  Ideen  auf  den  Kopf  gestellt  sind  und 
man  jedem  Dorf  seinen  Phalanstericr  zum  Schulmeister  geben  möchte,  betrachte  ich 
den  Pfarrer  als  den  unerl.ässlichen  Berichtiger  der  Ansichten  des 
Volkes,  der  es  wenigstens  im  Namen  Christi  lehrt,  dass  Leiden  allen  Stau- 
den notwendig,  dass  sie  die  Bedingung  des  Lebens  sdcn,  und  daac» 
wenn  den  Armen  das  Fieber  befällt,  nicht  die  Reichen  es  seien,  die  es  ihm  sciiicken. 
Ohne  Besoldung  halt  sich  kein  Klerus.  Darüber  sind  viele  Katho- 
liken im  Irrtum  und  meinen,  mit  dem  Verzicht  auf  die  Besoldung  würden  sie  von» 
Staate  frei  werden.  Der  Klerus  würde  bloss  der  Mühe  enthoben,  sein  Geld  vom 
Staate  zu  beziehen,  das  aber  wäre  alles.  Er  käme  unter  ein  eisernes  Joch,  wie  wir 
insgesamt,  imd  in  seiner  erschwerten  Knechtschaft  würde  er  im  Elend  ver- 
gehen. Sei  man  überzeugt,  dass  in  neun  2^hnteilen  Frankreichs  die  Priester 
Htmgers  ster1)cii  wärden. .  .  .« 

Thiers  spridit  sich  in  dem  Sdirdben  dann  wdter  gegen  das  staatliclie  Unter« 

richtsmonopol  aus:  er  fordert  die  Lefarfrdheit,  des  kirchlidien  Einflusses  auf 

die  Schule  weisen.    Der  Brief  schlicsst: 

•Jed^falls  wiederhole  ich«  dass  ich  den  Unterricht  durch  den  Klerus, 
dem  idi  verschiedener  Grunde  willen  niemals  hold  war,  gegenwärtig  demjenigen,  der 

uns  bereitet  w.ir.  weit  vorziehen  würde  .  .  .  Ich  bin  immer  noch  derjenige, 
der  ich  war.  Aber  ich  richte  meinen  Hass  und  meine  Wider.standswärme  nach  der- 
jenigen Seite,  auf  der  gegenwärtig  der  feind  stdit  Dieser  Pdnd  ist  die  Dema- 
gogie; ihm  möchte  ich  nicht  die  letzten  Reste  der  gesel  Ischaf  t* 
lichen  Ordnung,  die  katholische  Anstalt  überliefern.« 

»So  spricht  Herr  Thiers  und  bewährt  sich  damit  als  praktischer  Staatsmann, 
der  doch  etwas  mehr  wert  ist,  als  ein  blosser  radikaler  ZerwGhlerc,  fugt  die  Re- 
daktion der  Historisch-politischen  Blätter  hinzu,  in  der  Erkenntnis,  dass  mit 

dieser  staatsmännischen  OfFenbarung^.  worin  das  (k-hcimnis  der  gegenseitigen 
Zuncip:ung  von  Staat  und  Kirche  littet,  dtiii  Kicrikalismus  aus  der  Seele  ge- 
sjjrochcn  ist.  Die  Staatsmänner  von  lieute  werden  Herrn  Thiers  ebenso  be- 
leitwillig  zustimmen,  wie  alle  um  den  Bestand  der  herrschenden  Ordnung  be- 
solden Seelen.  Damals  nannte  man  den  Gegner,  dem  sich  Staat  und  Kirche 
entgegenzustellen  hatten,  Demagogie,  heute  heisst  der  gemeinsame  Feind  Sasial- 
dcmokratie. 

WIR  haben  gar  keinen  Anlass,  ein  Hehl  daraus  zu  raachen,  dass  die  Sozial- 
demokratie der  Kirche  —  ob  katholisch  oder  evangdisch  —  fdndlich  gegen- 
übersteht, und  dass  wir  unsere  Forderungen  mit  besonderer  Entachiedenhdt 
deshalb  stellen,  weil  wir  wissen,  dass  wir  damit  die  Macht  der  Kirche  brechen 
werden.  Wir  strhcti  der  Kirche  feindlich  fjcpfcnübcr,  weil  wir  der  bestehenden 
( iescliscliaftsordming,  die  in  (k  r  Kirche  eine  ihrer  stärksten  Stützen  findet, 
feindlich  gcgenübersiehen.  Wir  brauchen  das  nicht  einmal  bedingungsweise- 
zuzugeben, indem  wir  sagen:  wir  bekämpfen  die  Kirche,  solange  de  auf  der 
Seite  der  Herrschenden  stdit,  solange  sie  sich  als  Kulturhindemis  erweist  Die 
Zdt,  wo  die  Kirche  eine  Kulturroacht,  wo  sie  der  Träger  des  wirtschaftlichen 
und  geistigen  Fortschrittes  war.  diese  "Zeit  ist  längst  und  endgültig  vorüber. 
Die  Kirche  ist  in  einen  unüberwindlichen  Gegensatz  mit  der  BUitwickelung  ge- 
raten; reaktionär  an  sich,  hält  sie  sich  auch  nur  im  Bunde  mit  der  Reaktion. 
Die  Kirche  ist  beute  das,  was  sie  ist,  nur  durch  die  Gunst  des  Staates,  das  bdast 
der  herrschenden  Klasse,  die  wiederum  «ch  der  Kirdie  als  ihres  Hdfers  zur 
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Niederhaltung  der  Masse  bedient.  Und  dieses  Schutz-  und  Trutzbändnis  wird 
tumo  inniger  werden,  je  mehr  Kirche  und  Bourgeoisie  in  ihrer  Stellung  be- 

■droht  werden  durch  d'c  wachsende  Sozialdemc^ratie,  durch  die  zunehmende 
Aufklärung  und  Selbständigkeit  der  Masse.  Der  Kirche  stehen  wir  nicht  nur 
als  Sozialdemokraten  feindlich  gegenüber,  nicht  nur,  weil  wir  in  ihr  ein  Hin- 
•demis  auf  dem  zu  unserem  Ziele  sehen,  sondern  weil  sie,  trota  aller  An- 
passungsfähigkeit, ist  und  sein  wird  ein  Hindernis  für  jeden  Fortschritt  poli- 
tischer, geistiger  und  sittlicher  Art.  Das  Prinzip  der  Unterordnung  des  Intel- 
lekts unter  die  .Autorität  des  Dogmas,  ohne  das  eine  Kirche  nicht  denkbar  ist, 
verträgt  sich  nicht  mit  der  Freiheit  des  Denkens,  der  Grundbedingung  allen 
Fortsdiritts.  Wenn  das  Bfii^iertum  die  Aufgabe,  die  ihm  seine  V<Mrlämpfer 
Jtagewtesen  haben,  ernst  auffasste,  wenn  es  wirklich  der  Träger  des  geistigen 
Fortschritts,  der  Hort  der  Wissenschaft  und  freien  Forschung  wäre,  der  ZU 
sein  es  sich  rühmt,  dann  hätte  es  längst  mit  der  Kirche  abrechneti  und  sie  in 
•die  Schranken  weisen  müssen,  die  die  Sozialdemokratie  durch  ihre  Forderungen 
gezogen  hat  Wie  so  manche  andere  Aufgabe,  die  das  Bürgertum  unerfiUlt 
,gelassen  hat,  bleibt  auch  diese  der  Sozialdemokratie  überlassen.  Nun  hat  die 
Kirche  am  allerwenigsten  Anlass,  der  Sozialdemokratie  ihre  Gegnerschaft  zu 
verübeln  oder  als  Verbrechen  anzurechnen.  Noch  ehe  die  Sozialdemokratie 
dazu  kam.  sich  als  (icgnerin  der  Kirche  zu  bekennen,  stand  die  Kirche  schon 
ausgerüstet  mit  allen  ihren  Machümtteln  der  Sozialdemokratie  als  Gegner 
gegenüber.  Die  Sozialdemokratie  betrachtet  die  Kirche  nicht  einmal  als  ihren 
dnzigen  Gegner,  sondern  nur  als  einen  unter  vielen,  als  ein  Glied  des  grossen 
Gesamtgegners:  der  kapitalistischen  Gesellschaft.  Dem  gegenüber  sieht  die 
Kirche  in  der  Sozialdemokratie,  wenn  nicht  ihren  einzigen,  so  doch  ihren  ge- 
waltigsten Gegner,  und  ohne  Zweifel  sind  die  .\nstrengungen,  die  die  Kirche 
macht,  um  die  Sozialdemokratie  zu  bekämpfen,  viel  rücksichtsloser,  als  die 
Anstrei^ngen,  die  die  Sozialdemokratie  macht,  um  die  Kirche  zu  bekämpfen. 
AUF  alle  Fälle  ist  der  Kampf  der  Sozialdemokratie  gegen  die  Krche  ehrlich. 
Wir  denken  nicht  daran,  die  Kirche  unter  \u-«nahmegcsctze  zu  stellen,  sie  soll 
alle  Kechte  geniessen,  die  andere  VereiniguiiL^cii  auch  halK-n.  Aber  auch  nicht 
mehr.  Wenn  sie  mit  diesen  Rechten  ihre  Alaclu  nicht  behaupten  kann,  danJi 
um  so  besser  für  uns.  Wir  haben  unserer  Pflicht  genügt,  wenn  wir  andern 
4e  Redite  gewähren,  die  wir  für  uns  selber  beanspruchen. 
X  X  X 

(JBl-K  das  V'erlialtnis  der  Sozialdemokratie  zur  Kirche,  wie  ich  es  in  obigen 
Sätzen  darzulegen  versucht  habe,  dürften  in  unseren  Reihen  wesentliche  Mei- 
nungsverschiedenhdten  schwerlich  obwalten.  Nun  pflegt  man  einen  Unter^ 
«chied  zu  machen  zwischen  Kirche  imd  Religion:  die  Kirche  als  Maditmtttel 
•der  herrschenden  Klasse  zur  Unterdrückung  des  Volkes  ist  selbstverständlich 
zu  bekämpfen,  aber  die  Religion,  die  innere  l  berzcugung  des  einzelnen  Gläu- 
bigen, entzieht  sich  unserer  Einwirkung,  sie  ist  für  ilie  Partei  Pnvatsache. 
ICH  bin  der  Meinung,  dass  sich  Kirche  und  Religion  wohl  theoretisch,  aber 
nicht  praktisch  ausnnanderhalten  lassen.  Die  Religion  wenigstens,  mit  der 
wir  es  zu  ttin  haben,  das  Christentum,  kennen  wir  nur  in  organisierter  Gestalt, 
als  Kirelie.  Wir  können  zwar  der  Kirche  vorhalten,  dass  ihre  Religion  kein 
Christentum  ist.  tkiss  sie  die  ( irumli^edanken  des  Christentums  verdorben  und 
in  ihr  Gegenteil  verkehrt  hat,  aber  mir  scheint,  dass  die  Kirche  ebenso  viel 
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Gründe  hat,  darauf  zu  bestehen,  dass  ihre  Auslegung  und  Anwendung  d)C» 
Cliristentums  die  richtige  sei.  Jedenfalls  gibt  der  Erfolg  ihr  und  nicht  uns 
recht,  denn,  was  sich  christgläubig  nennt,  steht  innerhalb,  nicht  ausserhalb 
der  Kirche.  Eine  Religion  aber,  die,  gleichviel  ob  aus  richtiger  oder  falscher 
Atisleping;  geeignet  ist,  Jahrhunderte  hindurch  zur  Betonuig  und  Bedrückung 
der  Menschheit  zu  dienen,  die  heute  noch  weite  Massen  von  der  besseren  Ef^ 
ktnntnis,  von  ihrer  llcbun|^  und  Befreiung  abzuhalten  vermag,  einer  «>!chcn 
Kc-ligion  haben  auch  wir  feiiuilich  gegenüber  zu  stehen,  sie  kann  uns  nicht 
Privatsache  sein,  wir  haben  im  Gegenteil  alles  aufzuwenden  zur  Einschrän- 
kung und  Vernichtung  ihres  verderblichen  Einflusses. 

DIE  Beantwortung  der  Frage,  ob  Religion  für  uns  Privatsache  ist,  lässt  sieb 
nicht  mit  einem  einfachen  Ja  oder  Nein  beantworten.   Jede  der  praktische» 

l'drficrungcn,  die  unser  Programm  an  den  Staat  stellt,  enthält  auch  eine  \'er- 
plliclitnng  für  die  I'artei.  eine  Prinzipienerklärung,  nach  der  wir  zu  handeln 
genötigt  sind-  Somit  wäre  auch  für  uns  die  Religion  Privatsache.  Aber  sie  ist 
es  nur  in  dem  Sinne,  dass  <fie  Sozialdemokratie  als  Partei  religionslos  ist;  sie 
wird  keinen  ihrer  Anhänger  auf  irgend  einen  Glauben  verpflichten  und  ni^ 
mandem,  weder  innerhalb  noch  ausserhalb  ihrer  Reihen,  verwehren,  diesem 
oder  jenem  Glauben  anzuhängen.  In  diesem  Sinne  ist  für  die  Sozialdemokratie 
die  Religion  Privatsache.  Aber  sie  ist  es  nicht  in  dem  Sinne,  dass  es  tms 
gleichgültig  sein  kann,  ob  die  Religion  ihren  den  Geist  der  Masse  beherr- 
schenden Einfluss,  ob  der  Glaube  die  Unterordnung  der  Erkenntnis  unter 
die  Autorität  des  Dogmas  die  alte  Macht  behält.  In  diesem  Sinne  ist  der 
SozialdcniDkratie  die  Religion  nichts  weniger  als  Privatsache;  es  miiss  ihr, 
auch  wenn  es  nicht  im  Programm  ausgesprochen  ist.  Parteisache  sein,  dem  für 
das  sittliche  und  geistige  L^ben  des  Volkes  verderblichen  Einfluss  der  Rehgion 
i»ch  Kräften  entgegenzuwirken  —  im  Interesse  der  Partei»  im  Interesse  der 
Wahrheit  und  Freiheit 

MAN  missverstehe  mich  nicht  und  halte  mich  nicht  für  fähig,  in  der  Partei 

Propheten  und  Apostel  des  rnglauliens  er\vccken  zu  wollen.  Von  allen 
Disputationen  sind  die  theologi.^clK-n  die  unlrnchtl)arsten,  und  nichts  v. .ire 
dümmer,  als  etwa  in  V'ersanmilungen  wider  die  Gläubigen  zu  Felde  zu  zjciien 
und  die  Religionslosigkeit  zu  predigen.  Der  Kampf  wider  die  Rdigioo  ist 
eine  Bildungsfrage,  in  letzter  Linie,  wie  alles  andere,  eine  Maditfrage;  Die 
Masse  glaubt,  weil  die  herrschende  Klasse  sie  zwingt  zu  glauben,  weil  man  ihr 
das  Wissen  und  die  Anregung  des  Gemütes  vorenthält.  Man  gebe  uns,  der 
Sozialdemokratie,  die  Schule;  wir  werden  den  Kindern  die  Religion  nicht  mehr 
einprügcln,  wir  werden  sie  lehren,  sich  eine  Weltanschauimg  auf  Grund  des 
Erkennens  zu  bilden.  Man  öffne  dem  Vdke  die  Theater  und  Kunsthallen  und 
gl  he  ihm  Gelegenheit,  die  Natur  zu  gcniessen  —  und  der  Religion  ist  ihre 
Macht  genommen,  olmc  dass  wir  ein  Wort  dawider  geredet,  ohne  dass  wir  den 
Unglauben  gepredigt  und  uns  nur  mit  einem  Laut  der  Unduldsamkeit  schulcUg 
gemacht  hätten. 0 

')  I'ic  hier  vielleicht  lautweideode  Krai;e  ob  ein  Katholik  Sozialdemokrat,  oder  umgekehrt  ein  SoiiaU 
demokrat  Katholik  seio  könne,  halte  ich  in  dieser  allgemeinen  Fasttmg  für  mOMlg.  Ick  Mha  flkkt  «la^ 
weibalb  nicht  «in  katholischer  Arbeiter  «eines  wirtschiftlicheo  und  politiachee  htaieme  wegea  tadel» 
demoknitiKb  wiUen  oder  der  toiialdemokiatitcben  Partei  anfrebören  toll.  Wenn  er  rAAX  von  Harn  mu 

derart  auf  das  Jenseits  drcssitrt  ;  n  f-'.:  -rln  iniisthc',  Wtih!  um!  ■\\'i  hc  ir.lcn   Sinn  verloren  hat 

ans«  er  sogar  Soxialdemokrat  scm,  zuiaaJ  wii  eine  religio:«  durchaus  indiflercote  Partei  sind,  und  nie- 
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ES  gibt  Leute  in  tmiefeii  Reihen,  die  unter  allen  Untttindoi  der  Sosial- 
demokratie  den  Ruhm  retten  wollen,  dass  sie  der  Religion  nicht  feindlidi 

gesinnt  sei.  Sie  machen  dabei  von  dem  Redite  eines  j^n  Gebrauch,  der 
über  Religion  schreibt  oder  spricht,  und  konstruieren  sich  einen  Begriff  Religion 
nach  ihrer  Art,  indem  sie  mit  Faust  Gott  in  allem  erkennen  und  mit  Wallen- 
stein Religion  aucii  in  der  Tiere  Trieb  entdecken.  Gewiss  ist  des  Menschen 
•Wissen  unvolUrommen,  die  Forschung  hat  ihre  Grenzen,  und  vor  einem  un- 
geklärten und  unklärbaren  Rest  versagt  anch  die  Hypothese.  Und  auch  wenn 
der  Mensch  alles  wüsstc,  wird  das  Wissen  sein  Dasein  nicht  ausfüllen.  Die 
Neigung,  über  die  Grenze  des  Wissens  hinaus  die  Brücke  zum  Unendlichen 
zu  schlagen  und  den  Bedürfnissen  des  Gemütes  zu  ihrem  Rechte  zu  verhelfen, 
wird  immerdar  bestdien  bleiben.  Aber  ich  vermag  nicht  dnzusdien,  was  diese 
Neigung  mit  der  Religion  zu  tun  hat,  wenigstens  mit  der  Religion  im  heute 
üUichen  Sinne.  Und  mag  man  es  Religion  nennen,  ich  bin  der  Meinung,  daas 
wir  uns  über  unser  Verhältnis  zu  dieser  Zukunftsrcligion  nicht  den  Kopf  ZU 
zerbrechen  brauchet);  es  wird  sich  sehr  bequem  regeln  lassen. 
ÜBER  die  Bedeutung  des  Satzes  Erklärung  der  Religion  zur  Privatsache  ist 
man  sich  auch  bei  seiner  Entstehung  nicht  recht  Idar  geworden.  Vielfadi  hat 
man  den  Satz  nur  als  Forderung  der  religiösen  Meinungsfreiheit  verstanden: 
jeder  kann  glauben,  was  er  will,  und  seinen  Glauben  mit  derselben  Schranken- 
losigkeit  aussprechen  tmd  betätigen,  wie  das  für  politische  und  wissenschaftliche 
Anschauungen  auch  gestattet  ist.  Auch  Liebknecht  fasste  in  seiner  Erfurter 
Programmrede  den  Sata  m  dieser  Wdse  auf.  Daneben  hatte  er  aber  auch  noch 
praktisch-taktische  Erwägungen,  über  die  er  sich,  wie  folgt,  ausliess: 

»Man  weiss,  wie  viel  es  der  Geistlichkeit,  der  katholischen,  protestantischen  und 
sonstigen,  darauf  ankommt,  die  Herrschaft  über  die  Geister  zu  erhalten  und  zu  be- 
festigen. Man  weiss,  wie  die  Sozialdemokratie  als  das  rote  Gespenst  hingestdlt  wird; 
wie  es  von  uns  heisst  und  wie  namentlich  die  Geistlichkeit  von  uns  sagt:  wir  seien 
die  Partei  der  Atheisten  und  wollten  als  Sozialdemokraten  jedem  und  jeder  die 
Religion  gewaltsam  nelimen  und  die  Kirche  gewaltsam  unterdrücken.  Um  soK  hcn 
dernacropischcn  Vericumdiincrcn  und  frommen  Liisen  gleich  von  vornherein  den  15(Kk-n 
zu  nehmen  oder  ihnen  doch  die  Spitze  abzubrechen,  erklären  wir  hier,  dass  die 
Stellung  zur  Religion  Sache  eines  jeden  ist.  erklären  wir  die  Religion  zur  Privat- 
sache. Icli  gestehe,  ich  habe  mich  lange  dagegen  gesträubt,  diese  mir  durch  prak- 
tische Rucksichten  gebotene,  dem  Inhalte  nach  selbstverständliche  Erklärung  in  das 
Programm  aufzunehmen.  Aber  im  Hinblick  auf  die  systematische  Verdächtigung 
unserer  Stellung  zur  Religion  erschien  es  doch  nötig,  dies  auszusprechen.  Die  Sozial- 
demokratie als  solche  hat  mit  der  Religion  absolut  nichts  zu  tun.  Jeder  Mensch  hat 
das  Recht,  zu  denken  und  zu  glauben,  was  er  will,  und  niemand  hat  das  Recht,  ihn 
in  seinem  Denken  und  Glauben  zu  behelligen,  dnzuschränken,  ihm  sein  Denken  oder 
Qatfbcn  zu  einem  Naditeüe  irgendweldier  Art  gerddten  zu  lassen.« 
Liebknecht  hat  nun  sdir  geirrt,  als  er  meinte,  der  von  ihm  befürwortete  Satz 

Blandem  seines  Gltabeiu  we;;cn  in  unseren  Reihen  iit;end  welche  Schwierit;kcitcn  (gemacht  wcrdan. 
Verlange  ich  aber  von  ^exn  botialdemokiaten  die  Anerkennnng  onserer  wiueascfaafüicben  Gnmdlagen, 
dun  nna  idi  dte  Frage,  ob  eis  Katholik  SoiialdcBekrat  Min  kann,  venMinca.  Der  bibUache  Gotte»- 
glanbe  und  die  kirchliche  GehoruBspflicht  vertrSgt  «ich  mit  keiner  wiMesschaftlichen  Anschaanng.  Von 
diesem  Standpunkte  aus  ist  anch  die  Kirche  im  Recht,  wenn  sie  ta^  dass  ein  Katholik  nicht  Social- 
detnokrat  «ein  kann.  Allerdiiii^N  uiü  die  Kirche  auch  nicht  zn{;eben.  dass  ein  Katholik  der  pruktisihen 
Fordeningen  wegen  der  Soiialdcraokjatie  angehöre  Darüber  mit  ihr  zu  «.treitcn,  scheint  mii  xwocklo», 
denn  srhlicsshch  kann  man  der  Kirche  das  Recht  nicht  abstreiten,  zu  bestimmen,  wat  ihre  Anli.in);er 
■ein  und  tan  dorfen;  von  ihrem  Standpoakte  an«  handelt  sie  durcbans  folgeiicbtigf  wenn  sie  ihre  An- 
binger  von  jeder  Berahiniig  mit  der  Soiialdcmekratie  fcmhilt.  Wenn  man  du  lagib^  bmcbt  naa  mit 
unserer  Seite  deshalb  nicht  darauf  su  verzichten,  die  katbolischea  Arbeiter  fUr  die  Sozialdemokratie  zn 
fccwioneo.  An  Material,  nm  nachzuweisen,  dass  die  Kinrbe  das  nur  im  Interesse  der  kapitalistischen 
KliaseabeRscbaft  nod  soa  Sdiadeo  der  Arbeiter  tot,  fehlt  es  wahrhaftig  nicht. 
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iKr'ürdc  uns  vor  der  VerdächtiErtmg  der  Gegner  schützen.  Hätten  wir  kein« 
besseren  Zeugnisse  für  unsere  Toleranz  in  Glaubenssachen,  als  diesen  Satz, 
hätten  wir  dafür  nicht  Tatsachen  anzuführen,  zum  Beispiel  unser  Verhalten 
im  Kulturkampf,  gegenüber  dem  Jesuttengcsctz  u.  s.  w.,  so  würden  wir  kaum 
etnem  Gläubigen  die  Scheu  vor  der  Sozialdemokratie  nehmen.  Es  wird  Lieb- 
knecht auch  schwer  gefaHen  sein,  unsere  klerikalen  Gqiner  durch  die  Ver- 
sicherung zu  beruhigen,  dass  wir  nicht  daran  denken,  die  Kirche  gewaltsam  zu 
unterdrücken  und  jemand  gnvaltsam  seinen  Glauben  zu  nehmen.  Unseren 
Gegnern  genügt  es.  dass  wir  den  F.influss  der  Kirche  und  des  Glaubens  be- 
kämpfen, um  uns  der  Rcligionsfeindlichkcit  zu  zeihen  und  uns  mit  unserem 
Programmsatz  Erklärung  der  Religion  aur  Püvatsaehe  in  Widerspruch  zu 
setzen.*)  Liebknecht  hatte  übrigens  ein  Jahr  vorher,  in  Halle,  seine  Erfurter 
Ausführungen  im  voraus  wi<lerlegt.  Er  wandte  sich  dort  mit  Recht  gegen  die 
Kirchenstürmer  und  Pfaftenfresser,  gegen  das  Hetzen  und  Schimpfen  auf 
Andersgläubige,  und  meinte  dann: 

»DerReltgion  können  wir  bloss  dadurch  zu  Leibe  grehen,  dass  wir  die  Re^ 
ligion  des  einzelnen  ruhig  Religion  sein  lassen,  ihm  aber  Wissen  beibringen.  Die 
Schule  muss  gegen  die  Kirche  mobilisiert  werden,  der  Schulmeisier 
gegen  den  Pfaffen:  richtige  Erziehung  beseitigt  die  Religion.« 

Und  an  einer  anderen  Stelle: 

»Unsere  Partei  ist  eine  Partei  der  Wissenschaft,  die  Wisset; ^ch;ift  steht  der  Religion 
feindlich  gegenüber,  aber  sie  kann  und  will  sie  nicht  niederschlagen.  Die  Wissenschaft 
sorgt  für  gute  Sdiulen,  das  ist  das  beste  Mittel  gegen  die  Religion.« 

Liebknecht  gesteht  hier  zu,  dass  die  Sozialdemokratie  doch,  und  zwar  sdir 

viel,  mit  der  Religion  zu  tun  hat,  und  das  stürmische  Bravo  und  Hände- 
klatschen. iltT  I'.er!oht  nach  dem  Ictzteti  Satze  verzeichnet,  lässt  erkennen, 
dass  die  Dekgierleii  des  Hallenser  Parteitages  der  selben  Meinung  waren. 
DER  Satz  lirklärung  der  Religion  zur  l'rnatsache  ist  zum  mindesten  missver- 
ständlich; in  gewissem  Sinne  setzt  er  sich  mit  den  Grundsätzen  und  Interessen 
der  Partei  in  Widersprudi.  Verstehen  wir  darunter,  dass  die  Sozialdemokratie 
und  jeder  einzelne  von  uns  niemand  wegen  seiner  religiösen  Meinun':^  ver- 
folgen, dass  wir  keinem,  der  sonst  seine  Pflichten  als  Genosse  zu  erftiilm  bereit 
ist,  den  Zugang  zur  Partei  verwehren  oder  ihm  das  Bleiben  darin  verleiden, 
so  ist  der  Satz  richtig.  Versteht  man  aber  darunter  —  und  das  kann  man 
darunter  verstehen  —  dass  es  uns  gleichgültig  ist,  ob  Kirche  und  Religion 

S)  Wie  nntsS^lich  es  {st,  otispren  Gei;nern  es  rerht  in  macheB.  nnd  wie  aberflOnii;  dabw,  dvrdi  Prt)(jr*min- 

eikUliun^cn  ihi  \Vohl;:'-f,ilIfii  criin:;en.  n^-ilit  -1  !i  (.•.ci.nlc  in  der  KeHgtOB*frace.  Die  Klerikale« 
halicn  rKlthtii;  til<ei  Kosi-ihavs  Work  W'iJrr  Jif  l'fjß'enkerrschjjl  t^esihinpft  An  der  (4eM-hi<!it- 
lirhf'n  Mrthnlc  KostTfiwi  sich  ;;c'aiks   vu-Ics  .11;  - -it^Tn.  ;.r;'l   liUer  den  crzifhlirhen  Wert  seine» 

Werkes  kann  man  vi-rs..  hieden  denken  —  Aber  man  i;latitie  deslialli  nii  ht,  d.iss  nnsere  f;ei;ner  da.»  Werk 
mit  geringerer  Wut  aul\;cnoinmen  h&tten,  wenn  es  ein  historisches  Meisterwerk  ohm-  jc  ien  agitatorisches 
Beigecchiuck  wlre.  Di  hat  mm  Iteispicl  det  bieder«  Poet  i'.  K.  Koseggei  ein  Buch  Keschrieltea 
(/.  If.  R.  J.  Frohe  Botsehafl  tines  armen  Sünders),  von  dea  e»  in  der  litelwitchen  Beilage  der 

Otlnischen  Volkszeiiun,S  vom   15   ni^rembor  hvl^^^X     -Nimmt  man  dnt  Buch  mit  der  rrwirtunt;  ia 

die  Hand,  liier  einer  brutalen  freiLjeistim-n  l't uklamation  xu  l>ei;ei;neii.  so  sieht  mai  511  h  balil  ent1au^''h^. 
I'afiit  ist  (i.i^  l  eben  jf^a  etr,i'm  I<oseL;i;et  ja  von  vornherein  au»  ij  ■.  ip|  zu  /'oj-A'.si. /j,  als  d.is';  er  mit  ii<her 
Fan^t  hineintastc  und  das  lleilijjste  dui>h  srhrnutii^e  Profanierung  in  dim  Staub  ziehe.«  Nun  sollte  maa 
meinen,  dui  der  Kritiker  ein  suUhes  lituh,  wenn  er  dessen  relii;iijse  Tcadwt  vneh  nidik  teilt,  dork 
nicht  tu  den  gcMhrlichcn  und  schlechthin  verwerflichen  rechnen  könnte.  Aber  man  hOre,  was  klenkale 
Duldsamkeit  allee  fertig'  brini^t;  »Solche  Werke,  die  unter  der  ^eflUlicien  Maske  einer  poetischen  Ver- 
arhleierun^  ilir  !.;fistii;e^  <iift  mit  >iibi':!H'i!  an  den  Mann  ru  bringen  wissen,  wirkf-n  «her  ^enau  »o  ge« 
fthrlich.  wenn  niiht  no^  h  ^;  c  i  1  h  1 1  i  l  h  e  r  ,  als  ;ene,  in  denen  dei  l<atiLin:ilibmt;-.  si<  h  in  widcriichee 
Zynismen  I.'.;tt  mathi  I,  h  i^laube.  <licspm  brutalen  und  bornietti-n  System  i;e^enüber  vertldltel  Okk 
doch  besser  auf  da«  Itemahen,  durch  NachsiUit  und  Lotgegenkoauneo  Anerkennung  zu  ernten. 
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—  nur  th<mretisch,  nicht  praktisch  lassen  sich  beide  trennen  —  eine  cjrosa«, 
l^ringe  oder  gar  keine  Macht  über  die  Masse  hat,  dann  ist  der  Satz  falsch. 
UND  weil  der  SAtz  vieldeutig  und  missverständig  ist,  deshalb  bin  ich  dafür» 
dass  man  ihn  streicht.  Zn  dieser  Focderang  konunt  auch  Eduard  Bern« 
stein.*)  Er  meint  ebenfalls,  dass  der  Satz  missverständlich  sei,  dass  er 
einen  richtigen  Gedanken  falsch  ausdrücke.  Er  schlägt  vor,  statt  seiner  zu 
setzen:  »Gleiches  Recht  für  die  Anhänger  aller  religiösen  und  philosophischen 
Bekenntnisse,  Freiheit  der  Religionsübung.«  Diese  Fordening  erscheint  mir 
überflfissig,  da  wir,  wie  im  grundsatzlichen  Teil  unseres  Programms  erklärt 
wird,  für  gleiche  Rechte  und  Pflichten  aller  sind,  und  die  Meinungsäusserung 
und  -hetätigung  bereits  durch  Funkt  4  unseres  praktischen  Teils  gesichert  ist. 
ICH  glauhc.  (las>  rlie  von  mir  angt-gelune  I-Ormel  diejenigen  Forderungen 
enthält,  die  wir  bezuglich  Staat  und  Kirclic  zu  stellen  berechtigt  rfind.  Wa^ 
Bdcenntnisse,  Freiheit  der  Religionsübung.t  Diese  Forderung  ersdieint  mir 
grundsätzlichen  Teil  unseres  Programms  Aufnahme  finden.  Ich  würde  es 
aber  für  zweckmassiger  halten,  wenn  einer  der  nächsten  Parteitage  sich  ein- 
mal, wie  das  bereits  vor  einigen  Jahren  gewTinscht  wurde,  mit  dem  klerikalen 
Problem  beschäftigte  und  bei  dieser  Gelegenheit  unsere  Stellung  zur  Kirche 
und  Religion  gründlich  erörtert  und  in  einer  Resolution  festgelegt  weraen 
würde. 

BEI  dieser  Gelegenheit  könnten  dann  auch  die  praktischen  Massnahmen  de« 
batiiert  werden,  mit  denen  wir  den  Kampf  gegen  Religion  und  Kirche  wirksam 
zu  betreiben  gedenken.  Ausser  der  I'örderung  gesetzgeberischer  Aktionen 
zur  Verbreitung  der  V'olksbildung  und  V'olksaufklärung,  namentlich  durch  Ein- 
wirkung auf  die  Schule,  bleibt  der  eigenen  Tätigkdt  der  Partei  auf  diesem  Ge- 
biete noch  vieles  vorbehalten.  Eine  Jugendliteratur  haben  wir  noch  gar  nicht, 
imd  auch  in  der  Herausgabe  von  .\ufklärungsschriften  über  kulturgeschicht- 
liche und  naturwissenschaftliche  Fragen  hat  die  Partei  noch  sozusagen  alles 
nachzuliolen. 

XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX>  vwxXXXXX 

ADELHEID  POPP  •  DIE  CHRISTLICHSOZIALE  PARTEI 
IN  ÖSTERREICH 

EXN  man  von  der  chi:istlichsozialen  Partei  in  Österreich  spricht, 
so  meint  man  damit  die  ChristHchsozialen  in  Niederösterreich 
und  im  engeren  Sinne  in  Wien.  Was  darüber  hinaus  geht,  ist 
von  keiner  nennenswerten  Bedeutung.  Auf  den  Eroberungszügen, 
welche  die  Wiener  Chrisllichsozialen  wiederholt  über  die  Grenzen 
von  Niederösterrcich  gcmadit  haben,  haben  sie  schon  manch  grundiichen  Schilf- 
bnich  erlitten.  Ihre  Domäne  ist  Wien,  hier  herrschen  sie,  hier  ist  ihnen  das 
Kleinbürgertum  unterworfen,  und  hier  haben  sich  auch  andere  Sdiichten,  ein 
grosser  Teil  der  Intelligenz,  mit  ihnen  abgefunden. 

WIK  kotmte  diese,  gerade  diese  Partei  so  grosse  Erfolge  erringen,  wie  konnte 
sie  eine  Macht  v, erden,  die  mit  ihrem  Terronsmus  und  mit  ihrer  Skrui)elIosig- 

'}  VeigL  Kdu»rd  üernstcia:  Di*  Programmrtvistou  und  der  Bremer  Parteitag  in  dea  Sosiiilistiseken 
MgmaMtfhn,  i9»l*  U>  Bd«  paf 
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keit  eine  Millionenstadt  beherrscht?  Die  Bedeutung»  die  glänzenden  Eigen- 
schaften der  Führer  sind  es  nicht.   Mit  Ausnahme  des  hervorragendsten  Führer» 

der  Christlichsozialcn,  des  Dr.  Karl  Lucgcr,  ist  wohl  keiner  von  so  faszinierender 
\Virkun<^.  luu  tlic  Erfolge  der  Partei  erklärlich  zu  machen.  Sind  doch  viele 
ganz  unbedeutende  nichtssagende  Menschen.  Das  Programm  der  Partei  aber 
hat  sich  längst  als  hohl,  unwahr  und  undurchführbar  erwiesen.  Die  Rettung 
des  kleinen  Mannes,  die  Vermchtung  des  Grossiapitals,  die  Vertreibung  der 
Juden,  das  waren  die  Schlagworte,  mit  welchen  die  Christlichsozialen  ihre 
Siege  erfochten  haben.  Zehn  Jahre  chrisilichsoziaUT  llerrscliaft  in  der  Ge- 
meinde haben  aber  zur  Rettung  des  Kleingewerbes  noch  nichts  vermocht.  Die 
Kommune  selbst  ist  Grossimternehmerin  geworden.  Durch  den  Bau  der  stadti- 
schen Gas-  und  Elektrizitätswerke,  durch  die  Übernahme  der  S'trassenbahn  in 
städtische  R^ie  ist  die  Gemeinde  eine  ganz  bedeutende  Arbeitgeberin  ge- 
worden, die  zalilrcichc  Arbeitskräfte  beschäftigt.  Mit  dem  Grosskapital  hat 
Dr.  LiH\i,'er.  der  olierste  1  lUirer  der  Partei,  Frieden  ^geschlossen,  und  zu  seinen 
Geschäften  ist  ihm  jüdisches  Kapital  gerade  so  lieb,  wie  christliches.  Während 
der  Mechaniker  Schneider  noch  immer  auf  seine  Ritualmärchen  schwört  und 
Schussgeld  für  Juden  verlangt,  hat  Dr.  Lueger  auf  dem  Pressekongress  den 
Bruderkuss  mit  dem  ausgeprägtesten  Vertreter  der  jüdisch-kapitalistischen 
Presse  .c:ctauscht. 

SO  ist  von  dem  Programm  der  chrisllichsozialen  Partei  nichts  übrig  geblieben 
als  —  Dr.  Karl  Lueger.  £r,  seine  Person,  ist  das  eigentliche  Programm 
seiner  Partei  geworden.  Dieser  Mann,  der  so  viele  Wandlungen  durchgemacht 

hat,  dass  man  ihn  das  politische  Chamäleon  genannt  hat,  der  einst  zu  den 
radikalsten  Deniok''p.ten  c^chörte,  der  noch  Anfang  der  neunziger  Jahre  die  Er- 
ohcruni^  Wiens,  mit  dem  Mantel  des  christlielicn  Dcmokratisinii^  anqetaii.  niUer- 
nommen  hat,  ist  heule  ein  ausgesprochener  Klerikaler.  Er  reist  nach 
Rom  ztun  Pantoffelkuss,  er  wallfahrtet  in  alle  Gnadenorte,  die  Niederosterreicb 
hat,  er  kehrt  in  Pfarrhöfen  und  Stiften  als  gern  gesehener  Gast  ein.  Und  die 
anderen  Parteiführer  bleiben  nicht  zurück.  Wenn  es  sie  auch  manchmal  lang- 
weilen mag,  die  rleiiuitsvoHen  Christen  zu  mimen,  sie  tun  mit,  weil  es  Partet- 
sache  geworden  ist. 

UND  die  ganze  Partei  läuft  natürlich  mit.  Dr.  Gesmann,  eines  der  wider- 
wärtigsten Häupter  der  christlichsozialen  Partei,  hat  sich  mit  Stolz  gerühmt, 

dass  seine  Partei,  die  schon  leer  gestandenen  Kirchen  wieder  gefüllt  habe. 
Als  Dr.  Lueger  1895  das  erste  Mal  zum  Bürs^jcrmcister  von  Wien  fjfewählt  wurde, 
da  <;ebärdcte  sich  die  Partei  noch  etwas  radikal-demokratisch,  soweit  die-  ilire 
chrisilichsoziale-antisemitische  Gesinnung  zulicss.  Luegers  Wahl  zum  Bürger- 
meister wurde  vom  Kaiser  nicht  bestätigt;  da  lehnten  sie  sich  auf,  sie  demon- 
strierten und  protestierten.  Schon  damals  wiesen  sie  auf  ihre  Kaisertreue,  auf 
ihre  schwarsgclbe  Gesinnung  hin,  für  welche  die  Nichtbestätigung  ihres  hoch- 
verehrten Führers  ein  schlechter  Dank  war.  Schliesslich  wurde  Lueger  doch 
Bürgermeister,  die  goldene  Ehrenkette  zierte  ihn  ein  Jahr  später.  Im  grossen 
Festaaale  des  Rathauses  hielt  er  seine  Gelöfanisrede,  und  er  gelobte,  allen 
von  den  politischen  Rechten  Ausgeschlossenen  zu  ihrem 
Rechte  zu  verhelfen.  Er  hat  dieses  Gelübde  gebrochen,  wie  so  manches  andere. 
DIE  Wahlrcform,  welche  die  Christlichsozialen  für  die  Gemeinde  Wien  mach- 
ten, wurde  von  den  Wiener  Arbeitern  als  Wahlrechtsraub  bezeichnet. 
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Sic  ist  ausgeklügelt  und  ausgetüftelt,  den  grössten  Teil  der  Arbeiter  um  das 
Waiilrecht,  das  ihnen  die  Reform  geben  sollte,  zu  betrügen.  Dreijährige 
Sesshaftigkeit  und  Personaldnkommenstetier  sind  Voransaetzungen  des  Ge- 
mdndewahlrecbts.  Atisserdem  wurde  eine  Versdiiebun^  und  Vermsscfaung  der 
Wahlkorper  vorgenommen,  so  dass  der  Wahlkörper  der  Intelligenz  erdrückt 
wird  vom  antisemitischen  Spiessertum.  Durch  diese  schlaue  Wahlgeometrie 
hat  man  es  zuwege  gebracht,  dass  in  der  City  von  Wien,  in  der  inneren  Stadt, 
am  Sitze  der  Hochfinanz  Hermann  Bielohlawek,  jener  berühmte  Zeitgenosse, 
der  sdum  genug  hat,  wenn  er  ein  Büchel  sieht,  und  der  Maxim  Gorkij  als  einen 
»gewesenen  Vagabunden,  der  die  Feder  zu  führen  verstehtc  schildert,  zum  Ge- 
nicindcrat  imd  Landtagsabgeordneten  gewä'dt  werden  konnte.  Luegers  Wahl 
zum  Bürgermeister  brachte  dem  (icmeinderat  auch  eine  neue  Goscliäftsordnimg. 
Eine  Geschäftsordnung,  die  vorschreibt,  dass  die  Genieindcrätc  zu  schwören 
haben,  den  österrdchisd^n  Staatsgedanken  hochzuhalten  und  dem  Hause  Habs- 
burg-Lothringen Treue  zu  wahren.  Es  kann  zwar  kein  Mensch  den  öster- 
reiehisehen  Staats gcdanlicn  definieren,  denn  wenn  auch  ein  vor  kurzem  ab- 
getretener österreichischer  Staatsmann  erklärt  hat:  >(^sterreich  ist!«,  so  weiss 
doch  jeder,  der  einigermasscn  in  österreichische  Verhältnisse  eingeweiht  ist, 
dass  Österreich  nicht  ist,  dass  es  die  treibenden  Kräfte  immer  mehr  aus- 
einandertrdben.  Aber  Dr.  Lneger  ist  schwarzgelb  und  muss  dies  unentwegt 
zum  Ausdruck  bringen.  Die  Geschäftsordnung,  die  sich  Herr  Dr.  Lueger  ge- 
macht hat,  hat  nicht  diese  einzige  Schönheit.  Sie  gestattet  auch  keine  Debatte 
bei  InterpcUationsbeanwortungen.  der  Bürgermeister  kann  den  Gemeinderat, 
welchen  er  zweimal  zur  Ordnung  gerufen  hat,  von  der  Sitzung  und  noch  fol- 
genden ausschliessen.  Fugt  sich  dn  Gemeinderat  nkh^  so  kann  sogar  das 
Mandat  aberkannt  werden.  Der  Disdplinarausschuss,  der  von  Herrn  Lueger 
in  allen  solchen  Fällen  einberufen  wird,  weiss  ja  immer  schon  im  vorhindn, 
was  er  zu  bcschlic-'^cn  hat.  Dass  diese  Partei  ihre  Maclit  nicht  allein  zur  bru- 
talen Handhabung  einer  brutalen  ( !esch,iftsc)r<iiiung  benutzt,  versteht  sich  von 
selbst.  Tatsächlich  wurde  ihre  Macht  bald  auf  allen  Gebieten  bemerkbar. 
Sie  entzogen  der  Wiener  freiwilligen  RettungsgeseUschaft  die  Subvention» 
weil  ihr  jüdische  Arzte  angdiören,  den  yolkshiidungsvercin  bestraften 
sie  in  der  selben  Weise.  Sie  kürzten  die  Summe,  welche  für  Lehrmittel  armer 
Kuidt T  bestimmt  war.  Ja.  als  sie  auch  im  Landtag  von  Niederösterreich  Herren 
geworden  waren,  gingen  sie  sogar  so  weit,  der  allgemeinen  Kranken-  und  Unicr- 
stützungskasse  der  Arbdter  die  Summe  zu  entddien,  wddie  zur  Unterstützung 
von  Invaliden  vom  liberalen  Landtag  gegeben  worden  war.  Diese  Tat  trug  den 
Christlichsozialen  die  Bezddinung  nooo  Guldcn-Räuber  ein;  sie  wiederhallte 
in  allen  Volksversammhinren  und  gellten  der  arbeiterfein<llichen  Partei  so 
schrill  in  die  Ohren,  d;tss  sie  nach  einem  \'orwaiid  zur  Bemäntelung  ihrer 
niedrigen  Tat  suchten.  In  eigener  Kegie  wollten  sie  die  Simime  zur  Verteilung 
bringen,  um  jede  Bevorzugung  von  Sozialdemdcraten  zu  verhüten,  wie  sie 
sagten. 

SO,  wie  sie  alle  gemeinnützigen  Institutionen  um  das  ihnen  Gebührende  be- 
raubten, gaben  sie  klerikalen  Vereinen  mit  vollen  Händen.    Klerikale  Privat-' 
schulen,  Kindergärten,  Klöster  und  Kirchen  wurden  subventioniert  und  pro- 
tegiert. Für  diese  war  das  goldene  Zdtalter  gekommen.   So  geht  es  fon  bis 
beute.  Manchmal  frdlicb  wurde  ihnen  audi  dn  Strich  durch  die  Rechnung 
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gemacht.  Als  sie  5  Millionen  zum  Bau  von  neuen  Kirchen  geben  wollten,  da 
wurde  von  liberaler  Seite  protestiert  g«gen  diese  \^er\vcndun£^  von  Steuer- 
feldern zu  einseitig  konfessionellen  Zwecken.    Der  Protest  wurde  durchgetührt, 
und  der  Verwaltungsgerichtshof  entschied  gegen  die  Kommune. 
LUEGER  war  berühmt  geworden  als  Führer  der  Opposition  im  Gemeinderat, 
als  noch  die  Uberale  Partei  am  Ruder  war.    Sein  rücksichtsloses  Vorgehen 
erwarb  ihm  die  Sympathieen,  die  Anhänglichkeit  des  Kleinbürgertums.  Er  be- 
kämpfte die  schlechte  P^inanzwirtschnft,  die  Korruption,  den  Nepotismus.    Kr  1 
wendete  sich  in  aggresivster  Weise  gegen  die  Institution  der  bezahlten  Stadt-  | 
rate  und  nannte  deren  Remunerationen  eine  Verschwendung  der  Steuergelder.  | 
Die  Christlichsozialen  aber  haben  die  Stadtratstellen  vermdirt,  so  gross  war  j 
der  Andrang  ihrer  Parteigenossen  zur  Futterkrippe  der  Partei.     Hunderte  1 
warteten  nuf  die  Belohnung^  für  g^nte  Agitations-  und  Wahldienstc.    Alle  Stellen  ' 
wurden   mit  christ^lichsozialcn   l'artciinännern   besetzt.     An   nianchei  S'tcllcn 
kamen  die  Unfähigsten,  was  am  markantesten  beim  Avancement  der  Lehrer 
zum  Ausdruck  kam.  Aber  sie  hatten  den  Erfolg  für  sich.  Bei  der  ersten  Wahl 
auf  Grund  der  neuen  Wahlordnung  für  dtm  Reidisrat  eroberten  sie  alle 
Mandate  der  fünften  Kurie  in  Wien  und  Niederösterreich.    Sie  eroberten  den 
Landtag  und  bekleideten  einen  ihrer  brutalsten  und  protzigsten  Parteimänncr. 
Strobach,  mit  der  Würde  eines  Landmarschallsteil  Vertreters.  Ausserdem  war  die- 
ser Strobach  erster  Vizebürgermeister  und  auch  sonst  noch  Inliaber  gut  dotierter 
Stellen.  Als  er  kürzlich  starb,  wurden  viele  Posten  frei  und  doch  nicht  genug, 
um  allen,  die  danach  haschten,  zu  genügen.  Um  besser  auszukommen,  schuf  man 
noch  eine  —  natürlich  besoldete  —  dritte  \'i7.cbüri,^rmci<tcrstelle.    An  den 
Posten  Strobachs  als  V^izebürgermeister  rückt  der  oben  «genannte  Herr  Bielohla- 
wek:  er,  der  in  jedem  Arbeitslosen  einen  Vagabunden  sieht,  der  bei  einer 
Arztedebatte  im  Landtag  von  einem  berühmten  Operateur  als  OkrwaschMieb 
sprach,  wird  mit  der  Aufsicht  über  Waisenhäuser,  Irrenanstalten,  Armenhauser 
und  Spitaler  betraut ! 

El.VZUi  im  Reichsrat.  im  Parlament,  können  die  Christlichsozialen  nicht  zur  ' 
Bedeutung  gelangen,  so  feil,  so  servil  und  gemein  sie  sich  auch  benehmen.  Sic 
sind  immer  dynastisch,  sie  schwelgen,  wenn  sie  Kanonen  bewilligen  können,  . 
niemand  aber  nimmt  sie  ernst  Selbst  Dr.  Lu<^er,  der  Verherrlidit^  Hoch- 
verehrte, verfällt  dem  Hohngelächter,  wenn  er  in  der  Pose  des  Erretters  Öster»  ' 
reichs  oder  des  Vemichters  der  .Sozialdemokratie  auftreten  möchte.  1 
UND  Ha  SS,  wütender,  sinnloser  Ilass  geilen  die  Sozialdemokratie  wird  von 
ihnen  bei  allen  Anlässen  zum  Ausdruck  gebracht.    Im  Parlament  nannten  sie 
die  Sozialdemokraten  Mörder,  im  Gemeinderat  iMuMtuben  und  Gesindel,  im 
Landtag  Lumpen.    Die  Frauen,  welche  sich  an  sozialdemokratischen  Demon-  j 
strationen  beteiligen,  sind  Dirncft;  Frauen,  die  für  soziahlemokratische  Abge- 
ordnete ap^iticren,  sind  BordcUbcicohucrinncn ;  brauen,  die  ihre  Männer  zuia  j 
Ausharren    bei    Lohnkämpfen    auffordern,    sind    Megären    und  Zuhäitc- 
rinnen.  Das  ist  die  öffentliche  Meinung,  welche  die  christlichsoziale  Presse 
ihrem  Lesepublikum  vermittelt,  das  ist  der  Tenor  christlichsozialer  Versanun- 
lungsreden.    Zu  ihren  Lügen  benutzen  sie  geni  die  Immunität;  der  nieder- 
österreichische  Landtag  hat  künstlich  seine  Sessionen  verlängert,  nicht  ge- 
schlossen, sondern  nur  vertagt,  damit  die  Verleumder  nicht  gerichtlich  belangt 
werden  können. 
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DIE  Christlichsozialcn !  Was  lässt  sich  ihnen  nicht  alles  an  Verworfenheit 
nachweisen !  Sie  haben  das  öffentliche  Leben  vergiftet,  die  niedrigsten  Instinkte 
haben  sie  wachgerufen.  Die  Entstdrang  christlichsozialer  Macht  fiel  in  eine 
Zeit  allgemeiner  Entwickelang:  was  an  kommenden  Werken  geschaffen  wurde» 
hatte  anch  unter  einem  anderen  Bürgermeister  geschehen  müssen ;  die  Christlidi- 
sozialen  aht  r  reklamieren  alles  zu  ihrem  Ruhm  und  bekleiden  Dr.  Karl  Ltt^^ 
mit  dem  Kpitethon  des  grossen  Bürgermeisters. 

DAS  schwärzste  Kapitel  in  der  Geschichte  der  christlichsozialen  Partei  ist  ihr 
Verhalten  zur  Schule.  Hier  haben  sie  Sünde  auf  Sünde  gehäuft  Alle 
städtischen  und  Landeslehranstalten  haben  sie  mit  diristlichsozialen  Partei- 

männem  besetzt.  Auf  die  Pädagogik  wurde  wenig  gesehen,  die  Gesinnung 
war  das  Entscheidende.  So  konnte  es  kommen,  dass  ein  Mann,  der  bei  Gericht 
wegen  im  trunkenen  Zustand  begangener  Strassenexzesse  sich  verantworten 
musste,  als  Lehrer  an  das  städtische  Pädagogium  kam.  Das  Denunziantentum 
schoss  üf^ig  empor.  Ein  Verein  der  Lehrer  uud  Sehtdfreunde  wurde  ge- 
gründet, den  man  nur  den  Streherverein  nennt,  da  ihm  jene  christlichsozialen 
Lehrer  angehören,  die  in  Lueger  ihren  Herrn  und  Meister  sehen  und  die 
Ideale  einer  freien  Schule  vollständig  verleugnen.  Wiederholt  wurde  einzelnen 
•  Mitgliedern  dieses  Vereins  vor  Gericht  Denunziantentum,  Verräterei  und  Ge- 
sinnungswechsel nachgewiesen.  Diese  Kategorie  Lehrer  hat  Aussicht  auf  Avan- 
cement, andere  werden  übergangen,  ob  sie  sich  auch  ein  Jahrzehnt  und  länger 
im  Schuldienst  redlicli  ^''  P'sgt  haben.  Müssen  doch  auch  die  Lehrer  bei  ihrer 
Anstellung  in  die  Hand  Luegcrs  den  Kid  schwören,  niemals  Schönerianer 
(deutschnational)  oder  Sozialdemokrat  zu  werden.  Die  Christlichsozialeit 
haben  die  Lesebücher  auf  den  neuen  Ton  eingerichtet,  für  Volks-  und  Bürger- 
schule wurde  der  wöchentliche  Kirchengang  eingeführt  Die  Teilnahme  an 
Prozessionen  wird  immer  mehr  zum  obligatorischen  Gegenstand.  Die  Note 
in  Religion  ist  entscheidend  für  das  Fortkommen  der  Kinder  in  der  Schule. 
WIEDERHOLT  misslang  es  den  Christlichsozialen,  die  Schule  durch  reak- 
tionäre Gesetze  zu  verschlechtem.  Ntm  endlich,  da  sie  auch  im  Landtag 
herrschen,  i^aubten  sie  die  Zeit  für  gekommen,  im  eigenen  Wirkungskreis  die 
Schule  nach  ihrem  Sinne  zu  reformieren.  Dem  Landtage  wurde  im  Oktober 
vorigen  Jahres  ein  Schulreformcntwurf  für  N  iederöstcrreich  vorgelegt. 
Dr.  Gcsmann  —  auch  'lieber  Name  bedeutet  ein  System  —  ist  fitr  Vater  des 
Entwurfes,  und  er  kämpfte  um  ihn  mit  aller  Leidenschaft.  Genosse  S  e  i  t  z , 
der  einzige  Sozialdemokrat  im  Landtag,  kämpfte  mit  bewunderswertem  Mute 
gegen  den  real^nären  Entwurf.  Seine  fachmännische  Kritik  trieb  Gesmann 
zu  schäumender  Wut;  so  oft  Settz  das  V/nri  ergriff,  gab  Lueger  ein  Zeichen, 
und  alle  bis  auf  Gesmann  verltessen  den  Saal.  In  dieselbe  Zeit  fiel  die  durch 
die  Tagespresse  reichlich  bekannte  Geburtstagsaffarc  des  Dr.  Lueger,  und  der 
Hass  gegen  die  Sozialdemokratie  steigerte  sich  bis  zur  Besinntmgslosigkeit. 
Es  kam  so  weit,  dass  Settz  im  Landtag  erklärte,  er  werde  jeden,  der  Hand  an 
ihn  lege,  mit  dem  Revolver  niederschiessen. 

DIE  Aktion  Seitz*  im  Landtag  wurde  unterstützt  durch  eine  grossartige  Be- 
wegung der  .-Xrljciterschaft.  Alte  Männer  weinten  vor  Erbitterung,  wenn  ihnen 
in  Versammlungen  erzählt  wurde,  was  die  Christlichsozialen  mit  der  Schule 
planen.  Wie  raffiniert  war  der  ganze  Entwurf  ausgcdaditt  Bei  der  Knech- 
tung, bei  der  geistigen  Verkrüppelung  der  Ldirer  sollte  angefangen  werden,  um 


626 


ADELHEID  POPP  •  DIE  CHRISTUCHSOZIALE  PARTEI  IN  ÖSTERREICH 


die  geistige  Unterdrückung  der  Kinder  um  so  sicherer  durchführen  zu  können. 
Am  empörendsten  an  der  christlichsozialen  Schulreform  wirkte  die  Absicht, 
die  Erziehung  der  Lehrer  in  Iderikale  Hände  zu  geben.  Grossautige  Snb* 
ventionen  für  die  Merikalen  Lehrerbildungsanstalten  waren  vorgesehen. 
Katholische  Schulbrüder  und  Jesuiten  sollten  die  Lehrerbildner  werden,  wie 
sie  es  zum  Teil  ja  schon  jetzt  sind.  Alle  Vorsorge  war  getroffen,  um  in  einigen 
Jahren  ganz  Niederösterreich  mit  klerikalen  Lehrern  zu  überschwemmen. 
Dazu  kam  der  vorgesehene  Einfluss  der  Ortspfarrer  auf  die  Schule,  überall 
-  die  Unterordntuig  der  Lehrer  unter  den  Icatholisd^en  Pfarrer.  Die  Arbester- 
Schaft  demonstrierte  und  zog  vor  die  Palais  des  Ministerpräsidenten  und  des 
Ministers  des  Innern  mit  der  Forderung,  die  Schulgesetze  nicht  zu  sank- 

tionieren 

DIE  Arbeiter  erreichten  einen  teiiwcisen  Erfolg.  Die  Regierung  sandte  dem 
Landtag  die  Sdiulgesetze  zurück  und  trug  den  Wünschen  der  Arbeiter  in 
einigen  Punkten  Rechnung.  In  der  nächsten  Sitzung  des  Landtages 
wurde  beschlossen,  eine  städtische  X^hrerbildungsanstalt  zu  errichten.  Dieser 

Kampf  um  die  freie  Schule  hat  eine  andere  Frage  aufgerollt.  Die  Wiener 
Arbeiterschaft  begann  sich  mit  der  Frage  zu  beschäftigen,  ob  man,  angesichts 
der  klerikalen  Angriffe  auf  die  Schule,  die  Religion  noch  als  Privatsache 
betrachten  dürfe.  Die  österreichischen  Parteiblätter  diskutieren  gegenwärtig 
diese  Frage.  V.s  ist  hier  nicht  der  Otk,  darauf  einzugehen.  Sicher  ist,  dass 
ein  grosser  Teil  der  Bevölkerung  in  der  gcwohnheitsmässigen  Anhänglichkeit 
an  die  Kirche  ein  gut  Teil  erschüttert  worden  ist. 

UND  nun  soll  ich  noch  sagen,  wie  sich  die  Christlichsozialen  zur  Frauen- 
frage  verhalten?  In  theoretischer  Bedeutung  verstehen  sie  nidits  davon; 
sonst  urteilen  sie  brutal,  borniert  und  stupid,  wie  eben  der  richtige  Philister 
urteilt.  Die  besprochenen  Schulgesetze  streiften  ja  auch  ein  Stück  Frauen- 
frage. Das  Zölibat  der  Lehrerinnen  wurde  dadurch  eingeführt.  Nach  den 
neuen  Gesetzen  ist  die  Ehe  der  Lehrerin  gleichbedeutend  mit  dem  Verzicht  auf 
ihren  Breuf.  Die  Christlichsozialen  vertreten  die  Ansicht,  dass  die  verheiratete 
Frau  zu  ihrer  Wirtschaft  gdiört,  'damit  sie  nidit  einem  Manne  das  Brot  nimmt. 
Dass  viele  Lehrerinnen  in  Zukunft  auf  das  Eheglück  werden  verzichten  müssen, 
weil  die  Männer,  die  sie  heiraten  wollen,  nicht  in  der  I^age  sind,  Frauen  m  er- 
nähren,  unterliegt  wohl  keinem  Zweifel.  Am  besten  wissen  dies  die  Lelircririru  n 
selbst;  sie  haben  in  cmcr  grossen  \  ersamnüung  gegen  ihre  V'erurteilung  zur 
Ehelosig^t  protestiert.  Allerdings  ohne  Erfolg.  Und  doch  haben  die  Christ* 
lichsozialen  eine  Frauenbewegung,  die  sogar  schon  sdir  vid  von  sich 
reden  machte.  Die  christlichsozialen  Frauen  kämpfen  aber  um  keine  Ziele,  sie 
haben  keine  Forderungen,  ihr  Programm  ist  wahrhaftig  nur:  Dr.  Karl 
Lueger.  Lueger  ist  der  Schöpfer  und  Gründer  des  Christlichen  Frauen- 
bundes, der  bei  den  Wahlen  1897  entstand.  •  Er  umfasst  einige  tausend  Frauen, 
hat»viele  Ortsgruppen  und  entfaltet  bei  politischen  Anlässen  eine  Ieidenschati> 
liehe  Tätigkeit.  Die  Frauen  werden  von  der  Partei  sdir  gehätschelt,  in  ihren  Ver- 
sammlungen sprechen  fast  immer  einige  hervorragende  Führer  der  Partei. 
Nicht  über  Frauenfragen.  Immer  nur  über  das,  was  der  Partei  naheliegt. 
Die  V'erbreitung  der  christlichen  Presse,  das  Einkaufen  in  christ- 
lichen Geschäften,  die  Erziehung  zur  religiösen  Ge- 
s  i  n  n  u  g  etc.  Die  Frauen  sind  der  Pftrtet  nur  Mittel  zum  Zweck.  Ihr  Fanatis* 
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xnus  ist  nützlich,  man  nennt  sie  die  Stützen  der  Partei,  man  schmeichelt  ihnen, 
und  mehr  bedarf  es  nicht   Wenn  Dr.  Lxxger  konun^  oder  ein  beliebter 

Itooperator,  dann  sind  die  Frauen  enthusiasmiert  und  bereit,  für  die  christlich- 
soziale Partei  alles  zu  tun.  Die  Frm'.cn  sprechen  immer  nur  an  letzer  Stelle, 
kurze  Ansprachen,  die  gewöhnlich  mit  einem  Hoch  auf  Dr.  Lueger,  unseren 
hochverehrten  Herrn  Bürgermeister,  dann  mit  einem  Hocli  auf  den  Kaiser  und 
eventuell  noch  nut  einer  Bq^rössui^  an  den  Papst  enden. 
DAS  Oi^an  des  ChristUchen  Frauenbundes  ist  ganz  unbedeutend,  eine  Art 
religiös-patriotischen  Familienblatts.  Die  Mitglieder  des  Bundes  gehören  dem 
Kleinbürgertum  an.  Beamtenfrauen,  Geschäftsfrauen  und  Ilausbesiterinnen. 
Die  Fr.iuenfrage  ist  den  Christlichsozialen  Umsturz  und  Anarchie.  Im  Landlag 
haben  sie  den  Frauen  (bs  Wahlrecht,  das  sie  zu  dieser  Körperschaft  besessen 
hatten,  entzogen,  weil,  wie  Dr.  Gesmann  meinte,  der  Fall  eintreten  könnte,  dass 
die  Frau  fär  einen  anderen  Kandidaten  sein  könnte,  als  der  Mann.  Solche 
Faniilieudifferenzen  müssen  aber  vermieden  werden.  Dr.  Luegcr  wieder  sagte, 
er  sei  gegen  das  Fraucnwahlrecht,  weil  es  einige  reiche  Jüdinnen  bekommen 
würden. 

MEHR  darüber  zu  reden,  wie  die  Christlidisozialen  zur  Frauenfrage  stdien, 
verlohnt  sich  wirklich  nicht.  Gtgtn  die  Ausbeutung  der  Frauen  in  der  In- 
dustrie und  im  Kleingewerbe  haben  sie  noch  nie  etwas  eingewendet,  die  Arbdt 

der  Prolet.nricrinnen  ist  eben  Gottes  IVille. 

WAS  von  Articilern  christlichsozial  ist,  das  sind  Arbeiter,  die  sich  in  Abhängig- 
keit von  der  Gemeinde,  also  von  der  herrschenden  Partei  befinden.  Die 
stadtisdien  Arbeiter  der  Gaswerke,  der  Strassenbahn  etc.  Sie  werden  von  den 
Giristlichsozialen  verraten,  wie  die  Kleingewerbetreibenden  verraten  wurden. 
Die  städtischen  Arbeiter  sind  geknechtet  unrl  gcknrtct  tind  werden  als  Stimm- 
vieh kommandiert.  Wehe,  wenn  sich  einer  aufzulehnen  wagt !  Dr.  Lueger 
schwingt  unerbittlich  die  liungerpeitschc,  ec  will  Herr  in  seinem  Hause  sein, 
wie  irgend  ein  anderer  bornierter  Grossuntemehmer  ....  Dr.  Lu^r  hat  ja 
«inen  Trost  bei  allen  WortMchen  und  Verrätereien,  die  «r  und  seine  Partei 
begehen.  Hat  sich  da.^  Sündenmass  angehäuft,  dann  zieht  er  nach  Rom  zum 
Pantofifelkus.s ;  entsühnt  und  neu  gestärkt  zu  christlichem  Handeln  kehrt  er  dann 
heim  und  überbringt  dem  christlichen  Wien  den  päpstlichen  Segen. 

XXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXXX 

JAMES  KEIR  HARDIE  •  UNTERSCHIEDE  ZWISCHEN 
DER  ENGLISCHEN  UND  DER  KONTINENTALEN 
ARBEITERBEWEGUNG 

ER  langsam!  Fortschritt  der  sozialistischen  Bewegung  in  England 
hat  unseren  Genossen  auf  dem  Kontinent  oft  Anlass  zu  Betrach- 
tungen gegeben.  Ihnen  scheint  es  unerklärlich,  dass  in  einem  Lande 
mit  freiheitlichen  politischen  Institutionen,  in  dem  die  arbeitende 
Klasse  eine  fiberwütigende  Macht  durdi  du  Stimmreeht  ausübt, 
his  jetzt  so  wenig  gcschaflfen  ist,  um  eine  wirkliche  sozialistische  PartM  ZU 
schaffen.  Die  Aufgabe  dieses  Artikels  soll  es  sein,  einige  der  Ursachen  auf- 
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zudecken,  die  dahin  gewirkt  haben,  den  }-"ortschritt  der  sozialistischen  Bc- 
w^^ng  zu  verzögern,  und  dann  die  gegenwärtige  Situation  darzustellen. 
WENN  es  lange  gedauert  hat,  bis  unser  Land  einen  Anfuig  gemacht  hat,  so 
hoffe  ich,  dass  nun,  wo  dieser  Anfaiy  da  ist,  der  Fortschritt  umso  gewaltiger 

sein  wird. 

VOR  hundert  Jahren  war  die  arbeitende  Klasse  in  Grossbritannien  in  einet» 
heftigen  Kampf  um  die  politische  Emanzipation  verwickelt.  Ein  bedeutender 
Teil  des  Bürgertums,  das  gerade  damab  zu  Ansehen  gelangt  war,  nahm  tätigei» 
Anteil  an  der  Agitation,  und  im  Jahre  1832  wurde  die  erste  Refbrmvorlage 
angenommen.  Als  Massnahme  zur  Befreiung  der  Arbeiter  war  das  Gesetz 
wertlos;  es  war  nur  das  erste  sichtbare  Zeichen,  dass  die  Tage  des  Feudalis- 
mus in  diesem  Lande  gezählt  waren,  und  dass  die  Plutokratie  ihren  Anspruch 
auf  Teilung  der  Herrschaft  des  Landes  mit  der  Aristokratie  erhoben  hatte. 
Die  Arbeiterklasse  merkte  bald,  dass  sie  fibeigangen  war,  dass  die  Refon» 
sie  nicht  mit  cinbegrifT,  und  daraus  entsprang  eine  neue  Bewegung,  der  Ge- 
schichte unter  dem  Namen  Chartismus  bekannt,  die  sehr  schnell  grosse  Dimen- 
sionen annahm.  Sic  erstrebte  das  allgemeine  Wahlrecht  für  ^^änner  und 
Diäten  für  die  Abgeordneten,  sowie  andere  Reformen,  die  zu  einem  echt  demo- 
kratischen Regierungssystem  gehören.  Es  war  im  grossen  und  ganzen  eine 
klassenbewuBste  Bewegung,  aber  ihre  Schwäche  la^  in  der  Tatsache,  dass  die 
meisten  ihrer  Wortführer  den  Mittelschichten  entstammten.  Im  Zenith  ihrer 
Macht  und  gerade,  als  sie  den  herrschenden  Klassen  gefährlich  zu  werden 
begann,  setzte  die  Freihandelsbewegung  ein  —  in  Szene  gesetzt,  finanziert  und 
geleitet  von  den  eben  politisch  emanzipierten  Fabrikanten  ~  und  lenkte  die 
Aufmerksamkeit  der  Arbeiter  vom  Ouurtismus  auf  den  Freihandel  Die  Folge 
Arar,  dass  keine  weitere  freiheitliche  Reform  erlangt  wurde,  bis  1867,  wo  eine 
Vorlage  durchging,  die  das  Wahlrecht  zum  Parlament  den  HaushaUungsvor- 
sländcn  in  den  .Städten  verlieh;  im  Jahre  1884  wurde  dieses  Recht  nach  einer 
weiteren  Agitationsperiode  auch  auf  die  Hausväter  auf  dem  Lande  ausgedehnt, 
Seitdem  haben  keine  politischen  Verinderungen  mehr  stattgefunden,  und  ob- 
gideh  die  Frauen  vollständig  vom  Wahlrecht  ausgeschlossen  sind  und  unver- 
heiratete Männer  nur  dann  auf  die  Liste  der  Wähler  gesetzt  werden  können, 
wenn  sie  über  ein  gewisses  Einkommen  verfügen,  besitzen  die  Arbeiter  jetzt 
doch  sieben  Zehntel  der  Wählermacht.  Sie  sind  demnach  die  tatsächlichen 
Herren  des  Parlaments,  das  sie  alle  vier  oder  ffinf  Jahre  wählen. 
IN  Vdchem  Schritt  mit  der  politischen  Agitation,  die  ich  hier  kurz  skizziert 
habe,  entwickelten  sich  unsere  wirtschaftlichen  Verhältnisse  aufs  rascheste. 
England  war  in  Wirklichkeit  die  Werkstatt  der  Welt,  und  Napoleons  ver- 
ächtliche lUTiurkung,  wir  seien  eine  Nation  von  Krämern,  übertrieb  nicht. 
Arbeit  war  im  allgemeinen  im  Übcrfluss  vorhanden,  mit  Ausnahme  einer  ge- 
legentlichen Handelskrisis,  und  während  der  Arbeitstag  verkürzt  wurde,  stiegen 
die  Lohne  —  eine  Tatsache,  die  die  Arbeitsverhältnisse  im  allgemeinen  kenn- 
zeichnete. Die  Freihandelsdoktrin  des  laisscr  faire  hatte  einen  solchen  Ein- 
fluss  auf  die  Gemüter  der  Arbeiter  und  speziell  ihrer  Führer  gewonnen,  das» 
jeder  Gedanke  an  Staatsintervention  verpönt  war.  Die  Selbsthilfe  war  zu 
einem  Fetisch  geworden,  und  die  Arbeiter  glaubten  fest,  dass  ihre  einzige  Hoff- 
nung auf  Rettung  im  Gewerkschaftswesen,  im  Genossenschaftswesen  un  l  in 
den  Friendly  Socieiies,  den  VereinigungeD  zur  Unterstatzung  bei  UnfäUe%. 
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Krankheit,  Todesfall  und  zur  Auszahlung^  von  Alterspensioncn,  Inp.  Alle  diese 
Einrichtungen  blühten  in  erstaunlichem  Masse  auf:  gegenwärtig  sind  von  den 
14  Millionen  Lohnarbeitern  2Vij  Millionen  Mitglieder  der  Gewerkschaften,  deren 
angesammelte  Fonds  nahezu  an  100  Millionen  Mark  heranreichen,  und  deren 
jäbtlicbe  Ansgabien  für  verschiedene  Zwecke  die  Summe  von  40  Millionen 
M^k  übersteigen.  In  den  Genossenschaften  sind  2103264  Mitglieder  orga- 
nisiert, mit  einem  angesammelten  Kapital  von  824  Millionen  Mark,  einem 
jährlichen  Umsatz  von  386Vi  und  einem  Cberschuss  von  180  Millionen  Mark, 
das  unter  die  Mitglieder  verteilt  wird.  Das  Vermögen  der  Unterstätzungsver- 
einigungen beträgt  860  Millionen  Mark»  und  die  Baugenossensdiaften  verfugen 
über  einen  Kredit  von  1240  Millionen  Mark.  Die  führenden  Kopfe  der  Arbeiter- 
bewegtmg  hatten  ihre  ganze  Energie  in  diesen  Bcwegimgen  zur  Verbesserung 
ihrer  Lage  erschöpft,  und  wenn  sie  sich  mit  politischen  Angelegenheiten  be- 
fasstcn,  so  geschah  es  als  Mitglieder  einer  der  grossen  überkommenen  poli- 
tischoi  Parteien.  Sie  trennten  ihre  politischen  von  ihren  Arbeiterinteressen. 
In  den  Werkstätten  waren  sie  LohncmpfäiiL^cr ;  an  der  Wahlurne  wiegten  sie 
sich  in  der  Illusion,  Bürger  zu  sein,  die  für  das  Wohl  ihres  Landes  stimmten. 
Von  Zeit  zu  Zeit  waren  sie  in  der  Lage,  vom  Parlament  den  Lrlass  einer  kleinen 
fabrikgesetzlichen  Bcstinunung  zum  Schutze  von  Leib  und  Leben  zu  er- 
zwingen, aber  selbst  ein  so  hannloser  Vorschlag,  wie  die  Forderung  des  Acht- 
stundentages durch  das  Gesetz,  wurde  ihren  Führern  als  ein  Widerspruch  gegen 
ihre  manchesterlichen  Prinzipien  entgegengehalten.  Stets  war  auch  eine  kleine 
Anzahl  von  Liberalen  vorhanden,  die  sich  in  politischen  Anj^^elegenheiten 
radikal  gaben,  und  die  die  Arbeiter  nun  einmal  als  ihre  natürliche  Ver- 
tretung im  Parlament  zu  betrachten  sich  gewohnt  hatten.  Nehmen  wir  zu 
alt  dem  die  Tatsadije^  dass  ein  grosser  Teil  der  ei^fliscfaen  Geistüdiea  sch^ 
demokratisch,  frei  von  staatlicher  Beeinflussung  und  fast  ganz  auf  die  frei- 
willigen Beiträge  ihrer  Gemeindemitglieder  angewiesen  ist,  so  wird  es  uns  klar 
werden,  dass  in  diesem  Lande  Einflüsse  am  Werk  gewesen  sind,  die  auf  dem 
Kontinent  praktisch  unbekannt  sind,  und  die  allesamt  darauf  hingewirkt  haben, 
das  Aufkommen  des  Gedankens  an  dne  angesprochene  Klassenpartei  der  Ar- 
heiter  im  Volke  zu  verhindern. 

VOR  zwanzig  Jahren  nahm  der  Sozialismus  in  England  zum  erstenmal  cino 
organisierte  Form  an,  als  die  Social  Devtocratic  Federation  gegründet  wunie. 
Ihre  Gründer  macht^  indessen  den  Fehler  —  einen  sehr  natürlichen  Fehler 
übrigens — ,  nicht  nur  den  Sozialismus  selbst  aus  dem  Kontinent  und  speziell  aus 
Deutschland  importieren  zu  wollen,  sondern  auch  die  besonderen  Dogmen, 
Doktrinen  und  Propagandamethoden,  die  den  politischen  \'erh;iltnisscn  Deutsch- 
lands angemessen  und  in  der  Tat  in  diesem  Lande  unentbehrlich,  die 
aber  infolge  der  gänzlich  verschiedenen  sozialen,  wirtschaftlichen  und  poli- 
tischen Verhältnisse  in  Ei^land  hier  absolut  unangebracht  waren.  Die  Folge 
war,  dass  die  Bewegung  sehr  wenig  Fortschritte  machte,  bis  im  Jahre  1893 
die  Indcpendent  Labour  Party  gegründet  wurde.  Von  Anfang  an  versuchte 
diese  Partei,  in  engster  Verbindung  mit  den  Gewerkschaften  zu  arbeiten.  Statt 
die  Gewerkschafts-,  die  Genossenschafts-  und  die  Temperenzbewegung  herab- 
zusetzeii  und  zu  verspotten,  nahm  sie  ihnen  gegenüber  eine  sympadiisdie  Stel- 
lung ein,  dabei  gleichwohl  auf  ihre  Unzulänglichkeit  als  Methoden  zur  Losung 
der  sozialen  Frage  hinweisend.   Femer  hat  die  Indep^näetti  Labonr  Party, 
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wenngleich  sie  niemals  ihren  Sozialismus  verheimlicht  oder  in  den  Hinter- 
grund gestellt  hat,  doch  stets  anerkannt,  dass  eine  Arbeiterpartei,  aucli  wenn 
sie  nicht  rücklialtlos  sozialistisch  ist,  wenn  sie  aber  getrennt  und  unterschieden 
von  den  bestehenden  poHtischen  Parteien  gebildet  werden  kann,  schliesslich 
dahin  fuhren  wird,  die  Arbeiterbewegung  in  England  in  eine  Linie  mit  der 
Bewegung  auf  dem  Kontinent  zu  bringen.  Die  meisten  von  ihrL.i  führenden 
Mitg-licdern  waren  auch  hervorrademlc  Cicwerkschaftcr  und  blieben  stets 
in  enger  Fühlung  mit  allen  Arbeiternr}:janisatinneii.  Hie  I luicpcndcnt  Labour 
Party  nahm  nun  sehr  lebhaften  Anteil  an  den  Wahlen  und  entialietc  eine  Pro- 
paganda, die  Zehntausende  erreichte»  für  die  der  Sozialismus  bis  dahin  etwas 
Verdammenswertes  gewesen  war.  Ihre  Flugblätter  und  Streitschriften  wurden 
zu  Hunderttausenden  jedes  Jahr  abgesetzt;  als  ihre  Macht  wuchs,  suchten 
sich  die  führenden  Politiker  und  Leitungen  der  anderen  Parteien  ilire  Inihrer 
heraus,  um  auf  sie  ihre  speziellen  Angriffe  und  Denunziationen  loszulassen,  was 
aber  nur  den  Erfolg  hatte,  ihr  die  tätigen,  kraftvollen  Mitglieder  der  Gewerk- 
schaften zuzuführen,  und  ihren  Einfluas  bei  den  Arbeitern  steigerte.  Die  Redner 
und  Schriftsteller  der  Indcpendcnt  Labour  Party  haben,  währoid  sie  den  Sozia- 
lismus immer  in  den  X'ordergrund  stellten,  dies  doch  stets  in  einfaehen,  dem 
Volke  verständJichcn  Ausdrücken  getan.  Sie  haben  sich  von  jeder  dogma- 
tischen Darstellung  frei  gehalten,  da  sie  der  Ansicht  waren,  dass  eine  solche 
vielleicht  in  die  Lehrsäle  einer  Universität,  aber  nidit  in  eine  Volksversamm- 
lung gehöre.  Mit  einem  Wort,  die  Indcpcndcm  Liibour  Party  hat  den  Sozialis- 
mus dorn  politischen  Leben  und  Denken  Eiif^lands  au fq;epfropft.  wie  ein  G.ärtner 
eine  Art  Zweig  auf  einen  anderen  pfropft,  und  infolgedessen  ist  der  Sozialis- 
mus nicht  länger  ein  Begriff  oder  eine  Abstraktion,  sondern  ein  lebendes  Prin- 
zip, das  die  Tätigkeit  der  Gemetnderate  anspornt,  in  denen  die  Independeni 
Labour  Party  Plünderte  von  gewählten  Vertrteren  sitzen  hat,  und  das  die  Atmo- 
sphäre des  Parlaments  se]l)st  durchdringt. 

DAS  Resultat  dieser  gan7.en  Arbeit  ist,  dass  die  sozialistische  ResolutifMi  heute 
stets,  ohne  Widerspruch,  auf  den  jahrlichen  Gewerkschaftskongressen  ange- 
nommen wird,  die  praktisch  die  ganze  Gewerkschaftsbewegung  darstellen.  Ei 
liegt  mir  fem,  zu  behaupten,  dass  alle,  die  auf  diesen  Kongressen  für  den 
Sozialismus  stimmen,  Sozialisten  sind.  Bei  einigen  älteren  Leuten  ist  ihr  Votum 
der  Ausdruck  des  Gefühles,  dass  es  nicht  gut  sei.  gegen  das  Schicksal  zu 
kämpfen;  während  bei  anderen  das  Votum  mehr  der  Ausdruck  eines  frommen 
Wunsches,  als  einer  politischen  t)berzeugung  ist,  die  f&r  sie  ein  führendes 
Prinzip  in  ihrem  politischen  Denken  und  Tun  wäre.  Wenn  idi  dies  anstands- 
los zugebe,  so  ist  doch  die  Tatsache,  dass  die  Resolution  für  den  Sozialismus 
überhaupt  unwidersprochen  durchgeht,  ein  Zeugnis  für  die  .Stiirke  und  Be- 
deutung, die  die  sozialistische  Bewegung  heute>  erreicht  hat  Die  Genossen- 
schaften und  Unterstützungsvereinigungen  sind  noch  nicht  so  wdt  vorge- 
schritten, wie  die  Gewerkschaften,  aber  sie  bewegen  sich  auch  auf  den  Sozia- 
lismus zu. 

SEIT  1S99  ist  zwischen  der  Indenpendrnt  Labour  Party  ut»d  den  Geweric- 
schaften  ein  Bündnis  zu  politischen  Zwecken  abgeschlossen  worden.  Beide 
haben  sich  über  die  Notwendigkeit  einer  Arbeiterpartei  geeinigt,  die  die  Inter- 
essen der  Lohnarbeiter  wahrzunehmen  hat,  imd  die  als  eine  besondere  Partei 
im  Pariament  existieren  muss.   Mit  sehr  geringen  Ausnahmen  haben  die  Ge- 
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werkschaften  ihre  Zustimmtuig  zu  dieser  Politik  gegthen,  und  die  Folge  Ist» 
dass  Gewerkschafter  und  Sozialisten  gegenseitig  ihre  Kandidaten  bei  den  Wah- 
len unterstützen. 

KIN  grosser  Anstoss  wurde  dieser  Bewegfung  durch  einige  neuere  Entschei- 
dungen der  Gerichtshöfe  gegeben,  durch  die  die  Gesetzgebung,  die  dreisig  Jahre 
vorher  Streiks  und^Arbeiterverlnndungen  für  zulässig  erklärte,  praktisch  an- 
nulliert worden  ist.  Femer  sind  die  Fonds  zu  Cntsdiädigungen  an  die  Unter- 
nehmer herangezogen  worden  für  erlittene  Verluste  infolge  von  Streitigkeiten 
mit  den  Arbeitern,  und  zwar  in  einem  Gesamtbetrage  von  mehr  als  5  Millionen 
Mark.  Die  Gewerkschafter  sind  daher  gezwungen,  der  Tatsache  ins  Auge  zu 
schauen»  dass  ue  auf  die  Politik  angewiesen  sind,  nicht  allein,  um  neue  Gesetze 
zam  Schutze  der  Rechte  ihrer  Oi^nisationen  und  deren  Fonds  zu  erlangen, 
sondern  auch,  um  Verbessenmgen  ihrer  Arbeitsbe<lingungen  durchzusetzen,  in 
v.elchcr  Hinsicht  sie  sich  früher  allein  auf  ihre  Verbände  vcrlie?sen. 
F>El  den  nächsten  allgemeinen  Wahlen  werden  80  oder  85  Gewerkschafts-  und 
sozialistische  Kandidaten  aufgestellt  werden.  Davon  sind  mehr  als  die  Hälfte 
erklärte  Sozialisten;  die  meisten  sind  Mitglieder  der  Indenpendent  Labour 
Forty,  Ich  fühle  mich  daher  berechtigt,  zu  wiederholen,  dass,  obgleidi  es  lange 
gedauert  hat.  bis  der  Sozialismus  in  Grossbritaimien  einen  Anfang  gemacht 
hat,  er  nicht  lange  brauchen  wird,  um  die  Bewegung  in  den  Ländern  des  Kon- 
tinents einzuholen.  Der  konservative  Einfluss,  den  die  vorher  genannten  Orga- 
nisationen auf  die  Gemüter  einer  grossen  Zahl  von  Arbeitern  ausübten,  weidit 
dem  neuen  Licht,  das  die  sozialistische  Propaganda  auf  die  wirtsdiaftlichen  und 
politischen  Verhältnisse  wirft. 

UN'SERE  Genossen  in  Dcutschlaiul  und  anderen  Teilen  des  Kontinents  haben 
%oii  Anfang  an  praktisch  die  g.iuzc  .'\rl)eiterbewegung  unter  ihrer  Kontrolle 
gehabt.  Sic  sind  es  gewesen,  die  Gewerkschaften,  Genossenschaften  und  Unter- 
stützungseinriditungen  geschaffen  haben,  und  sie  haben  daher  nicht  die  Auf- 
gabe gehabt,  die  selben  erst  zu  sozialistischen  Prinzipien  zu  bdcehren.  SSe 
hal>en  dieser  Tatsache  vielleicht  nicht  genügend  Rechnung  getragen,  wenn 
sie  den  zurückgebliebenen  Stand  der  sozialistischen  Bewegung  in  England  be- 
urteilten. Auf  der  anderen  Seite  hat  unsere  Situation  den  Vorteil,  dass,  wenn 
erst  einmal  die  Geweilcschaften  und  andere  Arbeiterorganisationen  zum  Sozia- 
lismus bekehrt  sein  werden,  wir  dann  das  ganze  Ansehen  für  uns  haben  werden, 
<:.i<  jene  sich  in  langen  Jahren  erfolgreicher  Anstrengungen  erworben  haben, 
l  nser  I'ortschritt  kann  daher  und  wird  wahrscheinlich  schliesslich  den  jedes 
anderen  Landes  in  Europa  übcrtrcticn.  HolTen  wir  es  wenigstens! 
'  IM  Namen  der  Indtn^endent  Lab<mr  Party  emhiete  ich  In  diesen  Spalten 
unseren  dentsdien  Genossen  unseren  aufrichtigen  Gruss  und  versichere  sie, 
dass,  wenn  auch  die  Umstände  in  England  einen  Unterschied  in  der  zu  ver« 
folgenden  politischen  Taktik  und  auch  in  der  Terminologie,  in  der  wir  unsere 
.sozialistischen  Prinzipien  darlegen,  bedingen  mögen,  unser  Sozialismus  selbst 
doch  ebenso  vollwertig  und  unsere  politische  Bewegung  ebenso  entschlossen 
ist,  wie  die  ihre.  Unser  Ziel  ist  eins  mit  dem  ihrigen:  nämlich  die  Schaffung 
einer  sozialistischen  Gesellschaft,  und  wir  vereinigen  uns  mit  ihnen  in  dem 
Ruf  ProUtarier  aller  Länder  vereinigjt  eucht 
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TBT  es  einen  feststehenden  sozialdemokratischen  Standpunkt 
der  Frauenfrage?  Oder  ist  nicht  gerade  auch  in  der 
i^uzialtstischcn  Bewegung  die  Frauenfragc  völlig  ungeklärt?« 
So  fragte  ich  in  dieser  Zeitschrift*),  and  die  Antworten, 
die  bisher  von  den  verschiedensten  Seiten  darauf  erfolgt 
sind,  haben  meine  Behauptung  vollständig  bestätigt.  Ja,  ich  bin 
geradezu  überrascht  darüber,  \v  i  e  von  berufenster  Seite  diese  Frage  behandelt 
wird:  ohne  jede  EinhcitHchkcit,  ohne  ein  bestimmtes,  erkennbares  Ziel,  ja,  ohne 
eine  andere  Grundlage,  als  das  persönliche  Empfinden.  Und  ferner:  Mit  Aus- 
nahme der  Genossin  Ihrer  haben  alle;  die  gegen  meine  Darlegungen  polemi- 
sierten, mehr  oder  weniger  den  alten  marxistischen  Standpunkt  preisgegeben 
oder  haben  ihn  doch  wenigstens  nicht  im  geringsten  zu  verteidigen  versucht. 
Am  meisten  scheint  sich  die  Genossin  Zetkin  gemausert  zu  haben,  wie  wir 
gleich  sehen  werden. 

FREILICH  fällt  es  mir  ziemlich  schwer,  den  eigentlichen  Standpunkt  meiner 
Kritiker  aus  ihren  Erwiderungen  kennen  zu  lernen.    Denn  nur  wenig  Uar 

und  bestimmt  fand  ich  ausgesprochen,  was  sie  wollten.  Mehr  Gefühlsausbrüche 
und  .'\uf Wallungen,  dass  einem  bange  werden  konnte.  Aber  an  Tatsächlichem 
entnahm  ich  nicht  viel  aus  alledem.  Nur.  dass  ich  ein  I'lulistcr,  ein  Spu'ss- 
biirger,  ein  Reaktionär,  ein  Krähwinkclcr  bin  mit  meinem  »kleinbürgerlichen 
Vemarrtsdn  in  eine  Schneckenhauswelt«*)  —  das  habe  ich  recht  deutlich 
vernommen.  Aber  das  habe  ich  ja  auch  gar  nicht  anders  erwartet.  Das  Menschen- 
mögliche in  diesem  Punkte  geschieht  von  Seiten  der  Genossin  Zetkin  in  <ler 
Gleichheit.  Auf  die  liebenswürdige  .Ausdrucksweise  gehe  ich  nicht  ein.  Dar.TJi 
gewöhnt  man  sich.  Und  Genossin  Zetkin  wird  sich  in  dieser  Hinsicht  nicht 
ändern.  Aber  ihre  Auffassung  über  die  Frauenfraf^  hat  sie  einer  ganz  gewal- 
tigen Revision  unterworfen. 

IN  meinem  Artikel  über  die  Frauenfntge  kam  es  mir  lediglich  daratif  an,  in 
kurzen,  bestimmten  Sätzen  den  Standpunkt  festzustellen,  ckr  bisher  in  unserer 
Partei  öffentlich  von  den  massgebendstcn  Parteigenossen  vortreten  wurde,  k\v\ 
dann  zu  zeigen,  dass  diese  Auffassung  heute  nicht  mehr  hakbar  sei.  Und  nun 
kommt  die  Genossin  Zetkin  und  macht  es  mir  ztmi  Vorwurf,  dass  ich  den 
alten,  von  Kautsky,  Bebel,  Zetkin  u.  s.  w.  bisher  vertretenen  Standpunkt 
heranziehe  tmd  dagegen  noch  polemisiere : 

>Wir  schreiben  1905,  und  gerade  in  den  letzten  Jahren  sind  manche  der  tiefsten, 
iiuierlichsten  Probleme  der  Frauenfrage  erst  aufgeworfen  und  geklart  worden.  .  .  . 
Der  scharfen  sozialdemokratischen  Kritik  an  der  einseitigen  bürgerliclien  Frauen- 
rechtelci  .  .  .*  kommt  zusammen  mit  den  Sclirifteti  von  Laura  Mnrholm  '  !]  ni'.d 
Ellen  Key  [  !J  das  hauptsächlichste  Verdienst  daran  zu.  Ein  leidlich  autmerk^anica 
Studimn  dnr  fraoeniechtlerischen  Literatur  lässt  darüber  keinen  ZweifeU 

Entweder  hat  nun  die  Genossin  Zetkin  die  Laura  Marholm  und  die  Ellen  Key 
nicht  gelesen,  —  was  ich  für  ausgeschlossen  erachte  - — ,  oder  aber,  sie  hat  sich 
von  der  IMarholm  und  der  Key  bekehren  lassen,  l/nd  dann  waren  wir  ja  einig. 
Mit  dem  früheren  Standpunkt  der  Genossin  Zetkin  lässt  sich  dies  aber 

I)  VergL  aeian  Aitik«!  DU  /¥immi0«#I  i«  dieMn  Baode  der  SotUUtHtchtm  iionatslUftt,  p«g.  «58. 
Vetgl.  den  Artikel  Am$  Kräkn/Ma  ia  der  &HM$it,  1905.  No.  «. 
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keineswegs  vereinbaren.  In  ihrer  Abhandlung  in  der  Berliner  Arbeitcr- 
bibUothek  schrieb  die  Genossin  Zetkin  unter  anderm: 

»Das  vom  häaslichen  Herd  umschlossene  Wirken  der  Frau  hatte  bisher  die  Familie 

ziisammenpchaltcn.  <!ic  in  die  Fabrik  verlegte  Tätigkeit  der  Frau  vernichtete  das 
übliche  Familienleben,  legte  aber  auch  den  ersten  Grundstein  zu  der  ökonomischen 
Unabhiogigfceit,  damit  iiberhauiit  za  der  Emannpation  des  weiMiclwn  GiMdiledits. 

.  .  .  Die  Kindererziehung  wird  und  muss  aus  der  Familie  in  die  Gesell- 
schuft verlegt  werden,  sie  wird  und  muss  aus  den  Händen  d«r  Mutter  in 
die  von  Pädagogen  im  weitesten  Sinne  des  Wortes  übergehen.  Die  Frau  wird 
nicht  nur  als  Hauswirtin,  sie  wird  auch  als  Mutter  frei  zur  Austihung  gesellschaft- 
licher Tätigkeit  je  nach  ihrer  individuellen  Befähigung  und  Neigung  und  nach  Mass- 
gabe der  gesellschaftlichen  Bedürfnisse  —  ihre  Stellung  wird  auch  hierin 
mehr  und  mehr  der  des  Mannes  ähnlich  werden....  Die  Mutter 
dem  Kinde  bestimmte)  Erzieherin  und  Pflegerin  für  das  Säuglingsalter,  die 
Stillungs Periode,  nicht  darüber  hinaus.«  Aufgabe  der* Gesellschaft 
ist  die  natürliche  (das  heisst  durch  die  nntiirlichcn  Beziehungen  zwischen  sich  und 
müsse  es  sein,  für  diese  Periode  dem  Kinde  die  Mutter  zu  erhalten.  Habe  aber 
das  Kind  das  Säuglingsalter  äbersehritten,  dann  sei  es  für  die  weitere  Entwickelung 
des  Kindes  gleichgültig,  wer  es  pflege.  Hier  entscheiden  nicht  mehr  natürliche 
unabänderliche  Ursachen,  sondern  die  wechselnden  Verhältnisse  der  GesdU 


Dies  ist  allerdings  der  alte  Standpunkt:  .Die  Entwickelung  treibt  die  Frauen 
der  Rerufsarbrit  zu,  löst  die  Familie  auf.  Die  Gesellschaft  übernimmt  die 
bisher  häuslichen  Arbeiten,  man  wohnt  in  grossen  Phalansterien,  speist  in 
Staatsküchen,  die  Kinder  kommen  nach  dem  Säuglingsalter  in  grosse  Pflcgc- 
tuid  Erziehungsanstalten.  Dadurch  wird  die  Frau  frei  und  dem  Manne  giddi- 
gestellt.  Gegen  diese  gänzlich  veraltete  Anschauung  habe  ich  polemisiert.  Und 
da  nach  der  Genossin  Zetkin  »ein  leidlich  aufmerksames  Studium'  der  frauen- 
rechtlcri.schen  Literatur  .  .  .  darüber  keinen  Zweifele  lässt,  dass  erst  in  den 
letzten  Jahren,  seit  1899,  »manche  der  tiefsten,  innerlichsten  Probleme  der 
Frauenfrage  .  .  .  aufgeworfen  tmd  geklärt  worden«  sind,  so  muss  ich  daraus 
schliessen,  dass  auch  die  Genossin  Zetkin  dieser  Aufklärung  zugänglich  war 
und  sie  ihren  alten  Standpunkt  preisgibt.  Aus  ihren  beiden  langen  .Artikeln 
in  der  Gleichheit  kann  man  dies  zwar  nicht  ersehen,  denn  da  hebt  der  Nachsatz 
stets  den  \  ordersatz  auf,  und  ich  kann  mich  mit  dem  besten  Willen  darin  nicht 
zurechtfinden.  Aber  sie  beruft  sich  auf  die  Marhcdm  und  Ellen  Key  und  die 
Literatur  der  Fraueareciitlerinaen,  die  eine  dnzige  Preisgabe  und  Widerlegui^f 
dos  früheren  Standpunktes  der  Genossin  Zetkin  darstellen. 
WIE  sich  (icnossin  Zetkin  auf  die  Laura  Marholm  berufen  kann,  die  in  der 
Vorrede  ihres  Buches  der  Frauen  den  Satz  Des  Weibes  Inhalt  ist  der  Mann 
aufstellt,  deren  ganze  Beweisführung  darauf  hinausläuft,  dass  der  Beruf  der 
Frau  der  sei,  Gattin  und  Mutter  zu  sein,  ist  mir  unbq^eillich.  Und  nun  gar 
die  Ellen  Key!  Diese  verwirft  sogar  die  politische  Betätigung  der  Frauen! 
Da-s  Wahlrecht  will  sie  schliesslich  ja  den  Frauen  gegeben  wissen.  Aber  sie 
glaubt,  doch  feststellen  zu  müssen,  dass  den  Frauen  ein  Mangel  an  Mut  eigen 
sei,  in  selbständiger  Weise  zu  denken  und  zu  handeln,  auch  ein 
Mangel  an  Einheitlichkeit  und  an  Grossgesinntheit: 

•Was  aber  das  parlamentarische  Leben  selbst  betrifft,  so  muss  ich  zugeben,  dass. 

so  wie  CS  jetzt  ist,  es  einen  grossen  Missbrauch  der  Frauenkraft,  eine  gro<sc  Gefahr 
für  die  Persönlichkeit  der  Frau  Ix'deutcn  würde,  wenn  sie  in  scinv  Interessen  und 


*}  Veigl.  Clara  Zetkin:  DU  Arbetttrinnen-  und  Frautnjragt  der  Gtgintvart  /Üerlin  1889/,  pag.  9 


EDMUND  nSCHER  •  DIE  FUnUE 


Intriguen,  seine  Rücksichten  und  R^^ck.sicIlt^lo^.igkciten  gerogen  würde.  .  .  .  Und 
gewisse  Zeichen  deuten  darauf  hin,  dass,  wenn  die  Frau  zum  Betspiel  durch  die 
pedantische  und  kritische  Weisheit  des  Universitätsstudiums  ihren  natürlichen 
■  Instinkt  abgestumpft  hat,  oder  wenn  sie  nls  Staatsdienerin  /n  männlichem 
Korpsgeist  diszipliniert  wurde,  sie  gerade  jene  Eigenart  veriicri.  die  sie  der  Allge- 
meinheit als  ihren  Einsatz  zu  geben  hatte.  .  .  .  Wenn  einmal  <fie  Frau  mitbeteiligt 
ist,  hoffe  ich  weiter,  dass  es  die  kinderlose  Frau  oder  Mutter  zu  der  Zeit,  wo  die 
Kinder  ihrer  nicht  mehr  bedürfen,  sei»  wird,  die  die  Möglichkeit  benutzen  wird, 
der  Gesellschaft  ihre  Gesichts^)unkte  und  Erfahrungen  zuzuführen.  Die  Mütter 
jedoch,  die  durch  die  Pflege  und  Erziehung  ihrer  Kinder  in  Anspnich  genocn- 
aien  sind,  werden  vemrattich  zu  jener  Zeit  eine  so  hohe  Auffassung  von  der  Be- 
deutung der  Erziehung  als  Gesellschaft  sb  er  n  f  haben,  dass  sie  sich , 
freiwillig  auf  diesen  beschranken  werden.«* ) 

Wie  man  sieht,  spricht  Ellen  Key  von  der  Erziehung  der  eigenen  Kinder 
durch  die  Mutter,  und  sie  nennt  diese  Erziehung  ihrer  Kinder  den  G  e  • 
sellschaf tsberuf  der  Frauen,  die  sich^  soweit  sie  Kinder  haben,  darauf 
beschränken  sollten! 

»Eine  Mutter,  die  wirklich  Erzieherin  und  dabei  gewerblich  oder  öffentlich  tiitip 
sein  will,  wird  nach  jeder  Seite  hin  nichts  Ganzes  leisten,  sondern  mit  geteilter 
Seele  wird  sie  schlechte  Erziehung  und  Arbeit  leisten.  Die  gleiche  Erfahnmg  haben 
alle  Mütter,  die  wirklich  aufrichtig  sind,  auch  gemacht,  das  hcisst  aufrichtig  und 
auch  mit  einem  hohen  Ziele  für  die  Arbeit  und  Erziehung.  Sind  sie  in  beider  Hin- 
sidit  Dilettanten,  dann  geht  es 

Diese  Äusserung  der  Ellen  Key*),  in  Verbindung  mit  der  zuvor  mitgeteilten, 
lässt  ihren  Standpunkt  doch  klar  erkennen,  dass  der  Ik-ruf  der  Mutter  die  Er- 
ziehung ihrer  Kinder  sei.  Und  Ellen  Key  ist  sogar  .so  reaktionär,  dass  sie 
der  Frau  die  gleichen  Fähigkeiten  mit  dem  Manne  abspricht.  Der  Einfachheit 
halber  zitiere  ich  wieder  ihren  Artilrel  in  den  SoMistischen  Monatsheften: 

»Vor  einigen  Jahren  legte  ich  dar,  dass,  obgleich  die  Frau  seit  den  Tagen  der  .Antike 
für  ihre  Tätigkeit  auf  dem  Gebiete  der  Literatur,  der  Musik,  der  bildenden  Kunst 
Freiheit  besessen  und  .Xncrkennung  errungen  hat.  sich  doch  die  Zahl  der  bedeuten- 
den Männer  zu  der  dtr  liedeutenden  Frauen  wie  zehn  zu  eins  verhält,  ein  Ver- 
hältnis, das,  wie  ich  annahm,  feinen  Grund  hauptsachlich  darin  hatte,  dass  die  mütter- 
lichen Funktionen  physiologisch  und  psychologisch  die  Schaffenskraft  absorbierten. 
Dieser  Gedanke  ist  für  alle  s  n  n  n  r  n  k  1  a  r  .  die  irgend  welche  Einsicht  in  jene 
Lebensanschauung  besitzen,  für  die  der  Einheiisgedanke  grundlegend  ist,  denn  che 
naturbestimmte  Verschiedenheit  zwischen  Mann  und  Weib  folgt  aus  der  Einheit, 
die  durch  die  moderne  p^ycbophysische  Wissensdaft  taglich  neue  Bestätigungen 
erhält.« 

Ganz  d.as  selbe  habe  ich  auch  gesagt,  wenn  auch  in  anderen  Worten. 
SEHEN  wir  uns  nun  noch  etwas  weiter  in  der  frauenrcdttierisclien  Literatur  um, 
auf  die  mich  Clara  iSetkin  verweist.  Eines  der  besten  und  wertvollsten  Bucher 

ist  unzweifelhaft  Mutterschaft  und  geistige  Arbeit  von  Adele  Gerhard  und 
Helene  Simon.  Hier  hcisst  e-s  bereits  in  der  Vorrede  Über  das  Verhältnis  ein- 
zelner gt'wcrblichcr  .A^rheitsgcljiete  zur  Mutterschaft: 

»Es  bedarf  nicht  mehr  der  I-'eststcllung.  das>,  es  .sich  hier  in  zahlreichen  Fallen 
um  ein  trostloses,  das  Volkswohl  gefährdendes  Missveiiialtnis  handelt,  wenn  auch 
unzweifelhaft  heute  ein  gänzlicher  Ausschluss  der  jungen  Mutter  VOO  der  indu- 
striellen Tätigkeit  bedauerlicherweise  undenkbar  ist.« 

Ich  lege  das  Schwergewicht  auf  das  bedauerlicherweise,  womit  zum  Ausdruck 

gebracht  wird,  dass  die  Verfasserinnen  die  allgemeine  berufliche  Tätigkeit  der 

«)  Vergl.  EUea  K«y:  DU  Pttmtn  mmd  dtu  WaMntaa  in  d«a  Jotfalfrtte*«  MuMMk^ltm,  vfit, 
n.  Bd.,  pag.  53K>. 

*)  Veifl.  Adele  Gerbard  und  Helene  Simon:  JI/i«iy«rscka/(MI<</«bM<Cilrftctf/B«rlia  1901/,  pag.^si. 
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Frauen  verwerfen.  Die  Erziehung  der  Kinder  soll  in  der  Hauptsache  Auf- 
gabe der  Mutter  sein: 

tSt«11en  wir  uns  nicht  auf  den  Boden  einer  ginzliehen  Ablösung  der  Mutter  durch 

jrtst^nschaftliche  Institutionen,  5;n  rnti<<  anerkannt  werden,  dass  nicht  nur  für  die 
Gegenwart  der  Pflichtgehalt  des  Muttcrberufes  sich  vergryssert  hat,  sondern  dass 
wir  auch  für  die  Zukunft  nur  das  gleiche  erwarten  können.  Ein  feineres  Eindringen 
in  das  Serien Ivlx-n  de-;  Kindes,  in  den  Zusammenhang  zwischen  den  Eindrücken 
und  Einflüssen  der  Kmdheit  und  dem  spateren  Werdegang  der  Persönlichkeit,  wird 
hier  stetigneueGebiete  erschliessen  und  sicherlich  zur  Vertiefung  und 
Erweite  rnnp  der  mütterlichen  Pflichten  führen.  ...  So  segens- 
reich, ja  notwendig  für  die  geistige  und  moralische  Entwickelung  das  Einreihen  in 
eine  Gemeinschaft,  das  Zusammenleben  mit  anderen  Kindern  gleichen  Alters  ist,  so 
muss  doch  als  erglänzendes  Elenn-nt  eine  individualisierende  Beschäftigung  mit  dem 
heranwachsenden  Menschen  hinzutreten.  Diese  Beachtung  und  Pflege  der  persön- 
lichen Sonderheit  ruht  in  der  Hand  der  Mutter,  die  wie  keine  andere  in  das 
Innerste,  Geheimste  der  Eigenart  ihres  Kindes  dringen  kann.  »Auch  bleibt  für  jeden 
Mann,  der  über  Kindererziehung  spricht,  ein  grosses  M3'sterium  bestehen :  die  Mutter- 
Hebe,  Vor  ihrem  gdidmnisvollcn  Wirken  muss  der  Verstand  der  Verständigen  sich 
beugen,  wie  vor  einem  Wunder.« .  Mit  den  feinsten  Fühlfäden  weiss  sie  zu  erspüren, 
zu  erfossen,  was  selbst  der  gerechteste  Erzidier  nidit  vermöchte.  .  .  .  Die  mutterlidie 
Tätigkeit  nuiss  also  nicht  nur  als  ein  Zeit  und  Kräfte  fordernder  Renif  anerkannt 
werden,  sondern  auch  die  Notwendigkeit  einer  geeigneten  Vorbereitung  für  sie  tritt 
—  gerade  je  mehr  die  Frau  zur  Persönlichkeit  erwacht  und  die  ihr  gegebene  Auf- 
gabe selbsttätig  zu  beherrschen  strebt  —  greifbarer  zu  Tage.  Der  oft  gehörte  Kinwtirf. 
dass  gewisse  Mütter  sich  gar  nicht  zur  Erziehung  der  Kinder  eigtien,  dass  die 
letzteren  weit  besser  bei  Pflegerinnen  u.  s.  w.  aalgdioben  seien,  hat  nur  so  lange  Be- 
rechtigung, als  eben  der  HeranbUdong  der  Mutter  keine  Beachtung  geschenkt 
wird« 

ICH  habe  der  Genossin  Zetkin  nun  den  Gefallen  getan,  die  »tiefsten,  inner- 
lichsten Probleme  der  Frauenfrage«,  die  in  den  letzten  Jahren  »erst  aulgewor- 
fen und  geklärt  worden«  sind,  nach  der  frauenrechtlerischen  Literatur  hier  an- 
zuführen, um  ihr  zu  zeigen,  dass  mir  das  keineswegs  »alles  Luft«  ist.  Denn 
ich  kann  hinzufügen,  dass  ich  dies  alles  unterschreibe.  Und 
ferner :  dass  dies  der  ganzen  raucnwcli  aus  der  Seele  gesprochen  ist.  Denn  — 
Ich  wiederhole,  was  ich  in  meinem  Artikel  sagte  —  »die  Mutter  will  ihr  Kind 
auch  selbst  pflegen,  sie  will  sich  ihm  widmen,  sie  will  es  selbst  versorgen. 
Sic  zwingen  wollen,  ihr  Kind  einer  Anstalt  zu  übergeben,  um  in  einem  Ge- 
nossenschaftsbetrieb produktiv  tätig  sein  zu  können,  wäre  schUmmer,  als  die 
Knechtschaft  des  Hauses.€ 

MAN  lese  die  Aussprüche  beruflich  tätiger  Frauen  in  dem  BtKhe  Mutterschaft 
und  geistige  Arbeit,  wie  selbst  grosse  Künstlerinnen  ihrem  Berufe  den  Kindern 
zuliebe  entsagen.    Eine  berühmte  Schauspielerin  erhält  drei  Monate  nach  der 

ricbTtrt  ihres  Kindes  ein  vorzügliches  Angehot.  »Meine  schauspielerische  Kar- 
riere«, schreibt  sie,  »wäre  unendlich  gefördert  worden,  aber  ich  schwankte,  ihn 
anzunehmen.  Sollte  ich  mich  von  meinem  Kinde  trennen  oder  es  der  Gefahr 
einer  langen  Reise  in  strenger  Winterskälte  aussetzen?  Der  Arzt  fand  dies 
bei  seiner  schwächlichen  Konstitution  bedenklich,  und  so  wies  ich  den  Antrag 
zurück.c  Die  berühmte  SVbrixler-Devrient  findet  den  jl''luch  ihres  Standes  in 
der  Unmöglichkeit,  zu  gleicher  Zeit  ganz  Mutter  und  ganz  Künstlerin  sein 
zu  könnent. 

GENOSSIN  Zetkin  meint  nun,  die  Erziehung  des  Kindes  müsse  das  harmonisch 
nisammengestinimte  Werk  von  Heim  und  gesellschaftlichen  Eiiurichtungen,  vcn 
Mutter  and  Vater  adxL  Dieser  Meinung  bin  idi  ja  auch !  Aber  dann  bldben 
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die  Kinder  immer  bei  der  Mutter,  nnd  in  den  ersten  Lebensjahren  werden  sich 
die  Mutter  ihre  Kinder  auch  nidit  nehmen  lassen.  Das  Tier  sdireit  und  wehrt 

sich,  wenn  man  ihm  das  Junge  nehmen  will,  und  wenn  die  Mütter  ihre  Kinder 
nicht  mehr  selbst  pflegen  und  erziehen  dürften,  würde  keine  Frau  mehr  Kinder 
gebären  wollen.  Nicht  der  Gesellschaft  wegen  und  auch  nicht  der  Kinder 
wegen  —  ihrer  selbst  wegen  zeugen  Mann  und  Frau  Kinder :  sie  wollen 
in  ihren  Kindern  fortleben,  wollen  ihre  Kinder  für  sich  haben  und  sie  in 
ihrem  Geiste  erziehen.  Und  die  Kinder  sind  so  auch  am  besten  aufgehoben. 
DIESFJv  Meinung  ist  ja  tmn  auch  Genossin  Oda  O  1  b  e  r  f^.  Sie  meint,  eine 
schlimmere  Verkürzunfj  und  Verstümmelung^  des  Weibes,  als  die  Entzieluin*; 
der  Kinder,  gebe  es  wohl  kaum.  Das  Hegen  und  Pflegen  der  Kinder  sei  nicht 
nur  eine  objelctive  Notwendigkeit,  es  sei  audi  ein  Ldiensbedürfnis  der  Mutter.*) 
Genossin  Ihrer  glaubt,  dem  widersprechen  zu  mfissenJ)  Und  sie  ist  allein 
konsequent.  Denn  bleiben  die  Kinder  dem  Hegen  und  Pflegen  der  Mutter 
•  uberlassen,  dann  fällt  damit  die  ganze  Frauenemanzipation.  Dass  vielen 
Frauen  neben  dem  Pflegen  und  Erziehen  der  Kinder  noch  eine  berufliche  Ar- 
beit aufgebürdet  wird,  das  ist  ja  gerade  die  Brutalität,  die  an  den  Frauen  verübt 
wird.  Oda  Olberg  glaubt,  die  berufliche  Arbeit  und  die  Fdegt  der  Kinder 
dadurch  verbinden  zu  können,  dass  elektrische  Kraft  in  die  Wohnungen  ge- 
leitet wird,  wodurch  die  Frauen  im  Hause  arbeiten  können.  Und  ein  Zukunfts- 
heim will  sie  mit  einer  halben  Stunde  Arbeit  täglich  in  schönster  Ordnung 
halten.  Ich  habe  für  solche  naive  Utopistcreien  keinen  Sinn,  muss  es  mir  daher 
versagen,  darauf  anzugehen.  Die  Genossin  Zetkin  aber  wird  solche  doppelte 
Arbeitslast  den  Frauen  gewiss  nicht  aufbürden  wollen.  Sie  schreibt : 
»Ehe  meine  Kinder  7  hcziehiinpsweise  5Vj  Jalirc  alt  waren.  h,il)c  ich  sie  nie,  auch 
nur  vorübergehend,  Dritten  überlassen.  Mens  satia  i>i  corforc  sano  sollte  für  meine 
Kinder  gelten,  und  ich  erachtete  gerade  die  ersten  Lebensjahre  als  von  grundlegender 
Bedeutung  für  die  Entwickelung  in  jeder  Richtung.  Der  grösste  Teil  meiner  Tage'i- 
stunden  wurde  von  der  Erziehung  der  Kinder  in  Anspruch  genommen  bezidiungs- 
weise  von  Arbeiten,  die  mit  ihr  im  Zu.sammenhang  standen.  Für  die  schriftstelle- 
rischen Arbeiten  blieb  mir  nur  die  Nacht.  .  .  .  Ich  litt  empfindlich  unter  den 
steten  Konflikten  der  Pflichten  gegen  die  Kinder,  der  Pflichten  gegen  meine  Über- 
zeugungen.**) 

Genossin  Zetkin  wird  mir  ohne  weiteres  zugeben,  dass  sie  ihre  Kinder,  auch 
wenn  sie  alle  Mittel  dazu  gehabt,  nicht  in  fremde  Hände  gegeben  hätte.  Sic 
hielt  sich  für  die  beste  Erzieherin  ihrer  Kinder.  Dieser  Meinung  sind  andere 
Mütter  aber  auch.  Und  Genossin  Zetkin  wird  femer  zugd)en,  dass,  wenn  sie, 
statt  für  ihre  Überzeugung  zu  schreiben,  wobei  doch  die  .Arbeit  zugleich  ci" 
Lcbensgcnuss  ist.  eine  geisttötende  Berufsarbeit  hätte  verrichten  sollen,  sie  des 
Nachts  geschlafen  und  Beruf  hätte  Beruf  sein  lassen,  wenn  sie  keine  Not  dazu 
zwang.  Und  so  machen  es  alle  anderen  Erauen  auch.  Bleiben  also  die  Kinder 
bei  der  Mutter,  so  ist  damit  die  allgemeine  Bern  f  stätigkei.t 
der  Frauen  abgetan.  Es  bleibt  die  E  a  m  i  1  i  e  in  ihrer  heutigen  Grund- 
form bestehen,  und  auch  der  Schncckenhaushalt.  Die  Berufstätigkeit  bleibt 
auf  die  unverheirateten  Erauen  beschränkt,  und  es  ist  die  Aufgabe  der  Gesell- 
schaft, die  Mutter  von  beruflicher  Arbeit  zu  befreien. 

•)  Vergl.  Oda  Olherc;:  Polemisches  über  FrancntTj^i^c  und  Soziai\smus  w.  iicsfui  Hamle  dei  .S'ojij- 
listLschen  Monatshcjlc,  {».il; 

^  Vcrgl.  Emma  lht«i:  Üuc  prolttarisckt  Frau  und  die  Berufstätigkeit  in  diesen  Baade  der  Sosia- 
ÜstisciuH  MonatskUtt,  fig  447. 

*>  VeigL  ihn  Aiuientagvn  ia  dem  Bwh  üifüUrsekqft  mmd  gtüUgt  Arbtit,  pag.  aiM>-3M. 
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WILL  niaii  dies  nicht,  so  muss  man  zu  dein  alten  Standpunkt  zurückkehren: 
die  Kinder  der  Mutter  nach  der  Stillungsperiode  wegnehmen  tmd  sie  in  An- 
stalten erziehen,  in  Kasernen  beherbergen  und  in  Dampfküchenanstalten  speisen. 

r.in  drittes  gil)t  es  nicht. 

VON  einer  Seite  wurdr  mir  cntgcgcni^ehalten,  dass  der  Dran^  der  hraiicn  nach 
einer  bcrufhchen  Tätigkeit,  der  ihnen  einen  Lebensinhalt  verschalle  und  sie 
von  der  wirtschaftlichen  Abhängigkeit  vom  Manne  befreie»  zur  allgemeinen 
Beruftätigkeit  der  Frau  führen  werde  und  müsse.  Abgesehen  davon,  dass  die 
Frauen  selbst  ihren  Beruf  darin  erblicken  und  finden,  Mutter  und  Erzieherin 
ihrer  Kinder  zu  sein,  ist  es  lächerlich,  zu  sagen,  dass  man  in  heutiger  Zeit 
in  der  beruflichen  Tätigkeit  im  allgemeinen  eine  Befriedigung,  einen  Lebens- 
inhalt finden  könne.  Dodi  nur  die  qualifizierte  Arbeitp  wie  etwa  dfe  des  kunst* 
l^ewerblichen  Arbeiters,  kann  neben  der  k&nstlerisdien  oder  wissenschaftlichen 
Betätigung  oder  der  der  sogenannten  liberalen  Berufe  eine  Befriedigung  bieten. 
Neun  "Zehntel  der  beruflichen  Arbeit  —  mindestens !  —  sind  schwere,  eintönige, 
geisttötende  Arbeit,  die  auch  unter  den  denkbar  besten  Arbeitsbedingungen  als 
Last  empfunden  wird  und  nach  der  niemand  Verlangen  trägt.  An  diese 
Arbeit  denken  die  Frauen  auch  gar  nicht,  wenn  sie  von  Berufsarbeit  reden. 
Audi  die  Genossin  Zetkin  nicht.  Denn  sie  schreibt  in  der  Gleichheit  : 
»Genosse  Fischer  .  .  .  fordert  für  die  Frau  »Entwickelungsmöglichkeit  auf  allen  Ge- 
bieten«. Allein  er  knickt  seine  Forderung  ni  der  Blüte,  indem  er  dem  Weibe  grund- 
sätzlich die  Berufstätigkeit  versagt  und  ihm  dafür  nur  cm  schlechtes 
Surrogat  bietet:  die  Möghchkeit.  sich  »neben  dem  häuslichen  Leben«  für  das  öffent- 
liche Leben,  für  Kunst  und  Wissenschaft  zu  »interessieren«.  Was 
in  Krähwinkel  als  Zukunftsidcal  erscheint,  das  existiert  schon  heute  in  abstossaidcr 
Gcmetnschädlichkeit.  Es  ist  die  höhere  Tochter,  lÜe  Weltdame,  die  sich  nebenbei 
für  das  öffentliche  Leben,  für  Kunst  und  Wissenschaft,  fQr  alles  und  etKches  mehr 
interessiert,  die  auf  den  mannigfaltigsten  Gebieten  weihlicher  und  nunschlichcr  Be- 
tätigung mit  der  gleichai  oberflächlichen  Ausrüstung  und  der  nämlichen  skrupellosen 
Leidttferttgkett  herumstümpert.  Kunst  und  Wissenschaft  werden  sidi  höflich  dafür 
bedanken,  auch  in  Zukunft  nebenhci  der  Tummelplatz  weiblichen  Dilettantismus  zu 
sein,  davon  abgesehen,  dass  heute  die  tiefste  Natur  der  Frau  —  auch  ohne  den 
Zwang  des  Kampfes  ums  Dasein  —  nach  jenem  ernsten  Lebensinhalt  zu  verlangen 
beginnt,  den  die  Berufsarbeit  gibt.« 

Demnach  sollen  also  alle  Frauen  berufsmässige  Künsterlinnen,  Gelehrte  und 
Politiker  abgeben?  Wenn  nicht,  dann  wird  diese  Tätigkeit  ebenso  für  eine 
winzig  kleine  Minderzahl  Damen  reserviert  sein,  wie  es  bei  den  Männern 
auch  der  Fall  ist,  während  der  andere  Teil  sich  nur  dafür  interestiere»  kannl 

Neun  Zehntel  der  Frauen  aber  mässten  eine  Arbeit  vollbringen,  die  viel  weniger 

bcfriedif^'cnd,  viel  unangenehmer,  als  die  Hausarbeit,  ist.  Und  nach  dieser 
Arbat  sehnt  sich  gewiss  keine  Frau  —  am  allerwenigsten  die  emanzipierte 
Dame. 

EBENSO  ist  es  mit  der  AUiängigkeit  vom  Manne.  Ich  habe  bisher  noch  nicht 
l^funden.  dass  die  emanzipierten  Frauen  besser  situierter  Sozialisten,  die  weder 
wissenschaftlich,  noch  künstlerisch  ausq;ebil(iet  sind,  also  nur  zu  f^ezvöhnlicher 
Arl)cit  als  IJrrufsarbeit  greifen  könnten,  letzteres  ijetaii  hätten.  Bewahre!  Nicht 
eui  enizigcr  !•  all  ist  mir  bekannt.  Das  Gefühl  der  wirtschaftlichen  Abhängigkeit 
vom  Manne  ist  demnach  dodi  weniger  druckendp  als  wirkliche  Arbeit  1 
Und  Sozialisten,  die  eine  reiche  Frau  gefimden  haben,  fühlen  sidi  bei  dieser 
wirtschaftlichen  Abhängigkeit  von  der  Fran  auch  keineswegs  besonders  un- 
glücklich.  Glaubt  man  aber  denn,  dass  Arbeiter  frauen  anders  empfinden  ? 
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Weil  dies  aber  nicht  der  Fall  ist,  können  auch  die  Arbeiterfrauen,  die 
Frauen  der  Bergarbeiter,  I^trinenreiniger,  Steinlnticfasarbeiter,  Fabrik* 
arbeiter  u.8.  w.  gar  nicht  auf  den  Gedanken  kommen,  ihre  häusliche  Arbeit  mit 

einer  weit  unangenehmeren  zu  vertauschen. 

ÄHNLICH  steht  es  um  die  Preisgfabe  der  eigenen  Küche.  Wie  wenig  durch- 
dacht diese  Frage  behandelt  wird,  dafür  nur  ein  Beispiel.  In  ihrer  Frauen- 
frage  fordert  Genossin  Lily  Braun  ffir  die  Dienstboten  zunächst  eine 
ii>  bis  I2stvndige  Arbeitszeit  Dann  vrürden,  meint  sie,  die  Dienstboten  freie 
Zeit  haben  und  zur  Organisation  geführt  wrerden. 

»Die  Hausfrauen  andererseits  würden  schnell  genug  ein«^hen,  dass  sich  der  Kleinbe- 
trieb [sie!]  unter  solchen  Umständen  nicht  mehr  lohnt.  Alle  neuen  Errungen- 
schaften der  Chemie  und  der  Technik,  die  lunite  infolge  des  l>ornicrtcn  Konserva- 
tismus der  meisten  Hausfraueo  fast  unbenutzt  bleiben,  würden  ihrer  arbeitsspareodeo 
Eigenschaften  wegen  in  Anwendung  gebracht  werden.  Da  das  aber  für  den  Etnzd- 
haushalt  ebenso  verschwenderisch  wäre,  als  wenn  man  einen  elektrischen  M<^tor  zum 
Antrieb  eines  einzigen  Webstuhle»  anschaffte,  so  würde  naturgemäss  allmählidt 
der  genossenschaftliche  Haushalt  oder  die  zentralisierte  Wirtschaftsfüh- 
ning  die  Funktionen  der  einzelnen  Haushalte  aufsaugen.  Die  Dienstln'tcn  alnr  wur- 
den sich  in  freie  Arbeiter  verwandeln,  die  ebenso,  wie  diese  in  die  Fabrik,  in  die 
Zcntralküdie  gingen.«*) 

Hier  haben  wir  wieder  die  Damen  frage  in  ihrer  reinsten  Form !  Die  Haus- 
frauen haben  selbstverständlich  Dienstboten.    Dass  ausserhalb  von  Berlin  W. 

auch  noch  Menschen  wohnen,  dass  von  den  rund  12  Millionen  Haushaltungen 
weit  über  11  Millionen  keine  Dienstlxjten  haben,  das  spielt  keine  Rolle.  Würde 
die  Argumentation  der  Genossin  Braun  richtig  sein,  so  müssten  sich  die  1 1  Mil- 
lionen Haushaltungen  schon  längst  aufgelöst  haben.  Und  wenn  die  Haus- 
frauen dann  nicht  selbst  in  die  Zi'nti\:!küchen  arbeiten  gingen  —  wer  sollte  die 
Arl)eit  für  flie  Millionen  von  Menschen  dann  machen?  In  .Xmcrikn.  wo  die 
Dienstboten  bereits  nicht  mehr,  als  u  Stiin<ltn,  iti  Australien,  wo  sie  teilwvise 
nur  8  Stunden  arbeiten,  hat  sich  deshalb  der  Einzclhaushalt  doch  nicht  auf- 
gelöst Und  für  die  Arbeiterfrauen  besteht  dazu  auch  gar  keine  Veranlassung. 
Denn  viel  lieber  verrichten  sie  noch  ihre  eigene  häusitdie  Arbeit,  als  die  für 
Fremde. 

AUS  allen  diesen  und  noch  vielen  anderen  Gründen  sehen  wir  auch  nicht  eine 
Spur  einer  Auflösung  des  Einzelhaushaltes,  der  Familie,  und  daher  aucii  unter 
den  Arbeiter frauen  nicht  den  leisesten  Ansatz  zu  einer  Emanzipations- 
bewegung. Die  Entwickelung  geht  audi  gar  nicht  dahin,  die  Frauen  all- 
gemein  der  (produktiven)  Berufsarbeit  zuzuführen  —  im  Gegenteil!  Früher 
waren  die  Frauen  neben  ihren  häuslichen  Arbeiten  allgemein  proiiuktiz'  tätis; 
—  in  der  Landwirtschaft.  Die  Zahl  der  produktw  tatigen  Frauen  ist  heute  eine 
weit  geruigcre,  als  früher.  In  dem  Masse,  wie  es  dem  Manne  gelingt,  eine 
h^ere  wirtschaftliche  Stufe  zu  erklimmen,  gibt  die  Frau  ihre  gewohnte  pro* 
äuktive  Tätigkeit  auf,  tun  sich  ganz  Ihrer  natürlichen  Berufs- 
tätigkeit zu  widmen :  der  Pflege  und  Erziehung  ihrer  Kin- 
der, der  schöneren  Gestaltung  und  Befestigung  des  Familienlebens.  Während 
die  sorgfältigere  Pflege  und  Erziehung  der  Kinder  mehr  Zeit  und  Wissen  er-* 
fordert,  werden  der  Frau  durch  berufliche  Erledigung  einer  ganzen  Anzahl 
bisher  häuslicher  Arbeiten  viele  Lasten  des  Haushaltes  abgenommen,  und  sie 
kann  sich  dann  um  so  intensiver  ihnen  Kindern  und  der  Ausgestaltung  des 

•)  Vcq^  Lily  Braus:  ZN*  Jhtmumftagg  /Ldpiig  i«m/,  pig.  $3/^ 
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Heims  widmen.  Ihr  bleibt  dann  auch  Zeit,  sich  ebenso,  wie  der  Mann,  neben  der 
Berufsarbeit  mit  wissenschaftlichen,  künstlerischen  und  politischen  Fragen  zu 
beschäftigen  und  ihre  Persönlichkeit  zu  vervollkommnen. 
ICH  schreibe  dies  etwa  nicht,  weil  es  meinen  reaktionären,  philisterhaften 
Krähwinklerneigungcn  entspricht,  sondern,  weil  ich  diese  und  keine  an- 
dere Ent  Wickelung  vor  sich  gehen  sehe.  Das  ist  die  Wirklichkeit. 
Die  a  1  1  g  e  in  c  i  n  e  Berufstätigkeit  der  Frauen,  und  damit  ihre  völlige  wirt- 
schaftliche Selbständigkeit,  ihre  Emanzipation  vom  Manne,  und  infolgedessen 
die  Übernahme  der  gesamten  Pfl^  und  Erziehung  der  Kinder  durch  die  Ge- 
sellschaft und  die  Auflösung  der  Einzelhaushalte,  der  F  a  m  i  1  i  e ,  ist  ein  Traum 
—  und  keineswegs  ein  schöner!  —  aus  den  Kinderjahren  der  sozialistischf n 
Bewegiuig.  Wer  dies  bestreitet,  der  ziehe  hinaus  und  predige  den  Massen 
die  Auflösung  der  Familie,  um  damit  die  Entwickelung  zu  beschleu- 
nigen, wie  es  unsere  Aufgabe  ist  imd  — '  er  löse  seine  eigene  Fa- 
milie auf  und  lebe  nach  diesen  Grundsätsen,  die  für  alle  mit  einem  Ein- 
kommen von  über  3-  bis  40000  Mark  jährlich  sicherlich  heute  schon  durch- 
führf>ar  sind.  Solange  ich  die  Ta  t  nicht  sehe,  erlaube  ich  mir  über  die 
Worte  zu  lächeln,  solange  die  Schwärmer  für  den  Grossbetrieb  im  Haushalt 
ihren  Schneckenhaushalt  selbst  beibehalten,  obwohl  sie  ihn  mit  Leichtigkeit 
aufgeben  können,  bin  ich  im  Rechte,  wenn  ich  zurückrufe:  o,  ihr  Philister,  ihr 
Spiessbürger,  mit  eurem  Vemarrtsein  in  eure  Villa  Schneckenhaushalt  in  Kräh- 
winkel ....  I 

xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 
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ÖFFENTbiej4ES  bEBEN 

Wirtschaft 

KsMeMlnIk  LEIDER  hinkt  die  offi- 
zielle Statistik,  sowohl  für 
die  Produktion,  wie  für 
die  Ein-  tmd  Ausfuhr,  in  weitem  Ab- 
stand hinter  den  wir'clichen  Gescluh- 
nissen  her.  Der  Emdruck  des  Icutcn 
rheinisch-westfälischen  Streiks  war  je- 
doch ein  so  tiefer,  dass  es  sich  verlolmt, 
auch  auf  die  verspätete  statistische  VV»c- 
derspiegclung  nochmals  zurückzukommen. 
Manche  wichtige  Tatsache  tritt  erst  da- 
diirch  in  voller  Schärfe  und  Greifbarkeit 
hiTvor. 

DIE  StrcikereiRnissc  spiehcn  sich  gut 
wie  ausn.ilunslos  im  übcrbcTgamtsbczirk 
Dortmund  ab.  Hierfür  finden  wir 
die  Steinkohleiq>rodiiktioo  angcgdten 
auf: 

5893961  t  im  Dezember  1904, 
3768373  M      Januar  1905, 
3  247  253  .,  „  Februar  „ 
6080648  „  M  März 
Am  17.  Januar  hatte  der  allgemeine  Aus- 
stand begonnen,  a<«eiidem  die  Woche  vor- 


her durch  ein  ziemlich  regelloses,  erst 
langsames,  dann  rasches  t^bcrspringen 
des  Streiks  von  einer  Zeche  zur  anderen 
gekennzeichnet  war.   Am  9.  Februar  be- 

s(.lili)s>  die  Delegiertenkonferenz  (kr  vier 
Verbände,  die  Arbeit  am  nächsten  Tage 
wieder  aufzunehmeti):  es  währte  jedoch 
alK'rmals  gut  ri!u-  \V'(K:lie.  ehe  wieder 
von  einem  normalen  Betriebe  die  Rede 
sein  konnte.  Wie  man  sieht,  kommt  in 
der  Tat  die  Unterhrechunp  in  den  Ja- 
nuar- und  Fcbruarziffem  schlagend  zum 
Ausdruck.  Im  Marz  sucht  man  alsdann 
manches  Ver-^ätimte  nachzuholen:  die 
Märzziffer  steht  merkbar  über  der  Norm. 
FASSEN  wir  nunmehr  ganz  Preus- 
sen  ins  Auge,  so  finden  wir  trotz  der 
ausserordentlichen  Kraüeanspannung 
Schlesiens  während  des  ganzen  I.  Quartals 
1905  eine  beträchtliche  Minderproduk- 
tion an  Steinkohlen,  für  die  nun  ein- 
mal der  Dortmunder  Olx^rbcrganits- 
bczirk  weitaus  in  vorderster  Reihe  steht 
( 1904  betrug  die  Steinkohlengesamtproduk- 
tion Preussens  112  808  409  t,  davon  Dort- 
mimd  6747  Mill.  t,  Breslau  30,60  Mill.  t, 
Bonn  13,84  .Mill.  t).    Im  Januar  J905 
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produziert«  Preussen  6879931  t  Strin- 

Icohlen  gcRen  0  288c/)5  t  im  gleichen  Mo- 
nat des  Vorjahres  1904.  der  Ausfall  stellt 
sich  somit  auf  2.4  Mill.  t  Im  Januar 
it  n  (I  Februar  pn  iin/icrf  man  in  «anz 
Preussen  I3  9«^7<J5''>  t  gegen  18329978  t 
im  gleichen  Ztitraum  1904.  Der  Aus- 
fall ist  also  ]""n(lf  Fel)ruar  auf  nhvr 
4'/ij  Mill.  t  ange.schwüllen.  Das  gan^e 
I.  Quartal  1905  schliesst  ab  mit  einer 
Gewinnung  von  24305838  t  Stcitikohlen 
gegen  28282970  t  im  Vorjahre,  Die 
Differenz  ist  also  noch  immer  fast  4  Mill. 
t  gd»lieben,  trotz  mancher  Mehrleistung 
im  Mär7.  Allzuviel  wird  auch  später 
nic'iit  nach/ulio]t-n  sein :  von  April  »b 
wird  man  ungefähr  die  Bahnen  des  Vor- 
jahres eingdiatten  haben. 
FÜR  die  in  Preussen  i)imdererl>cutelen 
nahezu  4  Mill.  t  Steinkohlen  lialien  die 
relativ  unbedeutenden  au^scrpreus- 
.tischen  deutschen  Steitikohlenreviere 
fast  gar  keinen  Ersatz  liefern  können. 
In  ganz  Deutschland  schltesst  das  f. 
Quartal  1905  mit  einer  Steinkohlenpro- 
duktion von  2642  Mill.  t  gegen  30^3 
Mill.  t  im  Vorjahre.  Es  ist  also  noch 
lange  nicht  Mill.  t.  mit  der  das 
dcutsdic  Ausserpreussen  hier  einspringen 
konnte.  Etwas  reichlicher  lieferten  die 
B  r  a  u  n  k  o  h  1  e  n  w  c  r  k  e  ,  allerdings 
vorwiegend  in  Preussen  selber.  In  ganz 
Deutschland  stellte  sich  die  Braun- 
kohlenproduktion für  das  I.  Quartal  1905 
auf  13.15  Mill.  t  gegen  12.35  MiH  t  i>ii 
Vorjahre.  Das  sind  immerhin  800000  t 
mehr.  So  bleibt  immer  noch  eine  Lücke 
von  beinahe  3  Mill.  t  an  dcutsciien 
Brennstoffen, 

WEITER  fällt  ins  Gewicht  sowohl  die 
Verminderung  der  Ausfuhr 
auf  der  einen  Seite,  wie  auf  der  Gcflfen- 
Seite  die  S  l  e  i  g  i"  r  n  n  g  d  er  Ein- 
fuhr. Januar  und  Februar  zusaiumcn- 
genocnmen  ergab  sich 

Au<ifuhr  Einführ 
Steinkohlen   f  2  44^i7«<t  t  >o683i  t 

MetoKohlen   ^  j.^.r>S,5t  738473  » 

MOMonien  ^  ^^^^  331*5*  1074607  t 

f  K^s  3<«'03  t  ia»83»  t 

\  KfH  naUbt  85306  t 

f  .905  13*685  t  56313  t 

\  iq04  lUf^3  *  i'><»05  t 

Bei  sämtlichen  vier  Kategoriccn  finden 
wir  somit  ein  Hcrabgehen  der  Ausfuhr, 
bd  den  Steinkohlen  allein  um  fast  Mill. 
t  —  ein  Heraufgehen  der  Einfulir,  bei 
den  Steinkohlen  allein  um  weit  über 
I  Mill.  t.  Hier  ist  also  der  Hauptaus- 
gleicfa  für  den  deutschen  Bedarf  erfolgt. 


Koks 


Der  März  hat  alsdann  die  Ausfuhrver- 
minderung nicht  mehr  stark  geändert,  im 
ganzen  hat  er  sie  ein  wenig  abge- 
schwächt:   man  lieferte  dem  Ausltfid 

möglichst  Niel  und  rasch  nach,  hatte  je- 
doch innerhalb  der  eigenen  Grenzen  alle 
Hände  voll  zu  tim.  Dagegen  crlosdt  die 
s'.firkerc  Zufuhr  vom  Auslande  noch 
r.icht  sofort.  Nur  die  Braunkohlenem- 
fulir  stand  im  März  1905  etwas  niedriger» 
als  im  März  1904  (724  392  t  gegen  779  270 
t),  sonst  beobachten  wir  überall  noch 
einen  ausscrgewöhnlich  starken  Ein- 
gang fremdler  Brennstoffe.  £s  betrug 
die  Einfuhr  (in  1) : 

im  Män  im  MXrt 

1005  igoi 
lici  den  StebkoUen     723  6S6  4(>0  737 

.,    „    Koki  54 106  47  S-<» 

PtCiskohlon       '■»''44  S  ijS 

Damit  dürften  auch  die  abnormen  inter- 
nationalen Warenbewegungen  ihr  Ende 

gefunden  li.ihen  -  leider  liegen  April- 
ziffcrn  noch  nicht  vor.  Das  ganze  Quar- 
tal sdilfesst  also  ab  mit  einer  Zunahme 
der  E  i  n  fuhr  aller  Brennstoffe  um 
reichlich  1  '/ü  M  i  1 1.  t,  mit  einer  Ab- 
nahme  der  Ausfuhr  um  über 
380  ODO  t.  Wir  folgten  I>ei  allen  un- 
seun  Berechnungen  den  Xachnchtcn  aus 
dem  Reichsamt  des  Innern.  Aber  auch 
die  Monatlichen  NachxL'cisc  Uber  den  aus- 
xcütttscjt  Handel  (rcichsstatistisciu'S 
Amt),  die  nicht  absolut  gleich  lauten, 
kommen  zu  praktisch  genau  dem  gleichen 
Frgehnis ;  sie  vcrzeichm  n  dvn  Rückgang 
der  Ausfuhr  mit  381  (xto  t.  die  Zunahme 
der  Einfuhr  mit  1.56  Mill.  t. 
DIE  letzten  Nachrichten  vom  Ruhr- 
kohlcimiarkt  lauten  nunmehr  seit  gerau- 
mer Zeit  sehr  günstig.  Der  Versand,  ge- 
rade über  den  rhetnisch-westßlischen  In- 
du5triel)ezirk  hinaus,  hat  rasch  zugenom 
mcn.  Auch  nach  England  und  Amerika 
sollen  grössere  Abschlüsse  gemacht  sein. 
Der  Ruhrhäfenverkehr  nach  Süddeutsch- 
land ist  besonders  lebhaft;  bei  günstigem 
Rheinwasserstand  gehen  grosm:  Menget« 
nach  den  Mainplätzen,  nach  Karknihe 
und  Sirassburg,  dann  weiter  bis  nach  der 
Schweiz.  Der  Versand  nach  Bayern,  vor 
allem  von  Koks,  in  Konkurrcnr  gte-n 
Schlesiens  Erzeugnis,  ist  gleichtalls 
ät-sssert  rege.  Dem  Berliner  Bezirk  tmd 
den  Kr.hi(  ngcbietcn  wird  nach  wie  vor 
iKsondere  Aufmerksamkeit  gewidmet.  Die 
Emdener  Brikettfabrik  des  Syndikats 
tritt  demnächst  in  Tätigkeit,  um  beson- 
ders die  SchiiTskesscIheizung  zu  ver- 
sorgen. 

X  X 
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SChlffkktt  DIE  Konkurrenzkriege 
grosser  Reedereien  schei- 
nen zu  einer  ständigen 
Einrichtung  zu  werden.  In  England 
klagte  man  schon  lange  iU»ir  die  starken 
Frachtunterbietungen  durch  <lio  British 
Prince-Linie  im  Verkehr  mit  Süd- 
afrika; als  man  endlich  eine  Art 
Friedensdihtss  zu  «reichen  glaubte, 
wurde  (iic  deutsche  Ilausahnic  der  Kon- 
fcrens  untreu  und  schwenkte  zu  den 
Aussensettern  ab.  so  dass  der  Konflikt 
sich  verschärfte.  Die  seihe  bremische 
Reederei  hat  im  Indien  Handel  den 
Fehdehandsditih  mit  England  aufgenom- 
men. Ähnlich  steht  es  im  Verkehr 
zwischen  Newyork  und  Australien. 
Auch  in  der  Amerika  fahrt  scheinen 
zwischen  den  englischen  und  kontinen- 
talen Gesellschaften  neue,  tiefgehende 
Differenzen  sich  zu  entfalten. 

X  X 

Bwlnwtan  zu  NACH  einem  (Icsetzcnt- 
BO  Mld  M  ■.  VI  urf  vom  1 1.  Mai  soll  die 
R  c  i  c  h  s  b  a  II  k  ermäch- 
tigt werden,  Banknoten  —  die  bisher  auf 
Betrige  unter  loo  &L  nicht  ausgefertigt 
wurden  —  auf  Beträge  von  50  und  20  M. 
auszugeben.  Bisher  war  der  Verkehr 
hinsichtlich  der  Befriedigung  des  Be- 
darfs an  kleineren  Papterwertzeichen 
aosschltessHch  anf  die  auf  120  Mill.  M. 
sich  l>elaufen(!en  Rcichskasscnscluine  (zu 
5,  20  und  50  M.)  angewiesen.  Dies  ent- 
spridit  der  Regelung  durch  das  Gesetz 
vorn  .^o.  April  1874.  Seitdem  ist  die  Be- 
völkerung stetig  gewadisen;  damals 
rechnete  man  fMro  K«pf  der  Bevölkerung 
einen  solchen  Reichskassenscheiinmilauf 
von  etwas  über  4  M.,  heute  ergibt  der 
Umlauf  pro  Kopf  nur  2  M.  Die  Reiehs- 
bank  beklagt  sich  daher,  dass  -^ie  der 
Nachfrage  nach  kleineren  Papierwert- 
zeichen vielfach  nicht  nachzukommen 
vermöge.  Die  übrigen  Privatnotenbanken 
sollen  jedoch,  um  einen  geregelten  Geld- 
umlauf zu  sichern,  von  der  vorgc<;chlage- 
ntn  Befugnis  ausgeschlossen  bleiben. 
Weiter  verdient  aus  den  Motiven  her- 
vorgehoben zu  werden  :  »Dass  die  für  die 
Reichsbanknoten  allgemein  geltenden 
gesetzlidien  Vorschriften  In  vollem  Um- 
fang anf  die  Fiinf/itr-  nnd  Zwanzig- 
niarknoten  Anwendung  finden,  bedarf 
kaum  einer  besonderen  HervorhdKmg. 

Mithin  werden  diese  ncticii  Noten  Atlch 
in  den  in  §  17  des  Bankgcäctzes  bezeich- 
neten Betrag  der  im  Umlaufe  befind- 
lichen Banknoten  eingerechnet,  so 
dass  die  daselbst  vorgesehene  Deckung 


auf  sie  dch  miterstreckt.  Selbstver- 
ständlich bleibt  der  Retrap:  des  der 
Reiciisbank  zugewiesenen  steuer- 
freien   Notenkontingents  gicidifolls 

u  n  V  e  r  ä  n  d  e  r  t.  Nach  Verabschie- 
dung des  vorliegenden  Gesetzentwurfs 
kann  dem  Bedurftiisse  des  Verkehrs  an 
Wertzeichen  von  50  und  20  M.  durch 
die  neugeschaffenen  Reichs  b  a  n  k  n  o  t  e  n 
voll  entsprochen  werden.  Es  ist  deshalb 
in  Aussicht  genommen,  das  Gesetz,  be- 
treffend die  Ausgabe  von  Reichskassen- 
scheinen, vom  30.  April  1874  dahin  abzu- 
ändern, dass  die  auf  Grund  dieses  Geset- 
zes zur  Ausgabe  gelangenden  Reichs- 
kasse n  s  c  h  e  i  n  e  in  Abschnitten  7.  u 
5  und  zu  10  M.  ausgefertigt  werden 
sollen.€ 

X  X 
Kurs  Cbroalk  AN  der  Börse  spielte  das 
Gerüdtt  von  Kohlen  b  e  r  g- 
Werks  ankaufen  in  West- 
falen seitens  der  bayerischen  Regierung 
Anfang  Mai  eine  Rolle;  die  Naclwichten 
wurden  nicht  rundweg  !)e>;tritten,  wohl 
aber  al.s  verfrüht  he/eichnet.  X  f3er 
Plan,  für  den  S  t  e  1 1  i  n  e  r  Vulkan 
eine  grosse  Werft  an  der  Nordsee  als 
Zweigniederlassung  zu  errichten,  führte 
zu  recht  erregten  Auseinandersetzungen 
zwischen  der  Verwaltung,  einzelnen  Ak- 
tionären und  Stettiner  Lokalinteres^en- 

ten ;  die  deiner  iK-fiirchtcten,  der  Bau 
giosser  Schiffe  in  Stettin  werde  bei  Ver- 
wirklichung des  Projekts  bald  ganz 
aufhören.  «m  toMmL 

PolHIk 

RelchtflMiB»  IM  Schosse  der  Regiertmg 
reforni  herrscht  wegen  der  Aus- 

gestaltung der  Reichsfinan- 
zen ein  tiefer  (iegensatz  ^wi^chen  dem 
Rtichsschatzsekretär  von  Stengel  und  dem 
preussischen  Finanzmipistcr  von  Rhein- 
baben.  In  dem  StenRelschen  Entwürfe 
ist  eine  Reichserbschaftssteuer  vorge- 
sehen, die  der  preussische  Finanzminister 
unter  keinen  Umständen  akzeptieren  will. 
Er  schlägt  dafür  eine  Erhöhung  der  Bier- 
r.nd  Tabaksteuer  vor.  Der  Gegensatz 
zwischen  dem  Reich  und  Preussen  ist  nun 
nach  Äusserungen  der  Zentrumspresse 
nicht  damit  abgetan,  dass  im  preussischen 
Staatsministerium  der  Stengelschc  Ent- 
wurf abgelehnt  wird ;  eine  soldie  Ableh- 
nung  hätte  vielmehr  die  Folge,  dass  ein 
Entwurf  nach  Rheinbabcnschem  Muster 
auf  den  Widerstand  des  Zentrums  stossen 
würde.  Auf  eine  solche  Eventualität 
macht  die  Colnische  p'olksscitung  in  Ar- 
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tikcin  aufmerksam,  die  den  Reich^kuivlcr 
vor  einer  inneren  Krise  bange  inachai 
und  veranlassen  sollen,  den  Widerstand 
der  preussi  sehen  Finanz  Verwaltung  gegen 
eine  Reichscrbschaftssteucr  m  brechen. 
Der  Gedankengang  der  erw^ilinton  Ar- 
tikel ist  folgender:  Dringt  Rheinbaben 
mit  der  Bier-  und  Tabaksteuer  durch, 
dann  erhält  die  Rcichsfin.inzreform  einen 
Inhalt,  der  vom  Reichstag  nicht  :inge- 
nommen  werden  kann.  Diis  Zentrum 
darf  keine  Bier-  und  Tahakstouer  an- 
nehmen; es  ist  gegen  die:>e  Steuern  fort- 
gelegt. Da  aber  die  Regierung  ihre  neue 
FlottenvorlaRe  mir  durchbekommen  kann 
wenn  für  die  erhöhten  Ausgaben  Deckung 
gefunden  ist,  so  muss  sie  entweder  i^ich 
dem  Verlangen  des  Zentrums  in  Bezug 
auf  die  Reichsfinanzreform  fugen  oder 
alK-r  auf  eine  Ablehnung  von  Flotten- 
und  KinanzvorlaRC  gefasst  sein.  Letz- 
teres bedeutet  aber  die  Reichstagsauf- 
ItVsung  und  Kampf  gegen  die  ausschlag- 
gebende Zentrumspartci.  Unter  einer 
Parole  gegen  das  Zentrum  werde  der 
WahUcampf  gcfvthrt  werden  müssen.  In- 
dem so  die  Zentrumspresse  auf  die 
äussersten  Konscquenien  der  Rhein- 
babenschen  Finanzpolitik  hinweist,  hofft 
sie,  den  Reichskanzler  zu  bestimmen, 
alles  zu  tun.  tnn  dnem  Konflikt  mit  dem 
Zentrum  aus  dem  Wege  zu  gehen.  Und 
der  Reichskanzler  wird  denn  auch  nicht 
so  unvernünftig  sein,  durch  einen  Wahl- 
kanipf  gegen  das  Zentrum  sich  seine 
besten  Freunde  unbequem  zu  machen.  Ks 
fragt  »icfi  nur,  wieviel  die  Regierung, 
wieviel  cbs  Zentrum  nachgeben  wird. 
Vielleicht  steht  Graf  Bulow  auf  dem 
Standpunkt,  dass  die  ausschlaggebende 
Partei  für  die  Bier-  und  Tabaksteuer 
schliesslich  doch  zu  haben  sein  wird. 
Denn  anders  wäre  es  gar  nicht  zu  ver- 
*tehen.  wenn  das  prcussische  Ministe- 
rium den  Steiigclschen  Entwurf  zu  Fall 
bringen  sollte,  der  sich  im  Rahmen  des 
§  8  des  Flottengesetzes  vom  Jahre  1900 
bewegt-  Danach  darf,  soweit  die  Sirnime 
der  fortdauernden  und  einmaligen  Auf- 
gaben der  Marioeverwaltung  in  einem 
Etatsjahr  den  Betrag  von  1 17  525  404  M. 
ufjersteigt  und  die  dem  Reiche  zu- 
fliessenden  eigenen  Einnahmen  zur 
Dedcung  des  Mehrbedarfs  nicht  aus- 
reichen, der  Mehrbetrag  nicht  d  u  r  c  h 
Erhöhung  oder  Vermehrung 
der  indirekten,  den  Massen- 
verb r  a  u  c  h  b  c  I  a  s  (  e  n  d  e  n  R  e  i  c  h  s  - 
steuern  gedeckt  werden.  Gewiss 
stalte  diese  Klausel  atich  eine  Erh<%tuv 


und  Vennehrung  der  F.innahmen  aus 
der  Bier-  und  Tabaksteuer  verhindern, 
aber  das  Zentrum  braucht  sich  mir  der 
Auffassung  des  Grafen  Posadowsky  an- 
schliessen.  der  den  Tabak  als  reinen 
Luxusartikel  betrachtet ;  es  kann  ebenso 
vom  Gesichtspunkt  einer  Bekämpfung 
des  Alkoholtsnitis  atis  sich  zu  einer 
erhöhten  Biersleuer  herbeilassen  und  den 
Biergenuss  gteidifalls  als  nicht  zum 
Massenverbrauch  gehörig  kennzeidinen. 
Endlich  kann  das  Zrntrnni  auch  n-x-h 
einen  anderen  Weg  einschlagen,  um  einen 
Umfall  zu  begründen.  Bier-  und  Tabak- 
steuer k«)nncn  zu  anderen,  als  zu  Marine- 
zwecken, sehr  wohl  bewilligt  werden.  Das 
Reich  bekommt  dafür  dann  andere  Ein- 
nahmen für  Marinezwecke  frei,  und  das 
Zentrum  redet  sich  damit  heraus,  da*» 
gegen  §  8  des  Flottengesetzes  nicht  Ver- 
stössen sei.  Kur:r,  es  gibt  für  das  Zen- 
trum Mittel  und  Wege  genug,  um  unter 
äusserlicher  Berücksichtigung  des  unbe- 
quemen §  8  des  Flottengesetzes  schliess- 
lich (IckIi  klein  beizugeben  und  Bier-  imd 
Tabaksteuer  nach  dem  Willen  dc^  i>reu- 
ssi sehen  Finanzministers  zu  bewilligen. 
Sollte  im  preussischcn  Staatsministe- 
rium der  Steiigelsche  Entwurf  abgelehnt 
werden,  so  rechnet  Graf  Bülow  deswegen 
noch  keineswegs  mit  einer  Reichstags- 
anfli.sunc  -nndern  mit  der  .\imahmc.  das 
Zentrum  für  Bier-  und  Tabaksteuer  zu 
gewinnen. 

X  X 
Kurz«  Chronik  DIE  franzosische 
Kammer  nahm  kurz  vor 
Ostern  den  Artikel  4  der 
Vorlage  über  Trennung  von  Staat  und 
Kirche,  der  von  entscheidender  Bedentang 
ist.  mit  500  gegen  44  Stimmen  an.  X 
Der  Erlass  des  preussischcn  Kultus- 
ministers vom  16.  März,  der  die  Stu- 
dentenausschüsse unter  staatliche 
Aufsicht  stellen  wollte,  wurde  vom  Kttl- 
tiiMuinistcr  in  der  Konferenz  der  Univcr- 
sitätsprofe&soren,  die  vom  16.  bis  zum 
19.  Un  in  BeHtn  stattfand,  zurückge- 
zogen. 

X  X 
Utmlar         DIE  Frage  der  Einigung 

der  lil)eralcn  Parteien  wird 
nicht  nur  in  der  Tages- 
presse, sondern  auch  in  zahlreichen  Bro- 
schüren eifrig  erörtert.  Dr.  Theodor 
Barth  sucht  in  der  Schrift  IVas  ist 
Liberalismus?  /Berlin,  Verlag  der  Hitfe/ 
die  politischen  Ideen  des  Liberalismus  zu 
revidieren  und  legt  seine  Grundprinzi- 
pien, das  Fortschritts-  imd  daa  Peraöoo 
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liclikcits|)rin?:i|>-  i"  ihrer  Tragweite  klar. 
X  Von  Kr.  N  a  u  m  a  n  u  werden  im 
glddien  Verlag  die  Vortri^e,  die  er  im 
NdvonilKT  1904  in  Heidelberg  und  im 
Januar  1905  in  Hamburg  gehalten  hat, 
unter  dem  Titel  Die  Politik  der  Gcf^en- 
Vfort  vor  offen  tlichi.  Auch  (hesc  Vortrage 
laufen  auf  eine  Kcvibiun  des  Liberalis- 
mus in  dem  bekannten  NaumamioBarth- 
5chcn  Sinr'c  hinaus.  Ohne  Besinnung  und 
\  crticluiig  in  das.  was  Liberalismus  ist. 
gewinnen  nach  Naumann  die  liberalen 
Gruppen  keine  po]iti>che  Elastizität  und 
Kraft.  X  Direkte  Vorschlage  über  den 
Zusammcnschluss  der  Liberalen  macht 
Landgerichtsrat  W.  K  u  1  c  m  a  n  n  /Dres- 
den, Bühmcrt/.  Kulemann  entwickelt  ein 
Progframm  des  Gc-amt!iberalismus.  das 
die  Vcreinigtmgsfragc  aus  der  Sphäre  der 
theoreti seilen  Erörterung  dem  Boden  der 
i  raktivchcn  \'crwirklichung  näher  brin- 
gen will.  X  Für  die  Stellung  der  deut- 
schen Volkspartei  zur  Einigungsfrage  ist 
die  Broschüre  \  nn  Dr.  Ludwig  Haas 
Die  Einigung  des  Liberalismus  und  der 
Demokratie  /Frankfurt  a.  M.,  Sauertto' 
(!<  r '  bemerkenswert.  X  (*bcr  das  miss- 
lungcnc  parteipolitische  Experiment, 
zwischen  Sozialdemokratie  und  LiberaJis- 
nnis  eine  neue  Zwischenforni  einzu- 
führen, wio  es  die  nationalsozialc  Bc- 
wegimg  gewollt  hat.  unterrichtet  Die 
Gcsehichte  der  Nationahozialen  x>on  189$ 
bis  1903  /Berlin.  Verlag  der  Hilfe/  von 
Martin  Wenck.  dem  früheren  Se- 
kretär des  nationalsozialen  Vereins.  X 
Von  anderen  Neuerscheinungen  nennen 
wir  Was  ist  eine  Verfassung?  Line 
Stimme  aus  der  Demokratie  /Görlitz, 
Dulfer/,  Zur  ReiehsRnansrefomt  von  Dr. 
Eugen  von  Jage  in  a  n  n  ,  Professor 
an  der  Universität  Heidelberg  /Heidel- 
berg. Winter/.  Der  Tyrannenmord  naek 
'der  Lehre  der  katholischen  Kirche  von 
Dr.  R.  H  o  e  h  m  e  /München,  Birk/, 
Das  österreichische  Problem  vom  Abge- 
ordheten  Dr.  Aurel  von  O  n  c  i  n  I 
/Wien,  Konegen/,  Deutschland  und  die 
Vorgänge  im  russischen  Reich,  Vorträge 
von  Professor  von  Rcusner.  Dr. 
Wiener.  Dr.  Breitscheid  /Berlin, 
Verlag  der  HUfe/. 

Sozialpolitik 

SoitalilaallBdtX7/£  LoHh-  und  Arbeits- 
verhältnisse in  den  Sie- 
mefU-Schuckert-IVerken  in 

Nürnberg,  Berlin.  Wien  /Berlin.  Buch- 
handlung Vorwärts/  betitelt  sidt  eine 
sodalstatistiadie  Aiteit  von  Dr.  Adolf 


Br.iuii.  Sic  bcfassl  sich  eingehend  mit 
der  \'cr.schicdenartigkeit  der  Lohme  und 
Arbeitszeiten  in  dem  gleichen  Untemeh- 

nun.  Das  (irsamtbild.  das  sich  aus  der 
Statistik  ergibt,  bezeichnet  A.  Braun  als 
unerfreulich.    »Die  Verdienste  sind  zu 

niedrig,  und  die  Stundenlöhne  bleiben 
noch  uuverhältnisniässig  tief  unter  den 

tatsächlichen  Verdiensten  zurück  

Die  Stundenlohne  werden  miiglichst  tief 
schallen,  so  dass  selbst  manche  hocli- 
(ji  alifizicrte  Arbeiter,  wenn  sie  im  Zeit- 
lohn tätig  sind,  den  ortsüblichen  Lohn 
gewöhnlicher  ungelernter  Arbeiter  kaum 
überschreiten.« 

DEN  EinHuss  grosser  Streiks  auf 
die  gesundheitlichen  Verhältnisse  und  die 
Bevölkerungsbewegung  sucht  Krcisassi- 
stcnzarzt  Dr.  Karl  Dohm  im  Archiv  für 
soaiah  Medism  und  Hygiene  festzustel- 
len. Ans  der  allerdings  lückcnliaften  Sta- 
tistik des  Reichs  über  die  Geburten,  Elie- 
schliessungen,  Sterblichkeit,  Todesur- 
sachen und  die  Streiks  und  Au-sperrun- 
gen  konsutiert  Dr.  Dohm  in  17  Städten 
mit  grossen  Streiks:  einen  Rückgang  der 
Eheschliessungcn  und  Geburten,  eine  Zu- 
nahme der  Selbstmorde  und  vielleicht 
auch  einen  Ruckgang  der  Kin- 
dersterblichkeit im  ersten  Jahr. 
Die  letztere  Tatsache  konstatierte  übri- 
gens Marx  aus  den  Streiks  englischer  In- 
dustricst.idte.  Die  Abwartung  der  Kin- 
der durch  die  daheimbleibendcn  streiken- 
den Männer  ist  eine  grössere,  als  wahrend 
der  Tätigkeit  der  selben. 

X  ,  X 

Bauarbeiter-  IN  Deutschland  bestehen 
schätz  zur  Zeit  ao3  Lokalkommis- 

sionen    für  Bauarbeifer- 

schuts.  Mit  den  Vertraucnspcrsonen 
veranstaltete  im  Winter  1903-1904  die 
Zentralkommissum     für  BauaHreiler- 

sihuf-  i-inc  umfangreiche  Enquete  über 
die  bei  den  Bauten  zu  Tage  getretenen 
allgemeinen  Missstände  und  Verfehlun- 
Rtn  gegen  die  gesetzlichen  Schutzbestim- 
niungen.  Über  die  sozial  fruchtbare 
Tätigkeit  der  Zentralkommission  liegt 
jetzt  der  Bericht  der  Zcntralkommission 
für  Dauarbeiterschutz  für  1903-1904 
/llamburg,  Efftinge/  vor.  In  den  Be- 
richtsi.ihren  wurden  insgesamt  bei  -'46 
Wcrkplaizcn  und  7092  Bauten  Erhebun- 
gen angestellt.  Bei  der  Erhebung  im 
Winter  igo3  wurde  unter  anderm  kon- 
statiert, dass  von  1218  Bauten  443.  also 
36.37%.  gegen  äussere  Witterungscin- 
flüsse  nicht  gedichtet  waren.  In  134 
Bauten  von  1218  kontrollierten  Bauten 
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brannten  offene  Koksfeuer.  Von  27 ii 
Bauarbeitsplätzen  wiesen  251  kein  Trink- 
wasser (daninter  5  Werkplätze)  auf.  Die 
Abortverhältnissc  zeigten  sehr  gröbliche 
Missständc.  Es  hatten  .10.40%  von  den 
2594  kontrollierten  .«Xborten  keine  Türen. 
DIE  Wünsche  der  Bauarbeiter  in  Bezug 
auf  den  gesetzlichen  Bauarbeiterschutz 
sind  niedergelegt  in  dem  sozialdemokra- 
tischen Gesetzentwurf,  den  die  Fraktion 
im  Dezember  1903  einbrachte.  Der  Be- 
richt der  Zctitralkommijsion  verbreitet 
sich  in  dankenswerter  Weise  über  die 
Partikulargesetzgebung  und  den  Arbcitcr- 
schutz  im  Deutschen  Reich. 
X  X 
FQrsorgeerzle-  ES  ist  sozialpolitisch  ein 
'""'fl  erfreuliches  Zeichen,  dass 

sich  die  juristische  und  so- 
ziale Literatur  Deutschlands  und  Öster- 
reichs der  Fürsorgeerziehung  im  wachsen- 
den Masse  zuwendet.  Im  Jahre  1897  er- 
schien das  umfangreiche  Quellenwerk  Adal  - 
bert  Bergers  Jugendschutz  und  JuRcnd- 
besserung.  1900  brachte  die  Zentralstelle 
für  Arbeitcrzvohlfahrtscinrichtungcn  einen 
Sammelband:  Fürsorge  für  die  schulent- 
lassene Jugend  /Berlin.  C.  Heymann/ 
heraus.  Einen  ausführlichen  Kommentar 
zimi  preussi sehen  Gesetz  über  die  Für- 
sorgeerziehung vcrfasste  Dr.  Oskar  Wit- 
tich /Breslau,  Marcus/.  Der  Sozialpäda- 
gogc  J.  Trüper  in  Jena  widmete  der 
Zwangserziehung  Minderjähriger  eine 
treffliche  Arbeit  Zur  Frage  der  Erziehung 
unserer  sittlich  gefährdeten  Jugend  /Lan- 
gensalza, Beyer/.  In  den  von  Dr. 
Marie  Raschke  herausgegebenen  Rechts- 
büchern für  das  deutsche  Volk  behandelte 
Professor  von  Liszt  und  Dr.  Frieda 
Duensing  die  Zwan;gserziehung.  Die 
strafgesetzliche  Seite  der  Fürsorgefrage 
für  Jugendliche  beleuchtete  Fräulein  Dr. 
Duensing  in  ihrer  Schrift  Verletzung  der 
Fürsorgepflicht  gegenüber  Minderjähri- 
gen /München,  Schreiber/.  Von  dem 
bereits  in  voriger  Rundschau  zitierten 
umfangreichen  Werke  Dr.  Heinrich 
Reichers  Die  Fürsorge  für  die  venvahr- 
loste  Jugend  /Wien,  Manz/  sind  bisher 
der  erste  Teil  Die  Zwangserziehung  im 
Grossherzogtum  Baden,  und  der  zweite. 
Der  Kinderschutz  in  England,  erschienen. 

X  X 
Klndonchatz  DAS  Martyrium  des  Kin- 
des in  der  modernen  Ge- 
sellschaft tritt  kaum  so 
grell  hervor,  wie  aus  der  erschreckenden 
Zalil  der  Misshandlungcn  und  Vernach- 
lässigungen, die  in  England  die  Gesell- 


schaft zur  Vorbeugung  der  Grausarnkfi- 
icn  gegen  Kinder  ermittelte.     In  Eng- 
land wurde  die  Kinderschutzgesetzgebung 
durch  das  Gesetz    zur  Verhütung  von 
Grausamkeiten  gegen  Kinder  im  Jaiire 
1894  gekrönt.    Schon  vor  diesem  Gesetz 
im  Jahre  1889  begründete  sich  dort  eine 
Gtsellschaft    zur  Verhütung    der  Grau- 
samkeiten gegen  Kinder.    Diese  Gesell- 
schaft strengte  in  England,  Wales  und 
Irland  von    1889  bis  1901    222  5^6  Er- 
hebungen   über    Grausamkeiten  gegen 
Kinder  an.    In  206388  Fällen  war  die 
Intervention  der  Gesellschaft  direkt  be- 
nötigt:   diese   Fälle  betrafen   in  ihrer 
Gesamtheit  573  3^  Kinder  und  285636 
t'beltäter.    Von  diesen  wurden  ^023  ge- 
richtlich verfolg^;  davon  wurden  26649 
verurteilt  und  1374  freigesprochen.  Wo- 
hin nur  immer  die  Inspektoren  dieser 
Gesellschaft  ihren  Fuss  setzten,  da  ent- 
deckten sie  auch  Grausamkeiten.  »Inner- 
halb eines  Distrikts<.   so  l)crichtct  Dr. 
Heinrich  Reicher  in  seiner  Schrift  Dte 
Fürsorge  für  die  verwahrloste  Jugend. 
»verteilen   sich   Grausamkeiten   wie  4jj 
zwischen  Orten,  wo  der  Inspektor  immer 
und  wo  er  nur  gelegentlich  gesehen  wird. 
Die  Anwesenheit  des  Inspektors  in  einem 
Distrikt  ist  für  den  Erfolg  der  Gesell- 
schaft der  entscheidende  Faktor.« 
X  X 
Unotm:Gewerb«N.\CH  dem  Bericht  über 
lnspektion        die  Amtstätigkeit  der  un- 
garischen Gewerbeinspek- 
toren im  Jahre  1902  waren    in  diesem 
Jahre  43  Gewerbeaufsichtsbeamte  ange- 
stellt.    Es  wurden  besichtigt  6258  Be- 
triebe mit  1S&561  Arbeitern.    In  -3  ."09 
Fällen  musste  die  Gewerbeinspektion  we- 
gen der  Behebung  von  Mängeln  in  den 
Betrieben  und  wegen  der  Verletzung  von 
Schutzgesetzen    und  Verordnungen  ein- 
greifen.   Die    meisten  Mängel    und  Zu- 
widerhandlungen wurden  in  den  klei^ie- 
ren  Mühlen,    landwirtschaftlichen  Spiri- 
tusbrennereien   und  in  den  Sägewerken 
festgestellt.      Die  Gewerbeinspektoren 
mussten    vielfach    die  Entfernung  der 
Schweineställe  aus  den  Mühlenräumlich- 
keiten   verfügen.    In    den  Holrbcarbei- 
tungsbctrieben  fehlten  »meistens«  die 
Schutzvorrichtungen.    In  den  Ziegeleien 
des  Gewerbeaufsichtsbezirks  Arad  ent- 
deckte der  Gewerbeinspektor  wiederholt 
8-  bis  12jährige  Kinder  bei  anstrengen- 
der Arbeit.    In  dem  Bezirke  Budapest 
spricht  der  Beamte  von  Bäckerlehrlingen, 
die  12  bis  iS  Stunden  täglich  arbeiteten. 
Der  Unfug  der  Kinderarbeit  ist  in  die- 
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sem  Bezirke  sehr  eingerissen,  >Unglauh- 
liche  Zustände*  herrschten  nach  den 
Worten  des  Gewerbeanfsiehtsbeamten  in 

den  Arl>eiter\vohnungen  der  Ziegeleien 
(Jcs  Bezirks  Mistdocz.  Der  Gewerbe- 
beamte von  Budapest  konstatiert  mit 
Befricdiginig,  >dass  die  Arbeiterschaft 
immer  mehr  Vertrauen  zum  Gewcrbe- 
inivektior  gewinnt«. 

X  X 
MnMrnnf'  SEIT  dem  r,  Januar  1891 
••■^•'■H  sind  bis  einschliesslich 
31.  März  1905  nach  der  im 
Reichsversicherungsamt  angefertigten  Zu- 
sammenstelhmg  1202548  Invalidenrenten 
und  430  iSq  Altersrenten  von  den  31  Ver- 
sichemngsanstalten  and  9  Kasseneinrich- 
tuTifrcn  l)e\villigt  worden.  Es  kamen  in 
Wegfall  infolge  des  Todes,  der  Auswan- 
dernn^  etc.  der  Berechtigten  454120  In- 
vali(?rnreiucn,  so  da,ss  am  i.  April  1905 
748428  Invalidenrenten  zur  Auszahlung 
gelangten.  Von  den  4301^  Alters- 
renten, die  seit  dem  i.  Januar  1891  be- 
willigt waren,  liefen  am  i.  April  1905 
nnr  noch  142  213  Renten,  wegen  der  ' 
hohen  Sterblichkeit  der  greisen  Renten- 
empfänger. 

TROTZ  des  langjährigen  Bestandes  des 
Invalidenvcrsicherungsgesetzes  ist  dieses 
nach  den  treffenden  Worten  des  Landes- 
versichcrungsbeamlea  Gustav  Voj?t  für 
das  grosse  Publikum  noch  ein  Buch  mit 
sieben  Siegeln^  Herr  Vogt  ist  soeben 
mit  einer  gründlichen,  für  den  prak- 
tischen Gebrauch  vorzüglich  geeüineten 
Arbeit  Die  Vorteile  der  Invalidenver- 
sicherung und  ihr  Einfluss  auf  di<-  deut- 
sche yolksunrtschaft  /Berlin,  Troschel/ 
hervorgetreten,  die  wie  geschaffen  ist,  in 
den  Krci'^en  der  Arl)eitcrsekretäre  und 
Arbciterorgani^ationsleitcr,  die  vor  allem 
'  tnr  Unterweisong  der  Versicherten  iir 
der  sozialen  Gesetzgebung  berufen  sind, 
als  Unterrichtsbuch  zu  dienen. 
Die  übertriebene  Wertschätzung  der  In- 
valiflenversichcnintr  dxtrch  den  Verfasser 
lind  "^Mne  allgemeinen  sozialpolitischen, 
mitunter  gegen  die  Sozialdemokratie  po- 
lemisierenden Anschauunpen  können  den 
Wert  des  Buches  als  Lehnniiid  kaum 
absdiwichcn.  Das  alphabetische  Sach- 
register erleichtert  si-hr  die  Benut7nng 
des  Werkes  als  Int'orinationsquclle.  Herr 
Vogt  schätzt  bei  der  Begutachtung  der 
Erwerbsfähigkeit  invalid  werdenden  Ar- 
beiten besonders  das  Urteil  des  be- 
handelnden Arztes  »in  und  ver- 
wirft ein  allzu  ausgebreitetes  System  der 
Vertrauen  sitzte. 


VON  den  deutschen  Landesversiche- 
rungsansulten  pflegt  mit  besonderer 
Soi^alt  die  LandesversicheningsanstaJt 

der  Hansestädte  die  Statistik  der  Heil- 
behandlung.   Soeben    erschienen:  Die 
Handhabung    des    Heilverfahrens  bei 
Versicherten   durch    die  I.andesz'Crsiche- 
rungsanstait    der  Hansestädte    im  Jahre 
1903  und  die  Ergebnisse  des    von  der 
Landesz'ersirherun^safistalt    der  Hanse- 
städte   eingeleiteten   Heilverfahrens  bei 
lungenkranken    Versicherten    bis  Ende 
1903.    Wichtig    ist    die  Feststellung 
der  Anstalt,  dass  die  erbliche  Belasttmg 
bei  Tuberkulösen  einen  relativen  gerin- 
gen Einfluss  nur  aui  den  Erfolg  oder 
Nichterfolg  der  Heilbehandlang  hat 
X  X 
KliRS  ChroBlk  DIE    soziale  Arbeit  der 
Heilsarmee  wär£gt 
Leo    Colze    in    einer  bei 
Dietrich    in   Leipzig   erschienenen  Bro- 
schüre.   X    In    doi  Geist    der  Carl 
Zeiss-Stiftnng      führt    eine  im 
gleichen  Verlag  erschienene   Schrift  L. 
Katschers  gat  dn.  X  Dr.  Arnold  Brandeis 
wertet    in    seinen    Beiträgen    zur  Er- 
ziehungshygiene    /Prag,  Neugebauer/ 
die  Bedeutung  einer  rationellen  Emäh- 
rimg  der  Schuljugend  für  die  in- 
tellektuelle Entwickelung  der  selben  und 
befürwortet  die  Errichtung  von  Volks- 
ernährungsstättcn    für   die  Schuljugend 
der  Industriestädte.  » 
X  X 
Literatur         IN  seinen  Grundzügen  der 
Sosialpolitik  /Lei  pzi  g,  C.  L. 
Hirschfcld/  verkrüppelt  Dr. 
R.van  der  Borght  geradezu  den  Be- 
griff der  SosiatpoKtik,  indem  er  sie  im 
wesentlichen  zu  einem  blossen  Mittel  der 
Erhaltung  und  Befestigung  der  Gesell- 
schaftsordnung der  Katturstaaten  herab- 
setzt.   Die  Sozialpolitik  führt  nämlich 
nach  van  der  Borght    »nicht    zur  Auf- 
lösung, sondern  zur  Verbesierung  und 
Befestigung  der  Ordnungc,  auf  die  sich 
die  Verhältnisse    der    heutigen  Kultur- 
staalen  gründen.    Mit  Hilfe  dieses,  am 
seine  eigentliche  schöpferische  Kraft  ge- 
kommenen BegritTs  der  Sozialpolitik  ist 
es  ihm  dann  ein  leichte-.,  die  Unverein- 
barkeit der  Sozialpolitik  und  des  Sozia- 
lismus nachzuweisen.    Für  die  auf  Erhal- 
tung des  Bestehenden  lossteuernde  So- 
zialpolitik van  der  Borghts  ist  es  bezeich- 
nend, dass  sie  sich  zur  Fürsprecherin 
selbst  der  Strafbesiimmungen  gegen  die 
Dienstbocenkoalitionen    macht.  »Wenn 
man  aitdi  zugibt«,  so  adirdlit  er,  »dass 
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an  sich  den  Dienstboten  das  Recht,  sich 

zu  koaHoren.  nicht  zu  verengen  sei.  so  ist 
doch  das  Koalitionsrecht  für  die  Dienst- 
boten laiifff  nicht  von  so  gTOs,er  prak- 
tischer Bedeutung,  wie  für  die  gewerb- 
hchcn  Arbeiter.    Zunächt-t  i>l  es  hei  der 
Vereinzelung,  in  der  die  Mehrzahl  der 
Dienstlx)ten     arbeitet,    überhaupt  viel 
schwerer,  ihr  Zusammentreten    zu  ge- 
n^tinsamen  Massnahmen  hcrlK-izuführon. 
Auch  der  Missstand.    dass    die  Dienst- 
boten    überwiegend      weiblichen  Ge- 
schlechts sind,  erschwert  an  uiul  für  -icii 
die  Durchführung  der  Koalitionen.«  Dass 
sie  längere  Zeit  in  grösserer  Zahl  ohne 
Arl>eit  und  ohne  eigene  Wohnung  in  rUn 
Städten  dxistiexei^  könnten,  &ei  uiisge- 
sdilossen  »und  wurde  schon  aus  sitten- 
polizeilichen  Rücksicl'.ten  nicht  geduldet 
werden  können«.  Die  Sittenpolizei  scheint 
wirldich  die  riditige  Instanz  tut  Lösung 
der   Slreikfrage  der  Dienstmiidchcn  zu 
sein.   Herr  van  der  Borglit  hebt  dann  die 
geringen  Vorteile  der  Streiks  für  die 
Dienstmädchen  hervor.     >Av.(li   iln-  Ge- 
währung voller  Koalitionsfreiheit',  l.ihrt 
er  dann  weiter  fort,  »wird  deshalb  be- 
sondere praktische  Hi  Icitung  nicht  haben. 
Gerade    aus    dieser    Erwägung  heraus 
würde  aber  auch  ein  Bedenken  gegen  die 
Aufhebung    der    Beschränkungen  und 
Strafl>estimmungen    gegen    die  Dienst- 
botenkoalitionen nicht  bestehen.«  Das  ge- 
nügt zur  Kennzeichnung  des  Geistes  der 
Sozialpolitik  des  Herrn  van  der  Borght 
X  Die  Schrift  L  e  o  p  fi  I  d  K  a  t  s  o  !i  e  r  s 
Mit,  nicht  gegen  einander  /ürcs<leti,  Al- 
bantissche  Buchdruckerei/    spricht  für. 
nicht  gegen  die  sozialpolitische  Einsichts- 
losigkett  des  Verfassers.   Wir  beiicrzigcn 
das  Motto  seiner  Schrift  Sieh  vertragen, 
nicht  sicli  schlafen,  und  schlagen  uns  mit 
ihm  nicht  weiter  kritisch  herum.  Die 
Katschersche  Sduldenmg  der  Arbeiter- 
paradicse    hat    tins   gnr    sehr  friedlich 
gestimmt.  PAUL  kampffmeyer 

Soziale  Konr^munalpotltfk 

SolMdfMM       DIE    letzten    Jahre  sind 

reich        an  Konflikten 
zwischen  der  prcussischen 
Schul  Verwaltung    nnd    den  Kommtmen 

gewiesen.  Insbesondere  hat  der  Berliner 
Schulstrcit,  in  dem  es  sich  um  das  Ver- 
fügungsrecht   über    die  Schtilgeb&ude 

ausserhalb  der  Schulstunden  handelte, 
und  der  Konflikt  zwischen  der  Regierung 
zu  Potsd.im  und  dor  Charlottenburger 
Stadtverwaltung,  in  dem  sich  diese  gegen 
die  ilir    angcsonnenc  .\ufnahme  eines 


Geistlidwn  tn  die  Schuldeputatiofi  wehrte. 

die     allgemeine     .'\ufmerk5.amkeit  der 
Öffentlichkeit  auf  sich  gezogen.  Diese 
Kämpfe  haben  auch  den  Anlass  gegeben, 
die  Frage  nach  dem  Verhältnis  zwischen 
Staat    und  Gemeinde    im  preussisclien 
Schulrecht  einer  Prfifnng  zu  unterziehen. 
Schon  in  seinem  1002  erschienenen  Buch 
Das    städ tischt'  Amtsrccht    in  Prcusscn 
hatte  sich  l'reuss  mit  dem  preussischcn 
sogenannten  Schulrecht  —  lucusanonlu- 
cendo  —  beschäftigt  Einen  Ausbau  der 
di'Tt      kurz      niedergelcgteti  .Ansichten 
bringt    die    vor    kurzem  erschienene 
Schrift    des    gleichen    Verfassers  Das 
Recht  der    stiuUiscIicn  Schuhcrxioltung 
in  t'reussen  /Berlm,    Präger/.  Preuss 
geht  von  der  Auffassung  aus.  dass  durch 
die  Städteordnimg  von   1808  die  gesam- 
ten Schulsachen,  also  nicht  nur  die  äusse- 
ren, sondern  auch  die  inneren,  und  nidit 
nur  die  von  der  Stadt  errichteten  und 
uiTterhaltcnen  Schulen  jeden  Grades.  s<hi 
dem  auch    sämtliche  Elementarschulen 
und  Gelchrtenschulen  ohne  Untersclüed 
des  Patronais  und    ihres  Grades,  der 
städtischen    Schul  deputation  unterstellt 
sind.    Er  behauptet    femer,    dftss  auf 
Grund    dieses  selben  Gesetzes    die  Ge- 
nieindcschulen    Gemeindeanstalten.   "  die 
städtischen      Lehrer  Gemeiii^debeamte 
sind,  und  die  Schulinspektion  von  der 
Stadtgemeinde  als  solcher     durch  ihre 
schultechnischen  Organe  unter  Oberauf- 
sicht des  Staates  gefuhrt  werde,  schliess- 
lich, dass  die  Sclnilde]nitation  eine  städti- 
sdie  VerwaJtungsdeputalion  sei.  wie  die 
anderen  auch.  D^ese  Auffassung  ist  voll- 
ständig von  der  der  staatlichen  Bureaukratic 
verschieden,  die  sich  durch  Interpreta- 
tion der  Städteordnvng  von  1808  and  der 
zu  ihr  erlassenen  Instruktion  von  i8n, 
sowie  durch  einen  ganzen  Haufen  an- 
derer   Ministerialrcskriptc    ein  ihrem 
Herrschaf  tshednrfnis    mehr  zusagendes 
Schulrecht  rechtswidrig,  wie  Preuss  be- 
haiqitet.    zusammendestilliert    hat.  Mit 
grossem  Scharfsinne  weist  der  Verfasser 
nach,    wie    sich    Rechtswidrigkeit  auf 
Rechtswidrigkeit  anfliaut.  wie  Schritt  fiir 
Schritt  durch  die  rechtswidrigen  Minis- 
terialerlasse  das  Recht  der  Selbstverwal- 
tung einpesclirimkt  wird,  I)is  es  schliess- 
lich dem  Kultusminister  Studt  vorbehal- 
ten blieb,  durch  eine  unglaubKdie  Inter- 
pretation der  Instruktion  vom  2.V  Ok- 
tober 181 7  die  Entrechtung  zu  vollenden 
und  (fie  Verwaltung  aller  Schulangdegen- 
heiten  als  Kompetenz  des  Staates  in  An- 
spruch zu  nehmen.   Damit  war  der  Streit 
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zwischen  Regierung  und  Gemeinde  auf 
einen  ganz  anderen  Boden  gestellt  Bis- 
her hatten  die  Ministerialreskripte  und 
die  von  ihnen  bednflos^  Praxis  und 

Literatur  an  der  DoktftBt  festgehalten, 
dass  die  äusseren  Schulaadieii  zur  Kom- 
petenz des  Staates  gehörten,  und  dass  die 

s;;i  dt  i  seilen  Schuldeputationen  infolge- 
<kssen  gemischte  staatlich-kommunale 
Behörden  seien,  weil  sie  mit  der  Verwal- 
ttsng  der  kommunalen  äusseren  Schul- 
sachen  die  der  staatliclu'n  inneren  ver- 
bänden. Der  ganze  Streit  um  die  Rechts- 
stellung der  städtischen  Scliu'.dcputatio- 
ntn  und  das  Bcstatigungsrecht  gegen- 
über ihren  Mitgliedern  war  von  der  Rc- 
gienmg  und  ihren  Anhängern  auf  der 
Grundlage  dieser  Doktrin  geführt  wor- 
den. Knltmminister  Stuilt  wirft  dieses 
ganze  Prinzip  nunmehr  über  den  Haufen, 
indem  er  die  unmittelbare  Verwaltung 
ai'ch  der  äusseren  Schulangelegenhcitcn 
als  staatliche  Kompetenz  festlegen  will. 
Prelis«  hat  ganz  recht,  wenn  er  hervor- 
hebt, dass  auch  die  Freunde  der  Selbst- 
verwaltuttg  Herrn  Studt  nur  dankbar  da- 
für sein  können,  dass  er  den  verhüllen- 
den  Mantel  der  Doktrin  von  der  Kom- 
petenzscheidung habe  fallen  lassen  und 
die  Allmacht  der  staatlichen  Bureaukra« 
tie  auf  dem  Gebiete  der  Sclinlverwnltiing 
in  voller  Nacktheit  proklamiert  habe.  In 
der  Tat  hat  ein  grosser  Teil  dieser  Freunde 
bi'-her  in  dem  Wahne  gelebt,  als  oV)  die 
Guneinde  auf  dem  Gebiete  des  Sclnil- 
wisens  eine  Rcchlssphiirc  für  sich.  elx*n 
die  äusseren  Schulangelegenheiten,  hätte. 
w.ihrend  doch  tatsächlich  bei  dem  Man- 
gel einer  gesetzlichen  Scheidung  der 
äusseren  und  inneren  Schul  sachen  und, 
bei  der  Unterordnung  der  crsteren  unter 
die  letzteren.  <!•(■  \\T\\altung>willkiir  der 
Regierung  unbegrenzt  war.  Nunmehr 
finden  sie  sich,  um  Preuss*  Worte  anzu- 
fulire;i.  vor  die  unerbittliche,  aber  un- 
rweifeihaft  wahre  Alternative  gestellt, 
»edtweder  völlige  Entrechtung  der  Selbst- 
\  rrw.iltung  auf  dem  Schulgebict  oder 
Durchsetzung  des  rechtlich  begründeten 
Anspruches,  den  vor  einem  halben  Jahr- 
hundert  die  st.idtischen  Behörden  Berlins 
erhoben  haben,  den  ein  Mann,  wie  Gneist. 
vertreten  hatt  dass  das  städtische  Schul- 
wt-jcn  eine  städtische  Angelegenheit  ist. 
v.clchc  die  Kommune  gleich  ihren  .inde- 
rcn  Funktionen  nach  den  Vorschriften 
der  Städteordnung  und  auch  den  das 
Schulwesen  betreffenden  Staatsgesetzen 
zu  verwalten  hat.  gleich  allen  anderen 
\'erwaltungszweigen  lediglich  unter  der 


Kommunalaufsicht  des  Staates«.  Audi 
darin  hat  Preuss  recht,  dass  die  Bedcu- 
trng  des  Kampfes  über  das  Gebiet  der 
Sdralverwaltung  hinausreiche,  und  daas 

er  in  Wahrheit  \\m  die  materielle  Exis- 
tenz der  Selbstverwaltung  überhaupt  ge- 
führt werde.  Die  Regierung,  mit  anderen 
Worten  die  staatliche  Bureaukratic,  will 
für  die  Schul  Verwaltung  den  Zustand 
verwirklichen,  der  für  die  Polizeiverwal- 
tt  ng  in  Prrii->en  tatsächlich  besteht.  Diese 
ist  nicht  den  Gemeinden  als  Sclbstver- 
waltungakörpem,  sondern  unmittelbar 
bestimmten  Gemeindeorganen,  in  den 
Städten  tkn  Bürgenneistern.  übertragen. 
Dadtaireh  werden  diese  wieder  zu  mittel- 
bnren,  sulH>rdinierten  Staatsbehörden  im 
Sinne  des  alten  Polizeistaate.s.  Auf  dem 
Gebiete  der  Polizei  Verwaltung  ist  dieser 
Zustand  durch  die  Städteordnniigen  und 
das  Polizeiverwaltungsgesetz  von  1850 
festgelegt,  auf  dem  der  Schulver\valtung 
existiert  jedocli  keine  positive  GcseUes- 
bestimmung,  durch  die  die  Gemeindeor- 
gane, die  städtischen  Schuldeputationcn.  zu 
subordinierten  Staatsbehörden  degradiert 
worden  wären.  Trotzdem  hat  die  Staats- 
bureatikratie  versucht,  die  Selbstverwal- 
tung im  Verwaltungswege  zu  beseitigen. 
Gelingt  es  ihr,  auf  dem  Gebiete  des  Schul- 
wc-cn-;  dir  Ziel  zu  erreichen  und  ihre 
Vorherrschaft  im  Geiste  des  absoluten 
Polizeistaates  aufzurichten,  so  sind  auch 
andere  Gebiete  di  r  Selb'-tverwaltung  nicht 
vor  gleichen  AngntTen  sicher.  In  dem 
Schulstreiie  wird  also  zugleich  um  die 
Existenz  der  Selbstverwaltung  gekämpft 
Es  ist  ein  Verdienst  der  Preussschen 
Schrift,  auf  diesen  Kernpunkt  des  ganzen 
Streites  aufmerksam  gemacht  zu  haben. 
X  X 
Sozlaldetnokra-  AUF  der  Landcsversamtn- 
tlscha  Landss-  lung  der  sozialdemokrati- 
sehen  Partei  Sachsens  stan- 
den zwei  Gegtnstan<Ie  ;'nr  Berattmg,  die 
in  das  Gebiet  der  Kommunalpolitik 
fallen,  einmal  die  Steuergesetzgebung 
imd  ferner  die  Armengc-et/gebung  in 
Sachsen,  über  das  erste  Thema  refe- 
rierte Goldstein-Zwickau,  iiber  die  Ar- 
mengesetzgebung I.ange-Lcip^ig.  Nur 
das  letzte  Referat  gibt  uns  zu  eiiugen  Be- 
merkungen Anlass.  Lange  forderte  die 
('iK-rnahme  der  Arnienlasfen  durch  den 
Staat  in  Übereinstimmung  mit  dem  säch- 
sischen Landtags  wähl-  und  Kommunal- 
wahlprogranim.  I'r  führte  dazu,  nach 
dem  Bericht  der  Lf\i<ziRcr  Volksseitung, 
aus:  »Man  kann  nicht  darunter  verstehen 
eine  bureankratische  Verwaltung;  wie  es 
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das  Justizwesen  oder  das  Militärweseo 
darstdiL  Ich  halte  das  Schablonisiirt>n 
auf  diesem  Gebiete  vom  Übel,  Darum 
kann  auch  eine  staatlich  organisierte  Ar- 
raenpfl^e  nicht  ohne  die  freiwillige  Mit- 
wirkung von  Pflegern  durchgeführt  wer- 
den .  .  .  Wir  fordern  die  rin-rnahme  der 
Lasten  des  Armenwesens  auf  den  Staat, 
damit  ein  grösserer  Ansglcich.  eine 
grössere  Verteilung  der  Lasten  stattfinden 
kann.«  Wir  heben  aus  der  von  dem  Re- 
ferenten vorgeschtaeenen  Resolution 
nwh  den  folgenden  Abschnitt  heraus: 
>Dte  seitens  des  Staates  erfolgte  Abwäl- 
zung der  Armenlasten  auf  die  Gemeinden 
verhindert  eine  gerechte  und  zweck- 
mässige Handhabe  der  Armenpflege  und 
hemmt  die  Entwidcetutqp  der  Gemeinden 
insofern,  als  sie  diesen  die  Erfülhing 
ihrer  eigensten  Au  t  raben  durch  die  Be- 
lastung des  Gemeindehaushalts  erschwert. 
Deshalb  fordert  die  ^»zialdeinokratischc 
Partei  Sachsens  tMjcrnahme  der  Armen- 
lasten durch  den  .Staat,  von  den  (icmein- 
den  vorbeugfende  Massnalimen  imd  aus- 
reichende Unterstützung.«  Gegenüber 
d«n  Behauptungen  dieser  Resolution  sei 
zunächst  darauf  hingewiesen,  dass  von 
einer  Abwälzung  der  Armenlasten  durch 
den  Staat  auf  die  Gemeinden  gar  keine 
Rede  sein  kann.  Denn  historisch  ist  die 
Armenpflege  stets  eine  Aufgabe,  und 
7\var  liiii-  (K  r  rij^i  i!<teii,  primärsten  Auf- 
gaben, der  Gcnicmden  gewesen,  die  sie 
zu  erfüllen  hatten  und  erfüllten,  als  nodi 
kein  Mensch  an  die  Mehrzahl  der  Arl- 
gaben  dachte,  die  heute  von  den  Gemein- 
den zu  leisten  sind.  Aber  auch  materiell 
kann  die  Armenpflege  nur  eine  AufK:il>c 
der  Gemeinde  sein.  Dem  Staate,  dem 
unsere  Zcntralisationsschwärmer  die  Ar- 
menpflege, wie  das  Schulwesen  und  was 
sonst  noch  immer,  uberweisen  wollen, 
fehlt  es  überhaupt  an  den  lokalet»  Or- 
ganen, die  die  \'erwaltunR  der  -Xmu-n- 
pflege  übernehmen  ktmnten.  I£s  nmsste 
also  eine  neue  staatliche  Burcaukratie 
für  diesen  Zweck  geschaffen  werden,  und 
dass  bei  einem  derartigen  zentralisierten 
Beliördenapparat  der  schrankenloseste 
Schematismus  herrschen  würde,  ist  nicht 
nur  selbstverständlich,  sondern  notwen- 
dig. Jede  Individualisierung,  auf  der  >ich 
die  moderne  Armenpflege  überhaupt  auf- 
haut, wäre  unmöglich  gemacht  Auch  die 
Heranzielning  von  Pflegern,  die  Lange  in 
seinem  Referate  erwähnt,  würde  daran 
nichts  ändern.  Denn  die  unbedingt  not- 
wendige Kontrolle  liher  deren  Tätigkeit 
müsste  von  den  staatlichen  Beamten  nach 


Sckenta  F    geführt    werden.  Übrigens 
scheinen  uns  die  Ausfuhrungen  des  Ge- 
nossen  Lange  nicht  sonderlich   klar  zu 
sein.    Eine  bureaukntische  Verwaltung 
will  er  nicht  haben,  spricht  dann  aber 
gleich  von  einer  staatlich  organisierten 
Armenpflege  mit    der    freiwilligen  Mit- 
wirkung  von  Pflegern.    Die  staatliche 
Organisation  der  Armenptlcge   ist  aber 
gar  nicht  anders,  als  auf  dem  Wege  des 
Bm'caukratismus,  möglich. 
IN  der  Dtalmssion  wurde  der  Vorsehlag 
gemacht,  der  Staat  solle  die  I  a-ten  dc- 
Aimenwesens,  die  Gemeinde  dagegen  die 
Verteilung  der  Gelder  übernehmen.  Bei 
diesem  Vorschlage  wurde  der  Kinwand 
erhoben,  dass  auf  eine  gerechte  Vertei- 
lung auch  seitens  der  Gemeinde  ntdit  zu 
rechnen  sei.    Aus  der  Tat-aclie.  dass  die 
heutige  Gemeindeverwaltung  ni  den  Hän- 
den der  besitzenden   Klassen   ist,  und 
dass  TL-utientlieli   in   den   ländlichen  Ge- 
n«cinden  die  Arineiipflegc  sehr  im  argen 
liegt,  kann  durchaus    noch    nicht  der 
Schluss  gezogen  werden,    dass  die  Gc 
meinde  nicht  das  allein  geeignete  Organ 
für  die  Verwaltung  der  Armenpflege  sei. 
Erst  wenn  der  Beweis  geliefert  wäre, 
dass  auch  eine  fortschrittlich  gesinnte,  so- 
zial  denkende  Giineintkvcrwaltung  die 
Annenpflege  ntdit  in  genügender  Weise 
zu  fuhren  vermöchte;  wäxe  der  Bewds 
t-'i  gen  die  Gemeinde  als  Organ  der  .Ar- 
n.tnpflege  geliefert   Das  wird  aber  auch 
wohl  kein  Schwärmer  für  die  staatliche 
Ariiunpflege  behaupten  wollen.    Das  ein- 
zige  Hindernis  wurde  eine  solche  Ge- 
meindeverwaltung in  der  Beschrinkthett 
ihrer  Mittel  finden.    Nun  kann  ohne  wei- 
teres zugegeben  werden,    dass    U-i  dem 
heutigen  System  die  Armenlasten  in  eini- 
gen Gemeinden  geradezu  erdrückend  ge- 
worden sind,  und  dass  der  .Mangel  an 
Mitteln  eine  zweckmässige,  ld>crale  Ar- 
menpflege verhindert.     Die  allein  rich- 
tige Schlussfolgerung  aber  ist  unseres 
Eradncns^  die,  dass    in    diesen  Fällen, 
ebenso  wie  auf   anderen  Gebieten,  der 
Staat  mit  seinen  reicheren   Mitteln  er- 
gänzend    und     luiterstmzend  eintreten 
müsse.    Das  wird  und  kann  er  natürlich 
nur  tun.  wenn  ihm  die  Kontrolle  über  die 
Verwendung    der    von    ümi  ^wiilirten 
Geldmittel  zusteht    Die  Forderung  da- 
gegen, dass  der  Staat  die  gesamten  Ar- 
menlasten tr.'igen  und  den  Gemeinden  die 
Verwendung  der  Gelder  zustehen  solle, 
ist    verwaltimgstechnisch  und  politisch 
eine  Utopie.    Der  Staat  müsste  sich  in 
diesem  Fall    —    und  das  müsste  jeder 
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Staat  tun,  nicht  nur  lU  :  !:cutigc  Kl.i<>cti- 
staat  —  eine  so  wettgehende  Kontrolle 
sichern,  dass  von  einer  selbständigen 
Verwaltung  durch  die  Gonuindcn  über- 
haupt keine  Rede  mehr  sein  könnte.  Das 
Wesen  der  kommunalen  Selbstverwal- 
ivng  wtirdf  dadurch  vollständig  aufge- 
hoben werden.  Denn  dieses  besteht  docli 
gerade  darin,  dass  die  Verwaltungs- 
gebictc  von  den  Gemeinden  nach  den  Ge- 
setzen und  unter  der  Aufsicht  des  Staa- 
tes, aber  in  eigener  Zuständigkeit,  ver« 
waltet  %verden. 

X  X 
SubmisilMt-  FÜR  die  Vergebimg  von 
«•••a  Arbeiten  und  Lieferungen 

hat  der  Magistrat  der  Sudt 
München  Vorschriften  erlassen,  die  ein 
buntes,  wider  ^rechendes  Gemisch  von 
Forderungen  der  Mittelstandsretterei  und 
der  Sozialpolitik  darstellen.  So  sollen 
bei  Vergebung  von  Arbeiten  und  Liele- 
ningen  an  Handwerker  solche  Bieter  vor- 
zt:gswei.se  borücksichfitzt  werden,  die  be- 
rechtigt .sind,  den  Meistertitel  zu  füliren. 
Neben  dieser  Besttmmang,  die  dem 
Zünfticrtum  eine  •deiner  mit  besonderer 
Inbnmst  vorgetragenen  Forderungen  be- 
willigt, tritt  eine  andere,  sozialpolitischen 
Anstriches.  Danach  sind  von  der  Be- 
rücksichtigung die  Unternehmer  auszu- 
schliessen,  von  denen  bekannt  ist,  dass 
sie  in  ihren  Retritben  eine  über  das  üb- 
liche Mass  iunausgehcnde  Arbeitszeit 
eingeführt  haben,  oder  dass  sie  ihren  Ar- 
beitern Löhne  zahlen,  die  hinter  dem 
orts-  oder  berufsüblichen  Tagelohn 
zuräckstchen,  oder  dass  sie  die  zwischen 
den  Organisationen  der  Arbeitgeber  und 
Arbeitnehmer  vereinbarten  Tarife  tmd 
T  <  ilinfestsetzungcn  ihrer  Branche  nicht 
einhalten,  dass  sie  sidi  wiederholt  gegen 
die  Bestimmimgen  des  Kranken-  und 
Invalidcnversicherungsgesetzcs  verfehlt 
haben,  dass  sie  Lehrlinge  in  unverhält- 
nissmassiger  Zahl  bei  Ausführung  ihrer 
Arfxnten  beschäftigen  oder  Gegenstände, 
<Iercn  Herstellung  in  Werkslatten  üblich 
ist,  in  Heimarbeiten  vergeben,  oder  dass 
^ie  ihre  Arbeiten  nicht  selbst,  sondern 
nur  durch  Weitervergebung  an  Unterak- 
kordanten auszuführen  in  der  Lage  sind 
oder  regelmässig  ausführen,  (xler  dass 
sie  dl«  ihnen  übertragenen  Arbeiten  ganz 
oder  teilweise  in  Stnt&uuttalten  heratell« 
lassen,  oder  dass  sie  endlich  nicht  in 
erster  Reihe  in  München  hcimatberech- 
tif;te  oder  längere  Zeit  ansässige  Arbei- 
ter, soweit  solche  vorhanden  sind,  be- 
schäftigen.   So  ausführlich  diese  Lohn- 


klausel  zum  Schutze  der  .Arbeitsbedin- 
gungen zu  sein  scheint,  so  wenig  hält  sie 
einer  eingehenden  Betrachtung  stand. 
Was  bedeutet  zum  Retspiel  eine  über  das 
übliclie  Mass  lünausgehendc  Arbeitszeit? 
Was  sind  Löhne,  die  hinter  dem  berufs- 
üblichen Tagelohn  zurückstehen?  Wann 
werden  Lehrlinge  in  unverhältnissmässi- 
ger  Zahl  gehalten  ?  Weldw  Behörde  ent- 
sclieidet  dartil>er,  ob  die  vorgeschriebenen 
Bedingungen  zutreffen,  und  nach  welchen 
Grundsätzen  entscheidet  diese  Behörde 
zum  Beispiel,  ob  eine  Arbeitszeit  über 
das  übliche  Mass  hinausgeht,  ob  die 
Ijöhne  hinter  dem  berufsüblichen  Tage- 
Ichn  zurückbleiben,  u.  s.  w.  ?  Wie  steht 
es  ferner  mit  der  Kontrolle  darüber,  ob 
die  Vorschriften  auch  nach  Erteilung  des 
Zuschlages  an  die  Bewerber  beobauüitet 
werden?  Und  vrie  steht  es  mit  der  Be- 
schäftigung jugendlicher  Arbeiter,  die 
nicht  Lehrlinge  sind?  Schon  diese  weni- 
gen Fragen  zeigen,  wie  lückenhaft  die 
Vcrtragsbedingxmgen  des  Münchener  Ma- 
gistrates sind.  Der  Schuu  der  Arbeits- 
bedingungen in  den  Submis^onsvertrS- 
gen  ist  durchaus  nicht  so  einfach,  wie 
unsere  Stadtverwaltungen  anzunehmen 
scheinen,  und  lässt  sich  nicht  in  einer  so 
allgemein  lautenden  Bestimmung,  wie  es 
die  des  Münchener  Statuts  trotz  ihrer 
Länge  ist.  abmachen.  Wir  empfehlen 
ihnen  die  Lohnklauseln  der  holländischen 
Städte  zum  genaueren  Studium ;  falls  es 
ihnen  ernst  mit  dem  Arbeiterschutz  ist. 
werden  sie  dort  wertvoUe  Anregung 
finden. 

X  X 

Kur«  Chronik  IN  den  Eut  für  1905 
wtirden  von  der  Frank- 
furter Stadtverwaltung 
138000  M.  für  die  Aufbesserung  der  Ar- 
beitslöhne und  46000  M.  für  Mietzn- 
schüsse  an  die  Arbeiter  eingestellt.  Stän- 
dige Arbeiter  aller  Klassen  und  Lohn- 
stufen erhalten  könftig,  wenn  sie  3  oder 
4  Kinder  zu  ernähren  haben,  5  M.,  wenn 
sie  mehr  Kinder  zu  ernähren  haben.  10 
M.  monatlich  Mietzuschuss.  Die  Zah- 
htnp  solcher  Mietzuschüssc  ist  eine  be- 
achtenswerte Form  der  Berücksichtigung 
des  Bedarfsmomentes  bei  der  Entlohnung 
der  städtischen  .Arbeiterschaft  X  Die 
Stadt  Hannover  hat  für  ihre  Volks- 
schulen 13  Schulärzte  angestellt.  X  Der 
Bezirksausschuss  hat  die  von  der  C  ö  1  - 
n  e  r  Stadtverordnetenversammlung  be- 
schlossene Wertzuwachssteuer  nicht  ge- 
nehmigt. £r  betrachtet  die  Wertzuwadis- 
•teuer  als  eine  Umsatzsteuer,  deren  Hobe 
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nach  etnetn  Mitristerialerlass  in  der  Re- 
gel nicht  über  i%  hinausgehen  solle.  Die 
Überschreitung  dieses  Normalsatzcs 
durch   die   Wertztmachssteoer  bewege 

sich  nicht  in  mässigcn  Grenzen,  und  daher 
sei  die  Genehmigung  zu  versagen.  X  Die 
bcssische  Regierung  hatdie  von  der  sozial- 
demokratischen Mehrheit  der  Stadtverwal- 
tung Offenbachs  beschlossene  Auf- 
hebung des  Oktrois  auf  Schweinefleisch 
und  Wurstwaren  nicht  genehmigt.  Sie 
erklärte,  nicht  prinzipiell  gegen  die  Auf- 
hdrauiff  des  Oktrois  zu  sein.  Aber  im 
gepenwärtigcn  Augenblick,  wo  man  da- 
mit umgclie,  für  das  Oktroi  durch  das 
neue  Gemeindesteuergesetz  andere 
Steuern  zu  schaffen,  sei  die  Abschaffung 
nicht  zu  genehmigen.  X  Die  Giesse- 
ncr  Stadtverordneton  lehnten  eine  Ok- 
tro«erh<^ung  ab  und  beschlossen  zur 
Balanzierung  des  Etats  eine  Erhöhung 
der  direkten  StciK-rn  um  der  Fin- 

kommensteuem.  X  Der  städtische  Fi- 
nanzausschuss  der  Stadt  Mainz  hat  be- 
schlossen, den  Kindern  der  \'filk'^srlnden. 
welche  mit  Rückgratverkrümmungen  be- 
haftet sind,  auf  städtische  Kosten  oftne 
Rücksicht  niif  die  Vermögenslage  der  El- 
tern orthopädischen  Turnunterricht  zu 
erteilen. 

X  X 
Utaralur  VON  Professor  W  u  1 1  k  c 

herausgegeben,  ist  das  die 
Ergebnisse  der  ersten  deut- 
.schen  Städteausstellung  zu  Dresden  zu- 
sammenfassende Sammelwerk  Die  deut- 
schen Städte  /Leipzig,  Brandstetter/  in 
zwei  Bänden  vor  einiger  Zeit  erschienen. 
Bei  dem  grossen  stofflichen  Umfang  des 
Werkes  ist  eine  Besprechung  an  dieser 
Stelle  nicht  möglich.  Wir  mfissen  uns 
auf  eine  Erwähn nng  des  selben  beschrän- 
ken, und  behalten  uns  vor,  gelegentlich 
auf  einige  Teile  zurädrzukommen.  X 
Der  Bericht  über  den  i.  deutschen  Woh- 
nungskongress  in  Frankfurt  a.  M.  ist 
bei  Vandenhocck  &  Rupprecht  in  Gottin- 
gen erschienen.  Er  bringt  im  Vorworte 
eine  Darstellung  der  Vorgeschichte  des 
Wohnungskongresses,  insbesondere  auch 
der  Resolutionen,  die  in  so  schwächlicher 
Weise  zu  Beginn  des  Kongresses  zurück- 
gezogen wurden,  und  sacht  festatstellen. 
was  das  Resultat  des  Kongresses  gewesen 
ist.  Auch  der  Vorstand  gibt  nunmehr  zu. 
»dass  in  der  Anlage  des  Kongresses 
manche  Fehler  gemacht  worden  sind*. 
Das  ist  immerhin  sdum  dn  wertvolles 
Zugeständniss,  wenn  man  daraus;  den 
ScMuss  ziehen  darf,  dass  die  Herren, 


welche  den  Kongress  einberufen  und  ge- 
leitet haben,  aus  dem  Fiasko  gelernt  ha- 
ben. Der  Bericht  enthalt  dann  einen  Ab- 
druck der  Vorberichtc  und  der  Verhand- 
k;npen.  sowie  der  Vorträge  in  der  öffcnt- 
liciien  Abendvcrsammlung.  In  einem  ,\n~ 
hange  ist  auch  noch  die  Abhandlung  von 
Dr.  Ph.  Stein  IVohnujr^sfrage,  Woh- 
nungsrcform und  die  liirtschaftUchen 
Momente  abgedruckt  worden,  die  eigent- 
licli  auf  dem  Kongress  zum  Vortrag 
halte  kommen  sollen. 
IM  Verlage  von  Gustav  Fischer  in  Jena 
erscheint,  von  A.  Damaschke  herausgege- 
ben, ein  Jahrbuch  der  Bodenreform  m 
Viertel] ahrsheften.  Das  i.  Heft,  das  zur 
Zeit  vorliegt,  gibt  zunächst  eine  .Abhand- 
lung von  H.  Ftecse,  fVohnung  und  Em- 
kcmwcu.  worin  der  \'erfa^<<'r  die  Resul- 
tate einer  Aufnahme  der  Wohnungpsver- 
hältnisse  seiner  Angestellten  bespricht. 
Er  stellt  l>ci  seinen  Berliner  Arbeitern 
eine  allgemeine  Steigung  der  Mieten  fest 
und  ebenso  auch  ein  Anwachsen  des  Pro- 
zentsatzes, den  «lic  Miete  vom  Einkom- 
men erfordert.  Erfreulich  ist  dagegen 
der  Rückgang  in  der  Zahl  der  After- 
mieter und  der  Rückgang  der  Frauen- 
arbeit bei  den  verheirateten  Arbdterin- 
ncn.  Der  Freeseschen  Abhandlung  fol- 
gen die  sogenannten  Dokumente  der  Bo- 
denreform, die  in  dem  vorliegenden  I. 
Hefte  die  Materialien  für  das  städtische 
Hypothekenamt  in  Düsseldorf,  die  Ord- 
nung zur  Erhebung  einer  Zuwachssteoer 
für  den  Stadtbezirk  Cöln,  das  ministe- 
rielle Muster  einer  Grundsteuerordnung 
nach  dem  gemeinen  Werte.  Materialien 
zum  Erbbaurecht  und  die  Uandordnung 
von  Kiautschu  beibringen.  Unter  Lite- 
ratur bespricht  A.  Pöhlmann  das  von  uns 
in  einem  Artikel  r paR.  248  flf.)  behandelte 
Buch  Webers  Über  Bodenrente  und 
Bodenspekulation.  muqo  unochahn 

Soalallafladw  Bmfguwg 

Parteitag  für  WAHREND  der  Oster- 
SaetoSB  feiertntre  wurde  in  Leipzig 

die  Landesvcrsammlung 
der  sächsischen  Sozialdemokratie  abge- 
halten. Im  Anschluss  an  den  Bericht  des 
Zentralkomitees  (vergl.  pag.  461)  w»irde 
unter  anderm  der  Antrag  debattieit.  -Kr 
die  Vertretung  der  Rcichstagsfraktion 
auf  dem  Parteitag  prozentual  besdirSnkt 
wissoti  will.  Der  sellx-  wurde,  naclidern 
Geyer  und  Pfannkuch  dagegen  gesprochen 
hatten,  mit  grosser  Mdirheit  abgelehnt. 
Den  wichtigsten  Vorhandlungspunkt  bil- 
deten   die  Landtagswahlen.    £s  waren 
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wieder  Stimmen  gegen  die  Beteiligung 
an  den  im  Herbst  stattfindenden  Land- 
tagswatilen  taut  geworden.  Der  Referent 

Geyer  brachte  eine  Resolution  ein.  deren 
grundlegender  Satz  lautet:  »Die  So/.ial- 
dcmokratie  Sachsens  beteiligt  sich  gemäss 
dem  Be'^chlnsse  des  Parteitags  der  deut- 
schen Sozialdemokratie  zu  Mainz  im 
Jahre  1900  trotz  des  Dreiklassenwnhl- 
syfitem«;  an  den  sächsischen  Landtags- 
wahlen.« Es  lagen  noch  Anträge  \vr: 
I.  von  der  Beteiligung  alj/u^elu-n.  an 
dtn  Jenaer  Parteitag  das  Kr  suchen  7ü 
richten,  den  Mainzer  Beschluss  auszu- 
heben. Dieser  letzte  Antrag  wurde  in 
namentlicher  Abstimmung  mit  4t  gegen 
yt  Stimmen  abgelehnt  und  sodann  die 
Bcsointioa  Gq^er  mit  61  gegen  9  Stim- 
men angenommen.  Nach  einem  Referat 
Langes  über  die  Annengesetzgebung  in 
Sachsen  wurde  einer  Resolution  zuge- 
stimmt, die  die  übernähme  der  Artnen- 
lasten  durch  den  Staat  und  von  den  Ge- 
meinden vorlveugendo  Massnahmen  und 
ausreichende  Unterstützung  fordert.  AU 
Sitz  des  Zentralkomitees  wurde  wieder 
Dresden  l)estininit;  1906  soll  die  Landcs- 
versammlung  in  Zwickau  abgehalten 
werden. 

X  X 
Parteitag  fttr  DER  Landesparteitag  der 
WlillMfetiu    wiirttcmljcrgischen  Sozial- 

demokratic  tagte  am  Oster- 
sonntag in  Stuttgart;  143  Organisationen 
waren  dnri  h  etwa  30  Delegierte  ver- 
treten. Den  Ilauptgcgenstand  der  Be- 
ratungen bildete  die  Landespolitik.  Nach 
einem  Referat  des  Genossen  Keil  fand 
eine  Resolution  gegen  nur  wenige  Stim- 
men Annahme,  in  welcher  es  den  in  der 
Organisation  tätigen  Genossen  und  der 
Partdpresse  zur  rilicht  gemacht  wird, 
»über  den  notwendigen  Kampf  gegen  die 
«nverhüllt  reaktionären  Parteien  der 
Rechten  nicht  die  Aufklarung  des  Volkes 
fiber  die  nur  schlecht  verhüllte  Volks- 
feindüchkcit  der  bürgerlichen  Psoudo- 
demukratie  zu  unterlassen,  vielmehr  alles 
zu  tun,  um  die  Erkenntnis  der  von  den 
Führern  der  Volkspartei  getriebenen  un- 
ehrlichen Demagogie  in  den  weitesten 
Schicliten  des  Volkes  zu  verbreiten.  Die 
eventuelle  Wabltaktik  des  klcijtrrcn 
Vbels  darf  nicht  dazu  fuhren,  die  funda- 
mentalen Gesetze  zu  verhüllen  und  ZQ 
vertuschen,  die  zwischen  der  Sozialdemo- 
kratie und  allen  bürgerlichen  Parteien« 
at^ch  den  scheinbar  ladikalsten,  be- 
stehen.« 

IN  Württemberg  gibt  es  jetzt  11^39  or- 


ganisierte Parteigenossen,  gegen  10  479  im 
vorigen  Jahre.  Die  Zahl  unserer  Rdcbs- 
tagswahtsthnmen  1903  betrug  99  743.  Die 
Einnahmen  aus  Mitgliederbeiträgen  be- 
liefen sich  1904  auf  II  505  M.  In  95 
Orten  hat  <fie  PMei  108  Gemdnderate 
und  176  Bürgmusschussmitglieder. 

Provinzlalptr-   AUF   dem  Partdtair  för 
^jttaojh  Ko»-    Hessen-Nassau  wur- 
**'  de  die  .A-gitationskommis- 

sion  beauftragt,  einen  Führer  durch  die 

Landgemnndenrdnung  für  die  Provinz 
Hessen-Nassau  hcrauszugelx-n  und  eine 
Konferenz  der  sozialdemokratischen  Ge* 
meindevcrtntcr  in  der  Provinz  Hessen- 
Nassau  einzuberufen.  Nach  einem  Re- 
ferat des  Genossen  Lehmann- Mannhdm 
über  (Ke  ilreussisch-^üddeutsche  Eisen- 
bahngemeinschaft fand  eine  Resolution 
Annahme,  in  welcher  die  t'berführung 
des  bun(k:sstaatlichen  Eisenbahi^wesens 
in  die  Verwaltung  des  Rdches,  unter 
Beseitigtmg  des  preussischen  Üln-r- 
gewichts  im  Rdchc,  gefordert  wird.  Dem 
Bericht  des  Agitationskoniitees  ist  zu 
entnehmen,  dass  in  dem  Bezirk  in  II 
Vereinen  0672  organisierte  Parteigenos- 
sen sind,  wozu  noch  838  Genossen  kom- 
men, die  regelmässig  die  Beiträge  zahlen, 
ohne  einem  Verein  anzugehören.  Am  gün- 
stigsten steht  die  Zahl  der  Oi^anisicrten 
zur  Zahl  der  Wälder  mit  etwa  1556  im 
Wahlkreise  I lanau-Cieinhausen. 
KI  NF.  Konferenz  sozialdemokratischer 
Genieindevertreter  für  El  s  ass-Loth- 
ringen  .  die  in  Kolm^r  tagte,  beschloss, 
durch  Piuti  nen  an  den  Landcsaus- 
schuss  für  die  Einfühnuis  dner  Wert- 
zuwachssteuer zu  wirken.  Es  gibt  gegen- 
wärtig in  Elsass-Lothringcn  57  sozial- 
demokratische Gemeindevertreter. 
X  X 
Itaiani  DER  Parteitag  der  ungari- 

schen Sozialdemokratie, 
der  während  der  Oster- 
feiertage  in  Budapest  abgehalten  wurde, 
war  von  rund  yao  Delegierten  besucht; 
den  ausschlaggebenden  Tdl  bildeten  die 
Deutschen  und  die  Mricryaren,  während 
die  Serben,  Rumänen  und  Slowaken  nur 
durch  wenige  Delegierte  vertreten  wa- 
ren. Zum  erstenmal  erschienen  auch 
einige  sozialdemokratische  Frauen  als 
Delegierte.  Das  Hauptziel  der  ParCd  ist 
zunächst  die  Erringung  des  allgemeinen, 
gleichen  uiul  geheimen  Wahlrechts.  Nach 
doem  Referat  des  Genossen  Dr.  Gold- 
ner wurde  beschlossen,  dass  zur  Erkämp- 
fung des  Wahlrechts  eventudl  die  ge- 
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samte  organisierte  Arhwiterschaft  zur 
Waffe  des  allgemeinen  Streiks  zu  greifen 
hal;>e.  Die  Zahl  der  organisierten  Arbei- 
terinnen beträgt  jetzt  3000.  Seit  dem  i. 
M3n5  erscheint  unter  dem  Titel  Arbeite- 
rin ein  Blatt,  das  den  Interessen  und  der 
Aufklärunar  der  Arbeiterinnen  gewidmet 
ist.  Für  die  jugendlichen  Arbeiter  wird 
ein  M()!iat>l)latt  herausgegeben,  welches 
die  Auflage  von  2000  Exemplaren  er> 
reicht  hat.  Der  Kassenbericht  ergibt 
folpendos  Resultat :  Die  Gesamteinnah- 
men der  Paaei  betragen  im  abgelaufenen 
Jahre  198028  K.  gegen  137  000  K.  im 
Vorjahre.  Die  Einnahmen  der  P.Trtri- 
blätter  stiegen  von  67000  auf  119  000  K., 
Äe  Einnahme  der  Budihiuldlung  von 
36000  auf  42000  K..  die  für  die  Agita- 
tion von  28000  auf  32000  K-  Unter  den 
Ausgaben  sind  hervoraubeben  die  Unter- 
stützungen fiir  das  rumänische  und  das 
serbische  Parteiblatt. 

DIE  F  r  a  u  e  n  k  o  n  f  e  r  f  n  7  ,  die  an- 
lässlich des  Parteitages  in  Budapest  abge- 
halten wurde,  war  von  ungefähr  60  De- 
legiert innen  beschickt.  Es  gelangte  ein 
Organisationsstatut  zur  Annahme,  auf 
Grund  dessen  die  Frauenbewegung  im 
ganzen  Lande  cinheitlieh  eingeleitet  wer- 
den soll.  Ferner  wurde  ein  Landesorga^ 
nisationskomitee  gewählt,  welches  <fie 
.Ai:fgahc  haben  wird,  <lie  Atheiterinnen- 
bewcgung  in  Ungarn  zu  leiten. 
AUCH  eine  Feldarbeiterkonfe- 
renz  fnpte  wrihrcnd  des  Parteitages  in 
Budapest ;  auf  dieser  waren  Delegierte  aus 
40  Gemeinden  vertreten.  Die  Konferenz 
fa>ste  mehrere  für  die  weitere  Entwicke- 
lung  der  Eeldarbcitcrf)ewegung  in  Ungarn 
höchst  wichtige  Beschlüsse.  Unter  diesen 
ist  in  erster  Reihe  l!ervr>rzuhcl)cn  die 
Schaffung  eines  Feldarljcitorvcrbaiides. 
der  berufen  sein  soll,  die  Bewegimg  der 
ungarischen  Feldarbeiter  auf  eine  ganz 
neue  solidere  Basis  zu  stellen.  An  Stelle 
des  spontanen,  disziplinlosen  Losschla- 
gens wird  zielbewusstes  fLtndeln  treten. 
Femer  wurde  die  GrfinduuK^  eines  Feld- 
arlH-iterWattes  I>eselilosscn.  Dieses  Blatl 
soll  die  sozialdemokratischen  Lehren  in 
den  Reihen  der  landwirtschaftlichen  Ar- 
beiter zu  verbreiten  und  die  uirt-cliaft- 
lichen  und  politischen  Interessen  der 
Feldarbeiter  zu  unterstutzen  bestrebt  sein. 
X  X 
BaloiSB  DER  20.  Parteitag  der  bel- 

gischen Arbeiterpartei  wur- 
de  zu   Ostern    in  Rriisscl 
abgehalten;  vertreten  waren  401  Gruppen 
durch  561  Del^erte.  Anseele  eröffnete 


die  Tagung  mit  einer  Sympathiekund- 
gebung an  die  Kampfer  gegen  das  Zaren- 
tcm.   Die  Berichte  des  Parteivorstandes 

und  der  Fraktion  wurden  einstimmig  luid 
fast  ohne  Diskussion  angenommen,  eben- 
falls der  Bericht  des  sozialistisdtai  Ge» 
nf)ssenschaftsbundes.  Hierauf  begann  die 
Debatte  über  den  nächsten  Wahlkampf, 
wobei  besonders  die  Frage  des  Zusam- 
mengehens mit  den  liberalen  Parteien 
verhandelt  wurde.  Vandervclde  betonte 
die  iNotwendil^t  des  Kampfes  gegen 
den  Klerikaltsmus.  Nach  dem  Stur/  d^r 
Klerikalen  seien  die  Liberalen  nur  dann 
regierungsfähig,  wenn  sie  sicli  auf  die 
Sozialisten  stützen,  und  die  Arbeiterpar- 
tei werde  dann  Konzessionen  fordern. 
Die  Ar!)eiteri)artei  verlange  von  den  Li- 
beralen weiter  nichts,  als  die  Durchfüh- 
rung des  eigenen  liberalen  Programms: 
oldigatori  sehen  Schulunterricht.  allge- 
meines, gleiches  Wahlrecht  und  Miliur- 
reformen.  Das  Endresultat  dieser  De- 
batte war  die  einstinunige  .Annahme  einer 
Resolution  V'andcrvelde,  in  welcher  es 
heisst,  dass  die  Arbeiterklasse  das  grösst« 
Interesse  an  dem  Sturz  der  klerikalen 
Majorität  habe,  die  das  hauptsächlichste 
Hindernis  bilde  für  die  Einfuhrung  des 
allgemeinen,  gleichen  Wahlrechts  und  an- 
derer vom  Proletariat  geforderten  Refor- 
men. Das  hauptsächlichste  Bcstrel>cn  aller 
Parteigenossen  müsse  aber  sein  die  Pro- 
paganda und  Aufklärungsarbeit,  um  die 
Arbeiter  zum  Sozialismus  7U  er/.iehen. 
Im  übrigen  wurde  den  Beschlüssen  frühe- 
rer Parteitage  zugestimmt,  wonach  es  den 
lokalen  Gruppen  überlassen  l)!eil)!,  tnit 
den  Parteien,  welche  für  das  allgenieme. 
gleiche  Wahlrecht  eintreten,  zeitweilige 
Bündnisse  (Wahlbündnisse)  einzugehen. 
Es  folgte  die  Debatte  über  die  .\gitation 
auf  dem  Lande.  Es  wurde  beschlossen, 
einen  vlämiscbcn.  einen  wallonischen  und 
sodajm  cinai  allganeinen  Landarbeiter- 
kongress  einzuljcrufen.  Hierauf  wurde 
über  die  Gewerkschaft -hewccung  verhan- 
delt. Von  allen  Rednern  wurde  die  ww- 
genügende  Organisation  des  belgischen 
Proletariats  in  gewerkschaftlichen  Ver- 
bänden beklagt.  Eine  ziemlich  erregte 
Debatte  knüpfte  sich  an  die  Frage  der 
Maifeier.  Von  einer  Metallarbdtergruppe 
aus  dem  Industriegebiet  von  La  Louriär« 
war  der  Antrag  gestellt,  die  Maifeier 
auf  den  ersten  Sonntag  im  Mai  zu  ver- 
legen. Dieser  /^trag  wurde  nach  langer 
Diskussion  abtjelehnt,  man  beschln^>,  die 
Feier,  wie  bisher,  am  1.  Mai  zu  begehen. 
X  X 
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Frukralch:  DER  Püriaer  Eimsunss- 
2[jgjJJJ"  kongrcss.  der  während  der 
msgiM«  Oster  fciertage  al^ehalten 
wurde,  wird  ein  wichtiges  Ereignis  in  der 
Geschichte  des  internationalen  Sozialis- 
mus bleiben.  Vor  Eintritt  in  die  Tages- 
ordnung gelangten  eine  Anzahl  Tele» 
gramme  und  Bcgrüssungsschreibcn  von 
den  Bruderparteien  anderer  Länder  zur 
Verlesung.  Die  Prinzipienerklärung  der 
Einigungskommission  wurde  einstimmig 
angenommen.  Hieratif  wurde  der  vorlie- 
gende Entwurf  tiiu-s  OriTaiii>atton--sta- 
tuts  der  geemten  Partei  durchberaten 
und  mit  unwesentlichen  Änderungen  an> 
genommen.  Die  Disku.ssion  wurde  in  <Irr 
sachliclisten  und  ruhigsten  Weise  geführt ; 

Bestreben,  das  Einigungswerk  in  kei- 
ner Wei^c  7\\  stören  und  zu  lu-mnien. 
machte  sich  bei  allen  Teilnehmern  be- 
merkbar. Zu  dem  Abschnitt  7.  der  von 
der  Kontrolle  und  den  Schiedsgerichts- 
verfahren handelt,  wurde  unter  anderem 
ein  Zusatzantrag  angenomnu-n.  in  wel- 
chem es  hei.^t,  dass  von  (ier  Partei  nie- 
mand als  Kandidat  fur  das  Parlament 
aufgestellt  werden  darf,  der  nicht  minde- 
stens 3  Jahre  Mitglied  ist.  Ferner  wurde 
beschlossen,  dass  der  nächste  Kongress 
Bestimmungen  erlassen  soll  über  die 
Wahlaffichen,  welche  die  Kandidaten 
Tuieh  den  in  Frankreidi  übHchen  Ge- 
brauch an  die  Maue  rn  u.  s.  \v.  anschlagen 
lassen  und  die  häufig  dem  Parteipro- 
gramm nicht  vollauf  entsprochen  haben. 
N.-?ch  Artikel  59  wird  bestimmt,  dass  die 
Partciblälter  verpflichtet  sind,  die  offi- 
ziellen Kundgebungen  der  Partei  an  ge- 
eigneter Stelle  zu  ver<)ffentliclien.  Der 
Socialistc,  das  bisherige  Organ  der  Gues- 
disten,  wird  Eigentum  imd  Zentralorgan 
der  Gesamtpartei.  Der  Genosse  fie  Pros- 
sense erklärte,  dass  sich  die  von  ilnn  iicr- 
ausgegebene  Zeitschrift  La  Vic  Socialiste 
unter  die  Kontrolle  der  Partei  stelle. 
Nachdem  noch  einige  Wünsche  und  An- 
trüge a:i^enommen  und  dem  Nationalrat 
überwiesen  wurden,   wurde  beschlossen, 

nächsten  Kongress  in  Chälons-sur- 
Saönc  abzulialten.  Der  Name  der  nun- 
mehr geeinten  Partei  ist  Parti  socialiste, 
jeetian  fnntaise  de  tlntertialionaU 
owrUre. 

•X  X 
iRtarBatlonales  DAS  internationale  Sekre- 
tariat in  Brüs.sel  hat  an- 
lässlich der  Einigung  der 
französischen  Sozialisten  den  Sekretären 
und  Delegierten  der  angeschlossenen  Par- 
teien cm  Zirkular  zugehen  lassen.  In  die- 


sem wird  mitgeteilt,  dass  das  internatio- 
nale Rnreau  den  Genossen  Emile  Van- 
dervelde  und  den  jetzigen  Sekretär  Ca- 
mille  Hujrsmans  zum  Einigungskongress 
entsandte.    Den    französischen  Genossen 
wird  für  ihre  Bereitwilligkeit,  den  Wiin- 
schen  des  Amsterdamer  Kongresses  nach- 
zukommen,   die    .Anerkennung    des  Bu- 
reaus zuteil.    Wenn  es  trotz  der  grossen 
Kluft,  die  zwischen  den  beiden  Flögeln 
Inrstand.   zu    einer   Einigung  gekommen 
sei,  so  lege  dies  Zeugnis  ab  für  die  grosse 
Selbstüberwindung  und  die  bruderliche 
Gesinnung  der  heteilitjtcn  Genossen.  Es 
heisst  dann  weiter,  dass  das  Bureau  sich 
verpflichtet  erachtet,  diejenigen  Bruder- 
parteien, welche  noch  nicht  geeinigt  seien, 
auf  den  Bcschluss  der  französischen  Ge- 
nossen aufmerksam  zu  machen  und  sie 
aufzufordern,  diesem  Beispiel  zu  folgen. 
X  X 
Rutsland:  Ver-  AUF   Anregung   des  Ge- 
sandigaags-    nossen    Gapon    hat  eine 
kOBfaiMi       Konferenz    der  sozialisti- 
schen   und    rcvolution.ircii    Parteien  im 
russischen  Reiche  stattgefunden.  Von  den 
eingeladenen   Parteien  lehnte  nur  eine, 
die     Plechanow-Partei.    die  Einladung 
ausdrücklich  al»;  die  Sozialdemokratie  des 
Königreichs  Polen  und  Litauens  licss  die 
Einladung    nnlK-nntwortet,    wogegen  die 
Litauische      sozialdemokratische  Partei 
brieflich  mitteilte,  dass  sie  zu  ihrem  Be- 
dauern die  Einladung  zu  spät  erhalten 
habe,  um  noch  einen  Delegierten  senden 
zu  können.    Beschickt  haben  die  Kon- 
ferenz folgende  11  Parteien:  i.  die  Lenin- 
^rtci.  2.  die  russische  Partei  der  5tf«tol- 
rn'olutionäre,    3    die   P.  P.  S..    4.  der 
Weissruthenisclic  sozialistische  Verband, 
5.  die  Lettische  sosialdemokraHsehe  Ar- 
heiti-rpartii,  6.  der  Lettische  sozialdemo- 
kratische    Verband,      7.    der  Allge- 
meine   jüdische    Arbeiterhund,    8.  die 
Georgische  Partei  der  Sozialistcn-Föde- 
ralisten-Kex'olutiondre ,  Q.  die  Armenische 
rez^olutionüre  Föderation  {Droschak),  lO. 
die  Armenische  so~:f.hiemokratische  Or- 
ganisation, II.  die  linnlandischc  Partei  dcs 
aktiven  Widerstandes.  Die  Vertreter  von 
vier  Parteien:  der  Lenin-Partei,  des  jü- 
dischen Bundes,   der   Lettischen  sosiaU 
demokratischen  Arbeiterpartei,  sowie  der 
numerisch  völlig  bedeutungslosen  arme- 
nischen Organisation,  nahmen  jedoch  von 
vornbetciii   riiu-  1  >l)struktionslustigc  Hal- 
tung ein  und  zogen  sich  bald  gänzlich  zu- 
rück.   Die  übrigen  7  Parteien  einigten 
sich  znnäclT^t  auf  eine  detaillierte  Pro- 
grammerklärung    staatsrechtlichen  Iii- 
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halts.  worin  »eiii  völliger  Umbau  dr^  pe- 
genwärtigen  russi^^chcn  Reiches  nach  d€- 
inokratisch-republikanisclicn  Prinzipien 
auf  Grundlage  des  allgemeinen,  gleichen, 
direkten  imd  Ktlu-iinen  Wahlrechts«  ge- 
fordert wird,  und  als  Mittel  hierzu  drei 
souveräne  Konstituantcn :  eine  für  Russ- 
land und  die  mit  ihm  in  engerem  Ver- 
l)and  verbleibenden  Gebiete,  eine  für  Po- 
len, eine  für  Finnland,  ferner  eine  vierte, 
autonome  Konstituante  für  Kaukasien. 
Die  Frage,  ob  nicht  för  Litanen  eine 
fünfte  Konstiti:an(o  oinzuhcriifen  sei. 
wurde  offen  gelassen,  da  von  den  in  Li- 
tauen tätigen  sozialistischen  Parteien 
zwei  der  wichtigsten  ( der  iüdische  Hund 
und  die  Litauische  sociaUicmokratisciw 
Partei)  nicht  vertreten  waren.  Sodann 
wurde  eine  zweite  Deklaration  ausgear- 
beitet, die  im  wesentlichen  folgendes 
fordert:  staatsrechtliche  Sonderstellung 
auch  fiir  die  im  engeren  russischen 
Reich  ^verband  verbleibenden  ntchtrussi- 
gchon  Xalionalitäten ;  Autonomie  der  Be- 
zirke und  der  Gemeinden;  direkte  Volks- 
gesetzgebung; Proportiotialvertretung; 
Wrihlbarkeit  und  Verantwortlichkeit  der 
Beamten ;  Gewissensfreiheit,  Rede-,  Press- 
wnd  Versammlongsfreiheit,  Freiheit  der 
Arl>eiter\creine  und  Streikfrcibcit  : 
Gleidiheit  aller  Staatsbürger  vor  dein 
Geseta;  Sicherung  der  Unantastbarkeit 
der  Person  nnd  der  Wohnung;  Trennung 
der  Kirche  vom  Staate  und  der  Schule 
von  der  Kirche;  obligatorischer  welt- 
licher Unterricht,  in  der  Muttersprache 
zu  erteilen ;  Glcichberecluigung  der  Spra- 
chen und  Einführung  der  ortsüblichen 
Sprachen  in  Rechtspflege  und  Verwal- 
tung — ■  in  gemischtsprachigen  Gebieten 
ist  jeder  Nationalität  ein  ihrer  Zahl  ent- 
sprechender Anteil  am  Unterrichts-  und 
Volksbildungsbudget  zu  sichern,  sowie 
Selbstverwaltung  l>ci  der  X'erwcndung 
dieser  Gelder  — ;  Umwandlung  des  ste- 
henden Heeres  in  eine  Volkswehr,  welche 
den  Dienst  am  Wohnort  verrichtet :  Acht- 
stundentag; Minimallöhnei;  staatliche  Un- 
fall-, Alters-,  Kranken-  und  Arbeitslosen- 
versichcnmg  auf  Kosten  des  Staates  und 
der  Unternehmer,  mit  Selbstverwaltung 
der  Versicherten;  Arbeiterhygiene,  Wahl 
der  FaltrikinsjH'ktoren  durch  die  Arbei- 
ter: (jewcrkschaftsorganisation  mit  stei- 
gendem Anteil  an  der  Betriebsleitung; 
Arbeitsbörsen  und  Anteil  der  selben  an 
der  Arbeiterschutzgcscizgcbung;  Ab- 
schaffung der  indirekten  Steuern  mit 
Ausnahme  der  Luxussteuem,  progressive 
Einkommens-      und  Erbschaftssteuer, 


Steuerfreiheit  der  kleinsten  Einkommen; 
Sozialisierung  der  mittels  Lohnarbeit  be- 
wirtschafteten Landgüter;  Ausdehnung 
der  kommunalen  Eigenbetriebe;  Förde- 
rung des  Genossenschaftswesens.  Be- 
schlossen wurde  femer  die  Gründung 
eines  gemeinsamen  Bureaus  mit  dem 
Sitze  in  Genf,  das  unter  anderem  die 
Sammlung  von  Geldmittdn  zur  Unter» 
Stützung  der  revolutionären  Aktion  in» 
Zarenreich  betrcibeii  soll. 

X  ,  ?< 

TolMlillt  AM  l6.  April  starb  in 
Nürnberg  der  Genosse 
Heinrich  Oehme  im 
Alter  von  67  Jahren.  Ochme  war  in 
Breslau  geboren  und  lernte  dort  die 
Handschuhmacher  ei.  Ende  der  sechziger 
Jahre  trat  er  in  Dresden  der  sozialdcmo- 
kiali.schen  Partei  I.iscnacher  Richtung 
bei.  Unter  dem  Sozialistengesetz  war  er 
nnch  einander  in  vielen  Städten  Deutsch- 
l;ind>  a!s  Vertrauensmann  der  Partei, 
später  als  Expedient  und  auch  Re<iakteur 
von  Parteiblättern  tätig,  bis  er  schliess- 
lich im  Jahre  1889  nach  Nürnberg  über- 
siedelte, wo  er  die  Redaktion  der  Arlu-t- 
terchronik  führte.  Nach  Aufhebung  die- 
ses Blattes  trat  er  in  die  Redaktion  der 
l'räiikisciwn  Taiicst>ost  ein.  in  welcher 
Stellung  er,  solange  seine  Kräfte  reich- 
ten, far  die  Partei  tätig  war.  Ein  alter 
Kommunekämpfer.  D  e  1  n  it  n  a  y  ,  ist 
kürzlich  inMerlon  in  England  gestorben. 
Delaunay  war  seineradt  nach  NeukaJe- 
donien  verbannt  worden ;  er  machte  drei 
Flucntversuchc.  von  denen  der  letzte 
glückte.  Nach  Europa  heimgekehrt,  bess 
er  sich  in  England  nieder,  wo  er  eine 
zweite  Heimat  fand.  In  Lemberg  starb 
eine  der  hervorragendsten  Persönlichkci- 
tt  n  des  polnischen  Sozialismus,  der  Ax- 
cliitekt  und  Kunsthistoriker  Kazi- 
ni  i  e  r  z  M  O  k  1  o  w  s  k  i.  Er  gehörte 
der  Partei  seit  1890  an.  1893  redigiene  er 
in  Berlin  die  Gaseta  Robotnicta,  wurde 
aber  nach  einigen  Monaten  aus  dem 
preussischen  Staatsgebiet  ausgewiesen. 
Seither  war  er  in  Lemberg  tätige  Ehre 
seinem  Andenken! 

HaMOnmlk  ES  haben  Parteisekre- 
täre angestellt  die  ver- 
einigten Reichiitagswahl- 
kreise  Cöln-Land  und  Coln-Stadt,  sowie 
die  Provinz  Pommern.  X  Einen  Sieg 
über  die  vereinigten  bürgerlichen  Par- 
teien errangen  die  Genossen  in  Karls- 
ruhe bei  der  Wahl  der  Vertreter  der 
3.    Wählerklasse   im  Stadtverordneteii- 
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koltrKiutn.  Die  sozialdemokratische  Liste 

(Irring  mit  rund  3400  gegen  2100  bürger- 
liche Stimmen  durch.  E&  ziehen  nun- 
mehr 16  Sozialdemokraten  tn  das  Stadt- 
haus ein.  X  Die  Konimis'^ion,  welche 
vom  Bremer  Parteitag  t-ingosctzt  wurile, 
um  ein  Organisationsstatut  der 
sozialdemokratischen  Partei  Deutsch- 
lands auszuarbeiten,  hat  diesen  Entwurf 
im  Vorwärts  vom  11.  April  ▼eroffent- 
lichL 

X  X 
Ultralwr         DIE       M  a  i  I  i  t  e  r  a  t  u  r 
innerhalb  der  Partei  des 
•Tn-  und  Atistandes  war  in 

diesem  Jahre  eine  iiu^sert  reichhaltige. 
In  Deutschland  hatten  viele  Partciblätter, 
so  audt  der  Süddeutsehe  Postitton  tmd 
der  U'ahrr  Jakob,  die  Maifeier  mit  der 
Schillerehrung  verbunden.  Im  VerlaK 
d^  VorwMs  erschien,  wie  immer,  eine 
besondere  Maifestzcitnng.  Die  ausländi- 
sche Parteipressc  erschien  am  i.  Mai  zum 
grossen  Teil  in  einem  lie^ondcren  Ge- 
wände. X  Die  Buchhandlung  Vorzcärts 
hat  auch  eine  Schiller-  Märznunuiier 
herausgegeben,  welche  illustrativ,  wie 
textlich,  .ds  eine  voll  gelungene  bezeich- 
net werden  kann.  X  PoHtische  PoUsei 
und  SpitscUcirtscha; :  V v.wr  diesem  Ti- 
tel hat  die  sozialdemokratische  Partei 
des  Züricher  Kantonsrats  soeben  im  Ver- 
lag des  S'cli7ivi:crischni  Clrütlh'crciiis 
den  stenographischen  Bericht  über  die 
ICantonsratsveriutndlungen,  betreffend 
die  politische  P  o  1  i  /  e  i ,  als  Bro- 
schüre erscheinen  lassen.  Die  Broschüre 
ist  7t  Seiten  stark  tmd  enthält  ausser 
einer  Einleitung  ülu-r  die  fieschichtc  der 
schweizerischen  politischen  Polizei  sämt- 
liche Reden,  die  bei  den  Kontonsratsver- 
handlungen  gehalten  wurden  X  Paul 
Kampftmcyers  IVnndluiiiicn  in  der 
Theorie  und  Taktik  rf.  r  Sogialdtmokra- 
/iV  ist  in  holländischer  (M)ersetzung  /Rot- 
terdam. Brusse/  erschienen.  X  Paul 
Louis  untersucht  in  einem  Buch  L'avc- 
nir  du  .<:ocialisinc  /Pari-?.  Fasquclle/  das 
Verhältnis  zwischen  den  rein  kommuni- 
stischen Doktrinen  und  den  reformisti- 
schen Thesen,  die  Expansion  der  Ge- 
werkschaftsbewegimg.  das  Verhältnis  des 
Sozialismus  zu  den  cfemokrati sehen  Par- 
teielt, die  geistige  Entwickelung  der  Ar- 
beiterschaft Frankreichs  und  die  Aktion 
der  Intellektuellen.  X  /-f  S"  iniisinr  mo- 
derne von  J.  B.  Severac  /Paris,  Cor- 
n&y/  behandelt  in  knapper  Form  die  so- 
cialen Prohlemo  der  Gci^enwart.  die 
Ideale  und  die  Plülosophie  des  Sozialis- 


mus, die  verschiedenen  Formen  der  pro- 
letari-^clien  Bcwegtmg  (Genossenschaften, 
Gv-werk:>chaften,  Streiks)  und  den  Wert 
da  politischen  Aktion.      nu«o  PocnacH 

Q«%if  Hc«chaflab»wegung 

Bilanz  des  Jah-  DAS  Jahr  1904  gehört,  wie 
rat  1904  schon  gesagt,  für  die  deut- 
sche Gcwerk.schaftsbcwc- 
gung  zu  den  erfdgraichsten,  das  lassen 
jetzt  schon  die  nunmehr  vollzählig  vor- 
liegenden Abrechnungen  der  Zentralver- 
bände erkennen.  Besonders  gross  ist  wie- 
derum die  M  1 1  g  Ii  e  d  e  r  z  u  n  a  h  ni  e 
der  Gewerkschaften,  wenn  sie  gleich  so- 
wohl absolut,  als  auch  relativ  hinter  der 
des  Jahres  1903  zurückblcibL  Nach  unse- 
ren Beredmungen  musterten  die  deut- 
sclun  niodenien  Gewerkschaften  am  Jah- 
rc^scltluss  1904  I  I  16723  Mitglieder,  ge- 
gen 941269  am  Jahresschluss  1903,  sie 
hatten  somit  im  Jahre  if)04  einen  Zu- 
wachs von  175454  Mitgliedern  zu  ver- 
zeichnen, gleich  18,5%  (im  Jahre  1903 
lu  lief  sich  die  Zunahme  auf  i<)2  707  =~ 
Hiervon  entfallen  auf  die  drei 
grossen  Verbände  der  Metallarl>eiter, 
Maurer  und  1  lo'/.irlieiter  allein  85  97O 
neue  MitglKder.  Der  Metallarbeitervcr- 
band  stieg  von  i(iO  135  auf  198  9<)4 
(-f  38829).  der  Maurerverband  von 
104712  auf  130  129  (-f  25417).  der  Holz- 
arhciterverband  von  83  662  auf  105  386 
i+  21724)  Mitglieder,  Starke  Mitglie- 
derrunahme  hatten  auch  der  Verband  der 
Bauhi't^,,r!irn(  r  mit  y>027  (+  12922), 
der  Bergarbeiter  mit  80682  (-H  Ii  654), 
der  Handels-  und  Transportarbeiter  mit 
40405  (-f-  10723)  und  der  Zimmerer  mit 
37043  (-1-7045)  Mitgliedern,  Es  hatten 
weiter  Mitglieder  am  Schluss  des  Jah- 
res 1904  der  Verband  der  Fabrikarbeiter 
50781  (-f  5248).  Maler  22651  {+  4909), 
Schmiede  13806  (+  4335).  Bäcker  9706 
(■!- .16.^4).  Tabakarbeiter  21263  (-(-3452), 
Buchdrucker  40  5H0  (+3239).  Gemeinde- 
arbeiter 13726  (+  3333)»  Gärtner  3500 
f-f  2888).  Schneider  24252  (-f  2528), 
Buchbinder  16608  (+  2719),  Brauer 
r0J59  (+  2325).  Stukkateure  5652 
(+  Mm),  Steinarhciter  10  172  (+  1608). 
Steinsetzer  6425  (-H1390).  Lithographen 
10  912  (+  1252).  Tapezierer  5620 
(-1-X004),  Töpfer  10353  (+  ni6),  Ma- 
schinisten und  Heizer  8650  (-f  1325), 
Barliiere  f)65  ("-f  462).  Bildh.uifr  4603 
(+690).  Blumenarbeitcr  435  (-|- 131), 
Böttcher  6450  (-f  205).  Buchdrucker  El- 
sa'^s-T^ithringen  S75  (+33).  Buchdnicke- 
rcilülfsarbeiter   4598  (+  102),  Bureau- 
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angestellten  568  (+  154),  Dachdecker 
3860  (+317).  Fornislcchcr  458  (  +  58). 
Gastwirtsgehilfen  3025  (+  3^1).  Glas- 
arleiter  6302  (+  605).  Glaser  3853 
(  +  119).  Graveure  2278  (4-  103),  Hafen- 
arbeiter 14975  (+712).  Handlungsgehil- 
fe" 371^  (+  658),  Hutmachcr  4532 
(•t-Jöi),  Konditortn  2415  (  +  7cx)).  Kup- 
ferschmiede 3371  1-iigerhalter 
1346  (+^-'8).  Lederarbeiter  5778  (+829). 
Portefeuiller  2507  (-f  56).  Porzellanar- 
beiter 8502  (4-  610).  Sattler  4640 
M  053).  Scliiffszimmerer  2468  (+206). 
Vergolder  1743  (+  108).  Wä>;cbearbeiter 
575  (+a66).  Werftarheitcr  3840  f-f40i). 
Ziffarrensortierc  r  15^2  (4-231).  Zivil- 
musiker 739  (+6).  Eine  Mitglieder  ab - 
nähme  hatten  mir  die  Verbände  der 
Flci<;duT  mit  2964  (—329)  ^^itKliodc^n. 
Handschuhmacher 2964  (~76),  Kürschner 
»870  (—38).  Notenstecher  33a  (—10). 
Schuhmacher  23555  (—  274O  und  der 
Textilarbeiter  mit  51  258  ( —  8977)  Mit- 
gliedern. Die  enorme  Mitgliederabnahme 
im  Textilarbeiterverband  t  rklrirt  sich  aus 
einer  im  Jahre  1904  durcligcführlcn  Bei- 
tragserhöhung. 

IM  ganzen  geben  diese  Zahlen  ein  recht 
erfreuliches  Bild  der  deutschen  Ciewerk- 
srhaftsbewegxing.  Gunstiger  aber,  als 
die  Mitgliederverhältnisse,  haben  sich  im 
Jahre  1904  die  Ka  s s  en  ver h  3  1 1 - 
nisse  der  dcutvchen  Gewerkschaften 
entwickelt.  Das  beweist  allein  schon 
der  Umstand,  dass  sich  der  Gesamthas- 
sonbest.ind  fler  an  die  Geitrrakammisnon 
angeschlossenen  deutschen  Gewerkschaf- 
ten im  Jahre  1904  von  12973726  a»f 
l6!oooo3  M.  erhöht  hat.  TMkt  die  Kas- 
senvcrhaltnisse  der  Gewerkschaften  mehr 
in  nächster  Rundschau. 
X  X 
KONIIMMUnd  DER  8.  W-rbandsUg  der 
Vmtudttaf •  Bauhilfsarbeiter 
fand  in  der  Zeit  vom  3.  bis 
zum  8.  April  in  Leipzig  statt.  Von  einer 
Ausdehnung  des  Unterstützungswesens 
dlirch  Einführung  der  Krankimnnfcr- 
stiltzung.  wie  geplant  war,  wurde  dies- 
mal ikk  Ii  abgesehen.  Die  Beschlüsse  des 
internationalen  Kongresses  und  des  so- 
zialdemokratischen Parteitages  in  der 
Frage  der  NTaifeicr  wurdeu  akzq)ticrt,  ie- 
doch  bezeichnete  es  der  Verbandsug  als 
ausserhalb  der  Aufgabe  des  Verbands  lie- 
gend. >;!ic  Arf)citsruhc  w.V.vv  allen  Um- 
ständen und  unter  .\ufu  i  iiduug  von  Mit- 
teln aus  der  Verbandskasse  zu  erzwin- 
gen«. Die  Zahl  der  Ix-sdldcten  Gauleiter, 
jetzt  7,  soll  um  3  vermehrt  werden.  Der 


Name  des  Verbandes  soll  künftig  Ver- 

hcud    der  baugetverblichrn  Ililfsarbi-itir 
Deutschlands  lauten.    Der  Beitrag  wird 
nadi  den  8  Lohnklassen  versdiieden  be- 
messen.   Der  Einheitsbeitrag  l>eträgt  25 
Pf.  (jetzt  20  Pf.),  steigend  m  der  höhe- 
ren I^nklasse  um  je  5  Pf.,  so  dass  der 
höchste  zu  erhebende  \ViK-iienl)eitrag  60 
Pf.  beträgt.    Das  Strcikreglement  wurde 
modifiziert    und    für   Gewährung  von 
Rechtsschutz    eine    26wöchcntliche  Bd- 
tiagszahlung  zur  Bedingung  gemadiu 
I'IXl^N  grossen  Schritt  vorwärts  madi- 
tcn  die  Zimmerer  auf  ihrem  Ver- 
bandstag, der  vom  10.  bis  15.  April  in 
Dresden    stattfand.   Sie   bcschIo^sen  die 
Einführung    der  Arbeitslosenunterstüt- 
zung,  eines  Unterstützungszweiges,  der  in 
dni  Rauberufsorganisatioiicii  Uislier  noch 
nicht  Eingang  gefunden  hatte.  Die  Unter- 
stützung beträgt  nach  einjähriger  Bei- 
tiagsleistung  liei   mehr   als  sechstägiger 
Ail)eitslosigkeit  in  den  zwei  niedrigsten 
Lolmklas.sen  pro  Tair  75  Pf.  und  wird 
pro  Jahr  für  36  arbeitslose  Tape  gewährt, 
also  insgesamt  27  M.,  in  den  drei  höhe- 
ren Lohnklassen  i  M.  pro  Tag  36  Tage 
lang  im   H(>chstli<'tr.ieo  vnn  36  M.  pro 
Jahr;  nach  zweijähriger  Bcitragslcisiung 
werden  Unterstützung  gezahlt  bei  mehr 
als  sechstägigO*  Arbeitslosigkeit  36  Tage 
lang  in  den  zwei  niedrigsten  Beitrags- 
klassen pro  Tag  I  M.  bis  zu  36  M.  pro 
Jahr,  in  den  drei  höheren  Beitragsklassen 
1.25  M.  pro  Jahr  bis  zu  45  M.  pro  Jahr. 
Der  Beitrag  für  die  1  l.mptkasse  wurde 
je  nach  den  Lohnklasscn  aui  25.  30,  40, 45 
urtd  .^o  Pf.  normiert  und  soll  im  nächsten 
Jahr  in  .illcn  Kla^-^en  um  5  Pf.  erhöht 
werden.    Die  Arbeitslosenunterstützung 
wird  vom  2.  Dezember  190S  ab  gewährt 
DIE   Maurer   hielten    ihren    8.  Ver- 
bandstag vom  9.  bis  15.  Mai  in  Braun- 
scbweig  ab.    Alle  Anträge  auf  Erhöhung 
und  Erweiterung  der  Krankenuntersliitz- 
ung  und  Kinfülirtuif:  der  Erwerbslosen- 
und  Uinzng-ii'iterMnt/img  wurden  abge- 
lehnt.   Der  V'erbandshcitrag  wtirde  inso- 
weit erhobt,  als  nach  dem  Beschlüsse  des 
Verbandstages    die   niedrigste  Beitra?*- 
klasse.  25  Pf.'  pro  Woclie,   in  Wegfall 
kommt.    Der  Winterbeitrag  wird  besei- 
tigt.   Das   Verbandsorpan    Drr  Grund- 
sttin  soll  vergrössert  werden.  Zur  Frage 
der  Maifeier  wurde  eine  Resolution  vo- 
tiert, die  sich  dem  Sinne  na  li  riir  rU-r  auf 
dem    ßauhilfsarbcitcrverbandslag  ange- 
nommenen deckt.   Von  Wichtigkeit  sind 
noch  die  X'erhandlungen  über  den  Punkt 
Korpo ratk  e  A rbc itsic rtra^e. 
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DER  See  mann  «verband  tagte  vom 

17,  bis  20.  April  in  Hamburg.  Eine  Flr- 
weiterun^  der  Unterstätzungseinrichtun- 
gen  des  Verbandes  wurde  nach  langer 

Debatte  mit  16  gegen  7  Stimmen  abge- 
lehnt. Ein  mit  den  Verbänden  der  Eisen- 
bahner. Hafenarbeiter.  Transportarbeiter, 
Mavcbinisttn  timl  Heizer  abgc^ohlosMTier 
Kartcllvertrag,  der  eine  lose  Föderation 
der  genannten  Verbände  vorsidit,  wurde 
gtitgehcissen. 

DER  7.  W-rbandsiag  der  (i  I  a  s  a  r  b  e  i  - 
t  e  r  fand  in  den  Tagen  vom  23,  bis  27. 
April  in  Jena  statt.  Beschlossen  wurde 
die  AnsteHung  zweier  Gaulxjamten  für 
Süd-  tmd  Norddeutsch!. in d.  Das  Strcik- 
reglement  wurde  wesentlichen  Änderun- 
gen unterzogen.  Dte  Erledigung  des  An- 
trages auf  t^bernahme  des  Fachgcnosscn 
in  das  Eigentum  des  Verbandes  wurde 
bis  Tum  nächsten  Verbandstag  vertagt. 
Die  Bekämpf img  der  Sonntagsarbeit  und 
des  Zwischenmeistersystems  wurde  den 
Verbandsfunktionären  sEur  bcMNideren 
Pflicht  gemacht. 

ZU  berichten  wäre  weiter  noch  über  den 
12.  Verbandstag  der  Lederarbeiter, 
der  vom  24.  bis  28.  .\pril  in  Dresden 
stattfand.  Dt-r  selbe  beschlo>is.  die  Lt'- 
denuMtcrseituHg  monatlich  drt  imal,  an- 
statt 7weimal.  t-rsoheinen  zu  lassen.  Für 
Hessen  und  Rheinland  soll  ein  Gauleiter 
angestellt  werden.  Der  Name  des  Ver- 
bandes wurde  geändert  in  Verband  aüer 
in  der  Lederindustrie  beschäftigten  Ar- 
beiter und  .Irhcitcrifincn  !'>i-utschlamis. 
Dt  r  Vorstand  wurde  beauftragt,  mit  den 
iihrik'cn  in  der  Lederfndttstrie  bestehen- 

din  Organi  -ation',  n  :  \vcrk^  \'rr>^rlmu'l- 
zung  zu  einem  Industrieverbande  in  Ver- 
bindung zu  treten.  Die  Umefstüttungs- 
einrichtnngen  wurden  wesentlich  vcrbes- 
.sert,  ebenfalls  das  Streik-  und  das  Ver- 
walttmgsreglement  Die  Stellungnahme 
7tir  Maifeier  entspricht  der  der  Maurer 
und  Bauhilfsarbeiter,  über  die  oben  be- 
richtet ist 

X  X 
Intsmattonal«  DIE  Internationale  T rans- 
finttuimUnm  portarbeiterföderationtT' 

■^treckt  sich  über  Öster- 
reich, Italien.  Frankreich,  Portugal. 
Nordamerika.  Belgien.  Holland,  Deutsch- 
land Schweden  und  Norwegen.  England 
und  Dänemark  sind  ausgeschieden.  Die 
Führer  der  englischen  Organisationen 
können  es  nicht  verwinden  ,dass  ihnen  in- 
folge ihrer  Untätigkeit  die  Leitung  der 
/.  T.  F.  abgenommen  wurde.  Die  Orga- 
nisation der  Seeleute  Dänemarks  zog  sich 


zurüclc,  weil  sie  steh  infolge  des  Druckes 

der  Reeder  /ii  litier  f-irmlichen  UntiT- 
stützungsvercmigiuig  umwandelte.  Im- 
merhin beträgt  auch  heute  noch  die  Mit- 
glicderzahl  der  /.  T.  f.  176711,  und  in 
nächster  Zeit  werden  die  amerikanischen 
Seeleute  (23000  \fitglieder),  die  franzö- 
sischen F.iscnbahrcr  (45000),  die  spant- 
sclitn  Seeleute  (8000),  die  schwedischen 
Eisenbahner  (5000)  und  die  dänischen 
Eisenbahner  (4500)  lilnfr  ihren  Beitritt 
zur  Föderation  ihre  Km  Scheidung  fassm. 
Am  16.  Jnlt  findet  zu  Berlin  auf 
Veranlassung  des  deutschen  Buch- 
binder Verbandes  eine  internationale 
Konferenz  'der  Buchbinderverbände 
Statt,  deren  Beschickung  unter  an- 
derem von  Dänemark,  Schweden, 
Österreich  und  Ungarn  zugesagt 
ist.  Ein  internationaler  Bäckerkon- 
^ess,  der  im  Anschlns«  an  den  diesjäh- 
rigen Bäckerverbandstag  in  Hamburg  ge- 
plant war,  ist  auf  Wunsch  der  ausländi- 
schen Organisationen  nutnnehr  für  das 
J.nhr  1907  in  .Aussicht  genommctt.  Der 
Verbandstag  der  Maler  in  Hamburg  hat 
sich  itn  Prinzip  für  Abhaltung  eines  in- 
toi  nationalen  Kontrrcssos  ausgesprochen. 
Der  Vorstand  wurde  mit  den  X'orarbcitcn 
betraut.  Vom  2(3.  Juni  bis  i.  Juli  findet 
in  Mailand  der  6.  internationale 
Textilarbeiter  kongress  statt.  Die 
Gründung  einer  internationalen  Vereini- 
gung der  Sattler  und  Berufsgenossen 
plant  der  deutsche  Sattlerverband.  Auf- 
gabe der  selben  soll  sein,  Gegcnscitig- 
keitsverträge  abzuschliessen,  ferner  bei 
Lohnkämpfen  eine  gegenseitige  Verstän* 
digungimd Unterstützung  herbelznführen. 

X  X 
Italien:  Eise»-  DIE  Eisenbahner  Italiens 
bahaantVSlk  waren  ^^ittc  .\pril  dos  Jah- 
res wieder  einmal  gezwun- 
gen, einen  hartnäckigen  Kampf  um  ihr 
Koalitionsrecht  zu  führen.  Bereits  im 
Jahre  IQ02  kam  es  diestrlialb  zu  einem 
Streik,  der  mit  einem  vollen  Erfolg  der 
Eiscnlxihner  endete.  Ende  Februar  die- 
ses Jahres  waren  flie  Eisenbahner  zu 
einem  neuen  Abwehrkampf  gen«  t;.;t  Die 
Regierung  wollte  die  Gelegenheit  der  Be- 
ratung eines  Eisenbahnverstaallichungs- 
gesctzcs  benutzen  zu  einem  entscheiden- 
den Schlag  g^en  das  Koalitions-  tmd 
Streikrecht  der  Eisenbahner.  Diesen  soll- 
te durch  Verleihung  der  Beamtenquali- 
tat  und  andere  schöne  Bestimmungen 
jede  Möglichkeit,  mittels  Streiks  ihre  In- 
tcTi-sscn  wirksam  zu  vertreten,  genom- 
men werden.    Die  Eisenbahner  wandten 
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in  der  Ahwchr  dieser  Mas«regel  ein  ori- 
ginelles Mittel  an  :  sie  o  b  s  t  r  u  i  c  r  t  c  n. 
das  heisst.  sie  l>efolgten  aufs  peinlichste 
ihre  Diensiregleinents,  was  einer  voll- 
ständigen Stillegimg  des  Verkehrs  gleich- 
kam, und  das  mit  den  gesetzlichsten  Mit- 
teln, die  es  je  gegeben  hat.  Es  folgte  der 
Rüdctritt  des  Mtnisterinms  Giotttti.  und 
das  Gesetz  fiel  zunächst  unter  den  Tisch. 
Die  Eisenbahner  sollten  sich  aber  nicht 
lange  freuen.  Denn  das  neue  Mintste- 
rit'in  F(^rtis  legte  der  Krunmi-r  sclmn  am 
13.  April  ein  neues  Gesetz  vor,  welches 
smar  die  vmi  den  Eisenbahnern  am 
meisten  heanstandoten  Artikel  des  frühe- 
ren Gesetzentwurfs  nicht  enthielt,  dage- 
gen viel  schwerere  Strafljcstinnnungen 
gegen  str'-ikende  Eisenbahner  hrachte. 
Die  Kisenbahncr  proklainierioii  aufs  neue 
am  17.  April  den  Streik,  doch  machte 
sich  ein  Mangel  in  der  Einheitlichkeit 
der  Bewegung  und  grosse  Uneinigkeit  un- 
ter den  beteiligten  Organisationen  Ix-- 
mcrkbar,  wodurch  die  Wudit  des  Gegen - 
stosses  der  Arbeiter  abgeschwächt  wurde. 
Das  geplante  Eisfiihahucrentrechtungs- 
gesetz  kam  denn  auch  am  19.  April  mit 
erdrückender  Mehrheit  lu  stände,  worauf 
der  Eisenhahncrstreik  zusammenbrach. 
Der  Ausgang  des  Kampfes  dürfte  sehr 
demoralisierend  auf  die  Eisenbahnerorga- 
ni'ationen  wirken,  oh  aber  die  Regierung 
ihre  Absicht  einer  Knelx-hnig  der 
Eisenbahner  mittels  des  neuen  Gesetzes 
erreichen  wird,  dürfte  doch  wohl  sehr  die 
Krage  sein. 

X  X 
KalM  GbronOl  IM      B  :i  c  k  e  r  v  e  r  h  a  n  d 

wurde  nunmehr  auch  durch 
Urabstimmung  dem  auf 
dem  letzten  V^erbandstag  beschlossenen 
erhöhten  Beiträgen  mit  grosser  Mehrheit 
zugestimmt.  X  Die  Verbände  der  Eisen- 
bahner« Seeleute,  Maschinisten  und  Hei- 
zer, Hafenarbeiter  tmd  Handels-,  Trans- 
port- und  Verkehrsarbeiter  haben  am 
I.  April  einen  Kartelivertrag 
zu  gegenseitigem  Schutze  und  zur  Wah- 
ri  ng  gemeinsamer  Intercs^ci'  der  Mit- 
glieder abgeschlossen.  X  Em  neuer  Zen- 
tralverband der  S  c  h  i  r  m  m  a  c  h  c  r  ist 
ins  Leben  gerufen  worden,  h'r  liat  in 
Düsseldorf  seinen  Sitz.  Der  Wtxhcnbci- 
ttag  ist  auf  25  Pf.  festgesetzt  worden.  X 
Der  deutsche  Z  e  i  c  h  n  c  r  v  e  r  h  a  n  d  , 
dem  vorwiegend  Muster-  und  Möbel- 
zeichner angehören,  beschloss  auf  seiner 
Generalversammlung  in  Leipzig,  sich  der 
Generalkotnmission  anzuschliesscn.  Bis- 
her hielt  er  sich  der  modernen  Arbeiter' 


bewcgimg  fern.  X  Die  erste  A  r  b  e  i  - 
tcrsekrciärin  wird  jetzt  als  vierte 
Beamtin  des  Sekretariats  Nürnberg  an* 
gestellt.  Sie  soll  vorwiegend  die  Agita- 
tion unter  den  /\rl)eitcrinncn  Nürnbergs 
bctreilx'n.  X  Ein  Streik  von  600  Bauar- 
beitern in  Jaroslaw  (G  a  I  i  z  i  e  n)  wurde 
gewonnen.  Die  Forderungen  waren :  Ver- 
kiir.'i'.iif:  der  .\rbeitszeit  von  10  auf  9% 
Stunden,  Lohnerhöhung.    ERNtr  OMlIWOT 

Qanoaaewchaftsbewegung 
Oroatn^H'  o  AS  abgelaufene  Geschäfts- 
!Srj/77/ur:  .«'"^  ^var  ein  Jahr  erfreu- 
miHsr  Höh-  lichcr  Weiterentwickelung 
mamtmr0it$»  fßr  unsere  G.  E.  G.  Es  tra- 
ten ihr  83  neue  Konsumvereine bei,^  sodass 
sich  die  Zahl  der  ihr  angehörenden  \'er- 
eine  auf  348  vermehrt  hat  Im  ganzen 
stand  sie  mit  1366  Vereinen  in  Gesciiäfts- 
beziehung.  Der  von  der  Gesellschaft  er- 
zielte Umsatz  bezifferte  sich  diesmal  auf 
3.^r;JQ4o6  M.  gegen  2f'>445S89  M.  im  Vor- 
jahre, was  einer  Steigerung  von  28.3% 
entspricht.  Dieser  Umsatz  vollzog  sich 
zum  weitaus  grössien  Teile  im  Kolonial 
Warengeschäft;  auf  Kohlen  entfielen 
462242  M.,  auf  Manufaktur-  und  Schuh- 
waren 2367655  M.  Der  Grschäftsl)erjclit 
warnt  üWrigcns  kapilal.schwadie.  kleine 
und  junge  Vereine  ausdrudclich  davor. 
sic!i  D'it  dem  let;ctgenannten  Geschäfts- 
zweig zu  befassen. 

NOCH  giinstiger  hat  sich  das  geschäft- 
liche Resultat  gestahet.  Der  Reingewinn 
stieg  von  115816  M.  in  uyoy  auf  200  J44 
M.,  also  um  73%.  Dieses  Resultat  ist  vor 
allem  einer  Steigerung  des  Bruttowaren - 
gewinnes  zu  danken,  der  diesmal  2.7% 
des  Umsat.?es  betrug  gegen  2,3%  im  Vor- 
jahre. Infolge  ihres  grösseren  L^msatzes 
war  die  Gesellschaft  in  der  Lage,  günsti- 
gere Schlüsse  zu  machen  und  bt'i  Kom- 
missionsgeschäften eine  Erhöhung  ihreä 
Provisionsnutzens  durchzusetzen.  Die  ihr 
in  iuinu-r  ^r.»sscrem  Umfange  anvertrau- 
ten zeitweilig  müssigcn  Kassenbestände 
der  Konsumvereine  machten  es  ihr 
auss(Tdcm  möglich.  I>ei  fast  all  ihren 
Zahlungen  einen  Skontogewinn  cinzu- 
«•treichen.  Die  Geschäftsunkosten  haben 
sich,  wenn  auch  nur  um  eine  KK'iniij- 
keit,  prozentual  ermassigt.  nämlich  von 
1,9  auf  1,85%  des  Umsatzes.  Doch  ist 
wohl  zu  erwarten,  dass  mit  dem  wachsen- 
den Umfange  des  GcschäflsUetriel)Cs  und 
einer  grösseren  Stabilität  aller  W-rhah- 
nissc  eine  weitere  relative  Senkung  der 
Unkosten  eintreten  wird.  Es  würde  sich 
in  Hinsicht  darauf  en^>fehlen,  die  distri» 
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Initiven     und     produktiven  Unkosten 

späterhin  in  der  Rechnung  getrennt  auf- 
zuführen, da  die  letzteren  natürlich  re- 
lativ viel  grossere  und  mit  der  zunehmen- 

<!en  E  IRL-II  Produktion  der  Gesellschaft 
Ständig  wachsende  sind,  also  das  Bild 
Ytr^chieben  würden.  Bis  jetzt  betreibt 
<!••.  G.  Ii.  G.  nur  eiiu-  eip;ciio  Kaffee- 
rösterei, aus  der  im  letzten  Jahre 
7^2756  V%  Röstkaffee  henrorsingen.  und 
<lie  47  Angestellte  l>cschäftigt.  Doch  ist 
die  Gesellschaft,  wie  den  Lesern  dieser 
Zeitsdirift  bekannt  ist,  soeben  im  Be- 
triff, den  ersten  Schritt  zur  FÜgcnproduk- 
ti'Hi  jrr(>s»cn  Stiles  zu  machen  durch  Er- 
i:clitung  dner  Seifenfabrik  in 
Aken  a.  E.  Der  in  d!e•^or  Hr/ielning 
mit  der  Akener  Stadtverwahung  geführte 
Kampf  wird  auch  im  Geschäftsbericht 
kurz  dargestellt.  Die  letzte  Phase  des 
selben  bildet  ein  Bescheid  des  Kalber 
Kreisausscini>ses  an  die  G.E.G.,  eine 
erneute  Eingabe  zu  machen,  in  der  an 
Stelle  der  Ableitung  der  Abwässer  in  den 
>!tildsrrabcn  eine  andere  Art  der  Beseiti- 
gung vorgesehen  ist.  Die  Verwaltung 
-wird  diesem  Verlangen  selbstverständlich 
sofort  nailik  ^initu  n.  Wie  gross  das  In- 
teresse der  deutschen  Genossenschaften 
an  diesem  Fortschritt  ist.  beweist  (Üe 
Tat  Niehl'.  das<  die  für  die  Seifenfabrik 
benötigte  Anleihe  von  300000  M.  in  kür- 
zester Frist  äberzddmet  worden  ist.  Be- 
7mrl:ch  der  Verteilung  des  Reinge- 
winnes schlägt  der  Gesdiäftsbericht 
entsprechend  den  statutarischen  Be- 
stimmungen vor,  den  grösseren  Teil 
zur  Dotierung  und  Verzinsung  der  Fonds 
und  zu  sprozentiger  Verzinsung  der 
Geschäftsanteile  zu  verwenden.  Q2  0OO 
M.  sollen  zur  Verteilung  einer  Dividtndc 
von  jT/»  auf  den  Umsatz  der  ange- 
schlossenen, von  l^4V*  auf  den  (ivr 
nicht  angeschlossenen  Vereine  bezalilt 
werden. 

DER  innere  Ausbau  der  G.  E.  G.  ist 
durch  die  Errichtung  des  Lagers  in  Il- 
versgehofen-Erfurt, durch  das  nun  auch 
die  6.  und  letzte  der  geographischen  Ab- 
teilungen eine  eigene  Zentrale  erhalten 
hat.  zu  einein  vorlaufigen  Abschlu^s  ge- 
bracht worden.  Ebenso  gross,  wie  die 
der  Lager,  ist  die  Zahl  der  reisenden 
Vertreter  der  Gesellschaft. 
DIE  G.E.G.  hat  auch  diesmal  bei  ihren 
Warenbezügen,  soweit  dies  möglich  war, 
genossenschaftliche  Quellen 
'bevorzugt  Von  deutschen  Produktiv- 
und  landwirtschaftlichen  Geflossen schaften 
iMzog  sie  für  608550  M.  Waren,  vom 


»chweizeri  sehen  Konsumvereinsverband 
für  24  600  M.,  von  der  englischen  C.  Ii''. 
S.  für  6560  M.  Dagegen  lieferte  sie  an 
die  dänische  Grosseinkaufsgesellschaft 
fiir  io(X)0  M.  Produkte. 
DIE  vorläufigo  Tagesovdntmg  der  für 
den  M.  und  23.  Juni  nach  Stuttgart  ein- 
iKruftiu  n  ordentlichen  G  e  n  c  r  a  1  v  e  r  - 
Sammlung  weist  ausser  den  durch  die 
Gesetzgebung  vorgesdiriebenen  keitie  be- 
sonderen  interes'-anten  Gegenstände  auf. 
Das  ganze  Intersse  des  diesjährigen  Ge- 
nossenschaftskongresses  wird  sich  daher 
.luf  die  der  Gcncralvcr•^anml!ung  voraus- 
gehende Tagung  des  Zcntralvcrbandes 
deutscher  Konsumvereine  konzentrieren, 
die  neben  einer  Reihe  son.stiger  wichtiger 
Materien  die  Schaffung  einer  Unterstüt- 
/ungsk3s^e  für  die  in  den  Vereinen  des 
Zcntralvcrbandes  angestellten  Personen 
/.u  erlc<ligen  haben  wird. 
X  X 
IMu  IN  einer    Zeit    der  ver- 

steckten und  offenen 
Drangsalierungcn  der  Kon- 
sumvereine durch  Regierungen  und  Be- 
hörden ist  es  erfreulich,  einmal  ein  Bei- 
spiel gerechter  und  freundlicher  Würdi- 
gung der  Verdienste  einer  Genossen- 
schaft seitens  einer  Behörde  registrieren 
zu  ktinnen.  Bei  der  Einweihung  der 
ersten  Genossenscliaftsgebaudc  der  jun- 
gen Mainzer  Spar*  und  Konsum-  und 
Prrvluktionsgenossenschaft  war  es.  wo 
auch  die  Spitzen  der  städtischen  Behör- 
den, der  Oberbörgermeister  und  die  bei- 
den Bürgermeister,  erschienen  waren. 
Bei  dieser  Gelegenheit  hidt  Oberburger« 
meister  Dr.  Gassner  eine  schwunfifvolle 
R(  (i.  in  {kr  er.  anknüpfend  an  das 
Sprichwort  Concordia  res  parvae  cre- 
scunt.  discordia  maximae  diUbmtur  der 
Gtnos^-cn.schaft  zu  ihrer  schönen,  und 
raschen  Enlwickelung  gratulierte  und 
den  Wunsch  aussprach,  dass  das  Unter- 
nemen, von  Erfolgen  zu  Erfolgen  schrei- 
tend, wachsen,  blühen  und  gedeihen 
möge  zum  Wohle  seiner  Mitglieder  und 
ZU  Nutz  und  Ehre  der  Stadt 
Mainz.  Diese  Stellungnahme  des 
obersten  Beamten  der  .Staflt  ist  tun  so 
bedeutungsvoller,  als  auch  \n  Mainz  ein 
Rabattsparverein  der  Hindier  im  Geiste 
Sc.chslands  existiert,  der  das  Übliche  an 
gehässiger  Beschimpfung  und  Bekäm- 
pfung des  Genossenschaftsuntemdunens 

lei^tet- 

DER  Mainzer  Konsumverem  wurde  vor 
5%  Jahren  von  einer  kleinen  Anzahl 
fortgeschrittener  Arbeiter  gegründet  Er 
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hatte  es  am  ScJilitsse  des  letsten  Ge- 
schäftsjahren auf  3204  Mitglieder,  einen 
Jahresumsatz  in»  eigenen  und  Lieferan- 
tengeschäft  von  85601g  M.  und  einen 
Übcrschuss  von  6.^  fxx)  M.  Kchracht.  Das 
an  der  Bahn  gelegene  Grundstück  der 
Genossenschaft  ist  42  m  lang  und  53  m 
tief.  Das  Sstik-kipe.  mit  den  modernsten 
und  zweckmässigäten  Euirichtungen  aus- 
gestattete I^igerhatis  nimmt  dne  Fläche 
von  25X12  qm  ein.  Ausserdem  ist  auch 
.  sdion  ein  grosses  4Stöckiges  Wohnhaus 
mit  Restaurant  im  Parterre  errichtet. 
Platz  für  Erweiterungsbauten  ist  hin- 
reichend vorhanden.  Heute  schon  ist  das 
eigene  Geschäft  der  M.iin.'fr  Arbeiter 
das  grösstc  Unternehmen  der  Branche 
am  Orte. 

X  X 
Belgien  DEM  Verband  der  belgi- 

schen Arbeiterkonsumver- 
eine gehört  on  Ende  1904 
95  Konsumvereine  an ;  im  ganzen  stand 
die  Zentralstelle  mit  169  Vereinen  in 
Gesch.nftsl)cziehungen.  Ihr  Umsatz  \w- 
trug  1633000  fr.,  171 000  fr.  mehr,  als 
im  Vorjahre,  der  Überschuss  24634  fr. 
Die  eigene  Kaffeerösterei  verkaufte  für 
36014  fr.  Produkte,  während  der  Um- 
satz der  Genossenschaftsweberei  in  Gent 
sich  auf  312000  fr.  belief.  Auch  die  Irlet- 
neren  Produktivbetriche  ergaben  befrie- 
digende Resultate.  Der  Jahresbericht 
klagt  leider  über  die  grosse  Gleichgültig- 
keit der  Verbandsvereine,  ohne  die  die 
Leistungen  und  Fortschritte  (U-  Verban- 
des und  vor  allem  der  Zentralstelle  noch 
bei  weitem  günstigere  hätten  sein  können. 
X  X 
Kwu  CkroDik  DER  anhaltische 
Landtag  hat  eine  Gesetzes- 
vorlage angenommen,  durch 
die  den  Gemeinden  die  Erhebung  einer 
progressiven  Umsatzsteuer  für 
Konsumvereine  gestattet  wird,  che  aber 
Mf%  des  Umsatzes  nicht  ubersteigen 
darf.  X  Die  Hamburger  F  roduktion 
hat  sich  auch  im  Geschäftsjahre  IQ04  gut 
weiterentwickelt.  Mitgliederanzahl:  18766, 
Umsatz:  2071  610  M.,  f'berschuss: 
108448  M.,  Rückvergütimg:  3%.  Der  Ver- 
ein hat  jetzt  32  Verkaufsstellen,  betreibt 
eigene  Hiickerti  und  Schlächterei  und  be- 
schäftigt 190  Angestellte.  X  In  sächsi- 
schen Genossenschaftskreisen  ist  jetzt 
nu  brfach  eine  l)ezirkswcisc  Regelung  und 
möglichste  Herabsetzung  der  Rück- 
vergütung angeregt  worden,  am  da- 
n)it  der  gegen --«Ht igen  nividendentreiberci 
benachbarter  Konsumvereine    ein  Ende 


zu  machen.    Ein  sehr  begrBssenswertes- 

Vorhaben !  X  Die  !)crühmte  Glasgo- 
wer Bäckereigenossenschaft, 
der  nicht  weniger  als  143  Konsmnvereinc 
als  .Abnehmer  angehören,  hatte  im  II. 
Hall)jahre  1904  emen  Umsatz  von 
4867640  M.  Die  Genossenschaft  l>e- 
schäftigt  1184  Angestellte.  X  Am  i.  Mai 
wurde  auf  dem  Friedhof  zu  Obcrwil  das 
Grabdenkmal  des  unvergesslichen  Ste- 
fan Gschwind,  eine  Bronzebüste  auf 
einfachem  Sockel,  enthüllt,  oertrud  oavio 

FrauenbeweguMt 

IntttnaManrttr  DeR  intertiationale  Frauen- 
Pnnmknigniil hongress  in   Berlin.  ül>er 

den  hier  seinerzeit  berich- 
tet worden  ist  (vergl.  Sosiatistisehe  Mo- 

nalshcftc,  1904.  II.  Bd..  p.ig.  672  fT.  >. 
wird  nach  .seinen  wesentlichsten  Darbie- 
tungen in  dem  Bericht  zusammengefasst» 
der  von  der  Bundesvorsitzenden,  Frau 
Marie  Stritt,  im  Auftrage  des  Bundes- 
vorstandes herausgegeben  worden  ist 
/Berlin,  Hal>el/.  Diese  ausgewählten  Re- 
ferate erweisen  aufs  neue,  welch  ein  luch- 
tiges Stfick  Arbeit  da  in  den  Junitagen 
des  vergangenen  Jahres  gelei.stet  wurde- 
Gewiss  sind  die  Ruckständigkeiten  und 
Fehler  unvergessen,  von  denen  jene  Ta- 
gt.ng  b^leitet  war.  Unvergessen  soll 
aber  auch  sein,  dass  hier  und  wohl  zun» 
erstenmal  in  solchem  Umfang  und  mit 
solcher  Gründlichkeit  gezeigt  wurde^  was 
Frauen  leisten  können,  und  in  welch 
sachlicher  und  vt.  r^t.^^(lic:<?r  Weise  sie  an. 
allen  sie  berührenden  Fragen  des  fluten* 
den  Lebens  teitzoidmen  wissen.  Dessen 
ist  der  vorliegende  stattliche  Band  ein 
wertvolles  Zeugnis,  der  mit  viel  Sorg- 
falt zusammengefasst  und  redigiert  wor- 
den ist.  Seinen  reichen  Inhalt  an  dieser 
Stelle  im  einzelnen  zu  würdigen,  ist  un- 
möglich. Jedenfalls  wird  er  als  Hand- 
buch für  jeden  wichtig  sein,  der  sich 
für  den  Stand  der  Frauenfrage  inter- 
essiert. 

DURCH  eine  ironische,  aber  audi  des 
Humors  nicht  entbehrende  kritische 
Schärfe  zeichnet  sich  die  Betrachtung 
lyantm  Frauen  in  den  yereinigUn 
Staaten  nickt  stimmen  können  f  aus.  Und 
einen  li()chst  erfreulichen  Beweis  fiir  den 
unbedingten  sachlichen  und  ideellen 
Wert  des  aktiven  Fratienstimmrecht» 
gibt  die  D.irbirutip  der  Berichterssatterin 
für  Neuseeland  über  die  Wirkungen  de?^ 
Frauenstimmrechts.  Es  hat  die  WahK 
sitten  verlx'ssert,  die  Trunksucht  crfolg- 
leich  bekämpft,  die  Befürchtung  der  her- 
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«inbrechenden  Pfaffenherrschaft  durch 
'die  Tatsachen  wideHegt,  ebenso  die 
Furcht,  dass  Frauen  ihr  Heim  und  ihre 
hausmütterlichen  Pflichten  vemachlässi- 
könnten,  ckti  \'oIks\vohlstand  ver- 
mehrt, eine  edite  Kameradschaftlichkeit 
zwischen  den  beiden  Gesdilechtern  ange- 
bahnt und  dadurch  den  moralischen 
Standard  gehoben. 

EIN  in  all  seiner  Knappheit  erschfittem- 

-des  Rild  von  der  Lage  der  holländischen 
Arbeiterinnen  entrollen  die  Schilderun- 
^n,  die  Henriette  van  der  Mey  von  den 
Leben,  den  fiircliterlichcn  Lohn-  und  Ar- 
beitsbedingungen der  Ziegelei-,  Land- 
und  Zigarrenarbetterinnen.  den  Zustän» 
den  innerhalb  der  Heimarl>eit,  den 
Wohnverhältnissen  u.  s.  w.  entwirft.  Im 
allgemeinen  ist  ja  die  Arbeiterinnenfrage 
-auf  die:>em  Kongress  zu  kurz  gekommen. 
Wir  können  der  Leitung  daraus  keinen 
Vorwurf  machen,  da  e.s  nicht,  oder  we- 
niKStcns  nicht  allein,  ihre  Schuld  war. 
"Wohl  aber  hätte  man  dafür  Sorge  tragen 
müssen,  dass  das  Wenige,  was  vorge- 
bracht wurde,  zumindest  gleich  den  Aus- 
fuhrungen der  hollSncHsdien  Referentin. 
statt  akademischer  .AusciTiandcrsetzungen 
einen  Uberblick  über  tatsächliche  Zu- 
stände innerhalb  des  Arbeitertnnendaseins 
gegeben  hätte.  Warm  und  oindring- 
lii^  behandelte  eme  norwegisclie  Dele- 
gierte die  Frage  des  Mutterschutzes  und 
des  Schutzes  der  unehelichen  Kinder.  Be- 
sonders sympathisch  berührt  aucii  eine 
Besprechung  4er  IVostitutionsfragie  in 
Holland,  die  sich  von  jeder  Übertreibung 
oder  Sclb.stul)crhebung,  von  jeder  Phrase 
und  Schönfärberei  frei  hält  und  mit  nüch- 
terner Sachlichkeit  die  so  ülx-raus 
schwierige  Materie  in  ihrer  Bedingtheil 
prüft  und  kennzeichnet, 
ALS  ein  Mangel  der  Publikation  ist  das 
Felilen  der  deutschen  Übertragung  bei 
den  frenufeprachlichen  Referaten  anzu- 
edien.  Es  geht  nicht  an,  vorauszusetzen, 
^ass  das  gesamte  deutsche  Lesepublikum, 
an  das  sidl  die  V'erittTeiitlichnni!;  doch 
vorwiegend  wendet  und  dessen  Interesse 
gewonnen  werden  soll,  zweier  fpemder 
Sprachen  so  weit  ntäditig  ist,  um  hier 
folgen  zu  können. 

X  -  X 

-GMcMeehta-  ALLE  Moral  ist  relativ. 
preMen«  und  Moral  ist  geseUscfaaft- 
liche  Übereinkunft  Ge- 
schlechtliche Unmoral  und  geschlechtliche 
Sklaverei  aber  kennt  allein  die  Bestie 
Mensch,  dw  einsioe,  die  diesea  Namen 
«u  Recht:  tragt.  INes  das  I«itmotiT  cmer 


Abhandlung  der  International  Socialist 
Review,  in  der  Isador  Ladoff,  gestätzt 
auf  ein  reiches  Zahlen-  und  Tatsachen- 
material, Ausschnitte  aus  der  ewig  neuen 
und  immer  gleich  fürchterlichen  PftMtti- 
tutionstragödie  bringt,  die  sich  im  vor- 
liegenden  Falle  hauptsächlich  auf  dem 
Boden  New  Yorks  abspielt.  Auch  er  ist 
der  Ansicht,  dass  das  Übel  in  seinen 
schltnunsten  Formen  erst  nrit  einer  ge- 
sünderen und  vernünftigeren  Wirt- 
schaftsordnung an  Stelle  des  heutigen 
kapitalistischen  Systems  schwinden  wird. 
ALS  eine  einschlägige  Materie  ist 
das  Thema  einer  Schrift  von  Dr. 
Emst  Feder  zu  betraditen.  die  Das 
Verwandtschaftsrecht  einschliesslich  des 
Rechtes  der  unehelichen  Kinder  /Ber- 
lin, Verlag  der  Pramenntnd^^mt/ 
betitelt  i.st.  In  klarer.  übersicht- 
licher und  fasslicher  Weise  wird  das 
Rechtsgebiet  umgrenzt  und  ausgeschöpft, 
die  Mangelhaftigkeit  des  Bürgerlichen 
Gesetzbuches  in  diesem  Punkte  darRetan 
und  zu  gunsten  eines  erweiterten  Rechts 
des  unehelichen  Kindes,  sowie  der  Vor- 
niundschaflsrechte  seiner  Mutter  Stellung 
genommen. 

X  X 
^fttMMlBMB-  DER  Bund  deutscher 
VMhRlallM  Frauenvereine  hat  dem 
Reichstag  eine  Petition  um 
Neuordnung  tmd  Verbesserung  der 
Rechts-  und  Sdiutzverhältnisse  der  häus- 
lichen Dienstangestellten  zu- 
gehen lassen,  die  unter  anderm  die  Ab- 
schaffung der  Ce'^indeordnung  und 
Unterstellung  unter  die  Gewerbeordnung, 
sowie  Ausdehnung  der  Kranken-  und  Un- 
fallversicherungspthcht  auf  die  hatislichen 
Angestellten  verlangt. 
DIE  Arbeitszeit  der  Fabrikarbei- 
terinnen betrug  nach  der  Rundfrage 
vom  Jahre  1902  bei  46,7%  der  Arbeite- 
rinnen noch  mehr,  als  10  Stunden.  Dies 
beweist  aber  um  so  weniger  gegen  die 
Notwendigkeit  und  Durchführbarkeit 
des  Zehnstundentages,  als  gerade  im 
grossst.idti<chen  Betrieb  und  in  der  qua- 
liftzicrlen  Arbeit  mit  dem  9-  bis  lostün- 
digen  Arbeitst^  die  besten  Erfahrungen 
gemacht  wurden,  und  es  beweist  erst 
recht  nichts,  wenn  man  bedenkt,  dass  die 
lange  Arbeitszeit  mit  65%  innerhalb  der 
durch  lange  Arbeitszeit  und  niedrige 
Entlfrfmung  berüchtigten  Textilindustrie 
anzutreffen  ist.  Von  84  Gutachtern 
haben  sich  66  f  ü  r  den  Zehnstundentag 
ansgesprodien. 

X  X 

36 
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Ari»«lt<riin«i-  AUCH  in  der  Textilindus- 
MwtguiiB  trie  wird  es  aber  allmählich 
Licht  werden.  Als  er- 
freuliches Symptom  in  dieser  Richtung 
ist  anzuführen,  dass,  während  die  Zahl 
der  männlidien  Mitglieder  des  Textil- 
arbeiterverbandes im  IV.  Quartal  1904  im 
Verhältnis  zur  Durchschnittsmitglieder- 
sahl  des  Jahres  1903  um  etwa  6500  ge- 
sunken, die  der  weiblichen  um  über  locw 
gestiegen  ist  Auch  die  weibliche  Mit- 
gliederzahf  des  Metaflarbeiterverliandes 
hat  um  1600  zugenommen  und  Ixträpt 
7200.  Ein  gutes  Omen  für  alle  jene,  die 
mit  Recht  das  Heil  der  Arbeiterinnen- 
organi<^ation  nicht  in  Sonderbündelei. 
sondern  im  Eingehen  in  die  allgemeine 
Gewerkschaftsorganisatiop  sdien. 
X  X 
KniM  Chronik  DER  2.  Verbandbtag  des 
Grwerkverems  der  H eim- 
arheiterinnen  Deutsch- 
lands, der  Ende  März  in  Berlin  tagte, 
war  von  43  Delegierten  besucht.  Auch 
die  Regierung  hatte  Zeit  gefimden,  dem 
bürgerlichen  Schossktnd  ihr  Interesse 
durch)  Entstndunff  eines  Vertreters  zu 
bezeugen.  X  Eine  Petition  des  Verbandes 
fortsehrittJieher  Frauenvereine  tun  Zu- 
lassung der  weiblichen  P  f>  s  t  b  c  a  m  t  e  n 
zu  den  hölieren  Steilen  des  Postdienstes 
ist  durch  das  probate  Mittel  des  —  Über- 
gangs zur  Tagesordnung  crleditrt  wor- 
den. X  In  Holland, sollen  kraft  könig- 
lichen Erlasses  alle  verheirateten  Fnmen 
aus  dem  Reichspost-  und  Telegraphen- 
dienst entlassen  werden.  X  Wie  logisch 
es  ist,  cCe  Ehe  als  Entlassangsgrund  zu 
normieren,  geht  aus  der  von  Wien  mit- 
geteilten Tatsache  hervor,  dass  im  Schul- 
jahr 1902-1903  von  497  verheirate- 
ten Lehrerinnen  Wiens  8  aus  Fa- 
milienrücksichten auf  einige  Wochen  Ik-- 
iirlaubt  werden  mtitslea.  Das  sind  1,6%; 
und  nun  frage  man  einmal  den  Krank- 
heitsurlaubcn  der  Lehrer  nach ! 
X  X 
Utaratur  DIE  Frauenfrage  behan- 
delt Paul  Lafargue  in  der 
International  Socialist  Re- 
vuw.  Er  zerpflückt  die  landläufige 
Bourgeoisattffassung  tmd  führt  auf 
Grund  einwandfreier  historischer,  sowie 
wissenschaftlicher  Zeugnisse  und  statis- 
tischen Materials  aus,  dass  die  Frauen 
den  Männern  nicht  nur  gleidi.  sondern 
in  manchen  Stücken,  zum  Beispiel  in  der 
Vitalitat,  sogar  überlegen  seien.  Auch 
seine  Hypothese,  dass  durch  die  jahr- 
hundertelange geistige    und  körperlidic 


Benachteiligung  und  Unterdrückung  des- 
Weibes  diJe  Allgi^meincntwickelung  des 
Menschengeschlechts  hintangehaltcn  wor- 
den sei,  ist  nicht  von  der  Hand  zu  weisen. 
Ebenso  die  sich  daraus-  ergebende 
Schlussfolgerung,  dass  die  Gleichheit  und 
Freiheit  des  Wdbes  im  Interesse  der 
Artentwickelttog  sa  fordern  und  hi 
fördern  sei.  HtHBirrrE  fürtm 

KUNST 

Dichtkunst 

Ricarda  Hucht  RICARDA   Huch  erzählt 
Msnschan        von  einem  Träumer,  der  in» 
Urwald  Hegt  Über  ihm  ist 

das  Zwciggeschlinge  so  fest  und  dicht 
verwachsen,  dass  jedes  Fleckchen  des. 
Himmelblaus  verborgen  scheint.  Da 
schiesst  der  Lichtschnende  mit  einer 
Pistole  das  Dickicht  entzwei,  und  ein 
knospcngrosses  Himmelsstücklein  ent- 
hüllt sich.  Von  dem  kann  der  Träumer 
alle  übrigen  unermesslichen  Himmelshcrr- 
Itctikeitenr.  weiterspinnien.  —  Sie  selber 
tut  so.  Es  ist,  als  brauche  sie  nur  ein 
einziges  Fünklein,  um  die  Phantasie  zur 
lohrndcn  Gc>taltungskraft  anzusdiüren. 
Mühelos  und  spielend  fabuliert  sie.  So 
brodelnd  ist  der  innere  Reichtom,  dass  es. 
ihr  versagt  blieb,  im  Drama  ihn  zu  be- 
wältigen. Das  Renaissancestück  Evoe  er- 
greift erst,  wo  zwei  Upende  breit  und 
lyrisch  den  T'ljLrfluss  dtf  Empfindungen- 
hinströmen  dürfen.  Sidl  Erinnern,  rück- 
wärts Schauen,  <fie  Begebenheiten  mid 
Stimmungen,  die  ein  Leben  formten,  be- 
haglich Zerfasern,  das  ist  der  Hang  die- 
ser seltenen  Erzihlerin.  Und  deshall» 
legt  sie  gern  einem  Helden  die  Feder  zur 
Hand,  damit  er  im  ungehemmten  Selbst- 
gespräch Schicksale  berichte,  aodi  bet 
kleinen  Ereignissen  bescbanlich  verwei- 
lend. 

WIE  kam  Liebesweh  in  die  Welt?  Un- 
irdische Schwärmer  dachten,  am  Maien- 
tag auf  einer  Wiese  alle  sehnende  Krea- 
tur zu  gesdlcn.  Die  Heilsbotschaft  der 
freien,  vom  Sinnentrieb  allein  bewegten 
Liebe  ward  Gesetz  für  eine  Fröhlings- 
nacht.  Aber  merkwürdig  und  beklapoiis- 
wert.  die  Besten  grad,  die  von  Hoheits- 
gc  fühlen  am  innigsten  Erfüllten,  schauer- 
ten vor  solcher  Fessellosigkeit.  Sic  nah- 
men und  gaben  sich  und  waren  dennoch 
von  Liebe  leer,  die  nur  ganz  Flattrige 
sehr  obenhin  beglückte.  Die  Lehre  des 
Märieins  deutet  Ricarcbi  Huchs  an  den  zw 
s^nell  Verbandenen,  deswegen  cchmerc- 
haft  Enttäuschten.  Die  können  nichts, 
als  bresthafte  Pein,  erwarten.  Nur  dcnexk 
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Icommt  starkes,  ewiges  Liebesglück,  die 
in  zag^r  Auslese  ihre  Seelen  suchten,  he- 
hutsani  und  andächtig  eines  das  andere 
prüfend.  Die  Gestaltung  dieses  Problems 
ist  der  Dichterin  besonders  wert.  Sie  hat 
es  zum  Grundstoff  ihrer  drei  grossen 
Romane  gemachL 

ALTER  Kulturboden  trägt  schöne,  aber 
Ids  schon  an  gemoderte  Menschen.  Ein 
Glied  der  Gruppe  vereint  sich  mit  einem 
fremden  Wesen,  das  aus  der  Ferae  kam. 
Es  ist  eine  Frau  mit  gafltscher  Hurtig- 
keit, ein  Prinz  mit  sagenhaften  Kronen, 
der  in  exotischen  Ländern  des  Daseins 
Unverständlichkeit  zn  betranem  anhob, 
dann  ein  gesundes,  w.Trmendcs  Blut,  das 
fähig  ist,  alle  Borne  der  Fröhlichkeit  und 
4les  Mutes  zu  ersddiessen.  Diese  auf- 
•.viihlcnden,  zersprengenden  Elemente 
können  aber  nicht  lange  wirken.  Sie  trar 
gen  immer  den  Keim  eines  frühen  Todes 
in  sich,  der  sohr  hald  reift.  Ist  nun  das 
Wohltatige,  Erfrisdiende  aus  den  Tagen 
der  Beraubten  geschaltet,  so  nistet  eine 
stumpfe  Wunschlosigkeit,  die  nur  manch- 
mal nach  einstipfcni  Goldenen  bebt,  sich 
ein.  Im  Grunde  s^  liaut  die  Poetin  sehr 
ernsten  Auges  auf  die  Wirmisse  des  Le- 
bens. Wenn  Geschicke  heiter  sich  auf- 
bauen, werden  sie  schnell  beschattet. 
Aber  Ricarda  Hucb  weint  nie  selbst  dä- 
mm. Des  eigenen  Herzens  Mitschwingen 
unterdnickt  ^ie  geflissentlich  und  ist  in 
diesem  Zuge  verwandt  den  Körper  ge- 
wordenen Unstechlichkeitsmächten  ihrer 
Werke,  die  alles  Blülun  und  Wrgehen 
mit  überlegenem  Lächeln  verfolgen,  mit 
nie  zn  trfibender  Flrendenhoffnting  oder 
eincr'allgerecfaten  Klo^dt;  die  tman tast- 
bar ist.  • 

DOCH  sind  diese  Unsterblicfakeitsmächte 

nur  ein  wonniger  Trug,  aus  Irdischem  ge- 
macht und  dem  Siechttun  bestimmt 
Wenn  sie  verfsllen,  kranken  die  IQnder 

'lirer  Hut  erst  recht.  Sie  zittern  vor 
langwierigem,  qualvollen  Leiden;  sie  sind 
viel  zu  sehr  an  Vollkomnienheit  ge- 
wöhnt, in  Ced.Tnken  mit  den  Mi^lichkei- 
tcn  des  Seligen  vertraut,  als  dass  sie  im 
Stande  wären,  Hässlichkeit  und  schmutzi- 
ge Notdurft  hinzuschleppen.  Weil  sie  sich 
am  Glück  nicht  sättigen  können,  fliehen 
sie  das  hereinbrechende  Elend.  Selbst- 
mord ist  ihr  Ende.  Mit  mannigfaltiger 
Buntheit  werden  diese  Selbstmorde  ge- 
schildert. Meist  erfolgen  sie  ohne  Ge- 
räusch, in  dunkler  Verstohlenheit,  und 
die  Dichterin  ist  bemüht,  die  Spuren  der 
Toten  rasch  zu  verlöschen.  Sic  sieht 
etwas   beinah  Selbstverständliches  und 
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nicht  durchaus  Tragisches  im  freiwilli- 
gen Sterben  d(T  7u  Schwachen,  das  in 
ihr  weder  Schrecken,  noch  Abscheu 
zündet. 

DEN  Menschen,  die  allezeit  ungebeugt 
und  jvmg  bleiben,  gilt  ihre  besondere  An- 
hänglichkeit. Es  ist  für  sie  immer  dn 
wehmütiger,  betränter  Augenblick,  wenn 
einer  das  Alter  her  schleichen  fühlt  und 
das  Absinken  vom  lerchenhohen  Fluge; 
Dann  hascht  sie  rührende  Molltüne,  <Ls 
Gemöt  pressend  und  bange  Ahnungen 
weckend.  Denn  nicht  der  Tod  ist  ihre 
Furcht,  sondern  die  Ohnmacht,  zu  ster- 
ben. Die  Starken  aber  und  Dauernden 
ir.iisscn  durch  leibliche  Vollendung  nach 
aussen  künden,  was  sie  an  Stahl  imd 
Wucht  im  Innern  hegen.  Darum  weiss 
sie  Miinnersohfinhcit  besonders  zu  prei- 
sen, solange  sie  noch  strotzend  ist.  Des- 
halb gl«ibt  sie,  das  Bild  einer  Frau  ein- 
dringlicher zu  malen,  wenn  sie  ihm  die  * 
Haltung  einer  Empiregestalt  leiht.  In  ge- 
rärmigcn,  mit  brdtsporigen  Möbeln  aus- 
gestatteten Zimmern  wohnen  diese  Lieb- 
linge, schreiten  durch  wilde  Felsland- 
schaften und  sind  bestrebt,  auf  steinigem 
Grunde  sich  einzuwurzeln.  Scheitert  dies 
Trachten,  dann  sollen  Müdigkeit  und  Er- 
schlaffung nicht  vorwalten.  Die  Lippen  • 
aufeinanderbeissen  und  sich  hochstem- 
men, ist  Pflicht.  Wenn  nur  der  Stachel 
nicht  wäre,  dass  einmal  spielende  Kräfte 
die  Sonne  hemiederzogen,  jetzt  aber  auf- 
gepeitschte nichts  mehr  entfachen  kön- 
nen, als  ein  schwaches  Fricdcnsflimmem. 
Hierfür  weiss  Ricarda  Huch  keine  Lin- 
dertmg,  den  Ausweg  des  Selbstmordes 
allein.  Aber  wenige  besitzen  so  viel  Mark 
des  Entschlusses.  Einmal  zürnt  sie  der- 
art solchem  Schwächling,  daü»  sie  ihn 
v  om  eigenen  Bruder  in  den  Tod  hetzen 
lässt. 

DENNOCH  kennt 'Ricarda  Huch  einen 

Schlag  von  Helden,  die  meist  verachtet 
und  übersehen  werden,  denen  sie  aber 
ihre  ganze  liebkosende  Aufmerksamkeit 
zuwendet:  es  sind  die  Helden  der  Phan- 
tasie, des  Traumes,  die  alle  Paradiese 
durchwandern,  obwohl  sie  am  Kreuze 
bluten.  Verkrüppelt  sind  diese  Helden 
verspottet,  vom  Hunger  oft  bedroht,  von 
Krankheit  und  düsterster  Alltagssorge 
zernagt.  Sie  türmen  aber  so  stcmen- 
hcch  eine  Glückswelt  um  sidi,  dass  ihre 
ätherische  Pracht  beinahe  der  echten 
Grösse  ähnlich  wird.  Zärtlich  haftet  die 
Dichterin  an  den  Geschöpfen  ihrer  Ca- 
ritas und  eröffnet  den  Kindern,  die  ja 
gleiche  Ndgtu^  brauchen,  ihre  Seele 
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ebenso  weit.  Klug  sind  ihre  Kinder  und 
begehrlich  nach  Welten,  die  nur  Begna- 
deten und  Genussfahlgen  sicfi  anftan. 
Grad  sie  nahen  sich  immer,  um  den 
Alternden  des  Welkens  Beginn  anzu- 
sagen. So  schwere  Nachridit  ans  so 
arglosem  Munde  sduneckt  dann  noch 
viel  bitterer. 

DIE  Dichterin  hat  in  swei  Bänden  die 

Gischichtc  vom  Blühen  und  Verfall  der 
Romantik    geschrieben.    Hayms  gedan- 
kentriditiges  Wissen  .steht  ihr  nicht  zur 
Verfügung.    Sic    darf    sich    aber  einer 
Gabe  rühmen,  die  dem  blossen  Gelehrten 
versagt  war:  Wenn  sie  dn  Bild  des  ro- 
n-antischen  Menschen  zeichnet,  das  per- 
sönliche   Walten    romantischer  Poeten, 
Philosophen  und  Arzte,  so  erblickt  sie 
all  die  Gestalten  in  ausgeprägt'  Ldbhaf- 
tigkeit  vor  Augen  und  weiss  es  mit  tref- 
foider  Sicherheit,  ihre  Eindrücke  dem 
Leser  ins  Blut  zu  senken.   Der  sdiaffen- 
dcn  Künstlerin  hat  es  beim  wisaciftdiaft' 
liehen  Arbeiten  offenbar  äusserst  bdiagt, 
dem  toten  Buchstaben  von  ihrem  retchen 
Leben    cinzuhaudien.    Ein  mystischer 
Drang  /mkt  dann  in  ihr,  auf  ein  Klingen 
dä  starren  Wortes  zu  lauschen,  das  nur 
den  bevorzugtesten  Ohren  t5nen  mag. 
Überall,  wo  in  Ricarda  Huchs  Erzählun- 
gen Gelehrte  auftreten,  ist  die  Neigung 
in  ihnen,  den  schauenden  Knnstgenuss 
mit  dem  wägenden  der  Wissenschaft  zu 
einen.    Künstler  oder  Crclehrte.  die  es 
nicht  tun,  sind  nur  minderwertig  oder 
verdanket!  Namen  und  ,\nschen  zufälli- 
gen AusscrliclUceiten.    Und  die  rechten 
Geistesarbeiter,  die  nur  ans  Trieb»  nidlt 
aus  Not  forschen,  sind  von  nnpewöihn- 
licher  Lernbegier.  Auch  hier  wieder  ach- 
tet  sie  wirklich   nur   die   Ernsten  und 
Cirossen,   während   sie  für  unfruchtbare 
Nichtstuer  allein  hämischesMitleid  äussert. 
Das  Halbe  und  Brüchige  in  Rt  i  t.  armen 
und    gefühlsmatten    Seelen  erträgt  sie 
nicht.    Dodi  starke  Vernunft  schemt 
ihr  immer  versi»hnt  mit  inbrünstiger  Em- 
pfindungskraft.  Diese  beiden  Mächte  soll 
der  Mensch  im  Leben  bewähren.  Fragt 
man  die  Diclitcrin  al)cr,  was  ein  wahres 
Menschensein   darstelle,  dann  sagt  ihre 
Antwort:  »Alles  Leben  ist  ein  Geschäft 
dir  Liehe,  und  was  ist  und  geschieht,  ist 
nichts,  als  fliegender  Same  der  grossen 
Erdbliune,    die    unsere  liebetrunkenen 
Sinne  entzünden  soll,  unsterUiche  Schön- 
heit hervorzubringen.« 
IN  den  vier  grossen  K Mni  .nen  Erinne- 
rungen von  Ludolf  l'rsicu  dem  Jünge- 
ren.   Aus  der  Triufuphgasse,     l'iia  so- 


mninm  brtvt.  Von  den  K.nngm  und  der 
Krone  —  von  denen  die  beiden  mittleren 
schon  in  besonderen  Essays  dieser 
Zeitschrift  gewürdigt  worden  sind  —  hat 
Ricarda  Huch  ihr  Reifstes  gegeben.  Die 
Mischtmg  von  Romantik  und  wirklichem 
Alltag  ist  in  der  letzten  Geschichte  von 
eigentümUch  schöner  Wirkung.  Erst  mag 
der  Leser  sidi  nicht  gern  in  Äese  Zwtt- 
terwclt  einspiniirn  I.is-^ti,  aber  schliess- 
lich werden  seine  Sinne  doch  zur  Andacht 
gefesselt  Die  Lyrikerin  ist  immer  da  am 
erfreulichsten,  wo  sie  des  eigenen  We- 
sens sich  cntauäsern  darf,  um  die  Empfin- 
dungen und  Stimmungen  bevorzugter 
Gestalten  zu  malen.  Die  kleinen  Erzäh- 
lungen, die.  wie  das  Drama  der  Dichte- 
rin, häufig  im  Rt.naissance-Italien  spie- 
len, oder  zur  Zeit  des  Hexen-  und  Gei- 
sterglaubens, sind  nicht  in  der  freien, 
vollendeten  Art  der  klassischen  Schwei- 
ser  geschrieben,  denen  Ricarda  Hudi 
nachcifert 

X  X 
NsttausgabsB    DER     Mondreigen  von 
Sekiaraffis    und  andere 

Ceschichten  Ricarda 
Huchs  erscheinen  in  neuer  Ausgabe  bei 
H.  Haessd  in  Leipzig.  Von  Fried- 
rich Theodor  V  i  s  r  h  e  r  s  humo- 
ristischem Roman  Auch  Einer  veranstal- 
tet die  Deutsche  VerhgsansUttt  in  Stutt- 
gart eine  Volksausgabe.  Die  Reihe  einer 
Sammlung  Erzieher  su  deutscher  Bildung 
setzt  der  Verlag  Diederichs  zu  gelegener 
Zeit  mit  Schiller  fort,  atis  dessen 
kunsttheoretischen  und  pädagogischen 
Schriften  ein  angenehmes  Büchlein  zu- 
sammengestellt ist.  Schillers  Urenkel, 
Alexander  von  Gleichen-Russwurm, 
schrid»  die  Einfuhnmg. 
X  X 
KUMfamalk  DER  Dichter  Carl  Spit- 
teier beging  am  24.  April 
seinen  60.  Ck-burtstag.  Über 
sein  Hauptwerk,  den  Olympischen  Prüh- 
ling,  soll  nädistens  hier  gesprodtcn  wer- 
den. 
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LUSHIw  DES  Nancycr  Literatur- 
professors Henri  Lich- 
tenberger Werk  Henri 

Heine  penseur  übersetzte  F.  von  Oppeln - 
Bronikowski  ins  Deutsche  /Leipzig, 
Reissncr/.  X  A.  L.  W  o  1  y  n  s  k  i  j  s  Stu- 
dien über  Dostojewski).  I.  Teil,  und  des 
gleichen  Autors  Abhandlung  Der  mo- 
derne Idealismus  m  RtuHond  hat 
Melnik  deutsch  herausgegeben  'Frank- 
furt, RiUtcii       Locning,'.       max  hochdorf 
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